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Jahrgang 192 2. 

Seite 1039, Zeile 12 von oben, ist das Komma zu streichen. 
„ 1041 hat die Formel zu lauten: F 0 = a • p + b • p 


1 . 


m 1 1 in 

1644, Zeile 1 oben ist an Stelle der gestrichelten Linie eine ausgezogeno 
Linie - zu setzen. 


1046, Zeile 6 von unten, muß es heißen: f 0 = -j- 


J ah r gang 192 3. 

Seite 907, Abs. 1, Zeile 15 von oben: 

Durch ein Versehen beim Druck ist eine falsche Zeile eingefügt worden. 
An Stelle von Zeile 15: 

bahnen während der einzelnen Jahre des Berichtszeitraums. Die 
ist zu setzen: 

Verwaltungen für das gesamte deutsche Netz durchgesetzt hat. Die 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhdfe. 

Von Dr.-Ing. Kümmell, Berlin. 


Mit bildlichen Darstellungen und Plänen. 


1. Einleitung. 

Zu den wichtigsten Vorgängen des Eisenbahnbetriebes gehören die 
Verschiebearbeiten, die den Zug erst entstehen lassen, ihn ändern und 
schließlich auflösen. Die Verschiebarbeit im Güterverkehr — von ihr 
soll hier ausschließlich die Rede sein — ermöglicht also erst den Eisen¬ 
bahnbetrieb, indem sie das verladene Gut in den Zug einstellt und 
schließlich zur Entladung bereitstellt. Dementsprechend gehören die 
großen Verschiebebahnhöfe zu den wichtigsten Punkten des Eisenbahn¬ 
netzes, sind sie es doch, von denen alles Leben des Güterverkehrs aus¬ 
geht und zu denen es hinströmt. Hier entstehen naturgemäß ganz er¬ 
hebliche Kosten, deren Höhe bisher nicht bekannt ist. Es ist deshalb 
notwendig, diese auf möglichst breiter Grundlage zu suchen. Wertvolle 
grundlegende Arbeiten 1 ) darüber sind schon vor dem Krieg erschienen, 
sie behandeln aber die Aufgabe nur akademisch, oder sie beschränken 
sich auf wenige Sonderfälle. Jedenfalls fehlen tatsächlich Kosten¬ 
ermittlungen für eine größere Anzahl Bahnhöfe ganz. Eine Umrechnung 
der erwähnten Untersuchungen der Vorkriegszeit auf den heutigen 
Geldstand ist ikaum möglich. Daß einer Vergleichs fähigen Kosten¬ 
berechnung der verschiedenartigen Bahnhöfe manche Bedenken entgegen¬ 
stehen, weist schon Oder a. a. 0. 1904 S. 1330 nadh. Gleichwohl wurde 
wegen der Wichtigkeit der Aufgabe im folgenden versucht, zum Ziele 
zu gelangen. Wenn dabei auch manches selbstverständliche Ergebnis 
zahlenmäßig bewiesen werden kann, so ist dies kein Fehler. 


*) A. Blum: Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens 1900. — Oder: 
Betriebskosten auf Verschiebebahnhöfen, Archiv für Eisenbahnwesen 1904/06. — 
Sammet: Betriebskosten auf einseitig entwickelten Rangierbahnhöfen, Archiv für 
Eisenbahnwesen 1918. — Sammet: Uber die bauliche Anlage, den Betrieb usw. 
des Rangierbahnhofs Karlsruhe. Karlsruhe, Längs Buchhandlung, 1912. - Sehr 
eingehende Literaturangaben sind zu finden in Verkehrstechnische Woche, 1913, 
— Helm: Betriebspläne für Verschiebebahnhöfe und in Verkehrstechnische Woche 
1922 Heft 16/17. 

Archiv für EltenbaboweseQ. 1923. 1 
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2. Gang der Berechnung. 

Um das Ziel zu erreichen, wurde folgender Weg eingeschlagen: 
Zur Ermittlung der Betriebskosten eines Bahnhofs muß man den Be¬ 
triebsvorgang räumlich und zeitlich in seine Einzelheiten zergliedern, 
hier das Wesentliche vom Unwesentlichen trennen, die Kosten feststellen 
und die einzelnen Teile nach Bedarf zusammenzählen. Für den Ver¬ 
gleich verschiedener und besonders verschiedenartiger Bahnhöfe darf 
nur das Wesentliche erscheinen. In dieser Weise wurden nacheinander 
erst zwei Bahnhöfe (Soest und Göttingen) durchgerechnet. Es wurden 
dann einheitliche Richtlinien für die Berechnung ausgearbeitet, mit den 
Bearbeitern besprochen und danach die in der Tafel 4 aufgeführten Bahn¬ 
höfe berechnet. Diese Untersuchungen sind vergleichsfähig, wenn auch 
in Einzelheiten gelegentlich Änderungen vorgenommen werden mußten. 
In der Kostenzusammenstellung 4 sind diese berücksichtigt, so daß deren 
Zahlen durchaus zu vergleichen sind, soweit das überhaupt erreichbar 
ist. Verschiedenheiten infolge verschiedener Auffassungen können auf 
Grund von ausgeführten Sonderberechnungen nur ganz wenige Prozent 
der Endzahlen betragen; sie werden sich in ihren Summen zum größten 
Teil noch aufheben. Einen Beweis für die Vergleichsfähigkeit bieten 
die Tafeln 5 und 5 a und da besonders die gleichartigen Bahnhöfe 
Langendreer, Geisecke und Seelze, Wustermark, die von verschiedenen 
Direktionen berechnet wurden und trotzdem gleiche Ergebnisse zeigen. 

Zweck. 

Bei der Lösung der Aufgabe wurde immer wieder gefragt: Welchen 
Zweck hat diese immerhin erhebliche Arbeit? Es sei deshalb näher 
darauf eingegangen: Zweck der Betriebskostenermittlung ist: 

1. Zunächst überhaupt festzustellen, ob ein Unternehmen wirt¬ 
schaftlich ist, ob also aufgewandtes Kapital und Arbeit sich 
entsprechend lohnen, 

2. einen gleichartigen Maßstab für Betriebsvorgänge zu verschie¬ 
denen Zeiten (zurzeit nur mit Einschränkung möglich) und an 
verschiedenen Orten zu gewinnen, um vergleichen zu können, 
welches 

3. die wirtschaftlichste Arbeitsweise ist. 

4. Weiterhin ist es bei einer richtigen Betriebskostenermittlung 
möglich, Fehler in der Betriebsart, mögen sie sein, wie sie 
wollen, zu erkennen und zu beseitigen. 

Beginnt man mit einer Betriebskostenermittlung, so kann man 
nur durch Vergleich von gleichartigen Unternehmungen — sozusagen 
auf wagerechter Grundlage — das mehr oder weniger gute Arbeiten des 
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einzelnen Unternehmens feststellen. Erst später durch wiederholte Be¬ 
rechnungen wird es möglich sein, auch die verschiedenen Ergebnisse 
desselben Einzelwerks zu vergleichen und sozusagen in senkrechter 
Richtung, Schlüsse zu ziehen. Dabei ist es nicht notwendig, die grund¬ 
legende Kostenberechnung stets völlig zu wiederholen. Es muß vielmehr 
das Ziel statistischer Aufschreibung sein, einige charakteristische Zahlen 
dauernd mit geringer Arbeit zu ermitteln, um daraus die Berechnung 
selbst auf dem laufenden zu erhalten. Nur in längeren Zeiträumen 
wird es nötig sein, die Rechnung von Grund auf zu wiederholen. 

Diese allgemeine Erörterung auf die Verschiebebahnhöfe ange¬ 
wandt, bedeutet also, daß es zunächst darauf ankommt, festzustellen, 
ob ein solcher Bahnhof, als Einzeluntemehmung betrachtet, das aufge¬ 
wandte Anlagekapital verzinst und Abschreibungen ermöglicht. Das 
kommt in dem begrenzten Sinne bei den Eieenbahnunternehmungen nicht 
in Frage, da ja vorläufig nicht festzustellen ist, welcher Teil der Ein¬ 
nahmen auf einen solchen Bahnhof entfallen muß. Wohl aber kommt es 
in Frage beim Entwurf neuer Bahnhöfe, festzustellen, welcher Vergleichs¬ 
entwurf die billigste Arbeit leistet, wenn man Zinsen und Tilgung des 
Anlagekapitals und die Betriebskosten berücksichtigt In diesem Sinne 
ist bisher mancherlei versäumt, indem die Betriebskosten nicht oder 
allenfalls nur gefühlsmäßig berücksichtigt sind. Hier kommt man also 
schon zu einem erreichbaren Ziel der folgenden Berechnung: nämlich 
auf Grund der tatsächlichen Berechnungen auch für Entwürfe neuer 
Bahnhöfe oder für wesentliche Änderungen die Betriebskosten im vor¬ 
aus anzugeben. Weiterhin muß die Feststellung der wirtschaftlichsten 
Arbeitsweise verschiedener Verschiebebahnhöfe es ermöglichen, die ver¬ 
schiedenen Ausführungaformen zahlenmäßig zu vergleichen, um daraus 
herzuleiten, welche Bahnhofsart unter bestimmten Voraussetzungen am 
vorteilhaftesten arbeitet. Durch den Vergleich im wagerechten oder 
senkrechten Sinne muß es möglich sein, alle Verteuerungen zu ermitteln, 
die von örtlichen baulichen Fehlem abhängen oder auf falsche Betriebs¬ 
weise zurückzuführen sind. Man wird also feststellen können, wo Ab¬ 
hilfe einsetzen muß. Der Vergleich der Kosten oder der Kopf- und 
Schichtleistungen mit gleichartigen (Nachbar-) Bahnhöfen wird der 
Leitung vom Vorsteher bis zur Direktion ein Ansporn sein, möglichst 
günstig zu wirtschaften. 


Maßstab. 

Die Ermittlung der Betriebskosten hatte vor dem Kriege dauernden 
Wert, jedenfalls für den längeren Zeitraum, für den jede derartige 
wissenschaftliche Untersuchung ihre Geltung behielt. Wenn man es 

l* 
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jetzt dagegen unternimmt, Wirtschaflsberechnungen aufzustellen, so muß 
man eich wohl darüber im klaren sein, daß die absoluten Zahlen (Geld¬ 
wert) schon überholt sind, wenn eine größere Arbeit vollendet ist. Trotz¬ 
dem ist wohl in keiner Zeit mehr von Wirtschaftsberechnungen die Rede 
gewesen, als gerade jetzt, weil es gilt, bei unserer verzweifelten Lage 
aus allen Betriebsvorgängen das Mögliche herauszuholen. Um zu diesem 
Ziel zu gelangen, sind aber nicht bloß die absoluten Zahlen notwendig, 
sondern ein noch größerer Wert steckt, wie erwähnt, in dem Vergleich 
verschiedener Anlagen, die für den gleichen Zeitabschnitt berechnet 
sind. Die vorliegende Abhandlung bezweckt nun, einen Überblick über 
die Höhe der Verschiebekosten zu gewinnen, dabei kann aber nur vom 
Werte zur Zeit der Berechnungen die Rede sein, die für August 1921 
aufgestellt sind. (Um aber schon jetzt einen Vergleich zu erleichtern, 
sind in Zusammenstellung a einige Preise des Stichmonats, besonders auch 
der Dollarkurs und die Kennziffer der Lebenshaltung auf geführt.) 
Eine Ausnahme bilden die Bahnhöfe Soest und Göttingen, für die der 
Monat Oktober 1920 zugrunde gelegt ist, weil die hier gemachten Er¬ 
fahrungen in den Richtlinien verwertet sind. Eine nach heutigem 
Begriff wesentliche Steigerung ist zwischen Oktober 1920 und 
August 1921 nicht eingetreten, so daß diese Zahlen in gewissem Um¬ 
fange vergleichsfähig sind. Dollarkurs Oktober 1920 = 70, August 1921 
= 86. Wenn es späteren Untersuchungen noch gelingen sollte, Kenn¬ 
ziffern für das Eisenbahnwesen ähnlich denen für Lebenshaltung auf¬ 
zustellen, so wäre auch der absolute Wert der ermittelten Zahlen wieder 
hergestellt oder jederzeit wieder herzuetellen. Man brauchte dann die 
vorliegenden Zahlen jeweils nur mit dem bestimmten Faktor zu mul¬ 
tiplizieren. Jedenfalls ist der Vergleichsmaßetab letzten Endes die Mark 
allen Schwankungen zum Trotz. Zwischenmaßstäbe sind aber ver¬ 
schiedene möglich, und zwar kommt hier hauptsächlich die von der 
Lokomotivschidht oder dem Kopf der Bahnhofsbesatzung geleistete 
Wagenzahl in Frage. 

Zerlegung der Selbstkosten. 

Die absolute Größe der Selbstkosten wird man also nicht immer 
nötig haben. Man wird sich in den meisten Fällen mit relativen Zahlen 
begnügen können und es tun müssen, wenn die Ermittlung der absoluten 
verhältnismäßig viel Arbeit verursacht Die gesamten Selbstkosten 
(absoluten) werden in Anlehnung an Oder und Sammet zerlegt 
werden können in solche für 

I. Personal. 

II. Rangierlokomotiven. 

III. Zugfahrten. 
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IV. Bremsmittel, Betriebsmittel, Reinigung und Heizung, er¬ 
schwerter Betrieb u. a. 

V. Beleuchtung des Bahnhofs und der Signale. 

VI. Unterhaltung der baulichen Anlagen einschließlich der Beschä¬ 
digungen. 

VII. Verzinsung und Abschreibung der baulichen Anlagen. 

VIII. Wagen (Aufenthalt-, Verzinsung, Abschreibung, Abnutzung und 
Beschädigungen an Wagen und Ladung). 

IX. Verwaltungskosten. 

Nach der Einteilung des Vereins Deutscher Ingenieure (Grundplan 
der Selbstkostenberechnung — Ausschuß für wirtschaftliche Fer¬ 
tigung —)*) werden die Punkte I—VI und von VIII die Beschädigungen 
im wesentlichen Einzelkosten, die übrigen Punkte Gemeinkosten sein*). 
Da, wie ausgeführt, für einen Venschiebebahnhof unmittelbar keine Wirt¬ 
schaftlichkeit ausgerechnet werden kann, die Einzelberechnung der Ge¬ 
meinkosten zurzeit aber noch auf gewisse Schwierigkeiten stößt, war 
von ihrer Ermittlung zunächst Abstand genommen. Z. B. würde die 
Verzinsung und Abschreibung der baulichen Anlagen einen Vergleich 
durch örtliche Zufälligkeiten erschweren. Für eine vergleichende 
Untersuchung sind deshalb die Punkte VII—IX, abgesehen von den Un¬ 
fällen, zunächst fortgelassen. Die hierfür aufzuwendenden Kosten sind 
aber nach Einzeluntersuchungen so erheblich, daß eine Betriebskosten¬ 
berechnung nicht an ihnen vorübergehen kann. Sie sind deshalb in 
einem besonderen Abschnitt wenigstens überschläglich für mittlere Ver¬ 
hältnisse gesucht. Zunächst soll aber nur von den reinen Betriebskosten 
die Rede sein. 

Eine weitere Vereinfachung ergibt folgende Erwägung (vgl. 
Tafel 4). Aus dem Schrifttum und den ersten Berechnungen zeigte sich, 
daß die wesentlichen Kosten aus Personal und Lokomotiven mit etwa 
75—80 % entstehen. Zugfahrten werden bei einseitigen Anlagen ins 
Gewicht fallen (10 %) und dürfen bei einem Vergleich ein- und zwei¬ 
seitiger Anlagen keinesfalls fortbleiben (s. unten). Dagegen spielen 
Bremsmittel, Beleuchtung und Heizung und erst recht Ausgaben für 
Betriebserschwemisse nur eine untergeordnete Rolle. Sie werden absolut 
mit nicht mehr als 4 % der reinen Betriebskosten erscheinen und mit 
der Größe des Bahnhofs und zum Teil dem Verhältnis der Wagenzahl 
wachsen. Diese Kosten können also bei einem Vergleich vernachlässigt 

t) VgL dazu auch Sax: Die Verkehrsmittel in Volks- und Staatswirtschaft Bd.I. 

*) Punkt VIII würde besser völlig zu den Einzelkosten gerechnet. Die Kosten 
für den Aufenthalt werden je nach der Güte des Verschiebebahnhofs schwanken. 
Die Aufenthaltsdauer der Wagen ist aber zurzeit noch nicht genügend bekannt, so 
daß die hier entstehenden Kosten erst am Schluß überschläglich berechnet wurden. 
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werden. Um aber weitere Unterlagen für «die angegebenen Vomhundert- 
zahlen zu bekommen, ist die Berechnung in einzelnen Fällen durch¬ 
geführt. Die Unterhaltungskosten machen einen wesentlichen Teil der 
Selbstkosten aus (11 %). Die Kosten der Unfälle, die nach vorläufigen 
Ermittlungen etwa 5 % ausmachen, werden nicht im Verhältnis der Zahl 
der abgelaufenen Wagen wachsen und auf verschiedenen Bahnhöfen ver¬ 
schieden groß sein. Ihre Ermittlung ist deshalb erforderlich. 

Die vergleichsweise«, reinen Betriebskosten setzen sich also zu¬ 
sammen aus solchen für 

I. Personal, 

II. Lokomotiven, 

III. Zugfahrten, (Schleppzugfährten), 

IV. Unterhaltung der baulichen und maschinellen Anlagen und 

V. Unfälle. 

Grundsätze für die Ermittlung im allgemeinen. 

Der Gang der Berechnung im einzelnen ergibt sich am besten aus 
den erwähnten Richtlinien, die im folgenden, soweit nötig, im Wortlaut 
aufgeführt sind. 

Im Rahmen dieser Einschränkungen seien unter Betriebskosten 
des Verschiebebahnhofs die Kosten verstanden, die durch das Bewegen 
der Wagen vom Halt nach der Einfahrt bis zur völligen Fertigstellung 
zur Ausfahrt entstehen. (Ausgenommen die unten behandelten Zug- 
faihrten bei einseitigen und gegebenenfalls bei älteren zweiseitigen An¬ 
lagen). An- und Absetzen der Zugmaschine und des Packwagens, so¬ 
weit es durch die Zuglokomotive besorgt wird, fallen nicht hierunter, 
wohl aber alle Bewegungen am Packwagen durch Rangiermaschinen. 
Die Enflstellwerke (Personal) fallen mit dem Anteil, der auf die be¬ 
handelten Gütenzüge entfällt, dem Verschiebebahnhof zur Last. Die 
Kosten der Zugleitungen und Zugpersonale gehören nicht zu den zu 
suchenden. 

Zu unterscheiden sind allgemeine Betriebskosten-Ermittlungen, 
die den ganzen Bahnhof und größere Zeiträume umfassen, und ausführ¬ 
liche, die die Betriebskosten einzelner Bahnhofsteile — einzelner Berge 
— ermitteln, und zwar gegebenenfalls auch für kurze Zeiträume, einzelne 
Tage z. B. Spitzen oder geringste Leistungen. Zunächst wird man für 
den vorliegenden Zweck die allgemeinen Betriebskosten für den ganzen 
Bahnhof und einen Monat ermitteln. Hierbei wird jedoch bei Bahnhöfen 
mit Zusatzanlagen eine Zerlegung der einzelnen Betriebsvorgänge 
nötig werden. Man wird in diesem Falle ohne wesentliche Mehrarbeit 
auch die Kosten der einzelnen Teile des Bahnhofs berechnen können. 
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Vorteilhaft wird es z. B. immer sein, die beiden Seiten einer zweiseitigen 
Anlage getrennt zu behandeln, wenn die beiden Seiten verschiedene Ver¬ 
hältnisse aufweisen. Aber auch die Kosten einer Stationsgruppe sind 
zuweilen schon bei den allgemeinen Kosten ohne Mehraufwand zu er¬ 
mitteln. Die den einzelnen Teilen gemeinsamen Kosten des ganzen Bahn¬ 
hofs sind in solchem Fällen in rundem Vomhundertzahlen je nach dem 
Maß der Arbeit (etwa nach dem Verhältnis der behandelten Wagen) auf 
die einzelnen Bahnhofsteile zu verteilen. Es wird sich empfehlen, für 
wichtige Bahnhofsteile, z. B. die für die Bildung der Nahgüterzüge, die 
Kosten zu ermitteln, wo es nach den örtlichen Verhältnissen möglich ist. 

Für einen Vergleich der verschiedenen Bahnhöfe ist zu berücksich¬ 
tigen, daß die für einen beliebigen Monat ermittelten Einheitskosten für 
den Wagen Zufallswerte sind, insofern als die Belastung des Bahnhofs 
eine zufällige ist. Will man einen Vergleich der Wirtschaftlichkeit ver¬ 
schiedener Bahnhöfe ermöglichen, so sind nicht die Einheitskosten für 
eine zufällige Belastung, sondern die der möglichen Höchstbelastung zu 
ermitteln, weil ein Bahnhof mit teilweiser Belastung naturgemäß un¬ 
wirtschaftlicher arbeitet als ein besser ausgenutzter. Je nach der Be¬ 
lastung eines Bahnhofs mit Wagen und der zu ihrer Bewältigung er¬ 
forderlichen Besetzung mit Lokomotiven und Personal kann man ver- 
sehiedeme Belastungsstufen unterscheiden. 

Stufe 1 umfaßt die zur geringsten vorkommenden Belastung des 
Bahnhofs gehörige geringste mögliche Besetzung mit Lokomotiven und 
Personal, also etwa bei einseitiger Anlage oder bei der einen Hälfte einer 
zweiseitigen die Abdrüok-Lokomotive des Hauptberges, die alle Neben¬ 
arbeiten dort mitbesorgt und die Lokomotive des Stationsberges, die auch 
die Zugzusammensetzung erledigt — beide Lokomotiven mit den zu¬ 
gehörigen Rangierkolonnen —. 

Stufe 2 erfordert eine weitere Lokomotive, etwa in den Abdrüok- 
gleisen, sei es zum Abdrücken selbst oder für die Nebenarbeiten. 

Stufe 3: Für größte Belastung: die Vermehrung um eine weitere 
Lokomotive und gegebenenfalls Rangierpersonal. 

Maßgebend für die höhere Stufe wird in der Regel das Hinzukom¬ 
men einer Maschine sein, weil dies auf die Kosten von wesentlichem 
Einfluß ist. Zu jeder Stufe gehört nun eine Höchstleistung an bewäl¬ 
tigten Wagen, die zugleich ihre wirtschaftliche Belastung darstellt. 
Welche von den Stufen die wirtschaftlichste ist, wird die Rechnung er¬ 
geben. Im allgemeinen wird das bei der Höchstleistung der obersten 
Stufe der Fall sein. In der Regel wird man nicht mehr als 2 Be¬ 
lastungsstufen zählen. Die Belastungszahlen der einzelnen Stufen, die 
dem Bahnhof bekannt sind oder gegebenenfalls geschätzt werden können, 
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sind in die Berechnung der Einheitskosten einzuführen, da erst hier¬ 
durch ein Vergleich möglich ist. Hier gelten ale wichtigste Zahlen die 
Wagen des Bahnhofs dm Ausgang gezählt, in zweiter Linie die des Haupt¬ 
berges, die gegebenenfalls in Klammer aufzuführen wären. 

Auf Verschiebebahnhöfen, die etwa mit Personenbahnhöfen eine 
Einheit bilden, sind die Verhältniszahlen zu begründen, etwa durch Ver- 
kehrszahlen, Gleislänge oder dergl., mit denen die allen Anlagen gemein¬ 
samen Kosten anzurechnen sind. Hierzu gehören zunächst z. B. die 
Leitung des gesamten Bahnhofs mit Büro, Fernsprecher und -eohreiber 
usw., einzelne Stellwerke, in jedem Fall die Endstellwerke. Z. B. wird 
ein Maßstab für die Anrechnung der Endstellwerke (Personalkosten) das 
Verhältnis der Zugzahlen sein könnnen 1 ), ebenso für die Gesamtleitung, 
wenn auch andere Bahnhofsteile mit dem Verschiebebahnhof eine Einheit 
bilden. Hier ist aber zu berücksichtigen, daß die Arbeit, die die Gesamt- 
leitung mit dem Zugpersonal hat, nicht zu den Kosten des Verschiebe¬ 
bahnhofs gehört. Die Wahl des Maßstabes ist also nicht einfach und 
kann nach Lage der Sache nie ganz genau sein. Man ist in der Regel 
auif Schätzung angewiesen und kann deshalb mit runden Zahlen rechnen, 
wie denn auch Rechenschiebergenauigkeit völlig ausreicht. Ähnlich liegt 
der Fall bei der Anrechnung der etwa für Zusatzanlagen verbrauchten 
Zeit von Rangier-Lokomotiven und -Kolonnen. Man kann bei jeder von 
ihnen nur die durchschnittliche Zeit feststellen, die sie täglich in den 
Zusatzanlagen arbeitet. Jedenfalls muß man den Bahnhof in die ein¬ 
zelnen Teile zerlegen und sich die einzelnen Betriebsvorgänge klar¬ 
machen, um die Anteile von Personal und Lokomotiven an den Ver¬ 
schiebekosten zu ermitteln. 

Grundsätze im besonderen. 

Form. 

Zum besseren Verständnis der eigentlichen Berechnung wäre zu¬ 
nächst ein kurzer Überblick zu geben über die Gattung des Bahnhofs, 
das Eröffnungs- oder Umbaujahr, seine Aufgaben, seine Lage im Netz, 
die des Verschiebebahnhofs zu den anderen Anlagen (Personenbahnhof, 
Zusatzanlagen), seine Leistungsfähigkeit und tatsächliche Leistung des 
Berichtsroonats, Grad der Zerlegung, Zahl der einzelnen Zugarten, die 
örtlichen besonderen Eigenheiten und alle Umstände, die zur Beurteilung 

!) Man könnte zweifelhaft sein, wie diese Kosten berechnet werden sollen. 
Da sie aber unzweifelhaft zu den Bahnhofskosten gehören, sind sie mit dem 
Anteil, der auf die Güterzüge entfällt, den Verschiebekosten hinzuzurechnen, 
umsomehr als sie in der Regel irgendwie bei den Verschiebearbeiten mitwirken 
(z. B. Ansetzen der Drucklokomotiven). 
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des Betriebes von Wichtigkeit sind. Hierzu gehört auch ein verzerrter 
tSbersichtsrplan. 

Wagenzaihl. 

Die Kostenermittlung ist am einfachsten für Verschiebebahnhöfe, 
die, abgesondert von dem übrigen Verkehr, keinerlei Zusatzanlagen 
haben. Derartige Bahnhöfe kommen jedoch kaum vor. Um ein ver¬ 
gleichsfähiges Bild zu erhalten, müssen deshalb alle Kosten für Anlagen, 
die nicht zum eigentlichen Verschiebebahnhof gehören, ausgesondert und 
anisgelassen werden, da sie nur zufällige sind. Auszuschalten sind dem¬ 
nach Personenverkehr, Ortsgüter- und Anschlußverkehr, aber auch 
Lokomotivanlagen, soweit sie den reinen Zugverkehr betreffen, Aus¬ 
besserungsanlagen für Lokomotiven und Wagen, Umladehallen, Reini¬ 
gungsanlagen und dergleichen mehr. Die diesen Anlagen zuzustellenden 
Wagen müssen in der Berechnung verschwinden, wie ein ausfahrender 
Zug. Die von den Zusatzanlagen zurückkehrenden Wagen sind dann 
folgerichtig als Neueingang zu behandeln und dementsprechend noch ein¬ 
mal zu zählen. Andere Wagen, die nochmals den Hauptberg passieren, 
gehören jedoch nicht zu den doppelt zu zählenden, da bei einer guten 
Anlage jeder Wagen nur einmal über den Hauptberg laufen darf, abge¬ 
sehen vom Eckverkehr. Dieser belastet aber unter Umständen die Ein¬ 
heitskosten einer zweiseitigen Anlage so, daß sich aus ihrer Höhe die 
größere Wirtschaftlichkeit einer einseitigen Anlage ergeben kann. Die 
naah den Zugführeraufschreibungen zu ermittelnden Wagenzahlen sind 
in den Erläuterungen und gegebenenfalls in der zusammenstellenden 
Tafel mit den sich daraus ergebenden Einheitskosten ebenfalls aufzu¬ 
führen. 

Einheit. 

Es sei noch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß als Einheit der 
Wagen gleich 2 Achsen gezählt werden soll. 

Um auch Zwischenvergleiche für die verschiedenen Berechnungen 
anstellen und sie auch sq>äter in einfacher Weise wieder benutzen zu 
können, ist zu beachten, daß die Besetzung des Bahnhofs mit Lokomotiven 
und Personal nicht in dem Maße veränderlich ist, wie zurzeit die Geld¬ 
beträge. Man wird deshalb gut tun, als nächstes Ergebnis die erforder¬ 
lichen Schichten für Beamte, Arbeiter und Lokomotiven für den ganzen 
Bahnhof oder nach Bedarf für die einzelnen zu untersuchenden Bahn¬ 
hofsteile zusammenzustellen und dann erst die wechselnden Markbeträge 
nach Tafel 1 und 2 in die Rechnung einzuführen. Man kann dann leicht 
bei Gehalts- oder Lohnänderungen usw. diese Beträge ändern. Selbst¬ 
verständlich macht es ebenfalls keine großen Schwierigkeiten, Zu- und 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 


Betriebskosten der RanglertnhnMfe 
der Elsenbahn-Generaldlrektlon. 


Gehaltsätze (In Marli 


1 

2 

8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Besol- 

dungs- 

Mitt¬ 

lerer 

Grund- 

| Ortszuschlag 

Grundgehalts- und 
Ortszuschlag 

Teaerungszu 
zu Spalt« 

Ortsklasse 

Ortsklasse 

Orts- 

gruppe 

gehalts- 

satz 

A 

B 

c 

A 

Spalte 2+3 

B 

Spalte 2+4 

c 

Spalte 2+5 

A 

98% von 
Spalte 6 

B 

91% ion 
Spalte 4 

ii 

6 300 

2600 

2000 

1700 

7800 

7 300 

7 000 

7 264 

6 643 

ui 

6 700 

2600 

2000 

1700 

8200 

7 700 

7400 

7 626 

7 007 

IV 

6200 

3000 

2400 

2000 

9 200 

8 600 

8 200 

8566 

7 826 

V 

6600 

3000 

2400 

2000 

9600 

9000 

8600 

8 928 

8190 

VI 

7 300 

3 600 

2 800 

2800 

10 800 

10 100 

9 600 

10044 

9191 

VII 

7 700 

8600 

2800 

2300 

11200 

10500 

10000 

10 416 

9 656 

VIII 

8600 

4 000 

3200 

2600 

12600 

11800 

11200 

11718 

10 738 

IX 

9 600 

4 000 

3200 

2600 

13600 

12800 

12 200 

12648 

11648 


Die Beträge für einen Arbeitstag (Spalte 18—20) sind aus den jährlichen Gesamt- 
dies entspricht bei 345 jährlichen Betriebstagen einen Zuschlag von 16,6% für Ablösungen 


Betriebskosten der Rangierbahnhöfe 
der Eisenbahn-6eneraldlrektion. 


Lohnsätze (in Hark) 


1 

2 

8 

4 J 

5 

®_1 

_ 1 _ 

8 

9 

10 

Lohn¬ 

gruppe 

Ortsklasse A 
(Mannheim) 

Ortsklasse 

B 

Ortsklasse 

C 

Tägliche 

Kinder¬ 

zulage 

für 

2 Kinder 

Täglicher 
Anteil der 
Verwal¬ 
tung an 
den Kran¬ 
kenkassen 
beitragen 

1 

Stunden¬ 
loh D 

Uberteue¬ 

rungs¬ 

zuschuß 

zum 

Stunden¬ 

lohn 

ins¬ 

gesamt 

Taglohn 

für 

8 Stun¬ 
den 

Stunden¬ 

lohn 

Tagelohn 

flir 

8 Stun¬ 
den 

Stunden¬ 

lohn 

Tagelohn 

für 

8 Stun¬ 
den 

5 

6,40 

0,40 

64,40 

6,oo 

48,00 

6,60 

44,80 

3,20 

0,70 

6 

6,30 

j 0,40 

63,60 

5,90 

47,20 

5,60 

44,00 

3,20 

0,70 

7 

6,20 

j 0,40 

62,80 

5,80 

i 

46,40 

5,40 

i 

| 43,20 

3,20 

0,70 


Bei den geringen Unterschieden der Lohngruppensätze in den einzelnen Orts- 
Gruppen 6 und 7 wird in jeder Ortsklasse als mittlerer Lohnsatz der der Gruppe 6 den 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 


Abgänge an Personal oder Lokomotiven usw. an der betreffenden Stelle 
zu- oder abzuzählen. 

Sonntagsruhe. 

Übereinstimmung in den verschiedenen Berechnungen muß auch in 
der Frage der Sonntagsruhe bestehen. Da auch alle Kosten auf einen 
Tag zurückzuführen sind, sei hier gleich die Einheitsermittlung der 
Beamtengehälter festgesetzt. Die Sonntagsruhe muß dadurch berück¬ 
sichtigt werden, daß 345 Arbeitstage angenommen werden, d. h. es ist 
30mal Sonntagsruhe im Jahre bei Ausfall zweier Schichten angenommen. 
Diese Annahme ist für die relativen Kosten völlig ausreichend, da 6ie 
selbst absolut höchstens bis zu 1 % von der Wirklichkeit abweichen 
werden. 

Zu den einzelnen Punkten ist noch folgends zu bemerken: 

1. Personal. 

Wenn auch die Besetzung des Bahnhofs im allgemeinen gleich¬ 
mäßig über die 3 Schichten verteilt ist, so ist doch eine gewisse Schwan¬ 
kung nötig und wirtschaftlich. Es empfiehlt sich deshalb, die Gesamt¬ 
besetzung für 24 Stunden einschließlich der Ablöser anzugeben. Dem¬ 
gemäß wird als Einheit der Tag von 24 Stunden = 3 Schichten in die 
Rechnung eingeführt. Auf Bahnhöfen, auf denen keinerlei Zusatz¬ 
anlagen berücksichtigt zu werden brauchen, kann man nun wohl einfach 
die wirklich gezählte Gehalts- und Lohnsumme verwerten. Schwieriger 
wird der Fall, wenn anteilige Kosten eiuer Reihe von Posten und Ko¬ 
lonnen (dasselbe gilt von den Lokomotiven) gesucht werden. Dann 
wind sich der Berechnungsvorgang wohl so gestalten müssen, daß zu¬ 
nächst die Zahlen der in Frage kommenden Beamten nach Besoldungs¬ 
gruppen für die einzelnen Stellen aus den Anteilziffern gebildet werden. 
Für jede Gruppe ist dann eine mittlere Gehaltssumme etwa nach Muster 
Tafel 1 zu berechnen. Diese Tafel kann für jede erforderliche Ortsklasse 
aufgestellt werden. Die mittlere Ortsklasse C für alle Baihnhöfe einzu¬ 
führen, wird nicht für zweckmäßig gehalten, weil möglichst die wirk¬ 
lichen Kosten festgestellt weiden sollen, (übrigens wird der größte 
Unterschied im ungünstigsten Falle — Ortsklasse A—E — knapp 3 % 
der reinen Betriebskosten betragen.) In den Tafeln wurde durchweg 
nicht das arithmetische Mittel (Oder: Archiv 1904) der einzelnen Stufe, 
sondern Stufe 4 gewählt, die wenig über dem Mittel liegt. Wenn auch 
mit Rücksicht auf die älteren Beamten, die lange Jahre im Genuß der 
obersten Stufe sind, eine höhere Stufe hätte gewählt werden können, so 
wird doch davon abgesehen wegen der Diätare und deshalb, weil für 
viele Beamte die derzeitige Klasse nur der Durchgang zu einer höheren 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 
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ist. Die Kinderzahl -wird mit 3 angenommen. Für Urlaub und Krank¬ 
heit sind rund 12 % «Umschlägen. 

Für Arbeiter ist ein mittlerer Arbeitslohn einzuführen, etwa nach 
folgendem Beispiel: für Oktober 1920: der mittlere Arbeitslohn betrug 
37,20 M für die Schicht Darin sind Versicherungen und Zuschlag für 
2 Kinder enthalten. Dazu kommt für Urlaub und Abrundung ein Zu¬ 
schlag von 7°/« mit rund 2,80 M, so daß ein Schiohtlohn von 40 Ji in 
die Rechnung- eingeführt würde. Eine gewisse Aufrundung, wie sie 
hier vorgenommen, wird zur Vereinfachung für zulässig gehalten, weil 
nur 2 Kinder angenommen worden sind. Der Unterschied mit den Be¬ 
amten, für die im Mittel 3 Kinder eingesetzt sind, dürfte auffallen. Das 
ist so zu erklären, daß viele Arbeiter nach einigen Jahren in Beamten¬ 
stellen einrücken und daß sich deshalb unter ihnen eine größere Anzahl 
unverheirateter Leute befinden als unter den Beamten. 1 ) 

II. Lokomotivkosten. 

Die Ermittlung der Lokomotivkosten zeigt in den bisherigen Berech¬ 
nungen die größten Abweichungen, so daß ein Vergleich erst nach Um¬ 
rechnung möglich war. Um eine einheitliche Unterlage zu bekommen, 
sind die Lokomotivkosten für eine schwere Abdrücklokomotive ein¬ 
schließlich Verzinsung und Abschreibung und Personal überschläglich 
ermittelt wie folgt: (Aufstellung von E. 0. Ing. Jürgens in Berlin). 
(Statt der ursprünglichen Tafel ist die Tafel 3 der Eisenbahn-General- 
direktion Karlsruhe, ebenso wie Tafel 1 und 2 gewählt.) 

Die Kosten für leichte Maschinen ermäßigen sich um 20 %. Auch 
bei der Ermittlung der Lokomotivschichten sind nur die Zeiten anzu¬ 
rechnen, die für den reinen Verschiebedienst im Verschiebebahnhof ver¬ 
wendet werden. Die Anteile werden im allgemeinen mit denen der 
Rangierkolonnen übereinstimmen. Für die verschiedenen Stufen der 
Bahnhofsleistungen entstehen hier die verschiedenen Kosten, wie dies 
in der Erläuterung der Stufen begründet ist. 

IQ. Zugfahrten. 

a) (Vergl. Archiv 1913 Seite 353.) Bei einseitigen Anlagen (Rich¬ 
tung AB) entstehen Mehrkosten gegenüber zweiseitigen dadurch, daß 
alle Wagen, die nicht in Richtung AB laufen, den Bahnhof, außer in 
Rangierfahrt, in Zugfahrt ein- oder zweimal durchlaufen müssen, und 
zwar Wagen der Richtung BA erfordern 2, Eckverkehr AA und BB je 
eine Zugfahrt durch die Bahnhofslänge. Diese Kosten sind in Rechnung 

>) Die nach Aufstellung der Richtlinien eingeführten Zulagen sind, wie die 
ausgeführte Rechnung zeigt, berücksichtigt (vgl. Tafel 2). 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



14 


Diie Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 


Betriebskosten der Ranglerbahnhöfe Tafel 3. 

der Eisenbahn-Generaldlrektlon. ,- 

(Lokomotivkoeten.) 

Aufwand für RangierloKomotiven. (Nach Erlaß E. IV 44 Nr. 6635.) 



Bei 

Bei 

a) Sächliche Kosten: 

schweren Lokomotiven 

leichten Lokomotiven 


M 

M 

Es betragen die Beschaffungskosten einer 



Lokomotive rund. 

1500000 

1 200 000 

Verzinsung, Abschreibung und Ausbesse- 



rung erfordern jährlich 20% der Be- 



schaffungskosten .. 

300000 

240 000 

Bei jährlich 300 (je 16stündigen) Arbeits- 



tagen entfallen für Verzinsung usw. auf 1 



1 Tag.I 

1 000 

800 

In 16 Stunden ist: [ 



der Kohlenverbrauch. 

2,4 t zu M 400 = 960 

2,0 t zu M 400 = 800 

„ Ölverbrauch für kaltlaufende Teile . j 

1,5 kg „ . 4 — 6 

1,2 kg . , 4 =1 

* „ „ warmlaufende „ 

0,5 „ . „ 8 = 4 

0,4 , , , 8 =/ ö 

„ Wasserverbrauch. 

16 cbm „ „ 1 = 16 

13 cbm „ „ 1 = 13 

„ Aufwand für Beleuchtung: ! 



0,7 cbm Gas zu. 

51 

O 

II 

1 

„ Aufwand fürReinigung(Auswaschen j 



usw.): 3 Arbeitsstunden zu 7,oo J6 \ 

21 

21 

insgesamt der sächliche Aufwand . . 

2008 

1643 


I 

• 

In Ortsklasse 

b) Persönliche Kosten: | 

! l A 

B 

C 

Für 16 Lokomotivdienststunden werden aufgewendet: 

|_ 



Gehalt für 2 Lokomotivführer (Besoldungsgruppe VI, siehe Tafel 1) 

i 196 

182 

172 

„ n 2 Lokomotivheizer ( „ IV, , , 1) , 

166 

158 

152 

Nebenbezüge; monatlich je rund 100 M, also täglich ^ rund „ 

16 

16 

16 

insgesammt persönliche Kosten . . <A6 

i 378 

i 

1 356 

! 340 


c) Gesamtkosten: 

Es betragen: 

a) die sächlichen Kosten. 

b) „ persönlichen Kosten. 

c) „ Gesamtkosten in 16 Stunden . 
Eine Lokdienststunde kostet also . . 


Für 

schwere Lokomotiven 
in Ortsklasse 

Für 

leichte Lokomotiven 
in Ortsklasse 

A 

B 

C 

A 

B 

C 

2008 

2 008 

2006 

1643 

1643 

1643 

378 

366 

340 

378 

366 

340 

2 386 

2 364 

2 348 

2021 

1999 

1983 

160 j 

149 

147 

126 

1*26 

124 


Eine Lokdienststunde wird allgemein bei schweren Lokomotiven zu rund 150,oo M 

bei leichten Lokomotiven „ „ 125,oo „ 

gerechnet. 
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zu stellen, da der Vergleich sonst zu ungunsten der zweigleisigen An¬ 
lagen auöfallen würde. Als Entfernung ist in der Regel Spitze der Ein¬ 
fahrgruppe bis Spitze der Ausfahrgruppe anzunehmen. Die Kosten für 
ein Wagen km sind mit 94,42.0,4 = 0,76 JL einzusetzen, 0,4 gibt das 
derzeitige Verhältnis der reinen Zugförderungskosten an, zu den Ge¬ 
samtkosten, die außerdem noch stationäres Personal und Verzinsung und 
Abschreibung enthalten (vgl. Tecklenburg: Z.D.V.D.E. 1921 Seite 261) 
(vgl. unten!). 

Anders zu ermitteln sind die Kosten, die entstehen, um Züge mit 
besonderen Lokomotiven aus besonderer Einfahrgruppe in die Abdrück¬ 
gleise zu schleppen. Diese setzen sich hauptsächlich zusammen aus 
Kosten für Personal und Lokomotiven, die zweckmäßig an dieser Stelle 
gesondert ermittelt werden. Für die einseitigen Bahnhöfe mit Gefälle 
ist die gesonderte Ermittlung dieser Kosten deshalb erforderlich, weil 
man hei unmittelbarer Einfahrt in die Abdrückgleise einen großen Teil 
dieser Kosten sparen würde. Diese sind also wohl eine Eigentümlich¬ 
keit des untersuchten Bahnhofs, gehören aber nicht zu den notwendigen 
Kosten der Gattung und müssen bei einem Vergleich der verschiedenen 
Bahnhofsarten ausgeschaltet werden. 1 ) Wenn das Heranholen des Zuges 
durch die Abdrückmaschine selbst geschieht, werden die Kosten unter 
I und II erscheinen und sich durch geringere Leistungsfähigkeit aus- 
drücken (die übrigen Kosten für den Wagenzug können hier vernach¬ 
lässigt werden). 

Fall b schließt bei ungünstigen Anlagen den Fall a nicht aus. Auch 
bei richtig angelegten zweiseitigen Anlagen durchläuft eine Reihe von 
Wagen den Bahnhof mehrmals, jedoch nicht in Zugfahrten. Die Kosten 
z. B. des Eckverkehrs drücken sich in Mehrverbrauch an Lokomotiven 
und Personal aus. 

IV. Unfälle. 

Die Kosten, die die Unfälle verursachen, setzen sich zusammen aus 

1. solchen, die unmittelbar erkannt werden und 

2. denen, die absichtlich oder unabsichtlich übersehen werden. 
Diese letzteren können wohl kaum zahlenmäßig erfaßt werden. Sie kön¬ 
nen nur prozentweise nach der Summe von 1. mit Hilfe der Hauptwerk¬ 
stätten geschätzt werden. Jedenfalls ist aber ihre Summe nicht unerheb¬ 
lich, wie die ständigen Klagen der Werkstätten beweisen. Das gilt sinn¬ 
gemäß für Wagen und Ladung. Zur Ermittlung bleiben also nur die 
gemeldeten Unfälle. Da diese aber in der Regel nicht getrennt nach den 

l ) Die spätere Untersuchung bestätigt das nur teilweise. Von einer Ände¬ 
rung an dieser Stelle wird aber abgesehen. 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 


verschiedenen Bahnhofsteilen erscheinen, auch die Kosten nicht oder 
nicht einwandsfrei ermittelt sind, bleibt nichts übrig, als durch genaue 
Abschreibung und Ermittlung die Kosten festzustellen. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, daß das Ergebnis eines Monats für die Vergleichsberech¬ 
nung von Zufälligkeiten abhängig ist (ein großer Unfall oder im Gegen¬ 
teil sehr wenige Unfälle). Man wird also für die Berechnung das Mittel 
für mehrere Monate, etwa eines halben Jahres, nehmen müssen. Bei 
diesen Ermittlungen wäre noch festzustellen, wie die Unfälle und ihre 
Kosten mit der Zahl der ablaufenden Wagen zunehmen. 

Die Kosten selbst setzten sich zusammen aus den Aufgleisungen, 
Umladung, Beschädigung des Wagens und der Ladung. Zu letzteren 
gehören auch Gewichtsverminderung infolge Aufspringens der Türen. 

V. Bauliche Unterhaltung. 

Die Kosten für die Unterhaltung der baulichen und maschinellen 
Anlagen sind, um Zufälligkeiten auszuschalten, für einen längeren Zeit¬ 
raum, ein halbes oder ganzes (normales) Jahr, zu ermitteln; das hieraus 
gewonnene Mittel ist in die Rechnung einzuführen. 

3. Rechnung!beispiel. 

Nach diesen Gesichtspunkten wurden die Betriebskosten für die in 
Tafel 4 aufgeführten Verschiebebahnhöfe gesucht. Um den Gang der 
Berechnung selbst zu zeigen, folgt die des Bahnhofs Wustermark, die 
von Regierungsbaumeister Fiseber, Berlin, aufgestellt wurde. 

Betriebskosten des Verschiebebahnhofs Wustermark, 
für den Monat Aiugust 1921. 

I. Allgemeines. 

Der Verschiebebahnhof Wustermark (Wur) liegt an der Haupt¬ 
bahnstrecke Berlin Lehrter Bahnhof—Hannover. Er vermittelt den 
Güterverkehr der Lehrter und Hamburger Bahn und der Stecke Wild¬ 
park—Nauen nebst ihren Anschlüssen, mit der Berliner Ringbahn und 
den von ihr abzweigenden Fernstrecken. Der Bahnhof dient nur dem 
Durchgangsgüterverkehr; für den Ortsgüterverkehr ist nur ein kurzes 
Gleis zum Ausbau und zur Versorgung der Kolonie Elstal vorhanden. 
Zu dem Verschiebebahnhof Wustermark gehört ein an der Strecke 
Berlin Lehrter Bahnhof—Wustermark liegender Haltepunkt 
„Wustermark Verschiebebahnhof“. 

Wustermark ist Zugbildungsstation für die Güterzüge nach Wild¬ 
park, nach der Hamburger und der Lehrter Bahn und für die Güterzüge 
nach der Berliner Ringbahn und deren Anschlußstrecken sowie nach dem 
Hamburg-Lehrter Güterbahnhof. 
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Die auf dem Bahnhof eintreffenden Güterzüge werden in der 
Regel vollständig aufgelöst und zu neuen Zügen geordnet. Einige Eil¬ 
güterzüge der Lehrter und Hamburger Bahn werden in beiden Rich¬ 
tungen ohne Behandlung durchgeführt; andere setzen hier nur Über¬ 
gangswagen ab oder nehmen solche auf. Ein- und Ausladen von Gütern 
findet bei keinem Zuge statt. Für die Behandlung der Frachtstückgut¬ 
wagen ist eine Umladehalle vorhanden. 

Der Bahnhof ist im Jahre 1909 eröffnet; er gehört seiner Anlage 
nach zu den zweiseitigen Verschiebebahnhöfen mit Ablaufbergen. 

Bei der Berechnung der Betriebskosten sind die beiden Seiten des 
Bahnhofs getrennt betrachtet worden. 

II. L e i s t u n g d e s Bahnhofs. 

Im Monat August 1921 betrug die Leistung des Bahnhofs an Wagen 
im Ausgang gezählt 

in Sichtung Ost-West .... . 54647 

„ „ West-Ost. . 48 847 

zusammen . 103 494 

oder für den Tag ... 3 339. 

Die Anzahl der an den Hauptablaufbergen behandel¬ 


ten Wagen betrug 

in Richtung Ost-West . 48 3*26 

„ „ West-Ost . 45 538 

oder für den Tag: 

in Richtung Ost-West . 1569 

„ „ West-Ost. . 1469 

zusammen für den Tag . . 3028. 


Bei gleicher Besetzung mit Rangierlokomotiven könnte der Bahnhof 
an den Hauptablaufbergen 4200 Wagen am Tage leisten. 

Bei Vermehrung der Rangierlokomotiven um je eine an den beiden 
Hauptablaufbergen und unter Beibehaltung der gleichen Zahl von 
Rangierkolonnen wäre die Höchstleistung des Bahnhofs, an den Haupt¬ 
ablaufbergen gezählt: 5000 Wagen/Tag. 

III. Betriebskosten. 

A. Personal. 

Zur Berechnung der Kosten für das Personal (ausschließlich Loko¬ 
motivführer und -Heizer) sind in Anlage 1 (Seite 32) die innerhalb 24 
Stunden erforderlichen Schichten getrennt nach den Besoldungsgruppen 
und für Arbeiter zusammengestellt. Hierbei sind Zuschläge für die Ab¬ 
lösung gemacht worden. In der dritten Spalte sind die auf den reinen 
Versohiebedienst kommenden Anteile eingesetzt. Das Produkt aus der 
Besetzung und dem Anteil am Verschiebedienst ergibt dann in den Spalten 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 2 
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Die Betriebskosten der Yerschiebebahnhöfe. 


Tafel 4. Betriebskosten der Verschiebebahnhöffe 


1 

u 

a> 

6 

S 

0 

<D 

TJ 

a 

o 

«*- 

s 

c6 

l-i 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

Bahnhof 

Eröffnungsjalir 

Tägliche 

durchschnittl 

Wagenzal 

tatsäch- | s lu f e j 

liehe im ,_ 

. . obere 

, August | 

1921 , Grenze 

| Wagen J Wagen 

iche 

d 

Stufe II 

oberste 

1 




Kosten 

1 

tatsächliche 
August 1921 

1. Personal 

Stufe I 

Stufe 11 


Grenze j 
Wagen j 


% 

Sp.45 

M 

% 

Sp.46 


% 

Sp.47 










A. Zweiseitige 



1 

I 1600 


' 


9,12 




1 

(Engelsdorf) . . 

1948 

11 3 100 

III3 500 I 8,io 


5,09 


4,73 



1905 



i 


51 


— 


60 

3 

Wilhelmsburg . 

3 692 

— 

5000 | 

4,06 


— 


2,99 



Umbau 1911 



I 


27 




27 

4 

Wustermark . . 

3 030 

4 200 

5 000 

6,88 


4,56 


3,84 



1909 




1 

45 


45 


38 

5 

Brockau .... 

5 910 

3000 

(6 600) 

4,01 


6,02 


(3,59) 

(36) 


189G 

1 

Stufe III 

8 500 

| 

36 


37 

2,88 

36 

G 

Langendreer . 

3 519 

—. 

4 400 1 

^ 2,15 


__ 


1,72 



1908 

1 


| 


22 


— 


22 

7 ! 

Geisecke . 

1740 

2 800 

4000 ( 

4,8« 


3,02 


2,n 


1 

1913 





36 


36 


28 

i 

8 1 

Seelze. 

| 

2 578 

2000 

5 000 

4,93 


6,4 


2,56 


i 

i 

1909 





33 


33 


26 

1 

9 

Kalk-Nord . . . 1 

3 267 

4200 

5600 

7,63 


5,92 


4,87 



1909 





36 


36 


35 

10 

i Bischofsheim . 

1 326 

2 700 

3 20:) ; 

7,86 


3,86 


3,26 



1901 

1 

1 



39 


38 


33 

11 

I Kirchweyhe . . 

1 3 782 

— 

4 500 

2,07 




1,70 



; 1913 

1 

| 1 

| 


i 


31 


— 


29 

12 

1 Frankfurt(Oder) 

1 7G1 

— 

2 400 

3,99 


— 


1 

2,93 j 



1917 j 



i 


31 


— 


31 

13 

Mannheim . . . i 

! 5 450 

1 4 100 

8 000 i 

7,35 


9,40 


5,06 ! 



1906 

I | 


| 


37 


— 

i 

36 

1 

14 

Offenburg . . . i 

! 1 700 

— 

_ 

9,46 


— 


— 



1913 1 

| 



| 

37 


— 


i — 

15 

Soest 2 ) ... , 

i 2217 | 

2800 

3 800 1 

5,73 


4,64 


3,35 



1908 ! 

i i 

i 




37 


38 


34 



39 962 

25 800 

59 400 

70,31 

1 447 

43,78 

268 

37,27 

375 


Mittel . . . 

13 

"* 8 

~ 12 

13 

13 

8" 

7 

~12' 

12 



3 080 

«^3 250 

4 950 

5,42 

1 ~34 

5,60 

~38 

3,io 1 

~31 


II I i II i II I 

Die eingeklammerten Zahlen und Bahnhöfe (Engelsdorf) sind bei der Summenbildung 
Die hier gewählten laufenden Nummern wurden in allen Anlagen angenommen. Sie 
ändern zu müssen und dadurch Fehler zu verursachen. 
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uth den Preisen vom 1. August 1921. Tafel 4. 


_ 12 | 13 14 | 16 i 16 | 17 ! 18 Hl | 20 21 _j_22_ | 23 

für einen Wagen, entstanden durch 

2. Lokomotiven 3. Zugfahrten 


tatsächliche 
August 1921 

Stufe I 

Stufe II ! 

tatsächliche 
August 19*21 

Stufe I 

Stufe 11 

i 0' 

/o 

| Sp. 45 

% 

M Sp.4e 

1 % | 

M ; Sp. 47 | 

| °/o 

J6 | Sp.45 

! % 

M j Sp.46 

°/o 

tto ! Sp.47 


1 


4,75 

I 


i 



0,38 1 


1 


4,69 

31 

3,08 


2,98 

(32) 

0.51 

(3) 

0,3*2 I 

| 

— 

0,32 

3 

hsi 

39 

— 

— 

4,29 

| i 

, 39 

— 

— 

— 1 

— 

: 

— 

5,83 

42 

4,25 

42 

4,98 

49 

— 

— 

— 

— 

— 


6,66 


7,88 


5,0*2 

(50) 

— 


— 


— 



60 


46 

4,04 

50 


— 


— 


— 


50 

— 

— 

3,74 

I 

48 ; 

0,06 1 

1 

— 

— 

0,05 

1 

1 

5.99 

44 

3,72 

44 

4,01 

52 

— 

— 

-- 

— 

i 

— 

6,5 

42 

8,00 

42 

4,95 

50 

— 

— 

— 

— 

— 


6,43 

30 

5,oo 

30 

5,04 

37 

— 

— 

— 

— 

— 


9.91 

49 

4.87 

47 

5.21 

53 

- 

- 

— 

— 

— 

- 

3,54 

53 

— 

— 

3,11 

53 

— ' 

— 

_ 

— 

— 

— 

6.20 

48 

— 

— 

4,56 

48 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 

92» 

47 

8,63 

— 

6,68 

.48 

— 

— 

! 

— 

— 

— 

12-33 

47 

— 


1 

! 


— 


— 


— 


6^o 

42 

5,03 

42 

t 

4,80 j 

i 

1 45 

— 


— i 


— ' 


88,86 ! 

583 

46,89 

293 


572 







13' 

13 

8 

7 


12 ' 







6,80 

"» 45 

6,82 

c%»42 

4,6*2 

~48 

l! 

i 







nicht berücksichtigt. 

«unten trotz spftterer Änderungen in der Reinschrift beibehalten, um nicht alle Anlagen 
T ) Ermittlung für Oktober 1920. 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 


Noch: Tafel 4- 


1 I 2 


Bahnhof 

Kröffnuugsjahr 


2 4 | 25 | 26 | 27 | 28 | 29 || 30 | 31 1 32 | 33 | 34 | 35 

Kosten für einen Wagen, entstanden durch 

4. Unterhaltung , 5. Unfälle 


tatsächliche 
; August 1921 


Stufe I Stufen Ju^tm! Stufe 1 Stufe II 


<46 Sp.45 <46 Sp .40 c 46 I Sp.47 1 <46 Sp.45 <46 Sp.46 <46 Sp .47 


Noch: A. Zweiseitige 


1 (Engelsdorf) . . I 1,39 

1905 

3 : Wilhelmsburg . 2,26 

Umbau 1911 j' 

4 Wustermark . . 1,02 

1909 

5 s Brockau .... 1,07 

1896 ! 

6 Langendreer . 1,83 

1908 

7 (leisccke ... I 1,72 

1913 1 

s Seelze. 2,56 


9 Kalk-Nord ... 1 4,02 

1909 19 

10 | Bischofsheim . !■ 0,05 ! 

1901 ! ! 3 

11 Kirchweyhe . . | 0,76 

1913 11 

1 il ] 

12' Frankfurt(Oder) h 1,66 

1917 13 

13 Mannheim . . . i‘ 2,02 

1906 I , 10 

I 1 

14 (Idenburg ... 2.53 

1913 j I 10 

ir> Soest 1 ) .... I 1,87 , 

1 190812 


3,30 

17 

3,13 

i 

19 

0,65 



(0,96), ! 

0,75 I (10) 0,03 

: 10 :i 


I (4) | , - 

fehlt, 4% gerechnet 


Mittel ... 28 ' 36 l5 § 1&> 25 j _ 14,48 148 j 9,25 61 _ __ 6,32 73 


i 13 13 8 

j 2,18 12 1,91 


12 12 >11 11 
1,21 <^>12 II 0,84 ! <^6 


11 11 

M),57 7 


] ) Anmerkungen siehe S. 18/19. 
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Noch: Tafel 4. 


36 | 87 


38 


Gesamtkosten 
für einen Wagen 


ttt- 

ticklicht 

Aagwt 21 


Stufe I j Stufe II 


39 I 40 | 41 1 42 | 43 | 44 

Bremsmittel, 
Beleuchtung, Reinigung, 
Heizung 


Summe der Spalten 


M 


tatsächliche 
August 1921 


J6 


% 

Sp.45 


Stufe I 


M 


°/o 

Sp.40 


Stufe H 


45 


46 


47 


Gesamt kosten 
einschl. Spalte 39—44 


tat¬ 
sächliche 
August 21 


Stufe I | Stufe II 


o 46 


% 

Sp.47 


Summe der Spalten 
dt 


Jl 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 


Noch: Tafel 4. 


1 j_2_3 4 5_j|_6 7_|_8_ J_ 9 | 10 j_11 


• 1 

u 

§ 1 ) 

£ 

£ Bahnhof 

Eröffnungsjahr 

TJ ! 

p 

0> 

V< 

s 

t-i 

1 . Tägliche 

' durchschnittliche 

i Wagenzahl 

! Kosten 

1. Personal. 

| tatsäch- 
j liehe im 
i August 
1921 
Wagen 

! Stufe I 
obere 
: Grenze 

Wagen 

| Stufell 
oberste 
Grenze 
| Wagen 

tatsächliche 
Ausgabe 1921 

Stufe I 

Stufe II 

% 

<M> Sp.45 

% 

M Sp.46 

! % 

cH j Sp. 47 


B. Einseitige 

1. mit 


16 | Dresden - Fried-1 

2 799 

1 1 

1900 j 3 800 

9,03 

ll 


12 ,o ‘) ! 

! 1 


6,65 


richstadt 1894 


1 ( 

56 

60 

55 

1 


i 12000 | 

1 


(9,24) 




17 Chemnitz - Hil- 1 

2616 

1 II 3 800 m 3 500 

i 8,15 


6,46 


6,09 


bersdorf 1902 


j 


58 

59 

57 

i 

18 Nürnberg . 

2 500 

» — 1 5000 

1 


— 


6,9 


i 1903 



1 ■ ; 

60 

! 

— 


52 

Mittel . . . ! 

' 2 620 

— 4 100 

| 9,66 | 

58 

9,23 

58 

6,18 j 

1 

55 


2 . Flach- 


i 

2 

| 

Oberkotzau . . 

1 

1 273 


I 700 

4,64 

1 


1 

3,47 ! 

1 



1899 


i 


1 

42 

1 

1 - 

40 

19 

Kornwestheim . 

2 444 

3000 

4000 

| 5,88 

1 

4,79 


3,74 



1919 i 

1 

! 



40 

40 

36 

21 i 

I 

Herne. 

, 1300 

1 500 

1800 

1 4,79 


4,15 


3,61 ! 


i 

Umbau 1914 

I 


1 

I 33 

33 

31 

22 | 

Frankfurt (M.) . 

1 1037 


1900 

^ 6,22 

i 

i 


3,41 ; 


i 

Ost 1910 




1 40 


— 

34 

23 

Bremen R. . . 

2 073 

1 500 

2500 

4,66 


6,32 


3,85 

1 



1915 

| 



24 

24 

23 

25 

Osnabrück . . . 

1 882 

i — 

2 300 

! 3,85 

1 


_ | 


3,17 ' 



1 1913 

|! 



30 


— 

i 

30 

26 

Rheine .... 

1653 

1 — 

2000 

| 3,22 




2,50 



1919 

| 


1 1 

36 



36 

27 

Schneidemühl . 

1 1516 

_ 

2 500 

1 4,92 

t 



2,98 



Umbau 1910 


I 


32 

1 



28 

29 

Göttingen 1 ) . . 

1312 

i - 

1800 ! 

i 

5,45 

37 

— 


3,97 

34 


Mittel . . . 

14 393 

; 6000 

20 500 

48,03 

314 


97 

30,70 

292 



i 9 

3 

9 

9' 

9 


3 

9 

9 



1 ^ 1 600 

2 000 

~2300 

4,78 

1 

35 


32 

3,41 i 

CO 

l 


') Anmerkungen siehe S. 18/19. 
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12 \ 13 \ 14 16 | 16 | 17 

für einen Wagen, entstanden 


2. Lokomotiven 


Noch: Tafel 4. 

J _18_| 19 | 20 ! 21 1 22 , 23 

durch 


8. Z u g f a h r t e n 


tatsächliche 
August 1921 

Stufe I 

Stufe II 

tatsächliche 
August 1921 

Stufe I 

Stufe 11 

I °/o 

M 1 Sp.45 

oH 

% 

Sp.46 

J6 

% r 

Sp.47 ! 

' °/o 

J6 Sp 45 

M 

% 

Sp.46 

% 

M : Sp.47 


Mayen. 

Gefälle. 




39 

— 

_ 

3,22 

38 

0,51 

5 

— 


0,39 

5 

0.55 

38 

4,62 

38 

3,86 

38 

0,69 

5 

0,68 

5 

| 

0,68 

7 

7.26 

51 

6,29 

50 

5,91 i 

52 

0,63 

i 

4 

0,58 

5 

0,55 

5 

5.7* 

37 

— 

— 

4,63 

45 

1,31 

8 

— 

— 

0,72 

7 

7,5 

37 

10,6 

40 

6,23 | 

37 

3,6* 

19 

3,66 

13 

3,28 

10 

4.06 

31 

— 

— 

3,32 

30 

i; 

1,79 

13 

— 

— 

1,55 

14 

3^6 

42 

— 

— 

2,86 

42 

1.12 

12 

— 

— 

0,87 l ') 

12 

4,6 

29 

— 

— 

2,78 

37 

2,56 

16 

— 


2,56 

25 

6^9 

45 

— 

: 

4,65 

40 

0,48 

3 

— 

i _ 

0,41 

4 

49.03 

347 


! 125 

37,36 

349 

12,73 

85 



11,OL 

OS 

9 

9 


3 

9 ! 

9 

y 

9 



~0 

0 

0,43 

39 


^ 43 

4,15 

~ 39 

1,11 

9 


• 

1,22 

11 
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Noch: Tafel 4. 


1 

2 

1 

| 25 

1 26 ! 27 

| 28 

29 | 

| 30 

1 31 

CO 

| 33 

! 34 

i 35 

u> 


i 

i 

Kosten in einen 

Wagen, entstanden durch 


£ 

i 

Bahnhof 

Kröffnungsjahr 

I 

4. Unterhaltung 




6. Unfälle 


y 

0> 

C 

1 tatsächlich 
August 1021 

Stufe I 

Stufe II 

i 

tatsächlich 
August 1921 

Stufe I 

Stufe n 

<D 

«•- 

5 


c/fc 

1 0/ ° 
Sp.45 

% 

M Sp.46 

M 

% 

Sp.47 


% 

Sp. 45 

oH 

% 

Sp.46 

M 

% 

Sp. 47 


Noch: B. Einseitige 

1. mit 


1 

lf> | Dresden- Fried- 

1,29 


1,89 


0,95 


1 

0,io i 


0,25 

1 

1 

0,07 


| richstadt 1894 

I 8 

9 


8 

1 



1 

1 



(2.20) 




i ! 


(0,22) 

j 1 



17 ! Chemnitz - Hil- 

1,68 


1.33 


1,26 


0,17 1 

, 1 


0,13 


0,13 


| bersdorf 1902 

1*2 


12 


12 i 

1 

1 

1 

18 Nürnberg . . 

3,72 


- 1 


2,80 


0,56 I 


— 


0,41 


1903 


19 


— 


25 

# | 

3 


— 


4 

Mittel . . . 

2,23 

13 

1,62 

11 

1,67 

1 .5 

| 0,28 

2,7 

0,18 

1 

0,16 | 

3 


2. Flach- 
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44 I 45 


G^amtkoßten 
tut einen Wagen 


sacfeache Stufe 1 Stufe II 

_i 

Summe der Spalten j 

** , M I M i 


B r e m s m i 11 e 1, 
Beleuchtung, Reinigung, 
Heizung 


tatsächliche 
August 1921 


Stufe I 


Stufe II 


% % 

Sp.46 M Sp.46 J6 


Gesamtkosten 
einschl. Spalte 39—44 


sächliche I Stufe I Stufe II 
August 21 ; _ 

‘ Summe der Spalten 


G e f ill e. 


15.iT 

19,14 

11,68 

— 

— 

, | 

— 

~ 


(15,42 ) 




i 




10,si 

10,40 — 

— 

— 

1| 

— 

— 


? 

10,81 0,70 j 

_ 

0,55 j 

19,12 

_ 

11,36 




4 


3 ; 


1 

1538 

14,88 

10,io 1 — 

— — ; 

_ _ l 

— i — 

— 

— 


'ihnböfe. 


10 .TT 

— 

8,31 , 

0,25 

1 

3 

— 

i 

0,23 

1 i 

i '1 

1 3 1 

11,02 ^ 

— 8,54 

14-04 

11-56 

9,85 

_ 


_ 


_ 

i 

_ 

— — 


(96®/o) 


4% 

— 


— 


i 



llrr 

12,04 

11,00 

— 


—• 


— 

i 

i _ 

— 

— — 





i 







15,» 

— 

9,66 

1 - 


— 




— 

— — 



1 

i 0,062 


0,62 


0,62 




19,:- 

25,18 

16,29 

0,48 

0,3 

2,5 

0,65 

i 3 

0,39 

3 ! 

19,13 1 

25,89 16,69 

12m: 

— 

10,49 

1 

i 

1 



— 


i 

— — 

i*»} 

— 

6,68 | 

— 


— ! 


— 


-- 

— — 

16 £ 












— 

10,07 | 



— 


— 



— 



! 

, 9,25 




0,30 

1 



14.* 

— i 

10,60 ! 

1 0,20 


— 


0,18 

I 

14,88 

1 1,53 


i 

! 

1 

3 


— 

! 

4 



:a» 

_ 1 

93,46 ! 

j 1 

13 

| 




14 1 

i 



i 

| 

9 1 

i 1 

4 

j 



4 



I'.:; 


10,3.1 | 


3,25 




3,60 
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Noch: Tafel 4. 


11 

2 ! 

j 3 1 

1 4 < 

1 5 

6 ; 

7 I 

8 ! 

9 1 

10 

! ii 

« 1 


j 

Tägliche 


i 




Koste 

H 


1 

_1_1 i.ll! 

! _ 1_ i 







D 

3 

| ! 


aurcnscnnuuicne 







Bahnhof 

Eröflfnungsjahr 

Wagenzahl 


1. Personal 



£ ' 

© i 

1 

d 

! tatsäch- 
1 liehe im 
| August 

1 1921 

Stufe I 
obere 

Stufe II ! 
oberste 

tatsächliche 
August 1921 

Stufe I 

Stufe II 

© , 
3 i 


| Grenze 

Grenze 


% 


% 


% 

S ' 


| Wagen 

Wagen 

Wagen 


Sp.45 


Sp.46 

M 

Sp.4*: 










C. Alter 

i 

30 

Heilbronn . . . i 
1897 

868 

! 

l 

1 400 

1 ] 

' 5.97 

1 

1 

1 

1 

; 40 

— 

— 

3,70 

i 

40, 

31 

I 

Neumünster . 
(1878) 1907 a 

1 433 

-- 

1 750 

5,68 

36 

— 

— 

4,65 

36,< 

32 

(Langenfelde) . 
a 1893 (1910) 

2 523 

ij 

1 — 

2 800 

5,99 


— 

— 

5,40 

— 

33 

Pankow .... 

1893 

2 135 

1800 

2 400 

8,12 

38 

8,98 

1 

38 

i 

7,22 

87 

34 

I 

Grunewald . . 

a 1885 

1 239 

01500 

1 800 

4,85 

1 

i 37 

4,17 

l 

37 

4,38 

35 

35 

Speldorf. . . . 
1974 1887 a 

1 417 

1 750 

1 

2 500 

5,97 

46 

4,83 

47 

3,62 

42 

36 

Gießen .... 

1902 

j 1 477 


1 1700 

6,2 

35 

— 

— 

5,4 

35 

37 

Bebra. 

1907 

Ij 1313 

— 

1 650 

6,75 

1 37 

— 

_ 

1 

5,35 : 

37 

38 

Frankfurt (M.) . 
Hauptbf. a 1885 

! 2 840 

i 

— 

2 900 

4,75 

27 

— 

— 

4,63 

l 

27 

24 

Oberlahnstein . 

i 

1 200 

1 400 

1800 

5,80 

32 

4,55 

33 

3,51 

26 

39 

Worms a . . . 
Umbau 1906 j 

1037 

— 

1 200 

; 4,96 

37 

— 

— 

1 

4,29 

36 

40 

Glogau a . . . 

698 

— 

1000 

2,76 

1 

22 

— 

— 

1,93 

21 

41 

Kiistrin . . . . 

1 210 

— 

1500 

i 

5,29 

1 

33 

— 

i 

4,25 

33 

43 

(Dittersbach). . ( 

1 195 

1000 

i 

1700 

3,60 


4,30 


2,53 

_ 


Mittel . . . 

| 16917 

! 12 

6 450 

4 

21 600 

12 

! 66.00 
12 

422 

12 

22,58 

4 

155 

4 

53,96 

12 

j 406 

1 12 



j ~ 1 400 

1650 

<» 1 800 

1 j 0,55 

I 35 

5,62 

1 ~39 

4,16 

~34 


l ) Anmerkungen siehe S. 18/19. — Die %-Zahlen beziehen sich auf Sp. 45, 46 oder 47. 
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Noch: Tafel 4. 

n \ IS | 14 I 15 1 16 I 17 11 18 | 19_|_ 20 i 2t 22 i _23 

Mr einen Wagen, entstanden durch 


2, Lokomotiven j; 3. Zugfahrten 


tatsächliche 1 
Augraat 19*21 1 

Stufe I 

Stufe II 

i tatsächliche 
August 1921 

Stufe I 

Stufe II 


% 

; 

% 


% 


% 


% 


% 

M i 

Sp.45 

| 

Sp.46 

M 

Sp. 47 


Sp.45 

ji 

Sp.46 

<U 

Sp.47 

hMh 












6.12 

42 

— 

— 

3,79 

42,8 

■ 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

«xy. 

40 

— 

— 

5,08 

39 

__ 

— 

-- 

— 

— 

— 

5 75 


— 


5,19 
• 7 


{ ~ 




_ 


JK ö 

47 

10,60 

46 

9,0 

47 

-- 

— 

- 

— 

— 

— 


46 

5,19 

46 

6,43 

50 

! _ 

— 

- 

— 

— 

— 

4.55 

37 

3,76 

37 

3,65 

42 

0,25 

2 

0,25 

2 

0,25 

3 

7jt 


_ 


6,6 


1 1,54 


— 


1,40 



44 


— 

44 

1 

9 


— 


9 

7.1': 

40 

— | 


5,62 

39 

1,53 

8 

— 


1,52 1 

10 







0,4*2 \ 




0,42 ' 


T.ri 

4L 

__ 1 

— 

7,1 

41 

; 0,76/ 

i 

3 

4 


— 

0.75 

7 

X<9 

50 

7,27 

52 

7,62 

56 

: 

0,54 

3 

0,54 

4 

0,54 

4 


45 

1 

1 

5,34 

1 

45 

1 

— 

— 

— 

— 1 


•A 

66 

— 

— 

5,86 

! 66 

— 

— 

- 

-■ 

! 

— 

7» 

51 

— 

i 

6,38 

1 59 

1 0,14 

2 

— 

— 

0,11 

2 

J5C 


6,57 

! - 

3,87 


1 


— 

_ 

— 

_ 

5XÄ 

598 

26,82 

181 

71,53 

562 

■j 6,04 

i 36 

0,79 

1 6 

5,71 

! 41 

12 

12 

4 

j '4 

12 

12 

! 7 

i 7 

2 

i 2 

7 

1 7 

*15 

v 50 

6,70 

^ 45 

6,95 

j ~ 47 

0,87 

i ~ r > 

() ? 40 

3 

0,82 

-6 


T c dj ege nicht berechnet sind, sind für Sp. 39—44 4% angenommen. 
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Noch: Tafel 4. 


1 

2 

24 

25 

26 

27 | 

28 

29 1 

30 

31 | 

32 | 

33 | 

34 

35 

h 

i 

i 


Kosten für einen 

Wagen, 

entstanden durch 


B 

B 

p 

i 

Bahnhof 

Kröflfnungsjahr 


4. Unterhaltung 



5. Unfälle 


o 

0 

tatsächliche 
August 1921 

Stufe 1 

Stufe II 

tatsächliche 
August 1921 

Stufe I 

Stufe II 

© 

S-I 

0 

06 

1-3 

| 


% 

Sp.45 

M 

% 

Sp. 46 

cU 

/'• i 

Sp.47 

M 

°/o 

Sp.45 

J6 

% 

Sp.40 

Ji 

% 

Sp. 47 












Noch: C. 

Alten 

30 

Heilbronn . . . 

1897 

1,71 

12 

— 

— 

1,06 

! 

11,7 

0,25 

2 

— 

— 

0,16 

1,7 

31 

Neumünster . . 
(1878) 1907 a | 

2,26 

15 

-- 


1 ,85 

11,4 

0,40 

2,6 

— 

— 

0,33 

2,6 

32 

(Langenfelde) . 
a 1893 (1910) 

2,01 


— 

— 

1,81 


0,45 

— 

— 

— 

0,41 


33 

Pankow .... 

1893 

1,97 

9 

2,34 

10 

1 ,75 

9 

0,41 

o 

0,41 

2 

0,41 

2 

34 

Grunewald . . 

a 1885 

1,01 

13 

l ) 1,30 

12 

1,30 

10 

0,15 

| 

1 

0,12 

- 1 

0,12 

1 

36 i Speldorf .... 
1874 1887 a 

0,77 

6 

0,09 

7 

0,56 

7 

0,29 

2 

0,29 

3 

0,29 

3 

36 

Gießen .... 

1902 . 

1,33 

8 

— 

- 

1,15 

8 

i 0,06 

0,3 

— 


0,06 

0,3 

37 

Bebra.' 

1907 

1,76 

10 

— 

— 

1,40 

9 

1 

0,16 

1 

— 

— 

0,16 

1 

38 

Frankfurt (M.) . 
Hauptbf. a 1885 

3,36 

19 

— 

— 

3,30 

1 19 

| 0,82 

2 

— 

_ 

0,32 

2 

24 

Oberlahnstein . 

0,71 

4 

0,71 

f> 

0,71 

1 

5 

1,0S 

7 

0,92 

6 

0,72 

5 

39 

Worms a . . . 
Umbau 1906 

0,71 

5 

— 

— 

0,71 

1 

1 <i 

1,30 

9 

— 

- 

1,12 

9 

40 

Glogau a . . . 

0,88 

7 

— 

— 

0,61 

1 

7 

| 0,45 

3 

— 

i 

0,31 

4 

41 

Küstrin .... 

0,57 

4 

— 

_ 

0,46 

j 

4 

0.89 

6 

-- 

! 

0,72 

6 

43 

(Dittersbach t 

2,68 

1 ' 


3,21 

| 

1,88 


| 0,03 


0,03 


0,02 



Mittel . . . 

16,54 

12 

111 

12 

4,44 

4 

33 

4 

15,06 

12 

110 ' 

5,73 

12 

38 

12 

— 

. — 

4,72 

12 

38 

12 



1,37 

^ 9 

1,11 

~ 8 

1,26 

~9 ^ 

0,39 

^ 3 



0,39 

^3 


l ) Anmerkungen siehe S. 18/19. — Die %-Zahlen beziehen sich auf Sp. 45, 46 oder 47. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 













Die Betriebskosten der Versehiebebahnhöfe. 


29 


Noch: Tafel 4. 

* I 37 | 38 j | 39 |_40 _ 42 || ~43 | 44 45 ! 46 [ 47 

Gesamtkosten jj Bremsmittel, Gesamtkosten 

fc einen Wajfen ' Beleuchtung, Reinigung einschl. Spalte 39 —44 

- H fi i Z 11 Tl & I 


~ Summe der Spalten 

o -j- 

.47 <A6 M I 

-—. . I 

B&Ubofe. 


tat* 

j sÄchliche Stufe I Stufe II 
I Auzust 21 


siAxHe Stufe I Stufe II 

_._ 

Summe der Spalten 


tatsächlich 
August 1921 


Stufe I 


Stufe II 


M II <\6 


% ! % 

Sp.45 cM I Sp.46 



Ko diese nicht berechnet sind, sind für Sp. 39—44 4% angenommen. 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 


der Besoldungsgruppe die für den reinen Verschiebedienst aufgewandten 
Schichten. Die mittleren Gehaltssätze der Beamten für die Schicht sind 
aus dem Jahresgehalt für Ortsklasse B einschl. Zulage für 3 Kinder 
unter Zugrundelegung von 345 Arbeitstagen berechnet; hierdurch ist die 
Sonntagsruhe berücksichtigt. Für Erkrankungen und Beurlaubungen 
sind dann bei den Beamten noch 12 % zugeschlagen. Der Tageslohn 
eines Arbeiters ergibt sich in Ortsklasse B, Lohngruppe V, einschl. Zu¬ 
lagen für 2 Kinder, den verwaltungsseitig zu zahlenden Teilen der Ver¬ 
sicherungsbeiträge und einem Zuschlag für Urlaub von 7% zu 59 JL 
Unter Einrechnung der Nachtdienstzulagen erhält man dann nach 


Anlage 1 als persönliche Ausgaben 

für die Seite Ost-West. 9770 <M> 

„ „ „ West-Ost. . ■ ■ ■ 9 403 „ 

für den Tag zusammen . . 19173 </K. 


B. Lokomotiven. 

Auf Bahnhof Wustermark sind zum reinen Verschiebedienst inner¬ 
halb 24 Stunden 13 Lokomotivschichten (zu 8 Stunden) erforderlich, dazu 
kommen als Ablöselokomotiven noch rd. 2 Schichten, so daß sich eine 
Gesamtzahl von 15 Schichten ergibt. Die Kosten für eine Schicht er¬ 
rechnen sich nach den dem Erlaß beigegebenen Richtlinien wie folgt: 
Verzinsung, Abschreibung, Ausbesserung für 1 Lokomotive täglich 1 000 M, 
Kohlenverbrauch bei 16 Dienststunden täglich 2,4 t zu 400 M . . . 960 „ 


Ölverbrauch, Mineralschmieröl 4 kg zu 4 J. 6 „ 

Zylinderöl 0,5 kg zu 8 M . 4 „ 

Wasserverbrauch 16 cbm zu l,oo M . 16 „ 

Beleuchtung 0,7 cbm Gas zu 1,40 <M> . 1 „ 


Reinigung (einschl. Auswaschen usw.) 3 Arbeitsstunden zu 7,40 <,# 22 „ 

2 Lokomotivführer und 2 Heizer einschl. 30 % für Ablösung und 

für Urlaub und Erkrankung (Ortsklasse B) — — 1 , 3.2 350 „ 

Nebenbezüge für 2 Lokomotivführer und 2 Heizer *. 13 „ 

oU _ 

zusammen (für 2 Schichten) . . 2 372 vH, 
oder für 1 Schicht (8 Stunden) .... 1186 „. 

Diesen Betrag eingesetzt ergeben sich die Kosten der Lokomotiven 
für den Tag auf Bahnhof Wustermark zu 1186.15 = 17 790,— JL 
und, da die aufgewandten Lokomotivschichten sich je zur Hälfte auf beide 
Seiten des Bahnhofs verteilen, ergibt sich für jede Seite des Bahnhofs 
ein Kostenaufwand von 8895,— JL 

Bei der zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit des Bahnhofs 
gegebenenfalls vorzunehmenden Vermehrung der Lokomotiven um 2 und 
zwar je eine an jedem Hauptablaufberg würde sich die Zahl der auf¬ 
gewandten Lokomotivschichteu auf 21 und damit die Kosten auf 

1186.21 = 24 906,-i- 
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«höhen. Wie bereits erwähnt, ist 'bei dem Einsatz dieser Lokomotiven 
eine Vermehrung des Kangierpersonais nicht erforderlich. 

C. Zugfahrten. 

Kosten für besondere Zugfahrten entstehen nicht. Der Eckver¬ 
kehr wird durch die VI. Rangierlokomotive des Bahnhofs bedient, und 
zwar ist diese dafür etwa 5 Stunden innerhalb 24 Stunden tätig. Da sie 
außerdem für weitere 3 Stunden zur Hilfeleistung in den Rangier¬ 
bezirken I—IV tätig ist, sind die VI. Lokomotive und ebenso die zu ihr 
gehörende Rangierkolonne zu */>* = ^ für den Rangierdienst mit ein¬ 
gesetzt. 

D. Unterhaltung der baulichen Anlagen. 

Für Unterhaltung der baulichen Anlagen, soweit sie dem reinen 
Verschiebedienst dienen, ergeben sich für das Rechnungsjahr 1921 fol¬ 


gende Kosten: 

Löhne fiir Unterhaltung der Bahnanlagen. 741 900 <A(, 

Beschaffung von Baustoffen und Geräten. 160000 „ 

Unterhaltung der Sicherungs-, Telegraphen- u. Fernsprechanlagen 23 000 „ 

Unterhaltung der Hochbauten. 16000 „ 

Kraftversorgrung der elektrischen Stellwerke. 33 000 w 

im Jahr .... 962900 M, 
im Monat . . . 80240 „ 
für 1 Tag . . . 2690 „ 

Hierzu die Gehälter der Beamten. 620 „ 

zusammen für 1 Tag. 3 100 M. 


E. Unfälle. 

Die nach den Aufschreibungen des Bahnhof und der Güterabferti¬ 
gung und soweit notwendig durch Schätzungen im Durchschnitt für 
einen Monat festgestellten Kosten für die beim Verschiebedienst ent¬ 
standenen Rangierschäden setzen sich wie folgt zusammen: 


Schäden an Bahnanlagen nnd Fahrzeugen. 9000 </#, 

Schäden an Ladungen. 3 420 „ 

Um- und Auflagen (Regulierkolonne). . . . . 8 700 w 

• im Monat. 21120 Jt, 

für 1 Tag. 700 , 


IV. Gegenüberstellung von Kosten und Leistungen. 

In Anlage 2 S. 35 sind die ermittelten Kosten zusammengestellt, und 
zwar sowohl für den ganzen Rangierbetrieb des Bahnhofs als auch für 
jede Seite besonders. Daraus sind die bei den verschiedenen Belastungen 
dea Bahnhofs sich ergebenden Einheitskosten für den Wagen und Tag 
errechnet. Bei den Gruppen IV und V (Unterhaltung der baulichen 
Anlagen und Unfälle) ist für die tägliche Leistung von 5000 Wagen 
mangels genauer Unterlagen angenommen worden, daß diese Kosten 
gleichmäßig mit der Wagenzahl steigen, also die Einheitskosten die¬ 
selben bleiben wie bei der Leistung von 4200 Wagen. 
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Die Betriebskosten der Yerschiobebahnhöfe. 


In Spalt© 9 sind in Klammern die Vomhundertzahlen der einzelnen 
Ausgabengruppen von den Gesamtkosten zugefügt. 

Die Zusammenstellung zeigt, daß der Bahnhof bei einer Leistung 
von 4200 Wagen am Tage am wirtschaftlichsten arbeitet und daß dieser 
Leistung gegenüber die Höchstleistung von 5000 Wagen, die eine Ver¬ 
mehrung der Rangierlokomotiven bedingt, gleich wirtschaftlich ist. 


Anlage L Kosten für das Personal 

des Verschiebebahnhof« Wustermark Im August 1921. 


Dienststelle 

Be¬ 

setzung 

Anteil 
fUr den 

Besoldungsgruppen 

innerhalb 
24 Stund. 

Rangier¬ 

dienst 

III 

IV 

V 

i 

VI j VII 

i 

IX 

Ar¬ 

beiter 

Bahnhofsleitung: 

Eisenbahnoberinspektor . 

1 

0,9 





0,9 


Oberbahnhofsvorsteher . ' 

3 

0,8 

— 

— 

— 

- 2,4 

— 

— 

B-Kräfte.| 

;j 3 

i l 

— 

— 

— 

3 — 

— 

— 

C-Kräfte.| 

,1 3 

i 1 

— 

— 

3 

— | — 

— 

— 

zusammen . . . 

— 


i 

— 

3 

3 2,4 

0,9 

— 


Seite Ost -West: 
Aufsichtsdienst: I $ 


B-Kräfte. 

3,6 

1 

— 

_ 

_ 

3,5 

— 

_ 

— 

C-Kräfte. 

St eil werks dienst: j 

3,5 

1 

; — 

_ 

3,5 

- 

— 



Stellwerk Wot. 

7 

0,1 

0,35 

— 

0,35 



— 

— 

Wmt.! 

3,5 

i 1 

— 

— 

3,5 

— 


— 

— 

Rs III.! 

7 

1 

3,5 

— 

3,6 

— 


— 

— 

Rs V.! 

3,5 

1 

3,5 

— 

_ 

— 


— 

— 

War . ... 

17,5 

0,67 

— 

— 

7,o 

2,3 

— 

— 

2,3 

„ Rs VII .... 

3,5 

! l 

3,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Spitzenwärter. 

3,5 

1 

3,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Weichenreiniger: 

1 









Bezirk Wst. 

2,3 

1 


— 

— 

— 

_ 

— 

-—- 

, Rs m. i 

2,8 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

„ Rs IV . 

1,7 

1 


— 

— 

— 

i — 

— 

— 

„ Wur.i 

3,5 

1 

— 

— 

— 

— 

1 — 

— 

— 

Rangierdienst: , 

Rangierbezirk I: 1 


1 

I 

| 1 




j 




1 Rangiermeister . . ] 

3,5 

! 1 

— 

— 

3,5 

— 

— 

— 

— 

4 Rangieraufsehor . . 

14,0 

1 

— 

14 

— 

— 

; - 

— 

— 

13 Rangierer. 

45,t 

!i 1 

— 1 

— 

— 

— 

i 

— 

46,5 

Rangierbezirk III: i 


'! 







j 

1 Rangiermeister . . . 

3,5 

! * 

ll 

— 

3,5 

— 

— 

— 

1 - 

2 Rangieraufseher . . 

7 

,j 1 

II 

7 

— 

j — 

— 

— 


5 Rangierer . 1 

I 17,5 

h 1 

ij 

— 

1 

, — 

— 

— 

i — 

zusammen . . . j 

i 

1 

ii ~ 

14,85 

21 

1 

| 24,85 

5,8 

i ~ 

— 

75,1 
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Noch: Anlage 1. 


i 

Dienststelle 

Be¬ 
setzung 
innerhalb 
24 Stund. 

Anteil 
für den 
Rangier¬ 
dienst 

Besoldungsgruppen 

l 

III 

IV 

V 

[V, 

VII 

IX 

Ar¬ 

beiter 


Seite 

West- 

Ost: 







Aufsichtsdienst: 1 



j 







B-Krifte . • 

3,5 

I 

— 

1 


— 

3,5 

— 

— 

— 

C-Kr&fte . 

3,5 

I 


_ 

3,6 

— 

— 


__ 

Stell werks dienst: 










Stellwerk Wst. 

3,5 

0,3 

! — 

— 

1,2 

— 

— 

— 

— 

. Rs VI. 

7 

1 

3,5 

— 

3,6 

— 

— 


— 

„ Wsot. 

7 

1 

3,5 


3,5 

— 


— 

— 

, BsII . 

3,5 

1 

3,5 

— 


— 


— 

— 

Weichenreiniger: 










Bezirk Wst . 1 

3,5 

1 

— 

— 


— 

— 

— 

3,5 

„ Rs VI . 

1.7 

1 

: 


_ 

— 

— 


1,7 

„ Wsot. 

3,5 

1 

8,5 


— 

— 

— 

— 

— 

Handweichenbez. Wb IV 

3,5 

1 

3,5 

— 

— 

— 

— 


— 

Spitzenwärter . 

3,5 

1 ' 

3,5 



— 

— 


— 

Rangierdienst: 

1 

I 






: 


Rangierbezirk IV: 







j 



1 Rangiermeister . . 

3,5 

: i 

— ! 

— 

3,5 

— 



— 

4 Rangieraufseher . . 

; 14,0 

i 

I l | 

— 

14 

— 

— 

— 

— 

— 

13 Rangierer . 

46,5 

1 

s l 

— 

: — 

— 

— 

; - 

1 — ' 

■ 

45,5 

Rangierbezirk II: 

1 

| ' 

1 

i 








1 Rangiermeister . . . 

3,5 

i 

— 


3,5 

— 

; — 

— j 

— 

2 Rangieraufseher . . 

7 

i i 

— 

7 

— 

— 

— 

— 

— 

5 Rangierer . 1 

i 17A 

, i 

— 

i — 

— 1 

1 — 

; — 

— . 

17,5 

i 

zusammen . . . j 

— 

i 

ji 24,5 

21 

18,7 

J 3,5 

— 

— 

682 

Für beide Seiten des Bahnhofs 





VI. Liokomotirdienst: 


i 




1 

1 

J 



1 Rangieraufseher .... 

3,5 

0,33 


M 

— 



— 

— 

1 Rangierer . 

3,5 

0.33 

1 _ 

1 

— 

— 

, — 

— 

— 


zusammen . . . 

j — 

, 

1 _ 

1,3 


— 

! _ 

— 

1,3 
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IMe Brtriebf-kosten clor Yersehiebebahnhöfe. 


Noch: Anlage 1. 



i 

i 

Besoldungsgruppen 



m 

IV | V 

VI 

vn 

IX 

Ar¬ 

beiter 

Seite 

0 8t- 

-West: 






— 

0,6 | 1,5 

1,5 

1,2 

0,45 

0,6 

Gesamtzahl der Schichten inner- 1 
halb 24 Stunden. 

14,SS 

21,0 | 24,85 

5,8 


— 

75,1 

14,85 

21,6 ; 26,85 

7,3 

1,2 

0,45 

75,7 

1 

Mittlere Gehaltsätze für den Tag J6 j 

58,29 

63,26 1 65,48 

71,57 

73,78 

86,52 

59.o 

Ausgaben für 24 Stunden . ... „ 

835 

1370 1725 

520 

90 

40 

44G0 



4680,— 




Für Urlaub und Erkrankungen 12°/ 0 — 

550,— 

rt 





5130,— 

M 



i 

Besoldungsgruppe n 

1 

i 

III 

IV V 

1 

VI 

' VII 

IX 

Ar¬ 

beiter 

Seite 

West-Ost: 





1 

— 

0,6 1,5 

1,5 

1,2 

0,45 

0,6 

Gesamtzahl der Schichten inner- 

24,5 

21,0 j 18,7 

3,5 

_ 

— 

68,2 

halb 24 Stunden. 

24,5 

21,6 ' 20,2 

5,0 

1,2 

0,45 

68,h 

Mittlere Gehaltssätze für den Tag, 

68,29 

| 

63,26 65,48 

71,57 

73,78 

86,52 

59.0 

Ausgaben für 24 Stunden ...... 

i 

1430 

1370 1320 

1 

360 

90 

40 

40CO 


4610,— M 

Für Urlaub und Erkrankungen 12%= 555,— „ 

6165,- M 

Nachtdienstzulage: 0,so ^/Stunde = 4 ^/Schicht. Es kommen dafür in Frage: 
auf Seite Ost-West für den Beamten Vs von 66,o Schichten = 22,o . 4 = 88 Mf Tag 


„ , Arbeiter Vs 

ft 68,8 


— 23,0.4 = 92 

„ „ West-Ost „ „ Beamten % 

, 67,7 

r» 

= 22,5.4 = 90 

„ „ Arbeiter V» 

» 66,5 

r> 

= 22,0.4 = 88 


Zusammenstellung der persönlichen Ausgaben: 



Seite Ost— West 

Seite West —Ost 

zusammen 

Für Beamte .... 

5 130 + 88 = 5 218 M 

5 166 + 90 = 6 255 M 

j 10 473 ,M 

„ Arbeiter ... 

4 460 + 92 = 4 552 „ 

4060 + 88 = 4148 * ) 

1 8 700 „ 

zusammen . . 

| 9 770 v\b 

9 403 M 

I 19 173 M 
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Zusammenstellung 
der Betriebskosten des Venchiehebahnhofs Wustermark für Angast 1921 


Anlage 2. 


1 

2 ! 

I_?_! 

4 I 

1 & 

6 I 

1 7 | 

8 1 

1 9 ! 

1 10 

! 11 

1 12 



t- 

Kosten 1 

Tatsächliche Kosten in 

Es würden entstehen für 

Lau- 


Ge- | 

für di© j 

Mark bei der ermittel- 
1 ten Durchschnittszahl 

einen Wagen bei einer 

feil- 


samt- | 

Richtung | 

von Wagen 

Wagenzahl von 

de 

Bezeichnung 

be- 


' 1 

3030 

| 1560 

| 1470 

4200 | 

| 2100 | 

1 2100 1 

5000 

Num- 

triebs- 

O \V 

iw-o 

| für Richtung 

für Richtung 

für 

beide 

Rieh- 

mer 


kosten 



beide 

O-W 

WO 

beide 

|o-w 

WO 



•*rr*K 

-*/Tag 

•*/Tag 

M 

1 ■* 

Jt 

Jt 

** 

JL 

tung. 

i 

Personal.1 

1 

1 

19173 

9770 

9403 

6,83 

6,26 

6,39 

4,66 

(47%) 

4,65 

4,48 

3,84 

ii 

Lokomotiven . . . . j 

17 790 

8 896 

8 895 

6,«8 

5,70 

6,06 

| 4,25 
(44 0/o) 

4,25 

4,25 

4,98 

iii 

1 Zugfahrten. 

| 


— 

— 

— 

— 

1 — 

! — 

1 — 

— 

IV 

Unterhaltung der bau- 1 












liehen Anlagen . . 1 

i 

3100 

j 

1 1550 

1650 

1,03 

1,00 

1,05 

0,74 

(7 0/o) 
0,17 

0,74 

0,74 

0 , 74 ') 

V 

Unfälle ....... 

700 

1 350 

350 

0,28 

0,23 

0,23 

0,17 

0,17 

0,17*) 





1 


(2%) 


zusammen.... 

40763 

1 

20665 

20198 

1 

13,46 

| 13,19 

1 

j 13,78 

9,72 

9,81 

j 9,64 

9,73 


*) Für die Gruppen IV und V ist bei einer täglichen Leistung von 6 000 
Wagen angenommen, daß die Kosten etwa mit der Wagenzahl steigen, also die 
Einheitskosten dieselben bleiben wie bei der Leistung von 4 200 Wagen. 

(Schluß folgt.) 
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Die englische Eisenbahnpolitik der letzten vierzig Jahre. 

( 1882 - 1922 .) 

Von Dr. £. Boehler. 


(Fortsetzung 1 ).) 


V. 

Die Konkurrenz al« wirtschaftspolitisches Kontrollprinzip. 

A. 

Die Wirkungen der Konkurrenz, 
a) Einleitung. 

Die scheinbare Planlosigkeit des staatlichen Verhaltens gegenüber 
den verschiedenen Lebensäußerungen der Eisenibahnunternehmung, die 
in den vorangehenden Kapiteln zum Ausdruck kommt, ist nur verständlich 
aus dem Gedankenkreis des orthodoxen ökonomischen Liberalismus, der 
trotz aller sozialpolitischen Zugeständnisse die englische Eisenbahnpolitik 
bis in die letzten Jalhre vor dem Krieg beherrscht. 

Geht man von der Überzeugung aus, daß das freie Spiel der Kräfte 
der beste und einzige Weg sei, die Harmonie der verschiedenen, sich auf 
den ersten Blick widerstrebenden Lebensinteressen zu erreichen, und 
sich deshalb die staatliche Tätigkeit darauf beschränken müsse, die 
Schärfen und Härten zu mildern, die sich an der Oberfläche aus dem 
Gegensatz der allgemeinen und individuellen und dem der dauernden und 
zeitweiligen Interessen ergeben, so ist weder Raum für ein umfassendes 
System staatlicher Tätigkeit, noch besteht ein Bedürfnis, den Staats- 
eingrifif, wo er überhaupt in Frage kommt, über den Ordnungszweck 
hinaus auf die Wohlfahrtspflege auseudehnen. 

Diese Grundeinstellung, die die eisenbahnpolitischen Reden fast 
aller Handelsminister der letzten Jahrzehnte vor dem Krieg durchzieht, 
erklärt die charakteristischen Züge der gesetzgeberischen Arbeit jener 

Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 1048. 
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Periode: den ausgesprochenen Widerwillen des Staates gegen die 
Übernahme weiterer Punktionen und damit zusammenhängend die oft 
jahrzehntelange Verzögerung der einzelnen Maßnahmen; die Einstellung 
aller Lösungsversucihe auf die zufällige, unaufschiebbar gewordene 
Einzelfrage, die Abhängigkeit ihres Inhalts von den zufälligen parlamen¬ 
tarischen Machtverhältnissen der beteiligten Interessen, die in ihrer 
Zusammensetzung von Frage zu Frage wechseln und ohne Rücksicht 
auf andere Interessen die Abhilfe ihrer Sonderbeschwerden suchen, vor 
allem aber die grundsätzliche Einschränkung der Staatsaufsicht auf den 
richterlichen Rechtsschutz, oder soweit Zugeständnisse an die Ver¬ 
waltungsaufsicht gemacht werden, auf den Ausgleich berechtigter Inter¬ 
essen, unter Vermeidung aller staatlichen Initiative. 

Wird deshalb im Rahmen der liberalistischen Eisenbahnpolitik dem 
künstlichen und „sozialistischen“ Kontrollsystem der staatlichen Aufsicht 
höchstens eine subsidiäre Funktion zugestanden, so ist das selbsttätig 
wirksame natürliche Kontrollsystem der freien Konkurrenz von um so 
größerer Bedeutung, ist diese doch das wirklich „brüderliche Prinzip“ 
(Bastiat), das jene Harmonie der Interessen verbürgt, indem es das 
monopolistische Selbstinteresse der einzelnen Wirtschaftssubjekte in die 
der Gesellschaft nützlichsten Kanäle leitet. Vom Beginn des englischen 
Eisenbahnwesens an hat deshalb die englische Öffentlichkeit argwöhnisch 
alle Versuche der Eisenbahngesellschaften beobachtet, die darauf abzielten, 
an diesem Grundstein der liberalistischen Weltortlnung in der Form 
des Zusammenschlusses zu rütteln, und machte von jeher den Staat für 
die Aufrechterhaltung dieses Kontrollmittels verantwortlich. Da aber die 
spezifischen Eigentümlichkeiten der Eisenbahnunternehmung früher als 
auf irgendeinem anderen Gebiet zum Zusammenschluß und Monopol 
drängten, so sind im Lauf der Geschichte der englischen Eisenbahnpolitik 
nicht weniger als fünf parlamentarische Untersuchungen zustande 
gekommen, die den Zusammenschluß der Bahnen zum Gegenstand hatten 
und die Mittel finden sollten, das natürliche Kontrollmittel der freien 
Erwerbstätigkeit der Eisenbahngesellschaften wiederherzustellen. 

Obschon der von Cohn zuletzt behandelte Axisschuß von 1882 im 
Grunde, wie alle früheren, den Zusammenbruch der Konkurrenz als 
Kontrollprinzip des Eisenbahnwesens feststellen mußte und die Abkehr 
von der bisherigen Politik empfahl, klammerte er sich doch wieder an 
die kümmerlichen Reste, die seiner Meinung nach noch bestanden, und 
empfahl deren Erhaltung durch gesetzliche Maßnahmen. Ebensowenig 
vermochte die Regierung die Folgerungen der Erkenntnis zu ziehen, 
und so kam es, daß zu Beginn des neuen Jahrhunderts, als eine neue 
Welle des Zusammenschiuses der Gesellschaften entstand, die englische 
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Eisenbahnpolitik erneut zur Wiedererwägung ihrer Grundlagen schreiten 
mußte. Dies geschah zunächst auf der anderenorts erwähnten Board of 
Trade Railway Conference von 1908, deren Ergebnisse in einer Reihe von 
Gutachten niedergelegt sind 1 ). Als kurz darauf der Zusammenschluß 
dreier großer, bisher in Wettbewerb stehender Gesellschaften in greif¬ 
bare Nähe trat, erfolgte im Juni 1909 die Einsetzung einer besonderen 
Untersuchuugskommission, dies Departmental Committee on Railway 
Agreements and Amalgamations, dessen Aufgabe lautete „zu untersuchen 
und Bericht zu erstatten über die Frage, ob und welcher Art Änderungen 
in der Gesetzgebung über die Vereinbarungen zwischen den Eisenbahn¬ 
gesellschaften geboten sind und ob und welcher Art Bestimmungen zum 
Schutz der verschiedenen interessierten Parteien in den zukünftigen 
Konzessionen zur Ermächtigung des Zusammenschlusses von Eisenbahn- 
gesellschaften aufgenommen weiden sollten'*. Der Bericht und die 
Zeugenaussagen dieses Ausschusses*) liefern eine solche Fülle wert¬ 
vollster Beiträge zur Beurteilung der Konkurrenz als wirtschafts¬ 
politisches Kontrollprinzip, daß im Interesse einer Weiterführuug der 
von Cohn angeregten Theorie der Konkurrenz eine systematische Auf¬ 
bereitung der Materialien unbedingt geboten erscheint. Wenn aber die 
nachfolgenden Erörterungen über die Vor- und Nachteile der Konkurrenz 
fruchtbar werden sollen, so muß ihnen bei der Vieldeutigkeit der unter 
dieser Bezeichnung umlaufenden Erscheinungen und der sorglosen 
Behandlung, der die Frage bei den meisten Theoretikern begegnet ist, 
eine begriffliche Klärung vorangehen, die naturgemäß teilweise die 
Ergebnisse der späteren Ausführungen vorwegnimmt. 

b) Der Begriff der Konkurrenz. 

Unter freier Konkurrenz verstehen wir die Form des verkehrs¬ 
wirtschaftlichen Ertragstrebens, die durch dje Überzeugung bestimmt 
wird, daß der angestrebte Höchstgewinn im Vertrauen auf persönliche 
Vorzüge oder sachliche Produktionsvorteile, die eine gewisse Monopol¬ 
stellung auf dem Markte verbürgen, besser durch individuelle Betätigung, 
unter Umständen durch zeitweiliges Unterbieten gleichgesinnter Wirt¬ 
schaftssubjekte, als durch Verständigung mit diesen erreicht werden kann. 

Dazu sind im Hinblick auf die späteren Ausführungen folgende 
Bemerkungen zu machen: 

Konkurrenz ist weder gleichbedeutend mit wirtschaftlicher Freiheit 
schlechthin, noch mit Selbstinteresse oder Erwerhstrieb. 

1 ) Report of the Board of Trade Raihcay Conference. 1909. [Cd. 2677]. 

*) Report of the Departmental Committee on Railwag Agreements and Amal¬ 
gamations. 1911 [Cd. 5631] und Minutes of Evidence taken before the Departmental 
Committee . . . 1911 [Cd. 5927]. 
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Freie Konkurrenz ist eine historische Erscheinung, bedarf als solche 
einer Erklärung aus ihren Voraussetzungen und ist an diese gebunden. 

Eine solche Erklärung ist solange unbefriedigend, als sie nicht 
begründet, weshalb die nach Erwerb strebenden 'Wirtschaftssubjekte ihre 
Ziele unabhängig oder im Gegensatz und nicht durch Verständigung mit 
anderen Wirtschaftssubjekten zu erreichen suchen. 

Die Wirtschaftsgeschichte zeigt, daß dies regelmäßig dort der Fall 
ist, wo sidh infolge der Entdeckung neuer Versorgungs- und Absatz¬ 
gebiete, dem Aufkommen neuartiger Unternehmungszweige oder der 
Erfindung umwälzender Betriebsmethoden und technischer Verfahren 
besondere Gewinnmöglichikeiten eröffnen, deren Erschließung infolge 
ihrer Neuartigkeit und des damit verbundenen Moments des Unbekannten 
ein besonderes Risiko bietet, das durch besondere persönliche Faktoren, 
durch Wagnis und Unternehmungslust,' überwunden sein will. 

Bei erfolgreicher Spekulation sichern die sachlichen Produktions¬ 
vorteile zusammen mit der überdurchschnittlichen Unternehmungslust 
dem Konkurrenten ein gewisses Monopol, das ihm den erstrebten Mehr¬ 
gewinn sichert. Infolgedessen ist von diesem Stadium der Konkurrenz 
wohl eine frühzeitigere und vielfältigere Bedürfnisbefriedigung zu 
erwarten, als dies ohne sie der Fall wäre, nicht aber die Hauptwirkungen, 
die der Konkurrenz zugeschrieben werden, der Ausgleich der Preise auf 
der Grundlage der Produktionskosten. 

Diese Wirkung tritt vielmehr erst dann ein, wenn die Konkurrenz 
infolge verfehlter Spekulation oder einer allgemeinen Senkung der 
durchschnittlichen Profitrate, die den Konkurrenten zwingt mit dem 
durchschnittlichen oder einem unterdurchschnittlichen Gewinn zu 
arbeiten, ihr zweites Stadium erreicht, das hier im Gegensatz zum ersten 
mit Konkurrenzkampf oder wirksamer Konkurrenz bezeichnet wird. 
Dieses Stadium ist weder ein gewolltes, noch hat es Aussicht auf 
Bestand. Es wird vielmehr nur solange dauern, als es entweder dem 
leistungsfähigsten Konkurrenten gelingt, die übrigen zu vernichten oder 
bei ungefähr gleichstarken Gegnern die Einsicht noch nicht durch¬ 
gedrungen ist, daß der Zusammenschluß ihrem Gewinnstreben dienlicher 
ist als der Kampf. In beiden Fällen ist der Konkurrenzkampf vom Stand¬ 
punkt der Volkswirtschaft durchaus unerwünscht, da die Preissenkung 
mit einer ungeheuren Kapitalverschwendung erkauft wird und ihre 
Kosten überdies nach Abschluß einer Vereinbarung von der Allgemein¬ 
heit in der Form höherer Monopolpreise zurüokgezahlt werden müssen. 

Im allgemeinen setzt sich die Erkenntnis der Widersinnigkeit des 
Konkurrenzkampfes vom Standpunkte des wohlverstandenen Selbst¬ 
interesses um so eher durch, je intensiver die Konkurrenz ist. Diese 
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nimmt aber überall dort besonders rücksichtslose Formen an, wo — wie 
im Eisenbahnwesen — die Konkurrenz auch dann weitergeführt wird, 
wenn die Preise weit unter die Produktionskosten gesunken sind, weil 
bei dem Vorwiegen des stehenden Kapitals die Konkurrenten sich nicht 
vom Markt ‘zurückziehen können und sich deshalb bei ungenügender 
Nachfrage eher mit einem Preis begnügen, der nur wenig zur Verzinsung 
der einmal vorhandenen Anlagen beiträgt, als daß sie überhaupt vom 
Markt ausgeschlossen werden. Aus diesem Grunde ist das Eisenbahn¬ 
wesen besonders geeignet, das wirkliche Wesen der Konkurrenz zum 
Ausdruck zu bringen, während es bei anderen Wirtschaftszweigen in der 
Regel nur als schwache Tendenz feststellbar ist, die sich leicht der 
wissenschaftlichen Beobachtung entzieht. 

Nachdem wir des besseren Verständnisses halber die Ergebnisse 
unserer Untersuchung vorweggenommen haben, handelt es sich nunmehr 
darum, die konkreten Tatsachen darzustellen, an denen wir unser Urteil 
gewonnen haben. Zu diesem Zweck betrachten wir zunächst den Einfluß 
der Konkurrenz auf den Ausbau des englischen Eisenbahnnetzes und im 
Anschluß daran auf die Tarifgestaltung und die Leistungen der Gesell¬ 
schaften. Nach dem oben Gesagten wird es sich im ersten Falle haupt¬ 
sächlich um die Konkurrenz in ihrem Anfangsstadium, in den beiden 
anderen Fällen um das Stadium der wirksamen Konkurrenz handeln. 

c) Die Auswirkung der Konkurrenz im englischen 

Eisenbahnwesen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß ohne die Mitwirkung der Kon¬ 
kurrenz das englische Eisenbahnnetz nicht annähernd zu seiner tatsäch¬ 
lichen Ausdehnung ausgebaut worden wäre. Auf diesen Vorzug ist von 
den Gesellschaften in früheren Jahren immer mit großem Nachdruck 
hingewiesen worden. Vor dem Ausschuß von 1909 wird er unqualifiziert 
eigentlich nur noch von dem Vertreter der Kohleninteressenten von Süd- 
Wales hervorgehoben. „Die Wirkung dieser Konkurrenz, sagt der Zeuge, 
ist zweifellos die gewesen, daß die Gesellschaften in Vorwegnahme 
des Verkehrs ihre Linien rascher gebaut haben, als es beim Vorhanden¬ 
sein eines Monopols wahrscheinlich gewesen wäre, und ich halte dies für 
wertvoll im Interesse der Öffentlichkeit.... Das Ergebnis ist, daß sich 
die Gegend viel rascher entwickelt 1 ).“ Aber es ist gewiß kein Zufall, 
daß der einzige Zeuge, der diesen Umstand unqualifiziert betont, aus den 
Kohlengebieten mit ihren mächtigen Entwioklungsmöglichkeiten stammt, 
wo das Gedeihen der Bahnen außerdem durch die Massenhaftigkeit und 
Einheitlichkeit des Verkehrs und die günstige Bodengestaltung gefördert 

*) Mimttes of Eridetice, qu. G372/3. 
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wird. Denn in den übrigen Fällen, in denen die Entwicklung der 
erschlossenen Gebiete dem Bahnbau nicht gefolgt ist, hat dieser einfach 
aufgehört, nachdem sich das Kapital über die tatsächlichen Gewinn¬ 
möglichkeiten klar geworden war, oder aber ist nur durch eine ungesunde 
und auf die Dauer kostspielige Spekulation künstlich aufrechterhalten 
worden. „Syndikate von Spekulanten, sagt J. C. Inglis von der Great 
Western, sind zur Gründung neuer Linien mit dem angeblichen Zweck 
der Verbindung zweier Gesellschaften ermuntert worden, in Wirklich¬ 
keit aber einfach in der Absicht, die Privilegien an die Höchstbietenden 
zu verkaufen und die eine oder andere Gesellschaft zum Kauf zu zwingen, 
mit dem Ergebnis, daß die Konzessionen unbenutzt abliefen, wenn sie 
nicht gekauft wurden, ln manchen Fällen sind derartige Konzessionen 
Gegenstand noch ehrgeizigerer Pläne geworden und haben sicherlich .dazu 
beigetragen, den Zustand der akuten Konkurrenz wie er hierzulande 
besteht, heraufzubringen 1 ).“ 

Aus diesem Grunde sind sich jetzt auch die Gesellschaften einig, 
daß jener Vorzug nur auf Grund einer großen Kapitalverschwendung 
erreicht werden konnte. „In dem Umfang, betont Sir Ch. J. Owens, der 
Hauptvertreter der Gesellschaften, als Linien gebaut worden sind, die 
im öffentlichen Interesse nicht absolut nötig waren, ist das Eisenbahn¬ 
kapital unbilligerweise erhöht und der größten Verkehrsindustrie des 
Landes eine unnötige Last auferlegt worden. So ist die Konkurrenz, 
deren Förderung das Parlament für vorteilhaft hielt, von vornherein ein 
Nachteil gewesen*)Diesem Urteil schließt sich der Ausschußbericht 
von 1911 bedingungslos an: „Die Gesellschaften haben unter Ermunterung 
des Parlaments in früheren Zeiten lebhaft konkurrierende Linien ins 
Leben gerufen. Obschon ihre dauernde Tätigkeit nach dieser Richtung 
konkurrierende Bahnen für den größten Teil des Verkehrs geschaffen 
bat, veranlaßte sie doch eine Kapitalauslage, die sehr viel größer 
ist, als ein gutangelegtes System von der gleichen Leistungs¬ 
fähigkeit gekostet hätte.... Auch ist ein großer Teil der Zeit und 
Energie wie der Hilfsmittel der Gesellschaften nicht zur Entwicklung 
ihres Unternehmens verwandt worden, sondern in dem Versuch die parla¬ 
mentarischen Manöver der konkurrierenden Gesellschaften zu durch¬ 
kreuzen .... Obschon diese Form der Konkurrenz in einzelnen Gegenden 
länger wirksam gewesen ist, als die Konkurrenz zwischen bestehenden 
Gesellschaften, so hat ihre Wirksamkeit doch sehr stark nachgelassen, 
besonders in den letzten Jahren_ Es ist sehr zweifelhaft, ob irgend¬ 

welches Kapital, das in den letzten zwanzig Jahren angelegt worden ist, 

‘) Minutea of Evidence, qu. €372/3. 

*) Board of Trade Railway Conference , Report, S. 32. 
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einen angemessenen Ertrag abgeworfen hat, und es ist deshalb sehr 
■schwer, für neue 'konkurrierende Projekte Kapital zu finden... - 1 ).“ 

Der Bau konkurrierender Linien über das tatsächliche Bedürfnis 
hinaus hat jedoch noch einen weiteren Nachteil mit sich gebracht, indem 
er das Schwergewicht der Entwicklung auf den intensiven statt auf den 
extensiven Ausbau legte. Dadurch wurden zwar die hauptsächlichsten 
Industrie- und Bevölkerungszentren, wo die Spekulation die größten 
Entwicklungsmöglichkeiten sah, außerordentlich gut mit Bahnen ver¬ 
sorgt, während die entlegeneren Teile des Landes leer ausgingen, da 
infolge der Kapitalüberlastung durch die Konkurrenzlinien hierfür das 
Kapital nicht mehr ausreichte, eine Erfahrung, auf die besonders 
W. G. Granet, der Vertreter der Midland, hinweist*). So sehen wir auch 
hierin eine Widerlegung der Harmonielehre, da die Konkurrenz nicht 
etwa zu einer Aussöhnung, sondern zu einer wesentlichen Verschärfung 
des Gegensatzes zwischen den einzelnen Wirtschaftsinteressen führt. 

Daß die Konkurrenz in den Tarifen der Eisenbahngesellschaften 
nicht von langer Dauer sein könne, weil sie bei dem Vorwiegen des 
stehenden Kapitals an den Produktionskosten keine Grenze findet und 
deshalb solch intensive Formen annimmt, daß sie in ganz kurzer Zeit in 
ihr Gegenteil umschlägt, haben wir bereits einleitend hervorgehoben. 
Diese Erfahrung, die Cohn schon für die ersten Jahre des englischen 
Eisenbahnwesens nachweisen konnte, wird durch die vorliegenden 
Materialien erneut bestätigt. „Es kann nicht behauptet werden, sagt 
A. K. Butterworth, der Generaldirektor der North Eastern, daß in Eng¬ 
land die Konkurrenz in Eisenbahntarifen sehr viel, wenn überhaupt etwas 
bewirkt hat. Schon von den ersten Tagen an sahen die Leute, die über 
Eisenbahnfragen nachdachten, daß eine Konkurrenz in Tarifen ganz außer 
Frage bleiben müsse, wenn die Gesellschaften eine Dividende abwerfen 
sollten, und fast vom ersten Augenblick an trat bei den Tarifen die Ver¬ 
ständigung an die Stelle der Konkurrenz*).“ Daß dies auch in den letzten 
Jahren nicht anders geworden ist, beweisen die Aussagen Owens’, der 
sich aus seiner langen Erfahrung „keines Falles entsinnen kann, wo sich 
die Gesellschaften nicht sofort über die Tarife geeinigt haben, wenn 
durch den Bau einer neuen Linie eine Station konkurrenzfähig wurde 4 )“. 

Aber dies sind lange feststehende Tatsachen, und es soll hier nur 
deshalb noch einmal darauf eingegangen werden, weil vor dem Ausschuß 
von 1909 die Frage aufgeworfen wurde, inwiefern die kurze Zeit tat- 

‘) Report S. 12 f. 

*) Board of Trade Railuay Conference, S. 49. 

s ) Board of Trade Railway Conference. Report S. 27. 

*) Minute» of Evidence, qu. 11 728. 
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sächlicher Tarif konkurrenz von dauernder Wirkung <auf die Gestaltung 
der Tarife geblieben ist. Hierin gehen die Ansichten der Zeugen sehr 
auseinander. Der Vertreter der Kohleninteressenten von Süd-Wales 
behauptet zwar „Wenn man Gleiches mit Gleichem und ähnliche Ent¬ 
fernungen miteinander vergleicht, so sind die meisten Sätze in den 
Gebieten, wo Konkurrenz herrscht, bedeutend niedriger als in solchen, 
wo eine Gesellschaft ein Monopol besitzt 1 )“ und als Beweis seiner 
Behauptung führt er das Verhalten der Taff Vale an, die allein auf die 
beabsichtigte Gründung der Barry Dock Gesellschaft hin ihre Kohlen¬ 
frachten von 0,8 d. auf 0,72 d. die Tonne ermäßigte und nach dem tatsäch¬ 
lichen Zustandekommen des Konkurrenzunternehmens auf ihre jetzigen 
•Sätze von 0,575 d. herabging. Die Ansichten der Vertreter der Gesell¬ 
schaften sind geteilt. Owens gesteht zu, daß der Einfluß früherer Kon¬ 
kurrenz in einigen Fällen, wo die Gesellschaften die Tariie nicht hätten 
erhöhen können, noch immer nach wirke*). Demgegenüber weist jedoch 
Butterworth darauf hin, daß in manchen Fällen die frühere Konkurrenz 
zu einer wesentlichen Erhöhung der Sätze geführt habe, weil man bei 
der späteren Vereinbarung die Entfernung der weitesten Strecke dem 
gemeinsamen Satz zugrunde gelegt habe, so daß die lokalen Sätze der 
kürzeren Strecke niedriger seien als die vereinbarten*). In dieser Rich¬ 
tung liegt auch der Befund des Untersuchungsausschusses: „Wir haben 
kein Zeugenmaterial vor uns gehabt, das zeigen würde, daß Tarife und 
Gebühren, die in dem Sinne konkurrierend sind, daß sie für zwei, durch 
mehrere Bahnen verbundene Punkte gelten, im allgemeinen niedriger 
seien als unter gleichen Umständen Sätze zwischen Stationen, die nur 
eine Bahn verbindet, wenn die Entfernung der kürzesten Strecke als 
Vergleichsbasis angenommen wird 4 )“. Der Bericht weist dann allerdings 
darauf hin, daß die direkte Konkurrenz nicht die einzige Form sei, „son¬ 
dern daß die Tarife auch durch die indirekte Konkurrenz berührt werden, 
die dadurch entsteht, daß ein gemeinsamer Markt mit besonderen Waren 
versorgt wird, die im Wirtschaftsgebiet der einzelnen konkurrierenden 
Linien erzeugt werden, und die Gesellschaften deshalb ein Interesse 
haben, daß die Produzenten ihres Gebiets möglichst günstig auf dem 
Markte auftreten können 1 *. Doch hätten die Gesellschaften auch-diese 
Konkurrenz zu einem großen Teil durch Konferenzen ausgeschaltet wie 
bei dem kontinentalen und dem irischen Verkehr. 

So bestätigen also auch die neuesten Erfahrungen im englischen 

») Minute8 of Evidence, qu. 6341, 6290. 

*) Board of Trade Railway Conference, Report, S. 3S. 

*) Board of Trade Railway Conference, S. 28. 

*) Report, S. 8f. 
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Eisenbahnwesen die Erkenntnis, die schon der Untersuchungsausschuß 
von 1844 ausgesprochen hat, wenn er feststellt, daß eine Konkurrenz 
zwischen bestehenden Linien wohl gelegentlich und indirekterweise ein- 
treten und während dieser Zeit eine Verbilligung der Tarife bewirken 
könne, daß aber der Zusammenschluß der GesellschaJten und die Steige¬ 
rung der Tarife die gewöhnliche Folge sei 1 ). 

■Diesem Urteil widerspricht nicht die Tatsache, daß diese Kon¬ 
kurrenz in versteckter Form eine wachsende Tendenz zum Wieder¬ 
aufleben zeigt. Im Gegenteil, es sind dafür dieselben Umstände ver¬ 
antwortlich zu machen wie für die besondere Intensität der Eisenbähn- 
konkurrenz. Zugleich ist aber auch die Form des Wiederauflebens für 
die Art und Weise charakteristisch, in der die Vorteile der Konkurrenz 
der Allgemeinheit zugute kommen. 

Da es sich in allen Fällen, in denen sich zwei und mehr Gesell¬ 
schaften um einen bestehenden Verkehr streiten, nicht darum handelt, 
den Verkehr durch niedrige Sätze an und für sich zu entwickeln, sondern 
durch niedrigere Tarife und günstigere Bedingungen dem Konkurrenten 
zu entreißen, so ist ein System der grundsätzlichen Vereinbarung mit 
einer gewissen Konkurrenz wohl vereinbar. Diese Konkurrenz kommt 
dann regelmäßig in größeren und kleineren unzulässigen Vergünstigun¬ 
gen an den Verfrachter zum Ausdruck und bildet so die Ursache für 
eines der Hauptprobleme des privatwirtschaftlichen Eisenbahnsystems, 
die differentielle Behandlung von Einzelpersonen, Personengruppen, 
Warenklassen und Gegenden. Da der Anreiz zu solchem Entgegen¬ 
kommen durch die Gesellschaften naturgemäß desto größer ist, je mehr 
Verkehr der einzelne Kunde anzubieten hat, so kommen diese Vorteile 
ausschließlich dem Großhändler und Großindustriellen zugute, und es 
ist für die geistige Einstellung des durchschnittlichen englischen Ge¬ 
schäftsmannes bezeichnend, daß die meisten Zeugen, 'die vor dem 
Ausschuß von 1909 die Vorteile der Konkurrenz verteidigten und ihre 
Fortsetzung wünschten, gerade diese Möglichkeit des Ausspielens der 
Gesellschaften gegeneinander als Hauptvorzug der Konkurrenz be- 
zeichneten*). Es unterliegt keinem Zweifel, daß zahlreiche Firmen auf 
diese Weise — vielfach, indem sie ohne weiteres die Zahlung gewisser 
Summen verweigerten — jährlich ganz beträchtliche Beträge heraus¬ 
zuschlagen wußten, nachdem die Gesellschaften einmal die schiefe Ebene 
betreten hatten. 

Im Tarifwesen kamen diese unzulässigen Vergünstigungen in einem 
ausgedehnten System von Rabatten zum Ausdruck, die teilweise von den 

*) Cohn, I, S. 142 ff. 

*) Minutes of Evidence, qu. 2581, 2774, 3540, 4076, 5623 u. a. 
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Gesellschaften direkt, teilweise von ihren Agenten gewährt wurden 
und sich vor alleu Dingen auf die Gebühren der Nebenunternehmungen 
erstreckten. Das Hauptgebiet bildete der Fuhrdienst. Abgesehen davon, 
daß die Gesellschaften aus Konkurrenzrücksichten in manchen Fällen 
die Güter unentgeltlich abholten und bestellten, boten sie an Plätzen, 
wo sie diesen Dienst nicht selber besorgten, gewisse Rabatte an, um die 
Fuhrunternehmer zu veranlassen, den Verkehr auf ihre Linie zu leiten, 
wie dies für Liverpool im Kapitel über das Tarifwesen bereits aus¬ 
geführt worden ist. Bezeichnend ist hierbei, daß die Gesellschaften 
gleichzeitig mit der Beseitigung dieser Zustände in Liverpool ein 
Gewinnverteilungskartell für den Verkehr dieser Stadt eingingen, offen¬ 
bar um allen Anreiz zum "Wiede rauf leben der Konkurrenz zu beseitigen 1 ). 
Ähnliche Kommissionen erhielten früher auch die Schiffahrtsgesell¬ 
schaften, um sie zur Zuweisung des Verkehrs zu veranlassen*). Eine 
andere Form von Rabatten ergab sich aus der Nichterhebung gewisser 
Gebühren, die an sich den Gesellschaften zustanden, wie Lagerhaus¬ 
gebühren, Standgelder usw. Auch hier ist die Zahlungsverweigerung der 
Kunden eine beliebte Form der „Einziehung“ dieses Vorteils*). Schließ¬ 
lich hat die Konkurrenz zu einem weitgehenden Entgegenkommen bei 
Schadenersatzansprüchen aus Gütersendungen geführt, die auf Gefahr 
des Verfrachters, also zu einem niedrigeren Satz befördert worden waren, 
wo demnach keine Verpflichtung der Gellschaften vorlag. Auf den 
Umfang, in dem dies geschah, läßt die ungeheure Empörung schließen, 
die sich im Jahr 1902 auf die Einschränkung dieses Entgegenkommens 
durch Verabredung der Gesellschaften erhob. 

Schärfer noch kommt diese Erscheinung bei den Leistungen der 
Gesellschaften zum Ausdruck, wo sie, wie bereits der Ausschuß von 1872 
feststellt, eine wesentlich größere Rolle gespielt hat, als bei den 
Tarifen und im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts eine starke Zunahme 
zeigte. Wir gliedern ihre Äußerungen infolge ihrer verschiedenartigen 
Wirkungen auf die Gesellschaften wie auf die Öffentlichkeit in zwei 
Gruppen, von denen die erste mehr in das Gebiet des Betriebs, die andere 
mehr in das der Betriebsanlagen fällt. 

Durch die Androhung der Leitung des Verkehrs an andere Gesell¬ 
schaften haben Großverfrachter an konkurrierenden Stationen eine 
glänzende Versorgung mit Güterwagen und Lokomotiven erreicht und die 
Gesellschaften zur Haltung einer ständigen Reserve an Rollmaterial ver- 


*) Minute» of Evidence, qu. 4418, 1548, Report, S. 10. 
*) Ebenda, qu. 1862—64. 

*) Ebenda, qu. 9692, 2667. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



46 


Die englische Bisenbahnpolitik der letzten vierzig Jahre. 


anlaßt, eine weitere Bevorzugung des Großhandels und Benachteiligung 
der nichtkomkurrierenden Stationen 1 ). 

Aus den gleichen Gründen ist es an den Konkurrenzpunkten gelun¬ 
gen, eine raschere Beförderung durchzusetzen, die teilweis so weit ging, 
daß gewöhnliche Güter mit Personenzügen befördert wurden*). 

Aus Konkurrenzrücksichten haben ferner die Gesellschaften weit 
über die vorgeschriebene Zeit hinaus Güterwagen und Seitengleise zu 
Lagerungszwecken zur Verfügung gestellt, ohne überhaupt eine Gebühr 
zu erheben oder ohne sie einzuziehen, falls der Verfrachter ihre Zahlung 
verweigerte*). 

In Verbindung damit haben sich die Gesellschaften oft in der 
Anlage von privaten Anschlußgleisen entweder kostenlos oder unter 
Berechnung nomineller Kosten überboten*). 

Wo der Verfrachter dagegen eigene Anschlußgleise besaß, über¬ 
nahm die Gesellschaft — gewöhnlich unter der Bedingung eines Mindest¬ 
verkehrs von 10 000 Tonnen — unentgeltlich ihre Reparatur und stellte 
auch einen Teil des zur Bedienung nötigen Personals*). 

Aus den gleichen Gründen wurden an konkurrierenden Plätzen 
der Rolldienst mit einer außerordentlichen Schnelligkeit ohne Rücksicht 
auf die Ladungen der Fuhrwerke besorgt, so daß es vorkam, daß vor 
dem Lagerhaus eines Verfrachters innerhalb einer Stunde die Fuhrwerke 
dreier und mehr Gesellschaften vorfuhren und in einigen Fällen die 
Gesellschaften sogar so weit gingen, das Wiegen, Packen und Bekleben 
der Stücke freiwillig und unentgeltlich zu besorgen 8 ). 

Im Personenverkehr schließlich äußerte sich die Konkurrenz nicht, 
nur in einer außerordentlichen Häufigkeit und Schnelligkeit der Züge, 
sondern auch in einem steigenden Luxus in der Form von Speise- und 
Schlafwagen. Wie leicht die Gesellschaften in dieser Richtung der Kon¬ 
kurrenz nachgaben, zeigt ein Beispiel aus dem Jahr 1905, wo die Great 
Central einen durchgehenden Verkehr zwischen Newcastle, Southampton 
und Bournemouth einrichtete. Inerhalb eines Jahrs folgten die London & 
North Western und die Midland mit einem Zugdienst über London und 
die Great Western mit einem über Kings Cross, wodurch der Grund zu 
einem der bekanntesten Überlanddienste geschaffen wurde 7 ). 

Ü Minutes of Evidence, qu. 6409, 4480. 

*) Ebenda, qu. 4501, Report, S. 11. 

3 ) Ebenda, qu. 9629. 

*) Ebenda, qu. 6349, 2693. 

*) Ebenda, qu. 3535 ff. 

") Ebenda, qu. 12 441, Report, S. 11. 

7 ) Ebenda, qu. 15 110 f. 
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Dem Entstehen der zweiten Gruppe von Konkurrenzwirkungen auf 
dem Gebiete der Leistungen der Gesellschaften liegen Erwägungen 
besonderer Art zugrunde, die sich wiederum aus dem Charakter der Eisen¬ 
bahnunternehmung ergeben. Während im Warenverkehr die Ware an 
den Käufer herangetragen wird und deshalb selbst als Reklame, d. h. 
als Mittel zur Bestimmung des Kaufwillens gebraucht werden kann, ist 
die Eisenbahn auf das Herankommen der Kunden angewiesen und muß 
deshalb viel anziehendere Mittel anwenden, um den Kunden anzuregen. 
Darum mußten die Gesellschaften so nahe wie möglich an den Kunden 
heranzukommen versuchen, um seine Entschließung möglichst früh zu 
bestimmen. Aus diesen Überlegungen heraus dürfte das ausgesprochene 
Bestreben der Gesellschaften erwachsen sein, eine immer größere Anzahl 
von Nebenunternehmungen in ihren Tätigkeitsbereich einzubeziehen. 

Als eine Ubergangsform dieser Art können die verschiedenen 
Erweiterungsbauten bestehender Gesellschaften nach den hauptsächlich¬ 
sten Verkehrszentren betrachtet werden, so die Ausdehnung der späteren 
Great Central nach London. Sie zeigen deutlich die „kumulative'* Ten¬ 
denz der Eisenbahnkonkurrenz auf der einen und das Bestreben nach 
der räumlichen Ausdehnung des Marktes auf der andern Seite. Auch der 
Bau kostspieliger Empfangstationen inmitten der großen Städte gehört 
hierher, wie er sich z. B. im Anschluß an den Ausbau der Cheshire Lines 
Committee nach Liverpool entwickelte. Da die erste Station dieser Bahn 
weiter vom Zentrum der Stadt entfernt war als die der anderen Gesell¬ 
schaften und sich deshalb nicht rentierte, baute die Gesellschaft inmitten 
der Stadt eine neue Güterempfangsstelle, was sofort die London & North 
Western, die Lancashire & Yorkshire, Great Northern und Great Central 
veranlaßte, dasselbe zu tun, wobei Unsummen für den Erwerb der Grund¬ 
stücke ausgegeben wurden. Ein ähnlicher Vorgang spielte sich auch in 
Manchester ab 1 ). 

Einen weiteren Schritt nach dieser Richtung bedeutete die Errich¬ 
tung von Lagerhäusern, deren Benutzung oft monatelang unentgeltlich 
oder doch nur gegen eine nominelle Gebühr freigestellt wurde. So besitzt 
die London & North Western umfangreiche Lagerhäuser im Zentrum von 
Liverpool und die London & South Western und die London, Brighton 
4 South Coast Lagerhäuser für Spirituosen, deren einziger Zweck die 
Anziehung des Verkehrs auf ihre Linien ist.*) Wo die Lagerung befristet 
war, wurde sie oft um das Doppelte überschritten, ohne daß erhöhte Ge¬ 
bühren verlangt wurden.*) Vom Standpunkte der Allgemeinheit waren 

*) Minute» of Evidente , <jm. 8283, 8341. 

*) Ebenda, qu. 7253. 

*) Ebenda, qu. 10379. 
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diese Kapitalsauslagen insofern unerwünscht, als dadurch auch der Ver¬ 
kehr belastet wurde, der von diesen Annehmlichkeiten keinen Gebrauch 
machte. Dazu kam sehr oft noch eine Bevorzugung der Großverfrachter 
dadurch zustande, daß die Gesellschaften diesen zur Errichtung eigener 
Lagerhäuser unentgeltlich Land zur Verfügung stellten' 1 ). 

Nicht zuletzt sind hier die Hafenanlagen und Schiftfahrtlinien zu 
nennen, die in den letzten Jahrzehnten immer häufiger in den Besitz der 
Gesellschaften gelangten, ebenso wie im Personenverkehr die Hotels in 
den Haupt Verkehrszentren, die den alleinigen Zweck haben, den Verkehr 
auf die Linien der Gesellschaften zu ziehen. 

d) Die Kosten der Konkurrenz. 

Den Einfluß der Konkurrenz in ihrem ersten Stadium auf die Kapi¬ 
talisierung der Gesellschaften haben wir, soweit sie historisch in den 
Rahmen dieser Untersuchung fällt, bei der Betrachtung ihrer Wirkungen 
bereits berührt. Nach den vorangehenden Ausführungen kann eg keinem 
Zweifel unterliegen, daß auoh das zweite Stadium nicht ohne weitgehen¬ 
den Einfluß auf die Kapitalisierung der Gesellschaften geblieben ist. 

Die außerordentlich hohe Kapitalbelastung der englischen Bahnen 
gegenüber der anderer Länder ist bekannt und wird auch nicht von den 
Gesellschaften geleugnet. Als Erklärung ist u. a. angeführt worden, daß 
die englischen Bahnen zahlreiche Ausgaben, die aus den ordentlichen Ein¬ 
nahmen hätten bestritten werden müssen, auf Kapitalkonto gesetzt hätten. 
Nach dem Gesagten kann es keinem Zweifel unterliegen, daß hierfür in 
weitem Umfang Konkurrenzrücksichten verantwortlich zu machen sind. 
Aus den Dimensionen der Neubauten in Liverpool geht ohne weiteres 
hervor, daß sie ungeheure Summen gekostet haben müssen. Der Zeuge, 
der sie anführt, berechnet für die Midland die laufende Belastung jeder 
dort auf gelieferten Tonne Verkehr auf ungefähr 2 s, abgesehen von wei¬ 
teren 3 s als Kosten des Fuhrdienstes von der Empfangsstelle zur eigent¬ 
lichen Station. 

Dieselbe Erscheinung tritt bei dem Bau der verschiedenen Aus¬ 
dehnungslinien zutage. Über den eklatantesten Fall, die Ausdehnung der 
früheren Manchester, Sheffield and Lincolnshire Railway nach London, 
stellt der Statist vom 21. Mai 1910 einige Berechnungen an*). Er weist 
dort nach, daß in diese 1898/99 eröffnete Linie „in the most extravagant 
manner“ 16 Hill. Pfund investiert worden seien, während sie nach dem 
Voranschlag 6 Mill. hätte kosten sollen. Die Folge der verfehlten Be¬ 
rechnung sei gewesen, daß die Leitung mit allen verfügbaren Mitteln 

1 ) Minutes of Evidence, qu. 3413. 

*) Angeführt von Grauet in deu Minutes of Evidence. qu % 18 744. 
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versuchen mußte, den Verkehr zu steigern, und deshalb die nördlichen 
Linien in eine wilde Konkurrenz in der Form weiterer Züge getrieben 
habe, die allen beteiligten Gesellschaften ungeheure Kosten verursach!;, 
der Öffentlichkeit aber nichts oder nur wenig genützt hätten. Denn es 
könne keinem Zweifel unterliegen, daß die Steigerung der Betriebsaus¬ 
gaben für den Personenverkehr der Midland von 75 ,5 % in den Jahren 
1892—1907, der nur eine Steigerung der Einnahmen von 45 % und eine 
Verminderung der Reineinnahmen um 8 % gegenüberstehe, bei gleich¬ 
zeitigen großen Neuinvestierungen nur dem Bau der genannten Aus¬ 
dehnungslinie zugesohrieben werden könne. „Jedermann anerkennt natür¬ 
lich, daß es ein Unglück für das Land bedeuten würde, wenn die nötigen 
Auslagen unterblieben, sieht jedoch auch ein, daß solche Auslagen ein 
ebenso großes Unglück bedeuten, wenn sie unnötig sind, der Öffentlich¬ 
keit keinen Nutzen bringen und verhindern, daß dieses Kapital auf An¬ 
lagen verwandt wird, die für die öffentliche Wohlfahrt unentbehr¬ 
lich sind.“ 

In anderen Fällen sind sogar ganze Linien mit allen Stationen und 
sonstigen Anlagen gebaut worden, ohne daß sie je in Betrieb genommen 
wurden. Die Errichtung der Linie Paisley-Barnhead durch die Cale- 
donian wird als ein solcher Fall genannt und der Bau derartiger unter 
der Wirkung der Konkurrenz begonnener Linien als ein Hauptgrund der 
niedrigen Dividenden der schottischen Bahnen angegeben 1 ). 

Noch kostspieliger scheint die Ausdehnung der Gesellschaften auf 
die eigentlichen Nebenunternehmungen gewesen zu sein, wenn die An¬ 
gaben der bedrohten Interessenten zutreffen. Der Hauptzeuge, der gegen 
die Übernahme von Schiffahrtgesellschaften durch die Eisenbahnen auf- 
tritt, Lord Inverclyde, sagt darüber: „Meine Erfahrung bezieht sich haupt¬ 
sächlich auf Schottland; aber meine Ansicht ist, daß die Gesellschaften 
zeitweise eine ungeheure Konkurrenz in Kapitalausgaben entfaltet haben, 
für die sie nun büßen müssen und die sie nun aus dem Verkehr heraus¬ 
zubringen versuchen*)“. Etwas später fügt er hinzu: „bei der Bemerkung 
über Kapitalausgaben hatte ich hauptsächlich Dampfschiffe im Sinne... 
vielleicht könnte man noch Hotels hinzufügen; aber darauf möchte ich 
nicht eingehen... Ich glaube, die Eisenbahngesellschaften haben große 
Summen an ihren Dampfsohiffunternehmungen verloren... Soweit meine 
Kenntnis geht, wird überhaupt kein Dampfer einer Eisenbahngesellschaft 
mit Gewinn betrieben“, worauf er verschiedene Beispiele anführt und 
bemerkt, daß diese Tatsache auch von den Gesellschaften mit dem Hin- 


1 ) Minules of Evidetice, qu. 17 144. 

*) Ebenda, qu. 1534. 
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weis zugegeben w'ürde, daß sie den Schiffsverkehr nur unterhielten, um 
den Eisenbahnverkehr anzuziehen 1 ). 

Dieselbe Behauptung wird von den Dockinteressenten bei den Dock¬ 
unternehmungen der Gesellschaften erhoben und betont, daß diese nur 
gebraucht würden, um andere Häfen und Docks zu schädigen*). 

Ähnlich äußert sich Marwood, der Staatssekretär des Handelsmini¬ 
steriums über den Hotelbesitz der Gesellschaften: „Ich glaube, einige Ge¬ 
sellschaften gestehen zu, daß sie an ihren Hotels verlieren und versuchen 
gar nicht, damit einen Gewinn zu machen. Wenn sie ihnen Reisende auf 
ihre Linien bringen, sind sie bereit, daran zu verlieren*).“ 

Daß die Zunahme der durchschnittlichen Kapitalisierung der englischen 
Eisenbahnen, die von 1870 auf 1908 von 38 371 auf 60249 Pfund, also um 
mehr als 50 % gestiegen ist, den Kapitalausgaben in den Nebenunterneh¬ 
mungen zugeschrieben werden muß, wird denn auch von mehreren Zeugen 
nahegelegt. Bedeutsam hierfür sind die Aussagen des Vorsitzenden der 
Railway Stockholder's Association -: „Das Sinken der Dividenden für das 
Stammkapital“, führt er aus, „ist in weitgehendem Maße diesen neuen 
Kapitalvermehrungen zuzusclireiben. Andere Ursachen, wie Lohnerhö¬ 
hungen und verschwenderische Ausgaben im Personenverkehr haben dazu 
beigetragen; aber das neue Kapital, das nicht immer vernünftig angelegt 
wurde, ist die Hauptursache gewesen.... Ein großer Teil davon ist in 
Unternehmungen angelegt worden, die außerhalb des eigentlichen Eisen¬ 
bahnbetriebes stehen, wie in Häfen und Docks; ich glaube, in den letzten 
zehn Jahren ist das Gros der Eisenbahnauslagen ganz außerhalb des 
eigentlichen Eisenbahnbetriebes angelegt worden ... Der Öffentlichkeit 
erscheint die Eisenbahnkonkurrenz nur als Konkurrenz im Eisenbahnbe¬ 
trieb; aber es gibt einen viel schlimmeren Ausdruck: die Konkurrenz in 
Kapitalauslagen*).“ 

Daß nach dem Gesagten die Konkurrenz auch für die Steigerung der 
Betriebsausgaben, auf die an anderer Stelle hingewiesen wurde, in erster 
Linie verantwortlich zu machen ist, dürfte schon nach den bisherigen 
Ausführungen feststehen. Vereinzelt wird von den Eisenbahndirektoren 
allerdings der Versuch gemacht, andere Ursachen, wie die wachsenden 
Erfordernisse des Handelsamtes in bezug auf die Sicherheit, die Steige¬ 
rung der Kohlenpreise, der Löhne und der Kommunalsteuern, die Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit und die wachsende Konkurrenz der Straßen- 

*) Minutes of Evidence, qu. 1885/6, 1630, 1G18, 1662, 1708. 

*) Ebenda, qu. 6870 u. a. O. 

3 ) Ebenda, qu. 173. 

*) Ebenda, qu. 11 412, 11 121, 11 368, 11 453. 
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bahnen und Automobillinien in den Vordergrund zu schieben 1 * * 4 )- Aber die 
Gründe für dieses Beetreben liegen auf der Hand, und die meisten dieser 
Behauptungen werden in dieser Form während der Untersuchung widerlegt, 
wenn auch alle angeführten Ursachen bis zu einem gewissen Grad mit¬ 
gewirkt haben. Vor allem widersprechen sich die Vertreter der Gesell¬ 
schaften selbst. So macht Owens, der vor dem Ausschuß die obige Reihe 
von Ursachen anführt, in seiner Denkschrift für die Board of Trade Rail- 
way Conference folgende Gründe für die hohen Betriebskosten des Per¬ 
sonenverkehrs verantwortlich: 1. die unnötige Anzahl der Züge; 2. die Be¬ 
schaffung kostspieligen und luxuriösen Rollmaterials ohne entsprechende 
Tarifbelastung; 3. die unnötige Beschleunigung der Züge, herbeigeführt 
durch a) die Ausschaltung von Aufenthalten auf nicht konkurrierenden 
Stationen, b) den Bau von kostspieligen Schnittbahnen zur Verringerung 
der Strecke, c) die Einstellung stärkerer Lokomotiven, die öftere Er¬ 
neuerung des Oberbaus und den Neubau von Brücken, und d) durch die 
Erweiterung der bestehenden Linien unter Änderung der Linienführung 
und Verkehrung des Personals*). Seine Ausführungen werden für 
den Güterverkehr durch die Aussagen des Generaldirektors der Great 
Central ergänzt: „Das Wachstum der Betriebskosten, führt er aus, (hat 
verschiedene Ursachen, und ich glaube nicht, daß wir darin von Einfluß 
sind. Die Verbesserungen im Personenzugdienst kann wohl jedermann 
sehen; aber die Öffentlichkeit sieht nicht das Wachstum der raschen 
Güterzüge, die auf fast allen Strecken eingestellt wurden. Der Unter¬ 
schied eines raschen von einem langsamen Güterzug bedeutet aber, daß 
man möglicherweise nicht dieselbe Menge mit einer Lokomotive befördern 
kann.“ Er fügt hinzu, daß sich nach Berechnungen seiner Gesellschaft 
zwischen raschen und gewöhnlichen Güterzügen ein Unterschied von 
33 % in der beförderten Gütermenge der gleichen Klasse habe feststellen 
lassen*). 

So darf man als erwiesen erachten, daß die Konkurrenz die tiefer¬ 
liegende Ursache der Depression der englischen Eisenbahnen gewesen 
ist, die um das Jahr 1900 voll ins Bewußtsein der Öffentlichkeit trat*) 

1 ) Minute» of Evidence, qu. *12 255 ff. 

*) Board of Trade Railway Conference, Report, S. 38. 

*) Minute» of Evidence, qu. 14832, 14834. 

4 ) Sie äußerte sich zunächst in einer außerordentlichen Steigerung der Be- 
triebszahl, die 1880—1905 folgendes Bild zeigt: 

1880 51 1895 56 1900 62 

1885 53 1895 56 1905 62 

Dementsprechend entwickelte sich auch der Prozentsatz der Beincinnahme i 
zum tatsächlich angelegten Kapital, der sich im Fünfjahresdurchschnitt wie folgt 
stellte: 

4* 
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und als der unmittelbare Anstoß 1 ) der Verständigungspolitik und Zu¬ 
sammenschlußbewegung anzusehen ist, die in den ersten Jahren des neuen 
Jahrhunderts einsetzen. Weit davon entfernt, ihre Eignung als „natür¬ 
licher“ Regulator des Wirtschaftslebens zu erweisen, sehen wir demnach 
die Konkurrenz die Gesetze ihrer eigenen Auflösung in sich tragen, die 
um so sicherer wirken, je wirksamer sie selbst wird. 

e) Die Formen des Zusammenschlusses. 

Die Hauptformen, deren sich diese neuste Zusammenschlußbewe¬ 
gung im englischen Eisenbahnwesen bediente, waren im Grunde durch 
die Art der Konkurrenz, auf deren Beseitigung sie abzielten, vorgezeich¬ 
net*). Da sich jene vorwiegend in einem unerwünschten und mehr oder 
minder auf der Grenze des erlaubt stehenden Entgegenkommens in den 
Beförderungsbedingungen geäußert hatte, so ist das Konditionenkartell 
die beherrschende und zugleich am meisten angegriffene Form des Zu¬ 
sammenschlusses. Das bekannteste von diese» ist das Joint Claims Com¬ 
mittee, dias der Beseitigung der Konkurrenz in der Honorierung der Scha¬ 
densersatzforderungen diente, die sich aus der Beförderung von Gütern 
auf Gefahr des Verfrachters ergaben. 

Die Konditionenkartelle erwiesen sich jedoch nach zwei Richtungen 
hin als unzulänglich. Einmal gaben sie, wie die Erfahrung zeigte, keine 
Gewähr für das Wiederaufleben der Konkurrenz in irgendeiner anderen 
versteckten Form, solange nicht der Anreiz dazu, der sich aus dem Vor¬ 
wiegen des stehenden Kapitals ergab, irgendwie unschädlich gemacht war. 
Vor allem aber boten sie keinen der Vorteile vereinfachter Betriebs- 


1870—80 4,29 1886—90 4,08 1896—1900 3,63 

1881—85 4,21 1891—95 3,80 1901—1905 3,38. 

Dieselbe Bewegung zeigen naturgemäß die tatsächlich ausgeschütteten Divi¬ 
denden und die Kurse der Eisenbahnaktien, die seit 1899 nach einer vorübergehen¬ 
den spekulativen Steigerung in den neunziger Jahren eine dauernde Abwärtsbe¬ 
wegung zeigen. 

*) Für den konservativen Charakter der englischen Eisenbahnunternehmer, 
auf die wir schon verschiedentlich Gelegenheit hatten, hinzuweisen, ist es bezeich¬ 
nend, daß der Antrieb, der sie zu so eifrigen Anhängern der Verständigungs¬ 
politik machte, von außen kommen mußte, nämlich zu einem großen Teil durch die 
Angriffe des Statist auf die unwirtschaftliche Betriebsführung und den Mangel an 
Fortschrittlichkeit der englischen Bahnen im Gegensatz zu den amerikanischen und 
im Anschluß daran durch die Gründung der Railway Sharehold er s' Association, 
deren Hauptprogrammpunkte 1. größere Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit im Be¬ 
triebe und 2. Zusammenschluß oder Einschränkung der verschwenderischen und 
schädigenden Konkurrenz waren, Forderungen, denen sich die Eisenbahnpraktiker 
erst nur widerwillig anschlossen. 

*) An Literatur vgl. Robertson, Combination among Railway Companies 
(Studies in Economics and Political Science). London, 1912. 
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führung, die bei dem ungünstigen Stande der Betriebszahl unbedingt ge¬ 
boten schien und von den Aktionären und der Fachpresse, vor allem dem 
Statist immer dringender gefordert wurde. 

So lag an sich der Gedanke nahe, daß die Gesellschaften die letzten 
Folgerungen ihrer Kombinationspolitik zögen und sich die konkurrie¬ 
renden Gruppen durch Fusion in größere in sich mehr oder minder abge¬ 
schlossene Systeme Zusammenschlüssen. Er ist bis zu einem gewissen 
Grade verwirklicht worden in der „working union “ der South Eastem und 
der London Chatham and Dover vom Jahre 1899, sowie in kleinerem Maß¬ 
stabe durch die Fusion der Lancashire, Derbyshire, and East Coast mit 
der Great Central im Jahre 1906. Da aber eine Fusion nicht ohne eine 
ausdrückliche Konzession seitens des Parlaments durchzuführen war, und 
vor de^a Private Bill Committees alle irgendwie interessierten Parteien ihre 
Sonderwünsche geltend machen durften und im weitesten Umfang geltend 
gemacht haben, so konnten die Gesellschaften die parlamentarische Ge¬ 
nehmigung nur mit einer Reihe drückender Bedingungen erkaufen, die 
schließlich soweit gingen, daß sie die Vorteile der Fusionen in Frage 
stellten.*) 

So wurde bei der Fusion der Waterford & Central Ireland im 
Jahr 1900 die neue Gesellschaft ausdrücklich verpflichtet, den Betrieb 
der übernommenen Bahnen ebenso leistungsfähig zu erhalten und dem 
Publikum ebenso viele Vorteile zu bieten wie die aufgelösten Gesell¬ 
schaften. Das Zustandekommen der „working Union“ der South Eastern 
and Chatham benutzte der London County Council zur Auferlegung weit¬ 
gehender Verpflichtung zur Einstellung von Arbeiterzügen und in die 
Fusionsbill der Great Northern, Great Central und Great Eastern vom 
Jahr 1908 waren die Bestimmungen eingefügt worden, daß sämtliche Er¬ 
höhungen der Personenfahrpreise der Genehmigung des Eisenbahn- und 
KanaLamts unterliegen und die Leistungen als Ganzes der Gesellschaft in 
keiner Gegend infolge der Fusion zurückgezogen werden dürften, Be¬ 
dingungen, die zusammen mit zahlreichen andern, von lokalen Inter¬ 
essenten eingefügten, die Gesellschaften veranlaßteu, ihre Fusionsbill 
zurückzuziehen. Damit kam die Fusionsbewegung der englischen Bahnen 
zu einem Stillstand, ehe sie sich überhaupt entfaltet hatte, da sich die 
Gesellschaften sagen mußten, daß angesichts der dogmatischen Monopol¬ 
furcht, die sieh in all diesen Bestrebungen ausdrückte, — der Kehrseite 
der Überschätzung der Konkurrenz —die englische Öffentlichkeit für einen 
derartigen Umsturz der heiligsten Grundsätze des Liberalismus noch 
nicht reif war. Dieses Urteil wird man auch objektiv fällen können, hätte 
diese Methode doch keine andere Wirkung gehabt, als den zufälligen von 

') Minuten of Evidence, qu. 243, 260 und 291. 
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der Konkurrenz einmal geschaffenen Zustand in seiner ganzen Irrationa¬ 
lität zu verewigen. 

Die unmittelbare Wirkung des doktrinären Verhaltens der eng¬ 
lischen Öffentlichkeit war die, daß die Gesellschaften ihre Zwecke so¬ 
weit wie möglich durch Kombinationsformen zu erreichen suchten, zu 
deren Zustandekommen die Genehmigung des Parlaments nicht erfor¬ 
derlich ist, vor allem durch den Abschluß von „p o o 1 s“, von Gewinn¬ 
verteilungskartellen. In ihrer einfacheren Form sahen diese Ab¬ 
machungen lediglich das Zusammenschütten der Einnahmen aus dem 
Vorkehr einzelner konkurrierender Stationen und deren Aufteilung nach 
einem meist die drei vorhergehenden Jahre zugrunde legenden Schlüssel 
vor, nach Abzug eines gewissen Betrags für die Betriebskosten des tat¬ 
sächlich beförderten Verkehrs. In dieser einfachen Form besteht nach 
Kobertson z. B. ein Pool zwischen der London & South Western, und 
der London, Brighton & South Coast für den Verkehr zwischen London 
und der Insel Wight und Portsmouth. Da neuerdings der Pool die eigent¬ 
liche Fusionierung ersetzen soll, haben jedoch die Gesellschaften diese 
Form des Zusammenschlusses wesentlich weiter ausgebaut, indem sie 
die Gewinngemeinschaft durch eine Betriebsgemeinschaft ergänzt haben. 
Eines der bekanntesten Beispiele dieser Art ist der Pool der London 
& North Western und der Midland vom Jahre 1908. Diese beiden Gesell¬ 
schaften hatten bereits seit 1862 ohne Wissen der Öffentlichkeit einen 
solchen Vertrag, der aber immer nur sehr kurz befristet war und deshalb 
gegen Ablauf der Frist immer wieder Anlaß zu erhöhter Konkurrenz 
wurde. Diesem Übelstande suchten sie nun im Jahr 1908 abzuhelfen, 
indem sie einen Pool auf fünfzig Jahre schlossen, der neben der Teilung 
der Einnahmen aus sämtlichem konkurrierenden Güter- und Personen¬ 
verkehr eine weitgehende gemeinsame Betriebsreglung für sämtlichen 
konkurrierenden und nicht konkurrierenden Verkehr, unterschiedslose Be¬ 
nutzung der Stationen und Güterempfangshallen, Versenden der Güter auf 
der kürzesten Route und für den Personenverkehr die freie Wahl der 
Linien beider Gesellschaften vorsah. Das Abkommen wurde im Jahre 
1909 auf die Lancasliire & Yorkshire ausgedehnt und umfaßte allen kon¬ 
kurrierenden Verkehr der drei Gesellschaften sowie den gesamten 
Kohlenverkehr. Weitere Beispiele dieser Art aus der neueren Zeit 
sind die Pools der Great Northern, Great Eastern und Great Central vom 
Jahre 1908 als Ersatz der fehlgesohlagenen Fusion, der Caledonian und 
North British vom Jahre 1907, der Caledanian und der Glasgow & South 
Western bezüglich des Dampfschiffverkehrs und schließlich der Pool 
aller Liverpool berührenden Bahnen bezüglich des gesamten Übersee¬ 
verkehrs mit wenigen Ausnahmen sowie des Verkehrs von und nach Irland. 
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f) Ergebnisse. 

Damit ist die äußere Geschichte der letzten Zusammenschluß¬ 
bewegung der englischen Eisenbahnen bereits geschildert. Äußerlich 
kaum zutage tretend, hat sie innerhalb eines Zeitraums von weniger als 
zehn Jahren die Verfassung der größten Industrie des Landes von 
Grund aus umgestürzt und auf einem der wichtigsten Gebiete der eng¬ 
lischen Wirtschaft eine Illusion zerschlagen, die die Ideologie der eng¬ 
lischen Wirtschaftspolitik von einem Jahrhundert beherrscht hat, die 
Idee von der Konkurrenz als „natürlichem“ Regulator des zentrifugalen 
Gewinnstrebene der „selbstsüchtigen“ Wirtschaftssubjekte. 

Weit 'davon entfernt, die Produzenten und Kaufleute zu zwingen, 
„ihre Leistungsfähigkeit aufs Höchste anzuspannen 1 )“, ist sie die 
Ursache der Vernachlässigung der wirklichen Interessen der einzelnen 
Gebiete und der Betriebsverbesserungen geworden. Weit davon entfernt, 
„die beste Ausnützung der volkswirtschaftlichen Kräfte, die beste Ver¬ 
teilung von Kapital und Arbeit auf die den natürlichen Verhältnissen des 
Landes angemessenen Erw erbszweige zu erzeugen“, hat die Konkurrenz 
ungeheure Summen Kapital in unrentablen Anlagen festgelegt, nütz¬ 
licherer Verwendung entzogen, und künstlich die Gegensätze der Inter¬ 
essen und Klassen verschärft. Weit davon entfernt, die „relative beste 
und billigste Versorgung der Bevölkerung mit den Mitteln zur Be¬ 
friedigung ihrer Bedürfnisse' 1 zu bewirken, hat sie den Gesellschaften 
ungeheure Lasten auf gebürdet und die Kosten des Verkehrs verteuert. 
Statt den volkswirtschaftlichen Produktionsprozeß zu rationalisieren, 
hat sie dem Irrationalismus nach allen Seiten hin Vorschub geleistet und 
die Gesellschaften, „so unentwirrbar miteinander verwoben, daß es 
nicht nur im Interesse der Aktionäre, sondern auch der Öffentlichkeit 
und aller Beteiligten liegt, daß wir unsere Lage ausgleichen*'. Statt 
— mit andern Worten — einen wirksamen Schutz der Öffentlichkeit 
gegen die monopolistischen Bestrebungen der einzelnen Wirtschafts¬ 
subjekte zu bieten, hat sie sich nur als kostspieligen Umweg zum Monopol 
erwiesen. 

Diese Ergebnisse werden durch den Befund des Untersuchungs¬ 
ausschusses von 1909, dessen wichtigsten Thesen wir ihrer Bedeutung 
w'egen wörtlich wiedergeben, vollauf bestätigt. Zusammenfassend stellt 
auch er fest*): „1. die Wirkungen der geringen, noch bestehenden Kon¬ 
kurrenz unter den Eisenbahngesellschaften sind nicht notwendigerweise 

*) Zitate aus dem Artikel „Wettbewerb“ im Handw. d. Stw., 3. A. 

*) Report, a. a. 0., S. 18. 
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von Vorteil für die Öffentlichkeit. Da überdies die finanzielle Be¬ 
lastung, die die Konkurenz zweifellos für die Gesellschaften bedeutet, 
auf die Dauer mit aller Wahrscheinlichkeit in der einen oder anderen 
Form auf die Öffentlichkeit abgewälzt wird, kann nach der Meinung des 
Ausschusses kein Zweifel darüber bestehen, daß eine unter angemessener 
Staatsaufsicht vorgenommene Ausdehnung des Zusammenarbeitens von 
wesentlich größerem Vorteil nicht nur für die Gesellschaften selbst, 
sondern auch für die Öffentlichkeit ist, als eine Wiederbelebung der 
Konkurrenz. 

„2. Wäre der Ausschuß auch zu einem anderen Urteil über den Wert 
der Konkurrenz gekommen, so wäre er doch nicht in der Lage, ein Mittel 
anzugeben, das imstande wäre, das Weiterbestehen der Konkurrenz zu 
garantieren.... 

„3. Die Erfahrung zeigt, daß formlose Zusammenschlüsse dieser Art, 
wenn sie auch den Gesellschaften geringere Vorteile bieten als die 
formelleren und engeren Formen des Zusammenschlusses, doch die Kon¬ 
kurrenz ebenso wirksam zerstören wie diese und überdies vom Stand¬ 
punkte der Öffentlichkeit gewisse Nachteile besitzen, die ein Monopol 
unter einheitlicher Kontrolle nicht aufzuweisen hat. 

„Angesichts dieser Tatsachen ist der Ausschuß zu dem weiteren, 
einstimmigen Ergebnis gekommen, daß die natürliche Entwicklung zu 
einem verbesserten und rationelleren Eisenbahnsystem in der Richtung 
einer größeren Verständigung und engeren Zusammenwirkens zwischen 
den einzelnen Gesellschaften liegt, die häufig, wenn auch nicht immer 
durch formelle Abmachungen verschiedenen Umfangs, in einigen Fällen 
durch Betriebsgemeinschaften und Fusionen erreicht werden müssen.“ 

B. 

Die Wirkungen des Monopols. 

Der endgültige Zusammenbruch der Konkurrenz, die das Fundament 
der englischen Eisenbahnpolitik fast eines ganzen Jahrhunderts gebildet 
hat, rollte naturgemäß eine ganze Reihe schwerwiegender Prinzipien¬ 
fragen auf, denen man sich nach dem vernichtenden Urteil des Unter¬ 
suchungsausschusses nicht mehr entziehen konnte. Da nach dessen 
Ansicht das bisherige Eingreifen des Staates den Hauptzweck hatte, 
„die Öffentlichkeit vor der quasi-monopolistischen Macht der Eisenbahn¬ 
gesellschaften zu schützen“, und da der Ausschuß glaubt feststellen zu 
können, daß „sich diese Kontrolle im gleichen Maße ausgedehnt hat 
wie die Konkurrenz zurückgegangen ist“ und die wichtigsten Anregun¬ 
gen zu weiterer Staatsaufsicht von Ausschüssen zur Untersuchung der 
Frage des Zusammenschlusses ausgegangen sind, was soll nun geschehen, 
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nachdem „die dauernden Abmachungen der Gesellschaften, aktive Kon¬ 
kurrenz zu vermeiden..die Oberhand gewonnen haben“ und diese 
„hauptsächlich deshalb mit besonderer Besorgnis betrachtet werden, weil 
sie diese Macht der Gesellschaften verstärken' 1 ? Welche anderen 
Kontrollmittel stehen zur Verfügung? Wird vor allem das wohlver¬ 
standene Selbstinteresse für den Wegfall der Konkurrenz einen aus¬ 
reichenden Ersatz bieten, wie die Gesellschaften nahe legen? Wenn dies 
aber nicht der Fall sein sollte, wie muß die staatliche Aufsicht beschaffen 
sein, damit sie der neuen, durch die fortschreitende Monopolisierung 
geschaffenen Lage gerecht wird? 

Die Beantwortung aller dieser Fragen ist nicht eher möglich, als 
bis man sich Klarheit darüber verschafft hat, welches denn die tatsäch¬ 
lichen Wirkungen des verstärkten Monopols gewesen sind, vor dem die 
Öffentlichkeit geschützt werden soll. Denn zunächst liegt der Verdacht 
sehr nahe, daß das Urteil über die Gefahren des Monopols ebenso 
dogmatisch befangen sei wie das über die Konkurrenz, gehen doch 
ideengeschichtlich beide auf dieselbe Wurzel, auf die Reaktion gegen den 
merkantilistischen Staat zurück. Zu diesem Zwecke ist es naturgemäß 
von größter Wichtigkeit die „reintheoretischen‘‘ Wirkungen von den 
tatsächlichen, durch Beispiele belegten scharf zu trennen. 

Bei weitem am zahlreichsten sind die Klagen über die Erhebung 
von Gebühren, für Dienste, die bisher unentgeltlich geleistet worden 
waren: Die Erhebung eines Standgeldes von 6 d. für die Inanspruch¬ 
nahme der Gleise der Gesellschaften über einen Tag vor und zwei Tage 
nach der Beförderung hinaus 1 ), die Berechnung einer Gebühr in der 
gleichen Höhe für das Rangieren der privaten Güterwagen in die Repa¬ 
raturwerkstätten*) ; die Beschränkung der Benutzungsfrist für Wagen¬ 
decken; die Forderung erhöhter Beiträge beim Bau von Anschlußgleisen; 
die Berechnung der Reparaturen und des Signaldienstes an den Anschluß¬ 
gleisen*); die Versuche, den Erlaß der Expeditions- und Stationsgebühren 
bei Anschlußgleisen ganz aufzuheben; die Abschaffung oder Einschrän¬ 
kung der freien Lagerung der Güter vor und nach der Beförderung; die 
Weigerung, weiterhin Grund und Boden zur Errichtung von Lager¬ 
schuppen zu Verfügung zu stellen 4 ); und die Ablehnung unentgeltlicher 
Abholung und Bestellung von Gütern. 

Dem schließen sich eine Reihe von Beschwerden über indirekte 
Tariferhöhungen an: durch die Abschaffung der freien Beförderung von 

') Mintüea of Evidenee, qu. 9324, 17 219 ff. 

*) Ebenda, qu. 9332. 

*) Ebenda, qu. 3376, 3380. 

*) Ebenda, qu. 3413. 
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einem Zentner Schwund im Kohlenverkehr 1 ); durch Erhöhung des Durch- 
sohnittgewichts, das bei der Tarifberechnung für Fischkisten bestimmter 
Größe zugrunde gelegt wird*); durch strengere Durchführung der 
Klassifikation, wodurch manche Güter in höhere Klassen eingereiht 
werden*); die genauere Kontrolle der Deklaration und vor allem durch 
die Abschaffung der Rabatte im Fuhrwesen und gelegentlicher Ver¬ 
günstigungen bei Zusicherungen eines Mindest verkehre 4 ). 

An direkten Tariferhöhungen gibt der Vertreter der Mansion House 
Association on Railway and Canal Traffic 8 ) eine Liste von 7 Fällen, bei 
denen bis 14 Gesellschaften beteiligt sind und die sich vorwiegend auf den 
Kohlenverkehr beziehen. Die Erhöhungen erfolgten 1907 im Anschluß 
an die Steigerung der Kohlenpreise und der sonstigen Gestehungskosten 
der Eisenbahnen und betrugen/ im Durchschnitt etwa 1 d. die Tonne. Sie 
wurden von den Verfrachtern vor dem Eisenbahn- und Kanalamt ange- 
fochten, aber von diesem in der Höhe von 5 % der bestehenden Tarife 
gebilligt. 

Schließlich glauben die Zeugen nach manchen Richtungen ein ver¬ 
mindertes Entgegenkommen der Gesellschaften feststellen zu können. 
Verträge über private Anschlußgleise können nur zu ungünstigeren Be¬ 
dingungen abgeschlossen werden. Die Abholungszeit für Güter ist ein¬ 
geschränkt worden, so daß es in vielen Fällen nicht mehr möglich ist, 
die Güter am gleichen Tag wieder weiter zu befördern.*) Bei Ersatz des 
Schadens aus der Beförderung der Güter auf Gefahr des Verfrachters 
wird immer engherziger verfahren und sehr häufig bedeutend gezögert, 
so daß die Gesellschaften jetzt, wie ein Zeuge sich ausdrückt, auf eine 
Forderung von 400 £, die sie früher mit 300 £ beglichen 1 hätten, jetzt 
höchstens 50 £ zahlen. 7 ) Insbesondere beklagt sich der Fischhandel, daß 
die Fische oft 2 bis 3 Stunden zu spät auf den Markt kämen und er des¬ 
halb ungeheure Verluste hätte, ohne daß die Gesellschaften einen Teil 
der Fracht erließen, während früher die Gesellschaften Firmen, „die 
ihnen großen Verkehr zuführten und ein weites Geschäft betrieben“, 
billigerweise entgegenkamen. 8 ) 

*) Minutes of Evidertce, qu. 913 ff. 

2 ) Ebenda, qu. 9265. 

3 ) Ebenda qu. 4239. 

\) Ebenda, qu. 463 ff., 7734. 

•\) Ebenda, qu. 9265 ff. 

°) Ebenda, qu. 5023. 

7 ) Ebenda, qu. 7811. 7843. 

*) Ebenda, qu. 785 ff. — Immerhin muß betont werden, daß zahlreiche 
Zeugen von diesem Übel überhaupt nichts zu wissen scheinen und daß der Ver¬ 
treter der Londoner Handelskammer hervorhebt, daß, solange nur die Gesell- 
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Unter den Klagen gegen einzelne bestimmte Kartelle seien die fol¬ 
genden als bezeichnend hervorgehoben. Als eine Folge des Pools der Great 
Western und London & South Western im Verkehr von und nach den Kanal¬ 
inseln wird angesehen, daß der Verkehr über die zusammengeschlossenen 
Linien über Southampton erst morgens um 11 Uhr in London ankomme, 
während der Verkehr der South Western aus Southampton (vor allem der 
aus New York kommende) bereits um 3 Uhr morgens in London eintreffe, 
eine Verzögerung, die vor dem Abschluß des Pools nur bei der Great 
Western, nicht aber bei der South Western vorgekommen sei, ein deut¬ 
licher Beweis, so schließt der Zeuge, daß der Pool die Leistungsfähigkeit 
der guten Gesellschaft auf das Niveau der schlechten herabgedrückt hat, 
da sie eben für die bessere Leistung keinen höheren Anteil erhält. Die 
Gesellschaften erklären dagegen die Verzögerungen, teilweise aus Ver¬ 
spätungen infolge schlechten Wetters und besonderen Verkehrsandrangs, 
teilweise aus der Zunahme des Verkehrs überhaupt und aus der zuneh¬ 
menden Praxis dies „Splitting up “ der Sendungen, d. h. des Anwachsens der 
Sendungen, die bis zu einer gewissen Station geschlossen versandt und 
von dort aus von der Gesellschaft aufgelöst werden müssen. 1 ) Verschie¬ 
dene andere Beispiele ähnlicher Verzögerungen lassen entweder keinen 
Vergleich zu oder sind an sich nicht klar genug vorgebracht, um beweis¬ 
kräftig zu sein. 

Im Personenverkehr zeigen sich die Bedenken gegen einen Pool 
der South Eastern und der London, Brighton & South Coast darin, daß 
die Zeitkarten von London nach den Gemeinschaftsstationen, bei denen die 
Einnahmen also zusammengerechnet werden, bedeutend teurer seien als 
für gleiche Strecken nach Stationen, die nur auf einem der beiden Netze 
liegen. Die Gesellschaften erklären den Unterschied daraus, daß auf den 
Gemeinschaftsstationeu wahrscheinlich schon viele Inhaber von Zeitkarten 
seien, während sie auf den andern durch niedrigere Sätze erst angezogen 
werden müßten.*) 

Zwei weitere Beschwerden gjehen die London db North Western, 
Laneashire <6 Yorkshire und die Midland an. Die Gesellschaften, so heißt 
es, haben ihr Versprechen, daß die Fahrkarten für alle Strecken gelten 
sollten, nicht gehalten, ein Versprechen, das sie gegeben haben, um den 
Widerstand zu beseitigen. Außerdem sind die Wagen voller geworden, 

schäften ihre selbständige Existenz bewahrten, ihr Antagonismus und ihre Furcht, 
den Verkehr zu verlieren, den Verfrachter trotz der Existenz des Joint Claims 
ComitUe davor schützen werden, daß angemessene Ansprüche abgewiesen 
würden. Mehrere Zeugen bemerken in der Tat, daß sie in dieser Richtung keine 
Schwierigkeiten gehabt haben. 

*) Minute» of Evidence, qu. 4911 und 13 019. 

*) Ebenda, qu. 2915 und 16 475. 
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ihre Reinigung und Beleuchtung schlechter und manche Speisewagen 
erster Klasse abgeschafft worden. An manchen Stationen sind im Sommer 
zu weniig Gepäckträger vorhanden. Elin anderer Zeuge nimmt Anstoß 
an der Zusammenlegiung zweier Züge, besonders da infolgedessen die 
Aufenthalte vermehrt worden sind und in einem Falle ein Anschluß nicht 
mehr erreicht wird. 1 ) 

Schließlich noch einige Beschwerden über die allgemeine Haltung 
der Gesellschaften seit dem Übergang zur Verständigungspolitik. Hier 
nimmt man vor allem Anstoß an der dauernden Kontrolle, die gegenseitig 
von den Gesellschaften ausgeübt werde und die Gewährung von Aus¬ 
nahmetarifen immer seltener und schwieriger mache. Sie komme be¬ 
sonders darin zum Ausdruck, daß bei jeder Streitigkeit eines Verfrachters 
mit einer Gesellschaft sofort auch die Vertreter der übrigen Gesell¬ 
schaften bei diesem erschienen, um Zugeständnisse, die die Gesellschaften 
einzelnen immer zu machen geneigt seien, zu verhindern.*) Während 
früher, so wird' an Verbindung damit hervorgehoben, die Gesell¬ 
schaften durch Zahlungsverweigerung zum Nachgeben bewogen werden 
konnten — ein Mittel, das offenbar sehr beliebt war —, behielten jetzt die 
Gesellschaften einfach die Wagen des Verfrachters zurück oder drohten 
gemeinschaftlich das Konto des Kunden zu schließen. 

Soweit die Tatsachen. Was darüber hinausgeht, ist in den meisten 

* 

Fällen reine Theorie, der sich eine ganze Reihe von Zeugen mit Vorliebe 
lüngaben. L. A. Martin, der Vertreter der Londoner Handelskammer, 
stellt sogar eine lange Liste solcher „Möglichkeiten“ ungünstiger Wir¬ 
kungen solcher Monopole auf, nämlich 1. schlechtere Versorgung mit 
offenen Güterwagen und in noch höherem Maße mit gedeckten; 2. eine 
geringere Berücksichtigung der Handelsbedürfnisse durch die lokalen 
Beamten; 3. längere Dauer der Beförderung, „da (nach dem Zusammen¬ 
schluß) absolut kein Grund für schnelle Beförderung vorliege“ (1); 4. 
nachlässigere Behandlung der Güter; 5. Zurückziehung der Ermäßi¬ 
gungen für Anschlußgleise; 6. größere Schwierigkeiten bei der Gewäh¬ 
rung von Tarifermäßigungen; 7. vermindertes Entgegenkommen bei 
Schadenersatzfordeningen.*) Interessant hierbei ist, daß dieser Zeuge 
alle diese Dinge als „quite theorelical things“ vorhringt, ja sogar aus¬ 
drücklich bemerkt, daß er keine Belege dafür habe, daß im Gegenteil 
noch immer Konkurrenz genug da sei, um solche Vergünstigung dem Ge¬ 
schäftsmann zuteil werden zu lassen, wobei ihm vom Vorsitzenden des 
Ausschusses entgegengehalten wird, daß die Interessengemeinschaft der 

*) Minutcs of Ecidcnce. qu. 7!*32. 10 112. 

'•’) Ebenda, qu. 7277. 

3 ) Ebenda, qu. -1-160 ff. 
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Bahnen nicht enger sein könnte als sie bereits sei, ein Beweis dafür, daß 
der „Mann von der Straße“ überall da noch Konkurrenz sieht, wo sich das 
Gegenteil nicht äußerlich bemerkbar gemacht hat, während längst nicht 
mehr die Konkurrenz, sondern das SeLbstintereese der Gesellschaften für 
die bestehenden Leistungen verantwortlich zu machen ist. 

Reine Theorie sind auch alle jene sehr beliebten Erörterungen über 
die Nachteile der Zentralisierung, denen vielleicht am besten Th. Wag¬ 
horn, ein alter Vertreter landwirtschaftlicher Interessen, nach seinen Er¬ 
fahrungen im Westen Ausdruck gegeben hat. „Solange das Netz unter 
mehrere Gesellschaften geteilt war, kannte jede Gesellschaft alle ihre 
Beamte und alle Beamten kannten die Erfordernisse des Distriktes und 
strebten danach, ihnen nach bestem Können entgegen zu kommen. Seit 
der Verschmelzung wird natürlich der Dienst in dem ganzen Bezirk durch 
Beamte geleitet, die in London sitzen und allgemeine, mehr oder minder 
angemessene Verordnungen herausgeben, und der einzelne Beamte hat 
nicht das Recht, sie den Bedürfnissen der Gegend anzupassen und zu er¬ 
leichtern. So werden .nach und nach alle jene „minor facilities“ zurück¬ 
gezogen, die an und für sich nicht viel bedeuten, aber zusammengenommen 
von großer Wichtigkeit für den Geschäftsmann sind.“ Er hält deshalb 
die Pools für viel besser als engere Zusammenschlußformen, besonders 
da er der Ansicht ist, daß die Ersparnisse nicht weit her seien. 1 ) 

Sucht man auf Grund der hier objektiv vorgeführten Zeugenaus¬ 
sagen ein zusammeniassendes Bild der tatsächlichen Wirkungen der 
neuesten Verständigungspolitik der englischen Gesellschaften zu ent¬ 
werfen, so wird man sich dem Eindruck nicht verschließen können, daß 
ein wirklich belastendes Material nicht vorgebracht worden ist. Es kann 
zwar keinem Zweifel unterliegen, daß ein großer Teil der geschilderten 
Maßnahmen eine nicht unbeträchtliche Höherbelastung des Verkehrs be¬ 
deutet. Demgegenüber ist aber zu bedenken, daß diese Mehrbelastung 
nur einen Teil der Bewohner Englands trifft, und zwar den leistungs¬ 
fähigeren, der überdies in der Vergangenheit durchaus ungerechterweise 
bevorzugt worden ist. Objektiv betrachtet, kann diese Entwicklung nur 
als ein Akt der ausgleichenden Gerechtigkeit angesehen werden, wenn 
auch subjektiv rein finanzielle Momente dafür maßgebend gewesen sind. 
In diesem Sinn ist sie zugleich ein Beitrag zur Entwicklungsgeschichte 
des wohlverstandenen zum besserverstandenen Selbstinteres.se. Im übri¬ 
gen kann man in den hier geschilderten Maßnahmen der Gesellschaften 
mit dem besten Willen nichts typisch Monopolistisches feststellen, sind 
es doch Handlungen, die ebensogut von jeder einzelnen, in finanzielle 
Schwierigkeiten geratenen Gesellschaft hätten vorgenommen werden 

*) Minute 9 of Evidence , <ju. 8835. 
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können. Ist man überdies von der Schädlichkeit der Konkurrenz vom 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkt aus überzeugt, so wird man vielmehr 
zugtestehen müssen, daß die von den Gesellschaften ergriffenen Maß¬ 
nahmen nur die Konsequenz dieser Erkenntnis darstellera Eine ganz 
andere Frage ist natürlich, ob man der Ansicht ist, daß ganz unabhängig 
von dieser Zusammenschlußbewegung und unabhängig vom Zusammen¬ 
bruch der Konkurrenz eine Neuorientierung der englischen Eisenbahn¬ 
politik notwendig ist. 

Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, daß die Gesell¬ 
schaften die Existenz berechtigter Beschwerden als direkte Folge der 
Zusammenschlußbewegung in Abrede stellen und die Angriffe auf das 
Interesse der „Berufszeugen“, der Vertreter der verschiedenen Inter¬ 
essentenverbände, zurückführen, da sich doch eingestandenermaßen die 
Mehrzahl der Mitglieder dieser Verbände nicht im geringsten um.Eisen- 
lmhnifragen kümmerte. 1 ) 

Im übrigen weisen sie darauf hin, daß die Öffentlichkeit als Ersatz 
der zusammengebrochenen und schädlichen direkten Konkurrenz in der 
indirekten Konkurrenz der Distrikte ein viel wirksameres und den wirk¬ 
lichen Interessen der Allgemeinheit besser gerechtwerdendes Schutz¬ 
mittel besitze. Dieses Kontrollmittel habe auch den Vorzug, daß es umso 
wirksamer werde, je mehr die übliche Konkurrenz zurücktrete, denn so¬ 
lange diese bestehe, hätten die konkurrierenden Gesellschaften kein Inter¬ 
esse an einer Entwicklung der von ihnen bedienten Gebiete, da der von 
ihnen mühsam hochgebrachte Verkehr unter Umständen aus äußerlichen 
Gründen an die Konkurrenz abströme. 

Indirekte Konkurrenz dieser Art ist keine Erscheinung, die un¬ 
mittelbar aus dem Eisenbahnbetrieb hervorgeht, sondern ergibt sich als 
eine sekundäre Erscheinung aus der Konkurrenz der einzelnen Produk¬ 
tionsgebiete um einen Absatzmarkt. Sie besteht, um das vom Ausschuß¬ 
bericht gewählte Beispiel zu nehmen, u. a. zwischen dem Kohlengebiet 
von Südwales und den von der North Eastern bedienten Kohlengebieten, 
ebenso wie zwischen diesen und der deutschen und amerikanischen Kohle. 
Dadurch, daß die Entfernung der Greben von der See, oder besser 
gesagt, die Transportkosten unter Umständen von entscheidender Be¬ 
deutung für die Konkurrenzfähigkeit der einzelnen Produktionsgebiete 
werden, kommen die den Verkehr vermittelnden Eisenbahnen insofern in 
ein indirektes Konkurrenzverhältnis, als ein Mehr oder Weniger des be¬ 
treffenden Verkehrs von ihrer Tarifierung abhängt. Derselbe Fall ist 
natürlich auch innerhalb des Landes selbst, also z. B. gegenüber dem 

') Minute« of Evidence , qu. 13 304 ff. 
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Londoner Markt denkbar und vorhanden, und was im Güterverkehr die 
Konkurrenz der Waren, das bedeutet im Personenverkehr die Konkurrenz 
der Bade- und Erholungsorte. Das klarste Beispiel dieser Art ist die 
North Eastem, die einzige englische Bahn, die seit langer Zeit ein mehr 
oder minder ausgesprochenes Monopol besitzt. „Die North Eastei^x, sagt 
darüber der Generaldirektor der Bahn, hat für einen großen industriellen 
Bezirk so ziemlich das Monopol; aber dieser Bezirk steht mit anderen 
industriellen Bezirken in bezug auf fast alle Produkte in Konkurrenz. 
Wenn die North Eastem ihre Monopolstellung durch erhöhte Sätze aus¬ 
nützen wollte, so würde sie bald feststellen, daß die Märkte, die sie früher 
versorgt hat, ihren Bedarf anderswoher decken. Wenn also das Monopol 
dieser Gesellschaft wirksam werden, d. h. die Möglichkeit haben soll, 
die Tarife ohne jede wirtschaftliche Rücksicht festzulegen, müßte nicht 
nur die Gesellschaft ein Monopol haben, sondern auch die Industrie ihres 
Bezirkes das Monopol, eine Ware zu produzieren, die nirgendwo sonst 
zu haben ist.“ Butterworth fügt hinzu, daß diese Form der Konkurrenz 
wohl die wirksamste von allen sei. 1 ) 

Aus dem Gesagten geht hervor, daß wir es hier nicht mehr mit Kon¬ 
kurrenz im strengen Sinne des Wortes zu tun haben, da es sich nicht 
um einen Kampf um 'bereits bestehenden, sondern um die Entwicklung 
potentiellen Verkehrs handelt, die von der mehr oder minder wohlverstan¬ 
denen Wahrnehmung des Selbstinteresses der Bahnen abhängt. Auf die¬ 
sem Gebiete versagen aber erst recht alle allgemeinen Argumente, denn 
der Beweis für oder gegen die Behauptung, daß die englischen Bahnen 
im allgemeinen ihr Selbstinteresse richtig wahrgenommen haben, kann 
offenbar nur an der Hand der einzelnen Äußerungen der Eisenbahnunter- 
nehmung geführt werden. Wenn man aber den geschichtlichen Abriß 
überblickt, der in den ersten Kapiteln entworfen wurde, und auf das Ver¬ 
halten der Gesellschaften bei der Tarifrevision von 1888—93, gegenüber 
der Anerkennung der Gewerkschaften und dem Personenverkehr dritter 
Klasse — um einige Beispiele herauszugreifen —, so wird man nicht be¬ 
haupten können, daß dieses Selbstinteresse unfehlbar sei. Der stärkste 
Gegenbeweis ist jedoch die Zeit der Konkurrenz selbst, wird doch auch 
von den Gesellschaften nachträglich immer und immer wieder ihr ruinöser 
und widersinniger Charakter hervorgehoben. Dagegen werden sich die 
Gesellschaften, wie dies häufig geschehen ist, nicht damit verteidigen 
können, daß sie außerhalb ihrer Macht gestanden habe. Denn sie hat zu 
Beginn ihrer Wirksamkeit sicher nicht weniger in ihrer Macht gelegen 
als im Jahre 1907, wo sie durch den bloßen Willen zur Verständigung 

*) Board of Trade Railicay Conference, Report, 8 . 2‘J ff. 
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beseitigt wurde. Das günstigste Urteil, das man darüber abgeben kann 
ist dies, daß die Geschichte der Eisenbahnpolitik eine Entwicklung' zum 
beaserverstandenen Selbstinteresse enthüllt. 

Von ähnlichen Erwägungen scheint auch der Ausschußbericht der 
Departemenital Committee on Railway Agregments and Amalgamations 
ausgegangen zu sein. Er betont auf der einen Seite, daß die indirekte 
Konkurrenz der Distrikte wohl mit der Entwicklung der nationalen und 
internationalen Wirtschaft zunehmen und vermutlich auch nicht durch 
den Zusammenschluß der Gesellschaften aufhören würde, unter Umstän¬ 
den sogar wachsen könne. Aut der andern Seite stellt er in Abrede, „daß 
die allgemeine Interessenharmonie zwischen den Eisenbahngeeellschaften 
und der Öffentlichkeit eine Garantie für die Leistungen bietet, die die 
Öffentlichkeit mit Recht erwarten darf . . . und daß Vereinbarungen 
zwischen den Gesellschaften, die eine Verbesserung ihrer finanziellen 
Lage bedeuten nicht deswegen notwendigerweise einen direkten Vorteil 
für die Öffentlichkeit bedeuten 1 )“. (Fortsetzung folgt.) 

J ) Report, S. 14, 17 und 18. 
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Oer AHtstaml der Eisenbahn-Werkstättenarbeiter in den 
Vereinigten Staaten von Amerika. 


Dieser Ausstand hat vor allem dem Austrag von Lohnstreitigkeiten 
gegolten, zu denen der Keim schon unter der staatlichen Verwaltung der 
Eisenbahnen während des Weltkriegs gelegt worden ist Deshalb sei 
hier zunächst ein kurzer Überblick über die Entwicklung der Löhne des 
amerikanischen Eisenbahnpersonals, insbesondere der Werkstättenarbeiter, 
seit dem Kriegsbeginn vorangeschickt In der Zeit vom August 1914 bis 
zum Dezember 1917 ist die Lohnpolitik bei den Eisenbahnen, wie schon 
zuvor, keine einheitliche gewesen. Lohnaufbesserungen sind in dieser 
Zeit von den Eisenbahngesellschaften von Fall zu Fall je nach den Um¬ 
ständen gewährt worden; sie haben sich für die verschiedenen Klassen 
des Personals zwischen 7 und 18 % bewegt. Während der staatlichen Ver¬ 
waltung" der Eisenbahnen 1 ) in der Zeit vom 28. Dezember 1917 bis 
28. Februar 1920 sind die Gehälter und Löhne des gesamten Personals 
gegenüber dem Stande vom Dezember 1917 nach einheitlichen Grund¬ 
sätzen um 48,3 % aufgebessert worden*). Maßgebend für diese beträcht¬ 
liche Steigerung der Personalausgaben ist nach einer Erklärung des staat¬ 
lichen Generaldirektors der Eisenbahnen die Notwendigkeit gewesen, dem 
Eisenbahnpersonal auch gegenüber den durch den Krieg und die Kriegs¬ 
konjunktur gesteigerten Unterhaltskosten dieselbe Lebensweise wie im 
Frieden zu ermöglichen. Gleichwohl scheint die Aufbesserung mit der 
allgemeinen Preissteigerung in der Nachkriegszeit nicht Schritt gehalten 
zu haben; denn schon im Januar 1919 traten die Werkstättenarbeiter und 
nach ihnen noch andere Personal gruppen mit neuen Lohnforderungen 
hervor, zu deren Befriedigung eine jährliche Mehrausgabe von) etwa 
800000000 $ erforderlich gewesen wäre. Die staatliche Eisenbaihnver- 
waltung verhielt sich indessen auf Grund einer Entscheidung des Prä¬ 
sidenten der Vereinigten Staaten diesen Forderungen gegenüber zunächst 
ablehnend. Auch die am 1. März 1920 wieder in ihre Rechte eingesetzten 

1 ) Unter staatlicher Verwaltung haben, an der Gleisläng« gemessen, etwa 

% der Bahnen gestanden. 

*) Diese und die folgenden Angaben über die Löhne sind einem Bericht 
des Eisen bahn-Arbeitsamts in Chicago entnommen. (United State« 
Railroad Labour Board: Average daily and monthly wage rates of raitroad employers 
on elasa I carriers. October, 1921.) 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1*23. ® 
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Eisenbahn-Gesellschaften vermochten sich bei den durch den § 301 der 
Transportation Act vom 28. Februar 1920 1 ) vorgeschriebenen Verhand¬ 
lungen mit ihrem Personal über die Lohnforderungen nicht zu einigen. 
So sah sich das soeben erst durch dieses Gesetz ins Leben gerufene Eisen¬ 
bahn-Arbeitsamt (United States Railroad Labour Board) gleich beim Be¬ 
ginn seiner Wirksamkeit vor die Entscheidung von Lohnstreitigkeiten 
allergrößten Ausmaßes gestellt. Nach zweimonatigen Erhebungen und 
Verhandlungen entledigte das Amt sich dieser Aufgabe durch Fällung 
der Entscheidung Nr. 2 vom 12. Juni 1920, die dem beteiligten Per¬ 
sonal mit Wirkung vom 1. Mai 1920 ab eine Lohnaufbesserung von jähr¬ 
lich etwa 564 500 000 $ zusprach, was einer Lohnerhöhung von 81,3 % 
gegenüber dem Stand vom Dezember 1917 gleichkam. Nach der wirt¬ 
schaftlichen Hochkonjunktur der Kriegs- und Nachkriegszeit trat in den 
Vereinigten Staaten im Jahre 1921 ein empfindlicher Rückschlag ein, der 
auch die wirtschaftliche Lage der Eisenbahnen stark beeinträchtigte. 
Obwohl diesen vom Bundesverkehrsamt zur Deckung der erwähnten Lohn¬ 
steigerung entsprechende Tariferhöhungen zugebilligt waren, verschlech¬ 
terte sich ihre Lage doch derart, daß das Eisenbahn-Arbeitsamt auf An¬ 
trag der Eisenbahngesellschaften durch Entscheidung Nr. 147 
vom 1. Juli 1921 ab in allen Dienstzweigen eine Lohnherabsetzung für 
angemessen erklärte, die sich in einer jährlichen Ausgabenverminderung 
von etwa 378 000 000 $ auswirkte. Die Entwicklung der Löhne des Werk¬ 
stättenpersonals in den vorbezeichneten Zeitabschnitten wird durch fol¬ 
gende Übersicht veranschaulicht: 



Dezbr. 1917 

Januar 1920 j 

Mai 1920 

Juli 1921 


täg¬ 

lich 

$ i 

monat¬ 

lich 

$ 

täg¬ 

lich 

$ 

monat¬ 

lich 

f 

täg¬ 

lich 

$ 

monat¬ 

lich 

$ 

täg- 1 

lieh 

s 

monat- 
l lieh 

I $ 

1 

Alle Handwerker, ein- 1 
schließlich des Auf¬ 
sichtspersonals . . 

i 3,85 

i ; 

i 

i 98,u i 

5,59 

1 

| 142,60 

6,63 

169,12 

5,99 

152,80 

Werkhelfer aller Art 2 ) 

| 2,86 

72,70 

3,90 

! 100,98 

5,00 

127,50 

4,36 

111,18 

Werkhelferlehrlinge 2 ) | 

3,11 

79,31 

4,06 

103,63 

6,10 

130,15 

4,46 

113,83 

Handwerkslehrlinge . 

1,84 

46,97 i 

2,76 

70,38 

3,80 

96,90 

3,16 

80,58 

Wagenreiniger . . . . 

1 

1 — ■ 

3,60 

91,80 

4,00 

102 ,oo 

3,18 

81,09 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen. 1920 S. 775 ft 

*) Die Statistik des Eisenbahn-Arbeitsamts (vgl. Fußnote *) auf S. 65), der 
diese Zahlen entnommen sind, gibt keinen Aufschluß darüber, weshalb die Löhne 
der Werkhelfer (helpers, all crafts) niedriger sind als die der Werkhelferlehr¬ 
linge (helper apprentices). Die Erklärung mag <in der geringeren Zahl der Lehr¬ 
linge (rund 6800 gegen 111000 Werkhelfer) sowie vermutlich in ihrer haupt¬ 
sächlichen Verwendung an teuren Orten liegen. 
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Im Mai 1922 verfügte das Bundesverkehrsamt auf das Drängen der 
Landwirtschaft und Industrie eine zehnprozentige Ermäßigung der Eisen- 
bahngtitertarife. Daraufhin erklärte die Vertretung der Eisenbahngesell- 
eehaften (Association of Railroad Executives) eine Herabsetzung der 
Gehälter und Löhne des Eisenbahn persona ls für notwendig, da die Eisen¬ 
bahnen sonst nicht in der Lage wären, die ihnen vom Bundesverkehreamt 
zugebilligte 5%prozentige Verzinsung! des Anlagekapitals zu erzielen. 
Nachdem die Gesellschaften über eine Herabsetzung der Löhne mit ihrem 
Personal fruchtlos verhandelt hatten, riefen sie wiederum das Eisenbahn- 
Arbeitsamt an. Dieses behandelte die Angelegenheit, abweichend von 
seinem vorjährigen Verfahren, nunmehr getrennt für die einzelnen Dienst- 
zwesige, um so die Verhandlungsschwierigkeiten besser zu überwinden 
und in der Differenzierung der Löhne freiere Hand zu haben. Durch die 
Entscheidung Nr. 10 3 6 erklärte es folgende Kürzung der Stunden¬ 
löhne des Werkstattspersonals mit Wirkung vom 1 . Juli 1922 ab für an¬ 
gemessen: 

Alle Handwerker, ednschl. der Wagenbauer, aber auseohl. der 
mit der Ausbesserung der Güterwagen beschäftigten Ar¬ 


beiter um.7 Gents, 

Güterwagenausbesserer um.9 Cents, 

Werkhelfer und Lehrlinge um.7 Cents, 

Wagenreiniger um.5 Cents. 


Bei dem Aufsichtspersonal im Stunden- oder Tagelohn trat keine 
Lohnkürzung ein. 

Durch die Entscheidung wurden etwa 400 000 Arbeiter mit einer jähr¬ 
lichen Lohnminderung von rund 60000 000 $ betroffen. Dem Schied- 
spruch ist eine Übersicht über die Entwicklung der Löhne der Lokomotiv- 
schloseer und Wagenbauer sowie der Kosten der Lebenshaltung seit dem 
Dezember 1917 beigegeben. Auf Grund dieses Materials ist das Amt in 
seiner Mehrheit zu der Überzeugung gekommen, daß die Kaufkraft des 
vom 1 . Juli 1922 ab verminderten Lohnes dieser beiden Handwerker- 
klassen immer noch um 6,0 % und 3,2 % größer sei als nach der Lohn¬ 
erhöhung im Mai 1920, so daß sich die Lohnkürzungen in erträglichen 
Grenzen hielten. Die in der Minderheit gebliebenen Arbeiter Vertreter 
im Eisenbahn-Arbeitsamt haben diese Feststellung unter Beibringung 
anderen statistischen, zum Teil allerdings gegriffenen Zahlenmaterials 
angefochten; auf Grund dessen sind me zu dem Ergebnis gelangt, daß 
die Kaufkraft des Lohnes der Werkstättenarbeiter mit geringen Ausnahmen 
zurückgegangen sei, so daß eine Lohnherabsetzung sich nicht recht- 
fertigen lasse. Es soll hier nicht untersucht werden, inwieweit die eine 
oder andere Beweisführung anfechtbar ist; es genügt vielmehr die Fest- 
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Stellung, daß das gesetzlich berufene Schiedsgericht in gültiger Weise 
durch Mehrheitsbeschluß eine Herabsetzung der Löhne der Werkstätten¬ 
arbeiter für „gerecht und billig“ erklärt hat. 

Außerdem sprach es sich durch die Entscheidungen Nr. 1028 
und 1074 für die gleichzeitige Kürzung der Löhne des Bahnunterhaltungs¬ 
personals iim 1 bis 5 Cents die Stunde und gewisser Klassen des Büro-, 
Stations- und Signaldienstes um 2 bis 6 Cents die Stunde aus. Von diesen 
ebenfalls gegen die Stimmen der Arbeitervertreter gefällten Entschei¬ 
dungen wurden rund 400000 und 320000 Angehörige der erwähnten 
Dienstzweige mit einem jährlichen Lohnausfall von $ 48 000 000 und 
$ 26 500 000 betroffen. Die Anträge auf Herabsetzung der Löhne des Tele¬ 
graphen- und Telephonpersonals schwebten am 1. Juli noch bei dem Eisen¬ 
bahn-Arbeitsamt, während Lohnkürzungen für den Lokomotiv- und Zug¬ 
begleitdienst nicht beantragt waren. 

Nach der Veröffentlichung jener Entscheidungen ordneten die Ge¬ 
werkschaften des Werkstätten- und Bahnunterhaltungspersonals eine Ab¬ 
stimmung ihrer Mitglieder über die Frage an, ob die Schiedssprüche an¬ 
genommen oder durch den Streik beantwortet werden sollten; die Mit¬ 
glieder entschieden sich für den Streik. Dagegen überließen die Gewerk¬ 
schaften des am Schiedsspruch Nr. 1074 beteiligten Büro- und Stations¬ 
personals die Entscheidung der Streikfrage ihren örtlichen Unterver¬ 
bänden. Für das Werkstättenpersonal wirkten die der American Fede¬ 
ration of Labor als „System Federation 90“ angegliederten 6 Organisatio¬ 
nen ‘) als gewerkschaftliche Vertretung; sie stellten den Eisenbahngesell¬ 
schaften auf Grund des Abstimmungsergebnisses am 28. Juni folgende 
Forderungen: 1. Verwerfung der durch die Entscheidung Nr. 1036 des 
Eisenbahn-Arbeitsamts festgesetzten Lohnkürzungen. 2. Endgültige Ab¬ 
schaffung des „Farming-Out-Systems" 1 , d. h. der Wiederherstellung aus¬ 
besserungsbedürftiger Lokomotiven und Wagen in anderen als den bahn¬ 
eigenen Werkstätten. 3. Änderung der Bestimmungen über die Bezahlung 
der Überstunden. — Diese in Form eines Ultimatums gestellten Forde¬ 
rungen wurden am folgenden Tage von der Association of Railroad 
Executives abgelehnt. Um den nun drohenden Ausstand zu verhüten, lud 
das Eisenbahn-Arbeitsamt die Vertreter der Parteien auf den 30. Juni zu 
einer gemeinsamen Besprechung ein. Während die Vertreter der Eisen¬ 
bahngesellschaften und der an den Entscheidungen Nr. 1028 und 1074 

') International Association of Machinists; International Brotlierhood of 
Boüermakers, Iron Ship Builders and Helpers of America; International Brotlur- 
hood of Blacksmiths and Helpers; Amalgamated Sheet Metal Workers International 
Alliance; International Brotherhood of Electrical Workers und Brotherhood of Rail- 
ivau Carmen of America. 
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beteiligten Arbeitnehmer der Einladung folgten, blieben die Vertreter der 
Werkstättemarbeiter aus. Die vom Vorsitzenden dee Amtes verfügte 
Zwangavorladung ihres Gewerk&chaftsvonsitzenden blieb -wirkungslos, da 
dieser angeblich nicht aufzufinden war. Bei der Besprechung im Eisen¬ 
bahn-Arbeitsamt hielten die Eisenbahngesellschaften an der Lohn¬ 
kürzung fest; 10 von ihnen sagten aber zu, das Farming-Out-System auf¬ 
zugeben, wenn der Ausstand dadurch vermieden werden könnte. Streitig 
blieb diese Frage hiernach nur noch bei 9 Gesellschaften, da die übrigen 
jenes Verfahren bereits früher auf gegeben hatten, nachdem eine Entschei¬ 
dung des Eisenbahn-Arbeitsamts es als den Bestimmungen der Trans¬ 
portation Act widersprechend bezeichnet hatte. Hierzu sei bemerkt, daß 
ein Teil der Gesellebhaften sich dieses Verfahrens aus wirtschaftlichen 
Gründen bedient hatte, da die Ausbesserung der Betriebsmittel mit 
Rücksicht auf die niedrigeren Löhne in der Fachindu6trie von dieser 
billiger als in den Eisenbahnwerkstätten ausgeführt werden konnte. Die 
Gewerkschaften der Werkstättenarbeiter hatten das Verfahren mit der 
reichlich rabulistischen Begründung bekämpft, daß die Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer dieser Fachindustrien nicht der Transportation Act unter¬ 
lägen, daß also dort entstehende Arbeitsstreitigkeitein der Entscheidung 
durch das Eisenbahn-Arbeitsamt zu Unrecht entzogen wären: eine Auf¬ 
fassung, der sich das Amt nach der erwähnten, hier nicht näher bekannten 
Entscheidung angeschlossen zu haben scheint. Ob die Eisenbahngesell- 
schaften ihre Stellung zu der dritten Forderung der Werkstättenarbeiter 
am 30. Juni änderten, geht ans den hier vorliegenden Berichten nicht 
hervor. 

Die Abstimmung innerhalb der Gewerkschaft des Bahnunterhaltungs¬ 
personals (United Brotherhood of Maintenance of Wey Employees) hatte 
zwar eine Mehrheit für den Streik ergeben; tatsächlich beteiligte sie sich 
aber nicht an dem am 1. Juli einsetzenden Streik der Werkstättenarbeiter. 
Ebenso hielten die Gewerkschaften des übrigen von der Lohnkürzung be¬ 
troffenen Personals (Brotherhood of Railway and Steamehip Clerks, 
Freight Händlers and Express and Station Employees: International 
Brotherhood of Stationary Firemen and Oilers; Brotherhood of Railroad 
Signalmen of America) mit der Ausgabe der Streikparole zurück. Eines¬ 
teils geschah das, weil sie nicht, wie die Gewerkschaft der Werkstätlen- 
arbeiter, der für den Streik gestimmten American Federation of Labor an¬ 
gehörten und deshalb freier in ihren Entschließungen waren; andernteils 
war die Rücksicht auf die in Aussicht stehende Wiedereröffnung der Ver¬ 
handlungen vor dem Eisenbahn-Arbeitsamt über die Frage der Lohn¬ 
kürzungen für sie entscheidend. Bei den Bahnunterhaltungsarbeitern 
mag hinzugekommen sein, daß sie, als im wesentlichen ungelernte Ar- 
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beiter, bei der «leigenden Arbeitslosigkeit in den Vereinigten Staaten mit 
einem schnellen Ersatz der Streikenden aus der Zahl der Arbeitslosen 
zu rechnen hatten. In dieser Zurückhaltung der Bahnunterhaltungs¬ 
arbeiter ist aber auch ein Beweis für die Richtigkeit einer von den öst¬ 
lichen Eisenbahnen der Vereinigten Staaten angestellten Untersuchung 
der Lohnverhältnisse ihres Bereichs zu erblicken. iNach dieser Fest¬ 
stellung wurden fast alle Arbeiterklassen der östlichen Eisenbahnen 
besser bezahlt als in der Industrie; insbesondere betrug der Unterschied 
bei den ungelernten Arbeitern bis zu 60 %, so daß sich die Eisenbahn¬ 
arbeiter auch nach der Lohnkürzung noch immer eines Vorsprungs 
gegenüber den anderen Arbeitern erfreuten. Die Gewerkschaften haben 
die grundlegenden Zahlen dieses Vergleichs nicht bestritten; sie haben 
sieh, offenbar um eine günstigere Verhandlungsbasiß zu bekommen, darauf 
beschränkt, ein Existenzminimum (unter der Bezeichnung living wage; 
american wage, comfort wage oder saving wage) zu fordern, dessen Höhe 
allerdings mit den vom Eisenbahn-Arbeitsamt festgesetzten Löhnen der 
ungelernten Arbeiter nicht im entferntesten in Einklang zu bringen war. 

Jederfalls standen die Werkstättenarbeiter, wohl wider ihr Erwarten, 
in dem am 1. Juli von ihnen begonnenen Ausstand allein; günstig war 
ihnen nur der Umstand, daß die Kohlenbergleute der Vereinigten Staaten 
schon seit langen Wochen ausständig waren und daß in diesem das Wirt¬ 
schaftsleben des Ilandes allmählich empfindlich störenden Lohnkampf die 
Krisis herannahte. Die Nachrichten über den Umfang des Ausstandes der 
Werkstättenarbeiter selbst lauten zum Teil sehr widersprechend. In großen 
Zügen ergibt sich aber aus den vorliegenden Nachrichten folgendes Bild: 
Anfangs war den Ausständigen ein nahezu voller Erfolg auf der ganzen 
Linie beschieden, so daß zunächst von einem Generalausstand mit rund 
400 000 Teilnehmern gesprochen werden konnte. Immerhin War das Bild 
nicht einheitlich; am stärksten wirkte der Ausstand sich in den Kolilen- 
grubengebieten von West-Virginia, Illinois, Ohio und Oklahoma sowie in 
dem wichtigen Verkehrszentrum von Chicago aus. Am günstigsten lagen 
die Verhältnisse für die Eisenbahngesellschaften in den östlichen und 
nördlichen Staaten; so konnte die Pennsylvania-Eisenbahngesellschaft 
bereits am 11. Juli wieder 41 000 Mann bei einem normalen Bedarf von 
55 000 Arbeitern beschäftigen, während die östlichen Eisenbahnen insge¬ 
samt am 28. Juli wieder über 97 700 und am 4. August über 103500 Ar¬ 
beiter bei einem normalen Bedarf von 160 000 Mann verfügten. Zu dieser 
erfolgreichen Bekämpfung des Streiks dürfte ein Ultimatum der Eisen¬ 
bahngesellschaften viel beigetragen haben, durch das die Streikenden bei 
Verlust ihrer Dienstalters- und sonstigen Rechte kurzfristig zur Wieder¬ 
aufnahme der Arbeit aufgefordert wurden; ferner die Ankündigung, daß 
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nach Ablauf dieses Ultimatums die arbeitswillig gebliebenen und neu ein¬ 
gestellten Arbeiter im Dienstalter vor den Streikenden rangieren würden, 
wenn diese später wieder in Dienst genommen werden sollten. Ganz so 
günstig lagen die Verhältnisse, wie gesagt, nicht überall; bemerkenswert 
ist in dieser Beziehung, daß die Southern Railway-Gesellschaft nach mehr¬ 
wöchigem Streik noch keine Ersatzkräfte eingestellt hatte und ihr altes 
Personal zur Wiederaufnahme der Arbeit mit ungeschmälerten Rechten 
aufforderte; offenbar doch wohl, weil sie geeignete Ereatzkräfte nicht 
fand. Andererseits war deren Zahl Anfang August bei den östlichen 
Eisenbahnen doch schon auf etwa 40 % der Ausständigen angewachsen. 

Zu diesem Erfolg hat zweifelsohne auch das energische Eingreifen 
der Bundesregierung beigetragen, die von Anfang an nach allen Gefahr¬ 
punkten Truppen zum Schutz der Bahnanlagen und der Arbeitswilligen 
entsandte; das geschah offenbar unter dem frischen Eindruck der bei dem 
Bergarbeiterstreik vorgekommenen Ausschreitungen, unter denen die Nie- 
dermetzelung von einigen vierzig fremdländischen Arbeitswilligen der 
Zeche Herrin, Illinois, für immer ein beschämendes Kapitel in der Ge¬ 
schichte der amerikanischen Arbeitskämpfe bilden wird. Hervorzuheben 
ist auch das persönliche Eingreifen des Präsidenten Harding, der am 
11. Juli folgenden Aufruf erließ: 

„Ich, Warreri G. Harding, Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, 
verkünde hiermit und fordere jedermann auf, eich aller Ehmüschungein in die 
gesetzlichen Bestrebungen zur Aufrechterhaltung des zwischenstaatlichen Ver¬ 
kehrs und der Beförderung der Vereinigten Staaten-Post zu enthalten. Diese 
Bestrebungen und die Aufrechterhnlturg der Herrschaft des Gesetzes bilden die 
vornehmste Pflicht der Regierung und! der Bürgerschaft des 'Landes. Infolge¬ 
dessen rufe ich alle öffentlichen Behörden, staatliche sowohl wie städtische, zur 
Mitarbeit und alle guten Bürger zur Hilf« auf, damit der öffentliche Frieden 
gewahrt und die gesicherte Ausführung der Arbeiten erleichtert wird, di© für 
Leben, Freiheit, Sicherheit des Eigentums sowie für unsere öffentliche Wohl¬ 
fahrt nötig sind.“ 

Dies pflichtmäßig© Eintreten des Präsidenten für die öffentliche 
Wohlfahrt sowie seine Forderung, daß die Entscheidungen des Eisen¬ 
bahn-Arbeitsamts von d!en Arbeitgebern und Arbeitnehmern im öffentlichen 
Interesse geachtet werden müßten, ließen dem Präsidenten in Samuel 
Gompers, dem einflußreichen Führer der etwa 3,2 Millionen organisierter 
Arbeiter zählenden American Federation of Labour, einen Widersacher 
erstehen. In einem umfangreichen Telegramm an den Präsidenten hielt 
er diesem vor, daß sein Vorgehen eine Verleugnung demokratischer 
Grundsätze bedeute, nach denen die freie Austragung von Streitigkeiten 
zwischen Kapital und Arbeit verbürgt sei. Die Bemühungen des Präsiden¬ 
ten um Anerkennung der Schiedssprüche des Eisenbahn-Arbeitsamts be¬ 
zeichnet© Gompers als den Versuch einer Heiligsprechung und Krönung 
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der Macht dieses Amts, das Eintreten des Präsidenten für die Aufrecht¬ 
erhaltung des zwischenstaatlichen Verkehrs als ein Abstreiten des Rechts 
der Eisenbahner auf Arbeitseinstellung, wenn damit die Einstellung'des 
Bahnverkehrs verbunden sei. Gompens behauptete ferner, der Präsident 
sei bemüht, aus der Transportation Act und dem Arbeitsamt einen Fetisch 
zu machen. Nicht mit Unrecht wies er allerdings darauf hin, daß die 
Entscheidungen dieses Amts unverbindlich sind und daß auch die Eisen- 
bahngesellschaften mitunter — nach Gompers 92 Gesellschaften in 
104 Fällen — sich den Entscheidungen des Amts nicht gefügt haben; 
trotzdem habe die Bundesregierung in keinem dieser Fälle eingegriffen. 
Gompers übersieht hierbei nur, daß das ablehnende Verhalten der Gesell¬ 
schaften nicht, wie der Streikbeschluß der Werkstättenarbeiter, zu einer 
unmittelbaren Gefährdung des zwischenstaatlichen Verkehrs geführt hat, 
so daß ein Eingreifen der Bundesregierung gegenüber jenen Gesellschaf¬ 
ten, nicht ohne weiteres geboten war. Daß aber im vorliegenden Fall eine 
solche Gefährdung des Verkehrs wenigstens in Teilen der Vereinigten 
Staaten, so in einigen mittleren Staaten und im Süden, bis zu einem 
gewissen Grade eingetreten war, zeigte der dort auf tretende Güterwagen¬ 
mangel, der hauptsächlich als Folge des durch den Streik hervorgerufenen 
Anwachsens de© Reparaturstandes anzusprechen war. Die Streikenden 
selbst hatten überdies auf den schlechten Unterhaltungszustand der im Be¬ 
triebe befindlichen Lokomotiven und Wagen aufmerksam gemacht, offen¬ 
bar in der Absicht, die an der Lohnfrage nicht beteiligten Gewerkschaften 
des Lokomotiv- und Zugbegleitpersonals 1 ) aus Sicherheitsgründen auf den 
Plan zu rufen. Anlaß zur Beunruhigung des Personals sowie der Öffent¬ 
lichkeit konnte auch der vom Bundesverkehrsamt dem Senat erstattete 
Bericht über die amtlichen Lokomotivrevisionen im Juli 1922 geben; nach 
ihm sind nämlich „59 % der im Juli besichtigten Lokomotiven schadhaft 
gewesen“. An ihm hat L. F. Loree, der Vorsitzende des Ausschusses der 
Eisenbahndirektoren des Ostens (Eastern Pres ident s’ Conference), fol¬ 
gende bemerkenswerte Kritik geübt: 

„Der Bericht . . . ist für den Monat Julii erstattet und ist. jetzt veraltet. 
Vom 1. Juli bis 26. August haben die Eiscntbahngesellschaftei» 92 982 Arbeiter 
eingestellt und an diesem letzten Tag allein noch 6499 neue Arbeiter. Der Be¬ 
richt für Juli gibt also nicht den jetzigen Stand wieder. Das Inspektionsamt 
dos Bundesvcrkehrsamts besteht ausnahmslos aus Gewerkschaftsmitgliedern. In¬ 
folgedessen sind seine Äußerungen mit großer Vorsicht aufzunchjmen. Es wäre 
von Wichtigkeit zu erfahren, ob die Untersuchung der Lokomotiven bei der Aus¬ 
fahrt oder bei der Rückkehr vom Dienst« statt gefunden hat Entscheidend ist 
jedenfalls die Frage, ob die EisenbahngeselLsohaften ihre Aufgabe erfüllen. Sie 

*) Brotlierhood of Locomotive Engineers (80 000 Mitglieder), Brotherhood of 
Locomutire Firemen and Engineers (120 000 ), Order of Kail wag Condnrtors (50 000), 
Brotherhood of Raihcav Trainmen (190000). 
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ton dies in vollem Umfange, mul «wiar mit 4918 Lokomotiven und 153 880 Güter¬ 
wagen in Reserve und in gutem Zustande.“ 

Wie dem auch sei, jedenfalls machte sich eine gewisse Beunruhigung 
des Lokomotivperfconals bemerkbar; es äußerte, daß ihm nicht zugemutet 
werden könnte, sein Leben aufe Spiel zu setzen; das sei aber zu befürchten, 
wenn sich der Zustand des rollenden Materials noch erheblich verschlech¬ 
tern sollte. Da die Eisenbahn-Gesellschaften von Anfang an peinlich 
darauf bedacht gewesen waren, dem Lokomotivpersonal keinerlei „Streik- 
arbedt“ an schadhaften Lokomotiven zuzumuten, und da solche Arbeiten 
von ihm auch im Notfälle wohl kaum erwartet werden konnten, so lag 
in der veränderten Haltung des Lokomotivpersonals tatsächlich die Gefahr 
einer Dienstverweigerung im einzelnen Falle, die sich leicht zum Streik 
auswachsen konnte. In der Tat bemühte sich auch der Führer der strei¬ 
kenden Werkstättenarbeiter, B. M. Jewell, seit geraunter Zeit um die 
Verbreiterung der gewerksehaftlicen Kampffront, indem er eine ge¬ 
meinsame Verhandlung der Eisenbahndirektoren mit allen bei den Lohn¬ 
kürzungen beteiligten Gewerkschaften forderte. 

Inzwischen hielt der Präsident Harding an seiner Auffassung fest, 
daß jeder loyale amerikanische Bürger den Gesetzen zu gehorchen und 
damit den Entscheidungen dies Eisenbahn-Arbeitsamts eich zu unterwerfen 
habe, da dieses Amt gesetzlich dazu berufen sei, als höchste Autorität in 
Arbeitsötreitigkeiten der Eisenbahner die Stredkgefahr auszuschalten. 
Dementsprechend machte er den Parteien Ende Juli folgenden Vermitt- 
lungsvorschlag: 

1. Dio Eisonbahndirektoreu und -arbeiter kommen überein, die Verbind¬ 
lichkeit aller (Entscheidungen des Eisenbahn-Arbeitsamts anzuerkennen 
und diese Entscheidungen gewissenhaft zu befolgen, so wie esi im Gesetz 
vorgesehen ist. 

2. Die Eieenbahngosellechaften ziehen alle aus dem Streik herrühremden 
Klagen zurück; die Entscheidungen des Eisenbahn-Arbeitsamts, die zu 
dem Streik Anlaß gegeben habe«, können von beiden Teilen in der 
Ausübung ihrer anerkannten Rechte von neuem bei dem Eisenbahn- 
Arbeitsamt anhängig gemacht werden. 

3. Alle Ausständigen werden wieder eingestellt, und zwar in ihren früheren 
Stellen mit ungeschmälerten Dienstalters- und; anderen Rechten. Dio 
Vertreter der Eieenbahngesellschaften und der Gewerkschaften verein¬ 
baren ausdrücklich, daß auf keiner Seite eine unterschiedlich© Behand¬ 
lung der Arbeitswilligen und Streikenden Vorkommen soll. 

Die ersten beiden Vorschläge wurden am 1. August von der Associ¬ 
ation of Railroad Executives in einer Versammlung, auf der 18G Eisen¬ 
bahngesellschaften vertreten waren, einstimmig angenommen, und zwar 
mit folgenden Vorbehalten: 

Zu 1., daß cs keinem Teile verwehrt sein solle, eine Entscheidung des Eisen¬ 
bahn-Arbeitsamts aus dem Grunde anzufeelitcn, daß das Amt seine gesetzlichen 
Befugnisse überschritten habe; 
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Zu 2., daß der Ausstand zunächst für beendet erklärt werde und daß die 
Führer des Ausstandes und die Ausständigen selbst sich verpflichteten, nichts gegen 
die arbeitswillig gebliebenen und die neu eingestellten Arbeiter zu unternehmen. 

Dagegen wurde der erste Teil des dritten Vorschlages, als mit den 
von den Gesellschaften ihrem arbeitswilligen Personal und den Neu- 
eiingestellten zugesicherten Dienstaltersrechten unvereinbar, abgelehnt: 
im übrigen wurde der Vorschlag angenommen. Dagegen nahmen die am 
Streik beteiligten Gewerkschaften sämtliche Vorschläge, wenn auch wider¬ 
strebend!, an; sie gaben damit den Streik im wesentlichen als verloren auf, 
da die Wiederaufnahme der Verhandlungen vor dem Eisenbahn-Arbeits¬ 
amt über die Lohnherabsetzung sowie die Bezahlung der Überstunden 
ihnen keinerlei Gewähr dafür bot, bei neuerlichen Verhandlungen in der 
Lohnfrago besser als zuvor abzuschneiden. Am 7. August stellte Prä¬ 
sident Barding in einem Telegramm an die Parteien lest, daß seine Ver¬ 
mittlungsvorschläge bis auf die strittige Frage der Dienstaltersrechte 
angenommen seien; anknüpfend 1 an die von beiden Teilen eingegangene 
Verpflichtung, sich allen Entscheidungen des Eisenbahn-Arbeitsamts zu 
unterwerfen, forderte Präsident Härtling die Streikenden deshalb zur 
Wiederaufnahme der Arbeit und die Gesellschaften zur Wiedereinstellung 
der Streikenden mit dem Ersuchen auf, die Frage der Dienstaltersrechte 
dem Arbeitsamt zur verbindlichen Entscheidung zu überlassen. Mit diesem 
letzteren Vorschlag erklärte die Association of Railroad Executives sich 
am 11. August einstimmig einverstanden. Im übrigen wurde für etwa 
drei Viertel der vertretenen Bahnlänge (nämlich 151824 Meilen) be¬ 
schlossen, den Vorschlag wegen der Dienstaltersrechte der Streikenden 
mit der Maßgabe anzunehmen, daß dies „keine Preisgabe der am 1. August 
angenommenen Grundsätze über die Dienstaltersrechte des Personals zur 
Folge habe.“ Außerdem wurde beschlossen, die Streikenden, die keine 
Gewalttaten gegen das arbeitswillige Personal oder das Eigentum der 
Gesellschaften verübt hatten, in ihre früheren Stellen! wieder aufzu¬ 
nehmen oder aber ihnen eine andere gleichartige Beschäftigung zu ver¬ 
schaffen, wenn jene Stellen nicht mehr frei sein sollten. Die Minderheit 
der Gesellschaften beschloß dagegen, die Streikenden nur insoweit wieder 
aufzunehmen, als noch freie »Stellen vorhanden waren. Beide Lösungen 
wurden von den Gewerkschaften abgelehnt; ebensowenig wollten sie es 
auf die Entscheidung des Eisenbahn-Arbeitsamts in der Dienstalters¬ 
frage ankommen lassen. Denn diese konnte kaum anders ausfallen, als 
daß die Streikenden ihre Dienstaltersvorrechte durch den Streik verwirkt 
hätten; ganz abgesehen davon, daß der Streikführer Jewell bei Beginn 
des Kampfes erklärt hatte, die Ausständigen betrachteten sich nicht mehr 
als im Dienste der Gesellschaften stehend. 
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Nachdem sein Venmttlungsvonschlag gescheitert war, tat der Prä¬ 
sident einen schon früher angekündigten Schritt: er wandte ßich am 
18. August mit einer Adresse an den Kongreß, die sich mit dem Berg¬ 
arbeiter- und Eisenbalmerstreik beschäftigte. Er betonte darin, daß die 
Grundlage aller Freiheit das unbestreitbare Recht eines jeden sei, seiner 
Arbeit un-behindert durch Störenfriede nachzugehen. Die höchste Pflicht 
der amerikanischen Bürger sei der Gehorsam gegen die Bundesregierung 
und die Anerkennung der Tatsache, daß diese der gerechte Richter dar¬ 
über sei, was zur öffentlichen Wohlfahrt sowie zum Schutz der Freiheit 
und Sicherheit der Bürger diene. Nachdem der Weg der Verhandlungen 
zur Beilegung der beiden Streiks erschöpft sei, müßten nunmehr alle der 
Regierung zu Gebote stehenden Mittel angewandt werden, um den Ver¬ 
kehr aufrecht zu erhalten und das Recht auf Arbeit zu schützen, insbe¬ 
sondere also die Gesetze gegen Verschwörungen zur Verhinderung des 
zwischenstaatlichen Verkehrs und die Gesetze zur Erhaltung der Betriebs¬ 
sicherheit auf den Eisenbahnen. Um die Kohlenversorgung des Landes 
zu sichern, schlug der Präsident die Einsetzung einer Kommission zur 
Untersuchung der Lohn- und Arbeiterschutzfragen im Kohlenbergbau, 
ferner aber die vorübergehende Einsetzung einer amtlichen Stelle zur 
Reglung des Ankaufs und Verkaufs sowie der Verteilung der Kohlen 
im Lande vor. Zum Werkstättenarbeiterstreik im besonderen übergehend, 
schilderte er die Ursachen und den bisherigen Verlauf des Ausstandes 
sowie seine, des Präsidenten, vergeblichen Vermittlungsversuche. Ferner 
bezeichnete er die Vollmachten des Eisenbahn-Arbeitsamts zur Verhütung 
solcher Streiks als unzureichend, da dessen schiedsrichterliche Entschei¬ 
dungen der Rechtsverbindlichkeit entbehrten. Die Ausführungen des 
Präsidenten über die Ausschreitungen Streikender seien wörtlich wietier¬ 
gegeben : 

„Verlasseno Überland-ziige in d-en ‘Wüsteneien des Siidwcstens haben -die 
Grausamkeit und die Mißachtung der Gesetze auf Seiten einzelner Eisenbalm- 
bediensteten gezeigt, die sich zur Unterbrechung des Verkehrs verschworen 
hatten: und die Gcsetzesverletzungen und Gewalttätigkeiten an Hunderten von 
Stellen haben dargetan, daß die streikenden Gewerkschaften es unterlassen 
haben, ihre Mitglieder zur Beobachtung der Gesetze anzuholten. Leute, die sich 
zu streiken weigerten, die Beleidigungen und Bedrohungen getrotzt und ihr 
Leben gewagt haben, um dem öffentlichen Wohl zu dienen, sind grausam ange¬ 
griffen und verletzt oder getötet worden. Arbeitsuchende und Wachtposten, 
sogar Beamte der Bundesregierung, sind bei dem Versuch, Leben und Eigentum 
zu schützen, angegriffen, geschmäht und an der Ausübung ihrer Pflichten ge¬ 
hindert worden. Streikende haben sich bewaffnet und bei den Eisenbahn Werk¬ 
stätten zusammengerottet, um mit bewaffneter Gewalt jedermann am Gang zur 
Arbeit zu hindern. Das ist ein Zustand von Gesetzlosigkeit, der jeder Vor¬ 
stellung von amerikanischer Gesetzlichkeit uud Ordnung spottet, der die über 
alles geschätzten Bürgschaften amerikanischer Freiheit verletzt." 
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Der Präsident erwähnte sodann die wirtschaftlichen Folgen des 
Streiks, insbesondere die Millionenver 1 uete der landwirtschaftlichen Er¬ 
zeuger sowie die Unterbindung der Kohlentransporte an den Stellen, wo 
die Kohlenförderung noch im Gange war, ferner den infolge des wach¬ 
senden Lokomotivmangels und der nachlassenden Betriebssicherheit dro¬ 
henden Zusammenbruch des Transportwesens 1 ) und fügte hinzu: 

„Diese bedrohliche Lage muß dem Kongreß und dem Land die Überzeugung 
einprägen, daß keiner Vereinigung von Menschen, sei sie nun gering an Zahl 
und für die Leitung dor Eisenbahnen verantwortlich, oder mächtig an Zahl und 
für die Betriebsführung nötig, erlaubt ist, einen Kurs einzuschlagen, der 
die öffentliche Wohlfahrt bedroht. Weder die Vereinigungen der (Arbeitgeber 
noch die Gewerkschaften können der Verantwortung dafür entgehen.* 

Der Präsident betonte ferner, daß es nicht seine Absicht sei, sogleich 
grundlegende Änderungen der Gesetzgebung zu fordern, da die bereits 
erwähnten Gesetze, die mit aller Schärfe angewendet werden sollten, aus- 
reichen würden, um der gegenwärtigen Notlage Zu begegnen. Dieser An¬ 
kündigung entsprechend, erwirkte die Bundesregierung durch den Bun¬ 
desstaatsanwalt Daugherty beim Federal District Court in Chicago eine 
einstweilige Verfügung gegen die Leitung der am Streik beteiligten Ge¬ 
werkschaften. Diese Verfügung verbot jede Propagierung des Streiks, 
sei es mündlich oder schriftlich, sei es öffentlich oder 1 nicht. Ferner 
untersagte sie den Gewerkschaftsmitgliedern jede Einmischung in die 
Betriebsangelegenheiten der Eisenbahnen. Verboten wurde auch die 
Abhaltung von Versammlungen und das Sichzusammenschließen von Per¬ 
sonen in der Absicht, über den AusstaikL zu beraten oder den Eisenbahn¬ 
betrieb irgendwie zu stören. Ferner verbot die Verfügung: den Auf¬ 
enthalt in der Nähe der Arbeitsplätze des Eisenbahnpersonals, das Auf¬ 
reizen zum Streik in irgendeiner Form (sei es mündlich, schriftlich, tele¬ 
graphisch oder telephonisch), die Aufforderung zum Verlassen der Ar¬ 
beit (sei es durch Gewalt oder Überredung), die Verhinderung an der 
Arbeit sowie jede Verbreitung von Druckschriften über den Streik. 
Schließlich wurde den Gewerkschaften untersagt, Mittel aus dem Streik¬ 
fonds zu irgend einem der unter das Verbot fallenden Zwecke zu ver¬ 
wenden. — Man hatte es hier also mit einer völligen Lahmlegung der 
gewerkschaftlichen Streikagitation, dem Verbot dos Streikpostenstehens 
und dem Schutze der Arbeitswilligen zu tun. Die Verfügung sollte zu¬ 
nächst bis zum 11. September in Kraft bleiben und dann nötigenfalls durch 

l ) Dies« Ausführungen stehen mit den oben erwähnten Angaben der 
Ki9enbnhn-Ge.scll.se haften über die allmählich wieder gesteigerte Leistungsfähig¬ 
keit der WerkstäUen und die vorhandene Reserve an betriebsfähigen Lokomotiven 
und Wagen nicht ganz im Einklang. 
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eine Verordnung gleichen Inhalts für längere Zeit ersetzt werden. Eine 
richterliche Verfügung von solcher Schärfe und von so einschneidender 
Bedeutung war unseres Wiesens in den Vereinigten Staaten gegen Eisen¬ 
bahnerstreiks noch nicht erlassen worden. Sie rief sogleich den Präsi¬ 
denten der American Federation of Labour auf den Plan, der am 4. Sep¬ 
tember gelegentlich des Arbeiterfeiertags erklärte, die Verfügung sei eine 
Verletzung der Verfassung und der Gesetze des, Landes; der Bundes- 
staatsanwalt habe sich eine Macht angemaßt, die in der Republik ohne 
Vorgang sei. Die ganze Verfügung sei rechtlich und tatsächlich unhalt¬ 
bar. Zum Schluß forderte Gompers die Gewerkschaften zur Fortsetzung 
des Kampfes auf. Ohne den Wortlaut der Verfügung zu kennen, kann 
hier nicht beurteilt werden, ob auch Gompers zu den unter sie fallenden 
Gewerkschaftsleitern zu zählen ist; bejahendenfalls hätte er wegen seiner 
Aufforderung zur Fortsetzring des Streiks zweifelsohne zur Verantwor¬ 
tung gezogen werden müssen, was zur Verschärfung der Lage sicher 
beigetragen hätte. Von einer solchen Maßnahme ist indessen nichts be¬ 
kamt geworden. 

Da der Streik am 11. September noch dm Gange war, erwirkte der 
GeneralstaaLeanwalt Daugherty eine zehntägige Verlängerung der Ver¬ 
fügung; zur Begründung seines Antrags berief er sich aber nicht mehr, 
wie anfangs, auf die Behinderung des zwischenstaatlichen Verkehrs, son¬ 
dern nur noch auf die Strerkaaisschreitungen. Nach seiner Anschuldigung 
sind aus Anlaß des Ausstandes mindestens 25 Morde begangen und zwölf 
Züge in Kalifornien in der Wüste zu schwerem körperlichen Schaden der 
Heisenden von den Streikenden im Stich gelassen worden; außerdem 
seien Dynamit- und Bombenattentate begangen, Brücken und anderes 
Eisenbahn-Eigentum zerstört oder verbrannt und 1 viele Entgleisungen 
herbeigeführt worden. 

Die Erwirkung dieses Verbots ist nicht nur von gewerkschaftlicher 
Seite bekämpft worden; vielmehr sind der Regierung auch von anderer 
Seite wegen des Verbots Vorwürfe gemacht worden. Vom Standpunkte 
der öffentlichen Wohlfahrt kam das Verbot, 2 Monate nach dem Ausbruch 
des Streiks, zu spät. Auch die Eisenbahn-Gesellschaften verurteilten es, 
weil es den streikenden Arbeitern in manchen Kreisen Sympathien ver¬ 
schafft; sie hielten es zum mindesten für überflüssig, weil sie den 
Kampf allein auskämpfen wellten. Die Meinung Gompers’, daß es sieb 
hier um einen Akt der Klassenjustiz handele, wird von vielen geteilt, die 
mit ihren Anschauungen und Interessen sonst nicht auf Arbeiterseite 
stehen; auch Senator Borah hat sich dem laut gewordenen Verlangen an- 
geechlossen, daß gegen den Generalstaataanwalt und den Cbicagoer 
Richter ein Verfahren wegen Überschreitung ihrer Amtsbefugnisse ein- 
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geleitet werde. So hat die Kodierung für ihr energisches Eingreifen auf 
keiner Seite Dank geerntet. 

Inzwischen machten sich unter dem Eindruck der Adresse des Prä¬ 
sidenten und unter dem Druck der durch sie und. die Verhandlungen im 
Kongreß erregten öffentlichen Meinung Anzeichen dafür bemerklich, daß 
die allein noch strittige Frage der Dienstaltersrechte der Streikenden 
wenigstens bei einem Teil der Eisenbahnen bald ihre Lösung finden 
werde. Zunächst machten die Gewerkschaften folgenden Vorschlag, in 
dem die Frage der Dienstaltersrechte allerdings nicht ausdrücklich er¬ 
wähnt war: 

„Alle Arbeiter sollen wieder in dieselben Steilen einrücken, die sie am 
30. Juni 1922 innegehabt haben. Soweit es irgend möglich ist, sollen sie am 
1. September wieder Arbeit erhalten, und zwar zu den augenblicklich geltenden 
Lohnsätzen. Alle Arbeiter, dio gestreikt haben, sollen nicht »später als am 
1. Oktober wieder eingestellt werden; ausgenommen sind die Personen, die nach¬ 
weislich ELsenbahneigentum zerstört oder sich eines Verbrechens schuldig 
gemacht haben. Gewöhnliche Schlägereien werden nicht hierzu gerechnet. Im 
Falle eines Streits zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern, der nicht auf 
andere Weise beigelegt werden kann, soll das Eisen bahn-Arbeit samt gemäß der 
Transportation Act entscheiden“ usw. 

Die Eisenbahngesellschaften erwiderten hierauf: 

„Die Eisenbahngesellscliaften haben den Vorschlag der Gewerkschaften 
erwogen. Der Begriff der „Wiedcreinstellung“ ist jedoch grundlegend für d/ie 
Entscheidung über den Streikausgang. Wie die Gewerkschaften wiederholt er¬ 
klärt haben, bedeutet eine solche Wiedereinstellung die Anerkennung, daß die 
Arbeiter, dio zur Arbeit zurückkehren, im Diemstalter vor denen eingeordnet 
werden ©ollen, die seit dem 1. Juli 1922 neueingestellt sind, sowie« vor den alten 
Arbeitern, die im Dienste geblieben sind, soweit dio zurückkehronden Streikenden 
am 30. Juni 1922 dienstälter gewesen sind. Da eine solche Anerkennung zweifel¬ 
los die Entscheidungen de© .Eisenbahn-Arbeitsamts in der Frage der Pienistalter©- 
Vorrechte beeinflussen und das Amt verpflichten w-ürdc, zum Nachteil der alten, 
im Dienst gebliebenen und der neu eingetretenen Arbeiter zu entscheiden, so 
kann der Vorschlag nicht angenommen werde*.“ 

Schließlich kam aber doch eine Einigung zwischen 51 großen und 
mittleren Eisenbahngesellschaften und den Gewerkschaften am 13. Sep¬ 
tember auf folgender Grundlage zustande: 

^1. Um den Streik des Eisenbahnpersonals zu beenden, das Land von den Strcik- 
folgen zu befreien und das Ingangkommen des lebenswichtigen Verkehrs 
zu beschleunigen, ist folgendes Übereinkommen getroffen mit der von 
den Parteien hiermit anerkannten Maßgabe, daß seine Bestimmungen von 
den Beamten der Eisenbahngesellschaften lind den Vertretern des Per¬ 
sonals in einem Geiste der Versöhnung und mit dem ernsten Vorsätze aus- 
ge führt werden sollen, eine wirkliche Lösung der unten aufgeführten 
Streitfragen herbeizuführen. Dieser Absatz bezieht sich nicht auf Streiks, 
die bereits vor dem 1. Juli 1922 eingeloitet worden sind. 

2. Alle Bediensteten sollen zur Arbeit in Stellen der Klasse wieder ein¬ 
rücken, der sie am 30. Juni 1922 angchört haben, und an demselben Platze. 
E© sollen möglichst viele Arbeiter zu den gegenwärtigen Lohnsätzen sofort 
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wieder eingestellt werden, und alle am Streik Beteiligten sollen nicht 
später als 30 Tage nach Unterzeichnung dieses Übereinkommens wieder 
eingestellt oder gelöhnt werden. Ausgenommen sind Personen, die über¬ 
führt sind, Gewaltakte begangen zu haben, die nach dem Urteil des hierin 
vorgesehenen Ausschusses einen ausreichenden Grund zur Dienstentlassung 
bilden. 

Die Einordnung der Leute untereinander, nämlich der zur Arbeit Zurück- 
kehronden, der zeitweilig Entlassenen und der Beurlaubten, einschließlich 
der Gewerkscliaftsbeamten und anderer, die am 30. Juni 1922 ordnungs¬ 
gemäß auf Urlaub waren, wird nach dem Stande vom 30. Juni 1922 statt¬ 
finden; und in dieser Reihenfolge werden sie wieder zur Arbeit zurück¬ 
beordert werden. 

4. Im Falle eines Streits über die Einordnung eines Arbeiters, oder wenn 
irgend ein anderer Streitfall, der aus dom Streik herrührt, nicht ander¬ 
weitig von der Eisenbahngesellschaft und dem Personal oder ihren gehörig 
bevollmächtigten Vertretern bcigelegt werden kann, soll die Sache von den 
Gewerkschaften, die Parteien dieses Abkommens sind, von den Arbeitern 
oder der Eisenbahngesellschaft in Wahrnehmung der Interessen eines sich 
etwa benachteiligt fühlenden Arbeiters dem nach Ziffer 5 zu bestellenden 
Ausschuß zur endgültigen Entscheidung durch Mehrheitsbeschluß vorge¬ 
tragen werden. 

f>. Der in Absatz 4 erwähnte Ausschuß soll bestehen aus sechs Vertretern, 
die von den Leitern der Gewerkschaften, die Parteien dieses Abkommens 
sind, zu ernennen sind, sowie aus sechs Eisenb&hnbeamten, die von den 
Eisenbahngesellschaften ausgewählt werden, die hiermit einverstanden 
sind. Der Ausschuß soll innerhalb von 15 Tagen nach der Unterzeichnung 
dieses Abkommens errichtet werden; er soll eine rechtswirksame Ent¬ 
scheidungsbefugnis in allen den Fällen haben, die ihm spätestens bis zum 
31. Mai 1923 ordnungsgemäß vorgetragen werden. 

(>. Da dieses Übereinkommen in der Absicht eines Vergleichs in dem gegen¬ 
wärtigen Streit getroffen ist, erklären sich die Parteien damit einver¬ 
standen, daß weder diese Beilegung des Streits noch irgendeine Ent¬ 
scheidung des oben vorgesehenen Ausschüsse© bei irgendeiner anderen 
Streitfrage zwischen den Parteien oder zw’Ischen den unterzeichnenden 
Eisenbahnen oder bei dem Austrag einer späteren Streitfrage mit einer 
anderen Klasse oder Klassen ihres Personals verwertet oder herangezogen 
wird. 

7. Beide Parteien stehen dafür ein, daß keine Einschüchterung oder Be¬ 
drückung gegen Bedienstete, die hei der Arbeit geblieben oder in den 
Dienst getreten sind, oder gegen die, diio unter diesem Übereinkommen 
die» Arbeit wieder aufgonommen haben, angewendet oder gestattet 
werden soll. 

8. Alle zurzeit anhängigen gerichtlichen Verfahren aus dem Streik sollen von 
beiden Parteien zurückgezogen werden.“ 

An diesem Abkommen beteiligten sielt 28 Eisenbahngesellschaften, 
darunter die großen östlichen Gesellschaften mit Ausnahme der New 
York Central- und dear Baltimore & Ohio-Systeme, nicht weil sie den 
Streik unter Ablehnung jeder Verhandlung mit den Gewerkschafts¬ 
führern durchzukämpfen beabsichtigten und davon überzeugt waren, daß 
sie hierzu imstande sein würden. Die New r York, New Haven & Hart¬ 
ford EisenbahngeselIschaft erklärte, daß sie bei dem Abschluß des Ab- 
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kommens bereits die volle Zahl ihrer Werkstättenarbeiter wieder er¬ 
reicht hatte und keinen weiteren Mann mehr einstellen könne. Die übrigen 
27 Gesellschaften waren zwar noch nicht so weit gediehen, sie hofften 
aber bestimmt, daß auch sie durch die Einstellung von Arbeitsuchenden, 
die ihnen genehm sind, ebenso wie die New York, New Haven & Hart- 
ford-Eisenbahn zum Ziele kommen würden. 

Das Übereinkommen der 51 anderen Eisenbahngesellschaften, die 
mit den örtlichen Unterverbänden der Gewerkschaften über die streitigen 
Lohn- und Arbeitsbedingungen verhandeln wollen, stellt ein Mantelab¬ 
kommen dar, auf Grund dessen eich aller Wahrscheinlichkeit nach eine 
Reihe von selbständigen Tarifverträgen für die einzelnen Eisenbahnen 
herausbilden wird. Die einheitliche Reglung der Lohn- und Arbeits¬ 
bedingungen für das ganze Land, wie sie eich nach der Zusammenfassung 
der Eisenbahnen unter der Staatsaufsicht während des Kriegs ergeben 
hatte, ist demnach für die Werkstättenarbeiter gesprengt worden. Jede 
der 51 an dem Abkommen beteiligten Gesellschaften ist, wenigstens in 
dem durch den Streik hervorgerufenen Ubergangsstadium in der Lage, 
die Lohn- und Arbeitsbedingungen ihrer Werkstättenarbeiter durch 
Sonderverträge zu regeln und sie so den örtlichen Verhältnissen und 
Lebensbedingungen nach Möglichkeit anzupassen. Damit würde ein Ge¬ 
danke auf breiterer Basis zum Durchbruch kommen, der bei der Penn¬ 
sylvania - Eisenbahn - Gesellschaft bereits praktische Gestalt gewonnen 
hat. 1 ) 

Für die Gewerkschaften der Werkstättenarbeiter bedeutet diese von 
ihnen selbst sanktionierte Entwicklung eine schwere Niederlage, da die 
damit verbundene Abkehr von den sogenannten nationalen Tarifverträgen 
der Grundtendenz ihres auf Zusammenfassung der gewerkschaftlichen 
Stoßkraft abgestellten Programms widerspricht. Inwieweit sie sich bei 
den Verhandlungen über den Abschluß von Tarifverträgen gegenüber 
einzelnen Gesellschaften durchzusetzen vermögen, insbesondere da, wo 
Mangel an gelernten Arbeitskräften herrscht, bleibt abzuwarten. 

Ebenso dürfte die Bedeutung des Eisenbahn-Arbeitsamts zunächst 
beeinträchtigt sein, da es in den aus dem Streik herrührenden Streitig¬ 
keiten nach Ziffer 4 des Abkommens von keiner der Parteien angerufen 
werden soll; an seine Stelle tritt vielmehr ein neuer 12-köpfiger pari¬ 
tätischer Ausschuß von Vertrauensleuten beider Parteien. Wie sich die 
Landesregierung zu dieser einstweiligen und teilweisen Ausschaltung 
des gesetzlichen Schlichtungsorgans stellt, und wie sich das Arbeitsamt 

1 ) Vgl. Dii> Pennsylvania-Eisenbahn mul die Transportation Act 1900. 
(Archiv für Eisenbahnwesen 1920 S. 129.) 
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selbst dazu verhält, ist noch nicht bekannt Falsch wäre aber die An¬ 
eicht, daß das Amt durch das Abkommen überhaupt verhindert sei, in 
die schwebenden Streitigkeiten bei den beteiligten 51 Eisenbahnen einzu¬ 
greifen; denn der § 307 b der Transportation Act ermächtigt es, ja ver¬ 
pflichtet es, aus eigener Entschließung zu vermitteln, wenn es der An¬ 
sicht ist daß die schwebenden Lohnstredtigkedten geeignet sind, eine 
Störung des zwischenstaatlichen Verkehrs herbeizuführen. Außerdem 
wäre es infolge seiner bei den übrigen 28 Eisenbahngesellschaften durch 
kein derartiges Abkommen beschränkten Wirksamkeit in der Lage, aus 
Anlaß der Entscheidung der bei diesen herrschenden oder noch bestehen¬ 
den Lohnstreitigkeiten eine Reglung von allgemeiner Bedeutung zu 
treffen und sie — entsprechend seinem bisherigen Verfahren — auf 
alle Eisenbahnen der Union auszudehnen. 

Jedenfalls ist die Rechtslage durch das Sonderabkommen der 51 Ge¬ 
sellschaften keineswegs einfacher geworden; sollte dies Sonderabkommen 
aber einstweilen zur Beilegung der Lohnstreitigkeiten führen, so wäre 
das allerdings ein Erfolg, der für eich selber spräche. Bei den übrigen 
28 Gesellschaften ist der Ausstand zwar tatsächlich als beendet anzu¬ 
sehen; ein förmlicher Friede wäre aber auch hier erwünscht gewesen, 
zumal nicht anzunehmen ist, daß die Macht der Gewerkschaften bei diesen 
Bahnen durch die erlittene Niederlage gebrochen ist. Eine abschließende 
Mitteilung über das Ende der Streikbewegung bleibt Vorbehalten. 

K. Rohling. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr 

(Rechnungsjahr 1920). 


Der erste Geschäftsbericht der Deutschen Reichsbahn (über das 
Rechnungsjahr 1920) behandelt — nach einem allgemeinen Überblick über 
das Betriebsergebnis dieses Jahres — in 12 Abschnitten: 1. die Über¬ 
nahme der Staatseisenbahnen auf das Reich, 2. die Verwaltungsordnung 
der Reichsbahn, 3. den Umfang des Bahngebiets, 4. Baukosten und An¬ 
lagekapital, 5. die Betriebsverwaltung, 6. den Fuhrpark und seine Lei¬ 
stungen, 7. den Betriebsdienst, 8. den Personen- und Güterverkehr, 9. die 
Ergebnisse des Betriebes, 10. die Beamten und Arbeiter der Betriebs- und 
Neubauverwaltung, 11. die Neubauverwaltung und 12. die Wohlfahrtsein¬ 
richtungen für Beamte und Arbeiter. 

Dieser Darstellung folgen die nachstehenden Ausführungen, die — 
soweit es ihrer allgemeinen Bedeutung wegen notwendig erschien — 
zum Teil wörtlich dem Geschäftsbericht entnommen worden sind. 

Allgemeiner Überblick. 

Der Krieg hat die Kraft der deutschen Eisenbahnen stark beein¬ 
trächtigt. Die Bahnanlagen und Betriebsmittel waren bei Kriegsende 
durch die überaus starke Beanspruchung für Heereszwecke, durch die 
Folgen der Sparstof-f Wirtschaft und durch die Unmöglichkeit genügender 
Unterhaltung in einen außerordentlich schlechten Zustand geraten. Dazu 
kam der schwere Verlust an Fahrzeugen aller Art auf Grund des Waffen¬ 
stillstands- lind Friedensvertrags. 

In der unmittelbaren Nachkriegszeit mit ihren vielfachen Un¬ 
ruhen, Streiks und sonstigen Hemmnissen für aufbauende Arbeit hatten 
sich alle die so entstandenen Schwierigkeiten noch vergrößert. Insbe¬ 
sondere mußte einerseits infolge der vielfach schematischen Anwendung 
des Achtstundentags, andererseits aus politischen Gründen das Personal 
sehr stark vermehrt werden, ohne daß zunächst die Leistungen dieses 
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vergrößerten Personalkörpers den Anforderungen entsprochen hätten. 
Den deutschen Staatebahnverwaltungen gelang es im Jahre 1919 nicht 
mehr, das finanzielle Gleichgewicht in ihren Rechnungsabschlüssen zu 
erreichen. 

In dieser schwierigen Lage hat die Deutsche Reichsbahn am 1. April 
1920 die Staatseisenbahnen übernommen. Ihr erstes Ziel mußte sein, die 
schon von den Länderverwaltungen begonnene Wiederherstellung des 
technischen Apparats mit allen Mitteln zu fördern, um ihre Aufgaben 
im Dienst der deutschen Volkswirtschaft erfüllen zu können. Die Wie¬ 
derinstandsetzung der Bahnanlagen, die Wiederherstellung der beschä¬ 
digten und die Beschaffung der erforderlichen neuen Fahrzeuge hat die 
größte Anspannung aller Kräfte erfordert. Im Betriebsdienst hat die 
Herbeiführung geordneter Verhältnisse gleichfalls außerordentliche 
Schwierigkeiten verursacht. Es darf nicht verkannt werden, daß auf 
diesen Gebieten bereits im Jahre 1920 große Fortschritte gemacht wurden. 
Auch sonst hat die neue Reichsbahnverwaltung schwere Aufgaben 
vorgefunden. Insbesondere waren im Personalwesen die Hemmnisse zu 
überwinden, die sich der Bildung eines einheitlichen Reichsbeamtenkör¬ 
pers entgegenstellten. Auch in der Frage des Arbeitsvertrags war die 
notwendige Einheit herzustellen. Vor allem aber mußte es Aufgabe der 
Personalverwaltung sein, Arbeitswilligkeit und Arbeitsfreudigkeit des 
Personals wiederzuerwecken und alles zu tun, um seine Leistungen zu 
steigern. 

Die Wirtschaftsführung 'der Reiehsbahnverwaltung wurde zu¬ 
nächst beeinflußt durch die noch von den Länder Verwaltungen aufge¬ 
stellten Haushaltsentwürfe für das Rechnungsjahr 1920. Die Weiter¬ 
führung der Verwaltung auf dieser Grundlage war nicht zu umgehen, 
wenn nicht schwere Störungen im Dionstbetrieb und damit auch in der 
Erfüllung der Betriebs- und Verkehrsaufgaben eintrelen sollten. Erst 
allmählich konnte die Reichsverwaltung selbst die Leitung der Finanz¬ 
politik in die Hand nehmen und diese nach eigenen Richtlinien führen. 
Der Haushalt der Reichsbahn für das Rechnungsjahr 1920 hat insofern 
einen erheblichen Fortschritt bedeutet, als er bereits die Länderhaushalte 
einheitlich zusammenfaßte. Da er aber erst am Ende des Rechnungsjahrs 
den gesetzgebenden Körperschaften vorgelegt wurde, konnte er nur eine 
Aufzeichnung der im wesentlichen bereits festliegenden Einnahmen und 
Ausgaben darstellen. 

Die Ausgaben des Rechnungsjahrs 1920 waren abhängig von der 
Zahl des Personals, das die Reichsbahn von den Länderverwaltungen zu 
übernehmen hatte, und deren Einrichtungen und Betriebsverhältnissen, 
insbesondere aber lag die Notwendigkeit vor, die Kriegsschäden so sohnell 
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als möglich zu beseitigen. Dazu kommt fortgesetzte Verteuerung aller 
Stoffpreise, Gehälter und Löhne. Erweiterungs- und Neubauten wurden 
grundsätzlich auf das äußerste eingeschränkt. 

Die Einnahmen sind nicht in gleicher Weise gestiegen. Die Reichs¬ 
regierung glaubte, mit den Tarifen nur langsam der Teuerung folgen zu 
dürfen, um die an sich schon schwer leidende Volkswirtschaft zu schonen, 
und insbesondere, um nicht neuen Anreiz zu neuen Preissteigerungen zu 
geben. Diese Politik hat die Billigung der gesetzgebenden Körper¬ 
schaften gefunden. Daß rückschauend gegen sie erhebliche Bedenken 
erhoben werden können und daß in neuerer Zeit immer mehr erkannt 
wurde, daß mit dieser Methode gebrochen werden muß, darf nicht un¬ 
erwähnt bleiben. Für das Rechnungsjahr 1920 bilden ihre Auswirkungen 
einen der wesentlichsten Gründe für das unerwünschte finanzielle Er¬ 
gebnis. 

I. Übernahme der Staatseisenbahnen auf das Reich. 

Das Deutsche Reich hat nach Artikel 89 seiner Verfassung die 
Aufgabe, die dem allgemeinen Verkehr dienenden Eisenbahnen in sein 
Eigentum zu übernehmen und als einheitliche Verkehrsanstalt zu ver¬ 
walten. Demzufolge sind zunächst die Staatseisenbahnen der Länder 
Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Hessen, Mecklenburg- 
Schwerin und Oldenburg mit Wirkung vom 1. April 1920 in das Eigentum 
des Reichs übernommen worden. Für die Übernahme maßgebend ist der 
durch Gesetz vom 30. April 1920 (RGBl. S. 773 ff.) genehmigte, auf 
freier Vereinbarung des Reichs und der vertragschließenden Länder 
beruhende Staatsvertrag vom 31. März 1920. 

Nach § 1 des Staatsvertrags hatte das Reich das Eisenbahnunter¬ 
nehmen jedes Landes als Ganzes mit allem Zubehör und allen damit ver¬ 
bundenen Rechten und Pflichten zu übernehmen. Mit den Eisenbahnen 
sind im allgemeinen auch ihre Nebenbetriebe, soweit sie nicht schon als 
Zubehör anzusehen sind, insbesondere die Fähren, die Bodensee-Dampf - 
schiffahrt und die Häfen auf das Reich übergegangen. 

Nach § 3 Abs. 1 gewährt das Reich den Ländern für die Über¬ 
tragung des gesamten Eisenbahnuntemehmens nach Wahl jedes Landes 
entweder 

a) den Betrag des Anlagekapitals nach dem Stande vom 31. März 
1920 oder 

b) den Betrag des Anlagekapitals nach dem Stande vom 31. März 
1920, erhöht um die Hälfte des Betrags, um den der nach den 
Ergebnissen der Rechnungsjahre 1909 bis 1913 ermittelte Ertrags¬ 
wert dieses Anlagekapital übersteigt, sowie 
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c) in beiden Fällen Ersatz der Fehlbeträge, die bei den Eieenbahn- 
verw&ltungen der Länder in der Zeit vom Beginn des Rech* 
nungsjahrs 1914 bis 31. März 1920 entstanden sind, abzüglich der 
in diesen Fehlbeträgen enthaltenen Ausgaben, die auf Grund 
besonderer gesetzlicher Vorschrift den Ländern vom Reich 
erstattet werden. 

Als Fehlbeträge gelten die Beträge, um die im einzelnen Rechnungs¬ 
jahr die Betriebsausgaben und der Anteil der Eisenbahnverwaltung an 
den Aufwendungen für Verzinsung, Tilgung und Verwaltung der Staats¬ 
schulden die Betriebseinnahmen überstiegen haben. Ausgaben, die dem 
Anlagekapital zugerechnet werden, sind aus den Betriebsausgaben aus¬ 
zuscheiden. 

Vorbehaltlich der Änderung nach endgültiger Berechnung der Ab¬ 
findung haben zunächst die Länder Sachsen, Württemberg, Mecklenburg- 
Schwerin sowie Baden für das bisher von ihm selbst verwaltete Bahnnetz 
Abfindung nach § 3 Abs. la, die Länder Preußen, Bayern, Hessen, 
Oldenburg und Baden für seinen Anteil an der Main-Neckar-Eisenbahn 
Abfindung nach § 3 Abs. 1 b gewählt. 

Die für die endgültige Abfindung maßgebenden Beträge werden ge¬ 
meinsam vom Reich und den Ländern festgestellt. Ihre Berechnung 
ist noch nicht abgeschlossen. 

Nach vorläufiger Schätzung wird das Reich in runden Zahlen als 


Gesamtabfindung zu zahlen haben: 

I. Anlagekapital nach dem Stande vom 31. März 1920: Mill. Mark 

1. Vollspurbahnen . ... 21409 

2. Schmalspurbahnen . 114 


Zusammen 21523 

II. Dazu (nach der Beilage zu § 3 des Staatsvertrags): 

1. an Anlagekoeten der Nebenanlagen und Ne'benbetriebe, die mit 

den Eisenbahnen auf das Reich Ubergegangen sind .... 45 

2. 5 v. H. des seit Beginn des Rechnungsjahrs 1881 bestrittenen 

eigenen Bauaufwandes der Länder aus Bau- lind außerordent¬ 
lichen Fonds als Bauzinsen. 550 

3. die den Ländern bei Begebung von Eisenbahnanleihen erwach¬ 
senen Kursverluste, abzüglich der Kursgewinne. 380 

4. staatsseitige Bauaufwendungen für Eieenbahnanlagen, die nicht 

auf Fonds der Eisenbahnverwaltung verrechnet worden sind 10 

5. die Wertbeträge der der Staatseisenbahnverwaltung von ande¬ 
ren Staatsverwaltungszweigen oder von anderer Seite unent¬ 
geltlich überlassenen Grundstücke, berechnet für den Zeitpunkt 

der Übergabe an die Staatseisenbahnverwaltung. 170 

6. die Aufwendungen aus Beiträgen Dritter mit Ausnahme der 
ans Reichsfonde und der seit Beginn des Rechnungsjahrs 1880 

zu später verstaatlichten Bahnen geleisteten Zuschüsse . . . 250 

Übertrag 22 928 
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Mill. Mark 


Übertrag 

7. die seit Beginn des Rechnungsjahres 1880 gemachten Aufwen¬ 
dungen aus Betriebseinnahmen für: 

a) erhebliche Ergänzungen der Bahnanlagen in Einzelbeträgen 

von mehr als 20000 M . 

b) Verstärkung des Oberbaues durch schwerere Schienen und 

Schwellen sowie Verbesserung der Bettung. 

c) sonstige Verbesserungen des Oberbaues durch Vermehrung 

der Sch wellenzahl, Verwendung von schwereren Laschen, 
Anbringung von Stemmlaschen usw. 

d) kleinere Ergänzungen der Bahnanlagen im Einzelbetrage 

von mehr als 2000 M bis 20 000 M . 

e) Verbesserung und Verstärkung der Fahrzeuge. 

f) Vermehrung und Verbesserung der mechanischen und 

maßchinellen Anlagen . 

g) Vermehrung und Verbesserung der Ausstattungsgegenstände 

h) Ergänzung des Fuhrparks durch Neubeschaffung oder Um¬ 

bau von Fahrzeugen über den Ersatz ausgemusterter Fahr¬ 
zeuge hinaus.. . 

Mithin Gesamt-Anlagekapital 


22 928 


630 

499 


1400 


1400 
26 857 


III. Hierzu: 

1. soweit die Länder Abfindung nach § 3 Abs. lb gewählt haben, 
die Hälfte des Betrags, um den der nach den Ergebnissen der 


Rechnungsjahre 1909 bis 1913 ermittelte Ertragswert dieses 

Anlagekapital übersteigt . 5 740 

2. Fehlbeträge der Rechnungsjahre 1914 bis 1919, abzüglich der 
Ausgaben, die auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschrift 
den Ländern vom Reich erstattet worden. 6 400 

Mithin Gesamtabfindung 38 997 
rund 39 000 


Bis zur endgültigen Feststellung der Abfindung verzinst das Reich 
den Ländern den Betrag, um den die um 10 vH. verminderte geschätzte 
Abfindung die Summe der vom Reich übernommenen Schulden über¬ 
steigt. 

In Anrechnung auf die Abfindung übernimmt das Reich die schwe¬ 
benden Schulden der Länder zum Nennwert nach dem Stande vom 31. März 
1920 mit Wirkung vom 1. April 1920. Nähere Vereinbarungen bleiben 
Vorbehalten. Die für die Zeit nach dem 31. März 1920 gezahlten Zinsen 
werden vom Reich erstattet. An schwebenden Schulden wird das Reich 
hiernach rund 16,o Milliarden Mark zu übernehmen haben. 

Auf Verlangen eines Landes wird das Reich in Anrechnung auf die 
Abfindung durch Reichsgesetz auch die fundierten Schulden dieses Lan¬ 
des in der Weise übernehmen, daß nach Wahl des Landes entweder das 
Reich alleiniger Schuldner wird oder neben dem als Hauptschuldner 
haftenden Reich das Land als selbstschuldnerischer Bürge haftet. In 
beiden Fällen wird das Reich die Tilgung nach den bisherigen Bestim¬ 
mungen der Länder vornehmen. Die Schulden des Landes werden, 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 











Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


87 


a) wenn die Abfindung nach § 3 Abs. 1 a festgesetzt worden ist, 
zu dem mit 22*/®, 

b) wenn die Abfindung nach § 3 Abs. 1 b festgesetzt worden ist, 
zu dem mit 25 

vervielfältigten Betrage der Jahreszinsen nach dem Stande vom 31. März 
1920 an gerechnet. 

Von dem Rechte der Übertragung fundierter Schulden auf- das 
Reich haben die Länder Preußen, Bayern, Sachsen, Baden, Hessen und 
Mecklenburg-Schwerin mit der Maßgabe Gebrauch gemacht, daß neben 
dem als Hauptschuldner haftenden Reich das Land als selbstschuld¬ 
nerischer Bürge haftet. Die Länder Württemberg und Oldenburg machen 
von dem Rechte der Übertragung fundierter Schulden auf das Reich 
keinen Gebrauch, verlangen aber nach § 4 Abs. 4 des Staatsvertrags, daß 
für ihre am 31. März 1920 bestehenden Schulden vom Reich durch Reichs- 
gesetz die selbstschuldnerische Bürgschaft übernommen wird. 

Der durch die Übernahme schwebender oder fundierter Schulden 
nicht gedeckte Rest der Abfindung wird gestundet und vom Reich 
den Ländern, deren Abfindung nach § 3 Abs. 1 a festgesetzt worden ist, 
mit 4 Yi vH, den Ländern, deren Abfindung nach § 3 Abs. lb festgesetzt 
worden ist, mit 4 vH verzinst. Die Zinsen sind bis auf anderweite 
Vereinbarung am Schluß jedes Kalendervierteljahrs zu zahlen. Über 
die Tilgung bleibt nähere Vereinbarung Vorbehalten. 

II. Verwaltungsordnung de^ Reichsbahn. 

Die vorläufige Verwaltungsordnung der Reichseisenbahnen vom 
26. April 1920 (RGBl. S. 797) -wurde mit Wirkung vom 5. Mai 1920 in 
Kraft gesetzt. 

Im wesentlichen bestimmt eie folgendes: Die Reichseisenbaihnen be¬ 
stehen aus den bisherigen deutschen Staatseisenbahnen, und zwar aus den ver¬ 
einigten preußischen und hessischen, den bayerischen, sächsischen, wiirttem- 
bergischen, badischen, mecklenburgischen und oldenburgischen Staatseisenbahnen. 
Die Reichseisenbahnen werden als einheitliche Verkehrsanstalt und als selbstän¬ 
diges wirtschaftliches Unternehmen verwaltet und betrieben (§ 1). An der 
Spitze der Reichscisenbahnverwaltung steht der Reichsverkehrsminister. Er 
übt seine Befugnisse mit Hilfe eines oder mehrerer Stellvertreter (Staatssekre¬ 
täre) durch die Eisenbahnabteilungen und durch die Zweigstellen des Reichs- 
verkehrsministeriums aus (§ 2). Die Zuständigkeit des Reichsverkehrsministe¬ 
riums erstreckt sich auf folgende Angelegenheiten: Aufsicht, oberste Leitung, 
Festsetzung des Haushalts, Verteilung der Haushallsmittel, Reglung der allge¬ 
meinen Verkehrspolitik, Festsetzung allgemeiner Dienstvorschriften, Erlaß ein¬ 
heitlicher Vorschriften für Rechts- und Dienstverhältnisse des Personals, für 
das Kassen- und Rechnungswesen und für die einzelnen Dienstzweige des Be¬ 
triebs, Verkehrs und Baues, Vertretung der Verwaltung gegenüber Reichsregie- 
rung, Reichsrat und Reichstag. Zur Erfüllung dieser Aufgaben steht dem Reichs- 
verkehrsminister ein durchgreifendes Anordnungsrecht zu (§ 3). Mit dem In- 
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krafttreten der Verwaltungsordnung übernimmt der Reichsverkehrsminister die 
oberste Leitung der Reichsbahn und die Vertretung der Verwaltung gegenüber 
der Reichsregierung, dem Reichsrat und dem Reichstag. Die übrigen Aufgaben 
gemäß § 3 übernimmt der Reichsverkehrsminister nach und nach für alle Länder 
gleichmäßig bis zum 1. April 1921 (§ 4). Die Zweigstellen erledigen außer den 
zur Zuständigkeit des Reichsverkehrsministeriums gehörenden, vom Reichever¬ 
kehrsminister noch nicht übernommenen Angelegenheiten (vgl. § 4) bis auf 
weiteres auch diejenigen Verwaltungsgeschäfte, die von den bisherigen Landes¬ 
zentralbehörden auf sie übergehen. Sie können mit Genehmigung des Reichsrver- 
kehreministers den Geschäftskreis der nachgeordneten Stellen anderweit festr- 
setzen (§ 5). Dem Reichsverkehrsminister und den Zweigstellen unterstehen 
die Eisenbahn-Generaldirektionen, die Eisenbahndirektionen, die zentralen Ämter 
sowie die ihnen nachgeordneten Dienststellen. Dem Reichsverkehrsminister 
untersteht ferner die — zur Abwicklung aller Geschäfte der früheren Betriebs¬ 
verwaltung der Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen eingesetzte — Reichseisen¬ 
bahn-Zweigstelle in Karlsruhe. Sie führen ihre Geschäfte im Namen und für 
Rechnung des Reichs bis auf weiteres nach Maßgabe der bisherigen Vorschriften 
(§ 6). Die Zweigstellen werden auch in den von ihnen an den Reichsverkehrs¬ 
minister abgegebenen Geschäften über wichtige Angelegenheiten dauernd unter¬ 
richtet werden. Das Nähere wird durch besondere Anordnung des Reichsver- 
kehrsminLsters geregelt. Der Reichsverkehrsmindster behält sich vor, mit allen 
Stellen der Reichseieenbahnverwaltung unmittelbar zu verkehren. Soweit hierbei 
ein schriftlicher Verkehr mit einer nicht unmittelbar untergeordneten Stelle 
etattfindet, wird die Beteiligung der Zwischenstellen dadurch sichergestellt, daß 
der Schriftverkehr durch die Zwischenstellen durchläuft oder ihnen in dringen¬ 
den Fällen abschriftlich zur Kenntnisnahme zugeht (§ 7). Die Zweigstellen 
unterrichten den Reichsverkehrsminister möglichst frühzeitig von allen wich¬ 
tigen Maßnahmen, die sie innerhalb seiner Zuständigkeit treffen wollen. Über 
Vorgänge und Maßnahmen, deren Kenntnis für den Reichsverkehrsminister von 
Wert ist, ist ihm auch dann Bericht zu erstatten, wenn die in Frage kommenden 
Angelegenheiten ihm nicht Vorbehalten sind (§ 8). 

Als Zweigstellen des Reichsverkehrsministeriums wurden zunächst ein¬ 
gerichtet: 

a) für den Bereich der früheren vereinigten preußischen und hessischen 
Staatseisenbahnen: die bisherigen Eisenbahnabteilungen des preußischen 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten mit der Bezeichnung „Reichs- 
verkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen“ unter Beteiligung der 
bisherigen Eisenbahnabteilung des hessischen Finanzministeriums im 
Rahmen ihrer Befugnisse aus dem Staatsvertrage zwischen Preußen und 
Hessen über die gemeinschaftliche Verwaltung des beiderseitigen Eisen¬ 
bahnbesitzes vom 23. Juni 1896; 

b) für den Bereich der früheren bayerischen Staatseisenbahnen: diie bisher 
für die Eisenbahnangelegenheiten zuständigen Teile des Bayerischen 
Verkehrsministeriums unter der Bezeichnung „Reichsverkehrsministe¬ 
rium, Zweigstelle Bayern“; 

c) für den Bereich der früheren sächsischen Staatseisenbahnen: die bis¬ 
herige Eisenbahnabteilung dos sächsischen Finanzministeriums unter der 
Bezeichnung „Reichsverkehrsmimsterium, Zweigstelle Sachsen“; 

d) für den Bereich der früheren württembergisehen Staatseisenbahnen: die 
bisherige Verkehrsabteihing des wlirttembergischen Ministeriums der 
auswärtigen Angelegenheiten unter der Bezeichnung ,3öfchsverkehrs- 
ministerium, Zweigstelle Württemberg“; 
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e) für den Bereich der früheren badischen Staatseisenbahnen: die bisherige 
Eisenbahnabteilung des badischen Finanzministeriums unter der Bezeich¬ 
nung „Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Baden“; 

f) für den Bereich der früheren mecklenburgischen Staatseisenbahnen: die 
Eisenbahn-Generaldirektion in Schwerin ohne besondere Bezeichnung; 

g) für den Bereich der früheren oldenburgischen Staatseisenbahnen: die 
Eisenbahndirektion in Oldenburg ohne besondere Bezeichnung. 

Nachdem durch Übernahme sämtlicher in der vorläufigen Verwal¬ 
tungsordnung aufgeführten Geschäfte die Bildung des Reichsverkehrs¬ 
ministeriums beendet war, sind die unter c bis g genannten Zweigstellen 
mit Wirkung vom 1. Januar 1921 ab aufgehoben und ihre nicht vom 
Reichsverkehrsministerium übernommenen Geschäfte den Eisenbahn-Ge¬ 
neraldirektionen und der Eisenbahndirektion in Oldenburg übertragen 
worden. 

Die Zweigstelle Preußen-Hessen hatte die Geschäfte, die früher zur 
Zuständigkeit des preußischen Ministeriums der öffentlichen Arbeiten 
gehörten, für den Bereich der vormale preußisch-hessischen Staatseisen¬ 
bahnen zu erledigen, soweit sie nicht auf das Reichsverkehrsministerium 
(Hauptstelle) übergegangen waren. Die Bearbeitung dieser Geschäfte 
erfolgte im wesentlichen in Personalunion durch die Abteilungen und 
Referenten der Hauptstelle unter der besonderen Firma der Zweigstelle. 

Die Zweigstelle Bayern, mit einem Staatssekretär an deren 
Spitze, hatte die nicht auf die Hauptstelle des Reichsverkehrsmini- 
steriums übergegangenen, früher im bayerischen Verkehrsministerium 
bearbeiteten Angelegenheiten für den Bereich der bisherigen bayerischen 
Staatseisenbahnen zu erledigen. 

Der Aufbau der übrigen Eisenbahnverwaltungsbehörden war — ab¬ 
gesehen von der Ausschaltung der Landeszentralbehörden — noch der 
gleiche wie unter den früheren Staatseisenbahnverwaltungen. 

In Preußen und Bayern, wo mehrere Direktionen bestehen, sind be¬ 
stimmte Verwaltungsge8chäfte in zentrale Ämter zusammengefaßt. Da¬ 
neben ist die Bearbeitung von Geschäften, die zweckmäßig für einen 
größeren Bezirk als den einer Eisenbahndirektion einheitlich erledigt 
werden, bestimmten Eisenbahndirektionen übertragen. 

Im übrigen sind die Eisenbahndirektionen und die Eisenbahn-Ge¬ 
neraldirektionen die eigentlichen Verwaltungsorgane für ihren Bezirk; 
im Zweifelsfalle sind sie zuständig. 

Im Bereich der Zweigstelle Preußen-Hessen bestehen 19 Eisen¬ 
bahndirektionen und ein Eisenhahn-Zentralamt ohne Untergliederung in 
besondere Abteilungen. 

Die 19 Direktionen haben ihren Sitz in Altona, Berlin, Breslau, 
Cassel, Charlottenburg (Direktion Osten), Elberfeld, Erfurt, Essen, 
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Frankfurt (Main), Halle (Saale), Hannover, Kattowitz, Köln, Königs¬ 
berg (Pr.), Magdeburg, Mainz, Münster (Westf.), Stettin und Trier. 

Unterstellt waren den Eisenbahndirektionen am 1. April 1921: 

252 Betriebsämter für die Ausführung und Überwachung des Bahnunter- 
haltungs-, Bahnbewachungs- und Betriebsdienstes, 

105 Maschinenämter für die Ausführung und Überwachung des Lokomotiv- 
und Betriebswerkstättendienstes, 

130 Werbstättenämter für die Ausführung und Überwachung des Werk¬ 
stätten- und Werkstoffdienstes, 

89 Verkehrsämter für die Ausführung und Überwachung des Verkehrs-, 
Abfertigungs- und Kassendienstes und 

101 Bauabteilungen für die unmittelbare Leitung der Neubauausführungen, 
für die sie bestellt sind. 

Die den Eieenbahndirektionen Essen und Kattowitz unterstellten 
Wagenämter bearbeiten die Angelegenheiten der Wagenverteilung für 
bestimmte Verkehrsgebiete. 

Das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin bearbeitet mit den den Provin¬ 
zialbehörden zugewiesenen Rechten und Pflichten nach Bestimmung der 
Zentralstelle Geschäfte, deren einheitliche Reglung für alle oder meh¬ 
rere Eisenbahndirektionsbezirke geboten ist. Hierzu gehören u. a. Aus¬ 
gleich der Güterwagen im Bereich der Deutschen Reichsbahn; Beschaf¬ 
fung der Oberbaustoffe, Fahrzeuge, sowie der Steinkohlen usw., Vorbe¬ 
reitung der Musterentwürfe für den Oberbau, die Weichen-, Stellwerks-, # 
Block- und Signaleinrichtungen, für Fahrzeuge usw.; Vorbereitung der 
Vorschläge zur Erhöhung der Betriebssicherheit sowie allgemeiner Fra¬ 
gen über Werkstättenwesen, Bau-, Betriebs- und Werkstoffe; Vorberei¬ 
tung der allgemeinen Drucksachenangelegenheiten, der einheitlichen Ge¬ 
schäfts- und Dienstanweisungen, der Finanz-, Büro-, Kassen- und Kon- 
trollordnungen, sowie der allgemeinen Personal- und Wohlfahrtssachen, 
Vermittlung der Besetzung mittlerer Beamtenstellen; Austausch von Neu¬ 
baupersonal usw.; Verwaltung der Kleiderkasse für die Beamten; Wahr¬ 
nehmung der Vorstandsgeschäfte für die Arbeiterpensionskasse sowie 
für die Verbandskrankenkasse; Geschäftsführung in den ständigen Aus¬ 
schüssen; Leitung der Versuche mit neuen Einrichtungen usw. 

In den ihm überwiesenen Geschäften hat das Zentralamt die sach¬ 
liche Entscheidung. Es vertritt in allen Angelegenheiten seines Ge¬ 
schäftsbereichs die Verwaltung, so daß es durch seine Rechtshandlungen, 
Verträge, Prozesse usw. für die Verwaltung Rechte erwirbt und Ver¬ 
pflichtungen übernimmt. 

Unterstellt sind dem Eisenbahn-Zentralamt 

die Abnahmeämter Berlin 1, Berlin 2, Breslau, Dortmund 1, Dort¬ 
mund 2 und Düsseldorf für die Ausführung und Überwachung 
de 9 Abnahmedienstes auf den Lieferwerken und die Bauüber- 
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wachung und Abnahme der Fahrzeuge in den Fahrzeughau¬ 
anstalten. 

Im Bereich der Zweigstelle Bayern bestehen 6 Eisenbahn¬ 
direktionen und 10 zentrale Ämter für solche Angelegenheiten, die 
zweckmäßig von einer Stelle aus erledigt werden. 

Die Eisenbahndirektionen haben ihren Sitz in Augsburg, Ludwigs¬ 
hafen (Rhein), München, Nürnberg, Regensburg und Wtirzburg. Ihnen 
unterstanden am 1. April 1921 36 Bauinspektionen, 29 Betriebs- 

inspektionen, 16 Betriebs- und Bauinspektionen, 21 Maschinen¬ 
inspektionen, 18 Werkstätteninspektionen, 2 Materialbeschaffungs¬ 
inspektionen und 8 Neubauinspektionen. Den Bauinspektionen liegt die 
Bahnunterhaltung, den Betriebsinspektionen die Sorge für den Betrieb und 
Verkehr ob. Im übrigen ist der Geschäftsbereich der Betriebs-, Maschinen- 
und Neubauinspektionen im wesentlichen der gleiche wie der der vormals 
preußischen Betriebsämter, Maschinenämter und Bauabteilungen. 

Die zentralen Ämter sind: 

ein Personalamt für Personalangelegenheiten, 
ein Revdsionsamt für die Rechnungsrevision, 
ein Verkehrsamt für Fahrplan und Personentarif, 
ein Reklamationsamt zur Erledigung der zweckmäßig ein¬ 
heitlich zu behandelnden Reklamationen, 
ein Tarifamt für das gesamte Gütertarifwesen, 
ein Baukonstruktionsamt für das Ingenieur- und hochbau¬ 
technische Konstruktionswesen und für die Beschaffung 
der Oberbaustoffc, 

ein Maschinenkonstruktionsamt für maschinen- und elektro¬ 
technisches Konstruktionswesen und für die Beschaffung 
von Werk- und Betriebsstoffen, 
ein Wohlfahrtsamt in Rosenheim für die gesamte Arbeiterversicherung, 
eine Verkehrskontrolle I in Kempten (Allgäu) für die Kontrolle und 
Abrechnung der Eiinnahmen aus der Beförderung von Personen, Ge¬ 
päck, Leichen und lebenden Tieren, 
eine Verkehrskontrolle II in Weiden (Oberpfalz) für die Kontrolle und 
Abrechnung der Einnahmen aus der Beförderung von Gütern. 

Den Bezirk der vormals sächsischen Staatseisenbahnen verwaltet 
die Eisenbahn-Generaldirektion in Dresden. 

Der Eisenbahn-Generaldirektion sind für die Ausführung und Über¬ 
wachung des Betriebs-, Verkehrs- und Abfertigungsdienstes 6 Betriebs¬ 
direktionen unterstellt. Sie haben ihren Sitz in Dresden Altstadt, Dres¬ 
den Neustadt, Leipzig (Leipzig I und II), Chemnitz und Zwickau. 

Die Bauämter — ihre Zahl betrug am 1. April 1921 27 —, die den 
Bahnunterhaltungs- und Bahnbewachungsdienst versehen, aber auch am 
Betriebs- und Verkehrsdienet beteiligt sind, unterstehen zunächst den Be¬ 
triebsdirektionen, nur bezüglich der Bahnunterhaltung unmittelbar der 
Eisenbahn-Generaldirektion. 
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Weiterhin sind der Eisenbahn-Generaldirektion untergeordnet: 

5 Maschinenämter für die Ausführung und Überwachung des Lokomotiv- 

und Betriebswerketätterudienstes, 

4 Werkstättenämter für die Ausführung und Überwachung des Werk- 
stättendienstes, 

3 elektrotechnisch« Ämter für di« Einrichtung und Unterhaltung der Tele¬ 

graphen-, Fernsprech-, Signal- und Sicherungs- sowie der elektrischen 
Boleuchtungs- und Kraftanlagen und 

21 Neubauämter für di« Leitung größerer Bauten. 

Der Bezirk der vormals württembergischen Staatseisenbahnen wird 
von der Eisenbahn-Generaldirektion in Stuttgart verwaltet. 

Ihr sind unterstellt: 

9 Betriebsinspektionen für die Ausführung und Überwachung des Be¬ 
triebs- und Yerkehrsdienst«e, 

17 Bauinspektionen für die Ausführung und Überwachung des Bauunter- 
haltungsdienstea, 

4 Maschineninspektionen für di© Ausführung und Überwachung des Loko- 

motiv- und Betriebswerkstättendienstes, 

6 Werkstätten Inspektionen für die Ausführung und Überwachung des 

W erkstättendienstes 

sowie je eine Telegraphen- und eine Dampf sc hi ff Inspektion, 

außerdem 3 Betriebsämter nach preußischem Muster. 

Das Betriebsamt in Leutkirch versieht den Gesamtdienst, die Be¬ 
triebsämter Rottweil und Sigmaringen den Betriebs- und Bahnunterhal¬ 
tungsdienst; den Verkehrsdienst dieser beiden Ämter besorgt das Ver¬ 
kehrsamt Rottweil. 

Die Eisenbahn-Generaldirektion in Karlsruhe verwaltet den Bezirk 
der vormals badischen Staatseisenbahnen. Ihr sind zur Besorgung be¬ 
stimmter gemeinsam zu behandelnder Geschäfte 5 Zentralanstalten 
(Hauptwerkstätte, Eisenbahnhauptkasse, Verkehrskontrollen I und II, 
Betriebskranken- und Arbeiterpensionskasse), im übrigen 10 Betriebs-, 
16 Bahnbau-, 8 Neubau-, 5 Maschinen- und 4 Werkstätteninspektionen 
unterstellt. 

Die Eisenbahn-Generaldirektion in Schwerin (Meckl.) verwaltet 
den Bezirk der vormals mecklenburg - schwerinschen Staatseisen¬ 
bahnen. Ihr sind die mit Ausführung und Überwachung des Verkehrs-, 
Maschinen- und Werkstätten- sowie des Telegraphendienstes betrauten 
Amtsstellen (Verkehrsbüro, Maschinen- und Werkstätteninspektion, Tele¬ 
grapheninspektion) angegliedert; unterstellt sind ihr 7 Betriebsämter und 
die Inspektion für den Fährbetrieb Warnemünde—Gjedser. 

Die Eisenbahndirektion in Oldenburg verwaltet den Bezirk der vor¬ 
mals oldenburgischen Staatseisenbahnen. Unter ihr sind Inspektoren 
tätig, und zwar: 

a) vier Bezirksinspektoren für die Bahnunterhaltung, 
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b) ein Betriebsinspektor und Betriebskontrolleure für den gesam¬ 
ten Betriebsdienst, 

c) ein Inspektor für den Maschinendienst, 

d) ein Inspektor für den Werkstättendienst, 

e) ein Vermessungsinspektor für den Vermessungsdienst, 

f) Verkehrskontrolleure für die Überwachung des Verkehrs- 
dienstes, 

g) ein Telegraphenrevisor für die Unterhaltung der elektrotech¬ 
nischen Anlagen. 

Im Durchschnitt umfaßt der Dienstbezirk 


eines Betriebsamts . 
eines Maschinenamts . 
eines Verkehrsamts 
einer Bauinspektion . 
einer Betriebsinspektion 
einer Betriebs- und Bauinspektion 
einer Maschineninspektion 
einer Betriebsdirektion . 

eines Bauamts. 

eines Maschinenamts . . 
einer Betriebsinspektion 
einer Bauinspektion . . 
eines Betriebsamts . . . 
einer Maschineninspektion 
einer Betriebsinspektion 
einer Bahnbauinspektion 
einer Maschineninspektion 


im Bereich der 
Zweigstelle 
Preußen-Hessen 

im Bereich der 
Zweigstelle Bayern 

im Direktionsbezirk 
Dresden 

im Direktionsbezirk 
Stuttgart 




im Direktionsbezirk 
Karlsruhe 
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Soweit das dem Reich zustehende Aufsichterecht über die Privat¬ 
eisenbahnen nicht vom Reichsverkehrsministerium selbst wahrgenommen 
wird, wird es ausgeübt: 

in Preußen von den Präsidenten der Eisenbahndirektionen als 
Eisenbahnkommissaren, 

in Bayern von der Zweigstelle Bayern des Reichsverkehrsmini¬ 


steriums, 

in Sachsen, Württemberg, Baden und Mecklenburg-Schwerin von 
den Generaldlrektionen, 

in Oldenburg von der Eisenbahndirektion in Oldenburg. 


Wegen Reglung des Aufsichtsrechts in den übrigen Ländern schwe¬ 
ben noch Verhandlungen. 

Die dem Reichsverkehrsminister im Geschäftsbereich der Reichs¬ 
eisenbahnverwaltung verfassungsmäßig zustehende Vertretung des Deut¬ 
schen Reichs (Reichseisenbahnfiskus) für das Saargebiet ist auf die 
Eisenbahndirektion Trier übertragen worden. Sie ist bevollmächtigt, das 
Deutsche Reich (Reichseisenbahnfiskus) im Saargebiet zu vertreten, seine 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 












94 Di© Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 

Rechte wahrzunehmen, Willenserklärungen jeder Art für das Deutsche 
Reich abzugeben und entgegenzunehmen, insbesondere bei Erwerb, Über¬ 
tragung und Veräußerung von Grundeigentum oder bei sonstigen Grund¬ 
angelegenheiten vor den Grundbuchibehörden. 

Mit der Abwicklung der Geschäfte der früheren Eieenbahndirek- 
tionen Danzig und Posen ist die Eisenbahndirektion Osten in Berlin als 
Hauptabwicklungsstelle betraut worden. Als solcher ist ihr die in Danzig 
eingerichtete Abwicklungsstelle unterstellt. 

Zu amtlichen Veröffentlichungen der Reichseisenbahnverwaltung 
dienten folgende Blätter: 

1. Vom Juli 1920 ab das Reichs-Verkehrs-Blatt, herausgegeben im Redchs- 
verkehrsminieterium, 

2. bis Juli 1920 das Eisenbahn-Veroidnungs-Blatt, herausgegeben im 
Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Heseen, 

3. das Eisenbahn-Nachrichten-Blatt des Reichsverkehrsministeriuma, 
Zweigstelle Bayern in München, 

4. der Tarif- und Verkehrs-Anzeiger der ehemalig preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnverwaltung für den Personen-, Gepäck- und Expreß¬ 
gutverkehr, herausgegeben von der Eisenlbahndirektion Berlin, 

5. der Gemeinsame Tarif- und Verkehrs-Anzeiger für den Güter- und 
T.ierverkehr im Bereich der ehemalig preußisch-hessischen, mecklen¬ 
burgischen und oldenburgischen Staatseisenbahnen und der norddeut¬ 
schen Privateisenbahnen, herausgegeben von der Eisenbahndirektion 
Berlin, 

6. der Verkehrs-Anzeiger für das bayerische Netz der Reichseisenbahnen, 
berausgegeben vom Tarifamt beim Reichsverkehrsministerium, Zweig¬ 
stelle Bayern, 

7. das Amtsblatt der Eisenbahn-Generaldirektion Dresden, 

8. der Verkehrs-Anzeiger der Eisenbahn-Generaldirektion Dresden, 

9. das Amtsblatt der Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart, 

10. das Nachrichtenblatt der Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe, 

11. der Tarif- und Verkehrs-Anzeiger der Eisenbahn-Generaldirektion 
Karlsruhe, 

12. das Amtsblatt der Eisenbahn-Generaldirektion Schwerin, 

13. das Amtsblatt der Eisenbahndirektion Oldenburg. 

Außerdem gibt jede Eisenbahndirektion im Bereich der Zweigstellen 
Preußen-Hessen und Bayern ein „Amtsblatt“ heraus. 

Das vom Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, heraus¬ 
gegebene „Eisenbahn-Nachrichten-Blatt“ wurde als Handschrift zum Dienstge¬ 
brauch gedruckt; dasselbe gilt für die vom Statistischen Büro E des Reichsver- 
kehrsministeriums zusammengestellten „Statistischen Mitteilungen“. 

Das vom Reichsverkehrsministerium herausgegebene, jährlich in 6 Heften 
erscheinende „Archiv für Eisenbahnwesen“ bringt Abhandlungen und Mitteilungen 
über das Eisenbahnwesen und verwandte Gebiete zur Veröffentlichung. 

Mit den Staatseisenbahnen sind auch das Verkehrs- lind Baumuseum 
in Berlin und das Verkehrsimiseum in Nürnberg auf die Reichseisenbahn¬ 
verwaltung übergegangen. 
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A. Jlalin- (KigentumH.) Länge. 

Nach dom durch das Relchsgosetz vom 80. April 1920 (Kolclisgcsetzbl. S. 773) genehmigten Staatsvertrage sind an Staate- 
bahneu mit Wirkung vom 1. April 1920 in das Eigentum dos Deutschen Reichs übergegangen: 
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Im Rechnungsjahr 1920 hat sich die 

Bahnlänge von. 

wie folgt geändert: 

Infolge des Vertrags von Ver¬ 
sailles vom 28. Juni 1919: 

a) Mit dem Saargebiet, auf dessen Regierung 
Deutschland bis auf weiteres zugunsten 
des Völkerbundes verzichten mußte, sind 
am 1. April 1920 auf den den Völkerbund 
vertretenden Regierungsausschuß über¬ 
gegangen: 

1. die in Preußen gelegenen Teilstrecken 

der früheren Reichseisenbahnen in 
Elsaß-Lothringen. 

2. aus dem Direktionsbezirk Trier . . . 

3. * „ Ludwigs¬ 
hafen . 

Summe a). 

b) Durch anderweite Festsetzung der 
deutsch-französischen Grenze sind noch 
an Frankreich übergegangen: 

aus dem Direktionsbezirk Karlsruhe. 

Summe b) für sich. 

c) Durch Änderung der deutsch-polnischen 
Grenze haben noch an Polen abgetreten 
werden müssen: 

1. aus dem Direktionsbezirk Berlin (Ost.) 

2. * „ Breslau . . 

3. „ „ Kattowitz . 

4. „ n * Stettin . . 

während anderseits von Polen an 
Deutschland zurückgegeben wurden: 

1. zum Direktionsbezirk Berlin (Osten). 

2. „ Breslau . . . . 

3. * „ Stettin . . . . 

Summe c). 

d) Durch Änderung der deutsch-tchecho- 
slowakischen Grenze kamen in Zugang: 

im Direktionsbezirk Kattowitz . . . . 

Summe d) für sich. 


Haupt- 

Neben- 

i Schmalspur- 

bahnen 1 

bahnen 

bahnen 

km 

km 

i km 

31 552,61 

21 O43.00 

1 053,26 


ii 


29,46 

19,80 

~ 

! 230,60 

; l 

67,62 

— 

91,79 j 

1,19 

; — 

351,86 

88,n 

— 

I 0,89 
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0,01 


1 1 

1 | 

0,38 
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1 

2,46 
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0,70 

0,22 
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6,26 

6,78 
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0,6« 
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e) Mit den nach dem Ergebnis der Volks- i 

Haupt- 

Neben- 

Schmalspur- 

abstimmnng abgetretenen nordschles- 

bahnen 

bahnen 

bahnen 

wigschen Landesteilen sind am 17. Juni 

km 

km 

km 

1920 an Dänemark abgetreten: 

aus dem Direktionsbezirk Altona . . 

71,63 

178,61 

— 

Somme e) für sich, j 




Ergibt einen Gesamtabgang 1 ) von . . . 

430,63 

269,28 

— 

Nach dessen Abzug bleibt eine Bahn- ^ 




länge von. 

31 122,08 

20 783,72 

1063,25 

In Zugang kamen: 

a) durch Eröffnung von neuen Bahnen und ! 




Ergänzungsstrecken. 1 

27,51 

122,46 


b) durch Längenberichtigungen. 

17,24 

0,40 

— 

Ergibt. 

31 166,83 

20906,68 

1053,26 

Dagegen gingen ab: ! 

a) durch Längenberichtigungen. 

7,77 

0,82 

_ , 

b) „ Längenänderungon infolge von 

1 



Streckenverlegungen usw. i 

0,14 

0,70 

— 

zusammen. 

7,91 

1,62 

1 — 

so daß Ende März 1921 die Bahn-(Eigentums-) 
Länge der dem öffentlichen Verkehr die¬ 
nenden Reichseisenbahnen betrug (vgl. 

I 



Anlage 5 Gesamtsumme A + B). 

31 158,92 

20 905,06 

1053,26 

i 


63117,23 



Die vollspurigen Eisenbahnen hatten 16 064 ,15 km (30,85%) wagerecht'e 
und 35 999,83 km (69,is%) geneigte Strecken. Von den geneigten Strecken 
hatten eine Neigung 

im Verhältnis.bis 1:200 m einschließlich 20014,44 km, 


„ . von 1:200 „ 1 : 100 * 

T» 

10281,21 

» 

„ „ , DH» „ 1: 40 „ 

r* 

5 528,37 

7 ) 

„ „ .... über 1: 40 , 


175,81 

n 

l ) Iin ganzen sind infolge des Friedens- 

Haupt- ' 

Neben- 

zusammen 

Vertrags vom 28. Juni 1919 an deutschen 

bahnen 

bahnen 

Staatsebsenbahnen abgetreten (einschließlich 

km 

km | 

km 

der Bahnen in Oberschlesien): 




an Belgien. 

7,02 

142,03 

149,05 

„ die Freie Stadt Danzig . 

! 60,42 

84,90 

145,82 

„ , Verwaltung des Memelgebiets . 

91.38 

45,67 

137,o& 

„ den polnischen Freistaat . 

2117,70 

2 617,93 

4 735,63 

„ die Tschechoslowakei. 

— 

30,57 

30,67 

Frankreich . 

12,86 

— 

12,86 

„ Dänemark. 

71,63 

178,61 

250,14 

insgesamt. 

außerdem vorübergehend an den Regierungs- 

2 360,91 

3 099,71 

5 460,62 

auBschuß des Saargebiets . 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 

351,86 

88,11 

( 439,96 

7 
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Die Deutsch# Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


Die stärkste Neigung (1 : 10) hatte die Bahnstrecke Reutlingen— 
Schelklingen »wischen Honau und Lichtenstein (1,99 km) im Direktions¬ 
bezirk Stuttgart 

Mit Zahnstange wurden betrieben die Bahnstrecken: 

Direktionsbezirk Erfurt: 

Ilmenau—Schleusingen zwischen Stiifczerbacli und Thomasmühle (6,35 km) 
und zwischen Schleusingen Ost und Sclileusingen (0,76 km), 

Suhl—Schleusungen zwischen Suhler Neundorf und Suhler Friedberg 
(1,48 km); 

Direktionsbezdrk Frankfurt (Main): Dillenburg—Wallau zwischen Herrn¬ 
burg (Dillkr.) und Hirzenhain (Dillkr.) (3,oo km); 

Direktionsbezirk Köln: Linz (Rhein)—Flammersfeld zwischen Linz 
(Rhein) und Kasbach (0,70 km), zwischen Kasbach und Kalenborn 
(4,38 km), zwischen St, Katharinen und Vettelschoß (1,20 km) und 
zwischen Vettelschoß und Elsoff (2,42 km); 

Direktionsbezirk Mainz: Castellaun—Boppard zwischen Ruchholz (Huns¬ 
rück) und Boppard (5,5-1 km); 

Direktionsbezirk Regensburg: Erlau b. Passau—Wegscheid zwischen 
km 5,68 und 9,48 und km 17,29 und 19,66 (6,17 km); 

Direktionsbezirk Stuttgart: 

Reutlingen—Säbelklingen zwischen Honau und Lichtenstein (1,99 km), 
Freudenstadt—Klosterreichenbach zwischen Freudenstadt Hbf. und 

Friedrichstal (Württ.) (5.57 km); 

Direktionsbezirk Karlsruhe: Freiburg (Breisgau)—Neustadt (Schwarzw.) 
zwischen Hirschsprung und Hinterzarten (6,88 km). 

Die Länge der geraden Strecken betrug 35 993,03 km (69,13%), die 
der Bahnkrünimungen IG 070,05 km ( 30 , 87 %). Hiervon hatten einen Halb¬ 


messer bis einschließlich 1000 m. 5 4,V\; )7 km 

unter 1000 bis einschließlich 500 m ... . 5410.54 

» 500 „ „ 300 . 3 869,82 * 

von weniger als 300 in.1 331 ,*ö „ 


Zum elektrischen Betriebe mit dritter Schiene ist eingerichtet die 
Bahnstrecke: 

Direktionsbezirk Berlin: Vorortbahn Berlin Potsdamer Ringbf. — Groß 
Lichterfelde Ost (9,32 km). 

Zum elektrischen Betriebe mit Oberleitung sind eingerichtet die 
Bahnstrecken: 

Direktionsbezirk Altona: Blankenese—Altona Ilbf.—Hamburg Ilbf.—Ohls¬ 
dorf ( 26,65 km); 

Direktionsbezirk Halle (Saale)/Magdeburg: Magdeburg—Deseau—Bitter¬ 

feld—Leipzig—Halle (Saale) und Wahren—Engelsdorf (177,41 km); 

Direktionsbezirk München: Froilassing-HSalzburg ( 6,69 km), Freilassing- 
Bad Reiehenhall Berchtesgaden—Schelionborg—Reichsgrenze ( 46,09 km), 
Berchtesgaden—Königssee (5,03 km), Garmisch-Partenkirchen—Mitten¬ 
wald—Reichsgrenze (22,98 km), Garmisch-Partenkirchen—Griesen—Reichs¬ 
grenze (14,S5 km); 

Direktionsbezirk Dresden: Klingenthal—Untersaeliscnberg-Georgenthal 

(4,96 km); 

Direktionsbezirk Karlsruhe: Basel—Lörrach—Zell (Wiesental) (28,76 km), 
Schopfheim—Säckingen (19,76 km). 
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Von den Hauptbahnen (31158,92 km) waren 


eingleisig. 

. 9428,70 km 

= 30,26 

zweigleisig. 

.21180,15 „ 

= 67,97 

dreigleisig. 

. 82,94 * 

= 0,27 

viergleisig. 

. 459,20 „ 

= 1,<7 

fünfgleisig. 

. 5,35 , 

= 0,02 

sechsgleisig. 

* 

oo 

= 0,01 


Von den vollspurigen Nebenbahnen (20 905,oe km) waren 

eingleisig. 20 377,53 km = 97,48 v. H. 

zweigleisig. 527,53 „ = 2,5» „ 

Die Schmalspurbahnen waren bis auf 5,22 und 7,8« km zweigleisige 
Teilstrecken in den Direktionsbezirken Kattowitz und Dresden durch¬ 
weg eingleisig. 

J | 

;i Vollspur- Schmalspur- 

| bahnen i bahnen 


Von der Eigentumslänge entfallen: 


auf die freie Strecke . 

. . km 

42 753,75 

939,17 

,, „ Bahnhöfe . 

i 

V 

9 310,23 

1 114,08 

Im Unterbau sind vorhanden: 

f 

'1 


t 

! 

a) Bahnkreuzungen: 

in Schienenhöhe auf freier Strecke .... 

36 

36 

,, verschiedener Höhe. 

, 1 

910 

64 

tn Wegübergänge in Schienenhöhe: 

durch Hand- oder Zugschranken, 
oder Drehkreuze gesichert . 

Verschluß 

. 

37 881 

| 79 

nicht mit Schranken versehen . . 

..i 

35 614 

4 o74 

c) Wegüberführungen . 

1 

6 255 

l 38 

d) Wegunterführungen . 


16 288 

106 

e) Durchlässe unter dem Bahnkörper 

1 ; 

98 934 

4 780 

f) Brücken mit einer Lichtweite der 
Öffnungen: 

bis 10 m . 

einzelnen 

12 368 

I 

; 385 

von mehr als 10 bis 30 in . ... 

. 1 

3 669 

205 

* „ , 30 m . 


790 

1 

9 

im ganzen . . . : 

IG 827 

599 

g) Viadukte . 

f 

602 

18 

mit einer Gesamtlänge von . . 

m f; 

77 993 

1673 

h) Tunnel . 


618 

2 

davon: 

eingleisig. 

in 

68 702 

101 

zweigleisig. 


138 381 

7* 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


Vollspur- i Schmalspur¬ 


bahnen | bahnen 

Oberbau: - 

a) Länge der durchgehenden Gleise .... km 75349,44 1 066,85 

davon: 

aus Stuhlschienen. r 33,96 I — 

„ breitfüßigen Schienen 

auf Einzelunterlagcn. - 74 806,38 1 057 ,09 

„ Langschwellen. w 497,71 0,27 

unmittelbar auf der Bettung . 11,39 9,49 

b) Länge der übrigen Gleise einschließlich 

der Weichenverbindungen. „ 40 807,61 289.09 


c) von den durchgehenden Gleisen auf Einzel¬ 
unterlagcn entfielen auf Gleise mit 
Schienen von einem Gewicht des lau¬ 
fenden Meters: 


bis 30 kg. 

. . . 

2 023,06 i 

763,67 

von mehr als 30 bis 35 kg. 

. . . 

23 949,18 

189,91 

„ 35 . 40 .. 

. . . 

5 130,69 

92,18 

- 40 „ 45 „. 

. . „ 

32 563,56 

2,06 

„ . . 45 kg. 

V 

11 139,89 

8,97 

mit hölzernen Querschwellen . 

. . . 

46 810,20 

944,64 

. eisernen Querschwellen .... 

• • M 

27 991,21 

112,56 

„ Steinwürfeln usw. 

Auf 1 km Gleis sind verwendet: 

... 

4,97 ' 

— 

au hölzernen Querschwellen . . 

. . Stück 

1 647 

1281 

* eisernen Querschwellen . . . 

. . . V 

1 509 

1 324 


d) an Weichen waren vorhanden: 


Zungenweichen: 


einfache. 

n 

153 028 

3 211 

dreiteilige. 

* 

7 308 

13 

halbe Kreuzungsweichen. 

V 

9 830 

9 

ganze „ ... 

n 

21213 

109 

Schleppweichen . 

n 

46 

— 

Weichen ohne Gleisunterbrechung . . 


94 

i 

im ganzen (auf einfache Weichen be¬ 




rechnet) . 


272 297 

3 699 

davon: 




auf Bahnhöfen .... . 


268 790 

3 510 

* freier Strecke. 

7> 

3 507 

' 

189 
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Von der Reichseisenhahnverwaltung betriebene SchifTsstrecKen. 

Mit den Staatseisenbahnen sind am 1. April 1920 folgende Schiffs- 
und Fährbetriebe auf- das Reich übergegangen: 



11 

ii 

Betriebslange 


j! 

|i 

" 


davon 


Direktions¬ 

i| 

j im 



, für Befbr- 

jj Bezeichnung der Strecke 

l 

für 

für 

derung von 

bezirk 

ganzen 

Personen* 

Güter- | 

Eisenbahn* 

fabrzeugen 


•j 


verkehr 

verkehr 

auf eigenen 


i; 

H 


| Rädern 


| 

Kilometer 



1 

Altona .... 

| 

Tönning—Karolinenkoog . 

1,00 

1,00 

0,58 

1,00 

_ 

Köln. 

Spyck—Welle.I 

0,58 

— 

— 

Mainz .... 

Riidesheim—Bingerbrück . 

4,00 

4,00 

— 

— 

Stettin .... 

Saßnitz—Trälleborg 1 ) . . . 

109,60 

109,50 

109,50 

109,50 


Stralsund Hafen—AltefUhr. 

2,87 

2,87 

2,87 

2,87 

i 

Swinemünde—Ostswine . . 

0,72 

0,72 

0,72 

0,72 


i 

1 zusammen . . . 

118,67 

118,67 

114,09 

113,09 

Augsburg 

: Bodenseedampfschiffahrt: 

Bregenz—Lindau—Fried- 
l richshafen—Meersburg— 
Konstanz . 

60,oo 

60, oo 

60,oo 



Lindau—Komanshorn . . 

23,oo 

23,oo 

23,oo 

23,00 

Würzburg . . 

Kettenschleppschiffahrt auf 

1 dem Main von Aschaffen¬ 
burg bis Bamberg .... 

311,oo 

- 

3U,oo 



zusammen . . . 

394,00 

83,00 

394,00 

23,oo 

Stuttgart. . j 

j 

Bodenseedampfschiffahrt: 

| Friedrichshafen—Bregenz | 
n —Konstanz 

33,oo 

33,oo 

23,oo 



27,oo 

27,oo 

27,oo 

— 

1 

„ -Romans -1 

i horn.1 

12,oo 

12,00 

12,oo 

12,oo 


Romanshorn — Rorschach 

14,oo 

14,00 

19,oo 

14,oo 1 

— 


Friedrichshafen— „ 

19.oo 

19,oo 

1 — 

i 

zusammen . . . 

105,oo 

105,00 | 

105.00 | 

12,oo 

Karlsruhe . . 

Bodenseedampfschiffahrt: 
Konstanz — Meersburg — 
Friedrichshafen .... 

27,oo 

! 

27,oo 

27,oo 



Konstanz — Meersburg — j 
Unteruhlfingen — Uber- 
! lingen.! 

27,oo 

! 27,oo 

27,00 



Konstanz — Meersburg — 
Mainau—Dingelsdorf— 
UberÜDgen — Ludwigs¬ 
hafen See. 

40,00 

| 

40,oo j 

i 



zusammen . . . 

94,00 

94,00 

64,00 

— 

Schwerin . . 

Warnemünde—Gjedser*). . 

42,00 

42,00 

42,oo 

42,00 

Oldenburg . . . 

1 

Harle—Wangeroge .... 

10,oo 

10,00 

10,oo 

| — 

1 insgesamt. . . . 

763.67 

462,67 | 

t 

719,09 

190,09 


i) Die Fahrstrecke Saßnitz—Trälleborg wird gemeinsam mit den schwedi¬ 
schen Staatsbahnen betrieben. 

Die Fahrstrecke Warnemünde — Gjedser wird gemeinsam mit den däni¬ 
schen Staatsbahnen betrieben. 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


Vom Kelch betriebene Kraftwagenlinien. 

Nach § 1 Abs. 3 des Staatsvertrags über den Übergang der Staats¬ 
eisenbahnen auf das Reich sollten mit den Staatseisenbahnen auch deren 
Kraftwagenbetriebe auf das Reich übergehen. Dieser Abrede gemäß ist 
die mecklenburgische Kraftwagenlinie Dettmannsdorf—Kölzow—Marlow 
auf die Reichseisenbahnverwaltung übernommen worden; sie ist vom 
1 . Januar 1922 ab auf die Reichspostverwaltung übergegangen. Die 
gleichfalls auf das Reich übergegangenen badischen Kraftwagenbetriebe 
hat die Reichspostverwaltung übernommen. Die früher von der sächsi¬ 
schen Staatseisenbahnverwaltung betriebenen Kraftwagenlinien sind 
unter sächsischer Verwaltung verblieben. 


Für fremde Rechnung vom Reich* betriebene Eisenbahnen. 

Für fremde Rechnung wurden von der Reiohseisenbahnver- 
waltung Ende März 1921 folgende Bahnen betrieben: 

I. Vollepurige Nebenbahnen: 

1. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kreis-Olden¬ 


burger Eisenbahn durch die Eisenbahndirektion in Altona 43,65 km 

2. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Ilmebahn (Ein¬ 
beck—Dassel) durch die Eisenbahndirektion in Cassel . 13,25 „ 

3. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Farge-Vege- 

sacker Eisenbahn durch die Eisenbahndirektion in 
Hannover. 10,44 „ 

4. für Rechnung der Stadt Birkenfeld die Zweigbahn 

Neubrücke (Birkenfeld)—Birtkenfeld (Nahe) durch die 
Eisenbahndirektion in Trier. 5,23 „ 

5. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Bahnstrecke 
Mittweida—Dreiwerden mit der Zweigbahn Mittweida 
Ladest.—Ringethal durch die Eisenbahn-Generaldirektion 

in Dresden. 10,53 „ 


Zusammen . . 83,10 km 


II. 


Vollspur! ge nebenbahnähnliche Kleinbahn 

1. für Rechnung der Kreis-Oldenburger Eisenbahn die Klein¬ 

bahn Lütjenbrode—Fehmarnsund—Burg a. Fehmarn—Orth 
durch die Eisenbahndirektion in Altona. 

2. für Rechnung des Kreises Friedeberg (Neumark) die 

Kleinbahn Friedeberg Ostbf.—Friedeberg Stadt durch die 
Eisenbahndiirektion Osten in Berlin. 

3. für Rechnung einer Gesellschaft m. b. H. die Kleinbahn 

Friedeberg Stadt—Alt Libbehne durch die Eisenbahn¬ 
direktion Osten in Berlin. 

4. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kleinbahn 

Grifte—Gudensbcrg durch die Eisenbahndirektion in 
Cassel .. 

T>. für Rechnung des Kreises Schmalkalden die Kleinbahn 
Kleinschmalkalden*—Brotterode durch die Eisenbahn¬ 
direktion in Erfurt. 


e n : 


28,22 km 

6,67 .. 

30,27 ., 




8,45 „ 
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6. für Rechnung des Kreises Kirchh&in die Kleinbahn Kirch- 

h&in—'Landesgrenze bei Schweineberg durch die Eisen- 
bahndirektdon in Frankfurt (Main). 9,40 km 

7. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kleinbahn 
Freest b. Leba—Bergensin durch die Eisenbahndirektion 

in Stettin. 6.85 ». 

8. für Rechnung des Kreises Grimmen die Kleinbahn Toitz- 

Rustow—Loitz durch die Eisenbahndirektion in Stettin . 7,20 „ 

9. für Rechnung der Gemeinde Edewecht die Kleinbahn Bad 

Zwischenahn—Edewecht durch die Eisenlbahndirektion in 
Oldenburg. 6,99 „ 

10. für Rechnung einer Gesellschaft m. b. H. die Kleinbahn 

Bersenbrück—Ankum durch die Eisenbahndirektion in 
Oldenburg. 5,32 „ 

11. für Rechnung der Gemeinde Dinklage die Kleinbahn 

Lohne—Dinklage durch die Eisenbahndirektion in Olden¬ 
burg . 7,93 „ 

Zusammen . . 125,02 km 


B. Betriebslänge. 

Die Betriebslänge unterscheidet sich von der Bahn- (Eigentums-) 
Länge (Abschnitt A) durch den Abgang der verpachteten eigenen 
Strecken und den Hinzutritt der gepachteten und mitbetriebenen fremden 
Strecken. Die Betriebslänge berechnet sich demnach für den Schluß des 
Berichtsjahres wie felgt: _ 


! 

I Haupt¬ 
bahnen 

' km 

Neben¬ 

bahnen 

km 

Schmal¬ 

spur^ 

bahnen 

km 

Bahn- (Eigentums-) Länge Ende März 1921 . ! 

davon ab: l 

i 

31 158,92 

20905,06 

i 

1 053,26 

i 

| 

verpachtete eigene Strecken. 

| 39,60 

11,61 

j 27,63 

bleiben . 

i 

dazu: ; 

gepachtete u. mitbetriebene fremde Strecken j 

I 31 119,42 1 

i 

20893,65 

! 

1 025,72 

i 

j 87,36 

36,60 

2,13 

ergibt eine Betriebslänge von 

1 31206,78 

20 930,05 

1 1027,86 

Hiervon dienen nach ihrer dauernden Bestim- ! 
mung: j 

a) gemeinschaftlich für Personen-und Güter¬ 


i 

i 

1 

verkehr . 

29 499,10 

I 20 481,94 

i 844,23 

b) ausschließlich für Personenverkehr . . . 

368,98 

28,23 

| 0,42 

c) * n Güterverkehr.i 

1 3?8,70 

419,88 

. 183,20 

Demnach im ganzen: 


j 


für Personenverkehr (a + b) . 

|j 29 868,08 

20 610,17 

844,66 

„ Güterverkehr (a -f c). 

i 30837,80 

20901,82 

1 027,43 
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D(e Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


Die Betriebslänge im Jahresdurchschnitt — die durchschnittliche 
Betriebslänge — wird dadurch gefunden, daß die Strecken, bei denen im 
Laufe des Berichtsjahrs eine Änderung eingetreten ist, nicht mit ihrer 
vollen Länge, sondern nur im Verhältnis der Tage, an denen sie im 
Betrieb standen, zur Berechnung kommen. Die durchschnittliche Be¬ 
triebslänge für den Personen- oder den Güterverkehr wird nach der tat¬ 
sächlichen Benutzung der Bahnstrecken für die eine oder die andere 
Art des Verkehrs berechnet. Sie beträgt für das Berichtsjahr: 


ira ganzeu . 

Hauptbahnen 

km 

31 2*21,81 

| Nebenbahnen 

i 

km 

i 20907,27 

Schmalspur¬ 

bahnen 

km 

1 027.85 

für Personenverkehr .... 

29 883,65 

53 156,93/ 

| 20 492,oi 

| 846,38 

„ Güterverkehr. 

30852,83 

51,222,04 

1 20 879,04 

1 027,43 

IV. Baukoste 

Es haben betragen: 

j 52 769,30 

n und Anlagekapital. 

Vollspurbahnen! Schmalspur- 
bannen 

zusammen 




1 . die Baukosten. 

23 382 531 361 

123 549 479 

23 506080840 

auf 1 km Bah nlänge .... 

449111 

117 303 

442532 

2 . die gesamten Bauwendungen, d. s. 
die Baukosten unter Hinzurech¬ 
nung der Bauzinsen, Kursver¬ 
luste und sonstigen Aufwendun¬ 
gen, dagegen unter Abrechnung 
der Rückeinnahmen, der Kursge¬ 
winne, der Aufwendungen aus 
Betriebseinnahmen und der Bau- I 
und sonstigen Zuschüsse usw. . 

22 448 733 366 

118 606 348 

22567 339714 

auf 1 km Bahnlänge .... 

431 176 

112610 

424 859 

3. Hierzu als Unterschied zwischen 
den vomReichbeiderUbernahme 
der Staatseisenbahnen zu zahlen¬ 
den, schätzungsweise zu 39 Mil¬ 
liarden Mark angenommenen Ab¬ 
findung und den Gesamtbauauf¬ 
wendungen zur Zeit des Über¬ 
ganges (1. April 1920). 


__ 

17583000000 

4. Mithin verwendetes Anlage¬ 
kapital . 



40150339714 

auf 1 km Bahnlänge .... 

t 

— 

756882 
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V. Betriebsverwaltung. 


An Stationen bestanden Ende März 

1921: 


• 

1 ») auf den eige- 
1 nen vollspurigen 
Bahnstrecken 
| (mit Einschluß 
| der verpachte¬ 
ten und der von 
fremden Eisen- 
i bahnen mitbe¬ 
triebenen eige- 
j nen Strecken) 

b) auf 
den ge¬ 
pachte¬ 
ten 

Bahn¬ 

strecken 

l ^ 

zusammen 

1 (a+b> 

; auf den 
. voll¬ 

spurigen 
Bahn¬ 
strecken 

i d) auf den von der 
j Deutschen Reichs- 
! bahn für eigene 
Rechnung betriebe- 
i neu Bahnstrecken 

1 (unter Ausschluß 
j der Werkstütten- 
j bahnhöfe. dagegen 

1 mit Einschluß von 
| 4a mitbenutzten 

1 fremdenBahnhöfen) 

i 

Bahnhöfe 1. Klasse . . 

768 

10 

i 778 1 

j 

. 2. 

1 545 

4 1 

1 1 549 , 



i 2173 

3 1 

1 21715 

— 

4. „ . • 1 

4 687 

8 ’ 

1 4 Ö95 

-- 

Werkstättenbahnhöfe . i 

30 . 

1 

30 


zusammen Bahnhöfe . 

9203 ! 

25 

9 223 

9 237 

Haltepunkte. 

2 308 

7 j 

2 315 

2 322 

zusammen Stationen . 

11511 

1 

32 j 

11 543 

11559 

Auf den Stationen der eigenen vollspurigen Bahnstrecken (a) waren 


vorhanden: 

9 595 Empfangsgebäude, 

2413 besondere bedeckte Warteräume, 

20 592 Bahnsteige, 

4 415 Bahnsteigüberdachungen, 

337 Wagenschuppen und 

9 397 Güterschuppen. 

Von der unter c nachgewiesenen Gesamtzahl der Stationen (11 543) 
waren für den öffentlichen Güterverkehr ausgerüstet: 

158 mit offenen festen Laderampen nur für Stirnverladung, 

2 198 mit offenen festen Laderampen nur für Seiten Verladung, 

5 519 mit offenen festen Laderampen für Stirn- und Seitenverladung, 

2 081 mit festen Lastkranen und Hebegerüßten, 

380 mit beweglichen Lastkranen und Hebeg'erüsten, 

5 507 mit Brückenwagen, 

146 mit Sturz- und Ladevorrichtungen für Kohlen und Erze, 

5 181 mit Lademaßen. 

Besondere Werkstättenbahnhöfe sind angelegt in Aalen, Basel, 
Chemnitz, Dannstadt (2), Dresden-Friedrichstadt, Durlach, Engelsdorf, 
Eßlingen, Frankfurt-Nied, Friedrichshafen, ßleiwitz (2), Kaiserslautern, 
Karlsruhe, Köln-Nippes, Königsberg (Pr.)» Leinhausen, Magdeburg- 
Salbke, Neuaubing, Nürnberg, Offenburg, Oppeln, Osterode (Ostpr.), 
Schwetzingen, Sebaldsbrück, Stendal, Stuttgart-Cannstatt, Stuttgart Nord 
und Zwickau. 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


Von der Gesamtzahl der Stationen zu d) dienten 
ausschließlich: 

Bahnhöfe 

Haltepunkte 

• 


dem Personen-, Gepäck- und Expreßgüterverkehr 

274 

1 721 

* Güterverkehr. 

233 

99 

Betriebszwecken. 

69 

2 

Im Durchschnitt kommt eine Station auf 4,51 km 



Bahnstrecke. 



Von den für den Personenverkehr eingerichteten 



Stationen. 

8935 

2 221 

waren nicht befugt zur Abfertigung von 



Gepäck . 

194 

• 942 

Expreßgut. 

244 

1 181 

Leichen. 

486 

1764 

Von den für den Güterverkehr eingerichteten 



Stationen.. 

8 894 

599 

waren nicht befugt zur Abfertigung von 



Großvieh 



in Einzelsendungen. . 

694 

701 

„ Wagenladungen. 

607 

691 

Kleinvieh 



ln Einzelsendungen. 

1 346 

487 

„ Wagenladungen. 

Eilgut 

573 

i 

700 

Stückgut. 

I 240 

363 

Wagenladungen. 

Frachtgut 

292 

620 

Stückgut . 

243 

) 

| 360 

Wagenladungen. 

250 

; 492 

Fahrzeugen. 

i 2 075 

1 

593 


Von Bahnagenten wurden 516 Bahnhöfe 4. Klasse und 245 Halte¬ 
punkte verwaltet; unbesetzt waren 41 Bahnhöfe 4 Klasse und 630 Halte¬ 
punkte. 

Bahnwirtschaften waren auf 2372 Stationen eingerichtet. 

Auf den Lokomotivstationen sind im ganzen 1791 Lokomotiv¬ 
schuppen mit 16641 Lokomotivständen, 3078 Lösch- und Reinigungs¬ 
gruben außerhalb der Schuppen, 1377 Lokomotivdrehscheiben sowie den 
nötigen Wasserstationen (Wasserkranen), Kohlenschuppen und Kohlen¬ 
ladebühnen vorhanden. 

Auf den Schmalspurbahnen waren am Ende des Berichtsjahrs 
351 Bahnhöfe und 350 Haltepunkte, zusammen 701 Stationen mit 304 Emp¬ 
fangsgebäuden, 42 besonderen bedeckten Wartehallen, 419 Bahnsteigen, 
10 Wagenschuppen, 266 Güterschuppen und 92, zusammen 258 Lokomotiv- 
stände enthaltende Lokomotivschuppen vorhanden. 
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Nach den vorstehenden Ausführungen sind auf den Vollspurbahnen 
11559, auf den Schmalspurbahnen 701, im ganzen 12 260 Stationen vor¬ 
handen. Auf die preußischen Provinzen, die bayerischen Regierungs¬ 
bezirke, die übrigen deutschen Länder und fremde Staatsgebiete ver¬ 
teilen sie sich wie folgt: 


Bahn- (Eigentums-) 
Länge 


über¬ 

haupt 

km 


auf 

100 

qkm 

km 


auf 

10000 

Ein¬ 

woh¬ 

ner 

km 


Zahl 

der 

Statio- 
! nen im 
ganzen 


Auf eine Station 
kommen 


km 

Bahn¬ 

länge 

(Durch¬ 

schnitt¬ 

licher 

Sta- 

tioQsab-| 
i stand) 


qkm 

Flä¬ 

chen¬ 

inhalt 


Ein¬ 

wohner 


Preußen: 








Provinz Ostpreußen . . . 

3 158,37 

8,54 

14,17 

428 

7,88 

86,4 

6209 

Grenzmark Posen-West- 





j 



preußen. 

715,68 

9,33 

21,89 

164 

4,36 

47,3 

1993 

Provinz Brandenburg mit 








Berlin. 

3 710,57 

9,30 

5,94 

735 

5,06 

54,3 

8503 

Provinz Pommern .... 

2270,59 

7,63 

12,70 

430 

5,38 

70,2 

4156 

„ Niederschlesien . 

2970,31 

11,17 

9,94 

573 

5,18 

46,4 

6214 

„ Oberschlesien . . 

1 787,73 

13,81 

7,83 

637 

3,33 

24,1 

4 253 

„ Sachsen. 

2885,3« 

11,43 

9,23 

536 

5,38 

47,1 

5 838 

, Schleswig-Holstein 

1 119,68 

7,45 

7,66 

249 

4,50 

60,4 

6 872 

„ Hannover .... 

3 095,91 

8,04 

10,26 

616 

5,03 

62,5 

4 898 

„ Westfalen . . . . 

3 049,39 

15,08 

6,79 

592 

! 5,15 

34,2 

7 581 

„ Hessen-Nassau. . 

2 227,n 

14,18 

9,80 

374 

5,96 

42,0 

6079 

* Rhei nprovinz (ohne 








Saargebiet). 

4 233,06 

17,26 

6,25 

957 

4,42 

25,6 

7 074 

Hohenzollern. 

90,62 

7,93 

1 12,81 

19 

4,76 

i 60,1 

3 724 

zusammen Preußen (ohne 






j 

i 

| 

Saargebiet). 

31 314.21 

10,62 

8,45 

6210 

5,04 

I 47,5 

5 970 

Bayern : 





1 



Reg.-Bez. Oberbayern. . . ! 

1 763,95 

10,58 

11,18 

i 447 

3,96 

37,4 

3 541 

* Niederbayern 

952,io 

8,96 

12.87 

1 247 

3,85 

43,5 

2 996 

„ Oberpfalz . . . I 

996,46 

10,31 

1 10,29 

| 212 : 

4,70 

45,6 

2 885 

„ Oberfranken . . 

i 871,57 

12,45 

13,28 | 

295 

2,95 ' 

23,7 

2 225 

, Mittelfranken. . 

972,64 

12,83 

10.26 

281 

3,46 

27,0 

3 374 

„ Unterfranken. . 

848,88 

10,10 

11,57 'i 236 

! 3,60 | 

35,6 

3 110 

w Schwaben nnri 



1 

1 

i 

1 


Neuburg .... 

1 092,05 

11,10 

13,07 1 

294 

3,71 

33,4 

2 843 

„ Rheinpfalz . . . 

| 852,95 

15,54 

9,79 

251 

3,40 

21,9 

3 471 

Coburg. 

; 98,22 ! 

17,49 

13,22 | 

30 

1 3,25 

i 38,7 i 

2 477 

zusammen Bayern (ohne 


| 


| 


i 


Saarpfalz). 

8 453,82 

11,12 

11,08 

2 293 

3,69 

33,1 

3 076 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


1 

Bahn- (Eigentums-) 
Länge 

auf 

Uber- aUf 10000 

100 Ein- 

h "“ Pt „km «oh- 

| „er 

km km j km 

! 

1 i 

i i 

j Zahl 

1 der 
Statio¬ 
nen im 

ganzen 

Auf eine Station 
kommen 

km j 

Bahn- qkm 
län K e j Fls _ E . n _ 

: (Durch' . 

schnitt-1 chen- wohner 

I lieber j j 

Sta- inhalt ' 

tionsab- 

stand) | 

Sachsen . 

i 

3 198,16 

21,33 

6.86 

944 

3,39 

15,9 

4 940 

Württemberg. 

2 010,oo 

10,30 

7,98 

612 

3,28 

31,9 

4116 

Baden . 

1 907,90 

12,66 

8,64 

510 

3,74 

29,5 

4 330 

Hessen. 

1 421,32 

18,49 

11,01 

558 

2,65 

13,8 

2314 

Mecklenburg-Schwerin . . * i 

1 235,08 

9,41 

18,79 

276 

4,47 

47,6 

2 382 

1 

Mecklenburg Strelitz . . . . 1 

165,07 

5,63 

15,51 

28 

5,90 

104,6 

3 800 

Oldenburg . 

652,40 

10,15 

12,60 

170 

3,84 

37,8 

2046 

Braunschweig. 

439,49 

11,97 

9,14 

76 

5,78 

48,3 

6,324 

Thüringen: 

1 



l 

1 

1 



Sachsen-Weimar-Eiscnach 

435,95 

12,08 

10,06 

99 

4,40 

36,5 

4 377 

Sachsen-Meiningen . . . . j 

360,12 

14,59 

13,34 

95 

3,79 

26,0 

2841 

Sachsen-Altenburg . . . . 

198,20 

14,98 

. 9,.-18 

55 

3,60 

24,i 

3 842 

Sachsen-Gotha. 1 

211,78 

14,97 

11,20 

51 

4,15 

27,7 

3 708 

Schwarzburg-Sondersh. . . 

75,35 

8,74 

8,09 

17 

4,43 

60,7 

5 481 

Schwarzburg-Rudolstadt . 

122,48 

13,02 

12,34 

29 

4,22 

32,4 

3 423 

Reuß. 

i 155,62 

13,62 

7,84 

43 

3,62 

26,6 

4929 


zusammen Thüringen . . 

Anhalt. 

Waldeck .. 

Schaumburg-Lippe. 

Lippe. 

Freie u. Hansestadt Lübeck . 
„ „ * Bremen . 

„ „ „ Hamburg 


1 559,60 13,26 

269,n 11,71 i 

94,99 8,47 | 

24,33 7,15 ! 

94,69 7,79 

13,27 4,46 

67,94 22,60 

44,77 10,80 


10,34 

8.13 jl 
14,30 j 

6,25 

6.14 j 

1,10 I 
1,86 | 
0,43 


50,0 j 

38.7 
68,1 
45,0 ! 

148,9 I 
32,1 1 

14.8 I 


7 201 
2291 
9271 
6 716 
60284 
38908 
37613 


zusammen Deutschland j j 

(ohne Saargebiet) . . j 62 956,14 ' 11 ,20 8,79 12 211 4,34 

Niederlande.ji 4,95 — 1 — ij 1 

Polen. — | ~ | — ,i 3 

Schweiz. ... 57,42 i — — 12 

’ 1 I 

Tschecho-Slowakei. 98,72 I — — 33 


38,7 4 932 


im ganzen. 63117,23 — 


12 260 
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Neben den Stationen bestanden an seitwärts von der Eisenbahn ge¬ 
legenen größeren Orten 12 Güternebenstellen für Annahme und Ausgabe 
von Eisenbahnstückgut. 

Auf 2374 Stationen ist bahnamtliche An- und Abfuhr von Stück¬ 
gütern eingerichtet. Aufbewahrungsstellen für Handgepäck befanden 
sich auf 1160 Stationen. 

Für den Privatdepeschenverkehr waren 5124 Stationen geöffnet. 

An selbständigen Abfertigungsstellen — im allge¬ 
meinen sind der Verkauf der Fahrkarten, die Annahme und Ausgabe 
des Reisegepäcks und der Eil- und Frachtgüter aller Art sowie die mit 
dem gesamten Abfertigungsdienst zusammenhängenden Kassengeschäfte 
den mit der Verwaltung der Bahnhöfe und Haltepunkte betrauten Beam¬ 
ten übertragen, die für die ordnungsmäßige Wahrnehmung des gesamten 
..vereinigten Dienstes“ verantwortlich sind— waren vorhanden: 

17 amtliche Reisebüros, 

420 Stationskassen, 

124 Fahrkartenausgaben, 

46 Gepäckabfertigungen, 

87 Ei'lgutabfertigungen und 
788 Güterabfertigungen. 

Selbständige Abfertigungsstellen mit vereinigtem Dienste sind dem 
bei ihnen geschäftlich bedeutenderen Dienstzweige zugezählt. Ist z. B. 
die Fahrkartenausgabe mit der Stationskasse vereinigt, so zählt diese, 
wenn sie nach Geschäftsumfang die bedeutendere Dienststelle ist; ist 
die Gepäckabfertigung mit der Fahrkartenausgabe vereinigt, so ist eine 
selbständige Fahrkartenausgabe nachgewiesen usw. Nicht mitgezählt 
sind Dienststellen fremder Eisenbahnen, die den Dienst für die Reichs¬ 
bahn mitversehen. 

Die Zahl der Bahnmeistereien, denen die Beaufsichtigung, 
Unterhaltung und Ergänzung der Bahnanlagen einschließlich der Ge¬ 
bäude, der Sicherungs-, Telegraphen- und Femsprechanlagen, die Siche¬ 
rung des Betriebes, die Ausübung der Bahnpolizei und die Verwaltung 
des Grundeigentums obliegt, betrug am 1. April 1921: 3517. 

Im Durchschnitt kommen auf eine Bahnmeisterei rund 15 km Bahn¬ 
strecke und rund 40 Bahnunterhaltungsarbeiter. 

An Werkstätten besaß die Reichsbahn Ende März 1921: 

100 Hauptwerkstätten einschließlich des Eisenbahnwerks Brandenburg 
(Havel) und der Eisenbahnausbesserungswerke Grunewald, Le>in- 
hausen und Darmstadt, 

10 Nebenwerkstätten und 
841 Betriebewerkstätten. 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


Von den Haupt- und Nebenwerkstätten haben 

3 weniger als 300 Arbeiter, 

38 mehr als 300 bis 1000 Arbeiter, 

50 mehr als 1000 bis 2000 Arbeiter, 

13 mehr als 2000 bis 3000 Arbeiter, 

4 mehr als 3000 bis 4000 Arbeiter, 

2 mehr als 4000 bis 5000 Arbeiter. 

Nur der Lokomotivausbesserung dienen die Hauptwerkstätten Darm¬ 
stadt 1, Erfurt, Eßlingen, Frankfurt-Nied, Halle (Saale), Ingolstadt, Mag¬ 
deburg-Buckau, Mainz, Mülheim (Ruhr), Speldorf, Schneidemühl 1 und 
Trier; nur der Wagenausbesserung die Hauptwerkstätten Augsburg, 
Berlin Lehrter Bf., Conz, Darmstadt 2, Delitzsch, Frankfurt (Main), 
Gotha, Magdeburg-Salbke, Neuaubing, Oberhausen, Oppeln, Reckling¬ 
hausen, Schmeidemühl 2, Stuttgart-Cannstatt, Stuttgart Nord und Wedau. 

Bei einzelnen Hauptwerkstätten sind besondere Abteilungen für 
Bau und Ausbesserung von Weichen, bei den Hauptwerkstätten Halle 
(Saale), Lauban, München und Zwickau Abteilungen zur Ausbesserung 
elektrischer Lokomotiven eingerichtet. Die Hauptwerkstätte Witten¬ 
berge verwaltet die Hauptniederlage für Wagendecken. 

Die meisten Hauptwerkstätten sowie einige dazu geeignete Neben- 
und Betriebswerkstätten sind Lehrwerkstätten für Werkstättenlehrlinge 
zur Ausbildung in den in den Eisenbahnwerkstätten hauptsächlich ver¬ 
tretenen Handwerken. An Werkstättenlehrlingen waren im Verwal¬ 
tungsbereich der Zweigstelle Preußen-Hessen 15 905 vorhanden. 

Ein Hauptlager zur Verwaltung der Betriebs-, Oberbau- und 
Baustoffe, der Vorräte an Telegraphen und Signalen besteht in der Regel 
in jedem Direktionsbezirk, ein Hauptlager zur Verwaltung der Werk¬ 
stoffe bei jeder Ilauptwerkstatt; Nebcnlager sind nach Bedarf auf größe¬ 
ren Bahnhöfen, bei Bahnmeistereien eingerichtet. 

Im Reiehsbahngebieto waren vorhanden und im Berichtsjahr im 
Betriebe: 

10 Sehwellentränkungsanstalten, 

69 Gasanstalten und 
160 Elektrizitätswerke. 

VI. Fuhrpark. 

Ihren Bestand an Fahrzeugen konnte die Reichsbahn zunächst nur 
schätzungsweise ermitteln, weil die während des Krieges in Verlust ge¬ 
ratenen Fahrzeuge noch nicht endgültig festgestellt waren. 

Mit Einschluß der Triebwagen, die sowohl unter den Lokomotiven 
als auch je nach ihrer Einrichtung unter den Personen- und Güter- (Bahn¬ 
dienst-) Wagen aufgeführt sind, waren danach am Ende des Berichts¬ 
jahrs vorhanden: 
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1 für 

für j 



1 Vollspur- 

Schmalspur- ! 

zusammen 

Lokomotiven: 

bahnen | 

bahnen | 





überhaupt. 

31 538 

| 314 1 

31 818 

auf 10 km Betriebsl&nge. 

6,05 

3,05 

5,99 

„ 1 000000 Wagenachskilometer 
aller Art. 

1,40 

3,31 

| 

I 1,41 

Personenwagen: 

Stückzahl. 

'! 

; 64 410 

1 

i 824 

i 

65 234 

Achsenzahl . 

1 183 041 

2 482 

i 

i 185 523 

auf 10 km Betriebslänge für den 
Personenverkehr . 

l! 

1 36,33 

29,38 , 

f 

36,22 

auf 1000000 Personenwagenachs¬ 
kilometer . 

j 

31,31 

75,05 

31,56 

mit Plätzen auf 1 Achse Stück 

17,98 

12,91 

17,91 

Gepäckwagen: 

Stückzahl . 

'i 

17 207 

148 

17 355 

Achsenzahl . 

40 737 

384 

41 121 

auf 10 km Betriebslänge für den 
Personenverkehr . 

8,09 ■ 

1 

4,55 

8,03 

auf 1000000 Gepäckwagenachskm 

I* 35,15 

46,85 

35,23 

mit einem Ladegewicht auf 1 Achse 
von . t 

2,32 

i 

2,28 

2,32 

Güter-, Arbeits- und Bahndienstwagen: 
Stückzahl . 

618 623 

i 

, 10939 

629 562 

Achsenzahl . 

1 257 424 

! 25 894 | 

l 283 318 

auf 10 km Betriebslänge für den 
Güterverkehr. 

1 

243,03 

252,03 

243,20 

auf 1000000 Güterwagenachskm . 

l| 83,31 

498.15 

84,74 

mit einem Ladegewicht auf 1 Achse 
von.t 

/ ,58 

! 

1 

i 2,83 

7,48 


Unter Berücksichtigung der leihweise abgegebenen eigenen Fahr¬ 
zeuge einerseits und der in den eigenen Fuhrpark aufgenonmienen frem¬ 
den Fahrzeuge anderseits standen durchschnittlich zur Verfügung: 


Lokomotiven und Triebwagen . 

30 999,5 

| 

318,5 

31 318 

Wagen: 


1 


a) Personenwagen. 

63 576 1 

821 

64 397 

b) Gepäckwagen. 

c ) Güter-, Arbeits-und Bahndienst- |, 

| 16 808 

140,5 

16 954,5 

wagen. 

1 649 930 

10 973,5 

600 903,5 

insgesamt Wagen 

761 313,5 

12 259,5 

| 773 573 


Difitized by Gougle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 























112 


Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


Auf den eigenen Betriebsstrecken wurden von 
eigenen und fremden Lokomotiven und Triebwagen 
geleistet : 


Nutzkilometer: 
a) Zugkilometer: 

Vollspur¬ 

bahnen 

km 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

km 

1 Vollspur’ 

, bahnen 

km 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

km 

Dampflokomotiven. 

430 996 404 

3 804 872 



Dampftriebwagen. 

Elektrische 

119 250 




Lokomotiven. 

861 315 

6 071 



Triebwagen 

mit Oberleitung .... 

1 953 928 

22544 



„ dritter Schiene . . 

419 588 

— 



Sammlertriebwagen . . . 

4 467 711 

— 



Benzoelektrische Triebwagen 

72 787 

- 

1 


zusammen a). 

438 890 983 „ 

3 834 087 

438 890 983 

3 834 087 

b) Vorspann-und Schiebcdienst: 

l ' 

/ 

1 


Dampflokomotiven. 

11 758 538 

27 435 



Dampf triebwagen. 

5 

— 



zusammen. 

11 758 543 

27 435 



auf ]00 Zugkilometer . 

2,73 

0,72 



Elektrische 





Lokomotiven. 

i 

Triebwagen 

44 424 

8 

|' 


mit Oberleitung .... 

3 709 241 

— 



* dritter Schiene . . 

1241007 

1 



Sammlertriebwagen . . . ! 

i 22 790 

1 



° 1 

Benzoelektrische Triebwagen | 

- 

; 



zusammen.! 

5 078 008 ' 

8 


; 

auf K O Zugkilometer . • 

05,:)i 

— 



zusammen b) .’ IG 806 Oll : 

27 443 ! 

16 836 611 

27 443 


1 


455 727 594 

! 3 801 530 

c) im ganzen. 


— 1 

-- 

459 589 124 

davon ! 




von eigenen Lokomotiven u. 

Triebwagen. 

von fremden Lokomotiven u. 


| 

453 004 941 

3 861 530 

Triebwagen . 

1 

— 

2 122653 

— 

d) auf 1 km durchschnittlicher 

1 




Betriebsläoge. 

! — 

- i 

! 8 742 

3 757 


> 


8646 

Leerfahrtkilometer. 

— 

60 483 669 

78 969 

auf 100 Nutzkilometer. 

- 

— j 

11, OS 

2,05 
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Vollspur¬ 

bahnen 

Stunden 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

Stunden 

Vollspur¬ 

bahnen 

Stunden 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

Stunden 

3 Versehiebedienst: 



| 


a) im eigentlich. Bahnhofsdienst 

30 903 991 

211445 



b) bei der Bedienung von Privat- 



• 


anscblüssen. 

1236 794 

8960 



c) beim Verfahren von Oberbau- 





stoffen usw. 

491 691 

8613 



zusammen. 

32 632 476 

224018 




x 10 = 

326 324760 

2240180 

4. Lokomotivkilometer zur Berech- 





nnng der Kosten für Unter- 





haltung und Emenerang des 

1 

I 




Oberbaus: 

I 




a) im ganzen (lfde.Nr. lc+2+3) 

— 

— 

832536023 

6180679 




838 716702 

b) auf 1 km durchschnittlicher 





Betriebslange. j 

— 

— 

16 971 

6013 

i 



15 778 

5. Dienst beim Vorbeizen der Per¬ 





sonenzüge, beim Reinigen der i 





Viehwagen und beim Wasser- | 





pumpen.1 

1633 719 

13 177 




x 10 — 

16387 190 

131 770 

6. Bereitschaftsdienst. 

6 881629 

81908 



j 

x 2 = 1 

13 763 258 

163 816 

7. Rahe bei unterhaltenem Feuer . 

j 

23 838 784 

76480 



1 

j 

x2 = 

47 677 568 

152960 

1 

zusammen 6 und 7 . . 

— 


61440826 

316776 

auf 100 Nutzkilometer . | 

i 

— 

13,48 

8,20 


Die im eigenen Betriebe befindlichen Lokomo¬ 
tiven und Triebwagen haben auf eigenen und fremden 
Betriebsstrecken sowie auf eigenen Neubau strecken 
geleistet: i 


! km I 
Nutzkilometer: j| ----- ~ 

Dampflokomotiven.L 444084847 i 


km 


km 


km 


Dampftriebwagen . . . 
Elektrische Lokomotiven 
Elektrische Triebwagen 
mit Oberleitung . . . 
_ dritter Schiene . 


119256 

906789 

5 723 169 
1661195 


3 832307 
6 679 
22544 


Elektrische Sammlertriebwagen 

4 493 979 


1! 

. 


Benzolelektrische Triebwagen . 

72787 

— 



zusammen. 

durchschnittlich auf 1 Fahrzeug 

457 060971 1 
1 _ 

3861530 

. 

j 

i 457060971 
|i 14 744 

3 861 630 
12124 


Archiv ffir EUenbahnvcsen. 1923. 


14717 
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2. Leerfahrtkilometer 

3. Verschiebedienst . 


4. Dienst beim Vorheizen der Per- J 

sonenzüge, beim Reinigen der | 
Viehwagen und beim Wasser- j 
pumpen .. 

5. Bereitschaftsdienst. ! 

6. Ruhe bei unterhaltenem Feuer. 


Vollspur¬ 

bahnen 

Stunden 


32 776 157 


Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

Stunden 


224 018 


X 10 = 


1649972 1 13 177 

x 10 = 

6884554 | 81908 

x2 = 

23 935 267 | 76 480 

x2 = 


7. Lokomotivkilometer: 

a) zur Berechnung der Unterhaltungskosten der Fahr¬ 
zeuge : 

Dampflokomotiven. 

Dampfwagen. 

Elektrische Lokomotiven. 

„ Triebwagen mit Oberleitung . . 

„ „ „ dritter Schiene 

„ Sammlertriebwagen. 

Benzoelektrische Triebwagen. 

zusammen. 


durchschnittlich auf 1 Fahrzeug . . . 

b) zur Berechnung der Kosten der Züge: 
Dampfbetrieb: 

Dampflokomotiven. 

Dampfwagen. 

zusammen. 

Elektrischer Betrieb: 

Elektrische Lokomotiven .. 

„ Triebwagen mit Oberleitung . . 

„ , „ dritter Schiene 

„ Sammlertriebwagen. 

Benzolelektrische Triebwagen. 

zusammen. 

Dampf- und elektrischer Betrieb zusammen 


OD 

3 




d 

<D 

N 

a 

eö 

60 


so 

+ 

vO 




Ö , 

© —l— 

N ' 

C CO 

S? - 
60 

c 

.§ + 


U 


J Vollspur- 
bahnen 

km 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

km 

50585 943 

78 969 

327 761 570 

2240180 

1 

I 

16 499 720 

131 770 

13 769 108 

163816 

47 870634 

152960 

838 465 457 

6271250 

164 332 

— 

1158087 

17 929 

5 732 654 

23 270 

1661195 

— 

4 653 261 

— 

73218 

— 

851908204 

6 312449 

858220653 

27 481 | 19819 

' 27 

403 

i 1 

728052494 

5 407 446 

149689 

— 

728 202183 

5 407 446 

1094168 

12539 

5 733 160 

23 265 

1661 195 

— 

4 653 277 

— 

73 218 

— 

13215018 

35 804 

741 417 201 

5443250 

!| 746 860 451 
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l ) Es sind bezogen: Personen-, Gepäck- und Postwagen auf die durchschnittliche Betriebslänge für den Personen¬ 
verkehr, Güterwagen auf die durchschnittliche Betriebslänge für den Güterverkehr, alle Wagen zusammen auf die durchschnitt- 
schnittliche Betriebslänge überhaupt — *) Wegen Ausbleibens einiger Abrechnungen zum Teil geschätzt 
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In den einzelnen Zuggattungen wurde geleistet: 


1 

auf 

Vollspurbahnen 

in 

Schnellzügen. 

Eilzügen . 1 

Personenzügen mit Einschluß der 

Triebwagenfahrten. 

Güterzügen . 

Arbeite- und sonstigen Zügen . . . 

bei einer durch¬ 
schnittlichen 
Zugstärke von 
Achsen 

Zugkilometer 

Wagen¬ 

achskilometer 

37.49 

30,05 1 

29,05 

75,07 

24.50 

28 204 944 

2153 428 

198185 912 

206997106 

3 349 593 

1057 311631 
64 720062 

5756489962 

15539401208 

1 82 371 520 

zusammen .... 

51,27 

438890983 

22500294 383 

auf 

Schmalspurbahnen 

in 

Personenzügen. 

Güterzügen . 

Arbeits- und sonstigen Zügen . . . 

20,12 

32,03 

I 16,37 

24,7» 

1 

2330968 

1 488 121 

15008 

46888905 
47 660 619 
i 245661 

zusammen ... 

3 834 087 

94796185 

auf 

Voll- und Schmalspurbahnen 




überhaupt . . . . 

| 51,04 

442 725070 

| 22 595089568 


VII. Betriebsdienst. 

Über die Betriebsverhältnisse im Berichtsjahr gibt der Geschäfts¬ 
bericht folgende Auskunft: 

1. Personenverkehr. 

Die schwierige Betriebslage und der geringe Bestand an Kohle 
nötigten dazu, in der Ausgestaltung des Personenzugfahrplans Zurück¬ 
haltung zu üben. Dennoch konnten im Jahre 1920 wesentliche Fort¬ 
schritte erzielt werden. Im Personenverkehr sind im Jahre 1920 
232 128 000 Zugkilometer geleistet worden. Gegenüber dem Vorjahr 
mit 195 321 000 Zugkilometer sind somit 36 807 000 Zugkilometer = 18,s% 
mehr gefahren worden. Die Verkehrsbeziehungen zum Auslande konnten 
durch Einrichtung einer Reihe von durchgehenden Zugverbindungen ver¬ 
bessert werden. So wurden u. a. Schnellzüge Holland—Wien, Holland— 
Genua, Holland—Sachsen, Holland—Berlin und Berlin—Wien eingelegt. 
Schlaf- und Speisewagen konnten wieder in vermehrtem Umfange in den 
Zügen mitgeführt werden;* auch konnte die im Vorjahr eingeführte 
Doppelbelegung aller Schlafwagenabteile gegen Lösung von Fahr- und 
Bettkarten 1. Klasse aufgegeben und zur Wiedereinführung von Bett¬ 
plätzen 2. Klasse übergegangen werden. Die ersten reinen Schlafwagen¬ 
züge konnten am 1. Dezember 1920 wieder eingerichtet werden und ver¬ 
kehrten zwischen Berlin und Köln. In der pünktlichen Beförderung 
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der Züge wurden weitere Fortschritte erzielt. Zugverspätungen kamen 
im allgemeinen nur noch in Ausnahmefällen und aus besonderen An¬ 
lässen vor. 

Der Sommerfahrplan wurde am 1. Juni, der Winterfahrplan am 
24 Oktober eingeführt. Der 24. Oktober wurde gewählt, weil an diesem 
Tage auf den Eisenbahnen im besetzten rheinischen Gebiet die west¬ 
europäische Sommerzeit, die mit der mitteleuropäischen Zeit überein¬ 
stimmt, aufgehoben und die normale westeuropäische Zeit eingeführt 
werden mußte. 

Zur Abstimmung in Ost- und Westpreußen Anfang Juli 1920 waren 
156000 Personen zu befördern; aus Anlaß der Abstimmung in Ober¬ 
schlesien sind Mitte März 1921 400 Vollzüge gefahren worden. Während 
der Reiseverkehr zum Osterfest und zu den Sommerferien sich nur in 
mäßigen Grenzen hielt, sind zum Pfingstfest etwa 700 und zum Weih¬ 
nachtsfest etwa 600 Sonderzüge gefahren worden. 

2. Güterverkehr. 

Im April 1920 waren die Nachwirkungen aus dem Kapp-Putsch 
und der nachfolgenden kommunistischen Gegenbewegung noch recht fühl¬ 
bar. Zu Anfang des Monats fanden im Ruhrgebiet noch Kampfhandlun¬ 
gen und Streiks statt, die eine geordnete Betriebsführung unmöglich 
machten. Erst am 7. April konnte der Betrieb im Ruhrgebiet wieder in 
vollem Umfang aufgenommen werden. Die vorübergehende Besetzung 
von Frankfurt (Main) durch die Franzosen in Verbindung mit umfang¬ 
reichen Umgruppierungen der Besatzungstruppen erforderte in den Be¬ 
zirken Köln, Trier, Frankfurt (Main) und Mainz erhebliche Betriebs¬ 
leistungen für die Entente, die den Güterverkehr, namentlich den Ruhr- 
Moselverkehr stark behinderten. Auch eine zwölf-tägige Sperrung des 
gesamten Verkehrs durch den polnischen Korridor rief erhebliche Er¬ 
schwernisse hervor. 

Die Sommermonate brachten eine langsam fortschreitende Besse¬ 
rung. Die Umlegung und Verstärkung des Wiedergutmachungskohlen¬ 
verkehrs ab 1. August nach dem Übereinkommen von Spaa verlief ohne 
Störung. Anfang August verursachte ein Generalstreik aller Beamten 
und Arbeiter im Saargebiet auf den Zulaufstrecken zur Saar Schwierig¬ 
keiten. In der zweiten Hälfte des August riefen im oberschlesiscben 
Kohlengebiet politische Unruhen große Stockungen im Betriebe hervor. 
Streckensperrungen in den Bezirken München und Regensburg durch 
Hochwasserschäden verursachten im September örtliche Schwierigkeiten. 

Nach dem Einsetzen des stärkeren Herbstverkehrs Mitte Oktober 
wurde die Betriebslage ungünstiger, besonders in den Bezirken Essen, 
Köln und Ludwigshafen. Im Bezirk Köln hatte dies seine Ursache in 
dem ungenügenden Ablauf nach Belgien und nach dem Süden, in der 
Zunahme des Braunkohlenverkehrs, in starken militärischen Leistungen 
für die Entente und als Folge davon in andauernd großen Bespannungs- 
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Schwierigkeiten. Im Ruhrgebiet rief das hohe Frachtaufkommen 
Stockungen im Ablauf nach Westen und Süden hervor, namentlich als 
der Wiedergutmachungskohlenverkehr zur sicheren Erfüllung des Spaa- 
Abkommens weiter verstärkt werden mußte. In diesem Wiedergut¬ 
machungskohlenverkehr sind im Oktober täglich durchschnittlich 43 Züge 
über die westlichen Übergänge gefahren worden. Da der Wasserum¬ 
schlag im Ruhrgebiet infolge Kahnraummangels, ungenügender Leistun¬ 
gen der Kipper, eines zwölf-tägigen Streiks der Kanalschiffer und eines 
ganz ungewöhnlich niedrigen Rheinwasserstandes nur gering war, muß¬ 
ten große Frachtmengen auf den Bahnweg übernommen werden. Die 
Abfuhrstrecken und die Hauptverschiebebahnhöfe konnten diesen Mehr¬ 
verkehr namentlich infolge von Bespannungsschwierigkeiten nicht be¬ 
wältigen. Sperrmaßnahmen und Verkehrsumleitungen erzielten zwar 
vorübergehend eine Besserung im Ablauf; Frost, Schnee und Stürme 
riefen aber erneut Stauungen auf den Hauptabfuhrlinien hervor. Auch 
im pfälzischen Eisenbahnnetz traten von Mitte November ab durch die 
ungünstigen Witterungsverhältnisse erhebliche Betriebsschwierigkeiten 
auf, die bis Ende Dezember dauerten. 

Auch der Januar 1921 brachte im Ruhrgebiet und im Bezirk Köln 
zunächst keine Erleichterung. Erst scharfe Sperrmaßnahmen, die auch 
den Wiedergutmachungskohlenverkehr umfaßten, Einschränkung der 
Wagengestellung in den Bezirken Köln und Essen, Umverfügung der für 
Bahnhof Hohenbudberg bestimmten Kohlen nach betrieblich offenen Rich¬ 
tungen, Zurückhalten und Abstellen der leeren O-Wagen und die Besse¬ 
rung im Rheinwasserstande führten Ende Januar zu einer merkbaren 
Entspannung der Lage; nur im Ruhrgebiet reichten die Abfuhrleistungen 
für das sehr hohe Frachtaufkommen nicht aus. Die Zahl der im Ruhr¬ 
gebiet im Februar 1921 zur Beladung gestellten Wagen war mit 
224 000 Wagen die höchste Zahl des Betriebsjahrs. Die Zugleistungen 
erreichten in der ersten Hälfte des Monats März ihren höchsten Stand. 
Ein Bestand von 18350 betriebfähigen Lokomotiven war der höchste 
des Jahres. 

Der Rheinwasserstand, gemessen am Cauber Pegel, sank in den 
Monaten Februar und März von l,io m allmählich auf 0,58 m. Anfang 
März mußten deshalb % der bisher auf dem Wasserwege beförderten 
Dienstkohlen für Süddeutschland auf dem Bahnweg über die Ruhr-Sieg- 
Strecke verlegt werden. Wegen Streiks im luxemburgischen Gebiet (vom 
3. bis 26. März) mußte die Kokszufuhr nach Luxemburg gesperrt, die 
nach Diedenhofen stark eingeschränkt werden. Die Besetzung einer 
Reihe von Bahnhöfen im Ruhrgebiet durch die Entente Anfang und 
Mitte März brachte außer einer vorübergehenden gänzlichen Sperrung 
des Verkehrs größere Betriebsschwierigkeiten mit sich. 

Im besetzten rheinischen Gebiet waren während des ganzen Winters 
erhebliche militärische Leistungen für die Entente auszuführen. Im täg¬ 
lichen Durchschnitt wurden 18 bis 24 Militärzüge gefahren. 
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Im östlichen Reichsbahngebiet war die Betriebslage, abgesehen von 
örtlichen Schwierigkeiten, im Grenzverkehr mit Polen und Österreich 
im allgemeinen befriedigend. In der zweiten Hälfte des Monats März 
brachen in Mitteldeutschland und Oberschlesien politische Unruhen aus, 
die große Störungen des Betriebes mit sich brachten. Eine Reihe von 
Bahnfreveln, durch die Züge zur Entgleisung gebracht, Strecken 
und Brücken gesprengt wurden, und die Besetzung von Bahnhöfen und 
Streckenabschnitten durch die Aufständigen hinderten die Betriebsfüh¬ 
rung empfindlich. Ende März waren die Unruhen erloschen. 

Betriebsunfälle. 

Die fortgesetzten Bemühungen der Verwaltung, die durch den Krieg 
und seine Folgezustände stark abgenutzten Fahrzeuge sowie die Bahn- 
und Sicherungsanlagen mit allen Mitteln ■wieder instand zu setzen, durch 
beschleunigte Ausrüstung von Güterwagen mit durchgehender Bremse 
(Kunze-Knorr-Bremse) die vermehrte Beförderung durchgehend ge¬ 
bremster Güterzüge zu ermöglichen und dadurch die Betriebssicherheit 
bei diesen Zügen zu erhöhen sowie durch regelmäßige, sachgemäße Be¬ 
lehrung bei den Bediensteten die Wichtigkeit gewissenhafter Beachtung 
der Betriebsvorschriften wachzuhalten, haben zu einer erheblichen Ab¬ 
nahme der Betriebsunfälle geführt. Trotzdem daß Mangel an Baustoffen 
die Vornahme dringend nötiger Ausbesserungen immer noch sehr er¬ 
schwerte und daher verzögerte, und daß ferner Betriebsstockungen in¬ 
folge Streiks, Unruhen u. dgl., Betriebsunregelmäßigkeiten, starke 
Verspätungen der Züge, Maßnahmen der Besatzungsbehörden in 
den besetzten Teilen des Reichs, stoßweises und unvorhergesehenes An¬ 
schwellen des Verkehrs u. dgl. die Handhabung des Betriebsdienstes be¬ 
einträchtigten, ist eine Abnahme der Betriebsunfälle von 19,4 % gegen das 
Vorjahr zu verzeichnen. 

Auch die Zahl der auf 1 Million Zugkilometer entfallenden Be¬ 
triebsunfälle, die im Rechnungsjahr 1919 mit 10,78 % den höchsten Stand 
erreicht hatte, ist im Berichtsjahr erheblich zurückgegangen. Sie be¬ 
trägt 7,73 %, das entspricht einer Abnahme um fast % gegenüber der Un¬ 
fallziffer des Vorjahrs. 

Die Zahl der im Berichtsjahr auf den Vollspurbahnen vorgekom¬ 
menen Unfälle hat betragen: — - .. - 

I auf j auf 
freier Bahn I Bahnhöfen 


a) Entgleisungen. 110 293 

b) Zusammenstöße.. 49 336 

159 629 

d.i. , 788 

auf 100 km durchschnittl. Betriebslänge . l,$i 

v 1000000 Lokomotivkm. 1,78 

„ 1000000 Wagenachskm aller Art. 0,03 
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auf j auf 
freier Bahn Bahnhöfen 


c) sonstige Unfälle l ). 586 2047 

d) Unfälle im ganzen. 746 | 2676 

d. i. 3 421 

auf 100 km durchschnittl. Betriebslflnge . |j 6,S6 

„ 1000 000 Zugkm. jj 7,73 

„ 1 000000 Waganachskm aller Art.■ 0,i& 

Es wurden:. j getötet verletzt 


a) Reisende: 
unverschuldet: 

a) bei Zugunfällen . . .. 

ß) , sonstigen Betriebsunfällen. 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Benutzen, 
Besteigen undVerlassen in Bewegung befind¬ 
licher Züge . 

zusammen a). 

auf 1000000 Zugkm der zur Personenbeförde¬ 
rung dienenden Züge. 

b) Bahnbeamte und Bahnarbeiter im Dienst beim 

eigentlichen Betrieb: 


bei Zugunfällen. [ 46 270 

durch unvorsichtliches Verhalten beim Besteigen : I 

und Verlassen in Bewegung befindlicher Fahr- j 

zeuge oder während des Aufenthaltes in diesen | 76 190 

beim Rangieren.I 171 i 434 


durch unzeitigen Aufenthalt auf den Gleisen, j 


namentlich beim Überschreiten der Gleise . j 187 j 114 

durch sonstige unvorsichtige Handhabung des j i 

Dienstes usw. j _ 96 194 

zusammen b). j! 576 1 202 

auf 1000000 Zugkm.!' 1,30 I 2,72 

„ 1000000 Wagenachskm aller Art. | 0,os i 0,os 

c) Post-, Steuer-, Telegraphen-, Polizei- und son- j| 

stige im Dienst befindliche Beamte: j i 

unverschuldet. 1 25 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Besteigen ! 
oder Verlassen in Bewegung befindlicher ! | 

Fahrzeuge oder beim Betreten der Bahn . . j 9 > 13 

- — - ■ ■ 

zusammen c) .!i 10 38 


1 ) Hierher gehören überfahren von Fuhrwerken usw., Feuer im Zuge, 
Plalzen von Lokomotivkesseln und andere Ereignisse, bei denen Menschen getötet 
oder verletzt worden sind. 


27 ! 

441 

11 ; 

i 

73 

198 

314 

236 1 

828 

1 

1,03 

3,61 
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d) fremde Personen: 

durch falsche Handhabung der Wegübergangs¬ 
schranken usw. 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Betreten 
der Bahn. 

zussammen d). 

im ganzen a) bis d). 

auf 1000 000 Zugkm. 

„ 1000 000 Wagenachskm aller Art. 


i getötet 

verletzt 

! 16 

54 

286 

202 

302 

256 

! 1 124 l ) | 

2 324 x ) 


3 448 
7,79 
0,15 


VIII. Verkehr. 


Die früheren Staatseisenbahn Verwaltungen hatten die Statistik des 
Personen- und Güterverkehrs, insbesondere die Ermittlung des Erträg¬ 
nisses der einzelnen Wagenklassen und Fahrkartensorten und der ein 
zeinen Tarifklassen sowie der gefahrenen Personen- und Tonnenkilo¬ 
meter, während des Krieges eingestellt. Infolgedessen können nur die 
erzielten Gesamteinnahmen angegeben werden. 


Die Einnahmen aus dem Personen- und Gepäckverkehr haben be¬ 


tragen: 

1. Beförderung von Personen ausschließlich Militär auf Militär¬ 

fahrscheine und auf Milit&rfahrkarten. 

2. Beförderung von MUitär auf Militärfahrscheine und Militär¬ 

fahrkarten ... . 

zusammen Personenbeförderung 
auf 1000 Achskilometer der Personenwagen. 

3. Beförderung von Gepäck.. 

4. Beförderung vonHunden auf Hundekarten u. Gepäckscheine 

zusammen Beförderung von Gepäck und Hunden . . . 

auf 1000 Achskilometer der Gepäckwagen. 

6. Sonderzüge für Einzelbesteller. 

6. Nebenerträge. 

im ganzen . 

auf 100 <44 der Verkehrseinnahme. 

, 100 <44 der gesamten Betriebseinnahmen. 

, 1 km durchschn. Betriebslänge für d.Personenverkehr 
„ 1 Zugkm der dem Personenverkehr dienenden Züge 
„ 10000 Achskm der Personen- und Gepäckwagen 


überhaupt 

<44 


li 4 354244689 

\[ 

f 84402606 

|i 4 438 647 294 

i! 766 

I 108894 703 

; 4669288 

l[- - 

|! 113663991 

i| 97,30 


3488684 
38860640 
! 4594660509 
! 27,88 

|! 26>m 

89699 

I 19,90 

1 6 521 


*) Hierin sind die Tötungen und Verletzungen nicht enthalten, die auf 
Selbstmord oder Selbstmordversuche zurückzuführen sind: 421 Tötungen und 
32 Verletzungen. 
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Zur Erzielung einer Einnahme von 100000 Ji waren erforderlich: 

5025 Zugkilometer der dem Personenverkehr dienenden Züge und 
153 352 Achskilometer der Personen- und Gepäckwagen. 

Auf 10 000 Ji Fahrgeldeinnahme (Ziffer 1) kommen 
250 JI Gepäckfracht und 
89 „ Nebenerträge. 


Von der Gesamteinnahme sind auf gekommen im Monat: 


April. 299 105 889 M — 6,51 v. H. 

Mai. 380429610 „ = 8,28 „ 

Juni. 356 997 362 „ = 7,77 „ 

Juli. 433 726 512 „ = 9 ,« „ 

August. 470 482 996 „ = 10,24 „ 

September. 418664462 „ = 9,u „ 

Oktober. 398 807 852 „ = 8,68 „ 

November. 432348144 „ — 9,41 „ 

Dezember. 357 916264 „ = 7,79 „ 

Januar. 340916 390 „ = 7,42 „ 

Februar. 314 267 939 „ — 6,84 „ 

März. . . . 390997 099 „ = 8,51 „ 

zusammen . . . 4 594 560 509 M — 100,oo v. H. 


Gegen die Veranschlagung im Haushalt sind im ganzen 2,44% und 
auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge für den Personenverkehr 2,n4% 
mehr aufgekommen. 

Die Einnahmen aus dem Güterverkehr haben betragen: 


1. 

2 . 

3. 

4. 

5. 

6 . 

7. 

8 . 


I 


Beförderung von Eil- und Expreßgut einschließlich Fahr 

zeuge aller Art. 

Beförderung von Frachtgut einschl. Fahrzeuge aller Art - 

Beförderung von Postgut . . . 

Beförderung von Militärgut einschließlich Tiere und Fahr¬ 
zeuge auf Militärfahrscheine oder Frachtbriefe (einschl. 

rückständiger Einnahmen aus den Vorjahren). 

Beförderung von Tieren, ausgenommen Hunde auf Hunde¬ 
karten und Gepäckscheine und Tiere als Militärgut . . 

Beförderung von Leichen. 

Beförderung von frachtpflichtigem Dienstgut. 

Nebenerträge. 


überhaupt 
_ dt 

fl67 850 627 
10642 378 803 
5 426 492 


119 802 462 

253 740 217 
4511 181 
5 125 881 
484 619 549 


im ganzen .... 12 183 455 212 

auf 100 c St der Verkehrseinnahme. 72,62 

„ 100 dt der gesamten Betriebseinnahme. 67,so 

„ 1 km durchschn. Betriebslänge für den Güterverkehr > 230 925 

„ 1 Zugkm der Güterzüge.; 58,44 

„ 10 000 Achskm der Güterwagen: 

im beladenen Zustande.. . 11007 

beladen und leer. 8 045 
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Zur Erzielung einer Einnahme von 100 000 Ji waren erforderlich: 
1711 Zugkilometer der Güterzüge, 

90854 Achskilometer beladener Güterwagen, 


124305 „ der Güterwagen überhaupt. 

Von der Gesamteinnahme sind auf gekommen im Monat: 

April. 847 968 483 M — 6,96 v. H. 

Mai . 945 436124 „ = 7,76 „ 

Juni. 927160942 „ = 7,61 „ 

Juli . 930815978 „ = 7,64 „ 

August. 914977 486 , = 7,51 „ 

September. 974 676 417 „ = 8,oo „ 

Oktober. 1035 693 693 „ = 8,50 „ 

November. 1003916709 „ = 8 , 2 * „ 

Dezember. 1100166 006 „ = 9,03 „ 

Januar. 1 124 532 916 „ = 9,23 „ 

Februar. 1123 314571 „ = 9,22 „ 

März. 1254 895 887 „ = 10, 30 „ 


Zusammen . . . 12183456212 M =100,oo v. H. 

Gegen die Veranschlagung im Haushalt sind im ganzen und auf 
1 km durchschnittlicher Betriebslänge für den Güterverkehr 2,82% mehr 
aufgekommen. 

IX. Ergebnisse des Betriebs. 

Die Rechnung der Gesamtverwaltung über den ordentlichen Haus¬ 


halt schließt ab 

bei einer Ausgabe von. 33 600 735 678 Ji 

und einer Einnahme von. . 17 974 318 758 „ 

mit einem Fehlbeträge von. 15626 416920^ 

Der Abschluß der Betriebsverwaltung ergibt 

bei einer Ausgabe von. 31052 901951 Ji , 

und einer Einnahme von. . 17 970 232 455 » 

einen Fehlbetrag von. 13 082 669 496 Ji 

Es betragen: 


einen Fehlbetrag von. 13 082 669 496 Ji 

Es betragen: 



- - 


— 

- —- 

- — - — 1 

I Auf 100 M 
der 

' Auf 

1 km 
durch- 

Auf 

1000 Nutzkm 
eigener und 
j fremder 

Auf 

1000 Wagen- 
achs- 


j gesamten 

schnitt- 

Lokomotiven 

kiiometer 

1 

| Betriebs- 
einnahme 

i 

licher 

Betriebs¬ 

länge 

! und 

1 Triebwagen 
auf eigener 
Bahn 

aller Art 
auf eigener 
Bahn 


M 

! M 

M 

! M 

die Betriebsausgaben. 

172,80 

1 684174 

66954 

1 374 

, Betriebseinnahmen .... 

100,00 

338060 

38746 

795 

-1 

„ Betriebsausgaben also mehr 

1 72,80 

246114 1 

28 208 

1 579 
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124 Di© Deutsch© Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 

Von den Einnahmen der Betriebsverwaltung sind auf gekommen: 


1. Aus dem Personen- und Gepäckver- 

verkehr ..... . 

•2. Aus dem Güterverkehr. 

Im ganzen Verkehrseinnahmen 
(Titel 1 und 2). 


3. Für Überlassung von Bahnanlagen und 

für Leistungen zugunsten Dritter . 

und zwar für: 

Verpachtung: von Bahnstrek- J6 
ken 9 Mitbenutzung von 
Bahnstrecken und Bahn¬ 
höfen durch fremde Ver- 
wal tun gen, Wahrnehmung 
des Dienstes in fremden 
oder gemeinschaftlichen 
Verkehren, Verwaltung von 
Eisenbahnverbänden und 
Abrechnungsstellen . . 68 998 680 

Arbeiten der Werkstätten für 

fremde Verwaltungen . . 79 321 968 

Leistungen für die Post: u. a. 

Hergabe von Wagenabteil- 
ungen zum Postdienst, Be¬ 
förderung von Eisenbahn¬ 
postwagen, Stellung von 
Beiwagen, Unterstellen, 

Reinigen, Beleuchten usw. 
der Eisenbahnpostwagen . 21 688 479 

Leistungen für die Neubau¬ 
verwaltung . 107 688 891 

4. Für Überlassung von Fahrzeugen . . 

und zwar: 

Miete und Leihgeld für Lo- <46 

komotiven. 9 446 256 

Miete und Leihgeld für Wagen 49 269 051 

5. Erträge aus Veräußerungen. 

6. Verschiedene Einnahmen einschließ¬ 

lich der Einnahmen aus Reichs- 

nebenfonds zu Wohlfahrtszwecken 


darunter: 

für Beförderung von Privat- <46 

depeschen. 971 839 

für wirtschaftliche Nutzung 


der Gebäude u. Grundstücke 70 276 779 
Im ganzen sonstige Einnahmen 
(Titel 3 bis 6). 

Summe der Betriebseinnahmen 


i 

Auf 100 M 

Auf l km 

Im ganzen ; 

der 

Ver- 

kehrs- 

ein- 

nahme 

(46 

, aurcn- 

tarnten Schnitt- 
Be- lieber 

trieb*- Betriebs- 
ein- ... 

nähme lange 

M J6 

4694 560509 

12188455212 

27,38 

72,62 

1 ! 

25,67 

! 67,80 1 

89699 

230925 

16 778015 721 

1 

1 

100,oo 

Auf 10(Mf 
der son- 
fttigen 
Ein¬ 
nahme 

I 93,87 

1 ! 

1 

; j 

i 

315632 

1 

i 

277 632 468 | 

23,28 

1,54 j 

' 5 221 


I 


i 


! 1 

| 

58 715 307 1 

4,92 

1 

1 

0,33 

1 

1 105 

I 

713 438 076 | 

1 1 

59,84 

j 

3,97 

13 421 

| 

: 142530883 

! 

1 

11,96 1 

1 

1 

j 

0,79 

I 

2 681 

1 192216734 

100,oo 

6,68 

22426 

17 970232466 

— 

100,00 

338 060 
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Gegen den Haushaltsplan, in dem die Betriebseinnahmen zu 
17 017 133 300 Jl veranschlagt waren, sind im ganzen 953 099 155 Ji und 
<auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 17 926 Ji mehr auf gekommen. 
Von den Ausgaben der Betriebsverwaltung entfallen auf: 


a) Persönliche Ausgaben, 
und zwar: 

1. Besoldungen. 

^2. Teuerungs- und Kinderzuschläge, 
Wirtschaftsbeihilfen. 

Summe (Titel 1 und 2). 

3. Bezüge der außerplanmäßigen Beam¬ 
ten und Lohnangestellten, Löhne 
der Hilfskräfte im Beamtendienst 
und der Betriebsarbeiter einschließ¬ 
lich der Teuerungszuschläge an 
außerplanmäßigen Beamte. 


und zwar: M 

Bezüge der außerplanmäßigen 

Beamten. 469 019 079 

Bezüge der LohnangesteUten 25 800 688 
Löhne der Hilfskräfte im 

Beamtendienst.1 807 742 218 

Löhne der Betriebsarbeiter. 2 872 469 149 
Dienstkleidungszuschüsse . . 102 097 467 


4- Reise-, Abordnungs- und Umzugs¬ 
kosten und andere Nebenbezüge 

des Personals. 

und zwar: 

Reise-, Abordnungs- und 

Umzugskosten. 

Fahr-, Stunden- und Nacht¬ 
gelder des Fahrpersonals 
und Aufwandsentschädi¬ 
gungen für Nachtdienst . 
StofFersparnisgelder, Vergü¬ 
tungen und Belohnungen 
an Beamte und Arbeiter 
für Erteilung von Unter¬ 
richt, für Entdeckung von 
Rad-, Achs- und Schienen¬ 
brüchen . 

Verlustentschädigungen für 
Kassenfuhrer usw. 

5. Unterstützungen. 

4>. Sonstige persönliche Ausgaben ein¬ 
schließlich der Teuerungszuschläge 
an Beamte im Ruhestand und Hin¬ 
terbliebene von Beamten. 


lm ganzen 

j Auf 100 <44 

Auf 1 km 
durch¬ 
schnitt¬ 
licher 
Betriebs¬ 
länge 

M 

r 

der 

persön¬ 

lichen 

Aus¬ 

gaben 

M 

der ge¬ 
samten 
Be- 
trtebt- 
ausgabe 

3 876 362891 

31,oo 

r — — 

12,48 

72923 

2 324 998518 

18,60 

7,49 

43 738 

6201351409 

49,60 

19,97 

116661 

4 776 628 661 

38,21 

15,38 

1 

1 

89 869 

369 788 672 

2,96 

j 

i 

| 

1 

1,19 

; 

1 6 957 

1 

l 

i 

| 

i 

] 

i 

51289016 

f ] 

| ! 

■ 1 

; l 

j 

' 0,41 

i 

j 

0,17 

1 

965 

1102481 195 

8,82 

i 

3,55 j 

j 20 740 


71 954 737 

288 644 145 


7 607 743 
1 582 047 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


und zwar: 

Kosten für den bahnärztlichen 
Dienst sowie für sonstige 
ärztliche Untersuchung u. 
Behandlung von Beamten 
und Arbeitern einschl. der 
Heilmittel und der Unter¬ 
weisung von Bediensteten 
im Rettungswesen . . . . 
Ruhegehalt usw. an Beamte 
und deren Hinterbliebene 
Zuschüsse zu Krankenkassen 
Zuschüsse zu den Ruhege¬ 
haltskassen der Arbeiter 
und nach dem Versiche¬ 
rungsgesetz für Angestellte 
Gesetzliche Kosten der Un¬ 
fallversicherung . 

Kosten auf Grund von Unfall- 
fürsorgegesetzen, Renten 
für Verwandte der auf stei¬ 
genden Linie und für eltern¬ 
lose Enkel sowie Heilungs¬ 
kosten und Sterbegeld . . 
Besondere Verwaltungskos¬ 
ten nach der Versicherungs- 
ordnung und dem Versiche¬ 
rungsgesetz für Angestellte 
Beiträge zu Einrichtungen der 
Kranken- und Kleinkinder¬ 
fürsorge an kleinen Orten 
mit zahlreichen Eisenbahn¬ 
bediensteten, zur Unter¬ 
stützung von Vereinen, die 
durch die Krankenpflege in 
denFamilien derEisenbahn- 
bediensten, durch Förde¬ 
rung des Schulunterrichts 
usw. besonders in Anspruch 
genommen werden, usw. . 
Beihilfen zur Herstellung 
und Unterstützung von Ge¬ 
nesungsheimen, die von Be¬ 
amten- und Arbeiterver¬ 
einen der Reichseisenbah¬ 
nen errichtet werden. . . 
Beihilfen zur Förderung der 
Viehzucht sowie des Klein¬ 
garten- und Landbaues der 
Eisenbahnbeamten und Ar¬ 
beiter . 

Teuerungszuschläge an Be¬ 
amte im Ruhestand u. Hin¬ 
terbliebene von Beamten 




26 845 000 

806 904 000 
111 016 620 

160 429 265 
22 764 834 


1 784 157 


46 475 


241 400 


256 000 


627 464 

882 165 080 


T 

Auf 100 M 

Auf l km 
durch¬ 
schnitt¬ 
licher 
Betriebs¬ 
länge 

I 

Im ganzen 

der 

persön¬ 

lichen 

Aus¬ 

gaben 

der ge¬ 
samten 
Be¬ 
triebs¬ 
ausgabe 

_ m _; 



M _ 

! 

! 

I 

! 




| 




i 







!i 


Im ganzen persönliche 

Ausgaben , 



I 

(Titel 1 bis 6) ... 

. 

12 601 538 842 

ioo,oo 

40,36 I 

auf 100 iMj der Gesamtein- 




1 

nähme.. 

69,57 



1 

auf 1000 Nutzkm eigener und 


1 


1 

fremder Lokomotiven und 



1 

Triebwagen a. eigener Bahn 

27 202 

! : 

; 

auf 1000 Wagenachskm aller 

| 



Art auf eigener Bahn . . 

558 | 

i 

! 


235 182 
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b) Sächliche 

und vermischte Ausgaben, 
und zwar: 

7. Unterhaltung und Ergänzung der Aus¬ 
stattungsgegenstände sowie Be* 
Schaffung der Betriebstoffe . 
und zwar: %M> 

Unterhaltung und Ergänzung 

d. Ausstattungsgegenstände 865 808 913 
Drucksachen, Schreib- und 

Zeichenwaren. 146 892 814 

Kohlen, Koks und Preßkohlen 4 013 099 965 
sonstige Betriebsstoffe (Rüb- 

öl, Petroleum usw.) . . . 491810 764 

Bezug von Wasser, Gas und 
elektrischem Strom aus 
fremden Werken. 261 708 680 

zusammen wie vor . . 6 278 815 686 


auf 1000 Lokomotivkm der 
eigenen Lokomotiven und 
Triebwagen auf eigenerund 

fremder Bahn. 7 067 

auf 1000 Wagenachskm aller 

Art auf eigener Bahn . . . 284 

8. Unterhaltung, Erneuerung und Ergän¬ 
zung der baulichen Anlagen . . 
und zwar: M 

a) Löhne der Bahnunterhal- 

tungsarbeiter.1 350 605 797 

b) Beschaffung der Oberbau- 
und Baustoffe auf Vorrat: 

1. Schienen. 881 494 159 

2. Kleineisen. 158 418 473 

3. Weichen. 68 285 860 

4. Schwellen. 494 208 067 

5. Baustoffe. 105 386 256 

c) Sonstige Ausgaben einschl. 

der Kosten kleinerer Er¬ 
gänzungen . 535 155 596 

d) Kosten erheblicher Ergän¬ 
zungen . 134 944 692 


zusammen wie vor . . 8 228 393 900 
auf 1000 Lokomotivkm eige¬ 
ner und fremder Lokomo¬ 
tiven und Triebwagen auf 
eigener Bahn, ausschließ¬ 
lich des Bereitschafts- und 
sonstigen Stationsdienstes 3 849 

auf 1000 Wagenachskm aller 

Art auf eigener Bahn . . 143 

9. Unterhaltung, Erneuerung und Ergän¬ 
zung der Fahrzeuge und maschi¬ 
nellen Anlagen 


Im ganzen 




Auf 100*# 


(der säch¬ 
lichen 
und ver¬ 
mischten 
Aus¬ 
gaben 

M 


der ge¬ 
samten 
Be¬ 
triebs¬ 
ausgabe 

M 


Auf i km 
durch¬ 
schnitt¬ 
licher 
Betriebs¬ 
länge 

M 


5 278 315 586 


28,46 


16,99 


3 228 393 900 


17,41 10,40 


8 918 274 029 i 48,o: 28,72 


99297 


60 738 


167 772 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


und zwar: <M .; 

a) Löhne der Werkstätten¬ 
arbeiter (nach Abzug der 
Löhne für Unterhaltung 
der Geräte und baulichen 

Anlagen).2 475 825 860 

(auf 1000 Lokomo- 

tivkm .2884 , 

auf 1000 Wagen- 
achskm aller Art 108 M>) 

b) Beschaffung der Werk¬ 
stoffe auf Vorrat (nach 
Abzug der Kosten für die 
zur Unterhaltung der Ge¬ 
räte und baulichen Anla¬ 
gen verwendeten Stoffe) . 1 900 891 884 
(auf lOOOLokomo- 

tivkm.2215 <M>, 

auf 1000 Wagen- 
achskm aller Art 88 M) 

c) sonstige Kosten (im we¬ 

sentlichen Kosten für Lie¬ 
ferungen und Leistungen 
der Unternehmer u. Hand¬ 
werker) .2 933 173 329 

(auf lOOOLokomo- 

tivkm .8418c#, 

auf 1000 Wagen- 

achskm aller Art 128 c/#)_ 

zusammen (a bis c) 7 309 891 029 1 ) 

d) Beschaffung ganzer Fahr¬ 

zeuge : 

Lokomotiven, Triebwagen, 


elektr. Triebgestelle . . 802 700 000 

Personenwagen. 211 470 000 

Gepäckwagen. 41 895 000 

Güterwagen. 552 818 000 

zusammen (9) . . .8 918 274 029 

auf 1000 Lokomotivkm der 
eigenen Lokomotiven und 
Triebwagen auf eigener 
und fremder Bahn .... 10392 

auf 1000 Wagenachskm der 
eigenen Wagen auf eigener 
und fremder Bahn . . 389 


i 

Auf 100 . 46 j 

Auf 1 km 

1 durch- 
I schnitt- 
| licher 
l Betriebs- 
i länge 

! 

Im ganzen 

der säch¬ 
lichen 
und ver- 
mischten 
Aus- 
1 gaben 

der ge¬ 
samten 
Be¬ 
triebs¬ 
ausgabe 

■i c# 

! M 

c# 

|_ M _ 


■■ l 



*) Hiervon beanspruchten: 

die gewöhnt. Unterhaltung der Fahrzeuge u. maschinellen Anlagen 7 046 774 318 <,#, 

die außergewöhnliche Unterhaltung und Ergänzungen. 262616 711 „ 

Von den Kosten der gewöhnlichen Unterhaltung wurden ausgegeben: 


a) für Lokomotiven und Tender nebst Zubehör . 3 684 027 836 c# 

a Personenwagen nebst Zubehör. 666 486 303 * 

„ Gepäck-, Güter-, Arbeits- und Bahndienstwagen nebst Zu¬ 
behör, einschließlich Wagendecken . .. 2609 894 719 * 

„ mechanische und maschinelle Anlagen und Einrichtungen, 

Dampfboote, Fähren, Schalden, Prahme nebst Zubehör 191 943 410 „ 

zusammen . 6962 362268 c#, 


(davon für Ausbesserung von Fahrzeugen in Privatwerk¬ 
stätten . 2 812 588 000), 

während 

b) die Arbeiten der Werkstätten für die Neubauverwaltung, die 

Postverwaltung, fremde Eisenbahnen usw. eine Ausgabe von 94 422 050 * 
verursachten. 
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10. Benutzung fremder Bahnanlagen und 
Dienstleistungen fremder Beamten 


11. Benutzung fremder Fahrzeuge . . . 


12. Verschiedene Ausgaben . 

und zwar: 

Steuern und öffentliche Ab¬ 
gaben . 

Entschädigungen auf Grund 
der Haftpflichtgesetze . . 
(auf l km durchschnittl. 
Betriebslänge 418 M, auf 
1000 Zugkm 50*21 <M> y auf 
10000 Wagenachskm aller 
Art 9,84 Ji , auf 1000 Achs- 
km der Personenwagen 
8,78 M) 

Ersatzleistungen für verlo¬ 
rene, verdorbene und be¬ 
schädigte Sendungen usw. 
(auf 10000 Achskm der Ge¬ 
päck- und Güterwagen 
393,53 <#>) 

sonstige Entschädigungen, 
insbesondere für Wald- 

und Feldbrände. 

für Benutzung fremder 
Grundstücke, Miete für 
Dienst ge bäude usw. . . . 
Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechgebühren sowie 
Frachten dienstlicher Sen¬ 
dungen 

Bekanntmachung*-, Gerichts- 
usw. Kosten, Stempel-, 
Feuer- und andere Ver¬ 
sicherungsbeiträge, Kosten 
des Geldverkehrs mit 

Banken . 

Stellung von Zugtieren zum 

Verschiebedienst. 

Reinigung der Diensträume, 

Anfahrten usw. 

sonstige u. unvorhergesehene 
Ausgaben. 


22 405 079 
22 227 84G 


G41 927 745 


6 041 353 

6 940 381 

1145S510 


11« 279 404 
1 379 349 
10 996 245 
249 951 059 


ii 

ft 

Im ganzen 

i 

i 

ii M _ 

Auf 100 M 

1 , 

! Auf l km 
! durch- 
j schnitt- 
licher 
Betriebs¬ 
länge 

_ 

jdersäch- 
l liehen 
l und ver¬ 
mischten 
| Aus¬ 
gaben 

[ M 

der ge¬ 
samten 
Be¬ 
triebs¬ 
ausgabe 

M 

i 18693925 1 

\ 0,io 

0,06 

352 

1 18078608 

| 0,io 

0,06 

340 

' 1089607 061 

l ! 

1 1 ' 

! 5,87 

' 

3,51 | 

I 20 498 

i 

Ü 

1 

1 j 

], 

\ 

1 

i 

1 

I 

: 

i 

i 

j 

i: 

I 

l 

1 

i 

• 

! 

i 

1 

i 

■ 

'' 

1 ' 

!, 

|. 

I 

1 

i 

i 

i 

| 

1 

r 


i 

lj 

s 

\> 

i 


i 

! 

1' 

! 

, 

; 

1 

1 

1 

I 
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Im ganzen sächliche und vermischte 
Ansgaben (Titel 7 bis 12) . 


auf 100 <M> der Gesamtein- 

nähme. 103,23 

auf 1000 Xutzkm eigener und 
fremder Lokomotiven und 
Triebwagen a. eigener Bahn 10 305 
auf 1000 Wagenachskm aller 

Art auf eigener Bahn . . 821 


Summe der gesamten Betriebsausgabe . 


j, 18 551 3G3 109,100,oo 


59,74 


348 992 


Auf 100 M der ge- : 
samten Betriebs- I 
eiunahme 

(Betriebszahl) _ 

31 062901951 172,80 ' 584 174 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (19'_’ö). 


Gegen den Haushaltsplan, in dem die Betriebsausgabe zu 
28 870 871 000 veranschlagt war, sind im ganzen 2182 030 951 M und 
auf 1 kan durchschnittlicher Betriebslänge 41 042 <M mehr ausgegeben 
worden. 

Besonders gestiegen sind die sächlichen Ausgaben, denn sie waren 
zu 59,19% veranschlagt, betragen aber 59,74% der gesamten Betriebsaus¬ 
gabe. Die persönlichen Ausgaben waren zu 40,81% veranschlagt, be¬ 
tragen aber nur 40,26% der gesamten Betriebsausgabe. An persönlichen 
Ausgaben sind 720544 842 «/#, an sächlichen Ausgaben 1461 486109 M 
gegen den Anschlag mehr ausgegeben worden. Als Betriebsfehlbetrag 
ergibt sich gegen den Anschlag ein Mehr von insgesamt 1228931796 
und auf 1 km durchschnittlicher Betriebfelänge von 23 116 <M. 

Beim Abschluß der Gesamtverwaltung im ordentlichen Haushalt 
war ein Fehlbetrag von 14 399 483 600 <M veranschlagt worden. In Wirk¬ 
lichkeit beträgt der Fehlbetrag 15 626416 920 <M, also 1226 933 320 <M 
oder 8,r>2% mehr. 


X. Beamte und Arbeiter der Betriebs* und Neubauverwaltung. 


1. Besoldete Betriebsbedienstete 

(mit K in.Schluß der beim Neubau verwendeten): 

Am l. April 1920 
in den Keichsdienst 
übernommen 

| Im Jahresdurch¬ 
schnitt 1920 
beschäftigt 

A. Beamte. 


davon 

weibliche 

Personen 

| 

davon 

weibliche 

Personen 

1. Planmäßige Beamte (Titel 1): 
der Besoldungsgruppen 

überhaupt 

überhaupt j 





a) I bis V. 

249 646 

2 472 

, 251 765 , 

2 657 

b) VI „IX. 

93 007 

— 

92689 i 

— 

e) X und darüber . 

2 738 

— 

2 675 j 

— 

zusammen Al. 

345 391 

2 472 

347 129 1 

2 657 

im Verhältnis zu A. 

94,7 

89,3 1 

87,7 

90.2 

2. Außerplanmäßige Beamte (Titel 3a l ): 



! 


der Besoldungsgruppen 

a) I bis V. 

13 678 

1 

296 

43 047 . 

290 

b) VI „ IX. 

5 219 

— 

5 431 i 


c) X und darüber. 

277 

— j 

269 I 

— 

zusammen A2.! 

19174 | 

296 

48 747 ! 

290 

im Verhältnis zu A. 

5,3 i 

10,7 

12,8 

9,8 

zusammen A 1 + A 2 ... . 

364 565 

2 768 

395 876 ! 

2 947 

im Verhältnis zu A + B + C , 

B. Angestellte (Titel 3a 2 ): 

68,3 

i 

42.3 

: 

72,9 

49,t 

a) technische.j 

1 117 1 

— 

987 ! 

— 

b) nichttechnische. 1 

403 

7 1 

353 

9 


zusammen. 

im Verhältnis zu A B -f ^ 

1 520 ! 

i 

0,3 | 

7 1 340 j 9 

0,t 0,3 0,1 
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C. Hilfskräfte im Beamten¬ 
dienste (Titel Ba 3 1 ) . . . . 

im Verhältnis zu A -f B + C 
zusammen A-f B + C . . . 
D. Arbeiter: 

a) Betriebsarbeiter (Titel 3a 3 5 ) . . . 

b) Bahnunterhaltungsarbeiter (Titel 8 1 ) 

. ( n 83) 

n V . 8«) 

zusammen Db. 

c) Werkstättenarbeiter (Titel 9 1 ) • 

, ( „ 7) . . . 

• ( » 8) . . . 

zusammen De. 

zusammen D .. 

im ganzen I. 

auf 1 km durchschn. Betriebslängc 
„ 100000 Nutzkm eigener und 

fremder Lokomotiven u. Trieb¬ 
wagen auf eigener Bahn . . . 
100000 Wagenachskm aller Art 
auf eigener Bahn. 

II. Unbesoldete Betriebsbedienstete: 

a) Kegierung8bauführer. 

b) Zivilsupernumerare. 

c) Gepäckträger. 

im ganzen II. 

III. Neubauarbeiter: 

a) beim Bau neuer Bahnstrecken . . 
1>) bei Ergänzungs- nnd Erweiterungs¬ 
bauten (einmalige und außerordent¬ 
liche Ausgaben des Staatshaushalts) 

im ganzen III. 

IV. Zusammen: 

a) besoldete Personen I und III . . . 

b) unbesoldete Personen II. 

Gesamtkopfzahl. 


Am l. April 1920 

Im Jahre8durcb- 

in den Reichsdienst 

schnitt 

1920 

übernommen j 

beschäftigt 

überhaupt 

davon 

weibliche 

Personen 

i überhaupt 

davon 

weibliche 

Per*onen 

167 786 

3 776 

146 609 

3 050 

31,4 

57,6 

26,8 

60,8 

633871 

6661 

. 

542825 

6 006 

206636 

6 933 

207 207 

6 646 

138 866 

880 

132137 

694 

746 

— 

751 


620 

— 

602 

6 

140231 

880 

133 490 

700 

200791 

715 

198 789 

478 

3 873 

— 

4 116 

— 

3 234 

— 

3414 


207 898 

716 

206318 

478 

663 766 

8628 

647 016 

7 824 

1087 636 

15 079 

1089840 

13 830 


— 

20,50 

| 

0,26 


i 

237 

1 1 

3 

1 _ 


1 

4,82 

0,06 

1 6-2 


66 

_ 

; 474 

_ i 

; 418 

— 

1 819 

— ! 

| 809 

— 

1 355 

| ! 

__ ' i 

1293 

— 

| 3006 

1 

i 2 

3 070 

2 

| 3 319 


3 230 

_ 

6 325 

i 

2 | 

1 6 360 

i 

1 2 

i 

1 

,[ 1093961 

15 081 

1096190 

1 

j 13 832 

1 356 

— 

i 1293 

— 

| 1095 316 1 

15 081 

1097 483 

! 13 832 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 


Gegen das Rechnungsjahr 1919 ist die Zahl der im Jahresdurch¬ 
schnitt beschäftigten besoldeten Betriebsbediensteten von 1121 745 auf 
1 089 840, also um 31905 Köpfe oder 2,84 % zurückgegangen. 

Für die Übernahme des Personals der früheren Staatseisenbahnver¬ 
waltungen in den Reichsdienst war der durch Gesetz vom 30. April 1920 
— Reichsgesetzbl. S. 773 — genehmigte Staatsvertrag über den Übergang 
der Staatseisenbahnen auf das Reich maßgebend. 

Die Besoldung der Beamten ist durch das Besoldungsgesetz vom 
30. April 1920 — Reichsgesetzbl. S. 805 — nebst Ergänzungen, die Ver¬ 
gütung deir Angestellten und Arbeiter durch Tarifverträge geregelt 
worden. 

Beamtenvertretungen sowie Betriebsvertretungen nach dem Be¬ 
triebsrätegesetz vom 4. Februar 1920 bestanden im Rechnungsjahre 1920 
noch nach den von den Landesregierungen erlassenen Vorschriften. Eine 
Verordnung vom 3. März 1921 — Reichs-Verkehrs-Blatt S. 105 — regelt 
die einheitliche Bildung von Betriebsvertretungen im Bereich der Reichs¬ 
eisenbahnverwaltung. Die einheitliche Bildung von Beamtenvertretungen 
im Bereich der Reichseisenbahnverwaltung ist bis zum Erlaß gesetzlicher 
Vorschriften durch Verfügung des Reichsverkehrsministers vom 7. Mai 
1921 — Reichs-Verkehrs-Bl. S. 221 — angeordnet worden. Danach be¬ 
stehen bei den Dienststellen und Behörden Betriebsräte und Beamtenräte, 
bei den Eisenbahn-Generaldirektionen, Eisenbahndirektionen und Be¬ 
triebsdirektionen Bezirksbetriebsräte und Bezirksbeamtenräte und beim 
Reichsverkehrsministerium in Berlin ein Hauptbetriebsrat und ein Haupt¬ 
beamtenrat. Bei beiden besteht für die Verwaltungsbereiche der Zweig¬ 
stellen Preußen-Hessen und Bayern je ein besonderer selbständiger Aus¬ 
schuß. 

XI. Neubauverwaltung. 

Nach dem Haushalt für 1920 standen zur Verfügung: 


Zum Ersatz der Ende 1919 weggefallenen Bestände 

früherer Landesbewilligungen. 606 563 199 J( 

weiterhin für alte und für 1920 hinzugetretene 

neue Forderungen . . . 1384 612 801 

Zusammen ... 1 991176 000 „ 

An Resten aus dem Vorjahr sind hinzugetret en . _ 5 35819 2 .. 

Mithin Gesamtsoll . . . 1996 534192 .. 
Ausgegeben sind ...... 1 721 357 569 J{ 

An Resten sind verblieben . . . 273 728 683 „ 1 995 086 252 ., 


Von diesem Betrag wurden gedeckt: durch Ein- • 
nahmen des außerordentl. Haushalts 6 381 468 Jl 

durch Bestände aus dem Vorjahr . . 5 358 192 „ _ 11 739 660 „ 

so daß ein Reichszuschuß erforderlich war von . 1 983 346 592 „ 
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Im Haushalt sind Mittel zum Weiterbau oder zur Bauvorbereitung 
(Grunderwerb) folgender Eisenbahnen vorgesehen: 




Bahnl&nge 

Eisenbahn- 
direkt ionsbezirk 

i 

Bezeichnung der Strecken 

Haupt- | 
bahn ! 
km 1 

Neben¬ 

bahn 

km 

1. Altona . . . 

1. Zweigstelle PreuBen-Hessen. 

Altona—Ulzburg—Neumünster (Grunderwerb) 

61,70 

_ 


Hamburg-Altonaer Güterumgehungsbahn Bill- 
wärder—Eidelstedt. 

24,30 



Kiel—Holtenau. 

— 

8,90 


Neustadt (Holstein)—Schwartau. 

— 

24,10 


Niebüll—Westerland (Sylt). 

— 

41,oo 

2 Berlin . . . . 

Michendorf—Mahlsdorf (Teilausführung). 

52,00 

— 

3. Breslau . 

Arnsdorf (Kr. Liegnitz)—Neuhof. 

12,40 

— 


Maltsch—Leubus. 

— 

8,78 


Nikolausdorf—Küpper. 

— 

: 11,50 


Schottwitz—Wüstendorf.j 

— 

9,97 

4 . Cassel.... 

Stolberg-Rottleberode—Stolberg (Harz) • 

— 1 

5,40 


Uslar Stadt-Schönhagen.; 

— 

9,60 

6. Elberfeld . . 

Derschlag—Eckenhagen. 

— 

6,90 


Herscheid—Lüdenscheid 

— 

13,90 


Meinerzhagen—Olpe.I 

— 

25,00 


Olpe—Kreuztal.j 

— 

17,io 


Velbert—Kettwig. 1 

i “ 

18,94 


Wipperfürth—Bergisch Gladbach. 

| 

29,90 


Witten West—Schwelm. 1 

19,72 

— 

6. Essen . . . . 

Buer Süd—Haltern (Grunderwerb).i 

' 27,40 

1 — 


(Dortmund) Preußen—Lünen. 

7,60 



(Essen Hbf.) Katernberg Nord—Buer Süd . . 

5,60 

— 

7. Frankfurt 

Haiger—Gusternhain. ( 

— 

16,70 

(Main) 

Stockhausen (Lahn)—Beilstein. 

— 

j *) 15,50 

8. Halle (Saale). 

Rössen—Zöschen.j 

— 

| 6,80 


Wiesenborg (Mark)—Roßlau (Anhalt). 

J ) 26,91 

— 

9. Hannover . . 

Arendsee—Geestgottberg (—Wittenberge). . | 


{ 20,16 


Utze—Gliesmarode (Braunschweig) mit Abzw. ! 
Plockhorst—Peine. 


i 


Celle—Langenhagen (Hannover) —Hannover 

41 .'20 

j 3 ) 50,96 


Leese-Stolzenau — Minden (Westfalen) mit 
Abzw. Leese-Stolzenau—Stadthagen . . . 1 

| 4 ) 32,29 

I «) 26,96 


*) Hiervon ist die Teilstrecke Stockhausen (Lahn)—Aliendorf (Kr. Wetz¬ 
lar ) (7,26 km) am 1. September 1921 eröffnet 


*) Hiervon ist die Teilstrecke Roßlau (Meinsdorf)—Jeber-Bergfrieden 
(12,25 km) am 1. April 1921 eröffnet, 

3 ) Hiervon ist die Teilstrecke ütze (Han.)—Plockhorst (5.23 km) am 3. Mai 
19*21 eröffnet. 

4 ) Die Bahnstrecke Leese-Stolzenau—Minden (Westf.) (32,29 km) ist am 
3. Mai 1921, die Bahnstrecke Leese-Stolzenau—StacTtb&gen am 2. August 1921 er¬ 
öffnet. 
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Die Deutsche Reichsbahn in ihrem ersten Betriebeiahr (1920). 


Eisenb&hn- 

direktionsbezirk 

Bezeichnung der Strecken 

Bahnlänge 

Haupt- 1 Neben¬ 
bahn bahn 

| km | km 

9. Hannover . 

Salzwedel—Arendsee. 

— 

») 22,64 


Blzen—Dannenberg. 

— 

46,20 


Verden (Aller)—Rotenburg (Han.). 

27,20 

_ 

10. Köln . . 

Adenau—Rengen (Daun). 

— 

33,50 


Liblar—Ahrtal (Dernau). 

49,20 



Mörs—Geldern mit Abzw. nach dem Rhein und 




der Bahnstrecke Oberhausen—Cleve . . . 

34,oo 

— 


(Neuß—) Holzheim—Rommerskirchen .... 

20,50 

— 

11. Königsberg 

Blindgallen—Szittkehmen. 

— 

17,08 

(Pr.) 

Goldap (—Buttkuhnen) —Blindgallen . . 

— 

18,40 


Wormditt—Schlobitten. 

— 

29,27 


Zinten—Preußisch Eylau. 

— 

29,00 


Zinten—Rosenberg . 

— 

33,30 

12. Münster 

Borgholzhausen—Bünde (Westf.). 

— 

30,20 

(Westf.) 

Nienburg (—Lemke) —Diepholz. 

— 

2 ) 61,30 


Lünen—Münster (Westf.). 

42,10 

- 

13. Stettin . 

Fürstenwerder—Strasburg (Uckerin.) .... 

— 

19,16 


Tcmpelburg—Bärwalde (Pom.). 

— 

31,20 


Pollnow—Zollbrück (Pom.). 

— 

s ) 34,19 

14. Trier . . 

Neuerburg (Kr. Bitburg) —Bitburg. 

— 

27,60 


Simmern—Gemünden (Hunsrück ). 

— 

*) 14.9u 


Treis—Bruttig einschließlich Tunnel rechtss. 

! 



Moselbahn . 

— 

8,00 


zusammen Zweigstelle Preußen-Hessen 

483,82 ! 

819,46 


II. Zweigstelle Bayern. 



1. Augsburg . . 

Günzach—Obergünsburg . 1 

1 - 

3,80 

2. Ludwigshafen 

Eisenberg—Enkenbach . 

1 , 

17,20 

3. Nürnberg . . 

Selbitz—Helmbrechts. . . 

i ... 

10,57 


Gasseldorf— Behringersmühle . 


13,69 

4. Regensburg . ! 

Zwiesel—Bodenmais . 


14,30 

5. Würzburg . . j 

Bad Kissingen—Hammelburg . j 

47,13 

— 


zusammen Zweigstelle Bayern . . . 

47,13 

59,56 

*) Am 4. Mai 1922 eröffnet. 



2 ) Hiervon 

sind folgende Teilstrecken eröffnet: Sulingen 

(Han.)- 

-Sieden- 


bürg (10,(54 km) am 1. August 1921, Sulingen—Wehrbleck (10,34 km) am 1. Okto¬ 
ber 1921, Siedenburg—dlurbergen-Sta ff hörst (4,70 km) am 15. November 1921 und 
IIarborgen-Staffhor3t—-Nienburg (Weser) am 1. September 1922. 

3 ) Am 1. Dezember 1921 eröffnet. 

4 ) Hiervon ist die Teilstrecke Simmern—Molzbach (5,50 km) am 16. August 
1921 eröffnet. 
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Bahnlänge 

Bezeichnung der Strecken 

i 

Haupt¬ 

bahn 

km 

Neben- 
1 bahn 
km 


III. Eisenbahn-Generaldirektion Dresden. 


Borna bei Leipzig-Bad Lausigk—Großbothen.|| — J 29.oo 

Kamenz (Sa.)—Radibor (Sa.) .j — ' 26,25 

Kupferhammer-Grünthal—Deutschneudorf . j — | 8,46 

Obercunewalde—Löbau (Sa.). h — j 10,99 

Priestewitz—Radeburg.! — i 20,so 

Theuma—Plauen (Vogtl.).— i 11,06 

Wurzen—Eilenburg. | — j 21,55 

zusammen.I — 127,si 


IV. Eisenbahn-Generatfirektion Stuttgart. 

Biberach—Uttenweiler.!j 

Dornstetten—Pfalzgrafenweiler. 

Göppingen—Boll. ,1 

KJosterreichenbach—Raumünzach—Weißenbach .;| 

Kornwestheim—Korntal. i| 

Künzelsau—Forchtenberg.jj 

Leinfelden—Waldenbuch.■ 

Rottweil—Schömberg ..I' 

Schönaich First—Schönaich. ' l 

Spaichingen—Nusplingen. | i 

zusammen. 


20,61 

10,70 

12.19 

18.19 


3,00 


11,40 
11,60 
16,01 
') 3,09 
26,9a 

129,64 


V. Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe. 

B retten—Kürnbach. 

Engen—Nenzingen. 

Hardheim—Königheim. 

Hattingen—Schwackenreute. 

Linkenheim—Bußheim. 

Wcjfach—Rippoldsau. 

Neckarsteinach—Schönau. 

Offenburg—Sand—Kork. 

Oppenau—Griesbach .. 

Osterburken—Merschingen. 

Stockach—Owingen—Frickingen. 

Titisee—St. Blasien.. 

Unteruhldingen-Meersburg. . 

zusammen ... 


15,33 

20,oi 

17,70 

25,50 

6,30 

16,78 

5,07 

14,94 

10,69 

10,07 

25,80 

29,90 

4,50 

202,59 


VI. Eieenbahndirektion Oldenburg. 


Delmenhorst—Lemwerder 


*) Am 1. Mai 1922 eröffnet. 


14,90 


insgesamt Vollspurbahnen 

533,95 1 353,96 


1 887,91 
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loG Die Deutsche Keiihsbalm iu ihrem ersten Betriebsjahr (1920). 

Die vorbezeichneten Strecken sind zum Teil — rund 1000 km — in 
vollem Umfange im Bau, ein weiterer Teil — rund 350 km — wird zu¬ 
nächst nur in beschränktem Umfang fertiggestellt, der Bau des Restes 
— rund 450 km — ist bis zum Eintritt günstigerer Verhältnisse zurück 
gestellt. 

Im übrigen hat sich die Bautätigkeit auch im Berichtsjahr auf die 
für den Betrieb und Verkehr unumgänglich notwendigen Ausführungen 
sowie auf die dringlichsten Wohnbauten für Eisenbahnbedienstete be¬ 
schränkt. Gefördert wurde der Umbau und die Erweiterung einer An¬ 
zahl größerer Bahnhöfe sowie die Vermehrung und Verbesserung der 
Werkstattsanlagen, um die Notlage im Ausbesserungsstand der Fahrzeuge 
zu heben. 

Die Einführung des elektrischen Betriebes ist auf den nördlichen 
Berliner Vorortstrecken Berlin—Bernau und Berlin—Hermsdorf in» 
Gange; ebenso ist die Einrichtung dieses Betriebes auf der Strecke Magde¬ 
burg—Bitterfeld—Leipzig—Halle (Saale) gefördert. Von den für die 
elektrische Zugförderung auszubauenden Schlesischen Gebirgsbahnen sind 
die Strecken Königszelt—Dittersbach—Hirschberg (Schlee.), Niedersalz¬ 
brunn—Halbstadt und Ruhbank—Liebau im Betriebe. Ferner ist die 
Strecke Hirschberg (Schlee.)—Lauban nahezu fertiggestellt. Zur Ein¬ 
führung des elektrischen Betriebes in Bayern ist beabsichtigt, die Ein¬ 
richtungen hierfür zunächst auf den Strecken München—Garmisch-Parten¬ 
kirchen, München—Holzkirchen und München—Regensburg zu treffen. 
Die Bauarbeiten sind im Gange. 

Erhebliche Aufwendungen sind schließlich für die Ausrüstung vor¬ 
handener Güterfahrzeuge mit der Kunze-Knorrbremse und zu örtlichen 
Einrichtungen für die Betriebsführung mit dieser Bremse gemacht 
worden. 

XII. Wohlfahrtseinrichtungen für Beamte und Arbeiter. 

Die Ergebnisse der Kranken-, Unfall-, Invaliden-, Hinterbliebenen- 
und Angestell tenversieherung sowie der Arbeiterpensionskassen sind fiier 
nicht berücksichtigt. 

Nur folgende Wohlfahrtseinrichtungen kommen hier in Betracht: 

1. Wohnungsfürsorge. 

Im außerordentlichen Haushalt des Rechnungsjahrs 1920 war für die 
Vermehrung der Wohngelegenheiten der Beamten und Arbeiter ein Fonds 
von 185 Millionen bereit gestellt worden. Hierzu kamen als Reste aus 
früheren Landesbewilligungen für die gleichen Zwecke weitere 28 269 032 
Mark. Es standen sonach für das Berichtsjahr 1920 insgesamt 
213 269 032 M zur Verfügung. 

Die Mittel des Wohnungsfürsorgefonds fanden Verwendung zur 
Schaffung bahneigener Dienst- und Mietwohnungen, auch Not-, Behelfs- 
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und Baracken Wohnungen, ferner zur Bereiteteilung von Erbbaugelände, 
Gewährung von Grunderwerbs- und Baudarlehen und Überteuerungs¬ 
zuschüssen an gemeinnützige Bauuntemehmungen, schließlich auch zur 
Übernahme von Geschäftsanteilen gemeinnütziger Bauvereinigungen. In 
Höhe von 104 700000 <M waren noch Verpflichtungen zu decken, die von 
den vormaligen L&nderverwaltungen vor der Verreichlichung einge¬ 
gangen waren. 

Unter Einbezug der zu einem kleineren Teil aus dem Betriebshaus¬ 
halt bestrittenen Ein- und Ausbauten und Notwohnungen sowie der aus 
Neubaufonds errichteten Dienstwohnungen sind im Rechnungsjahr 1920 
die Wohngelegenheiten für Eisenbahnbedienstete vermehrt worden um 
2 418 bahneigene Dienst- und Mietwohnungen, 

2 876 Not-, Behelfs- und Barackenwohnungen und 

3016 Wohnungen gemeinnütziger Bauvereinigungen u. dgl. 

In ungefähr gleicher Zahl war der weitere Neubau bahneigener 
Wohnungen und der Bau von Genossenschaftswohnungen eingeleitet 
worden. 

Die Zahl der bahneigenen Dauerwohnungen, Not-, Behelfs- und Ba¬ 
rackenwohnungen und der angemieteten fremden Wohnungen sowie die 
Zahl der von Baugenossenschaften mit Unterstützung der Eisenbahnver¬ 
waltung für Eisenbahnbedienstete erbauten Wohnungen ergibt nach¬ 
stehende Übersicht: 


. 


Hiervon kommen 


überhaupt 

auf die Zweigstelle 



| Preußen- 


1 


Hessen 

1 Bayern 

Zahl der bahneigenen Dauerwohnungen ' 



[ _ 

am 81. März 1920 . 

! 85 522 | 

| 55562 

12 159 

Im Rechnungsjahr 1920 sind 

| 1 

I 

! 


zagegangen 

i i 


I 

a) durch Ankauf . 

476 [ 

284 

23 

b) „ Neubau. 

1 207 

614 

107 

c) , Ein- und Umbau 

1 349 ! 

960 

221 

abgegangen .. 

614 1 

354 

170 

am 81. März 1921 . 

87 940 ' 

57 066 

12 340 

Zahl der Not-, Behelfs- und Baracken¬ 

'i 



wohnungen 1 

Ij 



am 31. März 1920 . 

1 960 

1 731 

111 

Im Rechnungsjahr 192J sind 1 




zugegangen . ,j 

2983 

2 879 

62 

abgegangen . | 

107 

93 , 

6 

am 31. März 1921 . 

4836 

4517 

167 

Zahl der angemieteten fremden Woh- j 

j[ 

f 


nungen 

1 . 



am 31. März 192>) . 

740 

571 

67 

. 31. „ 1921 . i 

804 

639 ! 

67 
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überhaupt 

Hiervon kommen 
auf die Zweigstelle 


Preußen- 

Hessen 

Bayern 

IV. Summe I bis III am 31. M&rz 1921 . . . 

93580 

62222 

* 

12 574 

Von diesenWohnungen waren vergeben: 
a) an Eisenbahnbedienstete als 
Dienstwohnungen. 

45 327 

28 607 

5 813 

b) an Gisenbahnbedienstete als Miet¬ 
wohnungen . 

43 231 

30 333 

6163 

c) an Zoll-, Post- und andere Reicbs- 
bedienstete. 

587 

221 

172 

d) an Private. 

4 435 

3 061 

426 

Von den Dienstwohnungen waren ver- 
geben: 

a) an Beamte der Gruppen II bis V . 

31 171 

19 784 

3 604 

b) , , , „ VI „ IX . 

12 522 

8 051 

1679 

c) * „ „ „ X „ XIII 

822 

516 

116 

d) . n - - B2 „ 6 . . 

29 

19 

6 

e) , sonstige Bedienstete. 

783 

237 

408 

Von den Mietwohnungen waren ver¬ 
geben: 

a) an Beamte der Gruppen II bis V . 

19 747 

14 326 

2 595 

b) n * „ . VI „ IX . 

5 423 

3 468 

910 

c) . . * ■ X „ XIII 

183 

125 

i 19 

d) „ „ „ „ B2 ,6. . 

95 

95 

| — 

e) „ sonstige Bedienstete. 

17 783 i 

12319 

2 639 

V. Vorhandene Einzelzimmer (auch Woh¬ 
nungen in Ledigenheimen). 

1762 

1 127 

, 393 

VI. Zahl der von Baugenossenschaften und 
dergleichen mit Unterstützung der 
Eisenbahnverwaltung für Eisenbahn- 
bedienstete erbauten Wohnungen 
am 31. März 1920 ., 

| 

19 701 

13 806 

i 

3 975 

Im Rechnungsjahr 1920 sind 

zugegangen. 

3 111 

2 298 

, 25 

abgegangen . 

5 

5 

i 

am 31. März 1921 . .. 

! 22807 

i 

16099 

i 4000 

VII. Gesamtzahl der vorhandenen Wohnun¬ 
gen (Ziffern IV bis VI). 

118 149 

79 448 

! 

i 

16 967 

VIII. Gesamtzahl der Bediensteten im Jahres¬ 
durchschnitt des Rechnungsjahrs 1920 

1089 840 

835 103 

89 825 

IX Auf 100Bedienstete (Ziffer VIII) kommen 
im Durchschnitt Wohnungen (Z. VII ) ; 

1 

10,84 

i 

9,51 

i 

! 

18,89 


i 
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j Hiervon kommen 


1! 

überhaupt 

1 ! 

| auf die Zweigstelle 
, Preußen- j _ 

X. Zahl der wohnungslosen oder vorläufig 

! i 

j Hessen 

I iSayern 

nur notdürftig oder behelfsmäßig 


’• “ - ' 


untergebrachten Bediensteten . . . 
Hiervon 

; 30380 

! 

,1 

21919 

1 

8 630 

Beamte. 

; 13 481 

! 9879 

1 534 

Arbeiter. 

XI. Entschädigung für getrennten Haushalt 
usw. bezogen im Rechnungsjahr 1920 

16 899 

i 

! ! 

12040 

1 

’i 

2 096 

Bedienstete. . 

1 2369 

h 

j 1 428 

; 587 


2. Freie Arzthilfe. 

Im Berichtsjahr hatten rund 350 000 Beamte und deren Familien¬ 
angehörige ein Anrecht auf freie ärztliche Behandlung. Hierfür waren 
4 309 Bahnärzte und 307 Fachärzte für Augen-, Ohren-, Nasen- und Harn¬ 
leiden bestellt. Die Kosten des bahnärztlichen Dienstes, die je nach den 
in den einzelnen Verwaltungsbezirken bestehenden Vorschriften oder 
Abmachungen mit den Ärztevereinen verschieden geregelt sind, beliefen 
sich auf rund 26 345 000 JL 

3. Fürsorge für die Bediensteten. 

Den Fahrbediensteten stellen Aufenthalts- und Ubernach- 
tungsräume zur Verfügung. Die Aufenthaltsräume werden möglichst 
behaglich ausgestattet und mit gutem Lesestoff versehen. In den Über¬ 
nachtungsräumen stehen Betten mit sauberer Bettwäsche. In den Aufent¬ 
haltsräumen, Packwagen und auf den Lokomotiven kann sich das Per¬ 
sonal mitgebrachte Speisen wärmen, auch Kaffee und Tee zubereiten. 

Für das übrige Personal des Betriebsdienstes, insbesondere 
die Arbeiter in den Werkstätten, auf den Bahnhöfen, Güterböden und 
Bahnstrecken stehen Unterkunftsräume mit Kocheinrichtungen bereit. 

In größerem Umfange sind Kaffeemaschinen und Vorrichtungen zur 
Herstellung erfrischender Getränke, wie Selterswasser und Brauselimo¬ 
naden, beschafft worden. Selterswasseranstalten werden verwaltungs¬ 
seitig oder von Genossenschaften des Personals betrieben. Auch liefern 
Brunnenbetriebe natürliches Mineralwasser zu ermäßigten Preisen. 

4. Bekämpfung der Tuberkulose. 

Die großen Verheerungen, die die Tuberkulose alljährlich nament¬ 
lich in den wirtschaftlich schwächeren Kreisen der Bevölkerung anrichtet, 
sind durch die Nöte des Krieges und der Nachkriegszeit außerordentlich 
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gestiegen. Durchgreifendere Maßnahmen zur Bekämpfung dieser gefähr¬ 
lichen Volks9euehe konnten aber im Berichtsjahr nur dnroh die Arbeiter- 
Pensionskasse erfolgen, zu deren Aufgabenkreis es gehört, lungenkranke 
Arbeiter und teilweise auch deren Angehörige in Heilstätten zu entsenden 
und ferner die Aufnahme unheilbar kranker Arbeiter in Siechenheime zu 
veranlassen. Für Eisenbahnbeamte bestanden in dem Berichtsjahr der¬ 
artige Maßnahmen noch nicht. Sie blieben bei eigener Erkrankung oder 
Erkrankung in der Familie an Tuberkulose darauf angewiesen, selbst für 
ihre oder ihrer Angehörigen Heilung zu sorgen und eine Beihilfe zu den 
Kosten im Wege der Unterstützung von der Verwaltung zu erbitten. 
Ebenso hat die Verwaltung auch Fürsorgemaßnahmen an Arbeitern, so¬ 
weit sie über die Kassenleistungen hinausgingen, aus dem Unterstützungs¬ 
fonds bestritten. Außerdem wurde die Tuberkulose zu bekämpfen ver¬ 
sucht durch Beschaffung von Spuckflaschen, Thermometern undLysoforni, 
durch Belehrung der Kranken über die Behandlung des Auswurfs, über 
das Verhalten im Verkehr mit anderen Personen und durch geeignete 
Wohnungsftirsorge, da erfahrungsgemäß schlechte Wohnungsverhältnisse 
die Entwicklung und Weiterverbreitung der Tuberkulose außerordent¬ 
lich begünstigen. Es wurde nach Möglichkeit dafür gesorgt, daß die Er¬ 
krankten von anderen Personen abgesondert werden, stets in einem be¬ 
sonderen Bett schlafen, besonderes Eß- und Trinkgeschirr benutzen und 
eigene Waschgelegenheit erhalten. 

Die insgesamt für die Durchführung der Tuberkulosefürsorge auf¬ 
gewendeten Kosten haben sich auf rund 1017 800 M belaufen, wovon rund 
621550 <M auf Beamten- und rund 396250 auf Arbeiterfamilien ent¬ 
fielen. In letzter Summe sind die erheblichen Aufwendungen der Ar¬ 
beiter-Pensionskasse jedoch nicht enthalten. 

Weitere durchgreifende Fürsorgemaßnahmen sind in Aussicht ge¬ 
nommen. 

5. Förderung der Kleinwirtschaft. 

(Kleintierzucht, Kleingarten- und Landbau, Teichwirtschaft.) 

Um die während des Kriegs entstandenen und in der Nachkriegszeit 
sieh weiter auswirkenden Ernährungsschwierigkeiten zu lindern, hat die 
Eisenbahnverwaltung auch im Berichtsjahr eine rege Tätigkeit zur För¬ 
derung der Kleinwirtschaft ihrer Bediensteten entfaltet. Da die verwal¬ 
tungsseitige Beschaffung und Verteilung von Lebensmitteln und die 
oelbsterzeugung in verwaltungsseitigen landwirtschaftlichen Betrieben 
abgebaut wurde, war es um so notwendiger, die Bediensteten auf die 
Selbsthilfe durch Eigenwirtschaft hinzu weisen und diese möglichst zu 
fördern. Es ist daher insbesondere der Ausbau der Organisation der 
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Eisenb&hnkleinwirte weiter gefördert worden. Von den 350 000 Eisen- 
bahnbediensteten, die im Betriebsjahr Kleintierzucht betrieben, sind 
114 257 in 1196 Vereinen zusammengeechlossen gewesen. An Mitteln zur 
Förderung der Kleintierzucht sind rd. 250000 <M auf gewendet worden. 
Kleingarten- und Landbau betrieben im Berichtsjahr 300 000 Bedienstete. 
Von diesen waren in 637 Vereinen 73 332 Mitglieder zusammengeschlossen. 

Die Gesamtsumme der zur Förderung des Kleingarten- und Land¬ 
baues gewährten Beihilfen und Belohnungen betrug im Berichtsjahr 
rd. 300 000 JL 

Da Kleintierzucht und Kleinlandbau zusammengehören, haben sich 
in den meisten Fällen die Kleintierzucht- und die Gartenbauvereine zu 
sogenannten Kleinwirtevereinen verschmolzen. Diese haben sich in den 
einzelnen Direktionsbezirken zu Bezirksverbänden zusammen getan. 


Als weitere Wohlfahrtseinrichtungen sind im Geschäftsbericht 
außerdem auf geführt: 

die Stiftung Eisenbahn-Töchter hört zur Unterstützung 
unverheirateter Töchter verstorbener Beamten und Arbeiter, 
die Versicherung gegen Brandschaden und Einbruchsdiebstahl durch 
den Versicherungsverein deutscher Eisenbahn¬ 
bediensteten a. G. in Berlin und 
die Kranken - und Hinterbliebenenkasse der Deut¬ 
schen Reichsbahn. 

Die Reichseisenbahnverwaltung unterstützt diese von Beamtenkreisen ins 
Leben gerufenen Einrichtungen durch unentgeltliche Besorgung von 
Kassen- und sonstigen Verwaltungsgeschäften (Beförderung des Schrift¬ 
wechsels mit den Eisenbahnzügen, Einziehung der Beiträge, Kranken¬ 
überwachung usw.). 
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Entwicklung der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in Preufien 1 ). 

(Abgeschlossen am 31. März 1921.) 


Für das Geschäftsjahr 1920 ist — wie dies auch für die Folge 
igeschelien wird — davon abgesehen, für die Straßenbahnen in Preußen 
und im Reich sowie für die nebenbahnäbnlichen Kleinbahnen außerhalb 
Preußens Unterlagen einzufordern. 

Dagegen sind für die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in Preußen 
eingehendere Ermittlungen angestellt, die sich aber auch diesmal nicht 
auf die Betriebsleistungen, die Finanzergebnisse im einzelnen und' auf 
Unfälle und Betriebsstörungen erstreckt haben. 

Wie im Vorjahr befindet sich ein großer Teil der Unternehmen 
infolge der außerordentlichen Steigerung aller Ausgaben, die nicht durch 
Tariferhöhungen allein ausgeglichen werden konnten, in drückender 
wirtschaftlicher Notlage. Um die lebenswichtigen und lebensfähigen 
nebenbahnähnlichen Kleinbahnen dem Wirtschaftsleben zu erhalten, hat 
der preußische Staat durch Gesetz vom 14. Januar 1921 — G. S. S. 304 — 
zunächst und erstmalig einen Betrag von 40 Millionen dl 7,ur Gewährung 
von Darlehen an notleidende Kleinbahnen unter der Voraussetzung bereit¬ 
gestellt, daß sich die Provinzen an dem Hilfswerk in gleicher Höhe wie 
der Staat beteiligen; ebenso hat das Reich zu diesem Zweck für die 
Rechnungsjahre 1920 und 1921 einen Betrag von je 20 Millionen JC ausge¬ 
worfen. Für die Berichtszeit haben diese Hilfsmaßnahmen einen Erfolg 
noch nicht herbeiführen können, da eine Darlehensgewährung infolge der 
erforderlichen Vorerhebungen in dieser Zeit noch nicht ausgesprochen 
worden konnte. 

Im einzelnen können über die Lage der nebenbahnähnlichen Klein¬ 
bahnen im Jahr 1920 nachfolgende Mitteilungen gemacht werden: 

Anzahl und Streckenlange der genehmigten Bahnen. 

An nebenbahnähnlichen Kleinbahnen waren am Schluß des Berichts¬ 
jahrs (31. März 1921) in Preußen (lfde. Nr. 3 u. 7 der Anlage I) 308 selb¬ 
ständige Unternehmungen mit 9419,5» km*) (im Vorjahr 311 mit 
9509,5« km) vorhanden. 

Hinzugekommen waren an neuen Unternehmungen 2 Bahnen 
mit 19,m km (Puppen—Friedrichsliof mit 15 ,40 km; Elmshorn— 


*) Vcvgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, Seiten 607—637. 

*) Außerdem i82,R7 km fremde Teilstrecken solcher Unternehmen, die von 
Preußen in andere Länder des Deutschen Reiches übergreifen. 
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Elmshorn Hafen mit 4,oo km). Diesem Zugang stand indes ein Ab¬ 
gang 1 ) von 5 Bahnen und 38,82 km gegenüber, so daß sich Anzahl und 
Streckenlänge der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen im Berichtsjahr 
rechnerisch um 3 Bahnen und 19,42 km vermindert haben würden. 

Während indes seit 1917 die Zu- und Abgänge der Berechnung dev 
Streckenlänge auf Grund der Ermittlungen für das Jahr 1916 zugrunde 
gelegt werden mußten, sind für das Berichtsjahr genauere Unterlagen an¬ 
gefordert worden. Nach den dabei erfolgten Neuvermessungen ist die 
Streckenlänge aller nebenbahnähnlichen Kleinbahnen mit 9419,53 km*) er¬ 
mittelt worden. 

Am 1. Oktober 1892, dem Tag des Inkrafttretens des Kleinbahn¬ 
gesetzes, bestanden in Preußen 11 nebenbahnäßnliche Kleinbahnen mit 
159,io km Streckenlänge. Ihr Bestand hatte sich also bis zum 31. März 1921 
um (308 —11=) 297 Bahnen mit (9419,53 — 159,iokm=) 9260,43 km ver¬ 
mehrt. 

Nach der Zahl der am 1. April 1921 vorhandenen oder wenigstens ge¬ 
nehmigten nebenbahnähnlichen Kleinbahnen stand an erster Stelle die 
Rheinprovinz mit 51 Bahnen. Ihr folgten die Provinzen Hannover und 
Sachsen mit je 37 und Brandenburg mit 36 Bahnen. 

Die geringste Zahl hatte — wenn man von den Hohenzollernschen 
Landen und dem die deutsch gebliebenen Teile der früheren Provinzen 
Posen und Westpreußen w'estlich der Weichsel umfassenden Verwaltungs¬ 
bezirk Posen-Westpreußen absieht — die Provinz Ostpreußen mit 16, 
allerdings zum Teil besonders umfangreichen Bahnen. 

Nach der Streckenlänge stand wie im Vorjahr an erster Stelle das 
Netz der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in der Provinz Pommern mit 
1710,88 km. Ihm folgten die Netze der Provinzen Hannover mit 1142 ,13 km, 
Brandenburg mit 1132,34 km, Sachsen mit 1009,oe km, der Rheinprovinz 
mit 924,80 km. 

Die geringste Längenausdehnung findet sich, wenn man von den 
Hohenzollernschen Landen und der Grenzmark Posen-Westpreußen ab- 

0 Es geben aib: 

a) Kleinbahn Güdenhagen—Gr. 'Höllen mit 5.11 km — jetzt Teil der Kö-- 
liner elektr. Straßenb. 

b) Zawiana—Wielun. Die preußische Teilstrecke ist jetzt ein Teil der 
Rosenberger Kreisbahn. 

c) Kleinbahn Tangermünde—Liideritz mit. 17,70 km infolge Abbruchs. 

d) 1 Unternehmen infolge Vereinigung der Kleinbahnen Flensburg— 
Kappeln und Flensburg—Rundhof. 

e) Kleinbahn Marxloh—Alsum (als Straßenbahn ausgebaut ) mit 2,n km. 

f) Kleinbahnstrecke Düsseldorf—Benrath (jetzt Straßenbahn) mit 8 so km. 

g) Kleinbahnstrecken Gallun—Schöiieicherplan mit 2,06 km und Arloff— 

Antweiler mit 2,44 km (infolge Abbruchs). 

*) Außerdem 282,87 km fremde Teilstrecken solcher Unternehmungen, die von 
Preußen in andere Länder de? Deutschen Reiches übergreifen. 
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sieht, wie im Vorjahr, in der Provinz Hessen-Nassau, und. zwar mit 
367,53 km. 

Anzahl und Länge der im Betrieb befindlichen Bahnen. 

Von den am 1. April 1921 in Preußen vorhandenen oder wenigstens 
genehmigten 308 nebenbahnähnlichen Kleinbahnen mit 9419,53 km 
Streckenlänge befanden sich 298 Bahnen mit 9165,o» km 1 ) (im Vorjahr 
296 mit 9091,20 km) im Betrieb. Anzahl und Streckenlänge der im Be¬ 
trieb befindlichen Bahnen hatten hiernach im Berichtsjahr um 2 Bahnen 
und 73,so km zugenommen, was im wesentlichen auf die Fertigstellung 
bereits im Bau befindlicher Teilstrecken vorhandener Bahnen zurückzu- 
fiihren ist. 


Das Verhältnis der im Betrieb befindlichen nebenbahnähnlichen 
Kleinbahnen in den einzelnen Landesteilen Preußens zur Einwohnerzahl 
und zur Bodenfläche erhellt aus folgender Zusammenstellung: 


Laufende Nummer II 

1 2 

1 3 

. _ ^ 

! 5 

!l 6 

1 7 

1 

Provinz 

Ein¬ 

wohner- 

1 

1 

j Flächen- 
j ( inhalt 

tj 

j qkm 

M 

Im Betrieb 
befindliche 
nebenbahn¬ 
ähnliche 
Klein¬ 
bahnen 

km 

1 Von der in Spalte 5 
angegebenen 
Streckenlänge 
fallen auf: 

i : 

(Verwaltungsbezirk) 

i 

i 

zahl 

f 

10 000 
Ein¬ 
wohner 

100 qkm 

1 

1 

Ostpreußen. 

,i 

1! 2229290 

i 

36988,30 

i 

1 907,37 

4,07 

i 

1 2,45 

2 

Posen-Westpreußen . . 

1 823 881 

7 754,60 

80,88 

2,47 

1 1,04 

3 

Brandenburg mit Berlin 

i 6 249 397 

39 906,70 

j 1086,42 

1,74 

2,72 

4 

! Pommern. 

1 787 193 

30184,30 

1 1710,88 

| 9,67 

1 5,67 

5 

Schlesien. 

5 271 896 

39542,30 i 

1 849,30 

! 1,61 

2,15 

0 

Sachsen.. . . 

3 129 193 

25 267,30 

948,69 

3,08 

3,75 


Östliche Provinzen . 

18993860 

1 i 

179 642,30 

5 683,54 

1 

1 2,94 

! i 

3,11 

7 , 

Schleswig-Holstein . . 

1 462 187 | 

: 16 035,40 

624,70 ! 

4,27 | 

4,15 

8 , 

Hannover . 

3 017 360 

38 509,40 

1 124,67 ; 

3,73 

2,92 

9 ; 

Westfalen. 

4 488116 

20219,60 

508,23 ■ 

1,13 

2,51 

10 I 

Hessen-Nassau . . . . j 

2 273 602 ji 

16 702,oo 

862,35 

1,59 

2,31 

11 

Rheinprovinz ..... i 

| 7 359 242 ( 

26 011 ,io 

869,03 

1,18 i 

3 34 

12 

Hohenzollernsche Lande 

70 761 'i 

1 142,20 , 

92,57 I 

13,08 

8,10 

i 

Westliche Provinzen. j 

■ 

18 671 163 ! 

lj 

116619,70 | 

'1 

3 581,55 11 

1 

i 

1,92 

3,07 


Staat . . . ’ 

37 665 013 j 

296 262.20 

i 

jl 

9 165,09 1 

2,43 

3,09 


1 ) Außerdem 282.87 km fremde Teilstrecken solcher Unternehmen, die von 
Preußen in andere Länder des Deutschen Reichs übergreifen. 
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Über die Länge und die örtliche Verteilung sämtlicher Eisenbahnen Preußens, einschließlich der neben- 
bahnähnlichen Kleinbahnen, gibt die nachstehende Zusammenstellung Aufschluß: 
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Entwicklung der nebembahn&hnlichen Kleinbahnen in Preußen. 


Im Verhältnis zur Bevölkerungedichtigkeit sind mit nebenbahnähn¬ 
lichen Kleinbahnen demnach am reichsten ausgestattet: die Hohenzollern- 
schen Lande und die Provinzen Pommern, Schleswig-Holstein, Ost¬ 
preußen, Hannover und Sachsen; am ungünstigsten: die Provinz West¬ 
falen, die Rheinlande, Hessen-Nassau, Schlesien und Brandenburg. 

Nach dem Flächeninhalte stehen am besten: die Hohenzollernschen 
Lande und die Provinzen Pommern und Schleswig-Holstein; am un¬ 
günstigsten: die Grenzmark Posen-Westpreußen und die Provinzen 
Schlesien und Hessen-Nassau. 


Spurweite. 


Die Spurweite war bei den genehmigten nebenbahnähnlichen Klein- 


bahnen: | 


19 19 




1 920 


1,436 m bei . 

204 Bahnen oder 65,6 v. H. 

201 

Bahnen oder 65,2 v. H 

l,ooo m bei . 

40 

V *» 

12,9 „ 

40 

T 

w 

13,0 y, 

0,760 m bei . 

38 

»• n 

12,2 „ 

35 

* 

« 

11,» „ 

0,600 m bei . 

3 

v n 

0,9 „ 

4 

3? 

31 

1>3 r> 

eine gemischte bei . . 

18 

~ *T 

5,8 „ 

19 

r> 

r> 

n 

eine abweichende bei . 

8 

rt v 

2,6 i, 

9 

r» 

13 

2,9 „ 


i 


Betriebszweck. 

Der Betriebszweck bestand bei den nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 


in Preußen: 

in der 

Per8on.-Beförderungbei 
Güterbeförderung bei . 
Personen- und Güterbe¬ 
förderung bei . . . . 


3 Bahnen oder l,o v. H. 2 Bahnen oder 0,6 v. H. 


25 

TI 

, 8.0 „ 

23 

TT 

„ 7,5 

283 

TT 

i, 91 ,o „ 

283 

TT 

, 91,9 


Betriebsmittel. 

Als Betriebsmittel fanden Verwendung: 


Dampflokomotiven bei 
elektrische Motoren bei 
Dampflokomotiven und 
elektr. Motoren bei . 


271 Bahnen oder 87,l v. H 
32 „ „ 10,3 „ 

8 „ „ 2,6 * 


269 Bahnen oder 87,3 v. H. 
81 , „ 10,1 „ 

8 , 2,6 „ 


Aii Fahrzeugen waren am 31. März 1921 vorhanden: 


Dampflokomotiven.1243 

Elektrische Lokomotiven. 35 

Triebwagen mit eigener Kraftquelle . . 18 

„ ohne eigene Kraftquelle . 519 

Personenwagen . 3 090 

Gepäck- und Postwagen. 590 

Güterwagen . 14 821 

Spezialwagen (einschl. Rollböcke) . . 1245 
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Verteilung der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen nach ihrer Zweck 

bestimmung: 

Von den genehmigten Bahnen dienten: 


a) dem Person.-Verkehr, 

vorzugsweise in Städ¬ 
ten und in deren Um¬ 
gebung . 

b) demFremden-(Badc-) 

verkehr . 

c) vorzugsw. demHandel 
und der Industrie . . 

d) vorzugsw. landwirt¬ 
schaftlichen Zwecken 

e) annähernd im gleich. 

Maß dem Handel und 
der Industrie sowie 
landwirtschaftlichen 
Zwecken. 


1 

1' 

19 19 


192 0 

; 7 

Bahnen 

mit 114 50 km 

. ' 7 

Bahnen mit 113.52 km 

9 

1 

V 

„ 140,36 „ 

8 

„ , 139,25 „ 

80 


„ 1 144,43 „ 

83 

„ 1 227,55 „ 

ji 103 

ij 

j 


„ 4 640.38 „ 

101 

.. .4 567,25 „ 

112 

T» 

3 469,83 * 

109 

•i „ 3 371.96 . 


Auf die 

östlichen Provinzen westlichen Provinzen 

kamen 1920 


von 

den Bahnen 

ZU 

a . 

•i 

Bahnen 

mit — 

km 

7 Bahnen mit 113,52 km 

ft 

r 

rt 

ff 

b . 

j 1 

V 

* 47,00 

** 

7 

n 

„ 92,25 » 

9 

9 

n 

•f 

c . 

81 


„ 591,51 

v 

52 

ff 

, 636,04 „ 

r» 

- 

f* 

n 

d . 

64 

V 

- 3331,03 

w 

37 

ff 

„ 1236,22 „ 

rt 

ft 

ff 

ff 

e . 

54 

V 

* 1783,35 

ff 

55 

n 

r 1588,61 - 


Die Länge der Bahnen zu a betrug 1,2 %, der zu b 1,5 %, der zu c 
l3,o %, der zu d 48,4 % und der zu e 35,9 % der Gesamtlänge der preu¬ 
ßischen nebenbahnähnlichen Kleinbahnen. 


Form (Eigentum) der Unternehmungen. 

Wie bisher überwog die Form der Gesellschaftsunternehmungen. Es 
waren deren 211 (im Vorjahr 211) vorhanden, während Kommunalver¬ 
bände — Kreise oder Gemeinden — Unternehmer von 94 (im Vorjahr 97) 
nebenbahnähnlichen Kleinbahnen waren. Privateigentümer solcher Klein¬ 
bahnen gab es wie im Vorjahr nur 3. 

Betriebsführung. 

Der Betrieb der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen wurde vielfach 
nicht von den Eigentümern, sondern von gewerbsmäßigen Betriebsunter¬ 
nehmern, von Provinzialverbänden und in einzelnen Fällen vom Reich 
geführt Die größte gewerbsmäßige Betriebsunternehmerin ist die Firma 
Lenz & Co. in Berlin mit ihren beiden Tochtergesellschaften, der Ost- und 
Westdeutschen Eisenbahngesellschaft. 

KP 
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Entwicklung der neben baluiiilmlkhen Kleinbahnen in Preußen. 


Von. den Provinzialverbänden traten die Provinzen Brandenburg und 
Westfalen bei einer größeren Anzahl von Bahnen als Betriebsunter¬ 
nehmer auf. 

Die Reichseisenbahnverwaltung führte den Betrieb bei 8 nebenbahn¬ 
ähnlichen Kleinbahnen. 


. Anlagekapital. 

Das Anlagekapital der genehmigten nebenbahnähnlichen Klein¬ 
bahnen in Preußen — einsehl. der in andere Staaten reichenden Teil¬ 
strecken — stellte sich auf 773 568 920 M (im Vorjahr 705 263 595 ofl). 

Es hatte sich mithin gegenüber dem Vorjahr um (773 568 920 — 
705 263 595) = 68 305 325 M vermehrt. Das starke Anwachsen erklärt sich 
aus den infolge der Geldentwertung für Instandsetzung und Ausbau der 
Bahnen erforderlichen liehen Anforderungen. 

Auf 1 km kamen durchschnittlich 82 120 M (im Vorjahre 69550 M). 
1 km Vollspur kostete durchschnittlich 89 748 ,41, 1 km Schmalspur 
63 750 M. 

Von dem Gesamtkapital sind oder werden aufgebracht: 

Vom Staate (Kleinbahnbauunterstützungsfonds) . 120431 038 Ji 


von den Provinzen. 99 469 084 

von den Kreisen. 183 977 618 

von den Zunächstbeteiligten. 125 816281 

in sonstiger Weise. 243 874 899 


Ertragsfähigkeit. 

Bei Betrachtung des Ertrags der Kleinbahnen feind zunächst alle 
die Bahnen ausgeschieden, die noch nicht voll oder erst kurze Zeit 
(noch nicht ein Jahr) im Betrieb waren, ferner die, die in d!er Hauptsache 
nur den persönlichen Zwecken des Eigentümers dienten, oder deren Rein¬ 
gewinn *) aus sonstigen Gründen nicht zuverlässig festgestellt werden 
konnte. Wie sich bei den übrigen nebenbahnähnlichen Kleinbahnen die 
Verzinsung des Anlagekapitals 1 ) in den letzten 5 Jahren stellte, geht aus 
folgender Zusammenstellung hervor: 


‘) Unter Reingewinn verstellt sieh der Überschuß der Betriebseinnahmen 
über die Betriebsausgaben der Bahnen — einsehl. der Rücklagen in etwaige Er- 
neuerungs- oder Spezialreservefonds, sowie der gewöhnlichen Abschreibungen, 
aber ausschließlich der Zinsen- und Tilgungsbeträge für den im Anleiheweg 
beschafften Teil des Anlagekapitals —. Als Anlagekapital gilt der für die Her¬ 
stellung und Ausrüstung der Bahnen insgesamt aufgewendete Betrag, bei Bahnen, 
dio ganz oder teilweis auf eigenem Bahnkörper angelegt sind, einsehl. der 
(ziffermäßig feststehenden) Grunderwerbskosten. 
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Berichts- 1 
jahr | 

In 

Betracht 

gezogene 

Bahnen 

Anzahl 

0 v. H. 

i 

bis zu i bis zu 

1 v. H. j 2 v. H. 

, 

bis zu bis zu 

8 V. H.j 4 V. H. 

i 

bis zu 

5 v. H. 

mehr 

als 5 bis 

10 v. H. 

Uber 

10 v. H 

1 

1916/17 . . i 

276 

61 

43 

40 

50 

27 

22 

25 

- 

1917/18 . . 

1 278 

1 51 

34 

33 

39 

40 

28 

46 

7 

1918/19 . . 

! 279 | 

Si 76 

27 

31 

38 

30 

25 

49 

4 

1919/20 . . 

1 277 ! 

1 

1 167 

25 

19 

2 2 

15 

14 

31 

14 

1920/21 . . 

267 

1 

I 135 

II 

16 

i 

16 

•2S 

14 

12 

i 

35 

12 


Förderung des Kleinbahnwesens durch die Provinzen, die Kreise 

und den Staat. 

Provinzen. 


In welchem Umfang die Provinzen an der Aufbringung des Anlage¬ 
kapitals der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen hiß zum 31. März 1921 be¬ 
teiligt gewesen sind, ist aus dem vorhergehenden Abschnitt „Anlagekapi¬ 
tal“ — s. Seite 148 — und provinzweise geordnet, aus lfd. Nr. 14 der als 
Anlage I beigefügten Übersicht zu entnehmen. 

Die Verteilung der hier nachgewiesenen Provinzialbeihilfen nach 
ihren verschiedenen Formen ergibt nachstehende Zusammenstellung: 


Provinzen 

Beteiligung 
mit Aktien 
(Stamm¬ 
einlagen) 

Sonstige 

Beteiligung 

c 46 

• 

Darlehen 

<76 

' 

1 

Verlorene; 
Zuschüsse | 

<7 6 

" 

zusammen 

J6 

Ostpreußen. 

9 743 700 


— 


9 743 700 

Posen-Westpreußen. 



749 025 

! 

749 025 

Brandenburg .... 

1099000 

10293 953 

800 000 

— 

12 192 953 

Pommern. 

12641600 

1 839 848 

420000 

: 1 

14 801 348 

Schlesien. 

420000 

- 

i 402225 

1 882 225 

Sachsen.! 

| 14 580 050 

— 

889 006 

i — 

| 15 469 710 

Schleswig-Holstein . 1 
Hannover. 

1 — 

1 12585000 

1 

1 5 170 552 

14 396 284 

i 217000 , 

1 5 393 552 

1 20 981284 

Westfalen.i 

| 1468000 

-■ 

1 __ 

i 

1 468 000 

Hessen-Nassau . . . 

1014000 

— 

4 356 781 

1 — 

5 370 781 

Rheinprovinz . . . 

| 3 762600 

■ 


— 

3 762500 

Hohenzoliern . . . . j 

| 2664000 

- 

— 


, 2 664 000 

Gesamtsumme 

I 

1 59 867 750 

12133 801 

27 250 533 

217 000 

, 99 469 (»84 
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Entwicklung der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in Preußen. 


Die Grundsätze und die näheren Bedingungen, die bei den ein¬ 
zelnen Provinzen für die Bewilligung ihrer Beihilfen in Frage kommen, 
sind folgende: 


I. Provinz Ostpreußen. 

Die Unterstützung erfolgt durch Bewilligung fortlaufender Zu¬ 
schüsse oder Beteiligung mit Kapital, Aktien usw. Die jährlichen Zu¬ 
schüsse werden in Höhe von 1% bis höchstens 04 % des Anlagekapitals 
mit der Maßgabe gewährt, daß sie bis zur Tilgung des Anlagekapi¬ 
tals, aber nicht über die I>auer von 43 Jahren zur Zahlung gelangen. 

Die Beteiligung mit Kapital, Aktien usw. darf in der Regel mit 
bis höchstens % des Anlagekapitals erfolgen. 

An einen Kreis dürfen in der Regel nicht mehr als 15 000 M an jähr¬ 
lichen Zuschüssen und 333333 Ji an Kapitalzahlungen von dem Provin- 
zialauaschuß bewilligt werden. 

An Unternehmer von Kleinbahnen können auch Darlehen gegen 
Sicherstellung durch Eintragung ins Bahngrundbuch bewilligt werden. 

II. Provinz Westpreußen. 

Die Unterstützung von Kleinbahnunternehmungen erfolgt: 

1. durch Übernahme von Zinsbürgschaften bis zu 1% % des Anlage¬ 
kapitals (ohne Grunderwerb) auf eine 43 Jahre nicht überstei¬ 
gende Dauer, falls der Reinertrag der Bahn den Satz von 4 )4 % 
des Anlagekapitals.nicht erreicht, 

2 . durch Übernahme von Aktien, Geschäftsanteilen oder durch Ka¬ 
pitalbeiträge in sonst geeigneter Form bis zu einem Viertel des 
Anlagekapitals, abzüglich der Kosten für Grunderwerb und 
Nutzungssentschädigungen. 

III. Provinz Brandenburg. 

Zur Förderung des Baus von Kleinbahnen werden Beihilfen ge¬ 
währt: 

1. an kommunale Verbände (Kreise, Gemeinden usw.) bis zu einem 
Viertel des — abgesehen von den Kosten des Grunderwerbs — 
erforderlichen Kapitals mit der Maßgabe, daß 

a) zunächst der kommunale Unternehmer eine Vorzugsverzin- 
sung von 2 % des von ihm nach dem genehmigten Plane aus 
eigenen Mitteln aufgewendeten Kapitals (ohne Grunderwerb) 
erhält, 

b) dann den anderen öffentlichen Verbänden der Überschuß bis 
bis zu 2 % ihrer Beihilfen überwiesen wird, 

c) vom weiteren Überschuß bis zu 2 % ihrer Anteile den beteilig¬ 
ten Verbänden und dem Unternehmer zufallen und 
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d) der darüber hinaus noch vorhandene Überschuß den Beteilig¬ 
ten mit der Wirkung überwieeen wird, daß um so viel alle 
Anteile am Bahnaufwand sich vermindern. 

2 . an Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H. durch Über¬ 
nahme von Aktien oder Geschäftsanteilen bis zu einem Achtel 
(bei wesentlich kommunalem Charakter des Unternehmens bis zu 
einem Viertel) des Gesellscbaftskapifcals, und zwar, sofern nicht 
über die Hälfte dieses Kapitals hinaus bevorzugte Aktien (Stamm¬ 
prioritätsaktien) oder Geschäftsanteile ausgegeben werden, durch 
Übernahme von nicht bevorzugten Aktien oder Geschäftsanteilen, 

3. in Form von Darlehen an Gemeinden oder Gutsbesitzer und 
Kreise bis zur Höhe der von diesen zu machenden Aufwen¬ 
dungen gegen Erstattung der Selbstkosten der Provinzialanleihe. 

IV. Provinz Pommern. 

Die Unterstützung geschieht durch Übernahme von Aktien, Ge¬ 
schäftsanteilen oder in sonst geeigneter Form bis zur Höhe von 16 000 M. 
für das Kilometer. 

Ferner können an bereits im Betrieb befindliche Kleinbahnen zur 
Tilgung von Schulden, Erweiterungen des Unternehmens und in geeig¬ 
neten Fällen auch zur Abstoßung von Vorzugsaktien Tilgungsdarlehen 
bis zur Höhe von Yk des zum Bau und zur Ausrüstung der Kleinbahnen 
verwendeten Kapitals gegen Erstattung der Selbstkosten für die Provin- 
zialanleihe gewährt werden, wenn der betreffende Kreiskommunalverband 
für die Verzinsung und Tilgung des Darlehns selbstschuldnerische Bürg¬ 
schaft übernimmt oder unter gewissen Voraussetzungen die Eintragung 
des Darlebns in das Bahngrundbuch als ausreichende Sicherheit erachtet 
werden kann. 

Endlich können zu den Kosten der Errichtung und des Ausbaues von 
Reparaturwerkstätten pommerscher Kleinbahnen Beihilfen bis zur Hälfte 
des erforderlichen Kapitals durch Übernahme von Geschäftsanteilen oder 
dergleichen bewilligt werden. 

V. Provinz Schlesien. 

Kommunalvcrbänden können zur Verzinsung der aus der Provin- 
zial-Hilfskasse in Form von Provinzial-Hilfskassen-Obligationen bis zur 
Höhe von Yk der Baukosten (ohne Grunderwerb) gewährten Darlehen 
Zuschüsse von 2 % gegeben werden. An Stelle der Hergabe von Darlehen 
kann Beteiligung mit Aktien bis zu 14 der anschlagsmäßigen Kosten 
(ohne Grunderwerb) einlreten. 

Ferner unterstützt die Provinz den Bau von Förderbahnen in der 
Form, daß an Kommunalverbände Darlehen aus der Provinzial-Hilfs- 
kasse gewährt werden, zu deren Verzinsung die Provinz einen in jedem 
Fall vom Provinzialausschuß festzusetzenden Zuschuß gibt. 
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Entwicklung «1er nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in Preußen. 


VI. Provinz Sachsen. 

Dia Unteretutzung von nebenbahnähnlichen Kleinbahnen und Über¬ 
landbahnen, die lediglich dem Personenverkehr dienen, erfolgt: 

1 . durch Gewährung von Darlehen gegen Verzinsung und Tilgung, 

2. durch Übernahme von Aktien oder Stammeinlagen bis 'A des 
Anlagekapitals, 

3. durch Übernahme einer Bürgschaft für Verzinsung und Tilgung 
zusammen bis zu höchstens 4 v. H. oder auch unter Beschränkung 
auf eine bestimmte Reihe von Jahren für die Verzinsung allein 
bis zu höchstens 3% v. H., und zwar in beiden Fällen bis zur 
Hälfte des Anlagekapitals. 

Im Fall der Gewährung eines Darlehns oder der Übernahme einer 
Zinsbürgschaft wird Teilnahme am Reingewinn bei einer gewissen Höhe 
bis zur Erstattung der gebrachten Opfer gefordert. 

Neben der Beteiligung durch Übernahme von Aktien oder Ge¬ 
sellschaftsanteilen können auch als erste Bahnhypotheken einzutragende 
Darlehen gewährt werden, sofern der Gesamtbetrag der Beteiligung des 
Provinzial verbände einschließlich der gewährten Darlehen % des An¬ 
lagekapitals nicht überschreitet. 

VII. Provinz Schleswig-Holstein. 

Die Unterstützung erfolgt durch Gewährung eines zinsfreien Dar¬ 
lehns an Kommunalverbände bis zu einem Viertel des amschlagsmäßigen 
Anlagekapitals für den Bau der Bahn in Schmalspur (ohne Grund¬ 
erwerbskosten usw.). Das Darlehn ist dergestalt zu tilgen, daß die Lei¬ 
stung der Provinz einem endgültigen Verlust in Höhe von einem Achtel 
der anschlagsmäßigen Kosten (ohne Grunderwerb) entspricht 

Falls das Unternehmen Überschüsse gewährt, ist an ihnen die Pro¬ 
vinz — nach Abzug von 1 v. H. der Aufwendungen des Kommunalver¬ 
bandes (ausschließlich Grunderwerbskosten), der Zahlungen an den Staat 
und der Tilgungsbeträge für das Provinzialdarlehn — bis zur vollendeten 
Tilgung zu beteiligen. 


VIII. Provinz Hannover. 

Unternehmern von Kleinbahnanlagen können Darlehn bis zu A 
des gesamten Bj^u- und Betriebskapitals zu einem 'A v. H. — ausnahms¬ 
weise bis zu 1 v. H. — hinter dem Zinsfuß der betreffenden Eisenbahn¬ 
anleihe der Provinz zurückbleibenden Zinssätze und zu mindestens eben¬ 
so starker Tilgung wie bei der Anleihe der Provinz unter Bedingung der 
Erhöhung der Zinsen bei entsprechendem Reingewinn bis zu den Selbst¬ 
kosten gewährt werden. Ergibt sieh nach Erhöhung der Zinsen noch ein 
weiterer Überschuß, so ist solcher zur Hälfte behufs rascherer Tilgung 
der Schuld an die Provinz einzuzahlen. 
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Unternehmern, denen nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmun¬ 
gen ein Teil des gesamten Bau- und Betriebskapitals gewährt ist, kann 
gegen ausreichende Sicherheit auch der Rest des Bau- und Betriebs¬ 
kapitals unkündbar aL$ Tilgungsdarlelin zu den Selbstkosten gewährt 
werden. 

Ferner können Kleinbahnen anstatt durch Gewährung von Dar¬ 
lehen durch Übernahme von Aktien, Gesellschaftsanteilen usw. unter¬ 
stützt werden. 

Die Provinz kann auch die Führung des Baus und Betriebs von 
Kleinbahnen auf ihren Antrag und ihre Kosten übernehmen. 

IX. Provinz Westfalen. 

Die Unterstützung besteht: 

1. in der Übernahme eines Teils der Anlagekosten, 

2 . in der Hingabe von verlorenen Zuschüssen (die Zurückzahlung 
erfolgt ohne Zinsen und in Teilbeträgen, sofern und sobald die 
Bahn eine bestimmte Rentabilität erreicht), 

3. als Beteiligung an dem Unternehmen durch übernähme von Ob¬ 
ligationen, Aktien usw., 

4. in der Gewährung von Darlehen aus der Landesbank gegen Ver¬ 
zinsung und Tilgung, wozu der Provinzialverband aus eigenen 
Mitteln 1 % v. H. gegen Inanspruchnahme einer bedingten Teil¬ 
nahme am Reingewinn zuschießt. 

X. Provinz Hessen-Nassau. 

a) Bezirksverband des Regierungsbezirks Cassel. 

Es werden an die zum Bau und Betrieb der Bahn gebildeten Ge¬ 
sellschaften (Aktiengesellschaften, Genossenschaften usw.) gegen Ver¬ 
pfändung der Kleinbahn zu erster Hypothek oder an die beteiligten Kreise 
oder Gemeinden, deren Haushalt die genügende Sicherheit bietet, unkünd¬ 
bare Darlehen bis zur Höhe von einem Drittel des Bau- und Betriebs¬ 
kapitals (ohne Grunderwexbskosten usw.) gegen mindestens 1K v. H. 
Jahreszinsen und A v. H. Abtrag mit bedingter Steigerung des Zins¬ 
satzes bis zu den Selbstkosten gewährt. 

b) Bezirksverband des Regierungsbezirks Wiesbaden. 

Die Unterstützung erfolgt in nachstehenden Formen: 

1 . Beteiligung an Unternehmungen von Kreisen, Gemeinden und 
nächsten Privatbeteiligten mit % — ausnahmsweise bis zu 'A -- 
des Anlagekapitals ohne Grundenverb (verhältnismäßige Betei¬ 
ligung am Gewinn oder Verlust); 

2 . Beteiligung mit Aktien oder Gesellschaftsanteilen bis zu 'A des 
Anlagekapitals, erforderlichenfalls unter Einräumung von Vor¬ 
zugsrechten; 
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Entwicklung der n-eben-b&hnähnlieben Kleinbahnen in Preußen. 


3. Gewährung von Darlehen bis zu Y* des Anlagekapitals gegen 
mindestens 2 v. H. Zinsen und % v. H. Tilgung, oder Über¬ 
nahme festverzinslicher Obligationen einer Gesellschaft zu den¬ 
selben Bedingungen. Wenn ein Privatunternehmer oder eine 
Aktiengesellschaft oder eine Gesellschaft m. b. H. den Bau und 
Betrieb einer Kleinbahn auf eigene Kosten und Gefahr ohne 
Mitbeteiligung des Bezirksverbands übernimmt, können nur un¬ 
verzinsliche Darlehen bis zur Höhe des mit 25 kapitalisierten 
Betrags der jährlichen Ersparnis an Chausseeunterhaltungs¬ 
kosten mit der Maßgabe gewährt werden, daß, sobald das Unter¬ 
nehmen eine Rente von über 5 v. H. abwirft, der überschießende 
Betrag zur Tilgung des Darlehns zu verwenden ist nach Auf¬ 
rechnung der durch das bisherige Zurückbleiben der Rente 
hinter 5 v.H. erwachsenen Zinsverluste; 

4. Zinsgarantien und verlorene Zuschüsse auf besondere Beschluß¬ 
fassung des Kommunallafidtags; 

5. an Kreise bei genügender Garantie auch Darlehen in voller 
Höhe des Baukapitals gegen Erstattung der Selbstkosten. 

XI. Rheinprovinz. 

Der Provinzialausschuß ist ermächtigt, bei Darlehen zu Klein¬ 
bahnen bis zu einem Drittel der Bausumme einen Zinsnachlaß von 1 v. H. 
oder über ein Drittel der Bausumme einen Zinsnachlaß von Yi v. H. zu ge¬ 
währen, solche Darlehen aber nicht über zwei Drittel der Bausumme zu be¬ 
willigen. Die Provinz kann auch leistungschwachen Kommunalverbän- 
den oder für diese eintretenden Erwerbsgesellschaften sowie in sonst ge¬ 
eigneten Fällen Beihilfen in derselben Höhe und zu denselben Bedingun¬ 
gen, wie der Staat, bewilligen. 

XII. Hohenzollernsche Lande. 

Der Kommunallandtag unterstützt Kleinbahnunternehmungen in 
der in jedem Einzelfalle geeignet erscheinenden Höhe und Form. 

Kreise. 

In welchem Umfang- sich die Kreise an der Aufbringung des An¬ 
lagekapitals der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen bis zum 31. März 1921 
beteiligt haben, ist aus dem vorhergehenden Abschnitt „Anlagekapital“ 
(s. Seite 148) und — provinzweise geordnet — aus lfd. Nr. 45 der als An¬ 
lage I beigefügten Übersicht zu entnehmen. 

Was die mittelbaren Vorteile anlangt, die der Belastung der Kreise 
durch Kleinbahnen gegenüberstehen, so können zahlenmäßige Angaben 
über die Steigerung der Bodenwerte und der Steuerkraft der in Betracht 
kommenden Kreise nicht gemacht werden. Es ist aber durchgängig als 
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erwiesen anzusehen, daß die Kleinbahnen den Bezug und Absatz land- 
und forstwirtschaftlicher sowie industrieller Bedarfsartikel und Erzeug¬ 
nisse wesentlich erleichtern, die Vergrößerung bestehender und die Er¬ 
richtung neuer Betriebe der Landwirtschaft und Industrie begünstigen 
und zur Steigerung der Grundstüokswerte in den berührten Gebieten bei¬ 
tragen. Außerdem ist mehrfach festgestellt worden, daß infolge der An¬ 
lage von Kleinbahnen sich die Abnutzung vorhandener Straßen und ihre 
Unterhaltungslast verringert hat und der weitere Ausbau des Straßen¬ 
netzes eingeschränkt werden konnte. 

Staat. 

Die seit dem Jahr 1895, zuletzt durch Gesetz vom 14. Januar 1921 
(Gesetzsamml. S. 304) zur Förderung des Baus von Kleinbahnen ins¬ 
gesamt bereitgestellten Mittel belaufen sich auf 155 Mil¬ 
lionen Mark. 

Bewilligt waren an Staatsbeihilfen bis zum 31. De¬ 
zember 1920 . 139 580 656,05 Ji 

Im Kalenderjahr 1921 sind n eu b e w i 11 i g t. . 7664 000,oo Ji 

zusammen. . . • 147 244 656,05 
Davon ab die zurückgezogenen Beihilfen für die 
nicht zur Ausführung kommenden Kleinbahnen Borchen- 

Xeuemühle (Altenautalbahn). 157 000 Ji 

und Hanau-Büdingen . 395 000 Ji 

552 000,oo Ji 

Bis Ende 1921 sind also insgesamt bewilligt. . . 146 692 656 ,05 Ji. 

In Aussicht gestellte Staatsbeihilfen sind am Schluß des Kalender¬ 
jahrs 1921 nicht zu verzeichnen. 

Über die Verteilung der endgültig bewilligten Staatsbeihilfen auf 
die einzelnen Provinzen gibt die Anlage 2 (S. 164/5), in der die Angaben ge¬ 
trennt für Straßenbahnen und für nebenbahnähnliche Kleinbahnen sowie 
für vollspurige und für schmalspurige Bahnen gemacht sind, Aufschluß. 

Die bewilligten Staatsbeihilfen verteilen sich hiernach, wenn man 
von den zum Bau und Betrieb von 3 Straßenbahnen gewährten Staats¬ 
beihilfen in Höhe von 697 231,27 JI absieht, auf (138 vollspurige und 73 
schmalspurige =) 211 vornehmlich für Zwecke der Landwirtschaft be¬ 
stimmte nebenbahnähnliche Kleinbahnen mit (4 096,57 + 4 996, 0 » =) 
9 093,26 km Länge. 

Auf 1 km nebenbahnähnliche Kleinbahnen fallen durchschnittlich 
rund 16000 JI , auf 1 km Vollspur rund 20800 M, auf 1 km Schmalspur 

rund 12200 JI Beihilfe. 

\ 
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Die Verteilung der Staatsbeihilfen nach ihren verschie¬ 
denen Formen ergibt die nachstehende Übersicht: 



Form der Staatsbeihilfen j 


Provinzen j 

i 

Beteiligung 
mit Aktien 
(Stamm¬ 
end agen) 

Sonstige 

Beteiligung 

Darlehen 

Verlorene ! 
Zuschüsse 1 

l i 

zusammen 

1 

1 





( M 

i 

Ostpreußen >). 

15 208 800 

— 

631 134,oo 

46,oo 

15 839 980,00 

Brandenburg.! 

993000 

10 391 647,32 

800 000,00 

i 

12094 647,32 

Brandenburg und Pommern . . 

355 000 

1 ~ 

— 

i 

355 OOO,00 

Pommern 2 ). 

11940 700 

| 1 534 483,00 

1810 030,31 

| 28223,70 ! 

15313 437,01 

Grenzmark Posen-Westpreußen 

— 

1 

1845 250,00 

1 — 1 

1 : 

1845 260,oo 

Niederschlesien 3 ). 

8 176 876 

I 

1714 778,00 

1 704,41 1 

9891 357,41 

Oberschlesien. 

969 000 

— 

55 550,oo 

, __ 1 

1014 550,00 

Sachsen . 

17 890 900 

— 

836 000,00 

180 859,15 

18 906 759,16 

Schleswig-Holstein. 

1 101 000 

1 890150,oo 

4 257 625,00 

100 000,00 

7 348 775,oo 

Hannover.i 

14 643000 

1074 420,00 

2 559 416,00 

50,024,12 j 

18326 860,12 

Hannover und Westfalen . . . 

961000 

— 

469 000,00 

— i 

1430 000,00 

Westfalen. 

1468000 


4 773 600,00 

_ 1 

6241600,oo 

Hessen-Nassau. 

2262000 

1 525 781.62 

1683 114,99 

18 624,co 

5 489 521,21 

Rheinprovinz. 

592500 

— 

3 760 000,00 

160 000,00 

4 602 500,00 

Hohenzollernschc Lande 

5 487 000 

j 

— 

324,00 

5 487 324,oo 

zusammen . . 

82037 775 

16 326 481,94 

25184 398,30 

1 

| 538 806,98 ! 

| 124087 461,22 

außerdem für Kleinbahnen in 


1 


! i 

1 

1 

den abgetretenen Gebieten 4 ) 

9846000 

8667008,83 

4 192126,00 

60,00 | 

4 )22 605 194,83 

insgesamt . . 

91883 775 

24 893 490,77 

29 376 524,30 

| 538865,98 | 

146692666,05 


Auf die bewilligten Staatsbeihilfen sind bis zum Schluß des Rech¬ 
nungsjahrs 1920 137 392 047,.-, Jl, bis Ende Dezember 1921 139 556 047,.—» 
Mark zur Auszahlung gelangt. 


*) Ausschließlich der Beihilfen für Teilstrecken von Bahnen, die in dem 
abgetretenen Memelgebiet und in dem an den Freistaat Danzig und an Polen ab¬ 
getretenen Gebiet liegen (Insterburger, Westpreußischc und Marienwerder Klein¬ 
bahnen ). 

2 ) Ausschließlich der Beihilfe für eine Teilstrecke der Kleinbahn Neustadt 
—Prtissau—Chottschow, die in dem an Polen abgetretenen Gebiet liegt. 

3 ) Ausschließlich der Beihilfe für eine Teilstrecke der Bahn Lissa—Guhrau 
—Koben—-K roh Lau, die in dem an Polen abgetretenen Gebiet liegt. 

4 ) Davon kommen auf das Memelgebiet 2 Bahnen mit 3 600000 c U, auf die 
früheren Provinzen West preußen 7 Bahnen mit 6 034 866 ctf, Posen 12 Bahnen mit 
7 744 115 c'Ä. auf die Provinz Schlesien 117 000 M und auf die Provinz Schles¬ 
wig-Holstein 3 Bahnen mit 5 049 213,8.1 M. 
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Die Kückeinnahmen aus Staatebeihilfen für Kleinbahnen betrugen 


im Rechnungsjahr 1920 (vorläufig festgestellt) . 5 288 950,27 J( l ) 

in den Vorjahren wurden vereinnahmt . . . 28 811823,17 „ 

zusammen ... 29100,773,44 „ 

Davon kommen auf Zinsen. 7 895 879,68 „ 

auf Tilgungsbeträge. 9070738,38 „ 

auf Reingewinnanteile (Dividenden). 12134155,38 „ 


Unter der Annahme, daß sich die Selbstkosten des Staats auf 5 v. H. 
stellen, beläuft sieh der Jahresaufwand des Staats für die bis zum 
Schluß des Rechnungsjahrs 1920 gezahlten Staatsbeihilfen, abzüglich 
der zurückgezahlten und der bereits getilgten Beträge (128 321 309 Ji), 
auf 6 416 065 JL Da die Rückeinnuhmeu an Zinsen und Anteilen am Rein¬ 
gewinn (Dividenden) im gleichen Rechnungsjahr 723022 Jt betrugen, er¬ 
gibt sich für den Staat ein Jahreszuschuß von 5 693 043 M oder 4,44 v. H. 
der bis zum Schluß des Rechnungsjahrs 1920 gezahlten, noch nicht ge¬ 
tilgten Summe. Die Verzinsung dieses Kapitalbetraga berechnet sich 
demnach für das Rechnungsjahr 1920 auf (5—4,44 =) 0,50 v. H. 

*) Darunter 4 129 713,83 Ji Staatsbeihilfen, die von Kleinbahnen dn dem an 
Dänemark abgetretenen Gebiete zurilckgezahlt sind. 
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Anlage 1. 


Übersicht über den Stand der neben- 

am Ende des Geschäfts- 


U 

03 

s 

e 

3 

& 

A 


Bezeichnung der 


Grenz- 


08t- 

preußen 1 ) 

mark 
i Posen- 
West- 
preußen 2 3 4 5 * 7 * 9 ) 

16 

2 

3 ) 1 

— 

16 

2 

918,56 

80,88 

894,62 

80,88 

15,40 

| 

! 

910,02 

80,88 

i 

1 006,19 

89,33 


Branden- 

burg 


Pommern 


Schlesien 


Gesamtzahl: 

der vorhandenen oder wenig¬ 
stens genehmigten Eieinbah¬ 
nen am 31. März 1920 .... 
der in der Zeit vom 1. April 1920 
bis zum 31. März 1921 geneh¬ 
migten Kleinbahnen. 

der vorhandenen oder wenig¬ 
stens genehmigten Kleinbah¬ 
nen am 31. März 1921 .... 

Bahnlänge (in Kilometern): 
Streckenlänge der unter Nr. 1 
aufgeführten Kleinbahnen: 

4 festgestellt am 31. März 1920 . 

5 I festgestellt am Schluß des 

Berichtsjahrs beziehungs¬ 
weise am 31. März 1921 . . 

6 Streckenlänge der unter Nr. 2 

| aufgeführten Kleinbahnen am 

Schluß des Berichtsjahrs be¬ 
ziehungsweise am 31. März 

1921. 

Streckenlänge sämtlicher Klein¬ 
bahnen unter Nr. 3 am Schluß 
des Berichtsjahrs beziehungs¬ 
weise am 31. März 1921 . . . 

Gesamtlänge aller Gleise ein¬ 
schließlich Nebengleise am 


36 


29 


36 


1 145,55 


*) 28 


1 749,45 


1 132,34 I 1 710,88 


32 


b ) 31 


908,40 


908,81 


1 308,79 


1 710,88 1 908,81 


1 935,71 


1017,48 


l ) Einschließlich der deutsch gebliebenen Teile der früheren Provinz Westpreußen 

3 ) Deutsch gebliebene Teile der früheren Provinzen Posen und Westpreußen westlich 

3 ) Zugang: Puppen—Friedrichshof. 

4 ) Abgang: Güldenhagen—-Gr. Mölln, jetzt Teil der Kösliner elektrischen Straßen- 

5 ) Abgang: Zawisna—Wielun, jetzt — soweit auf preußischem] Gebiete liegend — 

8 ) Abgang: Tangermünde-Lüderitz (abgebrochen). 

7 ) Zugang: Elmshorn—Elmshorn Hafen. Abgang: 1 Unternehmen infolge Vereini- 

H ) Abgang: Marxloh—Alsum, als Straßenbahn ausgebaut. 

9 ) Dem Zugänge von 2 Bahnen steht ein Abgang von 5 Bahnen gegenüber (vgl. 
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bahnahnlichen Kleinbahnen in Preußen Anlage l. 

jahrs. (31. März 1921.) 


Provinzen (Verwaltungsbezirke) 

zusammen 

Sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

Hannover 

Westfalen 

Hessen- 

Nassau 

Rhein¬ 

provinz 

Hohen- J 
zollern- | 
sehe ! 

Lande | 

i 

38 

24 

37 

24 

21 

52 

J 

i 

! 

1 ! 

| 

311 

— 

! 

h l 



~ 

’ 


9) 2 

«) 37 

7 ) 24 

37 

24 

21 

») 51 

1 ; 

308 

1 009,9» 

626,64 

1 137,18 

517,51 

372,59 

950,23 

1 | 

i 

92,57 j 

j 9 509,50 

I 009,96 

J 

' 626,66 

l 

| 1 142,13 

608,95 

367,53 

! 

924,80 

i 

92,67 I 

! 

| 9 400,18 

i 

— 

i 

4,oo 

1 

j 

1 

1 


j 

; 1 

1 

19,40 

1 009,96 

630,66 

1 142,13 

1 

j 608,95 

| 367,58 

1 

924,80 

1 

1 

j 92,57 i 

j 

| 9 419,58 

1 

1 186,98 

740,26 

1 

1 297,51 

| 666,34 

442,04 

1 

' 1 197,98 

! 100,07 ; 

1 

i 

j 10 988,68 


östlich der Weichsel. 

der Weichsel ausschließlich der au Pommern gefallenen Teile des Kreises Neustadt i. Westpr. 
bahn. 

Teilstrecke der Rosenberger Kreisbahn. 

gang der Kleinbahn Flensburg—Kappeln und Flensburg-Rundhof. 

Anmerkungen 3 bis 8). 
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160 Entwicklung der iuebenbahnahnliehen Kleinbahnen in Preußen. 
(Noch Anlage 1.) 


Posen¬ 
preußen West- 

preußen 


Bezeichnung der 


tlrenz- 

mark Branden- 


l’ommern Schlesien 


Von den unter Nr. 3 aufge¬ 
führten Bahnen 

befinden sich: 

. . < Anzahl 


im Betrieb .... 


' km 


. . . / Anzahl : 

in der Ausführung ^ km ] 

haben: j, 

. 0 .. I Anzahl 

l,4s& m Spurweite . ^ ^ 

, .. / Anzahl j 

l,ooo m Spurweite . j km !' 

_ a i Anzahl |i 

0,750 m Spurweite . ( km |j 

_ o I Anzahl 1} 

0,60® m Spurweite . , km j* 

(I 

eine gemischte | Anzahl i 
Spurweite ... * km 
eine abweichende / Anzahl 
Spurweite ... I km j; 

werden betrieben mit: 
t,„___ f Anzahl i. 


Dampflokomotiven 

elektrisch.Motoren 


Dampflokomotiven / Anzahl 
u.elektr. Motoren l km 


kommen auf Bahnen für: 

„ i , f Anzahl 

Personenverkehr . \ , 

l km 


Güterverkehr. . . 


( Anzahl 


Personen- und / Anzahl 
Güterverkehr . . I km 

dienen: 

dem Personenver¬ 
kehr, besonders Anzahl 
in Städten und km 

derenUmgebung 
dem Fremden- ( Anzahl 
(Bade-)verkehr . I km 


16 

907,37 


t km 6:34,u 
t Anzahl ! — 


34 

28 

29 

1 086,42 

1 710,88 

1 849,30 

2 

— 

2 

45,92 

— 

59,61 

27 

12 

! 

24 

760,34 

359,66 

605,72 

1 

3 

— 

85,46 

241,67 

— 

7 

6 1 

3 

267,23 

482,77 

126,oi 

— 

2 

— 

— 

139,80 

— 

1 

5 

-- 

19,32 

486,98 

— 

— 

— 

4 

— 

— 

177,08 

35 

28 

24 

1 119,81 

1 710,88 

719,61 

— 

— 

7 

— 

— 

189,20 

1 

- 

— 

12,63 

— 

— 

— 

— 

1 

30,61 

5 

1 

— 

67,83 

1,84 

— 

31 

27 

30 

1 064,46 

l 709,04 | 

i 

878,20 

— 

— 
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rovinzen (Verwaltungsbezirke) 


Sachsen 

Schleswig- 
| Holstein 

1 * 

Hannover 

i 

i 

! 

Westfalen 

Hessen- 

Nassau 

i 

Rhein¬ 

provinz 

Hohen- 
zoilern- 
sche 
. Lande 

i 

| zusammen 

36 

1 

r 

i 

1 

23 1 

36 

i 

. 

24 

i 

. 

21 

i 

48 

1 

i! 

i 1 

.298 

948,69 

624,70 | 

1 124,67 ! 

508,23 

! 362,35 

869,03 

92,57 

1 9165,09 

1 

1 1 1 

1 

— 

— 

3 

— 

I, 10 

61,27 

5,96 ! 

17,46 

0,72 

5,18 

55,77 

] 

j 254,44 

29 

16 

25 

9 

15 

35 

1 

201 

713,97 

342,94 

662,79 

89,80 

219,74 

590,81 

1 92,57 

4 662,06 

2 

5 1 

4 

9 

4 

9 

— 

40 

49.37 

1 202,6t 

175,48 | 

210,49 | 

116,01 

260,12 

, — 

j 1 492,99 

2 


4 

3 

1 

5 

1 _ 

35 

52.30 


147,15 

49,22 
, i 

10,78 

54,47 

— 

ji 1 453,47 

— 

— 

— 

1 

16,66 

— 


1 _ 

1 

I 4 

1 171,86 

4 

2 

3 ! 

2 I 

— 



i; io 

194,33 

| 70,78 

145,31 , 

142,78 i 


— 

— 

j 1395,97 

— 

1 1 

1 

1 I 

! 

1 

2 

— 

i 9 

— 

14,30 

11,40 

1 

~~ j 

21,oo 

19,40 


i| 243,18 

!■ 

36 

23 | 

36 j 

22 

18 

29 

1 

1 

1 269 

978,n 

625,91 

1 125,31 

481,45 

840,50 

' i 

533,19 

92,67 

1 8 442,39 

1 

1 1 

— | 

2 

1 

19 

— 

i 3i 

31,85 

' 4,75 

— 

27,50 

10,88 

282,95 

i — 

547,10 

— 

| — 

1 

— ' 

2 

3 

— 

1 8 

- 

1 — 

16,82 

i 

— ; 

16,15 

108,66 

1 

| 430,04 

i 


i 

_ 

_ 

1 

_ 

^ 2 

— 

— 

i 

— 

— 

13,30 

— 

J 43,91 

2 

1 

— 

4 

— 

10 

1 __ 

23 

7,55 

* 4,09 

1 7 

— 

29,08 

— 

62,04 

— 

172,48 

35 

1 28 

37 

20 

21 

40 

1 

1 283 

1 002,41 

626,57 

1 142,13 

i 

479,87 

367,53 

i 

849,46 

92,57 

1 9 203,u 



_ i 


3 

4 


'1 7 

— 

— 

- 

— 

43,10 

70,42 

1 

! - 

113,62 


4 

i ! 

_ 

2 

_ 

— 

8 

— 

69,68 

11,40 

— 

11,27 

— 

— 

1 139,25 

1 
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162 Entwicklung der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in Preußen. 
(Koch Anlage l.) 


Bezeichnung der 


© 

B 

B 

p 


j 

Grenz- 

i 

! ~ 

! 


Ost- 

mark 

Branden- 

1 

1 

Ä 


preußen 

1 Posen- 

Pommern 

Schlesien 



West- 

bürg 


«*- 



preußen 





Von den unter Nr. 3 aufge- 







führten Bahnen: 







dienen: 






25 

vorzugsweise dem I 

Handel und der j Anz * hl 

1 


9 

1 

14 


Industrie .... 1 km 

48,84 

— 

149,36 

1,84 

360,15 

26 

vorzugsweise land- f 
wirtschaftlichen j nz * 

13 

2 

14 

19 

5 


Zwecken . . . . [ km 

766,85 

80,88 

594,68 

1 306,73 

194,76 

27 

annfthernd in gleichem Maß 







dem Handel und der Indu¬ 
strie sowie der 1 Anzahl 

1 


13 

8 

12 


Landwirtschaft . V km 

47,88 

— 

388,30 

402,82 

363,90 


kommen auf: 






28 

Gesellschaftsunternehmen . . 

16 

— 

12 

22 

28 

29 

Unternehmen von Kommunal- 







verbänden . 

— 

2 

24 

6 

2 

30 

Unternehmen sonstiger Art . 
beschäftigten: 

— 




1 

31 

Beamte. 

574 

29 

728 

959 

609 

32 

ständige Arbeiter. 

besaßen: 

897 

74 

i 

1 186 

! 

1 297 

1832 

33 

Dampflokomotiven. 

102 ! 

7 

151 

178 

95 

34 

Elektrische Lokomotiven . . 
Triebwagen: 

— 

— 

1 

— 

1 

35 

mit eigener Kraftquelle . . 

7 

— 

1 

i | 

1 

36 ! 

ohne eigene Kraftquelle . . 

2 

— 

—- 

— 

127 

37 ' 

Personenwagen. 

249 

10 

186 

302 

391 

38 | 

Gepäckwagen. 

25 

3 

45 

63 

35 

39 | 

Güterwagen.1 

1 331 ! 

58 

1 938 

3 062 

1073 

40 ; 

Postwagen .! 

23 

2 

23 

28 

17 

1 

41 

Spezialwagen . 

70 

7 

127 

191 

121 

42 

beträgt das Anlagekapital 
Von dem Betrag unter Nr. 42 

58 908 973 

4 302 317 

71 725 915 

67 937 737 

83 634 177 


sind oder werden aufge¬ 
bracht: 




! 


43 

vom Staat. 

19 639 300 

1845 250 

12166954 

14884 660 

10 995 328 

44 

von den Provinzen. 

9 743 700 

749025 

12 192953 

14801 348 

882225 

45 ; 

von Kreisen. 

9 769835 

1 644 368 

33601631 

22251852 

11131 740 

46 j 

von Zunächstbeteiligten . . 

294 600 

63 674 

4 774 382 

3 947 554 

12527228 

47 i 

in sonstiger Weise . 

19561 638 


8 989995 

12052823 

48097 656 
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Provinzen (Verwaltungsbezirke) 



! 

, 

I 

j 

i 

i 

Hohen- 


Sachsen 

Schleswig- 



Hessen- 

Rhein- 

zollern- 

zusammen 

Hannover 

Westfalen 





Holstein 

i 

i 

i 

i 

| Nassau 

1 

provinz 

sehe 

Lande j 



6 

; 

1 

4 

i 

| 

i 

1 1 

4 

i 

• I 

14 

i 

2 

' ! 

! 

1 I 

1 1 

27 

l 

, 

! i 

i 

83 

41,82 

22,82 

22,97 ' 

144,40 

29,45 

324,33 

92,57 

1 227,65 

11 

10 

23 

_ 

2 

2 

_ 

101 

387.14 

354,82 

781,80 

“ 

33,77 

65,83 | 


4 667,25 

2ü 

1 

6 

9 

i 

10 

12 

18 


109 

381,00 

183,94 

325,96 

364,55 

249,94 

464,32 

1 

3371,96 

33 

13 

32 

19 

16 

19 

! 1 

1 

211 

i 

3 

11 

5 

5 

6 

31 

— 

1 94 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

! 3 

1 

657 

523 

817 

724 

333 

1 626 

i 73 

7 552 

1 119 

871 

1313 

1008 

523 

2 630 

1 

96 : 

| 12846 

1 

91 

112 

167 

132 

68 | 

130 

10 

i 1243 

— 

4 

— 

5 

1 

23 

— 

| 35 

1 

— 

2 

— 

— 

4 

1 

18 

23 

8 

— 

21 

36 

302 

— 

619 

239 

233 

306 

213 

258 

686 

17 

3090 

43 

28 

64 

30 

17 

29 

4 

386 

1663 

739 

1 196 

| 1400 

673 

1652 

36 , 

i 14 821 

17 

18 

22 

, 18 

13 

j 20 

i 3 

i 204 

l 

99 

52 

207 

221 

1 

43 

1 99 

j 8 

1245 

| 

77 458 396 

, 53 171 739 

1 

! 76 028 269 

| 67 038 705 

I 

40 068 382 

! 164 329 178 

i 

| 8 965 132 

j 773 568 920 

14484 789 

i 

i 

7 247 525 

17 776336 

1 

j 

6393500 

i 

5 267 896 

4 502 500 

1 

| 6 327 000 1 

| 

120 431088 

15469 716 

5 393552 

26 881284 

1568000 

5 370 781 

3 752 500 


99469084 

5256866 

16910079 

10596 729 

15 952 357 

4 266 747 

52595914 

j 2 664 000 

183 977 618 

19233 732 

8759621 

7 629892 

.29978518 

4 983 561 

j 33624219 

i i 

125 816281 

23013293 

14861062 

13144 528 

13146330 

20179 397 

' 69854045 

! 974 132 

243874899 


ll* 
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Entwicklung der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen in Preußen. 


Anlage 2. 


Nach* 


der bb zum Schlufl des Kalenderjahrs 1921 für den Ban von Straßenbahnen 


© 

! 


s 

s 

& 

S5 

j 

i 

Provinzen ! 

a) vollspurige 
Kleinbahnen 

*3 

3 

! 

1 

An¬ 

zahl 

km 

Betrag 


I. Straßen- 


1 I Brandenburg. 

2 ! Hannover. 

I -:- 

zusammen . . . 

außerdem für eine Straßenbahn in dem 


abgetretenen Memelgebiet . . . . jj — 



zusammen Straßenbahnen . . 

i 

— 

— 




II. NebenbahnEhn- 

1 

Ostpreußen 1 ). 

5 

95,84 

1714 000,oo 

2 

Brandenburg.1 

19 

629,50 

9 454 662,10 

3 

Brandenburg und Pommern. 

! 1 

30,27 

355 000,oo 

4 

Pommern*). 

i i2 

t 

446,92 

4 501 413,31 

6 

Grenzmark Posen-Westpreußen. 

2 

80,88 

1845 260,00 

6 

Niederschlesien 3 ) . 

17 

483,47 

9 714 778,00 

7 

Oberschlesien . 

2 

49,31 

959 000,00 

8 

Sachsen . 

1 23 

653,82 

17 980984,75 

9 

Schleswig-Holstein. 

7 

290,10 

4 443 075,00 

10 

Hannover. 

20 

624,44 

13 656524,12 

11 

Hannover und Westfalen ........ 

j 1 

34,86 

661000, oo 

12 

Westfalen. 

2 

22,14 

687 000,00 

13 

Hessen-Nassau.. 

10 

154,56 

4 216 673,31 

14 

Rheinprovinz. 

ij 5 

137,82 

4 342500,00 

15 

Hohenzollernsche Lande. 

l 

92,67 

5 487 324,00 


zusammen. 

127 

3826,50 

79 919 084,59 


außerdem für Kleinbahnen in den ab- 





getretenen Gebieten 4 ). 

11 

270,07 

5 304 160,00 


zusammen nebenbahnähnl. Kleinbahnen 

138 

4 096,57 

86 223 244,59 


dazu Straßenbahnen. 

! 

— 

— 


Kleinbahnen überhaupt. 

13B 

4096,57 

85223244,59 


*) Ausschließlich dler Beihilfen für Teilstrecken der Bahnen, die zum 
Teil in dem abgetretenen Memelgebiet und in dem an den Freistaat Danzig und 
an Polen abgetretenen Gebiet liegen. (Insterburger, Westpreußische und Ma¬ 
rien werder K1 einbalinon.) 

3 ) Ausschließlich der Beihilfe für eine Teilstrecke der Kleinbahn Neustadt 
—Prüßau—Chottschow, die in dem an Polen abgetretenen Gebiet liegt. 
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Anlage 2. 

w elaang 

wmA aekatotalhalldHB Kleinbahnen endgültig bewilligten Staatsbeihilfen. 


Endgültig bewilligte Beihilfen für 


b) schmalspurige 

1 

überhaupt 

Kleinbahnen ; 

1 

(zusammen a und b) 

Anzahl km 1 Be *'° g 1 

1 

Anzahl 

km 

Betrag 

äj 

i/fb | 





bah een. 


1 

6,25 

93 731,27 

1 

6,25 

93 731,27 

1 

3,74 

111 600, oo 

1 

3,74 

111600,oo 

2 

9,09 

206 231,27 

2 

9,99 

205231,27 

1 

| 10,94 

492 000, oo 

1 

10,94 

492000,00 

3 | 

20,93 

697231,27 j 

1 

3 

20,98 

697 281,27 


liehe Kleinbahnen. 


10 

766*8 

14 126 980,00 

1 15 

862,72 

16839980*0 

7 

324,25 

2 646 263,95 

26 

963,75 

12000916*5 

— 

1 

— 

i 1 

30,27 

355 000,oo 

14 

1 180,86 

10812023,70 

26 

1627,78 

16813 437*1 

— 

— 


2 

80*8 

1846 260,00 

1 

67,65 

176679,41 

18 

651,12 

9891367*1 

l 

22,34 

56660,00 

3 

71,85 

1014560,00 

2 

119,84 

926774,40 

25 

773,16 

18906769*5 

5 

218,14 

2 905 700,oo 

12 

606,24 

7 348 776,00 

9 

389,97 

4668836*0 

29 

1014,41 

18215360,12 

1 

60,40 

869 000, oo 

2 

85,26 

1430 000,oo 

6 

301,61 

5 554 600,oo 

8 

323,75 

6241600,oo 

3 

108,17 

1272947,90 

13 

262,73 

6 489621,2t 

1 

j 26,18 

160 000,00 

| 1 

6 

163,oo 

4 602 600,oo 

— 

l 

i _ 

1 

, 92*7 

6 487 324,00 

60 

1 3674,79 

i 

48963146,36 

| 

187 

7 401,29 

123 882 229,95 

13 

1421,90 j 

| 16809034,83 

24«) 

1 691,97 

22113194,88 

73 

4996*9 

60772180,19 j 

211 i 

9098,16 

146 996 424,78 

3 

20,93 

697231,27 | 

3 1 

20,93 

697 231,27 

76 

6017,62 

61 469 411*6 | 

214 

9 114,19 

146692666,05 


*) Ausschließlich der Beihilfe für eine Teilstrecke der Kleinbahn Lissa— 
Guhrau—Köben—Krehlau, die in dein an Polen abgetretenen Gebiet liegt. 


*) 'Davon entfallen auf das Memelgebiet 


Westpreußen 
Posen . . . 


anf die früheren Provinzen | 

auf die Provinz Schlesien. 

und anf die Provinz Schleswig-Holstein 


2 

7 

12 


Bahnen und 


3 168 000,oo M, 
6034 866,00 .. 
7744116,00 
117000,oo ,, 
5 049 213,03 ,. 
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Die gegenwärtige Lage des Personenverkehrswesens in der Republik 
Sowjet-Rußland (nach dem Geschäftsbericht der russischen Eisenbahnen). 
Der Personenverkehr auf den Eisenbahnen der föderativen Republik 
Sowjet Rußland, der bereits zur Zeit des Weltkrieges 1914/17 große 
Schwierigkeiten zu überwinden hatte, wurde in der Zeit der Bürger¬ 
kriege 1918/20 durch den Verlust vieler Lokomotiven und Personen¬ 
wagen endgültig erschüttert. Die Personenzüge wurden meistens aus 
ungeheizten und unbeleuchteten Güterwagen, zusammengestellt, mit 
durchaus unzulänglichen Lokomotiven versehen, sie verkehrten unregel¬ 
mäßig und mit einer bis auf 5—6 Werst in der Stunde verminderten Ge¬ 
schwindigkeit. Die Zahl der Personenzüge mußte bis zum äußersten 
eingeschränkt werden, so daß in einigen Bezirken nur alle 2 Wochen 
1 Pereonenzug verkehrte. Dadurch war die Personenbeförderung auf 
den Eisenbahnstrecken so schwierig und mühselig geworden, daß viele 
Bewohner alle anderen Verkehrsmittel der Eisenbahnfahrt vorzogen. 
Dazu kam, daß man infolge der beschränkten Anzahl von Personenzügen 
und der Unmöglichkeit, diese zu erhöhen, gezwungen war, die Bahnfahrt 
nur gegen einen Fahrtausweis zu gestatten, der auch nur unter großen 
Formalitäten zu erlangen war. 

In diesem, man kann sagen, chaotischen Zustande verblieb der 
Personenverkehr ungefähr bis gegen Ende des Jahres 1920, als nach 
Beendigung des Kriegszustandes an die friedliche Wiederaufbauarbeit 
herangegangen werden konnte. Und da das Land unmöglich ohne Eisen¬ 
bahn verbleiben konnte, trat die Erneuerung des Transportwesens in 
den Brennpunkt dieser Wiederaufbauarbeit. 

Durch Anspannung der äußersten Kräfte in den Eisenbahn Werk¬ 
stätten gelang es, die Zahl der wiederhergestellten Wagen und Loko¬ 
motiven immer mehr zu erhöhen. Das Ergebnis war eine verhältnis¬ 
mäßig schnelle Erneuerung des Transportwesens überhaupt und des Per¬ 
sonenverkehrs im besonderen. Die Zahl der Personenzüge nahm auf 
allen Linien so schnell zu, daß bereits in der ersten Hälfte des Jahre« 
1921 die Vorzeigung besonderer Reisefahrscheine nicht mehr notwendig 
war und so der freie Eisenbahnverkehr auf' allen Linien der fördera- 
tiven Sowjetrepublik wiederhergesteilt wurde. 

Im Sommer 1922 bot der Personenverkehr in Rußland folgendes 

Bild: 

Alle bedeutenderen Städte sowie die Randstaaten haben mit Moskau 
und Petersburg direkte Schnellzugverbindung. 
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Die Schnellzüge bestehen ausschließlich aus vieraohsiigen Pullman- 
Wagen, haben Gas- oder elektrische Beleuchtung, werden im Winter 
geheizt und haben nummerierte Sitzplätze und Schlafwagen. Die Fahr¬ 
geschwindigkeit ist im Vergleich zu 1914 geringer, jedoch kann sie im 
Verhältnis zu der allgemeinen Lage des Transportwesens als befriedi¬ 
gend bezeichnet werden. 

Bezeichnung « , . , Länge der Strecke Fahrzeit 

der Züge n r c e j n Werst in Stunden 


Schnellzug j Moskau—Petersburg . . . . I 610 I 14 

1 „ —Tschita.j 5 977 , 195 

„ —Nowo-Nikolajewsk . I 3266 97 

—Batum. 3266 133 

—Mineralwassergebiet 1686 j 54 

—Sebastopol. 1436 ' 40 

., . —Taschkent. 3123 115 

- „ —Nishni-Nowgorod . 412 10 

„ —Minsk. 704 21 

„ Petersburg—Batum. 3 878 148 

„ —Sebastopol ... 2053 54 


Außerdem vermitteln auf allen Linien Postzüge den Verkehr, der 
auf den Knotenpunkten genau geregelt ist. Die Postzüge bestehen eben¬ 
falls aus geheizten und beleuchteten Personenwagen und laufen mit 
einer Geschwindigkeit von 20—27 Werst in der Stunde. Die Sitzplätze 
in diesen Zügen sind zum größten Teil nummeriert. Gewöhnlich werden 
außer den Wagen der ehemaligen dritten Klasse Wagen der ehemaligen 
ersten und zweiten Klasse mit Polstersitzen eingestellt. 

Von durchlaufenden Postztigen verkehrten: 


Bezeichnung 
der Züge 

Eisenbahnstrecke 

Länge der Strecke 
in Werst 

Postzug 

Moskau—Taschkent .... 

3123 


„ —Tscheljabinsk . . 

f 1985 


„ —Charkow. 

731 

r 

— Woronesh—Rostow 

1 1 165 

m 

—Charkow—Rostow . 

| 1220 


—Sebastopol. 

; 1436 


_ —Jekaterinoslaw . . . 

j 1016 

*» 

. —Omsk . 

2679 


n —Odessa . 

1 1415 


Petersburg—Kiew . 

1317 


„ — Omsk . 

| 2768 


„ — Kostroma .... 

745 

7 » 

Tscheljabinsk—Irkutsk . . . 

3 039 


Sowohl die Schnellzüge als auch die Poetziige der wichtigsten 
Strecken, besonders solcher von und nach Moskau, führen Schlafwagen 
der Internationalen Schlafwagen-Gesellschaft. Diese Wagen sind mit 
Wäsche und Toilettegegenständen ausgestattet und liefen im Sommer 1922 
auf 20 Strecken. 
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Neben den Schnell- und Poetzügen verkehren zur Personenbeförde¬ 
rung auf allen Linien für die Wenigerbemittelten auch Güterzüge, die 
zwar ausschließlich aus Güterwagen bestehen, dafür aber doppelt so 
billig sind wie die Postzüge. Diese Züge erfreuen sich besonderer Be¬ 
liebtheit und sind bis auf den letzten Platz besetzt. 

Schlechter ist es mit der direkten Auslandsverbindung bestellt. 
Obgleich gegenwärtig auf den Strecken Moskau—Riga, Moskau—Reval 
und Moskau—Helsingfors direkte Wagen für diplomatische Zwecke ver¬ 
kehren, so ist dieser Verkehr doch nicht regelmäßig, da die Wagen, 
die dem Außenkommissariat zur Verfügung gestellt sind, nur in dringen¬ 
den Fällen eingestellt werden. Es sind mit Lettland, Estland, Finnland, 
und Polen Verhandlungen eingeleitet worden zwecks Herstellung einer 
direkten Verbindung mit dem Auslande, und es ist anzunehmen, daß 
diese Verhandlungen zu einem günstigen Ergebnis führen werden, so daß 
für die nächste Zeit eine direkte Verbindung mit dem Ausland zu er¬ 
warten ist. 

Auf größeren Stationen befinden sieh Erfrischungsräume, in denen 
Mittagessen, heiße und kalte Speisen, Tee, Kaffee und andere Getränke 
verabfolgt werden. 

In letzter Zeit ist mit der Einstellung von Speisewagen wieder 
begonnen worden, so z. B. auf den Strecken Moskau—Tschita, Moskau— 
Nowo-NikoLajewek, Moskau—Sebastopol, Moskau—Batum, Petersburg— 
Sebastopol und Petersburg—Batum. 

Die meisten Bahnhöfe sind ausgebessert, neu möbliert, mit Frisier¬ 
stuben, Damenzimmern, Zeitungs- und Bticherkiosken versehen und im 
allgemeinen durchaus in keinem schlechteren Zustande als vor dem 
Kriege. 

Besondere Beachtung hat man der Wiederherstellung des Vorort¬ 
verkehrs geschenkt; die Vorortzüge bestehen aus Personenwagen, ihre 
Geschwindigkeit wird allmählich gesteigert, und auf einigen Strecken 
(Moskau—Kursker Bahnlinie, Moskau-Kasaner und Nikola.jewer Bahn) 
ist bereits die der Vorkriegszeit erreicht. Die Zahl der Vorortzüge 
ist im Verhältnis zur Vorkriegszeit wohl eingeschränkt, dafür aber 
konnte die Wagenzahl der einzelnen Züge dank der Beschaffung 
leistungsfähiger Lokomotiven vermehrt werden. 

Einen Überblick über die Vorortverhältnisse in Moskau gibt 
folgende Tabelle: 


Bahnstrecke 

Zah der Vorortzüge 

1 au Wochentagen 

an Feiertagen 

Alexandrowsk. 

14 

18 

Moskau—Kasansk.i 

16 

14 

„ —Kursk.! 

15 

16 

„ Nishegorodsk .... 

19 

20 

Nikolajewsk. 

8 

8 

Moskau—Baltijsk. 

7 

9 

Nordbahnen . 

21 

20 


Eine weitere Vervollkommnung des Personenverkehrs auf- den 
Bahnen der Republik wird von dem Verkehrskommissariat angestrebt, 
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das unter anderem zwecks Ausarbeitung eines geregelten Fern- und 
Nahverkehrs im November eine Versammlung der Vertreter aller Bahn¬ 
strecken und Verkehrszentren einberufen hat, deren Beschlüsse am 
1. Mai 1923 in Kraft treten sollen. 


Die Abrechnungsstelle des Vereins Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen in Berlin 1 ) hat in der Zeit vom 1. April 1921 bis 31. März 1922 
im ganzen 160100 Schuldposten ausgeglichen, und zwar: a) in deutscher 
Währung 138 031 = 17 508 207 000 J(, b) in Frankenwährung 2057 = 
3 521953 Fr., c) in Kronen Währung (alte österr.-ung. Kr.): 4407 = 
9 037 417 Kr., deutsch-österr. Kr.: 4870 = 271739 047 Kr., tsohechoslow. 
Kronen 10 339 = 233 703 017 Kr., ungarische Kr. 426 = 1 7f4 794 Kr. 

In jeder Vereinsabrechnung sind hiernach durchschnittlich wie im 
Vorjahr 6670 Rechnungsposten bearbeitet worden. Die angemeldeten 
Schuldpoeten sind gegen das Vorjahr gestiegen: in der Markwährung 
87 % %, in der Frankenwährung 959 %, in der alten österr.-ungar. un¬ 
gestempelten Kronenwährung 71 %, in der deutsch-österr. Kronen¬ 
währung 757 % und in der tschecho-slow. Kronenwährung 220% %. 

Nach der Ausgleichung waren an Zahlungen zu leisten: in deutscher 
Währung (einschließlich der in diese umgerechneten Franken) 1513 Rech¬ 
nungsposten und 818 227 720 Ji , Kronenwährungen: alte österr.-ung. un¬ 
gestempelte Kr. 222 Rechnungsposten und 6862 887 Kr., deutsch-österr. 
Kronen 169 Rechnungsposten und 207 279 579 Kr., tschecho-slow. Kr. 287 
Rechnungsposten und 215096186 Kr., ungarische Kronen 47 Rechnungs¬ 
posten und 1682 967 Kr. Durchschnittlich wurden also in der deutschen 
Währung 93, in der alten österr.-ungar. Kronenwährung 20, in der 
deutsch-österr. Kronenwährung 29, in der tschecho-slow. Kronenwährung 
36 und in der Ungar. Kronenwährung 9 angemeldete Posten durch je 
eine Zahlung ausgeglichen. Für jedes Tausend der angemeldeten Schuld¬ 
beträge waren in der Mark- und Franken Währung 47 M (im Vorjahr 
73 Ji), in der alten) österr.-ungar. Kronenwährung 759 Kr., in der deutsch- 
österr. Kronenwährung 763 Kr., in der tschecho-slow. Kronenwährung 
920 Kr. und in der ungarischen Kronen Währung 987 Kr. bar zu zahlen. 

Es betrug die Zahl der Anmeldun en eefeitigten Rechnung*- 

* auszüge 


in der Markwährung. 22 988 

in der Frankenwährung .... 136 

in der Kronenwährung . . . . 1185 


2 715 
383 
1930 


zusammen 


24 309 


5 028 


Im Durchschnitt sind mithin zu jeder Vereinsabrechnung 1013 (im 
Vorjahr 1063) Anmeldungen eingegangen und 210 (im Vorjahr 202) 
Rechnungsauszüge gefertigt worden. 


Über die Förderung des Baues von Kleinbahnen durch die Provin¬ 
zial- (Kommunal-) Verbände. Seit der letzten Veröffentlichung im Archiv 
für Eisenbahnwesen, 1921, S. 1146—1151, sind von nachstehenden Provin¬ 
ziallandtagen Beschlüsse von allgemeiner Bedeutung gefaßt worden: • 


O Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921 S. 98. 
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I. Provinz Brandenburg. 

(Beschluß des Provinziallandtages vom 8. März 1922.) 

Zur weiteren Verstärkung des Eisenbahnfonds (vgl. Zeitschrift für 
Kleinbahnen, 1914, S. 436) wird eine Anleihe bis zu 10 000 000 be¬ 
willigt und der Provinzialausschuß ermächtigt, die Anleihe unter gün¬ 
stigen Bedingungen aufzunehmen. 

II. Provinz Sachsen. 

(Beschluß des 34. Provinziallandtages vom 11. Mai 1922.) 

Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, zur Förderung des Klein¬ 
bahnwesens einen weiteren Kapitalbetrag von 8 500000 c M (vgl. zuletzt 
Archiv für Eisenbahnwesen, 1921, S. 1146) durch Aufnahme einer mög¬ 
lichst niedrig zu verzinsenden und mit 1% % zuzüglich der ersparten 
Zinsen zu tilgenden Anleihe zu beschaffen und zu verwenden. 

Die dem Provinzialausschuß zu genanntem Zweck zur Verfügung 
gestellte Gesamtsumme erreicht damit die Höhe von 43 000 000 Ji- 


Fährenverkehr zwischen Fäberorg bei Fünen und Mommark auf 
Alsen. Ende August 1922 ist eine neue Fähren Verbindung zwischen 
Kopenhagen und dem früheren deutschen Nord-Schleswig eröffnet 
worden, wodurch die Insel Alsen und der südöstliche Teil des früheren 
deutschen Schleswigs eine bessere Verbindung mit der dänischen Haupt¬ 
stadt erhalten. Die Motorfähre, ausgerüstet mit einem Motor von 275 PS, 
ist für die Überführung von 3 Eisenbahnwagen oder 10 Auto¬ 
mobilen oder 3 bis 400 Personen eingerichtet. Da die Kreisbahn auf der 
Insel Alsen bisher noch keine Vollspur besitzt (der Umbau ist 
geplant) kommt eine Beförderung von Eisenbahnwagen vorläufig noch 
nicht in Betracht. Die Fähre soll im Anschluß an die hauptsächlichsten 
Zugverbindungen auch die Postbeförderung mit übernehmen. B. 


Japan. Einführung des elektrischen Betriebs auf der Tokaido- 
Eisenbahn. Japan plant die allmähliche Elektrisierung seines gesamten 
Staatseisenbahnnetzes vermöge der reichen Wasserkräfte seines Landes. 
Für eine der wichtigsten Strecken, die Tokaido-Eisenbahn, sind die Elek- 
trisierungeentwürfe jetzt fertiggestellt. Die Strecke geht von Tokio über 
Yokohama, Nagoya, Kyto und Osaka nach Kobe. Es wird durch die 
Bahn eine Verbindung dreier Industriezentren hergestellt und außerdem 
eine dichtbevölkerte, fruchtbare und wohlhabende Gegend Japans durch¬ 
schnitten. Die Gesamtlänge der Strecke beträgt 700 km. 

Die Gesamtkosten der Elektrisierung der Linie werden ver¬ 
anschlagt auf..67 Millionen Yen 

davon für rollendes Material.35 „• „ 

An Betriebsmitteln werden u. n. für erforderlich gehalten: 

9 Lokomotiven für besondere Expreßzüge, 

46 „ „ gewöhnlich© Sclmellziige, 

107 „ „ Lokal- und Güterzüge. 

Die Kosten einer Expreßzuglokomotive werden geschätzt auf 
250 000 Yen, für eine gewöhnliche Rangierlokomotive auf 70 000 Yen. . 

Der elektrische Gleichstrom wird zunächst aus dem Regierungs¬ 
kraftwerk Akabane bezogen. Vom Jahre 1926 an wird das hydratilische 
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Kraftwerk am Shianofluß ebenfalls für die Kraftlieferung in Betracht 
kommen. Die Zuführung des Stroms in die Fahrleitung soll durch 
Transformatoren erfolgen, die alle 15 bis 20 Meilen an der Strecke entlang 
angeordnet werden. 

Die Lieferung der elektrischen Lokomotiven ist zum Teil an eng¬ 
lische Firmen übertragen worden. 

Durch Elektrisierung der Bahn wird die Zugkraft der Maschinen 
eine Steigerung um 20 bis 30 % gegenüber dein jetzigen Zustand erfahren. 
Die Wagenzahl der Züge soll bis auf 13 erhöht werden, die Fahrtdauer 
hofft man bis um 4 Stunden verkürzen zu können. B. 


Die Eisenbahnen von Ostafrika. Mit den Eisenbahnen von O s t - 
a f r i k a unter britischer Verwaltung und Aufsicht beschäftigt sich ein 
bemerkenswerter amtlicher Bericht der britischen Kolonialverwaltung, der 
kürzlich von dem Oberstleutnant F. D. Hammond (Royal Engineer) 
aufgestellt worden ist Hammond war zur Untersuchung der wirtschaft¬ 
lichen Lage der bezeichneten Eisenbahnen im Jahr 1921 als Spezial¬ 
kommissar entsandt worden. Der Bericht, der einen sehr unbefriedigen¬ 
den Stand der Dinge enthüllt, wird im Londoner Engineering, Nr. 2963, 
vom 13. Oktober d. J., S. 451 u. f., zum Gegenstand einer eingehenden 
Erörterung gemacht. "Wir entnehmen ihr im wissentlichen die nach¬ 
stehenden Mitteilungen, die wegen des Lichts, das sie auf den heutigen 
Zustand unsrer ehedem deutschen Schutzgebietebahnen werfen, von be¬ 
sonderem Interesse sein dürften. 

Der Bericht behandelt die Eisenbahnen von Kenya Colony, Uganda 
und Tanganyika-Territory. Die Bahnen von Kenya Colony bestehen aus 
der Uganda- Eisenbahn, die sich von Mombasa an der Küste nach 
Kisumu oder Port Florence am Victoria Nyansa erstreckt, und ihren 
Zweiglinien. Diese sind die Magadilinie, angelegt und verpachtet für 
die Verfrachtung der Natronschätze aus dem Bezirk des Magadi-Sees; 
ferner eine kurze Zweigbahn (32 englische Meilen) von Nairobi in nörd¬ 
licher Richtung nach T h i k a und eine dritte Zweiglinie von V o i ‘) in 
westlicher Richtung über Taveta nach der Station Kahe der ehemals 
deutschen Usambarabahn, die während des Krieges für militärische 
Zwecke hergestellt worden war und zur Verwaltung des Tanganyika- 
bezirks gehört. An dem Endpunkt Kisumu der Ugandabahn unterhält 
deren Verwaltung eine Dampferverbindung mit Jinja, und von hier 
erstreckt sich die 61 englische Meilen lange Busoga-Bahn nach 
Namasagali am Kiogasee. Daselbst unterhält wiederum die Busogabahn 
eine Dampferverbindung mit dem Hafen Ma sind i, und von hier besteht 
ein Kraftwagendienst zum Albertsee, auf dem die Uganda-Regierung einen 
Dampferdienst unterhält. Außerdem besteht auf dem Victoria Nyansa 
noch eine 5 Meilen lange Dampferlinie von Kampala nach Port Bell. Die 
Ugandabahn und die Schiffahrt auf dem Victoria Nyansa unterstehen 
einer Verwaltung; die übrigen Eisenbahn- und Schiffahrtslinien, ob¬ 
wohl von der Ugandabahn betrieben, bilden eine besondere Gruppe und 
werden auch in den Abrechnungen getrennt gehalten. 

Die Eisenbahnen des Tanganyikabezirks bestehen aus der Tangan- 
yikabahn Dareeaal am—Kigoma, 1244 km, und der Usambarabahn von 
Tanga und Moschi, 352 km. Die Tanganyikabahn sollte den Binnen- 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 340. 
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verkehr erschließen, und nach Ansicht des Berichterstatters bestand, mit 
Ausnahme des Bezirks von Dodoma, wenig Aussicht, daß sich Verkehr 
an der Bahn außer an den beiden Endpunkten entwickelte; denn das durch¬ 
schnittene Land sei meist armselig und stehe unter Insektenplage (poor 
and fly ridden). An der Usambarabahn ist noch die kurze Zweigbahn 
von Tengeni nach Sigi, 23,7 km, in der Spur von 75 cm, und die oben 
erwähnte Zweigverbindung von Kahe nach Voi zu nennen. 

Hammond’s Bericht stellt die Lage in einem höchst ungünstigen 
Lichte dar. Er erwähnt z. B., daß der Oberleiter der Bahn in den letzten 
214 Jahren Uganda nur ein Mal besucht hat, daß seit 1917 kein älterer 
Verkehrsbeamter sich in Uganda habe blicken lassen; kein Lokomotiv- 
beamter habe seit 2 Jahren die Busogabahn und die Linie Port Bell— 
Kampala besichtigt. Auf der eigentlichen Ugandabahn bestehen so starke 
Verzögerungen im Verkehrsdienst, daß die für Nairobi bestimmten Wagen 
ihr Ziel von der Küste aus erst in 12 und mehr Tagen erreichen, obwohl 
die fahrplanmäßige Zeit nur 32 Stunden beträgt; dabei seien diese Ver¬ 
zögerungen ungemein häufig. Nach Hammond könne ein um 11 % stär¬ 
kerer Verkehr ohne Vermehrung der Fahrzeuge bewältigt werden. Trotz 
der sehr zahlreichen Verzögerungen im Telegraphendienst habe an¬ 
scheinend keine schriftliche Beschwerde beim Generalpostmeister Ein¬ 
gang gefunden. Die Ausbesserungsarbeiten in der Lokomotivabteilung 
seien um 18 Monate im Rückstand, und keine wirksamen Maßnahmen seien 
ergriffen, um die Ausbesserungen zu erleichtern und zu beschleunigen. 
Obwohl Holz und öl als Brennstoff benutzt würde, halte die Verwaltung 
einen Kohlenvorrat, der für 6 bis 8 Jahre reiche. Die meisten Werkzeug¬ 
maschinen seien 20 bis 30 Jahre alt, und diese Maschinen seien nicht 
leistungsfähig (inefficient). Ebenso sei es in der Bauverwaltung, die 
meisten Gebäude seien über 20 Jahr alt, und ihre Unterhaltung und In¬ 
standsetzung koste schweres Geld. Für den Schiffahrtsdienst seien sechs 
Dampfer vorhanden, während drei für den Verkehr genügen würden. 

Die Ungandabahn hat in der Vergangenheit an Reinüberschüssen 
an die Finanzverwaltung von Kenya Colony 1682 552 £ abgeführt; dabei 
sind aber keinerlei angemessene Rückstellungen für jährliche Er¬ 
neuerungen, z. B. für die Werkstattsausrüstung oder für die Hochbauten 
gemacht worden. Man schätzt, daß für den Ersatz der mehr als 16 Jahre 
alten Werkstattsmaschinen 72 000 £ erforderlich sind neben der Ausgabe 
für die dringend notwendige Erleichterung der Ausbesserungen. Hierfür 
und für die über 20 Jahr alten eisernen und hölzernen Hochbauten sei ein 
Betrag von etwa 500 000 £ notwendig; zahlreiche Behelfsbauten müßten 
durch dauernde Bauten ersetzt werden. Für die Instandsetzung von 
Brücken, Viadukten und Oberbau seien keine Mittel vorgesehen. Man 
habe anscheinend die Eisenbahn, ohne Rücksicht auf die Zukunft, nur als 
Einnahmequelle betrachtet, und die Zeit sei daher gekommen, wo die 
Kolonie schweren Ausgaben entgegengehe, um die Irrtümer der Ver¬ 
gangenheit gutzumachen, wenn die Bahn nicht noch weiter auf schiefer 
Ebene herabgleiten soll 1 ). 

■Hinsichtlich der Unternehmungen in Uganda kommt Hammond zu 
dem Schluß, daß alle Eisenbahn- und Dampferlinien als eine einzige 
Gemeinschaft verwaltet und daß die Hemmungen, an denen sie infolge des 
Wechsels zwischen Landstraße, Schienenweg und Wasserstraße leiden, 
soweit als möglich beseitigt werden sollten. Die zahlreichen Umladungen 

1 ) Vjd. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 1010. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Kleine Mitteilungen. 


173 


zwischen Kraftwagen, Schiff und Eisenbahnwagen bilden natürlich ein 
starkes Hindernis für die Entwicklung des durchgehenden Verkehrs. 
Hammond empfiehlt mit Rücksicht auf die Zukunft Schritte zur An¬ 
bahnung der schließliohen gänzlichen Beseitigung dieser Hindernisse. 
Der gegenwärtige Dampferdienst zwischen Kisumu und Jinja bildet ein 
wesentliches Glied in der Kette dieser Hemmnisse. Dabei ist Kisumu ein 
schlechter Hafen, der nur Schiffe mit 7 Fuß Tiefgang zuläßt, statt 12 
oder 13 Fuß in den übrigen Häfen. Verlängere man die Hauptbahn bis 
Jinja, so könne ein Dampferdienst mit guten Schiffen von diesem Punkt 
aus eingerichtet und die Umladung im durchgehenden Verkehr aus¬ 
geschaltet werden. Auch könne man die Eisenbahn vorteilhaft bis zum 
Albertsee durchführen und diesen damit an seinem südlichen Ende 
erreichen. Hammond schlägt vor, diese Linie von Kampala aus zu führen, 
und will für die Verbindung der Stammbahn mit Jinja, die jetzt im Bau 
begriffene Zweigbahn von Uasin-Gishu 1 ) benutzen, die von Nakuru 
aus in nordwestlicher Richtung aus der Stammbahn abzweigt. Ein Ver¬ 
bindungsglied wäre noch erforderlich zwischen Jinja und Port Bell oder 
Kampala. Die im gegenwärtigen Programm vorgesehene Eisenbahnlinie 
im N y e r i - Bezirk, eine Verlängerung der bestehenden Zweigbahn von 
Nairobi nach Thika, hält Hammond für eine schwere Belastung der Zu¬ 
kunft und glaubt, daß manche anderen Linien den Vorzug verdienen. 

In bezug auf die Tangangikabahn glaubt Hammond, daß sie 
wenig Aussichten biete, den Verkehr entlang ihrer Linie zu entwickeln; 
im übrigen bemerkt er, und dies darf hervorgehoben werden, daß die 
Eisenbahn sich kennzeichne durch die „dauerhafte und ausgezeichnete Bau¬ 
weise, für die die Deutschen in ihren Kolontaluntemehmicngen bekannt 
wären 1 ' (solid and excellem type of construction for which the Germans toere 
eonspicuous in their colonial undertakings). Dieses anerkennende britische 
Urteil (es steht übrigens nicht allein) dürfen wir gegenüber den sonst 
üblichen Verunglimpfungen und Verleumdungen mit Genugtuung buchen. 
Hammond fügt hinzu, die Linie biete vor anderen Vorteile für die Auf¬ 
schließung der Grubenfelder von Nord-Rhodesien und könne sich, bei 
Einrichtung eines guten Dampferdienstes auf dem Tangany ikasee, von 
diesem Gesichtspunkt aus entwickeln. 

Bei der Usambarabahn widerrät Hammond den weiteren Ausbau des 
Hafens von Tanga; denn die Küste sei schon mit Daressalam und 
Mombasa ausgerüstet, wo der Hafen von Kilindini in starker Entwicklung 
begriffen sei. Mit der Entwicklung eines dritten Hafens zu beginnen sei 
unwirtschaftlich. — Zu erwähnen ist noch, daß das Kriegsministerium 
die Verbindungsbahn zwischen der Uganda- und Usambarabahn, die Linie 
Voi—Kahe aufgeben will. Bei Abbruch dieser Linie würden Erweite- 
mngsanlagen in Tanga zwingend notwendig werden. Aus diesen und 
anderen Gründen empfiehlt Hammond die Beibehaltung der Strecke, die 
wertvolles Gebiet berühre. Die Strecke zwischen Taveta und Moschi 
sollte neutraseiert und Moschi statt Kahe in unmittelbare Verbindung mit 
Taveta und Voi gesetzt werden. 

Schließlich geht der Bericht noch auf die Frage der Spurweiten 
ein. Während für die britischen Eisenbahnen in Afrika die Kapspur 
von 3' 6" = 1,067 als Regelspur anzusehen ist, hat die Ugandabahn, wohl 
unter dem Einfluß von Indien (zur Zeit ihrer Entstehung) die 1 m-Spur 
erhalten, in der später auch die deutschen Kolonialbahnen hergestellt 


i) Vgl. Archiv für Eisenbahnwec^en 1922. S. 451. 
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sind. So bedauerlich auch dieser Unterschied, so sei doch bei dem drin¬ 
genden Bedürfnis nach zahlreichen Bauten und Umbauten von Eisen¬ 
bahnen, wo so viel Land noch auf die Entwicklung warte, ganz außer 
Frage, daß man zur Zeit dem Gedanken an Einführung einer neuen 
Spurweite (für die Tanganyika- und Ugandabahn) nicht nähertreten 
könne. Diel Frage habe hier nicht die Lebensbedeutung wie z. B. in 
Australien, denn der Verkehr werde voraussichtlich auf lange Zeit vor¬ 
wiegend vom Binnenlande nach dem bequemsten Hafen gehen und nicht 
Wechsel verkehr zwischen verschiedenen Abschnitten des Innern sein. 
Immerhin sei zu bedauern, daß man beim Bau der Ugandabahn keinen 
weiteren Blick bewiesen habe; der Unterschied um wenige Zoll habe 
schließlich die natürliche Verbindung auf der einen Seite mit dem Sudan, 
auf der anderen Seite mit Südafrika unmöglich gemacht. F. B. 


Die Lage derSüdmandschurischen Eisenbahngesellschaft. Die Süd¬ 
mandschurische Eisenbahngesell Schaft (Mantetsu) ist infolge ihres ver¬ 
tikalen Aufbaus ein gut fundiertes Unternehmen. Durch den Besitz von 
Bergwerken, Eisenwerken, Elektrizitätswerken, Gaswerken und Gast¬ 
höfen ist sie in der Lage, auch bei verringerten Einnahmen auf ihren 
Eisenbahnen und Dampfern einen Ausgleich zu schaffen. Zurzeit spürt 
die Gesellschaft ebenso wie die anderen östlichen Unternehmungen die 
allgemeine schlechte Weltwirtsohaftslage und besonders die schlechten 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Mandschurei. Ihre Einnahmen sind 
gegenüber dem Vorjahr um 27,e Millionen Yen zurückgegangen. Durch 
eine weitschauende Wirtschaftspolitik ist es der Gesellschaft aber ge¬ 
lungen, auch die Ausgaben gegen das Vorjahr um 31,6 Millionen Yen zu 
verringern, so daß eine gleich hohe Dividende wie im Vorjahr (10 %) 
ausgeschüttet werden konnte und der Reingewinn sich sogar um 
3,99 Millionen Yen erhöht hat. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß die 
Einnahmen aus den Kohlenbergwerken infolge Sinkens der Kohlenpreise 
um 24,o Millionen Yen gegen das Vorjahr abgenommen haben. Allerdings 
steht dem gegenüber die Zunahme des Güterverkehrs, der um 245 848 t 
auf etwa 10,4 Millionen Tonnen gestiegen ist. Insgesamt stellt sich der 
Güterverkehr in den letzten 8 Jahren wie folgt: 


Jahr 

Güterverkehr 

Tonnen 

Zunahme gegen 
das Vorjahr 

Tonnen 

1915 . . . 

5 834 842 

_ 

1916 .... 

6029183 

194 341 

1917 . . . . j 

7 246 687 | 

1217604 

1918 . . . . ! 

8267305 

1020618 

1919 . . . .) 

10017 868 j 

1760563 

1920 . . . . 

10 154 259 j 

136 391 

1921 . . . . ! 

10400107 ! 

i 246 848 


Der Dampferverkehr brachte eine Abnahme um etwa 50 % im 
Jahr 1921 gegenüber dem Vorjahr. Die Südmandschurisehe Eisenbahn 
ist bereit, sich auf das Gebiet der anstoßenden fremden Gesellschaften 
auszudehnen. Eine Pachtung der Ussuribahn, der östlichen Endstrecke 
der sibirischen Eisenbahn, stößt allerdings auf den größten Widerstand 
der russischen Regierung, da eine Übergabe dieser Bahn in fremde 
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Hände das ganze Kohlengebiet und die örtlichen Interessen Rußlands von 
fremden Einflüssen abhängig machen würde. B. 


Die österreichischen Eisenbahnen am 30. Juni 1920. Nach Zusam¬ 
menstellungen des österreichischen Bundesministeriums für Verkehrs¬ 
wesen, die im statistischen Handbuch für die Republik Österreich ver¬ 
öffentlicht worden sind, ergibt sich folgendesBild von den österreichischen 
Eisenbahnen nach dem Stande von 30. Juni 1920: 


a) Ausdehnung des Eisenbahnnetzes. 


Bezeichnung der Bahnen 

1 Länge 

davon 

mehrgleisig 

1 

Kilometer 

1. Haupt-und Lokalbahnen. j 



Bahnen im Betriebe der Staatseisenbahnverwaltung. . 1 

Staatsbahnen im fremden Betrieb.■ 

Privatbahnen im Privatbetrieb.' 

4 296 684 
2149 
2040066 

1 095 180 
2149 
449218 

Zusammen 1920 . . . j 

„ 1919 . . . ! 

| 

6 388 849 
6263316 

1546 647 
1529 592 

2- Kleinbahnen und diesen gleichzu¬ 
haltende Bahnen . . . 1920 . . . 

1919 . . . 

1 392416 

392 416 

242670 
242 070 


b) Verteilung des Eisenbahnnetzes nach Bundesländern. 


Bundesländer 

I 

Haupt- und Lokalbahnen 

Kleinbahnen 

Länge 

1 km Bahn 
kommt auf 

Länge 

im 

ganzen 

km 

vom Hun¬ 
dert der 
Gesamt¬ 
länge 

eine 

Flache 

von 

km 2 

1 

Ein¬ 

wohner 

im 

ganz n 

km 

vom Hun¬ 
dert der 
Gesamt¬ 
länge 

i 

Niederösterreich ') . . j 

2500 

39, u 

7,91 

1 325 

291 

74,>3 

Oberösterreich . . . . i 

1 116 

17,60 

10,74 

768 

15 

3,83 

Salzburg. ! 

416 

6,56 

17,19 

614 

H 

2,04 

Steiermark. 

1061 

16,74 

15,39 

894 

41 

10,4t; 

Kärnten. | 

602 

9.50 

12,98 

494 

10 

2,55 

Tirol. 

476 

7,61 

26,05 j 

643 

16 

i 4,08 

Vorarlberg. 

168 

2,65 

15,49 | 

792 

11 

J 2,81 

Zusammen 1920: 

6339 

100 ,oo 

12,31 

957 1 

392 

100 , oo 

„ 1919: 

6263 

100 ,oo 

12,71 

969 j 

392 

100,06 


J ) Getrennte Angaben für Wien und Niederöst er re kli-Lan<l liegen nirhl vor. 

II 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERS1TY OF MICHIGAN 















176 


Kleine Mitteilungen. 


Die Betriebsergebnisse der französischen Staatsbahnen in den Jahren 




19 19 

1920 

Mittlere Betriebslänge: 




der Linien mit Regelspur. 

. km 

6 613 

8 643 

„ „ „ Schmalspur. 

. 

368 

368 

des Gesamtnetzes.. 

• ?» 

9011 

9011 

Verwendetes Anlagekapital. 

Betriebseinnahmen: 

Fr cs. 

4 818031642 I 

5 015 582 195 

der Linien mit Regelspur. 


— * 

931 204 559 

„ „ „ Schmalspur. 

r 


5 179008 

des Gesamtnetzes. 

- 

832024 292 

936 383 567 

Betriebsausgaben: 

1 



der Linien mit Regelspur. 

m 

— 

1 465 569088 

„ „ „ Schmalspur. 

r> 

-- 

7 097 719 

des Gesamtnetzes. 

« 

914 424257 

1 472 666 807 

Fehlbetrag (Gesamtnetz). 

Mittlere Einnahme für 1 Betriebskm: 

r* 

82 399965 

536 283 240 

auf den Linien mit Regelspur . . . 

V 

— 

107 741 

„ „ „ „ Schmalspur . . 

i 

' — 

14 073 

im Gesamtnetz. 


— 

103916 

Mittlere Einnahme für 1 Zugkm: 


; 


auf den Linien mit Regelspur . . . 

V j 

: 

18,1726 

„ „ „ „ Schmalspur . . 

m 

; — 

6,3272 

im Gesamtnetz . 

V 

— 

17,9864 

Mittlere Ausgabe für 1 Betriebskm: 


i i 


auf den Linien mit Regelspur . . . 

n 

; — 

169567 

„ „ , „ Schmalspur . . 

- 

— 

19 287 

im Gesamtnetz. 

V 


163 430 

Mittlere Ausgabe für 1 Zugkm: 

t 



auf den Linien mit Regelspur . . . 

*■ I 

— i 

28,6008 

n „ „ Schmalspur . . 

v i 

*—■ 

8,6714 

im Gesamtnetz . 

. 

I 

— ! 

28,2875 

Verhältnis von J^ u8g * be (Gesamtnetz) 
Einnahme 

% 

109,90 

157,27 

Mittlerer Fehlbetrag (Gesamtnetz): 


1 


für 1 Betriebskm . 

Frcs. 

1 1 
! ~ i 

59 514 

• „ 1 Zugkm. 

« 

i 

10,3011 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1914 S. 1623. — Die Angaben sind ent¬ 
nommen aus „Revue G6nörale des Chemins de fer et des Tramways“. 41. Band, 
Halbjahr 1922, Verlag Dunod, Paris. 
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Von den auf den Linien mit Regelspur im 
Jahr 1930 erzielten Einnahmen kommen 
auf: 

Personenverkehr.Frcs. 

GepAck- und Eflgutverkehr. 

Güterverkehr. „ 

Milit&rtransporte. „ 

Sonstige Einnahmen. „ 

überhaupt .... „ 

Von den auf den Linien mit Regelspur im 
Jahr 1920 geleisteten Ausgaben kommen 
auf: 

Verwaltungskosten.Frcs. 

Betriebsdienst. „ 

Betriebsmittel und Zagkraft. „ 

Bahnunterhaltung. 

Verschiedene Ausgaben. „ 

überhaupt .... „ 


Im Personen- and Güterverkehr ergaben sich 


folgende Zahlen: 

Beförderte Personen.Anz. 

„ Frachtgüter. t 

Geleistete Personenkm.Anz 


» Frachttonnenkm. „ 

Durchschnittsertrag: 

für 1 Person ... i nach Abzug der f Frcs. 
„ 1 Personenkm I Verkehrssteuer ) . 

, 1 Frachttonne.\ . . „ 

- 1 Frachttonnenkm. , 

Durchschnittliche Fahrt: 

einer Person.km 

„ Frachttonne. 


Der Durchschnittsertrag für 1 Person betrug 
(nach Abzag der Verkehrssteaer): 
in I. Klasse.Frcs. 

.II- . . 

* HI- , . „ 

überhaupt .... „ 

Der Darchschnittsertrag für 1 Personenkm 
betrug (nach Abzug der Verkehrssteaer): 
in I. Klasse.Frcs. 


.II.* 

- HI- „ . 

überhaupt .... „ 

Von den Einnahmen im Personenverkehr 
kommen: 

auf I. Klasse.% 

. . . . 

„ III. , . 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 


für l Betriebskni 

für 1 Zuffkm 

27 560 

4,6485 

15741 

2^660 

| 61193 

10,8916 

904 

0,1526 

2343 

0,3961 

107 741 

i 

l 

| 

18,1726 

i 

' 8 764 

1,4781 

49376 

8,3281 

■ 86288 

14,5543 

14683 

2,4766 

| 10457 

1,76S8 

j 169567 

28,6006 

1919 

1 920 

143069991 

r .. 

136 795 979 

23 650114 

27624993 

4448388322 

4 251 479 343 

3 091 318772 

3586182502 

1,386 

1,643 

| 0,0394 

0,063» 

8,87 j 

19,11 

0,0676 ! 

1 

0,1472 

1 

31,1 

31,1 

131,3 j 

129,8 

2,057 j 

2,788 

1,050 

2,507 

1,217 

1,577 

1,226 

i 

1,643 

0,0625 

0,0905 

0,0465 ' 

0,0646 

0,0389 

0,0443 

0,3394 

1 

0,0539 

13,34 

12,43 

29,29 

29,16 

1 57,47 j 

58,39 
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Kleine Mitteilungen. 


Die durchschnittliche Fahrt einer Person be¬ 
trug: 

in I. Klasse.km 

n ü' n . i 

, UI. „ * 

überhaupt .... „ 

Von 100 Reisenden kamen auf: 

die I. Klasse.Anz. 

v II» n . •» 

* III. ■ . - 

ln den Gesamteinnahmen des Jahres 1920 er¬ 
gab sich gegenüber 1919: 
beim Personenverkehr: 

eine Zunahme von.°/ 0 

beim Gepäck- und Eilgutverkehr 

eine Zunahme von. „ 

beim Güterverkehr eine Zunahme von „ 
beim Militärverkehr 

eine Abnahme von. n 

im ganzen eine Zunahme von .... „ 

Uber die Anzahl und die Leistungen der 
Betriebsmittel ergeben sieh folgende 
Zahlen: 

Anzahl der Betriebsmittel: 


1919 

1920 

82,9 

30,8 

22,6 

23,3 

35,9 

35,2 

31,1 

31,1 

7,89 

7,32 

34,1» 

31,82 

! 57,92 

j 

60,86 


Lokomotiven. 


Anz. 

3 266 

3 268 

Triebwagen. 


,, 

38 

47 

Personenwagen. 



13 046 

12836 

Güter- und Dienstwagen 



70 038 

70 00* 

Geleistet wurden: , 

Lokomotivkm. 



71502 450 

69 531 346 

Wagenkm ...... 



1 148369110 

1062102887 

Zugkm. 

. 


52424 751 

51429886 

Durchschnittliche Besetzung: 





eines Personenzuges . . 

. . . Personen 

84,1 

81,7 

„ Personenwagens 

. . . 


15,5 

16.0 

Durchschnittliche Belastung: 





eines Güterzuges .... 


t 

61.2 

72,9 

„ Güterwagens (beladen u. leer) 


3.7 

4,7 

Durchschnittliche Fahrt: j 

einer Lokomotive .... 


kill ; 

23 207 

21 602 

eines Personenwagens. . 


- 

46 659 

48 458 

„ Güterwagens . . . 

. 

V > 

16 252 

15113 

Durchschnittliche Wagenzahl 
Personenwagen. 

eines Zuges: 
.Anz. 

5,46 

5,14 

Güterwagen. 



16,49 

15,6'-> 

überhaupt .... 

n 

21,95 

20,76 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Frachtrecht. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 29. März 1922 in Sachen der 
Firma J. M. B. in Christiania, Beklagte und Bevisionsklägerin, wider die Firma 
Br. & Co. in Hamburg, Klägerin und Revisionsbeklagte. 

Rückzahlung überhobener Fracht in fremder Währung. 

Tatbestand. 

Die Klägerin hat im Jahr 1915 Waren aus Spanien und Portugal 
über Norwegen bezogen. Mit der Dampferlinie Otto Th. war abgemacht, 
daß die Seefracht Vigo—Christiania nach dem in Christiania festzu¬ 
stellenden Raummaß der Güter zu bezahlen sei. Die Klägerin hat die 
Beklagte beauftragt, für sie die danach in Christiania vorzunehmende 
Vermessung zu kontrollieren. Das Gesamtmaß wurde dort auf 535 cbm 
ermittelt, und die Klägerin mußte danach an die Dampferlinie an Fracht 
14575,74 Kr. zahlen. Nachdem die Güter nach Lübeck gelangt waren, 
wurden sie hier nochmals gemessen, wobei sich ein bedeutend gerin¬ 
geres Raummaß ergab (278 cbm). Die Klägerin berechnet danach die 
Fracht, die sie in Wahrheit der Linie nur schuldete, auf 7610,8» Kr. Den 
Unterschied von 6964,85 Kr. zuzüglich einiger Kosten, umgerechnet in 
9096,oo M nach dem im Januar 1916 maßgeblichen Kurse, hat sie in erster 
Instanz gefordert mit der Begründung, daß die Messung in Lübeck richtig 
sei und die Beklagte die Messung in Christiania ungenügend beaufsichtigt 
habe. Nachträglich hat die Klägerin auf Grund anderer Rechtsverhält¬ 
nisse von ihrer Forderung einen Betrag von 2714,55 Kr. abgesetzt und 
weiter Herausgabe einer gestellten Sicherheit gefordert. Der Klagantrag 
lautete also nunmehr auf norwegische Kronen bis auf- einen ge¬ 
ringen Betrag für Unkasten. 

Das Landgericht Lübeck hat den Standpunkt der Klägerin in den 
wesentlichen Punkten gebilligt und die Beklagte zur Freigabe der Sicher¬ 
heit und zur Zahlung von 4089,34 Kr. nebst Zinsen und eines geringen 
Markbetrages verurteilt gegen Abtretung der Rechte, die der Beklagten 
etwa gegen die Dampferlinie wegen der zuviel bezahlten Fracht zustehen. 

Das Oherlandesgericht Hamburg hat die Berufung der Beklagten, 
abgesehen von einem unwesentlichen, nicht mehr in Betracht kommenden 
Punkte, zurückgewiesen. 

Die Beklagte hat Revision eingelegt und gebeten, nach ihren Be- 
rufungs&nträgen zu erkennen. 

Die Klägerin hat Zurückweisung der Revision beantragt. 
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Aua den Gründen. 

Die Revision erweist sich als unbegründet. 

Zur Entscheidung in der Revisionsinstanz steht danach nur folgen¬ 
der Punkt. Der genannte Betrag ist seinerzeit in Kronen gezahlt. Die 
Beklagte verficht nun die Auffassung, daß sie auf Grund der erhobenen 
Schadensersatzklage heute nicht zur Zahlung dieses Kronenbetrages ver¬ 
urteilt werden könne, sondern nur zur Zahlung desjenigen 
Markbetrages, den die Klägerin seinerzeit aufge¬ 
wandt hat, um sich die Kronen zu beschaffen. 

Das Berufungsgericht hat zu diesem Punkt ausgeführt: Die Klage 
gehe nicht auf Herausgabe einer Bereicherung, sondern auf- Schadens¬ 
ersatz. In Übereinstimmung mit dem Gutachten des norwegischen 
Rechtsverständigen sei der Schaden nach norwegischem Rechte in 
Christiania zu ersetzen und zwar in Kronen. Der Schaden habe in dem 
in Christiania zuviel gezahlten Kronenbetrage bestanden. Nicht zutreffend 
sei, daß die Klägerin infolge der Änderung des Standes der deutschen 
Valuta einen unberechtigten Vorteil haben würde, wenn ihr jetzt der 
zu viel bezahlte Kronenbetrag zugesprochen würde. Denn es sei zu be¬ 
rücksichtigen, daß die Kaufkraft der Mark inzwischen gesunken sei, und 
daß die Klägerin, wenn sie derzeit den Kronenbetrag nicht hätte zu zahlen 
brauchen, dasjenige in ihrem Vermögen gehabt hätte, was sie heute von 
der Beklagten fordert. 

Die Revision wendet hiergegen ein, es komme nicht norwegisches, 
sondern deutsches Recht zur Anwendung, da die Inhaber der klagenden 
und der beklagten Firma Deutsche seien. Nach deutschem Recht und 
zwar nach § 249 BGB. sei derjenige Markbetrag zu ersetzen, der seiner¬ 
zeit zum Ankauf der Kronen aufgewandt sei. "Worauf sich der Be¬ 
reicherungsanspruch der Klägerin gegen die Dampferlinie erstrecke, sei 
nicht maßgebend fürdie Entscheidung der streitigen Frage. Die Beklagte 
habe denjenigen Zustand wieder herzustellen, der bestehen würde, wenn 
die Klägerin den Kronenbetrag nicht zuviel bezahlt hätte. In diesem 
Falle hätte die Klägerin nicht 6804 Kr., sondern 8760,is Ji mehr in ihrem 
Vermögen. 

Diesen Ausführungen der Revision kann nicht zu¬ 
gestimmt werden. 

Der Revision ist zuzugeben, daß es zweifelhaft sein mag, welches 
Recht zur Anwendung zu kommen hat, ob, wie das Berufungsgericht an¬ 
nimmt, norwegisches, oder aber deutsches. Der Zweifel geht daraus 
hervor, daß der Vertrag zwar mit der Firma J. M. B. in Christiania 
geschlossen ist und in Christiania zu erfüllen war, daß aber die genannte 
Firma tatsächlich nur eine Niederlassung einer in Stettin ansässigen deut¬ 
schen Firma war. Die Frage bedarf jedoch keiner Entscheidung, denn 
auch nach deutschem Recht ist das Ergebnis nicht zu beanstanden, zu 
dem das angefochtene Urteil gelangt ist. 

Wie die Rechnung der Reederei (109) ergibt, ist der zu zah¬ 
lende Fr achtbetrag zunächst in £ berechnet, dann in Kronen um-' 
gerechnet und, wie unstreitig ist, in Christiania in Kronen von 
der dortigen Niederlassung der Beklagten bezahlt 
Die Klägerin hat dementsprechend, wie ebenfalls un¬ 
streitig ist, den gleichen Kronenbetrag an die Be¬ 
klagte remittiert. Von keiner Seite ist behauptet, daß etwa die 
Klägerin den Betrag in Mark remittiert habe. Danach ist zunächst kein 
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Zweifel, daß das Vermögen der Klägerin sich damals um den erwähnten 
Kronenbetrag tatsächlich vermindert hat, und daraus folgt, daß die 
Beklagte ihr den Kronenbetrag ersetzen muß. Dieser 
Folgerung will die Beklagte entgehen, indem sie behauptet, daß die 
Klägerin, wenn sie den zuviel geforderten Betrag nicht hätte zu zahlen 
brauchen, sich in dieser Höhe keine Kronen verschafft, also den aufge¬ 
wendeten Markbetrag behalten hätte und deshalb nur um diesen Mark¬ 
betrag geschädigt sei. Dem kann jedoch nicht zugestimmt werden. An 
und für sich ist es allerdings möglich, daß ein Fall so liegen kann, daß 
der Zahlende nicht um den tatsächlich gezahlten Betrag ausländischer 
Valuta, sondern nur um den zur Zeit der Zahlung entsprechenden Be¬ 
trag deutscher Valuta geschädigt ist. Aber das trifft nur dann zu, wenn 
einmal feststeht, daß der Zahlende sich den gezahlten Betrag zum Zwecke 
dieser Zahlung angeschafft und ihn mit deutscher Valuta beglichen hat, 
und zweitens, daß er diesen Betrag deutscher Valuta während 1 des Valuta¬ 
rückganges in einheimischen Papier-Zahlungsmitteln behalten hätte. Daß 
diese beiden Umstände vorliegen, muß der Schadensersatzpflichtige be¬ 
weisen. Daran fehlt es im vorliegenden Fall; ein solcher Beweis ist nicht 
angetreten und könnte auch kaum erbracht werden. An und für sich ist 
es nicht wahrscheinlich, daß eine handeltreibende Firma, die mit ihrem 
Kapital arbeitet, während der ganzen in Betracht kommenden Zeit sich 
Papiermark hingelegt und diese nicht angegriffen hätte. Besteht auch 
nur die Möglichkeit, daß sie anders verfahren wäre, daß sie also durch 
den Valutarückgang nicht geschädigt wäre, so muß es dabei blei¬ 
ben, daß ihr dasjenige zu ersetzen ist, was sie damals 
h ingegeben hat, das sind also Kronen. 


Haftpflicht Frachtrecht 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 8. Juli 1922*) in Sachen der 
Versicherungsgesellschaft A. in K., Klägerin und Revisionsklägerin, wider den 
Reichaeisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in A„ Beklagten 

und Revisionsbeklagten. 

Haftung der Eisenbahn für Beraubung eines Personenkraftwagens, der auf offenem Eisenbahn 
wagen befördert ist. Auffallender Gewichtsverlust. 

Tatbestand. 

Der Automobilhändler P. K. in Ch. übergab der dortigen Eisen- 
bahngütembfertigung mit Frachtbrief vom 28. Juni 1919 ein Person en- 
automobil, gezeichnet P. K. 310, und eine Kiste Zubehörteile, gezeichnet 
P. K. 311, zur Beförderung an H. in L. Die Gegenstände wurden vom 
Absender selbst in einen offenen Wagen verladen. Bei der Ankunft 
des Wagens in L. wurde festgestellt, daß die Kiste unterwegs 
erbrochen und ein Teil der Zubehörteile gestohlen 
w a r. Den ihm hierdurch entstandenen Schaden hat der Absender auf 
5930,50 M berechnet und seinen Anspruch auf Ersatz des Schadens an 
die Klägerin abgetreten, bei der er gegen die Gefahr des Diebstahls und 
der Beschädigung des Guts Versicherung genommen hatte. Die Klägerin 

1 ) Vgl. Erkenntnis des Reichsgerichts vom 1. Februar 1922. Archiv für 
Eisenbahnwesen 1922. S. 971. 
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hat vom Beklagten Zahlung von 5930,50 Ji nebst 4 % Zinsen seit dem 
15. August 1919 verlangt. Der Beklagte hat die Abweisung der Klage 
beantragt. 

Diesem Anträge hat die 5. Zivilkammer des Landgerichts in A. 
durch Urteil vom 22. November 1920 stattgegeben. Die Berufung der 
Klägerin ist vom 1. Zivilsenat des Oberlandesgerichts in K. durch 
Urteil vom 23. Juni 1921 zurückgewiesen worden. 

Dies Urteil hat die Klägerin mit der Revision angefochten und be¬ 
antragt, es aufzuheben und ihrem Berufungsantrage zu entsprechen, 
d. h. der Klage stattzugeben. Der Beklagte hat beantragt, die Revision 
zurückzuweisen. 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e. 

Die Revision erweist s i c h als begründet. 

Dem Berufungsgericht ist darin beizutreten, daß die Diebstahls¬ 
gefahr grundsätzlich zu den Gefahren zu rechnen ist, die mit der Be¬ 
förderung von Frachtgütern in offen gebauten Eisenbahnwagen ver¬ 
bunden sind (§ 459, Abs. 1, Nr. 1 HGB., § 86, Abs. 1, Nr. 1 EVO.); aller¬ 
dings bedarf es in jedem einzelnen Fall der Prüfung, ob die besonderen 
Umstände die Annahme rechtfertigen, daß gerade die Beförderung des 
Guts in einem offenen Wagen die Gefahr des Diebstahls begründet oder 
erhöht haben könnte (RGZ. Bd. 100, S, 84, Bd. 104, S. 48). In dieser 
Hinsicht bietet das Berufungsurteil, das für den streitigen Fall die Dieb- 
stahlsgefahr bejaht, keinen Anlaß zu Bedenken, da &s die besonderen 
Verhältnisse der in Rede stehenden Versendung einer eingehenden, rechts- 
irrtumsfreien Würdigung unterzieht. 

Dagegen läßt es, wie die Revision zutreffend hervorhebt, die Aus¬ 
nahmebestimmung des § 86, Abs. 1. Nr. 1 (zweiter Halbsatz) EVO. un¬ 
berücksichtigt, wonach die Eisenbahn bei der Verladung 
von Gütern in offenen Wagen allgemein für auffallen¬ 
den Gewichtsabgang und den Verlust ganzer Stücke 
e inzustehen ha t. Diese Vorschrift ist, wie der erkennende Senat 
bereits wiederholt ausgeführt, hat (RGZ. Bd. 100, S. 84, Bd. 104, S. 282, 
Urteil vom 28. Januar 1922 I 286/21), zu dem Zweck erlassen worden, 
um die Eisenbahn für Diebstähle, wie sie gerade bei offenen Wagen 
an leicht zugänglichem Gut schnell und ohne besondere Schwierigkeiten 
ausgeführt werden können, unbeschränkt haften zu lassen, wennschon 
die Diebstahlsgefahr an sich zu den mit der Verwendung offener Wagen 
verbundenen Gefahren gehört, und daher grundsätzlich die Anwendung 
der Befreiungsvorschriften des *» 459, Abs. 1, Nr. 1 HGB. und des § 86, 
Abs. 1, Nr. 1 EVO. rechtfertigt. 

Daß ein auffallender Gewiohtisabgang liier dn Betracht kommt, 
kann nach den unstreitigen Tatsachen nicht zweifelhaft sein. Ein solcher 
liegt vor, wenn die Gewichtsminderung dasjenige Maß übersteigt, das 
mit den Gefahren einer regelrecht verlaufenden Beförderung verbunden 
zu sein pflegt und in ihnen seine natürliche Erklärung findet (RGZ. 
Bd. 100, S. 85, Bd. 104, S. 283). Nach dem Frachtbriefe hatte der Ab¬ 
sender außer dem Personenautomobil der Eisenbahn als besonderes 
Frachtstück noch eine Kiste Zubehörteile übergeben, aus der die in Rede 
stehenden eisernen Werkzeuge, Schläuche, Lampen und sonstigen Ge¬ 
rätschaften verschwunden sind. Es bedarf keiner Ausfüh¬ 
rung. daß das Abhandenkommen dieser Gegenstände, 
zumal aus einer verschlossenen Kiste, hei einer regelrecht verlaufenden 
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Beförderung nicht eintreten konnte und eine beträchtliche Ver¬ 
minderung des Gewichts der Kiste zur Folge hatte. 
Damit sind die Voraussetzungen für die Anwendung der Ausnahmevor- 
schrift des § 86, Abs. 1, Nr. 1 EVO. erfüllt, und die Eisenbahn 
hat, da eie eich auf die Befreiungsvorschrift nicht 
berufen kann, Würden Schaden einzuetehen, der durch 
<len Verlustder Gegenstände entstanden ist (§ 456 HGB., 
$ 84 EVO.). 

Der Klageanspruch ist daher unter Aufhebung der Vor¬ 
entscheidung dem Grunde nach für gerechtfertigt zu er¬ 
klären. Da über die Höhe des Anspruchs Streit herrscht, so ist die 
Sache gemäß § 538, Nr. 3 ZPO. zur weiteren Verhandlung an das Land¬ 
gericht zurückzuverweisen, dem auch die Entscheidung über die Kosten 
der Berufungs- und Revisioneinstanz vorzubehalten ist. 


Internationales Frachtrecht. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 28. Oktober 1922 in Sachen 
des Deutschen Reichs, Eisenb&hnfiskus, vertreten durch die Eisenibahndirektiort 
A„ Beklagten, Revisionsklägers, wider die Firma J. B. in II., Inhaber J. B. in 

Zürich, Kläger, Revisionsheklagten. 

Zahlung einer in fremder Währung geforderten Entschädigung in deutscher Währung zum 

Kurse des Zahlungstages. 

Tatbestand. 

Gegen das Urteil des Oberlandesgerichts, I. Zivilsenats, in K. vom 
20. Oktober 1921, durch welches Beklagter in Übereinstimmung mit der 
Entscheidung des Landgerichts, 5. Zivilkammer in A. vom 8. November 
1920 unter anderem verurteilt ist, der Klägerin 19132,40 Schweizer 
Franken nebst 4% Zinsen seit dem 20. September 1919 zu zahlen, hat 
Beklagter mit dem Anträge Revision eingelegt, das angefochtene Urteil 
insoweit aufzuheben, als er zur Zahlung dieses Frankenbetrages nebst 
Zinsen verurteilt ist, und den Klageanspruch insoweit abzuweisen, als 
er auf mehr als den dem Frankenbetrag entsprechenden Markbetrag 
zum Kurse vom 25. August 1919 gerichtet ist. Klägerin hat 
beantragt, dio Revision zurückzuweisen. 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e. 

Die Revision ist nicht begründet. Es handelt sich um 
den Ersatz einer auf Grund internationalen Frachtbriefs v o m 
25. August 1919 in Romannshom in der Schweiz der Eisenbahn über¬ 
gebenen Wollstoffsendung, die an die Klägerin in Hamburg adressiert 
war und auf dem Eisenbahntransport zum Teil verlorengegangen ist. 
Der gemeine Handelswert der verlorenen Stücke betrug am Versandort 
zu der Zeit, zu welcher das Gut zur Beförderung angenommen wunde, 
unstreitig 19132,40 Schweizer Franken. Die Ansicht der Revi¬ 
sion,daß erdieseSchuld indeutsch emGeldeunterUm- 
rechnung nach dem Kurse der Mark am Versendungs- 
tage (25. August 1919) leisten könne, ist unrichtig. 
Art. 34 JÜ. bestimmt dasselbe wie § 457 HGB. Diese Bestimmungen 
sind getroffen, um die Unveränderlichkeit de^ Ersatzes festzulegen. 
Umfang der Ersatzpflicht ist nach oben und unten fixiert. Es ist nicht, 
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wie im § 249 BGB. zu untersuchen, ob etwa nach den besonderen Ver¬ 
hältnissen des Falles das Interesse des Ersatzberechtigten ein geringeres 
oder höheres ist. Es handelt sich um die Schuld eines Wertes nach rein 
objektivem Maßstabe, also eines Wertes, den die Ware für jeden am 
Ort in der Zeit der Übergabe zur Beförderung hatte, nicht darum 
welchen Wert die Ware speziell für die Klägerin # hatte. Daraus folgt 
unmittelbar, daß dieser Wert, da die Ware in der Schweiz abgesandt ist, 
nur in der Schweizer Währung als ausgedrtickt gelten kann und in 
Schweizer Franken geschuldet wurde. Wenn Beklagter in Deut¬ 
scher Reichswährung zahlen will, so kann er das ge¬ 
mäß § 244 BGB. nur nach dem Umrechnungskurse zur 
Zeit der Zahlung. 


Haftpflicht. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 29. April 1922 in Sachen des 
Bergmanns Paul M. in B., eigenen Namens and als gesetzlicher Vertreter seines 
minderjährigen Sohnes Franz M. ebenda, Klägers, Revisionsklägers, wider den 
Reichseisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in E., Beklagten 

und Revisionsbeklagten. 

Abwägung der Unfallursachen gemäß § 254 R.G.B. Niohteinschreiten der Bahnbediensteten 
gegen verbotswidrige Benutzung eines Pfads Uber die Bahngleise als Mitursache eines Unfalls. 

Tatbestand. 

Der am 10. September 1908 geborene Sohn des Klägers, Franz M., 
ist am 1. Juni 1920, als er bei B. auf freier Strecke das Bahngleis über¬ 
schreiten wollte, gefallen, in den Schienen hängen geblieben und von 
einem herankommenden Güterzug überfahren worden, so daß ihm das 
linke Bein unterhalb des Knies abgenommen werden mußte. Die von dem 
Kläger eigenen Namens und als Vertreter seines Sohnes erhobene 
Schadensersatzklage gegen den Beklagten ist von beiden Vorderrichtern 
wegen eigenen Verschuldens des Verletzten abgewiesen worden. 

Mit der Revision beantragt der Kläger, daß er gegen die Versäu¬ 
mung der Revisionsfrist in den vorigen Stand wieder eingesetzt und daß 
der Klage stattgegeben werde. Der Beklagte bittet um Zurückweisung 
der Revision. 

Entscheidungsgründe. 

In der Sache selbst mußte die Revision Erfolg haben. 

Der Verletzte hat nach der Feststellung des Berufungsgerichts trotz 
des ausdrücklichen Verbots seines Vaters den Bahnkörper auf freier 
Strecke überschreiten wollen. Das Berufungsgericht erwägt: der Um¬ 
stand, daß auch andere Personen verbotswidrig die Strecke an der Un¬ 
fallstätte überschritten hätten, räume das alleinige Verschulden des Ver¬ 
letzten nicht aus. Als in städtischen Verhältnissen und in der Nähe der 
Eisenbahn aufgewachsener zwölfjähriger Knabe habe er das Bewußtsein 
der Verbotswidrigkeit seiner Handlungsweise und die zur Erkentnis 
seiner Verantwortlichkeit erforderliche Einsicht besessen. Es hieße, die 
Anforderungen des Verkehrs überspannen, wenn man dem Beklagten die 
Verpflichtung auferlegen wollte, die Bahnstrecke in der Nähe reichbe¬ 
völkerter Ortschaften gefahrfrei einzuxäumen oder sonstwie zu sichern. 
Ebensowenig sei aus dem Fehlen einer Warnungstafel ein Verschulden 
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des Beklagten abzuleiten, da sie sicher von dem Verletzten. nicht beob¬ 
achtet worden wäre, zu ihrer Aufstellung auf freier Bahnstrecke auch 
keine Veranlassung Vorgelegen habe. 

Das Berufungsgericht hat mit dieser Begründung den § 254 BGB., 
der nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts (vgl. Bd. 5S 
S. 75, 399 ; 56 S. 154) auch im Fall des § 1 Haftpflichtgesetzes Platz greift, 
durch Nichtanwendung verletzt. Es stellt alleinig darauf ab, daß den 
Beklagten kein Verschulden treffe, während nach § 254 zu prüfen war, 
inwieweit der Unfall vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teil 
verursacht worden ist, wobei der Grad der Verursachung im allge¬ 
meinen sich nach der Schwere des Verschuldens bestimmen wird. Als 
Ursachen des Unfalls kommen in Betracht: die Betriebsgefahr der Eisen¬ 
bahn, die hier dadurch in die Erscheinung getreten ist, daß der an die 
Schienen gebundene Zug, dessen Führer mutmaßlich den Knaben auf dem 
Gleis hat liegen sehen, nicht ausweichen oder den Zug vor dem Knaben 
zum Stehen bringen konnte. Sodann ist nach dem, was bis jetzt vorliegt, 
als weitere Ursache des Unfalls der Umstand anzusprechen, daß laut der 
mit Beweis vertretenen, daher für diese Instanz als richtig zu unter¬ 
stellenden Behauptung des Klägers der Pfad, auf dem der Knabe ver¬ 
unglückt ist, schon seit über elf Jahren unter den Augen der BaJhnbe- 
diensteten von der ganzen Kolonie benutzt wurde, ohne daß die Bahn¬ 
verwaltung irgendwie ernstlich, wie etwa mit Strafanzeigen, gegen diesen 
Mißbrauch eingeschritten ist. Ob den Beklagten wegen dieser Unter¬ 
lassung ein Verschulden trifft, kann auf sich beruhen; es genügt, 
daß die von seinen Beamten jahrelang, wenn nicht geduldete, so doch 
mitangesehene und nicht abgestellte Gepflogenheit der Anw r ohner den 
Unfall mitverursacht hat. 

Bei der Abwägung des Verschuldens des Verletzten mit den er¬ 
örterten ursächlichen Verhältnissen, die der Beklagte zu vertreten hätte, 
wird auch das jugendliche Alter des Knaben und der Einfluß des Beispiels 
zu berücksichtigen sein, dem er unterlegen ist. (Vgl. RG. 68 S. 422.) 


Erkenntnis des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 24. Mai 1922 in Sachen des 
Reichseisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion B., Beklagten und 
Revisionsklägers, wider St. in St., Klägerinnen und Revisionsbeklagte. 

Eigenes Verschulden des Getöteten oder Verletzten kann nicht als nachgewiesen gelten, solange 
zweifelhaft bleibt, ob eigenes Tun oder Zufall oder etwa das Eingreifen anderer Personen den 

Unfall verursacht hat. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

Die Revision macht geltend, das Berufungsgericht habe die Grund¬ 
sätze über den prima facie-Beweis verkannt, deren Anwendung hier statt¬ 
haft und geboten sei. Da feststehe, daß das Schloß des Abteils in Ord¬ 
nung war, müsse es von innen an der Riegelstellung erkennbar gewesen 
sein, daß es offen gestanden habe. Dann habe St. nicht ohne schweres 
eigenes Verschulden hinausstürzen können, denn entweder habe er die Tür 
selbst geöffnet, um — wie es oft geschehe — ein schnelles Aussteigen 
vorzubereiten, oder er habe sich gegen die von einem Anderen geöffnete 
Tür gelehnt, ohne die Stellung des Riegels zu beachten. Daß er etwa 
widerseinen Willen gegen die geöffnete Tür gedrängt worden wäre, stehe 
bisher nicht fest; dies wäre Sache des Gegenbeweises der Klägerinnen. 
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deren Behauptung, daß in dem Abteil ein Gedränge geherrscht habe, be¬ 
stritten sei. 

Dieser Angriff kann nicht durchdringen. Zwar ist in der Recht¬ 
sprechung des Reichsgerichts wiederholt anerkannt worden, daß auch der 
Beweispflicht des Eisenbahn Unternehmers hinsichtlich eingewendeten Ver¬ 
schuldens des Verletzten genügt sein kann, wenn die Sachlage mit höch¬ 
ster Wahrscheinlichkeit darauf hinweist, daß dieser ohne eigene Schuld 
nicht verunglückt sein kann, und daß sich solchenfalls der Gegner zu ent¬ 
lasten und darzutun hat, das Verhalten des Verletzten sei nach den be¬ 
sonderen Umständen nicht schuldhaft gewesen (vgl. die Urteile VI 352/05 
vom 14. Mai 1906 und VI 569/07 vom 1. Juni 1908). Auch steht es dem 
Unternehmer frei, einen Beweis dahin zu führen, daß der Verletzte, möge 
er in der einen oder in der anderen Weise gehandelt haben, in jedem der 
möglichen Fälle die im Verkehr erforderliche Vorsicht außer acht ge¬ 
lassen habe (vergl. das Urteil VI 461/06 vom 27. Juni 1907). Hierbei 
wird jedoch eine Sachlage vorausgesetzt, die wenigstens erkennen läßt, 
daß der Unfall nur durch eigenes Tun des Verunglückten herbei¬ 
geführt worden sein kann. Solange aber noch zweifelhaft bleibt, ob 
eigenes Tun oder Zufall oder etwa das Eingreifen anderer Personen den 
Unfall verursacht hat, ist die Annahme, der Unternehmer habe seiner Be¬ 
weispflicht genügt, nicht statthaft. Vielmehr muß es in solchen Fällen 
bei der vom Reichsgericht häufig ausgesprochenen Regel bewenden, daß 
nicht zu beseitigende Unklarheiten über den Hergang eines Betriebsun¬ 
falles zu Lasten des beweispflichtigen Unternehmers gehen. 

Hiernach sind die Ausführungen des Berufungsgerichts nicht zu 
beanstanden. Denn das eigene Vorbringen der Revision läßt erkennen, 
daß sehr wohl ein Hergang denkbar ist, bei dem der Sturz des St. ohne 
eigene Unvorsichtigkeit geschehen sein könnte. Er kann von mitreisen- 
den Personen oder auch durch einen Ruck des Bahnzuges gegen die Tür 
gestoßen worden sein. Solchenfalls würde darauf nichts ankommen, ob 
der innere Türriegel auf „offen“ oder „zu“ gestellt war. Daß sich St. in 
der Nähe der Tür aufgestellt hatte, bedeutet noch kein schuldhaftes Han¬ 
deln, und im übrigen ist nicht dargetan, daß ein Tun seinerseits seinen 
Sturz verursacht haben müßte. 


Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Gesetz vom 25. Oktober 1922. betr. siebente Ergän¬ 
zung des Besoldungsgesetzes. 

(Reichs-Verkelirsblatt >S. -init. Rcichsjroüetzbl. 1 S. 802.) 

G e s e t z vom 26. Oktober 1922 zur Änderung der Vorschriften über 
die Pfändbarkeit von Gehalteansprüchen. 

(Reichs-Yerkehrsblatt S. -111. Reic|j,sge.«et»bl. 1'S. So'«.) 

Gesetz vom 26. Oktober 1922 zur Änderung der Verordnung über 
Lohnpfändung. 

(lieiilvs-Yerkchrsblatt S. 412. Rciehssesetzbl. I S. S0U.1 
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Verordnungen deis Reiclisairbeitsministers: 

Vom 12. September 1922 über Grundlöhne bei den Krankenkassen. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 377. Reicbsgesctzbl. I S. 724.) 

Vom 12. September 1922 über Erhöhung von Geldbeträgen in der 
Unfallversicherung. 

(Reiche-Verk ehrsblatt S.378. Reiehegesetzbl. I ß. 721.) 

Vom 12. September 1922 über Ausdehnung der Versdeherungspf licht 
in der Angestellten Versicherung. 

(Redchs-Verkehrsblatt S. 379. Reichsge&ctzbl. I S. 725.) 

Vom 22. September 1922 über Wochenhilfe. 

(Reichs-Yorkehrsblatt ß. 389. Reichsgcsetzbl. I S. 752.) 

Vom 4. Oktober 1922 über Erhöhung der Zulagen in der Unfall¬ 
versicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 397. Rciehsgesetzbl. I S. 700.) 

Vom 26. Oktober 1922 über die Erhöhung der Unterstützung für 
Rentenempfänger der Invaliden- und Angeetelltenversdeherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 417. Rciehsgesetzbl. I S. 807.) 

Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 

Vom 15. Oktober und 6. November 1922 zur Anlage C der Eisen¬ 
bahn-Verkehrsordnung: 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 401 u. 116. Roichsgesetzbl.il >S. 775 u. 778.) 

Vom 24. und 29. Oktober und 3. November 1922 zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung. 

(Reichs-Vorkebrsbla11 S. 402, 415 u. 41G. Reicbsgesetzbl. II S. 775. 
777 u. 778.) 

Vom 1. Dezember 1922, betr. Änderung der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung vom 4. November 1904. 

(Reichs-Verkehröblatt S. 427. Reichsgesetöbl. II S. 789.) 

Bekanntmachungen des R e i c h s v e r k e h r s m i n i s t e r s: 

Vom 10. u. 27. Oktober und 21. November 1922, betr. Änderung des 
Militärtarifs für Eisenbahnen. 

(Reich»-Verkehrsblatt S. 390, 402 u. 425. Reicihsgeselzbl. II S. 768, 
776 u. 787.) 

Vom 23. Oktober 1922 über den Beitritt der Tschechoslowakei zum 
Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahnfracht¬ 
verkehr. 

(Reicli6-Ycrkehrsbla.lt S. 391.) 

Erlasse des Reichsverkehrsministers: R.-V.-B1. 

Sdit^ 

Vom 12. Oktober 1922, betr. Vergütungen an Zöglinge (Prak¬ 
tikanten) für den mittleren und Praktikanten für den 
höheren Dienst während der praktischen Werkstätten¬ 
tätigkeit .380 

Vom 24. Oktober 1922, betr. Dienstvorschrift für Zugleitungen 381 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




188 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


R-V.-Bl. 

Vom 25. Oktober und 24. November 1922, betr. Anschluß- Seite 

gebühren . 394 421 

Vom 25. Oktober 1922, betr. Vergütung für Benutzung von • 

eigenen Fahrrädern für Dienstzwecke.395 

Vom 27. September 1922, betr. Prämien für Entdeckung oder 

Verhütung von Schäden an Bahnanlagen.398 

Vom 1. November und 6. Dezember 1922, betr. Abnahme 

für Dritte. 403 426 

Vom 1. November 1922, betr. Anstel 1 ungagrundeätze . . . 404 

Vom 4. November 1922, betr. Auskunfterteilung im Reise¬ 
verkehr .407 

Vom 7. und 20. November 1922, betr. Beförderung von Loko¬ 
motiven unter eigenem Dampf. 408 418 

Vom 11. November 1922, betr. Auslandspässe für Dienstreisen 413 

Vom 18. November 1922, betr. Frachtbriefmuster.418 

Vom 14. November 1922, betr. Fachausschuß für Starkstrom¬ 
anlagen .419 

Vom 29. November 1922, betr. Gebühren für fremde Stark¬ 
stromleitungen auf Bahngelände. 420 

Vom 5. Dezember 1922, betr. Gepäckprüfung.423 

Vom 7. Dezember 1922, betr. Dienstanweisungen für Ab¬ 
nahmewagenmeister und Abnahmelokomot'Fvführer . . 426 

Vom 15. Dezember 1922, betr. Erledigung von Entschädd- 

gungsanträgen aus dem Güter- usw. Verkehr.427 


Preußen. Ausführungsanweisung des Ministers für 
Handel und Gewerbe (Abwicklungestelle des früheren 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten) vom 3. November 1922 
zur Durchführung des preußischen Gesetzes über Änderung der 
Dienst- und Versorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 

(Anlage >.ura Reichs-Verkehrsblatt S. 51.) 

Urkunde des preußischen Staats minieteriums 
vom 15. September 1922, betr. die von der Rhein-Sieg-Eisenbahn- 
Aktiengesellsohaft beschlossene Vermehrung ihres Grundkapitals 
durch Ausgabe weiterer 3996 Stück Aktien über je 1200 Ji im 
Betrage von 4 795 200 Ji auf den Gesamtbetrag von 7 999 200 JL 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 63.) 

Kriegsbeschädigtenfürsorge der ehemaligen preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen und der früheren Reichseisen¬ 
bahnen. 

(Anlage zum Reichs-Vcrkehrsbiatt S. 6-1.) 
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Schweiz. Bekanntmachung der Bundeskanzlei vom 30. August 
1922, betreffend Internationales Übereinkommen über den Eisen¬ 
bahnfrachtverkehr. 1 ) Erklärung von Ungarn. 

(Veröffentlicht in der Eidgenössischen Gesetzsammlung Nr: 28 
vom 13. September 1922. S. 505.) 

Mit Note vom 29. Mai 1922 hat die Gesandtschaft von Ungarn dem Bundes¬ 
rat mitgeteilt, daß sich Ungarn, trotz der Auflösung der österreichisch- 
ungarischen Monarchie und ohne Rücksicht auf Artikel 2% des Friedens Vertrags, 
durch das internationale Übereinkommen von Bern vom 14. Oktober 1890, be¬ 
treffend den Eisenbahnfrachtverkehr und dessen Nachträge, al 9 gebunden er¬ 
achtet und sie in Zukunft gegenüber allen Vertragsstaaten an wenden will. 


Frankreich. Gesetz, betreffend die Bestrafung von Eisenbahn¬ 
diebstählen. 

Einziger Artikel: Der Artikel 383 des Code pönal wird durch die folgende 
Fassung ersetzt: Diebstähle, begangen auf öffentlichen Eisenbahnanlagen, oder 
in Eisenbahnwagen, die zur Beförderung von Reisenden, Postsachen oder 
Gepäck dienen, in allen Fällen, in denen sie sich auf dem Transport befinden, 
werden mit Zuchthaus auf Lebenszeit bestraft, wenn sie unter zwei der in Ar¬ 
tikel 381 vorgesehenen Umständen begangen wonden sind*). Sie werden mit 
Zuchthaus auf Zeit bestraft, wenn sie nur unter einem dieser Umstände begangen 
worden sind. 

In anderen Fällen werden sic mit Gefängnis bestraft. 


Tschechoslowakei. Gesetz vom 30. Juni 1922, betreffend die Einlösung 
der Aussig-Teplitzer Eisenbahn durch den Staat.*) 

(Sammlung der Gesetze und Verordnungen des tschecho¬ 
slowakischen Staates. 81. Stück. Seite 1169. Ausgegeben 
am 22. August 1922.) 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 245. 

2 ) Artikel 381 lautet: 

Es werden mit Zuchthaus auf Lebenszeit bestraft Personen, die beim 
Diebstahl betroffen werden, der unter Zusammentreffen folgender Umstände 
begangen worden ist: 

1. Wenn der Diebstahl bei Nacht begangen worden ist, 

2. Wenn er von zwei oder mehr Personen begangen worden ist, 

3. Wenn die Schuldigen oder einer von ihnen Träger von sichtbaren oder 
verborgenen Waffen war, 

4. Wenn sie das Verbrechen begangen haben, sei es durch äußeren Ein¬ 
bruch oder mittels Einsteilgens oder falscher Schlüssel in ein Baus, in 
einen Raum des Hauses, ein Zimmer oder einen Raum, der bewohnt oder 
zur Bewohnung bestimmt ist, oder in Nebengebäude, sei cs, daß sie 
sich das Amt eines öffentlichen Beamten oder eines Angehörigen einer 
Zivil- oder Militärbehörde beilegen, oder nachdem sie die Uniform oder 
die Bekleidung eines Beamten oder Offiziers angelegt haben, oder 
indem sie einen falschen Befehl von einer Zivil- oder Militärbehörde 
vorweisen. 

3 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 1297. 
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Die Nationalversammlung der Tschechoslowakischen Republik hat folgende« 
Gesetz beschlossen: 

§ 1. Die Regierung ward ermächtigt, auf Grund der Konzessionsurkunde 
vom 10. Mai 1866, R.G.B1. Nr. 69, der ^KonzesaonOTrkunde vom 25, Juni 1870, 
R.G.Bl. Nr. 98, der Konzessionsurkunde vom 13. Juni 1896, R.G.B1. Nr. 115, und 
der diese Konzessionsurkunden ergänzenden Vereinbarungen die Eisenbahnunter- 
nehmung „K. k. privilegierte Aussig-Teplitzer Eisenbahn-Gesellschaft“, und zwar 
mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1923 einzulösen. 

§ 2. Der Einlösungspreis ist durch die Einlösungsrente gemäß den Kon- 
zessionsbestimraungen und den diese Bestimmungen ergänzenden Vereinbarungen 
bestimmt. 

Wenn der Einlösungspreis am Übernahmetage noch nicht endgültig fest¬ 
gesetzt sein wird, ist die Staatsverwaltung berechtigt, der Gesellschaft auf Rech¬ 
nung dieses Preises Vorschüsse in annähernd betimmten Beträgen zu gewähren. 

§ 3. Die Staatsverwaltung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit d^r 
Gesellschaft für die Gesellschaft in deren Namen auf Rechnung der Eiulösuugs- 
rente die Verzinsung uiud Tilgung der Prioritätsanleihen der Gesellschaft zu 
übernehmen. 

Die Staatsverwaltung hat das Recht, jederzeit an Stelle der Gesellschaft 
diese Prioritäten!eihen der Gesellschaft mit dem zur Zeit der übernähme nach 
dem Tilgungsplane noch nicht bezahlten Betrage zur vSelbstzahlung zu überneh¬ 
men. In diesem Falle wird die Einlösungsrente um den Betrag vermindert, der 
zur Verzinsung und Tilgung des Anleihekapitals erforderlich ist. 

§ 4. Gegenstand der Einlösung ist die Eisenbalmimternehmung der Gesell¬ 
schaft als Ganzes. Durch die Einlösung der Eisenbahn und mit dem Tage dieser 
Einlösung (§ 1, § 16) tritt der Staat gegen Ausbczahlung des im § 2 bezeich- 
neten Einlösungspreises und ohne jedes weitere Entgelt in das lastenfreie, nur 
durch die noch nicht zurückgezahlten Reste der Prioritütsaiileihcn gebundene 
Eigentum und in dem Genuß der Eisenbahnunternehnning mit allen dazu ge¬ 
hörigen Werten und beweglichen und unbeweglichen Sachen sowie mit allen 
Rechten, ausgenommen jene Vermögensobjekte, die gemäß den Konzession— 
bestimmungen oder den sie ergänzenden Vereinbarungen Eigentum der Gesell¬ 
schaft bleiben. 

§ 5. Auf die Staatseisenbahnverwaltung gehen mit dem Tage der Über¬ 
nahme der Unternehmung alle Rechte und Verpflichtungen der Gesellschaft über, 
die sich auf Dienstverträge gründen, welche mit ihren Bediensteten in der Eisen- 
bahmmternehmung abgeschlossen wurden. 

Auf den Pensionsfonds der Staatsbahnen, beziehungsweise auf die Staat — 
cisenbahnverwaltung gehen insbesondere auch die Verbiiwlliclikeiten zur Au¬ 
sfüllung der Ruhe- und Versorgungsgemisse aller Art über, die nach den nor¬ 
mativen Vorschriften der Aussig-Teplitzer Eisenbahn bemessen worden sind, wo¬ 
bei die bisher erworbenen Ansprüche nicht verletzt werden. 

§ 6. Die Gesellschaft ist demgegenüber verpflichtet, der Staatseisenbahn- 
verwaltung, gegebenenfalls für den Pensionsfonds der Staatsbaiinen,. die Be¬ 
deckung für den Wert der Anwartschaften der aktiven Bediensteten auf die Be¬ 
züge, von denen § 5, Abs. 2. handelt, für den Wert der übernommenen Auszahlung 
dieser Bezüge und für den Wert ihrer etwaigen künftigen normativen Erhöhung, 
die von der Staatseisenbahnverwaltung in keinem höheren Ausmaße als den 
eigenen Perzipienten gewährt werden wird, zur Verfügung zu stellen, 

Behufs Deckung dieser Werte ist die Gesellschaft verpflichtet, das ge¬ 
samte Vermögen ihrer Versorgungsinstitute und -fonds und, sofern dieses Ver- 
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mögen nicht ausreichen sollte, jene Vermögensobjekte au&zuliefera, die nach § 4 
lagen tum der Gesellschaft bleiben. Der Rest wird von der Einlösungsrente in 
Abzug gebracht, sofern diese das durch die Konzessionsbestimmungen fest¬ 
gesetzte Minimalausmaß übersteigt. Von kreditierten Beträgen werden 5 % 
Zinsen und Zinseszinsen berechnet 

§ 7. Die Krankenkasse der Aussig-Teplitzer Eisenbahn wird aufgehoben» 
Die bisherigen Mitglieder dieser Kasse werden vorbehaltlich der erworbenen 
Rechte Mitglieder der Krankenkasse der Staatsbahnen. 

Das gesamte Vermögen und alle Verbindlichkeiten der aufgelassenen 
Krankenkasse und der ihr angegliederten Fonds gehen auf die Krankenkasse 
»ler Staatsbahnen und die betreffenden ihr angegliederten Fonds über. 

§ 8. Auf die Staatseisenbahnverwaltung gehen alle Rechte und Verbind¬ 
lichkeiten der Gesellschaft aus der Unfallversorgung und -Versicherung über, und 
zwar auä letzterer insoweit, als es sich um Rechte und Verbindlichkeiten handelt, 
die gemäß Art XIX des Gesetzes vom 10. April 1919, S. d, G. u. V. Nr. 207, von 
der berufsgenossenschaftlichen Unfallversicherungsanstalt der österreichischen 
Eisenbahnen übergegangen sind. 

Demgegenüber ist die Gesellschaft verpflichtet, der Staatseisenbahnver¬ 
waltung die Bedeckung für den Wert: 

a) der angefallenen Ansprüche auf Entschädigung aus der Unfallver¬ 
sorgung, 

b) der angefallenen Amsprüehe auf Entschädigung aus der Unfallver¬ 
sicherung hinsichtlich jener Unfälle, die sich beim Betriebe der Unternehmung 
der Aussig-Teplitzer Eisenbahn in der Zeit vom 1. November 1918 bis zum 
31. Mai 1919 ereignet haben, 

c) der etwaigen künftigen normativen Erhöhung dieser Entschädigungen, 
die von der Staatseisenbahnverwaltung in keinem höheren Ausmaße als den 
eigenen Perzipienten gewährt werden wind, zur Verfügung zu stellen. 

Die Bedeckung für den Wert der an gefallenen Ansprüche aus d)er Unfallver¬ 
sicherung hinsichtlich der Unfälle aus der Zeit vor dem 1. November 1918 wird 
die Gesellschaft der Staatseisenbahnverwaltung insoweit und nach jenen allge¬ 
meinen Regeln zur Verfügung zu stellen haben, als und wie zu derselben Be¬ 
deckung die übrigen Bahnen verpflichtet sein werden, welche Mitglieder der be¬ 
rufsgenossenschaftlichen Unfallversichcrungsanstalt der österreichischen Eisen¬ 
bahnen waren. 

Behufs Bedeckung dieser Werte ist die Gesellschaft verpflichtet, der 
Staatseisenbahnverwaltaing den Fonds auszuliefern, dessen Ansammlung ihr nach 
§ 4, Abs. 2, des Gesetzes vom 28. Dezember 1887, R.G.B1. Nr. 1 v. J. 1888, in der 
durch den Artikel III des Gesetzes vom 10. April 1919, S. d. G, u. V. Nr. 207. 
festgesetzten Fassung aufgetragen wurde. Im übrigen gelten für diese Be¬ 
deckung gleichfalls die Bestimmungen des § 6, Abs. 2. 

§ 9. Der jetzigen Vertretung der Bediensteten bleibt die Möglichkeit der 
Mitwirkung in Personalangelegenheiten der Bediensteten bis zur Durchführung 
von Neuwahlen in die Vertrauensmänneraussi Küsse bei den Staatsbahnen ge¬ 
wahrt. Ebenso bleibt dem jetzigen Ausschüsse der Krankenkasse und dem 
Rentenausschusse bei «der Unfall Versorgung der Aussig-Toplitzer Eisenbahn die 
Möglichkeit der Mitwirkung in allen Angelegenheiten der Krankenversicherung, 
beziehungsweise der Unfall Versorgung der Bediensteten der Aussig-Teplitzer 
Eisenbahn bis zur Durchführung von Neuwahlen in die genannten Ausschüsse bei 
den Staatsbahnen Vorbehalten. 

§ 10. Das Vermögen ihrer übrigen Anstalten (Fonds) für soziale Für¬ 
sorge hat die Gesellschaft für die betreffenden Anstalten der Staatseisonbahn- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



192 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


Verwaltung zu übergeben, die den übernommenen Bediensteten wenigstens die¬ 
selben Begünstigungen ihrer Teilnahme an diesen Anstalten gewährleistet, wobei 
-die Beiträge der übernommenen Bediensteten nicht höher sein dürfen als die 
Beiträge der Bediensteten der Staatsbahnen. 

§ 11. Die Staatsverwaltung hat das Recht, mit dem Tage des Wirksam- 
keitsbeginnes dieses Gesetzes einen besonderen Kommissär zu bestellen, der 
darüber zu wachen hat, daß der Vermögensstand der Unternehmung von diesem 
Augenblicke nicht zuungunten des Staates verändert wende. 

Insbesondere ist zu jeder Veräußerung oder Belastung der unbeweglichen 
Vermögensobjekte, die den Gegenstand der Einlösung bilden, von dem bezeich- 
neten Augenblicke an die Zustimmung dieses Kommissärs erforderlich. 

Dasselbe gilt von jeder Übernahme neuer Verbindlichkeiten, die den Rah¬ 
men der regelmäßigen Betriebsführunig überschreiten oder eine dauernde Be¬ 
lastung bedeuten würden. 

§ 12. Die Gesellschaft ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, daß die 
Staatsverwaltung den physischen Besitz aller im § 4 dieses Gesetzes angeführten 
und den Gegenstand der Einlösung bildenden Vermögensobjekte mit dem Tage 
der Einlösung (§ 1, § 16), und zwar selbst vor endgültiger Feststellung des Ein¬ 
lösungspreises, ergreifen könne. 

Sollte die Gesellschaft dieser Verpflichtung nicht nachkommen, so hat die 
Staatsverwaltung das Recht, mit dem bezeielmeten Tage den physischen Besitz 
der angeführten Objekte auch ohne deren Zustimmung und ohne gerichtliches 
Einschreiten zu ergreifen. 

Vom Einlösungstage an erfolgt der Betrieb der eingelösten Unternehmung 
für Rechnung des Staates, und es gehen daher von diesem Tage an alle Betriebs¬ 
einnahmen zugunsten und alle Betriebsausgaben zu Lasten des Staates. 

Die Reinerträgnisse, die sich aus der Verrechnung bis zum Tage der Ein¬ 
lösung ergeben, verbleiben der Gesellschaft. Diese hat dagegen die rechnungs- 
müßigen Verbindlichkeiten, die sich bis zu diesem Tage aus dem Bau oder dem 
Betriebe der Eisenbahn ergeben, sowie die anderen Passiven selbst zu decken. 

§ 13. Die Staatsverwaltung ist berechtigt, auf Grund dieses Gesetzes ihr 
Eigentumsrecht und die anderen infolge der Einlösung auf sie übergehenden 
bücherlichen Rechte bücherlich einzuverleiben. Sollte die Gesellschaft binnen 
der ihr von der Staatscisenbahnverwaltung festgesetzten Frist dieser Verwaltung 
die zu diesem Zwecke erforderlichen Urkunden nicht zur Verfügung stellen oder 
die von der Staatseisenbahnverwaltung verfaßten Urkunden nicht mit ihrer 
rechtsverbindlichen Unterschrift versehen, so werden diese Urkunden durch eine 
Erklärung des Eisenbahnminasteriums ersetzt. 

§ 14. Die Gesellschaft ist verpflichtet, deT Staatsverwaltung binnen der 
ihr vom Eisenbahnministerium festgesetzten Frist die Rechnungen und Bilanzen 
zu liefern und dfie Reinerträge der Betriebsjahre, die für die Berechnung des 
Einlösungspreises maßgebend sind, auszuweisen. 

Diese Belege sind getrennt für jedes einer besonderen Konzession unter¬ 
liegende Eienbahnnetz vorzulegen. Die Staatsverwaltung hat das Recht, die 
Richtigkeit dieser Belege auf Grund der Bücher und sonstigen Aufzeichnungen 
und Akten der Gesellschaft zu überprüfen. 

Kommt die Gesellschaft innerhalb der ihr von der Staatsverwaltung be¬ 
stimmten Frist der im Aba 1 und 2 festgesetzten Verpflichtung nicht nach, so 
darf die Staatsverwaltung die betreffenden Erhebungen auf Kosten und Gefahr 
der Gesellschaft vornehmen lassen und den Einlösungspreis auf Grund dieser 
Erhebungen feststellen. 
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8 15. Die Staatsverwaltung kann die Auszahlung des Einlösungspreises 
Ton der Bedingung abhängig machen, daß die Gesellschaft der tschechoslowaki¬ 
schen Staatsverwaltung alle Belege, Akten und Behelfe, betreffend die Verwaltung 
und den Betrieb der eingelösten Eisenbahnunternehmung, ausfolgt, beziehungs¬ 
weise ihr die Möglichkeit der Einsichtnahme in jene Akten, die sich nur auf die 
Verwaltung der Gesellschaft beziehen, gewährt und der Staatsverwaltung auf 
Verlangen Abschriften dieser Akten ausfolgt. 

§ 16. Die Staatsverwaltung wird ermächtigt, die Eisenbahnunternehmung 
der Aussig-TeplitzeT Eisenbahn auch durch freies Übereinkommen mit der Gesell¬ 
schaft, und zwar.mit Wirksamkeit eventuell auch vom 1. Jänner 1922 an zu er¬ 
werben. 

Für die Kaufsbedingungen haben die Konzessionsurkunden und die sie er¬ 
gänzenden Bestimmungen die Grundlage zu bilden. 

8 17. Alle mit der Durchführung dieses Gesetzes zusammenhängenden 
Rechtsgeschäfte, Vermögensübertragungen, Eingaben, Eintragungen, Ausferti¬ 
gungen und sonstigen Urkunden sind Stempel- und gebührenfrei. 

§ 18. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirksam¬ 
keit. Seine Durchführung wird den Ministern der Eisenbahnen und der Finanzen 
aufgetragen. 


Archiv für Bisenbahnweten. 1923. 
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Schultz, Bruno, Dr. Die wirtschaftliche Bedeutung der 
Eisenbahnen. 194 S. 8°. Jena 1922. Gustav Fischer. 

Über die Eisenbahnen und ihre Wirkungen ist im Jahr 1853 das 
heute noch mustergültige, wenn auch in seinen tatsächlichen Unterlagen 
veraltete Buch von Karl Knies (Heidelberg) erschienen. Seit der 
Zeit hat sich, abgesehen von dem Franzosen A. de F o v i 11 e in seinem, 
im Jahr 1880 erschienenen, von der französischen Akademie preisge¬ 
krönten, aber wesentlich auf die französischen Verhältnisse zugesohnitte- 
nen Buch: La transformation des moyens de transport et ses consdquencee 
economiques et sociales und Launhardt in der kleinen, volkstümlich 
gehaltenen, in der Sammlung „Aus Natur und Geästeswelt“ im Jahr 1900 
erschienenen Schrift: Am sausenden Wehstuhl der Zeit, meines Wissens 
niemand mehr mit der umfassenden Bearbeitung dieser Frage beschäftigt. 
Nun sind im vorigen Jahr gleich zwei Schriften fast zu derselben Zeit 
erschienen, die dasselbe Thema behandeln. Es ist einmal der von Prof, 
von Beckerath (Kiel) verfaßte letzte Abschnitt des dritten Bands der 
2. Auflage von Sax, „Die Verkehrsmittel in Volks- und Staatswirtschaft“ 
unter dem Titel „Wendungen der Wirtschaft im Zeitalter der Eisenbahnen“ 
(vgl. Archiv 1922 S. 1147). Das zweite Buch ist das vorstehend auf¬ 
geführte, das der Verfasser eine Studie zur Systemfrage nennt. Wir 
haben es auch 1 hier mit einer fleißigen und tüchtigen Arbeit zu tun. Der 
Verfasser hat sich in das reiche, vor allem in der neueren Literatur vor¬ 
handene Material so gründlich eingearbeitet, daß er seinen Stoff gut 
beherrscht. Diese Leistung ist um so bedeutungsvoller, ja geradezu er¬ 
staunlich, weil der Verfasser blind ist, somit sich alle Quellen und 
Schriften vorlesen lassen muß. Freilich darf man sein Buch mit dem von 
Knies nicht vergleichen, wir müssen an die Kritik einen anderen Maßstab 
anlegen. Dies zunächst deswegen, weil das Buch nur eine einleitende 
Vorarbeit zu einem größeren Werk über die Eisenbahnpersonen tarife 
sein soll, und sodann, weil der Verfasser sich auch, wie Launhardt, an 
einen größeren Leserkreis, nicht ausschließlich an Fachleute wendet Ein 
besonderer Vorzug ist deswegen auch die klare, ansprechende Schreib¬ 
weise 

Über den Inhalt sei bemerkt, daß, nach einer methodologischen Vor¬ 
bemerkung, die Stellung der Eisenbahn zu den übrigen Verkehrsmitteln 
und sodann in getrennten Kapiteln die Bedeutung der Eisenbahn für die 
Konsumtion, für Handel und Handelspolitik, ihre Wirkungen auf den 
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Grund und Boden, auf Kapital, auf Arbeit und auf die Einkommensvertei¬ 
lung geschildert werden, in zwei kurzen Schlußkapiteln äußert sich der 
Verfasser über die Eisenbahnen 'bei Wirtschaftskrisen und faßt die Er¬ 
gebnisse seiner Untersuchungen zusammen. Er schließt sich hiernadh der 
üblichen Einteilung an, ohne sich streng an sie zu binden, und auch mit 
selbständigem wohlbegründetem Urteil in allen Einzelfragen. Nur einige 
wenige Punkte möchte ich hervorheben, in denen ich gewisse Bedenken 
habe. So seine sehr kurzen und m. E. nicht ganz zutreffenden Äußerungen 
über das natürliche und das Wertklassifikationssystem (S. 36). Die Aus¬ 
führungen (S. 44 ff.) über den Einfluß der Eisenbahntarife auf die Preis¬ 
bildung haften doch wohl an der Oberfläche und würden, auch nach dien 
Erfahrungen der letzten Jahre, zu vertiefen sein. Auf S. 47 schließt sich 
der Verfasser der üblichen, m. E. imrichtigen Bezedcöinung mancher Aus¬ 
nahmetarife als Notstandstarife an. Unter Notstandstarifen kann man 
richtig nur die des Art 46 der früheren Keichsverfassung verstehen. 
Auch die Ausführungen S. 80 ff. über die Bedeutung der Eisenbahnen für 
die Großstadt und die Wohnungsfrage wären m. E. besser und gründ¬ 
licher durchzuarbeiten. Unzutreffend ist z. B. gleich im Beginn die 
Behauptung, daß schon Anfang des vorigen Jahrhunderts in Deutschland 
die Freizügigkeit rechtlich eingeführt sei. Eine Freizügigkeit innerhalb 
Norddeutschlands kennen wir erst seit 1867, sie ist dann später, wenn 
auch mit gewissen Einschränkungen, auf das ganze Deutsche Reich aus¬ 
gedehnt worden. Die daran anschließenden Ausführungen bedürfen denn 
auch der Berichtigung. Die Darstellung S. 90 ff. über die Stadt- und Vor¬ 
orttarife, die Fahrpläne im Nahverkehr usw. fallen aus dem Rahmen 
der Darstellung heraus; sie sind m. E. zu breit gehalten und gehen zu 
sehr ins einzelne. Ob „die Konzentration der ungeheuren Menschen¬ 
massen an den Arbeitstätten eine Notwendigkeit der heutigen Zeit ist“, 
darüber kann man doch wohl zweifelhaft sein. Ebenso scheint mir die 
Behauptung (S. 128), daß in den Vereinigten Staaten von Amerika durch 
die Eisenbahntarife „ganze Orte zugrunde gerichtet seien“, doch wohl 
stark übertrieben. 

Ich heile solche Einzelheiten nur hervor, um zu zeigen, daß ich mit 
Aufmerksamkeit und wahrem Interesse den Ausführungen des Verfassers 
gefolgt bin. Das Buch ist in Wahrheit ein gutes und empfehlenswert 
wohl in erster Linie für die angehenden Jünger der Verkehrswissen¬ 
schaft. A. n. d. L. 


Sarter, Dr. jur., Geheimer Regierungsrat, Ministerialrat im Reichsver¬ 
kehrsministerium. Jahrbuchdesdeutschen Verkehrs¬ 
wes e n s 1922. Band II. Die Verkehrsanstalten als 
Kunden der Wirtschaft. Beschaffung der Bauten. Mit 
einer Karte der deutschen Wasserstraßen. 224 S. 8°. Berlin 1922. 
Verlag für Politik und Wirtschaft. 

Dem ersten Band dieses Jahrbuchs, den ich im Archiv 1922 S. 979 
angezeigt habe, ist nunmehr der zweite gefolgt, der eine eigenartige und 
sehr willkommene Erweiterung des Jahrbuchs bringt. Die Benutzer 
des ersten Teils mache ich zunächst darauf aufmerksam, daß die tatsäch¬ 
lichen Angaben dieses Teils bis auf die Gegenwart ergänzt und daß auch 
die bei Herausgabe des ersten Bandes noch nicht erschienenen Verord- 
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nungen und Gesetze in einem Anhang zum jetzigen Band abgedruckt 
sind. 

Der zweite Band beschäftigt sich mit dem Kisen bahnen (S 9 
bis 156) und der Post (S. 157—177) als Kunden der Wirtschaft. Der 
wesentliche Inhalt des dritten Teils (Verfasser Ministerialrat Weidner) 
ist eine vollständige Darstellung der bestehenden, der bis jetzt geneh¬ 
migten und der geplanten deutschen Binnenwasserstraßen. Diese Übersicht 
wind erläutert durch eine Karte der deutschen Schiffahrtstraßen im Maß¬ 
stab von 1 :4,5 Millionen, in der die natürlichen und die regulierten 
Wasserstraßen sowie die Kanäle eingetragen sind. Diese Übersicht 
scheint mir besonders beachtenswert, weil derartige tatsächliche, voll¬ 
ständige Angaben bisher fehlen und man nun eine feste Grundlage hat, 
um sich ein Urteil über den Bestand des Deutschen Reiches an Verkehrs- 
Wasserstraßen und die z. T. recht uferlosen Baupläne zu bilden, zu 
deren Ausführung wohl auf lange, lange Jahre die Finanzen des Deut¬ 
schen Reiches nicht genügen werden. Ein kurzer vierter Teil (Verfasser 
Direktor Fr. Grohmann in Hagen) beschäftigt sich mit den Privatunter- 
neQimungen als Kunden in unserem Wirtschaftsbetrieb. 

In der Einleitung bemerkt der Herausgeber zutreffend, daß nur für 
die staatlichen Verkehrsanstalten, d. h. die Reichsbahn und die Reichspost, 
die Stoffmenge feststehe, deren sie in ihrer Wirtschaft regelmäßig be¬ 
dürfen. Für Privat Unternehmungen lassen sie sich nicht ermitteln, weil 
die privatwirtsohaftlichen und die kaufmännischen Grundsätze, nach 
denen sie betrieben werden, eine solche Veröffentlichung nicht zulaaeen. 
Ebensowenig sind die Grundsätze bekannt, an denen die Privatunter¬ 
nehmungen bei ihrem Beschaffungswesen festhalten. Indes der Staats* 
bedarf ist so überwiegend, daß seine Kenntnis genügt, um ein im allge¬ 
meinen zutreffendes Urteil über den Gesamtbedarf zu gewinnen. Es soll 
jedoch versucht werden, in den späteren Jahrgängen dieses Jahrbuchs 
auch die Privatindustrie heranzuziehen. 

Wie der erste, so besteht auch der zweite Band des Jahrbuchs aus 
einer Reihe selbständiger, von besonderen Sachverständigen verfaßter 
Abhandlungen. Die erste beschäftigt sich mit der Verbrauchs¬ 
politik der Reichsbahn im ganzen (Aufwendungen für den Betrieb, 
den technischen Apparat, die Fahrzeuge, ferner die Baupolitik und die 
allgemeine Beschaffungspolitik). Der Verfasser (Ministerialrat Dr. 
Hornberger) spricht bei der Gelegenheit sich mit Entschiedenheit und 
m. E. mit Recht dahin aus, daß es eine verfehlte Politik wäre, wenn das 
Reich sich an dem allgemeinen Produktionsprozeß beteiligte (S. 13). Der 
zweite und vierte Abschnitt sind vom Oberregierungsrat Lochte im 
Eisenbahnzentralamt, der vierte unter Mitwirkung von Eisenbahn¬ 
inspektor Koch verfaßt. Sie behandeln die allgemeinen Bestimmungen 
über die Zuständigkeiten im Beschaffungswesen und die Beschaffungen 
einzelner Gegenstände. In dem letzteren scheinen mir besonders lehrreich 
die Ausführungen über die Kohlenbeschaffung. Sehr wertvoll ist die Dar¬ 
stellung des Regierungsbaurats Heineck über die Bautätigkeit der 
Reichsbahn (dritter Abschnitt). Der fünfte Abschnitt von Oberregie¬ 
rungsrat Wecfomann gibt meines Wissens zum erstenmal eine erschöp¬ 
fende, bis in die Gegenwart reichende Auskunft über die Reichsbahn und 
die FJektrotechnik. Alle, z. T. ausgeführten, z. T. im Bau begriffenen elek¬ 
trisierten Anlagen der Reichsbahn sind durch übersichtliche Kärtchen ver¬ 
anschaulicht. Der sechste Abschnitt von Professor Helm beschäftigt sich 
mit den Kleinbahnen, Straßenbahnen und den Privatbahnen als Kunden 
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der Wirtschaft. Im zweitem. Teil wird das gesamte Beschaffungswesen 
der Reichepost vom Ministerialrat Grallert unter denselben Geeidhte- 
punkten, wie das der Reichsbahn, klar und übersichtlich behandelt. 

Es kann der Zweck dieser Besprechung nur sein, von dem reichen 
Inhalt des Jahrbuchs den Lesern des Archivs einen Begriff zu geben. 
Ein Eingehen auf adle Einzelheiten verbietet sich um, so mehr, als die 
Darstellung knapp und übersichtlich ist, die Benutzung des Buchs auch 
durch ein alphabetisches Sachregister erleichtert wird. Die Verfasser 
beschränken sich auch meist darauf, den gegenwärtigen Stand der Ver¬ 
hältnisse darzulegen, und sie greifen auf die Vergangenheit nur da 
zurück, wo dies zum Verständnis der Gegenwart erforderlich ist. Eine 
Reihe bildlicher Darstellungen veranschaulicht die statistischen Ta¬ 
bellen. 

Dieser Band des Jahrbuchs ist nicht nur für den Praktiker ein nütz¬ 
liches Hilfsbuch, er bietet vor allem auch dem Volkswirt, der sich mit 
Verkehrsfragen beschäftigt, ein reiches und ganz neues, bisher schwer 
zugängliches Material auf einem Gebiet, das bisher wenig beackert worden 
ist Es wäre daher lebhaft zu wünschen, daß auch dieser Band weit ver¬ 
breitet und später fortgesetzt wird. A. v. d. L. 


Strauß, Walter, Dr., Die Darstellung des modernen Eisen¬ 
bahnwesens, insbesondere der Lokomotive, 
als Lehrmittel für Hochschule, Schule und Volksauf¬ 
klärung. Mit 4 mehrfarbigen und 32 einfarbigen Kunstdruck¬ 
tafeln. 150 Seiten. Stuttgart 1922. Franckhs Technischer Ver¬ 
lag, Dieck & Co. 

Als Stoff, von dem die Abhandlung ausgeht, benutzt der Verfasser 
neben zum Teil auf einer englischen Studienreise gemachten Beobach¬ 
tungen eine internationale Sammlung eisenbahntechnischer Lehrmittel 
aller Art, „von dem modernsten betriebsfähigen Museumsmodell bis herab 
zur primitiven Holzlokomotive, von der Anschauungstafel zur Postkarte, 
vom Reklamekatalog zum Annoncenbild, vom fünfbändigen, allgemeinver- 
etändlichen Aufklärungswerk zum populären Pfennigbüchlein“. An der 
Hand dieses reichhaltigen Stoffes versucht er, in rein sachlicher Ab¬ 
wägung von Vor- und Nachteil, von Nachahmenswertem und Verwerf¬ 
lichem aller auftretenden Formen des eisenbahn technischen 
Lehrmittels Wege zu seiner Verbesserung anzudeuten, mit dem 
innigen Bestreben, nicht niederzureißen, sondern aufzubauen, nicht eine 
verneinende Beurteilung, sondern eine bejahende Neugestaltung anzu¬ 
bahnen. Nach einem Überblick über die Verirrungen und Mißstände im 
Modellwesen und über fehlerhafte Darstellungen moderner Technik in 
Wort und Bild und nach Erörterungen über die Aufklärung durch das 
betriebsfähige Modell folgen Betrachtungen über die Spurweite als Aus¬ 
gangspunkt für die Abmessungen der Modell-Lokomotive und über die 
Wahl der Lokomotivart und ihres Antriebs. Der nächste Abschnitt ist 
den Miniatur- und Garteneisenbahnen gewidmet, die in der Entwicklung 
des Modelleisenbahnwesens als Übergang zur Wirklichkeit die höchste 
Stufe der Vollkommenheit einnehmen. Gerade dieser Teil des Buchs 
bringt dem deutschen Leser viel Neues und Bemerkenswertes. Erfahren 
wir doch, daß England auf diesem Gebiete bereits eine abgeschlossene 
Entwicklung durchgemacht hat, so daß man heute drei Hauptgruppen 
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unterscheiden kann: Miniatureisenbahnen zu Transport- und Arbeits¬ 
zwecken für Personen- und Güterverkehr an Örtlichkeiten, die eine 
Bahn größerer Spurweite nicht ratsam erscheinen ließen, Miniatureisen¬ 
bahnen zur Unterhaltung und Belustigung in Ausstellungen, Seebädern 
und Vergnügungsparks und Miniatureisenbahnen als Garteneisenbahnen 
in den Parks begüterter Familien. Die Spurweite der beiden ersten 
Gruppen dieser Bahnen beträgt durchschnittlich 15 Zoll = 381 mm, 
während für die Garteneisenbahnen Spurweiten von 9'A Zoll = 241 mm 
und 1Y\ Zoll = 184 mm üblich sind. Die Miniatur-Lokomotiven voll¬ 
bringen auf diesen Bahnen erstaunliche Leistungen: erreichte doch eine 
derartige Lokomotive mit einer Belastung von 4 t hinter dem' Tender 
auf Steigungen 1 : 75 und 1 :100 Geschwindigkeiten von 14,r. und 17,5 km 
in der Stunde, während die Regelbelastung aus 6 zweiachsigen Wagen 
mit 48 Personen besteht. Nach diesem äußerst lehrreichen Abschnitt 
werden die betriebsfähigen Lokomotivmodelle der Gesellschaft für Prä¬ 
zisionslehrmittel zu Frankfurt a. M. einer Betrachtung unterzogen. Die 
folgenden Abschnitte sind der Darstellung der Modell-Personen- und 
Güterwagen, des Oberbaues, der Weichen, des Signalwesens und der 
Kunstbauten gewidmet. Weitere Abschnitte behandeln die Aufklärung 
durch das nichtbetriebsfähige Modell, durch SelbstanFertigung von Mo¬ 
dellen, durch Schaustellung und Vorführung von Modellen in Aus¬ 
stellungen und Museen, durch Bild, Schrift und Wort; beschlossen wird 
das Werk durch die Abschnitte „Anregung durch die f*oesie“ und „An¬ 
regung durch die Denkmalspflege“. Die Überschriften für diese beiden 
Abschnitte sind vielleicht nicht ganz glücklich gewählt, sollen sie doch 
kurz schildern, wie die ganze Welt des „rollenden Flügelrades“, be¬ 
sonders die Lokomotive deutschen Dichtern zum Vorwurf ihrer Schöpfun¬ 
gen gedient hat und wie gerade die Aufstellung einer der ersten Loko¬ 
motiven als Denkmal auf einem neuzeitlichen Bahnhof, so hat es in 
nachahmenswerter Weise England mit einer alten Stockton-Darlington- 
Lokomotive auf dem Hauptbahnhof von Newcastle getan, in ihrer Gegen¬ 
überstellung von „Einst und Jetzt“ ein erzieherisch wertvolles Moment 
zur Volksaufklärung darstellen könnte. 

Ein ungemein lehrreiches Werk liegt hier vor. Weit über den 
ursprünglichen Rahmen hinaus, die Mittel und Wege zur Erlangung der 
für das Verständnis der wichtigsten technischen Schöpfungen auf dem 
Gebiete des Eisenbahnwesens erforderlichen Allgemeinkenntnisso an der 
Hand eisenbahntechnischer Ivehrmittel anzudeuten, bietet das Buch eine 
reiche Fülle geschichtlicher Vermerke aus der Entwicklung des Eisen- 
bahnwesenvs, die auch für den Eisenbahnfnchmunn von Interesse sein 
werden. Die zahlreichen Abbildungen von Modell-Lokomotiven der eng¬ 
lischen Modellbaufirma W. J. Bassett-Lowke & Co. Northampton und 
der Gesellschaft für Präzisionslehrmittel zu Frankfurt a. M. werden die 
Freude jedes Eisenbahn freundes erregen. Auch der Kunstfreund wird 
einen Genuß an den künstlerischen Initialen am Anfänge jedes Ab¬ 
schnittes und den Schattenrissen von Lokomotiven am Schlüsse jedes 
Abschnitts haben. Das stofflich und bildlich außerordentlich reich¬ 
haltige Werk verdient die weiteste Verbreitung in allen Kreisen. Jung 
und alt können wertvolle Anregungen daraus schöpfen, ganz besonders 
aber ist es geeignet, unser Eisenbahnwesen der Jugend und dem Volke 
als Bestandteil der allgemeinen Bildung nahezubringen. Jaehn. 
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Kochenroth, W., Dipl.-lng., Professor: Grundzüge dee Eisen¬ 
bahn baues. II. Teil: Stations- und Sicherungs¬ 
anlagen. Dritte neubearbeitete und erweiterte Auflage. 
Kl. 8, 172 Seiten, 182 Abb. und 3 Tafeln. Leipzig 1922, Dr. Max 
Jänecke. 

Die dritte Auflage des Buchs, dessen Erscheinen seinerzeit an 
dieser Stelle angezeigt worden ist (I. Teil Archiv 1909, S. 535; II. Teil 
Archiv 1912, S. 1648; III. Teil Archiv 1914, S. 1159), ist durch eine Be¬ 
sprechung der Anschlußgleise, der gewerblichen Bahnanlagen sowie 
durch verschiedene Kapitel aus dem Signal- und Sicherungswesen in 
zweckmäßiger Weise ergänzt worden. Die besonders eingehende Be¬ 
handlung der kleinen Bahnhöfe mit vereinigtem Dienst und der Auf¬ 
bau aus den einfachsten Verhältnissen von unten herauf erscheint für 
den Zweck des Buchs als Leitfaden für den Baugewerkschulunterricht 
und die Vorbereitung für den mittleren technischen Eisenbahndienst das 
gegebene. Einige Unstimmigkeiten sind wohl in der Unmöglichkeit für 
einen außerhalb der Eisenbahn stehenden Verfasser begründet, den 
Änderungen in den Anschauungen über Bewährung und Zweckmäßig¬ 
keit von Einrichtungen und Verfahren so zu folgen, wie es Leben und 
Weben im Eisenbahnbetrieb selbst mit sich bringt. So dürfte z. B. das 
Rangieren aus einem geneigten Ausziehgleis eines einfachen Bahnhofs 
ohne Lokomotive ungewöhnlich sein (S. 44). Die reine Längenentwick¬ 
lung der Verechiebebahnhöfe ist heute dem stumpfen Anschluß der 
Stationsgruppe mit Ausziehgleis gewichen (S. 47). Die Ablaufberge 
des Bahnhofs Osterfeld entsprechen nicht mehr den neueren Anschau¬ 
ungen und werden wohl umgebaut werden (S. 45); die bauliche Gestal¬ 
tung der Ablaufanlagen ist zuletzt von Dr. ing. Müller in der Ver¬ 
kehrstechnischen Woche 1922 Seite 386 erschöpfend behandelt. Die Aus¬ 
bildung von Bahnsteigkanten und Rampenmauern durch Betonformhohl¬ 
körper und Eisenbetonkantsteine erscheint nicht immer empfehlenswert 
und würde besser wegfallen (S. 54 und 58), ebenso dürften die kon¬ 
struktiven Einzelheiten zu dem eisernen Tor für einen ringförmigen 
Lokomotivschuppen (S. 86) über den sonstigen Rahmen des Buchs hin¬ 
ausgehen. Ein Rawiescher Prellblock fehlt (S. 91); die Ansicht des vier- 
feldrigen Streckenblocks, namentlich die innere (S. 157), ist wenig 
instruktiv. Der mittlere Zwischenbahnhof der Tafel II hat überholungs¬ 
gleise, die für die übliche Zuglänge im Flachland nicht ausreiohen 
(439 m); die Ausziehgleise sind mit 148 und 127 m unerwünscht kurz. 
Für das Aufzeichnen von Gegenkrümmungen (S. 25) dürfte das im Organ 
für die Fortschritte des Eisenbahnwesens 1912 Heft 5 und 1917 Heft 23 
angegebene Verfahren in Betracht kommen. 

Dr. Ing. Steuernagel-Berlin. 


Diehl, Albert, Regierungsbaurat, -10 Jahre Eisenschwellen- 
Oberbau. 28 Seiten mit Zeichnungen und Sohaubildern. 
Düsseldorf 1922. Verlag Stahleisen m. b. H. 

Während über die Lebensdauer der Holzschwellen bei fast allen 
Eisenbahnverwaltungen schon in erheblichem Umfang Erfahrungszahlen 
vorliegen, ist dies bei der Eisenschwelle nicht oder nur in sehr geringem 
Umfang der Fall. Ist doch der Eisenschwellenbau erst seit einer ver¬ 
hältnismäßig kurzen Zeit in Verwendung, so daß bei der zum Teil noch 
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meist ständig wechselnden Form langjährige oder zuverlässige Erfah¬ 
rungen über seine Lebensdauer noch nicht in ausreichendem Maß 
gesammelt werden konnten. Die ehemalige Badische Eisenbabnver- 
waltung, die als einzige deutsche Eisenbahnverwaltung seit dem Jahr 
1881 fast ausschließlich eisernen Querschwellenoberbau verwendet hat, 
bietet auf Grund einer fast vierzigjährigen eingehenden Erfahrung die 
Unterlagen dar, die eine rein sachliche Beantwortung der Frage nach 
der Lebensdauer des Oberbaues auf eisernen Querschwellen zu geben 
gestatten. Nach einer kurzen Beschreibung des Oberbaues mit eisernen 
Querschwellen und Roth- und Schülerscher Schienen¬ 
befestigung und einer Betrachtung über die Zerstörungsformen 
bei eisernen Querschwellen wird die Lebensdauer der eisernen 
Querschwellen eingehend untersucht. Als „mittlere Lebens¬ 
dauer“ wird dabei die Lebensdauer bezeichnet, die etwa mit dem Zeit¬ 
punkt erreicht ist, an dem der Ausbau der Schwellen bis zur Hälfte des 
ursprünglichen Einbaus fortgeschritten ist. Die Frage der Lebens¬ 
dauer der eisernen Querschwellen ist bereits in der Abhandlung von 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsinspektor a. D. Ernst Biedermann, Der 
Oberbau auf hölzernen und eisernen Querschwellen, Charlottenburg 1915 
(Berlin W. Moeser) erörtert worden. 1 ) Die Diehlsche Abhandlung will 
dartun, daß die fast 40jährigen Erfahrungen eine bedeutend höhere 
Lebensdauer ergeben, als sie Biedermann ermittelt hat. Die von Diehl 
einerseits nach dem Verfahren von Couard und andererseits auf Grund 
der gemeldeten Abgänge nach den Aufzeichnungen der Bahnbau¬ 
inspektionen angestellten Untersuchungen führen zu nachstehendem Er¬ 
gebnis über die mittlere Lebensdauer der eisernen Querschwellen. Es 
beträgt 

für Querschwellen von 60 mm 76 mm 100 mm Höhe 

die mittlere Lebensdauer 

nach dem Verfahren von Couard . 28,6—34,6 21,4—27,2 19,5 Jahre 

auf Grund der Abgänge wenigstens 35 26—35 20—35 „ , 

während Biedermann den üblichen eisernen Querschwellen eine Lebens¬ 
dauer von „nicht allzu weit über 15, keinesfalls über 17—18 Jahre“ und 
der Rippenschwelle eine solche von 20 Jahren zuspricht. Entschei¬ 
dend für die Lebensdauer der eisernen Quersohwelle sind nach 
den Diebischen Untersuchungen die Anlageverhältnisse der 
Strecke, die Verkehrsverhältnisse des Gleises, ins¬ 
besondere die Größe des Lokomotivraddruckes und die Anzahl der be¬ 
förderten Achsen, und schließlich und von wesentlicher Bedeutung die 
Art der Schienenbefestigung. Bei ungünstigen Anlagever¬ 
hältnissen, insbesondere bei großer Feuchtigkeit, bei Mangel an unmittel¬ 
barer Sonnenbestrahlung, in Tunnels und Einschnitten wird die mittlere 
Lebensdauer nicht höher als auf 20 bis 25 Jahre, in Tunnels sogar 
kaum halb so hoch anzusetzen sein. Für nasse Tunnels erscheinen daher 
eiserne Querschwellen ungeeignet. 

Der Wert der Abhandlung, der zahlreiche Zusammenstellungen, 
Schaubilder und Oberbau-Zeichnungen beigegeben sind, liegt in dem 
{Versuch, aulf Grund zahlenmäßiger Unterlagen und örtlicher Nach¬ 
prüfungen die mittlere Lebensdauer der eisernen Querschwellen zu er¬ 
mitteln. Wenn auch die Ergebnisse nur für den Oberbau mit eisernen 

*) Vgl. Archiv für Ei seribalm wesen 1915, Seite 824. 
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Querschwollen der ehemaligen Badischen Eisenbahnverwaltung zutreffen 
mögen, so lassen sich doch aus den Untersuchungen allgemeine Schlüsse 
über die die Lebensdauer eiserner Querschwellen beeinflussenden Um¬ 
stände ziehen. Wesentlich ist die auch bereits anderweitig im prak¬ 
tischen Gleisunterhaltungsdienst gemachte Feststellung, daß sich die 
für die Lebensdauer maßgebenden Zerstörungs- 
erecheinungen hei der eisernen Querschwelle fast 
nur am Schienenauflagerselbet zeigen. Neben sorgfältiger 
Verlegung und Unterhaltung der eisernen Querschwelle gerade an diesen 
schwachen Stellen wird die Vervollkommnung einer die dauernde, sichere 
Verspannung der Schiene mit der Schwelle gewährleistenden Schienen¬ 
befestigung zur Erzielung wirtschaftlicherer Leistungen anzustreben 
sein. Die klar gegliederte, sich größter Sachlichkeit befleißigende Ab¬ 
handlung kann allen empfohlen werden, die sich die Unterhaltung und 
Fortentwicklung des Oberbaues auf eisernen Querschwellen angelegen 
sein lassen. Jaehn. 


Benischke, Gustav, Professor, Dr., die Porzellan-Isolatoren. 

128 Abb. Berlin 1921. Julius Springer. 

Der Verfasser des bekannten Werkes: Die wissenschaftlichen 
Grundlagen der Elektrotechnik hat die dort behandelten Untersuchungen 
über den Durchgang der Elektrizität durch Nichtleiter in der vorliegenden 
Schrift weiter ausgesponnen und fortgesetzt. Damit diese ein selbstän¬ 
diges Ganze bildet, sind aus den Grundlagen die wichtigsten einschlä¬ 
gigen Untersuchungen in passender Form übernommen. Weiterhin wer¬ 
den in dem neuen Buch die Zusammensetzung und Beschaffenheit der 
für die Isolatoren verwendeten Masse und der Glasur sowie die eigent¬ 
liche Anfertigung des Isolators durch Formen und Trocknen, Glasieren 
und Brennen eingehend behandelt. Hierauf werden die chemischen, 
mechanischen und elektrischen Eigenschaften des Porzellans untersucht. 
Der Verfasser geht dann auf die Verwendung der Hoohspannungsiso- 
1 stören und auf ihre Hintereinander- und Nebeneinanderschaltung ein. 

Der zweite Hauptabschnitt beschäftigt sich mit den wichtigsten 
Formen der Isolatoren. Behandelt werden einfache und zusammenge¬ 
setzte Stutzisolatoren, Hängeisolatoren, Durchführungen und Stützer für 
Innenräume. Im letzten Abschnitt werden die Stoff-, Eignungs- und 
Herstellungsprüfungen besprochen. 

Viele Mißerfolge im Isolatorbau erklären sich offenbar daraus, daß 
der Keramiker bisher zu wenig das elektrische Verhalten des Isolators 
und der Elektrotechniker, der lediglich durch elektrische Gründe be¬ 
dingte Bauformen vorgeschrieben hat, zu wenig die Herstellung und die 
sich dabei ergebenden Festigkeitseigenschaften gekannt hat. Der Ver¬ 
fasser betrachtet den Stoff von beiden Standorten aus, und darin liegt 
gerade für die heutige Zeit, in der Hunderte von Kilometern Hoch¬ 
spannungsleitungen im ganzen Land verlegt werden, der große Wert 
des Buchs. Wechmann. 
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Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 


Günther, Hanns. Taten der Technik. — Ein Buch unserer Zeit. — Zürich und 
Leipzig 1922. 

Handbuch der Reiche-, Privat- und Kleinbahnen. Verlag Technischer Zeitschriften. 
Berlin. 

Hasse, Dr.-Ing., Regierungsbaumeister a. D. Das Anschlußgleis vom Standpunkte 
des Inhabers. 

Rintelen. Zurück zur Goldmark. Berlin. 

La Situation günürale des transports en 1921. Genf. 

Di© Tarilpolitik der Deutschen Reichsbahn. Herausgegeben vom Reichsverkehrs¬ 
ministerium. Berlin 1922. 


Zeitschriften. 


Der Bauingenieur. Dresden. 

3. Jahrgang. Heft 21. Vom 15. November 1922. 

(21:) Die Entlüftung des Königstuhltunnels zu Heidelberg. — Eine ein¬ 
fache und -sparsame Sicherung der Widerlager einer Eisenbahnbrücke. 

Braunkohle. Hai le. 

21. Jahrgang. Heft 33. Vom 18. November 1922. 

(33:) Verschiebung der Wettbewerbsverhältnisse zwischen dem mittel¬ 
deutschen Braunkohlengebiet und dem westfälischen Steinkohlen- bzw. 
rheinischen Braunkohlengebiet. 

Deutsche Straßen- und Kleinbahn-Zeitung. Berlin. 

35. Jahrgang. Nr. 42 bis 50. Vom 21. Oktober biß 16. Dezember 1922. 

(42:) Lokomotiven mit Holz und Torffeuerung in Finnland. — Die Dienst¬ 
dauer-Vorschriften der Reichsbahn und der Achtstundentag. — Welches 
ist die betriebssicherste und billigste Straßenbahnbremse? (43:) Kugel¬ 
lager und Rollenlager im Straßenbahnbetrieb. — Die Revision des Haft¬ 
pflichtgesetzes. — Städtische Werke im Privatbetrieb. — (44*) Klein¬ 
bahnlokomotiven der hannoverschen Maschinenfabrik. —- Elektrisierung 
der holländischen Eisenbahnen. — (47/48:) Die Pariser Stadtbahnen. — 
Die Lokomotiven der Wiener Straßenbahnen. — Vom elektrischen Bahn¬ 
betrieb in England. — Zum 40jährigen Bestehen der Stargard-Cüstriner 
Eisenbahn. — Neuer Eisenbahn-Hülsenpuffer. — (49/50:) Die 1 B-B 1 
Sohnellzuglokomotive der Schweizerischen Bundesbahnen. 

D eutsehe Wirtschafts-Zeitung. Ber 1 in. 

19. Jahrgang. Heft 15 bis 19. Vom 24. Oktober bis 21. November 1922. 

(15:) Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. — Die Eisenbahnen 
von Kanada. — (19:) Die Normalklassen des deutschen Eisenbahngüter¬ 
tarifs. 
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Der Eisenbau. Wien. 

13. Jahrgang. Nr. 10. Vom 7. November 1922. 

(10:) Die Wiederherstellung der gesprengten Eisenbahnbrücke über den 
Njemen bei Kowno durch die Gutehoffnungshütte. 

Der Eisenbahnb&u. Berlin. 

1922, Oktober. 

Ausländische Vorschriften über Eisenbalinglas. — Versuchsfahrten von 
schweren Güterzügen mit Saugluftbremsen. 

Elektrische Kr&ftbetriebe und Bahnen. Berlin. 

20. Jahrgang. Heft 20. Vom 24. Oktober 1922. 

(20:) Über Kohlenstaubfeuerungen. 

The Engineer. London. 

Band 134. Nr. 3487 bis 3495. Vom 27. Oktober bis 22. Dezember 1922. 

(3487:) Progress in liquid fuels. — Strengthening New Holland Railway 
pier. — (3488:) New South Wales Railwaya — China’s roads. — (3489:) 
Large tank lokomotive: Glasgow and South-Weetern Railway (with a tro- 
page drawing). — (3490:) Railway working in fog. — Transport-coste per 
ton-mile. — (3491:) The Ventilation of the Hudson river vehicular tunnel. 
— Railways and engineering works inBrazil. — (3492:) The early history 
of Steel making in England. —- (3494:) Light Signals on american Rail- 
ways. — New Zeeland Railways. — Federated Malay States Railwaya — 
Oil locomotives for the gokd coaet. — (3495:) British-built öleeping cars 
for France. — Continous braikes for goods txaina 

Engineering. London. 

Band 114. Nr. 2935 bis 2973. Vom 27. Oktober bis 15. Dezember 1922. 

(2965:) Locomotive coal and ash-handling plant at Crewe. — (2967:) 
British Railway operating statistice. — Motor-car production and progress. 
— The value of lock-outs and strikes. — Ignition for motor-car eugines. — 
(2968:) The use of high compression on motor-car engines. -— The small 
car. — (2969:) The Fully hydro-electric powerr Station, Switaerland. — 
Hydro-electric power in Indda. — (2971:) The Ford car: Its deeigns, pro¬ 
duction and servica — (2972:) The Panama canal. — The institution 
of locomotive engineers-presidential address. — (2973:) Overhead electric 
txansmiseion between Soamdinavia and Denmark. — Electric arc welding. 

Engineering News-Reord. New-York. 

Band 89. Nr. 14 bis 22. Vom 5. Oktober bis 25. November 1922. 

(14:) Building a five-span concrete bridge in cold weather. — (22:) Urges 
Cooperation between Railroads and motor frueka 

Le G^nie Civil. Paris. 

52. Jahrgang. Nr. 17 bis 23- Vom 21. Oktober bis 1. November 1922. 

(17:) La politique des ehemins de fer en Chine. Ce qu’elleest, et cequ’elle 
doit 6tre. — (19:) Le congres de l’union internationale de tramwaye, de 
ehemins de fer d’int6r£t local et de transports publics automobiles. — 
(20:) Locomotive ä turbine, Systeme Ljungström. — La nouvelle loco¬ 
motive 61ectrique h courant contimi des ehemins de fer du Midi. — Lee 
usines de tarbes de la compagnie des constructionis electriquee de France. 
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— (23:) L'augmentation des döpensee d’6tablissement et d’exploitation 
des tramways, chemins de fer d’intdröt local et transports publics auto¬ 
mobiles. 

Gewerbefleiß. Charlottenburg. 

101. Jahrgang. Heft 10. Vom Oktober 1922. 

(10:) Wagenzähleinrichtung Bauart Krupp. — Drucklokomotiven für 
Bergwerke. 

Giornale del Genio Civile. Rom. 

Jahrgang 60. Vom 30. September 1922. 

Lavori di ricoetruzione della galleria di Mora di Rubiclos lungo ta 
Ferrovia Centrale di Aragona (Spagna). 

Glasers Annalen. Berlin. 

Band 91. Heft 8 bis 11. Vom 15. Oktober bis 1. Dezember 1922. 

(8:) Über die Bedeutung der Drahtseilbahnen. — (10:) Die 1D1- 

Dreizylinder-Personenzuglokomotive Gattung P 10 der Reichsbahn. — Das 
oben abgerundete Fenster der Eisenbahnwagen. — (11:) Die österreichi¬ 
schen Dampflokomotiven. — Kesselstein, sein Entstehen und «Maßnahmen 
zur Verhütung und Beseitigung in Dampferzeugern, insbesondere Dampf¬ 
lokomotiven und in Kühlelementen. 

Globus. Prag. 

Jahrgang III. Nr. 46 bis 49. Vom 9. November bis 7. Dezember 1922. 

(45:) Tariferhöhung auf den polnischen Staatsbahnen. — Die Tarif¬ 
erhöhungen im internationalen Verkehr. — (49:) Die gebrochene Fracht¬ 
berechnung im internationalen Frachtverkehr. 

Glückauf. Dortmund. 

68. Jahrgang. Nr. 48. Vom 2. Dezember 1922. 

(48:) Mechanische Kokslösch- und Verladeeinrichtungen. — Wohnungs¬ 
frage und Wohnungspolitik seit Kriegsende. 

De Ingenieur. Haag. 

37. Jahrgang. Nr. 47. Vom 25. November 1922. 

(47:) Het Engelsche cn het Duitsche stelsel van beveitiging der Spoor- 
wegen. 

Ingenieur-Zeitschrift. Teplitz-Schönau. 

2. Jahrgang. Heft 24. Vom 7. Dezember 1922. 

(24:) Die Wirtschaftlichkeit der Dampflokomotive als Wärmekraft¬ 
maschine. 

Juristische Wochenschrift. Leipzig. 

61. Jahrgang. Heft 21. Vom 1. November 1922. 

(21:) Liegt mangelhafte Verladung im Sinne von §86 Abs. 1 Ziff.3 E.V.O. 
vor, wenn der Absender die Luken des Waggons mit Rücksicht auf die 
leichte Verderblichkeit des Guts offen läßt. — Expreßgut als Kostbarkeit. 
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Die Lokomotive. Wien. 

19. Jahrgang. Heft 10 bis 11. Vom Oktober bis November 1922. 

(10:) 1 C l-Heißdampf-Schnellzugslokomotive, Reihe 3650, der tschecho¬ 
slowakischen Staatsbahn. — Die Lokomotiven der ehemaligen österreichi¬ 
schen Staatsb&hnen in den 40er und 50er Jahren des vergangenen Jahr¬ 
hunderts. — Neuerungen im Fuhrpark der österreichischen Bundesbahnen. 
— Das österreichische Eisenbahnmuseum. (11:) Die Lokomotiven der 
ehemaligen österreichischen Staatsbahnen in den 40er und 50er Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts. 

Los Transportes. Madrid. 

4. Jahrgang. Nr. 100 bis 101. Vom 15. November bis 30. November 1922. 
(100:) La reglamentaciön de los vagones. — Locomotora electrica de 
turbina con condeneaciön. — (101:) Un tren puesto en marcha par la 
telegrafia sin hriloe. — Ferroviarios abstemios. 

Maschinenbau (V. D. I.). Berlin. 

2. Jahrgang. Heft 2/3. Vom 28. Oktober 1922. 

(2/3:) Formenschönheit im Lokomotivbau. — Die Bedeutung der SeJibst- 
kostenberechming als Mittel zu wirtschaftlicher Betriehsführung. 

Mitteilungen aus dem Materialprüfung«amt. Berlin. 

40. Jahrgang. 1. und 2. Heft. 1922. 

(1/2:) Rostversuche und Säurelöslichkeitsversuche mit zwei Schienen¬ 
abschnitten. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 

Jahrgang 1922. Heft 19 bis 21/23. Vom 1. Oktober bis 1. Dezember 1922. 
(19:) Zur deutschen Eisenbahnfrage. — Waterloo, Englands größter 
Kopfbahnhof. — (20:) Gestaltung des Gleises für große Fahrgeschwindig¬ 
keit. — Neuzeitliche Bearbeitung von Radsätzen. — (21/23:) Die Be¬ 
dienung der Bekohlanlagen durch großräumige Güterwagen. — Gestal¬ 
tung des Gleises für große Fahrgeschwindigkeit. — Elektrische Zug¬ 
beleuchtung. 

Revue g^ndrale des chemins de fer et des tramways. Paris. 

41. Jahrgang. Nr. 5 bis 6. November bis Dezember 1922. 

(5:) Applications de la soudure autogene dans les ateliers de machines 
du chemin de fer du Nord. — Note sur les unifications des spöcifications 
techniques pour la fourniture des matöriaux entrant dans la construction 
des vodfcuree, machines en tendres des grands röseaux de chemins de fer 
iranoais. — Les chemins de fer polonais. — (6:) Coure de perfectionne- 
ment du personnel du Service du materiel et de la traction de la Com¬ 
pagnie d'Orlöans et wagen öcole servant <T annexe k oes coure. — Materiel 
k manchandises des röseaux k voix ötroite. — Mßeure pratique de l’effort 
exearcö par le serrage d*un sabot-fr ein contne le bandage d’une roune die 
wagon. — L’union internationale des chemins de fer. (U. I. C.) 
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Schweizerische B&uzeitung. Zürich. 

80. Band. Nr. 22. Vom 25. November bis 2. Dezember 1922. 

(22:) Die Waeeerkraftanlage Fully, einstufige Hochdruckanlage mit 
1650m Gefälle. — (23:) Neue Motorwagen der Burgdorf-Thun-Bahn. 

Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. Berlin. 

35. Jahrgang. Nr. 46. Vom 16. November 1922. 

(46:) Achtstundentag, Arbeitspausen, Arbeiterwohlfahrt und Arbeits¬ 
ergebnis. 

Tiefbau. Berlin. 

35. Jahrgang. Nr. 94 bis 103. Vom 25. November bis 27. Dezember 1922. 
(94:) Die Gründung der städtischen Untergrundbahn in der südlichen 
Friedrichstrafie in Berlin. — (103:) Muß die Eisenbahn dem Absender den 
früheren oder heutigen Wert der verlorengegangenen Sendung erstatten? 

Verkehrötechnik. Berlin. 

Heft 43 bis 51/52. Vom 27. Oktober bis 23. Dezember 1922. 

(43:) Übergangsstöße bei Stroßenbahnechienen. — Der Einheitstarif bet 
der Berliner Straßenbahn. — (44:) Wirtschaftliche Wagenunterhaltung. 
— Die Elektrisierung der schwedischen Nordmark Klarälf vens-Eisenbahn. 
— Feldbahnmotorwagen. — Die Notlage der Verkehrsunternehmem im 
Reichswirtschaftsrat. — (46:) Steht den Aufsichtsbehörden nach § 14 des 
Preußischen Kleinbahngesetzes ein Tarifgenehmigungqrecht zu? — Wirt¬ 
schaftliche Wagenunterhaltung. — Verbrauchszähler oder Kontroll&ppa- 
rate für Straßenbahnen. — Französische Verkehrspläne in Westafrika. — 
(47.) Gleissenkungen infolge Bergbau und Dilatationen in eingebetteten 
Straßenbahnschienen. — Die Personen- und Güterstraßenbahn der Stadt 
Meißen. — (49:) Neuere Untersuchungen über Lager, Lagermetalle und 
Lagerschmiermittel. — Die Kohlenversorgung der Kleinbahnen nach dem 
Kriege. — (50:) Ermäßigung der Strompreise für Straßenbahnen. — Be¬ 
schleunigung des Durchflusses der Materialien durch Werkstatt und 
Lager. — (51/52:) Das Verkehrsproblem von Groß-Budapest. — Zur 
Normungsfrage für Rillenschienen und Weichen. — Kraftverkehr in 
Sachsen. 

Verkehrstechnische Woche. Berlin. 

16. Jahrgang. Heft 43/44 bis 51/52. Vom 2. November bis 28. Dezember 1922. 
(43/44:) Die internationale Eieenbahnkonferenz in Paris. — Einrichtung 
von Bekohlungsanlagen für die Selbstentladung von Groß-Güterwagen. — 
(45/46:) Der persönliche Arbeitsfaktor im Verkehrswesen. — Mechanische 
Arbeit oder Kohlenverbrauch der Güterzüge als Vergleichsmaßstab für 
Leitungswege? — (47/48:) Torkret als Schutz gegen Rauchgase. — Ver- 
kehrsförderang durch die deutschen HandeLskammern. — (49/50:) Kohlen¬ 
not und Zugbeleuchtung. — Das neue französische Kolonialeisenbahn¬ 
programm. — Verschiebebahnhöfe mit Doppelablauf. — (51/52:) Gruppen¬ 
bereiche der englischen Eisenbahnen. — Über die Erneuerung des eisernen 
Anstrichs von eisernen Brücken über Eisenbahngleisen. — 
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Weltwirtschaft. Düsseldorf. 

12. Jahrgang. Nr. 11. November 1922. 

(11:) Die Eisenbahn von Beira zum Sambesi. 

Weltwirtschaftliches Archiv. Kiel. 

18. Band. Heft 2. Vom Oktober 1922. 

Die Bedeutung eines ungehinderten internationalen Verkehrs für den 
Wiederaufbau Europas. 

Wirtschaftliche Nachrichten ans dem Ruhrbezirk. Essen. 

3. Jahrgang. Nr* 36 bis 38. Vom 11. November bis 2. Dezember 1922. 

(36:) Muß die Eisenbahn dem Absender den früheren oder heutigen Wert 
der verlorengegangenen Sendung erstatten? — Die Ausnutzung der 
Wasserkräfte des Rheins oberhalb Straßburgs. — (38:) Die englische und 
amerikanische Kohlenlage. 

Zeitschrift des Oberschlesischen Berg- und Hüttenmännischen Vereins. Kattowitz. 
61. Jahrgang. Heft 1 und 2. 

Die deutsche Eisenbahnfrage. 

Zeitschrift des österr. Ingenieur- und Architekten-Vereins. Wien. 

74. Jahrgang. Heft 48/49. 

(48/49:) Überlastung der New-Yorker und Pariser Schnellbahnen. 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

Band 66. Nr. 46/47 bis 50. Vom 18. November bis 16. Dezember 1922. 

(46/47:) Die elektrische Zugförderung der deutschen Reichsbahn. — Die 
Turbolokomotive. — Die Notlage der Reichsbahn. — Die Entwicklung der 
Gleisstopfmaschinen. — Einführung selbsttätiger Eisenbahnkupplungen. 

— (50:) Eisenbeton-Bogenbrücke über den Arkansas-Fluß. — Die große 
Verkehrsreform in Ausführung der Reichsverfassung. 

Zeitschrift für das Berg-, Hütten- und Salinenwesen im preußischen Staate. Berlin 
Jahrgang 1922. Band 70. 

Kohle und Erdöl in der Weltpolilik. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

42. Jahrgang. Nr. 40 bis 48. Vom 26. Oktober bis 21. Dezember 1922. 

(40:) Das Wagenstandgeld im Streikfalle. — Lehrfilme für das Eisenbahn¬ 
bildungswesen. — Das Liegenschaftsbuch bei den früheren polnischen 
Eisenbahndirektionen. — Feuerschutz für fahrende Züge. — (41:) Wissen¬ 
schaftliche Betriebsführung nach Taylor und ihre Anwendungsmöglich¬ 
keiten im Eisenbahnwesen. — (42:) Verträge mit gleitenden Preisen. — 
Die Pariser Eisenbahnkonferenz. — Der ständige Ausschuß für Angelegen¬ 
heiten des Güterverkehrs des Vereins Deutcher Eiscnbahnverwaltungen. 

— (43:) Zur hundertsten Wiederkehr des Geburtstags Maybachs. — 
(44:) Verkehrssperren. — Die große Verkehrereform. — (45:) Tarif¬ 
politik der Reichsbahn. — Vergleich zwischen Dampfbetrieb und elektri- 
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sehem Betrieb auf Vollbahnen. — Die Eisenbahnen der Malayischen Halb¬ 
insel. — (46:) Die Kosten der Unterrichteeinrichtungen bei der Deutschen 
Reichsbahn im Gesamtbilde der Wirtschaftlichkeit. — (47:) Der Wieder¬ 
aufbau Österreichs und die Bundesbahnen. — Beschlüsse des Technischen 
Ausschusses des V. D. E. V. — (48:) Taylor-System für Deutschland. — 
Vereinfachungen im Güterrechnungswesen. — Der Art. 31 des Internatio¬ 
nalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr im französischen 
und deutschen Text. 

Zentralblatt der Bauverwaltung. Berlin. 

42. Jahrgang. Nr. 87 bis 99. Vom 28. Oktober bis 9. Dezember 1922. 

(87:) Rotterdamund seine Bahnen. — (99:) Schwingungen am Eisenbahn¬ 
wagen in ihrer Beziehung zum Gleis. 


Heraufgegeben Im Aufträge de« ReichiverkehrfmlnUteriuma. 

Verlag von Julius Springer, Berlin W. — Druck von H, S. Hermann & Cu., Berlin SW 19 , Beuthstr. ft. 
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Der weitere Ausbau der Bahnen Brasiliens 1 ). 

Von 

Privatdozent Dr. ing. Louis Jänecke, Regierungsbaurat, Berlin. 


Brasilien hat sich im letzten Jahrzehnt sehr entwickelt. Ein 
Zeichen hierfür ist die Zunahme der Bevölkerung. Sie ist von 
17,5 Millionen (siehe Abb. 1) auf etwa 30 Millionen im Jahr 1920 ge¬ 
stiegen, ohne daß die Zahlen bei der Schwierigkeit der Zählung in den 


1. Zunahme der BevtflKerong. 



2. Entwicklung der Bahnen. 



weiten Gebieten Brasiliens einen Anspruch auf völlige Richtigkeit 
machen. Gleichzeitig haben auch die Bahnen ein weiteres Gebiet er¬ 
schlossen. Von 19 240 km im Jahr 1910 haben sie sich auf 28127 km im 
Jahr 1918 vermehrt (siehe Abb. 2). Die Zunahme der Bevölkerung 
und das dichtere Bahnnetz sind im übrigen im Interesse der Nutzbar¬ 
machung der reichen Naturschätze Brasiliens nur zu begrüßen. 


l ) VgL Archiv für Eisenbahnwesen 

1910: Jftnecke, Brasilien und seine Bahnen. 

1912: a Der weitere Ausbau der Bahnen Brasiliens. 

1913: • Die Bahnen im Staate Parana. 

1922: Bargher, Die Eisenbahnen Brasiliens. 

Vgl. Verkehrstechnische Woche 1913: Jänecke, Brasiliens Außenhandel 
und seine Verkehrsverhältnisse. 

Archiv für Bltenbatmirwen. 1928. 14 
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Der weitere Ausbau der Bahnen Brasiliens. 


Die Bahnen haben keine einheitliche Spurweite, doch ist bei 
fast 90 % die 1 - Meterspurwedte eingeführt. Bei der dünnen Ber 
völkerung Brasiliens und den großen technischen Schwierigkeiten des 
Bahnbaus durch die breiten Ströme und das an der Küste Mittelbrasiliens 
sich hinziehende Gebirge ist die 1 - Meterspur für Brasilien auch die 
zweckmäßigste. Seit 1910 ist daher auch, wie die Zusammenstellung 
zeigt, fast nur diese Spurweite bei den Neubauten verwandt. Die Zu¬ 
nahme vou 9000 km kommt fast nur auf die Meterspur. 


X S fmW» der Bahn—i. 



km Bahnen 

19 10 

im Betrieb 

19 18 

% 

1,6 m Spurweite . . 

1616 

1616 

6,7 

TI TI • • 

16837 

26106 

89,4 

0,7« „ 

689 

728 

2,5 

0,60 ,, n • • 

406 

676 

2,0 

sonstige „ . . 

108 

108 

(M 

Summe. 

19240 

98127 

100,0 


Bei den ganz verschiedenen klimatischen, wirtschaftlichen und 
Größenverhältnissen der 20 Staaten, die Brasilien bilden, ist auch die 
Bevölkerungsart und -dichte, die Entwicklung und Bedeutung der ein¬ 
zelnen Staaten Brasiliens ganz verschieden. Entsprechend weist auch 
der Ausbau der Bahnen in den einzelnen Teilen Brasiliens große 
Unterschiede auf. Ein Blick auf die Entwicklung des Bahnnetzes 
zeigt, wie in Brasilien in dem letzten Jahrzehnt weite Gebiete 
durch Bahnen erschlossen und die einzelnen Bahngesellschaften 
weiter ausgebaut sind. Nach den großen und wichtigen, aber noch un¬ 
entwickelten Staaten Matto Grosso und Goyäz, die 1910 nochi überhaupt 
keine Bahnen hatten, sind die ersten Linien vorgedrungen. Wichtige 
Verbindungsbahnen zwischen den einzelnen Staaten, im besonderen 
zwischen den Mittel- und Südstaaten, sind hergeetellt. 
Die brasilianischen Bahnen haben Anschlüsse an die fremden Län¬ 
der Paraguai und Uruguai erhalten und mitten im Innern Brasiliens 
ist die MadeirarMarmorö-Bahn gebaut, die die Ausfuhr aus Bolivien nach 
dem Flußgebiet des Amazonas ermöglicht. 

Die Bahnen der Nordstaaten. 

Die Nordstaaten Brasiliens vom 5. Grad nördd. bis zum 15. Grad 
südl. Breite sind etwa 10 mal so groß wie Deutschland und machen V* von 
Brasilien aus. Sie haben Tropencharakter, ihre wichtigsten Erzeugnisse 
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sind Kautschuk, Zucker, Kaffee, Kakao und Tabak. Die Gebiete sind 
nur wenig erschlossen und sehr dünn 'bevölkert. Sie sind von mächtigen 
Strömen durchzogen, die die eigentlichen Verkehrswege bilden. Die 
Eisenbahnen sind sehr schwach entwickelt und begnügen sich im allge¬ 
meinen mit einigen von der Küste aus vordringenden Stichbahnen. Im 
Innern des Landes finden wir nur vereinzelte kurze Bahnlinien wie die 
schon erwähnte Madeira—MarmOrö-Bahn zur Umgehung von Wasser¬ 
fällen. 


4. Verteilung 4er Bahnen auf üe einzelnen Stauten. 


Staat 

KB 

Einwohner 

km Bahnen im Betrieb 

qkm 

1908») 

1910 

1918 

Nordstaaten: 





Amazonas. 

1897000 

379000 

— 

8 

Para . 

1149 700 

568000 

251 

898, 

Mazanhao., 

409864 

662000 

78 

178 

Ceara. 

104250 

886000 

DUZ 

891 

Piauhi. 

301797 

400000 

— 


Rio Grande de Norte . . . 1 

67 480 

279000 

176 

823 

Parahyba. 

74 731 

520000 

841 

329 

Pernambuco . 

128895 

1310000 

*) 974 

882 

Alagaos . 

58491 

785000 

265 

826 

Sergipe.■ 

89090 

413000 

— 

299 

Bahia. 1 

426427 

2287000 

1508 

1728 

Gogaz. 

747811 

280000 

— 

182 

Matto Grosso.j 

1878 086 

142000 

— 

1167 

zusammen .... I 

6823 341 

8811000 

4150 

6661 

Mittelstaaten: 



i 


Minas Geraes. 

674855 

3960000 

3978 

6618 

Esperito Santos. 

44439 

297000 

588 

609 

Rio de Janeiro. 

68982 

1826000 

2555 

2794 

Sao Paulo. 

290876 

3 397000 

4 779 

6618 

zusammen .... 

911680 

8 492000 

11900 

16634 

Südstaaten: * 

Parana. 

221319 

406000 

1028 

1110 

Santa Catarina. 

74156 

353000 

196 

1018 

Rio Grande do Sul .... 

236553 

| 1400000 

1967 

2704 

zusammen .... 

532008 

2169000 

3190 

4832 

Brasilien. 

8 333 777 

20630000 

19240 

28127 

Deutschland. 

j 540678 

| 60641000 

69250 

59268 


*) Die VerteUong der 80000000 Einwohner im Jahre 1920 auf die einzelnen 
Staaten Brasiliens konnte ich nicht feststellen. 

*) Ein Teil gehört nach Bahia. Hier maß in der Statistik von 1910 ein 

Irrtum Vorgelegen haben. 

14* 
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Der weitere Ausbau der Bahnen Brasiliens. 


I. Läng» to einzelnen Bahnen Brasiliens. 


Namen der Bahnen 

Staat 

km Bahn im Betrieb 

19101) 

1918 

1. E. F. Madeira Mamorö. 

NordsfaAlen. 

Amazonas u. Para.! 


364 

2. E. F. Tocantins. 

Para. 

— 

82 

3. E. F. Bragan^a .. 

» . 

261 

315 

4. E. F. San Luis 4 Caxias .... 

Maranbao. 

— 

100 

6 E. F. Caxias 4 Cajazeiras . . . 

! 

t» .. 

78 

78 

6. Rfede de Via$ao Cearenso. . . 

Ceara. 

662 

891 

7. E. F. Central de Rio Grande de 

Rio Grande de Norte. 

55 

147 

Norte 




3. E. F. Mossoro. 

n . 

— 

37 

9. GreatWestern ofBrazilRailway 

Rio Grande de Norte, Parahyba de 

1451 

1617 

10. E. F. Recife 4 Deboribo .... 

Norte, Pernambuco, Alagoas 
Pernambuco. 

. . 

9 

11. R6de de Via$ao Bahiana . . . 

Bahia, Sergipe. 

1349 

1934 

12. E. F. Nazareth eramal de Amar- 

Bahia.i 

186 

221 

goza 




13. E. F. Santo Amaro. 

! » . 

36 

88 

14. E.F. Iiheos 4 Conquista . . . 

V . 

— 

83 

16. E. F. Bauru 4 Porto Esperan^a 

Mato Grosso (Sao Paulo) .... 

840 

1273 

(Siehe auch Nr. 47) 




16. E. F. Goyaz (Siehe auch Nr. 18) 

Goyaz (Minas Geraes). 


691 


Mlttelstaalen. 



17. E. F. Victoria 4 Minas.! 

| Espirito Santo, Minas Geraes . ' 

! 345 

590 

18. E. F. Oeste de Minas. 

1 

n 

921 

1664 

E. F. Goyaz (Nr. 16). 

Minas Geraes (Goyaz). 

— 

691 

19. Leopoldina Railway. 

Minas Geraes, Rio de Janeiro, 

2484 

2946 

20. Rfide Sul Minera. 

Espirita Santo 

l Minas Geraes, Rio de Janeiro . . 

978 

1 374 

21. E. F. de Corcovado. 

! Rio de Janeiro. 

4 

4 

22. E. F. Therezopolis. 

yt . 

33 

34 

23. E. F. Marica. 

v . 

i 

130 

24. E. F. Rezende 4 Bocaina . . . 

| Tt . 

38 

38 

26. E. F. Centr41 de Brazil .... 

„ Minas Geraes . . 

f 1764 

2439 

26. E. F. Rio de Ouro. 

|) T» . 

128 

128 

27. E. F. Loreua 4 Itajuba . . . . 

1 Sao Paulo. 

20 

20 

28. E. F. Morro Velho. 

' 

1 — 

8 

29. E. F. Mogyana. 

| » . 

t* . 

! 1380 

1689 

30. Sao Paulo Railway. 

1 „ . 

| 192 

247 

31. E.F. Paulista. 

n . 

! 1 114 

1245 

32. E. F. Sorocabana. 

1 

| *» . 

1 310 

1670 

33. E. F. Dourado.! 

f . . 

103 

273 

34. E. F. Sao Paulo 4 Goyaz . . . 

1 

r . 

— 

146 

35. E. F. Funilause (Ad Estadual) . 

1 * . 1 

42 

94 


>) Vgl. Jänecke: Brasiliens Außenhandel (Moeser Buchdruckerei) S. 21. 
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Namen der Bahnen 

Staat 

km Bahn im Betrieb 

1910 

1918 

36. E. F. Sao Paulo k Minas ... 

Noch: Mlfletolaalen. 

Sao Paulo . | 


136 

37. E. F. Itatibense . 

| 

w . . 

— 

20 

38. E. F. Norte de Sao Paulo (Arara- 

» . I 

135 

279 

quara) 




39. E. F. Santo» k Juquia. 

77 . ‘ 

— 

159 

40. Ramal Ferreo Campinero . . . 

7» . 

— 

41 

41. Tramway de Cantareina (Ad 

v .. * * * 

— 

43 

Estadual) 




42. Tramway de Santo Amare . . 

„ ... 


13 

43. E. F. Campos de Jordao .... 

« .. 

— 

46 

44. E. F. Monte Alto . 

7) .*••••! 

— 

18 

45. E. F. Jaboticabal . 

ff . 

— 

26 

46. E. F. Perus k Pirapora 

r . i 

— 

16 

47. E. F. Con Agricola Fazenda Du- 

, . 1 

— 

24 

mont 




48. E. F. Bauru k Porto Esperaa<;a 

Sao Paulo (Mato Grosso) . . . . 

340 

1273 

(Nr. 15) 

Sao Paulo (Parana, S. Catharina) j 



E F. Sao Paulo Rio Grande (S. 


619 

1480 

auch Nr. 51) 

1 


l 

1 


SUdslaalen. 


49. E. F. de Parana . 

Parana . 

416 

450 

50. E. F. Thereza Christina .... 

Santa Catharina .. 

116 

118 

51. E. F. Santa Catherina . 

! 

w .. • * 

70 

70 

E. F. Sao Paulo Rio Grande (Nr.48) 

(Sao Paulo), Parana, S. Catharina 

619 

1480 

52. Rede Viaijao Ferreau de Rio 

Rio Grande do Sul ........ 

1 792 

2253 

Grande de Sul 

| 



53. Brazil Great Southern Railway , 

w .• 

170 

299 

54. E. F. CruzAltaäPortodeLucona 

W . 

— 

78 

53. E. F. Porto Alegre k Tristeza . t 

b 

»7 . ( 

— 

12 

56. E. F. Carles Barbeza k Bento J 

* . 

— 

22 

Gomjalves 1 

,1 



57. E. F. Taquara ao Canella . . . 

• 77 * *. 

. — 

40 


1 

zusammen . . . i 

19240 

_ 

28127 


Amazonas. 

In die ausgedehnten Gebiete des Amazonas (1897 000 qkm) waren 
bis vor kurzem noch überhaupt keine Bahnen eingedrungen. Jetzt ist 
dort die Madeira—'Marmors-Bahn (Spurweite 1 m) im Betrieb. Sie nimmt 
ihren Anfang bei Porto Velho auf dem rechten Ufer des Madeira-Flusses 
im Staate Amazonas und verbindet ihn mit dem Fluß Marinord bei 
Guajara-Mirim im Staate Matto Grosso (363 km). Die Bahn stellt eine 
direkte Verbindung des Nordens von Matto Grosso und von Bolivien mit 
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Der weitere Ausbau der Bahnen Brasiliens. 


den Flußniederungen des Amazonas her. Sie verbindet die schiffbaren 
Teile des Marmor6 mit den Niederungen von Brasilien und dem Meere. 
Der Bahnhau hatte mit großen klimatischen Schwierigkeiten zu kämpfen. 
Die Bahn liegt 1700 km von der Etlste entfernt dm tropischen Urwiald. 
Die Zufuhr der Bau- und Betriebsmaterialien war daher sehr schwierig 
Sie dient in erster Linie zur Ausfuhr des Gummis. Bei dem 
mörderischen Klima siechten viele der Bahnarbeiter beim Bau dahin. 

Para (1149 000 qkm groß). 

Para, unter dem Äquator gelegen, im Mündungsgebiet des 
Amazoias, hat nur 2 Bahnen. Die eine, 315 km lang, führt vom 
Hafen Braganga aus nach Belem, der Hauptstadt des Staates Para, am 
Amazonas gelegen; die andere, 82 km lange Bahn Tooantins soll die 
beiden Flüsse Tocantins und Araguaya verbinden. Sie läuft an dem 
wegen seiner großen Stromschnellen nicht schiffbaren Teile des 
Tocantins entlang. 

Maranhao (459 000 qkm groß). 

Der Staat Maranhao besitzt 178 km Bahnen. Es handelt sich dabei 
um 2 Linien. Die eine führt von der Hauptstadt St. Luiz nach der Stadt 
Caxias im Innern des Landes (bisher sind 106 km im Betriebe). Sie 
vereinigt sich dort mit der andern Bahn von Caxias nach Flores, auf dem 
linken Ufer des Parahyba, gegenüber von Therezina. 

Piauhy (301 000 qkm groß). 

Der im Osten an Maranhao anschließende Staat Piauhy be¬ 
sitzt als einziger Staat Brasiliens noch keine Bahnen. Mehrere 
Entwürfe eind bereits aufgetaucht, so von Therezina, der Hauptstadt des 
Landes, nach den Bahnen im Staate Ceara, um von dort eine Verbindung 
mit den Bahia-Bahnen zu erreichen. 

Ceara (104 250 qkm groß). 

Der dem Staate Piauhy vorgelagerte Nachbarstaat von Rio 
Grande de Norte, der Staat Ceara, ist mit ihnen noch nicht (furch 
Bahnen verbunden. Er besitzt 891 km lange Bahnstrecken. Die von 
Fortaleza, der Hauptstadt des Staates, ausgehende Baturit6-Bahn führt 
nach mehreren Städten im Innern des Landes, ihr Endpunkt Iquatu ist 
413 km von der Küste entfernt. Eine andere, die Sobral-Bahn, verbindet 
den Hafen Camo$im (im Norden des Staates) mit der Stadt Caratheus. 
Man verfolgt den Plan, diese Bahn nach Therezina, Hauptstadt von 
Piauhy, fortzuführen. Die beiden Bahnen sind noch voneinander ge¬ 
trennt, doch sollen eie später durch eine Verbindungsbahn vereinigt 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Der weitere Ausbau der Bahnen Brasiliens. 


216 


werden. Zwei andere Projekte sollen Ceara mit den Staaten Pernambuco 
und Parahyba verbinden. 

Rio Grande do Norte (57000 qkm groß). 

Die Bahnen der vier weiteren Nordstaaten, Rio Grande do Norte, 
Parahyba, Peraamlbuco und Alagoas, stehen miteinander zum größten 
Teil in Verbindung. Die Bahnen haben eich zu der Gesellschaft Western 
of Brazil Raihway zusammen geschlossen, die für diese Staaten die größte 
Bedeutung besitzt In Rio Grande do Norte führt eie von Natal, der 
Hauptstadt des Landes, nach Süden an der Küste entlang. Nicht zu der 
Great Western gehört die 147 km ins Innere des Landes vordringende 
Zentralbahn und die Mossoro-Bahn nach Porto France. 


Parahyba de Norte (74 000 qkm groß). 

Die Bahnen gehören alle der Great Western. Sie schließen an die 
Bahn von Rio Grande do Norte an und stellen die. Verbindung mit dem 
Staate Pernambuco her. 

Pernambuco (128 000 qkm groß). 

Wie schon erwähnt, ist Pernambuco mit seinen Nachbarstaaten 
Parahyba und Alagoas durch die Great Western verbunden. Die Häupt¬ 
ling im Staate Pernambuco dringt von Pernambuco in das Innere des 
Landes vor, sie ist die älteste Bahn im Staate und endet zurzeit bei Rio 
France (269 km); doch ist beabsichtigt, sie nach Flores fortzuftihren. 
Sie erschließt die reichsten Gebiete des Staates (Baumwolle, Zucker 
usw.). Der wichtige Hafen Pernambuco ist der Ausgangspunkt einer 
zweiten Linie nach Rio Grande do Norte und Alagoas. 


Alagoas (58 000 qkm). 

Die wichtigste Bahn läuft von Jaragua, einem kleinen Hafen in der 
Nähe von Maceio, nach den Staaten Pernambuco, Parahyba und Rio 
Grande do Norte und ist der Ausgangspunkt der für jene Staaten so wich¬ 
tigen Great We6tern-Bahn. Eine weitere ganz isolierte Linie liegt auf 
dem linken Ufer des S. Francisco zur Umgehung der Wasserfälle Paulo 
Affonso. Sie ist 115 km lang. Der Endpunkt der Bahn ist die Stadt 
J&toba im Staate Pernambuco. 

Sergipe (39 000 qkm). 

Die von der Hauptstadt Sergipe, Aracaju, ausgehende Bahn reicht 
bis in den Staat Bahia. Sie hat 1-nnSpurweite wie fast alle Bahnen im 
Norden. 
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Bahia (426 000 qkm). 

Der Staat Bahia, ebenso groß wie Deutschland, aber nur dünn be¬ 
völkert, besitzt schon ein ziemlich ausgedehntes Bahnuetz (1728 km). 
Die wichtigste und längste Linie verbindet die Hauptstadt Bahia mit der 
im Innern des Landes am St. Francisco gelegenen Stadt Joazeiro durch 
eine 575 km lange Bahnlinie. Joazeiro ist ein sehr wichtiger Handels¬ 
punkt. Von hier aus fahren die Schiffe auf dem S. Francisco bis weit in 
das Innere von Minas Geraes nach Firapora, dem Endpunkt der Zentral¬ 
bahn. S. Felix, eine Stadt von gewisser Handelsbedeutung, ist der Aus¬ 
gangspunkt einer weiteren Bahn, Zentralbahn von Bahia, und ist 254 km 
lang. Eine andere, ganz isolierte Linie führt vom Hafen Nazareth nach 
der Stadt Toca da Oncer (194 1cm). Die Stadt Santo Amnaro ist der An¬ 
fangspunkt einer 88 km langen Linie Eine andere Bahn im Norden 
vom Hafen Caravellas verbindet den Staat Bahia mit Minas Geraes. 
Diese Bahia—Minas-Bahn beginnt bei Garavellas und endet bei Theo 
Ottoni nach 376 km. »Daneben besitzt Bahia noch einige kleinere Lokal¬ 
bahnen. 

Die Bahnen der Mittelstaaten. 

Wenden *wir uns nun den Bahnen der Mittel- oder sogenannten 
Eaffeestaaten Brasiliens zu. Diese Staaten Espirito Santo, Minas Geraes, 
Bio de Janeiro, S. Paulo sind die am meisten entwickelten des Landes, 
entsprechend ist auch das Bahnnetz am dichtesten ausgebaut. Ein großer 
Teil der Bahnen sind Staatsbahnen, aber während sie im Norden ver¬ 
pachtet sind, werden sie hier vom Staat selbst verwaltet. Daneben gibt 
es viele gut verwaltete und finanziell günstig stehende Privatbahnen. 
Man gewinnt in den Mittelstaaten in erster Linie Kaffee, dessen große 
Bedeutung für den Handel Brasiliens bekannt sein dürfte. Daneben 
werden auch Häute, Mais, Weizen, Zucker, Mineralien und Tabak aus¬ 
geführt. Eingeführt werden Gebrauchsgegenstände aller Art: Nahrungs¬ 
mittel, Kohlen und Maschinen. Doch ist Brasilien in dem letzten Jahr¬ 
zehnt eifrig bestrebt, sich in der Textilindustrie selbständig zu machen 
Seit 1910 hat die Zahl dieser Fabriken bis 420 um 118% zugenommen. 

Die Eisenbahnen der Staaten Espirito Santo (44439 qkm), 
Minas Geraes (574 855 qkm) und Bio de Janeiro 
(68 982 qkm) sind schwer nach den einzelnen Staaten getrennt zu be¬ 
handeln, da die wichtigsten Bahnen (Leopoldina, Zentralbahn usw.) alle 
drei Staaten durchqueren und nicht an den Grenzen Halt machen. Die 
Hauptstadt von Espirito Santo, Victoria, wird durch die Leopoldina mit 
Bio de Janeiro verbunden. Weiter ist Victoria oder richtiger Porto 
Velho gegenüber von Victoria der Ausgangspunkt einer 390 km langen 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Der weitere Ausbau der Baimen Brasilien«. 


217 


Bahn nach Diamantina im Staate Minas Geraes. Die Bahn öffnet ein 
an Mineral reiches Gebiet von Minas Geraes dem Atlantischen Ozean. 
Mit seinem nördlichen Nachbarn Bahia ist Espirito durch keine Bahn ver¬ 
bunden. 

EsperitoSanto (44 489 qkm) ,RfodleJaneiro (68 982 qkm), 
MinasGeraee (574 835 qkm). 

Hier in Rio de Janeiro wurden 1852 die ersten Schienen der Bahnen 
in Brasilien gelegt. Sie gingen von Maua, einem Hafen an der Bai von 
Rio de Janeiro, aus. Zwei Jahre später erreichte die Bahn den Fuß der 
Sierra de Petropolis. Im Jahre 1858 wurde der erste Teil als Don Pedro- 
Bahn, jetzt Zentralbahn genannt, eröffnet. Sie besitzt zwei große 
Linien, wie seiner Zeit (Archiv 1910 Seite 287) eingehend dargelegt, die 
die Staaten Rio de Janeiro, Minas Geraes und S. Paolo verbinden. Ein 
Heuptzweig der Zentralbahn wendet sieh nach Nordosten nach dem Staate 
Minas Geraes und sorgt ftir eine Erschließung dieses außerordentlich 
wichtigen Wirtschaftsgebietes. Es ist reich an Mineralien (Manganeisen, 
Gold usw.), Kaffee, Mais und Hölzern. Sie verbindet Rio de Janeiro mit 
dem großen Strome S. Francisco, den sie bei der Stadt Pirapora nach 
1007 km Wegelänge erreicht. Dieser augenblickliche Endpunkt ist schon 
sehr wichtig, wird aber in der Zukunft nach Erschließung des Hinterlandes 
und durch seine Lage an diesem mächtigen Strom noch an Bedeutung ge¬ 
winnen. Die andere große Verkehrsader der Zentralbahn verbindet Rio 
de Janeiro mit der Hauptstadt von S. Paulo. Sie zweigt bei km 108 von 
der soeben besprochenen Strecke ab und wendet sich nach Südosten. Ihr 
Bau wurde 1864 begonnen und erreichte 1875 seinen Endbahnhof in 
S. Paulo. Sie ist von der Abzweigungsstelle Pirahy noch 390 km lang, 
ihre Linienführung folgt dem Tale des Parahyba, die Spurweite beträgt 
l,oo m. Die Zentralbahn hat noch mehrere Abzweigungen, so nach 
Ouro Preto und nach Bell Horizonte, der alten und der neuen Hauptstadt 
von Minas Geraes. Die Zentralbahn, mit die wichtigste Bahn Brasiliens, 
verbindet drei große Staaten Brasiliens untereinander und ist durch ihre 
Seitenarme und die sich hieran anschließenden Bahnen eins der wichtig¬ 
sten Verkehrsmittel Mittelbrasiliens. An sie schließt sich eine Reihe 
wichtiger Bahnen an. So die Compania de Estradas, jetzt die R 6 d e 
Sul Mineira genannt. Ihr Bau begann im Jahre 1881 bei Cruzero 
im Staate S. Paulo, einem Bahnhof an der Strecke der Zentralbahn von 
Rio de Janeiro nach S. Paulo. Sie hieß zunächst Minas k Rio und wurde 
bis 1884 bis Tres Coragoes geführt und ist heute Eigentum der Gesell¬ 
schaft Röde Sul Mineira, deren Linien im Süden von Minas Geraes liegen. 
Sie setzen sich aus mehreren Linien zusammen (seit 2. Januar 1902), 
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erstens aus der Strecke Cruzeire—San Sebastiao de Paraizo, zweitens 
aus der Linie Sapuoahy—Soledade und endlich aus der Strecke Soledade 
—Passa Tresu Man sieht, Soledade ist eift wichtiger Trennungsbahnhof; 
die Röde Sul Mineira steht auch in Verbindung mit der Mogyana-Bahn, 
sie erschließt ein industriell und landwirtschaftlich wichtiges Gebiet. 

Ein Teil des Westens von Minas Geraes wird durch die Oeste 
de Minas, deren Bau im Jahre 1880 begann, durchquert. Sie schließt 
in Sitio an die Zentralbahn an und erreicht ihr Ende an der Vereinigung 
der Flüsse Paraopeba und S. Francisco. Sie durchzieht ein Gebiet, das 
durch die Kaffeekultur, Viehzucht, Zucker- und Baumwollbau größere 
Wichtigkeit hat. Die Spurweite beträgt 0,76 m. Von der Hauptlinie 
zweigen sich einige Nebenlinien ah, von denen nur die Abzweigung nach 
Bello-Horizonto, der Hauptstadt von Minas Geraes, erwähnt sei. Ein 
wichtiger Knotenpunkt ist die Station Formigia. 

Der Norden von Minas Geraes wird durch die Leopoldina- 
B a h n durchzogen. Sie ist seinerzeit (Archiv 1910 Seite 285) eingehend 
besprochen; des Zusammenhanges wegen sei hier nur darauf hingewiesen, 
daß diese wichtige Bahngesellschaft und größte Bahngesellschaft Bra¬ 
siliens, von Engländern verwaltet, die Hauptstädte des Westens von Rio 
de Janeiro, Espiritos Santos und Minas Geraes verbindet und für die Er¬ 
schließung dieses Gebietes von ausschlaggebender Bedeutung ist. 

Wir hatten schon die Stadt Formiga, den Endpunkt der Oeste de 
Minas, erwähnt, Formiga ist auch der Anfangspunkt einer schon jetzt 
bedeutsamen, aber in der Zukunft noch wichtigeren Linie, die die Haupt¬ 
stadt des Staates Goyaz (747 000 qkm) und den Araguaya, einen der wich¬ 
tigsten Nebenflüsse des Amazonas, erreichen soll; die Bahn würde das 
Becken des Amazonas mit dem Paranahyba, dem wichtigsten Nebenfluß 
des Paraguai, verbinden. Dieser große Plan wird aber nur langsam ver¬ 
wirklicht werden. Die schon im Bau befindliche Linie zerfällt in zwei 
Teile, deren Vereinigungspunkt Catalao im Staate Goyaz ist. Einer führt 
in der Richtung auf Formiga und erreicht die Stadt Patrozinio im Staate 
Minas Geraes nach 356 km, der andere beginnt bei Araguary und erreicht 
Roncador nach 211 km, die Linie ist mit Catalao durch eine 28 km lange 
Zweiglinie verbunden. 1908 wurde die Bahn begonnen, die Gegend, die 
sie durchzieht, ist sehr gebirgig und bietet dem Bahnbau große Schwierig¬ 
keiten, trotzdem hat man in der Zeit von 1913—1919 173 km gebaut Nach 
der Besprechung der wichtigsten Bahnen von Rio de Janeiro und von den 
westlich und nördlich anschließenden Gebieten seien nur noch einige 
Bahnlinien zweiter Ordnung erwähnt In der Stadt Rio erklimmt eine 
elektrische Bahn den 700 m hohen Corcovado, von dem man eine herrliche 
Aussicht auf Rio de Janeiro hat. Daneben bestehen die 59 km lange Rio de 
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Onto, die 60 km lange Marica, die 33 km lange Therezopolis und die 38 km 
lange Rezende & Bocaina und im Staate Minas Gentes zwei Nebenlinien 
von 51 km Länge Sao Jos6 de Paraizo und die 8 km lange Merro-Velho- 
Bahn. 


Sao Paulo (290000 qkm). 

Werfen wir nun einen kurzen Blick auf die verschiedenen Bahnen 
imStaateß. Paulo (290000 qkm). Die Wichtigkeit dieses Staates, 
des größten Kaffeerzeugers der Welt, ist bekannt 1 ), auch daß Santos 
der Ausgangshafen von S. Paulo ist. Tatsächlich werden in Santos der 
ganze Kaffee und alle anderen Produkte von S. Paulo, eines Teiles vom 
Staate Parana und des Südens von Minas Geraes, ausgeführt. Santos ist 
mit der Hauptstadt S. Paulo und dem Innern des Landes durch die Sao 
Paulo Railway verbunden. Im Archiv 1910 und Zentralblatt der Bauver¬ 
waltung*) habe ich die Bedeutung und den eigenartigen Betrieb dieser 
technisch hochinteressanten und für den Staat S. Paulo unersetzlichen 
Bahn dargelegt. Die Bahn ist nur 139 km lang, steigt auf einer 
Länge von 10 km fast 800 m und hat die gesamte Aus- und Einfuhr des 
Staates Sao Paulo zu bewältigen. Auf Einzelheiten will ich, da sie in 
den erwähnten Schriften bereits dargelegt sind, nicht weiter eingehen. 

Ihr Endpunkt Jundiany ist der Ausgangspunkt der Companhia 
Paulista. Die Bahn durchquert ein technisch weit leichter zu er¬ 
schließendes Gebiet als die S. Paulo Railway, das fruchtbare und dicht 
bevölkerte Hinterland von S. Paulo. Auch sie ist im Archiv 1910 ein¬ 
gehend besprochen. 

Eine andere Gesellschaft im Staate S. Paulo, die Mogyana, von 
nicht geringerer Bedeutung als die Paulista, entworfen, erbaut und ver¬ 
waltet von Brasilianern, beginnt bei Campinas, einem Gemeinschaftsbahn¬ 
hof mit der Paulister-Bahn. Sie durchquert den Norden von S. Paulo und 
einen Teil des Südwestens von Minas Geraes und berührt die Grenze von 
Goyaz. Das Gebiet, das sie erschließt, ist sehr fruchtbar und die reichste 
Kaffeegegend von S. Paulo. Auch ihre Bahnlinien sind schon früher ein¬ 
gehend besprochen (Archiv 1910 Seite 291), haben aber in der letzten Zeit 
an Ausdehnung zugenommen (Zunahme 300 km) und zur Erschließung 
des Landes durch weit vordringende Linien beigetragen. Die Paulista- 
und Mogyana-Bahnlinie durchziehen das Zentrum und den Nordwesten 
des Staates S. Paulo. An erster Stelle bei den Linien des Westens steht 
hier die Sorocabana -Bahn (siehe Archiv 1910 Seite 299), ihre Linien 

i) Siebe Süd- und Mittelamerika 1909, Heft II. J An ecke: „Sao Paulo“. 

*) Zentralblatt der Bauverwaltung 1910. J&necke: „Die Serrabahn in 
Brasilien*. 
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gehen von S. Paulo aus und haben zurzeit eine Ausdehnung von 1670 km 
(Anlage 5). Sie durchstreift den an verschiedensten Produkten reichen 
Südwesten (Kaffee, Baumwolle, Nahrungsmittel). Die wichtigste Linie 
endet bei Bauru (438 km) im Innern des Landes. Daneben hat die 
Sorocabana eine Reihe wichtiger Zweiglinien, vor allen Dingen ist hier 
die Nordwestlinie von Ti6t6 nach Itarar6 an der Grenze von Parana zu 
erwähnen, dem bedeutungsvollen Vereinigungspunkt mit der S. Paulo- 
Rio Grande-Bahn, von der wir noch sprechen werden. Die Sorocabana- 
Bahn führt nach den Flußgebieten des Paranapanema, Ticte und Pira- 
cicaba, und durch ihren Anschluß an die St. Paulo-Railway verbindet sie 
alle diese Gebiete mit dem Ausfuhrhafen Santos. 

Linien 2. Ordnung. Neben und zwischen diesen großen Bahn¬ 
linien gibt es noch eine Reihe kleinerer Gesellschaften, so die Dourado- 
Babn (273 km), die bei Ribeirao Bonito beginnt und in zwei Linien aue- 
läuft, die eine von Ribeirao Bonito nach Barity (83 km) mit einer 26 km 
langen Abzweigung nach Irapolis, und die andere von Ribeirao Bonito 
nach Ibitinga (124 km), sie hat im Gegensatz zu der ersten 1 m-Spur- 
bahn nur 0,6 m-Spur. Eine andere Gesellschaft, die Nordbahn von 
S. Paulo, führt von Araguara nach S. Jos6 de Rio Preto (228 km) 
mit einer 51 km langen Abzweigung nach Tabatinga, eie stellt die Ver¬ 
bindung zwischen der Dourado-Bahn und der Paulista (bei Araquera) 
her. Die S. Paulo-Minas-Bahn (136 km) ■beginnt bei Bento Quirino und 
endet bei Sao Sebastiao de Paraizo, wo sie Anschluß an die Röde de 
Sul Mineira hat. Die S. Paulo Goyaz-Bahn besitzt zwei Zweäglinien 
(140 km) von Pansagem nach Monte Azul (73 km) und Ibitinoa nach 
Terra Noxa. Weitere kleinere Bahngesel lsch&ften im Staate S. Paulo 
von örtlicher Bedeutung sind in der Anlage 5 aufgeführt. Wir haben 
so die Bahnen im Staate S. Paulo kurz besprochen, sie haben eine Aus¬ 
dehnung von 6613 km und stellen also etwa ein Viertel (23,5 %) des ge¬ 
samten Bahnnetzes von Brasilien dar. 

Nordwestbahn von Brasilien (Bauru ä Esperan$a-Bahn). 
Wie wir bereits sahen, ist Bauru der Vereinigungsbahnhof der Soroca- 
bana-Bahn mit der Nordwestbabn. Dort beginnt diese wichtige noch im 
Bau befindliche Linie. Von ihr sind bisher 1273 km dem Betriebe über¬ 
geben. In den letzten Jahren ist sehr eifrig gebaut (Zunahme 900 km). 
Nachdem sie die reichen Gebiete von S. Paulo verlassen, dringt sie als 
bisher einzige Bahn in das Innere des Staates Matto Grosso (1378 000 qkm) 
vor. Die Linie führt von Bauru nach Porto Esperanga auf dem linken Ufer 
des Paragiuai, 90 km von Corumba entfernt. Corumba ist nach der Haupt¬ 
stadt Cuyaba die wichtigste Stadt im Staate Matto Grosso. Bei Itapura 
überschreitet die Bahn den Parana; es ist wohl nicht nötig, wenn man 
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die Karte betrachtet (Archiv 1910), die wirtschaftliche und strategische 
Bedeutung dieser Bahn eingehender zu beschreiben, die bis an die Grenze 
vor Bolivien vordringt. In Bolivien ist der Ausbau einer Anschlußlinie 
über Santa Cruz nach La Paz geplant, wodurch eine ganz Südamerika 
durchquerende Bahnlinie hergestellt würde 1 ). 

Die Bahnen der Südstaaten Parana (221000 qkm), Santa 
Catharina (74156 qkm), Bio Grande do Sul (236553 qkm). 

Wenden wir uns nun den in erster Linie in klimtaischer Hinsicht 
an Deutschland erinnernden, meist Ackerbau und Viehzucht treibenden 
Südstaaten zu. Eine besonders wichtige Bahn ist hier die S. Paulo 
Rio Grande-Bahn (1480 km). Sie schließt, wie wir bereite sahen, bei 
Itararö an die Sorocabana-Bahn an und stellt die äußerst wichtige Ver¬ 
bindung zwischen vier brasilianischen Staaten her. Sie durchkreuzt die 
Staaten Parana (221000 qkm) und Santa Catharina und erreicht nach 
833 km den Staat Rio Grande do Sul. Bei Porto Grossa im Staate Parana 
berührt sie die Parana-Bahnen und ist dadurch unmittelbar mit deren 
Hauptstadt Curityba verbunden. Die Rio Grande- und Parana-Bahnen 
sind im Archiv für Eisenbahnwesen 1912 von mir eingehend besprochen, 
es erübrigt sich daher, hier darauf weiter einzugehen. 

Der Staat Santa Catharina (74156 qkm) beisitzt aoiJler dar Haupt¬ 
linie der Rio Grande-Bahn noch 326 km lange Bahnen von derselben Ge¬ 
sellschaft, aber nicht mit ihr verbunden, die Thereza Christina- und die 
Santa Catharina-Bahn. Ein Stumpf der S. Paulo Bio Grande-Bahn ver¬ 
bindet den Hafen S. Francisco mit S. Bento im Innern. Die Thereza 
Christina beginnt an der Küste und endet bei Lauro Müller. Die 
S. S. Catharina-Bahn, die für uns durch die vielen Deutschen, die dort 
wohnen, besonderes Interesse hat, beginnt bei Blumenau und endigt bei 
Hansa, wo die Linie nach S. Francisco-Canoinhas abzweigt. 

Die Bahnen in Rio Grande do Sul (236 553 qkm, siehe Karte 
im Archiv 1913). Die Hauptstadt Porto Allegre (120000 Einwohner) auf 
dem linken Ufer de9 Guahyba ist der Ausgangspunkt der Hauptlinie nach 
Westen nach Uruguayana an der Grenze von Argentinien (762 km). Eine 
2 km lange Linie verbindet die Bahn mit dem Flusse Taquary, eine 
andere 53 km lange Strecke führt nach der Stadt Taquara und eine 
115 km lange Strecke nach der Stadt Caxias. Ein wenig weiter westlich 
finden wir eine 31 km lange Abzweigung nach Santa Cruz; eine weitere 
Abzweigung bei Pinbal S. Maria nach Norden erreicht nach 534 km die 
S. Paulo Rio Grande-Bahn und berührt die wichtigen Orte Cruz Alta 

') Verkehrstechnik 1922. Ross: „Südamerikanische Verkehrsprobleme“ 
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und Paseo Fundo. Bei Cruz Alta beginnt eine Abzweigung, die im Bau 
ist, und Santo Angeio berührt. Der Bahnhof Cacequi ist der Anfangs¬ 
punkt einer 489 km langen Bahn nach dem Hafen Rio Grande, sie berührt 
die Städte S. Gabriel, Bage und Pelotas. Sie hat noch eine 16 km lange 
Abzweigung an der Küste des Atlantischen Ozeans nach Sequeira. 
Von der Bahn Porto Allegre—Uruguayana geht noch eine (156 km) 
Zweiglinie nach S. Anna do Livnamento an der Grenze der Republique 
Urnguai und verbindet Brasilien mit den Eisenbahnen Uruguais. Die 
Stadt Uruguayana am Uruguaifluß ist der Ausgangspunkt einer von 
Westen nach Osten verlaufenden Bahn, deren einer Zweig bei Guarahim 
an der Grenze von Uruguai und der andere bei S. Borja endigt. Ein 
Blick auf die Karte (Archiv 1910 und 1913) zeigt die Ausdehnung der 
Bahnen im Staate Rio Grande und deren große wirtschaftliche und strate¬ 
gische Bedeutung. — Wir wollen hiermit die Betrachtung über die 
Bahnen Brasiliens schließen. 

Bei diesem kurzen Überblick über die Bahnen Brasiliens muß man 
berücksichtigen, daß die 30 000 km Bahnen in einem Lande gebaut sind, 
in das alle Schienen und das gesamte rollende Material aus dem Auslande 
eingeführt werden müssen und in dem bei der dünnen Bevölkerung 
Arbeitskräfte selten und teuer sind. Audi die natürlichen Schwierig¬ 
keiten des Landes bilden ein Hemmnis. Die Städte sind bei der dünnen 
Bevölkerung weit voneinander entfernt. Die 30000000 Einwohner ver¬ 
teilen sichi aiutf ein Gebiet, das so groß ist wie Europa. 

Wir sahen im übrigen, daß die wichtigstem Bahnen in Mittei- 
und Südbrasilien alle miteinander Verbindung hohen. Ein zweites, 
wichtigeres Bahjnnetz bilden die Staaten Bahia und Seigipe, ein 
drittes finden wir in den Staaten Alagjoas, Pemambuco, Parahyba 
und Rio Grande do Norte. Zwei Bahnstümpfe, die nicht verbun¬ 
den sind, liegen im Staate Ceara, eine weitere isolierte Strecke im 
Staate Maranhao, der äußerste Norden Amazonas und Para besitzt drei 
ganz isolierte Bahnlinien. Die meisten Bahnlinien stellen gleichzeitig 
Verbindung mit den Flüssen, den nicht weniger als die Bahnen wichtigen 
Verkehrswegen Brasiliens, her. 
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Mit einer bildliehen Darstellung. 


Es hat lange Zeit in Anspruch genommen, bis endlich die durch 
den Weltkrieg zerstörten Beziehungen zwischen Rußland und Deutsch¬ 
land, auch die literarischen, wieder angeknüpft worden sind. Jetzt 
scheint es so, als ob auch amtliche Veröffentlichungen Deutschland 
wieder zugänglich gemacht werden sollten, was sehr begrüßt werden 
kann. Es wird so möglich sein, die Kenntnis über das, was in Rußland 
vor eich geht, nicht nur auf wenig zuverlässige, mündliche Überlieferung 
zu bauen, auf Urteile, die zudem in den weitaus meisten Fällen sich auf 
ganz lokale Vorgänge stützen, sondern es wird wieder dazu kommen, 
einen Einblick in die allgemeinen Zustände zu gewinnen, unter denen 
sich das Beförderungsgeechäft auf den Eisenbahnen abspielt. Aber nicht 
nur in diese Verhältnisse wird es möglich sein, einen leidlich zutreffen¬ 
den Einblick zu gewinnen, sondern auch, was die Grundlage für den 
Stand der Beförderungsfrage ist, über den Zustand der Bahn und Ge¬ 
bäude, des gesamten rollenden Materials, über die Tätigkeit in den 
Werkstätten, über die Versorgung mit dem nötigen Heizmaterial usw. 
All die Fragen, die sich auf diese außerordentlich wichtigen Dinge be¬ 
ziehen, konnten bisher nicht beantwortet werden, denn es fehlten 
die Unterlagen hieran Nun liegt als erster Anfang, um 
hoffentlich wieder in die vork riegsze i 11 ichen Zustände zurück¬ 
kehren zu können, eine Drucksache vor: „Überblick über den Zustand 
und die Funktionen der Beförderung im Jahre 1921“ 1 ), die sehr viel In¬ 
teressantes bietet und einen Einblick in die derzeitigen russischen Eisen¬ 
bahnverhältnisse einigermaßen ermöglicht. Es sind das Materialien zu 
einem Bericht an die IX. Konferenz der Ssowetow (Verwaltungsrat), der 
sich übrigens keineswegs allein mit den Eisenbahnen beschäftigt, sondern 

J ) Obsor ssoetojanija i raboty transporta w 1921 godu Moskwa. Es ist ein 
stattlicher Band, der 211 Seiten Text und eine große Anzahl Tabellen und gra¬ 
phische Darstellungen enthält, die weit umfangreicher als der Text sind. 
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auch (Abschn. IV) mit der Beförderung auf den Flüssen, (Abschn. V) mit 
dem See-Verkehr, (Abschn. VI) mit der örtlichen (mestny) Beförderung, 
dazu wird hier gerechnet: die Beförderung mit Landfuhrwerk, mit Auto¬ 
mobilen, (Abschn. VII) mit elektrischer Ausrüstung. Endlich bringt der 
Abschn. VIII: allgemeine Schlußfolgerungen. 

An dieser Stelle, und namentlich in dem vorliegenden Heft, soll 
nur die Organisation der Eisenbahnverwaltung Berücksichtigung 
finden, obgleich auch die übrigen Materien vielerlei Interessantes und 
Wissenswertes enthalten, so daß wir auch auf diese Dinge demnächst 
zurückkommen wollen. 

Als im Archiv für Eisenbahnwesen im Jahr 1917, Seite 248 ff., 
über die russischen Eisenbahnen im Jahr 1911 zuletzt berichtet werden 
konnte, es war der letzte amtliche, hier zugänglich Bericht, da be¬ 
fanden sich in Bußland 64 335 Werst (=68 645 km) im Betrieb. Der 
vorliegende, amtliche, russisch© Bericht gibt an, daß 


im Jahr 1918 . 26108 Werst (=26 791 km), 

., „ 1919 . 29 516 „ (=31493 „ ), 

„ ,. 1920 . 53 261 „ (=56 829 „ ), 

am l.Nov. 1921.61210 „ (=65311 „ ), 


und zwar ohne die Bahnen im Kaukasus, vorhanden waren. Es ist nicht 
gesagt, daß die vorbezeichnete Anzahl Werst Bahnlänge sich im Be¬ 
trieb befand, sondern nur, daß sie vorhanden war. Das bedeutet 
für die Volkswirtschaft nicht viel, namentlich wenn man erfährt, daß, wie 
die Osteuropäische Wirtschafts-Zeitung sich von ihrem Berichterstatter 
aus Moskau mitteilen läßt, von den rd. 64000 Werst, die vor dem Krieg 
im Betrieb waren, z. Z. nur 20 000 W, d. h. 31,3 % — es sind das die 
wichtigsten Verkehrsstrecken — vollständig betriebsfähig erhalten 
werden können. Demnächst sollen 16 000 W. oder 25,o % eine wesent¬ 
lich geringere technische Fürsorge zuteil werden, und endlich der Rest 
von 28000 W oder 43,7 % soll nur nach Maßgabe der dann noch vor¬ 
handenen Mittel betriebstechnisch unterhalten werden, unter Umständen, 
das soll wohl heißen, wenn keine Mittel weiter verfügbar sind, vollständig 
oder teilweise stillgelegt weiden. Die angeführte Quelle betont aus¬ 
drücklich, daß diese Einteilung auf Beschluß der Sowjetregierung zu 
Ende 1921 verfügt worden ist. 

In dem vorliegenden „Überblick usw.“ finden diese Angaben 
übrigens eine Bestätigung, so daß mit dieser Einteilung als mit einer 
bestehenden Tatsache gerechnet werden kann. 

Das sind sehr wenig erfreuliche Zustände, die auf die Entwicklung 
des wirtschaftlichen Lebens natürlich die allerschwerste Rückwirkung 
ausüben müssen und Hemmnisse bei dem Wiederaufbau der z. Z. ganz 
darniederliegenden Wirtschaft sind, die nicht hoch genug in Rechnung 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 







Die Neuordnung der Eisenbahnen Rußlands im Jahre 1961. 


225 


gestellt werden müssen. Dieser Umstand tritt noch ganz besonders her¬ 
vor, wenn man erfährt, wie die Eingruppierung der einzelnen Bahnen 
in die vorbezeichneten Gruppen z. Z. stattgefunden hat. In dieser Be¬ 
ziehung teilt nämlich die „Prawda“ mit: 

Zur ersten Gruppe gehören die Bahnen: 

Moskau—Petersburg (Nicolai-Bahn), 

Moskau—Ssebesh (Grenzstation gegen Lettland), 

Moskau—Minsk, 

Murmansk—Swanka, Station der Bahn Petersburg—Wologda—Wjätka. 
114 Werst (= 122 km) von Petersburg entfernt. 

Zur zweiten Gruppe gehören die Bahnen: 

Petersburg—Narwa (Grenzstation gegen Estland), 

Kiew—Shmerinka (Grenzstation gegen Polen), 

das Bahnmetz des Uraler Bergwerksgebiets mit Goroblagodatskaja im 
Zentrum und Jekaterinburg, Perm, Alapajewsk, Nadeshdinsk-Werke, 
Ssolewarnja, 

das Bahngebiet des zentralrussischen Textilgebiets mit Iwanowo-Wossne- 
ssensk im Zentrum und Alexandrow, Jaroslawl, Kostroma, Kineshma 
und Nowki, endlich Teile des Bahnnetzes des zentraJrussischen 
Kohlengebiets. 

Zur dritten Gruppe gehören die Bahnen: 

Petersburg—Pskow—Ssebesh—Polozk, 

Polozk—Welikije Luki, 

Minsk—Shlobin—Schepetiowika—Wolotechisk, 

Schepetowka—Kamenez-Podolsk, 

Kiew—Korosten—polnische Grenze, 

Shmerinka—Mogilew, 

Krementschug—Snamenka—Birsula. 

Tscberkassy—Bobrinskaja—W apnjärka, 

Teile des Bahnnetzes des zentralrussischen Kohlengebiets. 

Sieht man ©ich diese Verteilung prüfend an, so tritt vor allem 
deutlich hervor, daß, wie die erste Gruppe lehrt, ganz überwiegend Ver¬ 
kehrsbeziehungen zwischen Moskau und der westlichen Grenze des 
Reiches Berücksichtigung gefunden haben, daneben dann noch die 
Verbindung mit der eisfreien Murmanküste, offenbar, um die Be¬ 
ziehungen zum westlichen Europa aufrechterhalten zu können, was ja 
gewiß außerordentlich wichtig ist, denn der Hafen von Petersburg bleibt 
auf lange Zeit alle Jahre der Schiffahrt unzugänglich und die sämtlichen 
übrigen Häfen an der Ostsee sind Rußland verloren gegangen. Die 
Strecke Murmansk—Swanka — etwa 1200 W. = 1280 km lang — gehört 
za den Bahnen, die ganz besonders schwer in betriebsfähigem Zustand 
zu erhalten sind, weil sie durch große Sümpfe führt, die im Winter 
allerdings zugefroren sind, aber im Sommer beim Auftauen außerordent¬ 
liche Gefahren dem Betrieb bieten. Die Leser des Archivs werden sich 
noch der Überraschungen erinnern, die die Bauleitung an manchem 
Morgen hatte, wenn sie feststellen mußte, daß die Strecke, die abends vor- 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 15 
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her noch gut benutzbar, nicht mehr vorhanden war. Sie war im Sumpf 
versunken! Es wird also sehr viel Mühe, Arbeit und namentlich sehr 
große Kosten verursachen, gerade diese Verkehrslinie in betriebs¬ 
fähigem Zustand zu erhalten. Wenn man sich d'ennoch dazu entschlossen 
hat, diese Bahn in die erste Gruppe zu setzen, so geschieht das sicher 
nur der äußersten Not gehorchend. 

Aber diese Eingruppierung der vorhandenen Bahnstrecken in die 
technisch verschieden zu behandelnden Gruppen gibt auch sonst noch 
mancherlei zu bedenken. So fällt die verschiedene Behandlung der 
Bahnen, die zu den Grenzen der Randstaaten führen, auf. Zur lett- 
ländischen Grenze — bei Ssebeeh — führt eine Bahn, die in die erste 
Gruppe Aufnahme gefunden hat. Die Bahn zur estnischen Grenze — bei 
Narva — ist der zweiten Gruppe augezählt, obgleich von Ssebesh, wie 
auch von Narva Bahnen an die Hafenplätze von Riga und Reval führen, 
und obgleich Rußland für seine Versorgung mit Erzeugnissen der west¬ 
europäischen Industrie zweifellos auf die Vermittlung dieser beiden 
Hafenplätze angewiesen ist. Trifft das zu, so müßte man annehmen, daß 
auch die Bahn bis Narva der ersten Gruppe angehören sollte. Das ist 
nicht geschehen; sollten etwa Wettbewerbsrücksichten zwischen Reval 
und Petersburg hier eine Rolle gespielt haben? 

Noch viel auffallender ist die Ausschaltung der Bahnen aus der 
technisch besonders zu berücksichtigenden ersten Gruppe, soweit diese 
der Industrie und dem Bergbau zu dienen haben. So gehören hierher 
die Bahnen, die der wichtigen Textilindustrie dienen sollen und im euro¬ 
päischen Zentral-Rußland beheimatet sind. Ebenso gehören hierher die 
Bahnen des Uraler Bergwerksgebiets, obgleich diese Teile des Landes 
zu den weitaus wichtigsten Produktions- und Konsumtionsgebieten 
zählen. 

Endlich aber sind die Bahnen, die das zentraleuropäische Kohlen¬ 
gebiet erschließen, zum Teil der zweiten, teilweise sogar der dritten 
Gruppe zugezählt, können also gänzlich stillgelegt werden. Es wird ja 
von der Kohlenversorgung weiter unten noch besonders gehandelt, aber 
schon hier muß darauf hingewiesen werden, daß so wenig leistungs¬ 
fähige Verkehrswege, wie ee die Bahnen in der dritten Gruppe, nach 
der Angabe der „Prawda“ nur sein können, unmöglich den Ansprüchen 
des Bedarfs zu genügen vermögen. Bedenkt man aber, daß Kohlen und 
Eisen an erster Stelle der Industrie zur Verfügung stehen müssen, wenn 
sie dem Lande etwas Ersprießliches leisten sollen, so bleibt es reichlich 
unbegreiflich, wie man gerade diese lebenswichtigen Verkehrsstrecken 
nicht an erster Stelle berücksichtigt hat. Da nun aber wieder russische 
Drucksachen auch Deutschland zuzugehen beginnen, so wird es viel- 
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leicht möglich werden, auch für diese, zunächst nicht recht verständ¬ 
lichen Dinge Erklärungen zu finden, aus dfenen die Beweggründe für das 
Vorgehen zu erkennen sein werden. Wie die Verhältnisse augen¬ 
blicklich dem Forschenden entgegentreten, ist manches noch ungeklärt, 
ja unbegreiflich, wobei aber keineswegs gesagt werden soll oder kann, 
daß eie falschen Erwägungen ihren Ursprung verdanken, es fehlen z. Z. 
nur noch die Begründungen, auch haben sich viele Dinge so grund¬ 
legend geändert, sind daher dem Außenstehenden noch fremd, weil der 
Austausch von Drucksachen jahrelang gestockt hat. Auch diese Ver¬ 
hältnisse führen zwingend dazu, zunächst mit der Kritik zurückzuhalten 
und mehr berichtend und aufklärend an das Neue, das sich in Rußland 
unter den neuen politischen Verhältnissen und unter dem machtvollen 
Drängen der bolschewistischen Grundsätze gebildet hat, heranzutreten. 

Der Leser der nachfolgenden Aufzeichnungen wird gut daran tun, 
diesen Standpunkt möglichst weit gelten zu lassen. Ich werde mich be¬ 
mühen, aus der Vergleichung des Neuen mit dem Alten, Vergangenen, 
mir recht gut Vertrauten, erläuternd zur Einführung in das Neuent¬ 
standene mitzuwirken, damit daraus eine zuverlässige Beurteilung der 
Verhältnisse ermöglicht wird. 

Eine zweite Einteilung oder Gruppierung der russischen Bahnen 
bezieht sich auf die Verwaltung und die Leitung des Betriebs. In 
dieser Beziehung zeichnet unsere Quelle die Aufgaben des Volkskom¬ 
missariats der Verkehreanstalten (also des ehemaligen Ministeriums der 
Verkehrsanstalten) unter der Überschrift: Organisation und Arbeit 
der Zentralstelle, und im besonderen: die grundlegenden Auf¬ 
gaben für die Arbeiten des Volkskommissariats der 
Verkehrsanstalten kurz zusammengefaßt, wie folgt: 

1. Die Schaffung und Vereinheitlichung des gesamten 
staatlichen Bef örderungsappar ates 1 ) ander Zentral¬ 
stelle und in den Provinzen*). Wie bekannt, so führt unsere Quelle 
hierzu aus, war ein Drittel sämtlicher Eisenbahnen im Besitz von 
Privatgesellschaften; im Gebiet des Fluß-Transports verwaltete der 
Staat nur die Wasserwege, die Schiffe waren zersplittert unter 
sehr zahlreichen Dampfschiffbesitzern und (Besitzern von Schleppkähnen, 


*) Dazu werden auch, wie der Text weiter zeigt, die Wasserwege gerechnet, 
auf die Jedoch hier nicht eingegangen werden soll. Vielleicht findet eich dem¬ 
nächst eine passende Gelegenheit, auch die Wasserwege, die ja doch außerordent¬ 
lich wichtig für die Abwicklung des Güterverkehrs Ln Rußland sind, in der 
neuen Beleuchtung zu besprechen. 

*) Russisch heißt es „na mestach“, Mesto«Stelle. Aus dem Zusammenhang 
geht hervor, daß es sich hierbei um die der Zentralstelle nachgeordneten Ver¬ 
waltungsorgane in den Provinzen (Gouvernements) handelt, die eine leitende 
Stellung einnehmen. 

15 * 
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eine See-Handelsflotte war fast gar nicht vorhanden und der örtliche 
Transport war nirgends vereinheitlicht; 

2. die Leitung (Handhabung) der Beförderung, in dem 
Sinn der Ausarbeitung von Plänen und Anordnungen entsprechend den 
Aufgaben und Anforderungen, die die staatlichen Organe — das Kriegs- 
ministerium, Glawtopom 1 ), Narkom prodom 1 ), der Oberste Rat der Volks¬ 
wirtschaft u. a. — und ebenso die örtlichen Organe stellen; 

3. die Leitung der Arbeiten zur Wiederherstellungder 
Schienenwege und des rollenden Materials, das teils 
unmittelbar durch den Krieg zerstört, teils in den letzten Jahren ab¬ 
genutzt worden ist, ohne daß die Möglichkeit bestand, es zu erneuern. 

Sind, damit die Aufgaben des Volkskommissariats der Verkehrs¬ 
anstalten umgrenzt, so tritt als nächste Frage, die eine Beantwortung 
fordert, auf, wie und mit welchen Mitteln will man in Sowetrußland 
diese Aufgaben zu lösen versuchen, wie ist die Organisation 
der Zentralverwaltung und ihrer Arbeiten gedacht. In 
dieser Beziehung kann unserer Quelle in bezug auf die Zusammen¬ 
setzung der Zentralbehörden entnommen werden, daß die 
neue Verordnung über das Volkskommissariat der Verkehrsanstalten, die 
im August 1921 zur Einführung gelangt ist, fest9etzt, daß an der Spitze 
des Kommissariats ein Volkskommissar steht, der dem Ssowet (= Rat) 
der Volkskommissare (offenbar gleichbedeutend mit den westeuro¬ 
päischen Ministerkomitees) gegenüber verantwortlich ist. Diesem Volks¬ 
kommissar stehen dann „Kollegien“ zur Seite, die beratende Organe 
sind. Die allgemeine Handhabung und Leitung der Tätigkeit des Volks¬ 
kommissariats der Verkehrsanstalten ruht in den Händen des Volks¬ 
kommissars selbst. 

Entsprechend den Bestimmungen über das Volkskommissariat der 
Verkehrsanstalten steht als Leiter der Geschäfte an der Spitze ein Haupt¬ 
chef (natschalnik) der Verkehrsanstalten, dem die Verantwortung zu¬ 
fällt für die gesamte technische, administrativ-wirtschaftliche, finanz¬ 
wirtschaftliche und überhaupt für die Betätigung des Kommissariats in 
bezug auf die Exploatation (Betrieb). 

Einschalten möchte ich an dieser Stelle, tun den Umfang der den 
einzelnen Regierungsstellen zufallenden Aufgaben einigermaßen über¬ 
sehen zu können, wie zurzeit das gesamte, russische Eisenbahnnetz in 
Gruppen zerlegt ist. Zunächst sind zwei große Gattungen der Ver¬ 
waltungsbezirke durchgeführt, nämlich: Kreiskomitees, denen fünf 
Gruppen mit zusammen 34 700 W (=37 087 km), und sodann Okrug's 
(Bezirke der Verkehrsanstalten), denen 29 930 W 
(= 31 935 km) zugeteilt sind. Zur Kennzeichnung dieser beiden Kategorien 

*) Was das filr staatliche Organe sind, ist mir festzustellen leider unmöglich 
gewesen. 
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sei hier nur kurz bemerkt, <faß den Bezirken (Okrug putei-ssoobsch- 
tschenija) ein größerer Kompetenzenkreis und damit eine größere Selb¬ 
ständigkeit zugeteilt ist, als den Kreiskomitees. Hierauf wird später 
unten noch weiter eingegangen werden, um dem Leser eine Bewertung 
der Teilung des ganzen Netzes in die beiden Gruppen einigermaßen zu 
ermöglichen, sollte hier zunächst nur kurz darauf hingewiesen werden, 
dies um so mehr, als die Ausdehnung der einzelnen neun großen Gruppen 
die Gründe für die Zweiteilung nicht ohne weiteres erkennen lassen. 
Es wird also z. Z. das Eisenbahnnetz geteilt in: 

a} Kreiskomitee: dazu gehören die Bahnen: 


Werst km Werst km 

1. Petrograd . 6 830 (= 6687) Nicolai. 1392 (=1486), 

Nord-West. 2316 (=2469), 

Murman.. 1623 (= 1782), 

2. Moskau . . 10642 (= 11355) Nord. 2948 (=3146), 

Moskau—Kasan, ohne die 
Linie Kasan — Jekaterin¬ 
burg . 2745 (=2930), 

Moskau — Kursk—Nishego- 

rod—Murom . 1663 (= 1667), 

Kiew—Woronesh. 2030 (=2166), 

Ssysran—Wjäsma. 1356 (= 1447), 

3. West ... 4600 (= 4801) Moskau—Baltische .... 899 (= 969), 

Alexander. 1216 (= 1296), 

Orel—Witebsk. 1039 (= 1 109), 

West. 1349 (= 1439), 

4. Ural .... 6 751 (= 7 203) Perm. 3891 (=4152), 

Ssamara—Slatoust. 1600 (= 1 600), 

Kasan—Jekaterinburg . . 819 (= 874), 

Wolga—Bugulmin. 641 (= 677), 

5. Ssaratow. . 7 637 (= 8042) Rj&san—Ural . 8 946 (=4209), 

Süd-Ost, ohne die Linie 
Lichaja—Zarizyn .... 3672 (=3811), 

b) Bezirke der Verkehrsanstalten: 

6. Kaukasus . 6480 (= 6914) Rostow-Abschnitt. 674 (= 719), 

Zarizyn-Abschnitt. 802 (= 866), 

Krassnodarsk-Abschnitt . . 907 (= 968), 

Armavir-Abschnitt .... 921 (= 983), 

Wladikawkas-Abschnitt . . 1126 (= 1201), 

Transkaukasus-Bahn . . . 2127 (=2269), 

7. Ssibirien . . 6496 (= 6868) Tjumen-Abschnitt. 601 (= 634), 

Tschelj&binsk-Abschnitt. . 616 (= 667), 

Omsk-Abschnitt. 720 (= 768), 

Nowonikolajew-Abschnitt . 641 (= 683), 

Barnaul-Abschnitt. 661 (= 694), 

Tomsk-Abschnitt. 776 (= 828', 

Krassnojarsk-Abschnitt . . 789 (= 842), 

Irkutsk-Abschnitt. 801 (= 864), 
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Werst km Werst km 

8. Süd .... 13 086 (= 13961) Odessa-Abschnitt. 1 120 (= 1196), 

Süd-Bahn. 2984 (=3183), 

Nord-Donez-Bahn. 2 978 (= 3172), 


Jekatherinen-Bahn .... 2238 (=2388), 
Lichaja—Zarizy n, Strecke 
der Süd-Ost-Bahn . . . 320 (= 841), 

Süd-West-Bahn, ohne den 
Odessa-Abschnitt .... 3 460 (= 3 681), 

9. Turkestan . 4 870 (= 6 196) Taschkent-Bahn. 2 307 (= 2 462), 

_ Mittel-Asiatische-Bahn ... 3 563 (= 3 8ul), 

zusammen . 1 )64 690 (= 69 024) 

Die so zu größeren Einheiten vereinigten Bahnen und Bahngruppen 
werden nun von der vorbezeicbneten Zentralstelle aus nach einheitlichen 
Richtlinien verwaltet, wie sie die im August 1921 erlassene, neue Ver¬ 
ordnung über das „Volks-Kommissariat der Verkehre-Anstalten“ (Na- 
rodni Kommissariat putei ssoobschtschenija) regelt. Es ist ein glück¬ 
licher Zufall, daß als erste russische Drucksache der Redaktion des Ar¬ 
chivs gerade das vorliegende Heft zugegangen ist, in dbm die Organi¬ 
sation der Zentral-Verwaltung und ihr Arbeitsbereich in kurzer Zu¬ 
sammenfassung behandelt wird und damit die Möglichkeit gegeben ist, 
diesen wichtigen Teil der Verwaltung kennenlernen zu können. 

Im nachfolgenden soll nur die Verwaltung der Eisenbahnen be¬ 
rücksichtigt werden, obgleich das Volks-Kommissariat der Verkehrs- 
Anstalten überhaupt aus 4 Zentral-Verwaltungen besteht, nämlich: 

a) Die Zentral-Verwaltungen der Eisenbahnen*), deren 
Aufgabe es ist, die Betriebsführung, die Erhaltung, die Reparatur und 
Entwicklung der Eisenbahnwege und der Verkehrsmittel zu leiten; 

b) die Zentral-Verwaltung des Transportes auf den 
Flüssen mit der Aufgabe der Leitung des Betriebs, der Erhaltung, 
Reparatur, und Entwicklung der inneren Wasserwege und der Flotte 
für diese; 

c) die Zentral-Verwaltung des See-Transportes mit der 
Aufgabe der Leitung des Betriebs, der Erhaltung, Reparatur und Ent¬ 
wicklung der See-Flotte, der Häfen und der Hafen-Ausrüstung; 

*) Der Unterschied gegenüber «Jen Angaben auf Seite 224 erklärt sich daraus, 
daß in jener Angabe 61210 Werst (= 65 311 km), die Tranekaukasusbahnen 
2127 Werst (= 2269 km) fehlen. Zählt man diese jenen hinzu, dann stimmen 
die Angaben ziemlich gut überein. 

*) Im russischen Text heißt es: Zentralverwaltung des Eisenbahn- 
Transports. Die Bezeichnung ,.Transport“ ist eine Neueinführung in der 
Bezeichnung dessen, was früher kurz mit „Eisenbahn“ bezeichnet wurde. Die 
Hinzusetzung des Wortes „Transport“ deckt eich auch nicht sehr glücklich mit 
dem, was al3 die Aufgaben der „Zentral-Verwaltung des Eisenbahn-Trans¬ 
portes“ in der Verordnung vom August 1921 angegeben wird. 
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d)die Zentral-Verwaltung des örtlichen (mestnoje) 
Transportes mit der Aufgabe, den Automobil- und Lastfuhrwerk- 
Verkehr zu leiten, ebenso auch die sämtlichen Verrichtungen für die Be¬ 
ladung, Entladung, Umladung, das Überladen, Hinüberwälzen, die Ab¬ 
fertigung und Beförderung der Güter auf allen Arten der Verkehrs- 
anstalten zu ordnen 1 ). 

Beim näheren Prüfen der umfangreichen Aufgaben der einzelnen 
Zentral-Verwaltungen tritt*das Wesen des bolschewistisch-kommunisti¬ 
schen Staates ziemlich deutlich hervor. Wird wirklich das alles von 
einer staatlichen Zentralstelle aus geleistet, was in den vorstehenden 
vier Punkten angegeben ist, so bleibt für die Privatunternehmung, ja 
selbst für eine kommunale Betätigung kein Raum übrig. 

Für die Betätigung des Staats in dem vorangeführten Umfang in 
bezug auf die Eisenbahnen bietet das Programm auch für einen West- 
Europäer nichts Neues, es handelt sich eben um die Organisation einer 
Staats-Eisenbahnverwaltung, wie sie das Deutsche Reich auch besitzt. 
Anders sieht aber schon das Bild bei den 3 übrigen Zentral-Verwaltungen 
aus, da werden Tätigkeitskreise in den Bereich der staatlichen Funk¬ 
tionen einbezogen, die sonst in der Welt der kommunalen Arbeit und 
der privaten Initiative und Betätigung Vorbehalten geblieben sind. Das 
sind aber allerdings Dinge, die an dieser Stelle nicht näher behandelt 
werden sollten, weil sie nicht unmittelbar mit der Eisenbahn und ihren 
Funktionen Zusammenhängen, immerhin ist eine große Berührungsfläche 
vorhanden, und daher habe ich wenigstens nicht vollständig stumm an 
ihnen vorübergehen wollen, und das um so mehr, als aus diesem Vor¬ 
gehen des bolschewistischen Regims deutlich erkennbar wird, wohin die 
Wege führen, die in Rußland beschritten worden sind. 

Nun aber im besonderen zu Punkt a) die Eisenbahnverwaltung. 
Da zeigt sich denn, wie schon angeführt, das auf S. 233 schematisch dar¬ 
gestellte Bild. Zusammengefaßt wird die gesamte Verwaltung und Lei¬ 
tung des Eisenbahnwesens in der Person des Volks-Kommissars, ihm zur 
Seite stehen Kollegien als beratende Instanzen und als ausführendes 
Organ ein Haupt-Chef der Verkehrs-Anstalten mit den früher schon be- 
zeichneten Funktionen. 

Weiter erfahren wir, daß an diese obersten Organe eine ganze 
Reihe einzelner, gesonderter Hilfs-Verwaltungen und Abteilungen sich 

1 ) Es ist erstaunlich, was jetzt in Rußland alles in staatlicher Regie geleistet 
werden soll, man fragt sich immer wieder, was schließlich der Privatuntemeh- 
tnung Vorbehalten geblieben ist. Es darf um so mehr erstaunen, als die kommu¬ 
nistische Strömung mit ihrem entgeltlosen Benutzen aller Eisenbahnen, sonstigen 
Verkehrsmitteln zu Wasser und zu Lande usw. im August 1921 schon zu den 
zu Grabe getragenen Utopien gehörte. Alle diese Dinge haben gänzlich Bankrott 
gemacht, wie man aus dem vorliegenden Bericht entnehmen kann, denn an ihre 
Stelle ist das „System der platnoeti“, d. h. Bezahlung, getreten. 
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angliedern, die aber nicht nur der Eisenbahn-Abteilung (Punkt a), 
sondern auch den übrigen Zentral-Verwaltungen (Punkt b—d) dienst¬ 
bar sein sollen. 

Hierher gehören: 

a) die administrative Verwaltung, bei ihr sind vereinigt die 
allgemeinen Fragen administrativen Charakters, so die Angelegenheiten 
der Kommandogewalt und des Personalbestandes, Berechnung des Be¬ 
darfs und der Verteilung der Arbeitskräfte, der Rechtsbelehrung usw.; 

b) die Finanz-Ökonomie-Verwaltung, der die Leitung der 
Finanz-Ökonomie- und tarifarischen Handels-Betätigung zufällt, ebenso 
die Verrechnung der Beförderungsmengen; 

c) die Wirtschaftsmaterial-Verwaltung, der die Versor¬ 
gung, Beförderung, Verteilung und Aufbewahrung der Materialien, 
einschl. Heizmaterial, Inventar, Ausrüstungsstücke mit allen wirtschaft¬ 
lich vorbereitenden Operationen obliegt; 

d) die Verwaltung der Verbindungen 1 ) u. Elektrotech¬ 
nik, die die Leitung der telegraphischen, telephonischen und Post-Ver¬ 
bindungen, ebenso die Unterhaltung und Reparatur der elektrotech¬ 
nischen Anlagen und Ausrüstungen zu besorgen hat; 

e) die Mobilisations-Abteilung für die Ausarbeitung und Auf¬ 
bewahrung der Mobilisations-Pläne, die Ochrane (Schutztruppe), die 
Evakuierung und die Vorbereitung der Betriebsmittel zu deren Durch¬ 
führung; 

f) die 2*entral-Abteilung für Statistik und Karto¬ 
graphie zur Handhabung und Vereinigung der statistischen Arbeiten 
und zur wieseneohaftlicben Verarbeitung der die Verkehrsansrtalten be¬ 
treffenden statistischen Materialien; 

g) die Haupt-Land-Verwaltung der Verkehrs-Anstal¬ 
ten und 1 des Transport-Proletariats, die ein Organ de© 
Volks-Kommissariats der Landwirtschaft an den Verkehrsanstalten bildet 
und unmittelbar dem Narkomput 2 ) administrativ untergeordnet ist. Ihr 
liegt die Leitung der agronomischen und landwirtschaftlichen Arbeiten an 
den Verkehreanstalten ob. und zwar sowohl an der Zentralstelle, als auch 
in dien Provinzen, namentlich auch die möglichst günstige Bewirtschaf¬ 
tung der Landstellen des „Transport-Proletariats“. 


4 ) Russisch heißt es: Sswjasi = wie oben Verbindung. Es ist das auch eine 
neueingeftihrte Bezeichnung, für die eine Erklärung aus der Eisenbahn-Termino¬ 
logie zunächst fehlt. 

2 ) Das Lesen des Berichtes wird ganz besonder dadurch erchwert, daß 
einzelne Worte durch Zusammensetzung der Anfangssilben oder auch nur der 
Anfangsbuchstaben gebildet worden sind*, um kürzere Bezeichnungen zu schaffen, 
die aber für den Nichtrussen vielfach schwer oder gar nicht verständlich sind# 
So z. B. hier das Wort Narkomput. Vermutlich ist es gebildet aus den ersten 
Silben der Worte: na r od = Volk, K o m missariat = Kommissariat und dom Wort 
put —Weg, das wäre also das „Volks-Kommissariat der Verkehrsanstalten“. 
Zweifelsfrei wäre diese Auslegung, sofern noch „Ssoohschtsehiiija 4 * in dem zusam¬ 
mengesetzten Worte: Narkomput irgendwie zum Ausdruck gekommen wäre. Das 
ist nun aber nicht geschehen und muß, wie es bei derartigen Verstümmelungen, 
die sich leider auch bei uns namentlich während des Krieges eingeschlichen haben, 
häufiger vorkornmt, ergänzt werden. 
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Neben diesen Hilfe-Verwaltungen und Abteilungen sind dem Volks- 
Kommissariat der Verkehrs-Anstalten unmittelbar angegliedert zur Aus¬ 
arbeitung und Durchführung prinzipieller Fragen, die eine allgemeine 
Bedeutung für alle Transportarten (siehe Seite 230 die 4 Zentral-Ver- 
waltungen) haben oder auch nur für eine gegebene Art des Transportes 
von prinzipieller Bedeutung sind, die folgenden beiden, beratenden Or¬ 
gane, nämlich: 

a) das Oberste Technische Komitee in Fragen der Technik, 
des Betriebs, der Erfindungen und der Statistik, gleichermaßen aber 
auch in Fragen der wissenschaftlichen Organisation des Transportes; 

b) die Organisations-Instruktions-Beratungsstelle 
für die Ausarbeitung der Organisation aller Zentral- und Provinzial- 
Organe des Volks-Kommissariats der Verkehrsanstalten, gleichwie für 
die Ausarbeitung der Reglements, Befehle und Instruktionen; 

Außerdem verfügt das Volks-Kommissariat der Verkehrsanstalten 
über eine Haupt-Inspektion der Verkehrsanstalten in 
der Eigenschaft eines Haupt-Organs zur Ausübung der Aufsicht und der 
Kontrolle aller dem Ressort des Volkskommissariats der Verkehrs¬ 
anstalten nachgeordneten Einrichtungen. 

Um nun eine einheitliche, gemeinschaftliche Arbeitsbetätigung des 
Volkskommissariats (der Verkehrs-Anstalten mit den übrigen Staat-» 
liehen Kommissariaten sicherzustellen, sind interjressortliche, 
beratende Organe geschaffen worden, und zwar: 

a) eine höchste Beratungsstelle für die Beförderung, 
bei der alle Fragen geregelt werden sollen, die den Betrieb und Trans¬ 
port und alle Gattungen der Beförderungen berühren, die sowohl auf An¬ 
forderung der verschiedenen Ressorts, als auch der einzelan- Waren¬ 
empfänger ausgeftihrt werden sollen; 

b) ein Tarifkomitee, das gleichzeitig mit der Einführung der Be¬ 
zahlung für Transportleistungen organisiert worden ist. Ihm ist die 
Prüfung, Ausarbeitung und Einführung aller Tarife nach erfolgter Ge¬ 
nehmigung durch das Volkskommissariat der Verkehrsanstalten über¬ 
tragen; 

c) eine Transport-Kommission, der die Leitung aller Fragen, 
die mit der Beschaffung und Reparatur des rollenden Materials, der 
Versorgung des Transportes mit dem notwendigen Material usw. Zu¬ 
sammenhängen, übertragen ist; 

d) außerdem -besteht bei dem Volkskommissariat der Verkehrsanstalten 
ein Zentralkomitee für die Beförderung, das die Auf¬ 
gabe hat: 

unter der Leitung und nach Anordnung der höchsten Be- 
Beratungsstelle für die Beförderung (siehe vorstehend unter a. 
D. Vcrf.) vom Standpunkte der staatlichen Notwendigkeit aus, 
für die bevorstehende Güterbewegung die Arbeitspläne zu ent¬ 
werfen, damit eine allseitigc und planmäßige Ausnutzung der 
Leistxingsfähigkeit aller Verkehrswege sichergestellt werde; 

Beaufsichtigung der Ausführung der Arbeitspläne und der 
Anordnungen der höchsten Beratungsstelle für die Beförderung; 

die Herstellung einer Übereinstimmung über die Leitung 
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der Güterbe weguns im Wechsel verkehr der Eisenbahnen, der 
Wasserwege und des übrigen Landfuhrwerke-Verkehrs; 

vereinheitlichend und zielgebend für die Tätigkeit der Be¬ 
zirks-Komitees, betr. die Beförderung, zu wirken. 

An dem Schluß dieser Aufzählung der einzelnen Abteilungen des 
Volks-Kommissariats der Verkehrs-Anstalten und der vielfachen Auf¬ 
gaben, die ihnen nach der Organisation übertragen worden sind, macht 
der amtliche Bericht dann besonders darauf aufmerksam, <daß neben diesen 
Dingen das Volks-Kommissariat dann noch an den Arbeiten der übrigen 
staatlichen Kommissariate der Räterepublik, soweit sie sich mit wirt¬ 
schaftlichen Fragen beschäftigen, teilnimmt. Auf diesem "Wege ge¬ 
winnen die wirtschaftlichen Organe der verschiedenen Volks-Kommissa¬ 
riate einen erwünschten und notwendigen Zusammenhang mit der Ver¬ 
waltung der Verkehrs-Anstalten. Andererseits wird diesen die Möglich¬ 
keit geboten, das, was sich im weiten Reiche an Material und Erzeug¬ 
nissen findet und was auch im Interesse der Verkehrs-Anstalten genutzt 
werden kann, mit Vorteil zu verwenden. 

Die Gliederung der einzelnen Teile des Volks-Kommissariats der 
Verkehrs-Anstalten gibt einen recht guten Einblick in die z. Z. geltende 
Organisation, sie zeigt namentlich auch, wie eine außerordentlich stramme 
Zentralisierung der gesamten Verwaltung z. Z. durchgeführt ist (siehe 
auch die bildliche Darstellung S. 233). 

Aber gerade die Durchführung dieser Zentralisierung hat dazu ge¬ 
führt, daß das Kommissariat mit vielen geringfügigen Dingen über¬ 
flutet worden ist, was offenbar ungünstig auf die Abwicklung der meist 
dringlichen Geschäfte gewirkt hat. Es ist daher schon bei der Fest¬ 
stellung der Neuordnung der Organisation die Möglichkeit geschaffen 
worden, auf die nachgeordneten Verwaltungsorgane in den Provinzen 
vieles abzuiwälzen, was sachgemäß sehr viel besser von den örtlichen 
Instanzen geregelt werden kann. Hierbei ist auch ein Unterschied 
in den Machtbefugnissen vorgesehen, der in der Bezeichnung, die die 
Provinzial-Verwaltung führt, zum Ausdruck gebracht worden ist. So 
wird ein Unterschied gemacht zwischen: Okrug (= Bezirk) der Ver¬ 
kehrs-Anstalten und Bezirks-Komitees (siehe S. 229 u. 230), wobei der 
Okrug derjenige Verwaltungsteil ist, dem die größeren Machtbefugnisse, 
also auch der größere Geechäftskreis übertragen worden ist. Was aber 
bei der ersten Auswahl der Teile des Eisenbahnnetzes, die zu einem 
Okrug zusammengelegt worden sind, leitend gewesen ist, darüber 
schweigt sich der amtliche Bericht aus. Die Annahme, daß die große 
Entfernung von der Zentralstelle der Beweggrund gewesen ist, eine An¬ 
nahme, die ja wohl nahelag, kann nicht aufrechterhalten werden, weil 
der Bericht davon spricht, daß schon Arbeiten im Gange sind, um einen 
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Okrug Petrograd zu bilden. Petrograd liegt nun aber der Zentralstelle 
Moskau ganz nahe. Es müssen daher noch andere Gründe bestimmend 
gewesen sein. Wie dem aber auch sei, das Bestreben geht einwandfrei 
dahin, an Stelle der derzeitigen Zentralisierung, die nötig gewesen ist, 
infolge der außerordentlich schwierigen wirtschaftlichen und' nament¬ 
lich innerpolitischen Verhältnisse, sobald wie irgend angängig, eine De¬ 
zentralisierung treten zu lassen, um das Volks-Kommissariat selbst nur 
als leitende Stelle tätig sein zu lassen, die die richtunggebenden An¬ 
ordnungen erläßt, deren Aus- und Durchführung aber den nachgeordneten 
Verwaltungsstellen zufällt. Auf die Organisation usw. der örtlichen Ver¬ 
waltung wird noch eingehend zurückzukommen sein. 

An der Zentralstelle — dem Volkskommissariat — ist neben dem 
Kommissar selbst die Tätigkeit der Kollegien (siehe Seite 228) an erster 
Stelle hervorzuheben, die die Organisation der Okrug geschaffen haben, 
ferner bei Durchführung der neuen Wirtschaftspolitik das Prinzip der 
Bezahlung für die Leistungen der Eisenbahn zur Geltung brachten, das 
Tarifkomitee organisierten, Maßnahmen ergriffen haben zur Entwicklung 
des Handelsverkehrs, zur Gewinnung des Heizmaterials mit eigenen 
Kräften, zur Einschränkung des Personalbestandes usw. In bezug auf 
den letzten Punkt entnehme ich dem Bericht, daß es den Bemühungen 
des Kommissariats geglückt ist, den Personalbestand vom 1. Januar 1921 
mit 1600 000 Köpfen am 15. Januar 1922 bereits auf 1158 000 Köpfen 
herabgedrückt zu haben. 

„Die ganze Arbeit der Transporte“ ist den örtlichen Verwaltungen 
übertragen worden, denen hierbei ganz bestimmte Aufgaben gestellt 
worden, deren genaue Erfüllung einer strengen Kontrolle unterliegen, 
und zwar nicht nur nach erstatteten Berichten, sondern auf regelmäßigen 
Reisen der Mitglieder der Hauptinspektion (siehe Seite 234), an Ort und 
Stelle. Die Arbeiten des Kommissariats erstrecken sich übrigens keines¬ 
wegs nur auf die vorbezeichneten praktischen Gebiete, sondern umfassen 
die gesamte Tätigkeit der Zentralstelle, hierher gehören aber auch die 
Arbeiten auf wissenschaftlichem Gebiete, wie die Sammlung statistischer 
Daten, deren Zusammenstellung nach wissenschaftlichen Grundsätzen 
und ihre Vereinigung in einem neu zu schaffenden Organ. 

„Durch diese Arbeiten soll endlich der chaotischen Anhäufung aller mög¬ 
lichen Formen von Rechnungslegung, die in den verflossenen Jahren aus Anlaß 
irgendeiner Zufälligkeit entstanden waren, entgegengetreten werden. Es kam 
hinzu, daß durch diese Arbeiten die Zentralstelle nicht nur außerordentlich be¬ 
lastet wurde, sondern auch, daß sie fast gar keinen Nutzen brachte.“ 

In dem vorliegenden Bericht wird besonders auf die Organisation 
und Durchführung der Rechnungslegung hingewiesen mit dem Bemerken, 
„die genaue Rechnungslegung über die Führung des Haushalts bildet, wie 
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bekannt, die Grundlage jeder Verwaltung, insonderheit der sozialisti¬ 
schen“. Warum das letztere so ist, sagt der Bericht aber nicht. Über 
die Tätigkeit und die Fortschritte auf diesem Gebiete weiß der Bericht 
viel Rühmendes zu erzählen, so ist im Jahre 1920 bereits Ordnung ge¬ 
bracht in die Abrechnungen über den Bestand und die Arbeit des 
rollenden Materials, des Heizmaterials, der sonstigen Materialien, der 
Arbeitskräfte uaw. 1921 ist in demselben Sinne weiter gearbeitet worden, 
wobei als ein wesentlicher Schritt vorwärts gilt die Aufstellung der Pläne 
und Arbeitsprogramme für die Beförderung, denen ein neuer einheitlich 
festgesetzter Maßstab für die Bewertung der Leistungen des rollenden 
Materials zugrunde gelegt ist. 

„Der so geschaffene Maßstab diente als Grundlage für die Aufgaben, durch 
die systematisch und planmäßig die Arbeit des rollenden Materials geregelt wurde, 
sowohl auf dem ganzen Eisenbahnnetz, als auch auf jeder Bahn im besonderen. 
Nur diesem Umstande ist die Besserung zuzuschreiben, die von Monat zu Monat 
im Betriebe beobachtet werden kann, 60 bei dem täglichen Lauf der Lokomotiven, 
dem täglichen durchschnittlichen Lauf der Wagen, des Rückgangs der Prozente 
des unproduktiven Laufs der Lokomotiven usw. Gleichzeitig hiermit ist auch 
die bestehende Abrechnung Uber den Betrieb einer Umarbeitung in dem Sinne 
einer Systematisierung und Genauigkeit unterzogen worden.“ 


Große und umfangreiche Arbeiten sind offenbar auch geleistet worden 
auf dem Gebiete der Ausarbeitung der Instruktionen und der Anweisung 
zur wissenschaftlichen Behandlung einer Reihe grundlegender Verord¬ 
nungen, technischer Regeln usw. Es wurden Normalien für Ersatzteile 
des rollenden Materials ausgearbeitet, die charakteristischen Merkmale 
einer großen und mittleren Reparatur von Lokomotiven festgestellt, 
ebenso Entwürfe neuer Typen von Lokomotiven ausgearbeitet, die Grund¬ 
sätze für elektrische Eisenbahnen festgelegt, die Verwendung von 
parafinhaltigern Masut zur Lokomotivheizung untersucht usw. 

Auch verdient noch bemerkt zu werden, daß dem obersten tech¬ 
nischen Komitee eine Abteilung für Erfindungen und Verbesserungen 
der Technik des Transportes angegliedert worden ist, die nicht nur be¬ 
strebt sein soll, auftretende Talente zu unterstützen und unter den Ar¬ 
beitern die Anregung zu erwecken, Verbesserungen mitzuteilen, die sie 
aus der Praxis heraus glauben vorschlagen zu können, sondern die auch 
eine eventuelle Umarbeitung und Verbesserung der Erfindungen selbst 
vornehmen soll, um sie für die Praxis besser verwendbar zu machen, sie 
auch durch Veröffentlichung bekanntzugeben, ebenso sie auszuversuchen 
und gegebenenfalls auf den Bahnen zu verbreiten. Dabei wird be¬ 
sonders angeführt, daß im Jahre 1921 dieser Abteilung 384 Erfindungen 
und Verbesserungsvorschläge zugegangen sind, von denen die Jury 41 
gut geheißen hat. 
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Zum Schluß dieses Abschnitts sei dann noch bemerkt, daß beson¬ 
derer Wert darauf gelegt worden ist, eine ständige, enge Verbin¬ 
dung zwischen der Zentralstelle und den Provinzial-Verwaltungen auf¬ 
rechtzuerhalten. Versucht hat man dieses Ziel dadurch zu erreichen, 
daß von der Hauptinspektion des Volkskommissariats der Verkehrs¬ 
anstalten systematisch regelmäßige Informationsreisen ausgeführt und 
sodann, daß die Vorstände der verschiedenen Ämter zu Konferenzen 
- wie es scheint, am Sitze der Zentrale — zusammenberufen worden 
sind, auf denen Vorträge gehalten werden über die organisatorischen 
Arbeiten der Zentrale, wie auch über die Lage der Dinge in den Ver¬ 
waltungsbezirken, und nicht minder werden die Meinungen ausgetauscht 
über wissenschaftliche Fragen. 

Wenn man alle diese Dinge liest und sich vergegenwärtigt, was 
durch die Bearbeitung der vielen Aufgaben, die vorstehend zusammen¬ 
fassend aufgezählt worden sind, um ein Bild davon zu geben, was z. Z. 
in Rußland auf diesem Gebiete geleistet worden ist, so kommt man leicht 
zu dem Urteil, daß man sich dort recht viel Mühe gibt, die gänzlich zer¬ 
störte Maschine in verbesserter Form wieder in Gang zu bringen. Und 
dennoch, das Voraufgeführte bildet immer erst einen Teil, wenn auch 
den größeren Teil der Arbeit, die geleistet worden ist, denn es tritt noch 
alles das hinzu, was im besonderen die Provinzialverwaltungen berührt. 

Es ist schon mitgeteilt worden, daß das Volkskommissariat der 
Verkehrsanstalten durch die Riesenausdehnung des Reiches von selbst 
gezwungen wurde, die Verwaltung der Verkehrsanstalten, insonderheit 
der Eisenbahnen, zum Teil in die Provinzen (Gouvernements) zu ver¬ 
legen und diesen Teilen eine gewisse Selbständigkeit zu übertragen. Das 
Volkskommissariat ist hierbei mit gebotener Vorsicht, vielleicht sogar 
Zaghaftigkeit vorgegangen, denn es war nicht zu verkennen, daß die 
Zentralisierung der gesamten Organisation in Moskau unter den damals 
bestehenden politischen Verhältnissen gewisse Sicherheiten bot, die 
leichten Herzens nicht preisgegeben werden konnten. Aber die Zeit 
trat dennoch bald ein, daß zu der schon längere Zeit beabsichtigten De¬ 
zentralisierung der Verwaltung geschritten werden mußte. Die politi¬ 
schen Verhältnisse im Lande gestatteten es, und außerdem hob sich 
der Verkehr mit dem erwachenden Handel langsam. Es wurden daher 
zunächst fünf Kreiskomitees (Petrograd, Moskau, Smolensk, Ural und 
Ssaratow) gebildet, die die Regelung des Verkehrs, die Leitung und 
Beaufsichtigung der gehörigen Ausnutzung der Duchlaß- und 
Transportfähigkeit entsprechend den örtlichen Bedürfnissen zu über¬ 
wachen hatten. Neben diesen fünf Kreiskomitees waren vier 
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Okrug 1 ) der Verkehreanstalten (Kaukasus, Sibirien, Süden und 
Turkestan) geschaffen worden. Nun führt der Bericht aus, 
worin die Verschiedenheit dieser beiden Gebilde zu erkennen ist: 
„Die Kreiskomitees für die Beförderung erscheinen in ihrer gegen¬ 
wärtigen Gestaltung als ein Übergangsstadium von den Rayonkomiteas 
der Vorkriegszeit zu dem jetzigen Okrug der Verkehrsanstalten. Das 
gegenwärtig geschaffene Kreiskomitee unterscheidet sich von dem 
früheren Rayonkomitee darin, daß es einen stark ausgebildeten tech¬ 
nischen Apparat besitzt — Betriebsabteilung, die die Ausgleichung des 
Verkehrs handhabt, wie Beladung, Austausch, Verwendung des Wagen¬ 
parkes, Personenverkehr. Das Hauptunterscheidungsmerkmal der 
Kreiskomitees von den Okrug ist das Fehlen der technischen, mechani¬ 
schen und Wirtschaftsmaterialien-Abteilungen, ferner, daß dtem Okrug 
der Verkehrsanstalten die Bahnen unmittelbar untergeordnet sind und 
daß all und jede Beziehung der Bahnen, die zum Okrug gehören, zur 
Zentrale sich ausschließlich durch Vermittlung des Okrug abspielt. 
Dem Bezirkskomitee ist die Administration der Bahn nicht unter¬ 
geordnet 2 )* obwohl alle Anforderungen, die einen betrieblichen Cha¬ 
rakter haben und sich auf die Ausführung der Betriebspläne, Regelung 
des Güterverkehrs, Übergabe dies rollenden Inventars ueiw. beziehen, von 
ihm erfüllt werden müssen. < 

Ein wichtiger Teil der Tätigkeit der Kreiskomitees bildet die Auf¬ 
rechterhaltung eines steten Zusammengehens der Versender mit den 
Bahnen. Ein solches Zusammenwirken wird immer weitergehend und 
fester werden, je mehr die neuen Grundsätze im Bereich der Beförderung 
platzgreifen und in die örtlichen Kreiskomitees der Schwerpunkt der 
Aufstellung der Fahrpläne eines Kreises verlegt wird. 

Die Kreiskomitees erhalten hierdurch lebhafte, direkte Beziehungen 
zu den Versendern, können ihre Forderungen befriedigen, Gütertrans- 

*) Die russische Bezeichnung „Okrug“ — Kreis (in der Mehrheit okrugi 
= die Kreise) ist beibehalten worden, weil es deutsch schwer ist, die Verschieden¬ 
heit zwischen okruehni komitet = Kreis-Komitee und okrug putei ssoobschtschnija 
— Kreis der Verkehrsanstalten kurz und prägnant zum Ausdruck zu bringen, 
zudem wird durch die deutsche Übertragung Okrug = Kreis nicht das erfaßt, 
was man in diesem Fall mit okrug bezeichnen will, nämlich das besonders 
Große, Umfangreiche. Es ist daher um der Deutlichkeit wällen das Einfachste, 
das russische Okrug hier zu übernehmen. 

*) Es ist das eine wörtliche Übersetzung des Originals. Was hier unter der 
Bezeichnung „Administration“ zu verstehen ist, ist niicht deutlich. Es scheint 
mir aber aus dem ganzen Zusammenhänge hervorzugehen, daß damit ausgcdrückt 
werden soll, daß die Vertretung nach außen dem Okrug Vorbehalten bleibt, als 
demjenigen Organe, das die Gesamtinteressen der zu einem einheitlichen Ganzen, 
dem Okrug, zusammengefaßten Bahnen wahrzunehmen hat. 
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porte heranziehen und beim Tarifkomitee Fragen anregen, wie am ge¬ 
eignetsten die Tarife zu bilden seien, je nach der Gattung und dem 
Zustrom der Güter.“ 

Durch diese Dezentralisation ist eine weitgehende Initiative und 
die Möglichkeit, die örtlichen Bedürfnisse im Interesse des Bezirks be¬ 
sonders zu fördern, gewährleistet, was gewiß sehr wichtig ist. 

Das Bedürfnis zur Bildung von Okrug ist lebhaft hervorgetreten 
durch: 

1 . die Überlastung der Zentral-Organ© des Volks-Kommissars der Verkehrs¬ 
anstalten mit Dingen, die nur einen örtlichen Charakter haben; 

2 . die Notwendigkeit der Vereinigung der verschiedenen Transportarten 
(Eisenbahn. Wasser- und Land fuhrwerk) in den Provinzen; 

3. die Notwendigkeit einer Einschränkung der Stellen, die der Zentrale 
gegenüber zur Rechnungslegung verpflichtet sind; 

4. das Vorhandensein von wirtschaftlichen Besonderheiten in den ver¬ 
schiedenen Bezirken. 

Nach weiterer Einführung der Okrug-Organisation wird das Volks- 
Kommissariat der Verkehrsanstalten nur noch als höchste leitende Stelle 
sich zu betätigen haben, der namentlich die Ausarbeitung und Einführung 
der gesetzgeberischen Entwürfe und die Ausarbeitung der allgemeinen 
Pläne und Aufgaben für die Okrug obliegt, was sich als notwendig ergibt 
aus der selbständigen Stellung der Okrug-Leitung der Geschäfte in den 
Provinzen, die der Bedeutung der früheren Betriebsdirektionen (upraw- 
lenije dorogi) gleichikommt 

Neben diesem Übergang zur Bildung der Okrug ist gleichzeitig 
eine zweite Umgestaltung in die Wege geleitet worden. Während zur¬ 
zeit sowohl die Kreiskomitees als auch die Okrug eine verhältnismäßig 
sehr große Anzahl Werst Eisenbahnlinien zu leiten haben (siehe 
Seite 229), besteht die Absicht, die einzelnen Okrug in Abteilungen 
(otdeli) von viel geringerem Umfange zu zerlegen, mit etwa 700—1000 
Werst Ausdehnung, und sie nach einem vereinfachten Verwaltungs¬ 
system zu organisieren, wodurch man zu erreichen hofft, daß die ein¬ 
zelnen Teile viel enger mit den Interessen des Gebietes und mit den 
leitenden Personen der Abteilungen verbunden sein werden, als das 
gegenwärtig bei den umfangreichen Bezirken der Fall sein kann. 
Der Versuch ist mit einer solchen Gliederung der Verwaltung 
bereits in die Wege geleitet, bei dem Okrug Sibirien und Kaukasus. 
Bewährt sich die Umgestaltung, so soll mit ihr weiter vorange¬ 
gangen werden. Die Organisation wird sich dann so gestalten, 
daß der Okrug innerhalb des Gesamtgebiets seiner Betätigung — also 
Eisenbahn, Wasserweg und Landweg — in allem die Zentralinstanz 
ersetzt, so daß der Vorsitzende des Okrug endgültige Entscheidungen 
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trifft. Für Rußland ist eine derartige Organisation nichts besonders 
neues, denn die Generalgouverneure, namentlich die Statthalter — ob 
gegenwärtig solche bestehen, ist mir nicht bekannt — der Kaiserzeit 
hatten in vielen Stücken eine noch weitergehende Kompetenz, denn sie 
vertraten atich die Rechte des Selbstherrschers, während es sich hier 
nur um die Vertretung der Rechte eines Ressortministers handelt. Die 
liier besprochene Organisation ist also offenbar das Ergebnis früherer 
Erfahrungen, zu denen dann wohl auch noch der Zwang der Ver¬ 
hältnisse hinzugetreten sein mag, allmählich, d. h. soweit die inner¬ 
politischen Zustände es irgend gestatteten, die weit abgelegenen Reichs¬ 
teile auch in wichtigen Verkehrsfragen, die in der Mehrzahl der Fälle 
einen schnellen Entscheid dringend verlangten, von der Zentrale unab¬ 
hängig zu machen. Die Notwendigkeit einer derartigen Regelung er¬ 
gibt sich leicht von selbst, wenn man sich die geographische Lage der 
östlichen Teile Ssibiriens oder Turkestans oder des Kaukasus vergegen¬ 
wärtigt. Aber auch ganz abgesehen von den geographischen Beziehungen 
dieser Landesteile zum Zentrum — Moskau — muß anerkannt werden, 
daß ea durchaus zutreffend und den Anforderungen der neuzeitlichen 
Verkehrsentwicklung entsprechend ist, daß eine Arbeitsteilung durch¬ 
geführt wird, wie sie zwischen dem Volkskommissariat der Verkehns- 
anstalten und dem Okrug stattgefunden hat, die es in erster Reihe er¬ 
möglichen soll, auftretende Verkehrsfragen schnell zu entscheiden, die 
unmöglich eine monatelange Verzögerung der Beantwortung vertragen 
können. Es bleibt daher im Interesse der weiteren Zurückführung des 
Verkehrs zu geordneten Verhältnissen dringend zu wünschen, daß die 
Versuche, die in dem Okrug Kaukasus und Sibirien im Gange befindlich 
sind, zu einem günstigen Ergebnis führen mögen. Dies um so mehr, 
als das Volkskommissariat dadurch, daß es die Absicht hat, demnächst 
auch einen Okrug „Petrograd“ zu schaffen, deutlich zum Ausdruck 
gebracht hat, daß es keineswegs allein die geographischen Verhältnisse 
des Reiches notwendig machen, daß derartige selbständige Verwaltung¬ 
zentren bestehen, sondern daß dies vielmehr bedingt wird durch die 
Natur des Gegenstandes, um den hier die Rede geht. Es muß als richtig 
und der Sachlage durchaus entsprechend anerkannt werden, daß die 
Zentralstelle — also d'as Volkskommissariat der Verkehrsanstalten — 
ihre Aufgabe darin zu sehen hat, die allgemeinen Richtlinien, nach denen 
das ganze Eisenbahnnetz einheitlich verwaltet und geleitet werden soll, 
aufzustellen, während dem Okrug die Durchführung der so gestellten 
Aufgaben, deren Anpassung an die örtlichen Verhältnisse und deren 
besondere Bedürfnisse zufällt. 

Faßt npm kurz das Ergebnis dieser seit 1921 in Durchführung 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. KJ 
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begriffenen Organisation der russischen Eisenbahnverwaltung zusam¬ 
men, so ergibt sich das folgende Bild: 

Die leitende Spitze an der Zentralstelle in Moskau ist das Volks¬ 
kommissariat der Verkehrsanstalten mit allen ihm zur Verfügung 
stehenden Einrichtungen und Organisationen; diesem Volkskommissariat 
nachgeordnet sind die Oknug und zurzeit noch die Kreiskomitees, denen 
die Verwaltung in den Provinzen obliegt, wobei im besonderen die 
Okrug für ihren Teilbezirk das Volkskommissariat vollkommen ver¬ 
treten, d. h. der Okrug leitet selbständig die Verwaltung nach Maßgabe 
der Richtlinien, die von dem Volkskommissariat aufgestellt worden sind. 
Durch die Beachtung und Anwendung dieser Richtlinien wird für das 
ganze Eisenbahnnetz die Einheitlichkeit der Verwaltung gewährleistet, 
ganz abgesehen und unbeschadet der Abweichungen im einzelnen, soweit 
diese durch die besonderen Bedürfnisse des Bezirks notwendig geworden 
sind. 

Übersieht man die Organisation im ganzen, so ist offenbar das 
Wichtigste an der ganzen Neuschaffung der Entschluß zu der vollständig 
selbständigen Stellung der Verwaltung der Okrug, wodurch dem Ver¬ 
kehr und seiner Entwicklung voraussichtlich sehr gedient sein wird. 
Im einzelnen erinnert die Organisation durchweg an sehr bewährte und 
bekannte Muster, was aber natürlich nicht als ein Fehler bezeichnet 
werden soll, vielmehr als ein Anzeichen dafür gebucht werden kann, 
daß die Sowjet-Republik es allmählich aufgibt, Abenteurerwege zu wan¬ 
deln, auf ihnen eigene, häufig recht unliebsame Erfahrungen zu machen, 
um dann endlich wieder in ruhigere Bahnen einzulenken. 

Im übrigen enthält der Bericht noch sehr viel interessantes Ma¬ 
terial, auf das zurückzukommen mir vielleicht Gelegenheit gegeben sein 

wird - Dr. Mertens. 
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Die englische Eisenbahnpolitik der letzten vierzig Jahre. 

( 1882 - 1922 .) 

Von Dr. E. Boehler. 


(Fortsetzung 1 ).) 


c. 

Die Forderungen nach erhöhter Staatsaufsicht. 

a) Die Erweiterung des Koalitions - und Kartellrechts. 

Kann nach dem Urteil des Untersuchungsausschusses das Selbst- 
mteresse keinem zuverlässigen Ersatz für die Funktionen der Konkurrenz 
als Kontrolknittel 'bieten und „legt ohne Zweifel die Beseitigung der Kon¬ 
kurrenz eine viel größere Macht zum Guten und Bösen in die Hände der 
Gesellschaften“, so bleibt offenbar die Ausdehnung der staatlichen Aufsicht 
als einziges Mittel übrig, um die Öffentlichkeit vor den möglichen Auswüchsen 
des Monopols zu schützen. Die Erweiterung der staatlichen Kontrolle kann 
unter diesen Umständen in zweifacher Weise erfolgen, indem entweder 
das allgemeine Recht erweitert und gestärkt wird, so daß es allen Über¬ 
griffen des zunehmendem Monopols gewachsen ist, oder aber indem durch 
Ausbau des Koalitions- und Kartellrechtes das Übel an seiner Wurzel erfaßt 
und die Zusannnenechlußbewegiung in die der Öffentlichkeit zuträglichsten 
Formen geleitet wird. 

Die bisherige Eisenbabnpolitik*) hatte beständig zwischen beiden Prin¬ 
zipien hin- und her geschwankt, so daß sich in ihren Maßnahmen weder 
Einheitlichkeit, noch Kontinuität, noch irgend welcher Ansatz einer Ent¬ 
wicklung zeigt. Schon der erste Versuch, einer Kontrolle des zunehmen¬ 
den Monopols, der auf Grund eines Ausschußberichts vom Jahre 1844 
unternommen wurde und in der Errichtung eines besonderen Eieenbahn- 
amts bestand, wurde durch das Parlament selbst zum Scheitern gebracht. 

4 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1923, S. 36. 

J ) Vgl. Board of Trade Railwau Conference, Appendix V, S. 152 ff. 

16 * 
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Das Amt sollte dem Parlament gerade im Hinblick auf die Ausschaltung 
der Konkurrenz über die einzelnen Bills Bericht erstatten. Es legte des¬ 
halb gewisse Grundlinien fest, deren hauptsächlichste dahin gingen, daß 
wohl die Verschmelzung sich fortsetzender Gesellschaften, nicht aber kon¬ 
kurrierender Bahnen zu erlauben und daß überdies Betriebsgemein¬ 
schaften unter Umständen Verschmelzungen vorzuziehen seien, da sie 
auf Zeit geschlossen seien und deshalb revidiert werden könnten. Aber 
das Parlament durchbrach diese Grundsätze beständig und machte so das 
Amt uiuftfgfiQh. 

Das Resultat einer zweiten Untersuchung vom Jahre 1846 war die 
Erkenntnis, daß die Nachteile des Monopols sich auch dann entwickeln 
könnten, wenn eich die Gesellschaften ohne parlamentarische Sanktion 
zu weniger engen Verbänden zusammenschlössen. Es wurde deshalb 
empfohlen, den Gesellschaften keine allgemeine Ermächtigungen zur 
Übertragung ihres Unternehmens an andere zu geben, die Gelegenheit 
der Verschmelzung zu benützen, um Tarifrevisionen vorzunehmen, sowie 
ein besonderes-AjnV'zur. Überwachung der Eisenbahnen in bestimmten 
Richtungen einzurichten. So entstand eine neue Behörde zur Erwägung 
von Konkurrenz- und Verschmelzungsprojekten, deren Entscheidungen 
aber wiederum vom Parlament mißachtet wurden. 

Der folgende Untersuchungsausschuß von 1853 gab ebenfalls Be¬ 
triebsabkommen von beschränkter Dauer den Vorzug vor Verschmelzun¬ 
gen, soweit diese nicht unwichtig seien oder ausgesprochen zum Zwecke 
der Ersparnis erfolgten. Außerdem sollte ein angemessenes Entgegen¬ 
kommen im Durchgangsverkehr gesetzlich erzwungen und zur besseren 
Durchführung ein verstärkter Rechtsschutz geschaffen werden. Der 
Erfolg war, daß die damaligen Eusionspläne zurückgezogen werden 
mußten, und daß das Eisenbahnrecht des Durchgangsverkehrs und der 
differentiellen Behandlung ausgedehnt wurde, aber die Haltung des Par¬ 
laments gegenüber der Verständigungspolitik der Gesellschaften blieb 
unbeeinflußt. Im Jahr 1863 wurden zwar eine Reihe von Bestimmungen 
über Kartelle der Gesellschaften, die in die letzten Konzessionen auf¬ 
genommen worden waren, konsolidiert und im folgenden Jahre sogar ein 
besonderes Verfahren zum Abschluß von Betriebsabkommen vorgesehen. 
Aber dieser Weg wurde nie benutzt. 

So konnte der nächste Untersuchungsausschuß von 1872 nur fest- 
steilen, daß alle Parlaments- und Regioungsausschüsse und alle 
Kgl. Kommissionen wenig Einfluß auf die Entscheidungen der Private Bill 
Commütees des Parlaments gehabt und deshalb dem allgemeinen Gang der 
Zusammenschlußbewegung nicht auf gehalten hätten. Dem schließt sich 
die weitere Erkenntnis an, daß entgegen den früheren Ansichten nicht nur 
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die Vorteile der weniger engen Zusammenschluß formen zweifelhaft 6eien, 
da auch diese keine wirksame Konkurrenz zuließen, sondern der ganzen 
bisherigen Entwicklung nach die Wahrscheinlichkeit bestehe, daß früher 
oder später die unvollständigeren Formen durch engere abgelöst würden. 
Da diese Erkenntnis außerdem das Versagen der Konkurrenz in ihren 
wichtigsten Formen einschließt, so empfiehlt der Ausschuß die Abkehr 
von dem bisherigen System und den Ausbau der allgemeinen gesetzlichen 
Regelung. Die Wirkung dieser Empfehlungen sind die allgemeinen 
Eisenbahngesetze von 1873, 1888 und 1894, die eine wesentliche Er¬ 
weiterung des bisherigen Rechts und eine Verstärkung des Rechtsschutzes 
mit sieh bringen. 

Von dem Prinzip, das diesen Gesetzen zugrunde lag, wurde aber die 
tatsächliche Politik des Parlaments gegenüber der Zusammenschluß¬ 
bewegung, soweit es sich eine Entscheidung darüber Vorbehalten hatte, 
in keiner Weise berührt. Wenn hier überhaupt von Prinzipien gesprochen 
werden kann, so sind sie nur als eine Art Niederschlag aus den ver¬ 
schiedensten Bestimmungen der einzelnen Konzessionen zu gewinnen, 
durch die sich zufällig und planlos auf tretende Sonder- und Lokalinteressen 
als Kaufpreis für die Einstellung ihrer Opposition gegen die Bills vor 
den Private Bill Committees des Parlaments Sondervorteile zu verschaffen 
wußten. Eine gewisse Einheitüdbikeit ist allerdings durch die sog. Standing 
orders erreicht worden, d. h. durch gewisse allgemeine Grundsätze, die das 
Parlament seinen Ausschüssen an die Hand gegeben hat. Diese blieben 
jedoch in der Hauptsache formeller Art, und die einzelnen Ausschüsse 
haben über die ihnen vorliegenden Konzessionen und Verschmelzungs¬ 
pläne ohne Rücksicht auf die Empfehlungen der Untersuchungsausschüsse 
entschieden. Sie haben konkurrierende Lini en entstehen und Verschmel¬ 
zungen geschehen lassen, ohne dabei irgendwelchen Plan zugrunde zu 
legen, und haben auch im Einzelfall nicht nach irgendwelchen Rück¬ 
sichten auf das Gemeinwohl entschieden, sondern lediglich den Ausgleich 
der verschiedenen Interessen gesucht, dessen Ergebnis ganz von den 
zufälligen Machtverhältnissen der Parteien abhing. Immerhin hat sich 
mit der Zeit in den Bestimmungen, die den Schutz der Öffentlichkeit in 
den Konzessionen verwirklichen sollten, eine gewisse Tradition heraus- 
gebildeb 

Um zu verhindern, daß die stärkere Gesellschaft die schwächere nur 
zu dem Zweck übernimmt, um die Konkurrenz los zu sein, ist, wie im 
Fall der Fusion der Waterford und Central Ireland die Bestimmung ein¬ 
gefügt worden, daß die Ubernahmegesellschaft die übernommene Gesell¬ 
schaft ebenso wirksam unterhalten und der Öffentlichkeit ebenso große 
Leistungen zu gewähren hat wie die aufgelöste Gesellschaft. 
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Auf dem Gebiete des Tarifwesens wurde regelmäßig bestimmt, daß 
für di© fusionierte Gesellschaft die niedrigsten Höchstsätze der beiden 
fusionierenden Gesellschaften maßgebend sein sollten, daß für die 
Berechnung der Höchstsätze die fusionierte Gesellschaft als ein Unter¬ 
nehmen anzusehen sei, daß die Verschmelzung nicht als Rechtfertigung 
für irgendwelche Tariferhöhungen eingesehen werden dürfe, wenn durch 
das Zusammenlegen zweier Gesellschaften ungerechtfertigte Unter¬ 
schiede in der Höhe der Tarife entständen. Bei dem Zusammenschluß der 
South Eastem und der London, Chatham & Dover wurden außerdem die 
Sonderrechte der Gesellschaft für Reisegepäck aufgehoben und bei dem 
Entwurf der Great Eastern, Great Central und Great Northern war vor¬ 
gesehen, daß alle Erhöhungen von Fahrpreisen, die bisher einer Kontrolle 
nicht unterstanden, ebenfalls der Genehmigung des Eisenbahn- und Kanal¬ 
amts unterstellt werden sollten. 

Unter dem Eindruck der neuesten Zusammenschlußbewegung war 
für den genannten Plan außerdem die Bestimmung vorgesehen, daß in 
keiner Gegend die Leistungen der Gesellschaften als Ganzes irgendwie 
vermindert werden dürften. 

Die durch die Verschmelzung berührten, aber nicht darin ein¬ 
begriffenen Gesellschaften haben es nie versäumt zu ihren Gunsten aus¬ 
führliche Schutzbestimmungen durchzudrücken, die alle bisherigen Rechte 
und Abmachungen aufzählen und sie ausdrücklich als weiterbestehend 
erklären. Dasselbe gilt von den zahlreichen Lokalinteressenten: Kom¬ 
munalbehörden, Handelskammern, Hafenbehörden, Berufsverbänden des 
Handels und der Industrie, die regelmäßig erscheinen, um sich ihre Son¬ 
derinteressen verbriefen zu lassen. 

Die Bestimmungen zugunsten der infolge der Fusion überflüssig 
gewordenen Angestellten beschränkten sich früher fast ausschließlich auf 
die höheren Beamten. Für die obengenannte Bill hatte aber die erstarkende 
Gewerkschaftsbewegung auch für die Arbeiterschaft eine Verpflichtung 
zur Entschädigung durchigesetzt. Im Fall der South Eastem und 
der London, Chatham & Dover ist es schließlich dem London County 
Council gelungen, den Bahnen weitgehende Verpflichtungen zur Aufrecht¬ 
erhaltung eines umfassenden Arbeiterzugverkehrs aufzuerlegen. 

Im großen und ganzen kommt demnach auch hier das typische Ver¬ 
halten des englischen Staats gegenüber dem Eisenbahnsystera des Landes 
zum Ausdruck, das Prinzip, daß der Bau und der Betrieb einer Bahn 
zunächst durchaus eine Angelegenheit der beteiligten Parteien, Lokali¬ 
täten und Interessen sei, daß also die Pflicht des Staats nicht darüber 
hinausgehe, den interessierten Parteien seine guten Dienste anzubieten 
und sie im übrigen allein mit sich fertig werden zu lassen. Erst unter dem 
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Eindruck der neüesten Zusammenschlußbewegung kommt ein gewisses 
Bedürfnis nach allgemeinerer und einheitlicherer Regelung dieser 
Fragen zum Ausdruck und erst daraufhin sah eich das Handelsamt, das 
über jeden Verschmelzungsvorschlag berichten soll, veranlaßt, von allge¬ 
meinen Gesichtspunkten auszugehen und mehr materiell als formell ein¬ 
zugreifen. 

Im den Zeugenaussagen vor dem Untersuchungsausschuß ist von 
diesem neuen Geist allerdings wenig zu spüren. Denn über dem objektiven 
Urteil des Ausschusses über Konkurrenz und Zusammenschluß darf- nicht 
übersehen werden, daß die Tatsachen, auf denen sich ein Urteil aufbaut, 
in einer ganz anderen Absicht vorgebracht worden sind, nämlich als 
Beschwerden der Leute, die bisher aus jenen gemeinschädlichen Wir¬ 
kungen der Konkurrenz Vorteil gezogen halben und die nur wün¬ 
schen, daß die Konkurrenz erhalten bleibt, oder, wenn sie die 
Unmöglichkeit ihrer Forderung einsehen müssen, wenigstens ihre Wir¬ 
kungen fortbestehen. All diesen — sie bilden bei weitem die Mehr¬ 
zahl — ist die Erweiterung des allgemeinen Eisembahnrechts ein leerer 
Begriff. Sie verlangen, daß der staatliche Eingriff das Übel an der 
Wurzel, die einzelne monopolistische Bewegung, erfasse und sie vom vorn¬ 
herein unschädlich mache. Dazu halten sie das bisherige System in den 
meisten Fällen für außerordentlich geeignet 1 ) und möchten es nur noch 
bei dem weniger engen Koalitionsformen durch eine allgemeine Ver¬ 
pflichtung zur Veröffentlichung der Verträge durch Hinterlegung beim 
Handelsamt ergänzt sehen. Auch über den Inhalt der Schutzbestimmungen 
herrscht nahezu völlige Einigkeit: Der Status quo der Konkurrenz darf 
nicht geändert werden. Wird dagegen der Einwand erhoben, daß die 
Gesellschaftern in diesem Fall kein Interesse an der Verschmelzung 
hätten, so herrscht ebenso vollständige Ratlosigkeit. Im einzelnen scheinen 
die für die geplante Verschmelzung der drei „Greats“ vorgeschlagenen 
„Hamdcisamtsbestimonuingen“ die reformato.iische Phantasie der Zeugen 
steril gemacht zu haben, denn alle konkreten Formulierungen, daß die 
bisher genossenen „ faciliiies “ nicht vermindert und die Tarife weder direkt 
noch indirekt erhöht werden dürften, geben auf jene Bestimmungen 
zurück. Darüber hinaus tritt teilweise die Forderung zutage, daß die 
Gesellschaften in irgend einer Form die Vorteile, die ihnen aus dem 

*) Typisch für die Einstellung der meisten Zeugen ist wohl folgender 
Ausspruch des Vertreters des Fischhandels: „Wenn sich die Gesellschaften 
bereit erklären könnten, uns entgegenzukaminen und einigo der gegenwärtigen 
Streitpunkte, über die sich das Gesetz nicht klar ausspricht, atiszulegen, so 
möchten wir persönlich zu einem Abkommen gelangen, wonach wir keine weiteren 
Hinwendungen gegen Fusionen erheben würden ' (q. 9G6). 
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Zusammenschluß erwachsen, mit der Öffentlichkeit teilen müßten, wobei 
neben allerhand phantastischen Vorstellungen auch die Möglichkeit 
regelmäßiger Revision der Tarife erörtert wird, wenn die Dividende der 
Gesellschaften eine gewisse Höhe erreicht hat. 

Eine Sonderstellung innerhalb des Zeugenkreises nehmen die Ver¬ 
treter der Eisenbahnangestellten ein. Ihre Beweisführung gründet sielt 
auf die Tatsache — deren Einzelheiten kaum von Interesse sind — daß bei 
fast allen Formen des Zusammenschlusses Entlassungen und Verschie¬ 
bungen ohne Schuld der Betroffenen vorgekommen sind. Da nun aber, so 
wird gesagt, die Besonderheiten des Eisenbahndienstes es mit sich bringen, 
daß die Entlassenen weder bei anderen Gesellschaften noch auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt Arbeitsgelegenheit finden, so ergebe sich eine 
moralische Pflicht der Bahnen, entweder die Leute in ihrem Dienst zu 
behalten oder sie mit einer Entschädigung abzufinden. Die genannten 
Besonderheiten des Eisenbahndienstes bestünden darin, daß sich die Ange¬ 
stellten im Hinblick auf die besondere Dauer der Anstellung mit einem 
geringeren Entgelt zufrieden gäben, so daß bei einer solchen unverschul¬ 
deten Entlassung gewissermaßen ein stillschweigender Vertrag gebrochen 
werde. Dazu komme, daß die eigenartige Arbeit des Eisenbahners, zumal 
in höherem Alter, ihn für andere Industriezweige unbrauchbar mache um! 
die anderen Gesellschaften im Interesse der Beförderung der eigenen 
Leute keine geschulten Kräfte anderer Gesellschaften einstellten. Die 
Arbeitervertreter verlangen deshalb, 1. daß bei einer Angleichung von 
Löhnen infolge einer Fusion nur nach oben ausgeglichen werde, 2. daß 
die Vorteile aus den Pensionskassen gewahrt würden und 3. daß die Vor¬ 
teile der Fusionen den Angestellten in der Form von Lohnerhöhungen 
oder Verkürzung der Arbeitszeit teilweise zugute kommen sollten. 

Eine Kritik der parlamentarischen Kontrolle der Fusionen geben, 
soviel ich sehe, nur zwei Zeugen. Sie setzen daran aus, daß sie außer¬ 
ordentlich teuer und zudem unwirksam sed, da sie nur weite Grenzen fest¬ 
legen können. Als Ersatz wird die Beaufsichtigung des Handelsamts 
empfohlen, die „straff, regelmäßig und elastisch“ sei. Im übrigen kommen 
die Zeugen nicht über die engherzige Wahrnehmung ihrer Sonderinter¬ 
essen hinaus, so daß man in dem Wust von Empfehlungen vergebens nach 
großen Gesichtspunkten sucht. 

Die Vertreter der Gesellschaften lehnen, wie üblich, grundsätzlich 
alle Bedingungen ab, die an Fusionen der Bahnen geknüpft werden sollen, 
und zwar mit der Begründung, daß 1. die ganze Frage bereits durch den 
Ausschuß von 1872 erledigt sei und auf Grund der darauf erfolgten Gesetz¬ 
gebung die Bahnen bereits vorher den Preis für die Fusionierung bezahlt 
hätten; daß 2. die in den letzten Jahren den Gesellschaften auferlegten La- 
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sten in der Form der Sicherheitsvorrichtungen, der Erhöhung der Löhne und 
Verkürzung der Arbeitstunden die Gesellschaften zu einem gewissen Ent¬ 
gegenkommen berechtigen und daß 3. die Forderungen der Zeugen auf 
der falschen Vorstellung beruhen als ob das Parlament ihnen ein Recht 
auf Konkurrenz gewährt habe, was schon dadurch widerlegt werde, daß 
die meisten Stationen überhaupt nicht in Wettbewerb ständen. Auf jeden 
Fall würde dem Land durch die bedingungslose Erlaubnis zum Zusammen¬ 
schluß nicht der geringste Schaden erwachsen, da der Zusammenschluß die 
Bahnen leistungsfähiger macht, während arme Bahnen nur ein Hindernis 
des Verkehrs bildeten. 

Der Aussohußberioht lehnt ebenfalls einen, weiteren Ausbau des 
Koalitionsrechts der Bahnen, vor allem die Schaffung einer besonderen 
Behörde zur Genehmigung und Prüfung der Koalitionsformen, die bisher 
einer Kontrolle des Parlaments nicht .unterstanden, grundsätzlich ab, 
hauptsächlich mdt der Begründung, daß es nicht möglich sei, die formlosen 
Verabredungen der Gesellschaften, die ebenso wirksam sein könnten, wie 
die formellen, einer wirksamen Kontrolle zu unterwerfen. Da er, wie 
bereits ausgeführt, der Ansicht ist, daß „eine weitere Ausschaltung der 
Konkurrenz . . . nicht nur unvermeidlich, sondern auch im großen und 
ganzen sehr wahrscheinlich für die Gesellschaften selbst wie auch für die 
Öffentlichkeit vorteilhaft sein wird . . .“ und daß es nachgerade Zeit ist 
zu erkennen, „daß das Ei&enbahnsystem eines Landes weitgehend eine 
einzige Einheit bildet“, so empfiehlt er vielmehr den Gesellschaften, sow r eit 
nicht die parlamentarische Genehmigung gesetzlich vorgeschrieben ist, 
nämlich für Fusionen, Betriebsgemeinschaften, Verpachtung und gewisse 
Formen von Betriebsvereinbarungen, völlige Koalitionsfreiheit zu ge¬ 
währen. Gleichwohl empfiehlt er einerseits die Veröffentlichung 
aller Vereinbarungen, die einer Gesellschaft Befugnisse übertragen, 
die sie sonst nicht ausiiben dürfte, oder sie zur Nichtausübung 
solcher Befugnisse verpflichten, die sie sonst ausüben dürfte, und schlägt 
auf der anderen Seite gewisse Bedingungen vor, die den vom Parlament 
zu genehmigenden Formen des Zusammenschlusses aufzuerlegen seien, 
nämlich 1. daß die fusionierte Bahn tarifrechtlich als ein Unternehmen 
anzusehen sei; 2. daß die Tarifhöchstsätze der Gesellschaft den neuen Ver¬ 
hältnissen angepaßt würden; 3. daß die Gesellschaften schadenersatzpflichtig 
gegenüber dien Angestellten gemacht würden, die infolge der Fusion entlassen 
werden; 4. daß allen Angestellten die vollen Pensionsrechte gewahrt würden. • 
Darüber hinaus sollte die Fusionierung nicht als Gelegenheit benutzt 
werden, den Gesellschaften weitere Bedingungen im Interesse der Öffent¬ 
lichkeit oder anderer Gesellschaften aufzuerlegen. Diese Aufgabe soll 
vielmehr lediglich durch eine Verbesserung des allgemeinen Eisenbahn- 
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rechts erreicht werden, weil dieser Weg den Gesellschaften die Möglich¬ 
keit gibt, das Eisenbahnsystem des Landes nach gewissen Grundsätzen 
umzugestalten und überdies den Vorzug habe, daß er in allen Fällen 
wirksam so! und die Gesellschaften nicht zwinge, ihre Ziele heimtich zu 
erreichen. Er würde auch nicht einen Apparat nötig machen, der aller 
Voraussicht nach von mächtigen Teilen der Öffentlichkeit oder von anderen 
Gesellschaften benutzt würde, um sich Sondervorteile nicht als Verdienst, 
sondern als Bedingung für die Einstellung ihrer Opposition zu verschaffen. 

So führt die Logik der Verhältnisse und das Gesetz der Eisenbahn- 
unternehmung unwiderstehlich zu einer weiteren Ausdehnung der Staats¬ 
aufsicht und damit zur Anerkennung ihres gemeinwirtschaftlichen Cha¬ 
rakters. 

b) Die Verbesserung der finanziellen und statisti¬ 
schen Nachweisungen. 

Es ist bereits im ersten Kapitel ausgeführt worden, daß die englische 
Eisenbahnpolitik eine Lösung der zahlreichen Probleme, die im Verlauf 
des ersten Jahrzehntes des neuen Jahrhunderts akut geworden sind, vor 
Kriegsausbruch nicht mehr gefunden hat. Ehe sich die Regierung über 
die Empfehlungen des diesem Kapitel zugrunde liegenden Ausschuß- 
b< nichts schlüssig werden konnte, brach im August 1911 der Eisenbahner- 
streik herein, dessen Beilegung der Regierung nur gegen wichtige Zu¬ 
geständnisse an die Gesellschaften in Tariffragen gelang. Als deshalb 
die Gesellschaften iip Jahre 1913 auf Grund des Gesetzes, das ihnen jene 
Zugeständnisse verbrieft, eine allgemeine Tariferhöhung von ungefähr 
1 % vornehmen, steigerte sich die Unzufriedenheit, die durch die 
Koalititonsipolitik der Gesellscliiaften hervorgerufen war, so weit, daß der 
Regierung eine grundsätzliche Erwägung der gesamten Eisenbahnpolitik 
geboten erschien, die in der Einsetzung der Royal Commission on Raü- 
irays 1 ) vom Jahre 1913 ihre Verwirklichung fand. Da sieh die Zeugen¬ 
aussagen vor diesem Ausschuß nur durch ihre größere Ausführlichkeit 
von den Aussagen über die Mängel des bestehenden Eisenbahnrechts vor 
dem Committee on RaUway Agreements and Amalgamations unterscheiden, 
und die Royal Commission infolge des Krieges nicht mehr zur Bericht¬ 
erstattung gekommen ist, so erscheint es zweckmäßig, die Materialien 
beider Ausschüsse über die Notwendigkeit der Ausdehnung dar Staats¬ 
aufsicht gleichzeitig zu behandeln. 

Vorher ist aber die Lösung einer anderen Frage, die mit der Erwei¬ 
terung der Staatsaufsicht in engem Zusammenhang steht und fast gleich¬ 
zeitig aktuell wurde, die Reform der statistischen Nachweisungen der 

l ) Vgl. A. f. E.. 1922. 8. 270. 
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Gesellschaften, vorwegzunehmen. Denn es ist klar, daß eine wirksame 
Staatsaufsicht solange nicht möglich. ist, als die beaufsichtigende Be¬ 
hörde keinen Einblick in die tatsächlichen und möglichen Leistungen und 
in die Finanzgebarung der Eisenbahngesellschaften besitzt, und erst recht 
kann ohne diese Voraussetzung kein objektives Urteil über die Leistungs¬ 
fähigkeit der Bahnen im Vergleich zu anderen, vor allem im Hinblick auf 
die Verstaatlichung, abgegeben werden. Es ist deshalb nicht verwunder¬ 
lich, daß mit dem Verlangen nach weiterer Staatsaufsicht die Forderung 
erhöhter Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse der englischen Bahnen 
immer dringender wurde, und das Verhalten der Gesellschaften gegenüber 
dieser Forderung, ihre maßlose Rückständigkeit gegenüber den Anfor¬ 
derungen moderner rationeller Betriebsftihrung ist vielleicht die schwerste 
Anklage, die gegen die englischen Eisenbahnen erhoben werden kann, und 
zugleich wiederum ein Beweis dafür, daß die Konkurrenz alles andere als 
die Rationalisierung der Wirtschaft bewirkt. 

* 

Daß die von den englischen Eisenbahnen gelieferten statistischen 
Nachweise für die modernen Ansprüche nicht nur der Öffentlichkeit und 
der Aktionäre, sondern auch für die eines rationellen Eisenbahnbetriebs 
selbst völlig ungenügend seien, wird, so viel ich sehe, mit Nachdruck das 
erstemal in Verbindung mit den Angriffen erhoben, die in den Jahren 1899 
bis 1902‘) Georg Paish, der Herausgeber des „Statist“, gegen die Verwal¬ 
tung der englischen Bahnen erhebt. „Unsere Eisenbahnen haben sich damit 
begnügt, ihre veralteten Betriehsmethoden wie vor dreißig oder vierzig 
Jahren weiterzuführen, und haben es unterlassen, die Erfahrung der 
amerikanischen Bahnen auszunützen .. . Der in Amerika vorherrschende 
■Leitgedanke ist Billigkeit der Beförderung, verbunden mit Schnelligkeit, 
ln England ist er Schnelligkeit ohne Rücksicht auf Betriebsersparnisse 
gewesen. Daß sich unsere Bahnen die amerikanischen Erfahrungen bisher 
nicht zunutze gemacht haben, hat zum Teil an der mangelnden Kenntnis 
und der Unmöglichkeit gelegen, die Ergebnisse der eigenen Methoden mit 
denen der amerikanischen Bahnen zu vergleichen. Die veröffentlichten 
Nachweisungen- geben nur den Betrag des Kapitals, der Einnahmen, Aus¬ 
gaben und Belastungen und die Zahl der Zugmeilen. Sie geben keinerlei 
Auskunft über die durchschnittlichen Einnahmen der Personenmeile und 
der Tonnenmeile, keine Einzelheiten über die Tonnen- und Personenmeilen¬ 
zahl, die Zugladung, die Wagenladung und die Länge der zurückgelegten 
Strecke — Angaben, die alle für einen Eisenbahnbetrieb nach modernen 

*) Die Aufsätze sind 1902 in Buchform unter dein Titel The British Rail- 
icay Position, London, erschienen. 
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rationellen Methoden unentbehrlich sind.“ Und George S. Gibb, der fort¬ 
schrittliche Generaldirektor der North Eastem, fügt in seinem Vorwort 
zur Buchausgabe der Aufsätze hinzu, daß diese Statistiken tatsächlich 
überhaupt nicht erhaben würden „on account, probably, of the heavy weighl 
of custom in England “. 

Die teilweise unter dem Eindruck der Paish’schen Aufsätze ent¬ 
standene Bewegung der Aktionäre machte, wie erinnerlich, die Erweite¬ 
rung der statistischen Nachweise zu einem ihrer Hauptprogrammpunikte 
und erreichte schließlich durch die Unterstützung von (jetzt Sir) William 
Acworth 1 ), dem bekannten Eisenbahnschriftsteller und Sachverständigen, 
die Einsetzung eines besonderen ministeriellen Ausschusses 1 ), der im 
.1 ahre 1909 Bericht erstattete, nachdem er 28 Zeugen, darunter auch Eisen¬ 
bahnfachmänner aus Indien und Kanada vernommen hatte. 

Im Rahmen dieser Untersuchung ist es natürlich unmöglich, die 
Streitfragen zu würdigen, die vor dem Ausschuß zur Sprache kamen*). 
Diese würden vielmehr Material für eine eigene umfangreiche Unter¬ 
suchung liefern. Nicht einmal auf die gesamte Beweisführung des Aus¬ 
schlußberichts kann ohne gebührliche Belastujag der Untersuchung ein¬ 
gegangen werden. Für die Zwecke dieser Untersuchung, d. h. die Charak¬ 
teristik des Verhaltens der Eisenbahngesellschaften gegenüber dem Staat 
und umgekehrt, wird es genügen, wenn wir uns auf die zusammenfassen¬ 
den Empfehlungen des Hauptberichtes 2 ) und die wichtigsten Punkte der 
Separatvoten beschränken, die auf scharfe Gegensätze zwischen den Aus- 
schußmitgliedern schließen lassen. 

Der Bericht macht zunächst einige rein formelle Empfehlungen: jähr¬ 
liche Nachweisungen an Stelle von halbjährlichen, Angleichung der Be¬ 
richtsperioden, Herbeiführung einer einheitlichen Praxis gegenüber den 
Linien in gemeinsamem Besitz und Klarstellung der einzelnen, in den 
Nachweisungen verwandten Begriffe, die bisher keineswegs einheitlich 
ausgelegt worden seien. Zu diesem Zweck empfiehlt er die Ernennung 

*) Acworth hat seine Ansichten in einem außerordentlich klaren Vortrag vor 
der Royal Statistical Society vom 21. Mai 1912 (abgedruckt im Journal of the Royal 
Statistical Society, 1911—12, S. 687 ff.) dargelegt, in dem er die 1868 aufgestellten 
Nachweisungen als „ fossilized and almost useless“ bezeichnet, die damals für. den 
Aktionär vielleicht genügt hätten, aber über die Bedingungen „unter denen die Eisen¬ 
bahn betrieben wird, und über die wirksame Arbeit, die sie für die Öffentlichkeit 
bezüglich ihrer Ausgaben und Einnahmen leistet, keine Angaben von Wert enthält“. 

*) Report from the Committee .... (Cd. 4697). 1909. 

3 ) Enthalten in den Minutes of Evidence taken before the Committee appointed 
bv the Board of Trade to make inquiries with reference to the form and scope of 
the Accounts and Statistical Returns rendered bv Railtcav Companies under the 
Raihcav Regulation Acts with Index. (Cd. 5052). 
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eines dauernden Beirats beim Handelsamt und die Ermächtigung des Amts 
zu periodischen Revisionen der Nachweise. 

Bei den finanziellen Nachweisen der Gesellschaften empfiehlt er 1. 
eine scharfe Trennung zwischen der eigentlichen Finanz- und der Be¬ 
triebsstatistik und 2. eine Scheidung zwischen den Ausweisen über das 
eigentliche Eisenbahnuntemetomen und denen über Neben Unternehmungen. 

Die bisherigen statistischen Nachweisungen bezeichnet der Aus¬ 
schluß als „very meagre unsystematüsch und unvollständig. Der 
Ausschuß sucht deshalb die statistischen Angaben möglichst mit den ent¬ 
sprechenden Posten der Finanzstatistik in Übereinstimmung zu bringen, 
vielfach unter weiterer Spezialisierung. Vor allem ist er bestrebt, durch 
Anforderung von Lokomotivmeilenzahlen die bisherigen Vergleiche der 
Zugmeilen genauer zu gestalten, da die durchschnittlichen Einnahmen und 
Ausgaben für die Zugmeile bei dem bestehenden System als das Kriterium 
der Leistungsfähigkeit gelten. 

Als Gesamtergebnis der ausführlichen Erörterungen für und wider 
Tonnenraeilen und Personenmeilen kommt der Ausschuß zu der Fest¬ 
stellung, daß die Tonnenmeilen eine nützliche Ergänzung der „dauernden 
Überwachung und Prüfung der unteren Beamten“ bildeten, wenn sie 
auch diese nicht ersetzen könnten. Ihr Wert liege deshalb hauptsächlich 
in der Information, die sie dem höheren Beamten und den Aufsichtsräten 
an die Hand gäben, um sich ein Bild über den Umfang zu machen, in dem 
wirksame Verbesserungen im Betrieb erzielt worden sind. Bei gleich- 
bleibenden Tarifen könnten die Einnahmen für die Zugmeile den gleichen 
Dienst erweisen, aber die Aussagen zeigten, daß besonders im Personen¬ 
verkehr eine dauernde Verbilligung eingetreten sei. Die Tonnenmeile 
gäbe deshalb die Möglichkeit, die beiden Hauptursachen, die auf die Ein¬ 
nahme der Zugmeile einwirkten, nämlich den Wechsel der durchschnitt¬ 
lichen Zugladung und des durchschnittlichen Tarifsatzes festzustellen, eine 
Möglichkeit, die gewiß nicht als nutzlos hingestellt werden könne. Ein 
Zeuge habe gesagt, daß die Bahnen auch ohne diese Statistik Fortschritte 
gemacht hätten, aber es sei kein „so intelligent a progress“ gewesen. Dies 
sei die beste Zusammenfassung des Wertes der Tonnenmeilenstatistiken. 

Aber auch vom Standpunkt der Allgemeinheit besäßen sie großen 
Wert, um den Rückgang der Tarife der Gesellschaften als Ganzes und 
ihre wirklich geleistete Arbeit zu beleuchten. Sie würden infolgedessen 
zweifellos wertvolles Material für Vergleiche zwischen verschiedenen 
Perioden derselben Gesellschaft und zwischen den einzelnen Gesellschaf¬ 
ten mit annähernd ähnlichen Bedingungen liefern und so ein Mittel sein 
können, um ungerechtfertigte Angriffe abzuweisen. Eine mißbräuch¬ 
liche Benutzung sei bei allen Zahlen möglich, und bei allgemeiner Ver- 
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öffentlichung bestünden auch keine berechtigten Bedenken dagegen, daß 
sie Aufdeckung von Tatsachen zur Folge hätten, die besser geheim- 
gehalten würden. Die Kosten ihrer Zusammenstellung seien nach Urteil 
des Ausschlusses nicht sehr hoch, und! auch die Gesellschaften schienen 
darin kein Hindernis zu sehen, wenn sie von ihrer Nützlichkeit überzeugt 
wären. 

Manche engtlischen Eisenbahnboamten seien deshalb bereit, die 
Statistiken einzuführen, wenn ihr Wert nachgewiesen werden könne, des¬ 
halb empfehle sie der Ausschuß den verantwortlichen Persönlichkeiten 
der Eisenbahnwelt zur Erwägung, ob sie nicht in weiterem Umfang ein¬ 
geführt werden könnten. Dabei sei aber zu bedenken, daß ihre Nützlich¬ 
keit weitgehend davon abhänge, daß sie gern vorgenommen würden, und 
ein großer Teil ihres Wertes ginge bei Zwangsaufzeichnungen verloren. 
Der Ausschuß sei auch der Ansicht, daß — so nützlich sie auch für die 
Allgemeinheit sein mögen, kein Grund vorliege, ihre Zusammenstellung 
von allen Gesellschaften zu verlangen, solange sie nicht von einer 
Anzahl größerer Gesellschaften angenommen worden seien. Nur wenn ein 
sehr starkes Bedürfnis nach gewissen Tatsacheen bei der Öffentlichkeit 
vorliege, könne man von privaten Gesellschaften die Ausgaben für die 
Zusammenstellung von Statistiken verlangen, die in keiner Beziehung 
zu den bestehenden Betriebsmethoden der Gesellschaften, stünden und von 
der Mehrzahl der Gesellschaften — wenn auch vielleicht irrigerweise — 
als nutzlos angesehen würden. Daß ein solch allgemeines Bedürfnis be¬ 
stehe — abgesehen von einem kleinen Kreis von Leuten — sei durch die 
Zeugenaussagen nicht bewiesen worden. Sowohl die Aktionäre als auch 
das Publikum schienen, soweit der Ausschuß feststellen könne, wenig 
Interesse an der allgemeinen Annahme der Tonnenmeilenstatistik zu 
haben, die hierzulande nur von einer einzigen Gesellschaft zusammen¬ 
gestellt würde. 

Dem Hauptbericht schließen sich zwei Sondervoten an, das eine von 
den Befürwortern der Tonnenmeilenstatistik, das andere von den Ver¬ 
tretern der Gesellschaften, denen auch dieser Bericht noch zu weit geht. 
Acworth, Paish und Peel, die Unterzeichner des „reformistischen“ Sepa¬ 
ratvotums, sind der Ansicht, daß die Tonnenmeilenstatistiken ebenso wie 
die übrigen gesetzlileh vorgeschrieben werden sollten, und sehen nicht ein, 
weshalb ein großer Teil ihres Nutzens durch die zwangsweise Einführung 
verloren gehen sollte. Entgegen der Behauptung des Ausschusses be¬ 
tonen sie, daß sich in der Bildung verschiedener Ausschüsse von Aktio¬ 
nären zur Durchsetzung dieser Forderung ein immer wachsendes Bedürf¬ 
nis der Öffentlichkeit zeige. Schließlich sind sie der Meinung, daß die 
übrigen Ausschußmitglieder kein genügendes Gewicht auf das Gemein- 
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intereese gelegt hätten, das nicht mit dem der Aktionäre Zusammenfalle. 
Wenn die Beaufsichtigung der Bahnen durch das Parlament und das 
Haodelsamt „wise and salutary “ sein solle, so müsse sie auf genügender 
Kenntnis aufgebaut sein. Dies sei aber solange nicht der Fall, als nicht 
die Tatsachen bekanntgemacht würden, die den ganzen Umfang der ge¬ 
leisteten Arbeit und die Tarife darlegten, die dafür berechnet würden. 

Die Vertreter des Eieenbahninteresees im Ausschuß wiederholen in 
ihrem Separatvotum praktisch noch einmal die gesamten Zeugenaussagen 
der Eisenbahnvertreter. Sie sprechen zunächst dem Ausschuß die Befugnis 
ab, über die Nützlichkeit der Tonnenmeilenstatistik für die Betriebs- 
fahrung der Bahnen zu befänden, und führen als Haupteinwand an, daß 
kein Zeuge einen konkreten Fall habe anführen können, in dem der Ge¬ 
brauch der Statistik zu einer Steigerung der Einnahmen und einer Ver¬ 
minderung der Ausgaben geführt habe (!). Im übrigen gilt ihr Angriff 
allen Durchschnitten, die in keiner Weise die persönliche, tägliche Kon¬ 
trolle ersetzen oder auch nur ergänzen könnten und zu der Absurdität 
führten, Kohlen und Korbwaren unter einen gemeinsamen Nenner zu brin¬ 
gen. Wie könnten sie unter diesen Umständen ein wirksames Kontroll- 
mittel der Kosten der Tonnenmeile oder der Zugladung werden! Die Ver¬ 
änderungen in den Tarifen würden aber so wie so außerordentlich genau 
verfolgt so daß diese „cumbrous and belated method “ überflüssig sei. 
Dazu käme noch, daß die Zahlen leicht zu irreführenden Vergleichen 
zwischen den einzelnen Gesellschaften gebraucht würden. Denn die Ver¬ 
gleichbarkeit habe die Gleichartigkeit der Verhältnisse zur Voraus¬ 
setzung, die aber in England angesichts der Verschiedenartigkeit des Ver¬ 
kehrs und der großen Unterschiede des von den einzelnen Gesell¬ 
schaften hauptsächlich bedienten Verkehrs nicht vorhanden sei. In An¬ 
betracht der hohen Kosten der Zusammenstellung, die nach der Meinung 
der Gesellschaften mindestens 35 000 £ jährlich betragen würden, würde 
deshalb die zwangsweise Einführung der Statistiken die englischen Bah¬ 
nen mit einer gänzlich unproduktiven und deshalb verschwenderischen 
Ausgabe belasten. 

Soweit der Ausschußbericht. Sein Inhalt ist so, daß er für sich 
selber spricht. Ja, man darf wohl sagen, daß das Verhalten der englischen 
Eisenbahngesellschaften gegenüber einer Forderung der „Publizität“, die 
die ganze übrige Welt als selbstverständlich ansieht, die schwerste An¬ 
klage ist, die für die in diesen Untersuchungen behandelte Zeit gegen 
sie erhoben werden kann, und zugleich die beste Widerlegung ihrer Be¬ 
hauptung, daß sie fähig seien, die lebenswichtigste Industrie des Landes 
ohne staatliche Bevormundung zu betreiben. Die Untersuchung zeigt 
aber auch die Illusion, die dem Prinzip der Publizität zugrunde liegt, und 
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erweist es klar als reinen „ cani “ autokratisdher Sozialm&chte, die sich 
jeder Unterordnung unter die Interessen der Gesamtheit entziehen wollen. 
Denn sobald jenes Prinzip anfängt, wirksam zu werden, sobald die All¬ 
gemeinheit die Unterlagen verlangt, um ihre „kontrollierende“ Meinung 
geltend zu machen, begegnet sie einem trotzigen Nein, das einmal damit 
begründet wird, daß sich der größte Teil der Öffentlichkeit nicht darum 
kümmere, und daß die Wenigen, die ein Interesse zeigen (darunter die 
Organe der öffentlichen Meinung par excellence: die Presse) nicht zu¬ 
ständig seien, um ein Urteil Uber die Leistungsfähigkeit des Eisenbahn¬ 
betriebs abzugeben, beides Gründe, die zusammen mit der Weigerung der 
Gesellschaften], ausreichende statistische Nachweise zu veröffentlichen, in¬ 
direkt die völlige Wirkungslosigkeit der öffentlichen Meinung gerade in den 
wichtigsten Fragen beweisen. 

Die Illusion von der Wirksamkeit der öffentlichen Meinung als 
„natürliches“ Kontrollmittel verflüchtigt sich weiter, wenn der Staat nicht 
einmal seinen liberalistischen Pflichten nachkommt, die er gegenüber dem 
anderen Kontrollmittel, der Konkurrenz, in dem Bestehen der Antitrust- 
und Kartellgesetze anerkannt hat, wenn sage ich, der Staat als Vertreter 
des öffentlichen Interesses Maßnahmen, die geeignet sind, die öffentliche 
Meinung wirksam zu machen, mit der Begründung ablehnt, daß sie den 
Interessenten unerwünscht erscheinen und deshalb weniger wirksam sein 
könnten. Oder sollte der liberalistische Staat ein ebensolches Phantom 
sein, wie die freie Konkurrenz und die öffentliche Meinung? Tatsache 
ist auf jeden Fall, daß sich die Regierung weigerte, in dem Gesetzentwurf, 
der Railway Companies Accounts and Statistics Bill, die sie im Jahr 1910 
einbrachte, über d'te Empfehlungen des Ausschusses hinauszugehen, und 
als Begründung hinzufügte, daß man mit den Tonnenmeilenzahlen warten 
müsse, bis die Öffentlichkeit zu dem Bedürfnis darnach erzogen sei (!). 
Auch sei die Regierung von dem Bestreben geleitet worden, die Bill mit 
so wenig Streitpunkten als möglich zu belasten 1 ). In der Aussprache 
macht Burdett-Coutts, der Vorsitzende der Railway Shareholders Asso¬ 
ciation, der Regierung schwere Vorwürfe, weil sie in einer der lebens¬ 
wichtigsten Fragen des Landes, der wissenschaftlichen Organisation der 
wichtigsten Industrie eine Entscheidung umgehe. Daß die Regierung in 
einer der größten Krisis in der industriellen Geschichte des Landes, hervor¬ 
gerufen durch die Konkurrenz mächtiger Industriestaaten, die nur auf 
der wissenschaftlichen Organisation ihrer Industrie beruhe, mit so un¬ 
sicherer Stimme gesprochen und „a faltering lead or no lead u geigjeben habe, 
sei ein großes Unglück. Denn die geforderten statistischen Daten seien 
für eine solche Organisation der Bahnen unerläßlich. 

') Der llaiidclsininister Buxton bei der 2. IiOsungr am 15. Juni 1910. 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 



Die englische Eisenbalmpolitik der letzten vierzig Jahre. 


257 


Die Vertreter der Eisenbahngesellsch&ften wenden sich ihrerseits 
gegen die Bestimmung der ursprünglichen Bill, nach der das Handelsamt 
ermächtigt wurde, von Zeit zu Zeit Abänderungen für die finanziellen 
Nachweisungen der Erhebungsformulare vorzunehmen, und erreichen 
schließlich, daß solche Abänderungen nur mit Genehmigung des Parla¬ 
ments Rechtskraft Inhalten, wenn Eisenbahngesellschaften, die mehr als 
ein Drittel des gesamten Eisenbahnkapitals des Landes repräsentieren, 
Einspruch dagegen erheben und sich nicht mit dem Handelsamt einigen 
können. 

So kommt denn die Railway Companies Accounts and Returns Act 
vom 16. Dezember 1911 zustande, die bestimmt, daß die Eisenbahngeeell- 
schaften unter Androhung einer Strafe von 5 L für jeden Tag der Ver¬ 
zögerung jährliche Bilanzen und statistische Nachweisungen, wie sie in 
der Anlage zum Gesetz ausgeftihrt sind, dem Handelsamt einzureichen 
haben, und die dieses ermächtigt, Änderungen an den Formularen für die 
finanziellen Naohweisungen vorzunehmen, die aber bei Einspruch nur mit 
Genehmigung des Parlaments Rechtskraft erhalten. 

Die Verbesserungen der Nachweise bestehen vor allem darin, daß 
die Angaben über Geld- und Sachkapital der Gesellschaften sowie über 
ihre Einnahmen und Ausgaben erweitert und systematisiert und außerdem 
für das eigentliche Eisenbahnunternehmen und die Nebenunternehmungen 
getrennt werden sind. Über den eigentlichen Eisenbahnbetrieb dagegen 
sind sie nach dtem Urteil Acworths „almost as silent as the old“. „So enthalten 
die neuen Ausweise nicht eine einzige Zeile über die wirksam geleistete 
Arbeit als Gegenwert für das eingezahlte Kapital, für das Einkommen 
und für die Ausgaben und sind deshalb praktisch fast wertlos. Die Öffent¬ 
lichkeit wird in Zukunft ebenso wenig wie in der Vergangenheit infor¬ 
miert 1. über die durchschnittlich von ihr gezahlten Tarife, 2. über die 
durchschnittliche Entfernung, die der Verkehr zurückgelegt hat und 3. 
die durchschnittliche Dichtigkeit des Verkehrs. Deshalb können auch der 
Umfang des Verkehrs dieses Landes, die dafür berechneten Tarife und 
Fahrpreise und die dabei erzielte Leistungsfähigkeit nicht mit den ent¬ 
sprechenden Daten und Bahnen anderer Länder verglichen werden. 
Ebensowenig können die Aktionäre die tatsächlichen Leistungen einer 
Gesellschaft oder ihres Kapitals feststellen. Sie haben deshalb kein Krite¬ 
rium, um auch nur über eine einzige Bahn ein Urteil über deren Lei¬ 
stungsfähigkeit abzugeben. Das Ergebnis der Kapitalausgaben und der 
Einnahmen ist unbekannt. Ebensowenig wird der Arbeiter feststellen 
können, ob eine Gesellschaft in der Lage ist, angemessene Löhne zu 
zahlen und angemessene Arbeitstunden zu gewähren. Niemand wird in 
der Lage sein, diel Ursache der stetigen Steigerung der Ausgaben im 

Archiv für Iltettbahnweten. 1928. 17 
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Verhältnis zu den Roheinnahmen, die Gründe des Betriebsverlustes fest¬ 
zustellen oder die Abhilfemaßnahmen zu treffen, die sich bei genügender 
Kenntnis der Verhältnisse ergeben würden.“ 1 ) Man stelle sich einen 
Fabrikbesitzer vor, der bis in einzelne den Grund und Boden, dessen 
Kosten, die Größe und den Bau der Fabrik, die Kosten der Reparaturen 
der Gebäude, Maschinen usw. alles bis in die feinsten Nuancen feststellt 
und nie entdeckt, wie groß seine Erzeugung ist und was seine Maschinen 
leisten. Das stelle man sich vor, wenn man kann, und man hat einen 
richtigen Eindruck dessen, was die RaUway Accounts Act von 1911 leistet 
und was sie nicht leistet.“*) 

c) Die Reform der allgemeinen Gesetzgebung. 

Berücksichtigt man die Bedeutung, die der Konkurrenz als Kontroll- 
mittel im Rahmen der englischen Eisenbahnpolitik bis in die letzten Vor¬ 
kriegsjahre zukommt, so muß festgestellt werden, daß die Vorschläge zur 
Reform der allgemeinen Gesetzgebung, die nach dem Zusammenbruch 
dieses Kontrollmittels vor den beiden letzten Parlamentsausschüssen und 
in der Öffentlichkeit vorgebracht worden sind, in keiner Weise diesen 
fundamentalen Verschiebungen gerecht werden. 

Besonders die materiellen Vorschläge sind äußerst dürftig. Sie 
gehen bei beiden Ausschüssen unmittelbar von den einzelnen Wirkungen 
der Zusammenschlußbewegung der Gesellschaften aus, die bereits be¬ 
handelt worden sind, und verlangen dafür — wie die übrigen Zeugen 
durch ein besonderes Kartellrecht — Abhilfe auf dem Wege der allge¬ 
meinen Gesetzgebung. So für die angebliche Verzögerung der Güter, für 
die ungenügende Leistung von Schadensersatz, für den Mangel an Ent¬ 
gegenkommen bei der Gewährung von Ausnahmetarifen und beim Ab¬ 
schluß von Verträgen über private Anschlußgleise u. a. m. 

Dasselbe galt von den Empfehlungen des Departements Committee on 
Railway Agreements and Amalgamations. Er bleibt am einzelnen hängen 
und läßt dessen Einordnung in ein wohldurchdachtes System staatlicher 
Beaufsichtigung sehr vermissen. Er beschränkt sich, wie anderenorts 
ausgeführt wurde, 8 ) auf dem Gebiet des Tarifwesens darauf, die aner¬ 
kannten Unvollkommenheiten des Gesetzes von 1894, das darauf hinaus¬ 
läuft, die vor 1894 bestehenden Tarifsätze grundsätzlich als angemessen 
anzuerkennen, zu beseitigen. Damit läßt er aber auch die ganze, durch 
die Konkurrenz geschaffene Unvernunft des Tarifwesens bestehen und 
lehnt ausdrücklich ab, dem Eisenbahn- und Tarif amt die Entscheidung 

') Acworth, a. a. 0., S. 720. 

*) Ebenda, S. TOD. 

») A. f. E., 1922, S. 267 f. 
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über die Angemessenheit der Tarife überhaupt zu übertragen, ein Ver¬ 
halten, das unbedingt als ein Umgehen der wichtigsten Probleme ange¬ 
sprochen werden muß. 

In der Frage des Rechtsschutzes herrscht bei ziemlich allen Zeugen 
aus Verfrachterkreisen volle Übereinstimmung: in der Ansicht der abso¬ 
luten Nutzlosigkeit des Eisenbahn- und Tarifamtes als Rechtsschutz des 
durchschnittlichen Geschäftsmannes infolge seines kostspieligen und juri¬ 
stisch-technischen Verfahrens. Als iBeweis wird — auch vom Aus¬ 
schußbericht — die Tatsache angeführt, daß bisher nur Großkaufleute 
oder kapitalkräftige Verbände als Kläger aufgetreten sind. Sowie es sich 
aber darum handelt festzustellen, was an seine Stelle treten soll, stehen 
wir einem unüberwindbaren Chaos widersprechender Vorschläge gegen¬ 
über. Immerhin klammern sie sich auch hier hauptsächlich an bereits 
bestehende Aufsichteorgiane, nämlich entweder an das Eisenbahn- und 
Kanalamt oder an das Handelsamt. 

Die Vorschläge über eine Umgestaltung des Eisenbahn- und Kanal¬ 
amtes zeigen sich ihrerseits in tausend Variationen. 1 ) Die einen denken 
sich eine Art Schiedsgericht, bestehend aus je einem Vertreter der Par¬ 
teien und einem des Handelsamtes. Andere sind der Meinung, daß die 
ordentlichen (Jerichte unter Hinzuziehung von Handelssachverständigen 
die beste Form seien. Andere wiederum möchten ihm den Charakter eines 
Spezialamtes lassen, das aber nicht nach technisch-juristischen Grund¬ 
sätzen, sondern nach „praktischen“ Gesichtspunkten entscheiden sollte. 
In allen Fällen wird betont, daß der vorgeechlagene Gerichtshof rasch 
arbeiten und keine Anwälte nötig machen sollte. Aus alledem geht her¬ 
vor, daß diese Vorschläge in der Mehrzahl ohne tiefere Überlegung vor¬ 
gebracht werden und schon deshalb wenig Aussicht auf Verwirklichung 
haben, weil sie in keiner Weise an das bestehende System des englischen 
Rechtsschutzes anknüpfen. 

Die anderen, auf den Ausbau des Handelsamtes herauslaufenden 
Vorschläge gehen meistens von der Voraussetzung aus, daß die Kom¬ 
pliziertheit des bestehenden Eisenbahnrechts und die Kostspieligkeit des 
bisherigen Rechtsschutzes es nötig machen, daß der Staat bei der Wahr¬ 
nehmung der öffentlichen Interessen selbständig vorgehe, daß also an 
Stelle des richterlichen Rechtsschutzes eine verwaltungsmäßige Beauf¬ 
sichtigung treten müsse. In den meisten Fällen wird zu diesem Zweck 


*) Vgl. darüber die verdienstliche Zusammenstellung Pratts der Zeugen¬ 
aussagen der Royal Commission on Raüwaya vom Jahre 1913 über diese Fragen, 
die als Privatdruck unter dem Titel Traders and Tribunals 1916 erschienen ist. 
Die Zeugenaussagen selbst sind nur als Tagesstenogramme, nicht aber zusammen¬ 
gefaßt als Blaubuch erschienen. 

17* 
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die Konstituierung eines besonderen Eisenbahn- oder Transportministe- 
riüms empfohlen. Ähnliche Erwägungen scheine» der von der Birming- 
hamer Handelskammer eingebrachten Resolution der Jahre«tagung der 
Associated Chambers of Commerce of the UiHted Kingdom vom 16. und 
17. September 1913 zugrunde zu liegen, die besagt, daß keine Lösung der 
Eisenbahnfrage als befriedigend angesehen werden könne, die dem 
Hand'elsamt nicht größere Befugnisse über Klassifikation, Tarife und Be¬ 
förderungsbedingungen als das Gesetz von 1888 gebe. 1 ) 

Die Vertreter der Gesellschaften*) wenden sich vor allem gegen die 
Zumutung, daß einer Behörde oder einem Gerichtshof die Befugnis zur 
Entscheidung über die Angemessenheit eines Tarifs übertragen werde, 
einmal weil der Vertrag zwischen den Gesellschaften und Parlament, der 
Ihnen Tarifhöchstsätze zu ihrem Schutze zugesichert habe, gebrochen 
würde, dann weil keine genügende Rechtfertigung für einen solchen 
Schritt vorhanden wäre, und endlich, weil eine Behörde nicht in der Lage 
sei, die Aufgabe zu übernehmen, die jetzt von den Tarifangestellten der 
Gesellschaften geleistet werde, und eine Übersicht über die ganzen Tarife 
in ihrem Zusammenhang verlange. Dasselbe gelte von Änderungen der 
Güterklassifikation. Die Vorschläge zur Änderung des Eisenbahn- und 
Kanalamtes halten die Gesellschaften für unzweckmäßig und unnötig, 
da das Amt die ideale Form eines Gerichtshofes sei. Im Interesse der 
Verminderung der Kosten weisen sie auf den Vorschlag der Board of Trade 
Conference hin, nach dem die leichteren Fälle vom Ragistrar (Gerichts- 
Schreiber io gehobener Stellung) des Amtes erledigt werden könnten. Im 
übrigen hätte die Geschäftswelt im Eisenbahn- und Kanalamt alles, was 
sie wollte. Sie hätte eine wundervolle Waffe, aber wüßte sie nicht zu 
gebrauchen. Die vorgeschlagenen Schiedsgerichte seien immer nur inner¬ 
halb eines einzelnen Handelszweiges angerufen worden. In Eisenbahn¬ 
fragen mit ihrer Kompliziertheit und ihren tausendfachen Auswirkungen 
nach allen Seiten, seien sie nicht zu gebrauchen. Dagegen habe sich das 
1888 eingerichtete Einigungsverfahren als sehr nützlich erwiesen. 

Einen breiten Raum in den Zeugenaussagen der beiden Untersuchun¬ 
gen nehmen die Erörterungen über eine engere Fühlungnahme zwischen 
Gesellschaftern und Verfrachtern zur Beseitigung der verschiedenen Rei¬ 
bungspunkte ein. Der Ausschußbeirat von 1911 bemerkt dazu, daß eine 
ganze Reihe von Streitfragen auf Mißverständnisse beruhten und leicht 
durch freundschaftliche Besprechungen beseitigt werden könnten. Die 
Gesellschaften behaupteten zwar, daß sie diesem Bedürfnis Rechnung 
trügen. Aber der Eindruck bleibe bestehen, daß die Gesellschaften un- 

*) London Chamber of Commerce Journal, 1913, October-Supplement. 

*) Pratt, a. a. 0., S. 57 ff. 
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zugänglich seien. Der Ausschuß ist deshalb der Meinung, daß die Gesell* 
schäften ermuntert werden möchten, in größerem Umfang als bisher die 
Klagen) durch lokale Besprechungen zu erledigen, da die Beiräte in 
Deutschland sich als sehr nützlich erwiesen hätten. Solche Beiräte sollten 
aber nicht durch Gesetz den Gesellschaften aufgezwungen werden, da in 
diesem Fall ihre Nützlichkeit leiden könnte. Die Vertreter der Gesell¬ 
schaften sprechen sich aber noch vor der Kommission von 1913 ganz ent¬ 
schieden gegen eine derartige Einrichtung aus. Die Verhältnisse in Eng¬ 
land seien ganz von denen Deutschlands verschieden — eine verdächtig 
oft gebrauchte Begründung. Solche Besprechungen könnten keine grund¬ 
sätzlichen Fragen entscheiden, da sie offenbar nur von untergeordneten 
Beamten beschickt werden könnten, außerdem würde bei der Verschieden¬ 
heit der Interessen der einzelnen Gewerbezweige entweder nichts dabei 
herauskommen, oder aber die Verfrachter würden sich geschlossen gegen 
die Bahnen wenden. Deshalb sei die ständige persönliche Fühlungnahme 
zwischen allen Stellen der Bahnen und den einzelnen Verfrachtern vor¬ 
zuziehen, zumal sie von Zeit zu Zeit durch Konferenzen mit Verbänden 
ergänzt würden, zu denen die Gesellschaften jederzeit bereit seien. Aus 
diesem Grund hielten die Gesellschaften die Einrichtung zwangsweiser 
Beiräte für nutzlos und deshalb für überflüssig. 

d) Die Entwicklung des Staatsbahngedankens. 

Die selbstgerechte Ablehnung aller Forderungen der Öffentlichkeit 
nach Ausdehnung dea allgemeinen Rechts und nach Verbesserung des 
Rechtsschutzes durch die Gesellschaften, die in den Zeugenaussagen der 
Eisenbahnvertreter zum Ausdruck kommt, zusammen mit den Erfahrun¬ 
gen in der Frage der statistischen Nachweise waren offenbar wenig ge¬ 
eignet, das Verhältnis zwischen Verfrachtern und Gesellschaften zu ver¬ 
bessern, zeigte doch das Verhalten der Bahnen, daß sie entschlossen 
waren, jeder Ausdehnung der staatlichen Beaufsichtigung einen geschlos¬ 
senen Widerstand entgegen zu setzen, und zeigte die Erfahrung, daß es 
ihnen gelingen würde, dies mit Erfolg zu tun. 

Unter diesen Umständen war es nicht zu verwundern, daß die Stim¬ 
men immer mehr Beachtung fanden, die die Ansicht vertraten, daß der 
Staat nicht in der Lage sein würde, gegenüber einem so mächtigen Mo¬ 
nopol wie dem der Eisenbahngesellschaften die Berücksichtigung des 
öffentlichen Interesses durchzusetzen, daß diese Absicht vielmehr nur 
erreicht werden könne, wenn der Staat die Eisenbahnea in seine direkte 
Verwaltung übernehme. 

Vereinzelte Stimmen dieser Art sind, wie Gustav Cohn ausführt, 
während der ganzen Entwicklung der englischen Eisenbahnpolitik von 
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Zeit zu Zeit laut geworden. So entwickelte sich zu Beginn der hier be¬ 
handelten Periode im Anschluß an einen Antrag von Watt, einem eifrigen 
Verfechter des Pennyportogedankens für die Eisenbahnen vom Jahre 1888, 
eine Aussprache im Parlament. In der Begründung seines Antrages wies 
Watt darauf hin, daß England angesichts der Stärkung der Konkurrenz¬ 
fähigkeit, die die anderen Industriestaaten durch die Verstaatlichung der 
Bahnen erfahren hätten, nicht isoliert beim Privatbahnsystem bleiben 
könne, zumal die englischen Tarife über 20 % »höher als die kontinentalen 
und über 200 % höher als die amerikanischen seien. Das wichtigste 
Argument für den Staatsankauf sei aber der materielle Vorteil, der große 
Anreiz zur Steigerung der Produktion, die dadurch die Industrie des 
Landes erfahren würde, und ein anderer Redner sieht in der Bevorzugung 
der ausländischen Güter in den Tarifen eine Hauptursache der damaligen 
Depression. Von den Gegnern der Verstaatlichungen, die sich sowohl 
aus Vertretern der Bahnen als auch des Handels zusammensetzen, wird 
auf die schlechten Erfahrungen bei der Marineverwaltung und auf die 
"Übervorteilung des Staats beim Kauf der Telegraphen hingewiesen und 
betont, daß es Aufgabe des Staats sei, zu regieren und nicht Handel zu 
treiben. Wohl aber wird bereits hier auf die Notwendigkeit des Zusam¬ 
menschlusses zur Vermeidung und Verminderung der nachteiligen Wir¬ 
kungen der Konkurrenz hervorgehoben. Die Regierung lehnt den Antrag 
mit der Begründung ab, daß die Staatsbahnverwaltung nie so leistungs¬ 
fähig sein könnte wie die private und schwere politische Übel mit sieh 
bringen würde, in die die Eisenbahnen des Landes nicht hineingezogen 
werden dürften. Zudem besäßen die Bahnen nicht das Monopol, das ihnen 
üblicherweise zugeschrieben würde, da */« der Stationen der Konkurrenz 
zur See ausgesetzt seien. Es wäre deshalb zweckmäßiger, wenn etwas 
getan würde, um die Kanäle des Landes konkurrenzfähig zu gestalten. 
Auf jeden Fall hätten die Bahnen kein solches Monopol, das ein derartiges 
„heroic^remedy“ rechtfertigen würde. Die Gesetzgebung zusammen -mit der 
Konkurrenz der See und der Kanäle biete vielmehr dem Verfrachter 
einen genügenden Schutz. Die Regierung wird vom alten Gladstone 
•unterstützt, der der Meinung ist, daß die Bahnen des Landes einen „very 
honorable record“ hätten. Dazu käme noch daß die englische Regierung 
einfach nicht in der Lage sei, diese weitere Aufgabe zu übernehmen. 
„Es gibt keine moderne Regierung, die so vielfältige und schwierige Auf¬ 
gaben zu erfüllen hat wie die englische. Diese Regierung noch, außer in 
zwingender Notlage, durch eine Maßnahme zu belasten, die nichts weniger 
bedeutet, als dem Staat ungefähr ein Zehntel des Volksvermögens auf¬ 
zuladen und ihn für dessen Verwaltung verantwortlich zu machen, ist, 
meine ich, ein Vorschlag, den das Parlament keine Minute lang erwägen 
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'würde, wenn er auch, wie ich gern zugebe, manche Reize besitzt.“ Es 
sind also vor allem verwaltungspolitiscbe Bedenken, die in jener Zeit 
gegen den Staatsbahngedanken angeführt wurden. 

In den nächsten zwanzig Jahren, die, wie oben ausgeführt, ein 
'Wiederaufleben der Konkurrenz mit sich bringen, macht offenbar die 
Staatsbahnbewegung keinerlei Fortschritte, so daß das Parlament, soviel 
ich sehe, keine Gelegenheit hatte, seine Meinung darüber zum Ausdruck 
zu bringen, mit Ausnahme vielleicht der irischen Bahnen, deren Sonder¬ 
probleme hier unberücksichtigt gelassen werden. 

Im neuen Jahrhundert ist es hauptsächlich ein Faktor, der dem Ge¬ 
danken zu neuem Leben verhalt: die wachsende Bedrängnis der eng¬ 
lischen durch die ausländische Industrie, vor allem durch die deutsche 
Konkurrenz, die der englischen Öffentlichkeit zwei Beobachtungen auf¬ 
drängte. Einmal das offenkundige Konkurrenzhinderais, das der ein¬ 
heimischen Industrie dadurch erwuchs, daß der ausländische Konkurrent 
nicht nur im eigenen Lande die Vergünstigung der Ausnahmetarife für 
die Ausfuhr besaß, sondern weitere Konkurrenzvorteile dadurch genoß, 
daß er in England selbst Einfuhrtarife erhielt, die wesentlich niedriger 
waren, als die lokalen Frachtsätze, die dem einheimischen Verkehr be¬ 
rechnet wurden. 

Die zweite Wandlung der Mentalität des englischen Geschäfts¬ 
mannes, für die der zunehmende Druck der ausländischen Konkurrenz 
verantwortlich gemacht werden muß, ist die Erkenntnis der Bedeutung 
rationeller Produktionsweise, die langsam mit dazu beitrug, die Verkehrt¬ 
heit der auf Konkurrenz aufgebauten Volkswirtschaft aufzudecken und 
naturgemäß bei dem Wirtschaftszweige am ehesten aufleuchtete, von dem 
alle anderen Industrien abhängig sind, zumal hier der Gedanke der Zu¬ 
sammenfassung schon rein technisch gegeben war. 

Von dieser, dem Schutzzollgedanken engverwandten Bewegung ist 
der Anstoß zu der großen Aussprache ausgegangen, die sich an die Re¬ 
solution Hardys vom Jahr 1908 anschloß: „daß angesichts der weit ver¬ 
breiteten Klagen der Kaufmannschaft, der Landwirtschaft und der Öffent¬ 
lichkeit überhaupt Uber die Eisenbahntarife und Gebühren und besonders 
über die Vorzugsbehandlung auswärtiger Güter die Zeit gekommen ist, 
-zu erwägen, inwiefern diese übelstände durch die vom Gesetz von 1844 
vorgezeichnete Verstaatlichung der Eisenbahnen beseitigt werden 
‘können.“ Die Frage der Verstaatlichung, so führt Hardy in der Begrün¬ 
dung aus, sei keine Parteifrage. Sie werde jetzt befürwortet durch Han¬ 
delskammern, Landwirtschaftskammern, Mitglieder des Oberhauses, Mit¬ 
glieder der konservativen Partei sowohl als auch von einem großen Teil 
de« Publikums, und habe durch die Entwicklung des Staatsbahnsystems 
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der übrigen Länder große Fortschritte gemacht. Sie sei in der Tat nicht 
nur von strategischer, sondern auch von finanzieller Bedeutung für das 
Land, und Balfour Brown habe richtig hervorgehofoen, daß die landtwirt- 
schaftliche Frage lediglich eine Frage der Eisenbahntarife sei. Denn die 
durchschnittliche Einnahme der englischen Bahnen betrage 10 s die Tonne 
gegenüber 5 s 6 d bei den deutschen Bahnen. Dies sei auch durch den 
Handelsminister zugestanden worden, der eine Wiedererwägung der gan¬ 
zen Tariffrage für nötig erachte und von dem „grounng dücontent with the 
whole System“ überzeugt sei. Diese Unzufriedenheit werde noch erhöht 
durch die Steuer auf die einheimische Produktion, die die Bahnen 
durch Gewährung von Vorzugstarifen an ausländische Güter auferlegen 
und diesen ein Monopol auf dem englischen Markt gewähre. Das Eisen¬ 
bahn- und Kanalamt biete keine Abhilfe, da es immer nur bei einer Be¬ 
schwerde Abhilfe schaffe, nicht aber in den 200 Millionen anderen Fällen. 
Die englischen Bahnen hätten ihre Privilegien unter Voraussetzung der 
Konkurrenz erhalten, die aber jetzt vollkommen zusammengebrochen sei. 
Während jetzt die Bahnen ohne Rücksicht auf das Wirtschaftsleben nur 
auf ihre Dividenden schauten, würde das Staatsbahnsystem nur unter dem 
Gesichtspunkt des Allgemeininteresses betrieben. 

Ia ähnlicher Richtung gehen die Ausführungen Chiozza-Moneys, 
der den hervorstechenden Fortschritt Deutschlands vorwiegend der ge¬ 
meinwirtschaftlichen Verwaltung der Bahnen zuschreibt. Während dort 
die Industrie von den Eisenbahnen weitgehende Unterstützung erhalte, 
habe das Parlament zwei Generationen hindurch vergeblich versucht, die 
Bevorzugung des Auslands zu verhüten. Überdies sei die Verwaltung 
der englischen Bahnen unwirtschaftlich und verschwende Kapital und 
Arbeit in nutzloser Konkurrenz. Die Bahnen hätten nicht nur Tausende 
von Aufsichtsräten, sondern jede einzelne habe eine besondere Verwal¬ 
tung und Leitung. Das unnötige Rangieren der Güterwagen und die 
Ausgaben für Reklame seien weitere Beispiele der Nachteile des Privat¬ 
bahnsystems. 

Bonar Law, der als Verteidiger der Bahnen spricht, stellt das Vor¬ 
handensein einer Bevorzugung des Auslands, von der die Resolution 
hauptsächlich ausgehe, in Abrede. Der Ausländer besitze lediglich einige, 
in der Natur seines Verkehrs liegende Vorteile. Wenn aber strenge 
Einheitlichkeit verlangt werde, würde das ganze bisherige Tarifsystem 
umgestürzL Hätte er für die Verstaatlichung einzutreten, so würde er 
es mit einer viel schwerer wiegenden Begründung tun, nämlich damit, 
„daß unnötige Konkurrenz die Tendenz habe, die Preise zu erhöhen“. 
Dies ÜbeJ könne jedoch mit weniger drastischen Mitteln als die Ver¬ 
staatlichung beseitigt werden. „Er sei der Ansicht, daß unter gleichen 
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Umständen der Privatbetrieb dem Staatsbetrieb immer überlegen sei. Der 
Grund dafür liege in den Haupttriebfedern der menschlichen Natur; 
diese Triebfeder sei die persönliche Energie, die weitgehend auf persön¬ 
lichem Ehrgeiz beruhe.“ Würde dieser Antrieb beseitigt, so würde eine 
der stärksten Kräfte des Fortschritts aufgehoben. Außerdem würde die 
Verstaatlichung mit Sicherheit zur Korruption führen. Die Lösung der 
Eisenbahnfrage sei deshalb nur in der Abschaffung der unnötigen Kon¬ 
kurrenz zu suchen. Es bestehe zwar ein großes Verlangen nach ihrer 
Erhaltung, aber in Wirklichkeit müsse immer jemand dafür bezahlen. 

Im Namen der Regierung erklärt Lloyd George als Handelsminister, 
er könne die Verstaatlichung nicht befürworten, wohl aber halte er die 
Zeit für gekommen, die ganze Frage wieder einmal grundsätzlich zu 
untersuchen. Angesichts der Schwierigkeiten, mit denen die englischen 
Bahnen zu rechnen hätten, seien sie im großen und ganzen sehr gut ge¬ 
leitet. Während andere Länder ihre Bahnen durch Subventionen unter¬ 
stützt hätten, sei die Entwicklung der englischen durch hohe Kommunal¬ 
steuern, hohe Landpreise und sonstige Belastungen aufgehalten worden. 
Er betrachte die Verstaatlichung als reine Geschäftsfrage, die nicht mit 
den Vorurteilen gegen die Eisenbahnaufsichtsräte vermischt werden 
dürfe. Auf der anderen Seite könne er nicht anerkennen, daß die Ver¬ 
staatlichung den ersten Schritt zum Sozialismus bedeute. Bismarck z. B. 
habe sie lediglich vom Gesichtspunkt der Entwicklung des Landes be¬ 
trachtet, und die deutschen Bahnen seien eine gewaltige Waffe zur Ent¬ 
wicklung der eigenen und zur Bekämpfung der fremden Industrie ge¬ 
worden. Daß Grund zu einer Untersuchung vorhanden sei, werde sogar 
von den Gesellschaften zugegeben, die selbst verschiedene Beschwerden 
hätten. Aber auch die Verfrachter hätten ihre Klagen, die allerdings 
teilweise die notwendigen Folgen des gegenwärtigen Systems seien. 
Entgegen den Behauptungen Laws bestehe unleugbar eine Bevorzugung 
des Auslands, wenn man die Sache nicht nur vom juristischen Standpunkt 
betrachte. Diesem Übelstand könne zwar durch Beseitigung der Kon¬ 
kurrenz abgeholfen werden, aber ebenso wichtig sei die Beseitigung der 
„ungebührlichen Belastung der Landesteile mit Eisenbahnmonopol da¬ 
durch, daß sie die Verluste in den konkurrierenden Landesteilen zu 
decken hätten.“ Die immer zahlreicheren Klagen und Abordnungen hätten 
ihn immer mehr davon überzeugt, daß der Fehler nicht bei den Aufsichts¬ 
räten, sondern im System liege. „Dies System sei aber nachteilig für eine 
ganze Reihe von Industrien.“ Die Erfahrung in Deutschland habe ge¬ 
zeigt, daß die Staatsbahnverwaltung besser gewesen sei, als die frühere 
Privatverwaltung. In England sei man bisher von dem Gedanken aus¬ 
gegangen, „daß die freie Konkurrenz eine gute Sache sei, nicht nur für 
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die Gesellschaften selbst, sondern auch für die Allgemeinheit. Nun aber 
sei das Ende der freien Konkurrenz gekommen und je eher desto besser.“ 
Die früheren Klagen gegen die Heeresverwaltung, die oft als Argument 
gegen die Verstaatlichung gebraucht würden, seien der Tatsache zuzu- 
sohreiben, daß die Verwaltung von „swells“ statt von Geschäftsleuten ge¬ 
leitet worden sei. Unter den Eisenbahngiesellsctoaften seien aber nur zu 
viele „ swells “ . . ., diese könnten deshalb kaum für die Wirkung 
persönlichen Ehrgeizes als Triebfeder angeführt werden. Der ein¬ 
zelne Geschäftsmann, der selbst arbeite, fühle wohl diesen Antrieb. 
Aber die Eisenbahnaufsichtsräte arbeiteten wie die Beamten der Heeres¬ 
verwaltung, und die Entschädigung sei nicht so groß, um sie „schwitzen 
zu machen“. Er sei deshalb bereit, die Resolution anzunehmen, wenn an 
Stelle von „Verstaatlichung“ die Worte „welcher Änderungen im Ver¬ 
hältnis des Staates zu den Eisenbahnen“ gesetzt würden. 

Zu den schutzzöllnerischen Befürwortern der Verstaatlichung, deren 
Anfragen im Parlament von Jahr zu Jahr wachsenden Widerhall finden, 
gesellen sich nach den Enttäuschungen über die Erfolge der Einigungs¬ 
ämter die Eisenbahnangestellten, die nunmehr eine immer größere Hoff¬ 
nung auf die Verstaatlichung setzen, nachdem sie sich schon in den neun¬ 
ziger Jahren grundsätzlich für die Verstaatlichung ausgesprochen hatten. 
Ihre Forderungen finden kurz vor dem Krieg ihren Ausdruck in einem 
Antrag der Labour *Party zur Thronrede des Jahres 1912, der aiuf „das be¬ 
klagenswerte Ungenügen der Löhne“ hinwies und „gesetzliche Maß¬ 
nahmen zur Sicherung eines Mindestlohns und zur Beseitigung der un¬ 
gleichen Verteilung des Arbeitseinkommens durch die Verstaatlichung der 
Eisenbahnen, Bergwerke und anderen Monopole“ verlangte. In der Be¬ 
gründung führt Mac Donald' aus, daß die Hauptursache des „labour unrest u 
in den niedrigen Löhnen zu suchen sei, und deshalb zur Verstaatlichung 
der großen Monopole geschritten werden müsse, da die Erfahrung in Eng¬ 
land wie in Deutschland gezeigt habe, daß sie nicht durch staatliche Be¬ 
aufsichtigung kontrolliert werden könnten. 

Der Handelsminister (Robertson) betont zunächst, daß er nicht gegen 
die Verstaatlichung sprechen wolle, — „ein Ideal, das fast seit einem 
halben Jahrhundert von dieser Seite des Hauses vertreten werde und gegen¬ 
wärtig dort große Anhängierechaft habe“ —, «über er gilau.be nicht daß sie eine 
Erleichterung der Arbeiterfrage bringen dürfte. Zudem sei es gegen¬ 
wärtig auf den Fersen der Sozialversicherung „etwas extravagant, die 
Durchführung einer noch viel größeren Maßnahme vorzuschlagen“. Wenn 
der Hauptzweck der Verstaatlichung die Verbesserung der Arbeitsbe¬ 
dingungen sein solle, so würde sie bei der Geschäftswelt, die sie an sich 
weitgehend als ein gutes Geschäft betrachte, Mißtrauen begegnen. Des- 
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halb sei sie zur Unterstützung des Antrags nicht am Platz. Damit wolle 
er aber nicht sagen, daß nicht eines Tags die Verstaatlichung kommen 
werde, „sicherlich sei sie aber filr die gegenwärtige Regierung keine 
Frage der praktischen Politik“. 

Mit diesen beiden Aussprachen ist die politische Bedeutung des 
Staatsbahngedankens in den letzten Jahren vor dem Krieg ausreichend 
charakterisiert, denn auch die Tatsache, daß noch im Jahre 1914 ein Ge¬ 
setzentwurf 1 ) vorgelegt wurde, ist kein Beweis dafür, daß der Gedanke 
inzwischen weitere Kreise des englischen Volks ergriffen hätte oder eine 
Frage der praktischen Politik geworden wäre. Dazu fehlte den neuen 
Ideen, von denen er sich nährte, vorläufig noch die nötige Stoßkraft und 
Geschlossenheit. Dazu fehlte vor allem eine unmittelbare Verbindung 
zwischen den Hauptbeschwerden der Verfrachter und den Forderungen 
der Anhänger des Staatsbahnsystems. Es ist hier immer wieder betont 
worden, daß alle Klagen gegen das herrschende Eisenbahnsystem von der 
heimlichen Sehnsucht nach Wiederherstellung der Konkurrenz diktiert 
sind. Waren jene „minor facüities “, die gewissermaßen den einzigen 
Gegenstand der Zeugenaussagen vor den beiden letzten Parlaments¬ 
ausschüssen bilden, von privaten Gesellschaften nicht mehr zu erreichen, 
um wieviel weniger waren sie von einer einheitlichen Staatsbahnverwal¬ 
tung zu erwarten, die notwendigerweise eine Vereinheitlichung der Tarife 
und Transportbedingungen bringen mußte. Aus diesem Grund zeigt sich 
die eigenartige Erscheinung, daß in den Denkschriften und Zeugen¬ 
aussagen, die die Handelskammern auf Grund von Fragebogen für die 
Kommission von 1913 ausarbeiten, in sehr vielen Fällen die schärfsten 
Beschwerden über die schlechte Behandlung durch die Gesellschaften 
infolge des Zusammenschlusses neben nahezu einstimmigen Voten gegen 
die Verstaatlichung der Eisenbahnen stehen, die ganz offenbar aus der 
Befürchtung erwachsen sind, daß die staatliche Verwaltung eine weitere 
Uniformierung mit sich bringen würde. Aus denselben Gründen scheinen 
mir auch die Ausführungen Acworths, auf die Cohn in seinem letzten 
Aufsatze*) so großes Gewicht legt, nicht unbedingt beweiskräftig. 

*) A Bill to provide for the nationalisation of Railways, the entablishrnent of 
a Ministry of Post» and Railways, and for other purposes connected therewith 
(Bill 212, 1914). Der Entwurf sieht die Schaffung eines Post- und Eisenbahn¬ 
ministeriums vor, das die Bahnen zum Preise des kapitalisierten Durchschnitts¬ 
ertrages der drei vorangehenden Jahre erwirbt. Die Zahlung geschieht nicht in 
bar, sondern in Schuldverschreibungen, die in 63 Jahren zu amortisieren sind. Die 
Verwaltung sollte einem Vorstand von 4—6 Mitgliedern übertragen werden, dem 
für gewisse Zwecke ein Beirat beigegeben wird. 

*) Die Aussichten eines Staatsbahnsystems in England in: Archiv für Eisen¬ 
bahnwesen, 1912, S. 1417 ff., dessen Ausführungen hier selbstverständlich ergän¬ 
zungsweise herangezogen werden müssen. 
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Acworth 1 )' sieht die Verstaatlichung der Bahnen deshalb in absehbarer 
Zeit kommen, weil die politischen Verhältnisse es unwahrscheinlich 
erscheinen ließen, daß jemals ein durchdachtes System staatlicher Be¬ 
aufsichtigung angenommen werden würde. Demgegenüber hat die Ge¬ 
schichte der englischen Eisenbahnpolitik bewiesen, daß das englische 
Publikum jahrzehntelange Perioden äußerster Verfahrenheit geduldet 
hat, ehe es sich aufraffte, um auf dem Wege der Gesetzgebung Abhilfe zu 
schaffen. Daß es deshalb in einer Zeit des Übergangs und der Auflösung, 
wie sie die letzten Jahre vor dem Krieg darstellten, wo sich die alten 
liberalistischen Ideen von der freien Konkurrenz mit zäher Hartnäckig¬ 
keit gegen Protektionismus und Sozialismus auflehnten, die nötige Samm¬ 
lung der Kräfte gefunden hätte, um ein Werk wie die Verstaatlichung in 
absehbarer Zeit durchzuführen, muß sehr in Frage gestellt werden*). 

*) The State in Relation to Railways in England, 1912, S. 9 — ohne mir damit 
ein besseres Urteil über Dinge anmaßen zu wollen, denen er naturgemäß nähersteht. 

*) Uber die wichtigste Literatur zur Staatsbahnfrage in England hat Gustav 
Cohn im Archiv für Eisenbahnwesen in drei Aufsätzen unter dem Titel „Die Aus¬ 
sichten eines Staatsbahnsystems in England“ von Zeit zu Zeit berichtet (189S, 
S. 1123ff.; 1909, S. 321 ff. und 1912, S. 1417ff.). Sie kann in zwei Gruppen geteilt 
werden: in eine mehr darstellende, objektive und in die eigentliche Propaganda¬ 
literatur für oder wider die Verstaatlichung. Zu der ersten Gruppe gehören vor 
allem die Aufsätze von Sir William Acworth, The relation of Railways to the 
State in Economic Journal, 1908, S. 501 ff.) und The state in relation to Railways in 
England (in: The State in relation to Railways. Papers read at the Congress of 
the Royal Economic Society, January lith, 1912. London 1912, S. 5 ff.), beide von 
Cohn besprochen. Ferner die Aufsätze von Gibb, Railway Nationalization (abgedr. 
u. a. in: The Railway Library 1909, Chicago 1910, S. 238), Stephenson, The State 
eontrol of British Railways und von Cleveland-Stevens, Parliament and the Rail- 
ways (beide in: The State in relation to Railways, a.a.O.). Die Quintessenz 
der wenig fruchtbaren Propagandaliteratur für und wider die Verstaatlichung ist 
populär zusammengefaßt in den beiden Büchern von Davies, The case for Railway 
nationalisation und von Pratt, The case against Railway nationalization (beide in 
The Nation'8 Library, London 1914). An weiterer Literatur für die Verstaatlichung 
vgl,: Davies, Nationalisation of Railways (2. Aufl., London 1911), The case for 
Railway nationalization (Flugschrift der I. L.P., London 1912), State purchase of 
Railways (Fabian Society Tract Nr. 150, London 1910), Edwards, Railway nationali¬ 
zation (2. Aufl., London 1907), Cunningham, Railway nationalization (London 
1906), Wardle, Railway nationalization (Flugschrift der I. L. P., London 1908). 
An Schriften gegen die Verstaatlichung sind zu nennen: Pratt, Railway nationali¬ 
zation (London 1908), State Railways (London 1907), The State Railways muddle 
in Australia (London 1912), Railways and nationalization (Sonderdruck aus der 
Railway Gazette), State Railways: object lessons from other lands (London). 

(Fortsetzung folgt.- 
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Mit bildlichen Darstellungen und Plänen. 
(Fortsetzung statt Schluß.)*) 


4. Ergebnisse der Berechnungen der reinen Betriebskosten 

und ihre Auswertung. 

Die übrigen Rechnungen sind bei allen Abweichungen im einzelnen 
im wesentlichen in dieser oder ähnlicher Form aufgestellt, so daß sie zu 
übereinstimmenden Ergebnissen führen. Diese wurden für jede Rech¬ 
nung in der Zusammenstellung 7*) zusammengefaßt. 

Erklärung der Haupttafeln 4—6. 

Der Vergleich der einzelnen Bahnhöfe wird ermöglicht durch die 
Zusammenfassung der wesentlichen Zahlen aus der Zusammenstellung 7 
in Tafel 4 und die bildliche Darstellung der Tafeln 5, 5a und 6. Zu 
ihrem Verständnis sei noch folgendes vorausgeschickt: Tafel 4 zeigt in 
den Spalten 36—38, daß alle Bahnhöfe bei voller Belastung die geringsten 
Kosten für die Wageneinheit verursachen. Die Spalten 36—38 wurden 
gewählt, weil diese für alle Bahnhöfe ermittelt sind. Die wahre Höhe 
der reinen Betriebskosten ergibt sich erst, wenn zu diesen Zahlen 4 % 
hinzugerechnet werden. Dieses wohl selbstverständliche technisch-wirt¬ 
schaftliche Ergebnis mußte doch zahlenmäßig bewiesen werden; denn es 
gibt eine Belastungsgrenze, über die hinaus die Einheitskosten wieder 
höher werden können. Diese ist für keinen der untersuchten Bahnhöfe 
überschritten, sichtbar aber bei Wustermark, Tafel 4, Spalte 37, 38. Wie 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1923, S. 1 ff. 

2) Die Zusammenstellung 7, 7a und 18 (Aufwendungslisten für den Verschiebe¬ 
dienst) und 20 (Bahnhofsskizzen) mußten wegen der hohen Druckkosten fort¬ 
bleiben. Sie sind den Reichsbahndirektionen durch Erlaß EIV 44 — 6802/22 be¬ 
kanntgegeben. Die Friedenspreise der Tafel 7a sind Sammet: „Karlsruhe" 
entnommen. 
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Allagen. 

1. Bngelsdorf. 

8. Wilhelmsburg. 

4 Wustermark. 

8. Brockau. 

6. Langendreer. 

7. Geisecke. 

8. Seelze. 

9. Kalk-Nord. 

10. Bisehofsheim. 

11. Kirchweyhe. 

12. Frankfurt (Oder). 
iS. Mannheim. 

14. Ofenburg (füllt fort). 

15. Soest. 

Ehmettige Anlage* 
mit Gefüllt. 

18. Dresden. 

17. Chemnitz-Hilbersdorf. 

18. Nürnberg. 

Ehmeftlge Anlagen, 
FtachbahnMfe. 

2. Oberkotzau. 

19 . Kornwestheim. 

20. Hamburg (füllt fort). 

21. Herne. 

22. Frankfurt (Main) Ost. 

23. Bremen R. 

25 . Osnabrück. 

26. Rheine. 

27. Schneidemlihl. 

28. Basel (füllt fort). 

29. Güttingen. 

Altere Balnhöfe. 

24. Oberlahnstein. 

80l Heilbronn. 

31. Neumünster. 

32. Langenfelde. 

93. Pankow. 

84. Gmnewald. 

35. Speldorf. 

96. Giesen. 

37. Bebra. 

3a Frankfurt (Main) Hgbhf. 

39. Worms. 

40. Glogau. 

41. Cüstrin. 

42. Karlsruhe. 

43. Dittersbach. 
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schon oben nachgeiwiesen und durch diese Feststellung bestätigt wird, 
sind die Bahnhöfe nur vergleichsfähig bei Höchstbelastung. Demnach 
sind in Tafel 5 die Kosten für die Wageneinheit als Ordinate aufgetragen 
unter gleichzeitiger Erfassung der möglichen Wagenleistung des Bahn¬ 
hofs als Abszisse 1 ). 

Der leistungsfähigste und billigste Bahnhof liegt rechts unten. Die 
so gewonnenen Punkte sind mathematisch zwingend festgelegt. Durch 
Verbindung der Punkte gleichartiger Bahnhöfe bekommt man einen über¬ 
sichtlichen Vergleich der verschiedenen Arten. Dieser ist aber von so 
vielerlei Umständen abhängig, daß das rein mathematische Bild allein 
nicht genügt. Zur Beurteilung müssen noch weitere Faktoren heran¬ 
gezogen werden. Hier kommen in erster Linie einmal der Grad 
der Zerlegung und dann der Eckverkehr in Frage. Was an örtlichen 
Faktoren den Bahnhof ungünstig beeinflußt, ist hier belanglos, es ver¬ 
teuert ihn. Jedoch ist es ein Zweck der Untersuchung, unwirtschaft¬ 
liche Bahnhöfe zu finden und womöglich auszuschalten. Für den Grad 
der Zerlegung maßgebend ist die Zahl der eigentlichen Nahgüterzüge 
und der Ortsverkehr. Diese und der Eckverkehr aber lassen sieh für 
jede® Bahnhof auf Grund der als Zusammenstellung 13 s ) beigefügten Auf- 
Avendungslisten (Spalte 5, G und 7) ermitteln. Die Zahl •der Spalte 5b 
ist aber nur mit gewisser Einschränkung brauchbar, denn der Begriff 
der Nahgüterzüge liegt nicht fest (vgl. Heinrich: Z.d.V.d.E. 1921 
S. 713), da auch die Züge, die nur eine oder ganz wenige Gruppen 
haben, jedoch nur auf kurze Entfernungen laufen, als Xahgüterzüge be¬ 
zeichnet sind. Das trifft besonders arif den Kuhrbezirk und seine lvand- 
bahnhöfe zu, wo z. B. für Langendreer über 90 % als Xahgüterzüge auf¬ 
geführt sind. Diese Zahlen sind aber bei den in Frage kommenden Bahn¬ 
höfen nicht zur Beurteilung der Verschiebearbeit brauchbar. Wo sich 
also der Begriff „Nahgiiterzug‘‘ mit dem der Vielgruppigkeit für die 
überwiegende Mehrzahl dieser Züge anscheinend nicht deckte, sind die 
Zahlen fortgelassen. Von der X-Aclise aus sind also, soweit möglich, 
die Prozentzahlen der Nahgüterzüge und weiterhin die des Orts- und 
Eckverkehrs als Z-Linie aufgetragen. Die Zahlen der Zusammenstellung 
13 sind beigeschrieben. Die Z-Achsc ist aber nicht räumlich zu denken, 
weil die Endpunkte der Z-Linie nicht als mathematisch zwingende Punkte 
zu werten sind. Sie hat vielmehr nur den Wert eines Gewichts, das die 
höhere oder tiefere Lage der Kostenpunkte in der NY-Ebene erklärlich 
erscheinen läßt. 

>) Die Nummern der Bahnhöfe in Tafel 4 sind für alle Tafeln beibehalten 
Sie wurden sogar trotz späterer Änderungen in der ursprünglichen Reihenfolge 
gelassen, um nicht Fehlerquellen zu verursachen. 

2 ) Vgl. Fußnote *) auf S. 269. 
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Tafel 6 (S. 274). 

Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 

Kosten fttr einen Wagen bei jeder Belastung. 



Anmerkung: Die Zahl neben o gibt die Nummer im Verzeichnis der Bahnhöfe an. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 19*23. 18 
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Tafel 5a. 

Tafel 4 zeigt in ihrer Spalte 24—29 (Unterhaltung) derartige 
Schwankungen, daß ein Unterschied zwischen laufender Unterhaltung 
und Erneuerung anscheinend nicht gemacht ist; schwanken sie doch 
zwischen 0,35 Ji für den Wagen gleich 3 % der reinen Betriebskosten 
(Bischofsheim 10) und 3,36 Jl für den Wagen gleich 19 % (Frankurt 
a. M. Hauptgüterbaihnhof, 38). Deshalb erscheint es ratsam, die Betriebs¬ 
kosten auch ohne die für Unterhaltung aufzutragen, das ist in Tafel 5a 
geschehen. 

Tafel 6 (S. 273) 

Die Kostenpunkte der Höchstbelastung sind für die Kosten des 
Bahnhofs 'bei jeder Belastung maßgebend. Das beweisen die Kurven der 
Tafel 6. Ermittelt wurden diese wie folgt: Innerhalb jeder Belastungs¬ 
stufe bleiben die Gesamfckosten konstant, da festgestellt werden konnte, 
daß Verminderungen an Personal innerhalb der durch die Lokomotivzahl 
bestimmten Stufen nicht möglich ist. Das geht sogar in den meisten 
Fällen soweit, daß die Personalbesetzung über mehrere Stufen unver¬ 
ändert bleibt Es gilt also für jede Stufe die Gleichung W. x = C, wo W 
die Wagenzahl, x die Einiheitskosten für den Wagen und C die kon¬ 
stanten Kosten bedeutet. Die Werte W, x und C ergeben sich aus den 
Zusammenstellungen 7 oder auch aus Tafel 4, Spalte 3—5 und 36—38. 
DaB ist die Gleichung einer Hyperbel, die dementsprechend für jede 
Stufe aufgetragen wunde. Belanglos ist hierbei; daß für einzelne Bahn¬ 
höfe die Kosten (also auch C) ganz geringe Schwankungen zeigen (z. B. 
die Zugfahrten, die natürlich mit der Wagenzahl zunehmen). Bei der 
Auftragung der Kurven wurde dieser Umstand berücksichtigt. Theore¬ 
tisch ist die Grenze für die Stufen also für den Absatz in den Kurven in 
den meisten Fällen angegeben. Tatsächlich werden sich aber die beiden 
Hypenbelkurven übergreifen (siehe die oberste Kurve für Mannheim), 
da der Zeitpunkt für Anforderung einer neuen Lokomotive schwankend 
ist. Denn einmal kann die Lokomotive nicht sofort zurückgegeben wer¬ 
den, wenn die theoretische Grenze erreicht ist — diese hängt ja auch 
von den Witterungsverhältnissen ab —, andererseits wird aber auch eine 
wirtschaftliche Bahnhofsleitung den Zeitpunkt der Anforderung einer 
Lokomotive möglichst hinauszögern, wenn es die Betriebslage irgend 
gestattet. Wie notwendig das ist, zeigen die Kurven am deutlichsten. 
Ferner beweisen sie aber auch, wie erschreckend die Kostenzunahme ist. 
wenn der Bahnhof nicht voll belastet ist. Man muß also mit allen Mitteln 
dahin streben, die Belastungsziffer (vgl. Zusammenstellung 13, Spalte 
11), der Hundert zu nähern. Wie außerordentlich weit die tatsächliche 
Augustbelastung von der Vollbelastung entfernt war, zeigen die in 
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Tafel 6 besonders bezeichnten Punkte. Das Bedauerliche ist nun, daß 
diese Unterbelastung für die meisten Bahnhöfe im Normaljahr etwa 8 bis 
9 Monate dauert; wie dem abauhelfen sei, kann weiter unten angedeutet 
werden. Die Kurven zeigen aber, daß selbst außergewöhnliche Kosten 
für gelegentliche Spitzen über die Leistungsfähigkeit hinaus nicht so 
teuer sind, wie dauernde Unterbelastung. 


Auswertung. 


Nachdem so der Zusammenhang der wichtigsten Tafeln klargelegt 
ist, kann auf ihre Einzelheiten eingegangen werden. Auf die Skizzen 
der einzelnen Bahnhöfe am Schlüsse 1 ) wird (hier noch besonders hinge¬ 
wiesen. Tafel 4 faßt die zweiseitigen und einseitigen Bahnhöfe geson¬ 
dert zusammen, gibt von jeder Gattung die Mittelwerte, wobei natürlich 
die Gefällsbahnhöfe besonders behandelt sind. Die älteren Bahnhöfe er¬ 
scheinen für sich. Die Zusammenfassung zeigt, daß die Hauptkosten 
aus denen für Personal und Lokomotiven bestehen, sie machen zusammen 
75—80 % aus, die Zahlen schwanken etwas. Jedoch gehen im allgemeinen 
bei Höchstbelastung die Personalkosten für die Einheit herunter, wäh¬ 
rend die für Lokomotiven steigern In der Beziehung sind fast alle Bahn¬ 
höfe als gleichartig anzusehen. Denn wenn auch bei den einseitigen 
Bahnhöfen die Vomhundertzahlen etwas andere sind, so liegt das an den 
dazu kommenden Kosten für Zugfahrten. Es zeigt sich also, daß in der 
Regel die Lokomotiven bei Vollast nicht in dem Maße ausgenutzt sind 
wie das Personal. Die Lokomotivkosten für die Einheit sinken nicht ge¬ 
nügend, steigen sogar an einzelnen Stellen in den Höchststufen, z. B. 
Wustermark (4), Geisecke (7), Bischofsheim (10), Kalk Nord (9). Ob 
hier noch Kosten erspart werden können, wäre von Fall zu Fall zu 
prüfen. 

Eine Sonderstellung nehmen natürlich die Gefällsbahnhöfe ein und 
mit ihnen Engelsdorf, der eine Vereinigung von Flach- und Gefälls- 
bahnhof ist. Bei der Mittelbildung aus den zweiseitigen Bahnhöfen 
wurde dieser deshalb nicht berücksichtigt. Einzelheiten dieser Art wer¬ 
den weiter unten behandelt. 

Die Kosten für Unfälle weisen gewisse Schwankungen auf, wie es 
ja erklärlich ist, wenn eie nicht über längere Zeit beobachtet und genau 
aufgeschrieben sind. Die Zahl der Bahnhöfe kann die längere Dauer 
der Beobachtung in gewissem Umfange ersetzen. Die Zahl von 4 % 
wird den tatsächlichen Verhältnissen im Durchschnitt entsprechen, das 
zeigt die eingehende Prüfung aller Rechnungsgrundlagen und Sonder¬ 
berechnungen. 

*) Vgl. Fußnote auf S. 269. 

18 * 
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An dieser Stelle darf vielleicht gleich die Frage der Zunahme der 
Unfälle mit den Wagenzahlen behandelt werden. Sie wurde mit den 
Berechnungen geprüft. Während wenige Beobachter der Ansicht waren, 
daß die Unfallzahl stärker als die ablaufende Wagenzahl stieg, waren 
die meisten Direktionen der Ansicht, daß sie mit steigender Wagenzahl 
abnehmen, weil die Aufmerksamkeit des Personals bei vollem Betrieb 
nicht abgelenkt würde. Einen Versuch, die Unfälle bildlich darzustellen, 
stellt das Schaubild für Bahnhof Brockau von Reg.-Baurat Hammann 
dar (Tafel 12). 


Schaabild der Wageaonfklle. 



Die Kosten für die kleinen Ausgaben dürfen ebenfalls mit 1 % an¬ 
genommen werden. Das Mittel der Tafel 4 liegt etwas darunter, weil ein 
Tjeil der Berechnungen unvollständig ist. Eine verschwindend kleine 
Rolle spielen im ganzen die Mehraufwendungen für erschwerten Betrieb. 
In Karlsruhe (Sammet a. a. 0.) sind sie aus örtlichen Gründen unverhält¬ 
nismäßig hoch. 

Die Tafeln 5 und 5a zeigen, von Ausnahmen abgesehen, von links 
oben, der ungünstigsten Ecke beginnend, die älteren Bahnhöfe, die am 
wenigsten leistungsfähig und am teuersten sind. Dann folgen die ein¬ 
seitigen und schließlich die zweiseitigen Bahnhöfe. Hiermit ist be¬ 
wiesen, daß die meisten alten Bahnhöfe recht unwirtschaftlich arbeiten. 
Die Ausnahmen sind jedoch in ihrer einfachen baulichen Gestaltung reclii 
beachtenswert. Speldorf wird z. B., wie fast alle Bahnhöfe des Ruhr¬ 
bezirks, nur im großen zu ordnen haben. In Heilbronn wird der Betrieb 
besonders gut geleitet, der günstige Kostenpunkt des Bahnhofs beweist, 
daß auch aus einem unvollkommenen Bahnhof allerlei herauszuholen ist. 
Dasselbe scheint unter anderem auch in Dittersbach der Fall zu sein. Bei 
einem großen Teil dieser Bahnhöfe, soweit sie einseitig sind, ist aber zu 
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berücksichtigen, daß aus irgendwelchen Gründen Kosten für Zugfahrten 
nicht eingesetzt wurden, die aber in den meisten Fällen für notwendig 
gehalten werden (vgl. Tafel 4). Die Kostenpunkte sind also in diesem 
Falle noch um etwa 1—3 M höher zu setzen. Sehr deutlich hebt sich 
die Masse der zweiseitigen Bahnhöfe von der der einseitigen ab, beson¬ 
ders in Richtung der Leistungsfähigkeit, weniger nach den Kosten. Hier 
sind es lediglich die Beträge für Zugfahrten, die das System belasten. 
Dieser Umstand wird aber noch etwas verschärft, weil diese Kosten in 
Wirklichkeit um 0,58 M höher liegen, als seinerzeit bei Aufstellung der 
Richtlinien angenommen werden konnte. Damals lagen die tatsächlichen 
Unterlagen für das Jahr 1920 noch nicht vor. Die wirklichen Zugför¬ 
derungskosten für einen Güterwagen werden sich für August auf 1,34 <M 
stellen gegen die Berechnung von 0,7o M (d. i. das l,7«fache) auf 
Seite 15. 

Die neue Rechnung stützt sich auf einen Ministerialerlaß vom 
20. Januar 1922 — E IV 44 11039 — und gibt die Kosten für das Wagen- 
a c h s kilometer eines Güterzuges (berichtigt) für 1920 mit 1,20 <M an, 
davon entfallen auf die reinen Zugförderungskosten 0,46 <M, nach 
Z. tL V. d. E. 22 Seite 114 sind für das Jahr 1921 dazu 45 % zuzuschlagen. 
Für ein Wagen kilometer betragen sie also 0,46.1,45.2 = 1,34 JL 

Von der Änderung der Rechnungen wurde Abstand genommen, weil 
an dem grundsätzlichen Bilde nichts geändert würde. Es vergrößert sich 
bloß die Spannung zwischen den Kosten der einseitigen und der zwei¬ 
seitigen Bahnhöfe. Wo es weiterhin nötig wird, ist die Änderung jedoch 
berücksichtigt. 

Tafel 5 und 5a zeigen deutlich, daß bisher, also nach den reinen 
Betriebskosten zu urteilen, der zweiseitige Bahnhof vor dem einseitigen 
den Vorzug verdient Ändern wird sich das Bild natürlich durch die 
Berücksichtigung der Baukosten, über die ein besonderer Abschnitt han¬ 
delt. Der Einfluß des Eckverkehrs wird besonders untersucht. 

Zweiseitige Bahnhöfe. 

Geht man noch weiter auf die Einzelheiten der Tafel 5 und 5a ein, 
so zeigt sich die Höchstleistung der zweiseitigen größten Anlagen Mann¬ 
heim und Brockau bei 8000 Wagen (Brockau unter günstigen Umständen 
bei 8500), die der Mehrzahl der großen Bahnhöfe mit 4—5000 Wagen täg¬ 
lich (Geisecke, Langendreer, Kirchweyhe, Seelze, Wustermark, Wil¬ 
helmsburg). Nahe daran liegen Engelsdorf (3500) und Soest (3800). Die 
geringste Leistungsfähigkeit hat Frankfurt (Oder) (2400). Di© Einheits¬ 
kosten der gesamten Bahnhöfe sind aber durchaus als gleichwertig anzu¬ 
sehen. Ein Beweis, daß die Gleislängen (überhaupt die baulichen An- 
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lagen) den Bedürfnissen angepaßt sind, denn gleichwertig sind die Ein¬ 
heitskosten, das zeigt die Berücksichtigung der in der Z-Achse aufge- 
tragenen V omhundertzahlen der Nahgüterzüge • des Orts- und Eck Ver¬ 
kehrs, z. B. weist der billigste Bahnhof Kirchweyhe nur wenige Nah¬ 
güterzüge (11 %) und kaum Orts- und Eckverkehr auf, für Langendreer 
und Geisecke konnten, wie erörtert, die Zahlen der vielgruppigen Nah- 
güterzüge aus den Auf wendungslisten nicht ermittelt werden. Der Ver¬ 
kehr ist aber ibei beiden wohl gleichartig. Seelze ist trotz etwas un¬ 
günstigerer Z-Linie etwas billiger als Wustermark, da der Bahnhof etwas 
besser ausgebildet ist. (Bessere Anordnung der Stationsgruppe). Frank¬ 
furt (Oder) schneidet unter Berücksichtigung der Z-Linie sogar beson¬ 
ders günstig ab. Die hohen Kosten von Kalk-Nord sind wohl in den un¬ 
günstigen örtlichen Verhältnissen begründet. Die grundsätzliche An¬ 
ordnung des Bahnhofs entspricht nicht mehr der unvorhergesehenen Ent¬ 
wicklung des Verkehrs. Das zeigt die tief herabreichende Z-Linie. 
Für Mannheim erklärt dagegen diese Linie die hohen Kosten nicht aus¬ 
reichend. Zum Teil ist daran wohl schuld die Durchbrechung des Grund¬ 
satzes der Anlage infolge ungenügender Entwickelungsmöglichkeit in 
der Länge. Soest (10) ist (ebenso wie Göttingen [22]) höher anzunehmen, 
da diese beiden Bahnhöfe schon Lm Oktober 1920 berechnet sind. Nimmt 
man etwa 25 % an, so bestätigt die höhere Kostenlage die Unwirtschaft- 
licfokeit des Längenprofils und die ungünstigen Verhältnisse des Grund¬ 
risses (gleiche Höhenlage der Einfahrgruppe mit der Richtungsgruppe, 
horizontale Lage dieser Gruppe und erhebliche Krümmungswiderstände). 
Lediglich wegen der hohen Abdrückkosten scheint auch Bischofsheim ver¬ 
hältnismäßig hoch zu liegen. 

Wie die Höhenlage der Abdrückgleise die Kosten beeinflußt, be¬ 
weist die Zusammenstellung ll 1 ). Das Abdrücken in Brockau ver¬ 
ursacht bei den beiden Hauptbergen verschieden hohe Kosten, weil die 
Einfahrgruppen verschieden hoch liegen. In dem einen Fall müssen die 
Wagen auf die ganze Höhe des Berges herauf gedrückt werden. Natür¬ 
lich muß unter Umständen die Zugfahrt audh Kosten für Hebung 
um die erforderlichen 2—3 m aufwenden, doch arbeitet sie immer 
billiger als das schwierige Abdrücken. Bei den Gesamtkosten müßte 
Brockau deshalb ungünstiger abschneiden, Mannheim dagegen günstiger, 
doch wird bei beiden Bahnhöfen dieser Umstand wohl durch andere Ur¬ 
sachen ausgeglichen. Klarheit darüber werden wohl die besonders ein¬ 
gehenden Sonderuntereuchungen über beide Bahnhöfe bringen, die von 
Regierungsbaurat Haimnann in Breslau bzw. Dr.-Ing. Baumann in 

!) Die Zahlen der Zusammenstellung 11 ändern sich nach neueren Unter¬ 
suchungen. An dem grundsätzüchen Ergebnis ändert sich nichts. 
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Karlsruhe auf gestellt sind und demnächst veröffentlicht werden. Das 
gleiche gilt von Kalk Nord (Regb. Classens). 

Einseitige Bahnhöfe. 

Die Höchstleistung der einseitigen Bahnhöfe erreicht Kornwestheim 
(19) — 4000 Wagen — nämlich die halbe Leistung der ganz großen zwei¬ 
seitigen Anlagen. Es überragt damit die Leistung der übrigen ein¬ 
seitigen Bahnhöfe erheblich, Schneidemühl (27) und Bremen (23) 2500, 
Osnabrück (25) 2300 Wagen. In den Kosten für die Wageneinheit liegen 
die untersuchten Anlagen bis auf Rheine und Bremen gleichartig, Bre¬ 
men liegt besonders ungünstig z. T. wegen der Z-Linie, die allerdings von 
billigeren Bahnhöfen, wie Rheine und Osnabrück, übertroffen wird, zum 
wesentlichsten Teil aber wohl deshalb, weil die Ablaufrichtung gegen 
die Hauptlastrichtung geht Ein wesentlicher Teil der Kosten (3,28 Jt 
~ 19 %) entsteht also durch die bei richtiger Anlage nur teilweise nötigen 
Zugfahrtecn. Nach Seite 277 wird das Verhältnis noch ungünstiger. Ob 
Rheine trotz der hohen Z-Linie richtig liegt, konnte nicht festgestellt 
werden. Maßgebend für die weitere Untersuchung ist die große Masse 
in Tafel 5 a, nämlich die Bahnhöfe 2, 22, 25, 27 und 19. 22 (Göttingen) 
ist, wie erwähnt, um etwa 25 % höher anzunehmen, so daß die Kosten 
auf annähernd 11 M kommen, das ist bei der ungünstigen Anlage erklär¬ 
lich, schon Oder weist nach, (Archiv 1904, Seite 1333), daß diese Bahn¬ 
hofsart — eine gleichgerichtete zweiseitige Anlage — teuerer arbeitet, 
als die übrigen Arten. Kornwestheim verdient noch eine besondere Be¬ 
trachtung. Der Bahnhof ist eine halbe zweiseitige Anlage, mit den durch 
die Einseitigkeit bedingten Gleisgruppen, theoretisch einwandfrei durch¬ 
geführt, etwa wie Seelze, —< hochliegende Einfahrgruppe, hinter der 
Steilrampe schwächeres Gefälle bis in die Richbungsgleise, gradlinige 
Achse von Eimfahrgruppe durch Richtungs- bis zur Ausfahrgruppe, (also 
möglichste Vermeidung von Krümmungen). Der Bahnhof kann jederzeit 
zweiseitig ausgebaut werden. Will man die Kosten haben, die derselbe 
Baihnhof nach zweiseitigem Ausbau verursacht, so sind die Zugfahr¬ 
kosten (Spalte 22) mit 0,os Jl abzuziehen, man kommt dann auf die gleiche 
Kostenhöhe, wie bei Seelze. Die Z-Linie* wiegt bei Seelze etwas mehr, 
jedoch ist der Unterschied unwesentlich. 

G cf äl Isbahnhöfe. 

Den Gefällsbahnhöfen ist eine besondere Untersuchung zu widmen. 
Durch die Berechnung wird nachgewiesen (Tafel 4), daß die Personal¬ 
kosten (55 %) dieser Bahnhöfe so erheblich steigen, daß die Ersparnis 
an Lokomotivkosten (7 %), die nie ganz nusfallen können, zum großen 
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Teil ausgeglichen wind. Diese beiden Kostenarten betragen im Mittel 
der höchsten Belastung 6,03 + 0,76 = 6,79 M, das sind 62 % der Gesamt¬ 
kosten. Bei den einseitigen Flachbahnhöfen betragen diese Zahlen 
3,41 + 4,15 = 7,56 oder 71% der Geeamtkosten. Was aber die Gefälls- 
bahnhöfe noch mehr belastet als die einseitigen Flachbahnhöfe, das sind 
die Schleppkosten, mit denen für das Heben der Lasten, Schlepp- und 
Zugfahrkosten machen bei den Gefällsbahnhöfen im Mittel 2,12 Jt oder 
18 % aus. Es fragt sich nun, ob diese zu den notwendigen Ausgaben der 
Gattung zählen. Die Schleppkosten als solche, d. h. die Kosten, die ent¬ 
stehen, um die Züge von einer besonderen Einfahrgruppe in die Abroll- 
gruppe zu bringen, können entbehrt werden, wie Nürnberg beweist, wo 
alle Züge in die Abrollgruppe unmittelbar einfahren. Das Hochheben der 
Last um das ganze notwendige Gefälle wird sich aber in der Regel nicht 
vermeiden lassen. Theoretisch ist ja wohl denkbar, daß ein Verschiebe- 
bahnihof an einer mit etwa 1:100 geneigten Strecke liegt, daß ein Teil 
der Züge jedenfalls von der Bergrichtung in die Ablaufgleise einfahren 
kann in Richtung des Gefälles, wie es tatsächlich in Chemnitz-Hilbersdorf 
geschieht. Die maschinentechnischen Bedenken wegen richtigen Haltens 
in einer Einfahrgruppe 1 :100 sollen hier außer Betracht bleiben. Man 
wird aber einen Verschiebebahnhof nicht bloß an einer Strecke, sondern 
mindestens in der Nähe eines Knotenpunktes anlegen müssen, um rück¬ 
läufige Zugfahrten möglichst einzuschränken. Der Fall aber, 
daß die Lastrichtung überwiegend im Gefälle liegt, wird selten 
sein. Die Hebungskosten entstehen also für den größten Teil der Wagen 
in jedem Fall. Dabei ist es fast belanglos, ob die Fahrt zur Abrollgruppe 
im Zuge, wie in Nürnberg oder in Schleppfahrt wie in Dresden geschieht. 
Im ersten Falle werden die Kosten allerdings um etwa 25 % billiger, weil 
das Anfahren fortfällt. Ein Teil der Züge wird jedoch vor dem Einfahr¬ 
signal in der Steigung halten müssen und dadurch ist die Ersparnis mit 
Rücksicht auf das schwere Anfahren und die Gefahr des Zerreißens 
nicht erheblich. 

Der Unterschied zwischen Zugfahrt in der Horizontalen und einer 
Hebung um 20 m bei einer Länge von 2 km kann nach Dr.-Ing. W. Müller 
(Verk. Woche 22 Nr. 12), wie folgt annäherungsweise ermittelt wei’den. 
Der Zug fahre in der Horizontalen mit 35 km, in der Steigung mit 
20 km/h, volle Auslastung des Zuges vorausgesetzt. Dann beträgt die 
Fahrzeit einmal 60.2 :35 = rd. 3,5 Minuten, in der Steigung 6 Minuten. 
Nach der angegebenen Quelle kann der Kohlenvcrbrauch mit 20 kg in 
der Minute angesetzt werden. Er beträgt also in der Horizontalen 70 kg, 
in der Steigung 120 kg, das ist ein Unterschied von 50 kg. Bei einem 
Tonnenpreis fiir August 1921 von 400 ist die Steigungsstrecke mit 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 


20 «ft mehr belastet, das -sind bei 50 Wagen Zugstärke 0,4 Ji für den 
Wagen. Dazu kommt noch höhere Bremsfoesetzung, sodaß ein Zuschlag 
von 0,5 JlfWg. angemessen erscheint. Dieser Betrag kommt bei den 
Gefällsbahnhöfen zu den Zugfahrten der einseitigen Bahnhöfe hinzu. 
Tatsächlich liegen die Verhältnisse der drei Bahnhöfe wie folgt: Dresden 
hat alle Züge in die hochgelegene Ablaufgruppe zu schleppen, daher 
die besonders hohen Kosten, bei Chemnitz läuft ein Teil, bei Nürnberg 
alle Züge in die hochliegende Ablaufgruppe ein. Die Kosten erscheinen 
hier also nur als Zugfahrt, sind aber für Nürnberg nicht besonders er¬ 
mittelt, sondern auf dem auf Seite 275 gegebenen Werte gefunden. Dieser 
stellt aber das Mittel aus der Statistik dar, enthält also nicht den vollen 
Steigungszuschlag für 21 m Hebung; erwägt man das, so ist Nürnberg 
etwas höher (0,3 bis 0,5 cK) zu setzen, als es in Tafel 5 luracH 5a geschehen. 
Dazu kommt noch die* nach Seite 274 nötige Erhöhung um 0,58 JL In der 
Berechnung Nürnberg sind zudem Zugfahrten für die Richtung von 
Osten nicht berücksichtigt. Nach der Gleisanordnung des Bahnhofes 
erscheint das aber für einen Vergleich doch notwendig, (vgl. Grundriß.) 
Da es eine zufällige örtliche Anordnung ist, spricht es zugunsten des 
Gefällsbahnhofes, wo es vermieden werden kann. Immerhin wird man 
sich über die zahlenmäßige Höhe Rechenschaft geben müssen. Der Weg 
ist rd. 700 m lang, so daß die Koste® 0,7.0,7. r > J(/Wagen betragen. Da 
die in Frage kommenden W r agen etwa die Hälfte aller Wagen ausmachen, 
entfällt auf einen Wagen des Gesamtablaufes 


ln Tafel 5, 5a und 6 wären also Nürnberg um etwa 1,25 Ji höher 
zu setzen. 

An dieser Stelle ist von zweiseitigen Bahnhöfen Engeladorf' noch 
besonders zu erwähnen, weil er eine Verbindung des zweiseitigen mit 
dem Gefällsbahnhof ist. Die West-Ost-Richtung drückt zwar aus der 
Einfahrgruppe ab, läuft aber dann im wesentlichen bis snr Richtungs- 
grupipe im Gefälle 1 :100 weiter wie ein Gefällsbahnhof. Die Betriebs¬ 
kosten sind nicht viel höher, als die von Seelze, die Baukosten werden 
aber in der Regel höher sein. Es gilt hier dasselbe wie von den reinen 
Gefällsbahnhöfen mit der Einschränkung, daß die Hubhöhe natürlich 
niedriger ist. In der Auftragung von Engelsdorf erscheinen die Kosten 
hierfür nicht, weil die Wagen in Zugfahrt gehoben werden. Besonders 
ungünstig schneidet hier aber der Eckverkehr der Richtung Ost-Ost ab, 
der gegen das Gefälle gehoben werden muß. Ist dieser von erheblicher 
Größe, so würde sich diese Ausführungsart überhaupt verbieten. Baulich 
werden besonders günstige Verhältnisse vorliegen müssen, wie denn 
auch in Engelsdorf die Hubhöhe zur Erreichung schienenfreier Kreuzun¬ 
gen notwendig war. (Schluß folgt.) 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Eisenbahnen in Dänemark 

im Betriebsjahr 1920/21 *). 


(Nach dem amtlichen Betriebsbericht: Kjöbeahavn, trykt hos J. I). (Juist & Komp. 

|E. Levison] 1922.) 

I. Staatsbahnen 

(mit Einschiaß der vom Staat verwalteten Privatbaiinen). 

Die dänischen Staatsbahnen sind im Rechnungsjahr 1920/21 um 
304,44 km erweitert worden: durch Eröffnung neuer Bahnstrecken sind 
57,28 km hinzugekommen, außerdem mit dem nach dem Friedensvertrage 
von Deutschland an Dänemark abgetretenen nordschleswigschen Gebiete 
247,16 km. Ende März 1921 hatten sie eine Länge von 2412 ,07 km. Privat¬ 
gesellschaften gehörten hiervon wie bisher 98,05 km, nämlich die Bahn¬ 
strecken Orehoved—Gjedser (45,16 km), Viborg—Aalestrup (37,56 km) und 
Sorö—Vedde (15,93 km). Zweigleisig waren 317,51 km (13 ,10 %). Die Be¬ 
triebslänge im Jahresdurchschnitt betrug 2316,2 km. Von der Länge der 
durchgehenden Gleise bestanden 2730 km aus Stahlschicnen und 5 km 
aus Eisenschienen. 

Ende März 1921 besaßen die dänischen Staatsbahnen 417 Bahnhöfe 
und Haltestellen. Die durchschnittliche Stationsentfernung betrug 5.40 km. 

Die Länge der betriebenen Fährstrecken betrug im Jahresdurch¬ 
schnitt 81,o km, am Jahresschluß 170 ,0 km. Die Schiffsstrecke Korsör— 
Kiel (133 km) wurde im Berichtsjahr nicht betrieben. 

1. Anlagekapital der Bisenbahnen und Fährbetriebe. 

jl 1919/20 i 1920/21 


Am Jahresschluß.Kr. 353 586 376 432 256 557 

auf 1 Bahnktn.. 161662 , 172606 

Im Jahresdurchschnitt.„ 1 338 386830 I 392 921 467 

' 1 


*) Vgl. die früheren Aufsätze über die dänischen Eisenbahnen, zuletzt 
Jahrgang 1921. S. 946 ff. 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im BetriebsjaJir 1920/21. 


Von dem Anlagekapital am Jahresschluß 

1919/20 

1920/21 

fallen auf: j 





Grunderwerb. 

70366 463 

75 768161 

Feste Anlagen . 

199623288 

261 694 681 

Eisenbahnfahrzeuge .. 

66 899 771 

73943129 

Schiffe und Fährboote. .... 

12861713 

15 917688 

Ausstattungsgegenstände. 

j 

4 836161 

4932963 

2. Bestand and Leistangen der Fahrzeuge. 


Bestand am Bl. März: | 


• 

Lokomotiven. 

651 

674 

Tender . 

435 

445 

Personenwagen. 

1732 

1766 

Zahl der Sitzplätze in den Personenwagen 

84 529 

86 661 

davon: 1 



Plätze 1. und 2. Klasse. 

13 880 

14962 

= °/o 

16,4 

17^ 

, 3. - . 

70649 

71589 

= % 

83,« 

82,7 

Postwagen. . 

146 

144 

Gepäckwagen. 

368 

368 

Güter- und Viehwagen. 

10 812 

11269 

davon: j, 



bedeckte... 

• 

6 471 

6 706 

offene. 1 

j 

4 341 

4 563 

Bahndienstwagen. 

91 

93 

Schneepflüge. .i 

65 

68 

Die Gepäck-, Güter- und Viehwagen hatten ! 



zusammen Tragkraft.t 

133 028 

141 095 

durchschnittl. Tragkraft eines Wagens „ 

11,84 | 

12,07 

Für den Schiffahrtsbetrieb und die Fähranlagen i 
waren vorhanden : 

i 


Schiffe. 

7 

7 

Fährboote. 

26 

25 

Die Schiffe und Fährboote hatten zusammen , 

I 


Tragkraft.t 

| 9 970 

9970 


Im Berichtsjahr wurden 24 Lokomotiven, 10 Tender, 45 Personen¬ 
wagen sowie 250 bedeckte, 257 offene Güter- und Viehwagen beschafft 
Ausgemustert wurden 1 Lokomotive, 12 Personenwagen, 1 Post- und Ge¬ 
päckwagen, 13 bedeckte und 35 offene Güterwagen. Mit den nordschles- 
wjgsclien Bahnen sind Fahrzeuge nicht übernommen worden. 
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Leistungen der Lokomotiven 
und Wagen: 

Die Lokomotiven haben geleistet: 

im ganzen.km 

davon: 

Zugkm in Personenzügen.„ 

, „ gemischten und Güterzügen „ 

* „ Arbeitszügen.. 

im Vorspanndienst., 

in Leerfahrten.. 

außerdem: 

im Verschiebedienst.Stunden 

„ Bereitschaftsdienst. „ 

überhaupt Lokomotivkilometer, wenn der 
Verschiebedienst mit io und der Bereit- 
schaftsdienst mit 2 km für jede Dienst¬ 
stunde gerechnet wird. 


Verbraucht wurden dabei: 

Kohlen.t * 

auf 1 Lokomotivkm..kg 

öi ... vrr....Tt 

auf 1 Lokomotivkm.g 


Jede Zuglokomotive hat durchschnittlich im 
Zug- und Verschiebedienst geleistet. . km 
Jede Rangierlokomotive hat durchschnitt¬ 
lich geleistet.„ 

Es kommen im Durchschnitt: 
Lokomotivkilometer (ohne Verschiebe- und 
Bereitschaftsdienst) auf 1 Bahnkilometer . 
Zugkilometer auf 1 Bahnkilometer (einschl. 

Arbeitszüge). 

Wagenachskilometer auf 1 Zugkilometer . . . 

Wagen auf 1 Zug. 

und zwar: 

Personenwagen. 

Postwagen.. 

Gepäckwagen .. 

Güterwagen. 

Reisende auf einen Zug.. 

Hit Frachtberechnung befördertes Gut auf 

einen Zug.t 

Werden das frachtfrei beförderte Reisegepäck 
und die sonstigen ohne Frachtberechnung 
beförderten Güter (Dienstgüter usw.) mit 
in Rechnung gezogen, so ergeben sich als 
durchschnittliche Fracht eines Zuges . t 


1919/20 

1920/21 

12369692 

12244259 

4598693 

4 572 788 

7 394454 

7 356 702 

153 510 

103 320 

101806 

98771 

126229 

113 728 

998227,9 

1017232,8 

173 360,o 

207 466,5 

j 

22648671 

22831500 

269 452 

258 726 

11,90 

11,11 

4 ¥r ' 

486 

22,0 

21,s 

31 619 

1 

29921 

48 835 

ii 

46236 

r 

i 6 895 

5286 

ij 

l) 5 786 • 

6194 

't 39,867 ! 

40,557 

I 17,681 i 

17,946 

4,445 

4,442 

! 0,417 

0,489 

1,218 | 

1,222 

11,601 | 

11,793 

; « 9,7 | 

90,9 

ij 69,7 : 

li 

‘ i 

57,9 

• 

61,9 | 

60,8 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 1920/21. 


Die eigenen und fremden Wagen haben 
auf den Staatsbahnen geleistet .... km 
und zwar: 

die Personenwagen.. 

„ Postwagen .„ 

* Gepäckwagen.„ 

„ Güterwagen.. 

Wagenachskm sind auf den Staatsbahnen 
geleistet worden: 

im ganzen.“ . . . . 

davon: 

von Personenwagen. 

„ Postwagen. 

., Gepäckwagen . 

„ Güterwagen . 

„ Wagen aller Art: 

in Personenzügen.* . . 

„ gemischten und Güterzügen . . 

Es kommen im Durchschnitt: 

Wagenkilometer auf 1 Bahnkilometer . . 
Wagenachskilometer auf 1 Bahnkilometer 
Wagenladungskilometer (1 Wagenladung — 
10 Tonnen) auf 1 Bahnkilometer .... 

Durchschnittlich kommen Reisende: 

auf 1 Personenwagenkilometer. 

„ 1 Personenwagenachskilometer . . . . 

Zahl der geleisteten Platzkilometer . Mill. rd. 
davon 1. und 2. Klasse. 


Frachtpflichtige Gütertonnen kommen im 
Durchschnitt: 

auf 1 Gepäck- und Güterwagenkilometer . 
* 1 Achskilometer dieser Wagen . . . . 

Einschließlich der frachtfreien Güter kommen 
im Durchschnitt Gütertonnen: 
auf 1 Gepäck- und Güterwagenkilometer . 
„ 1 Achskilometer dieser Wagen . . . . 
Von 100 bewegten Plätzen waren durchschnitt¬ 
lich besetzt .. 

Die Tragkraft der Gepäck-, Güter- und Vieh¬ 
wagen war durehschn. ausgenutzt mit. % 


1919/20 

1920/21 

214 681 780 

215 920 743 

53 974 938 

53 447 323 

5060271 

5885796 

14 792280 

14 697 764 

140 854 296 

141 889 860 

484 050 011 

487 730006 

150295 724 

149904 019 

; 14560802 

15877 692 

35 752768 

36 432 219 

283 440 722 

285 516076 

139684883 

139 984 331 

344 365 128 

347 745 675 

] 

102 307 

93 222 

l ! 230 676 

jl 

210 573 

i: 

160 783 

142 994 

20,2 

20,5 

| 7,25 

7,*) 

2 611,5 

2 560,8 

! 498.1 

441,7 

2 113,4 

2119,1 

4,66 

4,45 

2,27 

2, Ui 

! 4,83 

4,«7 

2,35 

2,27 

1 41,3 

41.8 

39,4 

36,9 


i 
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Die Staatsbahnwagen haben zurückgelegt: j 

auf eigener Bahn.km 

„ fremder Bahn.„ | 

zusammen.. 

davon: die Personenwagen | 

„ Postwagen.. 1 

„ Gepäckwagen. . . . „ I 

„ Güterwagen.„ ! 

Von den Leistungen der Staatsbahnwagen 

auf fremder Bahn fallen: , 

auf Schweden und Norwegen . . . . rd. km 
* das südliche Ausland (Deutschland) „ l 

Die Schiffe und Fährboote haben geleistet km | 
außerdem im Bereitschaftsdienst, die 

Dienststunde zu 2 km gerechnet . n 1 

3. Verkehr. 


Dampf fahren wurden Reisende befördert: 


ji 1919/20 i 

1920/21 

1 , . . 

181 872 478 . j 

185 330591 

| 23 702062 \ 

20259746 

i 205 674 540 

205590,387 

, 53 626878 

52645 837 

5032260 

5 867 646 

14768904 

14 591 403 

132 146498 

i i 

132 485 551 

: 16070400 

3092900 

2 235 300 

12 522 300 

|| 721496 

627 740 

160092 j 

142 300 

d den von ihnen 

betriebenen 


P 


i! 

davon 


im Jahr 

ii 

im ganzen 

im 1 

| Binnenverkehr 

1 1 

im Wechsel verkehr 
nach j von 

fremden Bahnen 

im 

1 Durchgangs¬ 
verkehr 

h 

1919,20 
1920/21 i 

31 723 390 

31 373 022 

1 30217 269 1 

29 974 433 | 

717 208 j 786 328 

661923 l 735 277 

2 585 

1 389 


Bei der Ermittlung der Zahl der beförderten Reisenden und der ge¬ 
fahrenen Personenkilometer wurden gerechnet: 
fiir 1 Monatskarte 40 Fahrten zu 25 km; 
für 1 vierzehntägige Karte 10 Fahrten zu 150 km; 
für 1 achttägige Karte 6 Fahrten zu 150 km; 
für 1 Wochenkarte 12 Fahrten zu 14,6 km. 


Die Einnahmen des Personenverkehrs 
haben betragen: 

im Binnenverkehr. 

M Wechselverkehr mit fremden Bahnen . 

„ Durchgangsverkehr. 

i:n ganzen. 

darunter: 

für Schnellzüge. 

Rundreiseverkehr. 

Monatskarten. 

Vierzehntägige Karten. 

Achttägige Karten . 

Wochenkarten . 

Sonderzüge. 


1919/20 

1920/21 

K r o 

n e n 

49 619 580 

60977 828 

5 651098 

6 884 802 

52 799 

29935 

55 323 477 

67 892565 

1 '' .'3 

| 3 000 458 1 

3 783 271 

: 678 224 

1 413 504 

4 039 954 

4 655 391 

5 222 435 

367 565 

j 142 770 | 

245 220 

1 075 

1 364 

23564 i 

4 896 


Archiv fiir Ei-onbalinwe^en. 1923. 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 1920/21. 


Im Güterverkehr wurden befördert: 

im ganzen. 

davon: 

, Binnenverkehr. 

„ Wechselverkehr mit fremden Bahnen: 

Versand. 

Empfang . .. 

* Durchgangsverkehr. 


Die Einnahmen aus dem Güterverkehr 
betrugen: 

im ganzen. 

davon: 

n Binnenverkehr. ^ ... . 

„ Wechselverkehr mit fremden Bahnen: 

Versand. 

Empfang . .. 

„ Durchgangsverkehr. 


Von den wichtigeren Güterarten wurden 
befördert : 

Getreide, Mehl usw. 

Torf. 

Erde und Steine. 

Steinkohlen. 

Bauholz und sonstige Walderzeugnisse . . 

Futtermittel. 

Düngemittel, Abfälle. 

Ziegel- und Kalkwerkserzeugnisse . . . . 

Metalle und Metallwaren. 

Milch. 

Fleisch, Speck usw. 

Butter. 

Mais. 

Fische und Schaltiere. 

Eier. 

Margarine. 


1919/20 

1920/21 


Ton 

n e n 


8 203 961 

7 874 058 

6 738 333 

5 798 841 

1022896 

922394 

1418690 

1 143918 

24132 

j 

8906 

1919/20 

1920/21 


K r o 

n e n 


77 214 113 

107 387 247 

| 57 662 425 

79 178 362 

9 644168 

12713 376 

9 747 820 

15 331 482 

259 710 

164 028 

1919/20 

1920/21 

1000 t 

°/o ') | 

1000 t 

[ %') 

1033,4 

! 

12,9 j 

829,1 

11,1 

565,0 

7,0 

805,9 

10,8 

650,3 

8.1 | 

746,4 

10,0 

635,7 

7,9 

626,5 

8,4 

627,8 

7,8 

480,3 

6,4 

438,8 

6,5 1 

473,5 

6,4 

373,5 

4,7 

344,4 

4,6 

665,4 

7,1 

342,3 

4,6 

358,3 

4,5 

326,5 

4,4 

146.0 

1,8 

115,6 

1.6 

76,6 

1,0 i 

115,3 

1,5 

79,5 

1,0 

110,3 

1,5 

94,7 

1,2 | 

106,1 

1,4 

84,: 

1,1 1 

60,4 

0,8 

48,8 

0,6 ' 

| 58,5 

0,8 . 

50,5 

0,6 

44.9 

0,8 


l ) Sämtlicher Güter. 
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Aus Deutschland gingen ein: 

Metalle und Metallwaren. 

Steinkohlen. 

Erde und Steine. 

Ziegelsteine, Kalk . ... 

Banholz. 

Düngemittel. 

Getreide, Mehl. 

Torf. 

Nach Deutschland gingen aus: 

Fleisch und Speck. 

Fische nnd Schaltiere. 

Getreide. 

Butter. 

Milch. 

Erde und Steine. 

Düngemittel, Abfälle. 

Metalle und Metallwaren. 

Holz. 

Eier. . 


Übersicht: 

a) Personenverkehr: 

Zahl der beförderten Personen. 

davon: 

in 1. Klasse. 

von der Gesamtzahl der beförderten 

Personen . °/n 

in 2. Klasse. 


in 3. Klasse 


Beförderte Reisende auf 1 Bahnkilometer . . 
Zahl der durchfahrenen Personenkilometer 
davon: 

auf der Eisenbahn . 

„ Fährschiffen. 

Es k.-imen Personenkilometer: 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 

der Bahn- und Schiffsstrecken. 

auf 1 Zug- oder Schiffskilometer. 

, 1 Personenwagenachskilometer .... 

Durchschnittslänge einer Reise.km 
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* 1919/20 ’ 

| Ton 

1920/21 

n e n 

1 

! 127 300 

126800 

173 300 

51900 

'\ 13 300 

41200 

10 500 

16100 

' 11800 

13 400 

800 

6300 

j 900 

5200 

1 . i 

j 

4 100 

1 

| 20 600 

20 700 

46 300 

19 400 

| 19 800 

18 900 

10700 

11800 

15100 

9100 

2 500 

6 100 

j 10800 

6400 

4 100 

4 100 

200 

2 400 

6 400 

2 250 

:ehrs ergibt die nachfolgende 

1919/20 i 

L. 

1920/21 

j 31 723 390 

31 373022 

13 160 

14 315 

0,04 i 

0,06 

3 221 940 j 

2518 973 

10,16 

8,03 

28488290 

28 839 734 

89,80 i 

91,92 

| 14656 

13087 

1 167 109 892 

1 163 499 886 

1 088 969 798 

1 093766 475 

68140094 

69 732 911 

1 

530 031 1 

485 358 

90,o 

91,9 

7,25 

7,30 

36,5 i 

37,1 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsj&hr 1920/21. 


Von der Gesamtzahl der Reisenden wurden 
befördert: 

auf gewöhnliche Fahrkarten . 

im Rundreiseverkehr. 

auf Zeitkarten: 

Monatskarten 1 ). 

vierzehn tägige Karten. 

achttägige Karten. 

Wochenkarten. 


1919/20 

1920/21 

25 968 194 

25 262475 

83 716 

108949 

, 5 602 240 

| 5 906680 

37 950 

52 870 

28 554 

38 772 

2 736 

3 276 


*) Monatskarten mit Gültigkeit zu Reisen zwischen sämtlichen Stationen 
wurden (im Vorjahr) im Berichtsjahr ausgegeben für 


1 Monat (1 793) 1 938, 

2 Monate (1 122) 1 279, 

3 * (6 757) 5 907, 

4 „ ( 123) 141, 


5 Monate (32) 48, 

6 * (94) 186, 

7 (3) 27, 

8 (5) 36, 


9 Monate 

(io 

11, 

10 

( 5) 

-1 

11 

( 26) 

6 , 

12 

(354) 

468, 


zusammen (10 325) 10 049, davon (5 805) 5 089 für 1. und 2. Klasse, (4 520) 4 960 für 

Klasse. 


Monatskarten mit Gültigkeit zur Reise zwischen 2 bestimmten Stationen wurden 


ausgegeben: i. und 2. Klasse .( 2 642) 2018, 

3. Klasse. .(26 575) 35 694, 

zusammen . . (29 217) 37 712, 


davon für l— 6 km 

(2394) 

2 872, 

20— 30 km 

( 893) 

1 188, 

7— 8 

(5 350) 

6724, 

31— 40 

r> 

(3 233) 

3 696, 

9—12 „ 

(5 576) 

7 544, 

41— 50 

„ 

( 894) 

1 062, 

13—17 „ 

(4 908) 

7 030, 

51— 60 


( 375) 

414, 

18—21 „ 

(3 636) 

5 120, 

61— 80 

„ 

( 83) 

67, 

22-25 „ 

(1819) 

1 989, 

* 81—100 

„ 

( 53) 

6, 




mehr als 100 

n 

( 4) 

— 


Im Durchschnitt hatte eine Monatskarte für 1. und 2. Klasse 3,8 Monate, für 
3. Klasse 3,o Monate Gültigkeit und brachte ein: für die berechnete Fahrt 78 Öre, 
für das berechnete Personenkilometer 3,2 Öre. 

Von der Gesamtzahl der Monatskarten mit Gültigkeit zwischen 2 bestimmten 
Stationen wurden 19 765 zwischen Kopenhagen und Stationen der Nord- und 
Küstenbahnen ausgegeben. 

Die vierzehn- und die achttägigen Karten haben Gültigkeit zur Reise 
zwischen sämtlichen Stationen. Ausgegeben wurden im Berichtsjahr (im Vorjahr): 

vierzehntägige Karten 1 204 (1 148) für 1. und 2. Klasse, 

4083 (2 647) * 3. 

zusammen ... 5 287 (3 795), 
achttägige Karten . . 0 462 (4 759) „ 3. „ . 

Im Durchschnitt brachten die vierzehnt&gigen Karten 695 Öre für die 
berechnete Fahrt und 4,6 Öre für das berechnete Personenkilometer ein, die 
achttägigen Karten 632 und 4,2 Öre. 

Die Wochenkarten gelten von Montag bis Sonnabend zur täglichen Hin- 
und Rückfahrt in 3. Klasse zwischen zwei bestimmten Stationen. Im ganzen 
wurden 273 (228) Karten ausgegeben. Im Durchschnitt brachten sie 42 Öre 
für die Fahrt und 2,9 Öre für das Pereonenkilometer ein. 
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Von den auf gewöhnliche Fahrkarten und 

im 

i- ; —-— - 

- 

Rundreiseverkehr zurückgelegten Reisen 

* _ - « TT» _ 

1919/20 

1920/21 

Kommen am rmiiernungen: 




bis 15 km. 


10 513 600 

10046 347 

oder von sämtlichen Reisen ... 

% 

40,4 

39,60 

von 16 bis 30 km. 


6817 742 

6 629 408 

1 oder von sämtlichen Reisen .... 

°0 

26,2 

26, u 

von 31 bis 50 km. 

. . 

3 949 671 

920 174 

oder von sämtlichen Reisen ... 

% 

15,2 

15,4h 

von 51 bis 75 km. 


1 744 411 

1 756 805 

oder von sämtlichen Reisen .... 

% 

6,7 

6,92 

▼on 76 bis 100 km. 


846 724 

862107 

oder von sämtlichen Reisen 

% 

3,2 

3.40 

Ton 101 bis 196 km. 


1 406602 

1 394085 

oder von sämtlichen Reisen 

% 

5,4 

5,48 

Ton 197 bis 400 km. 


661 705 

«47 630 

oder von sämtlichen Reisen . 

0 0 

2,5 

2.M 

über 400 km. 


111549 

116 868 

oder von sämtlichen Reisen . . . . % 

b) Gepäck 

einschließlich Motorwagen und Fahrräder: 

' 0,4 

0,46 

Gesamtgewicht . 

t 

53 238 

57 242 

Frachtfreies Gewicht. 

„ 

24 361 

22639 

Frachtpflichtiges Übergewicht.„ 

c) Güterverkehr 

einschließlich des frachtpflichtigen Gepäcks: j 
Befördertes Reise- und Frachtgut, einschließ- 

28 877 

i 

1 

l 

i , 

34 703 

lieh Fahrzeuge und Leichen. 

davon waren: 

t 

8 037 334 

i 

i 

7 661 274 

Frachtpflichtiges Gepltck. 


28877 

34 703 

Frankatursendungen 1 ) . 

„ 

87 466 

90 660 

Expreß- und Eilstückgut. 


134 434 

91 261 

FJrachtstückgut. 

.. 

895 596 

760626 

Wagenladungsgut. 

.. 

6 810 444 

6 «29 264 

gebrauchtes Packzeug . 


79 069 

63 H33 

Fahrzeuge und Leichen -». 

.. 

1 1 448 

938 


An Rundreise- und Touristen-Fahrflöbednen wurden ausgegeben: 


1916/17 . 103 650 (Einnahme 268 626 Kr.), 

1917/18. 75104 ( „ 272049 „ ), 

1918/19 . 47 629 ( „ 210878 „ ), 

1919/20 . 83 716 ( - 678224 „), 

1920/21 . 108 949 ( „ 1413 504 „ ). 


Von den 1920/21 nusgegebenen Fahrscheinen fielen 84 806 (im Vorjahr 
65 212) mit 1227 477 Kr. (597 540 Kr.) Einnahme auf die 1. und 2. Klasse. Im 
Durchschnitt brachte ein Fahrschein 12,97 Kr. ein, d. s. bei einer durchschnitt¬ 
lichen Beförderungsstrecke von 103 km 12,57 Öre ftlr das Kilometer. 

1 ) Das siud im Binnenverkehr gegen Frachtvorauszahlung im Betrag bis 
6 Kr. beförderte Sendungen. 

2) Als Durchschnittsgewicht sind für Fahrzeuge auf eigenen Bädern und 
Leichen 500 kg berechnet worden. 
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1919/20 1920/21 


An Vieh wurden befördert: 


--■ 


Pferde.. 

Stück 

66 189 

133 403 

Hornvieh. 


334 674 

386 062 

Kälber. . 


| 62676 

64662 

Schweine und Ferkel. 

„ 

§ 126 306 

407 824 

Schafe, L&mmer und Ziegen .... 


j 50898 

64912 

Federvieh und sonstige Tiere .... 

r> 

228 

130 

Berechnetes Gewicht der beförderten 

Tiere l ). 

. t 

166617 

212 784 

Gesamtgewicht der beförderten Güter, 

Tiere und Fahrzeuge.* 

Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 
der Bahn* und Schiffsstrecken wurden 

8 203 951 

7 874 068 

befördert.. i 

Zahl der im Güterverkehr geleisteten tkm: 

i 3 764 

3*284 

auf der Eisenbahn . 

tkm 

726 244 326 

696 734 670 j 

„ Fährschiffen. 


1 70632330 

60 466496 

zusammen. 


796 776 66(1 

767201 166 

davon kamen auf: 

Reisegut. 


1506 769 

1681966 

Frankatursendungen. 


9183961 

9619300 

Expreß- und Eilstückgut. 


20 915 749 

14 521262 

Frachtstückgut. 


97 260761 

84603 044 

Wagenladungsgut . 

„ 

639609130 

617 119010 

gebrauchtes Packzeug . 


7 925634 

7 182 107 

Fahrzeuge und Leichen . 


190522 

182696 

Tiere . 

r> 

19 186 240 

22541 793 

Es kamen Tonnenkilometer: 

auf 1 Bahnkilometer. 

T 

345 618 

300 809 

„ 1 Zugkilometer. 


60,5 

58.4 

* 1 Gepäck- und Güterwagenkm . 

w J 

4,66 

4,4» 

„ 1 Gepäck- u. Güterwagenachskm 


2,27 

2,16 

Mittlere Beförderungslänge einer Tonne 

Gut einschließlich Tiere. 

km 

97. Oi* 

96,i< 

Frachtfreie Güter: 

Gewicht. 

. t 

270 050 

361 160 


tkm 

26 195 432 

35 032 520 


0 Al» Durchschnittsgewicht sind berechnet worden für: 


Pferde und Hornyieh. 400 kg. 

Kälber, Schweine und Ferkel . 50 » 

Schafe. Lämmer und Ziegen. 26 * 

Hunde. 25 . 

Federvieh. 8 _. 
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4. Finanzielle Ergebnisse. 




1919/20 

_ . .. .. ... .1. 

1920/21 

A. Eiuuah m 6 • 




Gesamteinnahme . 

. Kr. 

138 673622 

183 680 570 

davon kamen: 




auf den Personenverkehr: 




im ganzen.. . 

1 • n 

56323 477 

67 892565 


% 

39,9 

86,9 

auf den Güter- und Viehverkehr: 




im ganzen. 

. Kr. 

77214113 

107 887 247 


% 

55,7 

58,5 

auf Postbeförderung: 




im ganzen. 

. Kr. 

3 217 002 

4939 728 


% 

2,3 

2,7 

auf sonstige Quellen: 




im ganzen. 

. Kr. 

2919 030 

3 461030 


% 

2 ,i 

1,9 

Es kamen auf: 




1 km durcbschnittlicherBetriebslftnge 



der Bahn- und Schiffsstrecken 

. Kr. 

63629 

76 623 

1 Zug« oder Schiffskin. 

n 

10,78 

14,61 

1 Wagenachskm. 

. Ore 

28,6 

37.7 

1 Tag . 

. . Kr. 

378 890 

503 214 

An den Einnahmen aus der Personenbefor- 1 

i 


derung sind beteiligt: 

I 

1 

i 


die 1. Klasse mit. 

Kr. 

272061 

384215 


% : 

0,6 

0.6 

O 

. . Kr. i 

1 13758218 

13 885 851 


% 

24,9 | 

20,7 

3. . 

. . Kr. 

41 293 198 1 

53672 499 


% 

74.6 

78.7 

Die durchschnittliche Einnahme aus 

dem Per- 

1 ' 


sonenverkehr betrug: 


|i 


für eine Person: 




in der 1. Klasse. 

. . . Kr. 

20.7 

26,8 

n * 2« y> . 

• • • e 

4,3 

5,6 

* n 3. „ .. 

• • • n 

i 1-4 

1,8 

überhaupt. 

. . . Öre 

174,4 

216,4 

für 1 Personenkm. 

• • • V 


5,8 

„ 1 Personenwagenkm .... 

• • • n 

102,5 

1 

127,0 

Von den Einnahmen aus dem Güter« 

und 

i 


Vieh verkehr kamen auf: 




Reisegut . 

. . . Kr. 

2 187 907 

3265 905 


% 

2,8 

3,o 

Prankatursendungen. 

. . . Kr. 

1689944 

2588423 


7o 

' 2,2 

2,4 

Expreß- und Eilstückgut .... 

. . . Kr. 

7 130803 

6 922 077 


% 

! 9v't 

6,5 

Frachtstück gut . 

. . . Kr. 

1 16522 555 

21 048 632 


% 

i 21.4 

19,6 
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1919/20 1920/21 


Wagenladungsgut . 

. . . Kr. 1 

43 228 559 

63 33*2 1112 


% 

56,0 

59.0 

gebrauchtes Packzeug . 

... Kr. 

848 760 

1 116369 


% 

1,1 

1,0 

Freimarkenpakete . 

. . . Kr. 

1 405 741 

1 524 943 


% 

l,s 

1,4 

Fahrzeuge und Leichen ... 

.Kr. 

179 739 

201 458 


% 

0,2 

1 0,2 

Tiere . 

Kr. 

4 0-2111<»5 

7 388 248 


% 

5.2 

6.0 

Die durchschnittliche Einnahme aus 
Güterverkehr betrug: 
für 1 Tonne: 

dem 



Beisegut. 

. . . Kr. 

75,77 

94.11 

Frankatursendungen .... 

. . . *, 

19,32 

28,55 

Expreß- und Eilstückgut . . 

. 

53.04 

75,86 

Frachtstückgut. 

... „ 

18,45 

28,04 

Wagenladungsgut. 

. . . 

b,»)o 

, 9,55 

gebrauchtes Packzeug .... 

• ■ • v 

10,73 

17,47 

Fahrzeuge und Leichen . . . 

. . . „ 

124.13 

214,77 

Tiere . 

. . . ,, 

24.13 

34.72 

im Mittel. 

... „ 

9.41 

13.64 

für 1 Tonnenkm: 




Reisegut. 

. . . Öre 

145.3 

194,_> 

Frankatursendungen. 

• • • r* 

18.4 

27.2 

. Expreß- und Eilstückgut . . . 


34.1 

47.7 

Frachtstückgut. 

• • • « 

17.0 

24,0 

Wagenladungsgut. 

. . „ 

6,6 

10,3 

gebrauchtes Packzeug .... 

t • • r> 

10,7 

15,5 

Fahrzeuge und Leichen . . . 

. . • fi 

94.3 " 

151,8 

Tiere . 

. . . r ■, 

21.0 

32,6 

iin Mittel. 

i 

• • • V 

9,7 

J 4,‘J 

für 1 Güterwagenkni. 

• • • r 1 

49,3 

68,6 


Die Mehreinnahmen gegen 1919/20 finden ihre Erklärung in den am 
1. Juli 1920 eingeführten Tariferhöhungen, die im Personenverkehr 


33H v. H., im Güter- und Tierverkehr 50 v. H. betragen haben. 

Werden — wie in der deutschen Statistik — die Gepäckbeförderung 
zum Personenverkehr und die Postbetförderung zum Güterverkehr ge¬ 
rechnet, so brachten ein: 


der Personen- und Gepäckverkehr: 

iin ganzen . v . . . Kr. 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 
der Bahn- und Schiffsstrecken . „ 
von 100 Kr. der Verkehrseinnahme . . „ 
der Güterverkehr: 

im ganzen ... 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslängc 

der Bahn- und Schiffsstrecken . „ 
von 100 Kr. der Verkehrseinnahme . . „ 


r»7 511 3*4 

26 389 
42.3G 

78 243 208 


35 901 
57,64 


71 158 470 , 

29 084 
38.48 

109 061 070 


45 495 
60,52 
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1919/20 

1920/21 

B. Ausgabe: 

t 

f- — -• 

-: -- 

Gesamtausgabe . 

Kr. 

164 S00610 

237 296 760 

davon kamen aut: 




1 . die Generaldirektion. 

- i 

1 733 5% 

t 

2 307 714 

• 

% ' 

j 1.055 ; 

i 

0,973 

2. unmittelbar von der Generaldirektion 


i 


geleitete Dienstzweige: 


j 


a) Sehiffsdienst .. 

Kr. i 

14 521262 

18676 691 


% ' 

j 

8,838 ■ 

7,87! 

b) Werkstättendienst 1 ). 

Kr. | 

13 177 271 

18 412 655 


°/o ; 

j 8,020 

7,759 

c) Kontroll- und Rechnungsdienst. 

Kr. | 

j 1 559 178 

2050232 


% i 

i 0,949 

0,864 

zusammen 2. 

Kr. 1 

29257 711 

39 139 478 


°/n 

17.807 

16,494 

3. Bezirksverwaltung: 


! : 


a) Bezirksleitung. 

'Kr. | 

i 1 713 945 

! 

2 363 987 


% 1 

1 1,043 

0,996 

b) Stations- und Zugdienst . . . . 

Kr. 1 

42 887 274 

61 854 162 


°/o 

26,103 

| 

26,066 

c) Bahnbewachung n. -Unterhaltung Kr. 

22092022 

35 381037 


% 

13,446 

14,910 

d) Telegraphen- und Signaldienst . 

Kr. 

1 515 868 

•2 124 657 


% ! 

0,923 

0,896 

e) Maschinendienst. 

Kr. 

48 594 523 

73 801 537 


°n 

29,577 

31,ioi 

zusammen 3. . . . 

Kr. i 

116 803 632 

175 525 380 

• 

*',0 

71,092 

73.9t,9 

darunter für: 




Kohlenverbrauch der Lokomotiven . . 

Kr. 

32 624 560 

50 36» 254 

Ölverbrauch der Lokomotiven . . . 


625 883 

451 761 

4. gemeinschaftliche Betriebsausgaben 




für 2 und 3 . 

Kr. 

7 933 045 

9 103 565 


% ■ 

4.82S 

3.»:to 

5 . Ruhegehälter, Wartegelder, Unter- 




Stützungen und dgl.. 

Kr. i 

3 568 532 

5 438 139 


°/o 

2,L72 

2.w* 

6. Vergütung für gepachtete Strecken . 

Kr. 

164 483 

164 483 


% 

O.ioo 

0,069 


l ) An Werkstätten sind vorhanden: 2 Haupt Werkstätten (Kopenhagen und 
Xarhus), 1 Neben Werkstatt (Nyborg) und 3 Betriebswerkstätten (Aalborg. Esbjerg 
und Struer). 
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1919/20 1920/21 


7. kleinere Ergänzungen und Verbesse- 

i 

i 

\ 

i 

rungen der Bahnanlagen. 

Kr. 

1 161 392 

1684226 


% 

0,707 

O,7t0 

8 . daß Hauptprüfungsamt. 

Kr. 

1(U 161 

141826 


% 

0,063 

0,060 

9. Gerichtskosten. 

Kr. 

13 569 

15000 


% 

0,008 

ö,006 

10. Eisenbahn rat. 

Kr. 

6 806 

4 501 


% 

0,004 

0,00! 

11. Ausgaben aus Anlaß des Überganges 




der südjütischen Landesteile. 

Kr. 

309 813 

114 701 


0/ ° 

0,189 

0,048 

12. Abschreibung vom Anlagekapital . . 

Kr. 

3 244 380 

3 667 748 


% 

1,975 

1,541 

Von den Ausgaben kamen: 




auf 1 km dnrchschnittl. Betriebslänge 




der Bahn- und Schiffsstrecken 

Kr. 

76 388 

98 989 

„ 1 Zug- oder Schiffskm . 


12,77 

18,74 

,, 1 Wagenachskm. 

Öre 

33.9 

48,7 

„ 1 Tag. 

Kr. 

448 909 

650 128 

C. Abschluß: 

1 

! 

! 


Der Abschluß ergab einen Fehlbetrag 



Dieser betrug: 


j 

• 

im ganzen . 

Kr. 

! 26 626988 

| 

53 616 190 

für 1 km durchschnittl. Betriebslänge 




der Bahn- und Schiffsstrecken 


11 759 

* 22 366 

- 1 Zug- oder Schiffskm . 


i 

1,99 

4,24 

„ 1 Wagenachskm . 

Öre 

j 5.3 

11.0 

„ 1 Tag. 

Kr. 

70019 

146 894 

auf 100 Kr. des Anlagekapitals am 




Jahresanfang.. 

r> 

7.93 

15,16 


Die nordschleswigschcn Eisenbahnen sind — bei einer Einnahme 
von 8 250 000 Kr. und einer Ausgabe von 14 790000 Kr. — an dem 
Fehlbeträge mit 6 540 000 Kr. beteiligt. 

Zum Vergleich mit der deutschen Statistik wird bemerkt, daß nach 
dieser die unter B Nr. 12 nachgewiesenen Ausgaben nicht zu 
den Betriebsausgaben gerechnet werden. Bleiben sie außer Betracht, so 
stellt sich der Abschluß folgendermaßen: 
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Gesamteinn&hme. 

Gesamtausgabe . 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 
der Bahn- und Schiffsstrecken 
* 100 Kr. Einnahme (Betriebszahl) . 

Fehlbetrag. 

auf 100 Kr. Einnahme. 

„ 100 „ des im Jahresdurchschnitt 

verwendeten Anlagekapitals . . . . 


. - —f 

1919/20 j 

1920/21 

i 

138673 622 

183680670 

161 056 230 

233689012 

73899 

97 463 

| 116,14 

127,» 

22 382606 

49 988 442 

| 16,14 ; 

i 

27,90 

|j 6.61 i 

12,71 


Über den Fährbetrieb Gjedser—Warnemünde (45 km) enthält der 
Betriebsbericht folgende Angaben: 


Es wurden befördert: 

Reisende. 

Güter.t 

An Einnahmen sind aufgekommen: 

aus der Personenbeförderung .... Kr. 

„ Güterbeförderung. 

„ „ Postbeförderung.* 

zusammen . . . , 

Die Ausgaben betrugen: 

im ganzen . Kr. 

durchschnittlich für: 

1 Fahrt.. 

1 Schiffskm.„ 

1 übergeführte Eisenbahnwagenachse . „ 

Von dänischen Schiffen wurden Fahrten 
ausgeführt: 

im ganzen . 

. Durchschnitt täglich. 

Auf eine Überfahrt kamen: 

Reisende. 

Gütertonnen. 

An Eisenbahnfahrzeugen wurden übergeführt: 
Personen-, Post- und Gepäckwagen: 

im ganzen.Achsen 

im Durchschnitt täglich .... 

Güterwagen: 

im ganzen. 

im Durchschnitt täglich .... 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Betriebsjahr 1920/21. 


5. Unfälle. 

1919/20 | 1920/21 


1 . Reisende: 

ohne eigene Schuld bei Unfällen 
während der Bewegung der * 

Züge . 1 

infolge eigenerUnvorsichtigkeit 

ge¬ 

tötet 

verletzt 

schwer 1 )! leicht* 2 ) 

ge¬ 

tötet 

verletzt 

schw’erOJJlvicht-) 

1 

38 j 

8 i 

™ , 
6 

13 | 

8 

3 

2 

3 

5 

11 

zusammen (1) . 

46 

25 

21 

3 

5 

16 

auf 1 Million Reisende .... 

1,45 

0,79 

0,66 

0.10 

0,16 

0,51 

n 100 Millionen Personenkin . 

3,wS 

2,16 

1,81 

0.26 

0,43 

1,38 

„ 10 Millionen Personen- i 

wagenachskm .... 

1 

3,os 

1.66 

1,40 

O.20 

0,33 

1,07 

2. Eisenbali »beamte un d 
Arbeiter: 

A. beim eigentlichen Betrieb: 
a) ohne eigene Schuld bei 
Unfällen während der Be¬ 
wegung der Züge .... 

! 

1 

i 

4 

8 

65 

1 

6 

61 

b) infolge Unvorsichtigkeit 
beim Besteigen oder Ver¬ 
lassen der Züge . 

; 

4 

29 ! 

2 

3 

41 

c) beim Rangieren von Zü¬ 
gen oder Lokomotiven 

i 

10 

15 

247 

3 

17 

153 

d) infolge Unvorsichtigkeit 
beim Betreten der Gleise 

1 

2 

1 

16 

; l 

4 

5 

c) infolge sonstiger Unvor¬ 
sichtigkeit im Dienst . . 

■ i 

17 

1 387 

i 1 

i 6 

172 

B. bei Arbeiten außerhalb des 
eigentlichen Bahnbetriebs . 

1 

- i 

25 

s 

239 i, 

1 

1 1 

33 

173 

zusammen (2). 

17 

70 

: 983 1 

: 9 

69 

605 

auf 1000 Bedienstete . 

1,02 

4,19 

58,8t j 

i 0,47 

3.62 

31,77 

^ 1 Million Zugkm.i 

1,40 

5,77 

80,96 

0,75 

5,73 

50,28 

„ 10 Millionen Wagenachskm 

0,35 

1,45 

•20,31 ; 

O.IH 

1,41 

12,40 

3. Sonstige Personen: 
a) bei Arbeiten auf Bahnhöfen 

o 

3 

i 

r> 

j 

2 

1 

1 

b > ohne eigene Schuld, infolge 
von Zugunfällen, mangelhaf¬ 
ter Bewachung von Über¬ 
gängen u. dgl. 

3 



3 


2 

c) beim absichtlichen oder un¬ 
aufmerksamen Aufenthalt auf 
dem Bahnkörper. 

8 

.. ^ ! 

i.. ä.. 

1 io 

1 

i ; 

3 

zusammen (3. 

13 

5 

. 5 

15 

2 i 

6 

insgesamt . 

76 

100 

n 

1 012 

27 

76 

627 


*) Hierunter sind Unfälle verstanden, die eine Erwerbsunfähigkeit von 
mehr als 13 Wochen zur Folge hatten. 

*) Hier werden solche Verletzungen nachgewiesen, die eine Erwerbs¬ 
unfähigkeit von mehr als 2 bis 13 Wochen zur Folge haben. 
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II. Privatbahnen. 

Die nicht vom Staat betriebenen dänischen Privatbahnen hatten am 
Schloß des Betriebejahrs 1920/21 einschließlich der von der Siidftinenschen 
Eisenbahngesellschaft verwalteten Staatsbahnetrecke Nyborg—Ringe— 
Faaborg (55,73 km) eine Gesamtlänge von 2222,26 km. 


Hiervon liegen 

auf Seeland. 394,07 km 

auf- Laland und Falster. 149,03 „ 

auf Fünen und Langeland. 386,6« „ 

in Jütland.1199,8i „ 

auf Bornholm.91 ,70 


Die hauptsächlichsten Retriehsergebnisse der Privatbahnen sind in 
der folgenden Übersicht zusammengestellt. Das Rechnungsjahr fällt bei 
den unter Nr. 11, 15, 16 und 17 genannten Bahnen mit dem Kalenderjahr 
zusammen; bei den übrigen Bahnen umfaßt es wie bei den Staatsbahnen 
die Zeit vom 1. April bis 31. März. 


"1 

i 

i 1 

Ama¬ 
ff er¬ 
bahn 

2 l 

! 

Lyng- 
by — ! 
Ved- i 
bäk 

1 

3 

Slan- 

gerup- 

bahn 

4 

Hel- 
singör 
—Horn¬ 
bäk— 
Gille- 
leje 

5 

Gribs- 
kov- u. 

Hei¬ 

singe¬ 

bahn 

6 

Hilleröd 
—Frede- 
riksvärk 
—Hunde- 

sted 

7 

Ods- 

her- 

reds- 

bahn 

Betriebdl&nge im Jahres- 








durchschnitt (km) 1919/20 

12 

12 

34 

25 

32 

36 

49 

1920/21 


12 

34 

25 

32 

36 

49 

Auf 1 km durchschn. Betriebs- 








länge kamen (Kronen): 

i 







Kinnahme .... 1919/20 

77 382 

6 267 

34 800 

22656 

21644 

23 392 

20 907 

1920/21 | 

, 92 253 | 

9137 

j 

43 853 

1 21876 

1 

25 794 

26 066 

; 24 503 

Ausgabe.1919/20 

! 56903 

3 717 

30 750 

27030 

| | 

| 18 775 

18812 

19241 

1920/21 

79408 

| 9 454 

'39946 

| 23 224 

22 549 

| 24121 

| 23 376 

Uberschuß . . . 1919/20 

20 479 

- 2 450 

4050 

j -4 374 

j 2 869 

! 4 580 

1666 

1920/21 

! 12 845 

- 317 

| 3 907 

| -1 348 

3 245 

1 945 

1 127 

Einnahme aus dem Per¬ 

il 


j 





sonenverkehr . 1919/20 

1 38 813 

515 

! 17 565 

i 13 976 

6 914 

9 173 

7 797 

192 721 

ij 44 987 

624 

122 808 

i 13 459 

8 820 

10 267 

i 8 870 

Einnahme aus dem Güter¬ 

| 

,{ 

1 

i 





verkehr .... 1919/20 

! 35 731 

co 

1 16 148 

8118 

1 13714 

13 577 

i 11 830 

1920/21 

43 025 

6 505 

! 19 476 


15 694 

13817 

14 274 
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". 

__ 

1 

CD 1 

1 9 

1 io 

| 11 | 12 

| 13 j 14 



!f 

Hör- 

i ve— 

J Värs- 
i lev 

1 

j Höng 
— Töl- 

löse 

Kjöge 

Ring- 

•ted 

! Ost- i N8Bt- 
i *ee- ved— 

1 Si' 

1 Eisen- 

| bahn Mern 

zusammen 

Kalle- Seelän- 

bahn < bahnen 

1 (Sp. 1 - 18 ) 

Betriebslänge im 

Jahres- 





1 

durchschnitt (km) 

1919/20 

19 

38 

33 

46 33 

21 l 


1920/21 ! 

21 

38 

33 

46 33 

21 392 

Auf 1 km durchschn. Betriebs- i 




1 

! 

länge kamen (Kronen): 


i 




Einnahme . . . . 

1919/20 

6 703 

14649 

9 774 

24 343 1 16 488 

17 770 


1920/21 

8297 

16 856 

10446 

30633 18966 

18436 25008 

Axisgabe. 

1919/20 

7 397 

13407 

9080 

18716 15 226 

13 200 


1920/21 

10 482 

16161 

10 724 

30607 18946 

19 614 23 903 

Uberschuß . . . . 

1919/20 

—1 694 

1 142 

694 

5 627 j 1212 

4 670 


1920/21 

2186 

694 

— 279 

1261 20 

-1 179 1 106 

Einnahme aus dem Per- 




1 | 


sonenverkehr . 

1919/20 

1249 

4 076 

2693 

6818 4 673; 

6924! 


1920/21 

1383 

4 433 

2566 

7686 5 255 

7 790 9 444 

Einnahme aus dem Güter- 1 





j ■ 

verkehr . . . . 

1919/20 

4663 

9 979 

4 000 

16538 10 714 

10065 


1920/21 

6592 

11672 

7 349 

21 396 12 468 

9524; 14206 




| 24 

1 26 

1 26 

, 27 

28 

| 29 



Svend- 


Odense 

Nord- 

Nordwest 

1 zusammen 



borg— 

borg— 

—Kjerte- 

fiinen- 

sche 

fünen- , 
sehe 

Bahnen 
auf Fünen 



Faa- 

Nyborg 

i 

minde— 

Eisen- 

Eisen- 

u. Langeland 



borg 

1 Martofte 

| bahn 

bahn 

(Sp. 20—28) 

Betriebslänge im 

Jahres- 





i 

1 

| 

durchschnitt (km) 

1919/20 

26 

38 

36 

38 

ei ; 



1920/21 

26 

38 

36 

38 

61 

387 

Auf 1 km durchschn. Betriebs- 





l 

i 


länge kamen (Kronen): 


! 





Einnahme . . . . 

1919/20 

106271 

| 20 496 

20 912 

21 433 

15861 

. 


1920/21 

12 772 

; 23 767 

21 933 

25 884 

18160 

26325 

Ausgabe . 

1919/20 

13040 

18677 

17 494 

17 759 

13 495 



1920/21 

18010 

24 692 

20 103 

21 957 

17071 

24 615 

Uberschuß . . . . 

1919/20 

-2413 

1919 

3418 

3 674 

2366 

. 


1920/21 

-5 238 

— 926 

1 830 

3 927 

1 089 

1710 

Einnahme aus dem Per- 







sonenverkehr . 

1919/20 I 

4 801 

7 533 

7 879 

7 642 j 

6 490 1 

. 


1920/21 | 

5 404 

8284 

8 286 

8 970 | 

7 061 

1 9 530 

Einnahme aus dem Güter- 




| 

; 


verkehr . . . . 

1919/20 ! 

5 289 

11999 

12446 

12 139 

8 304 i, 



1920/21 j 

6 577 

13 990 

12833 

14 629 

9843 !| 

15 276 
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15 ! 

16 

1 17 

1 18 

| 19 I 

20 

21 

22 

23 

Lolland 

sehe 

Eisen¬ 

bahn 

T 

Maribo 

—Band- 

bolm 

i 1 

Naks- 

kov— 

Krage- 

n&s | 

1 

Stubbe- 

kjöbing 

1 —Nykjö-1 
bing— 
Nysted j 

i 

zusammen 
| Bahnen 1 
auf 

Laaland 
u. Falster 

(Sp. 15 18 i 

Lange- 

land- 

sche 

Eisen¬ 

bahn 

Staatsbahn Ny* 
b orti — Ringe — 
Faaborg 
(im Betrieb 
i der Odense — 
Svendborger 
[Süd- 

fünenschen] 

Eisenbahn) 

i 

j Odense 
j —Syend-1 

i 

| borg 

i 

Odense — 

Nörre— 

Broby— 
Faaborg 

70 

1 

i 

8 

27 

1 ! 

44 


33 

56 

47 

51 

70 

1 8 

i 

i , 

27 

. 

1 

! 44 ! 

1 

148 

33 

56 

47 

51 

42694 

i 

30141 

1 

11689 

18673 

! 

9866 

20244 

62119 

16007 

60486 

37148 

14040 

19842 

34127 

10093 

24 338 

71367 

19693 

24609 

16244 

9 048 

12949 


9 608 

21373 

42193 

16 109 

41678 

26641 

12115 

21081 

29463 ! 

12244 

27 328 

64472 

19744 

18086 

13 897 

2641 

5724 

-I 

247 

1 129 

19926 ! 

898 

8807 

10607 

l • j 

1925 

-1289 

4664 | 

2151 

2990 

16896 

i — 51 

12283 

2981 ! 

4 073 

4 750 ! 


3 701 

7 979 

21757 

. 

1 6237 

14842 

3 474 

4644 | 

5 272 

9581 ! 

4016 

9 914 

24163 

6 639 

26136 

25106 

7 041 

13 287 


6 467 

11383 

36 796 

9 328 

29714 

31696 

1 

8 431 

13665 

21202 

6 316 

13 226 

43186 

12466 


30 

1 _31 

! 32 

I 33 

! 34 

1 35 j 

1 36 

! 37 

1 34 

39 

Hol¬ 

| 

1 Kol- 

1 

, Veile— 

. 

i Hor- 

Hor- 

Hor- 

Hor- 

llads- 

Aarhus - 

Ryom- 

ding— 

dinger 

Vandel 

sens— 

sens— 

sens— 

sens— 

Ning 

Ham¬ 

gaard— 

Egtved 

Südbahn 

Grind¬ 

Törring 

• Bryrup 

i 

Juels- 

Odder 

Her¬ 

mel— 

Gjerrild 


sted 

minde 


rede r 

Thorsö j 

—Grenaa 

28 

67 

47 

28 

38 

31 

34 

36 

46 

! 43 

28 

57 

i 

47 

1 

28 

38 

31 : 

34 

36 

46 

1 43 

8 706 

9 367 

11621 

13 252 

12094 

13116 ! 

10864 

22086 

14 329 

8241 

7 956 

8 886 

15269 

i 

15 879 

12627 

13064 

11189 

24 417 

14 652 

9 449 

10 748 

9640 

1 9944 

9 522 

11440 

12520 

12685 

19 766 

i 13 936 

7 081 

12 956 

10436 

14033 

16 789 

13 628 

14020 

13566 

24 990 

15 812 

8 730 

-2 042 

- 273 

1677 

3 730 

654 

596 ! 

-1821 

2320 

393 

1 160 

4 999 

-1660 

1236 

- 910 

1 101 

- 956 

2 376 

- 573 

1260 

719 

2 609 

4242 

4044 

4 349 

4180 

5 806 

4534 

8 283 

6 254 

2 503 

2207 

3 861 

4066 

5 061 

4 458 

5 617 

4 667 

9 893 

5 868 

1 

2 618 

5 910 

4 786 

7 110 

7 776 

7 536 

6 810 

1 

! 5 827 

12 300 

» ! 

7 481 

4 (><X) 

6 340 

4 742 

10586 

i 8 339 

1 i 

7 377 

■ 

6611 

5 998 

11 771 

7 730 

5 724 
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Die Eisenbahnen in Dänemark im Batriebsjuhr 11)20/2] 



40 

41 

42 

43 

44 

1 45 


Ebel- 

Ran- 

Aal- 

Aalborg ! 

Fjerrits- 

1 

Thistcd— 


toft 

ders— 

borg— 

—Hvalp- 

lev— 

Fjerrits- 


Trust- 

Had- 

Had- 

Frede- 


rup 

sund 

sund 

sund 

rikshavn 

| lev 

Betriebslänge im Jahres- 

! 



■ 


1 

durchschnitt (km) 1919/20 

2:1 

41 

57 

75 

140 

54 

1920/21 

23 

41 

57 

75 

140 

54 

Auf 1km durchschn.Betriebs- 

; 






länge kamen (Kronen): 
Einnahme .... 1919/20 

l 

| 13 291 

13 958 

15 683 

11 819 

20 528 

9084 

1920/21 

12 845 

13 767 

16 981 

13 275 

21 513 

, 9 233 

Ausgabe.1919/20 

9910 

13 415 

15 206 

12555 

19 327 

| 7 727 

1920/21 

20 319 

14 964 

19 566 

15 442 ; 

22 685 

' 10 113 

Uberschuß .... 1919/20 

; 3 375 

543 

477 

736 

1201 

1 357 

1920/21 

! 7 474 

! 1 197 

—2 585 

i 2 167 

1 172 

880 

Einnahme aus dem Per¬ 







sonenverkehr . 1919/20 

2 660 ! 

5 688 

4 860 

3 660 

5 639 

2 882 

1920/21 

1 2 993 

5 092 

4 798 

3 453 

5 583 

! 2 935 

Einnahme aus dem Güter¬ 






1 

verkehr ... 1919/20 

, 9 335 1 

7 547 

10088 

7 740 

12 547 

! 5 449 

1920/21 

8 791 ' 

7 687 

11 038 

8 830 

13 231 

1 5 606 

|; 

56 

! 57 

58 

59 

_60 


Born- 

Alm in 


zusammen 



holni- 

ding— 

Rönne Bahnen zusammen 


buhu 

— Al 

au f 

Privat- 

l 

(Rönne— 

]j 11(ro Bornholm 

bahnen 

!. 

Nexö) 

hjeni 

i 


;$p. r>( 

5S) 



Betriebslänge im Jahres- ' 

durchschnitt (km) 1919/20 i 12 

1920/21 ! 42 

Auf 1 kn» dtirchschn.Betriebs- j* 
länge kamen (Kronen): I 


Einnahme . . , 

. . 1919/20 

11 250 


1920/21 | 

13 086 

Ausgabe. . . . 

. 1919/20 ; 

9 138 


1920/21 

11 746 

überschütt . . . 

. . 1919/20 

1 812 


1920/21 

1 341 

Einnahme aus 

dein Per- ! 


sonenverkehr . 1919/20 

4 557 


1920/21 I 

4 596 

Einnahme aus dem Güter- 


verkehr. . . 

. 1919/20 ! 

6 2 43 


1920/21 

7 538 


18 

31 


. 

18 

31 

91 

2 229 

«) 23 / 

i 

7510 



6 059 

8 384 

10 074 

19 333 

6 407 

7 749 


. 

7 271 

9 798 

10 187 

18 827 

l 170 

— 239 



-1212 , 

1 414 

- - 113 

506 

2 299 

3 531 



2 178 

3 724 

3 815 

6 370 

2 673 

3 652 


. 

3 188 

4(03 

5 459 , 

11 592 
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46 

47 

48 

49 

60 

61 

52 

63 

64 

66 

Hjör- 

Hjör- 

Ska- 

Röd- 

Vemb— 

Ringkjö- 

Varde— 

Varde— 

Trold- 

zusammen 

ring— 
Aaby- 

ring— 

gen- 

kjKrsbro 
- Kjelle- 

Lemvig 

Thy- 

bing— 
Nörre- 

Nörre 
Nebel— 

Grind¬ 

hede— 
Holding 

jütische 

Bahnen 

bro 

Hörby 

bahn 

rup 

borön 

Omme 

Tarm 

sted 

—Vojen 

(Sp.aO-54) 

66 

36 

40 

10 

66 

.31 

68 

43 

97 


66 

35 

40 

10 

56 

31 

68 

44 

97 

1212 

12687 

8391 

15863 

15226 

14998 

8 973 

6662 

6004 

18619 


13 697 

9427 

16007 

16734 

16666 

11961 

9146 

7 884 

17317 

14 156 

12809 

9202 

13726 

12462 

14837 

6288 

6612 

6631 

12906 

. 

16161 

11179 

11597 

14920 

15709 

8 473 

9512 

7664 

14643 

14 689 

- 172 

- 811 

2187 

2778 

166 

2666 

50 

378 

614 

. 

-1664 

-1 752 

8410 

1814 

- 124 

8488 

- 366 

280 

2 674 

- 633 

4904 

8298 

6883 

3 996 

4 496 

2137 

1979 

2182 

2864 


5261 

3212 

4827 

4043 

4617 

2363 

1829 

2 356 

8068 

4169 

7061 

4766 

8032 

9967 

9849 

6886 

4991 

3646 

10288 

. 

7 629 

5681 

9653 

11187 

10146 

8421 

6600 

5106 

18527 

8 867 


III. Gesamtnetz. 

Am 31. März 1921 umfaßte das dänisch« Eisenbahnnetz 4966,» km 
Staats- und Privatbahnen. 


davon: 

auf Seeland. 

. Laaland und Falster. 

9 Fönen und Langeland. 

in Jötiand. 

auf Bornholm. 

zusammen . . . 


überhaupt 

auf 

100 qkm 

auf 10000 

Einwohner 

| km 

km 

km 

1 ‘ ■" ~ 

944,7 

126,7 

u 

| 19<M 

im 

16,1 

' 498,6 

143,4 

16* 

3289,9 

199,3 

SU 

89,9 

1 

168,« 

90,* 

496M 

U6,t 

15,* 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 
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Das schwedische Eisenbahnnetz 1918—1920 1 ), 


(Nach der amtlichen Eisenbahnstatistik: Allmftn Jfirnvägsstatistik 1920 — Stock¬ 
holm 1922, Verlag von Viktor Peterson — und Statens J&rnvftgar 1920, Stockholm 
1921, K. L. Beckmanns Buchdruckerei.) 


Das Eisenbahnnetz Schwedens umfaßte am Ende des Jahrs 1920 
1.1587,4 km vollspurige und 3572,5 km schmalspurige, zusammen 15 159,okm 
Eisenbahnen, und zwar 

6 506,6 km oder 34,9% vollspurige Staatsbahnen, 

6 080,8 „ „ 41,4 „ „ Privatbahnen und 

3 572,6 „ „ 23,7 „ schmalspurige Privatbahnen. 

14 868,9 „ waren Bahnen von allgemeiner, 291,0 km Bahnen 
von untergeordneter Bedeutung. 

Gegen 1917 ist die Bahnlänge um 98.6 km oder 0,7 % gestiegen. 
Auf 100 qkm Grundfläche kamen 3,45 km und auf je 10000 Einwohner 
25,68 km Eisenbahnen. In Schweden (Svealand) kamen bei einem Gesamt¬ 
netz von 4459 km 5,28 und 23,47 km, in Gotland (Götaland) bei einem 
Gesamtnetz von 7597 km 8,20 und 25,56 km und in Norrland bei einem 
Gesamtnetz von 3104 km l,i» und 30 ,07 km Eisenbahnen auf je 100 qkm 
Grundfläche und 10 000 Einwohner. 

Abgesehen von den durchweg schmalspurigen Eisenbahnen auf der 
Insel Gotland mit einem zusammenhängenden Netz von 168,3 km, den 
Schmalspurbahnen Borgholm—Bröda und Borgholm—Färjestaden— 
Ottenby auf der Insel Öland (150,8 km) und 3 Privateisenbahnen in 
Schweden selbst*) mit 44,2 km vollspurigen Bahnstrecken, die weder unter 
sich ndch mit anderen Eisenbahnen in Verbindung stehen, bilden - die 
schwedischen Staats- und Privateisenbahnen ein zusammenhängendes 
Eisenbahnnetz von 14 796,6 km Gesamtlänge, das in Kornsjö, Charlotten-« 
berg, Siorlien und Riksgränsen unmittelbar an die norwegischen Eisen-: 
bahnen anschließt, auch mit-den dänischen Eisenbahnen durch die Eisen¬ 
bahnfähren Malmö—.Kopenhagen und Helsingborg—Helsingör verbunden 
ist. Durch die Dampffährenverbindung Trälleborg—Saßnitz haben die 
schwedischen Eisenbahnen auch Anschluß an die deutschen Reichs¬ 
eisenbahnen. 

4 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 96t ff.: Das schwedische Eisen¬ 
bahnnetz 1917; die schwedischen Staatsbahnen 1917—1919. 

2 ) Göteborg—Särö, Ammeberg—Nvgrufvan und Marina (Askosta)—Sandarne. 
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Die Hauptergebnisse der Statistik der schwedischen Eisenbahnen 
sind für 1918 bis 1920, verglichen mit 1917, folgende: 




1917 j 

1918 

19 19 

1920 

Bahnl&nge am Jahresschiaß . 

km 

15 061,s 

15152,6 I 

15 153,9 

15 159,9 

Betriebslänge (einschl .Fahrstrecken): 


1 



am Jahreaschluß. 

n 

16180,7 

16222,0 

15226,0 

15 2321 

im Jahresdurchschnitt . . 

» 

14993,1 

16 138,6 

15170,8 

15165,7 

davon: 



! 



für Personenverkehr . . 

» 

14825,9 

14967,4 I 

14979,1 

14977,8 

, Güterverkehr. . . . 

ff 

14991,2 

15136,7 

15 168,4 

15163,8 

Anlagekapital: 






im ganzen . 

Kr. 

1308 825 089 

1374087 492 

1445 144 378 

1511541987 

auf 1 km Bahnlänge . . ■ 

ff 

88 639 

92522 

97281 

101658 

im Jahresdurchschnitt . . 

ff 

1285 773 971 

1343 662286 

1408379 897 

1 478 767 836, 

Zahl der Stationen. 

. • 

3000 

3016 

3019 

3033 

Mittlerer Stationsabatand . . . 

km 


4.7 

' 

4,7 

4,7 t 

Bestand des Fuhrparks 

am 





Jahresschluß: 






liokomotiven.Stück 

2167 

2220 

2210 

2235 

darunter elektrische . 

» 

2 2 

22 

22 

26 

Triebwagen. 

ff 

57 

59 

63 

63 

darunter elektrische 


33 

34 

37 

37 

Lokom otiven und Trieb- 





i 

wagen auf 1 km Bahnl. 

» 

0,151 

0,153 

0,153 

0,164 

Personenwagen: 






mit 2 Achsen. 

» 

2 656 

2 598 

2 616 

2645 

, 3 und 4 Achsen . 


1434 

1453 

1467 

1506 

zusammen. 


4090 

4 051 

4083 

4151 

Zahl der Achsen .... 


10280 

10 240 

10335 

10 63 4 

auf 1 km Bahnlänge . 


0,70 

0,69 

0,70 

0,71 

Zahl der Sitzplätze . . . 


179 602 

178 755 

181671 

185 856 

auf 1 Achse. 

w 

17,47 

17,46 

17,58 

17,« 

Gepäck- und Güterwagen 






mit 2 Achsen. 

» 

50583 

51074 

51 631 

52 757 

»3 » . 

ff 

5 455 

5 572 

6706 

6 706 

* 4 und 6 Achsen 

ff 

266 

264 

273 

277 

zusammen. 

ff 

56 304 

56910 

57 610 

58 740 

darunter Güterwagen . 

»» 

54 885 

55 482 

66 143 

57 242 

Zahl der Achseu: 






Gepäckwagen .... 


2873 

2888 

2986 

3 054 

bedeckte Güterwagen 


24 776 

24692 

24 864 

25 054 

offene Güterwagen . . 

» 

90 952 

92 346 

93 628 

95 626 

zusammen. 


118 601 

119926 

121 478 

123 734 

auf 1 km Bahnlänge 


8,06 

8,io 

1 8.20 

8,36 


20 * 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 

















308 


Das schwedische Eisenbahnnetz 1918—1920. 


Ladegewicht: 

19 17 

19 18 

19 19 

1920 





Gepäckwagen.t 

11478 

11451 

11876 

12120 

auf 1 Achse.„ 

3,52 

3,50 

3,62 

3,32 

bedeckte Güterwagen . „ 

139 490 

140019 

141723 

143702 

auf 1 Achse.„ 

5,63 

5,67 

6,70 

5,74 

offene Güterwagen .... 

624646 

640 108 

662318 

669061 

auf 1 Achse.„ 

j 6,87 

6,93 

6,97 

7,oo 

zusammen.„ 

1 775 613 

791678 

806917 

824903 

auf 1 Achse . . . . „ 

6,52 

6,58 

6,61 

6,65 

Postwagen: 





mit 2 Achsen.Stück 

| 64 

65 

66 

63 


i 

11 

11 

11 

11 

Zahl der Achsen ... * 

172 

174 

174 

170 

Betriebsleistungen auf eigener 
Bahn: 

Zugkilometer: 

Schnell- und Personen- 

i 




züge. 1000 km 

24513,2 

20 354,6 

24860,4 

27 745,2 

Gemischte undjGKiter- 

| 




• .. 

32668,6 

30229,9 

27069,1 

26777,7 

Arbeitszüge. 

471,1 

630,9 

476,1 

468,u 

zusammen .... 

57 562,9 

51 216,4 

52 425,6 

53990,9 

davon: I 



! 


im Dampfbetrieb ... 

i 65 463,4 

49 496,0 

60464,7 

51640,2 

„ elektr. Betrieb . . „ 

J 1736,4 

1 618,1 

1 734,2 

2069,4 

in anderen Betrieben . r 

j 858,1 

102,3 

236,7 

38M 

auf 1 km durchschnittl. 

| 

1 


1 

Betriebslänge .km 

auf 1 Tag und 1 km durch¬ 

| 3 906,8 

I 

3 442,5 

3 515,8 

1 

8620,1 

schnittl. Betriebslänge . , 

j 10,7 

9,4 

9,6 

9,# 

Lokomotivk llometer: 

I 

| 




überhaupt. 1000 km 

i 83 372,7 

76 079,3 

76271,4 

74625,0 

davon: 

im Vorspann- u. Schiebe¬ 
dienst und bei Leer¬ 

1 

j 


1 

1 


fahrten . 

2509,9 

2016,7 

1 573,7 

1 348,2 

im Verschiebedienst 



| 


(1 Stunde = 10 km) . 
im Bereitschaftsdienst 

22 243,4 

21 816,3 

20 137,0 

18225,7 

(1 Stunde = 2 km). . „ 

! 1066,5 

1030,9 

1 135,1 

1060,2 

auf 1 km durchschnittl. 





Betriebslänge .km 

5 659,4 

5 113,8 

5047,9 

6003,« 

Wagenachskilometer: 

i 




Personenwagen .... lOOOkm 

j 389 911 

348 837 

405 350 

406 577 

Postwagen. 

46 734 

i ! 

36 575 

38 564 

39 948 
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Wagenachskilometer: 

19 17 

19 18 

19 19 

1920 




' 

Gepäckwagen.1000 km 

145 411 

127 762 

136174 

186261 

Güterwagen. 

1422906 

1261618 

1064930 

1082170 

überhaupt ....... 

auf 1 km durchschn. 

2004964 

1774687 

1644018 

1665966 

Betriebslänge .... km 

186100 

119800 

HO 800 

111700 

auf 1 Zugkm.„ 

34,8 

34,7 

31,4 

30,9 

und zwar: 





im Dampfbetrieb . . . . „ 

36,4 

36,1 

31,8 

81,3 

„ elektrischen Betrieb. „ 

23,6 

21,6 

22,6 

24,6 

Von eigenen Lokomotiven sind auf 
eigener und fremder Bahn 
zurückgelegt: 





überhaupt. 1000 Lokkm 

83 316,2 

76 204,1 

76 246,6 

74 477,6 

durchschnittl. von je- 





der Lokomotive. . „ 

38,8 

34,9 

34,1 

84,9 

durchschnittl. Koblenverbrauch: 



. 


auf 100 LokolHUllVklir"TTg 

1642 

1 746 

1667 

1612 

Von ei^SW^lge^^^den auf 

587 

638 

662 

* -jBT 

eigener und fremder Bahn 
znrückgelegt: 





Oberhaupt.lOOOAchskm 

1979 846 

1 760 726 

1086013 

1686 911 

darunter: "*** 

von Personen- und 





Postwagen ... . 

441666 

400241 

466 625 

459 830 

im Durchschnitt v. 





jeder Achse . . 

40,2 

36,3 

41,4 

41,4 

von Gepäck- und 





Güterwagen . . . 

1 681 932 

1346123 

1 172216 

1 169811 

im Durchschnitt v. 





jeder Achse . . . 

12,5 

I 10,9 

j 

9,4 

9,4 

• - inr .1—— 

Personenverkehr: 

Beförderte Personen .... 1000 i 

77 282,87 

76616,88 

86 668,75 

83 811,64 

davon in 1. und 2. Klasse . % 

4,48 

3,16 

2,99 

2,3» 

, 8. Klasse .... „ 

93,89 

95,10 

05,97 

96,08 

Militär . , 

2,18 

1,74 

1,04 

1,63 

Personenkilometer: 





im ganzen . 1000 km 

2 404 606,1 

2243 786,6 

2461481,6 

2407 866,3 

auf 1 km durchschnittl. 



Betriebslänge. 

164,1 

161,7 

166,5 

162,4 

Durchschnittslänge einer Fahrt km 

31,u 

28,6 

28,6 

28,7 

in 1 . und 2. Klasse . 

IHM 

109,9 

116,1 

123,6 

, 3. Klasse . 

26,* 

24,7 

26,3 

25,6 

Militär . 

106,5 ! 

91,3 

83,1 

75,9 

Gepäck (Übergewicht), Fahrräder 

1 




und Hunde . 1000 t 

61,75 

43,88 

46,76 

51,82 

Freigepäck . . .. „ 

386,43 1 

392,73 

428,40 

419,03 
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Güterverkehr: 

19 17 

19 18 

1919 

1920 

Beförderte frachtpflichtige Güter: 





Paket-, Eil- u. Frachtgüter 10001 

48 162,21 

43 708,63 

37 792,07 

38 748,44 

Fahrzeuge, Leichen ... „ 

83,45 

79,65 

100,80 

98,55 

Lebende Tiere. „ 

423,25 

305,49 

182,66 

208,56 

überhaupt. 

48688,91 

44 093,87 

38 076,53 

39065,65 

FrachtpflichtigeTonnenkm 1000 km 

4 584 197,5 

8 991 907,8 

3 123 030,7 

3 286 642,2_ 

auf 1 km durchschnittl. 





Betriebslange ... „ 

311,2 

268,4 

209,5 

220,1 

Mittlere Beförderungslange einer 
frachtpflichtigen Tonne. km 

i 

94,15 

90,5 

82,0 

84,2 

Frachtfreie Güter. 1000 t 

1 726,71 

2 171,90 

2046,23 

2 228,66 

1000 tkm 

166 436,9 

187606,5 

172 635,1 

207 868,3 

mittlere Beförderungslange 




einer Tonne.km 

96,81 

86,4 

84,4 

93,s 

Finanzielle Ergebnisse 
(ohne die Einnahmen und Ausgaben 
der Fährbetriebe): 

I 




Gesamteinnahme.Kr. 

, 308 451716 

486 971 153 

543 603 287 

616 873 392 

auf 1 km durchschnittlicher 

: 




Betriebsiange ... „ 

20938 

32 733 

36 449 

41361 

„ 1 Zugkm . „ 

6,38 

9,51 

10,87 

11,43 

» 1 Wagenachskm .... Öre 

15,38 

27,44 

33,06 

37,03 

Von der Oesamteinnahme ka- 





men auf: 

im Personenverkehr .... Kr. 

83 605023 

120847 952 

153946717 

172012034 

= % der Verkehrseinnahmen 

27,6 

26,2 

28,8 

28,4 

für die Postbeforderung. . Kr. 

5243819 

4044 218 

7144236 

9452638 

= % der Verkehrseinnahmen 

1,7 

0,8 

1,3 

• 1,® 

\tn Güterverkehr.Kr. 

214264857 

354 515 439 

374066093 

423 848 470 

= % der Verkehrseinnahmen 

70,7 

74,0 

69,9 

70,fr 

zusammen als Verkehrsein¬ 
nahmen .Kr. 

303113699 

479 407 609 

535 147 045 

605 313 142 

= % der Gesamteinnahme . 

98,3 

98,4 . 

98,5 

98,i 

An den Einnahmen aus dem Per¬ 
sonenverkehr waren beteiligt: 

j 




die 1. und 2. Klasse mit . . Kr. 

17096410 

22018 887 

27 684 813 

26017611 

= % 

20,45 

18,22 

17,98 

15,13 

die 3. Klasse mit.Kr. 

57 400619 

86369416 

111366673 

128 470200 

= % 

68,66 

71,47 

72,83 

74,68 

die Militärbeförderung mit. Kr. 

2 151 367 

1839 966 

1289296 

1669882 

— °lo 

2,57 

1,52 

0,84 

0,97 

der Schlafwagen verkehr, Zu¬ 

1 




schlagkarten usw. mit Kr. 

3 696 337 

6 325680 

7 391 109 

. 8 355 633 

= °/o 

i 4,42 

4,41 

4,80 

4,86 

der Verkehr in Sonderzügen 

1 




mit..Kr. 

87935 

91640 

168 876 

190682 

= % 

0,10 

0,08 

ü,n 

0,n 

die Beförderung von Ge¬ 





fangenen mit.Kr. 

i 98676 

188 862 

123 934 

240664 

= % 

0,12 

0,n 

0,06 

0,14 

die Gepäckbeförderung mit Kr. 

3 078 679 

5 063 813 ' 

6 948017 

7067 362 

= °/o 

3,68 • 

4,19 

3,86 

4,u 


Digitized by 


Gck 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 














Das schwedische Eisenbahnnetz 1918—1920. 


311 


Die durchschnittl. Einnahme aus 
dem Personenverkehr betrug: 

19 17 

19 18 

| 19 19 

1920 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge .Kr. 

5706 

8169 

10392 

11607 

anf 1 Achskm der Personen- 





und Gepäckwagen . . . Öre 

15,63 

25,86 

28,48 

81,68 

für eine Person: 

, 

1 



in der 1 . und 2 . Klasse . Kr. 

4,99 

r- 

00 

10,80 

13,00 

„ . 3. Klasse .... „ 

0,80 

! 1,16 

1,86 

1,60 

bei der Militärbeförderung „ 

1,38 

1,36 

1,45 

1,90 

überhaupt (unter Berücksichti¬ 
gung des Schlafwagenver¬ 
kehrs, der Zuschlagkalten 




| 

usw.).Kr. 

1,04 

1,47 

1,73 

1,96 

flir ein Personellkilometer. Öre 

3,81 

6,15 

6,03 

6,83 

Von den Einnahmen aus dem Güter¬ 
verkehr kamen auf: 

1 




Paket-, Eil- und Frachtgut. Kr. 

210611164 

348 819213 

367 928 646 

416438062 

= % 

98,38 

98,36 

98,36 

98,35 

Fahrzeuge, Leichen .... Kr. 

486 766 

908951 

1.773 420 

2646035 

= % 

0,33 

0,36 

0,47 

0,63 

Lebende Tiere ...... Kr. 

3267927 

6 287 276 

4 364127 

4 764 873 

= % 

1,63 

1,49 

1,17 

1,13 

Die durchschnittliche Einnahme 


! 



aus dem Güterverkehr betrug: 
auf 1 km durchschnittlicher 

1 


i 


Betriebslänge.Kr. 

14646 

23 832 

! 26089 

28428 

auf 1 Achskm der Güter¬ 
wagen .Öre 

16,43 

28,70 

1 

| 35,91 

40,23 

fiir eine frachtpflichtige 
Tonne.Kr. 

1 

1 vo 1 

8,64 

' 

: 

9,83 

10,85 

für ein frachtpflichtiges 
Tonnenkilometer .... Öre 

1 1 

4,67 

8,88 

11,98 

12,90 

Gesamtausgabe.Kr. 

256090403 

489336113 

493 145 310 

530 694130 

auf 1 km durchschnittlicher 





Betriebslänge.. : 

17 384 

82892 

33 072 

36676 

auf 1 Zugkm. 

4,45 j 

9,55 

9,41 

9,83 

a 1 Wagenachskm . . . Öre 

12,77 j 

27,67 

30,oo , 

31,85 

• 100 <M> der Gesamtein¬ 
nahine (Betriebszahl} . . Kr. { 

83,03 

• 

100,49 

' 1 

90,73 

86,01 

An der Gesamtausgabe waren be¬ 
teiligt: 

1 




die Allgemeine Verwaltung 
mit.% 

1 5,41 ’ ! 

4,11 

5,34 

5,16 

die Bahnunterhaltung und 

: | 




-bewachung mit .... „ 

1 12,73 I 

12,91 

14,96 

15,30 

der Verkehrsdienst mit ... 

211,60 

21,43 

24,89 

25,23 

„ Maschinendienst mit . . 

59,69 

61,pi 

54,46 

54,04 

die sonstigen Ausgaben mit „ 

0,67 

0,64 | 

i 

0,86 j 

0,37 
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t'berschuß: 

im ganzen . Kr. 

i 19 17 

19 18 

19 19 

1920 

52361313 

— 2364960 

60 367 977 

86279262 

auf 1 km durchschnittlicher 

Betriebslänge .... „ 

3 564 

— 169 

8377 

1 

6786 

auf 1 Zugkm . , ! 

0,91 

— 0,04 

1 0,96 

| 

1,60 

„ 1 WagenachSkm . . . Öre j 

2,61 

— 0,13 

3,06 

6,18 

„ 100 Kr. der Gesamtein- 





nähme . . . Kr. 

16,98 

— 0,49 

9,97 

18,99 

„ 100 Kr. des darchschn. 



1 


Anlagekapitals ... „ 

4,07 

— 0,18 

3,68 

6,88 

An Beamten und Arbeitern waren 





im Jahresdurchschnitt be- | 
schäftigt . Köpfe : 

68694,7 

63 385,0 

63 963,6 

62 167,3 

auf 1 km durchschnittl. i 





Betriebslänge . „ i 

8,91 

4,19 

4,29 

4,10 

und zwar: j 



1 


im Verwaltungsdienst ... % j 

1,68 

1,69 

1,75 

1,80 

. Bahnbewachungs- und 





-unterhaltungsdienst . . „ 

22,30 

23,04 

22,99 

22,61 

. Verkebrsdienst .„ 

40,99 

40,21 

39,91 

89,68 

„ Maschinendienst .... , 

36,80 

36,06 

86,ot 

36,01 

Ihr Diensteinkommen hat betragen : ! 



. 


im ganzen.Kr. 

111006676 

199986818 

260 347112 

296 841998 

auf den Kopf. 

1891 

3166 

4071 

4 768 

. 1 Tag und 1 Bahnkm . „ 

20,98 

36,19 

47,02 

58,64 

„ 100 Zugkm.„ ! 

192,88 

890,48 

496,60 

648,87 

„ 1000 Wagenachskm . . „ | 

66,87 

112,69 

168,36 

177,88 


Beim Betrieb wurden 

Reisende. 

j: ie- 
1 tötet 

ver¬ 
letzt | 

ge¬ 

tötet 

ver¬ 

letzt 

...i 

*e- 

tötet 

ver¬ 

letzt 

ge¬ 

tötet 

ver¬ 

letzt 

1 

19 

15 

50 

67 

8 

i 22 

12 

so 

Eisenbahnbeamte und Arbeiter 

42 

246 1 

60 

368 

46 

316 

1 I 

33 

176 

andere Personen. 

47 

15 

63 

30 

63 

30 

66 

26 

zusammen Personen. 

108 

275 I 

163 

l 

446 

117 

367 

111 

230 

auf 10000000 Wagenachskm. 

0.54 

1,37 | 

0,99 

2,60 

0,71 

2,93 ■ 

0,07 

1,38 

„ 1000000 Zugkm . . . . j 

1,87 

4,76 j 

3,17 

8 ,eo 

2,99 

6,90 I 

2*t 

4,24 


Die Hauptbetriebeergebnisse der schwedischen Staatsbahnen aus der 
Zeit bis 1919 sind im Archiv für Eisenbahnwesen bereits veröffentlicht 
worden (vgl. den Aufsatz: „Das schwedische Eisenbahnnetz 1917; die 
schwedischen Staatsbahnen 1917—1919“ im Jahrgang 1921 S. 964 ff.). Ihre 
Ergebnisse im Jahre 1920, verglichen mit 1919, sind nach den Angaben in 
dör Statistik für 1920 „Statens Jämvägär 1920“ in der folgenden Übersicht 
zusammengesfellt: 
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j 

1919 

1920 

Batuflänge am JafcreBscUuß. 

km j 

5496,4 

55061. 

Betriebslange im Jahresdurchschnitt (ohne 




Fahrstrecken) . 

Anlagekapital: 

9 

5500,1 

5613,1 

im ganzen einschl. Fährbetriebe . . . 

Kr. 

804949274 

851240189 

auf 1 km 6ahnlInge (ohne Fährbetriebe) 

* 

146202 

163 840 

im Jahresdurchschnitt. 

n 

774 957 060 

828274732 

Bestand des Fuhrparks am Jahres¬ 
schluß: 



' 

Lokomotiven und Triebwagen . . . Stück 

1076 

1066 

auf 1 km Bahnl&nge. 

y> 

0,196 

0,197 

Personenwagen. 

n 

1890 

1935 

mit Achsen . 

n 

4 792 

4922 

auf 1 km Bahnl&nge . 

i> 

0,879 

0,894 

Postwagen . 

rt 

61 

68 

mit Achsen. 

ff ■ 

226 

226 

auf 1 km Bahnl&nge . 

ff 

0,041 

0,041 

Gepäckwagen . 

ff 

673 

591 

mit Achsen . 

ff 

1435 

1478 

auf 1 km Bahnlänge . 

• 

0,961 

0,968 

Güterwagen: 

1 



bedeckte . 

ff 

7 498 

7636 

offene . 

ff 

16149 

16407 

Frzwagen . 

V 

2988 

2938 

zusammen Güter- und Erzwagen . 

n 

26580 

26876 

mit Achsen. 

ff 

56281 

56828 

auf 1 km Bahnlänge. 

V 

1(1,990 

10,319 

Bahndienstwagen.. 

Betriebsleistungen auf eigener Bahn: 

91 

89 

Zugkilometer überhaupt. 

km 

24909016 

24 403999 

auf 1 km durchschn. Betriebslänge 

ff 

4 669 

4427 

auf einen Tag und 1 km durchschn. 




Betriebslftnge. 

Lokomotivkm überhaupt unter Berech- 

ff 

12,41 

12,13 

nung einer Stande Verschiebe¬ 
dienst mit 10, einer Stunde Be- 




reitscbaftsdienst mit 2 km . . . 

ff 

39750001 

37 168633 

auf 1 km durchschn. Betriebsläoge 




(ohne Bereitschaftsdienst) . . . 

ff 

7 049 

6674 

Wagenachskm überhaupt. 

ff 

938 599 246 

907 759516 

auf 1 km durchschn. Betriebslange 

ff 

170651 

1 164656 

auf 1 Zugkm . 

ff 

37,7 

37,9 
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19 19 

1920 

i erBönenventenr • 

Beförderte Personen . 

, . 

84 093 630 

31626636 

Personenkm im ganzen. 

km 

1400166098 

1329966865 

auf l km durchscbnittl. Betriebslänge 

* 

254669 

241238 

Durchschnittslänge einer Fahrt. 


41,1 

42,3 

Gepäck (Übergewicht), Fahrräder, Hunde 

t 

19873 

21641 

Güterverkehr 
Frachtpflichtige Güter: 

Gesamtgewicht. 

t 

13 886181 

14163280 

Tonnenkilometer. 

tkm 

1977 489277 

1976012206 

auf 1 km durchschn. Betriebslänge 

P 

366114 

368 421 

Durchschnittliche Beförderungslänge 
einer Tonne. 

km 

142 

140 

Dienst- und frachtfreie Güter: 

Gesamtgewicht ;. 

t 

1246 766 

1260780 

Tonnenkilometer . . .. 

tkm 

133663067 

162641909 

Durchschnittliche Beförderungslänge 
einer Tonne . .. 

km 

107 

129 

Finanzielle Ergebnisse: 
Gesamteinnahme. 

Kr. 

297 418676 

341969230 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslängo 

n 

63 410 

62027 

„ 1 Zugkm. 

n 

11,94 

14,oi 

„ 1 Wagenachskm. 

Öre 

31,69 

37,67 

Von den Gesamteinnahmen kamen auf: 
im Personenverkehr. 

Kr. 

89118371 

100 331 400 

= % der Verkphrseinnahmen . . . 

. . 

30,8 

29,8 

für die Postbeförderung. 

Kr. 

4166 026 

6136269 

= P/o der Verkehrseinnahmen . 


1,4 

1,8 

im Güterverkehr. 

Kr. 

200604210 

230 402697 

= % der Verkehrseinnahmen . . . 

. . 

68,8 

68,4 

zusammen als Verkehrseinnahmen . . 

Kr. 

293 777 606 

336 869 366 

= % der Gesamteinnahme .... 

. . 

98,8 

98,5 

Die durchschnittliche Einnahme aus dem 
Personenverkehr betrug: 
auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge Kr. 

16004 

17 976 

„ 1 Personenkilometer. 

Öre 

6,09 

7,54 

Die durchschnittliche Einnahme aus dem 
Güterverkehr betrug: 
auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 

Kr. 

36 006 

41279 

„ 1 Tonnenkilometer. 

Öre 

10,14 

11,66 

Gesamtausgabe. . . 

Kr. 

287 141 312 

291232282 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 

n 

61664 

62826 

„ 100 Kr. der Gesamteinnahme (Be¬ 
triebszahl) . 

TI 

96,54 

85,17 
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Uberschuß: 

I 

1 

19 19 

1920 




im ganzen. 

Kr. 

10277268 

60726948 

auf 1 km durchscbnittl. Betriebslänge 

V 

1846 

9201 

„ 1 Zugkilometer'. 

» 

! 0,41 

2,08 

„ 1 Wagenachskm. 

Öre 

1,09 

5,69 

„ 100 Kr. der Gesamteinnahme . . . 

Kr. 

3,46 

14,83 

„ 100 Kr. des durchschnittl. Anlage¬ 


1 

1 


kapitals . 

n 

| 1,33 

6,1* 


über die hauptsächlichsten Betriebsergebnisse der schwedischen 
Privatbahnen in den Jahren 1918 bis 1920, verglichen mit 1917, gibt die 
nachstehende Übersicht Aufschluß: 




19 17 

19 18 

19 19 

192 0 

Bahnlänge am Jahresschluß . 

km 

9 799,i 

9 779,6 

9657,6 

9653,8 

davon: 



vollspurig. 


6231,9 

6212,8 

6090,0 

6080,8 

schmalspurig . .. 


3667,* 

3567,8 

3 667,5 

3 572,5 

Betriebslänge im Jahresdurch¬ 
schnitt . 

n 

9 726,2 

9778,9 

9650,2 

9688,3 

Anlagekapital: 






überhaupt. 

Kr. 

619 680 846 

633 218374 

640 195 104 

660301798 

auf 1 km Bahnlänge . . . 

» 

66243 

66806 

68 405 

70628 

und zwar: 
auf 1 km 






vollspuriger Bahnen . . 

r> 

78 829 

60873 

82 711 

84 820 

schmalspuriger Bahnen 

7 » 

40664 

41438 

48 264 

45 542 

im Jahresdurchschnitt . . 

Bestand des Fuhrparks 

n 

am 

611867 664 

626 780935 

633 422868 

650 483 104 

Jahresschluß: 






Lokomotiven u. Triebwagen Stück 

1169 

1 192 

1 197 

1 212 

auf 1 km Bahnlänge . . 

n 

0,123 

0,125 

0,127 

0,129 

Personenwagen. 

n 

2198 

2191 

2169 

2185 . 

mit Achsen. 

» 

5670 

5667 

5 536 

5605 

auf 1 km Bahnlänge . . 

T* 

0,69 

0,69 

0,59 

0,60 

Gepäck- und Güterwagen . 

n 

29986 

80265 

30457 

31273 

mit Achsen. 

V 

63145 

68699 

64056 

65699 

auf 1 km Bahnlänge . . „ 

Betriebsleistungen auf 

6,64 

6,*t 

6,88 

7,oi 

eigener Bahn: 



i 



Zagkiloroeter überhaupt. 1000 km 

29 102,4 

j 25 922,8 

27 417,5 

29 424,2 

auf I km durchschnittl. 






Betriebslange . . . 

km 

3 076,o 

2724,7 

2920,8 

3 137,7 

auf einen Tag und 1 km 


j 




durchschnittl. Betriebs- 






länge. 

n 

I 8,4 

7,5 

i 8,0 

i 

8,6 
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19 17 

19 18 

19 19 

1920 

Lokomotivkm überhaupt. 1000km 

37 869.4 

34256,9 

36 422,3 

37 293,7 

auf 1 km durchschnittliche 





Betriebsl&nge.km 

3949,8 

3600,7 

3 773,5 

3 976,8 

Wagenachskm über- 





haupt. 1000 km 

812261 

720 991 

705 704 

766272 

auf 1 km durchschnittliche 





Betriebslänge.km 

86863 

76784 

75 179 

80639 

auf 1 Zugkilometer .... „ i 

27,9 

27,8 

25,7 

25,7 

. 

Personenverkehr: 1 





Beförderte Personen .... 1000 

46894,87 

47 107,01 

61 614,50 

62186,10 

Personenkilometer: 





im ganzen.li'OO 

940983,9 

948370,9 

1049276,1 

1 070 694,1 

auf 1 km durchschnittliche [ 





Betriebslänge. „ 

100,3 

100,4 

112,8 

116,2 

Durchschnittslänge einer Fahrt km 

20 ,& 

20,1 

20,4 

20,5 

Gepäck (Übergewicht), Fahr* 





räder und Hunde .... 1000 t 

29,40 

24,52 

26,88 

30,28 

Freigepäck . . ,. „ 

229,49 

235,68 

267,68 

260,90 

Güterverkehr: 
Frachtpflichtige Güter: 



■ 

i 


Gesamtgewicht. 10001 

31678,97 

27724,15 

24189,36 

24892,27 

Tonnenkilometer . . . 1000 tkm 

1662167,8 

1868 748,6 

1146641,4 

1360630,o 

auf 1 km durchschn. 

Betriebslänge „ j 

174,7 

142,3 

122,1 

139,8 

Durchschnittliche Beförde¬ 



j 


rungslänge einer Tonne km i 

52^t 

48,8 

47,4 

62,7 

l 

Frachtfreie Güter: j 





Gesamtgewicht. 10001 

648,73 

746,90 

799,47 

967,77 

Tonnenkilometer . . . 1000 tkm 

36 872,8 

39248,5 

38 972,1 

| 

1 — 

Durchschnittliche Beförde- 




i 

rungslftnge einer Tonne km ! 

&6,s 

52,6 

48,7 

i 46,8 

Finanzielle Ergebnisse: 





Gesamteinnahme.Kr. 

146608663 

232086262 

245 960 384 

273 692894 

auf 1 km durchschnittliche 




i 

Betriebslänge .... „ 

16 486 

24390 1 

26202 

29186 

* 1 Zugkm. „ 

6,08 

8,95 

8,97 

9,ao 

„ 1 Wagenachskm . . . Öre 

1 

18,04 

32,18 

1 

34,86 ! 

36,24 
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Von der Gesamteinnahme kamen 

19 17 

19 18 

19 19 

1920 

auf: 






im Personenverkehr . 

Kr. 

38171 464 

54805638 

64828346 

71680633 

= % der Verkehrseinnahmen i 

26,7 

24,1 

26,9 

26,7 

für die Postbeförderung . 

Kr. 

1808646 

1713 929 

2989210 

3317 379 

= % der Verkehrseinnahmen 

1,8 

0,7 

1,2 

1,2 

im Güterverkehr. 

Kr. 

103132721 

171008423 

173 551 888 

193 445 773 

= % der Verkehrseinnahmen 

72,0 

75,2 

71,9 

72,1 

zusammen als Verkehrs- 


- « 




einnahmen. 

Kr. 

148 112 831 

-227627 890 

241369439 

268443785 

= «/o der Gesamteinnahme 

• 

97,7 

98,1 

96,1 

98,1 

Die durchschnittliche Einnahme | 





ans dem Personenverkehr i 





betrug: 

auf 1 km durchschnittliche 






Betriebslange. 

Kr. 

4064 

5803 

6967 

7709 

auf 1 Personenkm .... 

Öre 

3,93 

5,54 

5,94 

6,43 

Die durchschnittliche Einnahme 





aus dem Güterverkehr be- 





trug: 

auf 1 km durchschnittliche 





' 

Betriebslange . . 

Kr. 

10903 

17 978 

18 492 

20632 

auf 1 Tonnenkm. 

Öre 


12,63 

16,15 

14,7« 

Gesamtausgabe. 

Kr. 

110771782 

191941 555 

204 912216 

234892766 

auf 1 km durchschnittliche 

Betriebslange. 

auf 100 Kr. Gesamtein nähme 

r> 

11709 

20176 

21829 

25048 

(Betriebszahl) . . 

n 

76,61 

82,72 

83,31 

85,82 

Überschuß: 






im ganzen . 

auf 1 km durchschnittliche 

V 

35786881 

40094707 

41048168 

38800138 

Betriebslange. 

V 

8 777 

4214 

4 373 

4138 

auf 1 Zugkm . 

7 ) 

1,23 

1,36 

1,50 

1,32 

„ ) Wagenachskm . . . 

„ 100 Kr. der Gesamtein- 

Öre 

4,40 

5,56 

i 6,89 

! 

5,14 

nähme . 

Kr. 

24,39 

17,28 

j 16,69 

14,13 

„ 100 Kr. des durchschn. 




i 


Anlagekapitals . . . 

ff 

5,84 

6,40 

j 6,48 

1 

5,96 
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Kleine Mitteilungen. 


Die Eisenbahnfrage in Irland. Die politischen Umwälzungen in Irland 
haben Anlaß dazu gegeben, auch eine Neuordnung des irischen Eisen¬ 
bahnwesens zu erwägen. Hierzu mag auch der Umstand beigetrugen 
haben, daß das englische Eisenbahnwesen durch das Gesetz von 19J1 
neu geregelt worden ist. Seine Bestimmungen gelten nicht allgemein 
für das Vereinigte Königreich, worunter der Engländer England, Schott¬ 
land, Wales und Irland versteht, während wir immer geneigt sind, unter 
England das Staatengebilde zu verstehen, das nicht nur den südlichen 
Teil der Insel Großbritannien, sondern auch dessen nördliche Hälfte, 
Schottland, und die Insel Irland umfaßt. 

Die sechs Eisenbahngesellschaften von Irland, deren Netze länger 
als 100 englische Meilen (161 km) sind, betreiben zusammen Strecken 
von insgesamt etwa 4450 km Länge mit etwas über (.‘200 km Gleislänge. 
Ein knappes Viertel davon ist zweigleisig, drei- und viergleisige Strecken 
kommen nur in verschwindender Anzahl vor. Die Regelspur für Irland 
ist l.ooo m (5 Fuß 3 Zoll engl.); sie umfaßt rund 4620 km; daneben be¬ 
stehen noch rund 850 km Schmalspurbahnen in 914 mm (o Fuß engl) 
Spurweite. '(Die vorstehenden Zahlen sind aus dem Railway Yearbook 
von 1914 entnommen, das die Angaben nach dem Stande vom 31. De¬ 
zember 1912 enthält. Trotz der mittlerweile vergangenen längeren Zeit 
wird sich, namentlich wegen des Krieges, nichts wesentliches an ihnen 
geändert haben.) Als Besonderheit sei noch eine 14,5 km lange Ein¬ 
schienenbahn, Bauart Lartigue, erwähnt. 

Der zur Vorbereitung der Umgestaltung des irischen Eisenbahn- 
w'esens eingesetzte Ausschuß von vier Mitgliedern hat kürzlich ein 
Mehrheitsgutachten abgegeben, das Verstaatlichung empfiehlt, während 
eines der Mitglieder sich nur für staatliche Überwachung der Eisenbahnen 
aussprioht. Auch das Mehrheitsgutachten will die Staatsbahnen nicht 
einem Ministerium, sondern einem Verwaltungsrat unterstellen, der ans 
Vertretern der Eisenbahnen und der am Verkehr beteiligten Kreise 
bestehen soll. Die vorgeschlagene Regelung bezieht sich nur auf die 
Eisenbahnen, die nicht zum Machtbereich der Ulster-Hegierung gehören. 

Das Ausschuß-Gutachten behandelt zunächst die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der irischen Eisenbahnen. Bis zum Krieg boten die bedeu¬ 
tenderen unter ihnen eine gute Gelegenheit, Gelder in Eisenbahnwesen 
anzulegen. Ihr bestes Jahr war 1913, wo einer Einnahme von nahezu 
5 Millionen Pfund Ausgaben von wenig mehr als 3 Millionen gegenüber¬ 
standen, so daß sich 1,85 Millionen als Überschuß ergaben. Dieser 
Uberschuß scheint allerdings auf Kosten der Arbeiter herausgewirt- 
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schäftet worden zu sein, die, so behauptet dos Gutachten, vor dem Kriege 
durchaus ungenügend entlohnt worden seien. Auch ohne Krieg wäre 
hier in der seit 1914 vergangenen Zeit eine Besserung erreicht worden, 
was aber höchstwahrscheinlich auf die Erträgnisse, ausgedrückt in Divi¬ 
dende, einen ungünstigen Einfluß gehabt haben würde. Die Lohnpolitik 
der Regierung während des Krieges, die, um dio Arbeiter bei guter 
Stimmung zu halten, alle Lohnforderungen bewilligte, hat eine sehr 
erhebliche Steigerung der Ausgaben zur Folge gehabt. Solange die 
Eisenbahnen in und nach dem Krieg im Staatsbetrieb waren — Staats¬ 
betrieb insofern, als der Staat als Entgelt für die Leistungen der Eisen¬ 
bahnen für Heer und Flotte für die Dividenden der Eisenbahnen auf¬ 
kam —, hatten die Eisenbahngesellschaften keine Veranlassung, dieser 
Lohnpolitik zu widersprechen, und als sie dann wieder die volle Ver¬ 
antwortung auch für die wirtschaftlichen Ergebnisse des Eisenbahn¬ 
betriebs übernehmen mußten, konnten sie von dem einmal betretenen 
Wege der Lohnpolitik aus mancherlei Gründen nicht wieder abgehen. 
Dadurch hat sich die Lage der Aktienbesitzer sehr nach der ungünstigen 
Seite verschoben. Die irischen Eisenbahnen, geleitet und verwaltet von 
Irländern, so sagt das Gutachten, werden durchaus nicht schlecht be¬ 
trieben, aber der Vorteil der Aktienbesitzer geht jetzt nicht immer mit 
den Interessen der Allgemeinheit, des ganzen Landes zusammen. 

Die irischen Eisenbahnen leiden infolge der Eigenschaft des Landes 
als Insel von verhältnismäßig geringer Ausdehnung sehr unter dem 
Wettbewerb der Schiffahrt, und die Eisenbahntarife müssen daher für 
manche Verkehrsbeziehungen so niedrig angesetzt werden, daß sie diesem 
Wettbewerb 'begegnen können; dann bringt die Güterbeförderung den 
Eisenbahnen aber nichts ein, denn der Seeweg ist gerade für Massen¬ 
güter, selbst wenn er länger ist, im allgemeinen billiger als der auf der 
Elisenbahn. Eine solche Tarifpolitik kann von einer Privateisenbahn 
auf die Dauer nicht durchgeführt werden; wären aber die Eisenbahnen 
in der Hand des Staates, so könnte ein Tarif, der zwar dem Handel¬ 
treibenden die Benutzung der Eisenbahn zum Versand seiner Güter er¬ 
möglicht, der Eisenbahn aber nichts einbringt, als eine staatliche Unter¬ 
stützung des Handels angesehen werden. Die jetzigen Frachtsätze der 
Eisenbahnen werden geradezu als ein Hindernis für die Entwicklung 
von Handel und Verkehr in Irland angesehen, und den Eisenbahngesell¬ 
schaften wird der Vorwurf gemacht, daß sie Klagen über Ungerechtig¬ 
keiten der Tarife hinhaltend und zweideutig behandeln. 

Auf Grund der Untersuchung der bestehenden Verhältnisse kommt 
der Ausschuß nun zu folgendem Ergebnis. Der Privatbetrieb hat häufig 
andere Ziele als das allgemeine Beste, und in solchen Fällen überwiegt 
natürlich die Rücksicht auf seinen eigenen Vorteil. 'Es wird darüber ge¬ 
klagt, daß die Eisenbahn das Erwerbsleben behindere; man glaube nicht 
an die Leitung der irischen Eisenbahnen. Die hohen Dividenden vor 
dem Kriege waren im wesentlichen das Ergebnis zu niedriger Löhne. 
Die Fahrpreise und Frachten sind so hoch, daß Handel und Gewerbe 
sie nicht tragen können, und die Gesellschaften können sie unter den 
heutigen Verhältnissen nicht nennenswert herabsetzen. Es besteht die 
Gefahr von Zwistigkeiten zwischen den Eisenbahnen und ihren Arbeitern. 
Der Zusammenschluß zu Gruppen, wie ihn das Gesetz für England vor- 
schreibt, wird zwar erhebliche Ersparnisse zur Folge haben, doch würden 
diese nicht äusreicheh, um die jetzigen Schwierigkeiten zu beseitigen, 
und nicht alsbald eintreten. Die von den Großgrundbesitzern unter- 
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stützten Eisenbahnen werden mit Verlust betrieben und belasten , den 
Großgrundbesitz in unerträglicher Weise. Bei einer der Bahnen: ist 
wegen der Angriffe des Meeres ein umfangreicher Umbau erforderlich. 
Die Regierung steht also vor der Wahl, entweder zuzusehen, wie die 
Eisenbahnen im jetzigen Zustand oder zusammengeschlossen ihren 
Kampf allein ausfechten, oder die Eisenbahnen zu unterstützen oder zu 
erwerben. v 

Diese Erwägungen müssen natürlich, dazu führen, daß die irische* 
Eisenbahnen in Staatsbesitz überführt werden, die weitere Frage ist 
aber die, ob der Staat sie auch betreiben soll. Der Ausschuß findet es 
schwer, die Frage zu verneinen, kommt aber schließlich zur Ablehnung 
des reinen Staatsbetriebes, indem er vorschlägt, die Eisenbahnen nicht 
einem Ministerium, sondern einem Verwaltungsrat zu unterstellen, ein 
Gedanke, der auch in anderen Ländern wie Deutschland, Belgien usw. 
in der letzten Zeit wiederholt ausgesprochen worden ist. Die Eisen¬ 
bahnen, sagt der Ausschuß, dienen der Allgemeinheit, sie sind ein 
Monopol, sie verdanken ihre Entstehung und Erhaltung den Befug¬ 
nissen, die der Staat ihnen überträgt. Sie sind für Irland unter den 
jetzigen Verhältnissen und im Hinblick auf die Zukunft von besonderer 
Bedeutung. Sie können Handel und Verkehr ganz anders fördern, wenn 
sie im Interesse der Allgemeinheit betrieben werden, als wenn der Zweck 
des Betriebes die Erzielung hoher Dividenden ist. Das abfällige Urteil 
der Allgemeinheit über die Eisenbahnen in ihrer jetzigen Verfassung 
ist zwar übertrieben, aber bei der Entscheidung über die zukünftige Ge¬ 
staltung des irischen Eisenbahnwesens muß doch auf die öffentliche 
Meinung, die bekanntlich im Vereinigten Königreich besonders schwer 
wiegt, Rücksicht genommen werden. Sie wird gegen staatseigene Eisen¬ 
bahnen nichts ein zu,wenden haben, gegen Staatsbetrieb aber geltend 
machen, daß die Eisenbahnen dann vollständig örtlichen und politischen 
Einflüssen ausgeliefert sein würden, daß ferner der Anreiz zu einem 
leistungsfähigen Betrieb bei staatlicher Leitung nur gering ist. 

Alle Bedenken können nach Ansicht des Ausschusses dadurch über¬ 
wunden werden^, daß zwar Staatshahnen geschaffen, diese aber in den 
Formen der Privatwirtschaft betrieben werden. Es soll also ein Ver¬ 
waltungsrat unter der Leitung eines Fachmanns eingesetzt werden, dem 
besondere Erfahrungen in der Leitung des Eisenbahnwesens zur Seite 
stehen; er soll von der Regierung ernannt werden und sein Amt fünf 
Jahre verwalten. Außerdem soll die Regierung einen Vertreter des 
Finanzministeriums in den Verwaltungsrat entsenden. In ihm sollen 
ferner sitzen ein Vertreter der Fabriken, zwei Vertreter von Handel und 
Gewerbe, zwei Vertreter der Landwirtschaft, endlich zwei Arbeiter¬ 
vertreter. Ihre Amtsdauer soll drei Jahre betragen. Der Vorsitzende, 
der bei der Abstimmung bei Stimmengleichheit den Ausschlag geben 
würde, hätte die Beschlüsse des Verwaltungsrats auszuführen. Die Mit¬ 
glieder, mit Ausnahme des Regierungsvertreters, sollen eine angemessene 
Entschädigung erhalten. 

Der Erwerb der Eisenbahnen durch den Staat soll in der Form 
vor sich gehen, daß ein Gericht den Wert der Aktien festsetzt und die 
Regierung dann Schuldverschreibungen in einem entsprechenden Betrag 
mit angemessener Verzinsung zum Ankauf der Aktien ausgibt. Bei 
Eigenbahnwerten mit Gewährleistung für den Ertrag würde die Ver¬ 
zinsung nach dem bisherigen Betrag zu bemessen sein. Zur Tilgung 
soll eine Rücklage geschaffen werden, mit deren Hilfe etwa alle 10 Jahre 
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eiu Teil der Schuldverschreibungen eingelöst werden soll. Der jetzige 
Kurswert der Eisenbahnaktien — etwa 2 530 000 000 £ — soll für ihren 
Wert nicht maßgebend sein, ebensowenig die Dividenden vor dem 
Krieg, wie es die Eisenbahngesellschaften wünschen. Es sollen viel¬ 
mehr die augenblicklichen Verhältnisse und die Aussichten für die Zu¬ 
kunft bei Bemessung des Kaufpreises berücksichtigt werden. Für die 
Angestellten soll eine Pensionskasse gegründet werden. 

Das Gutachten regt für die Arbeitszeit eine 48-Stunden-Woche mit 
einer Höchstdauer von 12 Stünden an. Die Löhne sollen den örtlichen 
Verhältnissen angepaßt werden, und die Arbeiter Sollen bei ihrer Be¬ 
messung mitwirken. Über die Höhe der jetzigen Löhne enthält sich das 
Gutachten eines Urteils, da noch keine Untersuchungen über die Kosten 
der Lebenshaltung und der Gründe für die Teuerung vorliegen. Zur 
Schlichtung von Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis soll zunächst 
ein Sohlichtungsausschuß eingesetzt werden, der aus drei Arbeiter- 
uiitgliedern aus dem Kreise der am Streitfall Beteiligten und drei Ver¬ 
tretern der Verwaltung bestehen soll. Den Gewerkschaften soll das 
Kecht eingeräumt werden, zu den Verhandlungen einen Vertreter zu 
entsenden, der aber kein Stimmrecht hat. Kommt es vor diesem Schlich¬ 
tungsausschuß nicht zu einer Einigung, so sollen vier solcher Ausschüsse 
zu gemeinsamer Erledigung des Streitfalls zusammen treten, und schließ¬ 
lich soll Berufung an einen Hauptschlichtungsaüsschuß zugelassen 
werden. Geht die Bedeutung des Streitfalls über den Kreis hinaus, für 
den der Schlichtungsausschuß zuständig ist, so soll er gleich von vorn¬ 
herein den vier vereinigten Ausschüssen vorgelegt werden, gegen deren 
Entscheidung dann ebenfalls Berufung an den Hauptschlichtungsaus-' 
schuß offensteht. Letzterer soll aus 13 Mitgliedern mit einem unpartei¬ 
ischen Vorsitzenden bestehen; diesen ernennt der Minister, ebenso wie 
• vier von den Mitgliedern, die im übrigen von der Leitung der Eisen¬ 
bahnen und aus den Gewerkschaften gestellt werden. 

Das Minderheitsgutachten will von einem Ankauf der Eisenbahnen 
absehen, aber zunächst, etwa für die Dauer von drei Jahren, Staats¬ 
betrieb einführen. Der Staat soll dabei einen Zuschuß gewähren. Nach 
Ablauf dieser Übergangszeit sollen die Eisenbahnen von Irland unter 
.einheitlicher Leitung zusammengefaßt werden. Diese soll einem Aus¬ 
schuß aus vier Vertretern der Besitzer von Eisenbahnaktien, zwei Ver¬ 
tretern der Arbeiterschaft, je einem Vertreter des Finanzministeriums, 
des Viehhandels, der Landwirtschaft, von Handel und Industrie über¬ 
tragen 'werden; den Vorsitz soll ein angesehener Eisenhahnfachmann 
übernehmen. 

Ob freilich Irland bei der politischen Zerrüttung und Unruhe, die 
dort herrscht, imstande sein wird, ein Werk von solcher Bedeutung wie 
die Verstaatlichung seiner Eisenbahnen, das eine Menge Arbeit, Umsicht 
und Erfahrung erfordert, durchzuführen, kann zweifelhaft sein, zumal 
Staatseisenbahnen im eigenen Lande für dos Vereinigte Königreich und 
seine Bewohner ein Gedanke sind, den sie bis jetzt weit von sich ge¬ 
wiesen haben und an den sie sich erst gewöhnen müssen. Wernekke. 


Norwegische Eisenbahnbaupläne. Der letzte norwegische* Eisen- 
bahnbaüplan Stammt aus dem Jahre 1908. Über ihn ist des näheren im 
Archiv Jahrg. 1920 S. 656 ff. berichtet worden. Er umfaßte folgende 
Linien: 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 21 
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1. Dombaas—Stören (Dovrebahn) 

2 . Dombaas—Aandalsnes (Raumahahn) 

3. Südlandbahn: 

Kongsberg—Naeslandsvand mit Nebenbahnen Naeslandsvand— 
Kragerö und Hjuksebö—Notodden 

4. Fortsetzung der Arendal-AamLibahn bis Tveitsund 

5. Nordlandsbahn: Teilstück Sunnan—Snasa—Grong 

6 . Nebenbahn Myrdal—Fretheim 

Durcli Ergänzungsbeschluß des Storthings wurde noch der Bau fol¬ 
gender Linien beschlossen: 

7. Nebenbahn Grong—Namsos (1913) 

8 . Nebenbahn Voss—Eide (1919) 

9. Nebenbahn Kongsberg—Gjeilo (Xummedalsbahn). 

Die Fertigstellung dieser Linien war ursprünglich für 1922 vor¬ 
gesehen. Es sind indessen erst dem Betrieb übergeben worden: 

1 . Die Dovrebahn (20. Sept. 1921), die wichtigste der oben genannten 
Bahnen, mit deren Eröffnung die Faihrtzeit von Kristiania nach Drontheini 
eine Verkürzung von 17 auf 13K Stunden erfahren hat. 

2. Von der Südlandsbahn das Teilstück Kongsberg—Naragatu und 
die Nebenbahn Hjuksebö—Notodden (1920/1). 

3. Fortsetzung der Arendal-Aamlibahn bis Tveitsund. 

Das Staatsbahnnetz, das infolge der am 1. Juli 1920 erfolgten über¬ 
nähme der Privatbahn Notodden—Tinnoset (30 km) 2850,3 km betrug,, 
stieg mit Eröffnung der Dovrebahn (158 ,i km) und infolge geringerer, 
durch den Umbau zur Normalspur erforderlichen Verlängerung der 
Strecke Drontheim—Stören (0,6 km) auf insgesamt 3009 km. Hierbei ist 
noch besonders hervorzuheben, daß infolge Umbaus zur Normalspur das 
staatliche Schmalspumetz um über 100 km auf 890 km zurück¬ 
gegangen ist. 

Am 21. November 1921 ist die Teilstrecke Dombaas—Björli (57,5 km) 
der in Bau befindlichen Raumabahn dem Verkehr übergeben worden, 
während die Eröffnung der Reststrecke bevorsteht. Im übrigen sind noch 
504 km Staatsbahnen im Bau begriffen. Nur die Nebenbahn Myrdal— 
Fretheim ist noch nicht in Angriff genommen. 

Man rechnet mit der Durchführung des Bauplans von 1908 und seiner 
Ergänzungen bis 1927, hielt es aber schon jetzt für angebracht, über den 
künftigen Ausbau des Netzes zu beraten*). 

Nach umfangreichen Untersuchungen hat die norwegische Eisen¬ 
bahnverwaltung folgenden Bauplan („Landsplan for jernbanebygeingcr“)' 
Juni 1921 dem Storting unterbreitet: 

1. S üd 1 a nd sibaihn 


Naeslandsvand—Stavanger einschl. Bakko—Flekkofjord 

a) öielebo—Mandat. 

b) öielebo—Aaseral. 

c) Haegebostaid—Lyngdal—Aginefast . 

2. Nordlandsbahn: Grong—Yad.-ü. 

a) Fauske—iBodö . 

b) Bardö—S&l&ngen. 

c) Baisfjorden—Tromsü . 


401,09 km 
25,02 „ 
54,01 „ 
29,62 ,. 

1525.71 ., 
65,00 „ 
19,00 „ 
73,oo „ 


0 Vgl. S<. i>rp. Nr. 117 (1922). Om anlegg av nyo jernbaner. 
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3. Vestlandsbahn (westuorwegieche Bahn) 

Haugeaund—Odda—Eide.192,71 km 

Vose—Vik—Vadbeim . 128,40 „ 

V ad heim—Saadene—Lote. 135,70 „ 

Lote—Straumghavn. 30,oo „ 

4. V er länge ruugen der Reu m abahn 

Aandalenes—Veetnes—Aalessund.. . 100,05 .. 

Aandalsnes—.Molde—Högsot—Kristiansund.116,45 ,. 

5. Beraak—Sundaisören . 100,56 ,. 

Nebenbahn nach Thamshavu . 31,08 „ 

6. Verlängerung der Valdresbahn bis Vangsrojösen .... 42,97 .. 

7. Otta—Foeberg. 61,17 „ 

8. Gjövik—-Liltebammer. 46,92 ,. 

9. Trysilbahn Rena—Nybergsund. 84,io „ 

10 . fleen—Finsand (Güternebenbahn). 

11 . Ringeriksbahn .. 43,25 „ 

12. Laagendalsbabn: Larvlk—Kongsberg . .. 93,62 „ 

13. Querverbindung Gjövikbahn—Hauptbahn—Kongsvlngerbahn: 

Grua—Haesersaeter—Saeterstöen. 73,oo ,. 

14 Querverbindung Gjövikbahn—Hauptbahn—Smaalandebahn 

a) Hakedal—Lilleström . 26,12 „ 

b) Fetsund—Mysen. 48,12 ,. 


3512,47 km 

Die Anlagekosten werden auf etwa 1,9 Milliarden Kr. veranschlagt. 
Außerdem schlägt die Eisen'bahnverwaltung folgende Umbauten an den 


in Betrieb befindlichen Bahnen vor: 

1. Umbau der Jarlsbergbahn (Dremmen —Eidanger) zur Normal¬ 
spur einsohl. Nebenlinde nach Horten ( 6,98 km). 145.68 km 

2. Anlage eines zweiten Gleises Bergen—Nesttun und Einrich¬ 
tung des elektrischen Betriebes.. 10 ,oo „ 

3. Umbau der Linie Elverum—Rena zur Normalspur .... 32,oo ,. 

4. Anlage eines zweiten Gleises Ljan-Ski. 16,97 


Für die Durchführung dieses Bauprogramms hatte die Eisenbahn- 
verwaltung zunächst einen Bauplan für die ersten 12 Jahre aufgestellt. 
Die Vorlage des Ministeriums für öffentliche Arbeiten ist dem nicht ge¬ 
folgt, da mit Rücksicht auf die nicht voraussehbare Entwicklung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse an ein Einhalten des Plans doch nicht 
gedacht werden kann. Immerhin glaubte man nicht den gesamten Plan 
übernehmen zu sollen und hat dem Storthing einen neuen Plan für den 
Ausbau des Netzes vorgelegt, der vom Staatsrat am 17. Juni 1922 ein¬ 
stimmig gebilligt ist. Die Anlagekosten der darin aufgenommenen Linien 
belaufen sich auf V» Milliarde Kronen. Die Grundlage für die Berech¬ 
nung haben die Preise des Jahres 1914 mit einem Zuschlag von 50 % 
gebildet. Die Durchführung des Plans hängt von der Entwicklung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse und den jährlichen Bewilligungen des 
Storthings ab. Den größten Wert legt man auf den beschleunigten Ausbau 
der durch Südnorwegen führenden, Kristiania mit Stavanger verbinden¬ 
den Sörlandsbahn, deren Bau auf 150 Millionen Kronen veranschlagt wird. 
Die sogenannte Nordlandsbahn, die den nördlichen Teil Norwegens 
durchqueren soll, soll über Bodö hinausführen. Ihr vorläufiger Ausbau 
wird 182 Millionen Kronen kosten. 

21 * 
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Im einzelnen führt der Bauplan folgende Linien auf: 

1. Südlandsbahn 

Naeslandsvand—Groven—Kristianssand—Stavangcr km 

mit Nebenbahn Bakke—Flekkefjord .... 401.!«' 

2 . NordlandsbaQin 

Teilstrecke Grong—Fauske mit Nebenbahn nach Bodö 527,t;i 

3. Verkehrsverbindungen in den westnorwegi- 
scheu Kreisen Hordaland, Sogn und Fjordane nach 


näheren Untersuchungen. 

4. Verlängerung cler Kaumabahn 

Aandalsnes—Molde—Smedvägen—•Kristiunsimd . . 61,07 

Aeudalsnes—Vestnes—Aalesund. 64,00 

5. Orklabahn: Berkaak—Thamshavn.76,28 

6. Otta—Fossherg.61,17 

7. Gjövik—Li Hebamme r.46,92 

8. Trysilbaihn: Elvemm—Trysil.90,5 

9. Laagendalshahn: Larvik—Vdttingfoss.59,0 


Anlage¬ 

kosten 

Kr. 

153 145 650 
182 250 000 


50 000000 


22 149 600 
21 460 000 
19 392 600 
10035000 
16050000 
13 609500 
10 900 500 


Wie schon hervorgehoben, ist. dieser neue Eisenbahnbauplan in 
erster Linie dem Ausbau der Nordlands - und der Ötidlandsbahn 
gewidmet. Die Arbeiten sollen sogar auf den Strecken Kristianssand— 
Stavanger und Mosjöen—Bodö baldmöglichst in Angriff genommen 
werden. Den Bau der Nordlandsbahn über Bodö hinaus hält man noch 
für verfrüht. Es handelt sich um Teile Norwegens, die bisher entweder 
dem Verkehr gar nicht erschlossen oder aber lediglich auf Schiffverbin¬ 
dungen angewiesen sind. Auf den Ausbau legt der Generalstab aus 
nationalen und militärischen Gründen besonderes Gewicht. 

Über die Linienführung ist bereits im Archiv, Jalirg. 1920, S. 660 ff., 
berichtet worden. Bei der Südlandsbahn hat man sich auf die sogenannte 
mittlere, wesentlich kürzere Linie geeinigt, indem man sich von dem 
Gedanken leiten ließ, daß die an der Küste liegenden Ort¬ 
schaften von der Schiffahrt in ausreichender Weise bedient 
werden, im Innern des Landes aber weniger Bedürfnis für 
eine Bahn besteht. Der Bau westlich Kristianssand bietet 
nicht unerhebliche technische Schwierigkeiten, unter denen vor 
allem der Haegebostadstunnel (8430 m) zwischen Undalen und Lyngdal, 
dessen Bauzeit auf 14 Jahre berechnet wird, zu erwähnen ist. Nach 
Fertigstellung der Südlandsbahn wird die Entfernung Kristiania—Sta¬ 
vanger 604 km und die Fahrtzeit 16 Stunden betragen. Man hat nur den 
Bau der Nebenbahn Bakke—Flekkefjord in Aussicht genommen. Für 
den Lokalverkehr sowie als Zubringerlinien ist im Gegensatz zu früheren 
Plänen die Einrichtung von Automobillinien, die man dem jeweiligen 
Verkehr besser anpassen kann, namentlich auch ira Hinblick auf den 
Fortfall der hohen Anlagekosten für Eisenbahnen, geplant. 

Nach Ansicht der Regierung sollen in erster Linie solche Landes¬ 
teile mit Eisenbahnen bedacht werden, die nur wenig Verkehrsmöglich¬ 
keiten aufweisen. Dies trifft vor allem auf Westnorwegen zu. 
Gerade aber dort sind die Ansichten über bestimmte Linien sehr geteilt. 
Jede Gemeinde befürwortet oder lehnt eine bestimmteLinie ab, lediglich von 
ihrem lokalen Interesse. Besondere Meinungsverschiedenheit herrscht 
über eine Verbindung von der Bergensbahn (Kristiania—Bergen) zum 
Sognefjord sowie eine Verbindung von der Bergensbahn zur Dovrebahn 
(Kristiania—Drontheim). Mit Rücksicht auf die widerstreitenden Lokal- 
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interessen bat sich die Regierung auf eine bestimmte Linie in West¬ 
norwegen noch nicht festgelegt, sondern nur den Betrag von 50 Millionen 
Kronen einstweilen angesetzt. 

Schon bei dem Beschluß des Baues der Raumabahnim Jahre 1908 
wurde eine Verlängerung der Linie Dombaas—Aandalnes nach 
Sönd- und Nordmöre in Aussicht genommen. Die Raumabahn war von 
Anfang an nur als Durchgangslinie gedacht, die den Verkehr mit den 
Orten vermitteln sollte, in denen die Fischerei, die im Wirtschaftsleben 
Norwegens eine hervorragende Rolle einnimmt, ihren Hauptsitz hat. 
Die Fisch Versorgung Norwegens wie besonders auch die Fischausfuhr 
leiden stark darunter, daß diese norwegischen Bezirke fern von jeder 
Eisenbahnverbindung liegen. Über den sehr geschützt liegenden, daher 
einen Fährverkehr ohne Störungen verbürgenden Romsdalsfjord ist von 
Aandalsnes, dem Endpunkt der Raumabahn, eine Fährverbindung nach 
Vestnes beschlossen, mit Fortsetzung nach Molde für Nordmöre. In 
Molde, das von den Rutensohiffen Drontheim—Bergen angelaufen wird, 
schließt eine Eisenbahn über die Moldehalbinsel über Vevang nach 
Smedvaagen an, von wo eine Fährverbindung nach Kristiansund, dem 
Hauptsitz der norwegischen Fischerei, führt. Diese Eisenbahn berührt 
auch eine landwirtschaftlich sehr entwicklungsfähige Gegend. Diese 
Linie verdient daher vor der allerdings etwas kürzeren Grönsetlinie den 
Vorzug. Nach Söndmöre schließt in Vestnes eine Eisenbahn nach Gjer- 
mundnes an. 

Die Orklabahn, schon als Alternative der inzwischen gebauten 
Dovrebaihn 1908 erörtert, soll, wie auch die Laagendalsbahn. 
landwirtschaftliche Bezirke mit reichen Entwicklungsmöglichkeiten er¬ 
schließen. Die von Berkaak nach Thamshavn führende Orklabahn dient 
gleichzeitig Interessen der norwegischen Erz- und übrigen Bergwerks¬ 
industrie. Da diese Bahn zwischen Svorkmo und Thamshavn eine Privat¬ 
bahn (Thamshavn—Lökken) benutzen soll, ist deren Einlösung, die 
gemäß Konzession vom 1. März 1904 und kgl. Verordnung vom 5. August 
1910 möglich ist, vorgesehen. 

Die Linie Otta — Fossberg 6oll ein vom Verkehr abgeschnit¬ 
tenes Gebiet, das fast jeglicher Eisenbahnverbindung entbehrt, enger 
mit dem Lande verknüpfen. 

Die Bahn Lillehammer — Gjövik ist, wenn sie auch von 
Bedeutung für das von ihr durchkreuzte Gebiet erscheint, in der Haupt¬ 
sache für den Durchgangsverkehr als fehlendes Verbindungsglied ge¬ 
dacht. Zwischen der Dovre- und der Bergensbahn, d. h. im Grunde 
zwischen Drontheim und Bergen, tritt eine Verkürzung der Strecke um 
129 km ein, für den Verkehr zwischen Nord- und Stidnorwegen um 47 km. 
Der größte Vorteil ist, daß durch den Bau dieser Linie die für den 
großen Durchgangsverkehr unzulänglichen Bahnhofsanlagen Kristianias 
eine erhebliche Entlastung erfahren. Für den Verkehr zwischen Dront¬ 
heim und Kristiania selbst fällt die 13 km betragende Verkürzung kaum 
ins Gewicht, da wegen der ungünstigen Steigungsverhältnisse der 
Gjövikbalm die Linie über Hamar den Vorzug verdient. Mit dem Bau 
dieser Bahn ist der Gedanke einer zusammenhängenden Inlandsbahn ver¬ 
wirklicht. 

Was schließlich den Bau der Trysilbahn betrifft, so hatte 
man ursprünglich damit gerechnet, daß sich ein Privatunternehmer 
finden würde. Angesichts der schweren finanziellen Lage der wenigen 
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norwegischen Privatbahnen kann damit der norwegisch© Staat nicht 
mehr rechnen. Zu dem Bau sieht sieh der norwegische Staat vor allem 
aus nationalen Gründen bewogen. Ursprünglich rechnete man auch mit 
der Möglichkeit eines Bindegliedes zwischen Norwegen und Schweden. 
Da in Schweden dieser Plan vor allem bei dem jetzigen Generaldirektor 
Granholm wenig Beifall findet, ist in nächster Zeit nicht mit der Ver¬ 
knüpfung des schwedischen und norwegischen Eisenbahnnetzes durch 
die Trysilbahn zu rechnen. Für Norwegen ist aber der Bau von großer 
"Wichtigkeit. Das Grenzgebiet Trysil liegt ziemlich abseits des Ver¬ 
kehrs und ist auch auf Landwegen nur schwer zu erreichen. Dabei 
verfügt der Kreis Trysil über den größten Waldreichtum Norwegens; 
Schon früh kam dort die Holzindustrie auf, die aber bezüglich ihres 
Absatzes von jeher auf Schweden angewiesen ist. Die Holzbestände 
gehen an schwedische Käufer in Karlstad und Gotenburg und werden 
auf Flößen über den Trysilfluß (Klaraelven) nach dem 200 km entfernt 
liegenden schwedischen Karlstad befördert. Dort werden die Produkte 
veredelt und mit Schiff weiter nach Gotenburg geleitet. Durch den Bau 
der Trysilbahn will man den Verkehr nach Norwegen leiten und rechnet 
mit der Anlage weiterer Sägewerke und Holzmassefabriken und der Ver¬ 
sendung der Produkte mit der Trysilbahn. Viele teilen aber diese An¬ 
sicht der norwegischen Regierung nicht und glauben, daß auch in Zu¬ 
kunft der Verkehr sich der billigeren Floßbeförderung bedienen wird. 

Für die Trysilbahn waren vier Alternativen aufgestellt. Die 
kürzeste Verbindung, die auch die günstigsten Steigungsverhältnisse 
aufweist, über Hälsjö, führt 30 km über schwedisches Gebiet und schied 
infolge des schwedischen Widerstandes aus. Gegen die Wahl der Flisa- 
linie, die in technischer Hinsicht am zweitgünstigsten liegt, sprechen 
ihre Länge und militärische Gründe. Die Eisenbahnverwaltung entschied 
sich für die Renalinie, da sie auch die nördlichen Gemeinden des Trysiler 
Bezirks erschließt und, da sie dem Taleinschnitt des Flusses folgt, ein 
günstiges Gelände aufweist. Die Regierung entschloß sich trotzdem für 
die kürzere Elverumlinie mit Rücksicht auf die wesentlich kürzere Fahrt¬ 
zeit und die billigeren Tarife. Aus wirtschaftlichen Gründen ist zunächst 
nur der Bau der Strecke Elverum—Trysil vorgesehen, der erst später 
der südliche Trysilbezirk angeschlossen werden soll. — 

Im übrigen hat die Regierung nach dem Vorschlag der Eisenbaha- 
verwaltung beschlossen, jährlich 4 Millionen Kronen in den Etat einzu¬ 
stellen für den Ausbau der Linien Bergen—Nesttun (zweites Geleise), 
Ljon—Ski (zweites Geleise), Elverum—Rena (Umbau zur Normalspur), 
Drammen—Eidanger (Umbau zur Normalspur). 

Mit Rücksicht auf den Reichtum Norwegens an elektrischer Kiaft, 
andererseits aber die ungünstigen Geländeverhältnisse und wegen der 
daher besonders großen volkswirtschaftlichen Bedeutung der Einführung 
des elektrischen Betriebes soll ein Plan über die Elektrisierung der nor¬ 
wegischen Eisenbahnen ausgearbeitet werden. 

J)r. F. Paszkowski, Berlin. 


Wettbewerb der Automobillinien mit den Eisenbahnen in Dänemark. 

Dänemark ist wie kein Land durch seine natürliche Gestaltung dazu 
geeignet, den Automobilverkehr zu begünstigen. Allerdings stellen sich 
die das Land durchschneidenden Meeresarme vielfach als Hindernisse ent- 
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gegen. Überall da, wo die dänischen Eisenbahnen in ihrer LinienFührung 
zu größeren Umwegen gezwungen sind oder wo die Verbindung von End¬ 
punkten der Seitenlinien nach größeren Stationen -der Hauptlinie kürzer 
ist als die Eisenbahnlinie, sind die Automoibilgesellschaften in der Lage, 
die Verbindungen für den Personen- und Stückgutverkehr bedeutend 
schneller und billiger herzustellen. Nur dort, wo eine Parallel Verbindung 
zur Eisenbahn für Automobilfahrten in Frage kommt, ist e6 der Eisenbahn 
bisher gelungen, die Konkurrenz des Automobilverkehrs zu schlagen. 

Besonders haben die dänischen Privateisenbahnen unter dem Wett¬ 
bewerb der Automobile zu leiden. Da auf diesen Linien mit gewöhnlich 
schwachem Verkehr in der Regel nur gemischte Züge gefahren werden, 
sind die Beförderungszeiten außerordentlich lang. Außerdem ist in Be¬ 
fracht zu ziehen, daß die Privateisenbahnen, um alle irgendwie für den 
Verkehr in Frage kommenden Ortschaften zu erfassen, im allgemeinen 
nicht geradlinig angelegt sind, sondern vielfach große Umwege machen. 
Die Konkurrenz der Automobile besteht nicht nur im Personenverkehr, 
sondern auch zum guten Teil im Stückgutverkehr. So ist z. B. in der 
näheren Umgebung von Kopenhagen, besonders in dem nordöstlichen Teil 
von Seeland, bis zu einer Entfernung von 30 bis 40 km von Kopenhagen 
der Stückgutverkehr zum größten Teil, ganz besonders auch der Milch¬ 
verkehr, auf die Automobile übergegangen. 

Zur Bekämpfung dieses Wettbewerbs sind von den dänischen Eisen¬ 
bahnen in weitgehendem Maße Versuche mit Motorwagen auf Schienen 
angestellt worden. Zu einem praktischen Ergebnis haben diese Versuche 
noch nicht geführt. Man hofft, daß die Regierung den Automobilunter¬ 
nehmungen in Zukunft bedeutende Lasten für die Straßenunterhaltung 
auferlegt. Die Privateisenbahnen haben sich an das dänische Justiz¬ 
ministerium gewandt, und von diesem ist auch bereits eine besondere Kom¬ 
mission zur Untersuchung der Verkehrsmittel angesetzt worden. Diese 
Kommission soll auch die Frage des Ersatzes neu beantragter Eisenbahn¬ 
linien durch regelmäßige Automobilverbindungen prüfen und entscheiden, 
wieweit die Automobile für die Kosten der Ausbesserung der von ihnen 
befahrenen Straßen heranzuziehen sind. B. 


Dänemarks Eisenbahnpläne in dem früher deutschen Nord-Schles¬ 
wig. Um das an Dänemark abgetretene Nord-Schleswig enger an das 
neue Vaterland zu ketten, wird eine bessere Ausgestaltung der Eisen¬ 
bahnverkehrswege von Dänemark geplant. Es ist eine besondere Kom¬ 
mission eingesetzt worden, die die Verkehrsbeziehung einer Prüfung un¬ 
terzogen und Vorschläge für die Anlage neuer Bahnen ausgearbeitet hat^ 
Diese Bahnen sollen als Privatbahnen angelegt werden. Es kommen ins¬ 
besondere in Frage die Verbindung Nord-Schleswigs mit dem westjüti¬ 
schen Hafen Esbjer und die Verbindung der Insel Alsen durch eine feste i 
Brücke mit dem Festland. In Aussicht genommen ist auch die Anlage 
einer Ost-Küstenbahn, die die Hafenstädte Hadersleben und Apenrade 
l»e rühren soll, jedoch wird die Verwirklichung dieses letzteren Plana 
vorläufig aus finanziellen Gründen hinausgeschoben werden. B. 
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Finnische Eisenbahnpliiie 1 ). Der dem finnischen Parlament zur Be¬ 
ratung vorgelegte Regierungsentwurf des Haushalts 1923 sieht für die 
Ausgestaltung des Eisenbahnnetzes folgende Ausgaben vor: 

1. für Neubauten an den t ertigen Eisenbahnen 5 Millionen finnische 
Mark; 

2. für Ergänzung des rollenden Materials der Staatsbahn 50 Millionen 
finnische Mark; 

3. für neue Eisenbahnbauten 75 Millionen finnische Mark. 


Es ist geplant, vom Jahr 1923 ab bis 
Honen Mark für den Bau neuer Bahnen 
Neubauetrecken sind; 

zum Jahr 1927 jährlich 75 Mil¬ 
in den Haushalt einzustellen. 

i Strecke 

Länge in km 

' Voraussichtliche 
Gesamtkosten 



in Mill. tinn. M 

1. Matkaselkä —Suojtrvi. i 

119 

i 

j 119 

2: Wtborg—Björkö. 

45 

58 

$. Abo—Nystad. 

72 

72 

4. Jisalmi—Ylivieska *) . 

154 

154 

5. Kajana—Kontiomäki 3 ). 

2G 

27/ 

6 . Nurm©8—Kontiomäki *). 

109 

109 

7. Wiborg—Paa^oU— Sortanlahti •’•) .... 

105 

102 

Ö. Karunki—Pello. 

P 100 

97 


B. 


Die Chinesischen Staatseisenbahnen im Jahre 1920*). Die nach¬ 
stehenden Mitteilungen stützen sich auf die Angaben in dem 
Jahresbericht des Chinesischen Verkehrsministeriums nach einer Ver¬ 
öffentlichung im China Advertiser von Tientsin vom 25. bis 28. Ok¬ 
tober 1922. Wie aus den Zusammenstellungen A und C ersichtlich, halten 
sich die Ziffern des Jahres 1920 fast überall gegen das Vorjahr ge¬ 
steigert, so daß das Wirtschaftsbild der chinesischen Staatsbahnen für 
das Jahr 1920 als durchaus befriedigend angesehen werden kann, wenn 
auch einzelne Linien erheblichen Schwierigkeiten und Störungen aus¬ 
gesetzt waren. Nur drei Linien waren außerstande, iliro Betriebsaus¬ 
gaben durch die Einnahmen zu decken: die Bahnen Chuchau—Pinghsiang, 
Changchau—Amoy und Hupeh—Hunan; die erste stand unter fort¬ 
währender militärischer Beunruhigung, die anderen beiden sind kurze 
Strecken ohne Zusammenhang mit dem Bahnnetz des Landes. 

') Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 921: Eisenbahnbaupliine in rinn 

länd. 

•) Zunächst wird gebaut die Strecke: Jisalmi—Kiuruvesi. 

:x ) Der Vollendung nahe. 

4 ) Zunächst nur Grunderwerb. 

Grunderwerbskosten werden nicht vom Staat übernommen. 

Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 186. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 











Kleine Mitteilungen. 


329 


A. | 

i 

19 19 

1920 

i Unterschied 

Im ganzen | 

in % 

in mexikanischen Dollars 

Ho heinnah me. 

83047390 1 

1 9L443 932 

+ 8396542 

•f“ lo,n 

Betriebsaasgabe . 

38 440 541 | 

42780107 

4-4 339566 

4- 10.3 

Betriebszahl. % i 

46,8 

46,7 

— . 

1 - 

Betriebsüberschuß. i 

{ 44606849 

48663825 

4-4056 976 

1 9.(W> 

Zinsen usw. 

| 8128468 

7 875 738 

— 252 830 

— 

Reinüberschuß. 

| 36 478281 

40 788087 

- 1 

1 — 

Hupeh-Hunan. 

— 28889 

+ 26361 

— 

— . 

Berichtigter Reinüberschuß . . . 

I 86449392 

40814 448 

4-436506« 

4- w. 


Die Roheinnahmen des Staatsbahnnetzes haben sich gegen das Vor¬ 
jahr um lO.n %, die Betriebsausgaben um 10,3 % gesteigert, so daß sich 
die Betriebszahl von 46,3 auf 46,7 gehoben und der Kohiiberschuß um 
9,os*r> % zugenommen hat. Da der Zinsendienst sich aber um 252 830 Dollars 
verminderte, so weist der Reinüberschuß eine Steigerung auf rund 
40..S Millionen Dollars (mex.), um rund 4 365 000 Dollars, das sind 12% auf. 

Die Linien, die nach der Zusammenstellung B, den Anlagezinsen¬ 
dienst durch ihre Betriebsüberechiisse nicht ganz decken, sind vorwiegend 
kürzere Strecken, die noch des Zusammenhangs mit dem Bahnnetz des 
Landes ermangeln. Die Bahn Peking—Suiyuan, die erst 1915 zur Hälfte 
eröffnet wurde, geht vorwiegend durch spärlich besiedeltes Land. Die 
Bahnen mit Überschuß (1—9) umfassen zusammen 4435 km, die mit 
Fehlbetrag (10—14) 1135 km. 


B. Auf das km Bahn in Dollars. 


1. Peking—Mukden. 

.... 11900 Uberschuß 

2. Peking—Hankau. 

.... 7217 


8. Kaifeng—Honan. 

.... 7068 

* 

4. Tscheng—tai. 

.... 6*999 

» 

5. Schanghai—Nanking. 

.... 0783 

w 

6. Kirin—Uhangchun. 

.... 5511 

m 

7. Tientsin—Pukau. 

.... 3993 

W 

s. Taokau—Chingchua. 

.... 2 572 

0 

9. Peking—Suivuan. 

.... 004 

* 


10. Schanghai— Xingpo. 1 533 Fehlbetrag*) 

11. Ssu—Tsen.2 163 

12. < 'anton—Kaulun. 2 481 „ 

13. Ühuchau Pinghsiang. 2 782 „ 

14. ( ’hanchau—Amoy.1*170 „ 

15. Hupeh—Hunan, 423 km, im Bau ... — 

Chinesische Staatsbahucn im ganzen 0 801 Uberschuß. 


Der Personenverkehr (Pers.km) zeigt eine Steigerung gegen das 
Vorjahr um 25,:», der Güterverkehr (T.km) um 17,:» %; auch die Auslastung 
der Züge hat sieh und zwar im Personenverkehr erheblich stärker als 
im Güterverkehr, vgl. Nr. 5 und 10, beträchtlich gehoben. 


*) Fehlbetrag für das km Bahn unter der Voraussetzung, daß 5% Anlage- 
zinson bezahlt werden müssen. 
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Nr. 

c 


19 19 

1920 

Zunahme 

in % 

1 

Betriebslänge. 

km 

5981,63 

6 993,51 

_ 

o 

Beförderte Personen . 

Mill. 

27,9« 

32,12 

15 

n 

Personenkm im ganzen. 

V 

2 519,3 

3161,m 

25,5 

4 

auf 1 km Bahn . . 

. . . 

421168 

527588 

— 

:> 

Reisende auf 1 Zugkm. 

. . . 

! 244 

284 

16,4 

(\ 

Durchschnittl. Reise für 1 Person 

km 

90 

98 

8,9 

7 

Beförderte Gütertonnen. 

Mill. 

| 21,39 

22,506 

5,2 

s 

tkm im ganzen. 


j 3 863,1 

4 540,9 

17,5 

! 

auf 1 km Bahn. 

• • • 

640698 

757644 

— 

10 

t auf 1 Zugkm. 

. . . , 

| 270 

294 

! 8,9 


Durchschnittl. Fahrt für 1 t . . . 
Durchschnittl. Einnahme auf: 

km 

| 181 

202 ] 

11,6 

12 

1 Personenkm. 

$ 

j b 1 » 

1.12 

— 

13 ! 

1 tkm. 

V 

1,22 

l,n 

— 

14 

Zugkm in Personenzügen . . . . 

. . . 

10397697 

11 150683 

> 

SV _ 

15 

Güterzügen. 

* * ’ 1 

! 14 804 886 

1 15 438 687 

7,9 

Hi 

Zahl der Angestellten. 

. . . 

73 651 

77 622 

5,4 


I). Iin Betrieb: 

Staatsbahnen .6 OHO km (im Vorjahr 6 027,:< km) 

im Bauzugbetriebe: 

Lung—Hai. 008 kiu 

Hupeh—Hunan . . . . . ir> „ 383 , 

zusammen.6 419 km 

Provinz- und Privateisenbahnen 1 ) . . 773 „ 

Im ganzen unter Aufsicht des Ver¬ 
kehrsministeriums .7 192 km 

Dazu konzess. Linien 1 ) . . . 3 780 , 

Betriebslänge im ganzen . . . 10972 km (im Vorjahre 10 90 : 1,9 km). 

China hat jetzt (abgesehen von der Mongolei, Turkestan und Tibet) 
1 km Eisenbahn auf 172 engl. Quadratmeilen Landes und auf 33 700 Ein¬ 
wohner, oder 1 engl. Meile auf 276 Quadratmeilen und *54 000 Einwohner. 
Dagegen haben 1 engl. Meile Bahn: 

Korea.auf 71 Quadratmeilen u. 13 000 Einwohner. 

Indien.auf 10 Quadratmeilen u. 8 600 Einwohner, 

Japan.auf 16 Quadratmeilen u. 8 000 Einwohner. 

Vereinigte Staaten 

von Nordamerika auf 12 Quadratmeilen u. 3000 Einwohner. 

Die Ausdehnung der Wasserstraßen in China wird der Entwicklung 
seines Eisenbahnnetzes immer etwas abträglich bleiben. 

Auf 6036 km Betriebslänge der Staatsbahnen bestehen an Neben¬ 
gleisen auf den Stationen 1442,8 km. Seit 1915 hat die Bahnlänge um 
593 km, die Länge der Nebengleise um 286 km zugenommen. Der zwei¬ 
gleisige Streckenausbau hat in nennenswertem Umfange noch nicht be¬ 
gonnen. F. B. 

>) Vgl. die Zusammenstellung A S. 187 des Archiv für Eisenbahnwesen 1922. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Beamtenrecht. 

Entscheidung des Kammergerichts, I. Strafsenats, vom 8. Oktober 1922. 

Gültigkeit der Verordnung des Reichspräsidenten vom 1. Februar 1922 betr. Verbot der 
Arbeitsniederlegung durch Beamte der Reichsbahn. Kein Streikrecht der Reichsbeamten. 

Aus den Gründen. 

Die Verordnung des Reichspräsidenten vom 1. Februar 1922 
(R.G. Bl. S. 187), betr. Verbot der Arbeitsniederlegung durch Beamte der 
Reichsbahn, ist rechtswirksam. Sie ist erlassen auf Grund des Art. 48 
Abs. 2 der Reichsverfassung. Danach kann der Reichspräsident die zur 
Wiederherstellung der Sicherheit und Ordnung notwendigen Maßnahmen 
treffen und vorübergehend die in den Art. 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 
153 festgesetzten Grundrechte ganz oder zum Teil außer Kraft setzen. 
Daraus, daß die Art. 130 und 159 hier nicht genannt sind, will die Ver¬ 
teidigung schließen, daß das Streikrecht der Beamten durch Verord¬ 
nungen des Reichspräsidenten nicht beschränkt werden dürfe. Diese 
Folgerung wäre nur berechtigt, wenn in diesen Bestimmungen oder sonst 
in der Reichsverfassung ein Streikrecht der Beamten anerkannt wäre. 
Das trifft aber nicht zu. Die „Vereinigungsfreiheit“, die durch Art. 130 
allen Beamten gewährleistet ist, hat dieselbe Bedeutung wie im Art 159, 
der die Vereinigungsfreiheit zur Wahrung und Förderung der Arbeits- 
und Wirtschaftsbedingungen jedermann und für alle Berufe gewähr¬ 
leistet. Der Ausdruck Vereinigungsfreiheit ist anstatt des im Entwurf 
enthaltenen Ausdrucks „Koalitionsfreiheit“ gewählt, um die Frage des 
Streikrechts nicht zu entscheiden. Koalitionsfreiheit schließt die Freiheit 
des Streikens in sich, was bei der Vereinigungsfreiheit nicht der Fall 
ist. Ein Grundrecht, bestehend in der Freiheit der Beamten zum Streiken» 
gibt es nach der Reichsverfassrung nicht: nur deren Inhalt ist für die 
Frage, welche Befugnisse dem Reichspräsidenten durch Art. 48 heigelegt 
sind. entscheidend. Daß er in der Verordnung vom 1. Februar 1922 auch 
den Art 124 der '''Reichsverfassung vorübergehend außer Kraft gesetzt 
hat, ist für das Streikrecht der Beamten ohne Bedeutung. Das in Art. 124 
gewährleistete Recht, zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zuwider¬ 
laufen, Vereine oder Gesellschaften zu bilden, stellt ein besonderes 
Grundrecht neben der Vereinigungsfreiheit der Art. 130 und 159 dar; 
die dadurch gesicherte allgemeine Vereinsfreiheit hat mit der Streik- 
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freiheit nichts zu tun, dasselbe gilt von der Versammlungsfreiheit in 
Art. 123. Das in der Verordnung ausgesprochene Streikverbot steht mit 
den erwähnten Bestimmungen, aber auch mit einer sonstigen Vorschrift 
der Reichsverfaseung nicht in Widerspruch. Der Reichspräsident hat 
mit. dem Verbot der Arbeitsniederlegung der Reichsbahnbeamten seine 
verfassungsmäßigen Befugnisse nicht überschritten. 


Erkenntnis des Reichsgerichts, VI. Strafsenats, vom 19. Oktober 1922 in der Straf¬ 
sache gegen 14 Eisenbahnbeamte. 

Pen Reichsbeamten steht kein Strelkreeht ». Fir vorübergehende Auanahmeverhkltnisse be¬ 
rechnete Strafvorschriften finden auch nach ihrer Aufhebung trotz § 2 Abs. 2 Str.-G.-B. auf 
während ihrer Geltung begangene Zuwiderhandlungen Anwendung. 

Aus den Gründen: 

Die Rechtsmittel können keinen Erfolg haben. 

Die Angriffe der Beschwerdeführer gegen die Anwendung der Ver¬ 
ordnung des Reichspräsidenten, betreffend Verbot der Arbeitsnieder¬ 
legung durch Beamte der Reichsbahn, vom 1. Februar 1922 (RGBl. S. 187) 
gehen fehl. 

Die formelle Berechtigung des Reichspräsidenten zum Erlaß dieser 
Verordnung ergibt sich au« Art. 48 Abe. 2 der RV. vom 11. August 1919. 
Danach kann der Reichspräsident, wenn im Deutschen Reiche die öffent¬ 
liche Sicherheit und Ordnung erheblich gestört oder gefährdet wird, die 
zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen 
Maßnahmen treffen. Zu diesem Zwecke darf er auch einige der in der 
Reicbsverfassung festgesetzten Grundrechte ganz oder zum Teil außer 
Kraft setzen. Zu diesen Artikeln der Verfassung gehört der Art. 159 
nicht. Das steht aber der Gültigkeit der Verordnung um deswillen nicht 
entgegen, weil deren Bestimmungen nicht dem Art. 159 zuwiderlaufen, 
wie noch dargelegt werden wird. 

Die Verordnung stellt in § 1 Abs. 1 den Grundsatz auf: „Den Be¬ 
amten der Reichsbahn ist ebenso wie allen übrigen Beamten nach dem 
geltenden Beamtenrechte die Einstellung oder Verweigerung der ihnen 
obliegenden Arbeit verboten.“ Ob hier oder in dem Abs. 2 selbständig 
ein Verbot der Arbeitseinstellung oder -Verweigerung ausgesprochen 
wird, ist unerheblich, weil das geltende Beamten recht, tatsächlich, wie 
es der Absatz 1 voraussetzt, den Beamten dieses Recht, das sogenannte 
Streikrecht, nicht zugesteht. Das Reichsbeamtengesetz vom 31. März 1873 
in der Fassung vom 18. Mai 1907 (RGBl. S. 245), das neben der Reichs- 
verfassung (Art. 128 fge.) die Grundlage für das Recht der Reicli*- 
beamten bildet, bestimmt in § 2, daß die Reichsbeamten, soweit ihre An¬ 
stellung nicht unter dem ausdrücklichen Vorbehalte des Widerrufs oder 
der Kündigung erfolgt, als auf Lebenszeit angestellt gelten, und in § 10, 
daß jeder Reiehsbeamte die Verpflichtung bat, das ihm übertragene Amt 
der Verfassung und' den Gesetzen entsprechend gewissenhaft wahrzu¬ 
nehmen. Ein Recht, einseitig ohne Genehmigung der Vorgesetzten Stelle 
die Erfüllung der Amtspflichten auszuset-zen oder einzustellen, ist im 
Reichsbeamtengesetz nirgends dem Beamten eingeräumt, im Gegenteil 
wird in § 14 Abs. 3 ein Beamter, der sich ohne den vorschriftsmäßigen 
Urlaub von seinem Amte entfernt hält oder den erteilten Urlaub über¬ 
schreitet, wenn ihm nicht besondere Entschuldigungsgründe zur Seite 
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stehen, für die Zeit seiner unerlaubten Entfernung seines Dienst- 
einkommens für verlustig erklärt, und in § 72 heißt es: „Ein Reichs- 
l>eamter, welcher die ihm obliegenden Pflichten (§ 10) verletzt, begeht 
ein Dienstvergehen und hat die Disziplinarbestrafung verwirkt“. 
Hierin ist ein Verbot einseitiger Arbeitsniederlegung oder 'Verweige¬ 
rung ausgesprochen. Daß § 152 Gew.-O. auf Beamte keine Anwendung 
findet, ergibt sich ohne weiteres aus seinem Worlaut; aber auch diese 
Bestimmung gibt den in ihr genannten Personen zum Behufe der 
Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen kein Recht, die Ar¬ 
beit ohne Einhaltung der gesetzlich oder vertragsmäßig geltenden Kün¬ 
digungsfrist einzustellen. Eine solche vorzeitige Arbeitseinstellung ist, 
wie unbestritten ist, widerrechtlich, die Koalitionsfreiheit entbindet nicht 
von den privatrechtlich übernommenen Verpflichtungen. 

Die Begründung des Beamtenverhältnisses beruht ebenso wie seine 
Aufhebung auf einem hoheitsrechtlichen Akte der Arastellungsbehörde. 
Wie die Gültigkeit der Anstellung als eines Willenaktes der Staatsgewalt 
durch die Einwilligung des Angestellten bedingt ist, so bildet auch in der 
Regel das Gesuch des Beamten die Voraussetzung für die Entlassung, aber 
der Beamte kann das Anstellungsverhältnis nicht einseitig durch eine frist¬ 
lose oder an eine Frist gebundene Kündigung lösen, er ist auch in den 
Fällen, in denen er ein Recht auf die Gewährung der Entlassung hat; 
bis zu dem Augenblicke, zu dem sie erfolgte, zur Erfüllung aller Dienst¬ 
obliegenheiten verpflichtet. Hiernach ist es den Barnten nicht gestattet, 
durch einseitige Lösung des Anstellungsverhältnisses ein Recht auf Ein¬ 
stellung oder Verweigerung der ihnen obliegenden Arbeit herbeizu¬ 
führen. Während der Dauer des Anstellungsverhältnisses aber verbietet * 
der § 10 des .Reichsbeamtengesetzes jede einseitige Einstellung oder Ver¬ 
weigerung der Arbeit. Das besondere Gewalt Verhältnis öffentlich-recht¬ 
licher Art legt dem Beamten eine besondere Gehorsam-, Treue- und 
Dienstpflicht auf, die sieh von den Pflichten des vertragsmäßig An¬ 
gestellten unterscheidet, was sich schon in seiner eidlichen Verpflich¬ 
tung auf die Erfüllung aller Obliegenheiten des ihm übertragenen Amts 
(§ 3 des R. B. G.) kundgäbt. Als „Diener der Gesamtheit“ (Art. 130 
RVerf.) stellt er seine ganzen Kräfte, so lange er dazu fähig ist, in 
den Dienst des Staates zur Förderung und Durchführung von dessen 
Aufgaben und hat in den Grenzen, die die Verfassung und die Gesetze 
bieten, das ihm übertragene Amt gewissenhaft wahrzunehmen und darf 
deshalb die Erfüllung gesetzmäßiger DienStbefehle der Vorgesetzten Be¬ 
hörde nicht verweigern. 

An der Rechtslage, daß den Beamten kein Recht auf Einstellung 
oder Verweigerung der ihnen dienstlich obliegenden Arbeit zustand, ist 
auch durch den Aufruf des Rats der Volksbeauftragten an das Deutsche 
Volk vom 12. November 1918 (RGBl. S. 1303) und durch die Reichsver¬ 
fassung vom 11. August 1919 keine Änderung eingetreten. 

Ein Recht auf Arbeitseinstellung ist keineswegs in dem Vereins¬ 
und Versammlungsrecht ohne weiteres enthalten. Wollte der Rat der 
Volksbeauftragten den Beamten ein solches Recht einräumen, so hat 
jedenfalls ein solcher Wille in ihrer Kundgebung keinen Ausdruck ge¬ 
funden und kann deshalb nicht berücksichtigt werden. 

Zu Unrecht berufen sich ferner die Beschwerdeführer auf 
Art. 159 RV., in dem die Vereinigungsfreifoeit zur Wahrung und För¬ 
derung der Arbeite- und Wirtschnftsbedingungen für jedermann und 
für alle Berufe, und damit auch für die Beamten, für die überdies die 
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Sonderbestimmung in Art. 130 Abs. 2 gegeben ist, gewährleistet wird, 
die Bestimmung geht Uber die Gewährung voller Vereins- und Ver¬ 
sammlungsfreiheit, über die Art. 124 handelt, hinaus, sie schließt sich an 
§ 152 Gew.-O. an und erweitert den darin zum Ausdruck gekommenen 
Grundsatz sowohl in bezug auf den Personenkreis, für den sie gilt, als 
auch in bezug auf die Zwecke, denen die Vereinigungen oder Verab¬ 
redungen dienen sollen. Aber Art. 159 läßt die Frage offen, welche 
Mittel zur Erreichung der geschützten Zwecke angewendet werden dür¬ 
fen. Die eich hieraus ergebende Folgerung, daß die in Art. 159 allen 
Berufen und damit auch den Beamten gewährleistete Vereinigungs¬ 
freiheit zur Wahrung und Förderung der Arbeit»- und Wirtschaftsbedin¬ 
gungen nicht auch das Streikrecht in sich schließt, wird auch dadurch 
bestätigt, daß im Einklang mit den Verhandlungen in dem Ausschüsse 
der Verfassunggebenden deutschen Nationalversammlung (Aktenstück 
Nr. 391 S. 389 f.) in der Sitzung der Nationalversammlung vom 
21. Juli 1919 (Bd. 148 S. 1749) der Berichterstatter, ohne Widerspruch 
zu finden, erklärte, daß durch die Anerkennung der wirtschaftlichen und 
sozialen Vereinigungsfreiheit nicht auch verfassungsmäßig die so¬ 
genannte Streikfreiheit konstituiert sei. Deshalb braucht zu der Streit¬ 
frage, ob Art. 159 zu den Bestimmungen der R.-Verf. gehört, die un¬ 
mittelbar Recht schaffen, keine Stellung genommen zu werden. 

Es ist also durch die Reichsverfaesung an dem früheren Rechts¬ 
zustande, daß den Beamten ein Recht auf Einstellung oder Verweigerung 
der ihnen obliegenden Arbeit aus wirtschaftlichen oder sozialen Gründen 
nicht zukomme, nichts geändert worden. 

Auch die Reichsregierung hat sich bisher stets auf den gleichen 
Standpunkt gestellt. Demgegenüber kann nicht auf den Aufruf der 
Roichsregierung vom 13. März 1919 verwiesen werden, in dem sie die 
gesamte Bevölkerung zum Generalstreik aufforderte, weil sie, insoweit 
sie diese Auforderung auch an die Reichsbeamten richtete, diese von 
der Dienstpflicht entband, wozu sie als oberste Dienstbehörde befugt war. 

Der Anwendung der V. O. vom 1. Februar 1922 steht auch nicht, 
wie die Beschwerdeführer meinen, die Bestimmung in § 2 Abs. 2 StGB, 
entgegen. Zwar ist diese Verordnung bereits vor der Aburteilung, näm¬ 
lich mit Wirkung vom 9. Februar 1922, 12 Uhr mittags, durch die Ver¬ 
ordnung des Reichspräsidenten vom 9. Februar 1922 (RGBl. S. 205) außer 
Kraft gesetzt worden. Nach der ständigen Rechtsprechung des Reichs¬ 
gerichts (RGSt. Bd. 50 & 398 (401), Bd. 55 S. 172, Bd. 56 S. 286), von der 
abzugehen keine Veranlassung vorliegt, entfällt die Anwendung des § 2 
Abs. 2 StGB, dort, wo eine Änderung der Rechtsansöhauung des Gesetz¬ 
gebers über die Strafbarkeit oder deren Maß nicht eingetreten ist. Diese 
inneren Voraussetzungen liegen insbesondere dann nicht vor, wenn von 
vornherein nur für eine gewisse Zeitdauer gegebene, auf vorüber¬ 
gehende Ausnahmeverhältnisse berechnete Strafvorschriften in Frage 
kommen, die den Zweck verfolgen, vorübergehend die Rechtsordnung, 
die öffentliche Sicherheit oder das Gemeinwohl bedrohende Gefahren 
durch Erlaß besonderer Gebote oder Verbote und durch Strafandrohun¬ 
gen für deren Übertretungen zu bekämpfen. Die Verordnung vom 

I. Februar 1922 war ein solches von vornherein zeitlich beschränktes 
Strafgesetz. Sie ist erlassen auf Grund des Art. 48 Abs. 2 der RV. vom 

II. August 1919. Danach ist der Reichspräsident ermächtigt, wenn im 
Deutschen Reiche die öffentliche Sicherheit und Ordnung erheblich ge¬ 
stört oder gefährdet wird, die zur Wiederherstellung der öffentlichen 
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Sicherheit und Ordnung nötigen Maßnahmen zu treffen. Daraue folgt 
ohne weiteres, daß diese (Maßnahmen nur auf ao lange angeordnet werden 
dürfen, bis der Zweck der Wiederherstellung oder der Beseitigung der 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erreicht worden ist. 
Dann müssen sie wieder aufgehoben werden. Hiernach liegt ein Fall 
vor, in dem die Anwendung des § 2 Abs. 2 StGB, wegen des Fehlens der 
inneren Voraussetzungen entfällt. 

Nun ist es zwar nicht ausgeschlossen, daß der Wille des Gesetz¬ 
gebers dahin gehen kann, trotzdem eine Bestrafung auf Grund der Ver¬ 
ordnung nach ihrer Außerkraftsetzung auszuschließen. Entgegen der 
Ansicht der Beschwerdeführer ergibt eich aus dem Inhalt der beiden Ver¬ 
ordnungen vom 1. und 9. Februar unzweideutig* daß der Reichspräsident 
weder beim Erlasse noch bei der Aufhebung der Straf Vorschrift einen 
solchen Willen gehabt hat. Wenn der Wille des Reichspräsidenten da¬ 
hin gegangen wäre, die Anwendung der Strafdrohung auch für die in 
der Geltungszeit der Verordnung begangenen Zuwiderhandlungen aus¬ 
zuschließen, also von einer anerkannten Reohtsregel abzuweichen, mag 
diese Rechtsregel auch eine Ausnahme von einer anderen Rechtsregel 
sein, so hätte dieser Wille irgendwie in der Verordnung selbst erkenn¬ 
bar gemacht werden müssen. Selbst wenn bei den der Aufhebung vor- 
sngegangenen Verhandlungen zwischen der Reichsregierung und den 
Vertretern der streikenden Eisenbahnbeamten Vereinbarungen getroffen 
oder Versprechungen gemacht sein sollten — was übrigens selbst aus den 
tatsächlichen Ausführungen der (Beschwerdeführer zu diesem Punkte nicht 
hervorgeht, weil danach nur von den Disziplinarmaßregeln gesprochen 
and von den Vertretern der Gewerkschaft nur angenommen worden ist, 
daß damit auch eine weötergehende strafrechtliche Verfolgung ausge¬ 
schlossen sei, so würde dies zur Auslegung des Gesetzesinhalts doch nur 
insoweit herangezogen werden dürfen, als die beabsichtigte Anordnung 
in dem veröffentlichten Gesetzestext einen auch sonst verständlichen Aus¬ 
druck gefunden hätte (RGZ. Bd. 100 S. 181). Das ist aber hier nicht 
der Fall. In keiner der beiden Verordnungen ist auch nur der geringste 
Anhalt für einen von der sonst bei auf Zeit erlassenen Strafgesetzen gel¬ 
tenden Rechtsregel abweichenden Willen des Gesetzgebers zu erkennen. 
Im Gegenteil ist mit Sicherheit auf das Fehlen dieses Willens zu schlie¬ 
ßen. Für die Richtigkeit dieser dem Gesetze selbst entnommenen Aus¬ 
legung spricht auch die Tatsache, daß in dem Erlasse des Reichsverkehrs¬ 
ministers vom 16. Februar 1922, in dem die vereinbarten Grundsätze über 
Disziplinarmaßnalunen der Eisenbalmgeneraldirektion und den Eisen- 
bahndirekticnen mitgeteilt werden, unter B nicht etwa auf eine Unzu¬ 
lässigkeit weiterer Strafverfolgungen hingewiesen, vielmehr nur empfoh¬ 
len wird, nur besonders schwer liegende Fälle den zuständigen Staats¬ 
anwaltschaften zur Verfolgung zu übergeben. Eine Vereinbarung mit 
Beteiligten, nach der unter gewissen Voraussetzungen ein Verzicht auf 
Strafverfolgung erfolgen solle, würde für sich allein die erforderliche 
Staatshandlung weder enthalten, noch ersetzen, sondern, sie nur etwa ver¬ 
heißen. (RG. St. Bd. 53 S. 65 (68), Bd. 55 S. 231.) Deshalb bedarf es 
auch keiner Prüfung, ob mit Rücksicht auf Art. 49 Ate. 2 Reichsver¬ 
fassung zu einem solchen Verzicht ein Gesetz notwendig gewesen wäre, 
eine VO. des Reichspräsidenten nicht genügt hätte. Die Anträge auf Er¬ 
hebungen über den Inhalt der getroffenen Vereinbarungen waren keine 
Beweisanträge im Sinne des § 243 StPO. Wie sich das Gericht die Unter¬ 
lagen für die Gesetzauslegung verschaffen will, steht in seinem F.r- 
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nie-ssen. Bei der klaren Rechtslage besteht auch für das Revisionsgericht 
keine Veranlassung zur Anstellung der bei ihm beantragten Ermitt¬ 
lungen. • 

Für die Strafbarkeit der Angeklagten nach der Verordnung des 
Reichspräsidenten ist es ohne Bedeutung, ob eie der irrigen Ansicht waren, 
den Reichsbeamten stünde ein durch die Reichsverfassung begründetes 
Recht auf Einstellung oder Weigerung der Arbeit zu. Bestände dieses 
Recht, so würde allerdings der Einwand erhoben werden können, daß der 
Reichspräsident nicht zum Erlasse von Verboten befugt sei, die darauf 
abzielen, die Ausübung jenes Rechte zu verhindern und zu erschweren, 
und daß die Verordnung vom 1. Februar 1922 insoweit ungültig sei. Dies 
wüfde nur ein Irrtum über den Umfang der Befugnisse des Gesetz¬ 
gebers, des Reichspräsidenten, sein. Ein solcher Irrttim ist strafrecht¬ 
lich unbeachtlich. Daß das Verbot der Einstellung oder Verweigerung 
der Arbeit den Beamten gegenüber durch nicht strafrechtliche gesetz¬ 
liche Bestimmungen ausgesprochen ist, ist unerheblich, denn es handelt 
sich hier nicht um eine Übertretung dieses Verbotes, sondern um eine 
Zuwiderhandlung gegen die Verbote, die in der Verordnung vom 
1. Februar 1922 in § 1 Abs. 2 Und Abs. 3 enthalten sind. Diese Verbote, 
Beamte zu einer Einstellung oder Verweigerung der ihnen obliegenden 
Arbeit aufzufordem oder anzureizen, oder zur Durchftihung eine Nieder¬ 
legung oder Verweigerung der Arbeit die in Abs. 3 angeführten Handlun¬ 
gen vorzunehmen, sind selbständige %Strafbestimmungen, die zwar an 
geltende nicht strafrechtliche Vorschriften anknüpfen, sie aber nicht zu 
einem Teil ihres Inhalts gemacht haben. 

Ebensowenig greifen die Einwendungen durch, die dahin gehen, 
daß die Angeklagten bei Begehung ihrer Handlungen vom Erlasse der 
Verordnung vom 1. Februar oder von ihrem Inhalte keine Kenntnis ge¬ 
habt hätten. Die Verordnung ist im Reichsgesetzblatt vom 1. Februar 
veröffentlicht, das an diesem Tage mittags 12 Uhr in Berlin ausgegeben 
ist. Die Verordnung ist damit den §§ 71 und 72 der Reichsverfossung 
vom 11. August 1919 entsprechend verkündet und in diesem' Augenblicke 
in Kraft getreten. Alle den Angeklagten zur East gelegten Handlungen 
sind erst nach diesem Zeitpunkte begangen. vSie können sich deshalb 
nicht auf die Unkenntnis der Verordnung berufen, weil sie die Straf¬ 
androhung enthält, also selbst das Strafgesetz darstellt (RGSt. Bd. 55 
S. 115 (121, 122). Ob dieser Satz dann eine Einschränkung erleiden 
müßte, wönn einem Angeklagten eine Kenntnis des Strafgesetzes un¬ 
möglich gewesen wäre, bedarf keiner Prüfung, weil eine solche Unmög¬ 
lichkeit in keinem Falle behauptet war und auch sonst kein Anlaß vor¬ 
lag, mit ihr zu rechnen. Soweit in einigen der angefochtenen Urteile 
festgestellt worden ist, daß die Verordnung auf eine telegraphische Mit¬ 
teilung hin von den örtlichen Eisenbahnbehörden noch im Laufe des 
Nachmittags des 1. Februar durch Aushang in den einzelnen Bezirks¬ 
stellen bekanntgemaoht worden ist und soweit vor Begehung der Taten 
Zeitungen mit der Nachricht über den Erlaß am Orte der Tat ausgegeben 
waren, würde überdies eine solche Unmöglichkeit der Kenntnis nicht 
in Frage kommen. 

Die Verordnung vom 18. Januar 1917 (RGBl. S. 58), deren Nicht¬ 
berücksichtigung von einer Anzahl der Beschwerdeführer gerügt wird, 
findet nach ihrem Wortlaute nur auf solche Vorschriften Anwendung, 
die auf Grund des § 3 des Gesetzes über die Ermächtigung des Bundes¬ 
rats zu wirtschaftlichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 ergangen 
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sind. Die Verordnung vom 1. Februar 1922 ist aber auf Grund des 
Art. 48 Abs. 2 der Reiehsverfassung erlassen worden. Obwohl der in der 
Verordnung vom 18. Januar 1917 zum Ausdruck gebrachte Rechtsgedanke 
auch in anderen Gesetzen zum Ausdruck gekommen ist, so handelt es 
eich doch nur um eine Ausnahmevorschrift gegenüber den allgemeinen 
Grundsätzen des Strafrechts. Deshalb kann er nur dort, wo er ausdrück¬ 
lich festgelegt ist, zur Anwendung gebracht werden, eine weitere Aus¬ 
dehnung ist nicht zulässig. 

In allen diesen Richtungen ist mithin in den angefochtenen Urteilen 
kein Rechtsverstoß zu erkennen. Auch sonst ergeben sich keine durch¬ 
greifenden rechtlichen Bedenken. 


Urteil des Reichsdisziplinarhofs vom 15. November 1922 in der Disziplinarunter- 
suchung wider den Lademeister M. in T. 

Milderung einer Strafe. 

Die Entscheidung der Reiehsdisziplinarkammer wird unter Verwer¬ 
fung der Berufung der Staatsanwaltschaft mit der Maßgabe bestätigt, daß 
der Angeschuldigte wegen Dienstvergehens zur Strafversetzung und zu 
einer Geldstrafe von 3000 Ji — dreitausend Mark — verurteilt wird. 

Gründe. 

Der Verteidiger hat in der mündlichen Verhandlung zweiter In¬ 
stanz eine Milderung der Strafe erbeten. 

Die Frage, ob dies verfahrensrechtlich überhaupt zulässig ist, 
wenn die Vorentscheidung nur vom Beamten der Staatsanwaltschaft zu¬ 
ungunsten des Angeschuldigten angefochten ist, der selbst kein Rechts¬ 
mittel eingelegt hat, ist vom Gericht bejaht worden. Die bisherige Recht¬ 
sprechung des Disziplinarhofs hat allerdings angenommen, dies sei unzu¬ 
lässig, weil das Reichsbeamtengesetz eine dem § 343 der Strafprozeßord¬ 
nung entsprechende ausdrückliche Vorschrift nicht kenne (vgl. Entsch. 
des Kaiserl. Disziplinarhofs vom 14. November 1897 in F 4/87, vom 
5. Juli 1909 in F 4/09 und 4. November 1918 in F 7/18, ebenso preuß. OVG., 
Urteil vom 20. Dezember 1884‘) in OVG. XII, S. 432). Diese Rechtsauf¬ 
fassung hat der Reichsdisziplinarhof aus folgenden Gründen nicht mehr 
aufrechterhalten: 

Das förmliche Disziplinarverfahren ist kontradiktorisch und den 
Formen des Strafprozesses nachgcbildet (Laband, Staatsrecht des Deut¬ 
schen Reiches, 4. Aufl. S. 462). Es ist im Reichsbeamtengesetz nur unvoll¬ 
ständig geregelt. Die Lücken sind daher aus der Strafprozeßordnung zu 
ergänzen. Im Disziplinarverfahren handelt es sich ebenso, wie im Straf¬ 
prozeß um die Durchführung eines öffentlich rechtlichen Strafanspruchs 
und um die Erforschung objektiver Wahrheit, weshalb zur Erreichung 
dieses Ziels die analoge Anwendung des das Strafgerichtsverfahren re¬ 
gelnden Reichsgesetzes für zu 1 aasig erachtet werden muß, wenn das RBG. 
auch eine diesbezügliche ausdrückliche Vorschrift nicht hat Zutreffend 
führt in diesem Sinne auch das Oberlandesgericht Posen in der Entschei¬ 
dung vom 14. Januar 1907 (OLG. Rechtspr. Bd. 14 S. 325) aus: „Da die 
Dieziplinargesetze nur einige besondere, jedenfalls, nicht erschöpfende 
Bestimmungen über das Disziplinarverfahren enthalten, muß der Gesetz- 

’) Yergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1886 , S. 816 . 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1023. 22 
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geber den Willen gehabt haben, daß die allgemeinen Bestimmungen des 
jeweiligen Strafverfahrens ergänzend angewendet werden, soweit sie mit 
dem Disziplinargesetz und dem von ihm verfolgten Zwecke in Einklang 
stehen. Anderenfalls würde ein Disziplinarverfahren in den weitaus 
meisten Fällen undurchführbar sein.“ Die analoge Anwendung der StPO, 
ist also nur da auszuschließen, wo sie mit dem abweichenden Rechtsgrund 
— dem auf dem Anstellungsvertrage beruhenden Disziplinaretr&f- 
anspruch- oder dem Zweck des Disziplinarverfahrens — der 
Reinhaltung und Ordnung des öffentlichen Dienstes — oder dem er¬ 
kennbaren Inhalt des RBG. unvereinbar ist. Diese Erwägungen recht- 
fertigen die Auffassung, daß § 343 StPO, zur Ergänzung der lückenhaften 
Verfahrensvorschriften des Reichsbeamtengesetzes, insbesondere auch 
beim Rechtsmittel der Berufung (§§ 110 ff. Gesetzes) heranzuziehen ist, 
daß also der höhere Richter, ohne durch den Zweck und die Richtung der 
von der Staatsanwaltschaft eingelegten Berufung gebunden zu sein, die¬ 
jenige Entscheidung zu erlassen hat, welche er nach Lage der Sache für 
die richtige erachtet. In diesem Sinne läßt sich auch Schultze, Reichs¬ 
beamtengesetz 2. Aufl. Bern. 4 zu § 110 aus: „Wenn der Beamte der 
Staatsanwaltschaft mit der Tendenz gegen den Angeechuldigten Beru¬ 
fung eingelegt hat, kann die Strafe gemildert oder der Angeschuldigte 
freigesprochen werden“ (ebenso Arndt, das Reichsbeamtengesetz 2. Aufl. 
1922, Bern. 4 zu § 110). Die Motive zum Reichsbeamteugesetz stehen 
dieser Rechtsauffassung keinesfalls entgegen, wenn sie, sie auch nicht 
ausdrücklich bestätigen. (Motive S. 45 und 46). In diesem Zusammen¬ 
hänge sei noch darauf hingewiesen, daß für das preußische Disziplinar¬ 
gesetz betreffend die nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 die 
höchste preußische Disziplinarbehörde, das Staatsministerium, in stän¬ 
diger Rechtsprechung entschieden hat, daß der Grundsatz des § 343 StPO, 
auch für das Disziplinarverfahren Geltung habe, und daß das preu¬ 
ßische Oberverwaltungsgericht sich neuerdings (Urt. vom 15. Dezember 
1908 1 ) Bd. 54 S. 457) im Gegensatz zu früheren Entscheidungen auf den 
Standpunkt des Staatsministeriums gestellt hat (vgl. Rheinbaben, die 
preußischen Disziplinargesetze 2. Aufl. 1911, S. 280, 281). 


Disziplinarverfahren. 

Erkenntnis des ßeichsdisziplinarhofs vom 16. November 1922 in der Disziplinar- 
untersuchung wider den Lokomotivführer S. in G. 

lieber die Frage der bindenden Kraft eines richterlichen Strafbefehls für das Disziplinar¬ 
verfahren. 

Die Entscheidung der Reiehsdisziplinarkammer wird unter Ver¬ 
werfung der Berufung des Beamten der Staatsanwaltschaft auf die Be¬ 
rufung des Angeschuldigten dahin abgeändert: 

Der Angeschuldigte wird wegen Dienst Vergehens zu einer Ord¬ 
nungsstrafe von 5000 (fünftausend) Mark verurteilt. 

Gründe. 

Es ist zunächst die Frage zu beantworten, ob der vom Amtsgericht 
erlassene, in Rechtskraft übergegangene Strafbefehl in tatsächlicher und 

) Yergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1910, S. 502. 
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rechtlicher Beziehung für den Disziplinarrichter bindend ist. Diese Frage 
ist — entgegen der Ansicht, die von dem Beamten der Staatsanwaltschaft 
in der Verhandlung vor dem Disziplinarhof vertreten worden ist, — zu 
verneinen. 

Der Disziplinarhof hat schon mehrfach Veranlassung gehabt, sich 
mit der Frage nach der bindenden Kraft des Strafbefehls für das Diszi¬ 
plinarverfahren zu befassen. In dem Urteil vom 3. Mai 1909 F. 13/08 
(abgedruckt in der Rechtsprechung des Kaiserlichen Disziplinarhofs, 
herausgegeben von Schultze, S. 201 ff., 207) ist im Anschluß an die Er¬ 
örterung der Tragweite des § 78 RBG. die Meinung ausgesprochen worden, 
daß eine Einstellung des Verfahrens gemäß § 202 StPO, keinesfalls für 
den Disziplinarrichter bindend sei, weil der § 78 a. a. O. eine in Form 
des Urteils ergangene frei sprechende oder verurteilende Entscheidung 
voraussetze. Im übrigen ist dort die Frage, ob etwa ein rechtskräftiger 
Strafbefehl (§ 450 StPO.) dem Urteil gleichzuachten sei, unentschieden 
gelassen. Im Urteil des Disziplinarhofs vom 17. Oktober 1921 1 ) F 33/21 ist 
die Auffassung der Vorinstanz, daß der Disziplinarrichter auch bei einem 
Strafbefehl an die Entscheidung des Strafrichters gebunden sei, als un¬ 
zutreffend zurückgewiesen, weil das dem Strafbefehl vorausgegangene 
Ermittlungsverfahren nicht den Anforderungen genüge, die an eine „ge¬ 
richtliche Untersuchung“ im Sinne der §§ 77, 78, RBG. zu stellen seien 
und auch keine „Erörterung“, wie ihn § 78 Abs. 1 RBG voraussetze, 
stattfinde. Hierzu ist u. a. ausgeführt: „Zwar erlangt ein Strafbefehl, 
gegen den nicht rechtzeitig Einspruch erhoben wird, nach § 450 StPO, 
die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils. Aber wie daraus nicht ge¬ 
folgert werden darf, daß mit dem Eintritt der Vollstreckbarkeit des 
Strafbefehls die Strafklage verbraucht sei, wenn sich nachträglich heraus¬ 
stellt, daß die Tat unter einem im Strafbefehl nicht gewürdigten, eine 
erhöhte Strafbarkeit bedingenden rechtlichen Gesichtspunkte zu beur¬ 
teilen ist, so kann — mindestens in Fällen dieser Art — einem voll¬ 
streckbar gewordenen Strafbefehl auch nicht die entscheidende Bedeutung 
zuerkannt werden, die der Disziplinarhof in ständiger Rechtsprechung 
dem strafrichterlichen Schuldausspruch und den ihm zugrunde liegenden 
Feststellungen des rechtskräftigen strafgerichtlichen Urteils für ein 
nachfolgendes Disziplinarverfahren beigelegt hat.“ Auch in dem Urteil 
vom 7. November 1921, F. 81/21 hat sich der Disziplinarhof, wennschon 
ohne nähere Begründung, auf den Standpunkt gestellt, daß beim Vor¬ 
liegen eines amtsriohterlichen Strafbefehls der Disziplinarrichter, anders 
als beim Strafurteil, die Schuldfrage selbständig zu entscheiden habe. 

Hieran ist festzuhalten. Als Regel stellt der § 108 RBG. den 
Satz auf, daß die Disziplin«rbehörde nach ihrer freien, aus dem In¬ 
begriff der Verhandlungen und Beweise geschöpften Überzeugung, 
„ohne an positive Beweisregeln gebunden zu sein,“ 
darüber zu entscheiden habe, inwieweit die erhobene Anschuldigung be¬ 
gründet sei. Eine Ausnahme hiervon bilden die Vorschriften der §§77, 
78 a. a. O. über das Verhältnis zwischen Disziplinär- und Strafverfahren, 
insbesondere zwischen Disziplinär- und Strafurteil. Sie findet ihre Recht¬ 
fertigung darin, daß bei völliger Unabhängigkeit des Disziplinarrichters 
von dem Strafrichter über einen und denselben Tatbestand leicht sieh 
gegenseitig widersprechende Entscheidungen ergeben können, was iin 
Interesse der Staatsautorität tunlichst zu vermeiden ist. Ausnalimevor- 

') Vorgl. Archiv für Ei^onbahnwe>en 1922, S. 210. 
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Schriften aber sind, worüber kein Streit besteht, eng auszulegen und 
nicht über die vom Gesetz selbst gezogenen Grenzen hinaus auszudehnen. 
Eine solche ausdehnende Auslegung würde es nun sicherlich sein, wenn 
das, was nach der Rechtsprechung des Disziplinarhofs zufolge des § 78 
RBG. von den auf Freisprechung oder Verurteilung lautenden, in Form 
des Urteils ergehenden Entscheidungen des Strafrichters gilt, ohne 
weiteres auch auf Strafbeiehle erstreckt würde. Die gegenteilige An¬ 
sicht wird dem wesentlichen Unterschied zwischen dem Verfahren bei 
Erlassung eines Strafbefehle und dem ordentlichen Strafverfahren, das 
mit der Verkündung eines Urteils endigt, nicht gerecht. Während der 
Strafbefehl lediglich auf Grund des Akteninhalts, ohne vorheriges Gehör 
des Beschuldigten, erlassen werden kann und zumeist erlassen wird, 
muß dem Urteil notwendig eine mündliche Verhandlung vorausgehen, in 
welcher der Beschuldigte gehört wird, um ihm Gelegenheit zur Be¬ 
seitigung der gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe und zur Geltend¬ 
machung der zu seinen Gunsten sprechenden Tatsachen zu geben (242 
Abs. 3 i. V. m. § 136 StPO.), und in der der Richter gehalten ist, die in der 
Anklage bezeichnete Tat nach allen rechtlichen Gesichtspunkten hin 
zu prüfen (§ 263 das.). Die in Gestalt des Strafbefehls ergangene 
richterliche Entscheidung bietet daher nicht entfernt die gleiche Gewähr 
für eine nach der tatsächlichen und rechtlichen Seite erschöpfende Be¬ 
urteilung des Sachverhalts, wie das auf dem Gesamtergebnis der Haupt¬ 
verhandlung, also der Vernehmung des Angeklagten und einer etwaigen 
Beweisaufnahme (§ 260 StPO.), beruhende Strafurteil. Es würde infolge¬ 
dessen eine nicht zu verantwortende Härte für den in ein Disziplinarver¬ 
fahren verwickelten Beamten in eich schließen, wollte man ihm gegen¬ 
über einem rechtskräftig gewordenen Strafbefehl die Möglichkeit ver¬ 
schließen, von neuem die Schuldfrage aufzurollen, um alles das vor¬ 
zubringen, was zu seiner Entlastung zu dienen geeignet ist Das er¬ 
scheint um so weniger angängig, als das Disziplinarverfahren, nament¬ 
lich wenn die ernstliche Gefahr einer Dienstentlassung (§ 75 Nr. 2 RBG.) 
droht, für den davon betroffenen Beamten von ungleich größerer Bedeu- 
tnug zu sein pflegt, als ein mit einer verhältnismäßig geringfügigen 
Geld- oder Freiheitsstrafe abschließendes Verfahren bei einem amts¬ 
richterlichen Strafbefehl. Wenn demgegenüber von dem Beamten der 
Staatsanwaltschaft darauf hingewiesen worden ist, daß im vorliegenden 
Fall der Angeschuldigte vor Erlassung des Strafbefehls gehört worden 
sei und daß er es unterlassen habe, durch rechtzeitige Einlegung des 
Einspruchs den Eintritt der Rechtskraft des Strafbefehls zu verhindern, 
so vermag da« nach dem Gesagten eine abweichende Beurteilung schon 
um deswillen nicht rechtfertigen, weil die dem Strafbefehl infolge des 
Wegfalls der mündlichen Verhandlung naturgemäß anhaftenden Mängel 
nach wie vor bestehen geblieben sind und weil der Ausgang des Diszi¬ 
plinarverfahrens wegen des ihm innewohnenden öffentlich-rechtlichen 
Charakters unmöglich von dem mehr oder weniger dem Zufall preis- 
gegebenen Verhalten des Beschuldigten bei Abwägung der für oder 
gegen Erhebung von Einspruch gegen den Strafbefehl sprechenden Um¬ 
stände abhängig gemacht werden kann. 
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Frachtrecht. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 20. Mai 1922 in Sachen des 
Fabrikbesitzers H. K., Klägers und Revisionsklägers, wider den Reichseisenbahn¬ 
fiskus, vertreten durch die Reichsbahndirektion in 6., Beklagten und Revisions¬ 
beklagten. 

Beraubung verschlossener, auf offenen Eisenbahnwagen verladener Möbelwagen auf einen 
Gttterbahnhof. Volle Ersatzpflicht der Eisenbahn wegen Fehlens jeder Bewachung des Güter¬ 
bahnhofs ($ 457, Abs. 3 B.-6.-B). 

Tatbestand. 

Dem Beklagten sind am 14. August 1919 von der Firma J. K. in B. 
zwei geschlossene Möbelwagen, welche Umzugsgut des Klägers enthiel¬ 
ten, zur Beförderung an die Firma H. T. Witwe in Z. übergeben worden. 
Die auf offenen Eisenbahnwagen verladenen Wagen sind nach ihrer An¬ 
kunft auf dem Güterbahnhof in Z. vor der Ablieferung an den Empfänger 
erbrochen und beraubt worden, und zwar sollen nach der Behauptung des 
Klägers zwei Teppiche, zwei Plüschläufer und zwei Fellvorleger ent¬ 
weihtet worden sein. 

Der Kläger, der sieh die Ansprüche der Firma T. hat abtreten lassen, 
hat vom Beklagten Erstattung des durch Gutachten des gerichtlichen 
Sachverständigen festzustellenden Wertbetrags der gestohlenen Gegen¬ 
stände verlangt. Die 9. Zivilkammer des Landgerichts I in B. hat am 
7. Oktober 1920 den Kläger mit der Klage abgeiwiesen, der 12. Zivilsenat 
des Kammergerichts hat am 13. April 1921 den Klaganspruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, jedoch nur innerhalb der durch § 457 
Abs. 1 HGB. bestimmten Wertgrenzen. 

Der Kläger hat Revision eingelegt. Sein Antrag geht dahin, das an- 
gefochtene Urteil aufzuheben, soweit es zum Nachteil des Klägers er¬ 
kannt, und ganz nach den vom Kläger in der Berufungsinstanz gestell¬ 
ten Anträgen zu erkennen. 

Der Beklagte hat um Zurückweisung der Revision gebeten. 

Entecheidungsgründe. 

Dem Rechtsmittel war der Erfolg nicht zu ver¬ 
sagen. 

Der Berufungsrichter führt zunächst zutreffend aus, daß im vor¬ 
liegenden Falle die Haftung des beklagten Eisenhahnfiskus nach § 456 
HGB. und § 84 der Eisenbahnverkehrsordnung bestehe und daß er sich 
weder auf den Haftungsausechuß gemäß § 459 Ziff. 1 HGB. (§ 86 Ziff. 1 d 
EVO.) noch auf den gemäß §§ 429 Abs. 2, 467 HBG. (§§ 54 Abs. 3 B 1, 
96 d EVO.) berufen könne. 

Er will dem Kläger jedoch nicht Ersatz des vollen Schadens, son¬ 
dern nur den Ersatz des gemeinen Handelswerts und in dessen Ermange¬ 
lung des gemeinen Werts, den Gut derselben Art und Beschaffenheit 
am Ort der Absendung in dem Zeitpunkte der Annahme zur Beförderung 
hatte, zubilligen, da er den Beweis nicht für erbracht ansieht, daß der 
Schaden durch grobe Fahrlässigkeit des Beklagten herbeigeführt worden 
sei. Die Ausführungen des Berufungsrichters lassen 
jedoch erkennen,daß er den Begriff der groben Fahr¬ 
lässigkeit in seiner Anw endung auf den seiner Beur¬ 
teilung unterliegenden Tatbestand verkannt hat. Der 
Berufungsrichter stellt fest, daß es ohne besondere Schwierigkeiten auch 
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Unbefugten möglich gewesen sei, den Raum des Güterbahnhofs zu be¬ 
treten und daß der Beklagte besondere Maßnahmen zwecks Bewachung 
desselben nicht getroffen habe; er verneint die grobe Fahrlässigkeit des¬ 
halb, weil es praktisch nicht ausführbar erscheine, das weite Gebiet eines 
Güterbahnhofs so zu sichern, daß jeder Diebstahl auf demselben ausge¬ 
schlossen sei; die Bahn könne nicht neben jeden dort befindlichen Güter¬ 
wagen eine Bewachungsperson hinstellen, da es dazu ah dem erforder¬ 
lichen Personal fehle und solches auch wegen der hohen Kosten nicht 
durchführbar sei. Allein mit dieser Erwägung wird der Berufungsrich¬ 
ter der Sachlage nicht gerecht. Trotzdem die Absperrung des Güterbahn¬ 
hofs gegen das Betreten seitens unbefugter Personen äußerst mangelhaft 
war — in dem die Absperrung bildenden Lattenzaun fehlten Monate lang 
mehrere Latten, der sich daran schließende Drahtzaun konnte ohne jede 
Schwierigkeit mittels Durchkriecliens oder Übersteigens überwunden 
werden, und die Türen im Lattenzaun wurden auch nachts nicht ver¬ 
schlossen gehalten —, trotzdem von etwa 1411 Uhr nachts bis 3 Uhr mor¬ 
gens jeglicher Betrieb auf dem Güterbahnhof ruht, trotzdem auch am 
Tage ein ständiges Kommen und Gehen von Leuten mit Säcken, Körben, 
Handwagen, die sich ungehindert an den dort stehenden Gütern vergehen, 
stattfindet, trotzdem bei dem Gütervoreteher dauernd Klagen über die 
vielfach verübten Diebstähle erhoben worden sind, haben der Be¬ 
klagte und 6eine Beamten es an jeder Bewachung des 
Güter bahnhofs fehlen lassen. Mag vor dem Krieg noch solche 
Ordnung geherrscht haben, daß auf Güterbahnhöfen nachts weitgehende 
Bewachungsmaßregeln nicht erforderlich waren, so hat sich dies doch im 
Laufe des Krieges und besonders seit der mit dem Ausbruch der' Revolu¬ 
tion immer mehr um sich greifenden Unsicherheit und Unordnung ge¬ 
ändert. Hätten regelmäßige Patrouillengänge von Wachen auf dem 
Güterbahnhof nachts statt gef linden, bei denen man auch auf die einen be¬ 
sonderen Reiz für die Diebe bildenden Möbelwagen einen Blick geworfen 
hätte, so hätte der hier fragliche Diebstahl vermieden werden können. 
Denn der 100 kg schwere, äußerst umfängliche Teppich konnte nur von 
mehreren Personen gemeinschaftlich gestohlen und kaum anders als mit 
Fuhrwerk fortgeschafft werden. Auch das Ausräumen des Möbelwagens 
nahm eine geraume Zeit in Anspruch; es ist nicht anzunehmen, daß sich 
dies bei einem ordnungsmäßigen Bewachungsdienst der Beobachtung der 
Wächter entzogen haben sollte. Das für den eingetretenen 
Schaden ursächliche Fehlen jeder Bewachung des 
Güterbahnhofs zur Nachtzeit enthält einen besonders 
hohen Grad der Außerachtlassung der durch die Um¬ 
stände gebotenen Sorgfalt. 

Hiernach kann der Kläger Ersatz des vollen Scha¬ 
dens gemäß § 457 A b s. 3 HGB. vom Beklagten verlangen. 


Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 8. Juli 19*22 in Sachen des 
Reichseisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in St., Beklagten, 
Revisionskl&ger, wider die Firma E. A. in St., Klägerin, Revisionsbeklagte. 

Beschlagnahme von Gut ohne Begleitpapiere durch Polen keine höhere Gewalt 

Tatbestand. 

Die Klägerin verlangt von dem Beklagten Zahlung von 197190 M 
nebst 5 % Zinsen seit dem 25. März 1920 als Schadensersatz für drei am 
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9. März 1920 in M. zur Versendung an Klägerin aufgegebene, bei ihr 
aber nicht angekommene Waggonladungen Hafer: die drei Waggons 
samt Ladung sind von den Polen in N. angehalten, beschlagnahmt und 
verkauft worden, weil die amtlichen Begleitpapiere fehlten. Das Land¬ 
gericht hat der Klage stattgegeben; das Oberlandesgericht auf die vom 
Beklagten eingelegte Berufung durch Zwischenurteil vom 21. Novem¬ 
ber 1921 den Klageanspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Gegen diesen Ausspruch richtet sich die Revision des Beklagten mit dem 
Antrag, unter Abänderung der Vorentscheidungen die Klage abzuweisen. 
Gerügt wird lediglich die Verletzung des materiellen Rechts. Klägerin 
bittet um Zurückweisung des Rechtsmittels. 

Entscheidungsgründe. 

Die Revision ist nicht begründet. 

Das Oberlandesgericht geht gleich dem Erstrichter in tatsächlicher 
Beziehung davon aus, daß die Sendung von den Polen nicht beschlag¬ 
nahmt und verkauft worden wäre, wenn die amtlichen Begleitpapiere, 
nämlich die drei Originalfrachtbriefe nebst den Ausfuhrgenehmigungen 
dabei gewesen oder innerhalb der gewährten Frist beigeschafft worden 
wären. Der Beklagte könne sich von der Haftung für den Verlust nur 
durch den Nachweis befreien, daß der Schaden durch höhere Gewalt ver¬ 
ursacht worden sei (§ 456 HGB., § 84 EVO.). Diesen Beweis habe Be¬ 
klagter nicht erbracht; denn er habe nicht genügend dargelegt und mit 
Beweis vertreten, daß die der Bahn ordnungsgemäß übergebenen Begleit¬ 
papiere ohne Verschulden seiner Angestellten abhanden gekommen 
seien. 

Diese Gründe lassen einen Rechtsirrtum nicht erkennen; was die 
Revision dagegen vorbringt, greift nicht durch. Es mag unterstellt wer¬ 
den, daß die Polen keinerlei Recht darauf hatten, die Wagen zu beschlag¬ 
nahmen und die Güter zu verkaufen, daß mithin ihr Verfahren ein Rechts¬ 
bruch, ein Gewaltakt war. Gleichwohl kann solchen der Beklagte nicht 
als höhere Gewalt zu seiner Entlastung für sich in Anspruch nehmen. 
Unter höherer Gewalt versteht man gemeinhin außergewöhnliche, von 
außen kommende Ereignisse, deren Eintreten nicht vorauszusehen und 
durch Anwendung geeigneter Vorkehrungen nicht zu 
vermeiden war. Der Beklagte räumt selbst ein, daß es bis zum Ein¬ 
tritt des fraglichen Schadensereigni&ses noch nicht gelungen war, ein Ab¬ 
kommen mit den Polen über den Durchgangsverkehr durch den polnischen 
Korridor zu treffen. Wenn er gleichwohl ohne Haftungseinschränkung 
gegenüber dem Frachtberechtigten Eilgüter zur Verfrachtung über das 
polnische Gebiet annadim, haftet er im ganzen Umfang nach den Vor¬ 
schriften des HGB. und der EVO. Es mag auch sein, daß der vorliegende 
Fall der erste war, in dem die Polen sich auf den formellen Standpunkt 
stellten, daß sie Güter ohne gleichzeitige Behändigung der Begleitpapiere 
nicht durch ihr Gebiet hindurch ließen. Hiermit liegt aber keineswegs 
die Sache so, daß dieser Umstand nioht voraussehbar und die Beschlag¬ 
nahme nicht vermeidbar gewesen wäre. Wenn auch Polen gemäß Art. 89 
des Versailler Friedens Vertrages verpflichtet war, Transitfreiheit zu ge¬ 
währen, so mußte — i»isolange ein den Durchgangsverkehr näher regeln¬ 
des Abkommen nicht getroffen war — angesichts der bestehenden poli¬ 
tischen Spannung und des vom Beklagten stets vorgeschützten Um 9 tands, 
daß erfahrungsgemäß der Verkehr von und nach Ostpreußen durch Polen 
hindurch häufig von Interessenten benützt werde, um Waren nach Polen 
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zu verschieben, die Eisenbahn dafür Sorge tragen, daß beim Transitver¬ 
kehr sich alles vorschriftsmäßig vollzog, eben damit den polnischen Be¬ 
hörden keine formelle Handhabe zu einer wenn schon rechtswidrigen Be¬ 
schlagnahme der Güter gegeben wurde. Nimmt man an, daß eine solche 
nicht vorgekommen wäre, wenn die Begleitpapiere im Original zugleich 
anif polnischem Gebiet eingetroffen wären, dann liegt ein Fall ursäch¬ 
licher höherer Gewalt im Sinne des § 74 EVO. und § 486 HGB. nicht 
vor. Denn die Bahnbeamten, förderen Handlungen der 
Beklagte ein stehen muß, haben es verabsäumt, der 
Vorschrift gemäß die Originalpapiere bei der Sen¬ 
dung zu belassen. Nach den Grundsätzen über den sogenannten 
adäquaten Zusammenhang war dieser von der Eisenbahn zu vertretende 
Umstand kausal für das Vorgehen der Polen; mag letzteres sich auch als 
Rechtsbruch darstellen, so entfällt hiermit doch die Exkulpation der 
Eisenbahn, ganz abgesehen davon, daß sie nach der Anhaltung der Wagen 
nicht alles getan und aufgcboten hat, um in der gewährten Zeit von 
8 Tagen die Originalpapiere zu beschaffen. Die Grenze der von der 
Bahn gemäß dem Frachtvertrag zu vertretenden Betriebssicherheit und 
Haftung endigt auch in einem Falle wie hier erst dann, wenn Zufälle 
eintreten, die unabhängig von mangelhaften Dienstleistungen der Bahn¬ 
angestellten oder ungenügenden Betriebseinrichtungen den Verlust des 
Gutes herbeigeführt haben. 


Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Verordnung der Reichsregie r un g: Vom 

1. Dezember 1922, betr. Änderung der Verordnung über Beiräte für 
die Deutsche Reichsbahn, vom 24. April 1922. 

(Reichs-Verkehrsblatl 1922, S. 415. R.-G.-Bl. II. S. 79',). 

Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 

Vom 1. Dezember 1922 über Versicherungspflicht, Versicherungs- 
berechtigung und Grundlöhne in der Krankenversicherung. 

(Reichs-VerkehrsblaR 1923, S. 27. R.-Cr.-Bl. I, 1922, S. 891). 

Vom 21. Dezember 1922 über Errichtung von Ausschüssen und Kam¬ 
mern für Angestelltenversichcrung. 

(Reichs - Verkehrsblatt 1923, S. 47. R.-G.-Bl. I, 1922, S. 963). 

Vom 21. Dezember 1922 über die weitere Erhöhung der Unterstützung 
für Rentenempfänger der Invaliden- und Angestelltenversiche¬ 
rung. 

(Reichs-Verkebirsblatt 1923, S. 49. R.-G.-Bl. I, 1922, S. 964). 

Zweite Verordnung vom 16. Dezember 1922 über Erhöhung von Geld¬ 
beträge in der Unfallversicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt 1923, S. 50. R.-G.-Bl. I, 1922. S. 929). 

Zweite Verordnung vom 23. Dezember 1922 über Erhöhung der Zu¬ 
lagen in der Unfallversicherung. 

(ReichsA'erkehrsblatt 1923. S. 51. R.-G.-Bl.I. 1922, S. 98-4). 
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Dritte Verordnung vom 21. Dezember 1922 über Ausdehnung der Ver¬ 
sicherungspflicht in der Angestelltenversicherung. 

(Reiche-Verkehrsblatt 1923, S. 52. R.-G.-Bl. I, S. 962). 

Verordnungen des Reichs verkehrsmini sters: 

Vom 4. Dezember 1922 zur Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung. 

(Reichs-Verkehrsbktt 1922. S. 446. R.-G.-Bl. II, S. 793). 

Vom 12. Dezember 1922 zur Anlage C der Eisenbahn-Verkehrsord- - 
nung. 

(Reichs-Vorkehrsblatt 1922. S. 416, R.-G.-Bl. II, S. 794). 

Vom 19. u. 27. Dezember 1922 und 24. Januar 1923 zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung. 

(Reichs-Verkehrsblatt 1923, S. A3, 34 u. 53. R.G.-Bl. TI, S. 1 u. 41). 

Vom 17. Januar 1923, betr. vorüberghende Änderung der Eisenbahn- 
Ver kehrsordn un g. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 53. R.-G.-Bl. II, 8. 41). 

Bekanntmachung des Reichsverkehrsministers: 

Vom 23. Dezember 1922 und 17. Januar 1923, betr. Anderug des 
Militärtarifs für Eisenbahnen. 

(Reichs-Verkehrsblatt 1923, S. 34 u. 53. R.-G.-Bl. II, S. 1 u. 41). 

Erlasse des Reich-Verkehrsministers: 

R -V -Bl 

Vom 13. Dezember 1922, betr. einheitliche Beamtenlauf- seit« 


bahnen. Laufbahnen der Betriebsassistenten und 

Assistenten (1922). 429 

Vom 15. Dezember 1922, betr. Angestelltenversicherung 448 
Vom 18. Dezember 1922, betr. Abnahme für Dritte . . . 448 

Vom 19. Dezember 1922, betr. Wohnungstausch versetzter 

Beamten.449 

Vom 21. Dezember 1922, betr. Angestellten- \md Inva¬ 
lidenversicherung .450 

Vom 21. Dezember 1922, betr. Anschlußgebühren . . . 450 
Vom 27. Dezember 1922, betr. Geldpreise für nützliche 
Erfindungen auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens . 452 

Vom 23. Dezember 1922, betr. Laufbahn der Werkmeister 
(Besoldungsgruppe VI).453 


Vom 29. Dezember 1922, betr. Ausschuß für Unterrichts¬ 
und Bildungswesen.455 

Vom 23. Dezember 1922, betr. Ortslohnzulagen (1923) . 1 

Vom 5. Januar 1923, betr. Gesetz über die-Reichshaus¬ 
haltsordnung . 24 

Vom 19. Januar 1923, betr. Verbot der Beförderung von 
Kohlen und Koks an Frankreich und Belgien ... 31 

Vom 11. Januar 1923, betr. Unfallmeldungen. 35 

Vom 17. Januar und 2. Februar 1923, betr. Abnahme 
für Dritte.36, 56 
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Vom 19. Januar 1923, betr. Verbot der Befolgung von An- Seit 

Ordnungen der besetzenden Mächte.. . 37 

Vom 26. Januar 1923, betr. Zugverspätungen. 41 

Vom 1. Februar 1923, betr. strafrechtliche Verfolgung 

der Betriebsunfälle .. 54 

Vom 2. Februar 1923, betr. Aufgaben der Beamten- und 

Betriebsvertretungen. 56 

Vom 2. Februar 1923, betr. Einschränkungen im Per¬ 
sonen- und Güterverkehr. 57 


Vom 5. Februar 1923, betr. Änderung der Wahlordnung 
für die Betriebsvertretungen und die Sonderschlich¬ 
tungsausschüsse bei der Reichseisenbahnverwaltung 
vom 5. März 1921 sowie der Wahlordnung für die Wabl 
der Beamtenvertretungen bei der Reichseisenbahnver¬ 
waltung vom 29. Mai 1921. 57 


Preußen. Genehmigung des Preußischen Staatsministe- 
riums: Vom 21. Oktober 1922, betr. Änderung preußischer Kon¬ 
zessionsurkunden der Halberstadt—Blankenburger Eisenbahn¬ 
gesellschaft. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt 1922, S. 65). 
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BUcherschau. 

Besprechungen. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart, unter Förderung des 
Reichsverkehrsministers in Beiträgen hervorragender Mitarbeiter 
herausgegben von Staatsminister Wirkl. Geheimen Rat Hoff, 
Staatssekretär im Reichsverkehrsministerium Kumbier und 
Ministerialdirektor im Reichsverkehrsministerium Anger. 
Neue Ausgabe. Berlin 1923. Reimar Hobbing. 

Das Buch bezeichnet sich als neue Ausgabe des im Jahre 1911 er¬ 
schienenen gleichnamigen Werkes, nicht als neue Auflage. Mit Recht, denn 
nicht nur, daß die Behandlung des Eisenbahnwesens bis zur Gegenwart 
fortgeführt ist, sondern auch, daß der Stoff organisch straff gegliedert, 
die Darstellung durchweg streng systematisch in knapper, klarer Form 
aufgebaut ist und der Inhalt eine bedeutsame Erweiterung erfahren hat, 
machen das Buch zu einem gegenüber dem Werk von 1911 neuen. 

Das Buch gliedert sich in drei Teile: die Eisenbahnen des allge¬ 
meinen Verkehrs; Eisenbahnen, die nicht dem allgemeinen Verkehr 
dienen; andre Verkehrseinrichtungen in ihrer Beziehung zur Eisenbahn. 

Das Hauptstück bildet naturgemäß der erste Teil. Er zerfällt in 
8 Abschnitte: 

A. Werdegang der deutschen Eisenbahnen in 3 Kapiteln. 

Im ersten gibt der Geh. Oberregierungsrat Dr. von Ritter- 
Zahony in knappen, scharf umrissenen Zügen eine Darstellung der 
geschichtlichen Entwicklung des deutschen Eisenbahnwesens bis zum 
Weltkrieg. Die deutschen Eisenbahnen im Weltkriege werden im 2. Ka¬ 
pitel von der berufensten Feder, dem früheren Chef des Feldeisenbahn¬ 
wesens, Verkehrsminister Groener in ebenso anziehender wie lehr¬ 
reicher Weise geschildert Das 3. Kapitel vom Geh. Regierungsrat Dr. 
S a r t e r im Reichsverkehrsministerium gibt die Entwicklung des deut¬ 
schen Eisenbahnwesens nach dem Weltkriege. 

Danach folgen die technischen Abschnitte. Zunächst 

B. Bau und Unterhaltung in 7 Kapiteln. 

Die Linienführung und Bahngestaltung; Unterbau ist wiederum von 
Dr.-Ing. Blum, Professor an der Technischen Hochschule zu Hannover 
im Kapitel 4 behandelt. Dem Brücken- und Tunnelbau ist ein besonderes 
5. Kapitel gewidmet, in dem der Geh. Baurat Schaper im Reichsver¬ 
kehrsministerium den Brückenbau, der Oberregierungebaurat Frevert 
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in Koblenz den Tunnelbau durstellt. Es folgt als Kapitel 6 der Eisenbahn- 
Oberbau vom Präsidenten des Eisenbahnzentralamts a. D. S a r r e. Die 
Bahnhofsanlagen beschreibt im Kapitel 7 der Ministerialdirektor a. D. 
und Oberbaudirektor D o r n e r. Kapitel 8 enthält das Signal- und 
Sicherungswesen wiederum vom Geh. Oberbaurat H o o g e n im Reichs- 
verkehrsministerium. Hochbauten und Siedlungswesen haben ein beson¬ 
deres Kapitel, das neunte, für sich erhalten, das vom Ministerialrat im 
Reichsverkehrsministerium Cornelius verfaßt ist. Bahnunterhaltung 
und Bahnbewachung sind diesmal in demselben Kapitel, dem zehnten, vom 
Finanz- und Baurat Scheibe in Dresden zusammengefaßt. 

C. Fahrzeuge in 9 Kapiteln. 

über Lokomotiven und Zubehör berichtet wiederum der Wirkl. 
Geh. Oberbaurat Müller in Berlin in I^apitel 11. Personen-, Post- und 
Gepäckwagen stellt der Regierungsbaurat Keubert im Eisenbahnf- 
Zentralamt im Kapitel 12 dar. Die Güterwagen behandelt im 13. Kapitel 
auch diesmal der Abteilungsdirektor bei der Generaldirektion Stuttgart 
Kittel. Kppitel 14 enthält die Triebwagen vom Oberregierungsbaurat 
bei der Generaldirektion Karlsruhe Baumann. Im Kapitel 15 sind 
die elektrischen Bahnen vom Oberregierungsbaurat im Reichsverkehra- 
ministerium Wechmann und von dem Regierungsbau rat Kleino w, 
Mitglied des Eisenbahn-Zentralamts, bearbeitet. Bremsen und Kupplungen 
beschreibt im Kapitel 16 der Oberregierungsbaurat Wiedemann im 
Eisenbahn-Zentralamt. Im Kapitel 17, das über die Unterhaltung der 
Fahrzeuge und das Eisenbahnausbesserungswesen handelt, finden sich 
wertvolle Aufschlüsse über die Reform des Werkstättenwesens aus der 
Feder des Geh. Baurats Kühne im Reichsverkehrsministerium. Die 
Betriebswerke für die Lokomotiv- und Wagenbehandlung; maschinelle 
und elektrische Bahnausrüstung werden ira Kapitel 18 vom Oberregie¬ 
rungsbaurat im Eisenbahn-Zentralamt Reuten er dargestellt. Über 
Betriebs- und Werkstattstoffe handelt das 19. Kapitel, das den Ober¬ 
regierungshaurat im Reichsverkehrsministerium Lindermayer zum 
Verfasser hat. 

Die Artikel der Abschnitte B und O geben ein vollständiges, abge¬ 
rundetes Bild über die rein technische Seite des deutschen Eisenbahn¬ 
wesens. Sie sind durchweg von berufenen Fachmännern verfaßt, mit 
zahlreichen, das Verständnis fördernden und erleichternden Zeichnungen 
versehen und geben der Frage der Wirtschaftlichkeit überall da einen 
breiten Raum in der Darstellung, wo sich Gelegenheit dazu bietet. 

Den 4. Abschnitt bildet 

D. Der Betrieb in 7 Kapiteln. 

Über den Stalions- und Fahrdienst handelt im Kap. 20 wiederum 
Dr.-Ing. Cauer, Geh. Baurat und Professor an der Technischen Hoch¬ 
schule Charlottenburg. Kapitel 21 bringt den Fahrplan, ebenfalls von 
dem früheren Bearbeiter, Ministerialrat im Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern Ruck d esc, hei in München. Die Betriebsführung 
und Betriebssicherheit ist als besonderes Kapitel, das 22., vom Ministerial¬ 
direktor a. D. Wirkl. Geh. Oberbaurat B reu sing bearbeitet. Es folgt 
als 23. Kapitel eine ebenso lehrreiche wie bedeutsame Untersuchung der 
Frage der Wirtschaftlichkeit im Betriebe vom Ministerialrat im Reichs¬ 
verkehrsministerium Dr.-Ing. Tecklenburg. Den Betriebsmaschinen¬ 
dienst erörtert in Kapitel 21 der Präsident des Fisenbahn-Zentralamts 
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Hammer, den elektrischen Zugbestrieb in Kap. 25 der Oberregierungsr 
baurat bei der Eisenbahndirektion Berlin Heyden. Die Brennstoff- 
Wirtschaft behandelt in Kapitel 26 der Regierungsbaurat bei der Eisen¬ 
bahndirektion Berlin Dr.-Ing. Landsberg. 

Der Behandlung des Betriebes gewährt das Werk einen verhältnis¬ 
mäßig breiten Raum, und das halten wir für einen besonderen Vorzug. 
Ist doch der Betrieb der Eisenbahn ihr Endzweck, zu dem alle übrigen 
Teile des Unternehmens allerdings erst das ihrige beitragen müssen, 
um ihn zu ermöglichen und dauernd aufrechtzuerhalten. Immerhin aber 
stellt der Betrieb die größten Anforderungen an Menschenzahl wie an 
Kosten, und die wirtschaftliche Gestaltung ist bei keinem Teil des ge¬ 
samten Eisenbahnwesens von solcher finanziellen Bedeutung wie bei ihm. 
Daß dies die deutschen Eisenhahnverwaltungen erkannt haben und der 
Untersuchung und Prüfung der Wirtschaftlichkeit des Betriebes in allen 
seinen Teilen die größte Aufmerksamkeit zuwenden, geht aus den Dar¬ 
stellungen' dieses Abschnitts des Buchs in dankenswertester Weise 
hervor. 

Der Darstellung des Betriebes folgen 3 Abschnitte über den Verkehr: 

E. Personen- und Gepäckverkehr mit 3 Kapiteln. 

Den Persoen- und Gepäcktarif hat im Kapitel 27 der Geh. Regie¬ 
rungsrat Knebel im Reichsverkehrsministerium, den Personen- und 
Gepäckbeförderungs- und -abfertigungsdienst im Kapitel 28 der Ober¬ 
regierungsrat M e n z 1 e r bei der Eisenbahndirektion Oldenburg bear¬ 
beitet. Der Personenwagendienst hat durch den Ministerialdirektor a. D. 
Breusing ein besonderes Kapitel 39 erhalten. 

F. Güter- und Tierverkehr mit 3 Kapiteln. 

Der Güter- und Tiertarif ist vom Präsidenten der Eisenbahndirek¬ 
tion Berlin Wulff dargestellt in Kapitel 30. Güterabfertigung und 
-beförderung hat der Geh. Regierungsrat Dr. Weihrauch im Reichs- 
verkehrsministerium in Kapitel 31 behandelt, den Güterwagendienst der 
Geh. Regierungsrat im Reichsverkehrsministerium Snnunerlatte im 
32. Kapitel bearbeitet. 

Als besonderer Abschnitt schließt sich an 

G. Der Auslandsverkehr. 

Zunächst wird der Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen in Ka¬ 
pitel 33 vom Geh. Oberregierungsrat Dr. von Ritter-Zahony be¬ 
handelt und nach einem Rückblick auf seine Geschichte in seiner leider 
jetzt durch den Weltkrieg verkümmerten Gestalt dargestellt. Daran 
schließt sich im Kapitel 34 eine besonders wertvolle Erörterung der übri¬ 
gen internationalen Beziehungen, insbesondere mit der österreichischen 
Regierung aus der Feder des W T irkl. Geh. Rats, Professors Dr. v. der 
Leyen, die unseres "Wissens zum ersten Mal den derzeitigen Stand 
unserer Eisenbahnbeziehungen zum Ausland in vollständiger, zusammen¬ 
fassender Weise zur Kenntnis weitester Kreise bringt. 

Auch in den Darstellungen, die den Verkehr betreffen, begegnen 
wir neben der guten, rein sachlichen Darstellung seiner Entwicklung 
in den schweren Zeiten, namentlich seit Beendigung des Weltkriegs in 
wohltuender Weise einer starken und bewußten Hervorhebung des Mo¬ 
mentes der Wirtschaftlichkeit. 
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Den letzten Abschnitt des ersten Teils bildet: 

H. Die Verwaltung und Bewirtschaftung in 4 Kapiteln. 

Die Rechtsverhältnisse der Eisenbahn sind in Kapitel 35 wie früher 
vom Präsidenten des ehemaligen Reichseisenbahnamts, Wirkl. Geh. Rat 
E r i 18 c h, einem unserer besten Kenner des Eisenbahnrechts, behandelt, 
während das Frachtrecht in demselben Kapitel von dem früheren Bear¬ 
beiter Ministerialrat Dr. Reindl in München dargestellt wird. Die 
Verwaltungsordnung und die Gliederung des Verwaltungskörpers wird 
sodann im Kapitel 36 wie früher vom Präsidenten der Eisenbahndirektion 
München, Geh. Rat von Völcker in ihrer geschichtlichen Entwicklung 
und derzeitigen Gestaltung eingehend vorgeführt. Über die Beamten 
und Arbeiter gibt im 37. Kapitel der Geh. Regierungsrat Dr. Roser im 
Reichsverkehrsministerium umfassende Auskunft, wobei auch die soziale 
Fürsorge und Wohlfahrtseinrichtungen Berücksichtigung finden. Das 
Schlußkapitel 38 dieses Abschnitts wie des ersten Teiles des Werkes 
bildet der Artikel des Ministerialrats Dr. Hornberger im Reichsver¬ 
kehrsministerium über Finanzen und Wirtschaftsgebaren. 

In keinem der Abschnitte des Werkes treten die Umwälzungen, die 
der Weltkrieg für das Deutsche Reich zur Folge gehabt hat, so hervor 
und beherrschen die Darstellung des Stoffes in solcher Weise, wie in 
diesem. Der Übergang der Staatsbahnen auf das Reich, die soziale Ge¬ 
setzgebung der Republik, haben neben den tief eingreifenden, wenn auch 
nicht gewollten unmittelbaren und mittelbaren Folgen des verlorenen 
Krieges auf die deutschen Eisenbahnen die einschneidendste Wirkung 
ausgeübt, die sich zwar dem Publikum nicht allzusehr bemerklich macht, 
die aber die Verwaltung vor eine Reihe ganz neuer und vielfach recht 
schwieriger Aufgaben gestellt hat Über diese Verhältnisse ein wohl- 
umrissenes Bild gegeben zu haben, ist das Verdienst der Bearbeiter 
dieses Abschnitts. 

Gegenüber den Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs treten die 
Eisenbahnen, die nicht dem allgemeinen Verkehr dienen, für das Inter¬ 
esse der Allgemeinheit selbstverständlich zurück. Sie sind aber ein Teil 
des deutschen Eisenbahnwesens und deshalb mit Recht in dem vorliegen¬ 
den Werk bearbeitet, wobei ihrer Bedeutung entsprechend von einer zu¬ 
sammenfassenden knappen Darstellung Gebrauch gemacht ist, die nichts^ 
destoweniger alles Wesentliche und Wissenswerte bringt. Demnach um¬ 
faßt der zweite Teil des Buches über 

die Eisenbahnen, die nicht dem allgemeinen Verkehr dienen, 
nur 4 Kapitel. 

Im 39. Kapitel gibt der Geh. Baurat Dr.-Ing. Kemmann zu Berlin 
eine zusammen fassende Darstellung über Kleinbahnen. Straßen bahnen, 
Stadtschnellbahnen und Städtebahnen in bezug auf ihre rechtliche Stel¬ 
lung, Bau, Betrieb und Verkehr, wobei auch die gegenwärtige Notlage 
der Kleinbahnen kritisch beleuchtet wird. 

Die Spezialbahnen, wie Bergbahnen, Seil- und Schwebebahnen 
schildert im 40. Kapitel nach ihrer technischen Wesenheit und deren An¬ 
wendung bei den vorhandenen Bahnen dieser Art in Deutschland der 
Geh. Regierungsrat und Oberregierungsrat im Reichspatentamt W e r - 
nekke. wobei auch wirtschaftlichen Erwägungen ein gebührender Platz 
eingeräumt ist. 

Die als Zubringer und Abnehmer für den Verkehr der eigentlichen 
Eisenbahnen nicht unwichtigen Hafenbahnen und Anlagen für den Wasser- 
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Umschlag haben im 41. Kapitel durch den Professor Dr.-Ing. Hein zu 
Berlin eine sehr eingehende und anschauliche Darstellung gefunden, die 
namentlich für die mit zahlreichen Abbildungen versehene Schilderung 
der verschiedenen Vorrichtungen für die Be- und Entladung von Massen¬ 
gütern das Interesse und den Dank weiterer Kreise erwecken dürfte. 

Im letzten Kapitel dieses Teils, dem 42., behandelt der Geh. Ober¬ 
regierungsrat G r u n o w im Reichsverkehrsministerium die Privat¬ 
anschlüsse nach ihrer rechtlichen Stellung, ihrer Betriebsfühxung und 
den Verkehr auf ihnen, wobei die auf den Reichseisenbahnen seit 1. Juli 
1922 eingeführten allgemeinen Bedingungen für Privatgleisanschlüsse 
in systematischer Weise zur Darstellung gebracht werden. 

In einem dritten Teil unter der Überschrift: 

Andere Verkehrseinrichtungen in ihrer Beziehung zur Eisenbahn 
sind verwiesen: das Speditionswesen; Eisenbahn und Post; Eisenbahnen 
und Binnenschiffahrt, Kraft- und Luftverkehrswesen. 

Zwischen Eisenbahn und Spediteur sind durch das deutsche Handels¬ 
gesetzbuch mancherlei Beziehungen in rechtlicher Hinsicht geschaffen. 
Abgesehen davon schließt sich die Tätigkeit eines Spediteurs vielfach not¬ 
wendig vorher oder nachher an einen Eisenbahntransport, so daß eine 
Erörterung über das Speditionswesen, wie sie der Geh. Regierungsrat 
Dr Born im Reichsverkehrsministerium im 43. Kapitel gibt, eine dan¬ 
kenswerte Ergänzung zu der Darstellung des eigentlichen Eisenbahn¬ 
wesens bildet. 

Die Beziehungen zwischen Eisenbahn, Poet- und Teiegraphenver- 
waltung behandelt im 44. Kapitel der Ministerialrat im Reichsfinanz¬ 
ministerium, Dr. Wissmann. Aus seinem die Materie erschöpfend und 
übersichtlich darstellenden Aufsatz werden die scharfsinnigen Ausfüh¬ 
rungen über die den Eisenbahnen durch das Reichspostgesetz auferlegte 
Verpflichtung der unentgeltlichen Beförderung eines Postwagens mit den 
regelmäßigen Zügen vielfach besonderem Interesse begegnen. 

In dem Schlußkapitel des Werkes, dem 45., gibt der Geh. Regierungs¬ 
rat Wernekke eine interessante Darstellung der derzeitigen Beförde¬ 
rungsarten, die der Allgemeinheit neben der Eisenbahn dienen, nämlich 
der Binnenschiffahrt, des Kraft- und Luftverkehrswesens, wobei die Ver 
gleiche mit der Eisenbahn und die Beziehungen zu dieser in ebenso an¬ 
ziehender wie anregender Weise herausgearbeitet smd. 

Die dem Buche wiederum in 2 Anhängen angefügten Anzeigen und 
Sonderbeschreibnugen industrieller Werke und Unternehmer sind, wie 
das Buch selbst, straffer organisch gegliedert und in 21 Grupipen gegen 
früher 14 verteilt. Neben den Anzeigen, die sich als reine Geschäfts¬ 
empfehlungen darstellen, findet sich eine erhebliche Zahl solcher, die 
vermöge der Beschreibung der Erzeugnisse, ihrer Herstellung und der 
Einrichtung der Fabriken sowie zahlreicher unterrichtender Abbildungen 
eine willkommene Ergänzung der Ausführungen der Bearbeiter von Ar¬ 
tikeln mit technischem Inhalt bilden, so daß in einer ganzen Reihe von 
Kapiteln auf Darstellungen der Anhänge zur Abrundung des Sachvor- 
trages hingewiesen werden konnte. 

In einem Schlußwort, faßt der Mitherausgeber, Staatsminister a. D. 
Hoff, die Gesamtdarstellung in knappen, aber scharfen Umrissen noch¬ 
mals zusammen, beleuchtet in wohlabgewogener Weise Zusammenhänge, 
die sich aus den Einzeldarstellungen wohl ergeben, aber nicht unmittelbar 
in die Augen fallen, und gibt wertvolle Aufschlüsse über die Absichten 
und die Anlage des Werks, wobei eine Reihe von Fragen gestreift und 
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mit abgeklärtem Urteil behandelt werden, die, weil politischer oder allge¬ 
mein volkswirtschaftlicher Natur, außerhalb des Kähmens des Auf rein 
sachliche Darstellung des gegenwärtigen Eisenbahnwesens abgestellten 
Werkes fallen. 

Die Aufgabe, eine solche Darstellung unter gebührender Berück¬ 
sichtigung der historischen Entwicklung für alle Gebiete des Eisenbahn¬ 
wesens zu geben, kann als hervorragend gelöst angesehen werden. Das 
Buch bietet aber noch mehr. Es zeigt, wie auf allen Gebieten gewett- 
eifert wird, um die durch den Krieg und seine Folgen völlig herunter- 
gewirtschafteten deutschen Eisenbahnen wieder in die Höhe zu bringen. 
Erhöhung der'Wirtschaftlichkeit auf allen Gebieten ist das Stichwort für 
die Verwaltung. Die zu überwindenden Schwierigkeiten sind riesengroß. 
Selbst wenn wir nach dem Friedenssehluß wieder normale Verhältnisse 
erlangt hätten, würde es Jahre beansprucht haben, bis die frühere Höhe 
des einstmals so glänzenden deutschen Eisenbahnwesens wieder erreicht 
worden wäre. Da das Gegenteil eingetreten ist, kann es nicht wunder 
nehmen, daß in die Augen springende Resultate bisher noch nicht erzielt 
worden sind, aber Ansätze dazu sind bereits vorhanden, und gerade das 
vorliegende Werk gibt uns durch das, was es darüber enthält, die Zuver¬ 
sicht, daß die in zäher Arbeit auf das Ziel gerichteten Bestrebungen 
nach und nach zu guten Ergebnissen, und, wenn nicht unvorhergesehene 
Ereignisse auf dem Welttheater zerstörend dazwischentreten, zu end¬ 
lichem vollen Erfolge führen werden. 

Anordnung und Darstellung des Buchs lassen es nicht nur berufen 
erscheinen, ein hervorragend praktisches Unterrichtsmittel für alle Ge¬ 
biete des Eisenbahnwesens zu sein, sondern machen es auch als handliches 
und zuverlässiges Nachschlagebuch für die meisten Fragen, die mit dem 
Eisenbahnwesen im Zusammenhang stehen, geeignet. Nicht nur die Män¬ 
ner vom Fach werden sich deshalb gelegentlich des Werks in diesem 
Sinne mit Vorteil bedienen, sondern weite Kreise des allgemeinen Wirt¬ 
schaftslebens werden zum Nutzen ihrer Unternehmungen und zur Förde¬ 
rung ihrer geschäftlichen Interessen, seien es solche der Industrie, des 
Handels oder des Gewerbes, dem Buche reichhaltige Belehrung und man¬ 
nigfache Anregung entnehmen können. 

Die Ausstattung dies Buchs ist angesichts der Schwierigkeiten, 
unter denen bekanntlich nicht zuletzt das Buchgewerbe leidet, nach Pa¬ 
pier, Druck und bildlicher Darstellung erstaunlich gut. Es würde, so 
wie es ist, auch in Friedenszeiten einen vornehmen Eindruck gemacht 
haben. Leese. 


Cauer, W., Dr. Ing. Geb. Baurat, Professor an der Technischen Hoch¬ 
schule zu Berlin. Sicherungsanlagen im Eisenbahn¬ 
betriebe auf Grund gemeinsamer Vorarbeit mit Prof. Dr.-Ing. 
O d e r. Mit einem Anhang, Fernmeldeanlagen und 
Schranken von Dr. Ing. F. Gerstenberg, Regierungs¬ 
baurat, Privatdozent an der Technischen Hochschule zu Berlin. 
476 »Seiten mit 484 Abb. im Text und auf 4 Tafeln. Berlin 1922. 
Julius Springer. Gebd. Gz. 15,oo. 

Die Verfasser haben sich vorgesetzt, ein Lehrbuch zu schaffen, 
das geeignet »sein soll, den angehenden Fachmann in das schwierige 
Gebiet dets Eisenbahnsicherungswesetis einzuführen und dem älteren 
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Fachmann da« Wiedereinarbeiten zu erleichtern. Der Stoff hierzu steht 
jetzt reichlich zur Verfügung. Seine Anordnung und Verarbeitung ist 
der wichtigste und schwierigste Teil der Aufgabe. Scholkmann hat als 
erster in seinem verdienstvollen Werk mit ihr gerungen, ohne ihrer 
Herr zu werden, und auch in den späteren Arbeiten über die Sicherung^- 
Anlagen der Eisenbahn ist sie nicht voll gelöst. Dem vorliegenden Werk 
ist zugute gekommen, daß die Verfasser sowie der an dem Gesamtplan 
beteiligt gewesene, zu früh verstorbene Professor Oder, Gelegenheit 
gehabt haben, den Stoff schon in ihrer Lehrtätigkeit zu ordnen und zu 
durchdringen. Das Bestreben nach übersichtlicher Gliederung und Zu¬ 
sammenfassung ist deutlich zu erkennen. Der im Vorwort aufgestellte 
richtige Gesichtspunkt, daß die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der 
Einrichtungen aus den Anforderungen abzuleiten sei, die die Bedürfnisse 
des Eisenbahnbetriebs stellen, hätte aber wohl mehr, als es geschehen ist, 
Berücksichtigung finden können. 

Die Darstellung beginnt damit, die Wege der Züge und Verschiebe¬ 
fahrten und ihre Kennzeichnung durch Signale zu besprechen. Dabei 
fällt auf, daß die Weichensignale als Signale für Verschiebefahrten be¬ 
zeichnet werden. Sie sind das ihrer ganzen Entwicklung nach nicht. Die 
BO. fordert in § 21(11) auch jetzt noch Weichensignaile für Zug- 
fahrten bei den Weichen, die nicht mit den Fahrsignalen in gegenseitiger 
Abhängigkeit stehen, ln dem Abschnitt über Signale für Verschiebe¬ 
fahrten finden sich auch Ausführungen über das Langsamfahrsignal 5 
und Signal 6 b, • die eigentlich nicht dorthin gehören. Wenn sie aber 
gemacht wurden, dann wäre es erwünscht gewesen, schärfer hervorzu¬ 
heben, welche Bedeutung die 6b-Signale bei der dort erwähnten Ver¬ 
wendung auf Nebenbahnen haben. Ein Hinweis auf Stellwerk 1910 S. 137 
u. f. wäre nützlich gewesen. 

Das folgende Kapitel bringt allgemeine Bemerkungen über die 
Bestandteile und die Arten der Stellwerksanlagen. Im 111. Kapitel folgt 
dann die Behandlung der mechanischen Stellwerke. Ohne zu weites Ein¬ 
gehen auf Einzelheiten wird dabei alles Notwendige und Wissenswerte 
in klarer Vortragsweise gebracht. Die S. 119 erwähnten Bremssperren 
hätten, wenn sie berücksichtigt wenden sollten, im Hinblick darauf, daß 
das Buch auch für Anfänger bestimmt ist, wohl etwas kritischer beurteilt 
werden dürfen. Die Bemerkung über die Köpkesche Sandweiche kann 
leicht zu einer zu günstigen Bewertung dieser Einrichtung führen. 

Blockverbindungen und Sperren ist das folgende IV. Kapitel über- 
echrieben. Es behandelt die elektrische Statdonsblockung, die Fahr¬ 
straßenfestlegung, die elektrische Streckenblockung für zweigleisige 
Bahnen und die mechanische Stationsblockung mit den Nebeneinrichtun¬ 
gen dieser SdchenungsanLagen. Der Beschreibung der baulichen Durch¬ 
bildung der elektrischen Stationsblockung gehen allgemeine Vorbemerkun¬ 
gen und Ausführungen über ihre grundsätzliche Wirkungsweise voraus. 
Hier wäre Gelegenheit gewesen, der im Vorwort angekündigten Ab¬ 
sicht entsprechend die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit dieser Ein¬ 
richtung aus den Bedürfnissen des Betriebs abzuleiten. Das ist leider 
nicht geschehen. Es wird vielmehr nur in ähnlicher Weise, wie bei der 
Besprechung der Bestandteile der Stellwerksanlagen (S. 29) allgemein 
darauf hingewiesen, daß eine zuverlässige Sicherung der Zugfahrten 
im Bahnhof nur gewonnen werde, wenn man sämtliche Stellwerke des 
Bahnhofs miteinander und mit der etwa noch vorhandenen Befehlstelle 
durch Stationsblockung verbindet. Die eigentliche erste betriebliche, auch 
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in der BO. begründete Aufgabe der Stationsbloc-kung, die Verfügung 
über die Eiinfahrt in den Bahnhof in die Hand des Fahrdienstleiters zu. 
legen, wird nirgends klar hervorgehoben. Sie wird vielmehr noch da¬ 
durch verwischt, daß die Verwendung der Stationsblockung zum Aus¬ 
schluß feindlicher Fahrten bei der Erörterung der Wirkungsweise der 
Stationsblockung an «Be Spitze gestellt wird, die Signalfreigabe durch 
die Stationsblockung aber nur nebenbei erscheint. Auch S. 171 bei Be¬ 
sprechung der Streckenblockung kehrt der Gedanke wieder, daß erster 
Zweck der Stationsblockung ist, zu verhüten, daß feindliche Signale 
gleichzeitig dn Fahrstellung gebracht werden können. Wenn von den 
durch die Fahrdienstvorschriften bestimmten Aufgaben der Fahrdienst¬ 
leiter und Aufsichtsbeamten und den für die Preußisch-Hessischen 
Strecken der Reichsbahn festgelegten Begriffen der Befehlstelle, der 
N«benbefehlstelle und der Aufeichtszustimmung ausgegangen wäre, dann 
würde ein klareres Bild von den Aufgaben der Stationsblockung sich 
ergeben haben. 

Die Darstellung der baulichen Einrichtung der Blockanlagen und 
ihrer Wirkungsweise ist im übrigen zu loben. Die Bemerkung auf 
S. 175, daß die mechanische Tastensperre kein Teil des Blockwerks* 
sondern ein solcher der Signalste 11 Vorrichtung sei, entspracht nicht 
der üblichen Auffassung, wonach die Blocksperren ein Zwischenglied 
sind zwischen Blockwerk und Stellwerk. Die mechanische Tastensperre 
soll, wie gesagt wird, „den Blockwärter daran erinnern, daß der Zug 
unter Benutzung der Fahrtstellung des Signals vorbeigefahren sein 
muß, (bevor die Blockbefiienung stattfinden darf*. Daraus wird der 
Uneingeweihte sich kaum ein richtiges Bild von der Bedeutung machen 
können, die der mechanischen Tastensperre ursprünglich zugedacht war 
und ihr jetzt noch zukommt. Durch Vorwegnahme der vielleicht noch 
etwas zu ergänzenden Ausführungen auf S. 195 hätte mehr Klarheit 
geschaffen werden können. 

In einem weiteren Abschnitt dieses Kapitels werden, was sehr zu 
begrüßen ist, abweichende Anordnungen der Stationsblockung, und zwar 
die Gruppenblockung auf den süddeutschen Eisenbahnen, die Stations- 
blockung der früheren sächsischen Staatsb&hnen sowie die Stations¬ 
blockung auf den österreichischen und ungarischen Eisenbahnen behan¬ 
delt Daran schließt sich die Beschreibung abweichender Anordnungen 
der Streckenblockung auf zweigleisigen Eisenbahnen und die Darstellung 
der Streckenblockung auf eingleisigen Bahnen. Zum Schluß wird dann 
die mechanische Stationsblockung besprochen» 

In einem das Entwerfen der Sicherungsanlagen behandelnden wei¬ 
teren Kapitel wird neben den Vorschriften für die Form und Darstellung 
der Stellwerksentwürfe eine lehrreiche Anleitung für ihre sachliche 
Gestaltung gegeben. Es folgt dann ein Kapitel über Kraftstellwerke, 
in dem die elektrischen Stellwerke von Siemens & Halske und der 
A. E. G. sowie das Druckluftetel 1 werk von Stahmer eingehend dargestellt 
werden. Den Schluß bildet eine Übersicht über abweichende Sicherungs¬ 
einrichtungen im Ausland. 

Das ganze Gebiet des Eisenbahnsicherungswesens ist damit er¬ 
schöpfend behandelt. Daß Maß gehalten worden ist in der Beibringung 
von Einzelheiten der verschiedenen Bauarten, kann nur als ein Vorzug 
der Darstellung angesehen werden. 

Als Anhang ist der an die Abschnitte über das Sichemngswe«en 
sich anschließende, die Fernmeldeanlagen und Schranken behandelnde 
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Teil des Buchs bezeichnet. Nach Umfang und Bedeutung ist er mehr; 
als hiernach vielleicht angenommen werden könnte. Die etwa 100 Seiten 
umfassende Darstellung der Fernmeldeanlagen ist eine zur Einführung 
in dieses Gebiet sehr geeignete, selbständige Arbeit, die manches bringt, 
was man anderswo vergeblich sucht, obwohl eine Beschränkung geboten 
war. Es werden nacheinander besprochen die Telegraphenanlagen, die 
Fernsprechanlagen, die Läutewerke, die Einrichtungen zur Über¬ 
wachung der Fahrgeschwindigkeit, die Zählwecker und die elektrischen 
Gleismelder. Überall wird das Wesentliche herausgehoben und klar und 
verständlich vorgetragen. 

W T ie auch sonst in dem Buch fällt besonders in diesem Teil an¬ 
genehm auf, daß nicht einfach die sattsam bekannten, in allen Veröffent¬ 
lichungen wiederkehrenden Abbildungen übernommen sind, sondern eine 
Reihe guter, für diesen Zweck besonders angefertigter Zeichnungen die 
Beschreibungen erläutert. 

Das gesamte Werk ist eine vortreffliche Leistung und kann als 
Lehrbuch wie als Hand- und Nachschlagebuch wärmstens empfohlen 
werden. Hoogen. 


Bloemers, Kurt. William Thomas Mulvany (1806—1885). Ein Bei¬ 
trag zur Geschichte der rheinisch-westfäli¬ 
schen Großindustrie und der deutsch-eng¬ 
lischen Wirtschaftsbeziehungen im 19. Jahr¬ 
hundert. (Band VIII der Veröffentlichungen des Archivs für 
rheinisch-westfälische Wirtschaftsgeschichte) mit einem Bildnis 
von W. Th. Mulvany und 4 Kartenbeilagen. XV und, .217 S. 8°. 
Essen a. d. Ruhr 1922. G. D. Baedecker. 72 M einschl. Sorti¬ 
mentsteuerungszuschlag. 

Gerade in diesen Tagen der schweren Prüfung von Westfalen und 
Rheinland und mit ihnen des ganzen Deutschen Reichs ist es besonders 
wertvoll, einmal Erholung zu suchen in einem Rückblick auf frühere 
schöne Zeiten in denselben herrlichen Provinzen. Zu solchen rüokschau- 
enden Betrachtungen regt das vorliegende Buch an, das die Geschichte 
des Bergbaus und der Industrie in Rheinland-Westfalen in der Zeit von 
1865 bis gegen Mitte der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts ver¬ 
bindet mit der Beschreibung eines hochbedoutenden Industriellen, Tech¬ 
nikers und Volkswirts, der auf die wirtschaftliche Entwicklung der rhei¬ 
nisch-westfälischen Industrie einen großen, zuzeiten entscheidenden Ein¬ 
fluß ausgeübt hat. William Thomas Mulvany ist geboren am 11. März 1806 
in Sandymount-Dublin (in Irland), gestorben am 30. Oktober 1885 in 
Düsseldorf-Pempelfort, wo er im Jahr 1855 seinen Wohnsitz genommen 
hat. Er war der Sohn von Thomas James Mulvany, Professor der Per¬ 
spektive und Direktor der kgl. Hibernia-Akademie in Dublin. Seine Ab¬ 
sicht, Medizin zu studieren, mußte er nach einem halben Jahr aufgeben, weil 
der Vater ihm nicht die Mittel zur Fortsetzung der Studien geben konnte. 
Er wurde dann im irischen Vermessungsamt angestellt, in dem er sich als 
so tüchtig bewährte, daß er bald zum Zivilingenieur der öffentlichen Ar¬ 
beiten und später zum Kommissar der öffentlichen Arbeiten auf rückte. 
Als solcher hat er än leitender Stelle mitgewirkt bei den Entwässerungs¬ 
anlagen und den Känalbauten in Irland, auch Wurde er zum Kommissar 
ddr Fischerei ernannt. Besonders hervorragend war seine Tätigkeit wäh- 

28 * 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



366 


Bttcherachau. 


reud der wirtschaftlichen und agrarischen Krisen, von denen sein Vater- 
Land in dem! Jahrzehnt 1840 bis 1850 heimgeeucht wurde. Beim Sturz des 
"Whig-Ministeriums im Jahr 1852 mußte er nach Beendigung seiner Ar¬ 
beiten aus dem Staatsdienst ausscheiden. Ein guter Freund bestimmte 
ihn dazu, sein Vaterland zu verlassen und nach Westfalen überzu&iedeln, 
um sich an den dortigen Bergwerksunternehmungen zu beteiligen. 

In dem ersten Teil des vorliegenden Buchs wird diese Tätigkeit Mul- 
vanys ausführlich geschildert, nachdem einleitungsweise in einem kurzen 
Abriß die wirtschaftliche und politische Entwicklung Irlands bis zur Mitte 
des vorigen Jahrhunderts dargestellt ist. Mulvany schied im Alter von 
48 Jahren aus einem Amt, dem er sich mit Liehe gewidmet und in dem er 
schöne, allgemein anerkannte Erfolge erzielt hatte, lediglich aus politi¬ 
schen Gründen. Nach den staatlichen Einrichtungen Großbritanniens 
war es ausgeschlossen, daß ein Beamter in einer so hohen amtlichen, 
wenn auch ausschließlich wirtschaftlichen Stellung in eine Regierung 
der Tories eintrat. Mulvany war noch voller Tatkraft und Schaffens¬ 
freude. Da seine Heimat ihn ziehen ließ, suchte er sich in Deutschland 
eine ihn .befriedigende Tätigkeit und eine andere Heimat, der er bis zu 
seinem Tode treu angehangen hat. 

Seine die Jahre 1855 bis 1885 umfassende Tätigkeit wird in dem 
zweiten Teil des Buchs mit großer Ausführlichkeit dargestellt. Sie war 
zunächst eine geschäftliche in der Bergwerksindustrie. Mulvany begrün¬ 
dete u. a. die Bergwerke Hibernia und Shamrock, war bei der Gründung 
und Zusammenlegung anderer Bergwerkgesellschaften hervorragend be¬ 
teiligt, führte auch verschiedene technische Verbesserungen im Bergbau 
ein. Neben dieser geschäftlichen ging aber eine gemeinwirtschaftliche 
Tätigkeit einher, die für die Leser dieser Zeitschrift von besonderem 
Interesse ist. Mulvany gehörte zu den Begründern und war lange Jahre 
der Vorsitzende zweier wirtschaftlichen Vereine, die in der rheinisch¬ 
westfälischen Industrie eine große Rolle gespielt haben und zum Teil noch 
heute spielen. Die große Handels- und Wirtscharftskrisis des Jahrs 1857 führte 
am 17. Dezember 1858 zur Begründung des Vereins für die berg¬ 
baulichen Interessen des Oberber gamts Dortmund 
mit dem Sitz in Essen. Die Gründung erfolgte durch 51 Gewerkschaften 
und Bergwerksgesellschaften des Oberbergamtsbezirks Dortmund. Zu 
den leitenden Personen gehörten Dr. Hammacher, Mulvany und mehrere 
andere hervorragende Bergwerksunternehmer. Die schwierige wirtschaft¬ 
liche Lage nach Beendigung des deutsch-französischen Kriegs gab den 
äußeren Anlaß zur Gründung des Vereins zur Wahrung der 
gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen in Rhein¬ 
land und Westfalen am 30. März 1871 in Düsseldorf. Der Haupt¬ 
zweck dieses Vereins war auch die Förderung des V e r k e h r s. In beiden 
Vereinen hat Mulvany auf die Hebung des Verkehrs der Eisenbahnen und 
der Wasserstraßen . mit allem Nachdruck hingewirkt, in allen, damals 
schwebenden und viel erörterten Verkehrsfragen hat er mit Rat und Tat 
mitgearbeitet. Ich erinnere an die Einführung und weitere Ausdehnung 
des sog. Einpfenningtarifs für Kohlen und andere Rohprodukte, die Bestre¬ 
bungen zur Herstellung billiger Seehafenausfuhrtarife zur Hebung der 
Industrie, an die Erhöhung der Eisen'bahntarife im Jahr 1874 und die 
darauf folgende Tarifreform, an die Verstaatlichung der Eisenbahnen, an 
die Regulierung des Rheins und der Weser und an die Anlage von Kanälen 
im Kohlenrevier. Bei Erörterung aller dieser Fragen hat Mulvany in Ver¬ 
bindung mit den beiden Vereinen und anderen Wirtschaftspoli- 
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tikern eingegriffen, eine Anzahl auch! heute noch sehr lesenswerter 
Denkschriften veröffentlicht, Vorträge gehalten, bei den maßgebenden 
Persönlichkeiten Vorstellungen erhöhen. Diese ganze Tätigkeit wird 
von seinem Biographen sehr ausführlich, vielfach unter Benutzung der 
Denkschriften Mulvanys, zuweilen allerdings auch in überschwenglichen 
Worten und oft nicht frei von Einseitigkeit zugunsten des Helden dar¬ 
gestellt. Diese Darstellung ist, so viel Interessantes sie bietet, leider 
doch nicht genügend durchgearbeitet Die einzelnen wichtigen Vorgänge 
gehen oft durcheinander und verwirren den Leser, auch ist die Zeitfolge 
mehrfach nicht eingehalten, dabei ist die Darstellung nicht frei von 
Ungenauigkeiten und Flüchtigkeiten; dies sei an wenigen Beispielen ge¬ 
zeigt Die drei großen rheinisch-westfälischen Privatbahnen, die Rhei¬ 
nische, die Bergisch-Märkische und die Köln-Mindener, werden wohl im 
wesentlichen richtig charakterisiert. Daß die Köln-Mindener Bahn sich 
durch eine gewisse Schwerfälligkeit hervortat ist gewiß zutreffend. Aber 
an die Einführung ermäßigter Seehafen-Ausnahmetarife, auch für Kohlen, 
konnte sie doch erst herangehen, nachdem sie durch Fertigstellung der 
Venlo-Hamburger Bahn eine direkte Verbindung mit Bremen und Ham¬ 
burg erhalten hatte (Ende 1874). Anfang 1875 wurde dann in einer Kon¬ 
ferenz in Köln, zu der hervorragende Vertreter des bremischen und ham- 
burgischen Handels angeregt hatten, nach anfänglichem Widerstreben der 
Köln-Mindener Direktion ein ermäßigter Kohlentarif nach Bremen und 
Hamburg eingeführt, dem später der vielgenannte Bremer Importtarif 
folgte, dessen Sätze Bremen den Wettbewerb mit holländischen und bel¬ 
gischen Häfen nach dem Industriegebiet ermöglichten. Soviel ich 
mich erinnere, war Mulvany an diesen Verhandlungen beteiligt. — Bei 
der Darstellung der Entwicklungsgeschichte des Einpfennigtarifs 
(S. 127 ff.) vermisse ich die Berücksichtigung des Aufsatzes von Mar¬ 
tini : Die Einführung des Einpfennigtarifs für die Beförderung von 
oberschlesischen und westfälischen Kohlen nach Berlin (Archiv f. Eisen¬ 
bahnwesen 1890, S. 533 ff.), eine aktenmäßige Darstellung, aus der u. a. 
hervorgeht, daß der preußische Handelsminister v. d. Heydt die ersten 
Anregungen zu dem Einpfennigtarif für Kohlen gegeben und seinen gan¬ 
zen Einfluß zu dessen Durchführung eingesetzt hat Auch wäre hier 
noch die Darstellung in manchen Einzelheiten, auf die ich hier nicht näher 
eingehen will, zu berichtigen. Der Verfasser der S. 127/28 erwähnten 
Denkschrift war, wie aus einem mir vorliegenden Privatbrief hervorgeht 
Dr. Hammacher, der auch im Jahr 1860 den Vertrag über die Beförderung 
von 500 000 Zentnern bis Magdeburg abgeschlossen hat. — Außerdem ist 
dem Verfasser der Aufsatz von Dr. Leese über die Erhöhung der 
Gütertarife der deutschen Eisenbahnen im Jahr 1874 
(Schmollers Jahrbücher 1893, Heft I, S. 199 ff.) entgangen 1 ). Auch dieser 
Aufsatz fußt auf amtlichen Quellen und zerstört u. a. die Legende, daß die 
damalige Tariferhöhung von den preußischen Staatsbahnen angeregt sei. 
Die Anregung erfolgte vielmehr am 10. Januar 1873 durch die bergisch- 
märkische Privatbähn, und die preußischen Staatsbahnen haben auf 
Anweisung des Handelsministers zunächst jede Beteiligung an den Ver¬ 
handlungen darüber abgelehnt. Erst am 14. Oktober 1873 traten die 
preußischen Minister des Handels und der Finanzen, nachdem sich gezeigt 


II Vgl. auch mein Buch über die Eisenbahnpolitik des Fürsten Bismarck, 
das der Verfasser unter der von ihm benutzten Literatur S. XV anfübrt und 
das S. 72 ff. eine kurze Darstellung dieser Vorgänge enthält. 
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batte, daß auch m preußischen Landtag einflußreiche Abgeordnete (z. B. 
Eugen Richter und Louis Berger) für eine Tariferhöhung waren, an den 
Reichskanzler heran mit der Anregung, den Tarif von einem Silberpfennig 
ftir den Zentner und die Meile auf einen Markpfennig zu erhöhen, wozu 
nach Art. 45 der Verfassung die Zustimmung des Reichskanzlers er¬ 
forderlich sei. Dieser gab der Anregung zunächst keine Folge 
{Schreiben vom 24. November 1873), hielt vielmehr weitere Ermittlungen 
für erforderlich. Uber den weiteren Verlauf der Angelegenheit, die be¬ 
kanntlich vom Bundesrat mit der Tarifreform in Verbindung gebracht 
wurde, kann ich hier nicht eingehen, und ich will nur noch erwähnen, 
daß das Reich ununterbrochen eine sehr zurückhaltende Stellung ein¬ 
genommen und auf- baldige Einschränkung und Beseitigung des zwanzig¬ 
prozentigen Zuschlags hingewirkt hat. — Ich empfehle dem Verfasser, 
seine Ausführung über diese eisenibahn politisch ja außerordentlich wich¬ 
tigen Vorgänge gründlich nachzuprüfen, so daß man auch ein klares Bild 
.über die Beteiligung Mulvanys an diesen Verhandlungen erhält. 
Der Verfassen wird sich überzeugen, daß er an vielen Stellen die 
bessernde Hand anlegen muß. wenn sein Buch eine neue Auflage erlebt. 

Auf weitere Einzelheiten will ich hier nicht eingehen und nur noch 
bemerken, daß Mulvany, ursprünglich Freihändler, unter den Einfluß der 
deutschen wirtschaftlichen Bewegung zum Schutzzoll übergegangen ist, 
daß er sogar die Einführung eines Kohlenzolles befürwortet hat (S. 112) 
und daß er mit voller Überzeugung für die Verstaatlichung der Eisen¬ 
bahnen eingetreten ist. 

Das vorliegende Buch verdankt seine Entstehung einer letztwilligen 
Verfügung der am 18. Februar 1917 in Elberfeld verstorbenen Tochter 
von Mulvany, Frl. Annabella Mulvany, die auch bestimmt hat, daß die 
Veröffentlichung bis spätestens im Frühjahr 1922 zu erfolgen habe, 
welcher Zeitpunkt dann auch eingehalten worden ist. Die Drucklegung 
und die Wiedergabe der vier Karten ist in dankenswerter Weise durch 
westfälische Bergwerks- und Wirtschaftsvereine unterstützt worden. Es 
ist hocherfreulich, daß das rheinisch-westfälische Wirtschaftsarchiv 
seine bisherigen verdienstlichen Veröffentlichungen mit diesem neuen, 
für die Wirtschaftsgeschichte von Rheinland-Westfalen wichtigen Werk 
hat fortsetzen können. p r \ f j er L euPn- 


The Invention of the Track Circuit. The history of D r. William 
Robinsons invention of the Track Circuit, the fundamental 
unit, whicli made pos&ible our present automatic block signaling 
and interlocking Systems. Signal Seetion, American Railway 
Association, New York. 

Das Eisenbahnsicherungswosen ist infolge der ihm innewohnenden 
eigenartigen Schwierigkeiten ein wenig anmutendes Kapitel der tech¬ 
nischen Wissenschaft, dem nur ein beschränkter Kreis ein tiefergehendes 
Interesse zuwendet. Bahnbrecher auf diesem Gebiet müssen sich mit der 
Anerkennung begnügen, die einzelne ihnen zollen; die Allgemeinheit 
kennt ihre Namen überhaupt nicht. Und doch verdienen diese Männer 
gleiche Wertschätzung wie die Pfadfinder auf anderen technischen Ge¬ 
bieten, deren Namen in aller Munde sind. Die vorliegende Schrift macht 
in dieser Richtung einen Anfang. 
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Am 2. Januar 1921 starb zu Brooklyn in den Vereinigten Staaten 
im Alter von 80 Jahren nach einem Leben voll rastloser, aber erfolg¬ 
reicher Tätigkeit einer dieser Pioniere auf dem Gebiet des Eisembahn- 
sicherungswesens, Dr. William Robinson, der Erfinder des Gleis¬ 
stromkreises, „der Grundeinheit, die unsere gegenwärtigen selbsttätigen 
Block- und Verschlußeysteme möglich gemacht hat“. Die Signalabteilung 
der Amerikanischen Eisenbahnvereinigung hat dem Erfinder ein Denk¬ 
mal gesetzt in einem ausführlichen Tätigkeitsbilde, in dem die Geschichte 
der Erfindung von ihren ersten Anfängen im Jahr 1867 bis zum heutigen 
Zustand hoher Vollendung, wie sie sich beispielsweise in den Ausrüstun¬ 
gen der Berliner Hoch- und Untergrundbahn darstellt, ausführlich be¬ 
handelt ist. Als Mitglieder des Ausschusses der Signalabteilung, die 
„dem Gedächtnis des Vaters der selbsttätigen Blocksicherung trauernd 
ihren letzten Tribut abstatten, die sich mit den Mitgliedern und Freunden 
der Vereinigung der zahlreichen und dauernden Dankespflichten aufs 
tiefste bewußt sind und. ihren aufrichtigen Schmerz über den, unersetz¬ 
lichen Verlust, den die Vereinigung erlitten hat, durch Worte und sicht¬ 
bare Zeichen zum Ausdruck zu bringen wünschen“, zeichnen Herbert S- 
Balliet, Keith E. Kellenberger und Henry M. Sperry. Ihr Be¬ 
richt ist der Jahresversammlung der Vereinigung am 50. Jahrestag der 
Erfindung des geschlossenen Gleisstromkrei9es vorgelegt worden. 

Wie im ersten Teil der Denkschrift näher dargelegt, arbeitete die 
erste Robinsonsche Streckensicherung, die 1870 unter Baldwins Förde¬ 
rung auf der Pennsylvanischen Bahn in Kinzua duxchgeführt und nach 
kurzen Versuchen bereits als betriebsfähig befunden wurde, mit offenem 
Gleisstnomkreis. Da diesem noch wesentliche Mängel anhafteten, ging 
Robinson zum geschlossenen Stromkreis über, der in der bekannten Weise 
durch Kurzschließen mit den Zugachsen zur Wirkung gebracht wird. Die 
Grundlage der Erfindung bildet das amerikanische Patent 130661 vom 
20. August 1872, das die Berichterstatter vollinhaltlich mitteilen. Auf 
der Staatsausstellung in Erie im Jahr 1872 führte Robinson eine Probe¬ 
einrichtung nach dieser Ausführungsweise vor, bei der der Stromkreis 
unter erschwerenden Verhältnissen bei überflutetem Gleis und tief im 
Wasser fahrenden Wagen erfolgreich arbeitete. Wieder war es Baldwin, 
der dann die Anwendung auf einer Betriebstrecke der Pennsylvanischen 
Bahn zu Irvington ermöglichte, wo das System dauernd im Betrieb 
blieb und sich als störungsfrei erwies. In der Denkschrift ist das System, 
dessen Grundzüge bis heute ungeändert geblieben sind, an getreuen 
Nachbildungen der damaligen Zeichnungen, Beschreibungen und Ankün¬ 
digungen erläutert. 1876 finden wir es auf der Boston und Lowell-Bahn 
— wo es Robinson unter anderem auch dem Kaiser von Brasilien vor¬ 
führte —, auf der Boston und Providenoe-Bahn sowie auf der Old Colony 
Bahn in Anwendung. Verwaltung und Zugpersonal rühmten seine Zu¬ 
verlässigkeit. In demselben Jahr wurden auf der Nashua Bahn die 
Gleisstromkreise auch bereits zur Sicherung von Weichenbezirken, von 
Drehbrücken und nassen Tunnelstrecken benutzt, alles Anwendungsfätle, 
die eine Fülle neuer interessanter Überlegungen und Erfindungen nötig 
machten, von denen Auszüge aus der damaligen amerikanischen und eng¬ 
lischen Patentliteratur wiedergegeben sind. In der Zwischenzeit hatte 
Robinson der Ausbildung und Verbesserung von Einzelheiten, der 
Schienenverbinder, der Trennstöße, Relais, sein Augenmerk zugewendet. 
„Robinsons neueste Signalvorrichtung“, so wird aus dem Jahr 1875 be¬ 
richtet, „stellt eine Läutevorrdchtung. dar, die dem Lokomotivführer mit? 
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tels Gleisstromkreises auf dem Führerstand anzeigt, wenn die Strecke 
vor ihm frei und sicher befahrbar ist“; ein Patent aus dem Jahr 1879 
gibt für eingleisige Strecken Mittel an, um auf einander entgegenfahren¬ 
den Lokomotiven bei bestimmtem Abstand voneinander Warnsignale her¬ 
vorzubringen. Im Licht der folgerechten, umfassenden und erschöpfen¬ 
den Arbeiten Rohinsone treten frühere allgemeinere Anregungen, wie 
die in englischen Patenten aus den Jahren 1848, 1853 enthaltenen Hin¬ 
weise, die Leitfähigkeit der Schienen für Signalzwecke zu benutzen, 
selbst ein Vorschlag von Ball aus dem Jahr 1860, durch Kurz schließen 
kürzerer Gleisstromkreise (20 Fuß oder weniger) in der Station das 
Fortschreiten eines Zuges anzuzeigen, völlig in den Hintergrund. 

Die Berichterstatter fassen Robinsons Verdienste wie folgt zu¬ 
sammen: 

1. Er hat der Menschheit eine epochemachende Erfindung von un¬ 
schätzbarem Wert zu umfassendem Schutz von Personen und Gütern auf 
Eisenbahnen beschert, eine Erfindung, deren Bedeutung und Wirksam¬ 
keit mit der Zeit und mit fortschreitender Ingebrauchnahme wächst. Die 
Erfindung ist so einzigartig und tief durchdacht, daß die erfahrensten 
Elektriker zur Zeit ihrer Durchführung erklärten, daß sie allen bekannten 
Gesetzen über elektrische Wirkungen widerspreche und unmöglich 
arbeiten könne. 

2. Robinsons Erfindung stellte keine Verbesserung von Vor ange¬ 
gangenem dar. Sie hat keine Vorgänger. Sie war eine völlig neue 
Schöpfung, die bisher völlig unbekannte und von niemand benutzte Ver¬ 
fahren umfaßte. 

3. Unbestritten ist, daß es sich um eine von Grund aus neu er¬ 
dachte, durchgeprüfte und vielfältig in Betrieb genommene Erfindung 
handelte, die als System in allen Einzelheiten von ihrem Erfinder ver¬ 
vollkommnet worden ist Er gestaltete sie zu größter Einfachheit der 
Formen und zu höchster Leistungsfähigkeit im Betrieb, in denen sie 
nicht übertroffen wurde, seit sie vor vielen Jahren seine Hände verließ. 

4. Seine Erfindung machte es möglich, die hohen Geschwindigkeiten 
im Bahnwesen unserer Tage mit Sicherheit durchzuführen. 

5. Das selbsttätige Signalsystem, das auf der Newyorker Unter¬ 
grundbahn den Betrieb überwacht, ist einzig und ausschließlich Robin¬ 
sons System. 

6. Robinsons selbsttätiges Signalsystem hat die Betriebsleistung des 
Newyorker Unternehmens mindestens verdreifacht, wahrscheinlich ver¬ 
sechsfacht. Ohne sein System könnte die Bahn nicht den vierten Teil 
des jetzigen Verkehrs bewältigen. 

7. Die Erfindung hat eine tatsächlich neue Industrie geschaffen, 
die vielen Tausenden von gelernten und ungelernten Arbeitern verschie¬ 
dener Tätigkeitszweige Beschäftigung gibt 

8. Sie 'bereichert die Eisenbahnen, indem sie es ihnen ermöglicht, 
bei gegebenen Ausrüstungeverhältndasen doppelt so viel Verkehr zu be¬ 
fördern als je zuvor, und indem sie die Ausrüstung der Bahnen vor Zu¬ 
sammenstößen und anderen zerstörenden Wirkungen bewahrt. 

9. Robinsons selbsttätiges Signalsystem ist anerkanntermaßen das 
einzige, das alle Bedingungen sicheren und schnellen Zugverkehrs erfüllt. 

10. Robinsons elektrischer Schienenverbinder, der vor mehr als 
40 Jahren als Zutat des selbsttätigen Signalsystems erfunden wurde und 
jetzt durchgehende von allen Bahnen der Welt 'benutzt wird, bei denen die 
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Fahrschienen zur Stromrttckleitung dienen, hat den elektrischen Betrieb 
der Bahnen in der heutigen Weise möglich gemacht. Ohne die Robin- 
sonechen Schienenverbinder oder ein gleichartiges Ersatzmittel könnten 
elektrische Bahnen, die die Fahrechienen zur Strom rück lei tun g benutzen» 
nicht betrieben werden. 

11. Das Robinsonsche selbsttätige (System ist eine menschliche 
Erfindung von allerhöchstem Range, der tausende von Eisenbahnreisenden 
die Erhaltung von Leib und Leben verdanken. 



Bei der Würdigung der vorstehenden Charakteristik ist vom euro¬ 
päischen Standpunkt im Auge zu behalten, daß die Nordamerikaner der 
Ausbildung der handbedienten Signalsysteme bei weitem nicht das Maß 
von Interesse zugewendet haben wie die Europäer, die die Lobsprüche 
leicht als Ausdruck eines übervollen Herzens ansehsn werden. Das be¬ 
einträchtigt jedoch nicht Robinsons Verdienste. 

Daß es dem hervorragenden Manne nicht an Anerkennung gefehlt 
hat, zeigt die Wertschätzung, die ihm in den Vereinen, denen er angehörte 
— Amerikanisches Institut der Elektroingenieure, Amerikanische Eisen¬ 
bahnvereinigung —, znteil geworden sind. Die Bostoner Universität 
ernannte ihn 1907 zum Dr. phil. Studiert hat er auf der Wesleyanischsn 
Universität, auf der er die üblichen akademischen Grade erwarb. Aus 
* eigenen Aufzeichnungen, die von den Berichterstattern mitgeteilt sind, 
möge noch erwähnt werden, daß Robinson im Jahr 1878 gänzlich auf 
der Grundlage seiner Patente (damals 9) die Union Electric Signal Co. 
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begründete, die von George Westinghouse später zur heutigen Union 
Switch and Signal Co. umgestaltet wurde. Alber auch alle anderen Signal¬ 
bauanstalten, die sich mit der Herstellung selbsttätiger Signale befassen, 
fußen auf' Robinsons Gedanken. 

Mit der Tätigkeit auf dem Gebiet des Eiseubahn-Sicherungswessns 
ist Robinsons Lebensarbeit nicht erschöpft. Er hat — schon 1876 — 
auf dem. Gebiet des Telephomwesens gearbeitet, das elektrische Bahn¬ 
wesen und das allgemeine Maschinenwesen durch zahlreiche neue Erfin¬ 
dungen bereichert, die sich auf Wagenbauarten, Dampfturbinen u. a. be¬ 
ziehen. 

Soviel über die Person. 

Die Denkschrift bietet ferner aus der Feder von J. P. Coleman eine 
sehr lesesenwerte Beschreibung der Anwendiungsgrundsätze für die Gleis¬ 
stromkreise, der Eigentümlichkeiten dieser Stromkreise, ihres Zubehöre 
und der Erfahrungsergebnisse. Die Abbildung auf Seite 361, die der Denk¬ 
schrift nachgebildet ist, zeigt die erstaunliche Ausbreitung, die die GleLs- 
stromsicherungsweise in den Vereinigten Staaten in neuester Zeit er¬ 
fahren hat. Danach waren Ende 1921 rd. 105 000 Gleiskiloaneter mit Gleis- 
etromkreisen gesichert, und zwar überwiegend mit Gleichstrom. Nur auf 
14,7 Gleiskilometern arbeiten die Gleisströme mit Wechselstrom. Hierzu 
treten noch 950 Gleiskilometer mit handbedienten Signalen, die durch¬ 
laufend oder nur auf den Stationen durch Gleichstromkreise überwacht sind. 

Den Schluß des Buchs bildet eine von T. S. Lascelles geschriebene 
kurze übersieht über die Ausbreitung des mit Gleisstromkreisen ar¬ 
beitendenselbsttätigen Signalsystems auf den englischen und europäischen 
Bahnen. Lascelles stellt fest, daß außer Ball auch andere Erfinder, wie 
Sykes, bereits! in den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts auf dem Gleis¬ 
stromgedanken verfielen, auch schon Versuchsausführungen machten, 
ohne dabei jedoch auf ein selbsttätiges Sicherungswesen zu verfallen. 
Aber in England lag die Sache im allgemeinen ebenso wie auf dem Fest¬ 
land — Deutschland —, wo man am Alten hing und dem Gedanken der 
Selbsttätigkeit wenig Neigung entgegenbrachte, ihn vielmehr nach 
Kräften abwehrte, gewiß nicht durchweg mit triftigen Gründen. Genug, 
die Entwicklung des Signalwesene nahm auf Grund der herrschenden 
konservativen Anschauungen eine andere Richtung als in Amerika, und 
gegenüber den oben angeführten amerikanischen Leitsätzen muß gesagt 
werden, daß sich in England wie auf dem Festland die handbedienten 
Signalsysteme in der Tat zu sehr hoher Vollkommenheit entwickelt haben. 
Insofern jedoch ist. eine Wendung eingetreten, als heute für Stadt¬ 
schnellbahnen das von Gleisstromkreieen gesteuerte selbsttätige 
Signalsystem als das ausschließlich noch in Betracht kommende auch von 
europäischen Fachleuten anerkannt wird. Die ausgedehnte Anwendung 
des Systems auf englischen Stadtschnellbahnen, bei der Berliner Hoch¬ 
bahn und der Berliner Nordsüdbahn zeigen dies, über seine Einführung 
auf der Berliner Hochbahn habe ich an anderer Stelle ausführlich be¬ 
richtet. Inzwischen sind wieder weitere Vervollkommnungen in wich¬ 
tigen Einzelheiten durchgeführt worden, die bei kommenden, Ausführun¬ 
gen zweifellos zur Anwendung gelangen werden. Auch die Übertragung 
des von Gleisstromkreisen gesteuerten selbsttätigen Signalsystems auf 
Großbahnen wird sich mit der Zeit trotz der noch herrschenden Gegen- ' 
Strömungen nach meiner Überzeugung nicht enthalten lassen, wie es 
englisches Vorgehen schon beweist, das durch schwere Zugunfälle und 
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durch das Bedürfnis, an Pensonalkosten möglichst. zu sparen, in neuester 
Zeit stärker in der Richtung der Selbsttätigkeit beeinflußt wind. 

Dt. G. Kemmann. 


Dörr, Heinrich, Dr. Ing., Karlsruhe. Die Tragfähigkeit der 
Pfähle. 68 S. 61 Abb. Berlin 1922. Wilhelm Ernst & Sohn. 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß man bei der Bemessung der 
den gerammten Pfählen zuzuweisenden Belastung bisher auf die unzu¬ 
verlässigen empirischen Rammformeln und die immerhin unsichere Aus¬ 
wertung der Ergebnisse von Probebelastungen, bei im Boden hergestell- 
ten Betonpfählen neben diesem Hilfsmittel gar nur auf praktisches Ge>- 
fühl und Erfahrung angewiesen war, unternimmt es der Verfasser, der 
Lösung des Problems der Tragfähigkeit der Pfähle auf wissenschaft¬ 
lichem Weg näher zu kommen. Die Grundlage seiner Betrachtungen 
bildet die geometrische Erddrucktheorie, die Engesser gegeben hat, an 
Hand deren die Wertziffern für die verschiedenen im Baugrund mög¬ 
lichen, zwischen Pfahlwandung und Erdreich auftretenden Druckkräfte 
abgeleitet werden: den aktiven Erddruok („Erddruck“), den passiven 
Erddruck („Erdlwiderstand“) und einen zwischen beiden Werten liegen¬ 
den Druck, der sieh im Boden mit innerer Verspannung einstellen wird. 
So werden die theoretischen Voraussetzungen geschaffen für die Be¬ 
urteilung der beiden Bestandteile der Tragfähigkeit des Pfahls: des Wi¬ 
derstands am Pfahlfuß und des Reibungswiderstands an der Mantelfläche 
des Pfahlkörpers. 

Bei der Verwendung der gewonnenen Grundsätze für die Unter¬ 
suchung des am Pfahl bei der Übertragung der Auflast in den Baugrund 
wirksamen Kräftespiels behandelt der Verfasser die verschiedenen For¬ 
men des Meridianschnitts und des Querschnitts der Pfähle. Für die Trag¬ 
fähigkeit des nach unten verjüngten Pfahls wird' eine allgemeine Glei¬ 
chung abgeleitet, aus der sich für die in der Praxis vorkommenden Pfahl- 
formen — das sei besonders betont — einfach zu handhabende Formeln 
ergeben. Auch für den Fall der Durchdringung einer Anzahl Boden¬ 
schichten verschiedener Beschaffenheit wird die Berechnungsweise an¬ 
gegeben; die Verschiedenartigkeit der Bodeneigenschaften drückt sich 
dabei durch wechselnde Grundwerte (spezifisches Gewicht des Baugrun¬ 
des, Wertziffern der Erddruckkräfte und der Reibung) aus. Pfähle, die 
von einer Baugrube aus gerammt oder hergestellt sind, besitzen eine 
formelmäßig nachgewiesene größere Tragkraft als gleichartige Pfähle, 
deren Köpfe bis an die Erdoberfläche reichen, da die innere Spannung 
des Bodens unter gleichen Verhältnissen mit der Tiefe zunimmt. 

Der Verfasser macht ferner Angaben über die Widerstandskraft der 
Pfähle gegen Zug und zeigt dann, wie aus den abgeleiteten Gleichungen 
umgekehrt die größte Länge der Pfähle mit Rücksicht auf die zulässige 
Druckbeanspruchung des Pfahlbaustoffs bestimmt werden kann. 

Die Zuverlässigkeit der mit den gegebenen Formeln berechneten 
Werte für die Tragfähigkeit der Pfähle ist wesentlich bedingt durch die 
zutreffende Wahl der Grundwerte. Der Verfasser ist sich wohl be¬ 
wußt, daß zwar die Messung der dem Zustand der natürlichen Schichten¬ 
lagerung entsprechenden Grundwerte mit Schwierigkeiten verknüpft ist; 
er begründet aber eingehend seine Auffassung, daß bei vorsichtiger 
Schätzung, die der erfahrene Praktiker wird unschwer vornehmen 
können, das Rechnungsergebnis in Anbetracht der in deir theoretischen 
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Annahmen liegenden Sicherungen als zulässige Belastung der Pfähle 
wird angesehen werden können. Man darf nicht außer acht lassen, daß 
jede Theorie des Erddrucke nur Näherungswerte liefern kann. 

Aus dem übrigen Inhalt der Abhandlung, die noch auf die Zunahme 
des Erdwiderstands mit der Tiefe, das Einsinken des Pfahls unter der 
Last, die Knickgefahr und den Abstand der Pfähle eingeht, sei noch her¬ 
vorgehoben, daß der Verfasser eine ausführliche Betrachtung seiner 
Grundanschauung widmet, daß die Art und Weise, wie ein Pfahl in den 
Beden eingebracht wird, ohne wesentlichen Einfluß auf seine Tragfähig¬ 
keit ist, daß vielmehr seine Abmessungen, die spezifischen Eigenschaften 
des Bodens und die Reibung am Umfang seine Widerstandskraft haupt¬ 
sächlich bestimmen. 

Beachtenswert sind die Folgerungen, die aus den Untersuchungen 
gezogen werden und die den Verfasser, der über ausgedehnte praktische 
Erfahrungen verfügt, lehrreiche Urteile über gewisse Pfahlarten fällen 
lassen. 

In einer langen Reihe von Beispielen werden die Ergebnisse der 
Untersuchungen an Verhältnissen, die aus der Praxis entnommen sind, 
erläutert. Es ergibt sich dabei eine brauchbare Übereinstimmung von 
Theorie und Probebelastung. Wünschenswert wäre wohl gewesen, wenn 
mit Hilfe der Beispiele die Unbrauchbarkeit der Rammformeln vorge- 
führti worden wäre. 

Die Abhandlung, die durch ein Literaturverzeichnis das weitere 
Studium des Problems erleichtert, wird dem Praktiker, der die Funda¬ 
mente eines Bauwerks einem zweifelhaften Baugrunde anzuvertrauen 
gezwungen ist, eine willkommene Stütze bieten. Er wird jetzt die alten 
Rammformeln, die infolge der Außerachtlassung der Bodleneigensohaften 
von jeher nur als Notbehelf gelten konnten, gern beiseite legen. 

C. Krause. 


Handbuch für Eisenbetonbau. Herausgegeben von Dr.-Ing. F. Emper- 
ger. 8. Band: Eisenbahn-, Berg- und Tunnel¬ 
bau, Stadt- und Untergrundbahnen. Bearbeitet von 
R. Bastian, A. Kleinlogel, F. Kögler, A. Nowak. 
562 Seiten, 1197 Abb. 3. neubearbeitete Auflage. Berlin 1922, 
Wilhelm Ernst & Sohn. Geh. 156 M , geb. 180 M. 

Unter den in rascher Folge erscheinenden Bänden der 3. Auflage 
des Eisenbetonhandbuchs wird 1 der vorliegende 8. Band seinem Inhalt 
nach in eisenbahntechnischen Kreisen auf besondere Beachtung rechnen 
können. Äußerlich umfaßt er etwa dieselben Gebiete wie der 7. Band der 
vorigen Auflage; doch hat die Erweiterung mehrerer Kapitel dazu ge¬ 
führt, die Eisenbetonbalkenbrücken einem besonderen Band vorzubehalten. 
Neben einigen neuen Mitarbeitern finden sich die Namen der früheren be¬ 
währten Bearbeiter größtenteils wieder. 

Die Kapitel über Eisenbetonschwellen und Leitungen sind wie ini<fer 
vorigen Auflage von Dr. Bastian bearbeitet und dem jetzigen Stande des 
Gebiets entsprechend ergänzt worden. Die Eisenbetonechwellen, eine der 
ältesten Anwendungen des Eisenbetons, haben bis jetzt noch nicht die aus¬ 
gedehnte Anwendung gefunden, wie andere Konstruktionen dieser Art. 
Die Gründe dafür sind' aus der sachlichen Darstellung des Verfassers 
unschwer zu erkennen: die Sprödigkeit des Betons und die daraus fol- 
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gende leichte Möglichkeit von Kiesen sowie die sichere und einwandfreie 
Befestigung der Schienen sind Schwierigkeiten, deren Überwindung bisher 
noch nicht ganz geglückt ist, obwohl die sonstigen Vorzüge solcher 
Schwellen, hauptsächlich ihre Billigkeit und ihre Masse, immer wieder zu 
Versuchen ermutigen. Jedenfalls ist man mit Leitungen aus Eisenbeton 
bisher glücklicher gewesen, und die Verwendung von Leitungsmasten 
wird auch an mustergültigen Beispielen gezeigt und ihre Berechnung 
ausführlich erläutert. 

Der Abschnitt über sonstige Anwendungen des Eisenbetons im Eisen¬ 
bahnwesen ist diesmal von Professor Kleinlogel-Darmstadt übernommen. 
Die Anwendung bei Bahnhofshallen, Verladebühnen, Lokomotivschuppen 
und ähnlichen Baulichkeiten ist allgemein bekannt und wird durch be¬ 
merkenswerte Beispiele anschaulich erläutert. Neu ist der Abschnitt über 
Güterwagen aus Eisenbeton, der eine gute Einführung in ein Gebiet gibt, 
über das die Meinungen noch sehr geteilt sind 1 . Doch die Not der Zeit 
wird dazu führen, auch hier, wenn auch vorsichtig, weiterzugehen. 

Das folgende Kapitel: Bergbau und Hüttenwesen ist diesmal von 
Professor Kögler gründlich und ansprechend bearbeitet worden. Auch 
dem der Sache ferner stehenden Eisenbahnfachmann vermittelt es eine 
Fülle von Erkenntnissen; hervorzuheben sind hier die Abschnitte über 
Bergschäden und die Maßnahmen zu ihrer Verhütung, die teilweise zu 
vollständigem Erfolg geführt haben. 

Der nächste Abschnitt: Tunnelbau, wiederum von Professor Nowak- 
Prag bearbeitet, führt in ein Gebiet, das dem Eisenbahnfachmann sehr 
nahe liegt. Zunächst werden die Wirkungen der äußeren Kräfte auf eine 
Tunnelröhre, besonders unter Berücksichtigung der Arbeiten von Will- 
mann und Kommerell eingehend erörtert. Der darauf folgende Abschnitt 
über die statische Untersuchung der eingebetteten Tunnelröhre bringt 
manches hübsche Einzelergebnis, scheint aber doch von allzu einge¬ 
schränkten Voraussetzungen auszugehen. Die weiteren Abschnitte über 
Tunnelröhren unter und über Wasser, aus Beton und Eisenbeton,- er¬ 
läutert durch eingehende Besprechung zahlreicher neuerer ausgeführter 
Beispiele, gibt ein höchst bemerkenswertes Bild der Fortschritte auf 
diesem Gebiet. Besondere Abschnitte beschäftigen sich schließlich mit 
Ausbesserungs- und Umbauarbeiten, mit Tunnellüftungsanlagen und mit 
Schutzgalerien mit Einschluß ihrer Berechnung. 

Das letzte Kapitel: Stadt- und Untergrundbahnen rührt von dem¬ 
selben Verfasser her, ist jedoch in mehrfacher Beziehung umgearbeitet 
und erweitert worden. Die Ausbildung der Profile und ihre Berechnung 
sowie die Arbeitsverfahren werden an einer Anzahl wichtiger Bahnen 
erläutert und durch gute Abbildungen dem Verständnis näher gebracht. 
Neben den ausländischen Bahnen haben vor allem die Ausführungen in 
Groß-Berlin eine weitergehende Darstellung erfahren. 

Es ist nicht möglich, im Rahmen dieser Besprechung auf besondere 
Einzelheiten einzugehen. Der angedeutete reiche Inhalt zeigt, daß der 
Eisenbahnfachmann das Werk nicht wird entbehren können. Die Namen 
der Bearbeiter bürgen dafür, däß der Band inhaltlich vollauf das bietet*, 
was der Benutzer erwarten kann. Möge ihre Arbeit die verdiente Aner¬ 
kennung bei der Fachwelt finden. Auch des Herausgebers, der es ver¬ 
standen hat, die geeigneten Männer zu dem Werk zu gewinnen, sowie des 
Verlags, der in Ausstattung und Abbildungen das Möglichste geleistet 
hat, soll anerkennend gedacht werden. Domke. 
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Rintetan, Karl, Oberregier ungsbaurat, Köln, Zurück zur Gold¬ 
mark! Berlin 1922. Georg Stilke. 

Drei Aufsätze, die der Verfasser in den Preuß. Jahrbüchern 
1921—1922 veröffentlichte, sind hier in Sonderabdruck zusaminengefaßt. 
Die Schilderung unseres Währungsverfalles und seiner traurigen Folgen 
für das Geschäftsleben und die gesamte Volkswirtschaft ist klar und 
lebendig. Aber der Verfasser irrt schon in der grundlegenden Aus¬ 
führung, daß das Münzgesetz, nach dem im Deutschen Reich die sog. 
Goldwährung gilt, niemale aufgehoben worden sei. Er verkennt dabei 
den Begriff der Währung, der Gewährleistung durch den Staat. Indem 
der Staat erklärte, daß er den Forderungen einen weiteren Rechtsschutz, 
als den der Befriedigung in Papier, nicht mehr gewähre, hob er selbst¬ 
verständlich die sog. Goldwährung auf. Gold hat an sich eigentlich keine 
Währung, sondern Kurs, der bei dieser Ware in der ganzen Welt ver¬ 
hältnismäßig feststeht. Die Einführung der Goldwährung bedeutete 
nichts weiter, als die gesetzliche Bestimmung des Markbegriffes durch 
ein gewisses Quantum an Goldgewicht, verbunden mit der staatlichen 
Erklärung, daß in diesem Verhältnis die Forderungen Rechtsschutz auf 
Befriedigung in Gold genießen sollen. Dieser Schutz besteht nicht mehr. 

Im praktischen Vorschläge läuft der Verfasser dann mit den be¬ 
kannten Mügelschen Ausführungen zusammen, daß sich der Papiergeld¬ 
umfang der Leistung im Erfüllungszeitpunkte ebenso zum Golde ver¬ 
halten solle, wie der Papiergeldumfang beim Vertragssohlusse. Die sog. 
Goldmark, zu der wir „zurück“ sollen, ist also lediglich Rechnungs¬ 
begriff, und der Ruf „Zurück zur Goldmark“ besagt nichts anderes als 
— zurück zum Kurszettel! Daß diese Aufforderung noch nötig sei, kann 
man kaum behaupten, und wie auf diesem Wege das Elend beseitigt wer¬ 
den sollte, ist erst recht nicht ersichtlich. 

Indessen geht die Erörterung dieser Frage über die Grenzen der 
Besprechung einer Broschüre hinaus. v. Kienitz. 


Günther, Hanns, Taten der Technik, ein Buch unserer Zeit in 
20 Lieferungen mit 20 farbigen Tafeln. Leipzig 192?. Rascher 
& Cie., A.-G. 

Von dem bereits mehrmals durch die Herausgabe populär geschrie¬ 
bener technischer Werke hervorgetretenen Verfasser ist es unternommen 
worden, die Taten der Technik durch eine Schriftfolge in gemeinverständ¬ 
licher Form dem deutschen Volk zum Bewußtsein zu bringen. Die ersten 
drei vorliegenden Lieferungen lassen Gutes erhoffen. Es werden in ihnen 
u. a. die Lötsch-Bergbahn in ihrer Anlage und Linienführung, Arbeits¬ 
vorgänge im Eisenwalzwerk und Tauchersrbeiten z. T. mit vorzüglichen 
Abbildungen zur Darstellung gebracht. 

Es bleibt nur zu hoffen, daß das Unternehmen auch beit der heutigen 
wirtschaftlichen Notlage durchgeführt werden kann. j)r. Baumann. 
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Dberaioht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 


Birk, Alfred, Dipl.-Ing., Dr. e. h. Der W egebau. IV. Teil. Linienführung der 
Straßen und Eisenbahnen. Verlag Franz Deuticke. Leipzig und Wien 1922. 
Blum, Banmann, Müller. Verschiebebahnhöfe in Ausgestaltung und Betrieb. Ber¬ 
lin 1923. 

Martens, Hans A., Dr. Wohlstand durch das Schaubild. H. Apitz Verlag Techn. 
Zeitschriften. Berlin. 

Tietz, Prof. Natur und Werkstoff. B. G. Teubner. Leipzig-Berlin 1923. 


Zeitschriften. 


The American Eronomie Review. New York. 

Band XII. Nr. 4. Vom Dezember 1922. 

(4:) Some reeent Problems in public utility valuation and regulation. 

Archiv für Post and Telegraphie. Berlin. 

1928. Nr. 1 . Vom Januar 1923. 

(1:) Die Tarifpolltik der Deutschen Reichsbahn. 

Der Bauingenieur. Dresden. 

4. Jahrgang. Heft 1. Vom 15. Januar 1923. 

(1:) Eisenbahnschwellen ans Eisenbeton. — Wirtschaftliche Bauausfüh¬ 
rung im Bauingen ieurweeen. 

Die Bautechnik. Berlin. 

I. Jahrgang. Heft 2 bis 4. Vom 12. Januar bis 26. Januar 1923. 

(2:) Die Entwicklung der Gleisrückmaschinen. — (3:) Umbau der bel¬ 
gischen Kongo-Eisenbahn von Matadi nach Leopoldville. — (4:) Die Ein¬ 
ordnung des Walchenseowerks in den zweckmäßigen Ausbau der Wasser¬ 
kräfte des Isar- und Lörrach-Gebiets. — Vorschriften der Deutschen 
Reichsbahn für Eisenbauwerke. 

Braunkohle. Halle. 

21. Jahrgang. Nr. 40 bis 44. Vom 6. Januar bis 3. Februar 1923. ' 

(40:) Der mitteldeutsche Bergbau im Jahre 1922. — Unter welchen Vor¬ 
aussetzungen ist Überarbeit erlaubt? — (41:) Der Einfluß des Krieges auf 
die weltwirtschaftliche Bedeutung der Braunkohle. — (44:) Wichtige ar¬ 
beitsrechtliche Grundsätze betreffend die Einstellung von Arbeitnehmern. 

Beutsehe Straßen- und Kleinbahn-Zeitung. Berlin. 

35. Jahrgang. Nr. 51/52. Vom 30. Dezember 1922. 

(51/52:) Lokomotiven mit Lentz-Ventileteuerung. 

Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Berlin. 

20. Jahrgang. Nr. 1 bis 4. Vom 2. Januar bis 23. Januar 1923. 

(1:) Kreditsicherung und KundehschUtz im Eisenbahnfrachtverkehr. — 
(2:) Kraftwagen urtd Eisenbahn. — (4:) Beschlüsse der ständigen Tarif¬ 
kommission. 
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Dar Eisenbau. Wien. 

18. Jahrgang. Nr. 12. Vom 30. Dezember 1922. 

(12:) Auflagerung eiserner Eisenbahnviadukte in Kurven. — Versuche 
über die Verdrehungsfestigkeit der Walzeieemtr&ger. 

Das Eisenbahnwerk. Berlin. 

2. Jahrgang, lieft 1 bis 2. Vom 6. Januar bis 20. Januar 1923. 

(1:) Rüstzeit, Hauptzeit, Verlustzeit bei Zeitaufnahmen. — Belohnung 
nützlicher Erfindungen und 1 Verbesserungieii. — (2:) LeUtungsmaßstab 
für Lokomotivwerkstätten. — Preßluftbetrieb im Eisenbahnwesen. — Zur 
Frage der Wiederherstellung schadhafter Pufferfedern und Kupplungs¬ 
spindeln. 

Der elektrische Betrieb (Elektrische Kraftbetridbe und Bahnen). München. 

21. Jahrgang. Nr. 1. Vom 10. Januar 1923. 

(1:) Der neue Akkumidator-Einachs-Schlepper, System Dr. Moog. 

Electric Railway Journal. New York. 

Jahrgang 61. Nr. 1 bis 4. Vom 6. Januar bis 27. Januar 1923. 

(1:) The four Vice-Preeidents give their views: What of 1923? — The 
bus as a common carrier. — Improve the Service. — Reduce of leaks. — 
Bester public relations. — Electric Railway engdneerimg progress of the 
past year. — Trend of prioee, vages and faree. — Prospects for Electric 
Railway fin&ncing in 1923. — Credit conditions of Electric Railways im- 
proved. — Railways will spend $ 240000000 on plant and equipment — 
(2:) The Sydney Tramway system. — Baltimore vehicular traffic study. 
— New York, London, Paris and Berlin transit compared. — New ears 
for East Boston tunnel. — Substitution of buases for Street oars in New 
York City. — (3:) Maintaining Electric Railways motors. — Boiler house 
extenöion at Boston. — Features of 1922 trackwork 'in Rocheeter. — Redu- 
cing lubrication oosts. — Nitrogen. — Filled transformer case. — Results 
obtained with high-speed, Light-weight interutban care. — Governor 
Smith 1 s recommendations critioised. — A formen’s relation to his men and 
his Company. — (4:) New York, London, Paris and Berlin transit com¬ 
pared. — Richmond valuation report. — Railways must take bold action in 
studying their Problems. — The one-man car an economic need. — One- 
man car operating figures from Youngstown. — The use of the interurban 
bus. — Emergeney stops. — Automatic and semi-automafcic vs. manual 
Operation for substations. — Lubricating Railway motors. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

41. Jahrgang. Heft 1 bis 4. Vom 1. Januar bis 28. Januar 1928. 

(1:) Fortschritte in der Entwicklung zur elektrischen Großwirtschaft 
während der letzten 10 Jahre. — (2:) Über die Elektrifizierungsarbeiten 
der Königl. ungarischen Staatsbahnen. — (4:) Die Steuerung der Wechsel- 
stromlokomotiven. 

Elektrotechnische Zeitschrift Berlin. 

44. Jahrgang. Heft 2 bis 7. Vom 11. Januar bis 15. Februar 1923. 

(2:) Einige Wirtschaftsprobleme Rußlands in Verbindung mit dem Plane 
einer Elektrisierung. — (5 und 7:) Die elektrische Zugförderung auf dem 
IX. Eisenbahnkongreß in Rom, 1921. — (6:) Auto-Omnibus und gleislose 
Oberleituugsbahnen im Wettbewerb mit Gleisbahnen für den Nahverkehr. 
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— Eigenartiger Unfall beim elektrischen Betriebe der schlesischen Ge¬ 
birgsbahnen. 

The Engineer. London. 

Band 154. Nr. 8496. Vom 29. Dezember 1922. 

(3496:) A. Diesel. — Electric railway coach. — Brown coals and lignites. 
— Recent and future locomotive design in New South Wales. — The 
Sulzer Diesel. — Electric rail car. 


Engineering. London. 

Band 114. Nr. 2974. Vom 29. Dezember 1922. 

(2974:) Preservative treatment of Railways slecpers in India. — The Gold 
ooast Railways. 

Band 116. Nr. 2975. Vom 5. Januar 1923 bis 9. Februar 1923. 

(2375:) The ©ducation of engineers. — The Regresse-Linstin cars for 
the Sahara expeditoin. — The new Organisation of British Railways. — 
Air transport. — (2976:) Indicator for high-speed engines. — Locomotive 
waehing-out plant for the Italian State Railway«. — The dificultäe-s of 
payement by results. — The railless trolley’ bus. — Either-side Railway 
wagou brake. — (2977:) Railway economics for Extra-European Railways. 
Reinforced concrete on the Chinese Railways. — (2978:) The Whitaker 
tunnieling machine. — Lokomotive failures. — High-speed engiiie indi- 
cators. — (2979:) The internatel-combustion locomotive. — The Railways 
of the United States. — (2980.) The MadkeLson automatic coupler. 

Engineering News-Reord, New York. 

Band 89. Nr. 23 — 28. Vom 7. Dezember 1922 bis 28. Dezember 1922. 

(23:) Construction methods and plant on the Marseille lock. — Company 
versus State management for Indien Railways. — Steel and wrougln- 
iron trusses efficiently combined' in Railway bridge reconstruetioir. — 
(25:) Track elevation on long concrete viaduct at Aurora, 111. — Jugo- 
Siavo plans railroads open up resources. — A british Railway man 
speaks of Sir Henry Thornton. — (26:) Foundation and framing design 
of colfax power Station. — Miami oonservancy work eompleted. — Heavv 
trestlework required on new Logging Railroad. — Small tunnels lined 
with precaet concrete ribs. 


Le G£nie CiviL Paris. 

52. Jahrgang. Nr. 27. Vom 30. Dezember 1922. 

(27:) Lee omnibus automobiles a six rouos, de Paris. — Automotrices 
k moteur Diesel et ä transmission 61ectrique, construite par les etablisse- 
with precast concrete ribs. 

53. Jahrgang. Nr. 1 —5. Vom 6. Januar »bis 10. Februar 1923. 

(1:) Locomotives monophasees du chernin de fer de la valle Brembana 
(Hante-ItaMe). — (2:) Les voitures de tramways desservies par un seul 
agent Les tramways d’Arnheim (Hollande). — (3:) L’exploitation dos 
transports en commun de la r£gion parisienne daiLs ses rapports avec le 
public. — (5:) Nouveau mode de protection des trains sous les tunnels 
dos BatLgnolles et de Meudon. — (6:) La d^molition du tunnel des 
Batignolles, prös de la gare Saint-Lazare, k Paris. — La journöe de huit 
heures et sa r£percussion eur la produetion. 

Archjv für Eisenbahnwesen. 1923. 24 
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Glasers Annalen. Berlin. 

Band 92. Heft 1—2. Vom 1. Januar bis 15. Januar 1923. 

(1:) Lokomotive mit veränderlicher Übersetzung. — über Dampfkessel- 
oxplosionen. — (2:) Mitteilungen über Zwillingsstehbolzen. — Eine be¬ 
merkenswerte Anlage zum Umschlag von Schüttgut. — (4:) Die öster¬ 
reichischen Dampflokomotiven. — Die neue Benzol-Straßenbahnlinie 
Spandau-West—Hennigsdorf. — Normen im Eibenbahnwagenbau. 

Globus, Prag. 

3. Jahrgang. Nr. 51. Vom 21. Dezember bis 28. Dezember 1923. 

(51:) Die Versicherung bei Donau-Transporten. — Elbeschiffahrtafragen. 
— (52:) Haftung des Absenders bei Selbstverladung. — Rekurse bei 
privatrechtlichen Ansprüchen gegen die Bahn. 

4. Jahrgang. Nr. 1 bis 5. Vom 4. Januar 1923 bis 1. Februar 1923. 

(1:) Verkehrs- und Zollfragen im neuen Wirtschaftsabkommen zwischen 
der Tschechoslowakei und Deutschland. — (3:) Die wichtigsten Tarif¬ 
änderungen der polnischen Eisenbahnen vom 1. Januar 1923. — (5:) Die 
Frage der gerichtlichen Zuständigkeit gegen die Staatsbahnen. 

Journal of the American Institute of Electrical Engineers. New York. 

42. Jahrgang. Nr. 1. Vom Januar 1923. 

(1:) The automatic train cöntrol problem. 

The Journal of Political Economy. Chicago. 

Band 30. Nr. 6. Vom Dezember 1922. 

(6:) Gapitalisation of Railroad surplus. 

Kruppsche Monatshefte. 

3. Jahrgang. Dezember 1922. 

Zählwerk-Anlagen. 

Die Lokomotive. Wien. 

19. Jahrgang. Heft 12. Vom Dezember* 1922. 

(12:) Die rechnerische Ermittlung der Reibungsgeschwindigkeit der 
Dampflokomotiven. — Die Lokomotiven der ehemaligen österreichischen 
Staatsbahnen in den 40 er und 50 er Jahren des vergangenen Jahrhunderts. 

20. Jahrgang. Heft 1. Vom Januar 1922. 

(1:) 1-E-l Heifldampf-Zwilling-Tenderlokomotive, Reihe 82 der ö. B. B. — 
Die Lokomotiven der ehemaligen österreichischen Staatsbahnen in den 
40 er und 50 er Jahren des vergangenen Jahrhunderts. 

Maschinenbau (V. D. I.) Berlin. 

2. Jahrgang. Heft 7 bis 8. Vom 26. Januar 1923. 

(7/8:) Neuere mechanisch-technische Materialprüfverfahron. — Über¬ 
wachung des Arbeitsfortechritts. 

Mitteilungen aus dem Materialprüfungsamt. Berlin. 

40. Jahrgang. Heft 5. 1922. 

(5:) Bestimmung der Wärmoausdehnung von Metallen und von anderen 
Baustoffen mittele Martensscher Spiegelapparate. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 

Jahrgang 1922. Heft 24. Vom 15. Dezember 1922. 

(24:) Die russische E Heißdampf-Gütor-Lokomotivo und ihre Erprobung.— 
Schmieren der Spurkränze zur Schonung und Erhaltung von Rad und 
Schiene. — Schienenbefestigung und Maüerwerk. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Uttcherrichftu. 


371 


Revue g£n£rale des Chemins de Fer et des Tramways. Paris. 

42. Jahrgang. Nr. 1 bis 2. Vom Januar 1923 bis Februar 1923. 

(1:) Les chemins de fer du Brasil. — La nou veile gare du Pont-Cardinet 
ä Paris. — £tude experimentale de la chaudiöre locomotive. — (2:) Nou¬ 
veau type de transmiseion par bdcillee pour locomotives ölectriques. — 
Contröle des consommotions d’electricit^ des gares, döpöts etc. par les 
consommatiens(normales. — fltude experimentale de la chaudiöre locomoüve. 

Siemens-Zeitschrift Berlin. 

5. Jahrgang. Heft 1. Vom Januar 1923. 

(1:) Die elektrischen Zeitdienstanlagen in dem Reichsbahndirektions¬ 
bezirk Berlin. 


Stahl und Eisen. Düsseldorf. 

48. Jahrgang. Nr. 5. Vom 1. Februar 1923. 

(5:) Vereinheitlichung der deutschen Lohntarife. 


Ia>s Transportes. Madrid. 

4. Jahrgang. Nr. 102 bis 103. Vom 30. Dezember 1922. 

(102/103:) Cuadros inddcadores de Ja salida y Ilegada de los trenes. — 
Medios de evitar la asfixia en los tuneles. 

Verkehrstechnik. Berlin* 

Heft 1 bis ft. Vom 5. Januar 1923 bis 2. Februar 1923. 

(1:) Dio neuen Wagen der Hamburger Hochbahn und ihre Ausrüstung. 
— Zusammenschluß von Kleinbahnen. — (2:) Selbstkosten und Beför¬ 
derungspreise im Eisenbahnverkehr. — (3:) Zur Wirtschaftlichkeit der 
Schotterbahnen. — (4:) Eine neue einpolige Bremskupplung. — Be¬ 
schleunigung des Durchflusses der Materialien durch Werkstatt und 
Lager. — (5:) Die Hamburger Hoch- und Untergrundbahnen. — Leichtere 
Straßenbahnwagen. 

Verkehrst ethnische Woche. Berlin 

17. Jahrgang. Heft 1 bis 8. Vom 11. Januar bis 19. Februar 1923. 

(1/2:) Gleisbögen mit sehr kleinen Halbmessern. — Signale für Kreu¬ 
zungsweichen. — Das Recht der Privatanschlüsse. — Die neuen An- 
schlußbedingungen, Rückblick und Ausblick. — (3/4:) Der Geschäfts¬ 
bericht der Reichsbahn für das Rechnungsjahr 1921. — Neuere Abraum¬ 
lokomotiven. — (5/6:) Selbstkosten und Beförderungspreise im Eisen¬ 
bahnverkehr. — Kann das Rocht der Privatanschlußgleiße ein, Reservat 
des Privatrechts «ein? — (7/8:) Rheinische Braunkohle und Eisenbahn. — 
Stückgutanlagen mit maßchinellen Fördervorrichtungen. 

Di© Wasserwirtschaft. Wien. 

16. Jahrgang. Nr. 2. Vom 15. Januar 1923. 

Neue Großwaßserkraftprojekle in Oberösterreich. 

Wirtschaftliche Nachrichten ans dem Ruhrbezirk. Essen. 

3. Jahrgang. Nr. 41. Vom 28. Dezember 1922. 

(41:) Der Wettlauf der Nationen um den Rhein—Main—Donau-Kanal. 

4. Jahrgang. Nr. 2. Vom 15. Januar 1923. 

(2:) Die Eisenbahn hat, wenn sie in Verzug kommt, auch den Schaden, 
der durch Geldentwertung entstand, zu ersetzen. 
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Zeitschrift des östetT. Ingen iör- und Architebten-Vereins. Wien. 

75. Jahrgang. Heft 1/2 bis 3/4. Vom 12. Januar ble 26. Januar 1923. 

(1/2:) Eisenbahnbauten im Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen. 

— (3/4:) Zur Frage des Nachweises der Wärmespannüügen, in gewölbten 
Brücken. 

Zeitschrift des Vereines Deutscher Ingenieure. Berlin. 

Band 67. Nr. 1 bis 6. Vom 6. Januar bis 10. Februar 1923. 

(1:) Das Walchensee- und Bayernwerk. — (2:) Torffeuerung im Kraft¬ 
werk Neumüneter. — (3:) Wasserkraftgewinnung aus FlaehlandfHtesen. 

— (6:) Zusammenarbeiten von Eisenbahn und Kraftwagen. 

Zeitschrift für Bahn- und Bahnkassenärzte. Melsungen. 

18. Jahrgang. Nr. 1. Vom Januar 1923. 

(1:) Erledigung der Eii*tsohMigungB&ii«?prüche bei Unfällen im Eisen¬ 
bahnbetrieb mittelst Kapitalaibfindung durch Ärztekommissionen. 

Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 

30. Jahrgang. Heft 1. Vom 15. Januar 1923. 

(1:) Die Verkehrsbedeutung der Elbe. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

42. Jahrgang. Nr. 49. Vom 28. Dezember 1922. 

(49:) Die Abfindungen im Haftpfliehtrecht. — Vergebung zu gleitenden 
Preisen. — Organisation des Maseeuverkehrs unter Verwendung von 
G ro figüt e rwagen. 

43. Jahrgang. Nr. 1 bis 8. Vom 4. Januar 1923 bis 22. Februar 1923. 

(1 und 2:) Rückblick auf das Jahr 1922. — (1:) Zu Art. 31 de» Inter¬ 
nationalen Übereinkommens üb*r den Eisenbahn! rachtverkehr. — (2:) 
Zum 80. Geburtstag von Exzellenz Stieger. — (3:) Die wirtschaft¬ 
liche Bedeutung der Um lodpk osten für Stückgut. — Die Frachten¬ 
kontrolle. — Ersparnisse an Papier und Druckkosten durch 
Herausgabe der FahrpdanJbücher in Ringbuchfoim. — (4:) Einiges über 
den Aufbau elektriecher Großlokomotiven. — (5:) Die Berliner Nord¬ 
südbahn. — Zu Art^ 31 des Internationalen Übereinkommens über den 
Eisenbahnfrachtverkehr. — Ostpreußens Wirtschaft und VeTkehr vor und 
nach dem Kriege. —* Kein Streikrecht der Reichsbeamten. — Anwendung 
strafrechtlicher Ausnahme best i m mun gen. — (6:) Dampf Überhitzer unter 
besonderer Berücksichtigung des Lokomotivbetriebes. — Zedtfragen aus 
dem deutschen Verkehrswesen. — (7:) Das Fürsorgerint das Verbandes 
der Eisenbahnvereine im Reichshahndirektionsbezirk Altona. — Ver¬ 
minderung der Schrankenbedienungskosten durch Änderung der Seliran- 
kenbedienungsart — Verkehre- und Zollfragen im neuen Wirtschafts¬ 
abkommen zwischen der Tschechoslowakei und Deutschland. — (8:) Gleit¬ 
pachtzins für Eisenbalmlagerplätze. — Die Gültigkeit des Frachtvertrages 
bei unrichtiger Inhaltsangabe im Frachtbrief. — Die Bostoner Hochbahn 
unter neuzeitlicher Hochbahn. 

Zentralblatt der Bauverwaltung. Berlin. 

43. Jahrgang. Nr. 3 bis 4. Vom 10. Januar 1923. 

(3/4:) 75 Jahre deutscher Brückenbau. 


Hcrausgegeben im Aufträge des Refohaverkehremlniftterium». 

Verleg ron Julius Springer, Berlin W. — Druck von H. S. Hermann & Co., Berlin SW 19, Beuthstr. 8. 
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Die Neuordnung der Reichsbahnwerkstätten. 

Von 

Hans Haase. Ministerialanitmann in Potsdam. 


A. Gegenstand der Untersuchung. 

„Das Ziel der Neuordnung des Eisenbahnwerkstättenwesens ist 
die Entfaltung der gesamten Werkstättenverwaltung und Arbeit durch 
weitgehende Gliederung und planmäßige Durchforschung aller Arbeite¬ 
vorgänge zur höchsten Blüte. Die Arbeiten müssen mit größter Sorgfalt 
durchgeführt und in einzelnen Teilarbeiten bia ins Kleinste zerlegt 
werden, damit jeder Arbeitsvorgang mit einem Mindestmaß von Kraft, 
Stoff und Zeit geleistet werden kann.“ So beginnt die Dienstvorschrift, 
die die Durchführung der Neuordnung in einer Werkstatt im einzelnen 
bezweckt 

In drei Musterwerkstätten ist die Neuordnung seit dem 1. April 1920 
erprobt worden, so daß eine Betrachtung der bisherigen Ergebnisse und 
Einrichtungen, wenigstens in einigen Abschnitten, nach fast dreijährigen 
Versuchen vielleicht am Platz .ist. Die drei Musterwerke sind die Aus¬ 
besserungswerke in GTunewald, Leinhausen und Dannstadt. Es handelt 
sich in den folgenden Zeilen nicht um eine Besprechung der technischen 
Fragen, die die Neuordnung lösen soll und will, sondern um eine Be¬ 
trachtung vom Standpunkt der Verwaltung und der Finanz. Angestrebt 
wird eine wissenschaftliche Betriebsführung und eine wirtschaftliche 
Fertigung durch genaue Feststellung und Nachprüfung der Selbstkosten 
jeder einzelnen Werkausführung. Die Neuordnung ist daher vom finanz- 
wirtschaftlichen Standpunkt aus ein Versuch, das Selbstkostenproblem in 
den Eisenbahnwerkstätten zu lösen. Die Selbstkostenermittlung wird fost- 
gahalten und ausgewertet in der Betriebstatistik. Hiermit hat man sich 
in den Werken in Leinhausen und Darmstadt begnügt, in Grunewald ist 
man jedoch auf dem Weg, die Selbstkosten kontenmäßig in einer Betriebs¬ 
buchhaltung nach den Formen der doppelten kaufmännischen Buchführung 
darzustellen und darauf eine Betriebsbilanz nebst Gewinn- und Verlust- 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 
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rechmxng aufzubauen. Diese beiden Fragen gehen den Verwaltungs- und 
Fdnanzbeamten besonders an. Die kaufmännische Form als die weit¬ 
gehendste wird zunächst zu erörtern sein, und zwar an der Hand der 
Niederschrift, Heidelberg, 3./6. Mai 1922, .Anlage 9, Vorschlag Grunewald, 
in den folgenden Ausführungen kurz als Niederschrift benannt. Sodann 
wird auf die Denkschrift des vormaligen Ministeriums der öffentlichen 
Arbeiten vom Dezember 1919 (IV 66. D. 21 192), im folgenden als Denk¬ 
schrift angeführt, einzugehen sein. 

B. Zur Niederschrift. 

1. Subjektive Selbstkostenermittlung. 

Die in der Neuordnung angeetrebte Selbstkostenermittlung kann man 
kurz als subjektiv bezeichnen, da sie feststellen will, welche Kosten für 
jeden Auftrag entstehen, sich also auf den Auftraggeber, der die Kosten 
bezahlen soll (das Subjekt), bezieht. Bisher war die subjektive Kosten¬ 
ermittlung nur für die von Privaten, fremden Eisenbahnverwaltungen 
usw. (Dritten) ausgehenden Aufträge erforderlich, da nur sie bis heute 
die Kosten erstatten, während für alle Ausbesserungen an eigenen Fahr¬ 
zeugen usw. eine Kostenerstattung im eigentlichen Sinn nicht stattfindet. 
Letzteres liegt in der Absicht der Neuordnung. Die danach erstrebte und 
notwendige subjektive Kostenermittlung ist somit an sich zwar nichts 
Neues, da sie im kleinen bereits stets geschehen ist. Aber durch die Aus¬ 
dehnung auf den ganzen Werkstättenbetrieb bedeutet sie eine ganz erheb¬ 
liche Mehrarbeit Ob diese Mehrarbeit sich lohnt, d. h. ob die Kosten- 
abreohnung für jeden Auftrag zu wirtschaftlichen Erfolgen führt, soll 
hier zunächst als zutreffend unterstellt werden. Die nähere Betrachtung 
wird später gegeben werden. Fällt sie verneinend aus, so wird man die 
mit dieser umständlichen Kostenermittlung verbundene Mehrarbeit nicht 
aufwenden dürfen. 

Die für jeden Auftrag entstehenden Kosten sind unmittelbare und 
mittelbare Kosten. Die unmittelbarem Kosten setzen sich aus Stoffkosten, 
aus Löhnen und etwaigen Sonderkosten zusammen. Die beiden ersteren 
lassen sich aus den Stoffausgaben und Sto ff rücklieferungen sowie aus den 
Lohn- und Gedingezetteln ohne weiteres auf den einzelnen Auftrag ver¬ 
rechnen. Als Sonderkosten gelten z. B. Ausgaben für besondere Projekte, 
Modelle, Werkzeuge, Zeichnungen, Reisen usw., die sonst zu den mittel¬ 
baren Kosten gehören, wegen ihrer außerordentlichen Höhe aber aus dem 
Rahmen der mittelbaren Kosten herausfallen und daher besonders auf¬ 
geschrieben und dem veranlassenden Auftrag unmittelbar belastet werden 
müssen. 

Die mittelbaren Kosten setzen sich aus Betriebskosten, Lagerkosten 
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und Allgemeinkosten zusammen, die aus folgenden Koetenarten gebildet 
werden: Hilfsstoffe, Hilfslahne, Personalkosten der Beamten und Ange¬ 
stellten, soziale Beiträge für Arbeiter, Angestellte und Beamte, fest¬ 
stehende und nicht feststehende Sachkosten. Was im einzelnen unter 
diese Kostenarten fällt, ist für diese Betrachtung belanglos. 

Die aus diesen Kostenarten zuaammengetragenen Lagerkosten sollen 
im Verhältnis zu den unmittelbaren Stoffkosten, die Allgemeinkosten im 
Verhältnis zu den unmittelbaren Löhnen verrechnet werden, während 
für die Betriebskosten ein besonderes Verfahren vorgeechlagen wird, und 
zwar das der „Zeitplatzkosten“. Die Benutzungsdauer eines jeden Be¬ 
triebsmittele (Maschine, Arbeitsplatz) wird aufgezeichnet. Aus den für 
die ganze Werkabteilung ermittelten tatsächlichen Betriebskosten, nämlich 
den Anteilen an den Kosten der Inganghaltung der Hilfe- und Neben¬ 
betriebe und den Kosten der eigentlichen Betriebsmittel, und der Be¬ 
nutzungsdauer der Betriebsmittel werden die Stundenwertziffern be¬ 
rechnet. Die Betriebsmittelbenutzungsgrundkosten sind alsdann das 
Produkt aus der Stundenwertziffer und der Benutzungsdauer in Stunden. 
Da man der Berechnung der Betriebsmittelbenutzungagrundkoeten zu 
Anfang Schätzungazaihlen und später Vcirjahrszahlen zugrunde legen 
muH, so wird der Fehler durch Einführung eines Betriebskostenfaktors 
verbessert, das ist die VerhältniszäM zwischen den während eines Ab- 
rechnungszeitraiums festgestellten wirklichen Betriebskosten und den für 
den gleichen Zeitraum sich ergebenden gesamten Betriebsmittel¬ 
benutzungsgrundkosten. Das ist ein Verfahren, das weit über die in 
Privatbetrieben übliche Verrechnung der Betriebskosten nach dem Ver¬ 
hältnis der unmittelbaren Löhne der "Werkabteilungen oder des ganzen 
Werks hinausgebt. 

Die so für jeden einzelnen Auftrag ermittelten Selbstkosten werden 
auf dem für jeden Auftrag getrennt zu führenden Sedbetkostenbogen ge¬ 
sammelt und nach Erledigung des Auftrags der Abrechnung mit dem 
Auftraggeber zugrundegelegt. 

Bis zu diesem Punkt ist die Kostenermittlung weder kaufmännisch, 
noch kameralistisch, ersteres höchstens insofern, als sie an den Auftrag¬ 
geber anknüpft (subjektiv), während die kameralistisohe (objektive) die 
Kosten lediglich nach Gegenständen und Arten zueammenträgt. 

2. Objektive Selbstkostenermittlung. 

Die objektive Selbstkcstenermittlung ist nicht in der Niederschrift 
behandelt, sondern in der Finanzordnung der Reichsbahn geregelt Es ist 
aber zweckmäßig, sie hier im Anschluß an die subjektive Kostenermittlung 
kurz darzustellen. Die Kritik folgt im Abschnitt B. 4 (S. 379). 
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Die Erfassung der Selbstkosten auf objektiver Grundlage entspricht 
dem in den Voranschlägen zu den Haushaltplänen festgelegten Umfang. 
Danach sind die Selbstkosten zunächst zu gliedern in gewöhnliche Unter¬ 
haltung und außergewöhnliche Unterhaltung nebst Ergänzungen. Die ge¬ 
wöhnliche Unterhaltung, auf die es hier vornehmlich ankommt, muß aus- 
weisen: a) die Löhne der Werkstättenarbedter, b) die Beschaffung der 
Werkstoffe, c) sonstige Ausgaben. In allen Fällen werden die Ausgaben 
für bestimmte Arbeiten an den Fahrzeugen, für Arbeiten an den ma¬ 
schinellen Anlagen, für die Unterhaltung der Geräte und der baulichen 
Anlagen getrennt ermittelt, jund zwar a) für die eigene Werkstatt, b) für 
andere Dienststellen. 


Die Löhne der Werkstatt werden nach folgenden Gruppen auf¬ 
gezeichnet: a) Hilfskräfte im unteren Werkstöttendienst, b) Handwerker, 
c) handwerksmäßig ausgebildete Handarbeiter, d) sonstige Handarbeiter, 
e) Magazinarbeiter, f) Lehrlinge. Für jede Gruppe werden die Kopfzahl, 
die geleisteten Tagewerke, die Lchnausgaben und der Lohn im Durch¬ 
schnitt für 1 Tagewerk dargestellt. Ferner werden wieder die für fremde 
Dienststellen geleisteten Löhne ausgeschieden. 

Die verbrauchten Stoffe werden nach ihren Sorten (zurzeit rund 
1800), einzeln aufgezeichnet, und zwar zunächst der Menge nach. Die 
Preise werden im einzelnen nur berechnet bei der Abgabe oder Ver¬ 
wendung für Dritte usw. Zu den sogenannten Finanzabschlüssen (Ende 
Juli, Oktober und Dezember) und am Jahresschluß (Ende März) werden 
die Preise der verbrauchten Stoffe summarisch dargestellt, und zwar ge¬ 
trennt nach Buchungsnummern. Nach diesen Buehungsnummern (im 
allgemeinen übereinstimmend mit den Nummern des Haushaltsanschlags) 


werden die Werkstattskosten insgesamt gegliedert, das sind: 


Riichuiisrsiimnmer 


1: Unterhaltung und Ergänzung der Gerate.. 

2: Unterhaltung. Erneuerung und Ergänzung der baulichen 
Anlagen: 

:l: Lokomotiven und Tender nebst /.ubeliör. 

4: Personen- und Triebwagen nebst Zubehör. 

f>: Gepäck-, Güter-, Arbeit-- und Lahndieiistwagen nebst Zu¬ 
behör -einschließlich Wagendeeken. 

G: Mechanische und maschinelle Anlagen und Einrichtungen 
sowie Dampfboolc. Scheiden. Prahme und Geräte' der Tra¬ 
jekte nebst Zubehör. 

7: Ausführungen für die Neubauverwaltung, Postverwaltung, 
für fremde Kisenbahuvcrwalluiigeii, Private usw. 

H: Insgemein (Ausgaben der Werkstätten, die sich nicht auf 
eine bestimmte Arbeit verrethnen lassen, z. P». Löhne der 
Hilfsarbeiter. Löhne hei Keuilaubungon usw., Werte der 
Stoffe, die in kleinen Mengen oder zu allgemeinen Zwecken 
verwendet werden, wie Nägel. Leim, Farben usw.). 

9: Anfertigung von Vorratstücken der Werkstattstoffgruppe. 
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Die regelmäßig wiederkehrenden Arbeiten an den Geräten, Bau* 
werken und maschinellen Anlagen des eigenen Geschäftsbereichs der 
Werkstatt sowie an sämtlichen Fahrzeugen der Reichsbahn werden 
ohne weiteres ausgeführt und nach obigen Grundsätzen erfaßt. Dagegen 
werden für nicht regelmäßig wiederkehrende Arbeiten oder für Leistun¬ 
gen für andere Geschäftsbereiche und Dritte usw. jedesmal Bestellzettel 
ausgefertigt, die je eine besondere Bestellnummer erhalten. Es sind fest¬ 
stehende Bestellnummern (1—200) für den eigenen Geschäftsbereich und 
für andere Dienststellen sowie Bestellnummern nach Bedarf vorgesehen, 
so daß au© den Bestellnummern in Verbindung mit der der Arbeit ent¬ 
sprechenden Buchungsnummer, die für jede Arbeit anzugeben ist, die Art 
der Arbeit zu ersehen ist (es bedeutet z. B. Buchungsnummer 8, Bestell¬ 
nummer 3, den Ersatz ganzerr kupferner FeuerbuchBen). Unter diesen Be¬ 
stell- und Buchungsnummern werden die Kasten aufgezeichnet und, 
soweit sie für Dritte entstanden sind, erstattet. 

3. Buchhaltung. 

Auf den aus der Kostenermittlung gewonnenen Zahlen kann man 
die Buchhaltung aufbauen, die die Zwecke erfüllt, die man von ihr er¬ 
wünscht.* Beide Arten der Kostenermittlung sind für beide Hauptbuph- 
haltungen an sich gleichwertig (doppelte kaufmännische oder kamera- 
listische), ebenso für beide Abschlüsse (Bilanz nebst Gewinn- und Ver¬ 
lustrechnung oder Wirtschaftsabschluß unter Gegenüberstellung von Soll 
und Ist), es könnte sich nur darum handeln, die Zahlen der einen oder 
der anderen Kostenaufschreibung zu unterteilen, zusammenzufassen oder 
anders zu gruppieren, worauf unten näher eingegangen wird. Die sub¬ 
jektive Selbetkostenermittlung bedarf jedoch noch einer Zwischenbuch¬ 
haltung, der Betriebsbuchhaltung., 

a) Betriebsbuchhaltung in Form der doppelten kauf¬ 
männischen Buchführung nach der Niederschrift. 

Neben der Erfassung der Selbstkosten durch die Selbstkostenbogen, 
die zu den sog. Fakturierungsabrechnungen zusaminengestellt und den 
Ausgangsrechnungon für die Leistungsempfänger zugrunde gelegt werden, 
läuft die Betriebsbuchhaltung. Nach den Stoffausgabescheinen werden 
täglich Stoffkostenrechnungen aufgestellt, die zu Monatsrechnungen zu¬ 
sammengefaßt werden. Die Schlußsummen dieser Monatsrechnungen 
bilden die Entlastung der Lagerbestandskonten und die Belastung der 
Stoffkostenverrechnungskonten der Betriebsbuchhaltung. Aus den Lohn- 
und Gedingezetteln werden für den vorliegenden Zweck Lohnverteilungs¬ 
rechnungen aufgestellt, in denen die unmittelbar auf Aufträge zu verrech- 
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nenden Löhne (Fertigungslöhne), getrennt nach Erzeugnisgruppen, und. 
die mittelbaren Löhne (Werkkostenlöhne) in der dafür vorgesehenen 
Gliederung erscheinen. Während die Gesamtbeträge der Lohnzahlungs¬ 
listen das Soll auf dem Lohnzahlungskonto bilden, geben die Schluß¬ 
beträge der Lohnverteilungerechnungen die Entlastungssummen des Lohn¬ 
zahlungskontos und die Belastung der zutreffenden Verrechnungskonten 
der Betriebsbuchhaltung ah. Ebenso werden die Gehälter der Beamten und 
Angestellten und alle übrigen Kosten, einschließlich der auf die Werte 
der Betriebsanlagen vorzunehmenden Entwertungsabsohreibungein in der 
Betriebsbuchhaltung den zuständigen Verrechnungskonten belastet. Die 
Monatssummen dieser Verrechnungskonten werden zu Lasten eines Ge- 
samtseibstkostenkcntos, des Fabrikationskontos, den Einzelverrechnungs¬ 
konten gutgeschrieben. Das Fabrikationskonto, das den Kostenbetrag 
sämtlicher in Arbeit stehender Aufträge am Monateschluß nachweist, wird 
laufend durch die Summen der abgerechneten Selbstkostenbogen (Fak¬ 
turierungsabrechnungen) entlastet, während die Geschäftsbuchhaltung 
(Ablieferungskonto: Selbstkosten) damit belastet wird. 

b) Kaufmännische Geschäftsbuchhaltung und Bilanz 

nach der Ni edersch r i f t. 

✓ 

Die Geschäfte- oder Hauptbuchhaltung, die mit den Monatssummen 
der Fakturierungsabrechnungen auf dem Ablieferungskonto: Selbstkosten 
belastet ist, setzt den Selbstkosten den Wirtschaftszuschlag des Werks 
hinzu, der die Verzinsung des im Werk arbeitenden Kapitals und aus¬ 
reichende Wirtschafts-Sicherungsrücklagen ermöglichen soll. Die Summen 
der Selbstkosten zuzüglich Wirtschaftszuschlag, der Weiterberechnungs¬ 
preis oder Fakturenerlös, wird monatlich dem Ablieferungskonto: Erlöse 
gutgeschrieben und den Leistungsempfängem belastet. Der Unterschied 
zwischen den Selbstkosten und den Fakturenerl Ösen ergibt den monat¬ 
lichen Wirtschaftsüberschuß. Das Wirtschaftsergebniskonto, auf das 
die Salden der Ablieferungskonten am Jahresschluß übertragen werden, 
stellt den Roh Überschuß des Jahres dar. Nach Berücksichtigung etwa in 
der Buchhaltung unverrechnet gebliebener Aufwendungen usw. wird der 
Rein- oder Wirtschaftsuberschuß festgestellt, es sei denn, daß durch man¬ 
gelhafte Betriebsabrechnung oder längere Betriebsunterbrechung mit 
Verlust gearbeitet worden ist. 

Die formelle Aufstellung der Bilanz und der Gewinn- und Verlust¬ 
rechnung ist hier ohne Belang. Von materieller Wichtigkeit ist die dazu 
erforderliche Inventur und die richtige Berücksichtigung des Werk¬ 
kapitalwerts, der Abschreibungen und der Rücklagen, die eine kritische 
Stellungnahme erfordern und daher unter Abschnitt 4 betrachtet werden. 
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c) Kameralistische Buchhaltung und Abschluß nach 
der Finanzordnung der Reichsbahn. 

Das Hauptbuch der kameralistischen Werkstättenbuchhaltung ist 
das Wirtschaftsbuch. In ihm werden links die Einnahmen (Soll), die der 
Werkstatt durch die Haushaitungspdäne zur Verfügung gestellten Be¬ 
willigungen und Nachbewilligungen gebucht und rechts die Ausgaben 
(Ist — Haben) in der unter 2 dargestellten Gliederung auf Grund der in 
der objektiven Selbstkostenermittlung gewonnenen Unterlagen gegen¬ 
übergestellt Eine Ausnahme machen die Stoffe, deren Men gen verbrauch 
nach Sorten in Rapporten nachgewiesen und deren Werte am Schluß der 
Finanzperioden ermittelt werden. Das Wirtschaftsbuch wird monatlich 
abgeschlossen und die Schlußsummen werden in dem Wirtschaftsrapport 
zusammengefaßt, der ein genaues Bild der Werkstattsaufwendungen gibt. 
Der Wirtschaftsrapport wird am Schluß der erwähnten Finanzperioden 
dadurch wesentlich erweitert, daß neben den geleisteten Ausgaben der 
voraussichtliche Bedarf bis zum Jahresschluß geschätzt und ein 
dadurch zu erwartender Mehrbedarf eingehend begründet werden 
muß. Zum Jahresschluß sind die den Bewilligungen gegenüber 
geleisteten Mehrausgaben gleichfalls ausführlich zu rechtfertigen. 
Ferner wird dem Wirtschaftsrapport zu den Finanzperioden und 
am Jahresschluß von den Werkstätten eine Nachweisung über 
die Ausgaben für die außergewöhnliche Unterhaltung und Ergän¬ 
zung, eine zusammenfassende Übersicht über die Tagewerke und Bezüge 
der Gehilfen, Hilfskräfte und Arbeiter und eine Begründung der Ab¬ 
weichungen von den bewilligten Personalziffern beigefügt Für die 
Buchhaltung gilt das streng durchgeführte und eifersüchtig überwachte 
Verbot, Einnahmen auf Ausgaben anzurechnen oder von den Einnahmen 
die Ausgaben vorweg abzuziehen (Bruttoprinzip), das im Gegensatz zu 
dem bei der kaufmännischen Buchhaltung üblichen Nettoprinzip die 
gesamte staatliche Buchhaltung beherrscht. Dieser Grundsatz und die 
Pflicht der periodischen Gegenüberstellung von Voranschlag und wirk¬ 
licher Ausgabe zwingt zu einer dauernden, objektiven Wirtschaftskritik. 

4. Kritik. 

Der Zweck jeder Buchführung ist zunächst die Selbstkontrolle. 

Der doppelten kaufmännischen Buchführung wird, auch in der 
Niederschrift, die Fähigkeit nachgerühmt, daß sie zwangsläufig 
darüber wacht, daß die Werte, die den Wandlungsprozeß des Werks 
durchmachen, restlos erfaßt und in jedem Wandlungsstadium aus¬ 
gewiesen werden. Das ist ein grundlegender Irrtum, der auch von der 
kaufmännischen Fachwissenschaft längst zugegeben worden ist. Die 
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durch die doppelte Buchführung ausgeübte Selbstkontrolle ist rein buch- 
hälterisch, insofern, als Soll und Haben durch die doppelte Verrechnung 
eines jeden Buchpostens sich gegenseitig decken müssen. Ob aber alle 
Geschäfts Vorfälle (Wandlungsvorgänge) wirklich zu Buch kommen, ob 
die verbuchten mit den richtigen Beträgen berücksichtigt sind und ob sie 
an richtiger Stelle, auf den richtigen Konten in Soll und Haben stehen, 
also wirtschaftlich richtig behandelt worden sind, dafür bietet die doppelte 
Buchführung an sich gar keine Gewähr. 

Festgestellt sei, daß die Niederschrift einerseits behauptet, die kauf¬ 
männische doppelte Buchführung wache (wie oben erwähnt) zwangs¬ 
läufig darüber, daß die den Wandlungsprozeß des Werks durch¬ 
machenden Werte restlos erfaßt und in jedem Wandlungsetadium aus¬ 
gewiesen werden (S. 3), und sie bürge durch die Art der Kostengliederung 
und ihre Abrechnung nach Einzelaufträgen in der Wirtschaftsergebnis¬ 
rechnung für die Vollständigkeit der abgerochneten Kosten und gewähr¬ 
leiste zwangsläufig den Abrechnungsverbleib jedes Aufwandspostens 
(S. 27). Andererseits gibt dieselbe Niederschrift zu, daß die doppelte 
Buchhaltung ungedeckte Beträge nicht vermeiden kann (S. 3), daß sich 
nach dem Jahresabschluß etwaige un verre<;hnet.gehUebene Aufwendun gen 
ergeben können (S. 24), daß ein Verlust infolge mangelhafter Betriebs¬ 
abrechnung entstehen kann (S. 24), daß Differenzen auf den Kostenver¬ 
rechnungskonten restlich bei der Wirtschaftsergebnisrechnung berücksich¬ 
tigt (S. 19), und daß der Zusammenhang zwischen der Betriebsbuchhaltung 
und der Selbstkostenermittlung (für Einzelaufträge) durch summarische 
Nachweisungen der Zu- und Abgänge (Ordnungskonten) gewahrt werden 
muß (S. 19). 

Ist das kaufmännisch? 

In einem großen Unternehmen soll die Buchführung eine Geschäfts-, 
Arbeite- und Vermögenskontrolle ermöglichen. Auch das leistet die 
doppelte kaufmännische Buchführung an sich nicht. Die Organisation 
des Betriebs und der Verwaltung muß eine solche sichern. Welcher Buch¬ 
führung sich der Unternehmer alsdann bedient, ist nicht ausschlaggebend. 
Denn die Buchführung für sich sorgt für gar nichts, sie stellt nur die vcn 
der Geschäftsführung gewollte Ertragsrechnung dar. Ob diese der Aus¬ 
fluß der doppelten kaufmännischen oder einer zweckentsprechend ein¬ 
gerichteten kameralistischen Buchführung sein soll, ist eine reine Zweck¬ 
mäßigkeitsfrage. Um die Beantwortung dieser Zweckmäßigkeitsfrage 
dreht sich daher das ganze Problem. Der Erfüllung des Wunsches nach 
einer Erfolgsrechnung, der grundsätzlich nichts entgegenstehen dürfte, 
wird dadurch, daß die Zweckmäßigkeitsfrage zugunsten der doppelten 
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oder der kameralistisehen Buchführung beantwortet wird, in keiner Weise 
beeinträchtigt. 

Die Frage nach der Zweckmäßigkeit richtet sich zuerst auf 

a) die subjektive Selbstkostenermittlung. 

Die Ermittlung der Kosten für die Ausbesserung eines jeden Fahr¬ 
zeugs verfolgt drei Zwecke, und zwar: 

1. die Erstattung der Kosten von den Auftraggebern zu sichern/ 

2. die Grundlage für die Gewinn- und Verlustrechnung zu schaffen.-’ 

3. eine Kritik darüber zu ermöglichen, ob die Ausbesserung wirtschaftlich 
war, d. h. das Verhältnis zwischen Instandsetzungskosten und Kilometer¬ 
leistung je Fahrzeug festzustellen und die Kosten zu vergleichen, die sich 
für gleichartige Ausbesserungsarbeiten in den einzelnen Werken ergeben. 

Z u 1. Die Auftraggeber sind fast durchweg Dienststellen der Reichs¬ 
bahn im weiteren Sinn wie die Werkstätten auch (die wenigen Aufträge 
von Dritten usw., die natürlich auoh jetzt einzeln abgerechnet werden, 
sind belanglos). Ist es für die Einzelwirtschaft und für die Volkswirt¬ 
schaft von dem geringsten Vorteil oder nicht vielmehr von bedeutendem 
Nachteil, ganz erhebliche Arbeit zu leisten und somit viele Arbeitskräfte 
zu bezahlen, um einen Tochterbetrieb in den Stand zu setzen, von dem 
andern Tochterbetrieb Kosten einzuziehen? Handelt es sich dabei nur um 
die Selbstkostendeckung, so ist sie überflüssig, da sie in jedem Fall, 
ob subjektiv oder objektiv abgerechnet, aufgebracht werden müssen und 
da doch innerhalb des ganzen Keichsbahnbetriebs nicht die Selbstkosten¬ 
deckung eines Einzelbetriebs, sondern des Gesamtbetriebs in Frage kommt. 
Besteht die Absicht, mit der Kosteneinziehung einen Gewinn des Werk- 
stättenbetinebs auszuweisen, sc wäre dieser Gewinn doch nur künstlich, 
da er nicht im freien Wettbewerb, sondern aus Zwangsaufträgen und 
Monopolbetrieb entstanden ist, worüber unten Näheres zu sagen ist. Die 
Selbstkosten e r m i 111 u n g für jeden Einzelbetrieb wäre gewiß wert¬ 
voll, um die Selbstkosten des Gesamtbetriebs in seiner Zergliederung fest¬ 
zustellen und die Tarifpolitik des Personen- und Gepäckverkehrs einer¬ 
seits und des Güterverkehrs andererseits auf eine feste Grundlage zu 
stellen. Um die zergliederten Selbstkosten des Gesamtbetriebs zu er¬ 
mitteln, wird man aber niemals die Selbstkosten für jeden Auftraggeber, 
also für jeden Fahrgast und für jede Gütersendung, auf schreiben, sondern 
man wendet die objektive Selbstkostenermittlung an, und zwar auch in 
Privatunternehmen, die dem Personen- eder Güterverkehr dienen. Auch 
in den Ausbesserungswerken der Privatverkehrsunternehmen kennt man, 
soweit festgestellt werden konnte, nicht die subjektive Kostenermittlung, 
wenn diese Ausbesserungswerke für das eigene Unternehmen arbeiten, ln 
dem Gesamtbetrieb der Reichsbahn ist der Werkstättenbetrieb nur einer 
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der vielen Unkostenfaktoren, und für ihn allein will man eine Selbst- 
kostenermittlung von einem Umfang einführen, wie sie nicht einmal 
große und moderne Privatwerke, die für fremde Abnehmer arbeiten, für 
erforderlich halten! Man muß sich diese subjektive Selbstkostenermittlung 
einmal genau im einzelnen ansehen, um beurteilen zu können, welche 
außerordentlichen Kosten an Gehältern, Löhnen und Papier sie ver¬ 
schlingt. Die in der Einleitung erwähnte Dienstvorschrift zählt folgende 
Muster auf, die dieser Selbstkostenermittlung usw. dienen: 


1 . 

2 . 

3. 

4. 

5 . 


6 . 

7. 

8 . 

9. 

10 . 

11 . 

12 . 

13. 

14. 

15. 

16. 

17. 

18. 
19. 


20 . 

21 . 

22 . 

23. 

24. 

25. 

26. 

27. 

28. 

29. 

30. 

31. 

32. 

33. 

34. 

35. 

36. 

37. 

38. 

39. 

10 . 


Voranmeldung der Fahrzeuge an die Werkstatt. 
Vormeldekarte der technischen Abteilung (doppelt), 
Abruf-V erzögerung, 

Ein- und Ausgangsbuch für Fahrzeuge, 
Versandanordnung (doppelt), 

Versandmonatsliste, 

Werkstattsauftrag (doppelt), 

Ein- und Ausgangsbuch für Werkzeuge, 

Verzeichnis der Fahrzeug-Ersatzteile, 

Verzeichnis der Geräte, 

Verzeichnis der Werkzeuge, 

Betriebsanordnungen (dreifach). 

Kontenplan, 

Stücklisten, 

Ausbesserungsnachweise (in 13 Ausfertigungen). 
Arbeitspläne (in 3 Ausfertigungen), 

Werkstatts-Abnahrneschoin (dreifach), 
Werkstattsteilaufträge (vierfach), 

a) Stoffausgabeschein (doppelt), 

b) Stoffrücklieferungsscheiu (doppelt), 

c) Gruppenausgabeschein (doppelt), 

Verlangschein (doppelt), 

Begleitschein für Ausgabescheine, 
Stoffanhängezettel . 

für jede Sorte (run 


,} 


1S00). 


Lagerbestandskarte, 

Unterteilung des Lagers L, 

Unterteilung des Lagers V, 

Unterteilung des Lagers V A. 

Bedarfsanmeldung für Ankäufe (doppelt), 

Modellschein (doppelt), 

Modellbestandskarte, 

Verzeichnis der Modelle, 

Modell-Benutzungskarte, 

Lager-Eingangsschein (doppelt), 

Lohnzettel (vierfach), 

Tageszettel (je einen für jeden Tag und jeden Arbeiter), 
Auszug aus den Tageszatteln, 

Lohnabrechnung (doppelt), 

Lohnberechnung für die Woche, 

Zusammenstellung der Lohnberechnungen. 

Beitragskarten für Kassenbeiträge, 

Lohnrechnung, 
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41. Lohn verteilungebogen (doppelt), 

42. Werketattsauftrage bogen (doppelt), 

43. Monatliche Zusammenstellung der Lohnbeträge dc3 Werketutteauftrags 
(doppelt), 

44. Tägliche Nachweisung der Stoffausgaben, 

45. Wöchentliche Verteilungebogen der Lagervorräte (doppelt), 

46. Monatliche Ausgabebogen der Stoffgeldwerte (doppelt), 

47. Ausgabebogen für Mengen der Lagervorräte. 

48. Zusammenstellung der Ausgabebogen für die Geldbeträge (doppelt), 

49. Deegl. in anderer Form (doppelt), 

50. Zusammenstellung der Ausgabebogen für Mengen (doppelt), 

51. Zusammenstellung der Benutzungsdauer für jede Maschine (doppelt), 

52. Betriebsmittelbenutzung des Arbeitsplatzes (doppelt), 

53. Auftragbogen für Betriebsmittelbenutzung (doppelt), 

54 Zusammenstellung der Betriebsmittelbenutzung (doppelt), 

55. Nachweisung der Selbstkosten, 

56- Selbstkostenbogen für jeden Auftrag. 

Es mögen einige Muster auch für die objektive Selbstkcsten- 
ermittlung erforderlich, es mögen inzwischen einige Muster aufgehoben 
worden sein, dafür sind andere hinzugekommen. Jedenfalls bleibt eine 
Unzahl von Zetteln, die täglich und zum Teil in mehrfachen Teilen aus¬ 
gefertigt werden müssen, zumal wenn man sich vergegenwärtigt, daß 
für jede Lokomotive, für jeden Kessel, für jeden Tender, für jeden Per¬ 
sonen-, für jeden Gepäck- und für jeden Güterwagen ein besonderer Auf¬ 
trag (Versandanordnung) erteilt wird, an den sich alle andern Zettel an¬ 
schließen. Zudem sind die Muster mit so vielen kleinen Vordrucken ver¬ 
sehen, daß ihre Ausfertigung oft eine kleine Kunst ist, und sie laufen 
durch so viele Hände, daß ein auf gedruckter Wegweiser den Lauf sichern 
muß, ihre Bearbeitung erfordert daher ganz bedeutende Zeit und Kosten. 
Die Auftragsnummer allein, die fast jeder Zettel erhalten muß, besteht 
aus mehreren Buchstaben und cft 6 Ziffern (F. L. 12129 oder F. W. G. 
120 987). Jeder Fehler ist verhängnisvoll, da er Fehlbuchungen veran¬ 
laßt mit nach Umständen sehr hohen Kosten, und um so verhängnisvoller, 
wenn man bedenkt, welche weittragenden Schlüsse von wirtschaftlicher 
Tragweite man an diese Koetenermittlung anknüpft, wie unten zu 3 (S. 384) 
nachgewiesen wird. Auf jedem Stof fausgabe-, Gruppenausgabe- und Stoff- 
rücklieferungaschein muß der Stoffpreis berechnet werden. Bei örtlichen 
Prüfungen ist festgestellt worden, daß die Werte der für Dritte usw. ver¬ 
wendeten Stoffe (nur diese sind bisher einzeln berechnet worden und sie 
machen kaum 1 j» 0 der insgesamt verwendeten Stoffe aus) zu etwa zwei 
Drittel falsch ermittelt waren. Und dabei fand die Aufschreibung in 
Stoffverlang b ü c h e r n und die Berechnung der Preise in den Verwal¬ 
tungsbüros durch eingearbeitete Rechnungsbeamte statt, denen immer noch 
das wichtige psychologische Moment, daß es sich um bar von Dritten 
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zu erstattende Kosten handelt, einen gewissen Antrieb gab. Glaubt man im 
Ernste, daß auf den fliegenden Zetteln, in den unruhigen Lager- oder 
Betriebsbüros, von weniger geschulten Kräften und nur unter dem Ge¬ 
fühl des Alltäglich-gleichgültigen die Stoffwerte richtiger berechnet 
■werden? Oder will man zu dieser Riesenarbeit besser bezahlte Kräfte ein¬ 
stellen? Welche Verwaltungskosten, welche Fehlerquellen, welche 
falschen wirtschaftlichen Buchungen und in welcher oft bedeutenden 
Höhe! Und diese Zettel sind die wichtigsten Grundlagen für eine Buch¬ 
haltung, die nach der Niederschrift (S. 3) „die Eingrenzung von Rech- 
nungsirrtümern und ihre Abstellung“ erleichtern soll. 

Die Kosten der subjektiven Selbstkostenermittlung sind ganz be¬ 
deutend bei fragwürdigem Erfolg, jedenfalls: sie aufwenden zu wollen, 
um die Kostenerstattung aus einer Tasche in die andere zu ermöglichen, 
um sich einmal landläufig zutreffend auszudrücken, wäre doch wohl eine 
unverantwortliche Vergeudung von Reichsmitteln. Die objektive Selhst- 
kostenermittlung, die überdies trotz der subjektiven Selbstkostenermitt¬ 
lung im wesentlichen als Betriebsbuchhaltung (siehe unten) bestehen 
bleiben muß, ist jedenfalls erheblich einfacher und billiger und nicht 
weniger zutreffend wie die subjektive. 

Z u 2: Auch für den zweiten Zweck, eine Bilanz nebst Gewinn- und 
Verlustrechnung zu ermöglichen, ist die subjektive Selbstkostenermittlung 
nicht erforderlich. Die Ergebnisse der objektiven Selbstkostenermittlung 
gestatten, schon weil diese dem Wesen nach der Betriebsbuchhaltung (vgl. 
unter b) gleichkommt, die Aufmachung einer Bilanz usiw.; die eine oder 
andere Lücke ist unschwer auszufüllen. Die Feststellung der Vermögens¬ 
werte ist in jedem Fall gleich richtig oder gleich falsch (vgl. unten Ab¬ 
schnitt c), sie hat mit der hier in Rede stehenden subjektiven Selbstkosten¬ 
ermittlung nichts zu tun. Ebenso steht die Nützlichkeit oder Möglichkeit 
einer einwandfreien Bilanz usw. hier nicht zur Erörterung, darüber wird 
unter Abschnitt c und e gesprochen werden. 

Sollte man aber rücksohließend behaupten, daß 1. nur die doppelte 
kaufmännische Buchführung imstande sei, eine richtige Selbstkostenbe¬ 
rechnung zu liefern, und daß 2. diese Selbstkostenermittlung subjektiv 
sein muß, da das ganze Konten- und Buchungssystem der kaufmännischen 
Buchführung subjektiv im gleichen Sinn ist, so ist das eine Behauptung, 
die zunächst tatsächlich und wissenschaftlich bewiesen werden müßte, was 
bisher nicht geschehen ist. 

Zu 3: Der dritte Zweck der subjektiven Selbstkostenermittlung, 
nämlich eine spätere Kritik über die Zw eckmäßigkeit und Wirtschaftlich¬ 
keit einer früheren Ausbesserung zu ermöglichen, erweist sieh ebenso 
trügerisch. Diese Kritik müßte sich, sobald dasselbe Fahrzeug wieder 
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zur Werkstatt kommt, etwa auf die Beantwortung folgender Fragen er¬ 
strecken : 

1. Hat das Fahrzeug dem Betrieb wieder so lange gedient, daß die Aus- 
besserungsko.-teu noch verzinst worden sind, oder wäre es wirtschaft¬ 
licher gewesen, das Fahrzeug damals abzubauen? (Verhältnis zwischen 
Instandsetzungskosten und Kilometerleistung je Fahrzeug). 

2. Hat die Ausbesserung sich bewährt, oder wäre es wirtschaftlicher 
gewesen, die ausgebesserten Teile durch neue zu ersetzen? 

3. Haben die verwendeten Stoffe, die nach diesem oder jenem Verfahren 
hergestellt oder von dieser oder jener Firma bezogen worden sind, das 
geleistet, was billigerweise erwartet werden konnte? 

4. War das Arbeitsverfahren der Werkstatt in diesem Fall zweckent¬ 
sprechend und gut oder mangelhaft? (Vergleich der 'Kosten, die sich für 
gleichartige Arbeiten in den einzelnen Werken ergeben.) 

Zur Möglichkeit einer solchen Kritik dürften aber fast alle Anhalts¬ 
punkte fehlen. In jedem Fall kennt man nur den zahlenmäßigen Wext der 
geleisteten Arbeit, über den Wert der Arbeit, die an Stelle der wirk¬ 
lich geleisteten hätte treten k ö n n n e n , liegen ntir unvergleichbare Ver¬ 
mutungen vor. 

Bei der ersten Frage, ob es wirtschaftlicher gewesen wäre, das 
Fahrzeug abzubauen, statt auszubessern, müßte man den Ausbesserungs¬ 
kosten die Abbruchkosten gegenüberstellen, und auch die Werte der 
wiederverwendbaren und die Verkaufswerte der unverwendbaren Alt¬ 
stoffe berücksichtigen. Da der allgemeine Zustand des Fahrzeugs sich 
inzwischen natürlich bedeutend verschlechtert haben kann (über den Um¬ 
fang der Verschlechterung hat man bei der Unkenntnis über den früheren 
Zustand keinen sicheren Anhaltspunkt), ist man auf haltlose Vergleiche 
und Schätzungen angewiesen. Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß 
Lokomotiven im Alter von 25 Jahren und mehr und Wagen im Alter von 
30 Jahren und mehr im allgemeinen abgebaut werden können. Ferner 
sind der Fortschritt der Technik, die Bereitstellung besserer und halt¬ 
barerer Stoffe, die Verbesserung alter oder die Erfindung ganz neuer 
Arbeitsverfahren, die Geschicklichkeit oder der gute Wille der Arbeiter, 
schließlich auch die Geldentwertung und noch manche andere Umstände 
von ausschlaggebender Bedeutung. Oder wie will man die vier Fragen 
z. B. bei einer Lokomotive beantworten, die ein Jahr nach der allgemeinen 
Ausbesserung in die Werkstatt zuriiekkommt, nachdem sie in dieser Zeit 
rund 80000 km zurückgelegt hat? Das Betriebsbuch (Ueparaturbuch), 
das dabei stets zu Rate gezogen wird, gibt nur Auskunft über die ausge¬ 
führten Arbeiten, Preise sind darin nicht enthalten. Man beurteilt z. 1b, 
ob ein auf eine Wand gesetzter Flicken sich gehalten bat, ob Niete abge¬ 
brannt sind oder Schweißstellen sich gelöst haben usw., wobei der Preis 
ganz nebensächlich ist. Für die Beantwortung von Fragen, bei denen der 
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Preis von Bedeutung ist (und darauf wird ja hier besonderer Wert ge¬ 
legt), müßte man zunächst die Antworten auf viele Vorfragen kennen, 
z. B.: Ist die Lokomotive von dem Führer und Heizer sorgfältig behandelt 
worden? War sie einfach oder amerikanisch besetzt (Interesse des Per¬ 
sonals)? Waren die Feuerungs- und Schmierstoffe, war das Wasser gut? 
Ist die Lokomotive regelmäßig ausgewaschen worden? Ist sie mit Kohle 
(deutscher oder englischer), mit Koks oder mit Briketts gefeuert worden? 
Hat sie gut in Stand gehaltene oder schlechte Strecken (Schienenstöße, 
Schleudern), ebene Strecken oder starke Steigungen, Strecken mit vielen 
oder wenigen Stationen (häufiges Anhalten und Anfahren) und vor allem 
Strecken mit häufigen und scharfen Kurven befahren? Waren große oder 
übermäßige Geschwindigkeiten (infolge von Verspätungen) innezuhalten, 
mit geringer oder stark an die Leistungsgrenze gehender Belastung des 
Zuges? Waren viele Rangierleistungen auf Zwdschenstationen mit 
häufigem Anfahren, Halten und Abstoßen auszuführen? War die Loko¬ 
motive sehr starkem Frost ausgesetzt? Von der richtigen Beantwortung 
aller dieser und noch mancher anderer Vorfragen hängt das Urteil dar¬ 
über, ob eine frühere Ausbesserung der Lokokmotive sich bewährt hat, so¬ 
weit es die Kosten betrifft, ganz wesentlich ab. Da diese Vorfragen ent¬ 
weder gar nicht oder höchstens oberflächlich und mangelhaft beantwortet 
werden, kann das geforderte Urteil einfach nicht gefällt werden, oder nur 
in solchen Fällen, in denen es durchaus belanglos ist, die Kosten der 
früheren Ausbesserung zu kennen. Und endlich, darf man Unterlagen, die 
sehr wahrscheinlich mit ganz erheblichen Fehlern belastet sind, wie oben 
bei den Auftragsnummern und den Stoffpreisen nur beispielsweise dar¬ 
gelegt worden ist, und die in weitem Umfang Nettopreise enthalten 
können, wie unter Abschnitt B 4 c ausgeführt werden soll, zu Kritiken von 
solcher wirtschaftlichen Tragweite überhaupt heranziehen? Kann das 
nicht zu verhängnisvollen Trugschlüssen führen, die im günstigsten Fall, 
wenn nichts Schlimmeres, viel Arbeit und Schreiberei zu ihrer Aufklärung 
erfordern? Will man aber jenen Kritiken nicht solchen Wert beilegen, 
sondern etwa nur einen kleinen Anhalt zur Beurteilung der obigen vier 
Fragen gewinnen, so wird man damit die Aufwendung der hohen Kosten 
der subjektiven Selbstkostenermittlung am allerwenigsten begründen 
können. 

Was von Lokomotiven, Kesseln und Tendern gilt, trifft in ange¬ 
wendeter Form auf alle Arten von Wagen nicht weniger zu, für Güter¬ 
wagen vielleicht in verstärktem Maß. 

Man soll die Werkstätten und ihre technischen Beamten dauernd in 
solcher Tüchtigkeit erhalten, daß offenbar begangene Fehler für die Zu¬ 
kunft möglichst vermieden werden, und nicht mit erheblichen Kosten 
papierne Kontrollen von höchst fragwürdigem Wert schaffen. 
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Die Frage, ob die subjektive Selbetkoetenermittlung für die Aus¬ 
besserungewerke zweckmäßig ist, dürfte zu verneinen sein, wobei auch 
auf die Behandlung der gleichen Frage im Abschnitt C zur Denkschrift 
besonders verwiesen wird. 

Die Zweckmäßigkeitsfrage ist im Zusammenhang an 

b) die objektive Selbstkostenermittlung und die 
Betriebsbuchhaltung 

zu richten. 

Zunächst sei festgestellt, daß, wie schon eine oberflächliche Betrach¬ 
tung ergibt und auch bereits kurz angedeutet worden ist, die objektive 
Selbstkostenermittlung und die Betriebsbuchhaltung wesentlich die 
gleichen Ziele verfolgen und erreichen, so daß sie eich eigentlich nur in 
den Mitteln und Wegen, das Ziel zu gewinnen, und in der äußeren Form 
unterscheiden. Die objektive Selbstkostenermittlung ist die erste und 
ursprüngliche Erfassung der Mengen und Beträge in sachlicher Gruppie¬ 
rung. Die Betriebsbuchhaltung stellt die gleichen Mengen und Beträge 
in ähnlicher und oft gleicher Gruppierung aus den Unterlagen der sub¬ 
jektiven Selbstkostenermittlung zusammen, meist in der äußeren Form 
der doppelten kaufmännischen Buchführung, was aber durchaus nicht 
zwingend ist. Da die subjektive Selbstkostenermittlung als unzweck¬ 
mäßig erkannt worden ist, wird die objektive Selbstkostenermittlung und 
die Betriebsbuchhaltung zu vereinigen und auch in förmlicher Hinsicht so 
zu gestalten sein, daß sie als Grundlage für die darauf aufzubauende 
doppelte oder kameralistische Hauptbuchhaltung nebst Erfolgsrechnung 
genügt. Das wird keine unüberwindlichen Schwierigkeiten bieten. Auf 
eine Selbstkostenermittlung in irgendeiner Form wird man wie in der 
Vergangenheit, so auch in der Zukunft nicht verzichten. Da die subjektive 
unzweckmäßig erscheint, bleibt nur übrig, die objektive auszubauen, wo 
es nötig wird, damit sie allen Anforderungen genügt Dann ist eie und in 
und mit ihr die Betriebsbuchhaltung die zweckmäßigste, es sei denn, daß 
man dazu übergeht, die schwankende Geldrechnung durch die feetliegen- 
den Leistungsziffern als solche zu ersetzen, worüber später näheres zu 
sagen ist. 

Eine Untersuchung über die Ausgestaltung der objektiven Selbst¬ 
kostenermittlung — eine etwaige Umgestaltung hat nur formelle Be¬ 
deutung — wird sich vornehmlich auf die Stoffverwaltung und auf die 
schärfere Erfassung der Allgemeinkosten (Werkkosten) erstrecken. 

Bei der Stoffverwaltung und insbesondere der Ermittlung der Einzel- 
werte sei daran erinnert, daß die Eisenbahn eine solche bereits vor 1895 
unter der Herrschaft des Werkstattsmaterialien-Vorschußkontos (E. V. Bl. 
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1889 8. 51 ff.) gekannt hat. Damals wurden im Arbeiterkontrollheft die 
Werte der zu jeder Arbeit verwendeten Stoffe einzeln berechnet, monat¬ 
lich zusamimengetragen und vierteljährlich erstattet. Bei der Verein¬ 
fachung der gesamten preußischen Eisenbahnverwaltung von 1895, die 
ganz bedeutende Ersparnisse mit sich gebracht hat, ist auch die ganze 
Stoffverwal tuug vereinheitlicht und vereinfacht worden, so daß man es als 
einen Rückschritt bezeichnen müßte, wenn man jetzt zu einem Verfahren 
zurückkehren wollte, das damals als überflüssig und kostspielig erkannt 
worden ist, zumal man heute kein anderes Urteil darüber finden wird. 
Wünscht man künftig eine monatliche Übersicht über die wirtschaftlichen 
Ergebnisse des Werkstättenbetriebs unter Einbeziehung der aufgewen¬ 
deten Stoff werte (in welcher Form auch immer), so könnten dafür diese 
Werte auch monatlich summarisch für jede Sorte auf Grund der objektiven 
Selbstkostenermittlung berechnet werden. Wird die Ermittlung der un¬ 
mittelbaren Selbstkosten für die einzelnen Fahrzeug ga 11 u n g en ge¬ 
wünscht, und zwar einschließlich der Werte der verwendeten Stoffe, so 
ist sie durch Ausgestaltung der festen Bestellnummern und der Hilfshefte 
bei dem heutigen Verfahren unschwer zu erreichen, wie dies für die Her¬ 
stellung von Probestücken zu jeder Zeit bereits angordnet worden ist. 
Daß eine Selbstkostenermittlung nach Fahrzeug gattungen bereits vor 
1895 unter der Herrschaft des Werkstättenvorschußkontos bestanden hat, 
ist bekannt. 

Auch der schärferen Erfassung der Allgemeinkosten stellt nichts im 
Wege, sie ist schon hin und wieder bei Einzelheiten angeregt worden. Es 
handelt sich um die unter B 1 genannten Kostenarten der mittelbaren 
Kosten, die sich zum größten Teil durch eine Zergliederung der Buchungs¬ 
nummer 8 (vgl. Abschnitt B II), zum andern Teil durch einfache Auf¬ 
schreibungen anderer Art gewinnen und dauernd fortschreiben lassen, wie 
gelegentlich der neuerlichen Festsetzung der Verwaltungskostenzuschläge 
praktisch erwiesen worden ist (vgl. Schreiben der Reichsbahndirektion 
Berlin vom 21. Juli 1922 —10 Kev. 12,80 — und Erlaß des Reichsverkehrs- 
ministers vom 6. Oktober 1922 — E VI 60 I) 22112). Der Vollständigkeit 
halber sei auch hier erwähnt, daß dio Genoralunkosten vor 1895 für jede 
Werkstatt bei den persönlichen Ausgaben nach 17 Hauptkonten und bei 
den sächlichen Ausgaben nach 11 Hauptkonten aufgezeichnet wurden, zu 
denen jede Eisenbahndircktion nach den örtlichen Verhältnissen Unter¬ 
konten bilden durfte, wovon ausgiebiger Gebrauch gemacht worden ist. 
Eine Verzinsung der investierten Kapitalwerte war nicht berücksichtigt. 
Da diese aber bei der erwähnten Neufestsetzung der Verwaltungskosten¬ 
zuschläge vom .JuniOktober 1922 einbegriffen worden ist, liegt in der 
jetzt gewünschten schärferen Erfassung der gesamten Allgemeinkosten 
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(mittelbaren Kosten, Werkkosten, Generalunkosten oder wie sie sonst 
genannt werden mögen) nichts Neues. Wird die Fortschreibung der Ka¬ 
pitalwerte der Anlagen usw. für zu umständlich gehalten, so steht viel¬ 
leicht der einfache und praktische Weg der Pacht offen, wie es z. B. für 
die vormals Königliche Porzellan-Manufaktur in Berlin wirtschafts¬ 
technisch und staatsrechtlich als das allein Richtige bezeichnet worden ist. 
Bekannt ist jedoch, daß die für die italienische Staatsbahnverwaltung 
vorgeschriebene logismographische Buchhaltung, die eine Fortbildung der 
doppelten Buchführung ist, die Werte des Bahnkörpers und aller Immo¬ 
bilien nicht enthält (Archiv für Eisenbahnwesen 1910 S. 1338). 

Die objektive SeLbstkoetenermittlung in irgendwelcher Form (Be- 
triebsbuchhaltung) muß als zweckmäßig erachtet werden. Was dagegen 
über ihre Ausgestaltung vorgetragan wurde, behält nur insoweit Be¬ 
deutung, als es mit der Beantwortung der dritten Frage übereinstimmt, 
nämlich nach der Zweckmäßigkeit: 


c) der doppelten Geschäftsbuchhaltung 
undder Bilanz. 

Die Geschäftsbuchhaltung hat die Aufgabe, „alle Besitzwerte und 
damit das Werkkapital, ferner für die gesamte Lieferungs- und Leistungs¬ 
abrechnung den Deckungen achweis zu erbringen und bei Anwendung 
von Wirtsohaftszuschlägen den sich daraus ergebenden Wirtsohaf(«Uber¬ 
schuß auszuweisen“. Die Wirtschaftszuschläge sollen so hoch bemessen 
weiden, daß die Verzinsung des arbeitenden Kapitals <und ausreichende 
wirtschaftliche Sicherungsrücklagen (Dispositions-, Rückstellungs-, Aus¬ 
gleichs- und Unterstützungsfonds sowie Fonds für gemeinnützige An¬ 
stalten) aus dem Reinüberschuß gedeckt werden können. Die Wirt¬ 
schaftszulagen werden den für jeden Auftrag ermittelten Selbstkosten 
zugesohlagen, und beide zusammen bilden den Preis der Ablieferungen. 
Die Preisfestsetzung ist die wichtigste Aufgabe jedes Unternehmens. 
Wer liefern oder verkaufen will, muß seine Selbstkosten kennen und 
über die Verkaufsmöglichkeit, die den Wirtscba/ftszuschlag und damit 
seinen Gewinn bestimmt, unterrichtet sein. Die Ermittlung der Selbst¬ 
kosten hängt von ihm allein ab, die Verkaufsmöglichkeit von seiner 
Konkurrenz (das deutsche Wort Wettbewerb hat nicht immer den 
gleichen Sinn). Diese Konkurrenz ist die strenge allgemeine Wirt¬ 
schaftskontrolle des Kaufmanns (Unternehmers), wohl bemerkt, die all¬ 
gemeine, nicht eine ins einzelne gehende Kontrolle. Hat er der Kon¬ 
kurrenz etandgehalten und dabei einen Überschuß erzielt, dann hat er 
sein Unternehmen im ganzen wirtschaftlich und als tüchtiger Kaufmann 
geführt, und seine Bilanz und Wirtschaftsergebnisrechnung (Gewinn und 
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Verlustrechnung) gibt ihm die Bestätigung dafür. Denn der Überschuß 
(Wirtschaftszuschlag) bängt gleichsam zwischen den Selbstkosten und 
der Konkurrenz. Sind die Selbstkosten so hoch, daß sie die Preise der 
Konkurrenz erreichen, so können keine oder nur ganz unzureichende 
Wirtsohaftszuschläge auf die Selbstkosten geschlagen werden, da die 
Erzeugnisse sonst auf die Dauer wegen der billigeren Konkurrenz un¬ 
verkäuflich bleiben. Das heißt, der Betrieb arbeitet unwirtschaftlich, 
die technische Leitung hat versagt. Erreichen die Selbstkosten die Kon¬ 
kurrenzpreise nicht, so ist Kaum für Wirtschaftszuschläge gegeben, und 
der Betrieb war an sich allgemein wirtschaftlich. Werden aber so hohe 
Wirtschaftszuschläge in Ansatz gebracht, daß der Abgabepreis über die 
Konkurrenzpreise hinausgeht, so bleiben die Erzeugnisse wieder unver¬ 
käuflich. Der Unternehmer ist kein tüchtiger Kaufmann. Es gibt 
natürlich auch Grenzfälle, in denen die technische Leitung und der Kauf¬ 
mann mehr oder weniger versagen. Immer aber ist die Konkurrenz von 
ausschlaggebender Bedeutung, der feine Gradmesser für die Höhe der 
Wirtschaftszuschläge und damit des Überschusses, und nur wer trotz 
Konkurrenz einen Überschuß erzielt, hat Anspruch darauf, ein wirt¬ 
schaftlicher und tüchtiger Kaufmann und Unternehmer zu sein. Ganz 
anders wird das Bild, wenn die Konkurrenz fehlt. Die Konkurrenz ist 
die Triebfeder aller Privatwirtschaft. Ohne Konkurrenz, können die 
Selbstkosten noch so hoch sein, der Betrieb kann noch so unwirtschaftlich 
arbeiten, ein kräftiger Wirtschaftszuschlag und damit ein guter Über¬ 
schuß ist immer möglich, denn die Preise müssen bezahlt werden, da 
sie konkurrenzlos sind. Eine noch so glänzende Bilanz und Wirtschafts¬ 
ergebnisrechnung des konkurrenzlosen Unternehmens beweist nicht das 
geringste für die wirtschaftliche oder kaufmännische Tüchtigkeit des 
Unternehmers. Sie beweist höchstens, daß er über seine Ausgaben und 
seine Verpflichtungen richtig Buch geführt und einen hinreichenden Zu¬ 
schlag auf seine Selbstkosten aufgeschlagen hat. Aber es wäre doch 
wirklich ein ungeschickter Leiter, der das nicht einmal fertigbrächte. 

Zum Überfluß bestätigt die Niederschrift selbst, daß der Rein¬ 
gewinn nicht durch wirtschaftliche Betriebführung oder im freien 
Wettbewerb erprobte kaufmännisch tüchtige Leitung erzielt werden soll, 
indem sie schreibt (6. 24): „Werden diesem (dem Rohüberschuß) die 
etwaigen, sich aus der Buchhaltung ergebenden unverrechnet gebliebenen 
Aufwendlingen sowie etwaige Umsatzsteuern und sonstige Überschuß¬ 
schmälerungen gegenübergestellt, so ergibt sich der Reinüberschuß (oder 
Wirtschaftsüberschuß), falls nicht infolge mangelhafter Betriebsabrech¬ 
nung (!) oder längerer Betriebsunterbrechung (1) mit Verlust ge¬ 
arbeitet worden ist" Also nur eine mangelhafte Betriebsabrech- 
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nung oder eine längere Betriebsunterbrechung können zu einer 
Unterbilanz führen, aber niemals zu hohe Selbstkosten infolge un¬ 
wirtschaftlicher Betriebführung oder Absatzninmöglichkeit dürch die 
Konkurrenz infolge zu hoher Abgabepreise. 

Es muß doch etwas stutzig machen, daß in der Niederschrift sowohl 
wie in der unten behandelten: Denkschrift trotz offensichtlicher und 
unbestreitbarer Einstellung auf kaufmännische Vorbilder das Wort 
Konkurrenz so ganz übergangen wird (nebensächlich wird in der 
Niederschrift von „Wettbewerb“ und in der Denkschrift von „ideellem 
Wettbewerb“ gesprochen), während Privatunternehmer stets ein sehr 
scharfes Ohr haben, wenn das Wort Konkurrenz fällt. Die Kon¬ 
kurrenzpreise werden in einem besonderen Büro (Preisbüro, Konkurrenz- 
büro, Verkaufsabteilung) dauernd auf gezeichnet und verfolgt. Entgeht 
der Finna ein Auftrag, so erhält das Konkurrenzbüro einen besonderen 
Bericht, aus dem hervorgeht, ob der Preis, die Lieferfrist, ungeeignete 
Fabrikate oder der Geschmack des Abnehmers den Grund des Mißerfolges 
bildete, wer dien Auftrag erhielt und zu welchem Preis. Diese Berichte 
zeigen, wo eingegriffen werden muß, ob billigere Konstruktionen oder 
wirtschaftlichere Arbeitsmethoden geschaffen werden müssen, ob das 
Werk zu langsam arbeitet oder den sonstigen Anforderungen der Kund¬ 
schaft nicht in demselben Maß wie die Konkurrenz genügt. Alles das 
deckt die Konkurrent mit unerbittlicher Schonungslosigkeit auf, und 
sie ist der kalte, herzlose Würgeengel für jeden Unternehmer, der 
glaubt, sie mißachten zu können, dagegen für den, der ihr aufmerksam 
lauscht, der kräftigste Antrieb und der sicherste Wegweiser. Der Kampf¬ 
platz, auf dem täglich (um Absatzmöglichkeit und Gewinn im ehrlichen 
Kampf neu gerungen werden muß, das ist die Konkurrenz. Ohne diesen 
Kampf bleibt nur ein Monopol für lebensnotwendige Bedürfnisse, die 
abgenommen werden müssen, und zwar mit jedem „gewollten“ 
Gewinn. 

Ein solches konkurrenzloses Unternehmen ist jede Eisenbahnwerk- 
etatt. Die Aufträge (Fahrzeuge) gehen ihr zwangsweise zu, ohne 
Ausschreibung, ohne Preisvereinbarung. Der Besteller, der Eisenbahn¬ 
betrieb, muß die entstehenden Kosten ohne weiteres tragen. Was hat es 
also für einen praktischen Erfolg, noch einen Gewinnzuschlag in Rech¬ 
nung zu stellen und eine Gewinn- und Verlustrechnung aufzumachen, 
die weder eine wirtschaftliche Betriebführung, noch eine tüchtige kauf¬ 
männische Leitung erweist, weil der Gradmesser dafür, die Konkurrenz, 
fehlt? Ja, eine solche „Hoheits*bilanz ist nicht nur überflüssig und da¬ 
bei kostspielig, sondern sogar gefährlich. Sie führt zur Selbsttäuschung, 
da man ihr fälschlich unterstellt, sie beweise eine wirtschaftliche Be- 
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triebführung. Sie wird zur Irreführung der gesetzgebenden Körper¬ 
schaften beitragen, denen sie unter Ausschaltung des Haushalts der 
Werkstätten aus dem Gesamtreichshaushalt i die wirtschaftliche Ge¬ 
staltung der Werkstätten beweisen soll, worüber unter Abschnitt Cb 
näheres ausgeführt wird. Man wird mit dieser Bilanz Neuauf wendungen 
begründen und rechtfertigen. Man wird auf jede weitere Wirtschafts¬ 
kontrolle verzichten mit der Begründung, die gute Bilanz sei die beste 
Wirtschaftskontrolle. Sie ist zwar unter dem Druck der Kon¬ 
kurrenz eine strenge allgemeine Wirtschaftskontrolle, eine spe¬ 
zielle niemals schon wegen der Möglichkeit weitgehender Nettorechnung 
(vgl. unten). Eine ins einzelne gehende Wirtschaftskontrolle ist nur aus 
der objektiven Selbstkostenermittlung und ihren Unterlagen, Listen und 
Kontrollen (Betriebsbuohhaltung), niemals aus der subjektiven Selbst¬ 
kostenermittlung oder der Hauptbuchhaltung möglich, zumal diese keinen 
Zusammenhang mit den Belegen hat, worüber unten gleichfalls näheres 
ausgeführt wird. Die doppelte Buchführung kann Irrtümer, die in der 
Buchführung selbst entstanden sind, aufdecken, dagegen niemals falsche 
Berechnungen in ihren Unterlagen oder Wirtschaftsirrtümer. Dazu 
muß man eben die Unterlagen (Belege) und den Wirtschaftsgang im 
einzelnen prüfen und beurteilen. Die vielgerühmte Selbstkontrolle der 
doppelten Buchführung besteht nur darin, daß im Hauptbuch die Summe 
aller Sollposten der Summe aller Habenposten gleichen muß. 

Man könnte einwenden, für Ausbesserungswerke gäbe es 
überhaupt keine Konkurrenz. Das ist ein Irrtum. Für Werften z. B., 
welche Schiffe ausbessern, gibt es eine sehr scharfe Konkurrenz. Der 
Reeder schreibt öffentlich oder in einem bestimmten Kreise von Werften 
sein zur Ausbesserung bereitliegendes Schiff aus und gibt dem Mindest¬ 
fordemden oder dem, der ihm bei angemessenen Preisen die meiste Ge¬ 
währ für gute Arbeit bietet, die Ausbesserung in Auftrag. Würde man 
für die beschädigten Lokomotiven und Wagen (einzeln oder vielleicht 
für mehrere zugleich) das gleiche Verfahren der Verdingung an Privat- 
und Reichsausbesserungswerke einführen, dann wäre die Konkurrenz 
geschaffen, allerdings mit der Aussicht, daß die Reichswerkstätten viel¬ 
leicht arbeitslos und damit hinfällig würden. Aber nur unter einem 
solchen Wettbewerb hätte eine Gewinn- und Verlustrechnung für sie 
einen praktischen Wert. Ist aber der Wunsch oder der Zwang, der in 
der Betriebspflicht des ganzen Eisenbahnunteroehmens und in der 
alleinigen Verantwortung für die Betriebssicherheit seinen 
letzten Grund hat, für die Erhaltung der Reichsbahnausbesserungswerke 
bestimmend, dann sind sie konkurrenzlos, dann sind sie wirtschaftlich 
von dem Zwangsauftraggeber und Zwangeabnehmer untrennbar, und 
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jede Gewinn- und Verlustrechnung usw. nach, kaufmännischen Grund¬ 
sätzen wird zur Selbsttäuschung. Man sollte meinen, die „Kriegsgesell¬ 
schaften“ wären noch in zu guter Erinnerung, tun ähnliche Versuche 
freiwillig noch einmal zu machen. 

Ein weiterer Einwand wäre, daß die kaufmännische Bilanz usw. 
einen Vergleich mit anderen Reichs- oder Privatwerken zulasse. Was 
zunächst den Vergleich mit Privatwerken angeht, so ist er vor allem 
nur dann möglich, wenn beiden der Wettbewerb um den gleichen Gegen¬ 
stand freisteht Da dies für die Ausbesserung der Eisenbahnfahrzeuge 
nicht zutrifft so ist ein Vergleich zwischen den konkurrenzlosen Eisen¬ 
bahnwerkstätten und Privatbetrieben ein Unding. Man fragt sich, wie 
es denkbar ist, daß die Niederschrift mit dem Satze schließt, die Eisen- 
bahnWerkstätten würden sich, wenn sie nach den in ihr dargelegten 
Grundsätzen geführt werden, zu wirtschaftlichen Betriebskörpem aus- 
wachsen, „die hinter Privatbetrieben auch in bezug auf das belebende 
Moment des Wettbewerbs (!) nicht zurückstehen und jeder Kritik stand¬ 
haften“. Wie verträgt sich dieses Wort Wettbewerb mit folgender 
Forderung in der Einleitung (S. 3) ? „Es muß, wenn mehr als eine bloße 
Deckung der aufgewendeten Selbstkosten, nämlich ein Sicherunge- und 
Verzinsungsüberschuß erzielt werden soll, ein solcher Überschuß in 
seiner gewollten (!) Höhe und mit seinen Entstehungszusammenhängen 
zur Ausweisung gebracht werden können.“ Jawohl, in seiner „gewollten 
Höhe“, das ist der Kernpunkt, aber auch zugleich das selbstgefällte 
Vernichtungsurteil. 

Aber gesetzt den Fall, es würde, wie oben ausgeführt, der freie 
Wettbewerb zugelassen, so würden die Abschlüsse auch dann keinen 
Vergleich zulassen. Die Abschlüsse der Privatwerke stellen die sub¬ 
jektive Wirtschaftlichkeit dar (die Wirtschaftlichkeit vom Standpunkt 
der Aktionäre usw.). Sie enthalten versteckte Rücklagen, die aus den 
Abschlüssen nicht ersichtlich sind. Als solche kommen z. B. in Frage: 

Unterbewertung von Beteiligungen und Wertpapieren, 

Rücklagen der Zweigniederlassungen, 

Unterbewertung des mit 1 M gebuchten Patentkontoe, 

Unterbewertung des mit 1M gebuchten Inventarkontos, 

Unterbewertung der Geschäftshäuser mit 1M, 

Unterbewertung der mit 1 M gebuchten Maschinen-, Werkzeug- und Modell- 
Konten, 

Unterbewertung von Lagerbeetänden, 

* Unterbewertung von Außenständen usw. 

Diese versteckten Rücklagen sind nicht nur in den verschiedenen 
Werken verschieden, sondern weichen auch in ein und demselben 
Werk in den einzelnen Jahrein oft sehr voneinander ab. Würden für 
alle diese oder andere versteckte Rücklagen die wirklichen Werte ein- 
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gestellt, so würde sich die objektive, wirkliche Wirtschaftlichkeit er¬ 
geben. So weit kann, der Wert der versteckten Rücklagen gehen, daß 
z. B. ein Werk, das einen Nennertrag (Dividende) von 12 % ausgewiesen 
hatte, nur eine objektive Wirtschaftlichkeit von etwa 6,4 % erzielt hatte. 
Wie könnten die objektiven Wirtscbaftsabschlüase von Reichswerkstätten 
gegen die subjektiven Abschlüsse von Privatwerken standhalten? Da 
weder Abschluß Wahrheit, noch Abschlußklarheit erzwungen werden 
kann, so sind die Abschlüsse der Privatwerke schon unter sich nicht 
vergleichbar, aber wieviel weniger die Abschlüsse von Privatwerken mit 
denen von Reichs- oder Staatsbetrieben, die mit versteckten Rücklagen, 
wie sie oben aufgezählt worden sind, nicht werden arbeiten können. 

Eine Gewinn- und Verlustrechnung der Reichsbahnwerkstätten zu 
fordern oder auch nur zu empfehlen, um ihre Wirtschaftlichkeit an den 
Abschlüssen von Privatrwerken zu messen, ist in jedem Fall un¬ 
zweckmäßig. 

Es bleibt zu erörtern, ob die Vergleichung der kaufmännischen 
Ergebnisrechnungen der Eisenbahnwerkstätten unter sich einen Schluß 
auf ihre wirtschaftliche Führung zulassen. Vorausgesetzt, daß die 
Grundsätze für die Bewertung der Anlagen, die Abschreibungssätze usw. 
einheitlich für alle Werkstätten festgesetzt werden, so müssen doch die 
Selbstkosten infolge der außerordentlichen Venschiedenartigkeit der 
Werkstätten in ihren Anlagen, maschinellen Einrichtungen usw. vonein¬ 
ander erheblich abweichen. In der einen Werkstatt liegen z. B. die 
Richthallen so bequem, daß die Förderwege von den Zubringerwerk¬ 
stätten kurz sind, in anderen Werkstätten sind weite Förderwegef mit 
dauernd hohen Kosten zurückzulegen. Die Höhe der Förderkosten stellt 
einen bedeutenden Teil der Unkosten dar. Eine Werkstatt hat zahl- 
reiche neue Maschinen, die andere dagegen mehr veraltete, die natur¬ 
gemäß weniger leisten. Eine Werkstatt hat arbeitswillige oder viel¬ 
leicht sogar einen guten Stamm arbeite f reudi ge r Kräfte, in anderen 
Werkstätten geht viel Arbeitszeit durch unruhige und arbeitsunlustige, 
um nicht zu sagen arbeitsscheue Kräfte verloren. Die Psyche der Ar¬ 
beiterschaft, die Millionen an Löhnen jährlich verschlingen oder er¬ 
sparen kann, bringt der geschickteste Rechenkünstler nicht in eine 
brauchbare Formel. Eine Werkstatt hat verhältnismäßig viel invalide 
Arbeiter, die andere wenig. Zu einer Werkstatt haben die Arbeiter 
nur kurze, zu der anderen weite Wege oder Fahrten zurückzuleg^n. 
Eine Werkstatt beschäftigt vorwiegend Arbeiter aus ländlichen Orten 
mit guter Verpflegung, eine andere Werkstatt fast nur Großstadtarbeiter 
mit gesundheitsschädlichen Wohnungen und schlechter Ernährung. Eine 
Werkstatt bessert infolge der sogenannten Typisierung mehr Lokomo- 
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tiven, die andere mehr Wagen aus, wobei die Lokomotiv- und Wagen- 
gattungen eine weitere bedeutende Rolle spielen. Im Gedingelohn 
bewilligt der Absoh&tzer in einer Werkstatt hohe Gedingezeiten, in einer 
anderen für gleiche Arbeiten geringere Zeiten. Selbst wenn man zu 
festen Gedingezeiten kommt, sollen sie für jede Werkstatt besonders 
festgesetzt werden, so daß bedeutende Abweichungen unvermeidlich 
sind. Solche Beispiele ließen sich noch in großer Zahl anführen, sie 
alle «eigen unzweideutig, daß ein Vergleich der Ertragsrechnungen 
keinen richtigen Schluß auf die Wirtschaftlichkeit der Werkstätten ge¬ 
stattet Die Niederschrift hebt (S. 28) die Möglichkeit des Vergleichs 
der Verh&ltniszahlen zwischen Betriebskosten und Zeitverbrauch oder 
Fertigungslohn, zwischen Lagerkosten und Materialverbrauch und 
zwischen Allgemeinkosten und Lohnaufwand oder allen Übrigen Auf¬ 
wendungen zusammen hervor. Das ist aber kein Erfolg und kein Er¬ 
gebnis der subjektiven Kostenermittlung oder der kaufmännischen Buch¬ 
haltung und Ertragsrechnung. Denn solche Verhältniszahlen liefert 
nicht die subjektive Selbstkostenennittlung, sondern die objektive (Be¬ 
triebsbuchhaltung), und sie stehen nicht in der kaufmännischen Haupt¬ 
buchhaltung und der Ertragsrechnung, sondern in der Betriebsstatistik. 
Eine einheitlich durchgeftthrte Betriebsstatistik nach Mengen, Tage¬ 
werken usw. (objektiv), die zugleich die Grundlage für die Betriebs- 
Überwachung und für die Selbstkostenennittlung bilden könnte, wäre 
daher wohl der einzige und richtige Weg, die Werkstätten, so weit es 
überhaupt möglich ist, hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit zu ver¬ 
gleichen. Eine solche Betriebsstatistik würde nicht wesentlich über das 
hinauszugehen brauchen, was die jetzige objektive Selbstkostenermitt¬ 
lung leistet, wenn man nur die Zahlen gründlich auswertet. Dauernde 
eingehende Statistiken erfordern ganz bedeutende Kosten, die im Lauf 
der Zeit, wenn der damit beabsichtigte Erfolg erzielt worden ist, un¬ 
wirtschaftlich sind, da sie keine Beachtung mehr finden. Soll ein be¬ 
stimmtes Gebiet bis in seinen Ursprung erschlossen werden, so mag man 
für dieses Gebiet undi für eine bestimmte Zeit eine wissenschaftliche, 
nach modernen Begriffen eingerichtete Statistik anwenden. Auf keinen 
Fall soll man aber vergessen, sie rechtzeitig wieder aufzuheben. Denn 
aus einem einmaligen Bedürfnis eine dauernde, sehr kostspielige Ein¬ 
richtung zu machen, ist ein Fehler, der sehr häufig begangen wird und 
de» daher ganz besonders unter scharfe Beobachtung zu stellen ist. 

Eine kaufmännische Buchhaltung und Ertragsrechnung ist für 
einen wirtschaftlichen Vergleich hiernach durchaus unzweckmäßig und 
kann daher unter dieser Begründung weder gefordert noch empfohlen 
werden. 
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Man könnte aber einwenden, die Vergleichung der Wirtschaftlich* 
keit von Werk zu Werk, so lehrreich sie auch sein würde, sei nur ein 
äußerer Wert der Ertragsrechnung, viel höher zu veranschlagen sei der 
innere Wert dieser Rechnung, also für die einzelne Werkstatt selbst 
Darauf ist folgendes zu erwidern. 

Die Niederschrift bemerkt zutreffend, daß die richtige Be¬ 
wertung der Betriebsanlagen sowie der Bestände an Stoffen und anderen 
Vorräten die Grundlage für die richtige Aufstellung der Jahresbilanz 
und der Ergebnisrechnung bildet Es handelt sich um die Be¬ 
wertung für die Eröffnungsbilanz, die für die späteren Bilanzen die 
Unterlage bildet. 

Zu bewerten sind alle in den Haupt- und Teillagern befindlichen 
Stoffe, Vorratstücke, Ersatzteile, Geräte und Werkzeuge, angeliefert 
oder selbst erzeugt, sowie der Grund und Boden mit allen Gebäuden, 
Anlagen usw. Für die Eröffnungsbilanz ist der zur Zeit der Aufnahme 
geltende Preis zugrunde zu legen. Da der Zeitbeschaffungswert sehr 
häufig nicht festzustellen ist, muß er geschätzt werden, zumal wenn 
es sich um selbst gefertigte Gegenstände handelt. Welche Arbeit und 
vor allem welche Fehlerquelle bei etwa 1800 Stoffsorten! Bei starken 
Wertschwankungen sollen die Wertunterschiede, die sich aus den ver¬ 
änderten Ednkaufswerten gegenüber den Bestandswerten der Lagervor¬ 
räte ergeben, auch später durch entsprechende Wertkorrekturen berück¬ 
sichtigt werden. Wie oft will man diese Korrekturen vornehmen und 
stete hei etwa 1800 Sorten? Welche neuen Fehlerquellen und in kurzen 
Zwischenräumen! Die vorrätigen und in Arbeit befindlichen Erzeug¬ 
nisse sind zu den Herstellungskosten zu bewerten oder in Ermangelung 
ausreichender Bewertungsgrundlagen zu schätzen. Der Wert des 
Grund und Bodens ist nach dem derzeitigen gemeinen Wert anzusetzen, 
d. h. zu schätzen. Für die baulichen und maschinellen Anlagen so¬ 
wie für die in Benutzung stehenden Geräte und Werkzeuge ist vom tat¬ 
sächlichen oder geschätzten Beschaffungspreis und Beschaffungs¬ 
jahr auszugehen und ein der Geldentwertung seit der Beschaffung ent¬ 
sprechender Zeit-Beschaffungswert zu bilden und von diesem, nach Er¬ 
rechnung der Entwertungsabschreibung, der Zeitbeschaffungsrestwert 
(Bilanzwert) abzuleiten. Für diesen Zeitbeschaffungsrestwert (ZR) ist 
folgende Formel berechnet worden: 

ZR =-^^(ZB — Aw) + Aw, wobei gg die voraussichtliche 

gg 

Gesamtgebrauchsdauer, gw die weitere voraussichtliche Ge¬ 
brauchsdauer vom Zeitpunkt der Aufnahme ab gerechnet, ZB den Zeit¬ 
beschaffungswert bei der Bestandsaufnahme, der aus dem Friedenspreis 
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mal Indexziffer der Geldentwertung bei der Bestandsaufnahme be¬ 
rechnet ist, und Aw den nicht untergehenden Altstoffwert (geschätzt) 
bedeutet. Also überall Schätzungen für die Höhe des Kapital- 
werte (über den Wert der Indexziffer siehe unten), wo jedes Privat- 
untemehmen feststehende Werte voraussetzt. Sind das Unterlagen für 
eine einwandfreie Eröffnungsbilanz? Und wie soll geschätzt werden? 
Hätte eine unbeteiligte Kommission auf Grund von Einzelaufnahmen 
den Wert einer Werkstatt, wie sie steht und liegt, auf insgesamt 2 Mil¬ 
liarden geschätzt, so würde man die Richtigkeit stets anzweifeln können. 
Um einen An hält,zu bekommen, müßte man das Werk öffentlich zum 
Verkauf ausbieten, und wer will es bezweifeln, daß sich nicht ein Unter¬ 
nehmer fände, der für das Werk 3 Milliarden böte? Ja, was würde 
er bieten, wenn ihm garantiert würde, er bekäme dauernd sämtliche 
Lokomotiven dieser Gattung und sämtliche Wagen jener Gattung aus 
einem bestimmten Bezirk zugewiesen, und zu seinen Selbstkosten an 
Stoffen, Löhnen und Allgemeinkosten könne er einen Wirtschaftszu¬ 
schlag in der von ihm „gewollten* Höhe hinzuschlagen? Denn die 
Eisenbahn sei und bleibe wie sein Zwangsbesteller auch sein Zwangs¬ 
abnehmer unter Ausschluß jeglicher Konkurrenz. Das ist kein Phan¬ 
tasiespiel, da jedermann weiß, daß der Wert eines Unternehmens bei 
seiner Veräußerung zum ganz erheblichen Teil nach seiner Kundschaft 
bemessen wird. Ein Werk ohne Kundschaft, das sich also den Absatz 
erst erringen soll, wird oft zum Schleuderpreis abgegeben, während ein 
Werk mit altem, festen Absatzgebiet dadurch vielleicht den doppelten 
Wert hat. Jedenfalls steht fest, daß mit der Schätzung des Anlage¬ 
kapitals als Grundlage einer Bilanz niemals eine objektive Wirtschafts¬ 
rechnung zu erzielen ist. 

Oder würde nicht ein Ausbesserungswerk, das nach ein oder zwei ' 
Jahren schlecht abgeschlossen hätte, selbst die Richtigkeit der da¬ 
maligen Schätzung anzweifeln? Ständen ihm nicht Gründe zur 
Seite? Nach der Denkschrift (S. 24) sollen z. B. von dem Anschaffungs¬ 
wert der Fabrikgebäude jährlich 3 %, der Kraftmaschinen 8 %, der 
Werkzeugmaschinen und Transmissionen 15 %, der Werkzeuge und 
Geräte 40 % ' abgeschrieben werden. In älteren Werkstätten wird man 
für die im Gebrauch befindlichen Gebäude, Maschinen usw., deren Ab¬ 
bruch nicht schon beschlossen ist, mindestens noch 1 Jahr als voraus¬ 
sichtliche weitere Gebrauchsdauer für die Berechnung des Zeitbeschaf¬ 
fungsrestwerts nach der obigen Formel annehmen. Das würde für das 
gesamte Werk bedeutende Bilanzwerte ergeben, selbst wenn die Gebäude 
schon über 33 Jahre, die Kraftmaschinen über 12 Jahre, die Werkzeug¬ 
maschinen und Transmissionen über 6 Jahre und die Werkzeuge und 
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Geräte über 2 X Jahre im Gebrauch wären. Könnte die Werkleitung, 
die ungünstig abschließt, nicht mit Recht geltend machen, daß die 
neuesten Werke weit günstiger behandelt würden, da ihre Gebäude usw. 
nach den angegebenen Gebrauchsjahren nur mit 1JC zu Buch stehen wür¬ 
den, während seine viel älteren Anlagen und Maschinen noch einen be¬ 
deutenden Bilanzwert hätten tragen müssen, obgleich sie entschieden 
weniger leistungsfähig gewesen seien? 

Man sieht, es fehlt die feste Grundlage, und ohne diese gibt es keine 
Bilanz von objektivem Wert. 

Die Geldentwertung soll nach der Indexziffer berücksichtigt wer¬ 
den. Die Niederschrift macht hier allerdings die Einschränkung, daß 
derartigen Ausrechnungen keinesfalls der Wert absoluter Zuverlässig¬ 
keit zugesprochen werden kann. Sie sind absolut unzuverlässig, wie aus 
folgendem hervorgeht. Gelegentlich der kritischen Durchsicht einer 
Monats-Betriebsabrechnung hat ein kaufmännischer Wirtschaftsanwalt 
auf die Wichtigkeit der Indexziffernstatistik hingewiesen. Für die 
Indexziffem-Registrierung sei ein regelmäßiger Verkehr mit allen 
Quellen, die für Indexziffern in Betracht kommen, aufrechtzuerhalten, 
und die Einläufe müßten „nach Prüfung auf ihre Stichhaltung in graphi¬ 
schen Schaubildern festgehalten weiden“. Ergibt sich nicht sofort die 
schwerwiegende Frage, nach welchen Grundsätzen die Stichhaltung 
geprüft werden soll? Ist hier der Willkür oder dem Gefühl freier 
Lauf gegeben, so kann auf solchen Unterlagen kaum. eine objektive 
Bilanz auifgebaut werden. Über die Rolle des Gefühls bei der Fest¬ 
setzung von Indexziffern äußert sich der Wirtschaftsanwalt in seiner 
Kritik folgendermaßen: „Da für die Abrechnung des Monats April an¬ 
scheinend (!) die Anlagebewertung nach dem Indexstande vom Oktober 
angenommen und die Abschreibungen demgemäß errechnet worden sind, 
so bedarf es einer Korrektur des Abschreibungs-Verrechnungs-Kontos. 
Sollte sich der indexmäßige Abschreibungsbetrag für den Monat April 
nicht ohne Schwierigkeiten berechnen lassen, dann muß ein Ausweg ge¬ 
funden werden, etwa dahingehend, aus dem Verhältnis der Gesamt- 
Vorkriegswerte zu den Oktoberwerten eine Durchschnitts-Indexziffer zu 
gewinnen, aus der wir das Verhältnis ablesen können, mit dem die April- 
Indexziffern in eine Durchschnitts-Indexziffer umgewandelt werden 
können. Selbstverständlich wird hierbei das Gefühl (!) den Ausschlag 
geben, z. B. könnte man sagen, wenn die Einzel-Indexziffern durchgängig 
annähernd um das Zweifache gestiegen sind, könnte man eine zweifache 
Steigerung für die vorerwähnte Oktober-Durchschnitts-Indexziffer für 
den April annehmen.“ — Also das Gefühl muß selbstverständlich 
den Ausschlag geben. Und damit soll ein Reichsbetrieb eine objektive 
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Bilanz aufstellen? Der Hinweis des Wirtschaftsanwalts in seinen wer¬ 
teren Ausführungen, daß in einem anderen Betrieb in dieser Weise 
verfahren worden ist, ändert an der Tatsache nichts, nein, bestätigt sie 
handgreiflich, daß die kaufmännischen Bilanzen subjektiv im höchsten 
Grade sind und daher für einen reinen Reichsbetrieb unzweckmäßig und 
ungeeignet sein dürften. 

Zu einer andern Gruppe der Betriebsabrechnung lautet die Kritik 
des Wirtschaftsanwalts wie folgt: „Für die Verrechnung der Hilfs- und 
Hilfsbetriebematerialien ist ein besonderes Zwischenkonto zu bilden. Auf 
diesem Konto müssen die bezüglichen Materialposten zugunsten der 
Lagerkosten durchlaufen. Wenn, was richtig und logisch wäre, die 
Lagerkosten nicht nur auf die Fertigungsmaterialien, sondern auch auf 
das Hilfsmaterial Verrechnung linden sollen, so ließe sich aus diesem 
Konto in Ergänzung mit dem Fertigungsmaterialkonto der Verteilungs¬ 
satz der Lagerkosten errechnen. Die Lagerkosten dürfen aber nicht auf 
das Hilfsmaterialkonto umgeschrieben werden, sondern gehen im Ver¬ 
hältnis zu den Anteilen am Hilfsmaterial vom Lagerkosten-Konto direkt 
auf die übrigen Werkkosten-Konten über bzw. verbleiben beim Lager¬ 
kosten-Konto, soweit Hilfsmaterialien den Lagerbetrieb belasten. Der 
gordische Knoten ist mit einem Annäherungssatz durchzubauen.“ — In 
Rechnungssachen der Reichs- und Staatsbetriebe pflegt man keine 
gordischen Knoten durchzuhauen, sie müssen gelöst werden. Das eine 
ist subjektive, das andere ist objektive Rechnungsführung. Mit der 
ersteren mag ein Kaufmann buchhalten, das Reich sollte es grundsätzlich 
ablehnen, wenigstens in reinen Reichsbetrieben. 

Wie für die Eröffnungsbilanz ist zu jeder Bilanz eine Inventur 
erforderlich. Die Niederschrift sagt hierzu (S. 21): „Die Feststellung 
der vorhandenen Wertgegenstände muß alljährlich durch eine für den 
Bilanzstichtag vorzunehmende gegenständliche Aufnahme, die sogenannte 
Inventur erfolgen, bei der alle Vorräte ihrer Wertstellung entsprechend 
zu gruppieren sind. Hierbei ist die Beschaffenheit der aufzunehmenden 
Gegenstände, soweit hiervon deren Wertstellung abhängt, besonders zu 
beachten. Auch die Werkanlagen und Werkeinrichtungen sind von 
dieser Feststellung nicht auszuschließen. Keinesfalls dürfen die in 
Lagerkonten oder sonstigen Verzeichnissen eingetragenen Bestands¬ 
ziffern allein als Grundlage für die Inventur angesehen werden, wenn¬ 
gleich sie zur Kontrolle bei der Aufnahme heranzuziehen sind. Von 
weiteren Einzelheiten wird an dieser Stelle abgesehen.“ Vielleicht wäre 
ein näheres Eingehen auf diese wichtige Angelegenheit geboten gewesen. 
Die Wertstellung im einzelnen muß entweder durch Schätzung oder durch 
Verbesserung der Werte mit Hilfe der Indexziffern geschehen, wobei alle 
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oben dargelegten Mängel der Schätzung und der Indexziffern Platz 
greifen, selbst wenn man für die Abschreibungen im ganzen feste 
Prozentsätze vorschreibt. Welche Rechen&rbeit überdies und welche 
Fehlerquellen allein bei etwa 1800 Stoffsorten! Zudem ist es bekannt, 
daß es nicht im letzten Grunde die Bücher und Konten der doppelten 
Buchführung sind, welche die Feststellung von Gewinn- und Verlust 
im ganzen ermöglichen, sondern die Inventur. Die Inventuren sind 
subjektiv im höchsten Grade, wie jeder Kaufmann weiß, und viele Ver¬ 
fahren wegen Bilanzverschleierung bestätigen es, da gerade die falsche 
Inventur nur zu oft den Hauptanklagepunkt bildet. 

Eine Bilanz mit solcher subjektiven Grundlage ist für reine Staats¬ 
betriebe gewiß nicht zweckmäßig oder empfehlenswert. 

Bemerkt sei zudem, daß die Aufnahme und Auswertung der In¬ 
ventur an sich keinerlei vorgängige Buchführung, am allerwenigsten 
eine subjektive Selbstkostenermittlung oder die kaufmännische doppelte 
Buchhaltung bedingt (vgl. auch Abschnitt e). 

Die kaufmännische Buchführung gleicht vor dem Abschluß der 
Bücher die Soll- und Habenpoeten gegeneinander aus und läßt im Ab¬ 
schluß und in der Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung nur das 
Ergebnis dieses Ausgleichs, den Saldo, erscheinen* Das ist die Netto¬ 
rechnung statt der in der kameralistischen Buchführung durchgeführten 
Bruttorechnung. Die Nettorechnung kann in der kaufmännischen Buch¬ 
haltung soweit ausgedehnt werden, daß schon bei der erstmaligen 
Buchung etwaige Abzüge, die infolge von Rückerstattungen von der zu 
zahlenden Summe gemacht werden müssen, gar nicht gebucht werden, 
daß vielmehr sofort die Nettosumme eingetragen wird. Die Nettorechnung 
läßt in der Geschäftsbuchhaltung durchaus keine Kontrolle darüber zu, 
ob fällige Einnahmen erhoben und nur die zulässigen Ausgaben geleistet 
worden sind. Das ermöglichen nur die Unterlagen. Die Unterlagen 
(Belege) stehen aber in der kaufmännischen Buchhaltung infolge der 
fortschreitenden Zusammenziehung der ursprünglichen Eingangs- und 
Ausgangsziffern und ihrer summarischen Übertragung aus den Grund¬ 
büchern in das Hauptbuch in gar keinem Zusammenhang mit dem Hauptr 
buch oder gar mit der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung. 
Eine wirtschaftliche Einzelprüfung ist nur auf Grund der Unterlagen 
möglich und diese sind indifferent. 

Auch die Nettorechnung und die Loslösung der Belege von der 
Bilanz usw. lassen diese als unzweckmäßig und ungeeignet für die 
Reichsausbesserungswerke erscheinen. 

Trotz der Unsicherheit der Rücklagen, der Schätzung fast aller 
Grundlagen, der tatsächlichen Ungleichheit der Abschreibungen, der 
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Willkür in den Indexziffern, des Gefühls bei der Verbesserung der 
Indexziffern, des Zerhauens gordischer Knoten, der Unsicherheit der 
Inventurergebnisse, der Möglichkeit weitgehender Nettorechnung und 
der Loslösung der Unterlagen von der eigentlichen kaufmännischen 
Buchhaltung behauptet die Niederschrift (S. 27), daß die kaufmännische 
Abrechnungsweise durch die Form ihrer Abrechnungsmethode zwangs¬ 
läufig das Erfordernis und die Möglichkeit schaffe, zu allen Auf¬ 
wendungen mit wirtschaftlicher Sorgfalt Rechenschaft über ihre Ent¬ 
stehungsnotwendigkeit zu geben. Man kann einem solchen Irrtum kaum 
scharf genug ent gegen treten, da doch die Niederschrift an anderen 
Stellen selbst zugeben muß, wie bereits kurz erwähnt, daß die doppelte 
Buchhaltung ungedeckte Beträge nicht vermeiden kann, daß sich un- 
verrechnet gebliebene Aufwendungen ergeben können, daß ein Verlust 
durch mangelhafte Betriebsabrechnung entstehen kann, daß Differenzen 
auf den Kostenverrechnungskonten durch die Wirtschaftsergebnis* 
rechnung auszugleichen sind, und daß der Zusammenhang zwischen der 
Betriebsbuchhaltung und der subjektiven Kostenermittlung durch Ord¬ 
nungskonten gewahrt werden muß. 

Alle Ausführungen dieses Abschnitts kommen zu dem Schluß, daß 
die doppelte Geachäftsbuohhaltung und die Bilanz für die Reichsbahn¬ 
ausbesserungswerke als unzweckmäßig und daher als ungeeignet anzu- 
spreohen sind. 

d) Verzicht auf Kostenermittlung. 

Es entsteht die Frage, ob es überhaupt notwendig und zweckmäßig 
ist, die Kosten zu ermitteln, oder ob nicht die Stoffmengen und 
Mensohentagewerke einen viel einfacheren und sicheren Vergleichs¬ 
anhalt bieten. Die Gesamtkosten des Werks in der durch den Haushalt 
vorgeschriebenen Unterteilung werden hiervon nicht berührt. 

Die für die Inganghaltung des Werkstättenbetriehs (mittelbarer 
Aufwand) erforderlichen Stoffmengen lassen sich ohne weiteres erfassen 
-und zu den dafür auf gewendeten Tagewerken in Verbindung bringen. 
Die für den mittelbaren Aufwand geleisteten Tagewerke stehen in Be¬ 
ziehung und belasten anteilig die Tagewerke des unmittelbaren Auf¬ 
wands in der gewünschten Unterteilung (Fahrzeuggruppen) wie in der 
Geldrechnung. Die verwendeten Stoffmengen stehen im Verhältnis zu 
den für ihre Beschaffung, Verwaltung und Ausgabe geleisteten Tage¬ 
werken einerseits und den Fertigungetagewerken andererseits. Die ver¬ 
schiedenen Verhältniszahlen zwischen den Stoffmengen, den Tagewerken 
und den Fertigerzeugnissen, auch gemessen an dem Ausbesserungsstand 
der einzelnen Fahrzeuggattungen, geben vergleichbare Werte für die 
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Ausnutzung der menschlichen Arbeitskraft, der Anlagen und Maschinen 
und damit des ganzen Werks. Diese oder ähnlich ermittelte ursprüng¬ 
liche Werte hätten den erheblichen Vorteil für sich, daß im Lauf 
der Zeit die Leistungen der Menschen in Tagewerken und die erforder¬ 
lichen Stoffmengen weniger schwanken als die unsicheren Kostensummen 
und daher eine brauchbarere Grundlage für verschiedene Zeiträume 
bilden. Die Gründe, die maßgebend waren, von dem der Wirklichkeit 
stets naohhinkenden und ihr schwer anzupassenden G e 1 d Stücklohn zu 
dem an den Ursprung unmittelbar anschließenden Zeit Stücklohn über¬ 
zugehen, treffen auch hier zu. Das Bestreben geht dahin, mit der ge¬ 
ringsten Menechenk raf t als dem teuersten und unbe¬ 
quemsten Teil des Werkstättenbetriebe auszukommen. Dazu bieten 
diese Werte die sichersten Anhaltspunkte, ganz abgesehen davon, daß 
man durch eine solche Rentabilitätsberechnung voraussichtlich be¬ 
deutende Verwaltungskosten sparen würde gegenüber der Geldkosten¬ 
ermittlung und der Ertragsrechnung in kaufmännischer Form. 


e) Ertragsrechnung auf k a m e ra 1 i s ti sch e r Grundlage. 

Besteht man aus irgendwelchen Gründen darauf, eine Bilanz nebst 
Gewinn- und Verlustrechnung für die Eisenbahnausbesserungswerke 
aufzumachen, so ist dem Wunsch ohne eine Umstellung auf kauf¬ 
männische äußere Formen auf Grund der bestehenden Einrichtungen und 
ohne große Mehrausgaben leicht zu entsprechen. 

Zu der wichtigen Frage, ob eine brauchbare Bilanz nur auf der 
Grundlage der doppelten kaufmännischen Buchführung oder auch auf 
der der kameralistischen aufgestellt werden kann, ist vor allem darauf 
hinzuweisen, daß doch gerade die grundlegende Bilanz, die Eröffnungs¬ 
bilanz, unabhängig von jeder Buchführung zustande kommt Die Er¬ 
öffnungsbilanz ist nichts anders als ein in Gleichungsform aufgestelltee 
Gesamtvermögensinrventar; ihre Grundlagen sind die Aufnahme des Be¬ 
standes in Natur (Inventur) und die Feststellung der Forderungen und 
Schulden, so daß eich ergibt: Vermögensteile = Kapital + Schuldenteile. 
Mit den gleichen Mitteln kann auch im Lauf des Geschäftsbetriebs eine 
Bilanz aufgestellt werden, und es kann aus der Abgleichung der Kapital¬ 
ziffer der letzten gegenüber der vorhergehenden Bilanz auch der Gewinn 
oder der Verlust festgestellt werden. In diesem Sinn setzt somit die 
Bilanz eine Buchführung überhaupt nicht voraus. Noch viel weniger 
ist die Aufstellung der Bilanz von einer bestimmten Buchführungeform 
abhängig. 

Hinsichtlich des Verhältnisses der doppelten zur kameralistischen 
Buchführung ist die Wissenschaft sich darüber einig, was auch die vor¬ 
liegenden Ausführungen bestätigen, 
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1. daß die kameralietische und die doppelte (kaufmännische) Buchführung 
dem Wesen nach nicht so grundsätzlich verschieden sind, wie vielfach 
angenommen wird, 

2. daß man auf beiden den Nachweis des Vermögens und die Berechnung 

des Ertrags aufbauen kann, und 

' * 

3. daß sie eich schließlich nur darin unterscheiden, daß das Ergebnis des 
Vermögensnachweises und der Ertragsberechnung bei der kaufmänni¬ 
schen doppelten Buchführung in ihr selbst buchmäßig dargestellt wird, 
während bei der kameralistischen Buchführung die Vermögens- und Er- 
tragsberechnungen als Sonderabschlüsse für sich bestehen. 

C. Zur Denkschrift. 

Die Denkschrift spricht von einer genauen Unkostenstatistik, von 
der Betriebsbuchhaltung, von dem kaufmännischen, abzuschreibenden 
Vermögen und von der Bilanz (S. 3, 21, 24). Da aber ausdrücklich 
erklärt wird (S. 22), daß „die neue Buchhaltung auf der vorhandenen, 
durch die Werkstättenordnung festgesetzten aufgebaut werden kann,“ 
scheint die äußere kaufmännische Form nicht beabsichtigt zu sein. Sollte 
bisher kein fester Entschluß darüber gefaßt worden sein, so wird man 
vielleicht nach den obigen Ausführungen der kaufmännischen Form für 
die Ausbesserungswerke nicht zustimmen. 

Die drei Hauptposten der Selbstkosten — Löhne, Werkstoffe und 
Unkosten — sollen (S. 20) in möglichst scharfer Weise ermittelt und 
durch buchmäßige Kontrollen, Gegenkontrollen und Statistiken nach- 
geprüft werden, und zwar soll (S. 21) der Herstellungspreis 
für jede beliebige Arbeit im Sinn privatwirtschaftlicher Verbuchung 
festgestellt werden. 

Es handelt sich also um 

1. Die subjektive Selbstkostenermittlung. 

Als Begründung wird folgendes angegeben (S. 20, 21): 

a) in dien Privatbetrieben steht dien Abrechnungen über den Arbeitsaufwand 
die Feststellung des Gewinns oder Verlustes gegenüber, den Eisenbahn¬ 
werkstätten ist diese Prüfung nicht möglich, 

b) es kommen außerordentlich hohe Summen in Frage, 

c) der Leiter des Werks kann über die für jedes Fahrzeug entstandenen 
Löhne, auch durch Vergleich mit anderen Ausbesserungswerken oder 
Privatwerken, zur Verantwortung gezogen werden, 

d) der Herstellungspreis ermöglicht den Vergleich der Unterhaltungskosten 
der verschiedenen Fahrzeuggattungen und die Feststellung des Einflusses 
von Neuerungen an Fahrzeugen auf die Unterhaltungskosten, 

<0 durch den Herstellungspreis läßt sich die Arbeit in den Werken in Be¬ 
ziehung setzen mit den Anforderungen der Kundschaft, 

f) durch die Verrechnung der genauen Ausbesserungskosten der Lokomo¬ 
tiven auf den Haushalt der Maschinenämter soll der Nachweis geführt 
werden, daß kleine Ausbesserungen stets durch die Betriebewerkstätten 
zu leisten sind, weil auf den Ausbesserungen, die die Betriebewerkstätten 
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ausführen, geringere Generalunkosten ruhen und die Arbeiten daher 
billiger werden, 

g) es wird der ideelle Wettbewerb angeregt, um zum Nutzen des Gesamt¬ 
haushalte zu sparen. 

Zu &). Hier wird die Ermittlung der Selbstkosten für jeden Auf¬ 
trag gefordert, weil den Eisenbahn werken die Feststellung des Gewinns 
oder Verlustes unmöglich ist. In der Niederschrift wird die sub¬ 
jektive Selbstkostenermittlung gefordert, um (S. 24) „die Selbstkosten 
der Geschäftsbuchhaltung, gegliedert nach Lieferungsaufträgen, zwecks 
Feststellung des Lieferung«- bzw. Abrechnungspreises und damit des 
Ergebnisüberschusses zur Verfügung zu stellen.“ Einmal fordert man 
die subjektive Selbstkostenermittlung, weil die Feststellung von Gewinn 
oder Verlust unmöglich ist, das andere Mal, um sie zu ermög¬ 
lichen, diese Selbstkostenermittlung ist also jedenfalls überflüssig. 
Denn ist die Gewinnrechnung möglich, wie die Niederschrift behauptet, 
dann verzichtet die Denkschrift auf die subjektive Selbstkostenermitt¬ 
lung, ist aber die Gewinnrechnung nicht möglich, wie die Denkschrift 
behauptet, dann braucht die Niederschrift sie nicht mehr zu fordern. 

Zu b). Der Aufwand namhafter Summen bedingt nicht die subjektive 
Selbstkostenermittlung, sondern nur eine scharfe Wirtschaftskontrolle, 
diese kann aber auch durch die genaue Überwachung der ursprünglichen 
Wirtschaftsziffern, der Stoffe und der Arbeit (Zeit und Kraft) ausgeübt 
werden. Sie wird zuverlässiger sein, da die ersten Wirtsohaftsziffem das 
Ursprüngliche sind, das Geld dagegen das Abhängige (sekundär) ist (vgl. 
Zeitstücklohn und Geldstüoklohn). Darüber ist oben bereits ausführlich 
gesprochen und wird unter Abschnitt D noch ein kurzes Wort folgen. 

Zu c). Daß von dem Vergleich der Kosten mit Privat- oder anderen 
Eisenbahn-Ausbesserungswerken nichts zu halten ist, wurde bereits aus¬ 
geführt. Auf Grund solcher Unterlagen einen Werkleiter zur Verant¬ 
wortung zu ziehen, wird undurchführbar und unstatthaft sein. 

Zu d). Die Wiederherstellungskosten der Fahrzeuge werden durch 
soviele Zufälligkeiten bedingt, daß ein Vergleich unzutreffende Ergeb¬ 
nisse bringt, wie früher dargelegt wurde. Um die Unterhaltungskosten 
der verschiedenen Fahrzeuggattungen zu vergleichen, würde es aber 
auch genügen, diese Kosten für die Gattungen summarisch festzustellen, 
jedoch nicht für jedes Fahrzeug einzeln. Das gilt auch hinsichtlich des 
Einflusses von Neuerungen an Fahrzeugen auf die Unterhaltungskosten, 
und zwar das erstere, wenn die Neuerungen an einzelnen Fahrzeugen, 
das letztere, wenn sie gleichzeitig an ganzen Gattungen ausgeführt wer- 
den. Die Unterhaltungskosten der Fahrzeuggattungen sind bereits vor 
1895 unter dem Werkstätten-Verschlußkonto ermittelt worden, so daß aus 
diesem Anlaß eine subjektive Kostenermittlung gewiß überflüssig ist, da 
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sie vor 1895 auch nicht bestanden hat. Es genügt offenbar, für jede 
(Gattung eine feste Bestellnummer mit den daraus sich ergebenden Fol¬ 
gerungen in die Werkstättenordnung aufzunehmen. Damit dürfte diese 
Frage wunschgemäß erfüllt sein, wie oben erwähnt worden ist. 

Zu e). Die Anforderungen der Kundschaft! Die Kundschaft ist 
entweder schließlich die oberste Aufsichtsbehörde (das Ministerium) oder 
einige wenige Private. Den Anforderungen des Ministeriums muß, da 
es die Betriebspflicht und die Verantwortung für die Betriebssicherheit 
allein zu tragen hat, unbedingt ohne Rücksicht auf die Höhe der Kosten 
nachgekommen werden. Das Ministerium vertritt auch die Kosten. Um 
den Anforderungen von einzelnen Privaten zu genügen, kann man nicht 
den Aufwand der Arbeit und der bedeutenden Kosten der allgemei¬ 
nen subjektiven Kostenermittlung begründen. Denn einmal müssen und 
werden für die Privaten die Kosten für jeden Auftrag ermittelt, und zum 
andern ist es nicht Zweck der Reiehsbahnwerkstätten, Aufträge von Pri¬ 
vaten auszuführen. Im Gegenteil, diese Aufträge sind wegen der beson¬ 
deren Aufzeichnungen, die eie schon jetzt erfordern, höchst lästig, und 
es läge, wie die örtlichen Prüfungen in den Werkstätten wohl bewiesen 
haben, vielleicht nur im Interesse der Reichsbahnwerkstätten und der 
Keichsfinanzen, wenn den Werkstätten untersagt würde, künftig noch 
Aufträge für Private zu übernehmen. 

Zu f). Wenn bewiesen werden soll, daß die Gen eralUnkosten der 
Betriebswerkstätten niedriger sind als die der Hauptwerkstätten, so 
dürfte es genügen, diese Unkosten in beiden Werkstätten für eine län¬ 
gere oder kürzere Zeit objektiv festzustellen' und zu vergleichen. Daß 
dies möglich ist, wird nach den früheren Ausführungen kaum bezweifelt 
werden. Jedenfalls bedarf es zur Feststellung der Generalunkosten 
(mittelbaren Kosten) nicht der Ermittlung der unmittelbaren Kosten für 
jedes einzelne Fahrzeug, zumal in den Betriebswerkstätten stets nur 
kleine Ausbesserungen ausgeführt werden können und zudem die Ge- 
neralunkosten auch nach der Niederschrift objektiv ermittelt und jedem 
Auftrag in Form eines Prozentzuschlages belastet werden sollen. 

Zu g). Hier ist nur von einem ideellen Wettbewerb die Rede, in 
der Niederschrift liest man im Schlußsatz von einem Wettbewerb 
schlechthin. Soll damit dasselbe oder mehr (ideell = ideal) gesagt wer¬ 
den, so darf auf die früheren Ausführungen verwiesen werden, da von 
einer Vollkommenheit gewiß nicht gesprochen werden kann. Bedeutet 
aber ideell, dem neueren Sprachgebrauch folgend, soviel wie nur in der 
Idee vorhanden, so braucht man nichts zu widerlegen. 

Zur Frage, ob die subjektive Selbstkostenermittlung für die Reichs¬ 
bahnwerke am Platz ist, seien noch einige allgemeine Bemerkungen ge- 
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stattet, welche die obigen und die früheren Ausführungen ergänzen und 
bestätigen sollen. 

Für den Privatunternehmer ist die subjektive Selbstkostenermitt- 
lung im allgemeinen deshalb erforderlich, weil er jedem Auftraggeber 
eine besondere Rechnung aufmachen muß. Bekannt ist aber, daß auch 
der Private diese Kostenermittlung möglichst einschränkt, da sie zu um¬ 
ständlich und daher kostspielig ist. Bei regelmäßig oder oft wieder¬ 
kehrenden Arbeiten einer alten, festen Kundschaft rechnet infolgedessen 
der Unternehmer wie bei den mittelbaren Kosten so auch bei den un¬ 
mittelbaren Kosten häufig auf Grund einer allgemeinen, objektiven 
Kostenermittlung nach Prozentsätzen, also ohne die unmittelbaren Löhne 
und Stoffwierte für jeden Auftrag besonders zu ermitteln. Erst wenn ihn 
die Konkurrenz oder die Änderung des Arbeitsvorgangs usw. zwingt, 
die Preise nachzuprüfen, stellt er für kurze Zeit eine genaue Selbst¬ 
kostenermittlung an, um nicht aus dem Felde geschlagen zu werden. Es 
gibt sogar Unternehmer, die über die Herkunft und die Entstehungsart 
der Erzeugnisse vom Beginn des Unternehmens her so unterrichtet sind, 
daß es ihnen möglich ist, die Kosten nach den Liefer- und Entstehungs¬ 
kenntnissen ohne besondere Ermittlungen oder Berechnungen festzusetzen 
und der Konkurrenz anzupassen. Wie viel mehr kann ein Eisenbahn¬ 
ausbesserungswerk auf eine dauernde subjektive Selbstkostenermittlung 
verzichten, da sich seine Kundschaft nie ändert und keine Konkurrenz 
zu schärfster Kalkulation zwingt. 

Ergänzt man die hier gegen die subjektive Selbstkostenermittlung 
vorgetragenen Gründe durch die oben in Abschnitt B 4 dargestellten, so 
dürfte man diese Art der Selbstkostenermittlung wohl nicht empfehlen 
können. 

2. Selbständiger Haushalt der Werkstätten. 

Der gesamte Haushalt der Werkstätten soll von dem Reichshaushalt 
abgezweigt und das Werk als Unternehmung aufgebaut werden, in der 
die gesetzgebenden Körperschaften durch Klarheit der Buchführung er¬ 
höhten Einfluß auf die wirtschaftliche Gestaltung der Werkstätten erhal¬ 
ten. Das ist der einzige Grund, den die Denkschrift anführt (S. 20). 
Die Niederschrift setzt in der Einleitung voraus, daß die Reichsbahn¬ 
werke künftig als abgesonderte wirtschaftliche Einzelbetriebe aufgefaßt 
werden. 

Die bisherigen Ausführungen dürften den Nachweis erbracht haben, 
daß ein Überschuß nur künstlich in der gewollten Höhe ausgewiesen 
werden könnte. Einen solchen Überschuß wird man kaum vor den gesetz¬ 
gebenden Körperschaften rechtfertigen können. Für eine Ertragsrech¬ 
nung ohne Überschuß genügt die kameralistische Buchführung und die 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Neuordnung 4er Reichsbahnwerkstätten. 


407 


bisherige wirtschaftliche Zugehörigkeit der Werkstätten zum Gesamt* 
haushalt. Will man den gesetzgebenden Körperschaften einen tieferen 
Einblick und einen größeren Einfluß auf die wirtschaftliche Gestaltung 
der Werkstätten gewähren, so zergliedere man die Haushaltsanschläge 
filr jede Werkstatt und für die Gesamt Werkstätten Verwaltung so weit, 
wie es gewünscht wird, und stelle diese Anschläge mit der Ertragsrech* 
nung jenen Körperschaften zur Verfügung. Das wäre im kleinen das, 
was die bekannte Offenbergsche Bilanz für den Gesamteisenbahnbetrieb 
geleistet hat (vgl. Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
1909 S. 269). Mehr dürfte bei allem guten Willen als objektives 
Ergebnis so lange nicht zu leisten sein, als die Werkstätten wegen der 
Betriebspflicht und der Verantwortung für die Betriebssicherheit al9 
unmittelbare Reichsbetriebe erhalten werden sollen. Damit wäre zwar 
nicht ein abgesonderter Haushalt der Werkstätten geschaffen, wohl aber 
der tatsächliche Aufwand der Werkstätten mit Einblick in seine Einzel¬ 
heiten gesondert dargestellt. Den Werkleitern sollte es alsdann unbenom¬ 
men bleiben, in den Voranschlägen alle Geldbedürfnisse einschließlich 
eines Dispositions-, Reserve- und Erneuerungsfonds zu fordern, so daß 
ihren freien und selbständigen Entschließungen nicht die engen Grenzen 
gezogen wären wie den bisherigen Amtsvorständen. Denn das ist doch 
schließlich der tiefere Sinn des Wunsches nach einem abgesonderten 
Werkstättenhaushalt. Die anerkennenswerte und sachlich begründete 
größere Bewegungsfreiheit der Werkleitung ist in der angedeuteten 
Weise auch ohne wirtschaftliche Absonderung der Werkstättenbetriebe 
erreichbar, die schon wegen der erheblichen Verwaltungskosten, die un¬ 
bestritten damit verbunden wären, nicht empfohlen werden könnte. Ein 
Zurückgreifen auf die früheren Werkstättenvorschußkonten wird kaum 
gewünscht werden, erstrebt wird doch nur die damals den Werkleitern 
beigelegte größere Bewegungsfreiheit in neuzeitlicher Ausgestaltung, 
die man den Werkstätten allgemein zugestehen könnte und sollte. Die 
Arbeitefreudigkeit und die Wirtschaftlichkeit könnte dadurch nur ge* 
winnen, und die mit der heutigen Beengung verbundenen Verwaltungs¬ 
kosten würden erspart werden. 


D. Ergebnis. 

1. Die beabsichtigte Neuordnung des Reichsbahnwerkstättenbetriebs 
ist, soweit sie die subjektive Selbstkostenermittlung und die äußere Form 
der kaufmännischen doppelten Buchhaltung und Ertragsrechnung vor¬ 
sieht, nicht empfehlenswert, da sie trotz erheblicher Mehrkosten das nicht 
leisten kann, was von ihr erwartet wird, und da eine Ertragsrechnung, 
wenn gewünscht, durch Ausbau der jetzigen Einrichtungen möglich ist 

27 * 
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2. Eine objektive Wertung nach Stoffmengen, Tagewerken und 
Ausbesserungaetand ist zuverlässiger, einfacher und billiger als eine 
Kosten Wertung. Die genaue und zahlenmäßige Darlegung dieser ob¬ 
jektiven Wertung geht über den Rahmen dieser Zeilen weit hinaus und 
ist auch ohne Benutzung von Einzelstatistiken, die dem Verfasser nicht 
ohne weiteres zur Verfügung stehen, nicht möglich. Daß eine solche 
Wertung an sich durchführbar ist, kann nach den Ergebnissen der Unter¬ 
suchung über den „Anteil der Arbeitsleistung des Menschen an den 
Leistungen der Verkehrsmittel“ nicht bezweifelt werden (vgl. Archiv 
für Eisenbahnwesen 1922, S. 997). 

3. Ein abgesonderter Haushalt für die Werkstätten kann nicht emp¬ 
fohlen werden. Er erscheint auch überflüssig, wenn die Anschläge der 
Werkstätten hinreichend zergliedert in den Haushalt besonders aufgenom¬ 
men werden und eine Ertragsrechnung, falls gewünscht, auf den Grund¬ 
lagen der kameralistischen Buchführung aufgestellt wird. 

4. Die Befugnisse der Werkleitungen sind allgemein den neuzeit¬ 
lichen Bedürfnissen entsprechend in großzügiger Weise zu vervoll¬ 
kommnen. 

E. Schluß. 

Die Neuordnung beabsichtigt, wie gelegentlich geäußert wurde, eine 
„Durchdringung der Werkstätten mit der technischen Intelligenz“. In 
der Denkschrift ist darauf des Näheren eingegangen worden, und man 
möchte wünschen, daß sich alle daran geknüpften Erwartungen und Er¬ 
folge erfüllen ließen. Sie würden die Leistungsfähigkeit und das An¬ 
sehen der Werkstätten bedeutend heben. Besonders muß die einheitliche 
Stellung der Werkstatt unter einen Direktor und seine Ausstattung mit 
großer Selbständigkeit begrüßt werden. Das ist der technische 
Direktor. Es ist aber auffällig, daß bei allem Liebäugeln mit den Ein¬ 
richtungen der Privatwerke niemand den Verwaltungsdirekter als 
gleichberechtigten Leiter neben dem technischen Direktor gesehen hat, 
wie er tatsächlich an der Leitung eines jeden größeren Betriebs beteiligt 
ist. Jedes Unternehmen kennt die technische und die Verwaltungsabtei¬ 
lung mit selbständigen, gleichberechtigten Leitern. Was im Abschnitt 
B4c dieser Ausführungen gelegentlich der Konkurrenz gesagt worden 
ist, gehört zu seinem Teile hierher. Ehe man weiter versucht, versuche 
man vor allem, tüchtige Verwaltungsdirektoren den technischen Direk¬ 
toren gleichberechtigt zur Seite zu stellen. Ob das ein Kaufmann oder 
ein Beamter ist, erscheint nicht erheblich, wenn er nur die Staats-Ver¬ 
waltungsmaschine genau kennt. Denn diese Maschine ist sehr kunstvoll 
auf gebaut und arbeitet viel präziser als die eines Privatwerks. Daher 
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findet sich im allgemeinen ein mittelmäßig befähigter Beamter sehr 
schnell in die Theorie und Praxis eines Privatunternehmens hinein, wäh¬ 
rend ee bekannt ist, daß Kaufleute, die in ihrem Fach als hervorragend 
gelten, einen richtigen Einblick in die Reichs- oder Staatsverwaltung 
selten ganz erwerben. Man merkt zudem in den Eieenbahnwerkeu, die 
doch kaufmännisch umgestellt werden sollen, vom sogenannten kauf¬ 
männischen Geist recht wenig, dagegen von kaufmännischer Bürokratie 
soviel mehr. Die Unternehmer und Kaufleute vermeiden es ängstlich, in 
ihren Betrieben besondere Dienstvorschriften für die Organisation, die 
Buchhaltung uew. herauszugeben, und dadurch erweckt es den Anschein, 
als gäbe es dort keine Bürokratie. Das ist ein Irrtum, von dem man 
sich leicht überzeugen kann, wenn man sich eine Reihe größerer Privat¬ 
betriebe näher ansieht. Die Bürokratie beruht dort auf der Überliefe¬ 
rung und auf der ständigen persönlichen Einwirkung der Direktoren, 
Abteilungsleiter usw. So bürokratisch wie diese Überlieferungen und 
persönlichen Anleitungen ist z. B. die Werkstättenordnung der Reichs¬ 
bahn durchaus nicht. Man muß zugeben, daß sie teilweise schwer ver¬ 
ständlich ist, daher nicht immer sinngemäß ausgeführt wird und auf den 
ersten Blick bürokratisch erscheint. Das liegt jedoch vor allem daran, 
daß sie an fast keiner Stelle die Frage beantwortet: Warum? Oft wür¬ 
den wenige Worte oder ein kurzer Satz genügen, den fein durchdachten 
Aufbau des Werks klarzustellen, man hat es unterlassen wie in fast 
allen behördlichen Bestimmungen. Das ist ein grundsätzlicher Mangel. 
Einmal erhält jede Anordnung dadurch sofort den meist ganz unberech¬ 
tigten Stempel des Bürokratismus, zweitens leidet darunter die Möglich¬ 
keit, die Anordnung sofort richtig zu verstehen, außerordentlich, und 
drittens prägt sie sich dem Gedächtnis sehr schwer ein, eben weil sie 
nicht gründlich verstanden und ihre Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit 
nicht begriffen worden ist. Es gibt wohl kein Gesetz, zu dem die Motive 
und der Kommentar das Warum nicht umständlich beantworten. Beson¬ 
ders das Handelsgesetzbuch und alle Werke über kaufmännische Orga¬ 
nisationen, Buchführungen usw. sind mit so vielen Kommentaren, Ver¬ 
gleichen, Anwendungen, Begründungen usw. versehen, daß Uber den 
Grund, den Zusammenhang und die Auswirkung sich jeder unterrichten 
kann, der es will. Für die mindestens ebenso wichtigen Verwaltung»- 
anordnungen usw. der Reichs- und Staatsbehörden verzichtet man auf 
jede Erläuterung, als gäbe es Geheimnisse zu bewahren. Das sollte man 
gründlich ändern, dann würde ein anderer Geist in die oft starren Vor¬ 
schriften hineinkommen und auch eirt anderer Geist aus ihnen sprechen. 
Dadurch wird man dem kaufmännischen Geist jedenfalls viel näher kom¬ 
men als mit kaufmännischen Formen, die man überall künstlich hinein- 
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pressen will. Und schließlich würde man nicht immer streiten um Büro¬ 
krat oder Kaufmann, sondern man fände die Synthese Bürokrat und 
Kaufmann. Das heißt, es müssen sich nach Möglichkeit vereinen die 
Gewissenhaftigkeit, die Gründlichkeit und die Verwaltungserfahrung des 
Beamten mit der Großzügigkeit, der Freiheit und der Regsamkeit dee 
Kaufmanns. Das wäre das Ideal. Seiner vollen Verwirklichung aber 
steht entgegen, daß der Staat kein Erwerbsunternehmen ist, und deswegen 
wird der Beamte kein Kaufmann und der Kaufmann kein Beamter sein 
können und dürfen. Die Gründe liegen auf staatsrechtlichem, wirtschaft¬ 
lichem und sozialem Gebiet. 

Diese Zeilen beabsichtigen, zur Klärung einer Frage von hoher 
wirtschaftlicher Bedeutung beizutragen. Nicht eine Streitschrift sollen 
sie sein, sondern zu ihrem Teil dem Wohl der Reichsbahn und des Vater¬ 
lands dienen. Ein Hamburger ist stets eingedenk der Worte, die an den 
Grenzsäulen zwischen Hamburg-St. Pauli und Altona stehen: 

Nobis bene — nemini male! 
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Die Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 

Von Dr.-Ing. Kfimmell, Berlin. 

Mit bildlichen Darstellungen und Plänen. 
(Schluß.) 1 ) 


Vergleich der Bahnhofsarten. 

Weil Nürnberg nach den Erfahrungen von Dresden und Chemnitz 
gebaut ist, sind seine Kosten günstiger, als die dieser beiden Bahnhöfe. 
Es liegt etwa in der Höbe von Seelze und Komwestheiin. Nun sind aber 
Nürnberg, Seelze und Kornwestheim, jeder für seine Gattung, die am 
besten ausgebildeten Bahnhöfe, in denen alle Erfahrungen über Ver¬ 
schiebebahnhöfe sozusagen akademisch verwertet sind. Dabei unter¬ 
scheiden sich Kornwestheim und Seelze in ihrem Wesen eigentlich nicht. 
Wenn man also lediglich das Bild der Tafel 5 a mit dem etwas höher zu 
legenden Nürnberg 'betrachtet, wird die Wahl des Systems schwer. Da 
müssen noch andere Gesichtspunkte herangezogön werden. Es wird 
entschieden für das System Nürnberg sprechen, wenn die Lastrichtung 
vom Berge kommt und das Gelände keine besonders hohen Baukosten er¬ 
fordert. Diese, die an sich weiter unten behandelt •werden, müssen hier 
schon erwähnt werden, weil sie den Gefällsbahnhof bei nicht ganz günsti¬ 
gen örtlichen Verhältnissen ausschließen. Dabei sind die oft schwierigen 
Einführungslinien (Steigung und Krümmung) nach Bau- und Betriebs¬ 
kosten (Umwege!) in jeder Weise zu berücksichtigen. Der Gefälls¬ 
bahnhof ist dem einseitigen Flachbahnhof offenbar in der Leistungs¬ 
fähigkeit überlegen — 5000 gegen 4000 Wagen —. 

Gegen das System spricht aber die gegen die zweiseitigen ganz 
großen Anlagen begrenzte Leistungsfähigkeit, die bei Nürnberg nicht 
über 5000 Wagen hinausgeht und wohl kaum zu vergrößern sein wird. 
Es sei denn, daß den beiden Richtungsgruppen schon je eine Einfahr¬ 
gruppe entspricht, das setzt aber voraus, daß die Züge auf einen Vor¬ 
bahnhof schon zerlegt sind. Hierdurch entstehen aber sicher höhere 
Kosten als bei einem großen zweiseitigen Bahnhof, da einmal Umwege 
unvermeidlich sind, dann aber jede neue Zugbildung neuen Aufenthalt und 
neue Kosten verursacht. Schließlich bestehen alle Kosten eines Bahnhofs 
aus einer konstanten und einer veränderlichen Anlage, die abhängig von 

l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1923, S. 269. 
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der Wagenzahl ist. Die konstante aber, oder wenigstens ein Teil davon, 
läßt sich bei nur einem Bahnhof sicher vermeiden. Die Maßnahme eines 
Vorbahnhofs ist also immer ein Notbehelf, um bestehende Anlagen besser 
ausnutzen zu können, und kann nie gerechtfertigt werden, wenn sich 
beim Neubau eines Bahnhofs irgendwie voraussehen läßt, daß die Ver- 
kehrsmenge die Grenze seiner Leistungsfähigkeit in absehbarer Zeit 
überschreitet. Gegen die Gefällsbahnhöfe spricht ferner die Gefahr des 
Durchrutschens sowohl beim Einfahren, als auch bei jedem Wagen und 
jeder Gruppe, selbst bei Stillstand. Die Unfallkosten der Tafel 4 er¬ 
scheinen zwar nicht hoch, doch sind in Dresden und Chemnitz gelegentlich 
erhebliche Unfälle aus dieser Ursache entstanden. Hat man hauptsäch¬ 
lich nach Richtungen zu zerlegen, so daß man i. d. R. aus der Richtungs¬ 
gruppe ausfahren wird, so kommt ein Gefällsbahnhof nicht in Frage. 
Denn nur ein Flachbahnhof ermöglicht es, wenige Züge hinter den 
Richtungsgleisen stationsweise zu ordnen, die Mehrzahl aber unabhängig 
davon unmittelbar ausfahren zu lassen. Ein normaler Gefällsbahnhof 
zwingt aber, alle Züge durch die für die meisten Wagen unnötigen übrigen 
Gruppen durchlaufen zu lassen, w’as durch unnötige Hebung, Brem.— 
besetzung und lange Wege den Betrieb erheblich verteuert. 

Für die große Anlage ist die Auswahl nach den Tafeln 5, 5 a (S. 270, 
271) und im allgemeinen auf die drei Systeme Seelze, Komwestheim und 
Nürnberg beschränkt. Ganz große Anlagen sprechen für die Verdoppelung 
von Komwestheim, weil Brockau, Mannheim nicht als rein akademische 
Lösungen anzusehen sind. Gegen Brockau sprechen nur die hohen Ab¬ 
drückkosten und einige Krümmungen im Gleis. Mannheim ist aus ört¬ 
lichen Gründen nicht völlig einheitlich durohgeführt. — Liegt von vorn¬ 
herein die Verkehrsgröße noch nicht fest, so scheint der Bauvorgang 
Kornwestheim der gegebene. 

Hier sei noch eine Erfahrung der Generalbetriebsleitung-Siid, 
(Oberbaurat Emrich) wiedergegeben, danach war bei Froslwetter Korn¬ 
westheim der Bahnhof, der am längsten zufriedenstellend arbeitete, jeden¬ 
falls länger als Nürnberg. Danach kann das Ergebnis dahin zusammen- 
gefaßt werden, daß das System Nürnberg unter günstigen Verhältnissen 
dem System Kornwestheim und Seelze nicht nachsteht, es vielmehr über¬ 
trifft, wenn die Hauptlastrichtung mit dem Bahnhof zu Tal geht, vor¬ 
ausgesetzt, daß die Baukosten günstig sind, daß es aber die Leistungs¬ 
grenze von 5000 Wagen nicht überschreiten kann. Im allgemeinen kommt 
für Wagenzahlen von 1500 ab zunächst wohl eine erweiterungsfähige, 
einseitige Anlage nach System Komwestheim wegen der geringen Bau¬ 
kosten in Frage. Sie muß aber unter Umständen zu dem System Seelze 
(gegebenenfalls mit größerer Wagenleistung) ausgebaut werden können. 
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Zusammenstellung 7. Nr. 16. ■•triebstosten ies Verscblebebahmheft 

Dr*sden«Frl*drlchstadt für Monnt August 1921. 

Beiastungstufe I (Kieinleistimg). Mit einer geschätzten durchschnittlichen Tageshöchstleistung des Bahnhofs von 1900 Wagen, im 
Ausgang gezählt, bei geringst tunlicher Besetzung mit Personal und Lokomotiven (entspricht einer Werktagshöchst¬ 
leistung des Bahnhofs von 2000 Wagen und des Ablaufberges von 2060 Wagen). 
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I>ie Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 
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Belastungsstufe III (HttohstMstang). Mit einer geschätzten durchschnittlichen Tageshöchstleistung des Bahnhofs von 38 OOO Wagon, 
im Ausgang gezählt, bei gleicher Besetzung mit Personal und Lokomotiven, wie im August 1921 (entspricht einer Werk- 
tagshöchstleistnng des Bahnhofs von 4 000 Wagen und des Ablaufberges von 4100 Wagen). 
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Zusammenstellung 7. Nr. 19. Betriebskosten des Yerschiebebahnhofs Kernwestbelm 
~ ' fttr Monat begast 1921. 
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fSr Monat A«goit 1921. 
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Die Betriebskosten der Verschiebebalmhöfe. 


Stationsgruppe. 

Es bleibt noch übrig, auf die Kosten in den Stationsgruppen und die 
des Eckverkehrs zu kommen. Sie sind für eine Reihe von Bahnhöfen 
besonders ermittelt. Die Auszüge aus der Zusammenstellung 7 zeigt 
Tafel 8. Spalte 4 gibt die Zusatzkosten, die für Nahgüterzüge entstehen. 
Sie schwanken nach Spalte 5 zwischen 6i> und 116 % und betragen im 
Mittel rd. 90 % der übrigen Kosten. Sie zeigen wiederum, wie hoch 
jedes „Anfassen‘‘ eines Wagens zu bewerten ist und beweisen, daß nur 
der am besten durchgebildete Bahnhof wirtschaftlich arbeiten kann. 
(Vgl. die (hohen Kosten älterer Anlagen, z. B. Pankow.) 


Tafel 8 . Kosten eines Nahgttterwagens 

' (Für die tatsächliche Augustbelastung). 


1 

2 

3 

4 

6 

6 

7 

u 

Zi 

flj 


Gesamt¬ 
kosten l ) 

Zusatzkosten 
fiir Nahgüterzüge 2 ) 

Gesamt¬ 
kosten der 
Nahgüter¬ 
züge 

% Sp. 8 + 4 

Zahl 

der Wasen 

i 



M 

% Sp. 3 

6 

Brockau .... 

i 

10,71 «) 

9,89 

— 

16,81 *) 

278 

6 

Langendreer 

9,40 4 ) 

j 5,75 

— 

— 

680 


Richtung W—0 

8,48*) 

8,20 

— 

— 

230 


. o-w 

10,45 4 ) 

4,18 

— 

— 

360 

7 

Geisecke . . . 

13,61«) j 

1260 


1 — 

310 


Richtung W—0 

12,73 j 

14,80 

116 

27,53 

224 


. O-W 

Seelze 

10,67 

i 

| 11,60 

110 

22,17 

86 


Richtung W — 0 

16,50 

10,20 

66 

25,70 

207 


. o-w 

12,60 

9,85 

78 

22,45 

128 


Soest . 

16,33 4 ) 

11,22 

— 

— 

366 


Richtung W—0 

18,89 

11,22 

82 

24,11 

185 


. o-w 

18,so 

11,22 

85 

; 14,53 

180 

21 

Herne. 

18,77 4 ) 

11,51 

— 

i 

— 

33 

Pankow .... 

20,60«) 

10, oo 

— 


— 


Sehr lehrreich ist in dieeem Sinn die von Regierungsbaurat Hammann 
für Brockau aufgestellte Zusammenstellung 11 (S. 421). Demnach muß 
jedes Neuanfaseen (Wiederingangsetzen) möglichst vermieden, also die 
Zahl der Behandlungen vermindert werden. Das ist durch viele Rich¬ 
tungsgleise möglich. 

0 Nach Tafel 4 Sp. 45—47 (= 1,04 Sp. 36 —88) und aus Zusammenstellung 7, 
gegebenenfalls auch mit Zuschlag von 4°/ 0 für Nebenausgaben der Sp. 39 —44. 

*) Nach Zusammenstellung 7 (Kosten für Lokomotiven und Personal) +20°/o 
für die übrigen Kosten. 

8 ) Nach Zusammenstellung 11 (vgl. jedoch die Bemerkung dazu auf S. 218. 

«) Gesamtkosten auch einschließlich der der Nahgüterzüge — diese auf alle 
Wagen verteilt. Für diese Zeilen ist Sp. 5 und 6 nur nach Umrechnung zu bilden 
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Eckverkehr. 

Auch der Eckverkehr verursacht besondere, nicht unerhebliche 
Kosten. Er wird in der verschiedensten Weise behandelt. Bei besonders 
günstigen örtlichen Verhältnissen kann er z. B. ohne weiteres von dem 
Hauptablaufberg der einen Richtung in die Richtungsgruppe der anderen 
Richtung laufen und verursacht dann keine weiteren Kosten. Das ist in 
Engelsdorf für den Eckverkehr West-West der Fall, der andere Grenzfall 
wird der sein, daß er von einem Hauptberg in Übergabegleise läuft und 
von dort aus zu dem anderen Berg geholt wird, um die gleiche Behandlung 
durchzumachen wie die dort eingehenden Wagen. Dazwischen liegen 
alle Möglichkeiten. Für die Ermittlung der hier entstehenden Zusatz¬ 
kosten sind leider wenige Unterlagen vorhanden. Nur Brockau gibt die 
genauen Kosten an, dort wird der Eckverkehr in verschiedener Weise 
behandelt, in der Hauptsache aber durch die übergabegleise übergeben. 
Die mittleren Zusatzkosten für den Wagen setzen eich zusammen aus 
einem Abdrücken über einen Hauptberg und dem Abholen aus dem Über¬ 
gabegleise. (Dazu kämen noch der Mehraufwand an Zeit, der jedoch 
nicht ermittelt werden konnte, auch nicht erheblich ist, s. unten unter 
Wagen.) Die Abdrückkosten sind nur in Brockau ermittelt. Sie betragen 
nach Zusammenstellung 11 für den Berg mit hochliegenden Einfahrgleisen 
4,14 + 0,io = 4,24 JL Das Verbringen eines Wagens aus den übergaibe- 
gleisen zum anderen Hauptberg kostet 7,o JL Für die übrigen Bahnhöfe 
der Tafel 9 konnten nur die Abholkosten aus den Rechnungsunterlagen 
berechnet werden. Die Zeit für Lokomotive und Personal war angegeben. 
Das für das Ahholen der Wagen aus den Übergahegleisen nötige Personal 
wurde mit vier Mann angenommen und so die entstehenden Kosten ge¬ 
funden. Für die übrigen Anlagen wurde aus Mangel an weiteren Unter- 

Fortsetzung des Textes s. S. 423 .) 

Zusammenstellung 11. 

Personal- und LoKomottvkosten für verschiedene Wagengattungen 
für Bahnhof Brock an. 

Für Bahnhofs-Oberaufsicht und Bureau fallen auf jeden Wagen 
2375:6 910 = 0,40«*. 

Für Einfahrt in Richtung W—O fällt an Personal- und Lokomotivkosten 
auf jeden Wagen 246: 2660 = 0,io M. 

Das Abdrücken eines Wagens über den Haupt-Ablaufberg E—F, W—O 
(Bezirk III) kostet an Personal und Lokomotiven 9 710 : 2 104 = 4,u <*. 

Das Verschieben der täglich in den Stationsordnungsgleisen zu ord¬ 
nenden 278 Nah- und Stückgutwagen kostet für den Wagen an Personal und 
Lokomotiven 2 761:278 = 9,s» M, mit Oberaufsicht, Einfahrt und Ablauf über den 
Hauptberg 0,40 + 0,to + 9,89 + 4,u — 14,63 M. 

Die Behandlung bei der Ausfahrt (Richtungsgleise) kostet 3 264: 2560 = 1. 2 a JC 
für den Wagen. 

Ein Nahgüterwagen kostet also = 14.53 + 1,28 = 15, si M. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923 . 28 
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Die Behandlung eines im geschlossenen Zug um den Ablaufberg E—F 
geführten Ferngüterwagens kostet desgleichen = 1,28 + = M®+1,2* = 2^2 -M; 


einschießlich Oberaufsicht und Einfahrt: 0,«o + 0,io + 2,60 = 3,oo <40. 

Ein mit der anbringenden Zugmaschine der O—W-Seite unter Umgehung 

des Ablaufberges übergebener Wagen des Eckverkehrs kostet 0,« + 0,io -f- ~ 

2,47 


— 0 , 50 -J- 0,96 — 1 , 16 <40; hierzu kommt für Ausfahrt auf der O—W-Seite: 
= 1,6t <40. 1,46+ 1,61 = 2,97 <40. 


5073 

3360 


Ein Wagen des Eckverkehrs, der über den Berg E— F nach den 
Sammelgleisen des Bezirks VIII l&uft, von hier mit Rangiermaschine nach der 
Ausfahrgruppe der Seite 0—W, Bezirk II, überführt wird und von hier ausfährt, 

kostet: 0,40 + 0,io + 4,14 + + g = 4,6« + 7,60 + 1,6t = 13,76 M. 


Ein Wagen des Eckverkehrs, der über den Berg E—F nach den Sammel¬ 
gleisen des Bezirks Vm, von hier mit Rangiermaschine nach der Seite O—W 
(Bezirk VI) und von hier über den Hauptberg A—B läuft, kostet: 


0,40 + 0.10 + 4,14 + 


12552 

1827 


= 4,64 + 7,60 + 6,88 = 19,12 <40. 


Kommt Ablauf über den Nebenberg Ca hinzu, so erhöht sich der Betrag um 


5902 

607 


= 11,64 <40, 19,12 + 11,64 = 30,76 <40 


Andernfalls tritt nur noch die Ausgabe für Ausfahrt aus Bezirk II hinzu 

38^ = Mi *40.. 19»» + 1,61 = 20,63 <40 oder 30,76 + 1,61 = 32,27 <40. 

Bei einmaligem Ablauf über den Nebenberg Ca betragen also die Rangier¬ 
kosten eines Wagens dieses Eckverkehrs 19,12 + 11,64 + 1,61 = 82,27 <40. 

Für Einfahrt in Richtung O—W fällt auf jeden Wagen 246:3 350 = 0,07 <40. 


Das Abdrücken eines Wagens über den Haupt-Ablaufberg A—B (Bezirk VI) 

. . . 12652 . „ 

kostet: - ^ = 6,88 <40 


1827 


Die Behandlung eines Wagens in den Nebenlaufgruppen Ca, Cb, Cc kostet: 

2 S* 7 -4,61 <40. 


„ 5902 4 721 _ a 

Ca — mi - 11,6« «40, Cb Bgo - _ 8,91 <40, 


Cc 


613 


Die geringeren Kosten bei Cc sind auf das Uberwiegen der schneller und 
billiger zu behandelnden Ferngutwagen zurückzuführen. 

Die Behandlung eines Wagens in der Ausfahrgruppe (Bezirk II) kostet: 


6073 
3 350 


= 1,61 <40. 


Ein in geschlossenem Zug um den Hauptberg geführter Ferngutw&gen 

976 

kostet: Oberleitung 0,«o, Einfahrt 0, 07 , Auslastung (Gruppe Cc) ^ ^ = 0,78, Pack- 

39g 

wagenwechsel (Gruppe II) ygftT = 0,32 0,40 0,07 °> 78 + 0,32 = 1,57 <40. 


Die wirklichen Kosten für die Auslastung der um die Ablaufberge geführten 
Fernzüge sind jedoch höher, weil die Auslastung zum großen Teil mit Wagen 
erfolgt, die zuvor über den Haupt- und häufig auch über einen Nebenablaufberg 
gedrückt worden sind. Mit den hieraus entstehenden Kosten müßten die Fem- 
züge belastet werden. Aus Mangel an zuverlässigen Unterlagen muß jedoch da¬ 
von abgesehen werden. 
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lagen hiit derselben il<‘.he. der Abdrückk-iisten. gerechnet. Da sieh das 
Gesamtergebnis von "Br'aek&u völlig m 11 denen der liier betrachteten 
Bahnhöfe deckt, fäjt; - begründet. Sio könne« 

nur etwas .schwanken, da nicht: Höchstbelastung, sondern die zufällige 
Augusibfdiistmvg gewählt werden mußte: Deshalb sind die Bida-Uungs- 
ziffem in Spnlte "2 angegeben. Hrnfeehnnng auf Höe&stkdhettmg er¬ 
scheint hier nicht envpfekleuswerk — Diese gefundenen Zahlen sind aber 
nur die Kosten für DfÄstaotiven «udnur.-'fUtJd' $3 ! %, so 
daß die Übrigen SO % (also 25 % der gefoxidesea Werte) zttz:a*ebi&gen 
sind- Die Werte sind, ib Spsdte 4 der foigenden TAleJ O eingetrttgen. 


Tafel 9, 

T\ . . S . 

K : ff' 
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Die Zahlen der Spalte 3 weichen natürlich von denen der Tafel 4 
ab, find aber wie folgt, daran? herg^lestef; es war die AKosteohOhe für 
den Wage» tiftter Abzug des Eefcvörkolijrs notwendig, der aberip Spalte 
45 (ßp, 36 + 4 %} der Tafel 4 ühthaBen lat. Aus dop Aulwendüftgsiifteit 
wurdd iUe Prozentzalil des Eckverkehr? abgelegen Sie beträgt £ B. für 
Offenburg 265*. Die gesuchten Kosten- ohne Enk verkehr seien k, dann 
kostet ein EftkAagen k c 0 (Sp 4 Tafel 0.) Für 100 Wagen gilt 
dann folgende Gleichung: 

26 (1t + 9 w) ;r k.. 74 — 25.«} . IQO ( - - Kosi«p aiüs Spalte 45 Tafel -i) 

K — 25,.'T. 

In dieser Wethe wurde Spalte 3 errechnet.. Sie enüjürll das Mittel, 
aij« aUeh Wttgenkpsfe» außer Efdcverkehr,' ai&öD. die für Behand¬ 
lung in den Sfationsgrnppeit 

Es fragt sich nüt>.,wie hoch der Eekverkehr sein muß, um-— nur nach 
den Betriehskostew -Aelneth; einspltigeri BaUphbf *ör dem zweiseitigen den 
V'przug geben sti^ miia^fetb pfts soll hier fiff mittlere Ballte nnter^öulit 
yi&tdßn- 'tfaziT dfeite#•zuhäeb.s t die Bahnhöfe der Ziisaniroettifellung 0. 

s®r 

Go glC ’ ij'4 VFRS1IT OR-. 
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die nach Tafel 5 und 5 a in Brockau günstige, in Wustermark mittlere 
und in Offenburg und Mannheim teuere Preise darstellen. Die Mehr¬ 
kosten des einseitigen Bahnhofs gegenüber dem zweiseitigen betragen 
nach Tafel 4 im Mittel rd. 20 %. Hier ist aber dde Änderung der Zugfahr¬ 
kosten zu berücksichtigen. Die mittleren Kosten des einseitigen 
Bahnhofs betragen danach 11,34 JK/Wagen (Sp. 38 Tafel 4 10,35 jH), 
so daß die wirklichen Mehrkosten des einseitigen gegen den zweiseitigen 
Bahnhof 30 % betragen. Der einseitige Bahnhof fängt dann an wirt¬ 
schaftlich zu werden, wenn die Mehrkosten durch Eckverkehr bei der 
zweiseitigen Anlage so groß werden, daß die Gesamtkosten des zwei¬ 
seitigen Bahnhofs einschließlich des Eckverkehrs gleich denen des ein¬ 
seitigen werden. Es gilt also die Gleichung: Eckwagen mal Kosten + 
übrige Wagen mal Kosten — Gesamtwagen mal Kosten mal 1,3. Für 
100 Wagen also: 

x . k 2 + (100—x) k = 100 . ki . 1,3. 

Die Kosten aller drei Glieder der Gleichung stehen in Beziehungen, 
die aus Tafel 9 abgelesen werden können, nämlich: 

k* = k (1 + e), ki = nk (vgl. Sp. 5 bzw. 8). 

Das ergibt: 

x (1 + e) -f 100 - x = 100. n . 1,3 

ex = 130. n — 100 

Oder der Reihe nach für: 

Wustermark.x = ---—= 38,75 % 

0,9 

Brockau . x = -= 38,20 . 

1,7 

52 

Mannheim.x = = 71,so „ 

0,73 

42 

Offen bürg.x = — = 111,00 „ 

Aus dem Vorhergehenden (Tafel 9, Spalte 4) kann man zunächst 
schließen, daß man versuchen muß, die erheblichen Kosten des Eckver¬ 
kehrs soweit wie irgend möglich durch vereinfachte Behandlung herab¬ 
zudrücken. In sehr vielen Fällen geschieht es auch, indem man die Eck¬ 
wagen in irgendeiner Weise der Richtungs- oder Ausfahrgruppe zustellt. 
Erleichtert kann das werden, wenn man durch mehrere Übergabegleise 
mehrere Gruppen bilden kann. Sind aber viele Gruppen zu bilden, so 
wird man die teuere Behandlung über den anderen Hauptberg nicht ver¬ 
meiden können. Gehen viele Eckwagen auf Nahgüterzüge über, so wird 
man erwägen, ob sie nicht aus den übergabegleisen unmittelbar 
auf einen Stationsberg gebracht werden können. Jedenfalls sind auf 
verschiedenen Wegen Ersparnisse möglich. 
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Weiterhin zeigt die vorstehende Berechnung von x, daß für die 
billiger arbeitenden zweiseitigen Bahnhöfe der Eckverkehr rd. 40 % des 
Gesamtverkehrs betragen muß, ehe nach den Betriebskosten eine ein¬ 
seitige Anlage wirtschaftlich ist. Das gilt aber nur für den Eckverkeihr, 
der die ungünstigste Behandlung, nämlich die über beide Hauptberge (oder 
eine gleich teuere) durchmachen muß. Für die teueren Bahnhöfe wird der 
notwendige Vomhundertsatz erheblich höher. Von den billigen Bahnhöfen 
der Tafel 5, das sind diejenigen, die nur im großen ordnen, ist aber anzu¬ 
nehmen, daß auch ihr Eckverkehr nur wenige Gruppen aufweist, also 
eine vereinfachte Behandlung durchzumachen hat. Die Zahl von 40 % 
kann demnach wohl als Grenze des voll zu behandelnden — teuersten — 
Eckverkehrs angenommen werden, die sich auch bei Einrechnung der 
Zeit nur wenig nach unten verschieben wird — von der ab ein einseitiger 
Bahnhof wirtschaftlicher arbeitet. Die oben gemachten Voraussetzungen 
müssen natürlich berücksichtigt werden, besonders die, daß der Wagen 
den einseitigen Bahnhof im Mittel das 1,3 fache des zweiseitigen kostet. 

Nun wird aber später naohgewiesen, daß die Mehrkosten der Ver¬ 
zinsung und Tilgung für den zweiseitigen Bahnhof etwa dias 1,25 fache 
des einseitigen ausmachen, daß also die Selbstkosten für beide Bahnhöfe 
gleicbzusetzen sind. Demnach spricht also auch ein geringer Eckverkehr 
für eine einseitige Anlage. Die Frage selbst kann erst unten im Zu¬ 
sammenhang besprochen werden. 

Anfwendungslisten. 

Es wäre bedauerlich gewesen, wenn die wertvolle Arbeit, die in 
der Berechnung der Betriebskosten steckt, nur auf den kleinen Kreis 
der untersuchten Bahnhöfe beschränkt bleiben sollte. Durch die im 
Sommer vorigen Jahres eingeführten Aufwendungslisten für den Ver- 
schiebednetnst gibt ee nun ein Mittel, auf Grund genauer Unterlagen die 
Kosten auch für andere Bahnhöfe festzustellen. Bei der Aufstellung der 
Listen wurde gleich darauf Bedacht genommen, soweit es nach dem da¬ 
maligen Stand der Arbeiten möglich war. Die Listen sollen dem Betriebs¬ 
leiter eine Handhabe geben, die Leistung gleichartiger Bahnhöfe zu ver¬ 
gleichen. Als Einheit ist natürlich in der heutigen Zeit zunächst nicht 
die Mark gewählt, sondern die Leistung für die Einheit und zwar die der 
Lokomotive und des Personals. An sich bieten diese Ziffern schon Ver- 
gleichsmöglichkeiten, natürlich unter Berücksichtigung der entsprechen¬ 
den Gewichte, die sich aus den örtlichen Aufgaben ergeben, entsprechend 
den Z-Gewichten der Tafel 5. Maßgebend ist beim Vergleich auch die 
Belastungsziffer Spalte 11. Die Zahlen lassen sich dann leicht für Voll¬ 
last umrechnen. Was dann etwa an ungünstigen Ziffern noch übrig 
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bleibt, ist dem Bahnhof zur Last zu legen, also entweder den örtlichen 
Anlagen oder der Betriebsführung. Der Bahnhof krankt irgendwo. 

Der Übergang von den Einheitaziffern zu den Geldbeträgen ist nun, 
wenn erforderlich, leicht hergestellt. Natürlich kann es sich hier zu¬ 
nächst nur um die Werte vom August 1921 handeln. Nach Tafel 3 sind 
die Kosten für eine Stunde für eine schwere oder leichte Lokomotive in 
den verschiedenen Ortsklassen zu entnehmen. Die nachstehende Zu¬ 
sammenstellung gibt die Kosten für den Kopf Personal, wie sie im August 
1921 wirklich entstanden sind, und die im Mittel 59,40 Ji betragen. 

Zusammenstellung 10. 


Durchschnittliche PersonalKosten auf in Kopf dos Personals. 



•^/Kopf 


c^/Kopf 

Engelsdorf. 

l 

66,49 

Schneidemühl. 

41,90 

Wustermark. 

66,41 

Pankow. 

70,31 

Brockau. 

62,99 j 

Grunewald. 

72,77 

Langendreer. 

65,81 

Schelldorf. 

66,ao 

Geisecke. 

66,58 

Gießen . 

55,00 

Kalk Nord. 

55,76 

Bebra. 

51,5 

Bischofsheim. 

66,00 ; 

Frankfurt (Hgbf.) . . . 

63,oo 

Frankfurt (Oder) .... 

40,6 

Worms. 

60,50 

Dresden . 

63,07 

Glogau. 

36,oo 

Chemnitz. 

63,13 

Cüstrin. 

44,4 

Nürnberg. 

64,40 



Herne. 

66,so 

Summe . ■ . 

1 422,73 

Frankfurt (Main) Ost . 

64,90 

Mittel .... 

59,40 

Oberlahnstein. j 

59,oo 




Im Einzelfall wird man aber statt des Mittels etwa nach einem 
Nachbarbahnhof oder einer ähnlichen Anlage einen höheren oder niedri¬ 
geren Preis nehmen können. Das gilt auch für das Folgende: 

Wenn man dann ferner erwägt, daß die Kosten für Personal und Lo¬ 
komotiven rd. 80 % der reinen Betriebskosten betragen, so ist der volle 
Wert der reinen Betriebskosten für jeden Bahnhof leicht zu ermitteln. 
(Vgl. Tecklenburg: Verk. Woche 21, No. 47, 48.) Unter der Voraus¬ 
setzung, daß es gelingen wird, Kennziffern zu finden, kann man für jeden 
Zeitpunkt den absoluten Wert berechnen. In diesen Zahlen sind die Be¬ 
lastungsschwankungen der Bahnhöfe ohne weiteres enthalten, da sie 
sich ja in Mehr- oder Minderleistungen für die Einheit zeigen. 

5. Verzinsung und Abschreibung des Anlagekapitals. 

Wie oben ausgeführt, war ursprünglich beabsichtigt, den Anteil 
der Baukosten an den Verschiebekosten in Gestalt von Verzinsung und 
Abschreibung aus der vorliegenden Untersuchung fortzulassen. Schon 
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der Vergleich der verschiedenen Systeme zeigte aber, daß ohne ihre Be¬ 
rücksichtigung schwer auszukommen ist Nun wird auch Tilgung und 
Verzinsung, auf die Wageneinheit bezogen, nicht unerheblich ins Gewicht 
fallen. Es fehlt aber bisher jeder Anhalt, wie hoch etwa diese Kosten 
sein werden. Die nachträgliche Feststellung der Baukosten, auch der 
neueren Bahnhöfe, aus den Akten erfordert jedoch ein so großes Maß von 
Arbeit, daß versucht werden muß, in einfacherer Weise wenigstens an¬ 
nähernd, für die fertigen Bahnhöfe zum Ziel zu gelangen. Zu¬ 
nächst sind die Kosten für Tilgung und Verzinsung auf den Wagen für 
einige Bahnihöfe, deren Baukosten bekannt waren, ermittelt und dann 
wurde versucht, daraus einen Annäherungsweg auch für andere Bahn¬ 
höfe zu finden. Über die Baukosten selbst enthält die Literatur der Ver¬ 
schiebebahnhöfe nicht viele Angaben. Von den untersuchten sind nur 
Soest (Dane, Zeitschrift für Bauwesen 1908) und Dresden (Kopeke Z. d'. V. 
<L J. 98, Seite 1135) zu finden. Außerdem liegen noch vor die Kosten von 
einigen anderen Bahnhöfen (s. Tafel 14, S. 243). Die übrigen wenigen 
Angaben reichen in den Krieg hinein — also in verschiedene Preisstände 
— oder wurden aus größeren Bausummen geschätzt, so daß daraus keine 
Schlüsse gezogen werden konnten. Der Grunderwerb ist nur von Soest 
gesondert angegeben. 

Höhe der Verzinsung und Tilgung. 

Die Lebensdauer des Oberbaues wird mit 20 Jahren angenommen, 
die der übrigen Anlagen reicht nicht über 40 Jahre; denn die Betriebs¬ 
kostenrechnung zeigt, daß Anlagen von mehr als 25 Jahren Alter 
(Pankow, Frankfurt [Main], Hgbf.), veraltet sind, d. h. ihre Betriebs¬ 
kosten sind derartig hoch, daß eie in normalen Zeiten einen Neu- oder 
Umbau verlangen. Man könnte nun einwenden, daß mit den Bauten, die 
um die Jahrhundertiwende zuerst ausgeführt wurden, der neue Ver¬ 
schiebebahnhof geschaffen wurde (Dresden-Fr. Osterfeld) und daß diese 
neuen Bahnhöfe länger als 40 Jahre brauchbar sein müßten. Dem kann 
man jedoch erwidern, daß der Verschiebebetrieb als solcher doch noch 
vieler Verbesserungen bedarf; ist doch z. B. die Benutzung der Schwer¬ 
kraft und ihre teilweise Vernichtung durch Gleisbremse, oder umgekehrt 
ihr Versagen gerade im Winter noch ein recht rohes Verfahren, das un¬ 
bedingt der Verbesserung bedarf. Das wird mit Einführung der Groß¬ 
güterwagen noch notwendiger (vgl. Ammann, Verkehretechnisohe 
Woche 22, Seite 76). Die Lebensdauer eines Bahnhofs von 40 Jahren 
erscheint deshalb nicht zu niedrig. Läßt man nun für mittlere Verhält¬ 
nisse die im folgenden begründete Annahme (S. 243) gelten, daß die Kosten 
für Oberbau im Frieden die halben Baukosten ausmachten, so kann man 
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di© Gesamtlebensdauer des Verschiebebahnhofs im Mittel mit 30 Jahren 
annehmen. Das ■würde einer Abschreibung von */*• entsprechen. Nimmt 
man die Verzinsung mit 4^—5 % an, so kann man für Verzinsung und 
Abschreibung .zusammen 8 % des Anlagekapitals einsetzen. (Bei 5 % 
Verzinsung entspricht das einer Lebensdauer des Bahnhofs von 40—46, 
des Oberbaues von 26—30 Jahren.) Das Anlagekapital selbst muß 
so hoch angenommen werden, als ob der Bau im Stichanonat (August 1921) 
ausgeführt wäre. Bei der immer weiter stürzenden Mark erscheint dieser 
Maßstab noch zu gering. Er läßt aber am besten einen Vergleich mit 
den reinen Betriebskosten finden. Verzinsung und Abschreibung sind 
demnach auf Papiermarkwert vom August 1921 gebracht. Die Kosten 
für Oberbau standen im August 1921 etwas über dem 30 fachen (etwa 32) 
des Friedenswertes, die übrigen Baukosten etwas unter dem 20 fachen 
(etwa 18), wie besondere Ermittlungen ergeben haben. Wiederum unter 
dar Voraussetzung, daß vordem Krieg die Oberbaukosten etwa die Hälfte 
der Gesamtbaukosten ausgemacht haben, können diese mit dem 25 fachen 
des Vorkriegswerts angenommen werden. Die Berechtigung des 
Papderwerteinsatzee, besonders für Verzinsung, wird umstritten. Das 
aber steht fest, daß man für den Vergleich mit den Betriebskosten den¬ 
selben Nenner braucht, und das sind eben Papierwerte, also die Bausumme 
in Papiermark. Übrigens erscheint auch die Angabe der absoluten Höhe 
der vollen Betriebskosten in Papiermark nach dem jeweiligen Stande 
notwendig, denn man kann nicht Goldmark mit Papiermark verzinsen, 
wenn dies auch in der Industrie z. B. geschehen muß, weil eben ein all¬ 
gemein anerkannter Umrechnungsmaßstab zurzeit nicht gefunden werden 
kann. Grundsatz muß bleiben, daß mit der Abschreibungsumme nach 
Abnutzung der alten edne neue Anlage hergestellt werden kann. — Der 
Wert des Grunderwerbs braucht nur verzinst, nicht abgeschrieben zu 
-werden. Für den einzelnen Bahnhof betrachtet, muß nun die Summe 
für Verzinsung bei 3 % Abschreibung jährlich entsprechend kleiner 
werden. Bei der Gesamtzahl der Bahnhöfe des großen deutschen Eisen¬ 
bahnnetzes aber kann man Verzinsung und Abschreibung für den Einzel- 
bahnbof als gledchbledbend annehmen. Für den Vergleich muß man es 
unbedingt, und das trifft im vorliegenden Falle zu. Sind die obigen An¬ 
nahmen über die Lebensdauer der Bahnhöfe zutreffend, so würden für die 
K eichsbahn mit etwa 160 großen Versoh'iebebahnhöfen für den gleich- 
bleibenden Verkehr etwa 4 Bahnhöfe jährlich wesentlich um- oder an 
anderer Stelle neugebaut werden müssen. Bei einer Verkehrszunahme 
von 8 % würde dann jährlich noch 0,32 oder rund jedes 3. Jahr ein neuer 
Verschiebebahnhof entstellen. Das wird vor dem Krieg etwa der Fall 
gewesen sein. Das Anlagekapital wurde in diesem Fall nur um 0,33 Neu- 
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bauten jährlich vergrößert. Das gilt für gleichbleibende Betriebsweise. 
Es scheint aber nioht unmöglich zu sein, etwa durch Zusammenfassung 
von Aufgaben die Zahl der Verschiebebahnhöfe zu vermindern Völlige 
Gleiserneuerungen sind, wie erwähnt, nach der halben Zeit erforderlich. 
Die Trennung von Unterhaltung und Erneuerung des Oberbaues könnte 
bei künftigen Untersuchungen in dem einen oder anderen Fall zu Schwie¬ 
rigkeiten führen. Für die vorliegende Untersuchung werden aber bei 
den geringen Mitteln für Gleisunterhaltung keine Schwierigkeiten in der 
Berechnung entstanden sedn, da alle Kosten zu'der laufenden Unterhaltung 
zu rechnen sind. Eine gewisse Gleiserneuerung scheint nur in Frankfurt 
(Main), Hauptgüterbahnhof, und in Nürnberg ausgeführt zu sein. Für 
den Vergleich müßten diese Bahnhöfe in Tafel 5 demnach etwas tiefer 
gerückt werden (vgl. auch Tafel 5a). Im Mittel weiden aber die Kosten 
für Verzinsung und Tilgung zu denen der Tafel 4 hinzuzuzählen sein. 

Sucht man jetzt zu den Kosten selbst zu gelangen, zunächst in Vor¬ 
kriegspreisen, so ergibt sich folgendes Bild: 


Tafel 14. 


1 

2 

i 3 

4 

Bahnhof 

Gesamtbaukosten 

• ■ i 

Oberbaukosten 

i 

% Sp. 8 

Geisecke. 

4112000 

| ! 

1 2 ICO 000 

61 

Soest . 

3100000 

ohne Grunderwerb 

| 1400000 

(davon Stellw. 200 000) 

45 

Kirchweyhe ...... | 

• I 1 

1900 000 

1800000 

i (davon Stellw. 200 000) 

! 68 

Osnabrück . 

3800000 

j 1950000 

1 (davon Stellw. 350 000) 

51 

Rheine.| 

2500000 j 

— 

— 

Dresden- Friedrichstadt ' 

5865000 

ohne Grunderwerb 

— i 

1 (48) 

j 


Kirchweyhe ist sozusagen eine geschlossene Gleismasse mit wenig Gliede¬ 
rung und ohne schienenfreie Kreuzungen. Leider fehlen weitere Vor¬ 
kriegsangaben. 

Hieraus wurden die gleichwertigen August-Baukosten hergeleitet. 
Dabei wurde mit Hilfe der Spalte 3 die Vervielfäitigungsziffer des Frie¬ 
denspreises gesucht. Sie kann bei Geisecke und Osnabrück mit 25 any¬ 
nommen werden und (beträgt bei Kirchweyhe nach der Gleichung 

100x = 68.32+ 32.18x = 27,55 

von 68 % Oberbaukosten, die 32 fach gestiegen sind; die übrigen 32 % 
Baukosten sind 18fach gestiegem. Für Soest wird x = 24,3 Die 8 % der 
Baukosten betragende Jahressumme muß nach dem früheren durch 345 ge- 
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teilt wenden,, um die Tageamwuriie za ergeben. Aus dieser Summe lcnim 
die Baitfedst-enhyperbel berechnet werden nach der Gleichung: Wagen- 
zahl»; Kitiheitekosren — Konstante. 

X . y fei 

Die 'Knsten für Höchstbelastung errechnen sich wie folgt: 




WMmwt®. 
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I “ ,0me -Ä .äM».*o» - 
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Dresden . . 


«46 .' 3 götl 




Für Rheine und Dresden standendie Kosten für Oberbau nicht fest, 


aus der GteUlange gesohafef, indem daa Kilometer. Gleis .auf 30000 .M- 
bereehuet waide. Dabei wurde fdr die .Baukosten die Geldwcrtvemindo-, 
rüng von iSOb bi»- zum Krieg; uD vo^/b s* unlend gegen die Jetzigen ■Ter- 

—i-ii'-iw iM**. iik-:. ' i i ,A»~ i ‘i _i 



angenummen. Der Unterbauwurde von vornherein mit ausgafülirf. 
Rheitju ist ini Krieg gebaut. Der Vrtrkri«g*svert wurde nur geschätzt, 

T afel 16. 

Vvrfleich der HapitalKostea mit den ninea B»tri«btl«itto 

(bezöge» auf 1 Wagen). 
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Beschränkte Änderungen des Anlagekapitals für die baulichen An¬ 
lagen seit Fertigstellung des Baues sind in den Rechnungen nicht berück¬ 
sichtigt, denn sie vergrößern die Lebensdauer und erscheinen dadurch 
selbsttätig in der Rechnung, weil die Abschreibung über 40 Jahre hinaus 
dem Anlagekapital zugute kommt. 

Tafel 17. 

Betriebskosten der Verschiebebahnhöfe. 

Hyperbeln der Ban- und Betriebskosten. 



Die Baukostenhyperbel wurde in Tafel 16 berechnet und in Bild¬ 
tafel 17 zusammen mit den Betriebskostenhyperbeln der Tafel 6 auf- 
g-etragen. Der Maßstab der Kosten ist nur der halbe der Tafel 6. Zwischen- 
punkte werden durch einfache Einstellung des Rechenschiebers gefunden. 
Tafel 16 zeigt sichere Ergebnisse nur für Geisecke, Kirchweyhe und 
Osnabrück. Für Soest müssen die Zuschläge zu den Betriebskosten 
gemacht werden, die durch die Wertveränderungen zwischen Oktober 192*1 
und August 1921 begründet sind. Wenn man jedoch im vorliegenden Fall 
statt Soest einen Normalbahnhof mit günstigeren Neigungs- und Krüm- 
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mungsverhältnissen annianmt, so würde sich der Valutazuschlag, der hier 
natürlich nicht bloß von den Wechselkursen abhängt, und die Ersparnisse 
an Betriebskosten etwa aufheben. Dresden wird auoh noch sichere Er¬ 
gebnisse liefern. Rheine dagegen ist, wie ausgeführt, unsicher. 

In Spalte 14 liegen Soest und Kirchweyhe nahe beieinander. Sie 
haben beide keine schienenfreien Einmündungen, daher wohl die ver¬ 
hältnismäßig niedrige Vomhundertzahl. Mehr ‘der Regel entsprechend 
werden wohl die Zahlen von G-eisccke und Osnabrück mit 78 auf 88 %, 
die Verhältniszahlen bleiben innerhalb der Stufen gleich. Sie springen 
aber an den Grenzen der tieferen Stufen erheblich, so daß der Baukosten- 
zuechlag z. B. für Geisecke für die tatsächliche Augustbelastung 101 % 
der reinen Betriebskosten beträgt. 


Grunderwerbskosteu. 


Der Einfluß der Grunderwerbskosten kann nur für Soest errechnet 
werden. Er beträgt hier für Höchstbelastung bei 5 % Verzinsung 


1 400 000.0,06 
345.3800 


= 0,064 M ohne Papiermarkzuschlag. 


Leider liegt Soest für den Grunderwerb nicht normal, weil es zu nahe 
der Stadt liegt, wodurch seinerzeit die Grundpreise sicher beeinflußt 
wurden. Umgekehrt sind jetzt die Preise der städtischen Grundstücke 
künstlich niedrig gehalten, im Gegensatz zu den ländlichen Grundflächen. 
Der zu ermittelnde Wert kann deshalb auch nur einen ungefähren Anhalt 
geben, der Papiermarkfaktor wurde daher mit 15 angenommen. Die auf 
einen Wagen fallenden Kosten wären demnach bei Höchstbelastung 
0,8o Jl oder 7,o % der reinen Betriebskosten, das würde für die tatsäch¬ 
liche Belastung dm Oktober 1920 mit 1,40 Jl für den Wagen auf 9 % 
steigen. Mit Absicht wurde auch hier für die Betriebskosten kein Zu¬ 
schlag für den Wertunterschied zwischen Oktober 1920 und August 1921 
gemacht als Ausgleich für die ungünstigen Neigungs- und Krümmungs¬ 
verhältnisse. Man wird deshalb, wenn man die Nähe der Stadt berück¬ 
sichtigt, nicht zu weit fehl gehen, wenn man den Grunderwerb mit 4—8 % 
der reinen Betriebskosten bei Höchstbelastung schätzt. Die untere Grenze 
würde für ländliche Lagen der Bahnhöfe gelten müssen. 

Da, wie erwähnt, die unmittelbare Ermittlung der Baukosten meistens 
sehr schwierig, in vielen Fällen unmöglich ist, andererseits aber die 
vorliegenden Berechnungen nicht genügen, um allgemeine Schlüsse zu 
ziehen, muß versucht werden, auf anderem Wege zum Ziel zu gelangen. 
Gleichartige Beziehungen müssen bei gut durch gebildeten Regelbahnhöfen 
bestehen zwischen 


1. Wagenzahl und Gleislänge, 

2. Gleislänge und deren Kosten und Baukosten, also 

3. Wagenzahl und Baukosten. 
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Dabei ist zu berücksichtigen, daß man in der Wahl der Lage eines 
Verschiebebahnhofe in gewissem Umfang freie Hand hat. Man wird also 
in der Regel den Bahnhof so legen können, daß die Baukosten möglichst 
gering werden. Allzu starke Schwankungen in dem Verhältnis Oberbau¬ 
kosten zu Baukosten dürften also vermieden sein. Das wird sogar 
in gewissem Umfang auch für Gefällsbahnhöfe gelten müssen, weil 
sie nur unter ganz besonders günstigen Verhältnissen gebaut werden 
können, wenn die Kosten für Verzinsung und Abschreibung nicht zu 
erheblich werden sollen; denn die durchgehende Neigung eines Bahnhofs 
wird in der Horizontalebene derartige Erdarbeiten erfordern, daß eine 
solche Anlage gegenüber einem Flachbahnhof in der Regel nicht in Frage 
kommen kann. Bei 2 km Bahnhofslänge wäre bei einer Neigung von 
1:100 und einer entsprechenden Breite der ganze Bahnhof in eine ge¬ 
waltige Anschüttung zu legen. Das war bei Dresden nötig und nur mög¬ 
lich, weil die Auslhubmassen eines Hafenbeckens und einer Flußverlegung 
unterzubringen waren. (Kopeke a. a. O.) 

Beziehung 1 ist schon früher gestreift, indem aus Tafel 5 geschlossen 
wurde, daß die Gleisanlagen dem Bedürfnis für Höchstbelastung ungefähr 
entsprechen müßten, weil die Kosten etwa in gleicher Höhe liegen, denn 
zu weitläufige Gleisanlagen würden mehr Kosten für Lokomotiven und 
Personal verursachen. Diese Schlußfolgerung ist mittelbar. Der unmittel¬ 
bare ziffernmäßige Beweis wird durch die folgende Zusammenstellung 
versucht. Die Gleislängen umfassen die Uuterhaltungslängen (Tafel 4, 
Spalte 24—29) und zählen die Weichen mit. 

Schon die vorliegenden, nicht zahlreichen Angaben lassen eine 
Gesetzmäßigkeit erkennen. Zu berücksichtigen sind auch hier die Z- 
Gewichte der Tafel 5, weil starke Zerlegung größere Gleislängen er¬ 
fordert. Demnach liegt der Gleisbedarf für einen Wagen (Höchst¬ 
belastung) für die zweiseitige Anlage etwa bei 19—21 m, dabei fällt 
Kirchweyhe nach seinen Aufgaben offenbar aus den Rahmen, wie auch 
aus Tafel 15 hervorgeht, für den einseitigen Flachbahnhof in Mittel etwa 
bei 13 m. Ebenso hoch liegt Nürnberg. Ohne also auf Kostenzahlen ein¬ 
zugehen, stellen sich die Baukosten der einseitigen Bahnhöfe am niedrig¬ 
sten, die Gefällsbahnhöfe Dresden und Chemnitz liegen erheblich darüber 
und sogar üiber den zweiseitigen. Dadurch wird die Notwendigkeit günsti¬ 
gen Geländes ebenfalls bewiesen. Die Beziehungen 2 und 3 sind schon 
in den Tafeln 14—17 vorweggenommen. Das Verhältnis Oberbaukosten 
zu Baukosten konnte man vor dem Krieg für mittlere Verhältnisse an¬ 
scheinend verallgemeinern nach Zusammenstellung 14 mit 50 %. Dem¬ 
nach könnte man aus der Gleislänge die Baukosten berechnen, wie in 
Zusammenstellung 14 und 15, da ja die Oberbaukosten für das Kilometer 
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Zusammenstellung 18. 




GleislKnge 

km 

Höchst¬ 

leistung 

Für l Wagen 
nötige 
GleislKnge 

m 

Zweiseitige Bahnhöfe 

Engelsdorf . . . 

74,2 

3 600 

21 


Langendreer . . 

87,01 

4 400 

18 


Geisecke . . . . 

B6,o 

4000 

14 


Bischofsheim . . 

61,4 

3 200 

19 


Kirchweyhe. . 

25,6 

4 500 

6 


Frankfurt (Oder) , 

60,6 

2400 

21 

Gefälls-Bahnhöfe . . . 

Dresden-Fr.. . . 

93,1 

3800 

24 


Chemnitz H 

74,9 

3600 | 

21 


Nürnberg. . . . 

68,0 | 

6000 ! 

| 

14 

Einseitige Bahnhöfe . 

Frankfurt Ost. . 

24,30 ' 

1900 

13 

• 1 

Osnabrück . . . 

27,1 

1 2300 

1 12 

1 

Rheine. 

18,7 

2000 | 

9 

Ältere Bahnhöfe . . . 

Pankow. 

60,60 ! 

2400 i 

21 


Schneidemühl 

36,0 

2600 

14 


Speldorf .... 

23,6 

2600 

9 


Gießen . 

21,76 

1700 

13 


Bebra. 

21,24 

1660 

13 


Frankfurt Hbhf. 

31,28 

2900 | 

11 


bekannt sind. Der Fehler würde allerdings nur bei 10 % Abweichung 
(Spalte 4 Tafel 14), also bis zu 40 und 60 % in erträglichen Grenzen 
bleiben. Er würde in dem Ergebnis der Zusammenstellung 15 bis zu 5 % 
betragen. Wollte man z. B. auch für Kirchweyhe 50 % annehmen, so 
würde ein Fehler von 9 % entstehen. Dieser Bahnhof ist nun aber eine 
Anlage mit so geschlossener Gleisentwicklung und so geringer Gliede¬ 
rung, daß seine Verhältnisse als außergewöhnlich! anzusehen sind. 

Immerhin sind die Beziehungen wert, durch gelegentliche Prüfungen 
geklärt zu werden. Die vorliegenden Unterlagen sind noch zu wenig 
zahlreich, so daß davon abgesehen werden mußte, weitere Bahnhöfe als 
die der Zusammenstellungen 15—17 auszurechnen. Ein Versuch wird 
unten nur für Pankow gemacht. Sie lassen jedenfalls einen ungefähren 
Schluß auf die Höhe der Verzinsung und Tilgung der Baukosten zu. 

Wagen. 

Die durch Wagen entstehenden Kosten setzen sich zusammen aus 
denen für den Aufenthalt und die Abnutzung außer den schon oben be¬ 
handelten Beschädigungen. 

Die Kosten des Aufenthalts sind nur solche für Verzinsung und 
Abschreibung des Beschaffungskapitals, nicht auch für Frachtausfälle. 
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da der Aufenthalt auf den, Verschiebebahnhöfen zu den notwendigen 
Aufenthalten gehört und durch die Fracht mitgedeckt werden muß. Die 
Sollaufenthalte ergeben sich aus den Aul wendungslisten. Sie sind für 
die untersuchten zweiseitigen Bahnhöfe mit rd. 6,2 St., für die ein¬ 
seitigen mit 6,4 St. und die älteren mit 5,4 St. ermittelt. Die Angaben 
sind noch nicht ausreichend untersucht, um Schlüsse darauf aufzubauen, 
das kann nur durch besondere — übrigens bereits eingeleitete — Unter¬ 
suchung geschehen 1 ). Die geringere Zeit der alten Bahnhöfe ist vielleicht 
durch die bessere Übersicht der meist kleinen Anlagen zu erklären. Die 
tatsächlichen Aufentihaltszeiten sind für eine Reihe von Bahnhöfen für 
im ganzen etwa 7000 Wagen mit 10,8 Stunden festgestellt, jedoch für die 
Zeit der Stockung, Ende Dezember 1921. Man kann die Aufenthalts¬ 
dauer für Regelzeiten demnach wohl mit 7 Stunden annehmen; ein Wagen 
kostete ilm August 1921 im Mittel 57 000 Ji , d. s. für das Jahr bei 10 % 
Verzinsung und Abschreibung 5700 M iund für die Stunde 0,6» \M 
(36b . 7 .6 700\ 

\ 345 365 24/ O* 6 * 345 Tagen), also für eine Aufenthaltsdauer von 
7 Stunden 4,so JL 

Statt der mittleren Zeit wird nach genauer Feststellung besser die 
richtige Zeit eingesetzt, die dann natürlich auch die verschiedenen Bahn¬ 
höfe verscfhieden günstig erscheinen läßt 

Die Abnutzung auf den Verschiebebahnhöfen ist ja besonders hoch, 
doch ist bei den Unfällen hierfür ein Zuschlag gemacht, so daß die 
Summe hier nicht noch einmal berücksichtigt zu werden braucht. 
Übrigens kann sie nicht erheblich ins Gewicht fallen, weil sie schätzungs¬ 
weise von den reinen Verschiebekosten nur etwa % bis 1 % beträgt 

Verwaltungskosten. 

Die Verwaltungskosten sollen ebenfalls nur durch Schätzung er¬ 
mittelt werden. Um ein Bild von ihrer Höhe zu erzielen, ist der Haus¬ 
halt des Reichsverkehrsministeriums für 1922 zugrunde gelegt, ohne 
Nachtrag, da die zu suchenden Verhältniszahlen etwa dieselben bleiben 
weiden. In Betracht kommen als Kosten die vom Amt an aufwärts ein¬ 
schließlich der Zentralstelle entstehenden. Sie lassen sich also ziemlich 
genau berechnen. Im vorliegenden Fall genügt aber eine annähernde 
Schätzung des Verhältnisses der hier entstehenden Kosten zu den Ge¬ 
samtausgaben. Deshalb sind zunächst alle Kosten der Hauptverwaltung 
eingesetzt, dann bei Tafel 1 alle Ausgaben bis Gruppe VII, von 
Gruppe VI noch rund Vs, nämlich die Hälfte der Eisenbahn- 

i) Demnach betrug die tatsächliche mittlere Anfenthaltsdauer fast 8 Stunden 
im Juli 1922. 
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Sekretäre. Die darin enthaltenen Stellen des äußeren Dienstes 
werden mindestens ausgeglichen werden durch die Stellen der unteren 
Gruppen. Im ganzen sind das rd. 14% des Tit. 1; von Tit. 2 
(Teuerungstzuschläge) sind deshalb ebenfalls 14 % berechnet; von Tit. 5 
(Reise- und Umeugskosten) sind die Reisekosten voll, die Umzugskosten 
zur Hälfte eingesetzt. Tit. 8 b und c (Unterstützungen) sind mit rund 
40 % angenommen. Von Tit. 9 —12 sind ebenfalls rd. 14 % berechnet. 
Tit. 13,2* (Drucksachen) ist voll angenommen. Tit. 2 , 2 b: Von Kohlen, 
außer Lakomotivkohlen, sind rd. */» eingesetzt, in der Annahme, daß 
dadurch ein Ausgleich mit den nicht eingesetzten Stoffkosten eintritt. 
Tit. 18 , 2 * (Haftpflicht- und Ersatzleistungen): Naoh besonderen Er¬ 
mittelungen fallen auf einen Verschiebebahnhof annähernd 10 % der 
gesamten Wagenumlaufszeit, so daß von der Gesamtsumme für Ersatz¬ 
leistungen von rd. 800 Millionen M 10 % eingesetzt sind. Daraus ergibt 
sich folgende Zusammenstellung: 


Hauptverwaltung. 69,2 Mül. M 

Betriebsverwaltung 

Kap. 2 Tit. 1 . 1 722,6 

Tit. 2 14%. 390,0 „ 

Tit. 6. Reisekosten . . 76,o 

Umzugskosten. 20,o 

Tit. 8b, c = 40%. 7,o 

„ 9-12 =14% . 392,o „ 

„ 18/2 . .. 270,o „ 

„ 22 , 20 . 200,0 

„ 18, 2 und 3.. 80,o „ 


zusammen . . 3 216,8 Mill. M. 

Die Gesamtausgaben betragen (einschl. Hauptverwaltung) 67 775,2 
Millionen Ji, demnach die Verwaltungskosten 4,77 % = rd. 5 %. 


Zusammenstellung 19. 

GesamtselbstKosten. 


1 

1 2 

i 3 

4 

5 

1 6 | 

1 7 

1 8 

1 9 

Belastungsziffer in % 

, 100 


90 


| 80 


| 60 



oi6 

i 

% 

| cK 

% 

1 tM> 

% 

! c 46 

1 : 

■ % 

17. Geisecke (4000 Wagen): 

r~ 


i : 




'I 

1! 


I.—VI. Reine Betriebskosten (Zusammen* 




1 



| 


Stellung 4, Spalte 47). 

7,0<> 

40 

Ö,50 

40 

9,60 

41 

9,90 

37 

VII. a) Verzinsung und Abschreibung .... 

5,99 

31 

6,02 

31 

7,45 

32 

9,90 

37 

b) Verzinsung, Grundwert 5%, I—VI . 

0,:)8 

1 2 I 

0.12 

2 1 

0,47 | 

2 

0,68 

3 

VIII. Wagen . 

4.80 

22 | 

| 4.80 

22 j 

4,80 , 

20 | 

4,80 

18 

Summe . . . ! 

16,8:) : 

— i 

20,31 

- ! 

*22,32 

- | 

' 25,23 j — 

IX. Verwaltungskosten 5%.- 

• 0,94 . 

5 | 

1.01 

5 ; 

1,12 

*1 

■ 1,26 

1 5 

Summe . . . 

19,77 1 

100 

21 ,:U> 

100 

23,49 

100 

j 26,49 

100 
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1 


3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Belastungsziffer in % 

100 

M 

% 

90 

M 

% 

80 

M 

% 

60 

M 

% 

15. Soest (8800 Wagen) ohne Valutazuschlag 
zu L—VI. entsprechend den angenomme¬ 
nen verbesserten Neigungs- und Krüm¬ 
mungsverhältnissen: 









1.—VI. (Zusammenstellung 4, Sp. 47) .... 

10,51 

48 

11,60 

49 

13,16 

50 

14,80 

49 

MI. a) Verzinsung und Abschreibung . . . 

4,eo 

21 

6,13 

22 

5,78 

22 

7,70 

26 

b) Verzinsung, Grundwert 5%, I—VI . 

0,80 

4 

0,89 

4 

1,00 

4 

1,33 

4 

VIIL Wagen. 

4,80 

22 

4,80 

20 

4,80 

19 

4,80 

16 

Summe . . . 

20,21 

— 

22,41 

— 

24,73 

— 

28,63 

— 

IX. Verwaltungskosten 5%. 

1,08 

5 

1,13 

5 

1,23 

5 

1,43 

5 

Summe . . . 

21,74 

100 

23,58 

100 

25,46 

100 

80,06 

100 

11. Kirchweyhe (4500 Wagen): 









I.—VI. (Zusammenstellung 4, Sp. 88) (l,ot) (49) 

6,73 

40 

6,43 

42 

7,15 

48 

9.66 

47 

VII. a) Verzinsung und Abschreibung . (23) 

2,73 

19 

3,03 

20 

3,40 

21 

4,66 

22 

b) Verzinsung,Grundwert6%,I—VI.( 2) 

0,39 

2 

0,83 

2 

0,86 

2 

0,48 

2 

Vin. Wagen.(1) 

4,80 

34 

4,80 

31 

4,80 

29 

4.80 

24 

Summe . . . 

13,54 

— 

14,56 


15,61 

— 

19,38 

— 

IX. Verwaltungskosten 6%.(6) 

0,67 

6 

0,78 

5 

0,78 

6 

0,97 

5 

Summe . . . 

14,21 

100 

15,19 

100 

16,39 

100 

20,35 

100 

25. Osnabrück (2 300 Wagen): 









I.—'VL (Zusammenstellung 4, Spalte 47) . . . 

10,90 

40 

12,10 

41 

13,60 

42 

16,85 

43 

MI. a) Verzinsung und Abschreibung . . . 

9,66 

86 

10,60 

36 

4,90 

36 

14,86 

38 

b) Verzinsung, Grundwerts 0 /«, I.—VI. . 

0,65 

2 

0,62 

2 

0,70 

2 

0,87 

2 

VfG. Wagen. 

4,80 

18 

4,80 

16 

4,80 

15 

4,80 

12 

Summe . . . 

25,80 

— 

28,12 

— 

31,00 

— 

37,87 

— 

IX. Verwaltungskosten 5%. 

1,29 

5 

1,41 

5 

1,64 

5 

1,86 

5 

Summe . . . 

27,09 

100 

29,58 

100 

32,54 

100 

39,23 

100 

16. Dresden (3800 Wagen): 









I.—VI. (Zusammenstellung 4, Spalte 47) . . . 

12,30 

44 

14,50 

47 

15,80 

46 

20,40 

47 

VII. a) Verzinsung und Abschreibung . . . 

8,96 

32 

9,95 

31 

11,35 

33 

16,00 

35 

b)Verzinsung, Grundwerte 0 /«, L—VI. . 

0,54 

2 

0,60 

2 

0,67 

2 

0,90 

2 

Vm. Wagen. 

4,80 

17 

4,80 

15 

4,80 

14 

4,80 

11 

Summe . . . 

26,49 

— 

29,86 

— 

32,03 

— 

41,10 

— 

IX. Verwaltungskosten 5% . v . 

1,82 

5 

1,49 

5 

1,60 

6 

2,06 

5 

Summe . . . 

27,81 

100 

31,84 

100 

33,62 

100 

43,16 

100 

33. Pankow (geschätzt) (2400 Wagen): 







1 


I.—VI. (Zusammenstellung 4, Spalte 47) . . 

9,30 

58 

21,80 

54 

23,70 

64 

31,60 

56 

VH. a) Verzinsung und Abschreibung . . . 

19,16 

26 

10,35 

26 

11,60 

27 

15,60 

28 

b) Verzinsung, Grundwert 6%, I.—VI. . 

1,14 

3 

1,27 

3 

1,42 

8 

1,90 

3 

VUI. Wagen. 

4,80 

13 

4,80 , 

12 

4,80 

11 

4.80 

8 

Summe . . . 

34,39 

— 

37,72 

— 

41,52 

— 

53,80 

— 

IX. Verwaltungsko8ten 5%. 

1,71 

6 

1,89 

5 

2,07 

6 

2,68 

6 

Summe . . . 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 

36,10 

100 

39,61 

1 100 

43,59 

2 

100 

19 

56,48 

100 
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Gesamt© Selbstkosten. 


Nunmehr ist es möglich, die gesamten Selbstkosten unter den her¬ 
geleiteten Voraussetzungen anzugeben. Sie sind aus der folgenden Zu¬ 
sammenstellung 19 für 4 Belastungsstufen zu ersehen. Die Stufen unter 
100 % lassen sich aus der Hyperbelgleichung 'berechnen oder aus den 
Tafeln 6 und 17 abgreifen. 

Die Bau- und Betriebskosten machen bei Vollbelastung etwa 70 bis 
80 % aus. Auch Kirchweyhe wird dieselben Zahlen erzielen, wenn man 
die Aufenthaltszeit, statt 7 Stunden des Mittels, der Wirklichkeit ent¬ 
sprechend auf die Hälfte heruntersetzt. Diese Verhältniszahlen sind in 
Klammem vor die Zahl der Vollast gesetzt. Von einer Änderung der 
Kosten unter VIII wurde jedoch aus den oben angegebenen Gründen 
abgesehen. Die Bahnhöfe der Zusammenstellung 19 bis einschl. Dresden 
sind wie erläutert auf Grund tatsächlicher Zahlen berechnet. Wollte 
man aber von den dort erhaltenen Werten unmittelbar auf die Kosten 
anderer Bahnhöfe schließen, etwa durch das Mittel, so zeigt ein Blick 
auf Tafel 6 und 6a, daß das nicht möglich ist, da die Bahnhöfe zu den 
günstigsten gehören. Dresden liegt etwa in der Kostenmitte aller unter¬ 
suchten Bahnhöfe, während Kirchweyhe der billigste ist. Es sind aber 
auf dem angegebenen Annäherungswege auch die gesamten Selbstkosten 
in Pankow geschätzt. Aus der Gledslänge, rd. 51 km, würden bei einem 
Preis von 30 000 M/km mit der oben begründeten Annahme, daß die 
Oberbaukosten vor dem Krieg etwa die Hälfte der gesamten Baukosten 
ausmachten, und bei einem Teuerungefaktor von 25 die Baukosten für den 
Wagen und Tag (wie Zusammenstellung 25) 


51.2.30000.25 
345.2 400 


= 9,30 M/W&gen 


ausmachen. 

Eine wichtige Beziehung ist auch die der Verzinsung und Tilgung 
zu den reinen Betriebskosten, weil diese ja aus den Aufwendungslisten 
für alle Bahnhöfe überschlagen werden können. Wenn man nun diese 
Beziehung auf breiterer Grundlage hätte, könnte man ohne weiteres die 
Verzinsung und Tilgung ableiten. Die Berechnung dieser Beziehungen 
aus Zusammenstellung 19 lassen nichts weniger als eine Gesetzmäßig¬ 
keit erkennen, die aber bei gut durchgebildeten Bahnhöfen im Mittel vor¬ 
handen sein muß. Man kann ihr aber mit Zusammenstellung 18 auf die 
Spur kommen. Demnach verhält sich die Gleislänge der einseitigen 
Bahnhöfe zu der der zweiseitigen etwa wie 13:19. Man kann also an¬ 
nehmen, daß sich die Verzinsung und Abschreibung der Baukosten ähn¬ 
lich verhalten. Demnach sind diese für den einseitigen Bahnhof rund 
30 % niedriger als für den zweiseitigen. Nach Tafel 4 werden aber die 
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mittleren Kosten des einseitigen Bahnhofs für die reinen Betriebsaus¬ 
gaben etwa 30 % mehr ausmachen, so daß also die gesamten Kosten von 
beiden Bahnhofsarten etwa gleich werden, da auch für Wagenaufenthalt 
kein wesentlicher Unterschied ermittelt werden kann. 

Die einseitigen und zweiseitigen Anlagen sind also ihrem Wesen 
nach als gleichwertig anzusehen. 


Wahl der Bahnhofsart. 

Die Wahl der Art wird immer von den örtlichen Verhältnissen und 
der Art des Verkehrs abhängem. Der Forderung geringster Bau- und Be¬ 
triebskosten wird man stets gerecht werden, wenn man bestrebt ist, die 
Länge der Wege möglichst einzuschränken, man wird dann billig und 
schnell arbeiten. Die Betrachtung der älteren Bahnhöfe zeigt, daß bei 
geringen Wagenzahlen die günstigen einfachen Anlagen dieser Art nach 
den Betriebskosten sehr wohl einen Vergleich mit den neuen Anlagen 
auahalten können. Da auch infolge der geringeren Gleisentwickelung 
erheblich geringere Baukosten entstehen, wird man für kleine Wagen¬ 
zahlen entsprechend einfache Gleisanlagen wählen müssen. Das 
Schleppen von einem Einfahrtgleis in das Abdrückgleis und die Zug¬ 
fahrten wird man gegeneinander abznwägen haben. Werden nur ganz 
wenige Züge oder nur Teile von Zügen zerlegt, so sind die Schlepp¬ 
kosten verhältnismäßig gering, geringer als die der Zugfahrten, wenn 
man unmittelbar in die Abdrückgleise einfährt. Man wird also Ein- und 
Ausfahrgleise in einfachster Form nebeneinanderlegen und in ein Aus¬ 
ziehgleis vorziehen und abdrücken. Geringe Gleisentwickelung, geringe 
Wege. Wird die Zahl der zu zerlegenden Züge größer, so werden die 
Schfepptkosten schließlich eine solche Höhe erreichen, daß sie die Mehr¬ 
aufwendungen an Zugfahrkosten bei unmittelbarer Einfahrt in die Ab- 
drüokgleise übersteigen, selbst bei Berücksichtigung höherer Baukosten. 
Dann wird erst die eigentliche, einseitige Anlage in Frage kommen. Beim 
Bau von Bahnhöfen mit kleinen Anfangszahlen und nicht erheblicher 
Verkehrseteigerung wird man demnach die Erweiterung des einfachsten 
Bahnhofsgrundrisees etwa so vornehmen können, daß man an Stelle des 
Auseiehgleises später eine kleine Einfahrgruppe für beide Richtungen 
anordnet und in geringerem Umfang weitere Gledsgruppen zum Ordnen 
etwa durch Verschieben des Berges gewinnt. (Etwa Grundriß Ober- 
kotzau.) 

Die Anordnung wird ohne Betriebsverteuerung bis zu einer Wagen¬ 
zahl von rund 1000 bis 1500 möglich sein. Hat der Verkehr beim Neu¬ 
bau schon diese Höhe, so muß man den eigentlichen einseitigen Bahnhof 
von vornherein wählen und zwar Anlage Kornwestheim in mehr oder 

29* 
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weniger großer Ausdehnung. Die Ablaufrichtung darf aber niemals der 
Hauptlastrichtung entgegengehen. (Bremen.) Je nach der in absehbarer 
Zeit zu erwartenden Höchstleistung ist dann noch g. F. Ausbau zu einem 
zweiseitigen Bahnhof vorzusehen, unter der Voraussetzung, daß der 
teuere Eckverkehr (im Gegensatz zu dem billigen) rd. 40 % des Gesamt¬ 
verkehrs nicht übersteigt. Der Bauvorgang Kornwestheim ist hier vor¬ 
bildlich. Von vornherein wird man edne zweiseitige Anlage wählen 
müssen, wenn von 2000 bis 3000 Wagen an aufwärts ein schnelles An¬ 
wachsen des Verkehrs zu erwarten ist. Hierherein spielt aber die 
Frage, welche Leistungsgröße eines Verschiebebahnbofs die wirtschaJt- 
lich beste ist. Allein nach den Selbstkosten der Bahnhöfe betrachtet, ist 
jede Größe gleich wirtschaftlich. Nur der Eckverkehr übt hier einen 
Einfluß insofern aus, als die etwa notwendige einseitige Anlage in ihrer 
Leistungsfähigkeit beschränkt ist. Die Möglichkeit der leichteren Aus¬ 
lastung spricht aber sehr zugunsten der mittleren und kleinen Bahnhöfe 
gegenüber den ganz großen (Tafel 6). Die übrigen Gesichtspunkte 
fallen aus dem Rahmen dieser Untersuchung heraus. 1 ) 

Die beschränkten Betriebsverhältnisse an vielen Stellen mit den da¬ 
durch hervorgerufenen besonderen Kosten beweisen, daß man die Erwei¬ 
terungsmöglichkeiten selten zu großzügig vorsehen kann. Man sollte 
wenigstens immer sehr weitgehend Grund und Boden schon bei der 
ersten Anlage erwerben, auf Grund einer groß angelegten Rahmenskizze. 

Die Anlage eines Berges wird auch bei geringer Wagenzahl fast 
immer wirtschaftlich. Nach Dr.-Ing. Müller („Einheitliches zeichnerisches 
Verfahren zur Ermittlung der Frachten usw. Verl. H. Prikarts-Mainz, 
S. 39“) erfordert das Abstößen die drei- bis vierfache Kohlenmenge wie 
das Abdrücken, so daß die geringen baulichen Aufwendungen bald ver¬ 
zinst sind. Auch die hohe Lage des Abdrück-(Auszieh-) gleises wird, 
wenn irgend möglich, anzustreben sein, da ja das Hochdrücken auf die 
ganze Berghöhe besonders teuer ist, wie unter anderem bei Brockau 
nachgewiesen, Zusammenstellung 11 (vgl. Müller, Verkehrstechn. Woche 
22 Nr. 2). Das Hertiberziehen von Lasten über den Steilhang des 
Berges sollte immer durch Umgehung vermieden werden. 

Von betrieblichen Ergebnissen ist wohl das wichtigste, daß die 
Einheitskosten für die Wagen mit abnehmender Wagenzahl so erheblich 
steigen. Die Aufwendungslisten zeigen nun, daß die Belastungsziffer 
selten 100 erreicht und besonders im Sommer ganz erheblich sinkt. 
Ziffern von 20, in einem Fall sogar 12 % sind da zu finden. Tafel 5 
(u. 19) läßt nun sehr deutlich erkennen, daß die Kosten bei einer solchen 

l ) Vgl. Verschiebebahnhöfe, Sonderausgabe der V.W. 
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Belastung ganz außerordentlich hoch werden müssen, schon eine geringe 
Abnahme der Leistungen steigert sie erheblich. Wenn also die Leistung 
dauernd oder längere Monate etwa unter 80—90 % bleibt, so muß dagegen 
eingeschritten werden. Es fragt sich nun, wie das am besten geschehen 
kann. Der einfachste Weg ist bei abnehmendem Verkehr schrittweises 
Vermindern der Lokomotivschichten, was ja auch wohl ohne weiteres 
vorgenommen wird. Die Verminderung des Personals kann sich, wie 
schon angedeutet, i. d. R. nur in bescheidenen Grenzen bewegen, da z. B. 
die Zahl der Hemmschuh leger nur unwesentlich dem geringeren oder 
stärkeren Verkehr angepaßt werden kann. Um gleichzeitig Lokomotiven 
und Personal sparen zu können, kommt theoretisch das Einlegen von 
Betriebspausen in Frage. Dazu wären entweder Einfahrgleise in grö¬ 
ßerer Anzahl nötig, um die in den Pausen eingehenden Züge aufzuneh¬ 
men, oder der Fahrplan müßte diese Pause gleich berücksichtigen. Der 
letzte Weg wird wohl nur in Ausnahme fällen beschreitbar sein. Der 
erste Weg, Ansammlung der Güterzüge, wird sicher in der kalten Jahres¬ 
zeit nicht gangbar sein, wegen des schweren Abrollens der erkalteten 
Züge (abgesehen von der oft nicht ausreichenden Ausstattung der Bahn-* 
höfe mit Einfahrgleisen). Da aber die betriebsschwache Zeit meistens 
im Sommer liegt, kommt er jedenfalls für die günstige Jahreszeit in 
Frage. Ein weiteres Mittel zur Ersparnis wäre das Außerbetriebsetzen 
von Bahnhofsteilen. Dadurch wird am einfachsten Personal und Loko¬ 
motiven erspart. Selbstverständlich ist das bei großen, parallel geschal¬ 
teten Anlagen, eei ee für Richtung«- oder Stationsgruppen, möglich, und 
wird auch vielfach gehandhabt. Es ist aber auch denkbar, einen zwei¬ 
seitigen Bahnhof einseitig zu betreiben, indem man den Zustand einfüh¬ 
ren wird, der jetzt im Bahnhof Komwestheim (s. Bahnhofsskizze) besteht. 
Aber auch andere Fälle sind denkbar, z. B. können bei großen Richtungs¬ 
gruppen mehrere Richtungen zusammengelegt werden, wodurch ein Teil 
der Gleise außer Betrieb gesetzt wird. Vorteil: Ersparnis an Hemm- 
echühlegern und Nebenarbeiten der Lokomotiven; Nachteil: nochmaliges 
Zerlegen der Wagengruppen auf demselben oder einem späteren Bahn¬ 
hof. Das Mittel ist also nur anwendbar, wenn die Wagenzahl für einzelne 
Richtungen zeitweise sehr gering ist. Ist die Belastung mehrerer 
Nachbarbahnhöfe sehr klein, so kommt die Außerbetriebsetzung eines 
Bahnhofs und zwar in erster Linie des ältesten dauernd in Frage. Hier¬ 
bei darf der Begriff der Nachbarschaft nicht geographisch zu eng aus¬ 
gelegt werden. Wieweit Rückläufe und Umwege von Zügen dabei in 
Kauf genommen werden können, wird die unten ausgeführte Gleich¬ 
setzung von Verschiebebahnhöfen und Strecken zeigen. 

Selbstverständlich wird ja die Außerbetriebsetzung eines Bahnhofs 
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große Schwierigkeiten wegen anderweitiger Unterbringung des Per¬ 
sonals haben, während die Umstationierung der Lokomotiven keine so 
erheblichen Schwierigkeiten machen wird. Wenn es aber möglich ist, 
werden die Betriebskosten in erheblichem Umfang eingeschränkt. 

Das Außerbetriebsetzen von sehr unwirtschaftlichen Bahnhöfen muß 
zu normalen Zeiten überhaupt erwogen werden, in der Regel werden sich 
die Aufwendungen für einen neuen Bahnhof schnell beizählt machen. Der 
zahlenmäßige Beweis ist nicht schwer zu führen, erleichtert wird ein 
Entschluß meistens dadurch, daß die Gleisanlagen des alten Bahnhofs in 
irgendeiner Form, z. B. als Abstell- oder Aufstellbahnhoif nutzbar ge¬ 
macht werden können (z.B. Langenfelde bei Hamburg). 

Gleichsetzung eines Verschiebebahnhofs mit der Strecke. 

Jeder Verschiebebahnhof bedeutet für den Verkehr einen Mehrauf¬ 
wand an Zeit und eine Mehrausgabe an Geld. Ähnlich nun, wie eine 
Schleuse im Kanal einer bestimmten Anzahl von Kilometern des freien 
Kanals gleichgesetzt wird, kann man es für den Verschiebebahnhof auch 
versuchen. Es kommt das in Frage, wenn etwa später bei Ausarbeitung 
neuer Leitungsvorschriften, die Selbstkosten der verschiedenen Leitungs¬ 
wege berücksichtigt werden. Die Gleichsetzung geschehe für jeden Bahn¬ 
hof nach der Zeit im Verhältnis zum Wagenuanliauf, dann nach den reinen 
Betriebskosten und schließlich nach den vollen Selbstkosten zu den ent¬ 
sprechenden der freien Strecke. Die Zeitfrage gehört nicht hierhor, 
sie würde auch in den vollen Selbstkosten mit erfaßt werden, wenn diese 
genauer berechnet weiden, als es in der vorstehenden Abhandlung ge¬ 
schehen konnte. Mit Rücksicht auf die noch vorhandenen Unsicherheiten 
der Rechnung ist im vorliegenden Fall die Gleichsetzung der reinen 
Betriebskosten mit denen der reinen Zugförderungskosten richtig.* Da 
aber beide etwa 40 % der vollen Selbstkosten (Zusammenstellung 19) 
ausmachen, gilt das gefundene Verhältnis ohne weiteres auch für diese. 

Es kann sichl im vorliegenden Fall natürlich nur um mittlere Werte 
handeln. Nach Seite 217 sind die reinen Zugförderungskosten für einen 
Güterwagen für August 1921 mit 1,34 Ji zu berechnen. Zusammen¬ 
stellung 4 ergibt für einen einseitigen Bahnhof mittlere Wagonkosten 
von 11,42 Ji bei voller und von 12,40 Ji bei 80 % Belastung, für einen 
zweiseitigen Bahnhof bei 100 % Belastung 8,70 M, bei 80 % Belastung 
9,05 Ji (Tafel 5). Der einseitige Bahnhof kann also nach den reinen 
Betriebs- oder Zugförderungskosten = 12,40 :1,34 = 9,3 km Strecke, der 
zweiseitige = 7,2 km gesetzt werden. Das Mittel beträgt 8,25 km. Nach 
Zusammenstellung 13 sind 80 % jedoch schon eine hohe Belastung, so 
daß die Zahl von 8,25 km für den Verschiebebahnhof als Mindestzahl an¬ 
zusehen ist. 
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Zusammenfassung. 

E 9 wird nachgewiesen, daß «inseitige Bahnhöfe in Mittel nach reinen 
Betriebskosten rund 30 % teuerer sind, als zweiseitige; daß aber Ver¬ 
zinsung und Tilgung des Anlagekapitals etwa ebensoviel billiger ist, 
als bei zweiseitigen Bahnhöfen. Die beiden Bahnhofsarten sind also 
grundsätzlich gleich zu achten, jedoch so, daß ohne Eckverkehr kleine 
Wagenzahlen einseitige, große Wagenzahlen zweiseitige Bahnhöfe ver¬ 
langen, aucfh mit Rücksicht auf den Wagenumlauf, der für kleinere Bahn¬ 
höfe günstiger ist Der Eakverkehr darf etwa 40 % des Gesamtverkehrs 
betragen, ehe die Betriebskosten des einseitigen Bahnhofe billiger wer¬ 
den. Gefällsbahnhöfe sind bei günstigen örtlichen Verhältnissen wirt¬ 
schaftlicher als die anderen Arten, jedoch ist die Leistungsfähigkeit auf 
etwa 5000 Wagen begrenzt. Beim einseitigen Flachbahnhof liegt diese 
Grenze bei etwa 4000 Wagen. Die Bau- und Betriebskosten steigen für 
die Wageneinheit bei nicht voller Belastung außerordentlich schnell an, 
so daß Vollbelastung unbedingt wirtschaftlich ist. Einseitige Bahnhöfe 
dürfen nicht gegen die Hauptlastrichtung angelegt werden. Gleichgerich¬ 
tete Anlagen arbeiten teuerer (Göttingen). Viele ältere Bahnhöfe sind 
so unwirtschaftlich, daß ihre baldige Außerbetriebsetzung anzustreben ist. 

Zusammenstellung a). 

Preisstand August 1921. 

Dollar .... Mitte August 86 , 00 . Ende 86,ss. Oktober 1920 im Mittel 70,oo. 

(Technik und Wirtschaft 1921 S. 697 S. 88). 

Kennziffer für Lebenshaltung — nur Nahrung . 1060. Oktober 1920 . . 860. 

Statistisches Reichsamt. (Technik und Wirtschaft 1921 S, 627). 
WagenO . 52900«#. (Friedenspreis 3 070 M). 

„ G (ohne Kunze-Knorrbremse).... 61160 „ ( „ 3 666 „). 

Gehalts- und Lohnsätze sowie Lokomotiv- und Kohlenkosten vgl. Texttafeln l— 3. 
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Organisatorische Nachkriegsproblems der Britisch-Indischen 

Eisenbahnen. 

Von 

Günther Voigt, Hauptmann a. D. 


Der Weltkrieg mit seinen Folgen hat die bisher niemale zu einem 
gewissen Abschluß gekommenen Fragen der Organisation des indischen 
Eisenbahnwesens stark in den Vordergrund treten lassen. Einerseits 
wurde durch die Umstellung der englischen Industrie auf europäischen 
Kriegsbedarf und den Schiffsraummangel die Instandhaltung und Er¬ 
neuerung der indischen Bahnen erschwert und aufs äußerste einge¬ 
schränkt, da diese bei ihrer Materialversorgung vor dem Krieg fast aus¬ 
schließlich auf Europa-England angewiesen waren. Ernsthafte Ansätze 
zur Herstellung des Eisenbahnmaterials im Lande selbst rief erst der 
Krieg hervor. Andrerseits mußte Indien Eisenbahnmaterial und Per¬ 
sonal teils an die Kriegsschauplätze in Deutsch-Ostafrika und Mesopota¬ 
mien abgeben, teils auf Erbauung rein strategischer Linien an den eigenen 
Grenzen wenig nutzbringend verwenden. Dieser Verengerung der 
Materialbasis standen durch den Krieg erheblich gesteigerte 
Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der indischen Bahnen 
gegenüber: wie vermehrte Militärtransporte, Überleitung des gesamten 
indischen Kohlenverkehrs auf den Schienenweg infolge Einstellung der 
Küstenschiffahrt, gesteigerter Bedarf der infolge Kriegsumstellung der 
europäischen Produktion sich ausbreitenden und künstlich geförderten 
einheimischen Industrie. So stieg die Zahl der von den Eisenbahnen 
geleisteten Gesamt-Tonnen-Meilen von 15,c Millionen im Jahr 13/14 auf 
22 ,i im Jahr 18/19, d. h. um 42 %, die Zahl der Tonnen-Meilen für Kohlen¬ 
transporte von 5,2 auf 10 Millionen in dem gleichen Zeitabschnitt, d. h. 
um 92 %. 

Naturgemäß mußte diese Periode äußerster Anspannung bereits er¬ 
kannte Schwächen in der Organisation des Eisenbahnwesens deutlich 
und der Allgemeinheit höchst fühlbar hervortreten lassen, sowie unein- 
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gestandene oder nicht beachtete Mängel an den Tag legen. Die so zu 
einer Lösung drängenden Fragen gewannen überdies an politischem Ge¬ 
wicht, als der Krieg indirekt soziale und politische Verände¬ 
rungen im Gefüge Indiens und in seiner Stellung zu England verursacht 
hatte, und als deren äußerer Niederschlag hauptsächlich die Montagu- 
Chelmsford’schen Verfassungsreformen anzusehen sind. Sie bezwecken, 
Indiens Stellung im englischen Weltreich innen- und außenpolitisch der 
eines sich selbstverwal tenden Dominion zu nähern, und insbesondere hat 
die auf konstitutioneller Grundlage neuerrichtete Gesetzgebende Ver¬ 
sammlung in Delhi auch über das Eisenbahnbudget zu beschließen. So 
wurde die Regelung der Eisenbahnfragen aus einer Angelegenheit der 
anglo-indischen Regierung zu einem wichtigen Instrument politischer 
und nationaler Betätigung der Inder. Diese Tatsache bestätigte Lloyd 
George noch unlängst in einer Unterhausrede (März 1922) mit der Er¬ 
klärung, daß die Unruhen in Indien zum großen Teil eine Folge der 
Eisenbahnkalamitäten seien. 

Jener Raubbau an den indischen Eisenhahnen und diese politische 
Machtverschiebung bildeten die inneren Ursachen der Aufstellung eines 
Untersuchungsausschusses für die indischen Eisenbahnen, 
der von 1920 bis 1921 in England und Indien unter dem Vorsitz des be¬ 
kannten englischen Eisenbahn fachmanns W. M. Acworth getagt hat, und 
dessen Bericht jetzt vorliegt 1 ). Die Zusammensetzung dieses Ausschusses 
ist insofern interessant, als zum erstenmal die Wünsche Indiens durch 
drei einheimische Mitglieder im Ausschuß selbst vertreten wurden. 

In knappen, überzeugenden Worten gibt jener Bericht an der Hand 
von Tatsachen eingangs ein recht düsteres Bild von der erwähnten U n - 
zulänglichkeit des gesamten Netzes unter Betonung, daß die Aus¬ 
gestaltung und Ausstattung des an sieh unzureichenden Netzes von 36 735 
engl. Meilen (31. März 1920) weit hinter den Bedürfnissen des Landes 
zurückbleibt. Als überzeugende Beispiele aus den Zeugenaussagen sei 
hier hervorgehoben: Arbeitseinstellung ganzer Industriegruppen wegen 
Mangels an Transportmöglichkeit, Ochsenkarrentransport über 120 km 
und mehr längs der Bahn aus demselben Grunde, Einstellung fahrplan¬ 
mäßiger Gütersammelzüge infolge Verstopfung von Verschiebebahn¬ 
höfen, völlige Gütersperren bis zu 10 Tagen usw. Eine Station ist der¬ 
maßen mit Manganerzen verstopft, daß sie mit deren Abtransport 
2 Jahre im Rückstand ist, und zwar obwohl das betreffende Werk nur 


') Report of the Committee appointed by the Secretary of State for Indio io 
enquire into the administration and working of Indian Railways (East India Rail J 
uay Committee 1920121). London 1921 
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mit halber Produktion arbeitet. Fehlende Anschlußgleise an betriebs¬ 
fertige Kohlengruben ohne Aussicht auf Errichtung in absehbarer Zeit. 
Unmöglichkeit, ein bereits genehmigtes Anschlußgleis an mehrere Kohlen¬ 
zechen fertigzustellen, weil die bereitliegenden Schienen nicht an 
Ort und Stelle transportiert werden können. Mit Recht hebt der Bericht 
hervor, daß diese außerordentlichen Mißstände sich schon lange vor 
dem Krieg ankündigten, daß ihr Ausmaß nur durch die Kriegsverhält¬ 
nisse vergrößert wurde, mithin ihre Wurzeln in der Finanzierung und 
Organisation des ganzen Eisenbahnwesens liegen müssen, sowie, daß 
die rasch steigenden Anforderungen der indischen Industrie, vorzüglich 
der Montan-Industrie, eine Reform um so dringender erfordern, als dieser 
Faktor mit Rückkehr zu normalen Zuständen, die allein ein umfassendes 
Programm bedeuten würde, bestehen bleibt. 

Jeder unvoreingenommene Beobachter der indischen Eisenbahnpoli¬ 
tik wird feststellen, daß seit den 80er Jahren von verschiedensten Seiten 
mit zweifelhaftem Erfolg um eine ausreichende Zuweisung von 
Kapitalienan die Eisenbahnen gekämpft wunde, und es ist das Ver¬ 
säumnis, die nötigen Mittel aufgebracht zu haben, der eindringlichste 
Vorwurf, den gegen das herrschende System der Ausschuß erhebt. 

Von den 36 735 engl. Meilen des Netzes nach dem Stand vom 31. März 
1920 (31. März 1921 = 37 029) befanden sich zur Zeit der Tagung das Aus¬ 
schusses etwa %, im Eigentum des Staats (25164) und der indischen 
Vasallenstaaten (4847), 1 /i, und zwar meist unbedeutende Linien, so z. T. 
Kleinbahnen, gehörten Privatunternehmern. Von den 25 164 Meilen 
Staatsbahnen wurden 17 768 Meilen von Privat-Gesellschaften be¬ 
trieben, 7369 vom Staat selbst. 

Eine Eigentümlichkeit des indischen Eisenbahnwesens ist es, daß 
die Bestimmung über jede Kapital Verwendung, auch über die der ver¬ 
schiedenen Privatbetriebsgesellschaften, ausschließlich in den Händen 
der Regierung liegt (Indisches Amt London und Zentralregierung in 
Indien). So erblickt auch der Ausschuß die Wurzel aller jener Mißstände 
in der Art der Handhabung dieser Befugnis. 

Seit der Jahrhundertwende werfen die Eisenbahnen — hauptsächlich 
infolge Erhöhung und Stabilisierung des Rupie-Kurses — Erträge für die 
Regierung ab, die sich allmählich zur zweitwichtigsten Einnahmequelle 
der Zentralregierung ausgebildet haben. Dazu wurde es bald üblich, durch 
wechselnde Beschneidung der Kapitalaufwendungen für Erneuerung und 
Ausbau der Bahnen den allgemeinen Staatshaushaltsplan ins Gleich¬ 
gewicht zu bringen, mithin ein bedenkliches Moment der Unsicher¬ 
heit in die Eisenbahnpolitik hineinzutragen. Der durch die Kiregs- 
verhältnisse aufgezwungene Raubbau an den Bahnen verursachte zudem 
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nur scheinbar außergewöhnliche Reineinnahmen, die benutzt wur¬ 
den, andere Etatslücken zu füllen, so daß zum Wiederaufbau jetzt ein 
Ausgleichsfonds fehlt. Z. B. wurden für Kapitalaufwendungen ausge¬ 
worfen in den Jahren 11/12 142,5; 16/17 45,o; 21/22 178,2 Millionen Rupie 1 ). 
So wurde im Haushaltsplan eine Kürzung der Voranschläge der ge¬ 
samten Linien 1913/14 um rd. 10 %, 1921/22 um rd. 50 % vorgenommen. 

Jedoch weist die in Indien bis unlängst geübte Art der fiskalischen 
Geschäftsführung noch andere schwere Nachteile auf. Die für 1 Rech¬ 
nungsjahr endgültig festgestellten Etats für die einzelnen Linien usw. 
werden häufig innerhalb dieses Jahres mehrfach umgestoßen: ange¬ 
fangene Arbeiten müssen unversehens im Stich gelassen, Arbeitsorgani¬ 
sationen aufgelöst werden. Anderseits werden am Ende des Rechnungs¬ 
jahres wichtige Fonds nicht selten nachträglich erhöht: ein überstürztes 
Anschaffen und Bauen setzt ein, denn Gelder, die nicht bis zum 31. März 
verbraucht sind, verfallen und werden für das nächste Jahr regelmäßig 
nicht gutgeschriehen. So wurden z. B. in ein und derselben Verfügung 
Mittel für die Inangriffnahme einer neuen Strecke auf J4 Jahr über¬ 
wiesen unter gleichzeitiger Bemerkung, daß im nächsten Jahr weitere 
Summen nicht verfügbar sein werden und die Arbeiten dann unterbrochen 
werden sollen! 

Nach dem Gesagten ist es deshalb nur folgerichtig, wenn der Aus¬ 
schuß 1920/21 nachdrücklich erstens eine vollständige Trennung des Eisen- 
bahnhaushalts von dem Allgemeinen Haushalt fordert, sowie die Aufgabe 
der Fiktion, daß ein so umfangreiches Wirtschaftsunternehmen, wie die 
indischen Bahnen es darstellen, am 31. März jedes Jahres liquidiert wird, 
um an jedem 1. April wieder von neuem ins Leben zu treten. Zweitens 
wird verlangt, daß die Bewirtschaftung der Bahnen von der Kontrolle 
aller Einzelheiten durch das Finanzministerium befreit wird, da die 
wesentlich wirtschaftlichen und technischen Fragen der Kapitalzuweisung 
auf einzelne Poeten außerhalb der Urteilskraft der Beamten dieses 
Ministeriums notwendig liegen. 

Diese schon seit 1899 wiederholt in Indien angeregten, aber noch 
niemals mit so starker Begründung, Offenheit und Energie vertretenen 
Forderungen machen zu ihrer Verwirklichung einen weitgehenden Um¬ 
bau der Z en t r a 1 -E i s enbah n behörde nötig, zu dem der Aus¬ 
schuß folgendes vorschlägt: das bisherige Eisenbahnamt 9 ) war, abge¬ 
sehen von der durch die Finanzverwaltung ausgeübten Aufsicht, dem 
Ministerium für Handel und Industrie angegliedert, insofern, als die Ver- 

4 ) 1921 . . . 1 £ — 13—15 Rupien. 

3 ) Railway Board. 
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tretung sämtlicher Eisenbahnangelegenheiten im Kabinett dem Minister 
für Handel und Industrie ablag. Jedoch trug der mit den ungefähren 
Befugnissen eines englischen „Ständigen Unterstaatssekretära“ ausge¬ 
stattete, mit seiner Behörde außerhalb des Bereichs des Handelsmini¬ 
steriums stehende Präsident des Eisenbahnamts als Vorsitzender des drei¬ 
köpfigen kollegialen Eisenbahnrats 1 ) praktisch die Verantwortung. 
Der Handelsminister hatte somit neben den sehr umfangreichen Geschäften 
seines eigenen Ressorts die formelle Verantwortung und Vertretung 
der Maßnahmen und Auffassungen des im übrigen von ihm fast unab¬ 
hängigen Eisenbahnamts zu übernehmen. Durch diese Zwitterstellung 
geriet es nur allzu leicht ins Hintertreffen. 

Der Ausschuß schlägt daher an Stelle dieses Eisenbahnamts die 
Schaffung eines di r ek t-veran tw or tl i chen , direktorial organi¬ 
sierten Verkehraministeriums für Eisenbahnen, Häfen, Binnenschiffahrt, 
Straßen, Post und Telegraphie vor, sowie innerhalb des Ministeriums die 
Errichtung einer neuen Abteilung für Eisenbahnfinanzwesen an der 
Seite von 3 regionalen Abteilungen. (Siehe die folgende Tafel.) 


Verkehrsminister (iugl Ersitzender des Zentral- Eisenbahnbeirars) 


Postu. Telegraphie 


/ 


'Eisenbahnen us.w. 
Staatssekretär für Eisenbahnen u Häfen 

( Fachmann ) 


f Finanzwesen 
ZenrnofabrigK 


West-Abtlg 


Ost • Abtfq 


Sud -Abt lg. A 




r "Oirekriönen Tür fo&Vv/ ynuuen • Bau -H& te ts r ian - techn Betnet -kaufm Betrieb- Hafen, BmnenscMtohn u Straßen 



Schließlich befürwortet der Ausschuß zur weiteren Verselbständi¬ 
gung des Eisenbahnressorts — und als notwendige Folge der seit 1921 
veränderten Stellung des Indischen Amts in London —, das Verkehrs- 
ministerium von der Aufsicht des Indischen Amts in der Erledigung von 
E i n z e 1 fragen loszulösen, .sowie allgemein das Altersprinzip 'bei der 
Stellenbesetzung der Eisenbahn Verwaltung aufzuheben. Als letzte und 
dringendste Forderung wird die unverzügliche Bildung eines Zentral- 
Eisenbahnbeirats und mehrerer lokaler Beiräte erhoben, um die 
äußerst notwendige Fühlung mit den indischen Verkehrsinteressenten 
zu gewährleisten. Als Musterbeispiel für die erfolgreiche Tätigkeit 

1 ) Haitway Board. 
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dieser Beiräte wird Preußen hingestellt, und es heißt wörtlich : „In 
keinem Land der Welt war die Eisenbahn Verwaltung autokratischer or¬ 
ganisiert als in Preußen. Doch die Behauptung trifft wohl zu, daß die 
Generation vor dem Krieg an den preußischen Eisenbahnen in geringerem 
Maß feindliche Kritik übte, als dies die öffentliche Meinung in igrend- 
einem anderen Land tat. Denn in Preußen bestand ein sorgfältig aus¬ 
gearbeitetes System von Eisenbahnbeiräten: ein Landeseisenbahnrat und 

eine Anzahl von Bezirkseisenbahnräten. Sie hatten keine Verwal- 

tungabefugnisse. Aber ihre Beschlüsse wurden als mailgebend ange¬ 
sehen.Die Eisenbahnverwaltung handelte, wie berichtet wird, 

fast nur in Übereinstimmung mit den Gutachten dieser Beiräte . . .“ 

Obwohl die Wünsche der indischen Verkehrsinteressenten erst mit 
dem Aufleben des indischen Nationalbewußtseins die Öffentlichkeit zu 
bewegen begannen, und noch heute Eisenbahn fragen die öffentliche Mei¬ 
nung in Indien recht wenig beschäftigen, so hat doch dieser Unter¬ 
suchungsausschuß von 1920/21, seinen zahlreichen Vorgängern ungleich, 
den berechtigten Bedürfnissen des Landes das Gewicht seiner Stimme 
geliehen. 

Folgende, schon seit langem laut gewordene Beschwerden 
dürften als berechtigt zu erachten sein: tarifarische Bevorzugung des 
Güterverkehrs von und zu den großen Häfen, Verstöße gegen die Tarif¬ 
einheit, besondere Bevorzugung des Eigen verkehre einer Linie gegen¬ 
über dem durchgehenden Verkehr (sogen, block-ratee). Die allübliche 
Bestechung zur Wagengeetellung (in einem Fall über 50 £ für einen 
Wagen) hat sich zu einem „organisierten Erpressungsystem“ entwickelt, 
*odaß die Klage mindestens erklärlich erscheint, daß die Besteebunp'S- 
gelder z. T. bis in die Taschen hoher Beamter weiter fließen. Auch die 
unentgeltliche Bevorzugung der europäischen Firmen in der Ab¬ 
fertigung sowie die Vernachlässigung der Bedürfnisse der Fahrgäste 
der untersten Wagenklasse, die allein 7* der gesamten Rohein¬ 
nahmen aufbringen, sind geeignet, den erklärlichen Unmut der indischen 
Bevölkerung lebendig zu erhalten. In diesem Zusammenhang ist es 
unmöglich, an der Frage der vermehrten Verwendung von Indern in 
höheren und leitenden Verwaltungstellen vorüberzugehen. An¬ 
gesichts der mannigfaltigen Mißstände wird man der Indisch-Nationalen 
Presse insofern Recht geben müssen, als alle Umbauversuche der Eisen¬ 
bahnorganisation immer nur schwache Erfolge erzielen werden, solange 
alle leitenden Stellungen Indern praktisch verschlossen bleiben. Von 
den 700000 Arbeitern, Angestellten und Beamten der indischen Bahnen 
sind zwar nur 1 % Europäer. Die leitenden Stellen haben aber nur Euro¬ 
päer inne. In h ö b e r e n Stellen befanden sich bei den von Gesellschaften 
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betriebenen Bahnen 9 %, bei den staatsbetriebenen Linien 14,6 % Inder. 
Dieses günstigere Verhältnis in den vom Staat betriebenen Bahnen bildet 
einen Grund unter anderen, daß die indische Allgemeinheit für den 
Staatsbetrieb auf allen Linien eintritt. Daß der Staatsbetrieb für die 
„Indianisierung“ eine günstigere Form darstellt, geht auch daraus her¬ 
vor, daß den Indern in anderen Zweigen der Staatsverwaltung bereits 
ein bedeutend größeres Feld eingeräumt ist als in der staatlichen Eisen¬ 
bahnverwaltung. 

In den ersten Jahrzehnten indischer Eisenbahnpolitik stand im 
Vordergrund der Eörterungen die allgemeine Frage nach Privat- oder 
Staatsbahnsystem, oder die Frage, ob man eine vorwiegend gemein- oder 
privatwirtechaftliche Verwaltung der Bahnen anstreben solle. Seit den 
80er Jahren hat sich nun der Meinungsstreit in einen solchen über Staats¬ 
oder Privat betrieb der dem Staat einschließlich Fuhrpark und 
Betriebskapital gehörenden Anlagen umgewandelt. Denn von dieser Zeit 
an hat die Regierung den privaten Konzessionsgesellschaften gegenüber 
jedesmal von ihrem Rückkaufsrecht Gebrauch gemacht, so daß heute etwa 
*li des Netzes dem Staat gehören und hiervon V* im Staatsbetrieb 
schlechthin steht, während der Rest von englischen Gesellschaften nur 
betrieben wird. 

Diese Betriebsgesellschaften sind überwiegend aus den 
alten Konzessionsgesellschaften hervorgegangen, die alle ihren Sitz in 
London haben. Obwohl sie unter verschiedenen Bedingungen arbeiten, 
zeigen sie in ihren Grundzügen eine einzigartige Form. Überblickt man 
nämlich die Befugnisse des Staats und seine tatsächliche Einmischung 
in den Betrieb der Bahnen, so drängt sich einem fast die Frage auf, 
welches Betätigungsfeld eigentlich den Gesellschaften gelassen worden 
ist. Wie erwähnt, stehen die von den Gesellschaften betriebenen Anlagen 
alle im Eigentum des Staats. Die Gesellschaftsanteile betragen 
* durchschnittlich 9 % des Anlage kapitals, dessen Höhe fast durchweg 
ganz bedeutend unter dem kapitalisierten Ertragswert steht. Zudem 
stellen die Gesellschaftsanteile lediglich Schuldtitel gegenüber der indi¬ 
schen Regierung dar und bieten keinerlei Anspruch auf das in den An¬ 
lagen usw. verkörperte Vermögen. Die indische Regierung garantiert 
nur eine bestimmte Verzinsung dieser kündbaren Geldschuld, sowie eine 
Beteiligung an dem danach sich ergebenden Reingewinn. Diese schwankt 
bei den verschiedenen Gesellschaften zwischen 1J /*s und Vioo. Und zwar 
ist dieser Gewinnanteil bei den ältesten Gesellschaften am geringsten. 
Dafür übernimmt es die Gesellschaft, ihre Linie in ihrem Namen zu be¬ 
treiben. Jedoch gerade hier ist die Einmischung des Staats ganz über¬ 
ragend, wie es bereits vorher bei Erörterung der finanziellen und ver- 
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waltungstechniechen Reformvorschläge sich zeigte. Die Regierung ge¬ 
nehmigt jede einzelne Stelle im Personal und schreibt die Art der Rech¬ 
nungsführung und statistischen Aufstellungen vor. Es geht nicht nur 
jede Rupie der Eisenhahngesellsehaft durch die Staatskassen, und nicht 
nur ist die Gesellschaft bei der Verfügung über jede Summe an die staat¬ 
liche Genehmigung gebunden, sondern die Gelder, die die Gesellschaften 
von Zeit zu Zeit durch Obligationen aufnehmen dürfen, wenden direkt 
auf Staatskonto der Bank von England eingezahlt. Es ist sogar kein 
seltener Fall, daß der Staatssekretär für Indien — d. h. die indische Re¬ 
gierung — aus eigener Machtvollkommenheit derartige Kapitalien für 
eine ganz andere Eisenbahnlinie als die der geldgebenden Gesellschaft 
verwendet. Auch diese Obligationen stellen lediglich Forderungen gegen 
den indischen Fiskus dar. Die Art ihrer Ausgabe bedeutet praktisch 
nichts anderes als die Auflage verkappter Staatsanleihen für Eisenbahn¬ 
zwecke dlurch Vermittlung der Gesellschaften. Auch in den anderen 
Zweigen der Eisenbahnverwaltung tritt der Überwiegende Einfluß des 
Staats zutage, nirgend aber so deutlich wie in den finanziellen Ange¬ 
legenheiten. 

Es ist von Anhängern des Privatbetriebs in Indien geistreich be¬ 
hauptet worden, daß die innere Organisation der vom Staat be¬ 
triebenen Bahnen in Indien nur ein Spiegelbild der Betriebsgesell- 
schaften sei. Insofern freilich mit Recht, als die den Gesellschaften 
Übertragenen Befugnisse von der Regierung dermaßen eng umgrenzt sin<h 
daß man auch den Linien im Staatsbetrieb, der jüngeren Datums ist, den 
gleichen geringen Spielraum ließ oder lassen mußte. Denn in Wirklich¬ 
keit ist festzustellen, daß der eingangs geschilderte Fiskalismus im in¬ 
dischen Privat- und Staatsbetrieb genau der gleiche ist. Dasselbe dürfte 
wohl auch für den Wirkungsgrad beider Betriebsformen in Indien zu¬ 
treffen. 

Dieses Nebeneinander der Betriebsformen hat seit jeher An¬ 
laß zu lebhaften Erörterungen gegeben. Einerseits unterstellte man viel¬ 
fach, als handle es sich hier tun Privat- oder Staatesystem schlechthin 
und um das eigentliche Privatunternehmen in freier Konkurrenz 
mit seinen Vorzügen und Nachteilen. Andererseits gab man sich doch 
auch berechtigten Erwägungen hin, welche Betriebsform den besonderen 
indischen Verhältnissen angemessen sei. In diesem Streit der Meinungen 
gruppierten sich bis vor nicht langer Zeit auf Grund mannigfacher Mo¬ 
tive die Parteien im allgemeinen so, daß in England selbst und bei den 
englischen PrivatkreAsen in Indien das Privatbahnsystem befürwortet 
wurde, während die anglo-indische Regierung recht hartnäckig auf 
immer stärkere Loslösung von den Gesellschaften abzielte, und die 
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Allgemeinheit der Inder ziemlich gleichgültig 'blieb oder nicht zu Ge¬ 
hör kam. 

Der Bericht des Ausschusses von 1920/21 zeigt deutlich eine 
Änderung in dieser Gruppierung. Die Frage der künftig anzustleben¬ 
den Betriebeform bildete eigentlich den Hauptpunkt des von diesem Aue- 
schuß abzugebenden Gutachtens. Während in allen übrigen bisher behandel¬ 
ten Fragen der Ausschuß einstimmig war, spaltete er sich hier in zwei 
Hälften, so daß die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag gab. Dieser 
Mehrheit gehörten sämtliche englischen Sachverständigen sowie 2 Ver¬ 
treter der indischen Verkehrsinteressenten an; sie entschied sich für 
den reinen Staatsbetrieb. Die anderen 5 Mitglieder, die die anglo-in- 
dische Regierung und die englischen Handels- und Eieenbahninter- 
essenten in Indien vertraten, stimmten für die allmähliche Errichtung 
neuer Betriebsgesellschaften mit ihrem Sitz in Indien. 

Die Minderheit stützt sich auf die bereits zur Genüge ge¬ 
schilderten Schäden im indischen Eisenbahnwesen unter besonderem 
Nachdruck darauf, daß es der Regierung trotz häufiger Anregungen in 
der Vergangenheit nicht gelungen sei, die nötigen Mittel für Erneuerung 
und Ausbau der Bahnen aufzubringen. Sie hebt als Vorzug des Privat¬ 
betriebs seine größere Beweglichkeit hervor und macht auf die Gefahren 
der „Nationalisierung“ der Eisenbahn in dem zunehmend demokratisch 
regierten Lande aufmerksam. Als Gründe für den Staatsbetrieb kennt 
sie nur die Fälle, daß die Höhe nationalisierter Löhne und eine über¬ 
triebene Entwicklung der Bahnen Staatsunterstützungen erfordert Für 
beides trifft in Indien das Gegenteil zu. Schließlich wird der sehr an¬ 
fechtbare Versuch gemacht, den Wirkungsgrad der Linien im Staats- und 
Privatbetrieb statistisch zu vergleichen, wobei die Privatbahnen z. T. in 
sehr günstigem Licht erscheinen. 

Da der Ausschuß einstimmig eine Verlängerung der Verträge mit 
englischen Betriebsgesellschaften abgelehnt hatte, empfiehlt die 
Minderheit die Errichtung von indischen gemischtwirtschaft¬ 
lichen Gesellschaften. Diese ähneln in ihrer Organisation den 
jetzigen Betriebsgesellschaften sehr. Im Vergleich zu letzteren ist der 
Staatseinfluß im Aufsiohtsrat verstärkt, dagegen in der Finanzierung 
der des Privat-Kapitals vermehrt worden. 

Die Mehrheit erblickt in diesem Minderheitsvorschlag ein 
Wiederauflebenlassen des soeben einstimmig verurteilten alten Systems 
in neuer Form. Mit der Begründung, daß in Indien heute weder echte 
Privatbahnen noch echter Privat betrieb besteht, die Errichtung eines 
solchen an der Kapitalarmut Indiens und der fehlenden Bereitwilligkeit 
Englands scheitert, schließt sich die Mehrheit den Wünschen der indi- 
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schein Allgemeinheit an. Es wird deshalb die schrittweise Überführung 
aller Linien in den reinen Staatsbetrieb vorgeschlagen, aller¬ 
dings unter der ausdrücklichen Bedingung, daß die von dem Ausschuß 
einstimmig empfohlenen verwaltungstechnischen und finanziellen Re¬ 
formen tatsächlich durch geführt werden. Nur dem reorganisierten 
Staatsmechanismus könne diese erweiterte Verantwortung anvertraut 
werden. 

Und dies dürfte im ganzen genommen die richtige Lösung sein. 
Der Vorsitzende des Ausschusses von 1920/21, Acworth, ist zwar selbst 
ein theoretischer Anhänger des Privathahnsystems 1 ). Er erblickt jedoch 
zusammen mit den übrigen Mehrheitsmitgliedern in der zunehmenden 
Beseitigung des Einflusses der indischen Privatgesellschaften eine 
historische Entwicklung, an der sich nichts ändern läßt. 

Die Betrachtung der konkreten Zustände aller indischen Bahnen 
veranlaßte den Ausschuß zum einstimmigen Vorschläge der oben ange¬ 
führten, einzelnen Reformvorschläge, wie Schaffung eines Verkehrsmini¬ 
steriums usw. Diese zielen deutlich ab auf eine Verselbständigung und 
Stärkung der staatlichen Eisembahnverwaltung innerhalb der Staatsver¬ 
waltung, sowie auf eine Befreiung der staatlichen Eisenbahnver¬ 
waltung von einem überspannten Fiskalismus. Die Stärkung der den 
Gesellschaften übertragenen Verwaltung ist dort nicht gefordert worden, 
die Minderheitsvorsohläge tun dies offen ebenfalls nicht So bedeutet 
die schrittweise Durchführung des staatlichen Be¬ 
triebs nur die logische Entwicklung jener einzelnen Reformvor¬ 
schläge. Sollten sie ungehört verhallen, dann freilich dürfte sich die 
Erhaltung der Betriehsgesellschafteri in irgendeiner annehmbaren Form 
empfehlen als ein —wenn auch unzureichender — Hemmschuh gegen ein 
weiteres Umsichgreifen jener mit Recht bekämpften Bürokratisierung. 

Ein wichtiger Punkt der organisatorischen Ausgestaltung, der nur 
von der Ausschußmehrheit berührt wird, gibt noch zu Bedenken Anlaß. 
Es ist die Frage der Dezentralisation der Eisenbahnverwaltung. 
Die Mehrheit erklärt nämlich im Hinblick auf die Zukunft, daß mit der 
die Eisenbahnen verwaltenden Regierung ausschließlich die indische 
Zentralregierung gemeint sei und daß außer der geringen vorge¬ 
schlagenen Dezentralisation jede zukünftige Erweiterung zu verurteilen 
sed. Denn es lehre die Geschichte der Eisenbahnen aller Länder vor 
allem anderen eine stetige Zusammenfassung der Eisenbahnen in immer 
größere Systeme. England, Süd-Afrika und Deutschland seien Beispiele 


1 ) William Mitchell Acworth: A Historical Sketch of State Railway 
Ownership. London 1920. 
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hierfür. Das indische Netz wird mit dem Deutschlands, der Vereinigten 
Staaten und Canadas verglichen. 

Dieser Auffassung widerspricht aber, daß das indische Netz sich 
allem Anschein nach noch in einem recht frühen Entwicklungszustand 
befindet. Man kann Indien, das ebenso groß wie Europa ohne Rußland 
ist, mit seiner 300 Millianen-Bevölkerung fast als einen Kontinent 
ansprechen. Der indische Eisenbshnaueschuß von 1908 sprach von 
160000 km Eisenbahn, die Indien benötige. Der Ausschuß von 1920/21 
stellt sich auf den gleichen Standpunkt. Daß ein Netz von dieser Größe, als 
ein System verwaltet, die obere Grenze der zulässigen Größe 
überschreiten dürfte, sollte man eigentlich annehmen. Im Hinblick auf 
diese anzustrebende Vergrößerung sollte man nicht versuchen, einer 
weiteren Dezentralisation Dämme entgegen zu stellen. Vielmehr sollte 
man der ferneren Entwicklung die Bahn bereiten, um so mehr, als neuer¬ 
dings die indischen Provinzen sich politisch in der Entwicklung zu 
Gliedstaaten befinden. 

Doch dürfte die wirkliche Erklärung dieser Ablehnung einer 
stärkeren Dezentralisation möglicherweise gar nicht in Erwägungen 
wirtschaftlicher Natur zu suchen sein, sondern in Gründen englischer 
Staatsräson. 

Zusammenfassend ist über die heutige Organisationsform 
der indischen Eisenbahnen folgendes zu sagen: Als den Typus der Ko¬ 
lonialbahn kann man wohl die Staatsbahn in Privatbetrieb bezeichnen. 
Obwohl die indischen Eisenbahnen sich in ihrer Gesamtheit über die 
Form der Kolonialbahn bereits fortentwiokelt haben, haften ihnen in den 
blutleeren englischen Betriebsgesellschaften Erscheinungen der indischen 
Kolonialbahn- und Übergangs-Zeit an, die sie in dem Grade abstreifen 
werden, als sie sich immer vollständiger zum reinen Instrument einer 
sich auf eigene Füße -stellenden, nationalen Wirtschaft entwickeln. 

Die indische Regierung hat bereits die von dem Eisenbahn¬ 
ausschuß von 1920/21 gewiesenen Wege teilweise beschritten. Es ist 
festgelegt worden, daß der zunächst, 1924, fällige Kontrakt mit der großen 
East Indian Railway Company nicht verlängert werden soll. Es ist ein 
festes Programm auf 5 Jahre zur Erneuerung und Ausbau der Eisen¬ 
bahnen in Gesamthöhe von 1500 Millionen Rupien aufgestellt worden. 

Doch besteht die Gefahr, daß die Wirkung der Acworth-Vorschläge 
zuungunsten der Lebensinteressen der Eisenbahnen verwässert wird. 
Denn bald darauf tagte der Eisenbahn - F i n a n z - Ausschuß von 1921 1 ). 
Er erklärte, daß die ursprünglichen Vorschläge für die nächsten Jahre 

O Report oj the Railway Finance Committee, dated 17th December 1921. 
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die Einkünfte des allgemeinen Staatshaushalts aus den Eisenbahnen 
erheblich mindern und den Steuerzahler belasten müßten! Und so 
wurde die erneute Erörterung und Entscheidung über einen großen Teil 
der Acworthschen Refortmvorschläge auf den Herbst 1922 vertagt. 

Durch alle Darlegungen der Finanzierung®- und Organisationspro¬ 
bleme der indischen Eisenbahnen zieht sich als roter Faden die Lehre, 
daß die Vernachlässigung wirtschaftlicher Erforder¬ 
nisse zugunsten rein staatlicher und politischer Gesichtspunkte sieh 
bald zu rächen beginnt Früher oder später überreicht die Wirtschaft 
die Rechnung einschließlich Reugeld. Einmal zahlt der Steuerzahler 
den mit jeder Stundung anschwellenden Betrag. Er muß es. Denn er ist 
Staatsbürger und Glied eines wirtschaftenden Volks zugleich. 
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Der Verkehr und die Umstellung der Wirtschaftspolitik in Rußland 1 ). 


Augenblicklich scheinen die ersten amtlichen Sowjetzeitungen aus 
Rußland bei uns aufzutauchen, und es ist gewiß für unsere Leser von 
Interesse, an Hand der Technika i Ekonomika Putej soobeohenja, des 
Organes des Volkskommissariats für Verkehrswesen, 1922, Nr. 1, eine 
Darstellung des russischen Verkehrswesens und des Einflusses der Um¬ 
stellung der russischen Wirtschaftspolitik auf diesen Verkehr kennen zu 
lernen. Die Zeitschrift gleicht etwa dem „Sheljesnodorosihnoje Djelo“, 
wie diese Fachzeitung vor dem Krieg erschien. Sie trögt nur äußerlich 
ein Sowjetabzeichen in der scheinbar allen amtlichen Sowjetzeitungen 
gemeinsamen Aufschrift: „Proletarier aller Länder vereinigt euch!“ 
Zu bemerken ist auch die neue im Sowjetstaate eingeführte russische 
Schreibweise mit Ausmerzung einer Anzahl entbehrlicher Buchstaben 
und Zeichen des russischen Alphabetes. Der überaus fleißige Aufsatz, 
den wir hier mit Abkürzungen wiedergeben, entstammt der Feder des 
N. W. Iwanowsky. 

Die Wendung in der Richtung der Wirtschaftspolitik der russischen 
Republik, die in weitem Umfang wieder die Bezahlung der staatlichen 
Leistungen einftihrte, muß sich in bedeutendem Maß im Wasser- und 
Eisenbahnverkehr des Landes äußern und besonders im letzteren, der 
mehr vervollkommnet ist und sich mehr erhalten hat. Unter den neuen 
Bedingungen können die russischen Schienenwege zwar nicht geradezu 
als Einnahmequelle für den Staat dienen, so doch einen bedeutenden Teil 
ihrer eigenen Ausgaben decken und damit die Last, die auf dem Staats- 
finanzweeen ruht, erleichtern. In dem dem Krieg 1914—1918 voraus- 
gehenden Jahrzehnt deckten die russischen öffentlichen Eisenbahnen 
nicht nur ganz ihre Betriebskosten, sondern sie brachten auch Reinein¬ 
nahmen, und zwar in den letzten drei Jahren in ganz bedeutenden Be¬ 
trägen. In der folgenden Zusammenstellung sind die entsprechenden 
Angaben zu dieser Frage ausgeführt: 


Zusammenstellung I. 



1904 

1906 

1906 

1907 

| 1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

Millionen Rubel 

Gesamtertrag der 
öffentlichen Eisen¬ 
bahnen . 

Betriebsausgaben. . . 

710,8 

493,6 

714,7 

555,6 

797.7 

666.7 

829,5 

677,7 

828,7 

668,9 

903.1 

660.1 

i 

969.1 

661.2 

1063,7 

656,8 

1134,6 

690,2 

1175,9 

696,8 

Reineinnahmen . . 

*) Vengl. Archiv 

217,8 

■ für 

169,81 142,0 
Eisenb&hnw 

161,8 

esen 

169,8 

1928 J 

243,0 

?. 223 

817,9 

: Die 

396,9 

Neuo 

444,4 

rdnium 

480,1 
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Eisenbahnen Rußlands im Jahr 1921. 
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lioihstenD.rivatbfdraen für die vier - Jahre 19.13—.1-014 gruppiert und zwar 
für das letzte Jahr nach den EinnshUte*' »xnd Aae^&heübersiehten des 
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Im JeJ>r 1Ö1-7 war eine bedeutend? Kfbdbtmg der Erträgnisse der 
Einnahmen yoraiwzuseben, die sich nach den Budgeiantfägen atlein für 
da% Stäatäfisxlinneiz in fölgerüleö ZwWetv m£erlei G^m\terlrtg 1028,8 

705,3 J&lif ocen Babel, Btaoeinnahruesa 
233,3 Mitiionen iBnbeV. Diese Erhöh uug der Ertriignis«»? war vdrnugs* 
zusehön ittfol'g? 4«.*r Stt-ägerung de* iieisenden- Und Güterverkehrs und 
inaondeifliieit Jajfdlge der Erhöhung der .Ekasobahoterife vom t. JanudrC 
1417, Indes« ist zu bemertken; do>ß hierbei nicht völl in Heehnung gezogen 
j§£ die - Erh öhung des Persenaletands -and rÖe «llgmöeitMe Teuerung 
4er den Ebaitrbaitneu nötigen • »Stoffe, iimwülerludt. der Brenn- 
«ibffe, Die BeVolution dm Jahr* 1917 gab nicht die Möglichkeit, alle 
Ar^chiiige zu -überprUfeo und führte -in das Eisenh&haweöea neue Wirt- 
öchaftögrundlagen und Bedingungen. :e|% hdo ftdgehden 
wirkten gbncbfoll -3 in bedwEendem Maü auf die Wirtschaft de? Eiseu- 
bahutuj zurück, und, wie euch im. übrigtwv fangen die Büdgeumgabeo der 
Eiä*aabadiijejj »n, rapid zu wachsen* besoudejp-ä nach der Ausgabpnaeite. 
Das Gesagte wird am b«*cte« Meadriet durch die Budgeivomi Ablage 

l ) Ohne die Aufgaben für Verstärkung und Verbesserung der Bahnen, Er¬ 
werbung des Fahrparks und Vergrößerung des Betriebskapitals. 
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deT Eisenbahnen für die fünf Jahre 1917—1921 nach der folgenden Zu¬ 
sammenstellung, wobei nicht vergessen werden darf, daß tatsächlich 
weder die Einnahmen, noch auch insbesondere die Ausgaben den Vor¬ 
anschlägen entsprachen, die ersteren, — da sie die im Budget errech- 
neten Ziffern nicht erreichten, die anderen, — da sie weit über diese 
Ziffern hinausschossen. Doch können die angeführten Ziffern nicht ohne 


Zusammenstellung DL 


Im Budget waren vorgesehen: 

19 17 

1918 

1919 

1920 

1921 

Millionen Rubel 

Einnahmen der Eisenbahnen . . . 
Ausgaben „ „ ... 

1028,8 

1196,s 

1068,4 

6668,6 

2194,0 
16 010,6 

18 481,0 
68662,8 

- 1 ) 

1868 696 


einige sehr wesentliche Verbesserungen und Aufklärungen verglichen 
werden. Vor allem ist ein außerordentliches Schwanken in der Aus¬ 
dehnung des im Betrieb befindlichen Netzes der Eisenbahnen zu be¬ 
merken, wobei in den ärgsten Zeiten der inneren Kämpfe die Gesamt¬ 
länge der im Betrieb befindlichen Eisenbahnen der Republik kaum ein 
Drittel der ganzen Ausdehnung vom 1. Januar 1917 betrug. Dieser Um¬ 
stand muß besonders hervorgehoben werden, und in der Zusammen¬ 
stellung IV sind monatweise Vergleichszahlen über die Ausdehnung des 
russischen Eisenbahnnetzes in der Zeit von 1917 bis 1921 angeführt: 


Zusammenstellung IV. 



1917 

1918 

1919 

1920 

192 1 

Werst 

Januar. 

64526 

53290 

28770 

48 410 

61868 

Februar . 

64686 

48769 

26 746 

50242 

60985 

März. 

64 686 

44121 

28678 

52629 

60971 

April. 

64636 

37 627 

24 787 

68257 

60971 

Mai. 

64 686 

34836 

23833 

59652 

60530 

Juni. 

62962 

26 422 

24668 

59196 

60 463 

Juli. 

68188 

24645 

24670 

-') 

60453 

August. 

67228 

24516 

27 388 

59 533 

61209 

September.... 

62696 

20960 

29430 

— 

61209 

Oktober. 

62679 

21287 

30630 

— 

63 337 

November .... 

60048 

21695 

34 720 

— 

63 337 

Dezember .... 

50131 

23 666 

36651 

— 

— 


Selbstverständlich ist es bei einem derartigen Schwanken der Län¬ 
gen des Schienenwegs schwierig, auf ihnen eine richtige und regel¬ 
mäßige Wirtschaft aufzubauen. 


t) Striche bezeichnen das Fehlen von Angaben. 
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Al« weiterer und zwar «ehr wichtiger Faktor tritt die Menge und 
der Zustand des Fahrmaterials der russischen Ed Seilbahnen auL Die 
Wegen* und Lokomotivparks dee russischen Eisenbahnnetze« waren 
auch schon in Friedeoszeiten im Verhältnis zu der ausgeführten Arbeits¬ 
leistung ungenügend und unterschieden sich scharf von denen der benach¬ 
barten Staaten Europas und ebenso auch von denen der Vereinigten 
Staaten Amerikas, wie dies aus der folgenden Zusammenstellung 
bervorgeht. 


Zusammenstellung V. 



Lokomotiven 

| Güter- und Gepäckwagen 

Staaten 

Gesamt¬ 
zahl der 
Ein- 

Ein¬ 
heiten 
auf die 

Gesamt¬ 
zahl der 
Ein- 

Ein¬ 
heiten 
auf die 

Mittlere 
Tragkraft 
in Pud 

Gesamt¬ 
tragkraft 
auf eine 
Werst 


heiten 

Werst 

heiten * 

Werst 

in Pud 

England. 

22874 

0,66 

787666 

22,39 

ungefkhr 

600 

13 374 

Deutschland. 

26679 

0,60 

637 367 

11,61 

860 

9869 

Frankreich. 

13 434 

0,36 

360428 

9,46 

769 

7476 

Ver. St. Amerikas . . . 

61827 

0,17 

2309617 

6,35 

2049 

13011 

Europäisches Rußland 

16 898 

0,33 

432266 

8,31 

929 

7627 


Bei der Untersuchung dieser Angaben hat der Umstand große Be¬ 
deutung, daß bei der Zahl der Lokomotiven, die auf den russischen 
Bahnen verkehrten, außer einer nicht geringen Anzahl alter mit 30-, 
40- und öOjähriger Dienstzeit, sogar Veteranen aus den Jahren 1852 bis 
1862 vorhanden waren. Unter solchen Umständen ist es ganz' verständ¬ 
lich, daß der schon außerordentlich abgenützte und in der Kriegszeit 
fast nicht erneuerte Bestand des Fahrparks der russischen Eisenbahnen 
mit dem Eintritt des Bürgerkriegs, der für die rechtzeitige und genaue 
Unterhaltung dee Fahrparks besonders ungünstig war, schnell nachzu¬ 
lassen begann, und daß in den letzten Jahren die Anzahl der unbenutz¬ 
baren Lokomotiven und Güterwagen derart wuchs, daß allein schon dieser 
Umstand sich als unmittelbare Bedrohung der Möglichkeit, auf den Eisen¬ 
bahnen der Republik einen planmäßigen Betrieh durchzuführen, erwies. 
Und durch das Volkskommissariat der Verkehreanstalten ist im Kampf 
mit diesen Erscheinungen eine im höchsten Grad interessante und ori¬ 
ginelle Maßnahme getroffen worden. Auf Grund besonderer Befehle (vom 
22. Mai 1920 Nr. 1042 und 2. Juli 1920 Nr. 1157) wurde der Plan einer Haupt¬ 
ausbesserung aller Lokomotiven und Güterwagen des Eisenbahnnetzes 
der Republik auf eine Frist von viereinhalb Jahren genau festgeiegt und 
im einzelnen ausgearbeitet mit Bezeichnung der Einheitsbestände für 
jede einzelne Bahn, die in jedem Monat der gesetzten Frist, d. i. bis zum 
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1. Januar 1925, •abmontiert iüufit«u^ An diesem Auabes&ertmgsplan 
nimmt sowohl der daoualige talsödbliehe! Bettend als Vorge- 

sohene aHB>äiilitdie l^ss*?ruiig der produktiven Kräfte der fojpubHk und 
tu übereiriötirrin^tmg damit etK-h die Anzahl äßt zivr Aitebeseeruhg vor¬ 
gesehenen ^Einheiten des Fahr park#* Äufuterkaamkeit in Anspruch. 


ganzen Netz wie auch das prosierttnute YerbiU tais der g eh ran eh s- 
un fähigen Lokomotiven und Wage n motoUrei tofd rd ie fünf Jahre 
1917 bis 1921 ist in den Ziisat?imenstet'JuT>geii VI ntml VJI vergefubrt: 

Zasaarmensteltung VI. 
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Bevor wir zur Betrachtung der Arbeitsleistungen der Eisenbahnen 
in den Jahren 1917 hie 1921 übergehen, müssen wir etwas genauer bei 
einigen Umständen verweilen, die in dieser Frage äußerst ernste Be¬ 
deutung haben, nämlich: bei der Anzahl der Bediensteten und Arbeiter 
auf den Eisenbahnen, bei der Versorgung mit Brennstoff und endlich 
bei der Versorgung der Eisenbahnen mit den übrigen, so zahlreichen 
und oft unumgänglich notwendigen Gegenständen wie Schienen, Klein¬ 
eisenzeug, Schiwellen u. a. 

Die Bedeutung der Personalfrage erhellt am klarsten aus dem Um¬ 
stand, daß die Ausgaben für dieses Personal den größten Posten unter 
den ganzen Betriebsausgaben der Bahnen bilden. In der folgenden Zu¬ 
sammenstellung sind für die dem Krieg vorausgehenden fünf Jahre An¬ 
gaben gemacht: 


Zusammenstellung VIII. 



1909 

19 10 

19 11 

1912 

19 1 ß 

Gesamtzahl der Bediensteten und 
Arbeiter im ganzen Netz . 

797 926 

771938 

806888 

836162 

815502 

anf eine Werst Bahn. 

13,27 

12,78 

13,16 

13,40 

12,79 

Gesamtausgabe für Gehalt der 
Bediensteten und Lohn der 
Arbeiter in tausend Rubel 

315608,9 

316863,3 

329607,0 

350398,1 

339680,9 

Ausgabe auf eine Werst in Rubel 

5246,3 

5234,8 

5 369,9 

5611,7 

5329,9 

Gesamtausgabe für den Betrieb 
in tausend Rubel. 

660804,0 

651185,9 

656805,2 

690,189,7 

695761,0 

Ausgabe auf eine Werst in Rubel 

10757,96 

10 757,o 

10 717,9 

11067,8 

10911,7 

Prozentuale Beziehung der Per¬ 
sonalaasgaben . 

1 

47,8 

48^ 

50,1 

60,8 

48,9 


Die Einführung des Achtstundentag» und der allgemeine Nieder¬ 
gang der Arbeitsleistung zog die allmähliche Vergrößerung der Zahl der 
Bediensteten und Arbeiter auf den Eisenbahnen der Republik nach sich. 
Am 1. Mai 1921 wurde die ungeheure Zahl von 1256 767 Mann erreicht, 
nicht gerechnet die transkaukasischen Eisenbahnen, für die ent¬ 
sprechende Zusammenstellungen fehlen (22 987 Mann im Jahr 1913). 
Auf eine Werst gerechnet, macht das 21,30 Mann aus, also 60 % Er¬ 
höhung gegenüber 1913. Außerdem ist hier des außerordentlichen Nie¬ 
dergangs der Arbeitsleistung zu gedenken, der in genügendem Umfang 
durch das nachfolgende Beispiel erläutert ist. Im Jahr 1913 betrug die 
Gesamtzahl der Telegraphisten auf dem ganzen Eisenbahnnetz 12 250 
Mann, im Jahr 1920 erreichte sie die Zahl 38500; im Jahr 1913 wurden 
an zehnwortigen Depeschen 501 Millionen abgeschickt, im Jahr 1920 
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538 Millionen; also trafen 1913 auf einen Telegraphisten 40900 De¬ 
peschen und 1920 nur 17 030; die Arbeitsleistung fiel also fast um das 
Dreifache bei gleichzeitiger Verschlechterung der Güte. Man darf dabei 
nicht vergessen, daß in Rußland bis zum Krieg die Anzahl der Be¬ 
diensteten und Arbeiter an sich schon bedeutend höher war als im Westen. 
In Frankreich waren 1911 auf eine Werst im ganzen nur 9,2 Mann vor¬ 
handen, und in den Vereinigten Staaten von Amerika gar nur 4,6. Der 
Weltkrieg 1914—1918 brachte übrigens auch dort eine bedeutende Ver¬ 
änderung nach der Richtung einer Vermehrung des die Schienenwege 
besorgenden Personals mit sich. 

Auch die Ausgaben für die Brennstoffe waren für die Eisenbahnen 
sehr fühlbar. In der Zusammenstellung IX sind die Ausgaben für die 
Beheizung der Lokomotiven als der Hauptpunkt nach dieser Richtung an¬ 
geführt: 

Zusammenstellung IX. 


, 


1910 

1911 

1912 

1913 

Kosten der Lokomotivbeheizung 
für das ganze Eisenbahnnetz in 
tausend Rubel. 

89240,8 

83032,4 

82849,6 

92204,0 

113 995,» 

Prozentuale Beziehung zu den 
Gesamtbetriebsausgaben. . . . 

13,8* 

12,73 

12,61 

13,86 

16,38 


Hier ist jedoch außer der allgemeinen Verteuerung der Preise aller 
Stoffe noch der Änderung in der Sorte des für die Zwecke der Loko- 
motivbeheizung erforderlichen Brennstoffs zu gedenken. Tatsächlich 
wurden hier für den angeführten Zweck gewöhnlich verschiedene 
Brennstoffe verwendet: Steinkohle, Anthrazit, Koks, Naphtha, Holz und 
Holzkohle. Vor dem Krieg verteilten sich die Sorten der Brennstoffe im 
allgemeinen nach Zusammenstellung X: 


Zusammenstellung X. 


Verbrauch für das ganze Eisen¬ 
bahnnetz zur Lokomotiv-, Wagen- 
und Gebäudebeheizung 

1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

Anthrazit und Steinkohle verschie¬ 
dener Bezugsarten in taus. Pud 

411 643,4 

396233,1 

417244,7 

4797084 

5549734 

Briketts . ..„ „ „ 

7 304,9 

3829,8 

3504,8 

3684,5 

9 0514 

Koks.. „ „ 

1 510,8 

1584,6 

12804 

1653,1 

1 415,3 

Torf.. , 

300,o 

332,5 

163,7 

44 

4,0 

Naphtha.„ , „ 

111106,3 

117 947,6 

129808,4 

121 782,3 

109504,6 

Holzkohle.. „ 

867,8 

814^ 

536,3 

6284 

662,0 

Holz in tausend Kubiksaschen . . 

1204,3 

1234,6 

1 077,6 

1045,0 

874,7 
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Es ist daraus zu ersehen, daß früher der auf den Eisenbahnen Ruß¬ 
lands hauptsächlich verwendete Brennstoff Steinkohle war, deren Ver¬ 
wendung anhaltend in die Höhe ging; Naphthabrennstoff blieb annähernd 
auf gleicher Höhe; die an sich geringe Verwendung von Holz ging 
beständig zurück. Die inneren Unruhen, die sich besonders stark in 
den Grenzmarken fühlbar machten, wo die Gewinnung von Steinkohle 
und Naphtha hauptsächlich vereinigt ist, müssen auf eine Veränderung 
in der Verwendung der Brennstof fart hin wirken, und tatsächlich wird seit 
1917 eine besonders starke Vermehrung der Verwendung von Holz beob¬ 
achtet Man kann zum Beispiel feststellen, daß die drei größten Bahnen 
des nordwestlichen Verkehrsgebiets, die Nikolaibahn, die Moskau* - 
Windau-Rybinsker Bahn und die Nordwesteisenbahnen, die 1917 an 
Kohlen und Anthrazit 51,9 Millionen Pud, an Naphtha 20,e Millionen Pud 
und an Holz 250,7 Tausend Kubiksaschen erforderten, im Jahr 1918 
schon 322,9 Tausend Kubiksaschen Holz, 7,8 Millionen Pud Kohle und 
Anthrazit und 10,5 Millionen Pud Naphtha brauchten. Es ist interessant, 
zu bemerken, daß gleichlaufend mit dem Übergang auf Holzbrennstoff 
auch ein Anwachsen des Brennstoffverbrauchs auf eine Lokomotivwerst 
zu beobachten ist, was außer durch den schlechten Zustand der Loko¬ 
motiven selbst und durch die Verschlechterung der Bedienung durch 
nicht interessierte Lokomotivpersonale, die ihre festen Tariflöhne un¬ 
abhängig von der Arbeit und der Einsparung an Brennstoff erhielten, 
auch durch die Verschlechterung ider Eigenschaften des letzteren Brenn¬ 
stoffs, meist feuchten und frischen Holzes, zu erklären ist. Im wei¬ 
teren spitzte sich die Heizstolfrage auf den Eisenbahnen derart zu, daß 
im Mai 1919 die Schaffung besonderer Beschiaffungsstellen, sogenannter 
Sheijeskome, verlangt wurde, denen insbesondere die Versorgung der 
Eisenbahnen mit Holzbrennstoff und Forstprodukten übertragen war. 
Innerhalb eines Jahrs, vom 1. Mai 1919 bis zum 30. April 1920, wurden 
auf dem Netz der russischen Bahnen verbraucht: 21870228 Pud Stein¬ 
kohle und Anthrazit, 5 010 966 Pud Naphtha und 2 690 700 Kubiksaschen 
Holz. Wenn man diese Angaben mit der Zusammenstellung X, wenn 
auoh nur für das letzte Jahr geordneten Lebens im Lande, vergleicht, so 
stellt sich heraus, daß für 1913 die Beziehung zwischen den auf den 
Bahnen verwendeten Brennstoff arten sich folgendermaßen stellte: für 
Steinkohle und Anthrazit 67,e %, für Naphtha 20,s % und für Holz 
11,e %; im Zeitraum 1919/1920 änderte sich diese Beziehung folgender¬ 
maßen: für Steinkohle und Anthrazit 6,7 %, für Naphtha 2,4 % und für 
Holz 90,9 %. Das heißt, der Holzbrennstoff nahm auf den Eisenbahnen 
der Republik nicht nur eine beherrschende Stellung ein, sondern er kann 
tatsächlich sogar vielleicht als die einzige, zurzeit beständige Quelle 
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der Versorgung der Eisenbahnen mit Brennstoffen betrachtet werden. 
Dieser Umstand muß bei der Untersuchung der Lage der Eisenbahnen 
besonders berücksichtigt werden, da neben der oben schon erwähnten 
Erhöhung des Brennstoffverbrauchs das Holz als außerordentlich sper¬ 
riges und schweres Gut den Betrieb sehr belastet und den an sich schon 
zurzeit in Rußland spärlichen Fahrpark stark in Anspruch nimmt. Als 
Erläuterung mögen die folgenden Angaben aus der Praxis des nord¬ 
westlichen Verkehrsgebiets dienen: 


Zusammenstellung XI. 


Benennung der 
Bahn 

Mittlere Gesamttagesleistung 
an Wagen 

darunter im Mittel täglich 
Wagen Holz 

19 19 

19 19 


Januar 

Februar 

Januar 

Februar 

Nikolaibahn .... 

1238 

1372 

498 

698 

Moskau — Windau— 
Rybinsker Bahn . 

700 

782 

196 

214 

Nordwestl. Bahnen . 

639 

780 

196 

231 


Das heißt, auf den drei wichtigsten Eisenbahnen des Gebiets bil- 
deten die Holztrainsporte im Mittel 34 bis 35 % des ganzen Verkehrs und 
erreichten in einzelnen Fällen (auf der. Nikolaibahn) bis zu 44 %. Es 
ist daraus die ungeheure Bedeutung der Wiederherstellung der Stein¬ 
kohlen- und Anthrazitgewinnung im Donezbecken und der Naphtha¬ 
gewinnung in Baku und Grosny zu etnsehen, da diese außer der Bei¬ 
bringung mehr für die Eisenbahnen passenden Brennstoffs die Bahnen 
auch von der Notwendigkeit befreit, äußerst sperrige Holzsendungen, 
dazu noch häufig nicht nur für den eigenen Bedarf, sondern auch für die 
südlichen, durch verhältnismäßig waldarme Länderstriche führenden 
Bahnen zu befördern. 

Die Versorgung der Eisenbahnen der Republik mit dem übrigen, 
für ihr mehr oder weniger geordnetes Arbeiten Notwendigen war 
in sehr kläglichem Zustand, und nirgends wurde die völlige Befriedi¬ 
gung des Bedarfs bis zu 100 % erreicht Gewöhnlich erreichte die 
Deckung 10 bis 20 %, selten 70 bis 80 %, und einige Gegenstände sind zu 
vermelden, die von den Eisenbahnen nur in äußerst kleinen Mengen 
oder überhaupt nicht bezogen werden konnten. So: Bohrer, Deckung 3 %, 
Drehbohrer 2,3 %, Eisendraht 1,4 %, Salmiak 2,7 %, Hanfschläuche 4,4 %, 
Federn 1 %, Stecknadeln und quadriertes Papier 0,0 %. So außerordent¬ 
lich wichtige Stoffe für das Arbeiten der Eisenbahnen wie: Hanf, der 
als Abwischmaterial dient und dessen Mangel sich im Verbrennen der 
Achsbuchsen äußert, wurde nur zu 11,6 % des angezeigten Bedarfs ge- 
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liefert; Zinn zum Ausgießen der Achsbuchsen 17,5 %, Baumöl zum An¬ 
strich u. a. von Dächern und Brücken 19,7 %, feuerbeständige Ziegel für 
die Lokomotivheizetelle 32,7 %, Dachblech 10,s % usw. Wir wollen uns 
nicht weiter Über diesen Gegenstand verbreiten, wiewohl er für die Er¬ 
füllung der von den Schienenwegen verlangten Leistung eine Lebens¬ 
frage ist, und weisen nur noch auf zwei Materialarten hin, deren Mangel 
für die Leistungsfähigkeit des «Netzes besonders bedenklich ist: das sind 
Schienen samt Eleineisenzeug und Schwellen. Der Bedarf an Oberbau- 
m&terialien und der Grad der Befriedigung des Bedarfs ist aus nach¬ 
folgender Zusammenstellung zu ersehen: 


Zusammenstellung XII. 


Benennung 
der Materialien 

r 

19 2 0 



19 2 1 


^ Januar—Juni 

1 , .. _ . ___ 

Juli—August 

Januar 

—März 

April—Juni 

Anfor¬ 

derung 

Anlie¬ 

ferung 

Anfor¬ 

derung 

Anlie¬ 

ferung 

Anfor- 

deiung 

Anlie¬ 

ferung 

Anfor¬ 

derung 

Anlie¬ 

ferung 

in Pud 


i n 

Pud 


Schienen. 

4150 

876 

4160 

461 

1427 

508 

1427 

625 

Kleineisenzeug .... 

788 

109 

788 

517 

450 

99 

450 

150 

Bolzen and Schrauben¬ 









muttern . 

180 

73 

180 

55 

174 

56 

174 

42 


Noch ernster ist auf dem russischen Eisenbahnnetz die Sohwellen- 
frage. Am 1. Januar 1921 wurden auf dem ganzen Netz 152,3 Millionen 
Schwellen gezählt; davon 113,7 Mill. Stück oder 74,5 % auf Hauptlinien 
und 38,6 Mill. Stück oder 25,5 % in Stationsgledsen. Diese Schwellen 
werden nach den Holzarten geteilt in Eichen-, Föhren- — getränkte und 
ungetränkte —, Tannen- und L&ubholzechwellen, alle mit verschieden 
zurückgelegter Liegezeit Am 1. Januar 1922 berechnet sich die tat¬ 
sächliche Liegedauer der Schwellen im Gleis: für Eichenschwellen auf 
7,2 Jahre, für getränkte Föhrenschwellen 7,3 Jahre, für ungetränkte 
Föhrenschwellen 4,2 Jahre, für Tannenechwellen 4,5 und für Laubholz¬ 
schwellen 4,6 Jahre. Die regelmäßige mittlere Liegedauer der Schwellen 
auf russischen Bahnen wurde jedoch gewöhnlich angenommen: für 
Eichen- und getränkte Föhrenschiwellen 8 Jahre, für ungetränkte Föhren¬ 
schwellen 4,5 Jahre, für Tannenschwellen 3,75 Jahre und für Laübholz- 
schwellen 3 Jahre. Da die Hauptmasse der Schwellen in Rußland aus 
föhrenen besteht, von denen am 1. Januar 1921 getränkte 52,4 % der 
ganzen Schwellenmenge in den Gleisen vorhanden waren, ungetränkte 
jedoch zum gleichen Termin 34,1 %, so muß geschlossen werden, daß i. J. 
1922 die Liegedauer der Mehrzahl der verlegten Schwellen die zulässige 
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Grenze erreicht, daß diese Liegedauer aiber für eine kleine Anzahl 
Tannen- und Laubholzsohwedlen (4,4 %) schon überschritten ist Die 
auazuwechselnden Schwellen wurden 1921 zu 19 Millionen Stück berech¬ 
net, die Anlieferung durch Gl&wljeskom erreichte jedoch kaum 7 Millio¬ 
nen Stück. Dieser Mangel an Schwellen zwang zu dem Aushilfsmittel, 
die Auswechslung nur auf Linien vorzunehmen, die auf Grund beson¬ 
derer Untersuchung als besonders wichtig zu bezeichnen waren. Allein 
auch für diese Linien ergab sich ein Bedarf von' 13,s Millionen Stück, und 
daher konnten auch für diese Linien nur 54 % des Bedarfs ausgewechselt 
werden; der Rückstand in der Schwellenauswechslung für 1921 betrug 
aui dem ganzen Bahnnetz 12 Millionen Stück, darunter für Linien erster 
Bedeutung 6,3 Millionen. Für 1922 ist der Bedarf an Schwellen, wenn man 
von den Angaben der Liegedaner ausgeht, zu 38785 000 Stück bestimmt, 
von denen für ordnungsgemäßen Austausch in den Hauptlinien 23108 000 
Stück liegen und für den Austausch von 1921 her noch 15677 000 Stück 
rückständig sinid. DÜe Beechaffungstedle verpflichtet sich 
auf Grund des Arbeitsprogramms i. J. 1922 bei besonderer Kraft¬ 
anspannung mindestens 15 Millionen Stück Schwellen zu liefern, so daß 
also 1928 annähernd 23 Millionen Stück für Auswechslung in den 
Gleisen fehlen. Eine solche verhängnisvolle Lage veraniaßte den Vor¬ 
schlag, das ganze Eisenbahnnetz der Republik in 3 Gruppen zu teilen, 
abhängig von der Bedeutung ihrer Aufgabe, und dann die wichtigsten 
Strecken mit Schwellen voll auszustatten, Hilfsstrecken zu diesen nur 
mit 50 % zu 'bedenken und die dritte Klasse ganz von der Schwellenaus- 
wechselung auszuschließen oder sogar deren völlige Schließung vorzu¬ 
sehen, wo es der Streckenzustand verlangt. Die dargelegte Verfassung 
der Schwellenfrage auf russischen Bahnen ist um so verhängnisvoller, 
als man hier nicht das Hilfsmittel in Anspruch nehmen kann, das sich 
in letzter Zeit sehr wirksam erwiesen hat, nämlich den Bezug ans dem 
Ausland, der nach vieler Hinsicht die Notlage solcher Bahnen zu er¬ 
leichtern vermochte. 

Die Versorgung der Schienenwege mit den für ihren Betrieb nötigen 
Stoffen, der Zustand des Fahrparks und des Oberbaus dar Strecke, der 
Vorrat an Heizmaterial u. a. ist von beständigem Einfluß auf die Arbeits¬ 
leistung der Eisenbahnen. Außer diesen beständigen Einflüssen erwiesen 
sich in letzter Zeit auch außerordentliche Einflüsse als besonders be¬ 
deutungsvoll für die Leistungsfähigkeit der Bahn. Unter ihnen sind die 
in der Zeit der inneren Unruhen anfgetretenen Zerstörungen voranzustellen. 

Auf einen recht langen Zeitraum nach 1918 und 1919 zeigte sich 
infolge des Bürgerkriegs das in Zusammenstellung IV bemerkte 
Schwanken der Ausdehnung des Eisenbahnnetzes der Republik, wobei 
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die Bahnzone, die in den Bereich der kriegerischen Unternehmungen 
fiel und der Zerstörung unterworfen war, über 48 % der Gesamtlänge 
der russischen Bahnen der Vorkriegszeit bildete; die Art der Zer¬ 
störungen muH im allgemeinen als sehr ernst bezeichnet werden, und 
sie gaben ähnlichen Zerstörungen der Eisenbahnen der Westfront wäh¬ 
rend des Weltkriegs 1914—1918 nichts nach. Wir wollen hierauf nicht 
weiter eingehen und bemerken nur, daß der allgemeine Schaden des 
Eisenbahnnetzes in Kürze wie folgt geschätzt werden kann. Es 
wurden 3597 Brücken beschädigt mit 16 000 Saschen Gesamtlänge, wobei 
vorzugsweise größere Bauwerke mit über 10 Saschen Öffnungen zerstört 
wurden. An Gleisen wurden 1700 Werst vernichtet; die Telegraphenlinie 
wurde auf 87 000 Leitungswerst beschädigt; der Verlust an Telegraphen¬ 
apparaten wird auf 4330 angegeben, der an Telephonapparaten auf 10900; 
Weichen wurden etwa 3000 Stück beschädigt; öffentliche Bauten wurden 
5000 bei einer überbauten Fläche von über 117000 Quadratsaschen zer¬ 
stört; Wasserstationen und Waaserleitungsbaaiten wurden über 460 be¬ 
schädigt, Lokomotivhallen über 45, mehr als 400 Stände, Eisenbahnwerk¬ 
stätten his zu 35 mit gegen 4000 Quadratsaschen Fläche. Dieses Ver¬ 
zeichnis, das natürlich nicht alle ausgeführten Zerstörungen in vollem 
Umfang umfaßt, genügt, um einen Begriff von den' ungeheuren Arbeiten 
zu gelben, die das Land für die Wiederherstellung des, wenn auch nur 
teilweise, zerstörten Eisenbahnapparate leisten mußte. 

Für die allgemeine Arbeitsleistung des ganzen Eisenbahnnetzes des 
Landes ist die nachfolgende Zusammenstellung bezeichnend, die monat¬ 
weise die ganze Zahl der beladenen und auf dem ganzen Netz angenom¬ 
menen Wagen wiedergibt: 


Zusammenstellung XIII. 


Monat 

1916 

19 17 

19 18 

1919 

1920 

1921 

Wagen 

Januar. 

7-2743 

70118 

18 644 

13193 

11896 

10603 

Februar . 

76710 

66663 

19896 

14182 

11088 

11269 

März. 

82369 

72982 

20888 

16886 

14 833 

12689 

Aprü. 

80166 

76 082 

18640 

15 650 

15 434 

9871 

Mai. 

90 668 

76362 

15610 

17 762 

21631 

8642 

Juni. 

91641 

72604 

18 873 

17 993 

22588 

9100 

Juli. 

86122 

63 829 

11293 

17260 

14760 

7 862 

August. 

83 712 

69896 

9223 

18687 

16000 

8449 

September. 

88 706 

60992 

11118 

19958 

17 592 

8 968 

Oktober. 

82189 

48429 

14662 

18042 

16 897 

10527 

November ... 

80683 

36624 

18 760 

14479 

14973 

10445 

Dezember.j 

73 406 

14888 , 

i 

12639 

13 295 

14 886 

-— 
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Dies© äußerst bezeichnende Zusammenstellung des (alkmähliehen 
Niedergangs der Leistungsfähigkeit des Bahnnetzes bedarf jedoch 
einiger Erläuterungen mit Beziehung auf die Veränderungen in der Ge¬ 
samtausdehnung des Bahnnetzes zu verschiedenen Zeiten. Es ist daher 
zweckentsprechender, die Angaben auf eine gleichmäßige Einheit zu 
beziehen. Es gestattet dies, den Grad der Leistungsfähigkeit der Bahnen 
zu verschiedenen Zeiten genau zu veranschaulichen. In Zusammen¬ 
stellung XIV sind die Tagesleistungen des Bahnnetzes nach Annahme 
und Entladung der Wagen auf 100 Werst Ausdehnung angegeben: 


Zusammenstellung XIV. 


Monat 

1916 

1917 

19 18 

1919 

1920 

192 1 


Wagen 

auf 100 Werst 

Strecke 


Januar . 

112 

109 

36 

66 

24 

17 

Februar. 

117 

103 

41 

44 

23 

18 

März . 

127 

118 

47 

66 

28 

21 

April. 

123 

116 

49 

63 

29 

16 

Mai. 

189 

118 

46 

76 

36 

14 

Juni. 

141 

116 

66 

73 

40 

15 

Juli. 

138 

110 

46 

70 

28 

13 

August. 

129 

106 

38 

68 

26 

14 

September. 

129 

97 

63 

68 

29 

15 

Oktober. 

126 

83 

69 

66 

29 

17 

November. 

124 

71 

63 

41 

26 

— 

Dezember. 

113 

31 

63 

36 

25 

— 


Zur Kennzeichnung der Ausnützung des Fahrparks dienen die 
Angaben des täglichen Laufs der Lokomotiven und des Wagen¬ 
umschlags. Die täglich zurückgelegte Strecke einer Lokomotive war 
1916 = 91 Werst; 1917 = 75 W.; 1918 = 52 W.; 1919 = 80,5 W.; 1920 im 
ersten Halbjahr 69,7 W., im zweiten 76,5 und 1921 von Januar bis März 
71,2 Werst und zur wannen Zeit von April bis September 83,6 Werst. 
Die Angaben über den Wagenumschlag der Arbeit»wagen auf den Eisen¬ 
bahnen des russischen Netzes sind in der Zusammenstellung XV an¬ 
geführt. 

Durch die vorgeführten Zahlen wird mit genügender Anschau¬ 
lichkeit der allgemeine Niedergang in der Leistung des Eisenbahnnetzes 
der Republik wie auch des Eisenbahnverkehrs erwiesen, wie er sich 
tatsächlich als völlig natürliche Folge des Kriegs und des folgenden 
allgemeinen Verfalls der Volkswirtschaft herausstellt. In der folgenden 
Zusammenstellung sind einige allgemeine Vergleiche des Zustands und 
der Verkehrsleistung des russischen Eisenbahnnetzes für das letzte Jahr 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 















Der Verkehr u. d. Umstellung der Wirtschaftspolitik in Rußland. 469 


Zusammenstellung XV. 


Monate 

19 16 

19 17 

1 

19 18 

19 19 

1920 

192 1 

| Tagesumschlag des Arbeitswagens 

Januar . 

6,6 

7,9 

14,3 

12,1 

22,3 

27,6 

Februar....... 

6,8 

7.9 

14,3 

ll,o 

23,4 

25,5 

März. 

5,3 

6,6 

13,3 

9,5 i 

20,5 

24,8 

April.j 

5,1 

6,1 

13,2 

9,6 

20,7 

26,6 

Mai.1 

| 

i 4,7 

6,2 

15,3 

8,2 

18,6 

26,3 

Juni.' 

4,6 

6,1 

14,3 

8,7 

14,7 

23,9 

Juli. 1 

5,0 

6,8 

16,3 

9,0 

15,0 

— 

August. 

! 5,i 

7,1 

19,9 

8,6 

14,9 

— 

September.' 

i 5,3 

7,1 

14,5 

i 8,4 

22,7 

— 

Oktober. 

1 5,5 

7,s 

11,3 

9,1 

19,9 

— 

November. 

j 5,8 

9,0 

11,7 

10,8 

21,6 

— 

Dezember. 

i 

j 6,5 

13,5 

11,9 

11,4 

21,6 

— 


regelmäßigen Erwerbslebens des Landes und 1 für 1921 gegeben, wobei die 
Angaben für das letztere Jabr durch Verdoppelung der entsprechenden 
Ziffern des ersten Halbjahrs entstanden sind, für das Vergleichszahlen 
schon veröffentlicht sind. 


Zusammenstellung XVI. 


Jahr 

1 Betriebs¬ 
länge des 
Bahn- 

netzes 
| in Werst | 

I 

Bestand an 
gebrauchs¬ 
fähigen 

Zurückgelegte Strecken 

. 

der 

Züge in 
tausend 
Zugwerst 

i 1 

der Loko¬ 
motiven 
in 

tausend 
; Lokomo- 
tivwerst 

der 
Güter¬ 
wagen in | 
Millionen | 
Achs- 
werst 

1 

der 

Güter in 
Millionen 
Pudwerst 

| Loko- j Gütcr- 
jmotiven | wagen 

j Einheiten 

1913. 

1 66082 

19866 

480 403 

419 648 

672 376 

19589 

4 087 

1921. 

: 60963 

7 379 

348627 

108984 

157 672 

2983 

950-1020 

Prozentverhältnis . . 

| 92,3 

i 

72,6 

25,9 

, 27,5 

15,2 

23,2-24,9 


Es ist daraus zu ersehen, daß bei gleichen oder fast gleichen Grund¬ 
lagen das russische Eisenbahnnetz jetzt ungefähr 25 % der Leistungen des 
früheren unter ganz normalen Bedingungen aufweiet Für die Eisen¬ 
bahnen, die keineswegs ein selbständiges Glied der Volkswirtschaft, 
sondern von den allgemeinen Verhältnissen des wirtschaftlichen Lebens 
abhängen, muß ein solches Ergebnis als außerordentlich günstig im Ver¬ 
gleich mit den Leistungen der übrigen Zweige der Volkswirtschaft be¬ 
zeichnet werden. Das kann durch die Tatsache des Bestands sowohl einer 
bedeutenden Menge kaltgestellter gebrauchsfähiger Lokomotiven als auch 
iadefähigelr Güterwagen nachgewiesem werden, für die augenschein¬ 
lich das Land keine Güter zu verladen hat. Der freie Bestand an Loko- 

Archiv für Eisenbahnwesen, 1923. 31 
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motiven, der i. J. 1920 im Tagesmittel 4% und 486 Einheiten 
im ersten und zweiten Halbjahr war, erreichte im Mai und Juni 1921 1741 
und 1574 Einheiten. In gleicher Weise wuchs der freie Güterwagen¬ 
bestand, der im ersten Halbjahr 1920 13 889 Einheiten und im zweiten 
Halbjahr 10810 Einheiten betrug, im Jahr 1921 auf 50129 Einheiten im 
Mai und 40 055 Wagen im Juni. Ein derartiger Vorrat eines gebrauchs¬ 
fähigen Falirparks kann als Bürgschaft dafür dienen, daß bei der im 
Gefolge der neuen Wirtschaftspolitik zu erwartenden Belebung der Wirt¬ 
schaft des Landes die Eisenbahnen trotz der äußerst schwierigen Lage 
ihrer Versorgung den Aufstieg des Erwerbslebens der Republik nicht 
aufhalten werden. Bestätigung dieser Vermutung ist auch den Ziffern 
der Einnahmen für zahlende Reisende und Güter zu entnehmen, nämlich: 
im Juli 1921 = 5,7 Milliarden Rbl., im August = 18,7 Milliarden, im Sep¬ 
tember = 46,2 Milliarden, im Oktober = 65,4 Milliarden, dm November 
89 Milliarden und im Dezember (voraussichtlich) 120 Milliarden Rubel; 
das 'bedeutet ein ständiges Anwachsen und eine fortlaufende Entwick¬ 
lung der Eisenbahntransporte. 

In der Übersicht des Volkskommissariate für den Verkehr über den 
Stand und die Leistung des Verkehrs i. J. 1921 wird die wahrscheinliche 
Verkehrseinnahme der Eisenbahnen des Landes auf über 253 Milliarden 
Rubel monatlich berechnet. Ais Grundlagen.dieser Berechnung dienten 
Angaben über Beförderungen und Einnahmen für den halben August für 
8 Bahnen: Alexanderbahn, Kiew-Woronescbbahn, Moskau-Baltische Bahn, 
Moskau-Kaeanerbahn, Moskau-Kursker Bahn, Nischegorodsker Bahn, 
Orlow-Witebsker Bahn und Nordbahn. Es versteht sich von selbst, daß 
eine solche Berechnung, die auf ungenügenden Angaben beruht und den 
bedeutend geringeren Verkehr auf vielen andern Eisenbahnen des 
Netzes, die fast 80 % des Umfangs darstellen, nicht berücksichtigt, nur 
von annäherndem Wert ist. Aber in jedem Fall geben diese 
Ziffern noch einmal eine bestätigende Grundlage dafür, daß die Eisen¬ 
bahnen des Landes unter den neuen Wirtschaftsbedingungen sich wenn 
auch nicht ganz bezahlt machen, doch zur Erleichterung der schweren 
Last der Staatskasse beitragen werden. 

Dr. Salier. 
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Die italienischen Staatsbahnen 1915—1917.') 


Das italienische Staatsbahnnetz umfaßt die im Eigentum des Staats 
stehenden Eisenbahnen, die für Rechnung des Staats betriebenen Privat* 
eisenbahnen, die von ausländischen Eisenbahnverwaltungen für italieni¬ 
sche Rechnung betriebenen inländischen Grenzstrecken Ventimiglia— 
Grenze, Domodossola—Grenze und Luino—Grenze, zusammen 40,854 km, 
sowie die von den italienischen Staatseisenbahnen für fremde Rechnung 
betriebenen ausländischen Grenzstrecken Modane—Grenze, und Chiasso— 
Grenze, zusammen 11,808 km. Im besetzten Gebiet wurden Ende 1917 
von den italienischen Staatsbahnen die Bahnstrecken Ala—Grenze, 
Oormons—Grenze und Grigno—Grenze, zusammen 18,870 km, betrieben. 
Außer Betrieb waren, weil im Kriegsgebiet gelegen, 514 ,130 km. Die 
Generaldirektion der italienischen Staatsbahnen in Rom verwaltet neben 
dem vollspurigen Staatsbahnnetz auch die schmalspurigen Kleinbahnen 
in Sizilien, die Dampffährenverbindung über die Straße von Messina 
sowie die staatlichen Schiffahrtslinien Givitavecchia—Golfo Aranci, 
Terranova—Golfo Aranci—Madidalena und Neapel—Palermo. 

Die nachstehenden Angaben sind den amtlichen Berichten Statistica 
dell’ Esercizio für 1917 entnommen. 

I. Länge. 



t 

1915 

j 1916 

1917 

Baulänge am Jahresschluß 

' !j 

.... km 1 

13 666 

13 690 

13208 

davon: 

eingleisig. 

. « • 

10 750 

1 10687 

10 304 

zweigleisig .... 

.- 

2906 

3 003 

2904 

Betriebslänge: 

am Jahresschluß . . . 


13 861 

1 13 898 

13 409 

im Jahresdurchschnitt 

. V ' 

13 802 

j 13 873 

13830 

*) Vgl. Archiv für 

Eisenbahnwesen 

1922 S. 

163 ff. 



31* 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 







472 


Die italienischen Staatsbahnen 1915—1917. 


Länge der betriebenen Strecken (dem 

i— 

—_ . - —- 


Betrieb mehrerer Linien die- 

' 1915 

1916 

19 17 

nende Teilstrecken doppelt oder 




i 



mehrfach gerechnet): 

am Jahresschluß . km 

i 14914 

14 964 

14 469 

im Jahresdurchschnitt.„ 

1 14 815 

14 902 

14 858 

außerdem: 




Kleinbahnen Siziliens: 




Betriebslänge am Jahresschluß . „ 

192 

201 

217 

„ im Jahresdurchschnitt „ 

159 

195 

217 

Fährstrecken über die Meerenge | 

| 



von Messina . .km 

23 

23 

23 

Sonstige staatliche Schiffs- 

: 



strecken: 

| 



Betriebslänge am Jahresschluß . km 

602 

602 

602 

„ im Jahresdurchschnitt „ 

602 

467 

602 

11. Fuhrpark. (Bestand am Jahresschluß.) 


Vollspurnetz. 

1 



Dampflokomotiven mit besonderem 

1 



Tender: 




mit 4 gekuppelten Rädern . . . ' 

429 

394 

378 

- 6 „ „ . . . . | 

2 359 

2346 

2364 

* 8 , „ . . . . ! 

843 

863 

946 

„ 10 r „ • • • • j 

143 

143 

143 

I 

zusammen . . . 

3 774 

3 736 

! 3 821 

Tenderlokomotiven: 




mit 4 gekuppelten Rädern.. 

79 

77 

77 

* 6 - • • • 1 

1 120 

1 168 

' 1 168 

,8 „ . 

97 

109 

109 

zusammen . . 

1296 

1354 

> 1354 

Dampflokomotiven im ganzen. 

Elektrische Lokomotiven zum Betrieb 

5 070 

5090 

5 175 

mit Oberleitung . 

144 

155 

i 170 

„ dritter Schiene . 

6 

6 

6 

zusammen . . . 

150 

161 

; 176 

Dampftrieb wagen .. 

83 

83 

83 

Elektrische Triebwagen . 

Lokomotiven und Triebwagen: 

51 

51 

51 

im ganzen . . . 

| 5 354 

5 385 

5 485 

auf 1 km Streckenlänge . 

0,861* 

0,362 

0,370 

Salon-, Schlaf-, Speise- usw. Wagen . . 

! 53 

49 

49 

Personenwagen .' 

, 9 770 

9 896 

9 906 

Gefangenenwagen . 

| 62 

. 62 I 

61 

Postwagen . 

139 

139 

138 

zusammen Personen- und Postwagen 

! 10 024 

10146 j 

10 154 

auf 1 km Streckenlänge.! 

1 0,678 

0,632 

0,685 

Zahl der Achsen. 1 

27 803 

28 486 ! 

28 565 
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Zahl der Plätze: 

1. Klasse . . 

2 . 

3. 


zusammen . . . 
auf 1 Achse. 

Gepäckwagen. 

auf 1 km Streckenlänge. 

Zahl der Achsen . 

Bedeckte Güterwagen zur Beförde¬ 
rung von: 

Lebensmitteln. 

Gütern aller Art. 

Gütern und Tieren. 

Kleintieren. 

Pferden (Stallungswagen) . 

zusammen . . . 

Offene Güterwagen: 

mit festen Seitenwänden. 

„ beweglichen Seitenwänden . . . 

ohne Seitenwände. 

zusammen . . . 

Kesselwagen . 

Spezialwagen. 

Gesamtzahl der Güterwagen . . . . 

auf 1 km Streckenlänge. 

Zahl der Achsen. 

Ladegewicht im ganzen .... t 
auf 1 Achse. 

Bahndienstwagen: 

bedeckte . 

offene . 

Kessel-, Gas- usw. Wagen. 

Spezialwagen. 

Gesamtzahl der Bahndienstwagen 
auf 1 km Streckenlänge . . . . 

Zahl der Achsen. 

Ladegewicht im ganzen .... t 
eines Wagens im Durchschnitt „ 

Gesamtzahl der Gepäck-, Güter- und 

Bahndienstwagen. 

auf 1 km Streckenlänge. 


1 1915 

1916 

1917 

62192 

63 477 

' 

63 801 

133 230 

135840 

136 254 

306 430 

313278 

313693 

328 

404 

434 

602180 

512999 

514182 

18,59 

18,46 

18,44 

4 143 

4122 

4091 

0,280 

0,277 

0,975 

8 895 

8868 

8 822 

34 270 

34902 

35 000 

3206 

3156 

3 129 

j 13965 

13862 

13 867 

j 143 

126 

98 

I 50 

47 

46 

51 624 

52092 

52 130 

40085 

39 965 

42674 

10068 

10015 

9 998 

763 

860 

941 

! 50916 

50 840 

63613 

! 457 

1 

394 

391 

1 120 

117 

116 

103117 1 

103 443 

106250 

6,972 j 

6,955 

! 7,165 

207 936 | 

208694 

214 448 

| 1 632 785 

1666 799 

j 1715009 

' 7,87 1 

7,95 

7,99 

122 

i 

84 

68 

1416 

1593 

1 619 

482 

531 

548 

306 

339 

i 361 

2325 I 

1 

2 647 

2696 

1 

0,157 1 

0,171 

0,175 

j 6119 

5 559 

5 657 

23 729 

25 940 

26 233 

5,34 i 

5,86 

5,36 

109 585 : 

110112 

112 937 

1: 7,4io 

7,404 

7,615 
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Dampfer für die Schiffahrt auf 

der Straße von Messina: 

Zahl. 

Pferdekräfte der Maschinen . . . . 

r „ w . . [ Tonnen. 

Ladefähigkeit < , . 

G (Eisenbahnwagen . . 

Schmalspurnetz. 

Tenderlokomotiven. 

auf 1 km Streckenlänge. 

Personenwagen. 

auf 1 km Streckenlänge. 

Gepäckwagen. 

auf 1 km Streckenlänge. 

Güterwagen: 

bedeckte. 

offene . 

Kesselwagen. 

Spezialwagen. 

zusammen Güterwagen . . 
auf 1 km Streckenlänge 

Zahl der Achsen. 

Ladegewicht im ganzen .... t 

„ einer Achse ... 


1915 

| 19 16 

1917 

1 

; 6 

6 

6 

j 6 69-2 

6 692 

6 176 

: 5 062 

5 062 

l 4 854 

i 

; j 44 

44 

1 39 

ii 

i' 

i 

1 

J 

i 4r> 

i 

»4 

; 0,258 

0,231 

0,248 

80 

80 

i 90 

0,503 

' 0 410 

, 0,413 

4 

4 

4 

0,025 

0,021 

0,018 

II 

1’ 

1 

i „ . 

!| ;>(> 

96 

96 

«94 

428 

432 

j, 38 

30 

30 

| 20 

HO 

30 

|| 508 

584 

588 

1 3,195 

2,995 

2,697 

) 

1 016 

1 168 

1 176 

6 096 

j 7 008 

6928 

6,oo 

1 6,oo 

6,oo 


III. Leistungen der Zfige auf den für Staatsrechnung betriebenen 

Bahnstrecken. 

Vollspurnetz: j! 

Es wurden Zugkilometer geleistet |j 


iin Personenzugdienst: ! 

1 

| 


von Schnellzügen.j 

16 298 158 j 

13 788 571 

10218 377 

„ Eil- und Personenzügen . . j 

! 37 142069 j 

34 821 793 

24 639 428 

„ gemischten Zügen. 

„ Vor- und Nachzügen, Sonder- i 

3 224 349 

! | 

2 485 466 | 

1483617 

und Bedarfszügen. 

1 6 800 501 

10 896 975 i 

10 762 508 

zusammen im Personenzugdienst. . 
iin Güterzugdienst: 

63 465 077 

i i 

61 992 805 

47 103 930 

von Güterzügen mit Personenbe¬ 

| 1 

i 


förderung . 

r Güterzügen ohne Personen¬ 

207 469 

318 982 | 

! 

1 129 309 

beförderung .' 

, 33 997 562 

35 871 370 | 

26030508 

„ Sonder- und Bedarfszügen 

14 063 657 

23 710 495 j 

28849004 

zusammen im Güterzugdienst . . . ; 

48 268 688 . 

59 900 847 

56 008 821 

im Arbeit szimbetrieb. 

476 577 

395 786 

257 991 

überhaupt . . . 1 

112 210 342 

122 289 438 i 

103 370 742 
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Auf 1 km der betriebcuen Strecken 

1915 

1916 

j 1917 

kommen im Jahresdurchschnitt: 

|- 


__ __ 




Personenzüge. 

j 4 284 

4 160 

3 170 

Güterzüge. 

3 258 

4020 

3 769 

Arbeitszüge. 

f 32 

26 

l 17 

Züge überhaupt . . . 

7 574 

8206 

i 6956 

Iin Durchschnitt wurden auf 1 km der 
betriebenen Strecken täglich ge- 



I 

fahren: 1 

Personenzüge . 

i 

11,737 

11,366 

8,686 

Güterzüge. 

8,926 : 

10,983 

| 10,328 

Arbeitszüge . 1 

0,088 

0,072 

0,048 

Züge überhaupt . . . \ 

20,761 i 

22,421 

19,062 

Von 1000 Zugkm wurden mit Vorspann 

• 


oder Nachschub gefahren: | 

im Personenzugdienst. 

150 

166 

193 

„ Güterzugdienst. 

196 

205 

244 

„ Arbeitszugbetrieb. 

45 

50 

81 

überhaupt ... ; 

170 

185 

221 

Im Durchschnitt bestand jeder Zug aus: 1 
besetzten Personenwagen . Achsen i 

10,568 

10,646 

i 

11,062 

leeren r - ! 

0,589 

0,471 

0,646 

Gepäckwagen. 

1,857 

1,940 

2,007 

beladenen Güterwagen ... 

17,214 

19,746 

1 22,801 

leeren „ .... | 

5,754 

6,884 

8,148 

Wagen überhaupt „ . 

35,982 

39,587 

! 44^64 

Auf dem Schmalspurnetz Siziliens j 
wurden Zugkm gefahren: 



i 

im ganzen. 

469 161 

483 729 

347 118 

auf 1 km Streckenlänge: i 

im Jahresdurchschnitt 

2951 

2 481 

1 1599 

täglich.i 

8,062 | 

6,778 

4,383 


IV. Leistungen der Lokomotiven und Triebwagen. 

Vollspurnetz. |j > j 

Von den eigenen Lokomotiven und !j ! 

Triebwagen wurden auf eigener 
und fremder Bahn Lokomotivkilo¬ 
meter geleistet: i ( i 


vor Zügen. 

131073 419 

144 838614 

1 126198016 

in Leerfahrten. 

4 779 050 

5 632 762 

5 736 537 

im Verschiebedienst. 

1 21052 968 

23 326 920 j 

22621 749 

zusammen . . . 

156905 437 ! 

173 698 296 

154 556 302 

Davon: im Dampfbetrieb. 

150907 748 ! 

166016 224 

146 965184 

durchschnittlich von jedem Fahr¬ 
zeug . 

1 i ! 

i! 

I 34 651 

i 

38 641 

34 141 

im elektrischen Betrieb. 

5 997 689 J 

7 682072 j 

7 591 118 

durchschnittlich von jedem Fahr¬ 
zeug . 

39 720 

1 

45510 

40 812 
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Von eigenen und fremden Lokomotiven 
und Triebwagen wurden auf italieni¬ 
schen Betriebsstrecken Lokomotiv¬ 
kilometer geleistet: 

vor Zügen. 

in Leerfahrten. 

im Verschiebedienst. 

zusammen . . . 
auf 1 km Streckenlänge: 

im Jahresdurchschnitt. 

täglich . 

Auf dem Schmalspurnetz Siziliens 
leisteten die Lokomotiven Lokomo¬ 
tivkilometer: 

vor Personenzügen •. 

„ Güterzügen. 

,, Arbeitszügen. 

in Leerfahrten. 

im Verschiebedienst. 

im ganzen . 

auf 1 km Streckenlänge: 

im Jahresdurchschnitt. 

täglich. 

Der auf Steinkohlen zurückgeführte 
Brennstoffverbrauch der vollspu- 
rigen Lokomotiven und Dainpf- 


toiebwagen betrug: 

im ganzen.t 

auf 1 Zugkrn.kg 

„ 1 Lokomotivkm.„ 

wofür ausgegeben wurden: 

im ganzen.Lire 

auf 1 Zugkrn.„ 

auf 1 Lokomotivkm.. 


Der auf Zylinderöl zurückgeführte Öl¬ 
verbrauch der vollspurigen Dampf¬ 
lokomotiven und Dampftriebwagen 


betrug: 

im ganzen.t 

auf 1 Zugkrn .g 

„ 1 Lokomotivkm.„ 

dafür wurden ausgegeben: 

im ganzen .Lire 

auf 1 Zugkrn.„ 

„ 1 Lokomotivkm.. 


Die elektrischen Lokomotiven und 
Triebwagen verbrauchten öl: 

im ganzen.t 

auf 1 Zugkrn.g 

„ 1 Lokomotivkm.^ 


1915 ; 1916 j 1917 


131238682. 

144 921 270 

126199018 

4 772 161 

5511772 

5 710 323 

21053 608 

23 328405 

22617 806 

157 064461 

178 761 447 

154 527 146 

11381 

12 503 

11524 

31,04 

34.25 

31,57 

373 241 

456 310 

1 

325 990 

8299 

8 370 

9070 

56238 

30631 

17 424 

1 169 

935 

932 

58146 

74 172 

62508 

497 093 

570 418 

415 924 

3 126 

2925 

j 1917 

8,665 

| 

8,013 

5,26 

i 

2 236 761 

2 636 229 

l 

i 

2 490367 

20,6511 

21,5700 

25,1669 

14,8297 

15,2574 

i 16,9169 

165 233 755 

288016039 

468 013 885 

1 ,5255 1 

2,4495 

4,7296 

1 ,0955 

1,7326 

3,1793 

i 

! 

5 581 | 

6 291 

6034 

51,5 i 

o3,5 

60,9 

37,0 , 

37,8 

40,9 

i 

2 953 264 j 

4 366 543 

6601937 

0,0273 | 

0,0371 

0,0667 

0,0196 

l 

0,0263 

0,0448 

! 

171 1 

240 i 

278 

45,7 | 

52,1 

63,9 

28,0 

30,8 1 

36,2 
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%'■ 


V. Leistungen der Wagen. 


Aui den vollspurigen italienischen 

-- 



Betriebsstrecken wurden Wagen- 

1915 

1916 

1917 

achskm geleistet: 


_ _ 





von Personenwagen . . *. 

1 133 477 716 

1 230 345 338 

1 103 145 531 

„ Postwagen. 

118007 110 

116 575 655 

95 788 840 

n Gepäckwagen. 

206 337 501 

237 265 351 

207 355679 

n beladenen Güterwagen . . . 

1932 188797 

2414 752130 

2 356062812 

„ leeren „ ... 

645 592 277 

841827592 

841664893 

zusammen . . . 

4037 603401 

4840 766 066 

4 604 017 656 

auf 1 km Streckenlänge: 



im Jahresdurchschnitt. 

291292 

348 307 

343 853 

täglich . 

798,06 

964,27 

940,69 

Auf dem Schmalspurnetz Siziliens 
wurden Wagenachskm geleistet: 




von Personenwagen. 

2 647 942 

2 414167 

1995 467 

* Gepäckwagen. 

761 757 

870 892 

663475 

„ beladenen Güterwagen . . . 

930551 

1 073 644 

905 233 

» leeren „ • • • 

503293 

360149 

303019 

zusammen . . . 1 

4 843543 

4 718852 

3 867 194 

auf 1 km Streckenlänge: 




im Jahresdurchschnitt. 

30463 

24199 

17 821 

täglich . 

83,157 

66,298 

48,82 

VI. Betriebsunfälle auf den Vollspurbahnen und ihre Folgen. 

Entgleisungen: 

von Zügen auf freier Strecke . . . 

106 

121 

128 

„ „ „ Bahnhöfen. 

144 

165 

216 

von Lokomotiven und Wagen beim 




Verschiebedienst. 

556 

764 

947 

zusammen . . . 

806 

1 040 

1291 

Z usammenstöße: 




von Zügen auf freier Strecke . . . 

6 

10 

13 

„ „ „ Bahnhöfen. 

24 

89 

86 

von Lokomotiven und Wagen beim 




Verschiebedienst. 

488 

516 

687 

zusammen . . . j 

518 

615 

686 

Schadenfeuer: 




in fahrenden Zügen .. 

6 

19 

. 47 

in Wagen auf Bahnhöfen.j 

24 

89 

*172 

sonstige.' 

33 

23 

30 

zusammen • . . , 

63 

131 

249 

Überfahren von Fuhrwerken, Tieren 
usw. beim Zugdienst. 

1 

96 

87 

163 

beim Verschiebedienst. 

75 

185 

287 

Sonstige betriebgefährdende Ereignisse 



1 

beim Zugdienst. 

185 

206 

151 

„ Verschiebedienst. j 

216 

248 

340 

Betriebsunfälle irn ganzen . . . 1 

1959 

2512 

3 167 
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1 

19 15 

1916 

1917 

Bei den Betriebsunfällen wurden 

getötet 

verletzt 1 

getötet 

verletzt 

getötet 

verletzt 

ohne eigenes Verschulden (bei Zug- 
unfällen usw.): 1 


! 





Reisende.. ! 

23 

424 

54 

680 

83 

841 

Eisenbahnbedienstete.i 

4 

93 I 1 

16 

173 

26 

204 

Fremde.. 

10 

46 

8 

37 

4 

28 

durch eigene Unvorsichtigkeit: 







Reisende . 

17 

907 

53 

959 

108 

800 

Eisenbahnbedienstete . . . . 1 

59 

90 

72 

60 1 

52 

87 

Fremde ... . 

64 

53 

66 

109 

110 

112 

überhaupt: 







Reisende . ... 

46 

1 442 

128 

1 805 

228 

1 796 

Eisenbahnbedienstete. 

104 

332 

148 

306 

137 

392 

Fremde. 

102 

153 il 

129 

216 ; 

184 

244 

im ganzen Personen . . 

j 252 | 

! 192“'. 

405 

2327 ! 

549 

| 2 432 

auf 100 km durchschnittlicher Be¬ 




1 



triebslänge . 

i 1 wOl 

13,007 

2,718 

15,614 

3,970 

17,584 

«, 100 000 Zugkilometer 

0.2*24(3 

1,7174 

0,3312 

1.9029 1 

0,5311 

1 2,3526 

« 100 000 Lokomotivkilometer . 

, 0,1(304 

1,2269 

0,2331 

1,3392 

0,3553 

i 1,5738 

„ 100000 Wagenachskilometer. 

0.1X32 

0,0477 

0,0084 

0,0481 , 

0,0119 

0,OD*28 

durch Anschläge, Mordversuche usw: 






! 

Reisende. . 

— 

! 5 

- 

3 

- 

4 

Eisenbahnbedienstete. 

1 

7 

— 

< 


16 

durch Selbstmord und bei Selbstmord¬ 






! 

I 

versuchen . 

72 

17 

69 

12 

58 

21 

Gesamtzahl der getöteten und ver¬ 



1 

i 



letzten Personen. 

325 

1966 

474 j 

2 349 

609 

2 473 


VII. Verkehr. 


a) Personenverkehr. 

19 15 

19 16 

19 17 

Reisende wurden befördert: 

- - : 



zu gewöhnlichen Fahrpreisen . . 

22 034 875 

25 119 644 

48 348 879 

„ ermäßigten „ 

60 367 993 

62 676 295 

22 402 903 

zusammen .... 

82 402 868 

87 795 939 j 

70 751 782 

davon in 1. Klasse . 

2 339133 

2619004 l 

2 164 230 

2. . . 

9 199112 

9 840 840 , 

7 875 596 

• 3. „ . 

70 856 888 

75 330643 ! 

60 698 749 

4. „ . 

7 735 

5 552 ! 

13 207 

Außerdem wurden ausgegeben: 


1 

1 


Zeitkarten . 

34 399 

36 706 i 

10 704 

Schülerkarten, Zeitkarten für Staats¬ 


i 


beamte und ihre Familien . 

13 137 

14 354 

13 445 
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19 15 

19 16 

19 17 

Dauerkarten. 

198 849 

195 068 

2 238 

Ermäßigte Dauerkarten für Eisen- 




bahnbeamte und ihre Familien . . 

11 386 

12 884 

11 482 

Dauerkarten für Mitglieder des Senats 




und der Abgeordnetenkammer . . 

! 9011 

891 

854 

Zusammengestellte Fahrscheinhefte. 

30 628 

31 196 

1 085 

3. Es brachten ein: 




der Verkehr zu 1.Lire 

145 861830 

170 387 994 

213 903 754 

auf 1 km durchschnittlicher 




Betriebslänge. - 

10568 

12 282 

15 467 

der Verkehr zu 2. 

29 358 970 

31 447 237 

22 860025 

auf 1 km durchschnittlicher 




Betriebslänge. - 

i 2127 

2 267 

1662 

der Verkehr in Sonderzügen . . 

29 363 

142 180 

108 858 

im ganzen die bürgerliche Per- 

j 



sonenbeforderung. •, 

175 250 163 

201 977 411 

236 872 637 

auf 1 km durchschnittlicher 

1 



Betriebslänge. . 

12697 

14 559 

17 127 

Nebenerträge. 

482 747 

450 605 

528 455 

Gesamteinnahme des Personen¬ 

1 

| 


j 

verkehrs einschl. Militär- j 




beförderung. - | 

207 059 950 

293 114 631 

353 038 757 

auf 1 km durchschnittlicher 

' 



Betriebslänge.- 

15002 

21 128 

25 527 

b) Gepäckverkehr. 


! 


Zahl der Sendungen: 




Gepäck . 

1 288 195 

1 384 654 

1 474 515 

Zeiturgspakete. 

150 784 

' 131865 

135 166 

Hunde, Fahrräder usw. ....... 

336 608 

376 205 

1 

350 773 

Gewicht: 

i 

| ! 

| 

Gepäck.t 

77 292 

83 080 

88 471 

Zeitungspakete. * 

9 652 

8 441 

■ 

8 652 

Frachteinnahme.Lire 

5 757 505 

! 6 381 474 

! 7 163 132 

im Durchschnitt auf 1 Sendung . „ 

3,24 

3,37 

3,65 

Nebengebühren. 

| 28 391 

| 49 428 

55 482 

Gesamteinnahme des Gepäckver¬ 

i 



kehrs einschl. Militärgut . . r 

6 000 972 

6 430 902 

i 7 218 614 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 

i 

1 


triebslänge . 

435 

464 

522 
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c) Güterverkehr. 




1. Eilgut. 

19 15 

19 16 

19 17 

Zahl der Sendungen: 




Wagenladungen. 

104 936 

196 553 

326 560 

Stückgut . 

8015 436 

8 388 073 

9115 791 

Fahrzeuge, Leichen, Tiere. 

29037 

12205 

8 447 

Gewicht: 




Wagenladungen. t 

950 763 

1 894 088 

3 266 650 

Stückgut.„ 

574 691 

602 598 

691972 

Frachteinnahme: 




Wagenladungen.Lire 

11231871 

78 952662 

218 995 678 

im Durchschnitt auf 1 Tonne „ 

11,81 

41,68 

67,04 

Stückgut, Fahrzeuge, Leichen, 




Tiere. „ 

27 333 893 

35 377 383 

68 632854 

im Durchschnitt auf 1 Sendung „ 
Nebengebühren. „ 

3,40 

4,21 

7,62 

101305 

73 438 

2 856 780 

Gesamteinnahme des bürgerlichen 




Eilgutverkehrs. „ 

38 584 769 

114 403 483 

290 485 312 

auf L km durchschnittlicher Be- j 




triebslänge. , 

2 796 

8 247 

21006 

Gesamteinnahme des Eilgutver- 




kehrs einschl. Militärgut . . „ 

77 674999 

180 820 161 

348687 478 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 

1 



triebslänge . „ j 

5 628 

13 034 

25202 

2. Beschleunigtes Frachtgut. 
Wagenladungen: 1 

i 

i 


Zahl der Sendungen. 

125 736 1 

146196 

130232 

Gewicht. t 1 

1223 506 

1482 468 

1310448 

Frachteinnahme.Lire ; 

i 20 345 682 

25 214 426 

26831865 

im Durchschnitt auf 1 t . . . „ 

16,63 

17,01 

20,48 

Tiere: 




Pferde. Stück 

177000 

135 668 

77 699 

Frachteinnahine.Lire 

| 1 175611 

1 457 182 

1550066 

im Durchschnitt auf 1 Pferd „ 

1 6,64 

! 10,74 

i 19,98 

Rinder.Stück 

1348 917 

1 115 507 

j 747 723 

Schweine, Schafe, Ziegen . . , 1 

1089052 

1 146 329 

| 848 765 

Frachteinnahme.Lire 

5 430 717 

6 730 387 

| 7 162 121 

im Durchschnitt auf 1 Rind, 1 




Schwein usw.„ ! 

1 2,28 

2,98 

4,49 

Nebengebühren. „ ; 

153 955 

1 191 755 

198 746 

Gesamteinnahme aus der Beförde¬ 

I 



rung beschleunigten Eilguts „ 

| 27 105 865 

33 593 760 

35 742 777 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 




triebslänge . 

1 964 

2 422 

2 585 


i 
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3. Frachtgut. 

19 15 

19 16 

_ 

19 17 

Wagenladungen: 

_ 

“'- 

- - 

Zahl der Sendungen. 

2522685 

2 367991 

2 243 820 

Gewicht. t 

29106 302 

28 464 302 

27 618403 

Frachteinnahme.Lire 

200 352808 

221263 911 

244 244020 

im Durchschnitt auf 1 t . . . „ 

6,88 

7,77 

8,84 

Stückgut: 




Zahl der Sendungen. 

8651842 

6 304875 

1 332 174 

Gewicht. t 

3048025 

2236278 

498614 

Fahrzeuge, Zahl der Sendungen . . . 

13 201 

7 296 

7 601 

Frachteinnahme für Stückgut und 




Fahrzeuge.Lire 

63 215 498 

69810233 

77 064 093 

im Durchschnitt auf 1 Sendung „ 

7,80 

11,06 

57,62 

Nebengebühren. r 

20552027 

18 156 662 

19526687 

Gesamteinnahme des bürgerlichen 




Fracbtgutverkehrs.„ 

284 120333 

309220806 

340834700 

auf 1 km durchschnittlicher Be- 




triebslange.. 

20586 

22290 

24645 

Gesamteinnahme des Frachtgut¬ 




verkehrs einschl. Militär gut . „ 

305 541 407 

375 107 517 

435 313972 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 

i 


1 

triebslänge .„ 

22138 

1 

27 039 

31 477 

VIII. Betriebseinnahmen, 




19 15 

1916 

i 

19 17 

Vollspurnetz. 

Beförderung von Personen. 


Lire 


207059950 

293114631 ^ 

353 038 757 

T r Gepäck und Hunden 

6000 972 

6430902 

7 218 614 

Personen- und Gepäckverkehr . 

213 060 922 

299 545 533 

360 257 371 

auf 1 km durchschnittlicher . . 



i 

i 

Betriebslänge. 

15 486,97 

i 21591,98 

j 26 048,98 

„ 1 Zugkm . 

1^8988 

2,4495 

3,4851 

r 1 Wagenach6km. 

0,0627 

0,0619 

0,0782 

„ 100 Lire der Verkehrsein- 



| 

nahmen . 

33,75 

1 

' 33.24 

1 

30,07 
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Beförderung von Eilgut. 

* * beschleunigtem 

Frachtgut . . . 

« « Frachtgut .... 

Nebenerträge . 

Güterverkehr. 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge . 

auf 1 Zugkm . . 

„ 1 Wagenachskm . . 

„ lOOLire derVerkehrseinnahme 

Vcrkchrseinahmen im ganzen . 
auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge ... 

auf 1 Zugkm. 

„ 1 Wagenachskm. 

„ 100 Lire der Betriebseinnahine 

im ganzen. 

Sonstige Einnahmen : 

Pächte und Mieten. 

PrLvatdepeschenverkehr. 

für Leistungen der Fahrzeuge in ge¬ 
meinsamen Verkehren. 

Wagenmieten . 

Gepäckaufbewahrung,Bahnhofsbuch- || 

handel.! 

Pensionskasseneinnahmen. 

Hafengelder (Venedig und Genua) . j 
Sonstige Einnahmen im ganzen . 
Gesamte Betriebseinnahme . . . 1 
auf 1 km durchschnittlicher Betriebs- ' 

länge.I 

„ 1 Zugkm. j 

„ 1 Wagenachskm.! 

„ 100 Lire der Gesamteinnahme 

I 

Erstattete Ausgaben. j 

Gesamteinnahme. 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge . 

„ 1 Zugkm . . . 

„ 1 Wagenachskm 


1915 

; 19 16 

! 19 17 


Lire 


77 674 999 

I 180 820161 

J 348 537 478 

27 105 865 

33 593 750 

! 35 742 777 

305 541 407 

375 107 617 

435 313 972 

7 946 775 

12112317 

18276835 

418 268 046 

601 633 746 

837 870062 

30 304,89 

i 

I 43 367,24 

60583,52 

3,7275 

| 4,9197 

8,1055 

0,1086 

j 0,1243 

; 0,1819 

66,25 

| 66,76 

69,93 

631 328 968 

901 179 278 

1 198127 433 

45 741,85 

1 

64959,22 

86 632,50 

5,6263 

7,3692 

11,5906 

0,1564 

0,1862 

0,2601 

96,32 

96,38 

96,66 

2 453 492 

2790060 

3 163 219 

214 932 

188898 

233 387 

1 408 328 

1306248 

2093676 

884 657 

3 386 370 

3 830 853 

1 941 465 

2809576 

2400909 

13132867 

18873 331 

25 184 365 

4 084 177 

4 537 447 

4 641 761 

24119 918 

33 891930 

41 448169 

655 448 886 

935071208 

1239 675 602 

47 489,41 

67 402,24 

89629,47 

5,8413 

7,6464 

11,9916 

0,1623 

0,1932 ' 

0,3691 

95,39 

95,60 

96,49 

31668057 

42968304 

46 075 328 

687116 943 

978039512 

1284650930 

1 

49 783,87 

70 499,60 

! 

92888,71 

6,1285 

7,9977 

12,4276 

0,1702 

0,2021 | 

0,2789 
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— i— - 

----- : -- —- 


1915 

1916 

1917 

Dct Fährdienst auf der Straße von j; 
Messina brachte ein: j 

aus dem Personen- und Gepäck- 




.. - _ - 

Lire 

■ 

verkehr . 

257 684 

497 011 

469 591 

aus dem Güterverkehr. 

509 905 

1011142 

977 587 

zusammen .... 

767689 

1508158 

1 437 178 

an Ausgaben wurden erstattet . . . , 

5076 

4 900 

9 950 

mithin Gesamteinnahme.I 

772 666 

1513 053 

1 447 128 

Auf dem Schinalspurnetz sind auf- ' 
gekommen: 

aus dem Personen- und Gepäck¬ 
verkehr . 

353 753 

481 322 

597 117 

aus dem Güterverkehr. 

112769 

162028 

152537 

an sonstigen Einnahmen ...... 

14389 

31511 

6 881 

zusammen.| 

480911 

674 861 

755 536 

an Ausgaben wurden erstattet . . . 

57247 

138972 

100017 

mithin Gesamteinnahme.. 

1 

538 153 

813 833 

855652 

IX. Betriebsausgaben. 

Vollspurnetz. J 

Allgemeine Verwaltungskosten: 

Beitrag zum Pensions- und Unter¬ 
stützungsfonds .| 31968*213 

1 40 353 206 

53 224 874 

Belohnungen, Unterstützungen und 
sonstige Entschädigungen der 
Bediensteten. 

6 493 410 

12 697 781 

I 

15 962 631 

Für Wohlfahrtszwecke.. 

1227256 

1424 709 

1 661104 

Steuern und Abgaben. 

3036578 

4282867 

5014 996 

Haftpflichtentschädigungen. 

1746 292 

1405517 

1387 905 

Anmietung von Diensträumen, ein- ; 
schließlich der Kosten ihrer Ein- j. 
richtung und Unterhaltung . . . ' 

14 927 001 

15538825 

25926202 

Bekanntmachungskosten. 

768284 

713 767 

845182 

Sonstige Kosten . 

2958088 

2924922 

2918291 

zusammen . 

63 124 122 

79 341 584 

106931085 

auf 1 km durchschnittlicher Bo- • 
triebslänge . | 

4 573,65 

5 719,14 

7 731,82 

Ausgaben für fremde Rechnung . . ! 

3 923 218 

4 229103 

4 737006 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge .1 

234,26 

304,84 

342,52 

Verwaltungsdienst: 

persönliche Ausgaben . 

21156966- 

22778.767 

25469100 

sächliche „ . 

2 165 434 

2787 486 

3102885 

zusammen . 

23 322420 

25566253 ; 

28671985 

auf 1 km durchschnittlicher Be- i 
triebslänge . 

1 689,78 

! j 

1842,88 

2065,94 
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Bahnhofs- u. Abfertigungsdienst: 

persönliche Ausgaben. 

sächliche „ . 

Für Dienstleistungen fremder Be¬ 
amten und Lokomotiven auf Ge- 

mcinschaftsbahnhöfen. 

Material zur inneren Beleuchtung 

und Heizung der Züge. 

Unterhaltung der Wagendecken und 

anderer Lademittel. 

Material zur Unterhaltung der Tele¬ 
graphen, der elektrischen Signale 

und der Uhren. 

Entschädigung für verlorene und 
beschädigte Frachtgegenstände, 
für Lieferfristüberschreitungen . 
Lokomotiv- und Wagenmieten . 

zusammen . . . 
auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge . 

Zugförderungs dien.st: 

persönliche Ausgaben.. 

• sächliche „ . . * . . . . 

Kohlen- und Ölverbrauch der Loko¬ 
motiven, äußere Beleuchtung der 
Züge, Kosten des elektrischen 

Zugbetriebs. 

auf 1 Zugkm . 

„ 1 Wagenachskm . . . . . . 

Unterhaltung der Lokomotiven und 

Triebwagen. 

auf 1 Zugkm. 

„ 1 Wagenachskm. 

Wasserversorgung der Lokomotiven 
zusammen . . . 
auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge ....... . 

auf I Zugkm. 

r 1 Wagenachskm. 


Difitized by Gougle 


| 19 15 

[-fi." " 

19 17 


Lire 


113 348 345 

8 354927 

125 872441 

9 531550 

146 328 446 

11614 768 

6 053 994 

5 790 385 

5021273 

2113 468 

2 313 941 

3 328 315 

2 616 588 

i 

2176 710 

3126 483 

651 048 

861 090 

1038925 

4 378 368 

993 880 

138 509618 

4 758 162 

1422647 

162726926 

6643 777 

1574 793 

178 676780 

10035,47 

1 

11008,93 

12919,51 

48 592555 
i 3 343 743 

1 

| 

55 031279 

4 100019 

63094 247 

5007 502 

i 

l 

159 098 682 

1,5242 

1 070424 

293 896 872 

2,4033 

0,0607 

! 

i 482711785 
4,6607 _ 

! 0,1018 

l 

30 972 846 

{t 

« 0,1697 

fi 

i 0,0047 

' 2 109405 

1 244117 231 

35 514126 

0,3904 

0,0073 

2 316 721 

390 859 017 

45 680 871 

0,4419 

O,0090 

2471717 

598966122 

17 687,09 
j 2,1755 

0,0605 

28 174,08 
3,1962 
i 0,0807 

43 309,19 
5,7944 

1 0,130 
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W agendienst: 

persönliche Ausgaben. 

sächliche „ . 

Kosten der Unterhaltung: 

der Personenwagen. 

auf 1 Achskm . 

der Gepäckwagen. 

auf 1 Achskm . 

der Güterwagen. 

auf 1 Achskm . 

Heizung, Reinigung usw. der Wagen 
zusammen . . . 
auf 1 km durchschnittl.Betriebslänge 

* 1 Zugkm. 

* 1 Wagenachskm. 

Bahnbewachungs-und Bahnunter¬ 
haltungsdienst : 

persönliche Ausgaben. 

sächliche * . 

Schneeräumung . 

Bahnkörper, Einfriedigungen, Pflan¬ 
zungen . 

Unterbau. 

Brücken, Viadukte, Schutzinauern 

Tunnel. 

Schwellen . 

Bauliche Anlagen . 

Mechanische Anlagen, Wasserlei¬ 
tungen . 

Feste Anlagen für den elektrischen 
Betrieb. 

zusammen . . . 
auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 

* 1 Zugkm. 

* 1 Wagenachskm. 

Summe der gewöhnlichen Be¬ 
triebsausgaben . 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge 
1 Zugkm. 

* 1 Wagenachskm ....... 

„ 100 Lire der gesamten Betriebs¬ 
einnahme . 

Archiv für Eisenbahn wesen. 1922. 


1915 

1916 

19 17 

r • 

Lire 

7 143 774 

7 497 371 

8376515 

542 996 

531050 

379588 

13 229 421 

13 648 524 

14584 899 

0,0038 

0,0038 

0,0081 

2187 746 

2 399661 

2687 855 

O,0005 

0,0006 

O,0006 

15874595 

16040427 

18806885 

0,0039 

0,0033 

0,0041 

814 121 

1080739 

1324 096 

39 792 653 

41 197 992 

46159838 

2883,n 

2 969,65 

3 337,66 

0,8646 

0,8369 

0,4465 

| 0,0099 

1 

0,0085 

O,0100 

57035047 

60027 228 

71 447 056 

3618 880 

4 380788 

4 834113 

686010 

191 862 

691 727 

| 1454024 

881 708 

761402 

' 356 926 

408 466 

291 618 

382284 

516993 

422505 

64012 

106 446 

39115 

6 159 449 

7 252 175 

1 976 494 

| 3 792266 

3960812 

3 962 392 

i 784 959 

1 169 614 

940 998 

1009 770 

2506524 

678401 

75 243 627 

81402616 

86045 821 

5 451,65 

5 867,70 

6 221,68 

0,6706 

0,6656 

0,8324 

0,0186 

0,0168 

0,0187 

| 588032 889 

775 323 491 

1050088637 

42 604,90 

55 887,23 

75 928,32 

5,2405 

6,3401 

10,1583 

0,1456 

0,1601 j 

0,2280 

1 1 

i 89,71 

82,92 ! 

84,71 
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dazu: 

19 15 

19 16 j 

1917 

Für Beseitigung von Schäden, die 






durch außergewöhnliche Natur- 


Lire 


ereignisse usw. herheigeführt 




wurden. 

Für Erneuerung der Schienen, Wei- 

6 771 519 

4 429 934 

5 844 644 

chen und des Oberbau-Kleineisens 

— 

19709869 

— 

Für Erneuerung der Fahrzeuge . . 

8 927 937 

19280611 

27 070 819 

zusammen Ergänzungsausgaben 

15699466 

43 420414 

32915 463 

Gesamtausgabe . 

auf 1 km durchschnittlicher Be- 

603 732 345 

818 743 905 

1083004 100 

triebslänge. 

43 742,38 

59017,06 

78 308,82 

auf 1 Zugkm. 

6,3804 

6,6951 

10,4769 

auf 1 Wagenachskm . 

0,1495 

0,1691 

0,2351 

„ 100 Lire der Gesamteinnahme 

Für das Schmalspurnetz wurden 
ausgegeben: 

87,86 

83,71 

84,30 

Allgemeine Verwaltungskosten .... 

214 957 

214162 

261,710 

Verwaltungsdienst. 

101081 

112041 

128111 

Bahnhofs- und Abfertigungsdienst . . . 

170 960 

204 424 

253 859 

Zugförderungsdienst. 1 

877124 

i 

1 366 178 

1657 806 

| 

Wagendienst . . . 

Bahnbewachungs- und Bahnunterhai- 

46 900 

1 

73 236 

i 79160 

1 

tungsdienst. 

Summe der gewöhnlichen Be- ! 

! 424 445 

551 759 

629 191 

triebsausgaben. 

dazu: " j 

Für Beseitigung von Schäden, die durch 
außergewöhnliche Naturereigniss e 

1 834 467 

2521800 

3 009 836 

usw. herbeigeführt wurden. 1 

Für Erneuerung der Schienen und 
Weichen und des Oberbau-Klein- 

20 500 

45 000 


eisens ". 

20 500 

48 730 


Für Erneuerung der Fahrzeuge . . . . 

9000 

15 000 

— 

insgesamt . . . 1 

1884 467 

2 680 630 

3 009 836 


X. Zahl der Beamten und Arbeiter im Jahresdurchschnitt. 


1 

Vollspurbahnen. I 

1915 1 

1916 

1917 




Verwaltungsdienst., 

7 920 

8 804 

8 879 

Bahnhofs- und Abfertigungsdienst . . . j 

69 676 

66076 

66 556 

Zugförderungsdienst. 

Wagendienst. 

27 055 

30052 

31219 

10903 

11209 

11203 

Bahnbewachungs- und Bahnunterhal¬ 
tungsdienst . 

49 302 

i 

49060 

48 680 

zusammen . . . | 

1 154 856 

165201 

I 166637 
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Auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
lange : 

Verwaltungsdienst. . 

Bahnhofs- und Abfertigungsdienst . . 

Zugforderungsdienst. 

Wagendienst. 

Bahnbewachungs- und Bahnunterhal¬ 
tungsdienst . 

zusammen . . . 

Persönliche Ausgaben: 

Gehälter und Löhne.Lire 

Andere persönliche Ausgaben, 
Belohnungen und Unter¬ 
stützungen . „ 

zusammen ... „ 

Nebenbezüge. „ 

Beiträge: 

zum Pensions- und Unterstützungs¬ 
fonds .Lire 

zur Alters- und Invalidenver¬ 
sicherung der Arbeiter . . ,, 

zur Kleiderkasse. 

Unfallentschädigungen . . „ 

zusammen ... „ 

auf 1 Kopf. „ 

„ 1 km durchschnittlicher 

Streckenlänge. 

Auf dem Schmalspurnetz waren be¬ 
schäftigt: 

Beamte und Arbeiter. 

Diensteinkommen: 

im ganzen . ..Lire 

auf 1 Kopf. „ 


Bestand am 1. Januar.Lire 

Einnahmen. 

Ausgaben. 

Bestand am 31. Dezember .... „ 

Zahl der Mitglieder: 

am 1. Januar. 

„ 31. Dezember. 

im Jahresdurchschnitt. 


i 

j 19 15 

j 19 16 

19 17 

j 0,571 

? 0,634 

1 

j 0,662 

4,305 

1 4,754 

1 4,963 

l| 1,952 

| 2,162 

| 2,328 

| 0,787 

0,807 

1 

0,829 

1 

3,557 

i 

1 3,530 

1 

j 3,630 

I 11,172 

|j 

1 11,887 

1 

12,412 

j 

216617735 

229251810 

| 

| 

247 295 443 

1 

ll 

' 

|j 74 858699 

1 

1 

93 475 999 

| 129 501051 

j 290 476 434 

j 322 727 809 

376 796 494 

i 1 533 352 

i 

! 

1627 217 

1 2 498815 

19178 649 

19 406 338 

j 21 835 166 

39875 

87 350 

75851 

441128 

483 177 

623131 

1317 801 

i 1330744 

1789210 

312 987 239 

345 662 635 

403 518667 

j 2021,17 j 

i l 

2092,38 

2 423,02 

| 1 

1 21 126,61 

i 

23 195,72 

27 158,34 

f ! 

661 i 

825 

1 

830 

! 809920 

l 022 325 

1 193 528 

i| 1225,30 

ll 1 

1239 

1438 

Jnterstütznngsfoiids. 


398 535 841 

423933137 

467 868197 

{l 58 891 770 

68 453706 

81644 447 

33 494 474 

34 518 646 

35 638 438 

423 933 137 

i. 

467 868197 

503874 211 

119043 

120 695 

122266 

120695 

122266 

121 824 

119869 

121 480 

122 045 


Digitized fr, 


Google 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 























488 


Die italienischen Staatebahnen 1915—1917. 


Zahl der Pension»- und Unterstützung»- 

1915 

1916 

1917 

empfänger: 


_____ 





am 1. Januar. 

38 660 

40347 

41135 

r 31. Dezember. 

40347 

41135 

42 339 

im Jahresdurchschnitt. 

39503 

40741 

41 737 

XU. Erkrankungen des Personals. 


Vollspurnetz. 

1 



Zahl der Bediensteten, auf die sich 




die Aufschreibungen erstrecken . 

131 055 

127 234 

126 912 

Zahl der Krankheitsfälle. 

107 509 

112 436 

114 659 

auf 1 Bediensteten. 

0,8209 

0,8837 

0,9035 

Zahl der Krankheitstage. 

1 371 671 

1 477 654 

1 605 100 

auf 1 Krankheitsfall . . . 

1 12,76 

13,14 

14,00 

Zahl der Todesfälle. 

507 

592 

603 

auf 100 Krankheitsfälle .... 

0,47 

0,63 

0,53 

„ 10000 Bedienstete .... 

38,69 

46,53 

47,51 

Von den Krankheitsfällen kommen 
auf 1 Bediensteten: 

im Bürodienst. 

im inneren Bahnhofs- und Abferti- 

! 

i 

i 

! 

j 0,7972 

i 

0,7653 

0,5203 

gungsdienst. 

im äußeren Bahnhofs- und Abferti- 

0,6966 

0,6981 

0,8105 

gungsdienst.. 

0,7848 

0,7875 

0,8288 

im Betriebswerkstättendienst . . . 
im Bahnbewachungs-und Bahnunter- 

1,1187 

1,3580 

1,3329 

haltungsdienst. 

0,3540 

0,3579 

0,3406 

im Lokomotivdienst. 

1,5764 

1,6742 

1,6641 

im Zugbegleitungsdienst. 

1,8412 

1,5814 

1,8169 
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Die Eisenbahnen Finnlands 1918 1 ). 

(Nach dem amtlichen Betriebsbericht. Helsingfors 1922.) 


Das finnische Eisenbahnnetz umfaßte Ende 1918 im ganzen 4207,82 km 
Eisenbahnen, und zwar: 

3906,20 km (92,83 %) breitspurige Staatsbahnen, 

96,12 km ( 2,28 %) breitspurige Privatbahnen und 
205,80 km ( 4,89 %) schmalspurige Privatbahnen. 

Auf 100 qkm Grundfläche kommen l,i3 km und auf 10000 Einwohner 
12,62 km Eisenbahnen. 

Die breitspurigen Bahnen haben 1,824 m Spurbreite; von den Schmal¬ 
spurbahnen haben 29,75 km 0,eo m, 170,33 km 0,75 m und 5,42 km 0,785 m 
Spurweite. 

I. Staatsbahnen. 

Die Betriebslänge der Staatebahnen betrug am Jahresschluß 
3906,20 km, im Jahresdurchschnitt 3874 km. 270,oo km (6,04 %) sind 
zweigleisig. 

Von 5582,39 km Gleisen bestanden 111,29 km (1,99 %) aus Eisen- und 
5471,io km (98,oi %) aus Stahlschienen. 

Das Anlagekapital betrug am Jahresschluß 568 961 202 Fmk. 
(auf 1 km 145 700 Fmk.), im Jahresdurchschnitt 547 909 000 Fmk. Auf 
feste Anlagen entfielen 74,76 %, auf Fahrzeuge 23,20 % und auf sonstige 
Ausrüstungsgegenstände 2,04 %. 

An Bahnhöfen waren vorhanden: 8 erster, 24 zweiter, 74 dritter, 
83 vierter und 119 fünfter Klasse, außerdem 357 Haltepunkte und Lade¬ 
stellen, im ganzen 665 Stationen für den öffentlichen Verkehr, ferner 
67 Kreuzungs- und sonstige Betriebsstationen, mit insgesamt 350 
Empfangsgebäuden, 941 Wohngebäuden, 847 Bahnwärter-, Weichensteller- 
usw. Buden, 88 Lokomotivschuppen mit 508 Lokomotivständen, 9 Wagen¬ 
schuppen, 12 Werkstätten, 11 Kraftwerken, 5 Gasanstalten, 157 Wasser¬ 
türmen, 137 Wasseretationen, 441 Güterschuppen, 128 Magazingebäuden, 
186 Holzschuppen für Lokomotivbedarf, 114 sonstige Holzschuppen, 
161 Wartehallen, 87 Lokomotiv- und 30 Wagen-Drehscheiben, 60 Brücken¬ 
wagen und 9 Hebekranen. Für den Telegraphenverkehr waren 7872,4 km, 
für den Fernsprechverkehr 3782,58 km Leitungen vorhanden. 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1913, S. 277: Die St aatseisen bahnen 
Finnlands 1909/1910; Archiv 1915, S. 1016: Finnland und seine Eisenbahnen. 
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Die Eisenbahnen Finnlands 1918. 


Der Fuhrpark bestand aus 565 Lokomotiven, 1197 (3004 Achsen) 
Personenwagen (einschl. 241 Mannschaft»- und 26 Gefangenenwagen) und 
16887 (34 861 Achsen) Güterwagen. Auf 1 km Betriebslänge waren vor¬ 
handen: 0,14 Lokomotiven, 0,77 Achsen Personen- und 8,92 Achsen Güter¬ 
wagen. Die Personenwagen hatten insgesamt 42 861 Plätze, im Durch¬ 
schnitt auf 1 Fahrzeug 35,8i, auf 1 Achse 14,27, auf 1 km Betriebslänge 
10,97; das Ladegewicht der Güterwagen betrug im ganzen 176186 t, im 
Durchschnitt auf 1 Wagen 10,43 t, auf 1 Achse 5,os t, auf 1 km Betriebs¬ 
länge 45,io t. 

An Zugkilometern sind von Personen-, gemischten und Mi¬ 
litärzügen 5933 715, von Güterzügen 3 484 401 geleistet worden. In den 
Zügen wurden zurückgelegt: 


I 

i 

Wagenkilometer j 

1 W agenachs kilom eter 

im 

! 

! ganzen 

ii 

i auf 1 km 
! durchschnitt¬ 
licher 

Bejjiebslänge 

im 

ganzen 

auf 1 km 
durchschnitt¬ 
licher 

Betriebslänge 

von Personenwagen. 

45 124 100 

11648 

117067 500 

30219 

„ Postwagen. 

3413 700 

881 

12093900 

3122 

„ Güterwagen. 

1 110 727 800 

28582 

228 833 600 

59069 

zusammen . . . 

159266600 

41111 

357 996 000 

92410 


Im Durchschnitt bestand jeder Zug aus 4,791 (12,430 Achsen) Per¬ 
sonen-, 0,302 (1,284 Achsen) Post- und 11,757 (24,297 Achsen) Güterwagen, 
im ganzen also aus 16,9io Wagen oder 38,on Wagenachsen. 

Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge verkehrten im Durch¬ 
schnitt täglich 4,2 Personen-, gemischte und Militärzüge und 2,4 Güterzüge. 

Von den eigenen Wagen haben auf eigener und fremder Bahn 
zurückgelegt: 



Wagenkilometer 

W agen ach skil ometer 

im ganzen 

im Durch¬ 
schnitt auf 

1 Fahrzeug 

im ganzen 

im Durch¬ 
schnitt auf 

1 Fahrzeug 

die Personenwagen. 

„ Güterwagen. 

44518200 

99 878600 

37191 

5 915 

114903 400 
207119600 

38250 

5941 


An Reisenden wurden befördert: 

in 1. Klasse. .... 8 418, 

- 2. „ . 919959, 

„3. „ . 11429332, 

zu ermäßigtem Fahrpreise . . 90 291, 

zusammen . . 12 447 995 auf durchschnittlich 46,98 km. 

Im ganzen wurden 584 848 000, auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge 150 967 Personenkilometer geleistet. Im Durchschnitt war jeder be¬ 
förderte Personenwagen mit 12,o«, jede beförderte Personenwagenachse 
mit 5,oo Personen (=36,io% der bewegten Plätze) besetzt. 
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Im Güterverkehr wurden befördert: 

18 609 t Gepäck, 

82 267 » Eilgut, 

1917 483 „ Frachtgut, 

16 406 » Tie re, 

1983614 t im ganzen auf durchschnittlich 160,oe km. 

Im ganzen wurden 297 661 000, anf 1 km durchschnittlicher Betriebe¬ 
länge 76836 Tonnenkilometer gefahren. Im Durchschnitt war jeder be¬ 
förderte Güterwagen mit 2,6», jede beförderte Güterwagenachse mit 1,30 t 
beladen, die Tragfähigkeit der Wagen zu 25,7» % ausgenutzt. 


An Einnahmen sind aufgekommen: auf l Karte 


auf Fahrkarten 1. Klasse . 

378912 Fr., 

im 

Durchschnitt 

45,04 Fr.. 

« * 2. „ . 

18 483410 

r> t 

9 

9 

14,66 

9 y 

v « r y . 

49600 701 

9 * 


r 

4,84 

9 y 

s » mit Preisermäßigung . 

4681061 

4* r 

9 

9 

50,74 

9 y 

im ganzen aus dem Personenverkehr 

68044074 Fr., 

9 

r* 

6,47 

9 y 

auf 1 km durchschn. Botrieblänge . 

17 664 

9 y 





» 1 Achskm der Personenwagen . 

0,58 

9 * 





„ 1 Personenkm . 

0,12 

9 f 



auf 1 t 

für Gepäck . . 

2 166 878 

9 » 

im Durchschnitt 116,48 Fr., 

„ Eilgut . 

6417 780 

9 } 

9 

9 

198,90 

9 y 

„ Frachtgut . 

47132828 

9 y 

9 

9 

24,58 

9 y 

, Tiere .. 

1323403 

9 y 

9 

9 

86,»i 

9 y 

im ganzen aus dem Güterverkehr . . 

67029884 Fr., 

9 


28,75 

e • 

auf 1 km durchschn. Betriebslänge 

14 721 

9 y 





» 1 Achskm der Güterwagen . . 

0,45 

9 y 





„ 1 Tonnenkm .. 

0,is 

9 y 





im ganzen Verkehrseinnahme .... 

125073968 

9 y 





auf 1 km durchschn. Betriebslänge 

32285 

9 y 





„ 100 Fr. der Gesamteinnahme . 

97,88 

9 y 





an sonstigen Einnahmen. 

2742523 

9 y 





Gesamteinnahme . 

127816481 

9 y 





auf 1 km durchschn. Betriebslänge 

32993 

9 y 





» 1 Zugkm . 

13,67 

9 9 





» 1 Wagenkm . . . 

0,80 

9 y 





„ 1 Wagenachskm . 

0,36 

9 * 






Ausgaben 

im ganzen 

Fr. 

auf 1 1cm 
durchschnittl. 
Betnebslänge 

Fr. 

auf 100 Fr. 
der Gesamt¬ 
ausgabe 

Fr. 

Allgemeine Verwaltung . 

8718158 

2260 

5,80 

Bahnbewachung und Bahnunterhaltung . 

22986211 

5 933 

16,29 

Betriebs- und Verkebrsdienst. 

57109685 

14 742 

37,99 

Zugförderung. 

61617 722 

15 880 

40,92 

Gesamtausgabe. 

auf 1 Wagenkm. 

» 1 Wagenachskm. 

„ 100 Fr. der Gesamteiunahme 

150331676 

0,94 

0,42 

117,62 

38805 

i 

100,oo 
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Die Eisenbahnen Finnland« 1918. 


Der Abschluß ergab als Fehlbetrag im ganzen 22 515 195 Fr., 
auf 1 km durchschnittlicher Betriehslänge 5812 Fr. und auf 100 Fr. des 
durchschnittlichen Anlagekapitals 4,n Fr. 


Zahl der Bediensteten 

im 

ganzen 

auf l km 
durch- 
schnittl. Be- 
triebslKnge 

mit einem 
Dienst- 
e inkommen 
von Fr. 

Beamte. 

12584 

3,35 


Arbeiter. 

5 496 

1,« 


zusammen . . . . 

j 18080 

4,67 

112250000 

davon kommen auf: 




Allgemeine Verwaltung. 

892 

0,33 

6961000 

Bahnbewachung und Bahnunterhaltung . 

4935 

1,38 

22363000 

Betriebs- und Verkehrsdienst. 

7 556 

1,95 

51111000 

Zugförderung.j 

4697 

1,31 

32815000 


Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge betrug das Dienstein¬ 
kommen der Beamten und Arbeiter 28 975 Fr., auf den Kopf der Be¬ 
diensteten 6209 Fr. 

An den Pensions- und Unterstützungskassen waren 
im Durchschnitt 8548 Bedienstete beteiligt. 

Vermögensstand am 1. Januar. 21058 851 Fr., 

Einnahmen: 

Mitgliederbeitrftge. 793 246 Fr., 

.Verwaltungszuschuß. 201054 „ 

Verschiedene Einnahmen . . 1 103 778 „ 

zusammen . 2 098 077 „ 

Ausgaben: 

Pensionen an 1684 Personen . 888862 Fr., 

Sonstige Ausgaben. 48 165 „ 


zusammen. 937 017 „ 

Vermögensstand am 31. Dezember. 22219 911 „ 


Zahl der Betriebsunfälle 

auf freier 

Strecke 

auf den j 
Stationen j 

zusammen 

1 

Entgleisungen.! 

4 

' 

13 

17 

Zusammenstöße. | 

5 

16 

21 

Sonstige Betriebsunfälle . 1 

19 

i 52 ! 

I 

71 

im ganzen . . . 1 

28 

1 

t 

81 |, 

109 


i 
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Bei den Betriebsanfällen wurden. 

getötet 

verletzt 

Reisende: 





ohne eigenes Verschulden.1 

— 

11 

infolge eigener Unvorsichtigkeit.I 

1 

6 

13 

zusammen. j 

6 

24 

auf 1000000 Reisende.I 

0,40 

1,93 

„ 1 000 000 Personenkm. 

0,01 

0,04 

„ 1000000 Zugkm . 

0,53 

2,56 

Eisenbahnbedienstete: 



ohne eigenes Verschulden. 

2 

9 

infolge eigener Unvorsichtigkeit. 

3 

8 

zusammen.j 

5 

17 

auf 1 000 000 Zugkm. 

0,53 

1,81 

Fremde Personen: i 



ohne eigenes Verschulden. 1 

— 

2 

infolge eigener Unvorsichtigkeit. 

12 

19 

zusammen. 

12 

21 

auf 1 000000 Zugkm. 

1,27 

2,33 

insgesamt. 

22 

62 

auf 1 000 000 Zugkm.| 

2,34 

6,58 


11. Privatbahnen. 

Die breitspurigen Bahnen sowie 179,89 km schmalspurige Bahnen 
dienen dem allgemeinen Verkehr. 25,ei km Schmalspurbahnen sind bloße 
Industriebahnen. 

Sämtliche Privatbahnen sind zum Lokomotivbetrieb eingerichtet. 
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Kleine Mitteilungen. 


Organisation und Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen. 

Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft hat in 
der Absicht, die Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen zu ver¬ 
einfachen und ihren Betrieb wirtschaftlicher zu gestalten, die Organisa¬ 
tion und Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen durch ein Bun¬ 
desgesetz vom 1. Februar 1923 (Bundesblatt S. 478 ff.) neu geregelt. Das 
Gesetz ist in diesem Heft unter Gesetzgebung (S. 530) abgedruckt. Über 
den wesentlichen Inhalt wird folgendes bemerkt 1 ): 

Drei wichtige Grundsätze für die Verwaltung der Eisenbahnen sind 
an die Spitze dieses Gesetzes gestellt: Der Grundsatz der kaufmänni¬ 
schen Verwaltung, der Grundsatz der Autonomie und der 
Grundsatz der Dezentralisation. Der Art. 1 des Gesetzes sagt 
darüber, daß die Eisenbahnen unter Wahrung der nationalen Volkswirt¬ 
schaft nach kaufmännischen Grundsätzen verwaltet werden, daß Ge¬ 
schäftsführung und Betrieb Sache einer innerhalb der Schranken der 
Bundesgesetzgebung autonomen eidgenössischen Verwaltung sind, die 
den Namen „Schweizerische Bundesbahnen“ führt, und endlich, daß zur 
Sicherung eines einfachen und raschen Geschäftsgangs den einzelnen 
Dienststellen möglichst weitgehende Selbständigkeit einzuräumen und die 
Kontrolle auf das für die Ordnung und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
notwendige Maß zu beschränken ist 

Die Organisation ist folgendermaßen geregelt: 

Der Bundesversammlung sind Vorbehalten die Gesetzgebung 
über die allgemeinen Grundsätze für die Tarifbildung, die Gesetzgebung 
über die Besoldungen, die Genehmigung des Voranschlags, die Abnahme 
der Jahresrechnung und des Geschäftsberichts und die Ermächtigung des 
Bundesrats zur Aufnahme von Anleihen für die Bedürfnisse der Bundes¬ 
bahnen. 

Die Oberaufsicht über die Geschäftsführung der Bundesbahnen übt 
der Bundesrat aus. Er kann ihnen die im Interesse des Landes gut¬ 
scheinenden Weisungen erteilen. Ferner steht ihm zu die Vertretung der 
Bundesbahnen gegenüber der Bundesversammlung, die Wahl des Präsi¬ 
denten, des Vizepräsidenten und der Mitglieder des Verwaltungsrats, des 
Präsidenten der Generaldirektion, der Generaldirektoren und der Kreis¬ 
direktoren, sowie von je sechs Mitgliedern der Kreiseisenbahnräte, die 

1 ) Vgl. auch den Aufsatz „Die Neuorganisation der schweizerischen Bundes¬ 
bahnen“, Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 1152 ff., wo der Entwurf des Gesetzes 
sowie die Botschaft des Bundesrats über dessen Begründung abgedruckt sind. 
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Aufnahme von Anleihen und die Festsetzung der Anleihebedingungen 
nach Anhörung oder auf Antrag des Verwalt ungsnats, endlich die Ge¬ 
nehmigung der allgemeinen Bauprojekte für neue Linien, der Pläne für 
die Bauten, deren Kesten Voranschlag den Betrag von 3000 000 Fr. über¬ 
schreitet, der Pläne für andere Bauten, einschließlich der Vorlagen über 
die das Gebiet der Bundesbahnen in Anspruch nehmenden elektrischen 
Anlagen Dritter, soweit sich die Bundesbahnen mit den zur Begut¬ 
achtung berufenen eidgenössischen oder kantonalen Amtsstellen oder den 
beteiligten Dritten nicht) verständigen können, der Fahrpläne, der Eisen¬ 
bahn-Pacht- und Betriebsverträge, der Statuten für die Personal Ver¬ 
sicherung und des Reglements für den Erneuerungsfonds. 

Organe der eigentlichen Verwaltung sind der Verwaltungs¬ 
rat, die G esch ä f ts 1 e i tu n g und die K r e i s e i sen bahnrä t e. 

Der Verwaltungsrat besteht aus dem Präsidenten, dem Vize- 
Präsidenten und 13 Mitgliedern. Jeder Kreiseisenbahnrat soll mit wenig- 
steite einem Mitglied im Verwaltungsrat vertreten sein. Die Amtsdatier 
des Verwaltungsrats beträgt drei Jahre. Ihm steht zu die Aufsicht über 
die gesamte Verwaltung, die Begutachtung aller wichtigen, die Bundes¬ 
bahnen betreffenden Geschäfte, die vom Bundesrat oder von der Bundes¬ 
versammlung zu behandeln sind, die Feststellung des Voranschlags, sowie 
die Prüfung der Jahres rechnung und des Geschäftsberichts an den Bun¬ 
desrat, die Aufstellung der allgemeinen Verwaltungsorganisation, die 
Festsetzung der Befugnisse und Obliegenheiten der einzelnen Dienst¬ 
stellen sowie der Grundsätze über die Fürsorge für das Personal, die Be¬ 
schlußfassung über generelle Projekte für größere Bauten, die Geneh¬ 
migung wichtiger Verträge und die Aufstellung der Wahlvorschläge für 
den Präsidenten der Generaldirektion, die Generaldirektoren und Kreis¬ 
direktoren an den Bundeerat, sowie die Wahl der Abteilungsvorstände der 
Generaldirektion. 

Die Generaldirektoren und die Kreiedirektoren wohnen den Sitzun¬ 
gen des Verwaltungsrats bei. Sie haben beratende Stimme und das Recht, 
Anträge zu stellen. 

Die Geschäftsleitung wird gebildet aus der General¬ 
direktion und den Kreisdirektionen. 

Die Generaldirektion besteht aus dem Präsidenten und zwei 
Generaldirektoren, die auf unverbindlichen Vorschlag des Verwaltungs¬ 
rats vom Bundesrat gewählt werden, und deren Amtsdauer sechs Jahre 
beträgt 

Sitz der Generaldirektion ist Bern. 

Der Generaldirektion liegt die oberste Leitung und Geschäfts¬ 
führung ob. Sie wählt ihr Personal, soweit diese Wahl nicht dem Verwal¬ 
tungsrat zusteht, und nach Anhörung des Kreisdirektors die Abteilungs¬ 
vorstände der Kreise. Über die wichtigeren Geschäfte faßt die General¬ 
direktion als Behörde Beschluß, sie ist also in dieser Beziehung Kollegial¬ 
behörde. Im übrigen besteht eine Abteilungsverfassung, indem die Vorbe¬ 
reitung der wichtigeren Geschäfte und die Erledigung weniger wichtiger 
Geschäfte, sowie die Leitung und Überwachung der einzelnen Geschäfts¬ 
zweige nach Departements unter den Präsidenten und die Generaldirek¬ 
toren verteilt ist. 

Der Präsident der Generaldirektion vertritt die Bundesbahn¬ 
verwaltung nach außen. Er steht dem Präsidialdepartement vor und über¬ 
wacht den Gang der Verwaltung. Zur Leitung der dem Präsidenten und 
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den Generaldirektoren unmittelbar unterstellten Dienstzweige sind die 
Departements wieder in Dienstabteilungen gegliedert, an deren Spitze 
ein vom Verwaltungsrat zu wählender Abteilungsvorstand steht. Diese 
Abteilungsvorstände leiten im Rahmen der Dienstorganisation 
und des jährlichen Voranschlags die Geschäfte ihrer Abteilung. Sie er¬ 
teilen innerhalb ihres Geschäftskreises den Abteilungen der Kreise die 
nötigen Weisungen und überwachen deren Durchführung. Von diesen 
Weisungen erhalten die Kreisdirektoren Kenntnis. Die Abteilungs¬ 
vorstände haben ihrem Vorgesetzten Departementsvorsteher über den 
Gang der Geschäfte mündlich und in wichtigeren Fällen schriftlich Be¬ 
richt zu erstatten und die erforderlichen Anträge zu stellen. 

Für die Verwaltung und den Betrieb ist das Bupdesbahnnetz in 
drei Kreise eingeteilt, an deren Spitze je eine Kreisdirektion steht. 
Sitz der Kreisdirektionen sind Lausanne, Luzern und Zürich. Der Ge¬ 
schäftskreis einer Kreisdirektion umfaßt die administrative und gericht¬ 
liche Vertretung der Bundesbahnen in allen Angelegenheiten, deren Be¬ 
sorgung den Kreisdirektionen obliegt, die Leitung folgender Dienst¬ 
zweige im Bereich ihres Kreises nach den jeweils geltenden Vorschriften 
und erhaltenen Weisungen: 

Verwaltung des Grundbesitzes, 

Rechnungswesen und Kassendienst, 

Unterhalt und Bewachung der Bahn, 

Stationsdienst und Zugbegleitung, 

Zugförderung, 

Schiffahrt»- und Hafenbetrieb, 

Verwaltung der Lagerhäuser, 

Einrichtung von Rollfuhrdiensten, 

die Anstellung, Wahl, Versetzung, Entlassung und Pensionierung der 
Beamten, Angestellten und Arbeiter der Kreisdirektionen, mit Ausnahme 
der Abteilungsvorstände, sowie die Festsetzung der Besoldungen und 
Löhne im Rahmen der bestehenden Vorschriften, die Auskunfterteilung 
an das Publikum über Tarifverhältnisse, die Mitwirkung bei der Trans¬ 
portakquisition und die Berichterstattung über kommerzielle Verhältnisse 
an die Generaldirektion, die Behandlung von Haftpflichtansprüchen 
wegen Tötung oder Verletzung von Personen und die Besorgung der aus 
der obligatorischen Unfallversicherung herrührenden Geschäfte, soweit 
sie in den Tätigkeitsbereich der Kreisdirektionen fallen, die Erledigung 
von Reklamationen aus dem inneren Verkehr der Bundesbahnen und aus 
dem direkten Verkehr mit anderen schweizerischen Transportunter- 
nehmungen wegen unrichtiger Anwendung der Tarife oder unrichtiger 
Instradierung, wegen Verlustes oder Beschädigung von Transportgütern, 
sowie wegen Verspätungen im Personen- und Güterverkehr, soweit sie 
nicht den Bahnhofs- oder Stationsvorständen zugewiesen ist, die Auf¬ 
stellung der Projekte für Bauten, sowie deren Ausführung, endlich die 
Behandlung weiterer Geschäfte, die den Kreisdirektionen durch die Voll¬ 
ziehungsverordnung, durch Beschluß des Verwaltungsrats oder durch die 
Generaldirektion zugewiesen werden. 

An der Spitze jedes Kreises steht ein Kreisdirektor, der auf 
unverbindlichen Vorschlag des Verwaltungsrats vom Bundesrat auf die 
Dauer von sechs Jahren gewählt wird. Die Kreisdirektoren sind un¬ 
mittelbar der Generaldirektion unterstellt und ihr für den Betrieb in 
ihren Kreisen verantwortlich. Sie vertreten die Generaldirektion in den 
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Kreisen. Sie üben allein oder in Verbindung mit den ihnen unterstellten 
Dienetabteilungen die den Kreisdirektionen zustehenden Befugnisse und 
Obliegenheiten aus und überwachen den Vollzug der Weisungen der 
Generaldirektion. Sie haben besonders den Personalangelegenheiten be¬ 
sondere Aufmerksamkeit zu widmen, die Generaldirektion über die für 
ihren Kreis in Betracht kommenden Verkehrsbedürfnisse von Handel, 
Industrie, Landwirtschaft, Gewerbe usw. zu unterrichten und für einen 
möglichst reibungslosen Gang der Geschäfte und des Betriebs zu sorgen. 

Dem Kreisdirektor sind wieder Dienstabteilungen unterstellt, an 
deren Spitze je ein von der Generaldirektion gewählter und dem Kreis¬ 
direktor verantwortlicher Abteilungsvorstand steht. Diese Abteilungs¬ 
vorstände leiten im Rahmen der Dienstorganisation und des jährlichen 
Voranschlags die Geschäfte ihrer Abteilungen und verkehren unmittelbar 
mit den Abteilungsvorständen der Generaldirektion. Sie haben dem Kreis¬ 
direktor über den Gang der Geschäfte mündlich und in wichtigen Fällen 
schriftlich Bericht zu erstatten. Wahlen, Beförderungen, Entlassungen 
und Pensionierungen der Beamten und Angestellten des Kreises nimmt 
der Kreisdirektor erst nach Anhörung des Abteilungsvorstands vor. 
Stimmt der Kreisdirektor dem Antrag eines Abtedlungsvorstands nicht zu, 
so legt er die Angelegenheit einem Kollegium vor, das sich aus ihm und 
den Abteilungsvorständen mit gleichem Stimmrecht zusammeneetzt; bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Kreisdirektors. 

Für jeden Kreis wird ein Kreiseisenbahnrat bestellt, der 
aus 20 bis 25 Mitgliedern besteht, von denen 6 vom Bundesrat und diie 
übrigen von den Kantonen und Halbkantonen gewählt werden. Jeder im 
Bereich eines Kreises gelegene Kanton oder Halbkanton erhält wenig¬ 
stens einen Vertreter. Die übrigen von den Kantonen zu wählenden Ver¬ 
treter werden nach der Länge sowie nach der kommerziellen und volks¬ 
wirtschaftlichen Bedeutung der in einem Kanton gelegenen Linien des 
Kreises verteilt. Der Bundeerat soll bei den ihm zufallenden Wahlen 
darauf achten, daß Landwirtschaft, Gewerbe, Industrie, Handel und Ver¬ 
kehr sowie das Personal eine Vertretung in jedem Kreiseisenbahnamt er¬ 
hält. Die Amt9dauer der Kreiseisenbahnräte beträgt drei Jahre und fällt 
zusammen mit der Amtsdauer des Verwaltungsrats. Der Kreiseisenbahn¬ 
rat wählt sich aus seiner Mitte einen Präsidenten und einen Vizepräsi¬ 
denten. Sein Geschäftskreis umfaßt die Besprechung und Begutachtung 
von Fragen allgemeiner, baulicher, betriebsdienstlicher, kommerzieller 
und finanzieller Art mit Einschluß von Tarif- und Fahrplanfragen und 
die Unterbreitung von Anregungen hierzu an die zuständigen Behörden, 
die Kenntnisnahme von wichtigen Bauprojekten des Kreises und Stellung 
etwaiger Anträge dazu, endlich die Begutachtung der Bau- und Betriebs^ 
Voranschläge und der Jahresrechnungen über die Bau- und Betriebsaus¬ 
gaben des Kreises. Die Kreiseisenbahnräte versammeln sich auf Ein¬ 
ladung ihres Präsidenten, sobald die Geschäfte die Abhaltung einer 
Sitzung nötig machen oder wenigstens der vierte Teil der Mitglieder 
es verlangt. Die Kreisdirektoren nehmen an den Sitzungen mit beratender 
Stimme teil. Außerdem treten die drei Kreiseisenbahnräte vereint zwei¬ 
mal im Jahr zu gemeinsamer Beratung allgemeiner, die Bundesbahnen 
betreffenden Fragen sowie zur Äußerung von Wünschen und Anregungen 
zusammen. An dieser gemeinsamen Beratung nehmen auch die Mitglieder 
des Verwaltungsrats, die Generaldirektoren und die Kreisdirektoren teil. 

Zum Schluß bringt das Gesetz dann noch eine Reihe von Vor¬ 
schriften über das Rechnungswesen der Bundesbahnen. 
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Das Rechnungswesen der Bundesbahnen soll vom übrigen Rech¬ 
nungswesen des Bundes getrennt gehalten und so gestaltet werden, daß 
die Finanzlage des Unternehmens jederzeit mit Sicherheit festgestellt 
werden kann. Verzinsung und Amortisation der Eisenbahnschuld geht 
zu Lasten der Rechnung der Bundesbahnen. Das Anlagekapital abzüglich 
70 % des Werts der Fahrbetriebsmittel und des Mobiliars soll innerhalb 
einer Frist von 100 Jahren, gerechnet vom Jahr 1903 ab, oder vom Zeit¬ 
punkt des Übergangs der betreffenden Bahn in das Eigentum des Bundes, 
amortisiert werden. Ebenso sollen die jedes Jahr auf Baukonto zu ver¬ 
rechnenden Beträge je innerhalb einer Frist von 100 Jahren amortisiert 
werden. 

Für die einer wesentlichen Abnutzung unterworfenen Anlagen lind 
Einrichtungen soll ein Erneuerungsfonds angelegt werden, dem keine 
Zinsen gutgeschrieben werden, und der in die Passiven der Bilanz einge¬ 
stellt wird. 

Aus dem Einnahmeüberschuß werden zuerst die Aufwendungen für 
Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals sowie allgemeine Fehl¬ 
beträge gedeckt. Weist nachher die Gewinn- und Verlustrechnung, ein¬ 
schließlich des Saldovortrags vom Vorjahr, noch einen Aktivsaldo auf, 
so wird dieser bis zum Betrag von 5 % der gesamten Betriebseinnahmen 
des Jahres auf neue Rechnung vorgetragen. Ein Überschuß wird einem 
Reservefonds überwiesen. Diesem Reservefonds werden keine Zinsen 
gutgeschrieben. Der Reservefonds dient zur Deckung außerordentlicher 
Ausgaben, sowie von Fehlbeträgen der Gewinn- und Verlustrechnung. 
Übersteigt der Überschuß der Gewinn- und Verlustrechnung nach Abzug 
des Vortrags aus dem Vorjahr während fünf aufeinanderfolgeinder Jahre 
8 % der jeweiligen Betriebseinnahmen, so sollen VeTkehrserleicbterungen 
durchgeführt werden. N. 


Das Schicksal der Elsaß-Lothringischen Eisenbahnen. Nach einer 
in der französischen Deputiertenkammer eingebrachten Gesetzeevorlage 
wird von der französischen Regierung beabsichtigt, die elsaß-lothrin¬ 
gischen Bahnen an die französische Ostbahngesellschaft bi« 
zum Ablauf der Konzession ftir diese — das sind noch 32 Jahre — zu 
verpachten. Dadurch würde die Selbständigkeit des elsaß-lothringischen 
Eisenbahnnetzes aufgehoben werden, eine Absicht, die allgemeinen 
Widerspruch besonders axich bei den Eisenbahnbeamten dieses Gebiets 
hervorruft. Insbesondere fühlen diese sich benachteiligt, weil eine Reihe 
von Bestimmungen im Regierungsentwurf fallen gelassen worden sind, 
die eine Sonderregelung für Elsaß-Lothringen und damit die Aufrecht¬ 
erhaltung zahlreicher aus der deutschen Zeit stammender Einrichtungen 
ermöglichen. In erster Linie sind die sogenannten „droits acquis“ 
zu erwähnen, d. h. die Regelung der Anstellungs- und Beförderungs¬ 
verhältnisse der Eisenbahnbeamten. Es soll ihnen die feste Anwartschaft 
auf ein bestimmtes Aufsteigen im Dienst genommen werden und es bleibt 
ihnen nur gewährleistet, daß Angestellte nicht ohne schriftliche Zu¬ 
stimmung in das Gebiet der Ostbahngesellschaft versetzt werden können- 
Das Vorhaben der französischen Regierung hat zu zahlreichen 
Protestkundgebungen bei den elsaß-lothringischen Eisenbahnern geführt, 
die sich auch gegen die Neuregelung des Achtstundentags bei den fran¬ 
zösischen Eisenbahnern richten. 
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Die vom Gesetzentwurf vorgesehenen finanziellen Bestimmungen 
geben der elsaß-lohtringischen Bevölkerung zu der Befürchtung Anlaß, 
daß der Ausbau der Verkehr Seinrichtungen ihres Landes 
benachteiligt wird. An einen Ausbau der Vogeaenlinien und an die ge¬ 
plante Vergrößerung des Straßburger Hafens wird die Ostbahngeeellschaft 
kaum herantreten, da ihr die Verpflichtung obliegt, aus den elsaß- 
lothringischen Eisenbahnen jährlich 40 Millionen Francs heraus¬ 
zuwirtschaften. Außerdem müssen sich die Ausgaben für die Ver¬ 
besserung des elsaß-lothringischen Bahnnetzes und seines rollenden 
Materials im Verhältnis 4 :10 zu den entsprechenden Ausgaben der Ost¬ 
bahngesellschaft verhalten. B. 


Über die Erhöhung der Kosten für Anlage und Betrieb von Straßen¬ 
bahnen, Lokal-Eisenbahnen und Automobillinien, die dem öffentlichen 
Verkehr dienen, enthält der G6nie civile, Heft 23 (2. Dezember 1922) 
folgende allgemein interessante Zusammenstellungen: 

Erhöhung des Kohlenpreises (1913 — 1) 



1920 

192 1 

England. 

2,82 

2,39 

Belgien. 

4,90 

4,69 

Dänemark. 

8,63 

2,51 

Frankreich . 

9,90 

5,60 

Spanien. 

4,77 

2,90 

Holland. 

7,90 

4,74 


Aus der Zusammenstellung ist die bevorzugte Stellung Englands in 
dem Kohlembezug und die allgemeine Verbilligung des Kohlenpreises im 
Ausland im Jahre 1921 gegenüber 1920 ersichtlich. 

Die Betriebskosten für Straßenbahnen stellen sich 
gegenüber 1913 = 1, berechnet auf das Wagenkilometer, auf: 



1920 

192 

Belgien. 

3,76 

4,62 

Frankreich. 

4,896 

4,164 

Dänemark. 

3,16 

2,75 

Schweiz.j 

2,066 

2,10 


Demgegenüber werden die Indexzahlen für Großhandelspreise ge¬ 
stellt: 



1913 

1920 

1921 | 

; 

1913 

1920 

1921 

England . . 

100 

314 

202 

Holland . . 

100 

281 

181 

Belgien. . . 

100 

314 

368 

Italien . . . 

100 

624 

678 

Dänemark . 

100 

140 

! 145 

! Norwegen . 

100 

377 

269 

Spanien. . 

100 

221 

190 

Schweden 

100 

359 

222 

Frankreich . 

100 

509 

345 

( Schweiz . . 

1 100 

359 

190 
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Im allgemeinen hat eich eine erhebliche Senkung der Großhandels¬ 
preise durchgesetzt. Eine Ausnahme macht Belgien. 

Großes Interesse für die Verkeihrsinteressenten haben die Zahlen 
der in Automobil-Omnibussen in Paris und London beförderten 
Personen: 



Paris 
Personeuzahl 
auf das Wagenkm 

London 
Personenzahl 
auf die Wagen-Meile 

1913. 

6,88 

6,60 

1920. . . . 

' 7,61 

9,00 

1921. . . 

6,98 

8,90 


Über den Panama-Kana! sind in letzter Zeit verschiedentlich in aus¬ 
ländischen Zeitschriften (Engineering Nr. 2972 vom 8. Dezember 1922, 
The Engineering, News Record vom 19. Oktober 1922) Abhandlungen er¬ 
schienen, deren Inhalt wir folgendes entnehmen: 

Bis zum Ende des mit dem 30. Juni 1922 abschließenden Rechnungs¬ 
jahrs ist der Kanal von über 61 Millionen Tonnen Schiffsraum benutzt 
worden. Im Jahr 1921/22 belief sich die durchgeführte Tonnage auf 
70 884 910 t und hatte eine Abnahme um 700 000 t gegen das Vorjahr zu 
verzeichnen. Den bei weitem größten Anteil hatten die Vereinigten 
Staaten von Amerika und Großbritannien. 

In den letzten Jahren haben die Vereinigten Staaten bei einer jähr¬ 
lichen Benutzung von 5 Mill. t den britischen Anteil weit überholt, dessen 
höchste Tonnenzahl 1920/21 3738257 t betrug, im letzten Jahr ist sie 
wieder auf 3 329861 t gesunken. Den einzigen bemerkenswerten Anteil 
anderer Staaten hatten Norwegen und Japan. Die Benutzung durch 
Norwegischen Schiffsraum schwankte von der Höchstzahl 1 Mill. t im 
Jahr 1918 auf 400 000 t im letzten Jahr, während die Tonnage Japans 
von 42 000 t im Jahr 1915 ohne einen einzigen Rückschlag ständig ge¬ 
wesen ist. Im letzten Jahr hat sie zum ersten Mal 1 Mill. t überstiegen. 

Aus dem Bericht über das Arbeibsjahr des Kanals geht klar hervor, 
wie sehr der Verkehr der Vereinigten Staaten ein Küstenverkehr ist. 
Von dem Gesamt verkehr. Atlantischer Ozean—Stiller Ozean, gehen z. B. 
68 ,e % von der Ostküste der Vereinigten Staaten aus. 30,5 % der Ge¬ 
samtsumme sind für die Westküste der Vereinigten Staaten bestimmt Um¬ 
gekehrt laufen vom Stillen zum Atlantischen Ozean 53,2 % des Gesamt- 
verkehns von der Westküste der Vereinigten Staaten aus und 42 ,t % des 
Gesamtverkehrs wenden sich zu der Ostküste. Überschläglich berechnet, 
beträgt der reine von Küste zu Küste-Verkehr der Vereinigten Staaten 
mehr als V« des gesamten Banama-Kanalverkehrs. 

Die Transporte aus Großbritannien über den Atlantischen zum 
Stillen Ozean beliefen sich im letzten Arbeitsjahr auf 642 792 t, in der 
umgekehrten Richtung für Großbritannien auf 1 676 586 t. Die Tonnen¬ 
zahl, die für andere europäische Länder bestimmt war, betrug insgesamt 
über 1 Mill. t im Jahr. Im ganzen liegt das Übergewicht im Verkehr 
vom Atlantischen zum Stillen Ozean, jedoch überwiegt die Größe des 
Verkehrs in dieser Richtung nur um etwa 100000 t. Annähernd sind 
5J4 Mill. t von jeder Seite zu verzeichnen. 
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Mit zunehmender Erfahrung sind verschiedene Verbesserungen für 
die Beförderung der Schiffe durch den Kanal gemacht worden. Zur Zeit 
wird nur bei Tageslicht gefahren, mit der Bestimmung, daß jedes 
Schiff, das an den Endpunkten vor l,so Nachm, ankommt, an demselben 
Tag durch den Kanal fahren kann. Das Durchfahren wird nach einem 
vorher angeordneten Plan geregelt, der vorsieht, daß die Schiffe an den 
Schleusen ankommen, wenn keine Gegenströmungen durch Betätigung 
der Schleusen hervorgerufen werden. Die Gesamtzahl der Durch¬ 
schleusungen betrug in 12 Monaten 8834. 

In letzter Zeit ißt wiederholt erörtert worden, ob die Wasser¬ 
versorgung für den Kanal gefährdet ist, wenn der Verkehr sich beträcht¬ 
lich vermehren würde. Man glaubt dem dadurch zu begegnen, daß durch 
weitere Stausysteme genügend Wasser sichergestellt wird, um den höchst¬ 
möglichen Ansprüchen an den Kanal zu begegnen, so daß eine un¬ 
unterbrochene Durchschleusung von Schiffen gewährleistet werden kann. 
Seit langem sind Forschungsarbeiten in 'dem Chagres-Tal! zu 
diesem Zweck in Angriff- genommen worden. Man plant neben anderen 
Becken ein Staubecken in Alhajuela, 10 Meilen oberhalb der Mün¬ 
dung dee Chagres. 

Nach Angaben de9 statistischen Büros des Panama-Kanals beträgt 
die höchstmögliche Zahl von Durchschleusungen 48 in 24 Std., wobei 
mit einem Höchßtverkehr von 60 Mill. t im Jahr gerechnet wird. Im 
bisher trockensten Jahr 1920 würde das im Gatun-See zur Verfügung 
stehende Wasser für 30 Schleusungen am Tage genügt haben. Man rech¬ 
net darauf, mit Hilfe des Chagres-Wehrs und des Gatun-Kraftwerks die 
Zahl der Schleusungen auf 48 innerhalb 24 Stunden steigern zu können. 
Da der Kanal gegenwärtig nur von 10 Mill. t Schifferaum benutzt wird, 
scheint die Aufreohterhaltung dee Verkehrs auch in Zukunft gesichert. 

Ernsthafte Unfälle sind im Berichtsjahr nicht vorgekommen. 
Allerdings waren mehrere Erdrutsche an den alten Becken zu verzeich¬ 
nen, von denen der eine 185 000 cbm Erde und Felsen in den Kanal trieb, 
so daß er teilweise gesperrt war. Insgesamt wurden 4155 700 obm Erd- 
massen gebaggert, die jedoch bis auf 105 700 cbm in laufenden Kanal¬ 
arbeiten bestanden und in der Hauptsache im Gaillert Cut (1436 000 cbm) 
und in dem Pacific Channel (2 597 000 cbm) lagen. 

Der Kampf gegen den Wasser-Hyazinth ist fortgesetzt worden, man 
glaubt, etwa 8000 000 dieser Pflanzen während des Jahrs durch 
Ausspritzen zerstört zu haben. B. 


Die Staatseisenbahnen in C&nada. In dem Aufsatz über die Ver¬ 
kehrslage in Canada (Archiv für Eisenbahnwesen 1921 S. 652) ist bereits 
darauf hingewiesen, daß durch den Zuwachs der canadischen Nordbahn 
der Besitz der Staatsbahnverwaltung auf 14 000 Meilen gekommen ist, und 
daß durch die weitere Übernahme der Grand Trunk Eisenbahn und der 
Grand Trunk Pacific Eisenbahn der Umfang des Staatsbahnbesitzes sich 
auf etwa 22000 Meilen steigern wird. Nach dem inzwischen eingegan¬ 
genen Jahresbericht des Departement of Radlways and Canals für 
1919/1920 1 ) betrug am 31. März 1920 der Umfang des canadischen Staats- 


*) Dominion of Canada. Annual report of the Department of Railways and 
Canals for the fiscal year from april 1, 1919 to march, 31, 1990. Ottawa. 1921. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 33 
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bahnnetz es genau 13 945,0? Meilen, davon kamen auf die canadieche Nord¬ 
bahn 9685,7 Meilen und auf die älteren Regierungelinien (Intercolonial 
Railway, Prince Edward Island Railway, Tranaoontinental Railway u. a.) 
4260,27 Meilen 1 ). Zweigleisig waren im ganzen nur 84,95 Meilen. 

Im Berichtsjahr 1919/1920 betrugen die Gesamteinnahmen 
96 782 749,81 Dollars (im Vorjahr: 85 511341,20 Dollars), die Gesamtaus¬ 
gaben 109 276 046,oi Dollars (im Vorjahr: 89 785 679,78 Dollars). Zu dem 
eich hiernach ergebenden Fehlbetrag von 12 493 296,20 Dollars kommen 
an Zinszahlungen zu Lasten der canadischen Nordbahn noch hinzu 
19969 710,36 Dollars, so daß eich für dae Jahr 1919/20 bei dem Betrieb der 
canadischen Staatsbahnen ein Gesamtfehlbetrag von 32463006,56 
Dollars ergibt. Die Regierung hat aber auch für den Betriebsverlust 
von 14079942 Dollars aufzukommen, der bei der demnächst in Staats¬ 
eigentum übergehenden Grand Trunk Pacific Eisenbahn entstanden ist, so 
daß die Verwaltung der Staatsbahnen mit einem Fehlbeträge von 
im ganzen 46 542 948,5c Dollars abschließt. 

Während im Berichtsjahr gegen das Vorjahr 1749 221 Personen 
mehr befördert worden sind, (im ganzen: 11957 251 gegen 10208030 
Reisende), trat im Güterverkehr infolge Aufhörens der Munition»- und 
sonstigen Kriegstransporte eine Verminderung um 3 579064 t ein 
(im ganzen: 23 798 914 gegen 27 377 978 t). 

Die Betriebseinnahmen stiegen um 11,os %, die Betriebsausgaben 
um 23,17 von den Ausgaben kamen indes viele auf die Verbesserung 
der Bahnanlagen. Die Vermehrung der Ausgaben ist besonders 
durch die Steigerung der persönlichen Ausgaben (Löhne und Besoldun¬ 
gen) veranlaßt. Diese betrugen im Jahr 1917/18 : 40 606170 Dollars, 
1918/19 : 57 252 095 Dollars und 1919/20: 73 567 036 Dollars. Eine diesen 
Ausgaben angepaßte angemessene Erhöhung der Tarife oder eine ent¬ 
sprechende Verkehrsteigerung ist dagegen, wie im Jahresbericht an¬ 
geführt ist, nicht eingetreten. Die Zahl der Beamten war 1917/18: 
43 098» 1918/19 : 47 809, 1919/20 : 54 968. 

An Fahrzeugen waren im ganzen vorhanden: 


1918/19 1919/20 

Lokomotiven. 1581 1652 

Personenwagen 1557 1719 

Güterwagen. 59 559 66 075 

Arbeitswagen. 2 466 2 683 


Zur Beförderung aus dem Krieg (von Übersee) heimkehrender Sol¬ 
daten wurden 396 Sonderzüge gefahren, im ganzen wurden in fahrplan¬ 
mäßigen und in Sonderzügen 245 363 Militärpersonen heimbefördert, da¬ 
neben wurden noch 13 Sonderzüge für 3270 invalide Soldaten gefahren. 


Der Ausbau des Elisenbahnnetzes der Republik Ecuador 1 ) befindet 
sich noch in der Entwicklung. Es ist allerdings ein großer Plan auf¬ 
gestellt, nach dessen Durchführung das Bahnnetz über 2000 km Länge 
gegenüber den jetzt 661 km im Betrieb befindlichen axifweisen wird. 
Die folgende Zusammenstellung gibt ein übersichtliches Bild über die 
einzelnen Strecken und läßt erkennen, in welchem Baustadium sie sich 
befinden: 

0 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 274. 

2 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1897, S. 829. 
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Die Eisenbahnen Boliviens im Jahre 1921 1 ). Über die im Betrieb 
befindlichen Eisenbahnen Boliviens gibt die folgende Zusammenstellung 
einen Überblick. 


Linie 

Spur 

LKnge 

Betriebsgesellschaft 


m 

km 

1. Antofagasta (Chile) — Oruro 

0,76 

623 2) 

Antofagasta (Chile) and Bolivia- 
Railway Company-Ltd. 

2. Viacha—Oruro. 

1,0 

202 

The Bolivia Railway Company-Ltd. 

Rio Mulatos—Potosi .... 

1,0 

174 

ff ff * ff 

Oruro—Cochabamba .... 

1,0 

206 

ff ff r ff 

Uyuni—Atocha. 

1,0 

90 

ff ff ff ff 


671 


3. Arica—La Paz. 

1 

233 3 ) 

Bolivianischer Staat 8 ) 

4. Machacamarca—Uncia . . . 


104 

Privatgesellschaft: Simon J. Patino 

5. Cochabamba—Vinto . . . . 

_ 

18 

Gesellschaft: Luz y Fuerza Cocha¬ 

1 



bamba 

Cochabamba—Arani . . . . 

1 — 

60 

Gesellschaft: Luz y Fuerza Cocha¬ 

1 

1 

1 

78 

bamba 

6. Tarejra—Corocoro . . . . 1 

1 

8 

Bolivianischer Staat 

7. Uyuni—Huanchaca.i 

— 

38 

Compania Huanchaca de Bolivia 

8. Guaqui—La Paz 4 ). 

— 

98 

Peruvian Corporation-Ltd. 

9. Potosi—Sucre. 

— 

49,6 

Bolivianischer Staat 

10. La Paz—Pongo (Yungas) 

— 

40 

» V 


Über die geplanten Neubauten Atocha—L&Quiaca zur Verbindung 
mit dem argentinischen Eisenbahnnetz und Cochambaxnba—Santa Cruz— 
Puerto Suarez zur Verbindung mit dem brasilianischen Eisenbahnnetz ist 
auf Seite 454 und 1125 des Jahrgangs 1922 des Archivs für Eisenbahn¬ 
wesen berichtet worden. Die Ausschreibung für den Bau der Strecke 
Cochabamba—Santa-Cruz hat bereits stattgefunden. Der Vergebungs¬ 
termin ist auf Ende Juni 1923 angesetzt. 

Die Länge der letztgenannten dieser Neubaustrecke umfaßt un¬ 
gefähr 625 km. Außerdem ist eine Abzweigung nach Puertu—Iohilo 
in einer Länge von 60 km in Aussicht genommen, wobei den Unter¬ 
nehmern überlassen bleibt, anstatt Puertu—Iohilo einen anderem 
möglichst nahe an Santa Cruz gelegenen Punkt, der mit Fluß¬ 
schiffen zu erreichen ist, für das Ende der Zweigbahn zu wählen. Die 
Spurweite ist auf 1 m festgesetzt, die Maximalsteigung auf 3 % und der 
Minimal-Krümmungshalbmesser auf 75 m. Für den Gesamtbau ist etwa 
die Zeit von 6 Jahren vorgesehen. Die rechtlichen Besitzverhältnisse 
sind in der Weise gedacht, daß zunächst der erbauenden Gesellschaft eine 
Betriebskonzession auf 99 Jahre erteilt wird. Nach dem Ablauf dieser 
Zeit ist ein Übergang der Bahn ohne Entschädigung in den Besitz des 
Staats vorgesehen. Für die ersten 25 Jahre wird von seiten des Staats 
eine Zinsgarantie von 8 % im Jahr gewährt. B. 

x ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1923, S. 1346, 1916, S. 1206. 

s ) In Bolivien. 

3 ) Auf bolivianischem Boden (Gesamtlänge = 438 km). 

4 ) Verbindungsstrecke zum Titicaca See. 
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Die Staatseisenbahnen and staatlichen Kleinbahnen in Niederländisch- 


Indien im Jahr 1920. 1 )») 


Normalspurige 

Schmal- 

1 


Staataeisenbahnen 

spurige 



und staatliche 

staatliche 

Staatsei senbabnsn and staatliche Kleinbahn en 
anf Java.' 

Betriebelange am Ende des Berichtsjahrs 


Kleinbahnen 8 ) 

Kleinbahnen 8 ) 

km 

2608 

120 

Mittlere Betriebslange. 

V 

2608 

i 

120 

Verwendetes Anlagekapital. 

fl. 

296168210 i 

2182614 

auf 1 km Bahnlange. 

7» 

118086 

17 772 

Betriebseinnahmen. 

T» 

69809798 

616 168 

auf 1 km Bahnlange. 

yy 1 

23848 

6127 

Betriebsausgaben. 

n 

60 773 621 

479083 

auf 1 km Bahnlange. 

n 

20246 

8992 

Überschuß. 

w 

9036177 

186186 

auf 1 km Bahnlange. 

1 

7» 

3603 

1 1186 

Verhältnis von . 

Einnahme 

% 

84,89 

1 77,86 

Personenverkehr: 




beförderte Personen.Anzahl 

69664186 

3169466 

davon 1. Klasse. 

„ ! 

646863 

— 

2- „ . 

I 

n 

2621831 

39067 

3. „ . 

n 

66263646 

8 130 388 

» . 

» 

841 796 

— 

geleistete Personenkilometer. 

n 

1927091084 

36 288 628 

davon 1. Klasse. 

w 

33 016 668 

— 

2. * . 


111440668 

739 720 

3* n . 


1779657694 

j 36643808 

4- „ . 

V 

3 076 164 

i — 

Einnahme: 



1 

| 

für Personenbeförderung. 

fl. 

26281145 

| 445 898 

davon 1. Klasse . 

w 

1646692 

; — 

2 . * . 

V 

3 321 614 

27663 

3. „ . 


21 396 749 

1 418 346 

4. „ . 

V 

17090 

; — 

für Gepäckbeförderung . 

zusammen aus dem Personen- und 

r» 

686 230 

858 

Gepackverkehr . 

» 

26867 876 

446 766 

auf 1 km Bahnlange . 

it 

10718 

| 8 728 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 1301 ff. Die Staatseisenbahnen 
und staatlichen Kleinbahnen in Niederlftndisch-Indien im Jahr 1919. 

*) Die nachfolgenden Angaben sind entnommen aus dem amtlichen Bericht: 
Verslag der Staatsspoor- en Tramwegen in Nederlandsch-Indiö over het jaar 1920, 
Deel I and II, Weltevreden 1922. 

*) Die im Bericht als „normalspurig* bezeichneten Staatseisenbahnen 
und Kleinbahnen haben eine Spurweite von 1,067 m; die Spurweite der schmal, 
spurigen Kleinbahnen auf Java betragt 0,eo m. 
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Güterverkehr: 

beförderte Gütertonnen.Anzahl 

davon Eil- und Frachtgut. „ 

frachtfreies Gut. „ 

gefahrene Gütertonnenkilometer ... „ 

davon Eil- und Frachtgut. 

frachtfreies Gut. „ 

Einnahme für die Beförderung von: 

Expreßgut.fl. 

Eil- und Frachtgut. „ 

Leichen, lebenden Tieren und Fahr¬ 
zeugen . „ 

zusammen aus dem Güterverkehr . . „ 

auf 1 km Bahnlange. „ 

Sonstige Einnahmen. „ 

auf 1 km Bahnlange. „ 

Betriebsmittel am Ende des Berichts¬ 
jahrs: 

Lokomotiven.Stück 

Tender. » 

Personenwagen. .... „ 

Gepäck- und Postwagen. „ 

Güterwagen. „ 

Geleistete Lokomotivkilometer .... Anzahl 
„ Zugkilometer. „ 

Von eigenen und fremden Wagen auf 
eigenen Strecken geleistete Wagen¬ 


kilometer . „ 

darunter von Personenwagen .... . 

„ Güterwagen. „ 

Es betrug: 

die durchschnittliche Fahrt: 

für 1 Person. km 

• 1 t Gut. . 

der durchschnittliche Ertrag: 

für 1 Person. fl. 

, lt Gut. „ 

„ 1 Personenkilometer. c 

„ 1 Gütertonnenkilometer .... „ 
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Normalspurige 
Staatseisenbahnen 
und staatliche 
Kleinbahnen 

Schmal¬ 

spurige 

staatliche 

Kleinbahnen 

6961712 

132069 

6424933 

129734 

636 779 

2 326 

618 879 629 

2 434788 

668822273 

2 391 386 

50067 366 

43 402 

2124 816 

— 

26413280 

165 687 

386066 

— 

28924181 

166687 

11532 

1381 

4018248 

2726 

1603 

23 

497 

! 21 

192 

l 

1 ~ 

1366 

72 

289 

— 

11700 

176 

21664112 

3/1853 

16 357 801 

337 236 

235 988 124 1 

3179750 

93 007141 

1918803 

142980983 ! 

I 

1260 947 

1 

28 

11 

89 ! 

18 

j 

| 0,38 

0,14 

j 4,li 

1,28 

1,4 

M 

4,6 

6,93 
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Staats- 

Staatliche Kleinbahnen 

2. 


eisen bahnen 

in Südsumatra 

in 

Staatselsaebakaen md staatHehe 
Klelnbahaea auf Sumatra. 

in West¬ 
sumatra 1 ) 

Palem- 
banglinie l ) 

Lampong- 
linie l ) 

Nordsumatra 

(Atjeh- 

kleinbahn) 7 ) 

Betriebslftnge am Ende des 






Berichtsjahrs. 

km 

246 

166 

77 

511 

Mittlere Betriebslftnge.... 

j* 

246 

166 

77 

511 

Verwendetes Anlagekapital . 

A. 

80162996 

18806617 

22229483 

auf 1 km Bahnlftnge . . . 

y> 

123114 

77713 

48602 

Betriebseinnahme. 

n 

6206 347 

1168425 

331110 

1746069 

auf 1 km Bahnlftnge . . . 

V 

21246 

7 081 

4 300 

3417 

Betriebsausgabe. 

n 

3 714017 

1060437 

266613 

1862066 

auf 1 km Bahnlftnge . . . 

n 

16169 

6427 

3166 

3 644 

Überschuß oder Fehlbetrag . 

n 

+1491330 

+ 107988 

+ 76 497 

— 116996 

auf 1 km Bahnlftnge . . . 

» 

4- 6087 

+ 664 

+ 1136 

— 227 

Verhältnis von . . 

Einnahme 

% 

71,35 

90,76 

77,M 

106,65 

Personenverkehr: 






beförderte Personen . . Anzahl 

6299673 

368894 

649807 

4093889 

davon 1. Klasse .... 

» 

86172 

6166 

7 884 

60683 

2« n .... 

n 

6214401 

352739 

641473 

143526 

3. 9 .... 

n 

— 

— 

— 

3899680 

geleistete Personenkm . . 

n 

91703867 

13931072 

9 887 034 

77606633 

Einnahme: 






für Personenbeförderung. 

fl. 

1281107 

310499 

207 563 

1038916 

davon 1. Klasse .... 

n 

77 297 

22689 

7866 

75826 

2« „ .... 

Ti 

1203 810 

287 910 

199 707 

112620 

3. , .... 

w 

— 

— 

— 

850571 

für Gepäckbeförderung . 

n 

11 670 

4900 

1438 

14 796 

zusammen aus dem Personen- 






und Gepftckverkehr . . 

n 

1 292777 

315 399 

209001 

1063 711 

auf 1 km Bahnlftnge . . . 

Ti 

5 277 

1911 

2714 

2062 

Güterverkehr: 






beförderte Gütertonnen Anzahl 

933100 

179291 

38 860 

363 381 

davon Eil- u. Frachtgut 

Ti 

843 493 

179291 

38 860 

163647 

frachtfreies Gut 

V 

89607 

— 

— 

209 734 

gefahrene Gütertkm . . . 

n 

92766679 

27 481 186 

2119976 

26148291 

davon Eil- u. Frachtgut 

n 

87 131620 

27481 186 

2119 176 

12 159946 

frachtfreies Gut 

Ti 

5 636 159 

i 

— 

12 988 345 

1 


>) Spurweite 1,067 m. — 2 ) Spurweite 0,75 m. 
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r 

| Staats- 

Staatliche Kleinbahnen 



1 elsenbahnen 

1 in 

! West- 
snmatra l ) 

in Süd 

Palem- 
banglinie l ) 

Sumatra 
Lampong- 
linie *) 

in Nord¬ 
sumatra 
(Atjeh- 
kleinbahn)*) 

ttinnanme für die iseioraerung von: 
Expreßgut . fl. 

i 

21 945 

8685 

2 767 

10640 

Eil- und Frachtgut .... 

rt 

3121317 j 

748540 

84642 

524982 

Leichen, lebenden Tieren 
und Fahrzeugen . . 

ft 

i 

17 958 

10529 

2 971 

90459 

zusammen a. d. Güterverkehr 

rt 

3161220 

767 704 

90880 

626081 

„ auf 1 km Bahnlange 


12903 

4653 

1174 

1225 

Sonstige Einnahmen . 

rt 

751 350 

88860 

31890 

66277 

auf 1 km Bahnlange . . . 

rt 

3067 

539 

414 

130 

Betriebsmittel am Ende des 
Berichtsjahrs: 

Lokomotiven.Stück 

! 

71») 

17 

1 

8 

60 

Personenwagen. 

rt 

92 ; 

17 

15 

148 

Gepäckwagen. 

n 

17 , 

— 

— ’ 

— 

Güterwagen. 


! 885 

354 

139 

916 

Geleistete Lokomotivkm . Anzahl 

I 2 418475 

680502 

176 648 

2041169 

Zugkilometer . 

ft 

! 1501501 

615672 

159836 

1818955 

Geleistete Wagenkilometer . 

rt 

i 16834 741 

6 542 289 

1271 373 

21029201 

darunter 

von Personenwagen . . . 

r* 

4 674654 

872848 

657 570 

6465164 

„ Güterwagen . 

» 

12160 087 

5 669 446 

613803 

14564037 

Es betrug: 

die durchschnittl. Fahrt: 
für 1 Person . 

km 

17 

39 

j 

18 

19 

„ 1 t Gut . 

rt 

103 

153 

65 

79 

der durchschnittl. Ertrag: 
für 1 Person . 

fl. 

0,34 j 

I 

0,86 

0,88 

0,18 

„ 1 t Gut . 

rt 

3,70 | 

4,18 

2,18 

3,41 

„ 1 Personenkin . . . 

c i 

1,89 | 

2,30 

2,10 

1,84 


») Vgl. Anm. 1 auf Seite 507. — 2 ) Vgl. Anm. 2 auf Seite 507. — *) Darunter 
36 Zahnradlokomotiven. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung 

Rechtsprechung. 


Haftpflicht 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VII. Zivilsenats, vom 26. Januar 1928 in Sachen der 
Witwe Pauline H. und ihrer minderjährigen, durch sie gesetzlich vertretenen 
Tochter Paula Käthe H., Kläger und Revisionskläger, wider das Deutsche Reich, 
vertreten durch die Eisenbahngeneraldirektion D., Beklagten und Revisions¬ 
beklagten. 

Reohtsverpfliehtung zur Erhöhung von duroh Privatvergleich festgesetzten Haftpflichtresten 
infolge der Geldentwertung. Reehtswirkung eines im Vergleich enthaltenen Verzichts, i) 

Tatbestand. 

Am 22. September 1918 bat der Erblasser der Klägerinnen einen Eisenbahn- 
unf&H erlitten, an dessen Folgen er am 30. September 1918 verstorben ist. Die 
Klägerinnen halben mit dem sächsischen Staat (Eisenbahn Verwaltung), an deeeen 
Stelle nachher das Deutsche Reich getreten ist, im August 1919 einen Vergleich 
dahin geschlossen, daß für das entzogene Unterhai Lungsrecht gegen ihren Ehe¬ 
mann, den Vater der Klägerin zu 1, eine Rente von jährlich 13 500 zu zahlen 
ist. In dtem Vergleich heißt es weiter: „Frau H. verzichtet ihrerseits und als 
gesetzliche Vertreterin ihrer minderjährigen Toehtei für diese auf alle weiter¬ 
gehenden Ansprüche, die ihnen wegen des erwähnten Unfalls des Herrn H„ sei 
es gegen den sächsischen Staat, sei es gegen irgendeinen Bediensteten der Staats¬ 
eisenbahnverwaltung, zustehen oder noch erwachsen sollten“. Die Klägerinnen 
erbeben nun Anspruch auf Erhöhung der Renten auf das Fünffache, unter Vor¬ 
behalt der Mehrforderung und mit Rückwirkung vom 1. Oktober 1921 an, weil 
die Verhältnisse, die für die Bestimmung der Höhe der Renten maßgebend waren, 
sich wesentlich geändert hätten. Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. 
Gegen das Berufungeurteil, auf dessen Inhalt im übrigen Bezug genommen wird, 
habein die Klägerinnen Revision eingelegt und beantragt, das Urteil aufzuheben 
und nach ihrem in der Berufungsinstanz gestellten Antrag zu erkennen. 

Das beklagte Reich hat Zurückweisung der Revision beantragt. 

Entechei dungsgründe. 

Dem Berufungsgericht ist allerdings darin bei zupflichten, daß § 323 Abs 4 
ZPO. in der Fassung der Novelle vom 19. August 1919 (RGtBl. S. 1448) hier 
nicht unmittelbar Anwendung findet, weil es sich nicht um einen gerichtlichen, 
sondern um einen .privatschriftlichen Vergleich handelt (Urteil des Reichsgerichts 
vom 9. Januar 1922 IV 404/1921; vom 19. Januar 1922 IV 56S/1921). Die Nicht- 
airwendbarkeit der prozeßrechtlichen Vorschrift schließt aber nicht die 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922. S. 162. 
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Geltendmachung eines Ansprüche auf Abänderung des privatschriftlichen Ver¬ 
gleichs aus materiellrechtlichen Gründen aus. Die Abänderbarkeit 
eines Vergleichs ist überhaupt, mag er nun ein gerichtlicher oder ein privat- 
schriftlicher sein, nach dien Vertragsgrundsätzen dies bürgerlichen Rechts zu 
beurteilen. Die Bestimmung in § 323 Abs. 4 ZPO. stellt nur klar, daß die Eigen¬ 
schaft eines Vergleichs alö eines gerichtlichen, also als eines einem Urteil 
gleichstehenden Vollstreckungstitels, der Abänderbarkoit aus materiellrechtlichen 
Gründen nicht entgegensteht (vergl. Urteil des Reichsgerichts vom 26. Mai 1921 1 ) 
IV 27/21 in der Jur. Woch. 1921, 1080. 6 [Warn. 1921 Nr. 99], sowie die Anm. 
von Heinsheimer dazu; auch Urteil vom 26. April 1918 VII 24/13 bei Warn. 1918 
Nr. 140). 

Mit Recht verneint der Berufungsrichter, daß der Klageanspruch sich auf 
§ 779 oder auf § 119 BGB. stützen läßt. § 779 BGB. ist nicht anwendbar, well 
die Voraussetzungen für die Unwirksamkeit des Vergleichs nicht vorliegon, und 
eine Anfechtung wegen Irrtums ist nicht angängig, weil der angebliche Irrtum 
sich auf den Streit bezieht, der gerade durch den Vergleich beseitigt worden 
ist (Urteil vom 30. Oktober 1914 VII 238/14; vom 5. Mai 1916 VII 444/15; vom 
27. April 1917 VII 16/17; vom 26. April 1918 24/16 u. a. m.). Entscheidend kann 
nur sein, ob nur nach dem durch Auslegung zu ermittelnden' Vertragswillen der 
Vergleichstelle die beanspruchte Abänderung zulässig erscheint und ob sie in 
der nach Vorgleichsabschluß eingetretenen Änderung der Verhältnisse ihre Be¬ 
gründung finden kann. 

Der Vorderrichter meint dies verneinen zu sollen, weil der Vergleich vor- 
bebaltsloa abgeschlossen worden sei, sogar den ausdrücklichen Verzicht auf alle 
weitergehenden Ansprüche der Klägerinnen enthalte, und dies, obgleich zur Zeit 
des Abschlusses nicht damit zu rechnen gewesen sei, daß nunmehr unsere wirt¬ 
schaftlichen Verhältnisse eine gleichbleibenide Bewegung annehmen würden. Im 
Gegenteil hätte damals eohon jeder nur einigermaßen Kundige erkennen können, 
daiß unter den Wirkungen des bereits bekannten Inhalts des Friedenevertrags 
die wirtschaftlichen Verhältnisse Deutschlands schwer leiden würden. 

Der Revision muß zugegeben werden, daß diese Vertragsauslegung die 
Auslegungsgnmdsätze der §§ 157, 242 BGB. verletzt. Das Berufungsgericht hat 
zwar zutreffend erwogen, daß es eich letzten Endes hier um Unterhai ts- 
ren te n handelt, wenn sie auch aus dem rechtlichen Gesichtspunkt des Schaden¬ 
ersatzes auf Grund dtes Haftpflichtgesetzes gefordert wurden (vergl. § 3 Haftpfl.- 
Ges. in der Fassung des Art. 42 EG. BGB.). Aber es hat dieser Natur der Renten 
bei Auslegung des Vergleichs nicht die Beachtung geschenkt, die ihr notwendig 
zukommt Eine Unterhaltsrente bezweckt, dem Rentenempfänger die Möglichkeit 
zu gewähren, sich aus den Rentenbeträgen ein bestimmtes, dem Geldwert ent¬ 
sprechendes Maß des zum Lebensunterhalt Erforderlichen zu verschaffen. Von 
diesem still-schweigend' jeden Unterhaltsvertrag beherrschenden Parteiwillen aus 
erfolgt die vertragliche Festsetzung dies Geldbetrags der Rente. Indem Geldwert 
driickti eich also das Maß dessen aus, was dem Berechtigten an Lebensunterhalt 
gewährt werden soll (vergl. Urteil des Reichsgerichts vom 26. Mai 1921 1 ) IV 27/21 
bei Warn. 1921 Nr. 99; vom 9. Januar 1922 IV 404/21). Man kann dies auch so 
ausdrlickeu: dem Unterhaltsrentenvertrag wohnt regelmäßig die clausula rebus 
sic stantibus stillschweigend inne. Ändert sich nachträglich der Geldwert derart, 
daß es dem Rentenempfänger auch nicht annähernd mehr möglich ist, aus der 
festgesetzten Rentensumme sich das bestimmte Maß des zum Unterhalt Notwendigen 


l ) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922 S. 462. 
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anzuechaffen, so wird durch Zahlung einer gleich-bleibenden Rente das nicht mehr 
erfüllt, was die Parteien gewollt haben. 

Daraus, daß der Vergleich keinen Vorbehalt auf Erhöhung der Renten für 
den Fall weiterer Geldentwertung enthielt, kann daher nicht, wie der Vorder¬ 
richter meint, geschlossen werden, daß der Wille der Vergleichsteile dahin ge¬ 
gangen sei, es solle unabänderlich bei der festgesetzten Kentens um me verbleiben. 
Ee hätte vielmehr gerade umgekehrt in den Vergleich eine Klausel aufgenommen 
werden müssen, daß unter allen Umständen der Nennbetrag der Geldrente un¬ 
verändert bleiben solle. Das ist aber nicht geschehen. Auf den im Vergleich 
enthaltenen Verzicht der Klägerinnen kann das beklagte Reich sich in dieser 
Hinsicht nicht mit Erfolg berufen. Denn der Verzicht kann nicht anders ver¬ 
standen werden, als dahin, daß die Klägerinnen auf ein höheres Maß von Unter¬ 
halt, als es dem damaligen Geldwert der zuigebilligten Rente entsprach, keinen 
weiteren Anspruch erheben wollten. Das tun eie aber auch jetzt nicht, sondern 
eie begehren nur eine Geldrente, die ausreicht, um sie in die Möglichkeit zu ver¬ 
setzen, sich den gleichen Lebensunterhalt zu verschaffen, den sie sich damals 
— zur Zeit des Vergleicheabschlusaes — mit der festgesetzten Geldrente ver¬ 
schaffen konnten. 

Anders wäre der Vergleich nur dann auszulegen, wenn die Vertragsparteiein 
bei Abschluß des Vergleichs schon mit der nachher eingetretenen Geldentwertung 
gerechnet hätten oder diese Geldentwertung damals voraussehbar wäre. Dann 
hätte man einen Vorbehalt auf Erhöhung der Rente für den Fall weiteren erheb¬ 
lichen Fortschreitend der Geldentwertung erwarten müssen, und aus seinem 
Fehlen könnte der Schluß sich rechtfertigen lassen, daß nach stillschweigendem 
beiderseitigen Parteiwillen die Rente trotz fortschreitender Geldentwertung 
summenmäßig gleichbleiben sollte. Nun hat zwar der Voiderrichier festgestellt, 
daß zur Zeit des Vergleichsabschluasee bereits der Inhalt des künftigen Friedens- 
Vertrags bekantait gewesen sei, und als Erfahrungsaatz ausgesprochen, für jeden 
einigermaßen Kundigen sei damals schon erkennbar gewesen, daß unter den 
Wirfning des Friodbnevertrajgs die wirtschaftlichen Verhältnisse Deutschlands 
schwer Ieidien würden. Das mag bis zu einem gewissen Grade richtig sein, aber 
daß ein solcher Umsturz aller wirtschaftlichen Verhältnisse und eine solche 
Geldentwertung eintreten würde, wie ee in der Folge geschehen und deren Ende 
auch heute noch nicht abzusehen ist, hat damals niemand vorausgesehen und 
voraussehen können. So wie die wirtschaftlichen Verhältnisse mindestens seit 
dem 1. Oktober 1921, dem Zeitpunkt, von dem ab die Klägerinnen die Renten- 
erhöbung verlangen, sich zu ihrem Nachteil geändert haben, kann Khanen ohne 
Verstoß gegen den Vertragszweck und gegen Treu und Glauben nicht zugemutet 
werden, daß sie sich noch mit der vereinbarten Geldrente begnügen sollten, 
obwohl diese, während sie zur Zeit ihrer Festsetzung ihnen ein verhältnismäßig 
reichliches Auskommen gewährleistete und gewährleisten sollte, längst schon 
nicht mehr auch nur annähernd zum Lebensunterhalt auereicht und heute nicht ein¬ 
mal genügt, um auch nur die allernotwendigsten Lebensbedürfnieee der Kläge¬ 
rinnen befriedigen zu können. 

Der Klageamspruch war daher unter Aufhebung des Berufsurteils und in 
Abänderung des erstinstanzlichen Urteils dem Grunde nach für gerechtfertigt zu 
erklären, da es weiterer tatsächlicher Feststellungen nicht mehr bedarf. Zwecks 
Verhandlung und Entscheidung über den Betrag des Anspruchs mußte die Zurtick¬ 
verweisung der Sache, und zwar gemäß § 538 Nr. 3 ZPO. an das Landgericht, 
erfolgen. 
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Frachtrecht. Haftpflicht. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, L Zivilsenats, vom 4. Oktober 1922. 

Haftung der Eisenbahn bei verschuldeter Ablieferung von Gut an einen Unberechtigten. 

Aus den Gründen. 

Die rechtliche Würdigung der Sach© ergäbt folgendes: Es kann 
dahingestellt bleiben, ob die vom Berufungsgericht vertretene Auffassung, 
daß „hinsichtlich der beiden restlichen Waggons die Eisenbahn ihren 
Gewahrsam noch nicht aufgegeben gehabt habe“, dem Gesetz entspricht. 
(Vgl. die Entscheidung des erkennenden Senats vom 28. Mai 1921 1 ) — 
RGZ. Bd. 102, S. 206 ff.). Die angefochtene Entscheidung stellt sich aus 
einem anderen Grunde als richtig dar: Es ist davon auszugehen, daß zu der 
Zeit, als nach den Feststellungen des Vorderrichters der Lademeister St. 
dem Zeugen T. die Entladung des strittigen Waggons versehent¬ 
lich und gegen 1 die Vorschrift freigab, der Beklagte aus dem 
amt der Klägerin geschlossenen Verwahrungsvertrag haftete. 
Vgl. die angeführte Entscheidung RGZ. Bd. 102, S. 207 und 208. Denn 
diese Freigebung hat sich nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme in 
der Weise vollzogen, daß der Lademeister St. dem Zeugen T. ohne 
Vorlegungdes Frachtbriefs erlaubte, einen gewissen H. aus A. 
die Entladung des fraglichen Waggons vornehmen zu lassen. Diese 
Handlungsweise des Ladeaneisters St. stellt ein grobes Verschulden 
■dar, und der Eiöenbahnfiskus haftet für ein grobes Verschulden seiner 
Beamten und Angestellten. 

Würdigt man das Gesamtvorbringen der Klägerin und alle von ihr 
angeführten tatsächlichen Gesichtspunkte — schon in der Klageschrift 
wird hervorgehoben, das Holz sei von einem Unberechtigten abgefahren 
worden —, so ergibt sich, daß nicht etwa bloß auf Grund des Fracht- son¬ 
dern auch des Verwatorungisvertrags die Klage erhoben worden ist. Eine 
Klageänderung kommt also nicht in, Frage; gemäß § 563 ZPO. war 
deshalb die Revision z u rück z uw eisen. 


Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 18. Oktober 1922 in Sachen 
des Viehhändlers D. zu B. O/S., Klägers und Revisionsklägers, wider den Reichs¬ 
eisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in B., Beklagte und 

Revisionsbeklagte. 

Beschlagnahme einer Sendung Vieh infolge Ausfuhrverbots, keine Haftung der Eisenbahn. 

Tatbestand : 

Der Kläger hat am 30. Januar 1919 35 Ziegen, die er zum Gesamt- 
preise von 10 300 <M aufgekauft haben will, auf der im Kreise N. beloge¬ 
nen Bahnstation Fr.-G. nach B. verladen. Zwanzig Minuten, bevor der 
Wagen abrollen sollte, wurden im Auftrag des Landrats in N. die Ziegen 
durch den Wachthabenden der Bahnhofswache in Fr.-G. beschlagnahmt, 
weil die Ausfuhr von Ziegen aus dem Landkreis N. durch ein am 
31. Oktober 1917 erlassenes, im Oktober 1918 erneuertes Ausfuhrverbot 
des Landrats in N. verboten war. Die Ziegen sind versteigert; der Erlös 
in Höhe von etwa 2100 cM, ist dem Kreiskommunal verband in N. für ver¬ 
fallen erklärt worden. 

1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921 S. 999. 
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Der Kläger macht den Beklagten für den ihm erwachsenen Schaden 
verantwortlich, weil der Bahnhofsvorsteher E. in Fr.-G. auf Befragen 
über ein im Kreis N. bestehendes Ausfuhrverbot von Ziegen ihm am 
Tag vor der Versendung erklärt habe, ein Ausfuhrverbot bestehe nicht, 
da es ihm sonst bekannt sein müsse, und weil der Beklagte es unter¬ 
lassen habe, gegen die Beschlagnahme vorzugehen, obwohl erfahrungs¬ 
gemäß eine Behörde gegenüber der anderen größeren Einfluß besitze 
und eher Erfolg zu haben pflege, als der Kläger als Privatmann hätte 
erhoffen dürfen. 

Der Beklagte lehnt die Schadenersatzpflicht ab. Nach seiner Be¬ 
hauptung hat die Erklärung des Bahnhofsvorstehers gelautet, weder vom 
Landrat noch von der Vorgesetzten Behörde sei ein Ausfuhrverbot bekannt¬ 
gegeben, ihm sei ein Ausfuhrverbot nicht bekannt. Die von E. abgegebene 
Erklärung, die übrigens nur als eine Privatauskunft und nicht als eine 
dienstliche Handlung anzusehen sei, enthalte weder eine wissentlich noch 
fahrlässig falsch erteilte Auskunft. Das Ausfuhrverbot sei allerdings 
im N. Kreisblatt vom 10. Oktober 1918 veröffentlicht worden, doch gehe 
das Kreisblatt weder der Eisenbahndirektion in B. noch den ihr unter¬ 
stellten Dienststellen zu; das Ausfuhrverbot sei von der maßgebenden 
Stelle, wie der Kläger nicht bestritten hat, der Eisenbahndirektion nicht 
besonders mitgeteilt und infolgedessen auch von dieser den beteiligten 
Dienststellen nicht bekanntgegeben worden. 

Au9 den En techeidungsgründen : 

Das Rechtsmittel konnte keinen Erfolg haben. 

I. Soweit der Schadensersatzanspruch auf die angeblich falsche 
Auskunft des Bahnhofsvorstehers in Fr.-G. gestützt wird, kann eich ein 
solcher gemäß §. 676 BGB. nur aus einem Vertragsverhältnis der Par¬ 
teien oder aus einer unerlaubten Handlung des Bahnhofsvorstehers oder 
des Beklagten selbst ergeben. Beides wird mit Recht vom Berufungs¬ 
richter verneint Auch die Bestimmung des § 458 HGB. und des § 5 EVO., 
wonach die Eisenbahn für ihre Leute und für andere Personen, deren sie 
sich bei Ausführung der Beförderung bedient, haftet kommt nicht in 
Frage, weil sich diese Haftpflicht nicht auf Handlungen erstreckt, die 
vor Abschluß des Frachtvertrags liegen und ebenso wenig auf selb¬ 
ständige Handlungen und eigenmächtige Verpflichtungen, welche die 
Leute der Eisenbahn neben dem Frachtvertrag oder außerhalb desselben 
dem Absender gegenüber direkt übernommen haben. § 839 BGB. und die 
die Haftung des Beklagten nach dem preußischen Gesetz über die Haftung 
des Staats usw. vom 1. August 1909 (GS. S. 691) und dem Reichsgesetz 
über die Haftung des Reichs usw. vom 22. Mai 1910 (RGBl. S. 798) be¬ 
gründenden Bestimmungen finden keine Anwendung, da seiltöt, wenn die 
Auskunft des Bahnhofsvorstehers E. nicht als private Mitteilung, wie 
der Berufungsrichter mit Recht angenommen hat, sondern als Amtshand¬ 
lung anzusehen wäre, E. jedenfalls nicht als Staatsbeamter in Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt handelte. Denn beim Eisen¬ 
bahnbetrieb handelt es sich nicht um die Ausübung von Hoheitsreohten, 
sondern um eine in das Gebiet des Privatrechts fallende Tätigkeit des 
Staats. 

II. Soweit der Kläger jedoch seinen Anspruch auf § 456 BGB. und 
§ 84 EVO. stützt, steht ihm die Feststellung des Berufungsrichters ent¬ 
gegen, daß der Kläger bei Abschluß des Frachtvertrags das Bestehen 
des Ausfuhrverbots gekannt hat. Der Berufungsrichter führt in dieser 
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Beziehung aus, daß der Kläger den Bahnhofsvorsteher nur deshalb ge¬ 
fragt hat, um sich nachher als gutgläubig hinzustellen. 

Hat der Kläger das Ausfuhrverbot gekannt, so ist der durch die 
Beschlagnahme und die Versteigerung der Ziegen herbeigeftihrte Ver¬ 
lust des Frachtguts in erster Linie durch das Verschulden des Klägers 
selbst herbeigeführt. Der Umstand, daß der Schaden hätte vermieden 
werden können, wenn die Eisenbahndirektion sich über die in ihrem Be¬ 
zirk bestehenden Ausfuhrverbote unterrichtet und die ihr unterstehenden 
GüterabfertigungssteSlen angewiesen hätte, die Beförderung von Gütern, 
für die ein Ausfuhrverbot bestand, zu verweigern, tritt dem überwiegen¬ 
den Verschulden des Klägers gegenüber völlig in den Hintergrund. Denn 
bei der großen Mannigfaltigkeit und Vielgestaltigkeit der kriegswirt¬ 
schaftlichen Maßnahmen der Kommunalverbände, namentlich auch der 
von ihnen erlassenen Ausfuhrverbote, war es, wie der Berufungsrichter 
zutreffend aus führt, praktisch kaum durchführbar, daß sich die Eisen¬ 
bahndirektion in B. über die unzähligen Verordnungen dauernd unter¬ 
richtete und die ihr unterstellten Güterabfertigungsstellen mit ent¬ 
sprechenden Anweisungen versah. Sollte die Eisenbahn dazu mitwirken, 
daß die Ausfuhrverbote durchgeführt wurden, so hätten ihr amtlich diese 
Ausfuhrverbote mitgeteilt werden müssen, wa9 im vorliegenden Fall 
unbestrittenermaßen unterblieben ist. Vollends brauchte der Bahnhofs¬ 
vorsteher, der die Anfrage des Klägers als eine private auffassen durfte, 
sich nicht über das Bestehen eines Ausfuhrverbots vor Erteilung der 
Auskunft zu unterrichten. Er konnte davon ausgehen, daß sich der 
Kläger, wenn er Gewißheit über etwaige Ausfuhrver¬ 
bote erlangen wollte, an den Landrat in N. wenden 
werde. Der Revisionsangriff, daß der § 254 BGB. verletzt sei, trifft 
hiernach nicht zu. 


Kostbarkeiten. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 8. November 1922 in Sachen des 
Reichseisenbahnäskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion K., Beklagten, 
RevisionsklAgers, wider die oberrheinische Versicherungsgesellschaft A.-G., 

Klägerin, Revisionsbeklagte. 

Volle Haftung der Eisenbahn für eine Sendung Seidenwaren. RechtswirfcsamkeIt der Aus- 

fUhrungsbeetimmung zu § 89 0 E.-V.-0. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

Die Einwendung des Beklagten, daß Kostbarkeit sohon um deswillen anzu- 
nehnaen sei, weil die Vereenderin den Wert der Ware im Frachtbrief auf über 
150 <-H für das Kilogramm angegeben hatte, ist nicht stichhaltig. Durch diese 
Angabe ist kein Anerkenntnis oder vertragliche Bindung der Absenderin dahin 
erfolgt, daß Kostbarkeiten in dem Frachtstück enthalten seien. Diese Erklärung 
bedeutet nicht mehr und nicht weniger als die Erfüllung einer von der Eisenbahn 
aufgestcllten tarifmäßigen Vorschrift; einen weiteren Vertragswillem enthält sie 
nicht. Die Frage, ob der Wert der Sendung z. Zt. der Aufgabe im Vergleich 
mit ihrem Umfang und Gewicht ein derart außergewöhnlich hoher war, daß Kost¬ 
barkeit im Sinne des § 54 EVO. angenommen werden konnte, muß verneint wer¬ 
den. Eine Kostbarkeit im Sinni der EVO. lag nicht vor. Der Ausspruch dte Land¬ 
gerichts, durch den der Klageanspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
wurde-, ist daher zu Recht ergangen. Die Revision war demgemäß als unbegründet 
zurückzuweisen. 
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Frachtrecht. Haftpflicht 


Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 11. November 1922 in Sachen 
des Reichseisenbahnfiakus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in F., Beklag¬ 
ten und Revisionsklägers, wider die Süddeutsche Transportversicherungsgesell¬ 
schaft in F., Klägerin und Revisionsbeklagte. 

Haftbefrelung der Eisenbahn bei mangelhafter Verpackung von Qnt Diebstahlsgefahr. 

Aus den Gründen: 

Das Berufungsgericht hat die Haftbefreiung des Be¬ 
klagten, insoweit sie aus der mangelhaften Ver¬ 
packung des Guts hergeleitet wird, zu Unrecht ver¬ 
neint. In dieser Hinsicht vermißt es eine Darlegung der Möglichkeit, 
daß gerade die Mängel der Papierverpackung die Ursache für einen Dieb¬ 
stahl an der Sendung gewesen seien. Eine Verpackung von Tuchballen 
in Packleinen werde, so führt der Vorderrichter aus, allgemein als ge¬ 
nügend angesehen und sei vom Beklagten selbst in anderen Rechtsstreitig¬ 
keiten für ausreichend erachtet worden. Bei der hiernach ordnungs¬ 
mäßigen Verpackung in Packleinen bestehe nicht minder als bei der Ver¬ 
packung in Papier die Möglichkeit, daß Diebe durch Abtasten den Inhalt 
des Ballens zu ergründen vermöchten. Diese Gefahr sei daher nicht der 
Papierverpackung eigentümlich. Der Beklagte habe also nicht die Mög¬ 
lichkeit dtargetan, daß gerade die Mängel einer Papierverpackung den 
Verlust der Sendung durch Diebstahl herbeigeführt hätten. 

Diese Ausführungen sind nicht frei von Rechtsirrtum. Für die Ver¬ 
packung von Expreßgut gilt die Ausführungsbestimmung 5 zu § 40 EVO., 
die im wesentlichen dem vom Berufungsgericht angewendeten § 62 EVO. 
entspricht. Sie lautet: 

Gegenstände, die ihrer Natur nach zum Schutz gegen Verlust 
oder Beschädigung bei der Beförderung einer Verpackung bedürfen, 
aber unverpackt oder mangelhaft verpackt sind, können zurück¬ 
gewiesen werden. Sie werden angenommen, wenn sie sich nach 
dem Ermessen des abfertigenden Beamten zur Beförderung eignen. 
In diesem Fall hat der Absender die fehlende oder mangelhafte 
Verpackung schriftlich enzuerkennen. 

Danach ist dem abfertigenden Beamten die Entscheidung über die 
Frage eingeräumt, ob eine Verpackung den Anforderungen des Eisen¬ 
bahnbetriebs genügt. Hält er die Verpackung für unzulänglich, so kann 
er dennoch das Gut zur Beförderung annehmen, vennder Absender 
die mangelhafte Verpackung schriftlich anerkennt. 
Ein solches Anerkenntnis entspricht dem § 459 Abs. 1 Nr. 2 HGB. und 
dem § 86 Abs. 1 Nr. 2 EVO., wonach die Eisenbahn bei Gütern, die ihrer 
Natur nach eine Verpackung zum Schutz gegen Verlust, Minderung oder 
Beschädigung während der Beförderung erfordern, trotzdem aber nach 
Erklärung des Absenders im Frachtbrief unverpackt oder mit mangel¬ 
hafter Verpackung zur Beförderung aufgegeben sind, nicht für den 
Schaden haftet, der aus der mit dem Mangel oder mit der mangelhaften 
Beschaffenheit der Verpackung verbundenen Gefahr entsteht Der 
Frachtbrief wird bei der Beförderung von Expreßgut durch die Paket¬ 
karte ersetzt (Ausführungsbestimmung 2 zu § 40 EVO.). Die Erklärung 
des Absenders in der Paketkarte, daß das Gut unverpackt oder mangelhaft 
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verpackt aufgeliefert sei, ist daher eine genügende Unterlage für die 
Anwendung des § 459 Nr. 1 Ab». 2 HGB., § 86 Abs. 1 Nr. 2 EVO. 

Darüber, wann ein Gut als mangelhaft verpackt anzusehen ist, hat 
die Eisenbahn nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung der Eisen¬ 
bahnverhältnisse, insbesondere der dem Eisenbahnbetrieb eigentümlichen 
Gefahren, zu entscheiden. Der Auffassung des Handels und der sonstigen 
Verkehrskreise kommt keine ausschlaggebende Bedeutung zu, und es 
steht nichts dem entgegen, daß die Eisenbahn in Zeiten unsicherer Ver¬ 
kehrsverhältnisse höhere Anforderungen an die Verpackung stellt, als 
sie es in früheren Zeiten, da noch bessere Ordnung im Betrieb herrschte, 
getan hat. Von diesem Standpunkt aus erscheint es durchaus billig 
und zulässig, daß die Eisenbahn bei der seit dem Krieg und 
der Staatsumwälzung hervorgetretenen Unzuverlässigkeit einer großen 
Zahl der Bahnangestellten, bei der gesunkenen Volksmoral und der ge¬ 
steigerten Neigung zu Diebstählen eineVerpackungwert voller 
Tuche in Packpapier nicht mehr als ordnungsmäßig 
a n s i e h t, auch wenn sie damit zu der Auffassung der Handelskreise in 
Widerspruch tritt und in früherer Zeit sich mit einer Verpackung in 
Packpapier oder Plackleinen begnügt hat Das Berufungsgericht irrt 
daher, wenn es die Verpackung von Tuchen in Packpapier deshalb als 
ordnungsmäßig ansieht, weil die Bahn in anderen Fällen die Verpackung 
in Packleinen für ausreichend erachtet hat, und die Diebstahlsgefahr bei 
einer Leinenverpaokung nicht geringer einzuschätzen sei, als bei einer 
Papierverpackung. Im Gegenteil muß, wie die Revision zutreffend aus- 
führt, das von der Absenderin in der Paketkarte abge¬ 
gebene Anerkenntnis der mangelhaften Verpackung 
für voll wirksam erachtet werden, und es bedarf keiner 
Stellungnahme zu der Frage, ob es als unbillig zu bezeichnen wäre, wenn 
die Eisenbahn unter den gegenwärtigen Betriebsverhältnissen auch eine 
Verpackung von Tuchballen in Leinen als mangelhaft ansehen würde. 

Daß zu den Gefahren, die miteiner mangelhaften 
Beschaffenheit derVerpackung verbunden sind, auch 
die Diebstahlagefahr gehört, ist in der Recht¬ 
sprechung des Reichsoberhandelsgerichts und des 
Reichsgerichts anerkannt (ROHG. Bd. 6 S. 175, RG.-Urt. vom 
6. Mai 1922 I 395/21 i. Recht 1922 Nr. 1283). Es greift daher der Abs. 2 
des § 459 HGB., § 86 EVO. Platz, wonach bei einem Schaden, der den 
Umständen nach aus einer der in Abs. 1 bezeichneten Gefahren entstehen 
konnte, die Vermutung gilt, daß er aus der Gefahr entstanden sei. Daß 
im vorliegenden Fall der Verlust des Guts a.uf einen Diebstahl zurück¬ 
zuführen ist, ist, wie auch das Berufungsgericht nicht verkennt, höchst 
wahrscheinlich. Es sind auch keine Umstände ersichtlich, die dagegen 
sprächen, daß der Diebstahl durch die Papierverpaokung, die unzweifel¬ 
haft die Feststellung des Inhalts der Ballen erleichterte, begünstigt 
worden ist. 

Danach sind d i e Vo raus se t zun gen für die Haft¬ 
befreiung der Bahn erfüllt. Unter Aufhebung der 
Vorentscheidungen lat die Klage abzuweisen und die 
Klägerin gemäß § 91 ZPO. mit den Kosten des Rechtsstreits zu belasten. 
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Frachtrecht. Abfertigungsdienst. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 11. November 1922 in Sachen 
des Reichseisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in St., Be¬ 
klagten, Rervisknuaklägers, widler das Dampfeägewerk D. in' D., Klägerin, 

RevLsLonöbeklagte. 

Abfertigung eines Frachtbriefs mit als fehlerhaft erkannter Bestimmungsstation grobe 

Fahrlässigkeit 

Entscheidungsgrtinde. 

Das Landgericht hatte die Klage abgewiesen und entsprechend der 
Widerklage jede Ersatzpflicht wegen Verzögerung in dem Transport 
der Sendung auf Grund des § 57 EVO. verneint, wonach der Absender 
alle Folgen aus unrichtigen und ungenügenden Eintragungen im Fracht¬ 
brief zu tragen hat. In dem Frachtbrief vom 20. April 1920 war vom 
Absender der Wohnsitz des Adressaten Diedersdorf statt Dietersdorf 
und auch ebenso die Bestimmungsstation Diedersdorf statt Dietersdorf 
unrichtig oder ungenau geschrieben, dabei aber zum Wohnsitz die Woh¬ 
nung hinzugesetzt: Kr. Dramburg i./Pom. Das Landgericht nahm an, 
daß durch diese unrichtige Schreibweise — d statt t — die Verzögerung 
allein verursacht sei, weil daraufhin die Sendung nach einer in der Nähe 
von Frankfurt a. 0. liegenden Station der Oderbahn, Diedersdorf, geleitet 
und in Frankfurt a.'O. auf dem Giiterbahnhof den größten Teil der Zeit 
bis zur Ankunft in Dietersdorf stehen geblieben sei. Daß der Waggon 
den größten Teil dieser Zeit in Frankfurt a. O. gestanden hat, ist un¬ 
streitig. Auch ist nicht streitig, daß hier dem Waggon die Bezettelung 
fehlte, daß ferner auch der Frachtbrief davon getrennt weitergegangen 
sein muß, denn dieser trägt den Stempel Stettin vom 27. April 1920. Erst 
nachdem Klägerin als Empfängerin der Sendung mit Schreiben vom 
13. Mai 1920 das Nichteintreffen in Dietersdorf an das Eisenbahnverkehrs¬ 
amt in Stargard, allerdings unter falscher Angabe der Waggonnummer 
(64 639 statt 44639) angezeigt hatte und Nachforschungen angestellt 
waren, wurde der Waggon von Frankfurt a. 0. nach Dietersdorf weiter¬ 
geleitet, wo er am 2. Juni 1920 ankam. Das Oberlandesgericht erblickt 
in der unrichtigen Schreibweise des Wohnsitzes des Adressaten und in 
der Bestimmungsstation mit eine geringere Mitursaohe der eingetretenen 
Verzögerung, die überwiegende Ursache aber in einem Verschulden der 
Eisenbahn und legt deshalb die Eratzpflicht für den vollen Verzögerungs¬ 
schaden zu -/■> dem Beklagten auf. Es führt hierzu aus: Infolge der 
unrichtigen Schreibweise des Bestimmungsortes Dietersdorf sei es ge¬ 
kommen, daß der Waggon nach Diedersdorf, einer Station an der Oder¬ 
bahn geleitet sei. Andererseits sei aber fürdie Annahme- 
und Abfertigungsstelle in Northeim aus dem Fracht¬ 
brief ohne weiteres zu ersehen gewesen, daß die Be¬ 
stimmungsstation nicht nach dem Oderbruch (Station 
Diedersdorf), sondern nach einem Ort gleicher Be¬ 
zeichnung, aber mit t geschrieben, im Kreis Dram¬ 
burg i. Pom. gehen sollte. Zwar stehe letzteres nur als Zusatz 
zum Wohnsitz des Empfängers, bei sorgfältiger Prüfung sei 
aber erkennbar gewesen, daß der Buchstabe d ein 
Schreibfehler sei. Entsprechend habe denn auch die Güter¬ 
abfertigungsstelle in Northeim auf den Frachtbrief geschrieben: Abge- 
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fertigt nach Dieteredorf und den Leitweg dahin hinzugefügt Da der 
Schreibfehler des Absenders erkannt sei, hätte die Sendung nicht ohne 
weiteres abgefertigt werden dürfen und sie wäre dann nicht mit dem 
irreführenden Frachtbrief abgegangen. Ein weiteres Verschulden liege 
darin, daß nicht für eine ordnungsmäßige Bezettelung nach Dietersdorf 
gesorgt sei. Die Revision bekämpft diese Beurteilung. Im Ergebnis ist 
aber dem Oberlandesgericht zuzustim-men. Grundsätzlich ist es Ver¬ 
tragspflicht der Eisenbahn, die Ausführbarkeit der Beförderung mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers zu prüfen. In der Hauptsache 
wird sich, und insoweit ist der Revision recht zu geben, diese Prüfungs¬ 
pflicht darauf zu beschränken haben, ob der Frachtbrief formell in Ord¬ 
nung ist. Anders ist es aber, wenn der Annahmeheamte Mängel des 
Frachtbriefs erkennt, und das war hier der Fall, indem der Annahme- 
beamte, wie sein Vermerk oben am Kopf des Frachtbriefs ergibt, wo er 
den Schreibfehler des Bestimmungsortes richtigstellte, wußte, daß der 
Absender sich im Frachtbrief nur verschrieben hatte. Wenn er, ohne 
nun die Richtigstellung durch den Absender auch erst zu veranlassen, 
gleichwohl durch Annahme der Sendung und des mangelhaften Fracht¬ 
briefs den Vertrag abschloß, so verletzte er schuldhaft die Vertragspflicht 
der Eisenbahn, und die letztere kann eich insoweit nicht mehr auf § 57 EV0. 
wegen des Schreibfehlers, der dem Absender zur Last fällt, berufen. 
Jedenfalls ist es nicht rechtsirrtümlich, wenn mit Rücksicht hierauf das 
Oberlandesgericht diese Handlungsweise als */* Ursache der eingetretenen 
Verzögerung gemäß § 254 BGB. bewertet hat. Auf die nicht vorhanden 
gewesene Bezettelung kommt es hiernach nicht mehr an. Zu einer Haft¬ 
pflicht für den vollen Verzögerungsschaden reicht allerdings einfaches 
Verschulden nicht aus, und dias hat das Oberlandesgericht übersehen. Für 
vollen Verzögerungsschaden haftet die Eisenbahn nach § 466 HGB., 
§ 95 EVO. nur, wenn die schuldhafte Verletzung der Vertragspflicht des 
Annahme- und Abfertigungsbeamten eine grobe Fahrlässigkeit darstellt. 
Diese Voraussetzung erachtet aber das Reichsgericht für gegeben, so daß 
es dieserbalb die Sache nicht zurückzuverweisen brauchte. Daß die 
Mangelhaftigkeit des Frachtbriefs in dem Punkt der Schreibweise des 
Bestimmungsortes die Ursache der langen Verzögerung war, macht Be¬ 
klagter selbst geltend. Einer weiteren Aufklärung bedarf es also hier¬ 
über nicht. 


Frachtrecht. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 20. Dezember 1922 in Sachen 
des Reichseisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in B., Be¬ 
klagten und Revisioneklägers, wider 1. die Firma C. B. in B., Klägerin und 
Revisionsbeklagte, 2. die Firma B. D. in B., Nebenintervenientin. 

Anwendung des § 90 EVO. bei Aufhebung der Lieferfristen. Ersatzansprüche des Empfangs¬ 
berechtigten. 

Aus den Entscheidungsgründen. 

AVie das angcfochtene Urteil zutreffend annimmt, ist der § 90 EVO. nicht 
deshalb gegenstandslos geworden, weil durch die Bekanntmachung des Reichs¬ 
eisenbahnamte vom 10. August 1914 die Lieferfristen des § 75 EVO. außer Kraft 
gesetzt worden sind. Der erkennende Senat hat bereits früher — RßZ. Bd. 99, 
S. 19 — ausgesprochen, daß es bestimmte Lieferfristen nicht mehr gibt. 
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Dajnit wurde anerkannt, daß durch jene Bekanntmachung lediglich die starren 
Lieferfristen der EVO. vorläufig ibeeeitigt worden, an ihre Stelle aber gemäß 
SS 454, 428 Abs. I HGB. angemessene Lieferfristen getreten sind, die gegebenen¬ 
falls der Richter feetzuaetzen hat Denn diese „angemessenen Lieferfristen“ 
konnten nach §§ 471 Abs. I und 466 Abs. I HGB. durch die mehrgenannte Be¬ 
kanntmachung überhaupt nicht beseitigt werden. Die Pflicht der Bahn, 
binnen angemessener Frist zu liefern, entspricht dem 
rechtliohen Interesse aller am Frachtgeschäft Betei¬ 
ligten; ohne sie kann der öiffentliche Güterverkehr 
nicht bestehen. Das gleiche gilt aber auch von der Befug¬ 
nis de© zum Empfang Berechtigten, auf die Annahme des 
Guts zu verzichten und statt dessen Ersatz zu verlangen, 
wenn nach Ablauf der Lieferfrist die Bahn längere Zeit 
das Gut nicht zur Stelle zu bringen vermag. In solchen Fällen 
muß der Empfangsberechtigte endlich klare Verhältnisse schaffen können. Dieses 
Bedürfnis besteht nach Abschaffung der starren Lieferfristen fort. Daraus folgt, 
daß die Frist des S 90 sich nunmehr an die angemessene Lieferfrist anschließt. 
Die Entscheidung des erkennenden Senats vom 19. Juni 1922 — RGZ. Bd. 104, 
S. 415 —, nach welcher die wesentlichste Voraussetzung des § 94 Abs. II EVO. 
mit der Außerkraftsetzung der starren Lieferfristen des § 75 a. a. 0. weggefallen 
ist, steht der fortdauernden Geltung des § 90 nicht entgegen. Denn für die im 
S 94 Abs. II EVO. genau nach der Zahl der Tage der Verzögerung festgesetzten 
Entschädigungssätze bildeten Lieferfristen von festumgrenzter Dauer 
ein notwendiges Erfordernis — RGZ. Bd. 104, S. 416 —, für den allgemeinen 
Entschädigungsanspruch aus § 90 a. a. 0. aber ist eine nach der £ahl der Tage 
ein für allemal genau festgestellte Lieferfrist nicht wesentlich. 

War also im vorliegenden Fall, wie die Revision nicht in Abrede stellt, 
in den ersten Februartagen des Jahres 1920 die angemessene Lieferfrist abge¬ 
laufen, so wurde damals die 30tägige Frist des § 90 EVO. in Lauf gesetzt- Als 
die empfangsberechtigte Klägerin dem Beklagten erklärte, daß sie den Wagen 
als verloren betrachte, nämlich am 18. März 1920, war demnach auch die Frist 
des § 90 abgelaufen und die Erklärung rechtswirksam. 

Nun wendet die Revision ein, die Bahn sei nachträglich von der Entschädi¬ 
gungspflicht dadurch frei geworden, daß sie das Gut vor der Zahlung der Ent¬ 
schädigung wieder aufgefunden und der Klägerin Angeboten habe. Dieser Ein¬ 
wand ist unbegründet, weil die Erklärung gemäß § 90 EVO. nach dem Wortlaut 
und Zweck dieser Vorschrift die Rechtsverhältnisse aus dem Frachtvertrag end¬ 
gültig regelt. 

Während es nämlich im § 64 Abs. 4 des ehemaligen Betriebsreglements für 
die Elisenbahnen Deutschlands vom 11. Mai 1874 heißt: „Ale in Verlust geraten 
ist das Gut erst 4 Wochen nach Ablauf der Lieferfrist zu betrachten“, sagt 
§ 90 EVO.: „Der zum Empfang Berechtigte kann das Gut ohne weiteren Nachweis 
als verloren betrachten, wenn es nicht spätestens am 30. Tage nach Ablauf der 
Lieferfrist abgeliefert werden kann“. Diese Bestimmung gibt nicht der Bahn, 
sondern nur dem Empfangsberechtigten eine Befugnis; sie räumt ihm die Rechts¬ 
stellung dessen, dem ein Gut in V er 1 u s t geraten ist. dadurch ein, daß er 
gemäß SS 84 und 88 EVO. statt des Guts Ersatz von der Eisenbahn verlangen 
kann. Dem S 90 liegt die wirtschaftliche Erwägung zugrunde, daß der Empfänger 
nach Ablauf einer gewissen Frist in der Lage sein muß, ©ich zu entscheiden, 
ob er sich zum Ersatz des bisher nicht gelieferten Frachtguts anderweit ein¬ 
decken soll oder nicht. Dieser Zweck der Vorschrift würde verfehlt, wenn es 
nach der Entscheidung de© Empfangsberechtigten der Bahn noch frei stünde, die 
später aufgefundene Ware statt der Ersatzleistung anzubieten. 

34* 
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Wenn die Revision aus § 91 EVO. den Schluß ziehen will, daß ungeachtet 
der Erklärung des Empfangsberechtigten die Pflicht der Bahn an sich auf Zahlung 
der Entschädigung oder auf Auslieferung des Guts gerichtet eei, so daß sie 
die Auslieferung, wenn das Gut nach der Erklärung, aber vor der Zahlung auf¬ 
gefunden werde, immer noch anbieten könne, so vermag der Senat dem nicht 
beizutreten. Allerdings werden im Sinn des § 202 BGB. zwei 
Leistungen, die Entschädigung oder das Gut, an der Weise 
geschuldet, daß nur die eine oder die andere zu bewirken 
ist, aber das Wahlrecht steht nach dem klaren Wortlaut und 
dem Zweck des § 90 EVO. nichtdem Schuldner zu, sonderndem 
Gläubiger. 

Das Gesetz geht ja, wie vorhin schon angedeutet worden ist, von dem 
Gedanken aus, daß eine zu weitgehende Verspätung in der Auslieferung das Gut 
manchmal vollkommen entwertet, wue gerade der vorliegende Fall deutlich 
beweist. In solchen Fällen soll der Empfangsberechtigte in der Lage sein, das 
Gut als verloren zu betrachten und deshalb aus §§ 84 und 88 EVO. einen 
Ersatzanspruch geltend zu machen, gegen welchen die Eisenbahn nicht einwenden 
kann», das Gut sei noch vorhanden und nicht verloren. 

§§ 90 und 91 EVO. stehen in keinem Gegensatz zueinander. Auch § 91 
gibt nur dem Empfangsberechtigten, nicht der Bahn, dae Wahlrecht, indem er 
sogar nach der Auszahlung der Entschädigung und trotz derselben dem Emp¬ 
fangsberechtigten noch die Erlangung des Guts ermöglicht, falls der Besitz des 
Guts mehr in seinem Interesse liegt, als das Geld. 

Nach alledem verletzt das angefochtene Urteil weder die §§ 90 und 91 EVO., 
noch sonst eine materielle Rechtsnorm. Es war deshalb der Revision der Erfolg 
zu versagen. 


Beamtenredht. 

Erkenntnis des Reichsdisziplinarhofs vom 14. Dezember 1922 in der Disziplinar- 
untersuohung wider die Lokomotivführer D. und S. in W. 

Kein Streikrecht der Reichsbeamten . l ) 

Die Entscheidung der ReichsdiszipJinarkammer wird unter Verwerfung 
der Berufung des Beamten der Staatsanwaltschaft dahin abgeändert, daß die An- 
geschuLdigten wegen Dienstvergehens ein jeder zur Versetzung in ein anderes 
Amt vom gleichen Rang und zu einer Geldstrafe von dreitausend! Mark ver¬ 
urteilt wird. 

Aus den Gründen. 

Auf Grund des Ergebnisses der Beweisaufnahme hat dae Gericht die Über¬ 
zeugung erlangt, daß die beiden Angeschukligten Organe des Streik¬ 
leiters gewesen sind und als solche zur Fortsetzung des Streiks hervorragend 
mitgewirkt haben, daß der Angeechuldigte D. auch zum Ausbruch des Streiks 
hervorragend mitgewirkt hat, endlich, daß beide Angeschuldigte selbst vom 
Beginn des Eisenbahnerstreiks an bis zum 9. Februar einschließlich ihren Dienst 
nicht versehen haben. 

Die Frage, ob die Angeschuldigten hierdurch die Pflichten, die ihnen ihr 
Amt auferlegt, verletzt und sich der Achtung, die ihr Beruf erfordert, unwürdig 
gezeigt haben (§§ 10, 72 RBG.), ist vom Reichsdisziplinarhof bejaht worden. 

l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1923, S. 331, 332. 
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Sie machen zu ihrer Entlastung geltend, sie hätten zwar den Erlaß des 
Reichsvorkehrsministers vom 25. Januar und die Verordnung des Reichspräsidenten 
vom 1. .Februar 1922, welche das Streikrecht der Beamten verneinen, gekannt, 
seien trotzdem aber im guten Glauben gewesen, daß den Beamten ein solches 
Recht zuist ehe, zumal die Sotzumgen der Reichsgewenkechaft zum Ajus trag der 
bestehenden Interessengegensätze den Beamten ausdrücklich ein Streikrecht ohne 
Widerspruch der Zentralbehörden zugesprochen hätten. 

Der Einwand der Angeschuldigten ist nicht stichhaltig. 

Ein Streikrecht der Beamten kann nicht anerkannt werden, weil es un¬ 
vereinbar ist mit »der Stellung eines Beamten in einem geordneten Rechtsstaat 
Der Beamte steht zum Staat nicht in einem bloßen privatrechtliohen Vertrags¬ 
verhältnis, sondern die Anstellung begründet ein öifentlichrrechtliches Gewalt¬ 
verhältnis mit besonderen Pflichten der Treue, des Gehorsame und der gewissen¬ 
haften Erfüllung der übertragenen Obliegenheiten, RGSt. Bd. 56 S. 422. Dies 
kommt auch in dem Eid, wie er von den Reiohsbeamten nach Artikel 176 der 
Reichsverfassung und der Verordnung vom 14. Oktober 1919 (RGtBl. 1919) zu 
leisten und von den Angeschuldigten am 12. und 10. August 1920 geleistet ist 
zum Ausdruck. Eine Verletzung dieser Pflichten hat nicht, wie bei einem son¬ 
stigen Dienstverhältnis, nur zivilrechtliche Wirkungen, sondern führt zu einem 
unmittelbaren Vorgehen gegen den Beamten im (Dienstwege; die Erfüllung der 
Obliegenheiten kann auch durch Ordnungsstrafen erzwungen werden. Ohne eine 
derartige feste Gebundenheit des Beamten an den Staat, der auf der anderen 
Seite die Gewährung einer gesicherten, auf die Dauer berechneten Stellung und 
eines besonderen Schutzes bei Ausübung des Amts entspricht, vermag der Staat 
seine Aufgaben nicht zu erfüllen. Er muß sich darauf verlassen können, daß 
seine Beamten ihm zur Wahrnehmung seiner Geschäfte dauernd zur Verfügung 
stehen. Mit dieser rechtlichen Eigenart der Beamtenstellung ist eine in das 
Belieben des einzelnen Beamten oder einer Beamtenvereinigung gestellte Arbeits¬ 
verweigerung oder Arbeitseinstellung völlig unvereinbar. Die Streikfreiheit der 
Beamten würde im Widerspruch stehen mit ihrer durch die Anstellung begrün¬ 
deten Verpflichtung, nach Maßgabe des ihnen übertragenen Amte ihre Dienste 
zum Wohl der Allgemeinheit fortlaufend zu leisten. Die Beamten sind Diener 
der Gesamtheit (Art. 130 RV.) und deshalb ihr untergeordnet. Sie dürfen als 
Träger der Staatsgewalt dem Willen des Volks, wie er durch dUo verfassungs¬ 
mäßigen Organe zum Ausdruck kommt (Art. 1 und 5 RV.), nicht entgegenhandeln, 
indem sie durch Verweigerung ihrer Dienste die Erfüllung der Staatsaufgaben 
verhindern Andernfalls würde die Staatsgewalt selbst in völlige Abhängigkeit 
von den Beamtenvereinigungen geraten. Die Stellung des Reichsbeamten ist 
nach der auf republikanisch-demokratischer Grundlage beruhenden Reiohe- 
verfassung insofern keine andere, als eie in dem früheren Staat war. Der 
Beamte steht auch jetzt zu der vom Volk ausgehenden Staatsgewalt in einem 
besonderen öffentlich-rechtlichen Unterordnungsverhältnis, das während seiner 
Dauer eine einseitige Verweigerung der Erfüllung übernommener Pflichten aus¬ 
schließt. 

Dieser aus den allgemeinen Aufgaben des Staats sich 
ergebenden Rechtsauffassung der Verneinung eines Beamtenstreikrechts stehen 
auch sonstige Reichsgesetze nicht entgegen. 

Keinesfalls steht ihr das Reichsbeamtengeseta vom 31. Mtärz 1873 in der 
Passung vom 18. Mai 1907 entgegen. Dieses enthält zwar kein ausdrückliches 
Streikverbot für die Beamten, indessen besagt § 10 des Gesetzes, daß jeder 
Beamte die Verpflichtung habe, das ihm übertragene Amt der Verfassung und 
den Gesetzen entsprechend gewissenhaft wahrzunehmen, und § 14 daselbst, daß 
der Beamte ohne Urlaub seinem Amt nicht ferne bleiben dürfe: eine Verletzung 
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der Amtspflichten ist nach § 72 a. a. O. ein Dienstvergehen und wirdi mit 
Disziplinarstrafe belegt. Das Reichsbeamtengesetz steht also der obigen Rechte- 
auffaßsuag nicht nur nicht entgegen, sondern es kann darauf geschlossen werden, 
daß die Nichterfüllung der Amtspflichten düroh Verweigerung oder Einstellung 
der Arbeit eine nach Reamtenrecht verbotene Handlung sei. 

Auch § 152 der Gewerbeordnung steht dieser Rechtsauffassung nicht im 
Wege. Zu den dort genannten gewerbetreibenden Personen, denen volle Ver¬ 
einigungsfreiheit gewährt wird, gehören die Beamten nicht, und selbst jene haben, 
wie anerkannten Rechtens ist, nicht die Befugnis, die Arbeit ohne Einhaltung 
der gesetzlichen oder vertraglichen Kündigungsfrist einzustellen. 

Wenn im Schrifttum unter Hinweis auf Nr. 2 des Aufrufs des Rats der 
Volksbeauftragten vom 12. November 1918 (RGBl. S. 1303) mehrfach behauptet 
wird, daß die Streikbafugnis zwar nicht durch die Verfassung, aber doch sonst 
rechtlich anerkannt sei, so kann der Reichsdisziplinarthof dieser Rechtsauffassung 
nicht beitretein. Nr. 2 des Aufrufs besagt, daß das Vereins- und Ver- 
sammlungsrecht keiner Beschränkung unterliege, auch nicht für Beamte 
und Staatsarbeiter. Aus diesem Recht folgt aber begrifflich nicht notwendig 
die Streikbefugnis für Beamte. 

•Eine solche wird ferner im Schrifttum hie und da aus den Erklärungen des 
Abgeordneten Dr. Sinzheimer bei den Verhandlungen im Plenum der National¬ 
versammlung über den Art. 159 der Reichsverfassung hergeleitet. Diese lautet 
(Sitzungsprotokoll vom 21. Juli 1919, stenogr. Bericht S. 1749): 

„Es wird ausdrücklich ausgesprochen, daß das Hauptmittel für die 
wirtschaftliche Besserstellung, die Koalitionsfreiheit, verfassungs¬ 
mäßig gewährleistet ist. Hierbei ist die Anmerkung zu machen, daß durch 
die verfassungsmäßige Anerkennung der wirtschaftlichen sozialen Ver- 
einigungsfreiheit nicht auch verfassungsmäßig die sogenannte Streik- 
fr ei heit konstituiert ist. Bezüglich der Streikfreiheit bleibt es, wie all¬ 
gemein im Verfassungsausschuß angenommen worden ist, bei der bekannten 
Verordnung, wonach allgemein Streikrecht für alle Berufe gegeben ist. Die 
Verfassung hat dieses besondere ßtreikrecht hier im Art. 159 nicht anerkannt. 
Anerkannt ist nur allgemein die wirtschaftliche Vereinigungsfreiheit.“ 

Abgesehen davon, daß diese Erklärungen des Berichterstatters nicht frei 
von Unklarheiten sind, geht jedenfalls so viel aus ihnen hervor, daß — wie auch 
Art. 159 RV. besagt — die Vereinigungsfreiheit (Koalitionsrecht) zur 
Wahrung und Förderung der Arbeite- und Wirtechaftsbedingungeu für alle Be¬ 
rufe gewährleistet sein soll, worauf auch die Bezugnahme auf „die bekannte 
Verordnung“ hinweist, d. h. diejenige der Preußischen Regierung vom 15. No¬ 
vember 1918, wonach den Staatsbeamten und Staatsarbeitern das Recht unbe¬ 
schränkter Koalitionsfreiheit in Aussicht gestellt ist. Aus der V e r - 
einigungsfreiheit folgt aber nach Ansicht des Reichsdisziplinarhofs nicht 
ohne weiteres auch die Streikfreiheit der Staatsbeamten. Auf diesen 
Rechtestandpunkt hat sich übrigens auch eine erhebliche Anzahl von Abgeprd^- 
neten, die in -den Sitzungen der Nationalversammlung zu dieser Frage das Wort 
ergriffen haben, gestellt, wenn er auch von anderer Seite nicht ohne Widerspruch 
geblieben ist (vgl. die Zusammenstellung über die Verhandlungen in der Ver¬ 
fassunggebenden Nationalversammlung bei Bendix, das Streikrecht der Beamten 
S. 21—23). 

Nicht kann zum Nachweis eines Boamtenstreikrechts herangezogen werden 
der Aufruf der Reichsregierung vom 13. März 1920, in dem sie anläßlich des 
Kapp-Putsches die gesamte Bevölkerung zum sogen. Generalstreik aufforderte. 
Diese auch an die Staatsbeamten ergangene Aufforderung der bestehenden 
v e r f a s s u n gs m ä ß i g e n Regierung, den die Staatsgewalt widerrechtlich sich 
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Anmaßenden Machthabern den Gehorsam zu verweigern und ihre' Amtstätigkeit 
einzustellen, kann überhaupt nicht als eine Aufforderung zum Streik aufgefaßt 
weiden. (Denn der Beamte ist nur der verfassungsmäßigen Staatsgewalt zum 
Gehorsam und zur Dienstleistung verpflichtet, und diese Staatsgewalt hat am 
13. März 1920 — wozu sie ohne weiteres befugt war —, ihren Beamten die Fort¬ 
führung der Amtstätigkeit den vorübergehenden Machthabern gegenüber ver¬ 
boten. Der Sachverhalt ist insofern nicht anders zu beurteilen, als wenn ein 
Beamter auf Anordnung seiner Vorgesetzten oder deren beruflichen Willen ent¬ 
sprechend seine amtliche Tätigkeit zur Abwehr feindlicher Beeatzungemäohte 
einatellt (S. 187). 

Nach dem Gesagten ist die Verordnung des Reichspräsidenten, betr. das 
Verbot der Arbeitsniederlegung durch Beamte der Reichseisenbahn, vom 1. Fe¬ 
bruar 1922 (RGBl. S. 187), welche „den Beamten der Reicbseisenbahn, ebenso wie 
allen übrigen Beamten die Einstellung oder Verweigerung der ihnen obliegenden 
Arbeit verbietet“, in seinem § 1 kein Erlaß, der neues Recht geschaffen hat, 
sondern ein solcher, der lediglich das geltende Beamtenrecht erklärt; er hat also 
insoweit deklaratorische Natur. Daß diese auf Grund des Art. 48 Ahs. 2 der 
Reichsveifaesung erlassene Verordnung rechtsgültig ist, haben mehrere Straf¬ 
senate des Reichsgerichts in Urteilen, die demnächst zum Abdruck gelangen 
(6. D. 541/20 vom 19. Oktober 1922 1 ), 3. D. 402/22 vom 30. desselben Monats, 4. D. 
448/22 vom 23. November 1922 und 1. D. 727/22 vom 12. Dezember 1922) 6owie 
auch der 1. Strafsenat des Preußischen Kammergerichts unterm 3. Oktober d. J. 1 ) 
(D. J. Z. S. 755) ausgesprochen. 

Die Angeschuldigten wollen in gutem Glauben an ein bestehendes Beamten- 
streikrecht sich befunden haben. Der Einwand ist rechtlich erheblich, denn jedes 
Dienstvergehen setzt seiner Rechtsnatur nach die schuldhafte Verletzung 
einer Dienstpflicht! vonaus, und der Diszipli narrichter bat im Einzel fall fest* 
zustellen, gegen welche allgemeine oder besondere Pflicht der angeschuldigte 
Beamte verstoßen hat. Ein entschuldbarer Irrtum kann indessen «bei den Ange¬ 
schuldigten nicht angenommen werden. 

Die Kontrollbehönden haben widerholt amtlich Stellung zum Stneikreoht 
gerade der Eieenbahnbeamten genommen. Unter dem 17. Dezember 1920 
hat der Reichsverkehrsminister im Reicheverkehreblatt Nr. 24 vom 20. De¬ 
zember 1920 einen Erlaß der Reichsnegierung über das Streikrecht der Beamten 
veröffentlicht, in dem ausführlich dargelegt ist, daß und aus welchen Gründen 
die Frage des Beamtenstreikrechts zu verneinen sei: (Da© Koalitionsrecht umfaßt 
nicht die Streitobefugruis dier Beamten, die streikenden Beamten verletzen ihren 
Diensteid, gegen sie werde die Einleitung des Disziplinarverfahrens mit dem Ziel 
der Dienstentlassung und des Verlustes des Diensteinkommens angeordmet werden. 
Dieser Erlaß ist von sämtlichen Eisenbahndirektionen in den Amtsblättern ver¬ 
öffentlicht worden. 

Unter dem 25. Januar 1922 hat der Reichsverkehrsminister einen 
erneuten Erlaß, betr. den Beamtenstreik, in dem im Reichsverkehrsministerium 
herausgegebenen Reichsverkehrsblatt Nr. 3 vom 26. Januar 1922 veröffentlicht, 
in dem er seinerseits des näheren darauf hinweist, daß jede willkürliche Dienst¬ 
verweigerung eine Verletzung der Amts- und Dienstpflichten enthalte, die den 
Beamten der Allgemeinheit gegenüber obliegen und als Dienstvergehen strafbar 
sei. Gegen solche Beamte werde disziplinarisch eingeschritten werden. Dieser 
Erlaß ist allen Eisenbahngeneraldirektionen und Eisenbahndirektionen übersandt 
und von diesen den unterstellten Beamten beknnntgegeben woiden. 


1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1923. S. 331, 332. 
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Unter dem 30. Januar 1922 ist ein Erlaß des Reichspräsidenten zu 
den Streikabeichten der Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamton und 
Anwärter ergangen und der Presse zur Veröffentlichung alsbald mitgeteilt 
werden. In diesem wind das sogen. Ultimatum der) Reichsgewerkschaft vom 
27. Januar 1922 als unverantwortlich bezeichnet und erklärt, die Reichsregierung 
erwarte, daß jeder Beamte eine Aufforderung, in den Streik zu treten und sich 
dadurch aufe schwerste gegen seine Beamtenpfliöhten zu vergehen, zurückweisen 
■werde. Die Regierung werde mit den schärfsten Mitteln gegen jeden schuldigen 
Beamten einschreiten, andererseits die Pflicht getreuen mit allen Mitteln schützen. 

Diesen von der Presse veröffentlichten Erlaß haben auch noch die Präsi¬ 
denten der Eisenbahndirektionen den Beamten ihres Bereiche zur Kenntnis 
gegeben. 

Wenn die Angeschuldigten trotz dieser Erlasse der Zentralbehörden und 
trot>; der ihnen zugestandenermaßen bekannt gewesenen Verordnung des Reichs¬ 
präsidenten vom 1. Februar 1922 geglaubt haben wollen, den Beamten stehe ein 
Streikrecht zu, so können sie sich auf den guten Glauben nicht berufen. Zwar 
ist ein Beamter nicht verpflichtet, einen rechtswidrigen Befehl der Vorgesetzten 
Behörde zur Ausführung zu bringen, kann und muß sich vielmehr unter Um¬ 
ständen einem solchen widersetzen. Wenn er aber klare und unzweideutige 
Befehle seiner Vorgesetzten auszuführen eich weigert, so handelt er auf seine 
Gefahr für den Fall, daß die höhere Instanz oder der Disziplinarrichter die 
Weigerung für unbegründet erachtet. Daß im vorliegenden Fall die Gehorsams¬ 
verweigerung der beiden Angeschuldigten unberechtigt war, ist oben angeführt 
Den Grundsatz, daß ein Beamter beim Ungehorsam gegenüber klaren und un¬ 
zweideutigen Anordnungen der Vorgesetzten auf seine eigene Verantwortung 
hin sich widersetzt, wenn die Weigerung als unberechtigt anerkannt wird, hat 
bereits der Disziplinarsenat des Preußischen Oberverwaltungsgerichts in den 
Entscheidungen vom 24., 28. Januar und 29. Dezember 1908 (I. 132, I. 155, D. 579) 
anerkannt, und er wird auch vom ReicbsdiszipJinarhof aufrecht erhallten*. 


Beamtenrecht 

Erkenntnis des Bayerischen Obersten Landesgerichts in München vom 
2. November 1922 in einer Strafsache. 

Kein Streikrecht der Reiohebeamten 1 ). 

Nach § 1 Abs. 2 der Verordnung des Reichspräsidenten, betreffend Ver¬ 
bot der Arbeitsniederlegung durch Beamte idler Reichseisenbahn, vom 1. Februar 
1922 (R.G.B1. S. 187), ist deren Beamten ebenso wie allen übrigen Beamten nach 
geltendem Beamtenrecht die Einstellung oder Verweigerung der ihnen obliegen¬ 
den Arbeit verboten. Diese Verordnung ist auf Grund des Artikels 48 Abs. 2 der 
Reichsverfassung erlassen. Die Verteidigung machte geltend, in Art. 159 Reichs¬ 
verfassung sei die Vereinigungsfxeiheit für jedermann und für alle Berufe, also 
auch für die Beamten, gewährleistet, in der Vereinigungsfreiheit sei die Streik¬ 
freiheit enthalten. Der Reichspräsident habe kein Recht gehabt, durch seine 
Notverordnung den Reichseisenbahnbeamten die Arbeitsniederlegung zu verbieten. 
Diese Ausführung ist unhaltbar. Bei Beratung des Verfassungsentwurfs wurde 
festgestellt, daß die in Art. 159 Reichs Verfassung gewährleistete Vereinigungs- 
freiheit das Streikrecht nicht in sich begreift. Da in der Reichsverfassung auch 
keine andere Bestimmung enthalten ist, durch die das Streikrecht als Verfassung^- 

1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1923, S. 331, 500. 
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mäßiges Grundrecht anerkannt ist, hat der Reichspräsident durch Verordnung 
vom 1. Februar 1922 jedenfalls nicht gegeta ein seiner Einflußnahme entzogenes 
Grundrecht verstoßen, er war durch keine Bestimmung der Verfassung gehindert, 
den Eisenbahnbeamten die Niederlegung der Arbeit zu verbieten. Nach Reichs- 
beamtengesetz vom 81. März 1873 und 17. Mai 1907 ist den Reichsbeamten die 
Pflicht gewissenhafter Amtsführung auferlegt und die Einstellung oder Verweige¬ 
rung der Arbeit verboten. Das Streikrecht der Beamten ist auch mit der Rechts¬ 
stellung der Beamten unvereinbar. Die Beamten sind Diener der Gesamtheit, der 
Staat bedient sich ihrer zur Erfüllung seiner Aufgaben. Die Arbeitsniederlegung 
der Beamten kann den Stillstand, bei längerer Dauer sogar die Auflösung des 
Staatswesens zur Folge haben. Es ist undenkbar, daß der Staat den Beamten 
das Recht, seinen Bestand zu gefährden oder gar zu vernichten, einräumt. Den 
Beamten ist auch durch dien Aufruf des Rats der Volköbeauf fragten vom 12. No¬ 
vember 1918 (R.G.B1. S. 1303) das Streikrecht nicht eingeräumt. Durch diesen 
Aufruf ist u. a. mit Gesetzeskraft verkündet, „das Vereins- und Versammlungs- 
recht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und Staatsarbeiter 14 . 
Allein das Streikrecht ist kein notwendiger Bestandteil des Vereine und Ver¬ 
sammlungsrechts. Es hätte deshalb angesichts der Bestimmungen des Reichs¬ 
beamtengesetzes und der Beamtengesetze der Bundesstaaten eines besonderen 
Ausspruchs bedurft, wenn den Beamten die Streikrechte hätten gewährt werden 
sollen. (Deutsche Juristenzeitung 1923, Heft 1/2, S. 56.) 


Jagdrecht. 

Urteil der preußischen Oberverwaltungsgerichts, ersten Senats, vom 11. Januar 1923 
iu der Verwaltungsstreitsache des Jagd Vorstehers des gemeinschaftlichen Jagd¬ 
bezirks der Gemeinde B., Beklagten und Revisionsklägers, wider den Reichs¬ 
eisenbahnfiskus, vertreten durch die Reichsbahndirektion zn E., Kläger und 

Revisionsbeklagten. 

Der EisenbahnfisicKis ist mit seinen innerhalb des gemeinschaftlichen Jagdbezirks gelegenen 
Grundstücken Jagdgenosse und deshalb befugt, an der Verteilung der Jagdpachtgelder teil¬ 
zunehmen 1 ). 

Aus den Gründen. 

Der Anteil des Reichteisenbahnfiskus an den Pachtgeldern für das Rech¬ 
nungsjahr 1900 ist nicht seiner Höhe, sondern nur seinem Grunde nach streitig. 
Der Beklagte ist der Ansicht, daß die preußische Sfcaatseisenbahnverwaltung ein 
für allemal darauf verzichtet habe, als Eigentümerin von EieenbahnanLagen an der 
Verteilung der JagdpaohtgelÜler teilzunehmen, und daß der Reiobseisenbahnfiskus 
als Rechtsnachfolger der preußischen Eisenbahnverwaltung an diesen Verzicht 
gebunden sei. Er findet den Verzicht darin, daß bei Beratung der Jagd Ordnung 
die Vertreter der Staatsregierung erklärt hätten, daß der Eisenbahnfiskus zwar 
berechtigt sei, an den Erträgnissen des gemeinschaftlichen Jagdbezirks tealzu- 
nehmera, d!aß er aber darauf verzichtet habe. Hierin kann dem Beklagten nicht 
beigestimmt werden. 

Nachdem der Gesetzentwurf, betreffend die Ausübung des Jagdrechts, auf 
Grund der Allerhöchsten Ermächtigung vom 13. Dezember 1906 den beiden 
Häusern des Landtags vorgelegt und am la Mai 1907 in dler vom Haus der Abge¬ 
ordneten geänderten Fassung dem Herrenhaus übersandt worden war, beschloß 


*) Vgl. Urteil vom 27. März 1890, Archiv für Eisenbahnwesen 1890, S. 1080 
1891, S. 366. 
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dieses, den Gesetzentwurf der Kommission für Agrarverhältnisse zur Beratung zu 
überweisen. Bei dieser Beratung, an welcher Beamte des Ministeriums für Land¬ 
wirtschaft, Domänen und Forsten, des Justizministeriums und des Ministeriums 
des Innern teil nahmen, wurde „seitens der Vertreter der Königlichen Staateregie¬ 
rung“ bei Erörterung der später Gesetz gewordenen Bestimmung in § 4 Abc. 1 
Zdff. 2 der Jagdordnung ausgeführt: 

„Was zunächst die Gleichstellung der Wege mit den Schienenwegen be¬ 
treffe, so uiirde es an sich keine Bedenken haben, diese eimtreten zu lassen; 
im Abgeordnetenhaus habe man kein Bedürfnis hierfür erkannt, da die Aus¬ 
übung der Jagd auf den Schienenwegen durch die Eisenbahnbetriebsortlnung 
verboten sei. An sich gehören Schienenwege zum gemeinschaftlichen Jagd¬ 
bezirk. Der EiseiibahiufLskus sei berechtigt, an den Erträgnissen der gemein¬ 
schaftlichen Jagdbezirke teilzunehmen, habe aber darauf verzichtet . . (Be¬ 
richt der Agrarkommission vom 4. Juni 1907, Herrenhaus, Session 1907, Druck¬ 
sache Nr. 122 Seite 6). 

Due Annahme des Beklagten, daß durch diese Erklärung ein dien preußischen 
Eisenbahnfiskus bindender Verzicht zugunsten der Jagdgenossenschaften zustande¬ 
gekommen sei, ist rechtsirrig. Ihr steht in erster Linie der allgemeine Grundsatz 
entgegen, daß durch Erklärungen, welche bei Beratung einer Gesetzesvorlage von 
den Vertretern der Staatsregierung in den Parlamenten oder den von diesen ein¬ 
gesetzten Kommissionen abgegeben werden, niemals unmittelbar Rechte Dritter 
begründet werden können. Dazu kommt, diaß cs sieh kn vorliegenden Fall um <Ien 
Verzicht auf dem Staatsfiskus zustehende Einnahmen gehandelt haben würde und 
die Vertreter der Staatsregierung gesetzlich nicht befugt gewesen wären, einen 
solchen Verzicht auszu sprechen. Die Erklärung, der Eisenbahnfiskus habe auf die 
Jagdpachterträgnisse in den gemeinschaftlichen Jagdbezirken verzichtet, kann nur 
dahin verstanden werden, daß damit eine bestehende Übung, an der festgehalten 
werden solle, zum Ausdruck gebracht sei. Es war nämlich durch die Allerhöchste 
Verordnung vom 12. Februar 1S96 der Minister der öffentlichen Arbeiten ermäch¬ 
tigt worden, von der Einziehung der auf die eisenbahnfiskalischen Grundstücke 
entfallenden Anteile an den JagdpachtgeJkSern „im einzelnen Fall nach Prüfung 
der Sachlage“ abzusehen. Abwegig ist die Annahme des Beklagten, es sei durch 
die in den beiden Häusern des Landtags unwidersprochen gebliebene Erklärung 
der Vertreter der Staatsregierung eine gesetzliche Bestimmung dahin geschaffen 
worden, daß der Eisenbahnfiskus -seinen anteiligen Anspruch an den Jagdpacht¬ 
geldern durch Verzicht verloren habe. Dies wäre nur durch Aufnahme einer ent¬ 
sprechenden Bestimmung in die Jagdordnung möglich gewesen. Diee ist nicht ge¬ 
schehen. Daß es die Absicht der gesetzgebenden Körperschaften gewesen wäre, 
den Eisenbahnfiskus aLs Jagdgenossen von den Erträgnissen der Jagd in den ge¬ 
meinschaftlichen Jagdbezirken auszuschließen, ist -um vso weniger anzunehmen, als 
dazu nicht nur eine Änderung des § 18 des Staatshaushaltsgesetzes vom 11. Mai 
1898 nötig gewesen wäre, sondern auch der § 25 der Jagdordnung in den Ab¬ 
sätzen 1 und 6 eine andere Fassung hätte erhalten müssen. Denn Absatz 1 und 6 
schreiben vor, daß die Pachtgelder unter die Jagdgenoetsen nach dem Verhältnis 
des Flächeninhalts der beteiligten Grundstücke zu verteilen sind; und daß jeder 
Grundeigentümer die Auszahlung seines Anteils selbst dann verlangen kann, 
wenn die Erträge der Jagd bisher herkömmlich für gemeinnützige Zwecke ver¬ 
wendet worden sind. Hätte der Eisenbahnfiskus als Jagdgeruos9e hiervon ausge¬ 
schlossen werden sollen, so hätte dies ausdrücklich gesagt werden müssen. 

Hiernach war nach Erlaß der Jagdordnung die Rechtslage die folgende: 
Der Eisenbahnfiskus ist mit seinen innerhalb des gemein¬ 
schaftlichen Jagdbezirks gelegenen Grundstücken Jagd- 
genösse und deshalb gemäß § 25 der J a g d o r d n u n g befugt, 
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nach) dem Flächeninhalt seiner Grundstücke an (der Ver¬ 
teilung der Jagdpachtgelder teilzunehmen. Auf Grund, des Ge¬ 
setzes vom 11. Mai 1898 (§ 18) und der Allerhöchsten Ermächtigung vom 12. Fe¬ 
bruar 1896 unterlag es der Entscheidung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
oder der von ihm damit beauftragten Stelle (Eisenbahndirektion), ob im einzelnen 
Fall nach Prüfung der Sachlage der auf den Eisenibabnfiskus entfallende Pacht¬ 
geldbetrag beansprucht oder ob auf ihn verzichtet werden sollte. Ein Rechts¬ 
anspruch der Jagdgenossenechaft dagegen darauf, daß der Eisenbahnfiskus allge¬ 
mein oder im einzelnen Fall auf diesen Anteil verzichte, bestand nicht Den 
gegenteiligen Ausführungen in der Preußischen Gemeindeaeitung, Jahrgang 1920 
Nr. 35 Seite 416 und im Preußischen Verwaltungsblatt Jahrgang 44 Seite 133 kann 
nicht beigestimmt werden. In der dargelegten Rechtslage ist nach Übergang der 
preußischen Staatseisenbahnen auf das Reich (Reichsgesetz vom 30. April 1920 — 
Reichsgesetzblatt Seite 773 —) nichts geändert worden. Hiernach erweist sich die 
Revision als unbegründet und unterliegt der Zurückweisung. 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Kundgebung des Reichspräsidenten vom 
8. April 1923 an die deutschen Eisenbahner im besetzten und im 
Einbruchsgebiet. 

(Reiche-Verkebreblatt S. 159.) 

Zweites Gesetz vom 12. Februar 1923 über Erhöhung der 
Zulagen in der Unfallversicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 105. Reichsgesetzbl. I S. 116.) 

Verordnungdes Reichsministersder Finanzen vom 
16. Februar 1923 über Abänderung der Reisekostenverordnung 
für die Reichsbeamten. 

(R-eichs-Verkehrsblatt S. 107. Reichsgesetzbl. II S. 152.) 

Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 

Vom 2. und 27. Februar 1923 über Grundlöhne und Sterbegeld in der 
Krankenversicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 91 u. 125. Reichsgesetzbl. I S. 99 u. 158.) 

Vom 2. Februar 1923 über die weitere Erhöhung der Unterstützung 
für Rentenempfänger der Invaliden- und Angestelltenversiche¬ 
rung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 92. Reichsgesetzbl. I S. 99.) 

Vom 9. Februar 1923 über Versicherungsfreiheit vorübergehender 
Dienstleistungen in der Angestelltenversicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 107. Reichsgesetzbl. I 8. 109.) 

Vom 9. Februar 1923. Vierte Verordnung über Versicherungspflicht 
in der Angestellten Versicherung. 

(Reicbs-Verkehrsblatt S. 108. Reichsgesetzbl. I S. 108.) 

Vom 8. März 1923 auf Grund des Notgesetzes (Sozial- und Klein- 
rentnerfüraorge, soziale Wahlen). 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 126. Reichsgesetzbl. I S. 1G4.) 
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Bekanntmachung des Reichsarbeitsministers vom 
12. Februar 1923. Neue Fassung des Gesetzes über Zulagen in 
der Unfallversicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 111. Reichsgesetzbl. I S. 116.) 

Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 

Vom 22.. und 23. Februar 1923 zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

(Reichs-Verkebrsblatt S. % u. 97. Reichsgesetzbl. II S. 151.) 

Vom 19. März 1923 zur Anlage C der Eisenbahn-Verkehrsordnung 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 146. Reichsgesetzbl. II S. 179.) 

Bekanntmachungen des Reichs Verkehrsministers 
vom 12. und 21. Februar 1923, betr. Änderung des Militärtarifs für 
Eisenbahnen. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 93 u. 95. Reichsgesetzbl. II S. 116 u. 151.) 

Erlasse des Reichsverkehrsministers: R.-V.-B1. 

Vom 5. Februar 1923, betr. allgemeine Bedingungen für die Seite 
gegenseitige Benutzung von Güterwagen zwischen der 
Deutschen Reichsbahn einerseits und anschließenden 
Eisenbahnen des allgemeinen Verkehrs, die nicht vom 
Reich verwaltet werden, sowie anschließenden, nicht dem 
allgemeinen Verkehr dienenden Eisenbahnen anderseits 59 

Vom 13. Februar 1923, betr. Abnahme für Dritte.75 

Vom 10. Februar 1923, betr. Anschiußgebühren.75 

Vom 15. Februar 1923, betr. Versorgung des besetzten Gebiete 77 
Vom 12. Februar 1923, betr. Vergütung für Benutzung von 

eigenen Fahrrädern für Dienstzwecke.78 

Vom 15. Februar 1923, betr. Ziegelnormen.79 

Vom 19. Februar 1923, betr. Eisenbahnausbesserungswerke . 80 

Vom 19. Februar 1923, betr. Verkehrsstatistik der Direktions¬ 
bezirke .80 

Vom 20. Februar und 4. April 1923, betr. Statistik der Güter¬ 
bewegung auf deutschen Eisenbahnen.80, 167 

Vom 20. Februar 1923, betr. Übergangsgeld an nicht voll- 

beschäftigte Arbeitnehmer.81 

Vom 23. Februar 1923, betr. Änderung der Ausführungs¬ 
bestimmungen zur Reichsbahnschlichtungsverordnung 

vom 6. März 1921.81 

Vom 23. Februar 1923, betr. Rechnungsführung bei Kranken¬ 
kassen .86 

Vom 24. Februar 1923, betr. falsche Reichsbanknoten zu 

5000 M und 1000 Ji .90 

Vom 27. Februar 1923, betr. Geschäftsverteilung im Reichs¬ 
verkehrsministerium .94 

Vom 6. März 1923, betr. Unterlagen zu den Geschäftsberichten 

der Deutschen Reichsbahn.97 

Vom 13. März 1923, betr. Versuchsabteilungen.114 

Vom 19. März 1923, betr. Ergebnis des Opfertags der Deut¬ 
schen Reichsbahn am 6. November 1922 . 114 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 
















Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


529 


Vom 24. März 1923, betr. Verbot der Befolgung von Anord- R-V.-Bl. 


nungen der Regie für die Eisenbahnen der besetzten Ge- Seite 

biete.115 

Vom 20. März 1923, betr. Abwehrkampf im deutschem Westen 117 
Vom 21. März 1923, betr. Verschiebung der Beamtenräte¬ 
wahlen .124 

Vom 28. März 1923, betr. Annahme von Notgeld.124 

Vom 22. März 1923, betr. soziale Wahlen.127 

Vom 21. März 1923, betr. Neuausgabe der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Frachtverkehr bei¬ 
gefügten Liste.128 

Vom 21. März 1923, betr. Gebühren für fremde Starkstrom¬ 
leitungen auf Bahngelände.144 

Vom 22. März 1923, betr. Pflege der Amtssprache.145 

Vom 29. März 1923, betr. Ausbesserung von Fahrzeugen in 

Privatwerken.147 

Vom 31. März 1923, betr. Prämien für Entdeckung oder Ver¬ 
hütung von Schäden an Bahnanlagen.148 

Vom 1. April 1923, betr. Statistik der im Betrieb befindlichen 

Eisenbahnen Deutschlands.149 

Vom 3. April 1923, betr. einheitliche Papiergrößen .... 165 
Vom 6. April 1923, betr. Auflösung der Abwdoklungsstelle der 
ehemaligen deutschen Eisenbahndirektion in Kattowitz . . 167 
Vom 7. April 1923, betr. Beförderung von Lokomotiven unter 
eigenem Dampf.168 


Preußen. Urkunden des Preußischen Staatsministeriums: 

Vom 23. November 1922, betr. die von der Freien Gründer Eisen¬ 
bahn-Aktiengesellschaft beschlossene Vermehrung ihres Grund¬ 
kapitals auf 3 700 000 M durch Ausgabe weiterer, auf den In¬ 
haber lautender Aktien im Betrag von 2000 000 cM,. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 1.) 

Vom 23. November 1922, betr. die von der Brandenburgischen Städte- 
bahn-Aktiengesellschaft beschlossene Vermehrung ihres Grund¬ 
kapitals durch Ausgabe weiterer 25908 Stück Aktien B über je 
1000 Jl im Betrag von 25 908 000 M auf den Gesamtbetrag von 
38 862000 c*. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 1.) 

Vom 28. November 1922, betr. die von der Zsohipkau-Finsterwalder 
Eiisenbahngesellsehaft beschlossene Vermehrung ihres Grund¬ 
kapitals durch Ausgabe weiterer 15 000 Stück Aktien über je 
1000 Ji im Betrag von 15 Millionen Mark auf den Gesamtbetrag 
von 20 Millionen Mark. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 1.) 

Erlasse des Reichsverkehrs m inist eri ums, Zweig¬ 
stelle Preußen-Hessen: 

Vom 17. März 1923, betr. Auflösung des Eisenbahn-Maschinenamts 
Göttingen 2. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 2.) 
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Vom 27. März 1923, betr. Verlegung der Grenze zwischen den Be¬ 
zirken der Reich^bahndirektionen Berlin und Halle (Saale) auf 
der Strecke Berlin—Halle (Saale). 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 2.) 


Schweiz. Bundesgesetz vom 1. Februar 1923, betreffend die Organisation 
und Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen 1 ). 

(Veröffentlicht im Bundesblatt Nr. 6 vom 7. Februar 1923, S. 478.) 

Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft, in der Ab¬ 
sicht, die Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen zu vereinfachen und 
ihren Betrieb wirtschaftlicher zu gestalten; nach Einsicht einer Botschaft des 
Bumdeerats vom 16. Juni 1921;*) gestützt auf Art. 26 der Bundesverfassung, be¬ 
schließt: 

Die Art. 5, 7, 7 bis, 8, 10 bis 39 und 48 des Bundesgesetz es vom 15. Oktober 
1897 betreffend die Erwerbung und den Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung 
des Bundes und die Organisation der Verwaltung der schweizerischen Bundes¬ 
bahnen 8 ) werden durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 1. Die vom Bunde erworbenen und die von ihm gebauten Eisen¬ 
bahnen werden unter Wahrung der Interessen der nationalen Volkswirtschaft nach 
kaufmännischen Grundsätzen verwaltet und betrieben. 

Geschäftsführung und Betrieb sind Sache einer innerhalb der Schranken 
der Bundesgesetzgebung autonomen eidgenössischen Verwaltung, die den Namen 
„Schweizerische* Bundesbahnen“ führt. 

Zur Sicherung eines einfachen und raschen Geschäftsganges ist den ein¬ 
zelnen Dienststellen möglichst weitgehende Selbständigkeit einzuräumen und die 
Kontrolle auf das für die Ordnung und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung not¬ 
wendige Maß zu beschränken. 

Art 2. Die Bundesbahnen haben ihr rechtliches Domizil am Sitze der 
Generaldirektion. 

Sie haben außerdem in jedem Kanton ein Domizil am Kantonsh&uptorte 
zu verzeigen, wo sie von den Kantonseinwohnern belangt werden können. 

Für dingliche Klagen gilt der Gerichtsstand der gelegenen Sache. 

Auf die gegen die Bundesbahnen gerichteten Klagen finden die Bestim¬ 
mungen des Art. 48, Ziffer 2, des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1921 über die 
Organisation der Bund'esrechtspflego keine Anwendung. 

Art 3. Die Bundesbahnen sind von jeder Besteuerung durch die Kantone 
und Gemeinden befreit Diese Bestimmung gilt nicht für Liegenschaften, die 
sich zwar im Eigentume der Bundesbahnen befinden, aber keine notwendige Be¬ 
ziehung zum Bahnbetriebe haben. 

Die vom Bunde den Kantonen auf Grund des Bundesgesetz es vom 22. De¬ 
zember 1916 über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte zu leistende Entschädi¬ 
gung wird durch dieses Gesetz nicht berührt 

Für das Rollmaterial, das Mobiliar und die Transportgegenstände sind die 
Bundesbahnen den kantonalen Vorschriften über die Versicherungspflicht gegen 
Feuerschäden nicht unterworfen. 

*) Vgl. S. 494 diese© Heftes. 

2 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 1153. 

3 ) Abgedruckt im Archiv für Eisenbahnwesen 1898, S. 610 ff. 
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Art. 4. Die allgemeine Bundesgesetzgebung in Eisenbahnsachen gilt auch 
für die Bundesbahnen, sofern keine andere gesetzliche Ordnung getroffen iet 

Die Vorschriften, die die Bundesaufsicht und Kontrolle über die Eisenbahn- 
und Schiffahrtsunternehmungen betreffen, finden auf die Bundesbahnen keine 
Anwendung. 

II. Befugnisse der Bundesversammlung und des Bundesrates. 

AtI 5. Der Bundesversammlung steht zu: 

1. die Gesetzgebung über die allgemeinen Grundsätze für die Tarifbildung; 

2. die Gesetzgebung über die Besoldungen; 

3. die Genehmigung des Voranschlags; 

4. die Abnahme der Jahresreclinung und des Geschäftsberichts; 

5. die Ermächtigung des Bundesrates zur Aufnahme von Anleihen für die 
Bedürfnisse der Bundesbahnen. 

Art. 6. Der Bundesrat übt die Oberaufsicht über die Geschäftsführung 
der Bundesbahnen aus. Er kann ihnen die ihm im Interesse des Landes gut- 
scheinenden Weisungen erteilen. Ferner steht ihm zu: 

1. die Vertretung der Bundesbahnen gegenüber der Bundesversammlung; 

2. die Wahl: 

a) des Präsidenten, des Vizepräsidenten und der Mitglieder des Ver- 
waltungsrates; 

b) des Präsidenten der Generaldirektion, der Generaldirektoren und 
der Kreisdirektoren; 

c) von je sechs Mitgliedern der Kreiseisenbahnräte; 

3. die Aufnahme von Anleihen und die Festsetzung der Anleihensbedingun- 
gen nach Anhörung oder auf Antrag des Verwaltungsrates; 

4. die Genehmigung: 

a) der allgemeinen Bauprojekte für neue Linien: 

b) der Pläne für die Bauten, deren Kostenvoranschlag den Betrag von 
3000 000 Franken überschreitet; 

c) der Pläne für andere Bauten, einschließlich der Vorlagen über die 
das Gebiet der Bundesbahnen in Anspruch nehmenden elektrischen 
Anlagen Dritter, soweit sich die Bundesbahnen mit den zur Begut¬ 
achtung berufenen eidgenössischen oder kantonalen Amststellen oder 
den beteiligten Dritten nicht verständigen können; 

d) der Fahrpläne; 

e) der Eisenbahn-Pacht- und Betriebsverträge: 

f) der Statuten für die Personal Versicherung; 

g) -des Reglemantes für den Erneuerungsfonde. 

III. Organe der Verwaltung. 

Art. 7. Die Organe der Verwaltung sind: 

1. der Verwaltungsrat; 

2. die Geschäftsleitung; 

3. die Kreiseisenbahnräte. 

1. Der Verwattungsrat. 

Art. 8. Der Verwaltungerat besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsi¬ 
denten und dreizehn Mitgliedern. 

Jeder Kreiseisenbahnrat soll mit wenigstens einem Mitglied im Ver¬ 
waltungsrat vertreten sein. 

Die Amtsdauer des Verwaltungsrates beträgt drei Jahre. 
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Art. 9. Dem Verwaltungsrate steht zu: 

1. die Aufsicht über die gesamte Verwaltung; 

2. die Begutachtung aller wichtigen, die Bundesbahnen betreffenden Ge¬ 
schäfte, die vom Bundesrate oder von der Bundesversammlung zu be¬ 
handeln sind; 

3. die Feststellung des Voranschlages, sowie die Prüfung der Jahresrech¬ 
nung und des Geschäftsberichtes zu Händen des Bundesrates; 

4. die Aufstellung der allgemeinen Verwaltungsorganisation, die Fest¬ 
setzung der Befugnisse und Obliegenheiten der einzelnen Dienststellen 
sowie der Grundsätze über die Fürsorge füT das Personal; 

5. die Beschlußfassung über generelle Projekte für größere Bauten: 

6. die Genehmigung wichtiger Verträge; 

7. die Aufstellung der Wald Vorschläge für den Präsidenten der General¬ 
direktion, die Generaldirektoren und Kreisdirektoren zu Händen des 
Bundesrates, sowie die Wahl der Abteilungsvorstände der General¬ 
direktion. 

Die nähere Umschreibung der Obliegenheiten und Befugnisse erfolgt durch 
die Vollziehungsordnung. 

Art. 10. Die Generaldirektoren und die Kreisdirektoren wohnen den 
Sitzungen des Verwaltungsrates bei. Sie haben beratende Stimme und das Recht, 
Anträge zu stellen. 

Der Präsident und die Mitglieder des Verwaltungsrates beziehen Entschä¬ 
digungen, die vom Bundesrate festgesetzt werden. 

2. Die Geschäftsleltung. 

Art. 11. Die Geschäftsleitung wird gebildet aus der Generaldirektion 
und den Kreisdirektionen. 

a) Die Generaldirektion. 

Art. 12. Die Generaldirektion besteht aus d*em Präsidenten und zwei Ge¬ 
neraldirektoren, die auf unverbindlichen Vorschlag des Verwaltungsrates vom 
Bundeerate gewählt werden. 

Die Amtsdauer dos Präsidenten und der Generaldirektoren beträgt sechs 

Jahre. 

Die Generaldirektion hat ihren Sitz in Bern. 

Art 13. Der Generaldirektion liegt die oberste Leitung und Geschäfts¬ 
führung ob, unter Vorbehalt der dem Verwaltungsrate zustehenden Befugnisse 
und der nach Maßgabe dieses Gesetzes den Kreisdirektionen übertragenen Auf¬ 
gaben. 

Sie wählt mit der in Art. 9, Ziffer 7, vorgesehenen Ausnahme ihr Personal 
und, nach Anhörung des Kreisdirektors, die Abteilungsvorstände der Kreise. 

Uber die wichtigeren Geschäfte faßt die Generaldircktion als Behörde Be¬ 
schluß. Die Vorbereitung dieser Geschäfte, die Erledigung weniger wichtiger 
Geschäfte, sowie die Leitung und Überwachung der einzelnen Geschäftszweige 
wird nach Departementen unter den Präsidenten und die Generaldirektoren 
verteilt. 

Art. 14. Der Präsident der Gcneraldirektion vertritt die Bundesbahn¬ 
verwaltung nach außen. 

Er steht dem Präsidialdepartemente vor und überwacht den Gang der 
Verwaltung. Zu diesem Zwecke kann er von jeder Dienststelle unmittelbar 
Auskunft verlangen. 

Art. 15. Zur Leitung der dem Präsidenten und den Generaldirektoren 
unmittelbar unterstellten Dienstzweige bestehen am Sitze der Generaldirektion 
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die nötigen Dienstabteilungen; soweit es das Interesse der Bundesbahnen erlaubt, 
können einzelne Dienstzweige mit Zustimmung des Bundesrates auch außer¬ 
halb dieses Sitzes verlegt werden. 

Art. 16. An der Spitze jeder Dienstabteilung steht ein Abteilungsvorstand, 
der vom Verwaltungsrat gewählt wird. 

Die Abteilungsvorstände leiten im Rahmen der Dienstorganisation und des 
jährlichen Voranschlages die Geschäfte ihrer Abteilung. Sie erteilen innerhalb 
ihres Geschäftskreises den Abteilungen der Kreise die nötigen Weisungen und 
überwachen deren Durchführung. Von diesen Weisungen erhalten die Kreis¬ 
direktoren Kenntnis. 

Die Abteilungsvorstände haben dem ihnen Vorgesetzten Departementsvor- 
steher über den Gang der Geschäfte mündlich und in wichtigen Fällen schrift¬ 
lich Bericht zu erstatten und die erforderlichen Anträge zu steilen. 

b) Die Kreisdirektionen. 

Art. 17. Für die Verwaltung und den Betrieb wird das Bundesbahnnetz 
in drei Kreise eingeteilt 

Der Bundesrat umschreibt die einzelnen Kreise auf Antrag des Verwal¬ 
tungsrates. 

Für die Verwendung des Personals und die Benützung der Anlagen und 
Betriebsmittel fallen die Kreisgrenzen nicht in Betracht. 

Art. 18. Für jeden Kreis besteht eine Kreisdirektion. 

Sitz der Kreisdirektionen sind Lausanne, Luzern und Zürich. 

Zur Überwachung des Betriebes, zur Auskunftgabe über Tariffragen und 
zur Erledigung von Reklamationen erhalten Basel und St. Gallen eine Dienst¬ 
stelle (Inspektion), deren Obliegenheiten und Befugnisse durch eine vom 
Bundesrate zu genehmigende Dienstanweisung bestimmt werden. 

Art. 19. Der Geschäftskreis der Kreiadirektionen umfaßt: 

1. die administrative und gerichtliche Vertretung der Bundesbahnen in 
allen Angelegenheiten, deren Besorgung den Kreisdiroktionen obliegt; 

2. die Leitung folgender Dienstzweige im Bereiche ihres Kreises nach den 
jeweilen geltenden Vorschriften und erhaltenen Weisungen: 

Verwaltung des Grundbesitzes, 

Rechnungswesen und Kassendienst, 

Unterhalt und Bewachung der Bahn, 

Stationedienst und Zugsbegleitung, 

Zugförderung, 

Schiff ah rts- und Hafenbetrieb. 

Verwaltung der Lagerhäuser, 

Einrichtung von Rollfuhrdiensten; 

3. die Anstellung, Wahl. Versetzung, Entlassung und Pensionierung der 
Beamten, Angestellten und Arbeiter der Kreisdirektionen, mit Ausnahme 
der Abteilungsvoretände. sowie die Festsetzung der Besoldungen und 
Löhne im Rahmen der bestehenden Vorschriften: 

4. die Auskunfterteilung an das Publikum über Tarif Verhältnisse, die Mit¬ 
wirkung bei der Transportakquisition und die Berichterstattung über 
kommerzielle Verhältnisse an die Generaldirektion: 

5. die Behandlung von Haftpflichtansprüchen wegen Tötung oder Ver¬ 
letzung von Personen und die Besorgung der aus der obligatorischen 
Unfallversicherung herrührenden Geschäfte, soweit sie in den Tätig¬ 
keitsbereich der Kreisdirektionen fallen: 

6. die Erledigung von Reklamationen aus dein innern Verkehr der Bundes¬ 
bahnen und aus dem direkten Verkeilr mit andern schweizerischen 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1928. 35 
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Transportunternehmungen wegen unrichtiger Anwendung der Tarife 
oder unrichtiger Instradierung, wegen Verlustes oder Beschädigung von 
Transportgütern, sowie wegen Verspätungen im Personen- und Güter¬ 
verkehr, soweit sie nicht den Bahnhof- oder Stationevorständen. zugewie¬ 
sen wird; 

7. die Aufstellung der Projekte für Bauten, sowie deren Ausführung nach 
Maßgabe der näheren Bestimmungen, welche die Vollziehungsverordnung 
hierüber aufstellen wird; 

8. die Behandlung weiterer Geschäfte, die den Kreisdirektionen durch die 
Vollziehungsverordnung, durch Beschluß des Verwaltungsrates oder 

• durch die Generaldirektion zugewiesen werden. 

Art. 20. An der Spitze jedes Kreises steht ein Kreiedirektor, d>er auf un¬ 
verbindlichen Vorschlag des Verwaltungsrates vom Bundesrate gewählt wird. 

Die Amtsdauer der Kreisdirektoren beträgt sechs Jahre. 

Die KreisdiTektoren sind unmittelbar der Generaldirektion unterstellt und 
ihr für den Betrieb in ihren Kreisen verantwortlich. Sie vertreten die General¬ 
direktion in den Kreisen. Sie üben allein oder in Verbindung mit den ihnen 
unterstellten Dienstabteilungen die den Kreisdirektionen gemäß Art 19 dieses 
Gesetzes zustehenden Befugnisse und Obliegenheiten aus und überwachen den 
Vollzug der Weisungen der Generaldirektion. Sie widmen den Personalangelegen- 
heiten besondere Aufmerksamkeit, unterrichten die Generaldirektion über die für 
ihren Kreis in Betracht kommenden Verkehrsbedtirfnisse von Handel, Industrie, 
Landwirtschaft, Gewerbe usw. und sorgen für einen möglichst reibungslosen 
Gang der Geschäfte und des Betriebes. 

Art. 21. An der Spitze der dem Kreisdirektor unterstellten Diensfc&btei- 
lungen steht je ein von der Generaldirektion gewählter und dem Kreisdirektor 
verantwortlicher Abteilungsvorstand. 

Die Abteilungsvorstände leiten im Rahmen der Dienstorganisation und des 
jährlichen Voranschlages die Geschäfte ihrer Abteilung. Sie verkehren un¬ 
mittelbar mit den Abteilungsvorständen der Generaldirektion. 

Die Abteilungsvorstände haben dem Kreisdirektor über den Gang der Ge¬ 
schäfte mündlich und in wichtigen Fällen schriftlich Bericht zu erstatten. 

A r t. 22. Wahlen, Beförderungen, Entlassungen und Pensionierungen 
der Beamten und Angestellten des Kreises nimmt der Kreisdirektor erst nach 
Anhörung des Abteilungsvorstandes vor. 

Stimmt der Kreisd'irektor dem Antrag eines Abteilungsvorstandes nicht 
zu, so legt er die Angelegenheit einem Kollegium vor, das sich aus ihm und 
den AbteilungsVorständen zusammensetzt. In diesem Kollegium haben neben dem 
Kreisdirektor auch die Abteilungsvorslände Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Kreisdirektore. 

3. Die Kreiseisenbahnräte. 

Art. 23. Für jeden Kreis wird ein Kreiseisenbahnrat bestellt. 

Jeder Kreiseisenbahnrat besteht aus zwanzig bis fünfundzwanzig Mitglie¬ 
dern. von denen sechs vom Bundesrate und die übrigen von den Kantonen und 
Halbkantonen gewählt werden. 

Die Verteilung der von den Kantonen zu wählenden Mitglieder auf die 
Kantone wird in der Vollziehungsverordnung bestimmt. Jeder im Bereiche eines 
Kreises gelegene Kanton oder Halbkanton erhält wenigstens einen Vertreter. Die 
Zuteilung der übrigen von den Kantonen zu wählenden Mitglieder erfolgt na:h 
der Länge, sowie nach der kommerziellen und volkswirtschaftlichen Bedeutung 
der in einem Kanton gelegenen Linien eines Kreises. 
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Der iBundesmt wird bei den ihm zufallenden Wahlen darauf achten, daß 
Landwirtschaft, Gewerbe, Industrie, Handel und Verkehr, sowie das Personal 
eine Vertretung in jedem Kreiseisenbahnrat erhalten. 

Die Amtadauer der Kreiseisentahnräte beträgt drei Jahre und fällt zu¬ 
sammen mit der Amtsdauer des Verwaltungsrates. 

Art. 24. Der Geschäftskreis des Kreieeisenbahnrates umfaßt: 

1. die Wahl des Präsidenten und des Vizepräsidenten auf die Dauer einer 
Amtsperiode aus seiner Mitte; 

2. die Besprechung von Fragen allgemeiner, baulicher, betriebedienstlicher, 
kommerzieller und finanzieller Art, mit Einschluß von Tarif- und Fahr¬ 
planfragen , und die Unterbreitung von Anregungen hierzu an die zu¬ 
ständigen Behörden; 

3. die Begutachtung von Fragen der in Ziffer 2 genannten Art an die zu¬ 
ständigen Behörden auf Anregung 

a) des Bundesrates, 

b) einer Kantonsregierung, 

c) des Verwaltungsrates, 

d) der GeneraJdirektion, 

e) der organisierten Vertretungen von Landwirtschaft, Handel, In¬ 
dustrie und Gewerbe, sowie anderer wirtschaftlicher Verbände, 

f) von Mitgliedern des Kreiseisenbahnrates selbst; 

4. die Kenntnisnahme von wichtigen Bauprojekten des Kreises und die 
Stellung allfälliger Begehren dazu: 

5. die Begutachtung der Bau- und Betriebevoranschläge und der Jahres¬ 
rechnungen über die Bau- und Betriebsausgaben des Kreises. 

Art. 25. Die Kreiseisenbahnräte versammeln sich auf Einladung ihres 
Präsidenten, sobald die Geschäfte die Abhaltung einer Sitzung nötig machen oder 
wenigstens der vierte Teil der Mitglieder es verlangt Die Kreisdirektoren neh¬ 
men an diesen Sitzungen mit beratender Stimme teil. 

Außerdem treten die drei Kreiseisenbahnräte vereint zweimal im Jahre 
auf Einladung und unter dem Vorsitz des Vorstehers des Eieenbahndepartementes 
zu gemeinsamer Beratung allgemeiner, die Bundesbahnen betreffender Fragen, 
sowie zur Äußerung von Wünschen und Anregungen zusammen. 

An dieser gemeinsamen Beratung der Kreiseieenbahnräte nehmen auch die 
Mitglieder des Verwaltungsrates, die General (Direktoren und die Kreisdirek- 
toren teil. 

Art. 26. Die Mitglieder der Kreiseisenbahnräte beziehen die Taggelder 
und Reiseentsohädigungen, wie sie für die Kommissionen der eidgenössischen 
Räte festgesetzt sind. 

IV. Rechnungswesen der Bundesbahnen. 

Art. 27. Das Rechnungswesen der Bundesbahnen ist vom übrigen Rech¬ 
nungswesen des Bundes getrennt zu halten und so zu gestalten, daß die Finanz¬ 
lage des Unternehmens jederzeit mit Sicherheit festgestellt werden kann. 

Die Verzinsung und Amortisation der Eisenbahnschuld erfolgt zu Lasten 
der Rechnung der Bundesbahnen. 

Art. 28. Das Anlagekapital der Bundesbahnen, abzüglich 70 Prozent 
de9 Wertes der Fahrbetriebsmittel und des Mobiliars, ist innerhalb einer Frißt von 
100 Jahren, vom Jahre 1903 hinweg, oder vom Zeitpunkte des Überganges der 
betreffenden Bahn in da9 Eigentum des Bundes an gerechnet, zu amortisieren. 

Ebenso sind die jedes Jahr neu auf Baukonto zu verrechnenden Beträge je 
innerhalb einer Frist von hundert Jahren zu amortisieren. 
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Art. 29. Für die einer wesentlichen Abnützung unterworfenen Anlagen 
tind Einrichtungen ist ein Erneuerungsfonds anzulegen. 

Dem Erneuerungsfonds werden keine Zinsen gutgesohrieben. Er wird in 
die Passiven der Bilanz eingestellt, 

Art. 30. Aus dem Einnahmenüberschuß sind vorerst die Aufwendungen 
für die Verzinsung und Amortisation des Anlagekapitals, sowie allfällige Defizite 
zu decken. 

Weist nachher die Gewinn- und Verlustreohnung, einschließlich des Saldo¬ 
vortrages vom Vorjahre, noch einen Aktivsaldo auf, so wird dieser bis zum Be¬ 
trag von 5 Prozent deT gesamten Betriebseinnahmen des Jahres auf neue Rech¬ 
nung vorgetragen. Ein Uberschuß ist einem Reservefonds zu überweisen. Die¬ 
sem Reservefonds werden keine Zinsen gutge-schrieben. 

Dei 4 Reservefonds dient zur Deckung außerordentlicher Ausgaben, sowie 
von Fehlbeträgen der Gewinn- und Verlustrechnung. 

Übersteigt der Überschuß der Gewinn- und Verlustrechnung nach Abzug 
des Vortrages aus dem Vorjahre während fünf aufeinanderfolgender Jahre 8 Pro¬ 
zent der jeweiligen Betriebseinnahmen, so sind Verkehrserleichterungen durch¬ 
zuführen. 

Das Nähere über das Rechnungswesen bestimmt die Vollziehungsverordnung. 

V. Anstellung- und Dienstverhältnis des Personals. 

Art. 31. Für das allgemeine Anstellung»- und Dienstverhältnis, sowie die 
Besoldung und Versicherung des Personals der Bundesbahnen gelten die ein¬ 
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen. 

Die Regelung der besondern Dienstverhältnisse, der Fahrbegünstigungen, der 
Bildung von Personalausschüssen u. dgl. steht dem Bundes rate zu, der diese Be¬ 
fugnis dem Verwaltungsrate oder der Generaldirektion übertragen kann. 

VI. Übergangs- und Schlußbestinuaungen. 

A rt, 32. Der iBundeerat wird ermächtigt, denjenigen Beamten, deren Stellen 
infolge dieses Gesetzes aufgehoben werden, neben der ihnen zustehenden Pension 
eins angemessene Abfindung verabfolgen zu lassen. 

Art 33. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt 
und bestimmt den Zeitpunkt seines Inkrafttretens. 


Der schweizerische Bundesrat beschließt: Das vorstehende Bundesgosetz 
ist gemäß Art 89 der Bundesverfassung und Art. 3 des Bundesgesetzes vom 
17. Juni 1874 betreffend Volksabstimmung über Bund'esgeeetze und Bundes- 
beschltisse zu veröffentlichen. 

Bern, den 1. Februar 1923. 

Datum der Veröffentlichung: 7. Februar 1923. 

Ablauf der Referendumsfrist: 7. Mai 1923. 


Frankreich. Dekrete vom 22. Januar 1923, betr. Ausdehnung der auf 
den anderen großen französischen Eisenbahnnetzen in Anwen¬ 
dung befindlichen Tarife, sowie der diesbezüglichen Gesetz¬ 
gebung auf «das Eisenbahnnetz von Elsaß und Lothringen. 

(Veröffentlicht im Bulletin officiel d’Alsace et Lorraine Nr. 4 vom 
Februar 1923, S. 62 ff.) 
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Art. h Die Bestimmungen das dem Gesetz vom 4. Dezember 1975 beige¬ 
fügten Laatenbeftes, Abschnitt IV — Gebühren; und Bedingungen betr. die Be- 
fördeorung» von Personen und Gütern — Artikel 42 einschließlich bis 53 ein¬ 
schließlich und des Abschnitte V, Vorschriften betr. verschiedene öffentliche 
Dienste, Artikel 54 und 65, sind auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen 
anwendbar. 

Art. 2. Die Bestimmungen dieser Verordnung treten mit dem 20. Fe-^ 
bruar 1923 in Kraft. 

Art. 3. (Der Minister der öffentlichen Arbeiten wird mit der Ausführung 
dieser Verordnung beauftragt. 


A r t. 1. Die 'Bestimmungen des Abschnitts VI, „Erhebung der Gebühren 
aller Art, die mit der Eisenbahn von allen Stationen der Departements Haut-Rhin, 
Bas-Rhin und Moselie nach allen Stationen durch diese Departements befördert 
werden/* unterliegen den (Bestimmungen des französischen Code civil und des 
Code de commerce, soweit diese für Frachtverträge bei Beförderung über Land 
Anwendung finden. 

Alle gegenteiligen Bestimmungen der lokalen Gesetzgebung und der lo¬ 
kalen Verkehrsordimng werden hiermit für die im vorstehenden Abschnitt be- 
zeichneten Transporte aufgehoben. 

Art. 2. (Die vorstehende Verordnung, die mit dem 20. Februar 1923 in 
Kraft tritt, wird auf Grund der Beetammungen des Artikels 4 des Gesetzes vom 
17. Oktober 1919 den Kammern zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Art. 3. (Betr. Ausführung der Verordnung durch die zuständigen Minister 
und ihre Veröffentlichung.) 


Art. 1. Die Bestimmungen des Abschnitts Vf, „Erhebung der Gebühren 
und Nebengebühren“ ( Artikel 63 bis 69 einschl.) der Verordnung vom 11. No¬ 
vember 1917, betr. die Allgemeine Verwaltungsordnung für die Polizei, die 
Sicherheit und den Betrieb auf den Bahnen allgemeiner und lokaler Bedeutung, 
sind auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen anwendbar. 

A r t. 2. Die Bestimmungen der Verordnung vom 26. April 1862 in der durch 
die Verordnungen vom 1, August 1864 und vom 23. Juni 1894 abge&nderten Fassung, 
betr. die (Beförderung auf der Eisenbahn von Durchgangs- und Ausfuhrgütern, 
sind auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen anwendbar. 

Art. 3. Folgende Bestimmungen werden aufgehoben: 

1. die vorstehend «genannte lokale Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 23. De¬ 
zember 1908, sowie alle gegenteiligen lokalen Bestimmungen, betr. die 
Transporte auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen; 

2. die Verordnung vom 28. Juli 192H, betr. Genehmigung des Reglements über 
den Eisenbahn-Frachtverkehr für die Eisenbahntransporte zwischen allen Sta¬ 
tionen der Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen einerseits, und allen Sta¬ 
tionen der anderen großen französischen Bahnnetze allgemeiner Bedeutung, 
andererseits: 

3 . die Verordnung vom 14. August 1921, betr. die öffentliche Bekanntgabe der 
auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen einzuführenden Tarife. 

Art. 4. Due Bestimmungen dieser Verordnung treten mit dem 20. Februar 

1923 in Kraft. 

•Art. 5. (Veröffentlichung und Ausführung der Verordnung durch die zu¬ 
ständigen Minister.) 
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Art. 1. Die auf den anderen großen Bahnnetzen gültigen Bestimmungen 
der Verordnung vom 1. Dezember 1908, betr. die bahnamtliche Zufuhr nach der Be¬ 
hausung des Empfängers oder in ein öffentliches Lagerhaus von Gütern, Gepäck 
und Frachtstücken, die in der vorgeeehriebenen Frist nicht abgenommen werden, 
werden auf die Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen ausgedehnt 

Ar t. 2. Diese Bestimmungen treten mit dem 90. Februar 1923 in Kraft. 
Art. 3. (Betr. Veröffentlichung und Ausführung durch die zuständigen 
Minister.) 


Ministerielle Verfügung vom 22. Januar 1923, betr. Ein¬ 
führung der ministeriellen Verfügungen über die Festsetzung 
der Beförderungsfristen für Eil- und Frachtgüter, den Tarif für 
die Beförderung von Wertsendungen, die Nebengebühren usw. 
sowie über die Vorschriften für die Beförderung von gefährlichen 
Stoffen auf dem Eisenbahnnetz von Elsaß und Lothringen. 

Art. 1. Die Bestimmungen der Verfügung vom 12. Juni 1866, betr. Fest¬ 
setzung der Befördierungsfristen für Eil- und Frachtgüter auf den Eisenbahnen 
allgemeiner Bedeutung, sind in der durch spätere Verfügung abgeänderten und 
ergänzten Fassung auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen anzuwenden. 

A r t. 2. Der Artikel 8 der Verfügung vom 12. Juni 1866, ersetzt durch mini¬ 
sterielle Verfügung vom 27. Oktober 1913, wird durch die Angabe der nachstehend 
genannten Strecken ergänzt; auf diesen Strecken wird die Beförderungsdauer für 
Prachtguteendungen auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen für je volle 
oder angefangene 200 km auf 24 Stunden herabgesetzt: 

Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen. 

Strecke Bäle-^Zoufftgen über Colmar, Strasbourg, Sarrebourg, Metz und Thion- 
ville. 

• Strecke Pagny^sur-Moselle transit—Forbach über Metz und Remilly. 

Strecke Igney-Avricourt transit—Strasbourg. 

Strecke Strasbourg—Wisaembourg. 

Strecke Petit-Croix transit—Mulhouse. 

Art. 3. Die OBestimiming der Verfügung vom 24. März 1898, betr. Fest¬ 
setzung der für die Beförderung von kleinen Frachtstücken, Geld- und Wert¬ 
sendungen, Kumstgegcnständen usw. auf den Eisenbahnen allgemeiner Bedeutung 
anzuwendenden Tarife, sind in der durch spätere Verfügung abgeänderten und 
ergänzten Fassung auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen auzuwendem 

Art. 4. Die Bestimmungen der ministeriellen Verfügung vom 27. Oktober 
1900, betr. Festsetzung der Nebengebühren auf den Eisenbahnen allgemeiner Be¬ 
deutung, sind in der durch spätere Verfügungen abgeänderten und ergänzten 
Fassung auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen anzuwenden. 

Art. 5. Die Bestimmungen der ministeriellen Verfügung vom 31. Dezem¬ 
ber 1920, betr. Erhöhung »der Nebengebiihren auf den großen Bahnnetzen allge¬ 
meiner Bedeutung, sind auf den Eisenbahnen ,in Elsaß und Lothringen anzuwenden. 

Art. 6. Die Bestimmungen der Verfügung vom 12. November 1897, betr. 
Vorschriften für die Beförderung von gefährlichen (explosionsgefährlichen, leicht¬ 
entzündlichen, giftigen usw.) und von ekelerregenden Stoffen, sind in der durch 
verschiedene spätere, den gleichen Gegenstand behandelnde Verfügungen ahgeän- 
derten und ergänzten Fassung auf den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen 
a nzuwenden. 
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A r t. 7. Es werden aufgehoben: 

a) die Verfügung vom 4. Dezember 1919 des Herrn Commis6aire glndrsl 
de la R6pubüQ!ue, betr. die Bezettelung der Frachtstücke und der Wagen; 

b) die ministerielle Verfügung vom 2. Dezember 1921, durch die auf 
den Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen die Gebührensätze für Wagenstand¬ 
geld und für auf eigenen Rädern laufende Eisenbahnfahrzeuge geändert worden 
sind. 

'Art. 8. OBetr. Veröffentlichung und Ausführung der Verfügung.) 


Ministerielle Verfügung vom 22. Januar 1923, betr. Ände¬ 
rung der reglennentarieehen Dauer der werktäglichen Dienst¬ 
stunden der Eilgut- und Güterabfertigungen auf den Eisenbahnen 
in Elsaß und Lothringen. 

A r t. 1. Abweichend von den Bestimmungen der Artikel 5 und 13 der 
Verfügung vom 12, Juni 1866, die in der durch spätere Verfügungen abgeänderten 
Fassung durch Verfügung vom heutigen Tage auf die Eisenbahnen in Elsaß und 
Lothringen ausgedehnt werden, sind die Stationen dieses Bahnnetzes in der Zeit 
vom 1. Oktober bis zum 31. März werktäglich für die Annahme und Auslieferung 
wie folgt geöffnet: 

Für den Eilgutverkehr, während mindestens neun Stunden in zwei 
Abschnitten: von acht bis zwölf Uhr und von vierzehn bis neunzehn Uhr; 

Für den Frachtgutverkehr, während mindestens acht Stunden in 
zwei Abschnitten: von acht bis zwölf Uhr und von vierzehn bis achtzehn Uhr. 

tA r t. 2. (iBetr. Veröffentlichung und Ausführung der Verfügung.) 


Griechenland. Verordnung mit Gesetzeskraft vom 18./31. Januar 
1923, betr. Einführung eines bürgerlichen Kalenders. 

(Griechische Regierungszeitung iBd. I, Nr. 24 vom 25. Januar/7. Fe¬ 
bruar 1923.) 

Art I. 1. Vom 16. Februar 1923 ab wird in ganz Griechen¬ 
land in den bürgerlichen Verhältnissen allgemein der jetzt 
geltende Julianische Kalender durch einen neuen ersetzt, 
der als „bürgerlicher Kalender“ 1 ) bezeichnet wird. 

2. Der neue Kalender geht dem jetzt geltenden ju- 
lianischen um volle 13 Tage voraus. Infolgedessen wird der 16. Fe¬ 
bruar 1923 in allen bürgerlichen Verhältnissen der 1. März 1923 sein. 

3. Was die Kirche im allgemeinen und die religiösen Feste anlangt, bleibt 
der Julianische Kalender in Kraft. 

4. Der 1. Januar des neuen Kalenders Wird der erste Tag jedes neuen Jahres 
sein. Das Nationalfest am 26. März und alle nach den gegenwärtigen Gesetzen 
bestehenden kirchlichen und gesetzlichen Feiertage werden nach dem Julianischen 
Kalender festgesetzt. 

Art. II. Alle gesetzlichen Fristen des Staatsrecht«, des bürgerlichen, des 
Handels- und des Strafrechts im allgemeinen, alle Prozeß- und Gerichtsfristen 
jeder Art von Gerichten und Urteilskommdssionen, alle Fristen der Verwal¬ 
tungsgesetze im allgemeinen, der Finanz-, Steuer- und anderer Gesetze, sowie 

*) Gleich dem Gregorianischen Kalender. 
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der Verwaltungshaudlungen und Beschlüsse, außerdem alle vertraglichen, Fristen 
im allgemeinen, sämtlich, sofern sie nicht bis zum 15. Februar einschließlich ab- 
laufen, laufen vom 1. März 1923 des neuen Kalenders weiter und enden an dem 
entsprechenden Tage des neuen Kalenders nach Ablauf dee für ihre Fälligkeit 
übrigbleibenden Zeitraums. Eine Ausnahme hiervon findet nur bei der im 
Absatz 3 des folgenden Artikels erwähnten Frist statt, 

Art, III. 1. Für den Monat Februar 1923 sind die Gehälter, Zulagen. 
Remunerationen, Bezüge, Entschädigungen aller Art, Pensionen 'aller bürger¬ 
lichen und kirchlichen Beamten, Angestellten und Diener, sowie der Militärs 
jeden Ranges, außerdem aller Privatangestellten und Diener und jeder Person, 
die ihre Dienste gegen einen monatlich festgesetzten Entgelt leistet, immer sofern 
diese Dienstleistungen nach dem Julianischen Kalender am Ende des Monats 
Februar 1923 endigen würden, an die Berechtigten für den Zeitraum von 17 vollen 
Tagen anteilmäßig zu zahlen. 

2. Das gleiche gilt für Mieten jeder Art, Untermieten, Ernährungsgelder. 
Schulden aus Zinsen und Monatsleistungen jeder Art, deren Fälligkeit ebenfalls 
mit Ende Februar 1923 zusammenfallen würde. 

3. Bei den bezeichnten Verträgen und Leistungen im allgemeinen wird 
durch die obige entsprechende 2*ahlung für 17 Tage der ganze Monat Februar 
1923 als erledigt angesehen, und die monatlichen Fristen beginnen wieder vom 
1. März 1923 des neuen Kalenders und laufen mit dem Ende der entsprechenden 
Monate des neuen Kalenders ab. 

4. Bei den bezeichneten Leistungen wird, sofern aus irgendeinem Grunde 
der ganze, dem Monat Februar 1923 entsprechende Betrag vorausbezahlt worden 
ist, ein 11 Tage entsprechender Betrag von Rechts wegen auf die erste folgende 
Rate verrechnet. 

Art. IV. Alle Urkunden im allgemeinen, öffentliche wie private, ferner 
gerichtliche Aktenstücke und Bescheinigungen jedej Art, die sich auf rechtliche 
und tatsächliche Vorkommnisse jeder Art (z. B. Geburten, Hochzeiten, Todesfälle, 
Rechtshandlungen usw.), bis zum 15. Februar 1923 einschließlich beziehen und 
vom Inkrafttreten der gegenwärtigen Gesetzverordnung an aufgenommen werden, 
haben das Datum des Julianiechen, Kalenders anzugeben, unter dessen Gültigkeit 
sie stattgefunden haben, unter Beifügung der Worte: „alten Stils“ (a. St). 

Art. V. Zweifel, Meinungsverschiedenheiten oder Streitigkeiten, die sich 
aus der Anwendung der gegenwärtigen Verordnung mit Gesetzeskraft ergeben, 
werden von dem örtlich zuständigen Präsidenten des Gerichts erster Instanz oder, 
in Ermangelung eines solchen, von dem zuständigen Friedensrichter gemäß den 
Bestimmungen der Artikel 634—639 der Zivilprozeßordnung beigelegt Das ganze 
Verfahren erfolgt auf stempelfreiem Papier. 

Art. VI. Die gegenwärtige Verordnung mit Gesetzeskraft tritt mit ihrer 
Veröffentlichung in der Regierungszeitung in Kraft. 

Unseren Justiz-, Kultus- und Finanzminister sowie die übrigen zuständigen 
Minister beauftragen Wir mit der Veröffentlichung und Ausführung der gegen¬ 
wärtigen Verordnung. 
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Yerschiebeb&hnhöfe in Aasgestaltong und Betrieb, herausgegeben von 
Prof. Dr.-Ing. Blum, Reg.-Baurat Dr. rer. pol. Baumann 
und Reg.-Baurat Dr.-Ing. Müller, Sonderausgabe der Verkehrs- 
techn. Woche. Berlin 1922, Guido Hackebeil. 

Für den Leserkreis des Archivs bedarf es keiner weiteren Darlegung 
über die überragende Bedeutung der Verschiebebahnhöfe für den Eisen¬ 
bahnbetrieb, sowohl hinsichtlich der mit diesen großen Anlagen verbun¬ 
denen Anlage- und Betriebskosten als auch hinsichtlich der glatten Durch¬ 
führung des Betriebs und des wirtschaftlichen Arbeitens des ganzen 
Bahnnetzes. „Hat sich doch“, wie Staatssekretär Kumbier in seinem 
Geleitwort ausführt, „der Schwerpunkt der Betriebsführung mit der zu¬ 
nehmenden Dichte des Eisenbahnnetzes und der Entwicklung starker 
Wirtschaftsbezirke von den Vorgängen zur Bewegung der eigentlichen 
Transporteinheit auf den Strecken nach den Knotenpunkten des Verkehrs 
und Betriebs, den Stationen, verschoben. Dies gilt besonders für den 
Güterverkehr als die bedeutendste Verkehrsart, für dessen glatte Behand¬ 
lung durch schnelle und zweckmäßige Zugbildung die Verschiebebahn¬ 
höfe die wichtigste Voraussetzung bilden.“ 

In Erkenntnis dessen, namentlich auf einem so engverzweigten 
Eisenbahnnetz wie dem deutschen, haben sich weite technische Kreise 
mit der Frage der zweckmäßigsten Anlage und Durchbildung der Ver¬ 
schiebebahnhöfe beschäftigt. Die technischen Zeitschriften, unter ihnen 
beeonders die Verkehrstechn. Woche, haben seit 1900 eine große Anzahl 
wertvoller Abhandlungen darüber gebracht. Über diese sowie die ältere 
Literatur wird in Teil VI der Schrift ein sehr begrüßenswertes ausführ¬ 
liches Verzeichnis von Müller und Baumann gebracht. Nicht jeder Eisen¬ 
bahnfachmann hat aber die für ein eingehendes Studium nötige Zeit und 
Muße, ganz abgesehen von den Umständen des Zusammentragens der 
mannigfachen Zeitschriften. Es ist deshalb sehr zu begrüßen, daß die 
Herausgeber es unternommen haben, aus der Fülle des Stoffs eine Aus¬ 
lese des nach dem Stand der heutigen Technik Wesentlichsten zu bringen, 
und zwar haben sie den Weg gewählt, daß sie den verschiedenen Ver¬ 
fassern selbst das Wort zu einer gedrängten Darstellung ihrer Ansichten 
und Vorschläge geben, wobei diese Gelegenheit nehmen konnten, ihre 
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früheren Ausführungen durch die in letzter Zeit durch weitere Unter¬ 
suchungen und Feststellungen und das Für und Wider der Erörterung 
gewonnenen Erkenntnisse zu ergänzen. Es schreiben in 

TeU I: Cauer, Baumann, Pirath und Kümmell über Bedeutung, Lage 
und Verkehrsaufgaben der Verschiebebahnhöfe und deren Anteil an 
dem Arbeitsaufwand im Eisenbahnbetrieb. 

Teil II bringt aus der Feder von Ammann eingebende und doch vorbildlich 
kurz gefaßte Leitsätze für die allgemeine bauliche Anordnung, denen 
sich hier sowie im Teil III Vorschläge von Blum für besondere Be¬ 
triebsverhältnisse anschließen. In 

Teil III finden wir wertvolle Ausführungen von Heinrich über die praktische 
Durchführung des Betriebs auf den Verschiebebahnhöfen, ferner 
Untersuchungen von Pirath über den Schwerlauf der Wagen. 

Teil IV behandelt die Betriebskosten sowie Fragen der Wirtschaftlichkeit 
(Verf.: Kümmell, Jänecke und Bisch). Ferner bringt er eine 
ganze Beihe von Aufsätzen über Vervollkommnung der Ablaufanlagen 
von auf diesem Gebiet schon bekannten Namen wie Lohse, Frö¬ 
lich, Müller, Wenzel, Heinrich, Derikartz, Tecklenburg, 
Arndt, Bäseler, Gaber, Muncke und Steuernagel. Daran 
schließen sich in 

Teil V noch Aufsätze über das Signal-und Meldewesen im Verschiebebetrieb 
von Gerstenberg, Diehl und Jaehn an. 

Teil VI bringt in kurzer geschichtlicher Darstellung den Werdegang der 
Verschiebebahnhöfe nebst eingehendem Literaturnachweis. 

Es ist hier nicht der Ort, die verschiedenen wertvollen Aufsätze im 
einzelnen zu. würdigen. Äußerlich im anspruchslosen Gewand eines 
Sonderhefts der Verkehrstechn. Woche bringt die Schrift nicht, wie sonst 
Sonderhefte, nur Einzelbeiträge über diese und jene Frage, sondern eine 
sehr wertvolle Zusammenfassung der Fortschritte auf dem Gebiet des 
Verschiebebetriebs, gewissermaßen eine Reihe von Fortbildungsvor¬ 
trägen, wie sie besser, billiger und bequemer dem suchenden Fachmann, 
zumal in der heutigen Notzeit, nicht geboten werden können. Der Wert 
und der Reiz der Schrift liegt nicht zum mindesten darin, daß, anstatt des 
mehr oder weniger subjektiven Urteils eines Verfassers, eine Anzahl 
wichtiger Fragen von den verschiedensten Gesichtspunkten mehrerer Ver¬ 
fasser beleuchtet wird, was ganz besonders zu weiterem persönlichen 
Nachdenken anregt. 

Gerade in der heutigen Notzeit der Literatur erscheint diese Art der 
Unterrichtung der Fachwelt besonders beachtenswert, da sie die Aufgabe 
mit geringster Belastung von Verfassern und Verlag und doch mit größt¬ 
möglichem Wirkungsgrad für den Leser löst. Darum gebührt den Her¬ 
ausgebern und dem Verlag unbedingte Anerkennung: und wenn sie die 
Herausgabe weiterer ähnlicher Veröffentlichungen beabsichtigen, so kann 
man ihnen nur zurufen: vivant sequentes! 

Nur ein Wunsch sei hier ausgesprochen: Etwas größerer Druck! 
Es ist schlimm genug, wenn unsere Zeitschriften zur Papierersparnis in 
so kleinen Lettern gedruckt werden müssen. Für öfters zu lesende Auf¬ 
sätze von dauerndem Wert darf man aber wohl etwas größeren Druck 
erbitten. 

Prof. Wentzel. 
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Seefehlner, Dr.-Ing. £. £., Elektrische Zugförderung, Handbuch für 
Theorie und Anwendung der elektrischen Zugkraft auf Eisen¬ 
bahnen unter Mitwirkung von Ing. H. H. Peter-Zürich für „Zahn¬ 
bahnen und Drahtseilbahnen“. Mit 652 Abb. im Text und 
auf einer Tafel. Berlin 1922, Julius Springer. (1. Auflage ver¬ 
griffen; 2. Auflage in Vorbereitung.) 

Mt der deutschen Buehliteratur über das Gesamtgebiet der 
elektrischen Bahnen war es bisher kärglich bestellt Wenn man von 
einigen Einführungen in das Gebiet absieht, so ist lediglich das Buch von 
Roedder, Die Fortschritte auf dem Gebiet der elektrischen Fernbahnen 
(Wiesbaden, Kreided) zu nennen, das aber schon länget vor dem Krieg 
erschienen ist. Seitdem ist die elektrische Zugförderung mit Riesen¬ 
schritten vorwärts geeilt, und gerade deshalb gebrach es wohl' an Zeit 
über dieses Gebiet eine ausführlichere Darstellung zu bearbeiten. Erst in 
den letzten Jahren sind festere Bauformen für die Leitungsanlagen und 
die Vollbahnlokomotiven entstanden, die den rührigen Sonderfachmann, 
der in der Zeitschriftenliteratur sich bereits einen guten Namen gemacht 
hat, angeregt haben, ein ausführliches Werk zusammenzustellen, das 
folgernden Inhalt auf weist: 

Nach einer allgemeinen Kennzeichnung der verschiedenen Bau¬ 
arten von elektrischen Bahnen, in die nicht ganz folgerichtig auch 
Fahrzeuge einbezogen sind, ist kurz die Stromerzeugung behandelt, 
wobei insbesondere die Unterwerke betrachtet sind. Es folgt ein Abschnitt 
über die Theorie und Berechnung sowie Über die Ausführung von Fahr¬ 
leitungen. Hieran schließt sich der Hauptteil des Buchs, der sich mit den 
Fahrzeugen befaßt. In diesem Abschnitt werden der Bahnwiderstand 1 und 
die Zugkraft am Radumfang, dann die verschiedenen Ausrüstungsteile, 
insbesondere der Motor, die Steuerung und die Stromabnehmer behandelt, 
wobei auch ausführlich auf die elektrodynamische Bremsung und die Be¬ 
messung der Motorleistung mit Rücksicht auf die Erwärmung edngegangen 
ist. Es folgen dann Beschreibungen ganzer Fahrzeuge und zwar von 
Straßenbahnwagen, von Triebwagen für Stadtbahnen, von Industrieloko¬ 
motiven und sehr ausführlich von Vollbahnlokomotiven. Hieran schließt 
sich ein Abschnitt über Zahnbahnen, Seilbahnen, gleislose Bahnen und 
Fahrzeuge mit eigener Kraftquelle und elektrischer Kraftübertragung. 
In einem Schlußkapitel werden wirtschaftliche Fragen besonders über 
Straßenbahnen gestreift. Als Anhang ist ein kurzer Abriß der ange¬ 
wandten Nomographie beigegeben, deren Methode der Verfasser bei ver¬ 
schiedenen Untersuchungen an wendet. 

Die ausführliche Behandlung der Fahrleitungen und der Triebfahr¬ 
zeuge werden das hohe Interesse eines jede Fachmanns wachrufen, zumal 
da viele Abbildungen das Verständnis des Geschriebenen erleichtern. Be¬ 
sonders hervorzuheben ist, daß auch die Lokomotiven in mechanischer 
Beziehung eingehend untersucht worden sind, besonders i3t die Wirkungs¬ 
weise des Triebwerks und die Entstehung der Schwingungen, auch der 
Schüttelschwingungen, behandelt. Vermißt wird eine ausführliche Dar¬ 
stellung der Einwirkung des Bahnstroms auf benachbarte Leitungen, auch 
ist verhältnismäßig wenig über die Betriebführung von elektrischen Lo- 
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komotiven und ihre Behandlung in der Unterhaltung und Ausbesserung 
gesagt. 

Wer sich mit einzelnen Gebieten näher befassen will, findet in dem 
Buch ausführliche Literaturnachweise, insbesondere über die Zeit- 
schriftenliteratur. Die Ausstattung des Buchs ist vorzüglich; es kann 
Studierenden und Fachleuten bestens empfohlen werden. Wechmann. 


Hartmann, Friedrich, Dr.-Ing., ord. Professor der Techn. Hochschule, 
Wien. Die statisch unbestimmten Systeme des 
Eisen- und Eisenbetonbaues. Zweite vollständig neu 
bearbeitete Auflage. Berlin 1922, Wilhelm Ernst & Sohn. 

Der Hauptinhalt des Buchs ist eine Sammlung von Beispielen 
statisch unbestimmter Tragwerke mit geraden Stäben, die in gut dispo¬ 
niertem Aufbau alle wichtigen in der Baupraxis vorkommenden Arten 
von statischen Systemen unter starker Betonung des Stabwenks gegen¬ 
über dem Fachwerk bringt. Neben den Aufgaben des Eisen- und Eisen¬ 
betonhaus sind auch interessante Fälle des Holzbaus behandelt. 

Da das Werk nicht nur dem praktisch tätigen, erfahrenen Ingenieur 
als Leitfaden für seine Bechnung dienen, sondern auch ein Lehrbuch sein 
soll, so ist im ersten Drittel des Inhalts eine kurze, wiederum klar und 
übersichtlich angeordnete Darstellung der theoretischen Grundlagen ge¬ 
geben. Die pädagogische Erfahrung des Verfassers tritt bei der schwie¬ 
rigen Arbeit der Kürzung der Ausführungen im Sinn einer verlags¬ 
technisch notwendigen Handlichkeit des Buchs wohltuend in die Er¬ 
scheinung. 

Der unmittelbare, dem plastischen Vorstellungsvermögen des Ler¬ 
nenden so nützliche Weg der Verwendung der Formänderungen gegenüber 
dem Arbeiten mit den theoretisch eleganten, in vielen Fällen der Praxis 
aber doch umständlichen Methoden der Formänderungs-Arbeitsgesetze 
wird ausschließlich beschritten. Zugleich ist das dankenswerte Bestreben 
überall erkennbar, von den für manche Sonderfälle fein ausgefeilten Ver¬ 
fahren abzusehen und immer „zu den Müttern herabzusteigen“, d. h. die 
großen grundlegenden, einfachen statischen Wahrheiten als das Knochen¬ 
gerüst der verwickelten Probleme aufzuzeigen. 

Der Verfasser vertritt die Anschauung, daß die Beherrschung der 
strengen Rechnungsform auch für hochgradig statisch unbestimmte 
Systeme nötig ist, obgleich manche Baustoffe, z. B. der Eisenbeton, keine 
absolute Gewähr für Übereinstimmung von Annahme und Wirklichkeit 
bieten. Dem ist soweit zuzustimmen, als nur der Erfahrene in der Lage 
ist, Annäherungsrechnung mit Verständnis zu gestalten und den inneren 
Wert des Ergebnisses strenger Rechnung zu übersehen. Das Werk wird 
jedem Leser wertvolle Anregung und praktischen Rat bringen, um so 
mehr als es den Meister zeigt in der Beschränkung. 

Die äußere Ausstattung in Druck und Abbildungen ist mustergültig. 

Robert Otzen, 

Geh. Reg.-Rat und Professor. 
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Birk, Alfred, Dipl.-Ing., Dr.-Ing. e. h. o. ö. Professor an der deutschen 
technischen Hochschule in Prag. Der Wegebau. IV. Teil: 
Linienführung der Straßen und Eisenhahnen. 1 ) Zweite, erweiterte 
Auflage. 314 S. 8 °. 99 Abb. Leipzig und Wien 1922. Franz 
Deoiticke. 

Mit dem vorliegenden vierten Teil ist nunmehr die zweite Auflage 
des vielbändigen Werkes „Der Wegebau“ vollständig abgeschlossen. Der 
Verfasser behandelt in diesem Teil die Betriebsmittel der Straßen und 
Eisenbahnen, den Btrieb auf ihnen im weitesten Sinn des Worts, die 
Zugkraft, die technischen Grundlagen der Linienführung, die Baukosten, 
den Vergleich verschiedener Linien unter Würdigung der neueren Ar¬ 
beiten auf dem Gebiet der virtuellen Längen, die allgemeinen und aus¬ 
führlichen Vorarbeiten für Eisenbahnen, die Vorarbeiten für Straßen, 
Straßenbahnen und Anschlußbahnen, die Aufnahme des Geländes, das 
Aufsuchen der Linie im Plan und ihre Übertragung ins Gelände und 
schließlich die von Launhardt herrührenden Sätze vom Anschluß- und 
vom Knotenpunkt. 

Diese Aufzählung der bearbeiteten Abschnitte zeigt, daß alle für 
die Linienführung von Eisenbahnen und Straßen wesentlichen Fragen 
behandelt werden. Derselbe Stoff ist mehrfach in Lehrbüchern bearbeitet 
worden. Was die vorliegende Darstellung von Birk auszeichnet, ist die 
glückliche Vereinigung von Kürze und Gründlichkeit. Nirgends verweilt 
der Verfasser nur an der Oberfläche, stets führt er den Leser in die Tiefe 
der Probleme und würdigt sie in wissenschaftlich kritischem Geist. Da¬ 
durch gewinnt das Buch besonders hohen Wert für die akademische 
Jugend, aber auch für den wissenschaftlich arbeitenden Praktiker. 

Gegenüber diesen Vorzügen verblassen einige Mängel, die dem 
Buch anhaften, und die ich hier nur deehalb exwähne, weil sie sich leicht 
beseitigen lassen und dem wissenschaftlichen Wert des Buchs in keiner 
Weise Abbruch tun können: 1. „Arbeit“ und „Leistung“ sind in der Physik 
und in den Ingenieurwissenschaften eindeutig festgelegte Begriffe. Hier¬ 
nach ist Leistung die Arbeit in der Zeiteinheit, und nur in diesem Sinn 
sollte das Wort Leistung in einem technischen Lehrbuch ver¬ 
wendet werden. Hiergegen ist in dem Abschnitt „Zugtiere“ 
S. 18—22 mehrfach verstoßen, wo als „Leistung“ eines Tiers oder als 
„tägliche Arbeitsleistung“ oder als „Tagesleistung“ das Produkt aus Zug¬ 
kraft, Geschwindigkeit und Zeit bezeichnet wird. Hierfür hätte, ohne das 
Verständnis irgendwie zu beeinträchtigen, der wissenschaftlich richtige 
Ausdruck „Arbeit“ Verwendung finden können. Derselbe Verstoß findet 
sich noch einmal auf S. 29, wo mit „Leistung des Dampfes“ die Dampf¬ 
arbeit bezeichnet wird. 2. Auf- S. 28 ist Achedruck mit Raddruck ver¬ 
wechselt, auf S. 22 sind die Einheitsbezeichnungen für die Arbeit und Ge- 
scfrtt indigkeit verdruckt. 3. Die Ausführungen auf S. 36 über Lenk¬ 
achsen hätten sehr gewonnen, wenn sie durch eine Skizze ergänzt worden 
wären. 4. Der Einfluß der Beschaffenheit der Straßenfahrbahn auf die 
Unterhaltung der Sti-aßenfuhrwerke ist auf S. 57 nur sehr kurz behandelt. 
Hier wären Zahlenangaben sehr erwünscht, wahrscheinlich sind aber 
einigermaßen zuverlässige Werte gar nicht zu beschaffen und ist ausdiesem 
Grunde eine eingehende Erörterung über die Wechselwirkung zwischen 
Fahrbahn und Fahrzeug unterblieben. Hier kann die Forschung für die 
Straßenwirtschaft noch neues Gebiet erschließen. 5. In dem Abschnitt 


') Vorgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1911, S. 1362. 
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über Fahrgeschwindigkeit der Züge S. 68 wäre ein Hinweis auf die 
früher ohne Aufenthalt durchfahrenen Strecken Berlin—Hannover, 254 km 
(V = 79 km/Std.) und Berlin—Liegnitz, 264 km (V = 78 km/Std.) am 
Platz. 6. Die Zug- und Fahrplanbildung auf S. 69 u. f. ist in der Dar¬ 
stellung zu knapp, namentlich vermisse ich etwas ausführliche Angaben 
über Fahrzeitberechnungen oder "wenigstens Hinweise auf die sehr beach¬ 
tenswerten Arbeiten auf diesem Gebiet von Strahl, Sanzin, Veite, Geibel, 
W. Müller u. a. 7. Das Zugmeldeverfahren hätte im Abschnitt 7 S. 72 ff. 
Erwähnung verdient, ebenso 8. die wertvollen Versuchsergebnisee von 
Strahl über Lokomotivwiderstände auf S. 96. 9. Nachdem der Eisenbahn¬ 
besitz der Bundesstaaten auf das Reich übergegangen ist, ist das Reichs- 
eisenbahnamt aufgelöst, seine Befugnisse sind auf das Reichsverkehrs- 
ministerium übergegangen. Dieses hat eine neue, von der auf S. 205 
etwas abweichende Einteilung für die Veranschlagung der Bauausgaben 
bei den deutschen Reichsbahnen eingeführt. 10. Wie der Abschnitt über 
Übergangsbögen, so ist auch der über virtuelle Längen in der neuen 
Auflage wesentlich erweitert worden. Es sind die neueren Arbeiten von 
Mutzner, Weber, Petersen, örley und Steiner darin verwertet worden. 
In der kritischen Beurteilung dieser Verfahren vermag ich dem Ver¬ 
fasser nicht in allen Punkten zu folgen. Meine Auffassung habe ich in 
einem kleinen Aufsatz in der Verkehrstechnik 1921 Heft 13 niedergelegt. 
Von ähnlichen Überlegungen ausgehend, hat W. Müller in der Verkehrs¬ 
technischen Woche 1922 Heft 26 ein neues Verfahren zur Ermittlung des 
Personal- und Stoff Verbrauchs als Vergleichsmaßstab für die betriebliche 
Bewertung einer Bahnlinie mitgeteilt, das sehr beachtenswert und von 
Birk wohl deshalb nicht erwähnt worden ist, weil ihm die Arbeit bei 
Abschluß des vorliegenden Bandes noch nicht bekannt gewesen ist. Das 
Müllersche Verfahren hat gegenüber dem der virtuellen Längen den 
Vorzug, daß seine Ergebnisse mit dem tatsächlichen Stoffverbnauch der 
Lokomotiven sehr gut übereinstimmen, daheT auch für die Betriebskosten¬ 
berechnungen verwertet und weiter auch der Fahrplanbildung zugrunde 
gelegt werden können. Die aufgewendete Zeichen- und Rechenarbeit 
wird also weitgehend praktisch verwertet und bleibt nicht auf den Ver¬ 
gleich verschiedener Versuchslinien beschränkt. 11. Nach den letzt- 
jährigen Erfahrungen auf der Bahn Blankenburg—Tanne, auf der 
Steigungsstrecken von 60 °/oo mit schweren Reibungslokomotiven über¬ 
wunden werden, ist. es zweifelhaft, ob die Grenze, bei der die Verwendung 
der Zahnstange schon wirtschaftlich sein kann (S. 255), noch bei 40°/w 
liegt. Wenn die bisher vorliegenden Erfahrungen auch noch kein end¬ 
gültiges Urteil zulassen, so ist doch ein Hinweis auf die sehr beachtens¬ 
werte Umstellung de« Zahnbetriebs in Reibungsbetrieb auf jener Strecke 
erwünscht. 12. Auf S. 257 habe ich in der Zusammenstellung den neuen 
Hau enstei n - Basis tu n n e 1 vermißt. 

Über die Zweckmäßigkeit der Ergänzung des Birksehen Werks nach 
den vorstehenden Anregungen kann man natürlich verschiedener Auf¬ 
fassung sein. Kein Zweifel aber dürfte darüber bestehen, daß durch 
diese Kritik sein hoher wissenschaftlicher Wert auch nicht im geringsten 
herabgesetzt wird. Das Buch zeigt ein so hohes Maß von Reife und 
Vollkommenheit, daß es mit gutem Gewissen allen Studierenden des 
Ingenieurfachs und praktisch oder wissenschaftlich arbeitenden In¬ 
genieuren aufs Avärmste empfohlen werden kann. Dr.-Jng. Risch. 
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Ehrhardt, Heinrich. Hammerschläge, 70 Jahre deutscher Arbeiter 
und Erfinder. Leipzig 1922. K. F. Koehler. 

Der jetzt im 84. Lebensjahr stehende Großindustrielle Ehrhardt, 
dessen Niame mit unserer Waffenindustrie aufs engste verknüpft ist, gibt 
in seinen Lebenserinnerungen einen interessanten Überblick über die Ent¬ 
wicklung und das Emporblühen der mit seinem Namen verknüpften indu¬ 
striellen Werke. 

Vom thüringischen Bauembuben, der in den ärmlichsten Verhältnis¬ 
sen aufgewachsen ist, hat er sich in zäher Arbeit und mit hartem Kopf 
emporgearbeitet zu einem leitenden deutschen Wirtschaftsführer. Die 
Waffenfabriken in Zella-Mehlis, in Sömmerda und die Rheinische Metall¬ 
warenfabrik in Düsseldorf verdanken seiner Persönlichkeit ihr Empor- 
bltihen. Seine Erfindergabe hat sich um die Vervollkommnung der Waf¬ 
fentechnik besondere Dienste erworben. Jedem Artilleristen ist die Be¬ 
deutung des Rohrrückläufe, dessen Erfindung auf das Konto Ehrhardts zu 
schreiben ist, für die Verbesserung der Ballistik bekannt. Der Erfinder 
hat es in zäher Arbeit verstanden, die deutsche Heeresleitung noch kurz 
vor dem Weltkrieg zur Einführung dieser Neuerung zu bewegen, nachdem 
fremde Staaten, die im Weltkrieg auf Seite unserer Gegner zu finden 
waren, schon längst dazu übergegangen waren, ihre Artillerie mit dem 
Rohrrücklauf auszustatten. 

Die schärfsten Angriffe hat Ehrhardt wegen der Waffenlieferung an 
fremde Staaten und Verkauf von Patenten an diese erfahren. Er recht¬ 
fertigt sich in seinen Lebenserinnerungen damit, daß Grenzen im inter¬ 
nationalen Handelsgeschäft schwer zu ziehen sind. Ein Ausschließen von 
Kriegsmaterial aus dem internationalen Handelsverkehr sei gar nicht in 
Betracht gekommen. Der Meinung, daß es nicht recht wäre, Erfindungen, 
die der Bewaffnung etwaiger zukünftiger Feinde zugute kommen könn¬ 
ten, an diese zu verkaufen, tritt Ehrhardt entgegen. Wenn man das wirk¬ 
lich durchführen wolle, dürfe man keine Patente nehmen. Die Anmeldung 
einer Erfindung zum Patent bringe gleichzeitig mit dem Schutz für den 
Erfinder auch die Veröffentlichung der Erfindung mit sich. Der Erfin¬ 
der habe nach einer deutschen Anmeldung noch ein Jahr Zeit, die Er¬ 
findung auch in anderen Staaten patentieren zu lassen. Tut er das nicht, 
so werde sie dort schutzlos und kann von jedem benutzt werden. Macht er 
aber von seinem Recht Gebrauch, so werde die Erfindung auch in fremden 
Ländern offiziell bekannt. Die dortige Industrie nehme davon Kenntnis 
und besitze ein Anrecht auf die Ausführung der Erfindung in dem be¬ 
treffenden Lande. Der Erfinder muß dann dort entweder selbst Werke 
zur Ausnutzung der Erfindung errichten oder Lizenzen geben. Unter¬ 
läßt er beides, so können die Lizenzen im Zwangswege von ihm genom¬ 
men werden. Wolle man also unbedingt verhindern, daß eine Erfindung 
auch in fremden Staaten bekannt wird und zur Anwendung kommt, bleibe 
nichts anderes übrig als sie vollkommen geheim zu halten und das betref¬ 
fenden Verfahren im eigenen Werk nur als Geheimverfahren auszuüben. 
Das habe aber vielfach dazu geführt, daß frühere Angestellte in unge¬ 
treuer Weise ihre Kenntnisse nach Ausscheiden aus der deutschen Firma 
doch dem Ausland nutzbar gemacht haben. 

Die Lebenserinnerungen Ehrhardts sind mit solcher Frische von dem 
im 9. Lebensjahrzehnt Stehenden geschrieben, daß es ein Genuß ist, das 
Leben dieses Mannes zu verfolgen, der dem Spruch „Freie Bahn dem 
Tüchtigen“ in seinem J^eben wahrhaft zur Geltung verhelfen hat. 

I)r. Baumann. 
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Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 


Blum, Baumann, Hasse. Der Eisonbahnbau-Oborbau. Verlag der Verkehrstech¬ 
nischen Woche, Hackebeil A.-G. 

Boerner. Statische Tabellen. 8. Aufl. Verlag Wilhelm Emst & Sohn. Berlin 1923. 

Deutscher Eisenbahn-Gütertarif. Teil I, Abt. B. — Verlag Jul. Springer, Berlin, 

Jahrbuch der Technik. IX. Jahrgang. Verlag Dieek & Co., Stuttgart. 

Kleinlogel. Rahmenformeln. 4. Aufl. Verlag Wilhelm 'Ernst & Sohn. Berlin 1923. 

Passow, R. Die Bilanzen der privaten und öffentlichen Unternehmungen. II. 
3. Aufl. Verlag B. G. Teubner, Leipzig und Berlin. 1923. 

Schanz, Georg, Dr. Prof. Finanz-Archiv. 39. Jahrgang. 2. Bd. Cottasche Buch¬ 
handlung. Stuttgart und Berlin. 

Titz, Professor. Natur und Werkstoff. B. G. Teubncr, Leipzig und Berlin. 1923. 

Zillich, Kari, Regierungs- u. Baurat. Statik für Baugewerkschulen und Bau¬ 
gewerkmeister. Wilhelm Ernst & Sohn. Berlin 1923. 


Zeitschriften. 

Die Bautechnik. Berlin. 

1. Jahrgang- Hefte 9 bis 17. Vom 2. Alarz bis 30. April 1923. 

(9:) Richtlinien für die Herstellung und Lieferung von Hochofenschlacke 
zur Verwendung als Gleisbettungsstoff. — (11:) Betrachtungen über die 
Verkehrsmittel der Großstadt in Beziehung zur Bebauung. — (12:) Der 
neuzeitliche Holzbau im Eisenbahnwesen. — (14:) Lichtsignale. — Be¬ 
triebeergebnisse der japanischen Staatseieenbahnen in den Rechnungs¬ 
jahren 1919/20 und 1020/21. — (15:) Abgekürzte Eisenbahnverbindung 
Hamburg^Kristiania. — (17:) Die Lastenziige zur Berechnung der Eisen- 
•bahnlbrücken und der für den Oberbau maßgebenden Aohsdruck. 

Beton und Eisen. Heft 7. Wien. 

22. Jahrgang. Vom 5. April 1923. 

(7:) Die Eisenbahngüterwagen aus Eisenbeton. 

Braunkohle. Halle. 

22. Jahrgang. Heft 2. Vom 14. April 1923. 

(12:) Hat sich die Versandgrenze der mitteldeutschen Rohkohle und Bri¬ 
ketts erweitert? 

Deutscher Außenhandel. Berlin. 

23. Jahrgang. Nr. 5. Vom 5. März 1923. 

(5:) Die Erachttarifschraube. 


Deutsche Bauzeitung. Berlin. 

57. Jahrgang. Nr. 15. Vom 21. Februar 1923. 

(15:) Die Eröffnung der städtischen Nordsüd-Untergrundbahn in Berlin. 
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Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Berlin. 

20. Jahrgang. Nr. 11 bis 15. Vom 13. Miirz bis 10. April 1923. 

(11:) Richtlinien für die Verpackung von Stückgütern. — (15:) Englische 
Eisenbahn Wirtschaft von heute. 

Das Eisenbahnwerk. Berlin. 

Jahrgang 1923. Hefte 4 bis 7. Vom 17. Februar bis 7. April 1923. 

Die Masehineuleistungskarte im Eisenbahn-Ausbesserungswerk Grune- 
wald. — Betriebspropaganda in Großunternehmungen und ihre Formen 
im Eisenbahnwesen. — (5:) Schnelle Behandlung der Heißliiufer. — Preß¬ 
luftbetrieb im Eisenbahnwesen. — (6:) Die Verwertung des Abdampfs in 
Eisenbahnwerken. — St off Wirtschaft in Eisenbahnwerken. — Die In¬ 
standhaltung der Einheitsschmierpumpen bei Lokomotiven. — Zum An¬ 
denken Friedrich Lists. — (7:) Die Arbeitsprüfung in Eisenbahnwerken. 
— Die Anwendung psyehotethnischer Prüfverfahren bei der Deutschen 
(Reichsbahn. 


Die Eisenbahnwerkstatten zur Reparatur des rollenden Materials. (Shedesnodo- 
roshnyje masterskye po remontu nodwishnowo ssostawa.) Herausgegeben 
vom „Obersten technischen Komitee“, als Monatsbeilage des Journals 
„Transport“. Moskau. 

I. Jahrgang. 1922. Heft 1. 

Reparatur der einzelnen Teile der Lokomotiven nach dem Maßstab ihres 
Umfangs, als ein neuer Grundsatz bei der Frage der Lokomotivreparatur. 
— Die Wagenwerkstätten der russ. Eisenbahnen. — über die Reparatur 
der Drehgestelle der Personenzug-Lokomotiven in der Hauptwerkstatt zu 
Omsk. — Kurze Anleitung zur Anwendung des autogenen Verfahrene zur 
Teilung und zum Zusammenschweißen von Metallen im Bereich von 
Wiederherstellungsarbeiten auf den Eisenbahnen und -bei Reparatur¬ 
arbeiten verschiedener Art beweglicher Einheiten. — Aus der Praxis der 
Ei9onbahn-*Werkstätten zu Kostow. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

41. Jahrgang. Hefte 13 bis 16. Vom 1. April bis 22. April 1923. 

(13:) Die Entwicklung der elektrischen Zugbeleuchtung. — (15:) Der 
Stand der Arbeiten für die Elektrisierung der österreichischen Bundes¬ 
bahnen zu Beginn des Jahres 1923. — (16:) Die neuen Aca Lokomotiven 
für die Riksgränsbahn. 


Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

44. Jahrgang. Heft 9. Vom 1. März 1923. 

(9:) Auto-Omnibus und gleislose Oberleitungsbahn im Wettbewerb mit 
Gleisbahnen iiir den Nahverkehr. 

Electric Railway Journal. New-York. 

Jahrgang 61. Nr. 5 bis 10. Vom 3. Februar bis 17. Miirz 1923. 

(5:) High-speed Kailroad on Eric canal site. — A. C. locomotivo control. 
— By the elevated lines. — Collecting five and ten-eent fares. — Regu¬ 
lation of raotor vehicle common carrier. — Reliability and cost of caten- 
ary insulators. — The autliority, duties and responsibilitics of the safety 
chairman. — (6:) Points of interest about the Capital traction Company. — 
New repair shops at Boston. — Better Service possible in Richmond — 
Toronto System worth nearly $ 12 00U000. — (7:) Regulation frora the 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 30 
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viewpoint of a commisoioner. — Street Radlway and motorbus regulation. 
— Relations of utilitrios and commissionß. — Electric Railway taxatioak — 
Taxation and regulation. — How should Railways be taxed? — Com¬ 
munity intereet. — Couutry paßt the peak. — Industry Corning to 
better days. — Railways emerging from serions conditions. — (8:) Careful 
and systematic maintenance is a paying Investment. — The Science of 
babbitting bearings. —- Painting methods for electric Railway rolling 
stock. — North branoh traneit Company rebuilds care. — Changing from 
25 to 60 cycles. — Method and cost of reclaiming Seattle paved track. — 
(9:) Automatic subsfcation experience in Cleveland-I. — Goode record 
for British single-phase electrification. — Merchandising traneportation 
abroad. — New safety devices developed in tri-citiee. — Would seil 
Detroit Municipal (Railway to Detroit people. — (10:) Rerouting would 
eave money in Richmond. — New cars embody unueual features. — Auto¬ 
matic sufbstat.ion experience in Cleveland-Il-400-Volt D. C. Italian eiet* 
trification successful. — French progressing w.ith electrification projects. 

— 180-ton passenger locomotives. 

Engineering. London. 

65. Jahrgang. Nr. 2983 bis 2988. Vom 9. März bis 6. April 1923. 

(2983:) Driving 250-Ft. piles for the Hudson river tunnel. — (2985:) 
Water power development in the United Statee. — (2987:) Workmen's 
compensation: agreeraents to settle for a lump 6um. — (2988:) The eco¬ 
nomic and industrial conditione in America. — Fuel economy of motor- 
car engines. 

The American Economic Review. New York. 

Band 12. Nr. 4. Dezember 1922. 

(4:) Some recent Problems in public utility valuation and regulation. 

Le Genie Civil. Paris. 

43. Jahrgang. Heft 7 bis 9. Vom 17. Februar bis 3. März 1923. 

(7:) La journöe de huit heures et sa repercussion eur la production. 
(9:) La machine & creuser les tunnels Systeme Whitaker. 

Giomale del Genio Civile. Rom, 

6. Jahrgang. Heft 2. Vom 28. Februar 1923. 

Deila sietemazione dei penti meta'llici sulle linee ferroviarie dello Stato, 
particolarmente in relazione all’ esercizio. 

Glasers Annalen. Berlin. 

Band 92. Heft 5 bis 8. Vom 1. März bis 15. April 1923. 

(5:) Dampflokomotiven mit Kondensation. — (6:) Kohlenersparnis bei 
Lokomotiven. — (7:) Zeichnende Kinematik im Bau von Kulissen¬ 
steuerungen für Lokomotiven mit Ventilsteuerung. — (8:) Die Neuord¬ 
nung der Werkstätten. — Die Bedeutung der Fiktion in der Technik. — 
Der internationale Eisenbahnverband. 

Globus. Prag. 

Jahrgang IV. Nr. 7—15. Vom 15. Februar bis 12. April 1923. 

(7:) Der Haftbefreiungegrad der Verladung in offenen Wagen beinhaltet 
nicht auch die durch die mitverladenen Güter hervorgerufenen Gefahren. 

— (8:) Die Stellung eines gedeckten statt eines offenen Eisenbahn¬ 
wagens. — (9:) Haftung der Hahn trotz „Begleitung“ des Gutes. — (10:) 
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Die Fahrparkaufteilung der Nationalstaaten. — Die gebrochene Fracht- 
berechnung im Eisenbahnverkehr. — (14:) Das kaufmännische Reten¬ 
tionsrecht dies Spediteure. — (15:) Unterliegen Ansprüche des Kom¬ 
mittenten gegen den Spediteur aus dem Versicherungsauftrag der ein¬ 
jährigen Verjährungsfrist des Art. 386 *HGB.? 

Glückauf. Essen. 

57. Jahrgang. Nr. 9. Vom 3. März 1923 bis 

(9:) Neuere Einrichtungen und Erfahrungen auf dem Gebiet der Kohlen¬ 
staubfeuerung. 

De Ingenieur. Den Haag. 

38. Jahrgang. Nr. 8—11. Vom 24. Februar bis 11. März 1923. 

(8:) Die nieuwe Duitsche voorschriften voor het ontwerpen en bere- 
kenen van ijzeren spoorwegbruggem — (11): De nieuwe Amerikaaneohe 
voorschriften voor bet ontwerpen en construeeren van ijzeren spoorweg- 
bruggen. 

Die Lokomotive. Wien. 

20. Jahrgang. Heft 2 bis 3. Februar 1923 bis März 1923. 

(2:) 2C-Dreizylinder. — Heißdampfschnellzuglokomotive der dänischen 
Staatsbahnen. — 1E Heißdampf--Güterzuglokomotive für die Gewerkschaft 
Altenberg II in Gleiwitz. — Eine zugrundegegangene österreichische Lo- 
komotivfabrik. — 1C + C Mailet-Verbund-Tenderlokomotive für 76-om- 
Spur der Serbischen Staatsbahnen. — 2 B Heifldampf-Schnellzuglokomotivc 
der Sao Paulo-Bahn, Brasilien. Spurweite 1600. — 1 E Vierzylinder-Ver¬ 
bundlokomotive, Reihe 280 der Südbahn. — (3:) E-Hei£sdampf-Güterzug- 
lokomotive mit Ventilsteuerung, Patent Lentz und Kleinrohrüberhitzer, 
Patent Schmidt. — Die 2 C-Zwiliingslokomotive der französischen Eisen¬ 
bahnen. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. 

78. Jahrgang. Heft 1. Vom 15. Januar 1923. 

(1:) Betrachtungen über den Brennstoffverbrauch im Lokomotivbetriebe. 
— Sicherheitzunge mit schiefer Umstellachse für Weichen. — Lokomo¬ 
tive mit Antrieb durch Turbine nach Ljungström. — Der Wagenantrieb 
auf Ablaufbergen. 

Kailway-Age. New-York. 

68. Jahrgang. Nr. 1 bis 10. Vom 6. Januar bis 31. März 1923. 

(1:) The revival of Railroad development. — Scope of the commission’s 
investigation too narrow. — Past and prospective net return. — Railway 
executives exspect large traffic in 1923. — Railways will make many im- 
provements in 1922. — British Railways show progress during 1922. — 
French Railways still operate at deficit. — Italy plans return to private 
ownership. — Polish Railway make great strides in 1922. — Russian 
Railways aid famine relief work. — Some improwement in Central Europe's 
Railways. — First steps in unifioation of German Railroads. — Conditions 
improve ou other European roods. — Railway mileage in Mexico still 
inadequate. — An analysis of the Railway statistics for 1922. — Trans¬ 
portation Service, past and prospective. — Railways and public opinion 
in the new year. — Canadian roads improve with lower gross. — Argentina 
looks to new year with hope. — Australia turning to American practice. 
— Extensive development planned in South Africa. ;— Many Railway 

36* 


Digitized by 


Gck 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



552 


Btlchersch&u. 


Digitized by 


developments in India in 1982. — Reoent development« on Japanese 
tRailways. — The Chinese Railways had a bad year in 1922. — (2:) 
Mtfchigan Central to build new bridjge at Niagara. — Report an collieian 
at Denver, Indiana. — New England «divisions and transportations act. — 
Appropriations recommended for I. C. C. and labor board. — Cotton 
beit rapklly overcoming effects of strikc. — Developments in the rail- 
road labor fieid. — Report on colllsion at Adeiino, Louisiana — Graphic 
presentation of boiler proportions. — Unique drive for electric locomotive. 

— Van Öweringens acquire C. & 0. stock interest. — Freight car loading. 

— Electric boiler for heating tra'ims. — (3:) The C. & O.’s new venture. 

— Carry out tbe rate-making provisions. — What govermnent control 
cost the taxpayers. — Modernize tie purchasing methods. — The Problem 
of the port of New-York. — A place to begin to improve. — Lack of 
modern machinery handicaps Ratflroads. — I. C. C. to investigate efficiency 
and economy of management. — Freight car loading. — Commission find-s 
coal industry over developed. — Pennsylvania labor board case argued in 
supreme court. — Conditional plan for Southern Pacific control of 
Central Pacific. — Hours-of-service report. — Advantage of Diesel electric 
locomotives. — (1:) Continental Europe adopts telcphone train dispatching. 

— The functions of Signals in yard Operation. — Chicago pets a new pas- 
s enger terminal plan. — Western roads heaid on oonsolidation plan. — Ga- 
soline rail car shows good fuel economy. — Water treatmenl juslified by 
results secured. — Illinois Central preparing to build by cut-off. — Contro* 
versy over Central Pacific settled. — An innovation in locomotive terminal 
design. — I. C. C. says State commissions are essential. — Partners in the 
busincss of traiisportation. — P. & R.’s 1922 operating net ahead of 
1921. — Centrali7>ed freight car ownership undesirable. — Railroads should 
pay dlvidendis when oamed. —- (5:) Expericneo with electric traction. — 
Increased efficiency of Operation. — A gigantic prograrn of confiscation. 

— Handicapping the Railroads. — Further favorable testimony for the 
Whitley councils. — Oone and locomobive »boilers. — How can tho 
public learn the truth. — The next step in locomotive construction. — 
Electric traction for the T. & N. 0. R. freight car loading. — Sug- 
gestione for improving operating methods. — Automatic train recorder. 

— I. C. C. urged to define valuatian method. — Increased demand 
forces up tic prices. — Wood-preservers* convention in New Orleans. — 
Plans for radical Railroad legislution. — Signalmen gain und lose in labor 
board ruling. — A.S. C.E. report on electric traction. — Nickel Plate 
avorages 41.1 milcs per car per day. — Commission Orders reduood rate 
scrip books. — Portable automatic model calculating machine. — (6:) The 
labor leaders* war against private management. — A limitation on 
automatic block Signals. — How much does the farmer pay? — What 
is a tic? — Railway operating methods in Argentina. — Sulzer Diesel 
electric rail motor car. — Labor board chairman answers union critics. 

— Annual report of director general of Railroads. — Twelve years* 
experienoo with alternating current traction. — Testing large capacity 
scales by new method. — Three eollisions on the Union Pacific. — 
Front-end locomotive throttlo valve. — Co-ordination of motor transport 
and Railroads. — Chesapeake and Ohio had eventful year in 1922. — 
Little drops of water, little -grains of saud. — (7:)Make it a real 
fight. — Commission as well as Raihvays should observe the law. — 
The cost of hauling dead weight. — Is the commission consistent? — 
M. K. &T. buikls new terminal at Denison. — Give transportation act a 
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better chance. — Ueeful purpose of tranaoontinental bureau. — Obser- 
vations on electric Railway practice. — I. C. C. approvea Southern Pacific 
control of C. P. — Se&bord net e&rninga iraprove in rceent rnonths. — 
Another railroad investigation? — Practical method of securing Co¬ 
operation. — Water columns for locomotive bollere. — Direct injection 
oii engine driven compressor. — Recollections of a former Railroad 
secretary. — Points for Station agents. — On the firing line. — (3:) What 
is a specification for? — Shantung Railway turned over the Chinese. 
— The traffie undt in operating etafcietics amlysie. — I. C. C. finds fuel 
shortage exaggerated. — Locomotives for Brazilian oenitennial exhibition. 
— Boston & Maine showe remarkable improvement. — S. P. and W. P. 
arrange for joint rates and double track. — Plan for new Railroad 
investigation dropped. — Report of tbe bureau of locomotive inspection. 
— Common interests of roads and employees. — A new idea in the 
merchandising of ties. — Labor board sustained by eupreme court. — 
Authority to purchase West Side Belt denied. — I. C. C. sustained in 
New England division’s case. — (9:) The improvement in Railway resulte. 
— Signaling increaees capacity of three tracks. — Louisville & Nashvillc 
authorized to issuo stok dividend. — Soine details of dining-car Service. 
—• Senator Brookhart’s radioal Railway bill. —« Creosoto sliortage threa- 
tens wood preeervation. — An analysis of 1922 Railroad oi>erating 
resuits. — Five preeidente defend Eecb. — Cummins act. — Heavy 
Mikado type locomotive for D., L. & W. — Consolidation uo panacea for 
Railroad ills. — Permanent head boarde increase privacy of Pullman 
sections. — Rail roads must use labor eaving equipment. — Advantages 
of apberical type roller bearing. — Haie holden skows effects of tax 
increases. — Freight car loading. — Argumenta on power brakes heard 
by I. C. C. — I. C. C. reports on anthracite. — The Railroad renaissance. 
— Hearing on the Railroad consolidation plan. — An arbor car ferry 
Nr. 3. — <10:) Propoaed reductions in transcontinental rates. — The 
Standard box car. — Short repair ehop schedules. — Senator Brockhart 
as an aid to Wall Street. — On cducating farmers about Railway matters. 
— As to the locomotive-What next? — Mechauical equipment saves 
men and money. — Digest of transportation atatietics for 1922. — 
The Railways as purchaaers. — Holden proposes four Western Systems. 
— How automatic train control affects Operation. — Respite from federal 
legislation promised. 

Revue generale des chemins de fer et des tramways. Paris. 

42. Jahrgang. Nr. 3 bis 4. März 1923 bia April 1923. 

(3:) Note sur Tölectrification des chemine de fer du Midi. — Note sur 
los d^raillements par aiguilles entrebaillöea. — Satistique des chemins 
der fer allemands pour l’exercice 1920—21. — (1:) Application du 
moteur k hydroearbures k la iraction sur voies ferr^es. — L’dquipement 
frigorifique du r£seau d’Orldans et la gare frigorifique de Paris-Ivry. 

Technik u. Wirtschaft der V erkehrsanstalten (Technika i Ekonomika put ei 
ssoobechtachenija). Organ dee Volkskommissariats der Vcrkehrsan- 
stalten. Moskau 1922 1 ). 

V. Jahrgang 1922. Bd. L Heft 1 bis 6. 

(1:) Automatische Kupplung und ununterbrochene Bremse fiir das 
rollende Material der Eisenbahnen. — Ein Entwurf zur Erhöhung der 
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Leistungsfähigkeit des Petrograder Handelshafens mit Hilfe seiner Me¬ 
chanisierung. — Die Lage des Heizmaterials im Reich. — Der Transport 
und die neue Wirtschaftspolitik. — (2:) Die Bewachung der Übergänge 
an den Eisenbahnen. — Grundlagen der Wirtschaftlichkeit der Häfen 
und der Seetransporte. — Perspektiven der Eisenbahn Wirtschaft in 
Rußland. — (3:) ökonomischer Lauf der Züge. — Vergleichsweise Be¬ 
deutung der Verkehrsverbindungen im Jakutsker Gebiet und dem Gold- 
Indus trie-iRayon der Lena. — (4u. 5:) Die Fluß- und Seeflotte zu Anfang 
der Navigationsperiode 1922. — Die Ausrüstung der Wasserwege des 
Marien-Isthmus, der Tichwin- und Wyechnewolosk-Wasserwege mit Re¬ 
paraturwerkstätten. — Die Häfen des Kaspischen Meeres zu Ende der 
Navigationsperiode 1921. — Die Arbeiten zum Bau der neuen Dämme 
des Isthmus des Moskwa-Flusses. — (6:) Die Reinigung des Wassers 
auf der Wladikawkas-Eisenbahn. 

Los Transportes. Madrid. 

5. Jahrgang. Nr. 105 bis 109. 30. Januar bis 30. März 1923. 

(105:) Los vagones de gran cabida. — La red feroviaria des Congo se 
va extendrendo. — (106/107:) Las Divisiones de ferrocarriles. — El 
seguro de vagones particulares. — Debe cesar la ampliaciön extraordinaria 
de los plazoe de transporte. — La po-litica ferroviario. de Castilia. — El 
problema ferroviario en el extranjero. — Un vagön da descarga auto- 
mätica inventado por un espaüol y que ee fabrica en Espaüa. (108:) 
El seguro de transporte terrestre por ferrocarril. — Seguudo Congreso 
ferroviario de Sudamärica. — (109:) Los ferroviarios de Madrid, Zarragoza 
y Alicante. — Los rendimientos de los ferrocarriles aumentan. 

Siemens-Zeitschrift. Berlin. 

3. Jahrgang. Heft 2. Februar 1923 bis März 1923. 

(2:) Die elektrischen Zeitdienstanlagen in dem Reiohsbahndirektions- 
bezirk Berlin. — (3:) Mit Wechselstrom^Lokoinotive quer durch Nord- 
echweden. 

V erkehrstechnik. Berlin. 

Jahrgang 1923. Hefte 8 bis 15. Vom 23. Februar bis 13. April 1923. 

(8:) Technische und hygienische Anforderungen für Siedlungen. — Ver¬ 
besserung aller Triebwagen bei der Berliner Straßenbahn. — (10:) Die 
Elektrisierung der österreichischen Alpenbahncn. — Rollenlager für 
Gleisfahrzeuge. — (12:) Abgabe von der Roheinnahme. — Ermäßigung 
der Strompreise für Straßenbahnen. — (14:) Elektrische Bahnen in 

Chicago. — Großgüterwagen. — (15:) Der Ein-Mann-Wagen. — Frei¬ 
bleibend!© Tarife bei Eisenbahnen. 

Verkehrstechnische Woche. Berlin. 

17. Jahrgang. Heft 9 bis 16. Vom 5. März bis 16. April 1923. 

(9/10:) Die künftige Wirtschaftspolitik der Reichsbahn. — Rostschutz 
besonders gefährdeter Konstruktionsteile im Eisenbahnbau. — (11/12:) 

_ - (Zu S. 553 unten gehörig.) 

1 ) Mit den vorliegenden Nachrichten wollen wir wieder den Faden auf- 
nehmen, der durch die Ereignisse des Weltkriegs zerrissen worden ist, und 
den Lesern des Archivs den wesentlichen Inhalt der russischen Eisenbahn-Fach¬ 
literatur bekanntgeben. Es muß das allerdings unter der Einschränkung „soweit 
sie uns zugänglich sein wird“ geschehen, denn der literarische Austauschverkehr 
ist leider noch nicht voll in Gang gekommen. Die Redaktion . 
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Die deutschen Schnellverkehrsverbindungen mit Genna 'während der 
Wirtscbaftskonferenz. — Die Goldklausel der Reichsbahndirektion Ehln. 
— Signale für doppelte Kreuzuogsweichen. — (13/14.) Gedanken über 
vergangene und künftige Eisenbahnbaupolitik. — Australische Eisenibahn- 
fragen. — Schienenloser Bahnbetrieb in Bradford. — (15/16:) Die Eisen¬ 
bahnfachsehulen als freiwillige 'Bildungsstätten für Eisenbahnbeamte und 
Facharbeiter. — Die Waeeerkraftanlage Hirsobadd bei Bamberg. 

The Yale review. New York. 

Band XII. Nr. 3. April 1923. 

Factors in the Railroad Situation. 


Bote der Verkehrsanstalten (Westnik putei seoobechtsohenija), Ausgabe des 
Volkskommissariats dler Verkehrsanstalten. Moskau 1922 1 ). 

I. Jahrgang. Heft Nr. 15, 16, 17 (18 u. 19 fehlen), 20 u. 21. Vom 7. Oktober 
bis 18. November 1922. ' 

(15—18, 20:) Der Transport und die Metallindustrie. (15:) Verarbeitung 
des Torfs auf den Eisenbahnen. — (16/17:) Neue Methode der Um¬ 
gruppierung der Platzausnutzung in den Personenzügen. — (16:) Der 
zweite Allrussische-vereinigte Kongreß der Arbeiter des Eisenbahn- und 
Wassertransports. — (17:) Plan zur Versorgung der Eisenbahnen im 
Dezennium 1923—1932 mit Heizmaterial. — Ziele und Aufgaben der 
Statistik bei den Provinzialbehöiden. — (20:) Über das Betriebskapital 
der Bahnen, dessen Begriff und Bestimmung. — Die Bedeutung der 
Finanzabrechnung unter den neuen wirtschaftlichen Bedingungen. — 
(21:) Das metrische System auf dem Transport. — Dezentralisation der 
Tariiangelegenbeit und die neuen Eisenbahntarife. — Übersicht der 
Tätigkeit des Seetransporta 


Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Architekten-Vereins. 

75. Jahrgang. Heft 15/16. Vom 20. April 1923. 

(15/16:) Die großen Arbeiten der Schweizer Brüokenbauingenieure auf 
dem Gebiet der Nebenspannungen und die daraus zu ziehenden Fol¬ 
gerungen. 

Zeitschrift des Vereins Deutsch er Ingenieure. Berlin. 

Bd. 67. Nr. 11—15. Vom 11. März bis 14. Aprü 1923. 

(11:) Braunkohle und Torf als Lokomotivbrennstoffe. — 12:) Der Rhein 
und die Hafenpläne der Stadt Köln. — (14:) Ingenieurfortbildung. — 
(15:) Amerikanische Großgüterwagen. >— Ermittlung der Fahrzeiten 
durch Zeichnung. — Eiserne Stehbolzen. 

Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 

30. Jahrgang. Heft 2. Vom 15. Februar 1903. 

(2:) Binnenschiffahrtslragen im neuen Deutschland. 


*) Jedem Heft sind Beilagen angefügt: Amtliche Verfügungen. — Außerdem 
liegen den Heften 11 bis 21 je eine 1 Bogen starke Übersetzung der zunächst im 
Archiv für Eisenbahnwesen 1917/1919 und darauf im Jahr 1919 auch in Buch¬ 
form, im Verlage von Julius Springer, Berlin, erschienenen Arbeit von Dr. Mer¬ 
tens: ..Dreißig Jahre russische Eisenbahnpolitik und deren wirtschaftliche Rück¬ 
wirkung“ bei. 
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Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen« Berlin. 

63. Jahrgang. Nr. 9 bis 16. Vom 22. Februar bis 19. April 1923. 

(9:) Selbstkosten und Tarifpolitik der Deutschen Reichsbahn. — Zur 
Vereinfachung des Abfertigungsdienstes bei den Fahrkartenausgaben. — 
Elektrischer Bahnbetrieb im kanadischen Montreal-Tunnel. — (10:) 

Einiges über den Aufbau elektr. Großiokomotiven. — Wirtschaftliche 
Arbeitsweise bei der Unterhaltung der Bahnanlagen. — Elektrisierung der 
Schweizerischen Bundesbahnen. — (11:) Die Tarifpolitik der Reichsbahn. 
— Bahnhau und Obstbau. — Vereinfachungen im Güterrechnungswesen. 
— Das Verkehrswesen Brasiliens. — (12:} Ladevorschriften. — Die 
Tarife der englischen Eisenbahnen unter dem neuen Eisenbahngesetz. — 
Die Elektrisierung der Zone I der chilenischen Staatsbahnen. — (13:) 
Das. Dezernat 20 bei den Reichsbahndirektionen. — Die Benutzung der 
Rangierbalmhöfe. — Sind die privatrechtlichen Zalilungsverbindlichkeiten 
der ELsenbahnkÄSsen noch Holschulden? — Großgüterwagen der Deutschen 
Reichsbahn. — (14:) Kündigung des Beamtenverhältnisses, — Eisen¬ 
bahnerlöhne in den Vereinigten Staaten von Amerika. — Der öster¬ 
reichische Verkehrsminister über die Lage der Bundesbahnen. — (15:) 
Die Ausbildung des Personals in Theorie und Praxis. — Arbeiter und 
Arbeitskontrolle. — (16:) Traglasten, Handgepäck und Reisegepäck. — 
Die Rechte der österreichischen Eisenbahnverwaltungen und .ihrer An¬ 
gestellten nach dem Mieten- und Wohnungsanforderungsgesetz. — Der 
§ 70 der Eisenbahn-Verkehrsordnung (Ansprüche wegen unrichtiger 
F rach t berech nung). 


Hertas gegeben im Auitrtge des Reicbsverkehnmunisteriums. 

Verltg Ton Julius Springer, Berlin W. — Druck rau U. 8. Hermann & Co., Berlin SW 19, Beutbstr. b. 
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Die englische Eisenbahnpolitik der letzten vierzig Jahre. 

( 1882 - 1922 .) 

Von Dr. E. Boehler (Göttingen). 

(Schluß.) i) 


VI. 

Die englische Eisenbahnpolitik während des Weltkriegs. 

Es kann nicht Aufgabe dieser Aufsätze sein, die Kniegsverwaltung 
der englischen Eisenbahnen aus rfin historischem Interesse heraus zu be¬ 
trachten, sondern lediglich soweit, als sie allgemeine, eisenbahnpolitische 
Erkenntnisse vermittelt oder für die Gestaltung der englischen Eisen¬ 
bahnpolitik von dauerndem Einfluß gewesen ist*). 

Allgemein ist sie von Bedeutung insofern, als sie zeigt, auf welche 
Weise die Privatbahnen imstande gewesen sind, den nationalen Aufgaben 
gerecht zu werden, die sich aus ihrer militärischen Bedeutung ergeben, 
während die Kriegszeit für die fernere Gestaltung der Edsenbahnpolitik 
vor allem deshalb maßgebend werden mußte, weil das Landesvertei¬ 
digungsinteresse eine vollständig wirtschaftliche Umgestaltung des ge¬ 
samten Bahnsystems verlangte und die Abweichung der Friedensverwal¬ 
tung vom Ideal wirtschaftlicher Betriebsführung naturgemäß die For* 
derung nach Übertragung der Kriegserrungenschaften auf die Friedens¬ 
zeit entstehen ließ. 

J ) Vgl. Archiv Itlr Eisenbahnwesen 1923, S. 243. 

2 ) Eine ausführliche Kriegsgeschichte der engüschen Eisenbahnen hat der 
bekannte Eisenbahnschriftsteller Pratt unter dem Titel British Railways and the 
ureat ll’ar. Organisation, efforts, difficulties and achievements. London 1921 
2 vols. geschrieben. Da der Yerf. offenbar im Auftrag der Gesellschaften arbeitet 
und ihm deshalb sehr viel Material zur Verfügung stand, das einem Außen¬ 
stehenden nicht zugänglich wäre, so bildet das Werk — soweit nicht anders 
erwähnt — eine wichtige Grundlage für die folgende Darstellung, zumal die 
amtlichen Veröffentlichungen, die selbstverständlich herangezogen wurden, spär¬ 
lich fließen. Zju beachten ist außerdem, daß der Vorkriegsteil das Resultat eines 
längeren Aufenthalts in England war, während dies naturgemäß bei den weiteren 
Ausführungen nicht mehr der Fall ist. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 37 
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Die englische Eisenbahnpolitik der letzten vierzig Jahre. 


A. 

Die Grundlagen der Kriegsverwaltung der englischen Eisenbahnen. 

Die ersten Anregungen zu einer systematischen Vorbereitung des 
englischen Eisenbahnnetzes für den Kriegsfall sind hervorgegangen aus 
der Freiwilligenbewegung, die sich im Anschluß an die französische In¬ 
vasionsgefahr vom Jahr 1859 entwickelte. Nach längerem Widerstand 
des Kriegsministeriums erfolgte 1865 die Gründung des (ebenfalls frei¬ 
willigen) Engineer and Railway Volunteer Staff Corps, bestehend aus In¬ 
genieuren, Eisenbahnbauunternehmern und Eisenbahndirektoren im 
Offiziersrang, die sich in ihren Satzungen die Aufgabe setzten, 
„die gelernte Arbeit und den Eisenbahnverkehr den Zwecken 
der nationalen Verteidigung dienstbar zu machen und in 
Friedenszeiten ein System vorzubereiten, wodurch dies am 
zweckmäßigsten erreicht werden könnte“. Sie arbeiteten infolge¬ 
dessen auf private Kosten MobilisierungsfahrpJäne aus, nahmen 
regelmäßig ein Inventar des verfügbaren Rollmaterials auf und 
erschienen lange Zeit hindurch als das einzige Organ, dessen sich die Re¬ 
gierung im Kriegsfall zur Erreichung einer einheitlichen Eieenbahn- 
verwaltung bedienen könnte. Nach der Territorial and Reserve Forces 
Act von 1907 wurde das Corps — unter Weglassung der Bezeichnung 
„ Volunteer “ in die Landstreitkiäfte (Territorial Force) eingeordnet, hatte 
aber bereits den größten Teil seiner Bedeutung durch das Entstehen 
anderer Organe eingebüßt. 

Inzwischen waren nämlich die gesetzlichen Grundlagen für die Unter¬ 
ordnung der Eisenbahnen unter die Zv r ecke der nationalen Verteidigung 
gelegt worden, und zw r ar durch die Regulation of the Forces Act von 1871 
und die National Defence Act von 1888, die allerdings von sich wider¬ 
sprechenden Voraussetzungen ausgingen. § 16 des Gesetzes von 1871 er¬ 
mächtigte den Kriegsminister „einer oder mehreren Personen die 
Befugnis zur Besitzergreifung 1 ) einer jeden Eisenbahn des Vereinigten 
Königreichs im Namen seiner Majestät zu erteilen“, wobei vorgesehen 
war, daß die Entschädigung für etwaige Verluste oder Schaden 
mangels gütlicher Vereinbarung durch Schiedspruch in der von der 
Land Clauses Consolidation Act von 1845 vorgesehenen Form festgestellt 
Aviirde. Bald erschien jedoch dieser Weg dem Kriegsministerium als ungang¬ 
bar, weil er die Übernahme der gesamten Verwaltung der Eisenbahnen 
durch den Staat zu bedeuten schien. Aus diesem Grunde suchte man den 
gleichen Zweck mit weniger „gefährlichen“ Mitteln zu erreichen, indem 
man diurch § 4 der National Defence Act von 188S den Kriegsminister 

1 ) „to take posse^sion“. 
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ermächtigte, Vorzugsbehandlung für alles Militärgut zu verlangen, 
nötigenfalls unter Verhängung einer Annahmesperre für sämtlichen 
anderen Verkehr, eine Bestimmung, die von der Voraussetzung ausging, 
daß im Kriegsfall die eigentliche Verwaltung der Eisenbahnen in den 
Händen der Gesellschaften verbleiben würde. 

Die Folge davon war, daß man sich zunächst nicht veranlaßt sah, 
für den Kriegsfall ein eigentliches Verwaltungsorgan vorzusehen, son¬ 
dern lediglich ein beratendes Organ zur Vorbereitung der Mobilmachung, 
das 1896 unter dem Naunen Army Railway Council ins Leben gerufen und 
1903 zu eftnem War Railway Council 1 ) erweitert wfurde, tun auch den Be¬ 
dürfnissen der Marine Rechnung zu tragen. Es hatte die Aufgabe: 1. den 
Krieg&minister in allen militärischen Transportfragen zu beraten; 2. einen 
Beförderungsplan für die Mobilmachung auszuarbeiten; 3. die Einrichtung 
besonderer Stationsanlagen für militärische Zwecke an wichtigen 
Punkten mit den in Frage kommenden Gesellschaften zu beraten und 
4. einen Stab von Verbindungsbeamten zwischen den Militärbehörden und 
den Gesellschaften zu organisieren. Die Arbeit des Councils wurde jedoch 
auch jetzt noch durch die Zurückhaltung des Kriegsministeriums ver¬ 
zögert und hatte wirklich praktische Resultate erst, als sie unter dem Ein¬ 
fluß der Kriegsgefahr von 1911 auf eine neue Grundlage gestellt wurde*). 

Verwaltungsbefugnisse kamen deshalb nur den Verbindungsoffizieren 
zu, die als Railway Transport Service vom Generalquartiermeister ressor- 
tierten und um das Jahr 1910 unter einem Director of Railway Transport 
zusammen gefaßt wurden. Unter Bezeichnung Railway Transport Officers 
wurden sie auf die wichtigsten Stationen verteilt und hatten für die ord¬ 
nungsmäßige Abwicklung des Truppenverkehrs zu sorgen. 

Als aber im Jahr 1911 die Mobilmachung in praktische Nähe rückte, 
zeigte es sich, daß die bisherige Organisation für die Abwicklung des 
Mobilmachungsverkehrs nicht ausredchte und das Gesetz von 1888 über¬ 
haupt keine genügende Unterlage für die Bewältigung des Eisenbahn- 


*) Er setzte sich zusammen aus zwei Vertretern des Generalquartiermeisters, 
sechs Eisenbahndirektoron, zwei Mitgliedern des Engineer and Railway Staff 
Corps, einem Mobilmachungs- und zwei Marineoffizieren, einem Offizier der Royal 
Engineers und einem Eisenbahninspektor des Handelsamts. 

*) Unabhängig davon bestanden 1905 drei Einheiten eigentlicher Eisenbalm- 
Iruppen (zu den Royal Engineers gehörig) in einer Stärke von 70 und GO Manu, 
deren erste 1882 ins Leben gerufen wurde, außerdem eine Reserve von 3-1.1 pri¬ 
vaten EisnhnhiMtigostellten. Ein zweimaliger Versuch, diese Reserven auszu¬ 
bauen, scheiterte an den ungenügenden finanziellen Bedingungen, die das Kriegs- 
ministerium bot. Dasselbe Schicksal hatte ein zweimaliger Versuch der Re¬ 
gierung, eine gewisse Menge Rollmaterials zu registrieren, die nötigenfalls sofort 
auf einen überseeischen Kriegsschauplatz geschickt werden könnte, da die Regie¬ 
rung die geforderte Registrntionsgebiihr nicht bewilligen wollte. 

37* 
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Verkehrs in Kriegszeiten bildete. Denn der Anspruch auf* Vorzugsbehand¬ 
lung richtete sich immer nur gegen einzelne Gesellschaften; er garantierte 
also keineswegs, daß der Truppenverkehr ohne Rücksicht auf die Eigen¬ 
tumsverhältnisse der Gesellschaften auf dem kürzest möglichen Wege be¬ 
fördert, die englischen] Eisenbahnen also als ein einziges System betrieben 
würden. Außerdem war der Gefahr nicht vorgebeugt, daß von den mili¬ 
tärischen Befehlshabern sich widersprechende Ansprüche gestellt würden, 
die notwendigerweise — wie im Jahr 1870 in Frankreich — zu einem 
Chaos führen müßten, zumal auch der Zivilverkehr aufrechtznerhalten war. 

Infolgedessen verlangten jetzt die Gesellschaften selbst, daß im 
Kriegsfall nicht das Gesetz von 1888, sondern das von 1871 der Verwal¬ 
tung der Bahnen zugrunde gelegt werde, betonten aber gleichzeitig, daß 
die Besitzergreifung durch den Staat keineswegs die Ersetzung der bis¬ 
herigen Verwaltung durch Staatsbeamte zu bedeuten brauche, sondern 
lediglich die Schaffung eines Organs nötig sei, das die staatliche Gewalt 
repräsentiere und für die einheitliche Verwaltung der Eisenbahnen 
Sorge trage. 

So entstand im Jahr 1912 das Railioay Executive Committee, be¬ 
stehend aus ursprünglich neun Generaldirektoren englischer Eisenbahnen, 
die im Kriegsfall unter dem formalen Vorsitz des Handelsministers als 
Kollegialbehörde die Staatsgewalt repräsentieren und die verschieden¬ 
artigen Einzelinteressen dem öffentlichen Interesse unterordnen sollten, 
gleichzeitig aber die Leitung ihrer Netze als Angestellte ihrer Gesell¬ 
schaften beibehielten, dlie demnach die sich widersprechenden Aufgaben 
hatten, die Interessen der Gesellschaften gegenüber dem Staat und die staat- 
hohen Interessen gegenüber den Geselleoliaften zu vertreten. 

Damit war in letzter Stunde entschieden, daß sich der Staat bei 
Kriegsausbruch nicht begnügen 1 würde, auf Grund des Gesetzes von 1888 
Vorzugsbehandlung für den militärischen Verkehr zu verlangen, wie man 
jahrzehntelang angenommen hatte, sondern daß er tatsächlich die Bahnen 
in staatliche Verwaltung nehmen würde, wie es im Gesetz von 1871 vor¬ 
gesehen war. 

Der Erlaß des Kriegsministers vom 4. August 1914, der die Über¬ 
nahme der Bahnen 1 ) durch die Regierung verordnete, übertrug ihre Ver¬ 
waltung dem Handelsminister, doch erfolgte sofort eine Mitteilung an die 
Presse, in der angezeigt wurde, daß die staatliche Verwaltung durch 
einen ausführendten Ausschuß von Generaldirektoren — eben das Railway 

') Von der staatlichen Verwaltung wurden alle Bahnen mit Ausnahme der 
Londoner Tubes und einiger kleinerer Linien von insgesamt 199 M Meileu gegen¬ 
über 21 33114 Meilen übernommen. Ab 1. Januar 1917 kamen auch die irischen 
Bahnen unter besonderer Verwaltung hinzu. 
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Executive Committee — ausgeübt •würde, rnnd der Ausschuß selbst machte 
unmittelbar darauf bekannt, daß sämtliche Beamten der Gesellschaften 
unter der biaherigen Verwaltung! (control) bleiben uaud ihre Anweisungen 
auf dem bisherigen Wege erhalten sollten. 

Schon aus dieser Ankündigung ging hervor, daß sich der Staat in 
die Verwaltung der einzelnen Gesellschaften nur soweit einaumischen be¬ 
absichtigte, als es zur zweckmäßigen Bewältigung der durch den Krieg 
geschaffenen Verkehrsbedürfnisse, der militärischen sowohl als der pri¬ 
vaten, nötig würde. Dazu mochten entscheidende Maßnahmen', wie die 
Verkehrsleitung ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse oder der 
gemeinsame Gebrauch des Rollmaterials, unvermeidlich sein, aber die Ver¬ 
antwortung für die Bewältigung des Verkehrs blieb nach wie vor bei den 
einzelnen Gesellschaften. Außerdem geschah der Staatseingriff in der 
Form der Selbstverwaltung, da der Handelsminister normaler Weise 
an den Sitzungen des Ausschusses überhaupt nicht teilnahm, sondern nur 
als oberste Instanz — bei etwaigen Weigerungen einzelner Gesellschaften, 
den Anordnungen des Ausschusses Folge zu leisten, oder bei sich wider¬ 
sprechenden Verkehrsansprüchen von Behörden — und als Verbindungs¬ 
organ zwischen dein Gesellschaften und dfem Kabinett in Frage kam, so 
daß die ganze praktische Durchführung der staatlichen Verwaltung den 
Generaldirektoren überlassen blieb. 

Es bestand deshalb — genau wie in der Vorkriegszeit — die Mög¬ 
lichkeit, zur Lösung der einzelnen praktischen Fragen die Verwaltungs¬ 
organe heranzuziehen, die für die spätere Ausführung der Richtlinien 
verantwortlich waren, so daß auf diese Weise eine Reihe von Zentral- 
anssohiissen entstand, deren Mitglieder nicht dem ausführenden Aus¬ 
schuß angehörten und gleich wohl dem Interesse diear Zeatralverwaltung 
dienten. Nur so ist es erklärlich, daß der ausführende Ausschuß, der 
selbst schließlich 12 Köpfe umfaßte, mit einem Büropersonal von zuerst 
10, später 17 und schließlich 31 Köpfen auskam, die übrigens — ebenso¬ 
wenig wie die Mitglieder des Ausschusses selbst — nicht vom Staat, son- 
dern von ihren Gesellschaften bezahlt wurden. 

Denn die finanzielle Grundlage, auf dem dieses System staatlicher 
Verwaltung beruhte, war in ihren Prinzipien außerordentlich einfach: 
Der Staat verpflichtete eich, den Gesellschaften die Reineinnahmen der 
Vorkriegszeit zu garantieren, wogegen diese den gesamten militärischen 
Verkehr ohne besondere Vergütung beförderten. Die Vereinbarung war 
aus dem Bestrebender Regierung hervorgegangen, mit den Gesellschaften 
als Gesamtheit und nicht mit einzelnen von ihnen zu verhandeln, um zu 
verhindern, daß einerseits die Gesellschaften, die durch Ableitung des 
Verkehrs eine Einbuße erlitten, entschädigt werden mtißteu, während 
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es andererseits rechtlich zweifelhaft war, ob die Regierung befugt sei, 
den Einkommenszuwachs der Gesellschaften mit vermehrtem Verkehr ein- 
zubehallen. Als Friedensbasis hatte die Regierung die Reineinnahmen 
der letzten drei Friedensjahre vorgeschlagen, von denen aber alle Ein- 
kommesverminderungen abgezogen werden sollten, die nicht der Wir¬ 
kung der staatlichen Verwaltung zugeschrieben werden konnten. Dem¬ 
gegenüber wandte* sich die Gesellschaften sowohl gegen diese letztere 
Einschränkung als auch gegen die Zugrundelegung der Jahre 1911 und 
1912, da diese abnorm schlecht gewesen seien, und schlugen das Jahr 1913 
als einzige Basis vor. Darauf einigte man sich schließlich im Abkommen 
vom 6. August 1914, nachdem die Regierung wenigstens die Einschränkung 
durchgedrückt hatte, daß die garantierte Summe der Reineinnahmen von 
1913 um den gleichen Prozentsatz herabgesetzt weiden sollte, wie das 
Reineinkommen des ersten Halbjahrs von 1914 hinter dem von 1913 zu¬ 
rückblieb, da das Jahr 1913 eines der besten Jahre in der Geschichte der 
englischen Eisenbahnen gewesen war 1 ). 

Dieses einfache Abkommen ließ sieh jedoch nur solange aufrecht¬ 
erhalten, als es sich um einen Krieg von kurzer Dauer handelte. So 
wie man sich gezwungen sah, mit einem längeren Krieg zu rechnen, 
erwiesen sich immer häufigere Zusätze als unvermeidlich. Da während 
des Kriegs auch die normalen Instandsetzungsarbeiten nicht ausgeführt 
werden konnten, mußte billigerweise den Gesellschaften das Recht zu¬ 
gestanden werden, eine entsprechende Summe für aufgeschobene Instand¬ 
setzungsarbeiten in ihre Gewinn- und Verlustrechnung einzusetzen, und 
zwar mit Zuschlägen, die den steigenden Materialpreisen Rechnung 
trugen. Da ferner auf die Dauer der Kriegsverkehr eine abnorme Ab¬ 
nützung der Bahnanlagen mit sich brachte, mußte den Gesellschaften 
auch dafür eine Entschädigung zugestanden werden. Ebenso verlangten 
die Gesellschaften eine billige Berücksichtigung der seit 1913 neuange¬ 
legten Kapitalien sowie der Verringerung ihrer Materialvorräte. 

Auf diese Weise wurde mit der Zeit der ursprüngliche Vertrag durch 
ein Netz von Zusatzverträgen erweitert, so daß'er schließlich ein ganz 
anderes Gesicht zeigte, als in seiner ursprünglichen Verfassung, und es 
nicht ausbleiben konnte, daß sich eine Anzahl strittiger Fragen erhob. 
Vor allem aber wurde dadurch ein neues Element hineingetragen, daß 
sich im Jahr 1916 das Handelsamt verpflichtete, die staatliche Bürgschaft 
auch noch auf zwei Jahre nach Beendigung des Kriege ausaudeihnen, eine 
Forderung, die die Gesellschaften erhoben hatten, .um sich gegen die Nach¬ 
wirkungen der während des Kriegs zugebilligten Lohnerhöhungen auf 
die erste Friedenszeit zu schützen. 

4 ) Diese Einschränkung wurde aber bald wieder fallen gelassen. 
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B. 

Die Probleme der staatlichen Kriegsverwaltung und deren 

Lösungsversuche. 

Wie Ln andern Ländern ergaben sich die Kriegsprobleme der 
englischen Eisenbahnpolitik aus der Tatsache, daß die Eisenbahnen im 
allgemeinen mit wesentlich verminderten Mitteln und vermindertem Per¬ 
sonal unter wesentlich erschwerten Umständen einen größeren Verkehr 
zu bewältigen hatten als in Friedenszeiten. 

Leider sind allerdings bisher die üblichen statistischen Nachwei¬ 
sungen für die Kriegsjahre nicht erschienen, und soweit einzelne Gesell¬ 
schaften Zahlen bekanntgegeben haben, umfassen sie während der Kriegs¬ 
jahre nicht den Durchgangsverkehr, während dieser in den Vorkriegs¬ 
zahlen mit enthalten ist. Gleichwohl lassen sie erkennen, daß — wenig¬ 
stens bei den größeren Systemen — im Krieg ein größerer Verkehr zu 
bewältigen war als in den letzten Friedensjahren. So stieg der Güter¬ 
verkehr (mit Ausnahme des Kohlenverkehrs) der London and North 
Western, der größten Gesellschaft, zwischen 1913 und 1918 von 13,3 auf 
19,6 Mill. t, oder um nahezu 50%, derGeeamtverkehr von 57,6 auf 60,eMill.t, 
oder um ungefähr 5 %, bei der Midland, der zweitgrößten Bahn, der Ge¬ 
samtverkehr um etwa 6 %, während einzelne Systeme ganz ungeheure 
Mehrleistungen zu verrichten hatten, wie etwa die Highland; deren Güter¬ 
verkehr um 100 %, die Great Northern, deren Güterverkehr um 125 % 
und die North British, die im Jahr 1918 65 % mehr beladene Wagen be¬ 
förderte als 5m Jahr 1913 1 ). 

Eine ähnliche Steigerung zeigt bei den meisten Gesellschaften der 
Personenverkehr. Er stieg bei der Midland bis zu 14 % über den Stand 
von 1913, bei der Caledonian um 10 %, bei der Highland um 50 % und bei 
der North Eastern um 20 %. Die Zahl der frei oder zu erniedrigten 
Preisen beförderten Personen wird für 1917 auf etwa 50 Mill., für 1918 
auf- über 60 Mill. geschätzt. 

Der erhöhte Verkehr macht sich übrigens noch im Jahr 1919, für 
das wir wieder statistische Daten besitzen, geltend. Der gesamte Güter¬ 
und Mineralverkehr von England und Wales beträgt 307,3 Mill. t gegen¬ 
über 257 im Jahr 1913, also eine Steigerung von etwa 20 %; die Zahl der 
beförderten Personen 1370 Mill. gegenüber 1079 Mill., eine Steigerung 
von 27 %. 

Dieser Verkehrszuwaohs ist aber nicht allein auf den militärischen 
Verkehr zurüokzmfühjen, sondern in vielleicht noch höherem Maß auf 
das Abströmen des Küstenverkehrs auf die Eisenbahn. Die englischen 

1 ) Die Zahlen sind den Darstellungen Pratt’s über die einzelnen Gesell¬ 
schaften entnommen. Einheitliche Daten sind nicht verfügbar. 
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Eisenbahnen unterlagen vor dem Krieg einer Konkurrenz zu Wasser wie 
wohl kein anderes Eisenbathneystem der Welt, und zwar nicht nur an 
den Hafenplätzen, sondern in einem beträchtlichen Umkreis um die Häfen. 
Der gesamte statistisch erfaßte Küstenverkehr betrug 1913 etwa 70 Mill. t, 
von denen bei der Einfuhr wie bei der Ausfuhrseite damals ungefähr 
20 Mill. Kohle waren. 

Die erste Wirkung des Kriegs war nun, daß infolge der Schließung 
von Häfen für den Zivilverkehr, infolge der Kriegsverluste der Küsten¬ 
schiffahrt und deren Abgaben an die Seeschiffahrt sowie endlich infolge 
der gestiegenen Tarife bei gleichbleibenden Eisenbahnfrachten der größte 
Teil des Küstenverkehrs an die Eisenbahn abströmte 1 ). Da ursprünglich 
durch den Wegfall der Küstenlinien die Werke, die in ihrer Rohstoffver¬ 
sorgung vom Wasserweg abhingen, in ihrem Fortbestand gefährdet 
waren, gewährten die Gesellschaften zuerst Notstandtarife, hoben diese 
aber bereits 1915 wieder auf, als es sich herausgestellt hatte, daß die Be¬ 
förderung mit der Bahn viel billiger war als zu Schiff 2 ) und deshalb zu einer 
schweren Überlastung der Bahnen führte. Besonders bei zwei Gütern 
machte sich dies bemerkbar: bei den Kohlen und dem Holz. So war vor dem 
Krieg die Kohlenversorgung der Marine, die<zu 80—90 % durch Süd-Wales 
erfolgt, ausschließlich zur See vor sich gegangen. Infolge des Rückgangs 
der Küstenfahrt beschäftigte die Marine schließlich nicht weniger als 
16 000 Wagen, die wöchentlich in 109 Zügen 44100 t Kohle beförderten. 
Ebenso lastete die Kohlenversorgung der Großstädte zur Hauptsache auf 
den Schultern der Eisenbahnen, so daß z. B. die Kohlenzüge der Midland 
nach London 1917 um 70 % gegenüber 1913 vermehrt werden mußten. 
Ähnlich lagen die Verhältnisse in der Holz Versorgung, die früher fast 
ausschließlich zu Wasser aus dem Ausland erfolgt war, jetzt aber aus 
eigenen Beständen genährt werden mußte. Infolgedessen stieg der Holz¬ 
versand aus Schottland um 80 000 t von August/Dezember 1914 auf 
1,3 Mill. t im Jahr 1918. 

Der Krieg brachte aber nicht nur eine Vergrößerung, er brachte aucli 
wesentliche Verschiebungen des Eisenbahnverkehrs mit, deren erste 
durch die Schließung zahlreicher Häfen und' Küstengebiete hervorgerufen 
wurde und zur Folge hatte, daß die Zufuhr und der Abtransport von 
Gütern nach und von diesen Landes teilen andere Wege suchen mußte. 
Besonders stark betroffen war in dieser Hinsicht die NoTth Eastem, da die 
Sperrung der Häfen in ihrem Gebiet die Einfuhr durch andere Häfen, z. B. 


*) Von Hüll gingen im Frieden 23 regelmäßgie Linien nach 13 verschiedenen 
Stationen aus, im Krieg schließlich nur noch 3 nach 4 Bestimmungsorten. 

*) So betrug noch im Mai 1919 die Seefracht für Getreide zwischen Liver¬ 
pool und London 25/6, die Bahnfracht 15/11. 
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Liverpool, unter 1 Benutzung viel größerer Bahnstrecken zur Folge hatte. 
Infolgedessen war z. B. der Verkehr auf der Hauptstrecke zwischen 
Newcastle und Berwick zeitweis doppelt so groß wie 1913. Ähnlich lagen 
die Verhältnisse bei der Great Northern ol Scotland. 1 ). Späterhin wirkten 
nach der gleichen Richtung die Zeppelinangriffe, da sie veranlaßten, daß 
die Munitionszüge von der Ost- nach der Westküste verlegt wurden, so diaß 
im Jahr 1918 die Zahl der -beladenen Güterwagen auf einer Verbindungs- 
Strecke der Caledonian, die besonders davon betroffen wurde, nordwärts 
um 162 %, südwärts um 91 % größer war als 1913*). Ein dritter Faktor 
schließlich war naturgemäß der Kriegsschauplatz, dessen verkehrsver¬ 
schiebende Wirkungen durch Angaben der South Eastem zum Ausdruck 
kommen, wonach der von anderen Gesellschaften über London über¬ 
nommene Verkehr von 1913 auf 1918 um 139 %, der über Reading und 
Red Hill übernommene um 394 % gestiegen ist*). 

Die Verkehrsvermehrung unldl VerkehrsverschLebung bedeutete je¬ 
doch eine um so größere Belastungsprobe für die Gesellschaften, als sie 
mit wesentlich geringerem Personal und geringerem Rollmaterial bewältigt 
werden mußte. Schon innerhalb 11 Tage nach der Mobilmachung wurden 
27 600 der 618 000 Eisenbahner zum Heeresdienst eingezogen, und bis 
April 1915 erhöhte sieh ihre Zahl durch freiwillige Meldungen auf 72 000. 
Obschon nunmehr versucht w r urde, die Betriebsfähigkeit der Eisenbahnen 
möglichst luniberührt zu erhalten, forderten 1 die Militärbehörden ständig wei¬ 
tere Rekruten, bis am Ende der Feindseligkeiten schließlich 184 475 Eisen¬ 
bahner freigegeben -wurden. Außerdem stellten die Bahnen 24176 eigent¬ 
liche Eisenbahnertruppen für den Betrieb der Bahnen auf den verschie¬ 
denen Operationsgebieten, so daß d)as Mutterland mit einem Verlust von 
ungefähr 30 % arbeiten mußte. Es wurde allerdings im Lauf der Zeit 
die Zahl der beschäftigten Frauen von 4564 auf 55942 gebracht Sie 
waren aber nur in beschränktem Umfang imstande, die freigegebenen 
männlichen Angestellten zu ersetzen 4 ). 

An Rollmaterial wurden im Verlauf des Kriegs 700 von 24 422 Loko¬ 
motiven sowie 30 000 von etwas über 700 000 Güterwagen an die verschie¬ 
denen Kriegsschauplätze abgegeben, abgesehen von einer beträchtlichen 
Anzahl privater Wagen. Da überdies Reparaturschwierigkeiten be¬ 
standen, so berechnet der Vorsitzende des Zentralaussehusses den Wagen- 
mangel für Oktober 1918 auf ungefähr 80 000 : ’). 

*) Pratt. a. a. O. S. 1066 und 921. 

2 ) Pratt, a. a. O. S. 814. 

3 ) Ebenda, S. 1077. 

4 ) Ebenda, S. 348 ff sowie First and Second Report frum the Sclect Com¬ 
mittee on Transport , qu. 759. 

5 ) Ebenda, qu. 753. 
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Dazu kam schließlich eine Reihe anderer Umstände, die den 
Wagenmangel auf der einen und die Verkehr9verstopfung auf der anderen 
Seite beförderten. Die Konzentration des militärischen zusammen mit der 
Ableitung des privaten Verkehrs und dem Tonnagemangel hatte zur 
Folge, daß die Güterwagen nicht schnell genug entladen werden konnten. 
In der gleichen Richtung wirkten der Arbeitermangel und die Über¬ 
lastung der Fabriken. Daraus ergaben sich bereits im November 1914 
ernste Verkehrssohwierigkeiten, die im Februar 1915 ihr akutes Stadium 
erreichten und dringend nach Abhilfe verlangten. 

Die verkehrspolitischen Kriegsmaßnalumen, die darauf abzielten, 
die verfügbaren Verkehrsmittel mit den Verkehrsauf gaben in Überein¬ 
stimmung zu bringen, zerfallen in drei Gruppen: 1. in Einschränkungen 
der nicht lebenswichtigen Verkehrsleistungen zugunsten der mili¬ 
tärischen, 2. Maßnahmen zur Beseitigung der akuten Störungen und 3. 
Rationalisierung der verfügbaren Verkohrsmöglichkeiten im Sinn einer 
möglichst restlosen Ausnützung. 

Das hauptsächliche, ja praktisch ausschließliche Gebiet der ersten 
Gruppe von Maßnahmen bildet 1 ) der Personenverkehr, bei dem eine Anzahl 
von Gesellschaften mit besonders starkem Kriegsverkehr schon im Jahir 
1914 nach einem vorübergehendem Versuch, den Friedensverkehr aufrecht 
zu erhalten, zu Einschränkungen des Ausflugsverkehrs greifen mußten. 
Die weitere Verschlechterung der Lage zu Ende des Jahrs 1914 erforderte 
jedoch bald allgemeine Maßnahmen, und ein Ausschuß der Generaldirek¬ 
toren untersuchte die Möglichkeit der Einschränkung konkurrierender 
Zugdienste, der Ersparnis im Kohlenverbrauch der Lokomotiven und der 
Freimachung weiterer Angestellten für den Güterverkehr. Das Ergebnis 
war die Streichung 180 konkurrierender Per9onenzüge, die Ausschal¬ 
tung von Speisewagen aus über 50 Zügen, sowie vor allem die Streichung 
ermäßigter Fahrpreise für ungefähr 10 Gelegenheiten, während man den 
übrigen Ausflugverkehr zunächst unbehelligt ließ. Die Streichungen 
galten vom 22. Februar 1915 ab, aber schon einen Monat später mußte auch 
der größte Teil des aufrechterhaltenen Verkehrs zu Ausnahmepreisen 
aufgehoben werden, mit geringen Ausnahmen für Militär- und Markt¬ 
besuche, Arbeiter, Handelsreisende und Ähnliches. Einzelne Gesell¬ 
schaften, wie die London and South Western, die Great Northern und die 
Great Western, 'gingen sogar darüber hinaus umf schalteten entweder 
gänzlich oder auf gewissen Linien ihre Speisewagen und teilweise auch 
ihre Schlafwagen aus. Als Ersatz wurde die Benutzung verschiedener 
Peisemögliiehkeiten — wenn auch bei einer anderen Gesellschaft — in der 


*) Abgesehen von der Yorzugsbehandlung des militärischen Verkehrs. 
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ersten Zeit allgemein, nach dem Auftreten von Millibräuchen mit gewissen 
Einschränkungen gestattet. 

Parallel damit ging endlich die Schließung von Stationen. Vor allem 
im Londoner Stadtverkehr wurden im Verlauf der Jahre 1915 und 1916 
zahlreiche Stationen geschlossen, die Straßenbahn- und Omnibusverbin¬ 
dungen besaßen, an der Great Eastern z. B. 14 Stationen vom 1. Mai 
1915 an. 

Alle diese Maßnahmen hatten jedoch nicht den gewünschten Erfolg. 
Wohl wurden besondere Ausflugzüge nicht mehr gefahren, dafür waren 
die planmäßigen Züge so überfüllt, daß sie mit mehreren Nachzügen ge¬ 
fahren werden mußten, und im Juni 1916 die Einnahmen der kontrollierten 
Gesellschaften tim 18 % höher waren als im gleichen! Monat des 
Jahrs 1913. 

Als deshalb die Militärverwaltung im Jahr 1916 neue Ansprüche 
an Hollmaterial und Angestellte machte, mußten zu Beginn von 1917 
weitere einschneidende Maßnahmen getroffen werden, zu denen aber ge¬ 
setzliche Ermächtigung nötig war, da zahlreiche Bestimmungen der Kon¬ 
zessionen ihnen entgegenstanden. Diese Ermächtigung erfolgte durch 
Order in Council vom 13. Dezember 1916, und der 1. Januar 1917 brachte 
folgende Maßnahmen: 1. eine Fahrpreiserhöhung von 50 % als Ab¬ 
schreckungsmittel; 2. eine Einschränkung des Gepäcks auf 100 lbs, das 
überdies ganz selbst zu besorgen ist; 3. eine weitere Einschränkung von 
Sonderfahrpreisen, besonders der Week-end-Karten für Munitionsarbeiter 
und Handelsreisende; 4. eine weitere Einschränkung des Zugbetriebs im 
Stadtverkehr, vor allem der Mittags- und Sonntagszüge sowie zahlreicher 
Expreßzüge im Fernverkehr, vor allem solcher, die mehr oder minder 
konkurrierend waren. In einzelnen Fällen war mit dieser Einschränkung 
eine Zuteilung des Verkehrs auf gewisse Strecken verbunden, so daß 
also z. B. Reisende nach Sterling, Perth und Bestimmungsorten an der 
Highland nur auf der Strecke der Westküste, die nach Glasgow auf der 
Westküste oder der Midland, nach Edinburgh dagegen nur auf der Ost- 
Osfcküste fahren durften. Da gleichzeitig eine Verringerung der Zahl 
der Speise- und Schlafwagen stattfand, so konnten häufig zwei Züge der 
gleichen Linie durch einen mit mehr Personenwagen ersetzt werden. 
Dieselbe Wirkung hatte die Verminderung der Zugschnelligkeit, die 
gerade auf den wichtigsten Strecken weitgehend durchgeführt wurde; 
5. die Schließung von etwa 400 weiteren Stationen; 6. Erweiterung der 
Verwertungsmöglichkeit der Fahrkarten für mehrere Strecken als Ersatz 
der Einschränkungen im Zugverkehr. 

Auch diese, vom Publikum als sehr rigoros empfundenen Maßnahmen 
hatten nicht die vollen Wirkungen, die man sich von ihnen versprach. Die 
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Zahl der Reisenden mit gewöhnlichen Fahrkarten ging allerdings um etwa 
30 % zurück. Da aber die Preise der Dauerfahrkarten nicht gleichzeitig 
erhöht wurden, löste jetzt eine große Anzahl von Reisenden Dauerfahr¬ 
karten, so daß die tatsächliche Verminderung des Verkehrs nur ungefähr 
7 % ausmachte. Außerdem war auch diese nur vorübergehend, dönn die 
beiden ersten Monate von 1918 zeigten gegenüber 1917 Steigerungen im 
Personenverkehr, die bei den einzelnen Gesellschaften von 14 bis 43 % 
schwankten. Die Gesellschaften sahen sich deshalb gezwungen, noch 
schärfere Einschränkungen vorzunehmen, die sich vor allem gegen den 
Verkehr auf Dauerkarten richtete. Dauerkarten für eine Strecke bis zu 
12 Meilen erfuhren eine Preissteigerung von 10 %, die übrigen von 20 %. 
Die Ausgabe von Dauerkarten an neue Bewerber wurde eingestellt und 
die Karten der alten Inhaber nur auf mindestens sechs Monate erneuert. 
Parallel damit gingen weitere Einschränkungen in der Zahl der Züge, in 
der Geschwindigkeit der Züge und in der Zahl der Wagen im Zuge. 
Außerdem wurden nunmehr Karten nur soweit auagegeben, als Beför¬ 
derungsmöglichkeiten vorhanden waren. Auf diesem Stand wurde der 
englische Personenverkehr bis zum Ende des Kriegs gehalten. 

Wesentlich anderer Art waren die Maßnahmen, die zur Bewältigung 
des Güterverkehrs getroffen werden mußten, denn hier kam eine eigent¬ 
liche Beschränkung des Verkehrsumfangs, abgesehen vom Eilgutverkehr, 
wo 1916 das Höchstgewicht auf 112 lbe festgesetzt wurde, höchstens in¬ 
soweit in Frage, als der militärische Verkehr Vorzugsbehandilung genoß. 
Im übrigen bestand hier die Verkehrspolitik einerseits aus einem hart¬ 
näckigen Kampf gegen die Verkehrstockungen' und den daraus hervor¬ 
gebenden Wagenmagel, andererseits in einer möglichst rationellen Aus¬ 
nutzung des Rollmaterials und der Verkehrsanlagen 1 ). 

Der Wagenmangel, an dem der englische Verkehrsorganismus seit 
November 1914 dauernd litt, war ursprünglich nicht so sehr durch einen 
wirklichen Mangel an Wagen, als durch deren Festhaltung an den Hafen¬ 
plätzen, Depots und Munitionsfabriken, diurch den Mangel an Schiffen, Ar¬ 
beitskräften und Lagerungsmögldohkeiten, sowie durch dos Bestreben her¬ 
vorgerufen, der Unsicherheit der Belieferung durch größere Materialbestel¬ 
lungen zu 'begegnen, als man tatsächlich bewältigen konnte. 

Das nächstliegende Abhilfemittel war unter diesen. Umständen, auf 
die verantwortlichen Stellen im Sinn einer Beschleunigung dos Beladens 
und Entladens der Güterwagen einzuwirken. Da aber die bloßen Anwei¬ 
sungen der Vorgesetzten Ministerien erfolglos blieben, so wurden zunächst 
Clearing-House-Inspektoren eingesetzt, die die gefährdeten Punkte 
aufsuchten, statistische Erhebungen machten und mit den verantwortlichen 

*) Vergl. Pratt, S. 291 ff, sowie 670 ff. 
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Stellen über Abhilfemaßnahmen berieten. Dazu kamen auf Veranlassung 
eines ständigen Ausschusses von Eisenbahn- und Regierungsdelegierten 
besondere Kommissionäre der einzelnen Ministerien, die dafür sorgten, 
daß durch Einstellung weiterer Arbeiter, Erweiterung der Empfangs- 
gleiee oder d!er Lagerungsmöglichkeiten eine reibungslose Beladung oder 
Entladung vor sich ging. 

Auf die privaten Verfrachter übten die Gesellschaften zunächst 
dadurch einen Druck aus, daß sie zu Beginn des Jahrs 1915 rücksichtslos 
auf Bezahlung der Standgelder bestanden, die früher vielfach erlassen 
worden waren. Als es aber immer noch zahlreiche Verfrachter vorzoget», 
Standgeld zu zahlen, statt auf die Lagerung in den Wagen zu verzichten, 
sah sich das Handelsamt gezwungen, aan 16. März 1917 eine Verordnung 
zu erlassen, durch die nicht nur die standgeldfreie Zeit vor der Abfahrt 
und nach Ankunft der Wagen im Durchschnitt auf die Hälfte herabgesetzt, 
sondern auch die Möglichkeit gegeben wurde, gegenüber säumigen Ver¬ 
frachtern mit Strafen vorzugehen. 

Betriebstechnisch suchten die Gesellschaften den Verkehrstockungen 
vor allem dadurch beizukommen, daß für die bedrohten Bestimmungsorte 
nur soviel Verkehr angenommen wurde, als tatsächlich bewältigt werden 
konnte, ein Verfahren, das zum erstenmal mit Erfolg im Londoner Hafen¬ 
verkehr, späterhin aber ganz allgemein angewandt wurde. 

Unter den Mitteln zur besseren Ausnützung der vorhandenen Ver¬ 
kehrsmittel steht an Bedeutung die Zusammenlegung des Roll- 
materials in der Form von Wagen Vereinigungen' durchaus an erster 
Stelle, während sich die gemeinsame Benutzung von Lokomotiven nur 
auf die durchgehenden Militär- und Munitionszüge sowie auf gelegent¬ 
liche Verleihungen an Gesellschaften erstreckte, die eine plötzliche Ver¬ 
kehrsteigerung erfuhren. Doch auch bei den Wagen stieß die Zusammen¬ 
legung auf sehr große Schwierigkeiten. Die Wagen der einzelnen Gesell¬ 
schaften waren ganz nach deren Sonderbedürfnissen, wie Seitengleisen, 
Güterhallen und Hafenanlagen, gebaut, so daß ebensoviel Wagenarten 
wie Gesellschaften vorhanden waren. Vor allem die Entladungseinrich¬ 
tungen der Kohlenwagen waren ganz verschieden, bald seitlich, bald an den 
Enden, bald am Boden angebracht, bald kombiniert. Außerdem war es 
schwierig, ein System auszudenken, bei dem nicht die mit Wagen besser 
versehenen Gesellschaften benachteiligt wurden. 

Gleichviel konnten sich mit der Dauer des Kriegs die Gesellschaften 
nicht der Notwendigkeit entziehen, der Verschwendung ein Ende zu 
bereiten, die dadürch gegeben war, daß die Wagen anderer Gesellschaften 
leer an diese zurückgeführt werden mußten. Schon im Juli 1915 wurden 
demnach die Clearing-House-Vorsohriften insofern freier gestaltet, als 
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mit Ausnahme gewisser Spezialwagen die „fremden Wagen“ in Zukunft 
auf der Rückfahrt zu ihrer Muttergesellschaft mit Gütern aller Art be¬ 
laden werden durften, die für Stationen der Muttergesell&chaft oder für 
Stationen bestimmt waren, die in der Richtung nach dien Ausweichstellen 
lagen. 

Darüber hinaus gingen zunächst nur einzelne Gruppen von Gesell¬ 
schaften, die sich (teilweise durch Kartellierung) besonders nahestaniden. 
So sollten vom 13. Dezember 1915 ab — mit einigen Einschränkungen — 
alle offenen Güterwagen der Great Northern, Great Central und Great 
Eastern ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse innerhalb dieser 
drei Systeme benutzt werden. Mit einer ähnlichen Abmachung, die etwa 
200 000 Wagen erfaßte, folgten im März 1916 die London and North 
Western, die Midland, die Langshire und Yorksbire, Great Western und 
North Eastern, wobei alle Ungleichmäßigkeiten in der Zahl der aus¬ 
gewechselten Wagen täglich ausgeglichen wurden, sowie im Juni 1916 
die schottischen Bahnen, die bereits vor dem Krieg nach deutschem 
Muster eine derartige Wagenvereinigung zu bilden versucht hatten. 

Als aber gegen Ende 1916 die englischen Bahnen größere Mengen 
von Rollmaterial an den Kriegsschauplatz ahgeben mußten, entschlossen 
sie sich unter dem Druck des Munitionsministeriums, die verschiedenen 
Vereinigungen dürch eine allgemeine zu ersetzen, die mit dem Beginn 
des Jahrs 1917 in Kraft trat. Sie umfaßte — mit gewissen Ausnahmen 
— alle offenen Güter-, Mineral- und Kohlenwagen von bestimmter Bau¬ 
art, insgesamt 300000 Wagen. Auch hier wurden Vorkehrungen ge¬ 
troffen, um einen regelmäßigen — und zwar wöchentlichen — Ausgleich 
zu schaffen, in der Weise, daß das ganze Land in zwölf Bezirke edngeteilt 
wurde mit je einer führenden Gesellschaft, die mit Hilfe des Clearing-House 
unter sich die Überschüsse ausglichen und dann innerhalb ihrer Gruppe 
für Ausgleich sorgten. Der dazu erforderliche Apparat erwies ©ich als 
nicht größer als der frühere Kontrollapparat. 

Das wichtigste Ergebnis der Wagenvereinigung war die absolute 
Vermehrung das verfügbaren Wagenraums, außerdem aber ergaben sich 
eine ganze Reihe von Betriebsersparnissen: sowohl die Zahl der zwischen 
den einzelnen Gesellschaften ausgewechselten Wagen als auch die Zahl 
der Leerfahrten ging beträchtlich zurück. Ein großer Teil der Rangier¬ 
tätigkeit fiel weg und machte zahlreiche Lokomotiven für den Kriegs¬ 
schauplatz frei. Die Güterbahnhöfe konnten besser ausgenutzt und 
die Wagen schneller be- und entladen w r erden. Endlich fiel das Um¬ 
laden an den Auswechselbahnhöfen weg, das im Frieden häufig vor¬ 
genommen wurde, um die Belastung durch den Gebrauch fremder Wagen 
zu vermeiden. 
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Im Verlauf des Kriegs erfuhren di» Abmachungen dadurch noch 
wesentlich Erweiterungen, daß weitere Wagentypen einbezogen wurden, 
so daß schließlich 445 761 Wagen erfaßt wurden. Ausgeschlossen blieben 
noch immer u. a. die Fisch-, Koks- und die bedeckten Wagen, doch wurden 
diese letzteren — 65542 an der Zahl — im Juni 1919 ebenfalls einge¬ 
schlossen. 

Ganz anders verliefen die Bestrebungen, auch die Güterwagen im 
Privat besitz in die Gemeinschaft einzubeziehen 1 ). Diese Frage war in¬ 
sofern sehr wichtig, als in England der Privatbesitz an Güterwagen — 
hervorgegangem aus dem ursprünglichen Gedanken, daß die Eisenbahn nur 
den Beförderungsweg zur Verfügung stellen würde — außerordentlich groß 
und die Stellung eigener Wagen gesetzlich gestattet war. Die 
Folge davon war, daß die Zahl ddr privaten Güterwagen nahezu der 
Zahl der im Besitz der Gesellschaften befindlichen gleichkam. Während 
nach einer Zählung vom November 1919 die Gesellschaften 698 120 eigene 
Wagen in Betrieb hatten (zu Buch standen 733 627), betrug nach einer 
Zählung vom August 1918 die Zahl der Wagen in Privatbesitz 626 223, 
wozu noch 91 460 Wagen kamen, die nicht zum Betrieb zugelassen waren. 
Der größte Teil dieser Privatwagen war im Kohlenverkehr beschäftigt, 
nämlich 348 302, also weit über die Hälfte im Besitz von Kohlenberg¬ 
werken und 146 674 im Besitz des Kohlenhandels. 

Obgleich es sich also anscheinend in der Hauptsache um einen 
einheitlichen Typ handelte, waren in Wirklichkeit die Hindernisse 
eines gemeinsamen Gebrauchs wesentlich größer als bei den Wagen 
der Gesellschaften. Denn die meisten von ihnen waren auf die lokalen 
Verhältnisse einzelner Zechen zugeechnitten, die sie für eine andere Ver¬ 
wendung fast unbrauchbar machten. Vor allem waren in den einzelnen 
Kohlengebieten ganz verschiedene Entladevorrichtungen üblich, die den 
Zusammenschluß in größerem Umfang unmöglich machten, sondern nur 
lokale Vereinigungen zuließen. Außerdem waren so viele Bauarten üblich, 
daß die Wagen nur von ganz bestimmten Gesellschaften repariert werden 
konnten, wurden doch bis zu 300 verschiedene Formern des gleichen Ersatz¬ 
teils gezählt. 

Demgegenüber stand jedoch die Tatsache, daß diese Privatwagen 
von den Gesellschaften mehr und mehr als „der Fluch der englischen 
Bahnen“ angesehen wurden, der allen Betriebsverbeseerungen hindernd 
im Wege stand. Die Gesellschaften ließen deshalb kein Mittel unversucht, 
um auch diese Wagen in ihre Vereinigung einzubeziehen, mußten aber 
nach endlosen Verhandlungen einseihen, daß es ein Ding der Unmöglich- 

') Pratt, a. a. 0., S. 691 ff. 
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keit war, -und mußten sich beschränken, im März 1917 eine Verordnung 
erreicht zu haben, die die Gesellschaften ermächtigte, auch die privaten 
Güterwagen auf ihrer Heimreise gegen eine angemessene Entschädigung 

— die auf höchstens 1 s. vereinbart wurde — zu beladen. 

Darüber hinaus suchten die Gesellschaften nur noch auf dem Wege 
der Leihe einen Teil der privaten Wagen in ihre Kontrolle zu bringen, 
um einen Ersatz für das abgegebene Rollmaterial zu erhalten. Die Ver¬ 
handlungen über die Entschädigung stießen aber auf so große Schwierig¬ 
keiten, daß bis Kriegsende nur ungefähr 10 000 Wagen übernommen 
werden konnten. 

Das zweite Haupfcmittel zur besseren Ordnung des englischen 
Eisenbahnbetriebs während de6 Kriegs bildet die Zuteilung des Ver¬ 
kehrs zwischen zwei Punkten, denen mehrere, im Besitz verschiedener 
Gesellschaften befindliche Beföiderungjsmöglichikeiten offen stehen, an 
eine der Strecken ohne Berücksichtigung der Eigentumsverhältnisse, son¬ 
dern lediglich nach betriebe technischen Notwendigkeiten. Als solche kommen 
m Betracht: 1. die Kürze der Strecke, 2. die vorteilhaftesten Bahnhofsanlagen 
an beiden Enden, 3. der Wegfall an Vcrbfindungegeleisen. Erst in letzter 
Linie kommen die früheren Verkehrswege im Interesse einer möglichst 
geringen Störung bestehenden Verkehrs in Frage 1 ). 

Das bekannteste Beispiel dieser Art war die Zuteilung des Ver¬ 
kehrs zwischen England und Schottland auf eine der Hauptlin'ien, deren 
jeder ein bestimmtes Gebiet Englands zugewiesen wurde, dessen Verkehr 

— unter Konzentration in gewissen Punkten — nur auf- dafür bestimmten 
Wegen befördert werden durfte. Bei' der Zuteilung wurde darauf gesehen, 
daß der Verkelirsumfamg der eönzelnen Linien ungefähr derselbe blieb 
wie vor dem Krieg. Allerdings war diese Zuteilung mit gewissen Nach¬ 
teilen für den Verfrachter verbunden, z. B. daß er wesentlich längere 
Anfahrtwege zurückzulegen hatte, was der Hauptgrund dafür war, daß 
diese Maßnahmen nach dem Krieg vorläufig wieder aufgegeben werden 
mußten. Bei Kriegsende waren jedoch über 00 derartige Zuteilungs¬ 
systeme in Anwendung. Der Gesamtverkehr, dier auf diese Weise von 
seinem früheren Weg abgeleitet wurde, betrug nach Schätzungen vom 
März 1920 ungefähr 110 000 beladene Wagen in der Woche oder ungefähr 
19 % des Gesatmbverk eh rs in England und Schott Land. Ganz von Kriegs¬ 
wirtschaftsrücksichten war die Organisation der Kohlenwirtschaft be¬ 
stimmt, die auf dem Prinzip der Versorgung aus dem nächsten Produk- 
tionegebiet unter Vermeidung jedes unnötigen Transports beruhte, aber 
im Gegensatz zu den anderen Maßnahmen überhaupt keine Aussicht auf 
Übernahme in die Friedenswirtschaft hatte. 

*) Pratt. a. a. O.. II S. 719 ff. 
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Ebenfalls dem Bedürfnis nach Konzentration des Verkehrs und besse¬ 
rer Atusnützung des Laderaums entsprang ein neues System der Stück- 
gutbeförderutrg, das unter der Bezeichnung „ nominated loading “ von der 
Midland eingeführt und langsam von den meisten anderen Bahnen über¬ 
nommen wurde. Es bestand darin, daß kleine Sen düngen, die vor allem 
der Versorgung des Kleinhandels dienten und vor dem Kr'feg fast nach 
allen Richtungien an dem der Aufgabe folgenden Tag ausgeliefert wurden, 
nach bestimmten Bestimmungsorten nur an gewissen, vorher angekündeten 
(nominated) Wochentagen angenommen, dann aber auch in Sammel¬ 
ladungen auf dem schnellsten Weg befördert wurdtem. 

Aus dem Gesagten geht hervor, daß e9 sich bei den wichtigsten 
Kriegsmaßnahmen der englischen Eisenbahnpolitik vorwiegend um Maß¬ 
nahmen handelte, die bis zum Krieg durch die Zersplitterung der Eigen¬ 
tumsverhältnisse und die daraus hervorgehende Konkurrenz verhindert 
worden waren. Wenn sie auch nicht von allen Teilen der Geschäftswelt 
als wünschenswert angesehen wurden, weil sie unter Umständen gewisse 
althergebrachte Vorteile aufhoben, so wollten sie doch weite Kreise der 
^Öffentlichkeit auf die Friedenszeit ausgedehnt wissen, ja sie forderten, daß 
auch die noch nicht überwundenen Hemmungen eines zweckmäßigen Be¬ 
triebs — vor allem dtie Güterwagen in Privatbesitz — beseitigt würden, 
machte doch Sir A. Mond!, der Vorsitzende den Mansion House Association 
of Railway and Canal Traffic, der bekannten Verfrachterschutzverednigumg, 
am 14. Juni 1917 den Gesellschaften den Vorwurf, „daß ihre Betriebs¬ 
methoden im Güterverkehr seit 1840 dieselben geblieben seien“. Unter 
diesen Umständen durfte sieh auch die Regierung vom Kriegsende nicht 
ohne Reformprogramm überraschen lassen. 

C. 

Die Vorbereitung der Friedenswirtschaft. 

Die ersten Vorbereitungen zur Lösung der Verkehrs politischen Fra¬ 
gen, die mit Kriegsende tatsächlich in die Erscheinung treten konnten, gehen 
zurück bis ins Jahr 1917, w'o der damalige Handelsminister zu diesem 
Zweck einen beratenden Ausschuß, bestehend aus 17 Mitgliedern, darunter 
Persönlichkeiten wie Sir William Acworth und Sydney Webb, berief. 

Wenn auch die Ergebnisse dieser Beratungen nie veröffentlicht 
wurden, so machte der Minister am 15. Mai 1918 doch einige Andeutungen 
über die Richtungen, die diese Reform einsehlagen sollte. Zwar seien 
schon während des Kriegs durch Vereinheitlichung des Betriebs große 
Ersparnisse erzielt worden, aber doch nicht alle, die gemacht werden 
könnten. Vor allem sei noch viel zu erreicheu durch Standardisierung 
von Rollmaterial und Oberbau. Die Frage der wirtschaftlichen Betrieb- 
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führung sei deshalb sehr wichtig für die Bahnen, weil sie nach dem Krieg 
zwei Schwierigkeiten zu begegnen hätten: hohen Arbeitslöhnen und Ar¬ 
beitermangel, und es wäre schade, wenn nicht alle Ersparnisse, die durch 
eih einheitliches System der Verwaltung erreicht werden könnten, im Inter¬ 
esse des Publikums dauernd erreicht würden. 

Noch im gleichen Jahr befaßte sich auch der Beirat des Wieder¬ 
aufbauministeriums mit der Möglichkeit und Wünsohbarkeit der Standardi¬ 
sierung des Rollmaterials der Eisenbahnen. Obschon er in seinem Be¬ 
richt 1 ) nicht die Schwierigkeiten verkennt, die sich in England der Stan¬ 
dardisierung infolge der Verschiedenheiten im Unter- und Oberbau sowie 
in den sonstigen Anlagen entgegenstellen, hält er doch die Zeit für gekom¬ 
men, daß wenigstens für die gleichartigen Hauptlinien Standardtypen ein¬ 
geführt werden. Das hätten auch bereits die Gesellschaften eingesehen, 
so daß z. B. die London and North Western in Zukunft drei Hauptloko- 
motivtypen einzuführen gedenke, während sie gegenwärtig deren 83 habe 
und sich der Normausschtaiß der Association of Railway Locomotive En- 
llineers auf zwei Haupttypen geeinigt habe. Doch glaubten die Gesell¬ 
schaften, daß gegenwärtig die Einführung neuer Typen das Wiederauf- 
bauprogramm nur verzögern würde. Daß aber große Ersparnisse gemacht 
und die Produktion durch Standardisierung der einzelnen Teile gesteigert 
werden könnten, werde von allen Sachverständigen zugegeben. Bisher 
habe aber die Konkurrenz zu einer „unnötigen Vielfältigkeit der Typen* 
geführt, und dieser „not of individuality“ bedeute einen schweren Nachteil 
für die englischen Bahnen, so daß sie nicht so wirtschaftlich betrieben wür¬ 
den, wie dies möglich wäre. Außerdem wind in dieser Verbindung auf die 
Höhe des toten Gewichts hingewiesen, die bol dien englischen 8-t-Wagen 
Tu % betrage, bei den Güterwagen anderer Länder dagegen nur 40—45 %. 

Unabhängig von diesen Untersuchungen konstituierte das Unter¬ 
haus am 6. August 1918 einen Anschuß — das Select Committee on Trans¬ 
port — „zur Untersuchung, und! Berichterstattung über etwaige Maßnahmen, 
die im Interesse einer Entwicklung und Verbesserung der Verkehrsmittel 
des Landes, einer wirksamen Überwachung und Koordination wünschens¬ 
wert seien und die Gewähr dafür bieten, daß diese Entwicklung und Ver¬ 
besserung den nationalen Bedürfnissen entspreche“. Der Ausschuß, der 
aus 15 Mitgliedern bestand, bildete zunächst einen Unterausschuß zur 
Untersuchung der irischen Hafen- und Kanalverhältnisse, deren Ergeb¬ 
nisse hier ausscheiden. Aber auch die Bcdtenitang der Verhandlungen*) 

*) Ministrii of Reconstruction. Advisory Council. Report upon the Stan¬ 
dardisation of Railuay equipment. Cd. 9193. 

•') First and sccond Reports from the Select Committee on Transport topether 
n'ith the proceedinps and minutes of evidence. 1918. 130/136. 
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über di« englischen Verkehrsve rhältnisse sind sehr gering, da die Auf¬ 
lösung des Parlaments erfolgte, ehe seine Arbeiten abgeschlossen waren. 
Von den 13 vernommenen Zeugen behandeln nur sieben eigentliche Eisen¬ 
bahnfragen, nämlich abgesehen von einem orientierenden Vertreter des 
Handelsamts und Herrn Gattie, dem Erfinder des neuen Systeme von 
Güterbahnhöfen — auf den noch zurückzukommen ist —, nur fünf Eisen¬ 
bahndirektoren, die überdies Fragen berühren, die an der Peripherie der 
gegenwärtigen Untersuchung liegen, da sie das Verhältnis der Gesell¬ 
schaften zu den verschiedenen anderen Verkehrsmitteln, Kanälen, Häfen, 
Docks usw. behandeln. 

Praktisch ebenso bedeutungslos ist der Bericht selbst, da er überall 
gestehen muß, daß er nicht in der Lage gewesen sei, die Frage zu Ende 
zu untersuchen. Er sieht sich deshalb außerstande, Vorschläge über die 
zukünftige Organisation der Verkehrsmittel des Landes zu machen, glaubt 
aber einigte vorläufige Resultate mitteilen< zu sollen, die dem Par¬ 
lament möglicherweise von Nutzen sein könnten, nämlich ,,1. daß die 
Verkehrsmittel des Landes — vor allem die Eisenbahnen — nicht wieder 
ihre Vorkriegsorganisation erhalten dürfen, 2. diaß die vorübergehende 
Organisation der Eisenbahnen und Kanäle keine zufriedenstellende end¬ 
gültige Lösung darstellt, 3. daß eine Vereinheitlichung des gesamten 
Eisenbahnsystems bei geeigneten Schutzbestimmungen wünschenswert ist, 
gleichgültig, ob die Bahnen in Privat- oder Staatsbesitz sind“. 

Als Begründung seiner Vorschläge führt der Ausschuß die Äuße¬ 
rungen des Vorsitzenden des Zentralausschusses der Generaldirektoren 
an, wonach eine einheitliche Verwaltung zusammen mit einer Zusammen¬ 
legung des Rollmaterial9 einen besseren Dienst mit geringeren Ausgaben 
ermöglichen würde, fügt jedoch hinzu, daß die Vereinheitlichung der Ver¬ 
waltung nicht genügen würde, da sie eine vollständige Vereinheitlichung 
der verfügbaren Mittel nicht gewährleisten und die Verschiedenheit des 
Besitzes ihre Verwaltung erschweren würde. Unter allen Umständen 
müsse deshalb auch eine Vereinheitlichung des Besitzes erfolgen. Dies 
könne allerdings nur unter Verschärfung des gegenwärtigen Rechts zunf 
Schutz der Benutzer geschehen. 

Inzwischen waren aber die Resultate des Ausschusses bereits durch 
die Ereignisse überholt worden. Vor allem schien sich innerhalb der Re¬ 
gierung der Gedanke der Verstaatlichung mehr und mehr durchzusetzen, 
angeregt vermutlich durch die Gewerkschaften, die während des Kriegs 
einen starken Einfluß auf das Kabinett erlangt hatten. Der Tradea Union 
Congre88 hatte nämlich im Jahr 1918 folgende Resolution gefaßt: „An¬ 
gesichts der nationalen Vorzüge einer Staatsbahnverwaltung legt dieser 
Kongreß der Regierung erneut dringend die Notwendigkeit einer voll- 
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ständigen Verstaatlichung der Eisenbahnen nahe. Der Kongreß betont 
außerdem die Notwendigkeit eines harmonischen Zusammenschlusses aller 
Verkehrsmittel, nämlich der Kanäle, Straßen, Motorfahrzeuge, Tele¬ 
graphen und der Luftsehif fahrt unter der Aufsicht eines Verkehreministe¬ 
riums, dias dem Parlament verantwortlich ist und das durch Beiräte unter¬ 
stützt wird, in denen die organisierten Arbeiter angemessen vertreten 
sind 1 ).“ Einer Abordnung des Trades Union Congress gegenüber hatte 
der Premierminister schon im März 1918 erklärt, daß er grundsätzlich die 
Verstaatlichung befürworte und einen Vorschlag unterbreiten wolle, der 
diese Absicht unter Zustimmung der Gesellschaften und der Angestellten 
verwirklichen werde*). Ebenso teilte Winston Churchill, der nachmalige 
Kriegsminister, in einer Wahlrede vom 4. Dezember 1918 mit, daß die Re¬ 
gierung die Verstaatlichung der Bahnen beabsichtige. Diese vorzeitige 
Bekanntgabe ihrer Absichten wiurde zwar von der Regierung totgeschwie¬ 
gen, aber nie widerlegt, und es ist später durchgesickert, daß die Ver¬ 
staatlichung tatsächlich beschlossen war, die Regierung aber in letzter 
Stunde aus finanziellen Rücksichten von diesem Plan zuriickgetreten ist. 

Während nämlich bis gegen Ende des Jahres 1918 der Staat bei 
seinem Abkommen mit den Gesellschaften verhältnismäßig günstig ab¬ 
geschlossen hatte, sofern man wenigstens den militärischen Verkehr zu 
Friedenssätzen in Rechnung stellte, traten ungefähr mit Kriegsende Um¬ 
stände ein, die eine schwere Belastung des Staats bedeuteten. Der Über¬ 
schuß der Einnahmen über die Ausgaben der englischen und (seit 1917) 
der irischen Eisenbahnen hatte sich nämlich folgendermaßen gestaltet: 



Mill. £ 


Mill. £ 

1914 (August—Dezember) 

16,135 

1917. 

. . 56,360 

1915. 

45,330 

1918. 

. . 46,638 

1916. 

50,114 

1919 (1. Halbjahr). . . 

. . 7,428 


Demgegenüber betrugen die garantierten Reineinnahmen des Jahrs 
1913 für England allein 43,574 MilL £, für Irland 1,776 Mül. £, für ganz 
England somit 45, 350 Mill. £. Während also (bei dieser Rechnung bis 1918 
kleine Überschüsse zugunsten der Regierung blieben, sie 1918 gerade 
bilanzierte, ergab sich im ersten Halbjahr 1918 eiine ganz beträchtliche 
Unterbilanz zuungunsten der Regierung*). 


') Mitgeteilt durch Stevens dm Unterhaus am 2. Juli 1919. 

*) Mitgeteilt durch Clynes im Unterhaus am 26. Mai 1921. 

*) Uber die finanziellen Ergebnisse der staatlichen Verwaltung berichten 
folgende Parlamentspapiere: Statement showing the cost of running the Railways ... 
(1914—18). 1919 [Cmd. 147]; Statement showing results of working the Rail - 

ways . . (5. August 1914—31. August 1919). 1919 [Cmd. 402] ; sowie schließüeh: 
Departmental Committee on Railway Agreements. Report and appendices. 1921 
[Cmd. 1132]. Die angeführten Zahlen haben sich später etwas verändert. 
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Diese Erscheinung lag in der Tatsache begründet, daß die Güter¬ 
tarife den ganzen Krieg hindurch auf der früheren Höhe gehalten wur¬ 
den, Materialien und Löhne dagegen stark in die Höhe gingen. Während 
der durchschnittliche Wochenlohn der Eisenbahnangestellten im Ver¬ 
kehrsdienst 1913 28 s. 6 d. betragen hatte, sah sich die Regierung zu 
dauernden Lohnzugeständnissen in der Form eines zusätzlichen „Kriegs¬ 
lohns“ gezwungen, der im August 1918 schließlich für erwachsene Ar¬ 
beiter 30 s. die Woche ausmachte. Im November 1918 ging man außerdem 
dazu über, für den Kriegslohn eine mit dem amtlichen Lebenshaltungs¬ 
index gleitende Skala einzuführen, wobei angenommen wurde, daß ein 
Kriegslohn von 30 s. einer Teuerung von 110 % entspräche, so daß vom 
1. November 1918 ab eine weitere Erhöhung um 3 s. eintrat. Bald darauf, 
im März 1919, wurde vereinbart, die damaligen Sätze bis Ende 1919 fest¬ 
zuhalten. Dazu kam schließlich die Wirkung des Achtstundentags, der 
im Februar 1919 in Kraft trat und eine weitere Belastung des Lohnkontos 
der Gesellschaften darstellte. 

Unter diesen Umständen gewann die 1916 von der Regierung zu¬ 
gestandene Verlängerung der staatlichen Garantie der Reineinnahmen 
von 1913 auf zwei Jahre nach Kriegsende eine ganz neue Bedeutung, sah 
sich doch die Regierung der Notwendigkeit gegenüber, während dieser 
Zeit die Belastung des Steuerzahlers durch möglichst intensive Rationa¬ 
lisierung so niedrig wie möglich zu halten, und zwar einer Notwendig¬ 
keit, die ein sofortiges Handeln forderte, also nicht von monatelangen 
Verhandlungen über ein Verstaatlichungsgesetz abhängig gemacht wer¬ 
den konnte. Außerdem setzte ein derartiges aktives Eingreifen des 
Staats das Vorhandensein einer besonderen Behörde voraus, da vom 
Zentralausschuß der Generaldirektoren unmöglich verlangt werden 
konnte, daß er auch im Frieden die Interessen des Staats gegenüber den 
eigenen Gesellschaften vertreten würde. Damit ließ sich der Gedanke 
verbinden, daß diese neue Behörde die Pläne für die endgültige Neu¬ 
regelung des Eisenbahnwesens ausarbeitete, wodurch überdies die Kreise 
Zeit gewannen, die einer Verstaatlichung ablehnend gegenüberstanden 
— darunter auch die in ihrem Entschluß schwankend gewordene Re¬ 
gierung. 

Diese und andere Erwägungen dürften der Anlaß gewesen sein, 
weshalb diese im Februar 1919 mit einer „Bill to etablish a Ministry of Ways 
and Communication and for other purposes connected therewith“ 1 ) vor 
das Parlament trat, die 1. die Errichtung eines Verkehrsmtnißteriums 
zur Beaufsichtigung der Verkehrsmittel des Landes mit Ausnahme der 
Seeschiffahrt vorsah; 2. dem neugeschaffenen Ministerium die staatliche 

*) Bill Nr. 11 von 1919. 
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Verwaltung der Eisenbahnen für die nächsten zwei Jahre übertragen 
und außerdem die Befugnis zur Übernahme und Einrichtung weiterer 
Verkehrsmittel im Interesse der Entwicklung des Verkehrswesens des 
Landes erteilen sollte. 

Der in Aussicht genommene Verkehrsminister SirEricGeddes, 
früher Direktor der North Eastem Railway und während des Kriegs einer 
der Hauptorganisatoren des Kriegsverkehrs im Lande und auf dem fran¬ 
zösischen Kriegsschauplatz, auf den die Bill weitgehend zugeschnitten 
war, begründete die Vorlage bei der zweiten Lesung vom 17. März 1919 
mit dem „halbparalysierten Zustand“, in dem sich sämtliche Verkehrs¬ 
mittel des Landes befänden, insbesondere die Eisenbahnen,.die vor dem 
Krieg ein Erträgnis von 4,3 % abgeworfen hätten, jetzt aber mit einem 
Verlust von 3—4 % arbeiteten. Infolgedessen müsse das Land zu einer 
klaren Verkehrspolitik kommen und eine Behörde schaffen, die dafür 
verantwortlich sei. Denn die bisherige Verkehrspolitik sei nicht nur 
unlogisch, sondern „fast unfaßbar“ gewesen und unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen „müssen wir auf den Luxus der Konkurrenz verzichten, 
müssen wir verzichten auf private und lokale Interessen zugunsten der 
staatlichen. Früher führte das Privatinteresse zur Entwicklung, heute 
— kann wohl gesagt werden — zu ungeheurer Verschwendung“. Jede 
Gesellschaft sei bestrebt gewesen, die Güter auf dem längst möglichen 
Weg zu befördern, während der kürzest mögliche im allgemeinen Inter¬ 
esse gelegen hätte, wofür jetzt der Steuerzahler belastet werde. Andere 
Beispiele von Hemmungen des Fortschritts infolge getrennten Besitzes 
seien die doppelten Bremsen, sowie die Rückständigkeit der unabhängi¬ 
gen Dockuntemehmungen, die keine Verbesserungen vorgenommen 
hätten, weil diese nur den Eisenbahnen zugute gekommen wären, die des¬ 
wegen die Ladefähigkeit ihrer Wagen nicht erhöhen könnten. 

Eine Erhöhung der Tarife als Abhilfe der gegenwärtigen Not käme 
nicht in Frage, da das Land eine Erhöhung von 70 bis 80 %, die nötig 
wäre, nicht tragen könne. Der Ausgleich zwischen Einnahmen und Aus¬ 
gaben müsse deshalb durch Ersparnisse erreicht werden, denn durch Ver¬ 
einheitlichung könnten — allerdings erst mit der Zeit — nach zuverlässi¬ 
gen Schätzungen jährlich etwa 20 Mill. £ gespart werden, Verstaat¬ 
lichung der Bahnen könne immer nur Mittel zum Zweck sein, «fonn näm¬ 
lich, wenn sich erweisen sollte, daß der Staatsbetrieb leistungsfähiger sei 
als der Privatbetrieb. 

Ähnlich sind bei dieser Gelegenheit die Äußerungen Bonar Laws. 
Er ist der Überzeugung, „daß das System, unter dem die englischen 
Bahnen bisher betrieben worden sind, so verhängnisvoll und sinnlos 
(disastrous and stupid) gewesen ist, daß die Ersparnis einer jeden, 
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noch so schlechten Zentralverwaltung so groß sein muß, daß sie die 
bessere Verwaltung im Privatbesitz mehr als aufwiegt“. 

Immerhin begegnet die Bill einer außerordentlich starken Oppo¬ 
sition von den verschiedensten Seiten. Eine erste Gruppe — darunter 
die Federation of British Industries — 'bekämpft die Bill aus prinzipiellen 
Gründen, weil sie darin nur eine Vorstufe der Verstaatlichung sieht. 
Sie beruft eich dabei vor allem auf die genannte Äußerung Churchills. 
Außerdem ist sie der Meinung, daß nach Ablauf der zwei Jahre die 
Gesellschaften durch die Eingriffe des Ministeriums so miteinander ver¬ 
filzt wären, daß eine Rückkehr zum alten Zustand unmöglich sei. Ihr 
steht gegenüber die Gruppe der Arbeitervertreter, die im allgemeinen 
geschlossen mit der Regierung stimmen, weil sie in der Maßnahme tat¬ 
sächlich den ersten Schritt zur Verstaatlichung sehen, wobei sie aller¬ 
dings einer starken Täuschung unterliegen. Sie befürworten die Ver¬ 
staatlichung nicht so ©ehr mit theoretischen, als mit Ersparnisgründen 
unter Hinweis auf die Ergebnisse der Kriegswirtschaft. Sie betonen 
aber, daß zunächst keine Tarifermäßigungen, sondern eher Erhöhungen 
zu erwarten seien (Thomas). Neben den Arbeitermitgliedem sind es 
vorwiegend Vertreter landwirtschaftlicher Interessen, die der Verstaat¬ 
lichung das Wort reden. 

Bei weitem die größte Oppositionsgruppe bilden die Interessenten der 
sonstigen Verkehrsmittel, die nach der Vorlage unter die Aufsicht des Mi¬ 
nisteriums gestellt werden sollen, vor allem die Interessenten der Kanäle, 
Straßen, Häfen und Docks sowie der Elektrizitätswerke, die den Vorwurf er¬ 
heben, daß ein Ministerium nicht imstande sei, diesen verschiedenartigen 
Interessen gerecht zu werden und daß im neuen Ministerium die Eisen¬ 
bahnen den größten Enfluß gewinnen und dazu benützen würden, die 
anderen Verkehrsmittel in ihre Abhängigkeit zu bringen. Dem Wunsch, 
sie dem Ministerium nicht zu unterstellen, kommt dieses soweit entgegen, 
als es die Beaufsichtigung der Elektrizitätswerke fallen läßt, hält aber 
im Interesse einer einheitlichen Verkehrspolitik an den andern fest. 
Wohl aber gelingt es den übrigen Interessenten, die freie Verfügungs¬ 
gewalt des Ministeriums nach mehreren Richtungen einzuschränken. Die 
Häfen und Docks erhalten eine Berufungsmöglichkeit an den Lord Chief 
Justice, wenn sie der Meinung sind, daß ihnen eine Maßnahme des 
Ministeriums finanziell nachteilig sei. Die Straßeninteressenten setzen 
durch, daß der Minister von Straßen erst Besitz ergreifen darf, wenn er 
seine Abeicht einem besonderen »Straßenbeirat ausgesprochen hat, der 
auch in allen sonstigen Straßenangelegenheiten zu hören ist. Außerdem 
wind der Minister ausdrücklich verpflichtet, in seinem Ministerium eine 
besondere Straßenabteilung einzurichten. In gleicher Weise wird dem 
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Minister ein Kreis von Sachverständigen aufgedrängt, dem er Beiräte 
auch fiir alle sonstigen Angelegenheiten entnehmen soll, und in langen 
Kämpfen wird immer wieder versucht, diesen Beiräten den Charakter 
von Kontrollausschüssen oder doch von Interessenvertretungen zu geben. 

Die dritte Oppositionsgruppe bilden die Vertreter der Verfrachter, 
die vor allem daran Anstoß nehmen, daß der Minister die Befugnis er¬ 
halten soll — unter Umgehung der parlamentarischen Höchstsätze — die 
Tarife fest zusetzen, sowie daß wichtige Änderungen in der Organisation 
des englischen Eisenbahnwesens nur durch Order in Council, d. h. auf 
dem Verfügungswege, vorgenommen werden dürften. Sie setzen deshalb 
der ministeriellen „Autokratie" ebenfalls durch einen besonderen Tarif- 
beirat Grenzen, den der Minister zu befragen hat, ehe er Tarifänderungen 
vornehmen darf und der vor allem über die Art der Änderung entscheiden 
soll. Der Kampf um die Verfassung dieses Ausschusses geht bis in die 
letzten Stadien der Vorlage hinein und bildet sogar den Gegenstand von 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Unter- und Oberhaus. Das andere 
Moment des Anstoßes wird dadurch beseitigt, daß alle wichtigeren Maß¬ 
nahmen von der formellen Zustimmung des Parlaments abhängig ge¬ 
macht werden. 

Dagegen ist die Opposition der letzten Gruppe, der Vertreter der 
Eisenbahngesellschaften, verhältnismäßig gering, so daß es den Anschein 
hat, als ob sie gewußt hätten, daß durch die Hinausschiebung die Ver¬ 
staatlichung zu Fall gebracht sei. Sie versuchen deshalb nur, die Be¬ 
fugnisse des Ministeriums in der Übergangszeit möglichst gering zu 
halten, machen also darin mit den Verfrachtern gemeinsame Sache. 

Dementsprechend zeigt das endgültige Gesetz 1 ), dis Ministry of 
Transport Act, 1919 (9 rf* 10 Geo 5. Ch . 50) vom 15. August 1919 ein 
wesentlich anderes Gesicht als die Vorlage. Ihr Hauptzweck ist die 
Errichtung eines Verkehrsministeriums, dem zwei Arten von Befugnissen 
übertragen werden: dauernde und vorübergehende, nur für die zwei 
Jahre der verlängerten Staatskontrolle geltende. Als dauernde Befugnis 
wird dem Ministerium die Staatsaufsicht über Eisenbahnen, Straßen¬ 
bahnen, Kleinbahnen, Kanäle, Binnenwasserstraßen, Wege, Brücken, Fäh¬ 
ren samt dem ganzen Straßenverkehr sowie über Häfen, Docks und Piers 
übertragen und zwar in der Weise, daß es alle Befugnisse bestehender 
Ministerien übernimmt, denen diese Verkehrsmittel bisher unterstellt 
waren, vor allem also de-, Board of Trade, der Light ltailway Com- 


') Näheres darüber: v. der Leyen, Die Errichtung eines Yorkohrsininisteriums 
in Großbritannien im Archiv fiir Eisenbahnwesen, 1920, TöT ff., wo sich auch 
eine vollständige CbeiSetzung des Gesetzes findet. 
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miseion, des Local Government Board, der Development Comnüssioners 
und des Road Boards 1 ). 

Die vorübergehenden Befugnisse ermächtigen das Ministerium — 
mit den schon erwähnten Einschränkungen — für die Dauer von zwei 
Jahren nach Annahme des Gesetzes zur übernähme der Staatsverwal¬ 
tung der Eisenbahnen, die während des Kriegs unter staatlicher Ver¬ 
waltung standen, sowie auch weiterer bisher noch nicht kontrollierter 
Linien, falls dies im Interesse einer einheitlichen Verkehrspolitik nötig 
erscheint. Außerdem ist das Ministerium befugt, ganz neue Verkehrs¬ 
einrichtungen zu schaffen sowie zum gleichen Zweck Vorschüsse zu ge¬ 
währen, bei größeren Objekten (eine halbe Million im ersten und eine 
volle Million im zweiten Fall) jedoch nicht ohne Zustimmung des Par¬ 
laments, insbesondere erhält es das Recht, die vorhandenen privaten 
Güterwagen zu erwerben, selbst zu befördern oder auf die Gesellschaften 
zu verteilen. Schließlich erhält das Ministerium den formellen Auftrag, 
einen Plan über die zukünftige Regelung des Eisenbahnwesens aus- 
zu arbeiten. 

Sowohl bei der Ausübung der dauernden als der vorübergehenden 
Befugnisse ist das Ministerium teilweise verpflichtet, teilweise berechtigt, 
das Gutachten besonderer Beiräte einzuholen, und zwar ist „zum Zweck 
der Beratung und Unterstützung“ — unter Berücksichtigung der betroffe¬ 
nen Unternehmungen und Interessen — eine allgemeine Liste von Sach¬ 
verständigen aufzustellen, aus denen der Minister von Fall zu Fall Bei¬ 
räte auswähren kaom, außerdem aber ifct „zum Zweck der Beratung und 
Unterstützung sowie der Wahrnehmung der durch die 
Maßnahmen des Ministeriums betroffenen Inter¬ 
essen“*) je ein besonderer Straßen- und Tarifbeirat einzurichten. 

VII. 

Die Übergangswirtschaft. 

Für die unmittelbare Tätigkeit des neuen Verkehrsministeriums 
entwickelte Sir Eric Geddes bei der dritten Lesung der Bill am 10. Juli 
1919 ein ausführliches Programm, wonach zum Zweck weiterer Betriebs- 
ersparnisse folgende Maßnahmen ergriffen werden sollten: 1. Ausmer¬ 
zung von konkurrierenden Zugdiensten, 2. gemeinsamer Gebrauch aller 


*) Fiir Einzelheiten vgl. Return of Summary of Principal Pouers and Func¬ 
tions which may be transferred to the Ministry of Wans and Communications 
from other Government Departments. 1919 P. P. Nr. (58). sowie Return of the 
Powers and Dulies to be transferred to the Ministry of Waus and Communications 
from the Board of Trade and Locul Government Board. 1919. [Ciml. 211.1 
*) Vom Verfasser gesperrt. 
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Eisenbahnwagen, soweit nicht sachliche Hindernisse entgegenstehen, unter 
Beseitigung des privaten Besitzes an Güterwagen, 3. Vermehrung der 
Verkehrsdichtigkeit auf den einzelnen Linien, 4. Verminderung der Be¬ 
förderungskosten durch vernünftige, <L h. partielle Elektrisierung, 5. Er¬ 
höhung der Ladefähigkeit nach erfolgter Standardisierung des Roll¬ 
materials, 6. Beseitigung der Zurückhaltung der Wagen für Lagerungs- 
zwecke, 7. Erhöhung der Tarife zur Ableitung eines Teils dies Verkehrs 
auf die KtisteneohifEahrt sowie eines Teile dies Rollgeschäfts auf die 
privaten Fuhrunternehmer, 8. Vermehrung der Güterwagen durch Be¬ 
schleunigung des Neubaus und der Reparaturen. 

Von diesem großen Programm scheint — wie dies angesichts der 
Kürze der Zeit nicht anders zu erwarten war — nur ein kleiner Teil tat¬ 
sächlich durchgeführt worden zu sein, da die Kraft des Ministeriums 
durch die Abwicklung der Kriegswirtschaft, vor allem die dauernden Ver- 
kdhreschwierigikeiten, die Regelung der Entschädigungsfrage, die Aabeiter- 
unruhen, die Tariffragen sowie sohließlfon durch die Vorbereitung des 
Friedensregimes in Anspruch genommen wurde. Da überdies angesichts 
der Unsicherheit über das Weiterbestehen des Ministeriums über die zwei 
Jahre hinaus die leitenden Beamten nur gegen Gehälter verpflichtet wer¬ 
den konnten, die wesentlich höher waren als die in anderen Ministerien 
gezahlten, so ist es kein Wunder, daß das Ministerium von vornherein den 
schärfsten Angriffen ausgesetzt war, die sich vor allem bei den Beratun¬ 
gen seines Etats 1 ) am 9. und 10. März, am 24. Juni und 1. Juli 1920 
in breiten Fluten ergossen. Man behauptete nicht nur, daß das Ministe¬ 
rium überhaupt überflüssig gewesen sei und seine Arbeit ebenso gut von 
der (vielleicht erweiterten) Eisenbahnabteilung des Handelsamts hätte 
geleistet werden können, sondern daß es mit einer Verschwendung ar¬ 
beite, die in keinem Verhältnis zu seinen Resultaten stehe. Um sich 
gegen diese Vorwürfe zu decken, ließ Geddes seine Finanzgebahrung vom 
Select Committee on National Expenditure untersuchen, das zwar keine 
Kürzungen an seinen Vorschlägen vornahm, aber doch nicht das Urteil 
unterlassen konnte, das Ministerium sei „in grandiosem Stil organisiert“ 
worden. 

Insbesondere ward das Ministerium für die Verkehrschwierigkeiten 

verantwortlich gemacht, unter denen das Land auch die ersten Jahre nach 

dem Krieg zu leiden hatte, obschon der Minister bereits in einer be- 
# 

sonderen Konferenz von Parlamentariern vom Dezember 1919 betont, daß 
für den eigentlichen Betrieb der Bahnen durchaus die Gesellschaften ver¬ 
antwortlich seien, zumal von 1920 an auch der Zentralausschuß der Ge- 

Nach den Mitteilungen des parlamentarischen Sekretärs des Ministeriums 
waren zunächst 774 Beamte vorgesehen. 
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neraldirektoren aufgelöst werde 1 ). Außerdem ist das Ministerium be¬ 
müht, die Rü<kfühmng des Rollmaterials vom Krieg»3chauplatz, sowie 
den Neubau von Wagen zu beschleunigen, und versucht, durch Subeidien 
an die Küstenschiffahrt und durch Bereitstellung von Kraftwagen die 
Eisenbahnen zu entlasten. 

Bei weitem der größte Teil der Arbeit des Ministeriums ist der Re¬ 
gelung der Entsohäddgungsfrage gewidmet, und mit der Wahrnehmung 
der finanziellen Interessen des Staats gegenüber den Gesellschaften wird 
auch hauptsächlich die hohe Bezahlung der Beamten gerechtfertigt, da 
es nur auf diese Weise möglich sei, Leute zu gewinnen, die den geschäfts¬ 
gewandten Vertretern der Eisenbahngesellschaften gewachsen seien. 
Denn — selbst ein Eisenbahndirektor — stellt Geddes zwar nicht in 
Frage, daß die Eisenbahnen während des Kriegs ein „ehrenhaftes Spiel 
gespielt haben“, läßt aber keinen Zweifel darüber, daß sie „routinierte 
Geschäftsleute“ (keen business men) gewesen seien, „was ja nichts Un¬ 
ehrenhaftes sei“. Als Beweis dafür und für das Unvermögen des. üb¬ 
lichen Staatsbeamten führt Geddes einen Kartellveirtrag (pool) zwischen 
dem Handelsamt und der Metropolitan District an*), wo zwei Hauptbedin¬ 
gungen eines derartigen Gewinnverteilungskartells — die für jeden 
Büroangestellten eines Generaldirektors Selbstverständlichkeiten seien 

— zum Nachteil des Staats weggelassen wurden, so daß durch diesen 

— von den Gesellschaften ausgenützten — Mangel an Geschäftskennt¬ 
nissen beim Handelsamt eine Belastung des Steuerzahlers in der Höhe 
von mehr als 1,5 Midi. £ in den Jahren 1916 bis 1919 entstanden sei, die 
nur durch die Dazwischenkunft des Verkehrsministeriums beseitigt 
wurde, als sie im Jahre 1920 eine Höhe von einer weiteren Million er¬ 
reichen sollte. Außerdem läßt Geddes durchblioken, daß zahlreiche 
Kapitalforderungen der Gesellschaften durch die Rechnungskontrolle des 
Ministeriums zurückgewiesen worden seien, die er aber nicht anführen 
möchte, weil es „unfair“ gegenüber den Gesellschaften wäre, die nur ihr 
berechtigtes Interesse verträten*). Doch scheint dies einer der Haupt¬ 
gründe gewesen zu sein, weshalb das Ministerium den Zentralausschuß 
der Generaldirektoren auflöste, der ja während des Kriegs die Wahr¬ 
nehmung der staatlichen Interessen mit der der eigenen Gesellschaften 

*) National Transport. Conference rvith members of Parliament. Statement 
ly Sir Eric Geddes (Official Report). 1919. [C'md. 493.] 

*) In seiner Rede vor dem Etatsausschuß vom 24. Juni und 1. Juli 1919 
(130 H. C. Deb. 5 s., S. 2431 sowie vol. 131, S. 723 und 731 ff.). Der Vertrag 
wurde abgeschlossen, als Lord Ashfield, der. kurz darauf .Handelsminister wurde, 
Vorsitzender des Aufsichtsrats der Metropolitan District war! 

*) Ara 11. August 1921 wird im Oberhaus mitgeteilt, daß zwischen 15 und 
20 Still. £ beanstandet und tatsächlich über 6 Mill. £ zurtickgezalilt worden seien. 
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verband. Denn „ich habe nur Lob für die Art. und Weise, in der die 
Direktoren gehandelt haben, aber sie haben einen anderen Standpunkt 
und sie haben nicht den Standpunkt des Steuerzahlers.“ 

Diese Überzeugung veranlagte schließlich den Minister, im Sep¬ 
tember 1920 das Departmental Committee on Railicay Agreements einzu- 
setzea, „zur Beratung und Berichterstattung über 1. die Natur und die 
Bedingungen der Abkommen zwischen der Regierung und den Eieenbahn- 
gesellschaften über die Staatsverwaltung, 2. den möglichen Umfang der 
Verpflichtungen des Staats, die sich daraus ergeben könnten, und 3. über 
die Notwendigkeit weiterer Schritte zur Wahrung der Interessen des 
Staats“. Der Ausschuß, der nach seinem Vorsitzenden (Lord Colwyn) 
Colwyn-Ausschuß genannt wird, bestand aus acht Mitgliedern und ver¬ 
nahm sechs Zeugen, drei leitende Beamte des Ministeriums, zwei ver¬ 
eidigte Bücherrevisoren und einen Eisenbahndirektor. 

Der Bericht') des Ausschusses stellt zunächst fest, daß er an die 
Abmachungen nicht vom rechtlichen Gesichtspunkt herantreten könne, 
sondern unter Herausarbeitung der großen Gesichtspunkte, unter denen 
sie ursprünglich abgeschlossen worden seien. Von diesem Standpunkt 
aus untersucht er zunächst das Zustandekommen der Verträge und be¬ 
merkt, daß dabei die Gesellschaften wesentlich günstiger gestellt 
waren, weil sie durch Sachverständige verhandelten, die Regierung da¬ 
gegen durch niehtsachverständige Beamte, die mit anderen Obliegenheiten 
überlastet waren. Dies komme auch darin zum Ausdruck, daß durch 
die späteren Abmachungen, di© zweifelhafte Punkte regelten, immer nur 
Rechte der Gesellschaften, nie aber Rechte des Staats definiert wurden, 
so daß ihnen die Gegenseitigkeit völlig abgehe. Die einzige Garantie 
für die Wahrung der (Undefinierten) staatlichen liechte bildete deshalb 
die Loyalität der im Executive Committee vertretenen Direktoren, die 
während ihrer amtlichen Funktion über allem Zweifel blieb. Leider aber 
seien die Voraussetzungen dafür seither fortgefallen. Der Kriegspatrio¬ 
tismus sei zu einem großen Teil verschwunden, und die einzelnen Mit¬ 
glieder seien wieder ganz in ihre alte Stellung zurückgekehrt, in der 
sie die Interessen ihrer Gesellschaften wahrzunehmen hätten. Außerdem 
habe man es jetzt mit den einzelnen Gesellschaften zu tun, die schon 
während des Kriegs teilweis ft* einem andern Geist gehandelt hatten 
als der Ausschuß. So hätten schon im Jahr 191b 23 Gesellschaften un¬ 
gerechtfertigte Ausgaben auf Kosten des Staats gemacht, die der Aus¬ 
schuß tadeln mußte. Aus dem gleichen Grunde würden jetzt teilweis 
die Verträge in einer Weise ausgelegt, die der Absicht der Regie rungSr 

') Minist ru of Transport. Departmental Committee on Railicau Agreement*. 
Report and Appendices. 11*21. ICnnl. 1 l.'VJ.j 
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Vertreter als auch der damaligen Vertreter der Gesellschaften wider¬ 
spreche. 

Vor allem aber hätten die Gesellschaften daraus Gewinn gezogen, 
daß der Charakter der staatlichen Verwaltung mit der unvorhergesehenen 
Dajuer des Kriegs ein ganz anderes Gesicht bekommen habe. Sie be¬ 
gann mit einer vorübergehenden Verkehrskontrolle für rein militärische 
Zwecke und mit einer Entschädigtmgspflioht für rein militärische Hand¬ 
lungen und endigte mit einer umfassenden finanziellen Transaktion, die 
unabhängig von den rein militärischen Erwägungen alle Gebiete der 
Eisenbahnverwaltung umfaßte und weiter fortdauerte, als ihr Anlaß 
längst w egge fallen war. Infolgedessen wurden die Gesellschaften nicht 
nur geschützt vor Nachteilen, die ihnen aus militärischen Handlungen 
erwuchsen, sondern auch vor solchen, die direkt nichts damit zu tun 
hatten, wie Streiks und Wirtschaftskrisen, Vorteile, vor denen sie ur¬ 
sprünglich das Abkommen der Regierung nicht schützen sollte. 

Angesichts der Tatsache, daß auf diese Weise das Abkommen den 
Gesellschaften unbeabsichtigte Vorteile gewährt hat, überlegte der Aus¬ 
schuß, ob er nicht eine vollständige Revision der Abkommen empfehlen 
sollte. Er lehnte jedoch schließlich diesen Weg als undurchführbar ab, 
wohl aber glaubt er, daß das ursprüngliche Abkommen einen voll¬ 
ständigen Ersatz für die Nachteile bieten sollte, diie den Gesellschaften 
aus der staatlichen Verwaltung entstehen könnten, und hält es deshalb 
nicht für angängig, daß daneben noch besondere Ersatzforderungen für 
einzelne ungewisse Kriegsschäden geltend gemacht würden, wie dies von 
den Gesellschaften geschehe. 

Der Ausschuß empfiehlt deshalb im einzelnen: 1. Abgesehen von 
besonders begründeten Fällen die Einstellung von höheren Werkerhal¬ 
tungskosten als im Jahr 1913 nicht zu genehmigen; 2. die laufenden 
Entschädigungen für zurückgestellte Erneuerungaarbeiten und Repara¬ 
turen einzustellen, da die Voraussetzungen dafür nicht mehr existierten. 
Außerdem sollten die Gesellschaften die bereits erhaltenen Gelder auf¬ 
brauchen, ehe neue Zahlungen geleistet würden, und am Ende der 
Kontrollzeit sollten sie Zahlungen nur soweit erhalten, als sie naoh- 
weisen können, daß d'ie bereits erhaltenen Summen für die zurückgestell¬ 
ten Instandsetzungsarbeiten nicht ausreichten. 3. Ersatzansprüche wegen 
abnormer Abnützung sollten nur bei folgender Begründung anerkannt 
werden: a) daß die Abnutzung auf die Benutzung der Anlagen durch den 
Staat zurückzuführen ist; b) daß nicht die abnorme Abnutzung einzelner 
Strecken durch die untemormale anderer kompensiert wird, und c) daß 
die Entschädigung, die die Gesellschaft für die normale Werkerhaltung 
erhalten hat, nicht auch für diese abnorme Abnutzung genüge. 4. Wie 
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die Gesellschaften zu den Reineinnahmen von 1913 Zinsentsebädagung 
für das seither angelegte Kapital erhielten, so sollte von diesen Ein¬ 
nahmen entsprechende Beträge für Aktiven, wie Dampf schiffe, die in¬ 
zwischen liquidiert worden sind, abgezogen werden. 5. Da bei der Be¬ 
rechnung der gegenwärtigen Tarife die laufenden Kosten der Vorräte 
in Betracht gezogen sind, sollten die Ansprüche der Gesellschaften auf 
Ersatz der verbrauchten Vorräte zum Wiederbeechaffungspreis abge¬ 
lehnt werden. 6. Die seit einiger Zeit bestehende Praxis, wonach die 
Ansprüche der einzelnen Gesellschaften durch Bücherrevisoren der Eisen¬ 
bahnen zusammen mit solcher der Regierung geprüft werden sollten, ist 
aufrechtzuerhalten, da unter den veränderten Umständen die Kontrolle 
durch jene allein nicht ausreichen würde. 

Die Ersatzansprüche, die die Gesellschaften möglicherweise nach 
ihrer Auslegung der Verträge Vorbringen könnten, schätzt der Ausschuß 
auf etwa 150 Mill. £, nämlich 90 Millionen für rückständige Instand¬ 
setzungsarbeiten, 40 Mill. für abnorme Abnutzung und 20 Mill. für 
Wiederbeschaffung von Materialvorräten, doch wird ausdrücklich betont, 
daß die Schätzungen auf ©ehr schwacher Grundlage ruhten. Sollten je¬ 
doch die Empfehlungen des Ausschusses angenommen werden, „so dürften 
sieh dd© Summen auf verschwüindend geringe Beträge ermäßigen“. 

Die Einsetzung des Cohvyn-Ausschusses sowohl als das Ergebnis des 
Berichts erregten naturgemäß allgemeines Aufsehen. In den Generalver¬ 
sammlungen der Eisenbahngesellschaften, die zur Zeitder Veröffentlichung 
des Berichts stattfanden, wurden die Eisenbahnen als totsicher bankerott 
hingestellt, ebenso in der Presse, die sich als Hüterin der Eisenbahn¬ 
aktionäre ansah. „Welches ist das Ergebnis von sechs Jahren ministe¬ 
rieller Suprematie?“ fragte die „Morning Post“ vom 23. Februar 1921. 
„Die Bahnen sind tatsächlich zahlungsunfähig; Reisende und Geschäfts¬ 
leute zahlen nahezu das Doppelte, und der Dienst ist nach allen Rich¬ 
tungen hin schlechter geworden. Nun will offenbar die Regierung die 
Bahnen, nachdem sie sie ruiniert hat, unter Verletzung ihrer Verträge 
an die Eigentümer zuriiokgeben . . .“ Sie sucht daraufhin nachzuweisen, 
daß die Lohnpolitik des Ministeriums zusammen mit der Einführung des 
Achtstundentags, den die Regierung in skrupelloser W'eise eine Woche 
vor den Wahlen bewilligt habe, für den jetzigen Zustand verantwortlich 
sei. Dadurch habe die Regierung das Lohnkonto der Bahnen von 
47 Mill. bei der Übernahme auf 160 Mill. oder um 233 % erhöht, während 
die Lebenshaltungskosten nur um 169 % gestiegen seien. Der Achtstunden¬ 
tag auf der anderen Seite ha.be die Einstellung von 76 000 weiteren Ange¬ 
stellten nötig gemacht. Durch diese Wirtschaft habe man erreicht, daß sich 
der Wert der Eisenbahnaktien um ungefähr 4—500 Mill. vermindert habe. 
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Umgekehrt hat natürlich das Ergebnis des Berichte vielfach weitere 
Angriffe auf die Gesellschaften zur Folge, weil angenommen wurde, 
daß der Staat von den Gesellschaften übervorteilt worden sei. Pratt 1 ) 
legt sogar nahe, daß das Ministerium absichtlich Gerüchte über noch 
höhere Forderungen der Gesellschaften — bis zu 40 Mill. £ — in Um¬ 
lauf gesetzt habe, um seine Unentbehrlichkeit zu beweisen. Infolge¬ 
dessen war auf den 3. Mai 1921 eine besondere Aussprache iim Parlament 
über den Bericht vorgesehen, nachdem bereite aan 28. Februar eine er¬ 
regte Aussprache anläßlich einer Nachtragsforderung des Ministeriums 
von 21 Mill. zu den früher bewilligten 22 Mill. £ für die Aufrecht¬ 
erhaltung der Garantie eine erregte Aussprache herbeigeführt hatte. 
Dieses Mal sank sie jedoch in sich zusammen, da Geddes mitteilen konnte, 
daß er sich mit den Gesellschaften auf eine endgültige Entschädigungs¬ 
summe von 60 Mill. geeinigt habe, wovon aber noch mindestens 
9 Millionen £ als Einkommensteuer zu zahlen und möglicherweise noch 
ungefähr 30 Mill. für strittige Posten abgingen. Damit war endlich für 
diese schwierige Frage eine Lösung gefunden. 

Ein drittes wichtiges Problem, das das neue Ministerium vorfand, 
war die Arbeiterfrage*). Wie bereite erwähnt, hatten die Angestellten 
gegen Ende des Kriegs eine gleitende Lohnskala und iim Februar 1919 
den Achtstundentag duTchgesetzt. Außerdem war im März 1919 verein¬ 
bart worden, einheitliche Lohnsätze und Arbeitsbedingungen für alle Ge¬ 
sellschaften aufzustellen. Im August einigte man sich über die Lohn¬ 
sätze der Lokomotivführer und Heizer, nicht aber über die der übrigen 
Klassen, für die das Ministerium als Mindestsatz 40 s. und als Höchst¬ 
satz 70 s. vorgeschlagen hatte, während die Forderungen der Gewerk¬ 
schaften bis zu 16s. abwichen. Ungeachtet weiterer Konzessionen führte die 
Differenz am 26. September 1919 zum Streik, der am 5. Oktober damit 
endete, daß die Löhne bis September 1920 festgelegt wurden, aber kein 
Eisenbahner weniger als 51 s. Wochenlohn erhalten sollte. Darauf wur¬ 
den die Verhandlungen über die Grundlöhne wieder aufgenommen, die 
im März 1920 zum Abschluß kamen. Alsdann wurden Lohn und Kriegs¬ 
lohn zusammengefaßt und mit dem Lebenshaltungsindex derart in Ver¬ 
bindung gebracht, daß der Lohn um 1 s. steigen oder fallen sollte bei 
einer Indexbewegung von 5 Punkten, doch sollte der Lohn unter keinen 
Umständen unter den neuen Grundlohn fallen, der jedoch erst eintreten 
sollte, wenn die Lebenshaltung von 125 auf 45 % zurückgegangen war. 

M A. a. O., S. 1144. 

*) Bei der Darstellung: der Arbeiterfrage während des Kriegs hat leider ein 
eben erschienenes Werk von Alcock, Fifty Years of Railway Trade Uionism. 
London 1922, nicht mehr berücksichtigt werden können. 
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Die niedrigste Klasse von Angestellten — die Portiers auf dem Lande — 
erhielt demnach damals einen Wochenlohn von 56 s., der unter keinen 
Umständen unter 40 s. fallen konnte. 

Inzwischen hatte das Ministerium versucht, ein neues Einigungs¬ 
amt in Lohnfragen ins Leben zu rufen und ein Central Wages Board 
eingerichtet, bestehend aus je fünf Vertretern der Gesellschaften und 
der Gewerkschaften. Sollte hier keine Einigung erzielt werden, so ging 
u-io Frage an ein, National Wages Board, bestehend aus je vier Vertretern 
der Gesellschaften, der Gewerkschaften und der Benutzer der Eisenbahnen. 
Ein Streik durfte nicht vor einem Monat nach Unterbreitung der Sache 
an dieses National Wages Board unternommen werden. 

Das neue Amt wurde schon im Mai in Anspruch genommen, da die 
Eisenbahner eine außerordentliche Erhöhung ihrer Löhne zur Anpassung 
an die anderer Erwerbszweige verlangten, die schließlich auch in der 
Höhe von 4—8/6 s für die Städte und von 2—3/6 s für dlas .flache Land, sowie 
von 7, 4 und 2 s. für Führer, Heizer und Maschinenreiniger gewährt 
wurden. Außerdem wurden die Löhne infolge der Steigerung der Lebens¬ 
haltung in verschiedenen Stufen bis Januar 1921 um weitere 10 s. er¬ 
höht worden', so daß der Kricgslohn schließlich 46 s. als Höchstsatz erreichte. 

Diese ständigen Steigerungen der Betriebskosten durch bloße Be- 
triebserspamisse ausgleichen zu wollen, war selbstverständlich ein Ding 
der Unmöglichkeit. Sie konnten vielmehr nur durch eine Anpassung 
der Einnahmen, d. li. durch Tariferhöhungen, ausgeglichen werden. Die 
Regelung der Tariffrage bildete deshalb eine weitere wichtige Ange¬ 
legenheit des Ministeriums, die — wie wir gesehen haben — nicht ohne 
Mitwirkung des Tarifbeirats gelöst werden konnte. Dieser bestand aus 
einem Juristen als Vorsitzenden sowie fünf weiteren Mitgliedern, wovon 
je eins die Landwirtschaft, Arbeiterschaft, Eisenbahnen und die Handels¬ 
kammern vertrat, wozu der bekannte Eisenbahnfachmann Sir William 
Acworth zu gewählt wurde. 

Das neue Amt wurde zum ersten Mal im Oktober 1919 in Anspruch 
genommen, wo es den Minister beraten sollte: 1. über den besten Weg 
zur Erzielung'eines zusätzlichen Einkommens von 45 Mill. £; 2. über 
die Erhöhung des Standgeldes und der Gebühren für Decken und 1 die 
interne Verwendung von Eisenbahnwagen sowie über die Verkürzung 
der standgeldfreien Zeit und 3. über die Wünschbarkeit der Berechnung 
für Dienste, die die Gesellschaften bisher unentgeltlich oder fast un¬ 
entgeltlich geleistet hatten. 

Da infolge der Verkehrsnot die zweite Frage besonders eilig war, 
wurde sie — nach Vernehmung der Interessenten — in einem besonderen 
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Bericht 1 ) vorweg erledigt, worin vorgeschlagen wird, die bestehenden 
Standgeldsätze für die ersten beiden Tage nach der Freifrist auf das 
Doppelte, für jeden folgenden Tag auf das Dreifache (bei den gewöhn¬ 
lichen Wagen sogar etwas mehr) zu erhöhen, für gewöhnliche Wagen 
demnach von 1 s. 6 d. auf 8 e. für die ersten beiden Tage und 5 s. für 
die folgenden, für Decken von 3 <L auf 6 d. und 1 &, eine Erhöhung, die 
begründet wurde mit dem gestiegenen Wert der Wagen und Decken so¬ 
wie mit der gestiegenen Ertragsfähigkeit der Wagen. Eine weitere 
Verkürzung der Frei fristen wurde abgelehnt und außerdem darauf auf¬ 
merksam gemacht, daß von seiten der Verfrachter teilweise die Eisen¬ 
bahnen selbst für die Zurückhaltung verantwortlich gemacht würden, 
weil eie die Wagen ganz unregelmäßig ablieferten. Die neuen Sätze 
wurden vom 1. Januar 1920 an vom Ministerium eingeführt. 

Zur Erzielung des gewünschten Mefcreinkomxnens von 45 Mill., das 
inzwischen auf 50 Mill. erhöht worden war, schlug der Beirat in einem 
zweiten Bericht*) eine prozentuale Erhöhung vor, die aber nach Klassen 
abgestuft werden sollte, nämlich von 25 % für Kohle, Koks und Briketts, 
30 % für die übrigen Güter in Klasse A, von 40 % für Klasse B, 50 % 
für Klasse C, 60 % für Klasse 1—5 sowie einzelne Güter in Sonder¬ 
klassen wie Vieh, 100 % für kleine Pakete und für leere Kisten usw. 
Um jedoch eine stärkere Belastung des kostspieligeren Nahverkehrs zu 
erreichen, waren außerdem allgemein nichtprozentuale Zuschläge ohne 
Rücksicht auf die Entfernung vorgesehen, die, ebenfalls nach Klassen 
abgestuft, 3 d. bis 1 s. betrugen. Dazu kam schließlich eine Erhöhung der 
Speditionsgebühren um 3 s. für beide Enden. Auf der andern Seite waren 
zur Entlastung der Landwirtschaft gewisse Ausnahmen oder Erleichte¬ 
rungen, wie für Dünger, Obst, Molkereiprodukte usw. vorgesehen. Diese 
Empfehlungen wurden jedoch ausdrücklich unter der Voraussetzung ge¬ 
macht, daß eine endgültige Revision der Tarife folgen sollte. Sie wurden 
am 15. Januar 1920 vom Ministerium in Kraft gesetzt 

Im Juli 1920 trat das Ministerium erneut an den Beirat heran mit 
der Aufforderung, Tariferhöhungen zur Deckung eines jährlichen 
Defizits von 54,5 Mill. vorzuschlagen, nachdem er kurz vorher zu einer 
Erwägung der Arbeiterfahrpreise sowie der sonstigen Ausnahmefahr¬ 
preise aufgefordert hatte. Zu diesem Zweck beschäftigte sich der Aus¬ 
schuß zunächst*) mit der Erhöhung der Fahrpreise, einschließlich der 

*) Report of the Rates Advisory Committee. Recommendations as to demurrage. 
1920. ICmd. 526.] 

*) Rates Advisory Committee. Ministry of Transport. Report on the rates 
for the conveyance of ooods, minerals and merchandise. 1920. [Cmd. 525.] 

*) Ministry of Transport. Report of the rates Advisory Committee on the 
interim revision of Railway rates, tolls, fares and charges, July 1920. [Cmd. 857.] 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 39 
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Arbeiterkarten und des sonstigen Ausnahmeverkehrs. Die Gesellschaften 
hatten — unter Zugrundelegung eines Einnahmeve rh ä 11 n iss es zwischen 
Personen- und Güterverkehr- von 40 : 60 % — eine Erhöhung auf 
100 % des Vorkriegssatzes vorgeschlagen. Dies hält der Ausschuß je¬ 
doch für zu hoch, da er einen Rückgang des Verkehrs fürchtet, der die 
Erhöhung illusorisch mache, und schlägt deshalb für den gewöhnlichen 
Verkehr eine Steigerung auf 75 % des Vorkriegssatzes vor, beginnend 
am 5. August 1920. Trotz starker Einwände spricht sich der Ausschuß 
auch für eine Steigerung der Arbeiterfahrpreise aus, da inzwischen das 
Einkommen des Arbeiters ebenfalls gestiegen sei, und zwar setzt er 
einen einheitlichen, auf der Entfernung aufgebauten Einheitstarif fest, 
der 3 d. für 2 Meilen) hin und zurück und 6 d. bei Entfernungen von 
4 Meilen sowie Vi d. für jede weitere halbe Meile beträgt. Da vorher 
keine einheitlichen Sätze bestanden, läßt sich die Höhe der Steigerung 
auch nicht annähernd feetstellen, doch ist vorgesehen, daß die Erhöhung 
(für früher besonders niedrige Sätze) in keinem Fall mehr als 200 % 
betragen solle. Für Dauerkarten schließlich wird eine Erhöhung auf 
50 % der Vorkriegsätze empfohlen und bemerkt, daß die Vergünsti¬ 
gungen, die bisher Verfrachtern mit besonders großem Verkehr gewährt 
wurden, in keinem Fall mehr als 20 % betragen sollten, während sie 
früher teilweise bis zu 58 % betragen hatten. Die Vorschläge des Aus¬ 
schusses traten im allgemeinen am 6. August, für Arbeiterkarten am 
1. September in Kraft. 

Der entsprechende Bericht 1 ) für die Revision der Gütertarife folgte 
Ende Juli 1920, wobei 53 Mill. als aufzubringende Jahressumme zugrunde 
gelegt wurden. Die Gesellschaften schlugen zu diesem Zweck im all¬ 
gemeinen eine Verdoppelung der vor der letzten Erhöhung bestehenden 
Sätze sowie abgestufte, niohtprozentuale Zuschläge vor. Sie begründeten 
diese Abweichung von dem Prinzip der letzten Erhöhung damit, daß für 
die höheren Güterklassen eine stärkere Konkurrenz der 'Kraftwagen 
bestehe, und daß die geringen Zuschläge der unteren Klassen bei Ge¬ 
sellschaften mit vorwiegendem Mineral verkehr nicht genügen würden, um 
die gesteigerten Betriebskosten zu decken. Auch die Geschäftswelt sprach 
sich eher für eine gleichmäßige Belastung aus, nur wollte sie von den 
nichtprozentualen Zuschlägen nichts wissen. Der Ausschuß hält diese 
jedoch angesichts der höheren Kosten des Nahverkehrs für gerecht¬ 
fertigt, macht aber sonst einige kleinere Ausnahmen. Außerdean spricht 
er sich für eine Erhöhung der Dock- und Hafengebühren um 150 % über 


*) Report of the Rates Advisory Committee on the interim rerision .., Part II 
Goods. 1920. [Cmd. 886.] 
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den Stand von Ende 1913 aus. Die vorgeschlagenen Sätze wurden zum 
1. September 1920 in Kraft gesetzt. 

Im Anschluß daran untersuchte 1 ) der Ausschuß auf Veranlassung 
des Ministeriums: 1. die außer den Dauer- und Arbeiterkarten bestehen¬ 
den Ausmahmefahrprei'se und 2. die Dienste, die von der Gesellschaft frei 
oder nahezu frei geleistet worden waren. Zum ersten Punkt schlugen 
die Gesellschaften vor, grundsätzlich die Ausnahmefahrpreise beizu¬ 
behalten, die einen erhöhten Verkehr versprechen, dagegen — mit ge¬ 
ringen Ausnahmen — die Ermäßigungen aus charitativen Rücksichten 
aufzuheben. Zu den .belzubehaltenden gehörten vor allen die Ermäßi¬ 
gungen für Jugendorganisationen und Schulausflüge, für Ferienreisen 
armer Kinder, für schiffbrüchige Matrosen und für Marktbesucher. Der 
Ausschuß schließt sich im allgemeinen den Vorschlägen der Gesell¬ 
schaften an, spricht sich aber für gewisse Erweiterungen, z. B. zu¬ 
gunsten der Besucher von Erholungsheimen, von Artisten usw. aus und 
möchte außerdem den Gesellschaften weitgehende Freiheit gewahrt 
wissen. Auch in bezug auf die Berechnung bisher unentgeltlich ge¬ 
leisteter Dienste schließt sich der Ausschuß im allgemeinen den Vor¬ 
schlägen der Gesellschaften an, die in Zukunft eine angemessene Ent¬ 
schädigung verlangen möchten, schlägt jedoch vor, die Anwendung der 
vorgeschlagenen Sätze vorläufig zu verschieben, bis sich die Notwendig¬ 
keit neuer Einnahmequellen zeige. Es handelt sieh dabei um Leistungen, 
wie die Gestellung von Spezialwagen, die Eigentumübertragung und 
Neuadressierung von Sendungen während der Beförderung, die Auf¬ 
lösung von Sammelsendungen in Einzelsendungen, die Leistung von 
Diensten in Verbindung mit privaten Gleisanschlüssen u. a. m., alles 
Dinge, die infolge der wachsenden Konkurrenz der Gesellschaften un¬ 
entgeltlich oder fast unentgeltlich vorgenommen worden waren. 

Inzwischen hatte das Ministerium den Tarifbeirat wissen lassen, 
daß es eine vollständige Revision der Tarife, Gebühren und Fahrpreise 
ib die Wege leiten wolle, und ihn am 6. Februar 1920 aufgefordert, Vor¬ 
schläge zu machen: 1. über die Tarifprinzipden, 2. über die Klassifi¬ 
kation und die Einordnung der einzelnen Güter in deren Rahmen und 
3. über die Tarife für den Eilgutverkehr. Gleichzeitig damit hatte das 
Ministerium einen Fragebogen an die bedeutendsten wirtschaftlichen Or¬ 
ganisationen gesandt und sie aufgefordert, sich über die wichtigsten 
Punkte der Neuordnung zu äußern. Die Antworten dieser Organi- 


*) Report of the Advisory Committee on the interim re Vision . . Part 111. — 

Fares lower than ordinär y and Services rendered free or at nominal charoes. 1921. 
iC-md. 1118.] 

39* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



592 


Die englische Eisenbahnpolitik der letzten vierzig Jahre. 


sationen 1 ) gingen zwar in einzelnen Punkten auseinander, sprachen sich 
aber im großen und ganzen für die Beibehaltung des bestehenden 
Systems — mit Ausnahme dies Reohtschutzes — aus, so daß sich der 
Beirat in seinem ausführlichen Bericht 2 3 ) vom Dezember 1920 der Ver¬ 
pflichtung entbunden fühlt, ein neues System auszuarbeiten, sondern 
seine Aufgabe nur darin sieht, „die wichtigsten Prinzipien des bestehen¬ 
den Systems den gegenwärtigen Umständen anzupassen“. Es kann des¬ 
halb darauf verzichtet werden, die Gründe zugunsten dieses Systems zu 
wiederholen, und wir können uns auf die wichtigsten Änderungen be¬ 
schränken, die nach der Meinung des Ausschusses vorgenommen werden 
sollten. Es sind dies die folgenden: 

1. die Steigerung der Betriebskosten macht die Abschaffung der 
Tarifmaxima und die Festsetzung der Tarife durch ein unabhängiges 
Tarifamt erforderlich; 

2. bei den Tarifsätzen soll auch weiterhin zwischen der reinen 
Beförderung«- und der Abfertigungsgebühr unterschieden werden; 

3. die Beförderungsgebühr soll für die Meile und Tonne in der 
Weise berechnet werden, daß sie in Zonen' abnimmt und durch Anstoß be¬ 
rechnet wird, wobei die ersten beiden Stufen zehn, die dritte dreißig, 
die vierte fünfzig und die fünfte den Reet der Strecke umfassen soll; 

4. die gegenwärtig bestehende Zahl von Klassen soll vermehrt werden 
und die Menge der 'beförderten Güter berücksichtigen, also für größere 
Sendungen niedrigere Sätze versehen'; 

5. die Ausnahmetarife können nicht beseitigt, sollen aber nach 
Möglichkeit zu Normalsätzen gemacht werden. Soweit dies nicht mög¬ 
lich ist, sollen sie auf Wunsch der Verfrachter bedbehalten werden 
können, wenn sie mindestens um 10 % und nicht mehr als 40 % vom 
Regelsatz abweichen, es sei denn mit ausdrücklicher Genehmigung 
des Tarifamts. Jeder neue Ausnahmetarif ist dem Ministerium mitzu¬ 
teilen, das ihn vor das Amt bringen kann; 

6. das neue Tarif amt sollte aus drei Mitgliedern bestehen, wovon 
das eine Erfahrung im Eisenbahnwesen, das andere im Geschäftsleben 
hat, während der Vorsitzende ein erfahrener Jurist sein sollte. Daneben 
ist eine Liste von igiesahäftlicbem und Eisenbahn-Sachverstländigeio 
aufzustellen, aus der gegebenenfalls stimmberechtigte Beisitzer hinzu¬ 
zuziehen sind. Das Amt ist in allen Tariffragen zuständig. Es ent¬ 
scheidet über die Klassifikation, die Höhe, Aufteilung und Veränderung 

1 ) Revision of Raihvay rates. Replies received from certain associations 

io questions addressed io them by the Ministry of Transport. 1920. [Cmd. 682.] 

3 ) Report of the Rates Advisory Committee on the general Revision of Rail- 
way rates and charges. 1920. [Cmd. 1098.] 
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der einzelnen Tarifsätze sowie über die Transportbedingungen. Die erste 
Festsetzung der Tarife soll so erfolgen, daß die Betriebskosten der ein¬ 
zelnen Gesellschaften gedeckt sind und ihnen ein angemessener Gewinn 
verbleibt, über dessen Höhe vom Gesetz Bestimmung getroffen werden muß; 

7. Zur gütlichen Einigung zwischen Eisenbahnen und Verfrachtern 
sind zwanglose örtliche Zusammenkünfte einzurichten. 

Mit diesem Bericht war die Grundlage für einen weiteren wichtigen 
Teil der Friedensverwaltung geschaffen, der, wie wir sofort sehen wer¬ 
den, weitgehend auf diesen Richtlinien aufgebaut ist Vorher muß aber 
noch kurz eine Frage gestreift werden, die zwar bereits vor dem Be¬ 
stehen des Ministeriums eine gewisse Bedeutung besaß, aber erst seit¬ 
dem ernsthaft erwogen wurde: die Reform des Eisenbahnbetriebs, die 
unter der Bezeichnung Gattie System bekannt geworden ist. Der Er¬ 
finder des Systems, W. A. Gattie, hatte dieses bereits vor dem Krieg in 
seinen GTundzügen entwickelt, aber erst die Kriegsumwälzungen schufen 
den Grund für eine erfolgversprechende Propaganda, und schon 1916 
erschien ein Buch von Roy Horniman unter dem Titel „How to make* the 
Railways pay for the war or the transport problem solved das die 
Vorteile des Systems entwickelte und nahelegte, daß durch die unge¬ 
heuren Ersparnisse, die das System verspreche — etwa 365 Mill. jähr¬ 
lich — die Krdegskosten wieder eingebraoht werden könnten. Seit jener 
Zeit wurden im Parlament zahllose kleine Anfragen gestellt, die die 
Regierung zur Beschäftigung mit oder zur Einsetzung eines parlamen¬ 
tarischen Untersuchungsausschusses über das System veranlassen sollten. 
Wie bereits erwähnt, wurde denn auch der Erfinder vom Select Committee 
on Transport des Jahres 1918 vernommen, doch hielt sich der Ausschuß 
nicht für zuständig, ein Urteil über den Wert des Systems abzugeben. 
Auf das weitere Drängen gewisser Parlamentsmitglieder entschloß sich 
deshalb endlich das Handelsamt im Juli 1919, ein besonderes Depart- 
mental Committee einzusetzen „zur Untersuchung der Vorschläge des 
Herrn A. W. Gattie zur Verbesserung der Betriebsmethoden des Güter¬ 
verkehrs und zur Erwägung der Zweckmäßigkeit der Einführung der 
vorgeschlagenen Verbesserungen im gegenwärtigen Verkehrssystem“. 
Der Ausschuß, der aus fünf Mitgliedern mit Erfahrung im Eisenbahn¬ 
wesen oder in der Technik bestand, vernahm 36 Zeugen, die zu einem 
großen Teil vom Erfinder oder von den Eisenbahngesellschaften nam¬ 
haft gemacht wurden. Sein Bericht 1 ) enthält sich eines zusammen- 


’) Report of the Departmental Committee, appointed to investigate Mr. A. W. 
Gattie's proposals for improving the method of handling goods and traffic ... 1919. 
[Cmd. 492]; idem: Part II. Minutes of proceedings. Index to proceedings. 1920. 
{C’md. 580.] 
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fassenden Urteils, weist aber im einzelnen an der Hand der Darstellung 
des Systeme die Unfertigkeit seiner technischen und ökonomischen 
Grundlagen nach. 

Kurz gesagt, liegt dean Gattie-Systein der Gedanke zugrunde, das 
Prinzip des Clearing in den Eisenbahnbetrieb einzuführen, um auf diese 
Weise das Rangieren der einzelnen Güterwagen und damit auch die 
Rangierbahnhöfe überflüssig zu machen, wodurch nach der Meinung 
seiner Vertreter etwa 80 % der Lokomotivkilometer wegfallen 
würden. Dies soll erreicht weiden durch Einrichtung zentraler Aus¬ 
wechselstellen, wo mit Hilfe großer Krananlagen und Paternosterwerken 
die Güter von den eingehenden auf die ausgehenden Züge übertragen 
werden, und zwar unter allgemeiner Einführung besonderer auswechsel¬ 
barer Behältnisse, die von Wagen zu Wagen übertragen werden. Ins¬ 
besondere sollen die 74 Londoner Bahnhöfe durch ein zentrales Clearing¬ 
haus mit mehreren Etagen ersetzt und dadurch ungeheure Ersparnisse 
gemacht werden. 

Demgegenüber erhebt der Ausschuß folgende Einwände: 1. Die 
Auswechselteilen kämen nur für Güter in Frage, die sortiert werden 
müssen, und setzen eine gewisse Mindest menge von Verkehr voraus, 
so daß das alte und das neue System nebeneinander betrieben werden 
müßten, was ein Ding der Unmöglichkeit wäre: 2. die ungeheure Kon¬ 
zentration des Londoner Verkehrs an einer Stelle wäre nicht nur ein 
Ding der Unmöglichkeit, sondern würde auch notwendigerweise zu 
Stockungen sowohl auf den Linien als auch in der An- und Abfuhr 
führen; 3. die auswechselbaren Behältnisse könnten nicht für alle 
Güterarten und nur von Verfrachtern mit großem Verkehr gebraucht 
werden. Sie würden überdies die Einrichtung von Krananlagen auf den 
kleinen Stationen voraussetzen und im Clearinghaus selbst die Zahl der 
Handreichungen nicht vermindern, sondern um eine Stufe vermehren; 
4. der Bau der Maschinerie, auf der das Clearinghaus beruht, ist technisch 
nooh nicht gelöst, insbesondere praktisch noch nicht erprobt; 5. die an¬ 
geblichen Ersparnisse werden überschätzt, vor allem in der Zahl der 
Lokomotivkilometer, während durch die Behältnisse die tote Last beträcht¬ 
lich vermehrt würde; 5. umgekehrt werden die Kosten der Einrichtung der 
Auswechselstellen unterschätzt, vor allem würde die Reorganisation des 
Londoner Güterverkehrs ganz andere Summen kosten, als angegeben 
werden. Außerdem muß bedacht werden, daß auch auf allen übrigen 
Stationen wesentliche Änderungen vorgenommen werden müßten, über¬ 
dies ist die Höhe der Bau- iund der Betriebskosten im einzelnen noch nicht so 
auagearbeitet, wie es für ein solches Unternehmen nötig wäre. Aber auch 
wenn die angegebenen Kosten, die für die Vorkriegszeit auf 300 Milk 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die englische Eisenbalmpolitik der letzten vierzig Jahre. 


595 


errechnet werden, jetzt aber beträchtlich höher anzusetzen sind, zutreffen 
würden, sieht sich der Ausschuß aus den angeführten Gründen nicht in der 
Lage, eine selche Ausgabe öffentlicher Gelder zu empfehlen. 

Aber nicht nur dieser, von außen kommende Anstoß zur Rationali¬ 
sierung des englischen Eisenbahnbetriebs, sondern auch das oben¬ 
erwähnte Vereinheitlichungs- und Standardiaierungsprograxum des 
Ministers scheint in der zweijährigen Übergangszeit ohne Ergebnis ge¬ 
blieben zu sein. Auf jeden Fall ist weder in den Reden des Ministers, 
noch in der Literatur irgendwo davon die Rede. Und tatsächlich ist die 
Reform, die an erster Stelle genannt war und für die das Gesetz von 
1919 besondere Befugnis erteilte (die Übernahme der privaten Güter¬ 
wagen), nicht zur Durchführung gelangt, und die englischen Bahnen 
sind betriebstechnisch im gleichen Zustand in den endgültigen Besitz 
ihrer Eigentümer zurüdkgekonunen, wie sie aus dem Krieg hervorgegtangen 
sind; im Gegenteil, zahlreiche Rationalisierungsmaßnahmen der Kriegs¬ 
wirtschaft sind nachträglich wieder aufgehoben worden. Sehen wir 
deshalb zu, in welcher Weise das Ministerium seine andere Haupt¬ 
aufgabe — die Vorbereitung der endgültigen Friedenswirtschaft — ge¬ 
löst hat. 

VIII. 

Der Frieden. 

Di© erste Andeutung über die von ihm vorgeschlagene endgültige 
Gestaltung des englischen Eisenbahnwesens machte der Verkehrsminister 
anläßlich der Aussprache über den Etat des Ministeriums vom 24. Juni 
1920, wo er zur Überraschung aller derer, die auf Verstaatlichung ge¬ 
rechnet hatten, mitteilte, daß das Kabinett beschlossen hätte, die Ver¬ 
staatlichung der Bahnen nicht vorzuschlagen. 

Er begründet diesen Entschluß damit, daß in keinem Land die Ver¬ 
staatlichung der Bahnen um ihrer selbst willen, sondern aus politischen, 
militärischen oder sonstigen Gründen erfolgt sei, daß vielmehr der 
Staatsbetrieb notwendigerweise gewisse Übelstände nach sich ziehe, die 
zugunsten des Privatbetriebs sprächen: Beförderung nach dem Alter, 
zu geringe Bezahlung für die tüchtigsten Kräfte, Mangel an Initiative, 
Kostspieligkeit und Korrumption. 

Da aber auf der anderen Seite das Kabinett von der Notwendigkeit 
überzeugt gewesen sei, daß der Eisenbahnbetrieb rationeller gestaltet 
werden müsse und alle Hindernisse beseitigt werden müßten, die einer 
Entwicklung nach dieser Richtung entgegenständen, so habe die Re¬ 
gierung beschlossen, die in einem demnächst veröffentlichten Weißbuch 
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entworfenem Reformen vorzuschlagen. Die Grundzüge des darin 1 ) ent¬ 
haltenen Programme waren die folgenden: 

Die englischen Bahnen werden in sechs Gruppen zusammengefaßt: 
einer südlichen, bestehend — als Hauptlinien — aus der South Eastern 
and Chathain, der Brighton und der South Western, einer westlichen, 
bestehend aus der Great Western und den Welschen Linien, einer nord¬ 
westlichen, bestehend aus der North Western, Midland, Lancashire and 
Yorkshire, North Stafftwdshire and Fturaess, einer östlichem, bestehend 
aus der Great Northern, Great Central und Great Eastern, einer nord¬ 
östlichen, bestehend aus der North Eastern und der Hüll and Barnsley, 
einer Londoner, bestehend aus den Londoner Stadtbahnen, sowie außerdem 
einer schottischen Gruppe, alle schottischen Bahnen umfassend. Die 
Fusion soll freiwillig vor sich gehen, später aber Zwang ausgeübt 
werden, falls keine Einigung zustande kommt. In dem Aufsichtsrat der 
Vereinigten Gesellschaften sollen auch die Arbeiter vertreten sein. 

Die Tarife der zu&ammengeschlossenen Gesellschaften sind so fest¬ 
zusetzen, daß sie bei leistungsfähigem und sparsamem Betrieb den Vor¬ 
kriegsertrag abwerfen. Etwaige Überschüsse fließen z. T. an die Gesell¬ 
schaften, z. T. in einen Entwicklungstands, mit Hilfe dessen dae Bahn¬ 
netz ausgebaut wird. Die Tarife selbst werden in einer vom Tarifbeirat 
vorgeschlagqmen Weise festgesetzt und nach Bedürfnis nachgeprüft. 

Für die Erledigung der Löhne und Arbeitsbedingungen ist ein dem 
jetzt vorübergehend bestehenden ähnlicher Apparat vorgesehen. 

Die Staabskontrolle wird sich in Zukunft erstrecken: a) auf den 
Schutz der Öffentlichkeit zur Erzielung ausreichender Anlagen und 
Leistungen sowie ausreichender Sicherheit unter Berufungsmöglichkeit 
im Fall einer Gefährdung des Unternehmens; b) auf die Herbeiführung 
eines rationellen Betriebs durch Förderung der Standardisierung und 
des Zusammenarbeitens sowie durch Ausdehnung der statistischen Nach¬ 
weisungen; c) auf die Wahrung nationaler Interessen durch Unter¬ 
werfung der Kapital au fnahmen unter besondere Genehmigung sowie 
durch Reserve- und Abschreibungsvorschriften. 

Diese Vorschläge kehren in der sog, Railways Bill, dfie die Re¬ 
gierung am 11. Mai 1921 im Unterhaus eingeführt, in ihren Grundzügen 
wieder, allerdings mit einigen wichtigen Veränderungen, da die da¬ 
zwischen liegende Zeit durch Verhandlungen mit den beteiligten Inter¬ 
essen, vor allem den Gesellschaften, den Angestellten und der Federation 
of British Industries, als Vertretung, der Verfrachter, ausgefüllt ist und 

U Ministry of Transport. Outline of proposals as to the future Organisation 
of Iransport undertakings in Great Britain and their relation to the State. 1920. 
[Ciml. 787.J 
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mittlerweile auch die Vorschläge des Tarifbeärats über die Regelung des 
Tarifwesens und des Colwyn Committee über die Entschädigung der Gesell¬ 
schaften eingegangen sind. 

Die Folge davon ist, daß diese für die zukünftige Gestaltung der 
englischen Eisehbahnpolitik grundlegende Vorlage praktisch ohne 
wesentliche Veränderungen und in einer unverhältnismäßig kurzen Zeit 
durch das Parlament geht, daß ferner auch dieses Gesetz mit den früheren 
Eisenbahngesetzen — so sehr es sich sonst von diesen unterscheidet — 
das Schicksal gemeinsam hat, daß es nicht Parteimaßnahme ist, sondern 
als Kompromiß der beteiligten Interessen zustandekommt. Nicht das 
Parlament als Vertretung der nationalen Interessen entscheidet z. B. 
über die Gestaltung des Verhältnisses zwischen Eisenbahnen und Ange¬ 
stellten, sondern ein Vertrag zwischen den Interessenvertretungen der 
Gesellschaften und der Angestellten, m. a. W. nach wie vor das „freie 
Spiel der Kräfte“. 

Das heißt selbstverständlich nicht, daß alle Parteien voll befriedigt 
gewesen seien und keine Opposition vorhanden gewesen wäre, aber diese 
Opposition war durch das Netz von formellen und formlosen Abmachun¬ 
gen neutralisiert oder, soweit sie von einzelnen stammte, wirkungslos 
gegenüber der organisierten Übereinkunft. 

Da waren zunächst die enttäuschtem Anhänger »des Staatsibahn- 
gedankens, die sich vcr allem aus der Arbeiterschaft zusammetn setzte und 
bei der zweiten Lesung im Namen der Labour Party eine aussichtslose 
Resolution zugunsten der Verstaatlichung einbrachten, nachdem sie im 
März eine ebenso aussichtslose Verstaatlichungsvorlage ^ingeb rächt 
batten 1 ). Wie mehrere Andeutungen verraten, waren sie von vorn¬ 
herein überzeugt, daß es aussichtslos gewesen wäre, gegenüber der durch 
die Kriegswirtschaft voreingenommenen öffentlichen Meinung einen 
ernsthaften Verstaatlichungsversuch zu machen, und selbst Henderson 
beschränkt sich darauf, naohzuweisen, daß der Kriegssozialismus nichts 
mit wirklichem Sozialismus zu tun habe. So blieb ihnen nichts anderes 
übrig, als mit der Regierung zu gehen, und tatsächlich bildeten sie den 
Hauptrückhalt der Regierung gegenüber den Abschwächungsversuchen 
der Gesellschaften. 

Die Angriffe der Eisenbahnen selbst richteten sich vor allem gegen 
den Zwang, der bei der Verschmelzung durch das besondere Amt ausge¬ 
übt wurde, gegen die Ausdehnung der Staatsaufsicht überhaupt und die 
weitgehende Übertragung von Befugnissen, die bisher vom Parlament 
ausgeübt worden waren, an einzelne Verwaltungsorgane, insbesondere 

*) Ministry of Transport (Transfer of Hailways) Bill, No. 53, 1921. 
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gegen die Beteiligung der Angestellten an der Gesehäftsledtung und 
schließlich gegen die Beteiligung der Öffentlichkeit an den über die Vor¬ 
kriegsdividende hinausgehenden Erträgnissen in der Form von periodi¬ 
schen Tarifrevisionen, die an die Stelle de© ursprünglichen Entwicklung^- 
fonds getreten waren. Während sie gegen ihre Zustimmung zur Er¬ 
richtung der Einigungsämter den Verzicht der Angestellten auf Beteili¬ 
gung an der Geschäftsleitung eintauschen 1 ), erreichen sie weitgehende 
Schutzbestimmungen gegen staatliche Eingriffe und die Änderung der 
vorgesehenen Gruppeneinteilung dahin, daß die North Eastern und die 
Hüll and Bamsley, die eine selbständige Gruppe bilden sollten, mit der 
östlichen Gruppe zu einer nordöstlichen vereinigt und daß die Londoner 
Bahnen ganz fallen gelassen werden, so daß in England nur vier Gruppen 
übrig bleiben. 

Eine besondere Oppositionsgruppe bildeten ursprünglich die 
schottischen Bahnen, da ihnen der Anschluß an englische Gruppen ver¬ 
weigert worden •war, weil sie finanziell schlechter standen und ihre Tarife 
niedriger wtaren, als die der englischen Bahnen. See machten aber 
dagegen geltend, daß man ihre Arbeiterverhältnisse standardisiert habe 
und sie deshalb auch ein Anrecht auf die gleichen Tarife hätten. Die 
Regierung weigerte sich zunächst, diese Argumente anzuerkennen, gab 
aber im Lauf der Verhandlungen doch nach, so daß die schottischen 
Bahnen zur Hälfte der nordwestlichen, zur anderen Hälfte der nordöst¬ 
lichen englischen Gruppe angegliedert wurden und schließlich insgesamt 
nur vier große Gruppen für ganz England und Schottland ütorig blieben. 2 ) 

Handel und Industrie stimmen nicht ungeteilt der Verschmelzungs¬ 
politik der* Regierung zu, sondern trauern vielfach noch den verschwun¬ 
denen Vorteilen der Konkurrenz nach und suchen deshalb die Transport¬ 
bedingungen sowohl als auch ihren Rechtsschutz zu verbessern. Sie 
wenden sich deshalb auch gegen die Umgestaltung der Railway and 
Canal Commission zu einer nur aus Juristen zusammengesetzten Behörde 
und schlagen vor, ihre Befugnisse auf das Ministerium zu übertragen. 
Dagegen wendet sich allerdings der Minister selbst, da er eine zu starke 
Abhängigkeit der Staatsaufsicht von politischen Einflüssen fürchtet. 
Schließlich kommt aus den Geschäftskreisen der erfolglose Versuch, das 
Standardeinkommen der Gesellschaften, auf das die Tarife basiert werden 
sollen, nach dem Kurswert der Eisenbahnpapiere zu berechnen. 

Auch rein lokale Interessen stehen teilweise auf seiten der Oppo- 

') Der Wortlaut des Abkommen ist mitgeteilt als Anhang zum Memorandum 
oii Hoiltnuis Bill. 1921. It'ind. 1292.] Eine deutsche Übersetzung befindet sich 
im Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 216, 476. 

Siehe auf <Seite 60211. 
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sition wie etwa Iiafen und Stadt Hüll, die zu verhindern suchen, daß die 
sie bedienenden Systeme zu einer Gruppe zustammengefaßt werden und 
damit die frühere Konkurrenz wegfällt. 

Abgesehen von der Verstaatlichungsfrage tritt die Opposition der 
Angestellten am wenigsten in Erscheinung, da sie durch ihr Abkommen 
mit den Gesellschaften ihre wichtigsten Ziele erreicht haben. Nur einen 
erfolglosen Versuch, eine Vertretung im neu geschaffenen Tarifamt zu 
erhalten, wird von ihrer Seite gemacht. Ihre Stellung zu der Frage der 
Vertretung im Aufsichtsrat ist nicht ganz klar; auf der einen Seite sehen 
sie darin eine Abschwächung ihrer Stoßkraft, auf der anderen Seite wird 
behauptet, sie hätten die Konzession nur auf Druck der Gesellschaften 
gemacht. 

Aber alle diese Widerstände gehen nicht in die Tiefe und lassen 
eich — zumal bei der Dringlichkeit der Vorlage — leicht überwinden, so 
daß die Vorlage ohne wesentliche Veränderungen unter der Bezeichnung 
Raiiways Act, 1921 (11 & 12 Geo. 5. Ch. 55) Gesetz wird und in sechs 
Hauptabteilungen folgendes bestimmt 1 ): 

Die englischen Eisenbahnen werden zu vier Gruppen, je einer süd¬ 
lichen, westlichen, nordwestlichen und nordöstliehen zusammengefaßt, und 
zwar in der Weise, daß zunächst 'gewisse Hauptgesellschaften sich mitein¬ 
ander verschmelzen und dann die kleineren in sich aufnehmen. Den Ge¬ 
sellschaften .ist bis zum 1. Januar 1923 die Möglichkeit gegeben, sich — 
vorbehaltlich der Genehmigung eines besonderen Amts — über die Bedin¬ 
gungen der Verschmelzung zu vor ständigen. Gelingt dies nicht, so werden 
diese vom Amt festgesetzt. Für beide Fälle gibt das Gesetz eingehende Vor¬ 
schriften, vor allem zum Schutz der Aktionäre und der Beamten und Au¬ 
gestellten. 

Als Gegengewicht gegen diese Erweiterung des Monopols der Ge¬ 
sellschaften wird die Staatsaufsicht nach mehreren Richtungen ausge¬ 
dehnt. Das Eisenbahn- und Kanalamt erhält die Befugnis, im Interesse 
der Allgemeinheit, bestimmter Lokalitäten oder der öffentlichen Sicher¬ 
heit den Gesellschaften die Einrichtung gewisser Anlagen oder Ein¬ 
führung gewisser Leistungen aufzueriegen. Das Ministerium wird er¬ 
mächtigt, die Gesellschaften zur Normalisierung des Ober- und Unterhaus 
und des Rollmaterials sowie ziun gemeinschaftlichen Betrieb und zur ge¬ 
meinschaftlichen Benutzung ihres Rollmaterials, ihrer Werkstätten usw. 
anzuhalten. Zur Entscheidung über die Höhe der Tarife wird ein beson¬ 
deres Tarifamt eingerichtet, an das auch alle bisherigen Befugnisse staat¬ 
licher Behörden über das Eisenbahntarif wesen übergehen. 

*) Für Einzelheiten vgl. die wörtliche Übertragung des Gesetzes im Archiv 
für Eisenbahnwesen 1022, S. 216 ff. und -176 ff. 
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Das Tarif wesen selbst erfahrt grundlegende Änderungen. Die bis¬ 
herigen Höchstsätze werden außer Kraft gesetzt. Die Güterklassifikation 
wird durch den Tarifbeirat neu festgesetzt, und bis zium 31. Dezember 1922 
haben — wenn nicht anders bestimmt wird — die Gesellschaften neue 
Verzeichnisse ihrer Normaltarife vorzulegen, die der Genehmigung des 
Tarifamts bedürfen. Daneben dürfen Ausnahmetatife nur dann weiter¬ 
bestehen, wenn sie um mindestens 5 % und ohne besondere Genehmigung 
höchstens 40 % niedriger sind, als die Normaltarife, und wenn ein be¬ 
sonderer Wunsch der Verfrachter vorliegt Neue Ausnahmesätze sind 
dem Ministerium mitzuteilen, das sie dem Tarifamt zur Überprüfung 
verlegen kann. Die Höhe der Tarife ist erstmalig so festzusetzen, daß 
sie einen Ertrag abwerfen, der dem Ertrag des Jahres 1913 gleichkommt 
unter Berücksichtigung des seither angelegten Kapitals (Standardein¬ 
kommen). Ergibt sich am Ende eines der folgenden Jahre, daß die Rein¬ 
einnahmen größer sind als das Einkommen von 1913, so ist eine Ermäßigung 
der Tarife vorzunehmen, die einer Verminderung von 80 % des Mehr- 
eimkommens entspricht. 

Alle Fragen des Arbeitslohns, der Arbeitszeit und der Arbeits¬ 
bedingungen unterstehen mangels gütlicher Vereinbarung zwischen Ge¬ 
sellschaften und Gewerkschaften einem Hauptlohnamt, bestehend aus 
je acht Vertretern der Gesellschaften und der Angestellten, sowie eines 
Landeslohnamts als Berufungsinstanz, bestehend aus je sechs Vertretern 
der Gesellschaften und der Angestellten, vier Vertretern der Benutzer 
der Bahnen und einem vom Arbeitsmnusterhun ernannten unabhängigen 
Vorsitzenden. Daneben sind an allen Eisenbahnen ein oder mehrere Be¬ 
triebsräte, bestehend aus Beamten und Angestellten, eincaurichten, deren 
Funktionen den im Whitley-Report genannten entsprechen sollen. 

Die Gesellschaften sind verpflichtet, regelmäßig ausführliche stati¬ 
stische Nachweisungen zu liefern, die als wichtigste Neuerungen auch 
die Tonnen- und Personenmeilenzahlen einschließen. 

Schließlich wird im Gesetz die Entschädigt! ngsumme für alle 
Kapitalansprüche aus der Zeit der staatlichen Verwaltung der Bahnen 
entsprechend den Vereinbarungen mit den Gesellscliaften — auf 60 Milli¬ 
onen festgesetzt, wovon aber für mindestens 30 Mill. Einkommensteuer zu 
bezahlen ist. 

* * 

* 

Es wäre unverantwortlich, bereits heute eine Würdigung des eng¬ 
lischen Eisenbahngesetzes von 1921 versuchen zu wollen. Diese Aufgabe 
muß einer späteren Untersuchung Vorbehalten bleiben. Soviel steht aber 
fest: es bedeutet einen Markstein in der Geschichte nicht nur der Eisen- 
balinpolitik, sondern auch des Liberalismus Englands. Es hat mit dem 
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ungeheuren Wust veralteter Lokal- und Speziulgesetzgebung auch das 
Dogma von den Segnungen der freien Konkurrenz endgültig zu Grabe 
getragen. Und nicht nur das. Mit diesem Gesetz ist der englische Staat 
auf dem Gebiet der Eisenbahnpolitiik zum ersten Mal aus seiner nega¬ 
tiven Haltung herausgetreten, hat nach einem positiven Programm das 
Eisenbahnsystem des Landes umgestaltet, hat der staatlichen Beaufsichti¬ 
gung des Eisenbahnwesens positive Ziele vor geschrieben und hat — was 
von größter Bedeutung ist — eine ganze Reihe von Rechten, die bisher 
als Privilegien des Parlaments angesehen wurden, an unabhängige Be¬ 
hörden abgetreten, deren Fehlen bisher einer der Hauptgründe für die 
Planlosigkeit und Unwirksamkeit der englischen Eisenbahnpolitik ge¬ 
wesen ist. 

Auf der andern Seite ist das Gesetz von 1921 eine Warnung vor der 
in Deutschland weitverbreiteten Annahme, daß der Krieg die politischen 
Anschauungen des englischen Volks von Grund auf geändert habe. 
England hat im Krieg manches gelernt. Aber seinen Individualismus 
hat es ebensowenig aufgegeben, wie seinen praktischen Sinn. Infolge¬ 
dessen ist es Ideologien viel weniger zugänglich, als hierzulande ge¬ 
wöhnlich angenommen wird, sondern es ist eingestellt auf die praktischen 
Forderungen der Stunde. Insofern ist das Gesetz von 1921 nur eine Be¬ 
stätigung alter Tendenzen. 

Aber es ist noch ein Drittes: Die Bestätigung des wissenschaftlichen 
Urteils Gustav Cohns, dessen Lebenswerk noch immer die Grundlage 
der Literatur über das englische Eisenbahnwesen bildet. Nach ihm bestand 
das Verhängnis der englischen Eisenbahnpolitik im Versagen des pri¬ 
vaten und lokalen Interesses gegenüber den ökonomischen Erfordernissen 
eines nationalen und — seinem Wesen nach — gemeinnützigen Wirt¬ 
schaftsinstrumentes sowie in dem Unvermögen der alten, auf dem Prinzip 
der Gemeindefreiheit ‘beruhenden politischen Organisation, mangels ge¬ 
eigneter Organe, den nationalen Interessen Geltung zu verschaffen. 

Fast genau dieselben Worte gebraucht — wie bereits oben.erwähnt — 
der für das Gesetz von 1921 verantwortliche Minister 1 ): „We have 
adopted . . . private enterprise and local interest as the means by which 
we were to develop our transportation System . . . under legislatton 
ivhich, when you look at it to-day ccarefully, is illogical and, I think, many 
of those who know about it, would say, almost incomprehensible . . . we 
must Jorego private interest and local interest in the interest of the state“ 

’) Geddes im Unterhaus am 17. März 1919. 
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Das englische Eisenbahngesetz vom 19. August 1921') hat die Bildung 
von vier Gruppen aus den Eisenbahnen von England, Schott¬ 
land und Wales angeordnet. Es gibt Kreise in England, die die Bildung 
der vier Gruppen als die Vorstufe zur Zusammenfassung des gesamten 
Eisenbahnwesens in einer Hand anselien, und nach der Forderung der 
Arbeiterpartei, die aber ebenso oft abgelehnt, wie sie erhoben worden 
ist, soll diese Hand die des Staats sein. Damit ist ein Zustand erreicht, an 
dem längere Zeit nichts geändert werden wird, und man kann wohl sagen, 
daß der 1. Januar 1923, der Tag, an dem die Gruppen tatsächlich ins 
Leben getreten sind, wenn auch noch manche Förmlichkeiten zu erledigen 
bleiben, einen Wendepunkt in der Geschichte des englischen Eisenbahn¬ 
wesens bedeutet. 

Jede von den neuen Gruppen besteht aus den sie bildenden Eisen¬ 
bahngesellschaften — constituent Companies — und den ihnen ungeglie¬ 
derten Eisenbahngesellschaften — subsidiary Companies. So sind aus 
120 Gesellschaften, von denen allerdings nur etwa 33 von größerer Bedeu¬ 
tung sind, vier Gruppen geworden. 

Die Zuteilung der Eisenbahnen zu den Gruppen hat gewisse Schwie¬ 
rigkeiten gemacht, noch schwieriger scheint es aber gewesen zu sein, für 
die Gruppen die richtigen Namen zu finden. Nachdem diese aber nunmehr 
gewählt worden sind, muß man anerkennen, daß sie einen guten Über¬ 
blick über die Einteilung des englischen Eisenbahnnetzes ermöglichen. 
Die vier Gruppen heißen: die Süd-(Southern)Gruppe, die Große West- 
(Great Western)Gruppe, die London, Mittelland- und Schottische (Lon¬ 
don, Midland- and Scotch)Gruppe und die London und Nordost-(London 
and North-Eastern)Gruppe. 

l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 216 ff.. 466 ff. und S. 598 ff. 
dieses Heftes. 
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Die Südgruppe ißt aus drei Gesellschaften zusammengesetzt, 15 Ge¬ 
sellschaften sind ihr angegliedert worden, von denen allerdings die 
Netze von 11 Gesellschaften bereits von den die Gruppe bildenden Ge¬ 
sellschaften mit betrieben wurden. Ihr Gebiet umfaßt England südlich von 
einer durch London gelegten Ost-West-Linie; im Westen übergreift sich 
ihr Netz etwas mit dem der Westgruppe. Die drei Gesellschaften, die 
London- und Südwestbahn, die London-, Brighton- und Südküstenbahn, die 
bereits vereinigte London, Chatham- und Dover- und Südostbahn, arbei¬ 
teten schon bisher in engem Einvernehmen miteinander. Ihre Gebiete 
waren ziemlich scharf voneinander getrennt, nur im Verkehr nach dem 
Festland überschnitten sich ihre Strecken. Die Grafschaft Kent war das 
Gebiet der Südost- und Chatham-Eisenbahn, i.n Sussex und Teilen von 
Surrey und Hampshire herrschte die Südküstenbahn, ohne daß die Süd¬ 
west- oder die Südostbahn in ihr Verkehrsgebiet eingriff. Nur in Hastings 
und Bexhill im Osten, in Portsmouth im Osten berührte die Südküsten¬ 
bahn die Netze ihrer Nachbarn. Die Beziehungen zwischen den Nach¬ 
barn waren derart, daß Züge von dem einen Netz auf das andere über¬ 
gingen. Die Südwestbahn ist zwar, wie aus dem eben Gesagten hervor¬ 
geht, im Osten scharf abgegrenzt, übergredft und berührt sich aber 
im Westen an zahlreichen Stellen mit der Westgruppe, so in Basingstoke, 
Winchester, Weymouth, Salisbury, Yeovi/1, Chard, Exeter, Plymouth, 
Bamstaple usw. Auch im Verkehr mit den Kanalinseln arbeiteten beide 
Gruppen nebeneinander. 

Ein großer Teil des Personenverkehrs der Südgruppe besteht im 
Londoner Vorortverkehr, der allerdings weit über die bei uns für diese 
Verkehrsart übliche Entfernungsgrenze hinausgeht. Er erstreokt sich 
nicht nur auf die eigentlichen Vororte südlich von London, sondern 
reicht bis an die Südküste — Brighton, Eastboume, Bexhill, Hastings, 
Folkestone — und an das Südufer der Themsemündung — Margate, 
Herne Bay usw. Hunderttausend^ von Inhabern von Dauerkarten treffen 
auf den Strecken der Südgruppe täglich des Morgens auf den Bahnhöfen 
Waterloo, Victoria, Charing Cross, Cannon Street, London Bridge, Ludgate 
Hill, Holbom usw. in London ein, um am Nachmittag wieder in ihre 
Wohnorte zurückzukehren. Die Gesellschaften haben diesen Verkehr 
sorgfältig gepflegt und durch billige Preise für Dauer- und Arbeiter¬ 
karten und eine dichte Zugfolge gefördert. 

Die SüdküstenrGasellschaft hat vor 13 Jahren mit der Einführung 
des elektrischen Betriebs begonnen und ihn seitdem beständig ausgedehnt. 
Die Südwest-Gesellschaft hat 1915 den elektrischen Betrieb aufgenommen. 
Sie hat schon 1898, um ihren Vorortreisenden bequemen Zugang zum 
Innern von London zu bieten, eine Röhrenbahn vom Bahnhof Waterloo 
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nach der Bank von England geschaffen. Die neue Gruppe beabsichtigt, diie 
Einführung elektrischen Betriebs weiter fortzusetzen, namentlich wird 
sie dabei natürlich das Gebiet des Vorortverkehrs berücksichtigen. 

Auf den Strecken der Südgruppe, die an die Küste führen, geht 
neben dem Vorortverkehr ein starker Ausflug- und Urlauibvenkehr her. 
Die Seebäder der Südküste haben einen lebhaften Verkehr, und dieser 
wird von den Eisenbahnen sorgfältig gepflegt. 

Endlich liegt die Bedeutung der Südgruppe auf dem Gebiet des Ver¬ 
kehrs nach dem Festland. Ihr Netz umfaßt die Strecken nach den Häfen, 
von deren die Pereonendampfer nach Calais, Boulogne, Dieppe, Havre, 
Cherbourg und St. Malo fahren; auch die Dampferverbindungen Folke- 
stone—Vlissingen, Gravesend—Rotterdam schließen sich an die Eisen¬ 
bahnstrecken der Südgruppe an, ebenso der Güterverkehr nach Honfleur 
und anderen Häfen der französischen Küste. Von Southampton aus 
werden auch die Kanaliuseln mit Verkehr bedient. 

Die Westgruppe nimmt insofern eine Sonderstellung ein, als bei 
ihr nicht eine Anzahl an Größe und Bedeutung mehr oder weniger gleich¬ 
wertige Gesellschaften miteinander verschmolzen worden sind; die Große 
Westbahn bildet vielmehr nach wie vor das Rückgrat der Eisenbahnen in 
diesem Verkehrsgebiet, und an sie sind sechs Gesellschaften als die Gruppe 
bildende angegliedert und 26 in sie aufgenommen worden. Die Große 
Westbahn hat daher auch als einzige ihren alten Namen beibehalten. Sie 
war mehr als irgendeine andere englische Eisenbahngesellschaft das 
Erzeugnis von Zusammenschlüssen; sie ist im Lauf der Zeit aiue nicht 
weniger als 130 Einzelgesellschaften zusammengeschweißt worden, hat 
aber dabei niemals ihren Namen verändert 

Der Umstand, daß die alte Große Westbahn die übrigen Teilnehmer 
an ihrer Gruppe in bezug auf die Größe wesentlich überragt, hat sichtlich, 
obgleich dies auch bestritten wird, den Erfolg gehabt, daß 'die Gruppen¬ 
bildung hier am schnellsten vor sich gegangen ist. Schon am 1. Januar 
1922 ist die Vereinigung von fünf Gesellschaften mit der Großen West¬ 
bahn in Kraft getreten, und noch in der ersten Hälfte des Jahres 1922 ist 
der Zusammenschluß vollendet worden. Die Westgruppe ist daher auch 
den anderen Gruppen in bezug auf ihre Organisation erheblich voraus. 

Durch die Übernahme der Eisenbahnen im Süden von Wales mit 
ihren Häfen ist die Große Westbahn eine der größten Hafen-Eigentüme¬ 
rinnen in England geworden. Es gehören ihr u. a. die großen Hafen¬ 
anlagen in Newport, Cardiff, Penarth, Barry und Port Talbot, sowie 
kleinere Häfen in Llanelly und Burry Port, und die Hafenverwaltung von 
Swansea strebt die Übernahme ihrer Anlagen durch die Westgruppe an. 
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Die Westgruppe hat drei Hauptstrecken. Die erste von ihnen er¬ 
streckt sich von London (Paddington) bis Penzance, also bis in die 
äußerste Südwestspitze von England. Sie führte ursprünglich über 
Bristol; durch den Ausbau bestehender Strecken und die Einschaltung von 
Verbindungsgliedern, zwischen Reading und Taunton, wurde jedoch dieser 
Umweg beseitigt und die Strecke London—Penzanoe von 525 km auf 
493 km verkürzt. Die zweite Hauptstrecke verbindet den Westen der 
Halbinsel Wales mit London; in ihr liegt der Anfang der achtziger Jahre 
eröffnete 7 km lange Tunnel unter dem Severn, einer der ältesten Unter¬ 
wassertunnel. Die dritte Hauptstrecke führt von Txmdon nach Birken- 
head und stellt, nachdem auch hier die Umwegstrecke Über Reading und 
Oxford durch die Verbindung über High Wyoombe ausgeschaltet worden 
ist, den kürzesten Weg von London nach Birmingham dar. Neben diesen 
von London strahlig ausgehenden Strecken ist noch von besonderer Bedeu¬ 
tung die Verbindung von Bristol und Südwales mit Birmingham und 
dem Norden von England. 

Die Einverleibung der Eisenbahnen von Wales in ihr Netz bedeutet 
für die Westgruppe die Möglichkeit einer starken Entwicklung, und im 
englischen Fachschrifttum wird sowohl die Westbahn dazu beglück¬ 
wünscht, daß sie ihr Netz in so geschickter Weise hat abranden können, 
als auch die mit ihr vereinigten Gesellschaften dazu, daß eie sich an ein 
so bedeutendes Unternehmen wie die Westbahn, die immer eine führende 
Rolle unter den englischen Eisenbahnen gespielt hat, haben anschließem 
können. 

Seit 1906 betreibt die Westbahn eine Verbindung mit Irland über 
den von ihr geschaffenen Hafen Fishguard; die Seefahrt von dort nach 
Rosslare ist mit 100 km die kürzeste, mit deren Hilfe man Irland von 
England im Süden aus erreichen kann. 

Als geschichtliche Erinnerung sei darauf hingewiesen, daß die ur¬ 
sprünglichen Strecken der Westbahn in Bruneis Breitspur von 2 ,135 m 
angelegt waren. Ungeachtet der Vorzüge, die die breitere Spur vor der 
Regelspur hat, ist es doch letzterer gelungen, eich allgemein durch¬ 
zusetzen, und so war denn auch die Westbahn gezwungen, zunächst durch 
Einlegen einer dritten Schiene auch den Fahrzeugen der benachbarten, in 
Regelspur gebauten Bahnen den Übergang auf ihre Strecken zu ermög¬ 
lichen und schließlich nach und nach ihr ganzes Netz in Regelspur um¬ 
zubauen. Seit 1892 gibt es auch hier keine Breitspur mehr. 

Die London-, Mittelland- und Schottische Gruppe, auch Nordwest- 
und Mittelland-Gruppe genannt, umfaßt, wenn man die Nord west- und 
die Lancasliirc- und Yorkshire-Eisenbahnen, die bereits seit dem 1. Januar 
1922 vereinigt sind, als ein Unternehmen zählt, sieben zusanunenge- 
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ßchlossono und 26 an eie angeschlossene Eisenbahngesellschaften; dazu 
kommen noch drei Gesellschaften in Irland. Sie kann ale Besonderheit 
geltend machen, daß zu ihr die zwei Eisenbahnen gehören, die als erste 
im Jahr 1834 einen Zusammenschluß Vornahmen. 1844 wurde die Mid¬ 
land- und 1846 die Nordwestbahn durch Vereinigung bis dahin selbständiger 
Eisenbahnunternehmungen geschaffen, und diese Verschmelzungen wer¬ 
den als ein äußerst wichtiger Vorgang in der Geschichte des englischen 
Eisenbahnwesens, als eine besondere Art Vorläufer der jetzt sich ab¬ 
epielenden Gruppenbildung angesehen. Zum Netz der Nordwest- und 
Mittelland-Gruppe gehört auch die Strecke Liverpool—Manchester, die 
erste Dampfeisenbahn. 

Von den 40 Grafschaften von England durclsckneidet die Mittelland- 
Gruppe 32; sie erstreckt sich ferner nach Wales hinein und vermittelt 
den Verkehr zwischen den hauptsächlichen Mittelpunkten des gewerb¬ 
lichen Lebens und auch den der Ausflugsgegenden von Schottland mit 
den Verkehrsknotenpunkten im Süden: London, Bristol, Cardiff und 
Swansea Auch stellt sie eines der wichtigsten Verbindungsglieder mit 
Irland her, von dessen Eisenbahnen, wie oben schon erwähnt, ein Teil zu 
ihrem Netz gehört Mit der Süd- und der* Westgruppe steht sie in enger 
Berührung. Ihre Bedeutung liegt im wesentlichen in ihrem Nord-Süd- 
Verkehr, jedoch hat sie auch einen erheblichen Querverkehr. 

Die Strecken der Nordwest- und Mittelland-Gruppe liegen sehr 
günstig zu den Kohlenzechen und Erzgruben von Mittelengland; der Nord¬ 
westbahn und der Mittellandbahn fiel ein erheblicher Teil des Kohle- und 
Erzverkehrs aus Yorkshire, Derbyshire, Nottinghamshire, Leioestershire, 
Warwickshire und Staffordshire zu, indem sie London und die sonstigen 
Mittelpunkte des englischen Wirtschaftslebens mit deren Erzeugnissen 
versorgten; eie hat daher eine wichtige Aufgabe bei dessen Wiederaufbau 
nach dem Krieg zu erfüllen. Dazu ist sie auch deshalb berufen, weil 
sie eine außerordentlich große Zahl von Privatanschlußgleisen hat, die in 
Fabriken und Werke aller Art führen. Zur Beförderung der Güter und 
namentlich von Kohle und' Erz besitzt sie einen starken Park von 
Güterwagen, unter denen sich zahlreiche Sonderbauarten befinden. Ihre 
Güterbahnhöfe, Abstellanlagen, Güter- und Lagerschuppen sind und 
werden umgeibaut und erweitert und mit allen Arten von Vorrichtungen 
versehen, die die heute auch in England so kostbare menschliche Arbeit 
verringern sollen. 

Im Personenverkehr dieser Gruppe steht an erster Stelle der Ge¬ 
schäftsverkehr von London nach den mittel- und nordenglischen Fabrik¬ 
gegenden und denen von Schottland, als da sind die Spitzen-, Strickwaren- 
und Lederfabriken von Leioester, Nottingham und Derby, die Eisenhütten 
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und Stahlwerke von Süd-Yorkfibire, die Weil- und Garnfabriken von 
ßradfoTd und anderen Städten jener Gegend, die Webereien von Lanca- 
shire, die Töpfereien von Staffordshdre, die Eisenwarenfabrdken von Bir¬ 
mingham, die Versandbetriebe am Mersey und am Clyde. Aber auch für 
den Ferieu- und Urlaubeverkehr wird die Nordwest- und Mittelland-Gruppe 
zu sorgen haben, denn in ihrem Gebiet liegen die Seebäder des nördlichen 
Wales und der Westküste, die Insel Man, die Binnenseen von Nordwest- 
England, verschiedene Heilquellen, der größte Teil von Schottland und 
Nord-Irland, lauter Gegenden, in denen der Engländer gern seine Er¬ 
holungszeit zubringt. Andrerseits werden die Bewohner der gewerbe¬ 
fleißigen Geigenden nach den Seebädern der Südküste zu 'befördern sein. 
Schon jetzt verkehren durchgehende Züge von Liverpool und Manchester 
nach Boumemouth und Southampton. 

Die vierte Gruppe, die London- und Nordost-Eisenbahn, setzt sich aus 
sieben sie bildenden und 26 ihr angeschloseenen Eisenbahnunternehmun¬ 
gen zusammen. Die Great Central-Eisenibahn, die einen ihrer Haupt¬ 
bestandteile bildet, hatte immer darunter zu leiden, daß in ihr Ver- 
kehregebiet auch andere Eisenbahnen eindrangen. Sie hat daher an diese 
Anschluß suchen müssen, und so bewegte sich über ihre Strecken viel 
Verkehr, der von den Netzen anderer Gesellschaften ausging und auf 
ihnen endigte, so z. B. zwischen Aberdeen, Glasgow und Penzance, 
/wischen Glasgow, Edinburgh, Newcastle und Southampton und Barwioh, 
zwischen Newcastle und Bournemouth, Cardiff, Swansea, sowie zwischen 
Liverpool, Manchester, Sheffield und Harwich, lauter Verbindungen unter 
Umgehung von London. Wenn auch diese Verkehrsbeziehungen nunmehr 
nicht alle in das Netz der neuen Gruppe fallen, so bleiben doch die sie 
bedienenden Züge auf weit längere Strecken als bisher auf Eisenbahnen, 
die einer Leitung unterstehen, denn die Nordoet-Gruppe bedeckt die ganze 
Ostküste von England und reicht auch weit nach Schottland hinein, wo 
die Nordwest- und Mittelland-Gruppe ihr noch einigen Kaum freilassen 
muß. Ein Querarm führt auch hinüber nach Nordwales und dem Mersey. 
Am Humber besitzt die Gruppe die Häfen von Hüll, Gnimsby und Imming - 
ham, über die ein großer Teil der englischen Kohlenausfuhr geht. Von dort 
ebenso wie von Harwich werden auch Schiffsverbindungen mit dem 
europäischen Festland unterhalten, und besondere Schnellzüge verbinde? 
den letztgenannten Hafen, einen der bedeutendsten Von England, mit 
London, Liverpool, Glasgow und anderen verkehrsreichen Städten. Die 
Große Ostbahn, der dieser Hafen gehörte, hatte in ihrem Bahnhof Liver¬ 
pool Street auch einen erheblichen Teil des Londoner Vorortverkehre zu 
bewältigen, während die Große Nordbahn, die ebenfalls zu dieser Gruppe 
gehört, die Hauptstadt mit Kohle, Fischen, Fleisch, Gemüse und Milch- 
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versorgte. Daneben fiel ihr die Überführung des schottischen Verkehrs 
nach London, Kings Cross, zu. Die schon genannte Nordostbahn bediente 
auch die Kohlenzechen und Eisenhütten von Northumberland, Durham 
und Yorkshire, sowie die Häfen am Tyne, Wear, Tees und Humber, von 
denen neben dem schon erwähnten Verkehr nach dem Festland auch ein 
starker Verkehr nach Übersee ausgeht. Die Nordostbahn war, abgesehen 
von den Londoner Röhrenhahnen, die erste englische Eisenbahn, die ihre 
Pereonenzüge elektrisch beförderte, und sie hat diese Betriebsart mittler¬ 
weile auch auf einen Teil ihres Güterverkehrs ausgedehnt. Die Nord- 
britische Eisenbahn, die weiter zur Nordost^Gruppe gehört, überschreitet 
die beiden berühmten Brücken über den Firth of Forth und den Forth 
of Tay und stellt so die Verbindung mit Schottland her, wo sie in Aberdeen 
an die Große Ncrdschottische Eisenbahn, das nördlichste Glied der Nord¬ 
ost-Gruppe, anschließt. In Carlisle erreichen deren Gleise auch die West¬ 
küste und ebenso dm Glasgow, von wo ein Arm nach Norden nach Fort 
William und Fort Augustus vorgestreckt ist. Auch die Nordbritisohe 
Eisenbahn hat eine große Dampferflotte, die namentlich auf dem Clyde 
verkehrt, und an acht Stellen besitzt sie bedeutende Hafenanlagen. 

Aus dieser Beschreibung der einzelnen Bestandteile, aus denen die 
Nordost-Gruppe zusammengesetzt ist, ergibt sich deren Bedeutung für 
das englische Verkehrsleben. Sie ist} wie die Westbahn eine große 
Hafenbesitzerin; ihr gehören 38 HäfeD mit über 60 km Kailämge und 
Liegeplätzen für 210 Schiffe. In ihrem Dienst stehen 223 000 Personen. 
Von der Bevölkerung der 92 Städte Großbritanniens, die — neben London 
— mehr als 50 000 Einwohner haben, werden 80 v. H., d. s. über acht 
Millionen, von der Nordost-Gruppe mit Verkehr bedient, und etwa 40 v. H. 
der in Großbritannien geförderten Kohle geht über ihre Strecken. Auch 
mit dem Schiffbau steht sie in enger Berührung, und mehr als die Hälfte 
des in England erzeugten Roheisens rührt aus ihrem Verkehrsgebiet. 

Der Umfang der Netze, die die einzelnen Gruppen betreiben, deren 
Ausrüstung mit Betriebsmitteln, deren Betriebs- und Verkehrsleistungen, 
sowie ihre Einnahmen und Ausgaben sind aus den nachstehenden Zu¬ 
sammenstellungen ersichtlich. Die Zahlen stützen sich im wesentlichen 
auf die Ergebnisse des Kalenderjahrs 1921, wobei einzelne fehlende 
Angaben durch Schätzungen ersetzt sind. 
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1. Strecken 4er vier Bisenbnbngroppen. 


Streckenlange 

nur Haupt- ' mitangeschl. 
bahnen j Bahnen | 

Gleislänge 

1 

Kanäle 


Kilometer 


1. 

!| 

London, Midland und Schot- | 


i , 

'1 

'1 

II 



tische Gruppe.jl 

11 700 l * 3 ) 

12 542 

32361 

663 

2. 

London und Nordostgruppo . 1 

11741 

1 üb. 12260 

28 175 

476 

3. 

Große Westbahn-Gruppe . . jj 

5 741 i 

6118 

14088 

343 

4. 

Südgruppe. 1 

ii 

3 406 

i 

3 642 

l 

8694 

i 

! 6 

1 


II. Ausrüstung mit Betriebsmitteln. 


i: 

1 

für Dampfbetrieb 

1 

für elektri- | 

sehen Betrieb 1 

1 

Straßen¬ 

fuhrwerke 

ji 

ij 

1 - 

Tender- Lokomo- 1 
loko- j tiven mit 
motivenj Schleppt. | 

Perso¬ 

nen¬ 

wagen 

1 

Güter¬ 
wagen | 

Dienst j 
wagen i 

Wagen 

Loko¬ 

motiven 

Per * Lest- 
sonen-i 

kraftwage n 

1 

1. London, Midland und 
Schottische Gruppe 

i 

3 400 

1 1 

i 1 

7 000 

27 000 

i 

315000 

'! 

I 

l 22300 

i 

| 650 

! , 

12 

1 180 

2 . London und Nordost¬ 
gruppe . 

2800 

> i 

4900 ! 

20000 

; 1 

297000 

l 

16600 j 

140 

; 13 

70 

140 

3. GroßeWestb.-Gruppe 1 

2500 

1550 | 

10100 

i 90000 

9700 

60 

— i 

70 

270 

4. Südgruppe. 

1 150 

1240 | 

10800 

37600 

1 2280 1 

460 

— 

9 

115 

1 


III. Betriebsleistungen. 


: ij ’ | 

Dampfbetrieb ( Elek- Trieb- , 

- 1 moÜv- 

Personen ! Güter- [; Betrieb j| Tausend I kilom.*) 
I, i Wagen- i| 



1. London,Midland und Schottische 1 >1 


Gruppe. 

' 98,2 

67,3 ! 6,2 1 

1 619 1 287 

2. London und Nordostgruppe . . 

1 74,1 

51,5 , 1,2 

j 214 3) 

3. Große Westbahn-Gruppe.... 

■ 46,1 

27,7 I 0,5 

984 120 

4. Südgruppe. 

!| 49,9 

9,3 } 7,6 

87 


l ) Dazu 616 km in Irland. 

*) Einschl. Verschiebedienst usw. 

3 ) Darunter 1,4 elektrisch. 
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IV. VarKehrslaistnagen. 


Personenverkehr Güterverkehr 

l. Kl. ' 2. Kl. 3. Kl. ■ Ar ' | Fa mu en | Brenn * Erze sonst. y ieh 
’i ;beiter Dauer- I stoft’e usw. Güter 

| karten | < 


l| Millionen Reisende i Millionen Tonnen Stück 

J_i_ 


1 . London, Midland j 
und Schottische , 
Gruppe . 

7,22 

0,05 

t : 

i 

207,50 103,90 

• 

190 ,oo 

47 ,o 

16,2 

1 

! 19,3 

6,9 

2 . London und Nord- | 
ostgruppe. . . . 

5,30 

1,70 

1 165,00 ! 60 ,oo 1 

136 ,oo 

49,0 

16,0 

1 19,0 

6,2 

3 . Große Westbahn¬ 
gruppe . 

1 

1,20 

0,42 

; ! 

1 87,50 ! 23,20 1 

60 ,oo 

1 , 

27,0 

5,6 

8,0 

2,3 

4 . Südgruppe .... 

3,97 

1,60 

. 119 ,oo 46,82 i 

1 > 1 

100 ,oo 

0,95 

2,1 

: -M 

Kl 


V. Einnahmen und Ansgaben. 


1. London, Midland und Schottische 

Gruppe . 

2. London und Nordostgruppe. . . 

3. Große Westbahn-Gruppe . . . . 

4. Südgruppe. 


Roh- Betriebs¬ 

einnahmen i ausgaben 

(nur Eisenbahnbetrieb) 

£ £ 

i 

i 


I Ueberschuß 


(aus allen 
Quellen) 

£ 


110760000 
90000000 
45 600000 
33 000000 


94 600000 
76 500000 
38 500000 
28 500000 


20020000 
14500000 
8 100 000 
5 500 000 
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Das Dienstschulwesen bei der Deutschen Reichsbahn. 

Von 

Karl Götter, Regierungsbaurat, Berlin. 


Die Dienstanfängerschulen. 

„Wissen ist Macht“, so tautet ein alter ErfahrungisBatz. Auf das 
Wissen allein kommt es aber nicht an, sondern auf die Fähigkeit, es in 
wirkliches Leben, in ersichtliche Erfolge umzusetzen; denn nicht für 
die Schule, sondern für das Leben lernen wir. Dieses 
Sprichwort hat nicht nur Gültigkeit für die allgemeinbildenden Schulen, 
sondern in noch höherem Maß für alle beruflichen Bildungseinrichtungen, 
zu denen auch die für alle Dienstzweige der Reichseisenbahn zu schaffen¬ 
den Dienstanfängerschulen gehören. 

Der Übergang der Eisenbahn an das Reich machte es notwendig, daß 
die bis dahin in den einzelnen Bundesstaaten vorhandenen verschieden¬ 
artigen Ausbildungseinrichtungen dem neuen Organismus entsprechend 
einheitlich gestaltet wurden. Dem großen Verständnis, das diesem Bil¬ 
dungsplan neben dem rein wirtschaftlichen zur Gesundung des Eisen¬ 
bahnverkehrs von den maßgebenden Zentralstellen entgegengebracht 
wurde, ist es zuzuschreiben, daß jetzt für den Ausbau des Eisenbahn¬ 
unterrichtswesens neue Richtlinien aufgestellt worden sind, die recht 
bald zu einer einheitlichen Gestaltung im ganzen Reich führen weiden. 

Der in dieser Beziehung maßgebende Erlaß des Reichsverkehrs¬ 
ministeriums ist insofern von entscheidender Bedeutung für die Ent¬ 
wicklung des amtlichen Biklungsweeens, als er nicht nur eine einheit¬ 
liche Bezeichnung für die Unterrichtseinrichtung in den einzelnen Bundes¬ 
staaten festlegte, sondern auch weil er zugleich die erforderlichen Bil¬ 
dungsmaßnahmen genau bestimmt und abgrenzt. Hiernach gliedert sich 
das amtliche Bildungswesen in 3 Gruppen: 

A. das Dienstschulwesen, 

B. das Dienst vortragswesen und 

0. das freiwillige Biklungswesen. 
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Das Dienst Schulwesen bei der Deutschen Reichsbahn. 


I. Grundsätzliche Fragen für die Einrichtung von Dienstanfänger¬ 
schulen. 

Das Unterrichts- und Bildungswesen bei der Reichsbahn ist zwar 
ein einheitliches Ganzes, zugeschnitten auf die Gesamtbedtirfnisse der 
Verwaltung, des Eisenbahnverkehrs, des Betriebs, Bahnbaus, der Unter¬ 
haltung und Sicherung sowie alle sonstigen damit zusammenhängenden 
Betriebe. Das schließt aber nicht aus, daß sich dieses große Ganze in 
zahlreiche und in sich selbst abgeschlossene Unterrichteinrichtungen mit 
besonderen eigenen Zielen entsprechend den verschiedenen Dienstzweigen 
gliedert Unter ihnen bilden die Dienetanfängerschulen in der Gruppe 
des Dienstschulwesens einen recht wichtigen und auch umfangreichen 
Bestandteil. Ihnen fällt die Aufgabe zu, für den dauernd eintretenden 
Abgang der Beamten und Facharbeiter einen regelmäßigen und möglichst 
vollwertigen Ersatz zu schaffen. Diese Heranbildung des Nachwuchses 
kann auf verschiedene Weise erfolgen. Der einfachste Weg ist wohl der, 
daß der Anfänger dem, den er später ersetzen soll, zum Anlernen zu¬ 
gewiesen wird, etwa in derselben Weise, wie es bei jeder handwerks¬ 
mäßigen Ausbildung des Nachwuchses üblich ist, indem er dabei gleich 
einfache Dienstverrichtungen übernimmt und nach und nach mit allen 
in Betracht kommenden Arbeiten vertraut gemacht wird. Dieser Weg 
der Ausbildung wird auch überall dort beschriften werden können, wo es 
sich nur um eine geringe Zahl von Auszubildenden, meist um vereinzelte 
Anfänger handelt, wo ferner die Dienstzeit auch eine regelmäßige und 
ausreichende Beschäftigung des Anlernenden mit dem Anfänger zuläßt, 
wo also der Dienst nicht in dem Maß aufreibend ist, wie in Betrieben 
die mit der Uhr in der Hand verwaltet und geleitet werden müssen. 
Dieser Weg des rein praktischen sogenannten handwerksmäßigen An¬ 
lernens, der die Ausbildung dann meist in Form eines Mannes an zweiter 
Stelle vorsieht, hat aber große Nachteile. Sie liegen darin, daß der Aus¬ 
zubildende ganz und gar abhängig ist von dem Zufall, ob der Aus¬ 
bilder auch ausreichendes Lehrgeschick besitzt, ebenso von dem guten 
Willen, mit dem er seine Aufgabe erfüllt. 

Früher blieb es dem Anfänger selbst überlassen, sich den für die 
Anstellungsprüfung erforderlichen Wissensstoff aus den Dienstvor¬ 
schriften auszusuchen und anzueignen. Bei den meisten vormaligen 
Landeseisenbahnen bestand allerdings die Vorschrift, daß der Dienst¬ 
stellenvorsteher die gesamte Ausbildung der Dienstanfänger (Anler- 
nung und Unterricht) zu regeln und zu überwachen habe, so daß viel¬ 
leicht hierdurch mancher Anfänger eine Hilfe hatte. Eine weitere 
Schwäche dieser Ausbildung bestand darin, daß es vornehmlich an einem 
festen, für alle Stellen bindenden Ausbildungsplan gefehlt hat. 
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Die ständige Verbindung der Ausbildung mit der Praxis läßt einen 
planmäßigen Aufbau, fortschreitend vom Einfachen zum Zusammen¬ 
gesetzten, vom Leichten zum Schweren, nicht zu, weil der praktische 
Betrieb sich nach ganz anderen Regeln vollzieht, als sie ein grundlegender 
Unterricht erfordert. So groß sonst die Vorteile sind, die darin liegen, 
daß die erforderliche planmäßige Ausbildung mit der Praxis in engster 
Verbindung steht, so liegen hierin doch auch Nachteile, die oft einen 
schnellen und sicheren Unterrichtserfolg hemmen und daher nicht unter¬ 
schätzt werden dürfen. Der bei weitem größte Übelstand liegt aber darin, 
daß ein neben der praktischen Ausbildung einhergehender planmäßiger Un¬ 
terricht in den zum Verständnis der Praxis notwendigen Wissensfächern 
für einzelne, zerstreut beschäftigte Anfänger nicht eingerichtet werden 
kann, weil das höchst unwirtschaftlich und auch unvollkommen 9ein 
würde. Um diese Übelstände zu beseitigen, ist es daher notwendig, überall 
dort, wo eine größere Anzahl von Anzulernenden gleichen Berufs vor¬ 
handen sind, die Ausbildung planmäßig einzurichten und sie besonders 
geeigneten Persönlichkeiten in eigens hierfür bestimmten Schulen zu 
übertragen. Ebenso notwendig ist es, die vereinzelten und zerstreut be¬ 
schäftigten Dienstanfänger gleicher Zweige aus verschiedenen Bezirken 
zu dem gleichen Zweck zusammenzuziehen. Dieser Weg führt dann zu 
Dienstanfängerschulen neben der praktischen Ausbildungsstelle. Er hat 
außerdem den Vorteil, daß er wirtschaftlicher ist als Einzelunterricht; 
denn er ermöglicht eine vollkommene Ausnutzung weniger aber dafür 
guter Lehrkräfte sowie der für den Unterricht besonders geschaffenen 
Einrichtungen, die in diesem Fall nur an verhältnismäßig wenigen 
Stellen erforderlich sind. Größte Sparsamkeit durch möglichst vollkom¬ 
mene Ausnutzung ist aber heute überall, also auch bei den Unterrichts¬ 
einrichtungen, eine unbedingte Notwendigkeit, in Zukunft sogar noch 
mehr als bisher. Unter diesen Gesichtspunkten sollen daher auch die 
Dienstanfängerschulen betrachtet und ihre Kosten ermittelt werden. 

1. Aufgaben und Ziele der Schulen. 

Im allgemeinen gilt im wirtschaftlichen Leben der Grundsatz, daß 
jeder die Kenntnisse und Fertigkeiten, die er zur Ausübung seines Be¬ 
rufs braucht, sich selbst, und zwar vorher auf eigene' Kosten anzueignen 
habe. Dieser Grundsatz läßt sich aber auf den Eisenbahndienst nicht 
ohne weiteres übertragen, da infolge des Rechts auf den Alleinbetrieb 
(Monopol), das die Reichsbahn genießt, außerhalb ihres Betriebs die 
Möglichkeit einer praktischen Ausbildung, auch wenn der einzelne dieses 
wollte, nicht besteht. Es wird daher stets Aufgabe der Eisenbahnverwal¬ 
tung sein, selbst dafür zu sorgen, daß ein ausreichender Stamm von gut 
geschulten Beamten und Facharbeitern vorhanden ist, um den natür- 
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liehen, bei dem Eisenbahnwesen besonders hohen Abgang zu decken. 
Sie wird also die Ausbildung ihres Personals selbst durchzuführen haben; 
und nur soviel kann sie von jedem neu Eintretenden verlangen, daß er 
möglichst die Eigenschaften und Kenntnisse mitbringt, die zum Verständ¬ 
nis der später vorzunehmenden fachlichen Ausbildung erforderlich sind. 
Dieses Mindestmaß muß er sich auf eigene Kosten verschaffen; denn es 
würde zu weit führen, wollte man die Dienstanfängerschulen auch noch 
mit den Unterrichtsfächern belasten, die etwaige bei den Teilnehmern be¬ 
stehende Lücken ihrer Allgemeinbildung auszufüllen haben. 

Die Aufgaben der Dienstanfängerschulen bestehen vielmehr darin, 
die Anwärter in die allgemeinen Grundlegendes 
Eisenbahndienstes einzuführen, ihnen den Zusam¬ 
menhang der verschiedenen Dienstzweige und ihr 
Ineinandergreifen klar zu machen und sie in die be¬ 
stehenden Dienstvorschriften einzuführen. Der Un¬ 
terricht soll daher die Ausbildung im praktischen 
Dienst, die mehr auf die Einübung der Vor¬ 
schriften hinzielt, dahin ergänzen, daß die 
Dienstanfänger auch die inneren Gründe ihrer 
Tätigkeit erkennen. Dadurch werden sie zu selbstän¬ 
diger Arbeit befähigt und zur Einordnung, Dienstwilligkeit und Dienst¬ 
freudigkeit erzogen werden; denn nicht nur unterrichtliche 
Aufgaben will die Schule lösen, sondern sie hat, soweit es die ihr 
knapp zugewiesene Zeit gestattet, auch erziehliche Pflichten 
zu erfüllen. Hierzu gehört auch Weckung und Pflege des Sinnes für 
Sparsamkeit zum Wohl des gesamten Unternehmens; denn Sparsamkeit 
im kleinen ist die Grundlage jeder Wirtschaftlichkeit im großen. Über 
diese rein dienstlichen Aufgaben, den Anfängern nur das zur Ausübung 
ihres Berufs unbedingt Notwendigste an Wissen zu bieten, hinauszu- 
gehen, ist nicht Aufgabe der Dienstanfängerschule. Aus diesem Grunde 
sind auch alle sonstigen erstrebenswerten Ziele, soweit sie aus den 
Wünschen der Teilnehmer hervorgehen, dem einzelnen selbst zu über¬ 
lassen. Dazu gehört auch die Aneignung der Kenntnisse, die später für 
einen Aufstieg im Amt, in höhere Stellen mit größerer Verantwortung, 
verlangt werden und durch planmäßige Prüfungen nachzuweisen sind. 
Der Schwerpunkt aller für die Beamten und Facharbeiter der B eichsbahn 
zu schaffenden Unterrichtseinriohtungen liegt in den Dienstanfänger¬ 
schulen. Je sicherer und gründlicher hier der Unterbau, desto leichter 
und einfacher wird sich dann der weitere notwendige Aufbau, die Dienst¬ 
vorträge und Dienstunterweisungen, vollziehen, desto hochwertiger wird 
der Beamtenstand und damit um so geringer der Personenbedarf. 
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Den vom Reichsverkehrsministerium eingesetzten Unterrichts- 
und Bildungsausschüssen (Ubas genannt) war die Aufgabe 
übertragen worden, den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen ent¬ 
sprechend, geeignete Pläne für einen Unterricht der Dienstanfänger aller 
Dienstzweige und die Wege zu ihrer Durchführung aufzustellen. Sie 
haben nach längerer, gründlicher Arbeit ihre Beratungen abgeschlossen 
und deren Ergebnisse veröffentlicht. Diesen Ausschüssen haben auch 
Vertreter der Facharbeiter- und Beamtenschaft angehört und in erfolg¬ 
reicher Weise mitgewirkt. Der leitende Grundgedanke der Bestimmungen 
war der, jedem einzelnen durch einen dienstlichen 
Unterricht als Ergänzung der praktischen Ausbil¬ 
dung nur das zu bieten, was unbedingt zur selb¬ 
ständigen und sicheren Ausübung seines späteren 
Berufs erforderlich ist. Alle darüber hinausgehenden Ziele, 
so erstrebenswert sie auch seien, mußten ausgeschaltet und dem frei¬ 
willigen Bildungswesen, das eine ausreichende Ergänzung zu bieten in 
der Lage ist, überlassen werden. Diesen wichtigen Gründen konnten sich 
auch die Vertreter des Personals nicht verschließen. Die vorlie¬ 
genden Pläne enthalten also die Mindestforderungen 
an Lehrstoff und Zeitaufwand, die an einen erfolg¬ 
reichen Unterricht in den Dienstanfängerschulen ge¬ 
stellt werden müssen. 

Wie weit diese Pläne mit ihren Aufgaben und Zielen die Billigung 
der maßgebenden Stellen im Reichsverkehrsministeriuan finden werden, 
bleibt abzuwarten. Leicht dürfte dieser Instanz der Entschluß wohl nicht 
werden; denn schon die für die Durchführung dieses äußerst bescheidenen 
Plans erforderlichen Kosten sind nicht unbedeutend, aber doch nicht so 
hoch, wie der II. Teil dieser Abhandlung in seiner Kostenberechnung 
nachweist, daß sie unbedingt zu einer Einschränkung führen müßten. 

2. Gliederung. 

a) Allgemeine Grundsätze. 

Den verschiedenen Dienstzweigen entsprechend wird sich auch die 
Gliederung der Dienstanfängerschulen zu vollziehen haben. Es werden 
hiernach folgenden Schulen einzurichten sein: 

1. für Bau- und Betriebsbeamte, 

2. für Verkehrsbeamte, 

3. für das Maschinenpersonal, 

4. für die Werkstättenbeamten und 

5. für Verwaltungsbeamte. 
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Da so manche Gründe dafür sprechen, die Laufbahn für Verkehr 
und Betrieb von Grund aus zu trennen, so wurde auch diese Frage von 
den zuständigen Ausschüssen eingehend geprüft; die überwiegende Mehr¬ 
heit hat sich jedoch für die Beibehaltung der vereinigten Laufbahn ent¬ 
schieden. Deshalb braucht aber nicht starr an dem Grundsatz feetgehalteu 
zu werden; es können vielmehr in gegebenen Fällen auch Ausnahmen 
stattfinden. 

Innerhalb vorgenannter Dienstzweige werden die Schulen ent¬ 
sprechend den verschiedenen Beamtenstellungen und den hier zu ver¬ 
richtenden Arbeiten weitere Einzelformen annehmen, wie sie die als An¬ 
lage beigegebene übersichtliche Zusammenstellung enthält Diese Viel¬ 
seitigkeit im Aufbau der Dienstanfängerschulen ist eine natürliche Folge 
der bei der Festlegung der Lehrstoffe und der für ihre Behandlung zu¬ 
gemessenen Zeit zur Anwendung gekommenen Sparsamkeitsgrundsätze. 
Es sollte mit einem äußerst geringen Aufwand an Zeit und daher auch an 
Kosten nur das allernotwendigste Wissen durch die Schule vermittelt 
werden. So wünschenswert es auch wäre, daß die einzelnen Beamten¬ 
gruppen auch über die Tätigkeit der anderen Dienstzweige eingehende 
Kenntnisse besitzen zum besten eines gemeinsamen, verständnisvollen Zu- 
sammenarbeitens und einer gerechten Würdigung der Tätigkeit anderer, 
so mußte hiervon Abstand genommen werden, weil sonst der Zeitaufwand 
für einen solchen Unterricht ein weit größerer gewesen wäre, als ihn der 
Ausschuß glaubte verantworten zu können. Dies hatte zur Folge, daß 
in jeder Gruppe nur das sie selbst betreffende Wissen geboten werden 
durfte und von den Kenntnissen der übrigen Zweige auch nur soviel, als 
unbedingt zum Verständnis des inneren dienstlichen Zusammenhangs 
und zur Abwicklung eines glatten Betriebs erforderlich ist. Alle diese 
Umstände führten zu einer Gliederung der Stoffe und damit zur Bildung 
von besonderen Abteilungen innerhalb der einzelnen Dienstzweige. 

Diese Vielseitigkeit der Dienstanfängerschulen erschwert zwar den 
Überblick und die Verwaltung, hat aber den Vorteil einer billigeren 
Durchführung und den weiteren, daß Störungen im Betrieb tunlichst 
eingeschränkt werden. Die Gliederung des Unterrichts der Dienstanfän¬ 
gerschule wird weiter dazu führen, daß selbst an größeren Dienststellen, 
wo vielleicht sonst die Gesamtzahl aller Dienstanfänger für die Bildung 
einer Klasse ausgereicht hätte, jetzt infolge der notwendigen Gliederung 
jede Gruppe so klein sein wird, daß eine eigene Schule nicht mehr in 
Betracht kommen kann, und daß erst die gleichen Dienstanfänger meh¬ 
rerer Dienststellen zusammen, ja vielleicht auch erst mehrerer Bezirke, 
lebensfähige Klassen ergeben werden. Ja, es wird sogar der Fall ein- 
treten, daß in solchen Gruppen, die weit zerstreut nur in ganz wenigen 
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Vertretern vorhanden sind, erst im ganzen Bereich der Reichsbahn die 
erforderliche Zahl für eine lebensfähige Schule zusammenkommt. 

Die vorgeschlagene Gliederung der Schule wird also auch auf ihre 
örtliche Lage einwirken. Wir werden hiernach in Zukunft unterscheiden: 

1. Schulen an der Dienststelle (Dienststellenschule), 

2. solche für bestimmte Strecken (Streckenschule), 

3. solche für größere Bezirke (Bezirk s-undReichsschule). 

Die Schulform wird aber auch nach Art und Lage der Unterrichtszeit 
bestimmt: 

a) Schulen, in denen der Unterricht zeitlich geteilt an einzelnen 
Unterrichtstagen in unterbrochener Folge bei gleichzeitig ein¬ 
gehender praktischer Ausbildung erteilt wird, 

b) solche mit geschlossenem Lehrgang in ununterbrochener Folge 
der Unterrichtszeit bei gleichzeitiger vorübergehender Unter¬ 
brechung der praktischen Ausbildung für die Zeit des Dienst¬ 
schulunterrichts. 

Beide Wege haben ihre Vorzüge, aber auch ihre Nachteile. Ent¬ 
scheidend für die Wahl der geeigneten Schulform wird stets der Gesichts¬ 
punkt der Wirtschaftlichkeit sein. Aue diesem Grund werden 
auch gemischte Schulformen zweckmäßig sein, ja sogar notwendig werden. 

Der Unterricht an die Eisenbahndienstanfänger war bisher vor¬ 
wiegend Einzelunterricht 'bei der Dienststelle. Dieser Weg wird auch 
in Zukunft für einfache Dienstzweige und Lehrgänge in Betracht 
kommen. Darüber hinaus müssen jedoch, um ^ine Stärkung und Ver¬ 
tiefung des Unterrichts zu ermöglichen, die Dienstanfänger auch noch zu 
einem sohulmäßigen Unterricht zusammengezogen werden. Ein Einzel¬ 
unterricht an der Dienststelle wird sich aber in der Regel 
nur auf d i e notwendigsten Belehrungen und Erklärungen erstrecken, 
die der örtliche Dienst des Auszubildenden mit sich bringt und die zu 
seinem Verständnis erforderlich sind; daneben ist vielleicht noch auf die 
wichtigsten allgemein beruflichen Kenntnisse, die mit dem Diensteintritt 
als unbedingtes Wissen vorhanden sein müssen, hinzuweisen. Dar¬ 
über hinauszugehen ist nicht mehr Aufgabe des Einzeldienststellenunter¬ 
richts, sondern die Aufgabe einer Schule mit planmäßigen Unterwei¬ 
sungen. Der Dienststellen unterricht wird und kann 
auch niemals eine Strecken- oder Bezirks sc hule er¬ 
setzen, sondern er ist nur ein vorübergehender Not¬ 
behelf bis zudem Zeitpunkt, wo dem Dienst anfänger 
die Möglichkeit des Besuchs einer Zentralschule ge¬ 
lt o t e n w i r d. 
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Es werden sich hiernach die Möglichkeiten bieten, einen Teil des 
Unterrichts an der Dienststelle als Einzelunterricht abzuhalten und als 
Ergänzung sowie zur Vervollständigung dann die Streckenschule in 
einem beschränkten Umfang heranzuziehen. In ähnlicher Weise wird 
sieh auch ein Dienststellenunlerricht mit nachfolgendem zeitlich geschlos¬ 
senem Lehrgang an einer Bezirksschule vereinigen lassen, ebenso wie 
ein abgegrenzter Unterricht einer Streckenscbule mit angeschlossenem Er¬ 
gänzungsunterricht an einer Bezirkaschule und zuletzt auch ein Dienst¬ 
stellenunterricht mit Ergänzung durch die Streckenschule und Abschluß¬ 
lehrgänge an einer Bezirksschule. Eine derartige Ausnutzung und Ver¬ 
bindung der Unterrichtsmöglichkeiten durch Verwendung der einzelnen 
Schulformen unter gegenseitiger Ergänzung wird es ermöglichen, die 
Kosten jederzeit auf der geringsten Höhe zu halten, ohne dabei die Unter¬ 
richtsergebnisse herabzuaebzen oder auch nur ungünstig zu beeinflussen 1 ). 

b) Schülerzahl und Klasseilbesetzung. 

Nach den bisherigen Erfahrungen wird man in den Dienstanfänger¬ 
schulen, da es sich um einen schulmäßigen Unterricht handelt, nicht mehr 
als 30 Teilnehmer jeder einzelnen Klasse zuweisen; bei Übungen, Vor¬ 
führungen und Besichtigungen wird es sogar notwendig sein, diese Zahl 
geringer (bis 16) zu halten. Der Unterrichtserfolg hängt zu einem großen 
Teil davon ab, daß der Lehrer die einzelnen Schüler genau kennt, daß er 
auch die Möglichkeit hat, sich ihnen ausgiebig zu widmen, um unter Be- 
rücksiohtigung der Eigenart des Schülers das möglichst höchste Ziel zu 
erreichen. Die Innehalfcing dieser Grenzen der Klassenbesetzung im 
Unterricht der Dienstanfängerschule ist um so notwendiger, als es sich 
hier meist nur um eine verhältnismäßig kurze Schulzeit handelt, 
während der den Lehrern die Arbeit erleichtert werden muß. Bei Durch¬ 
brechung dieses Grundsatzes -besteht nur zu leicht die Gefahr, daß der 
Lehrer seinen Schülern fremd bleibt, oder sie erst kennen lernt, wenn sie 
bereits wieder die Schule verlassen. Dieser Nachteil muh im Interesse 
eines möglichst guten Unterrichtserfolges vermieden werden. 

c) Schulort und Unterrichtsräume. 

Bei der Wahl des Schulorts ist einmal zu berücksichtigen die Zahl 
der in dem betreffenden Dienstzweig vorhandenen Anwärter, dann das 
Vorhandensein geeigneter Unterrichtsräume und zuletzt auch die Mög¬ 
lichkeit zu Wohngelegenheiten sowie ausreichender Verpflegung einer 

*) Untor diesem Gesichtspunkt sind besonders die Vorschläge des Uba IIT, 
dessen Abschlußbericht jetzt vorliegt und eine äußerst gründliche und wohldurch¬ 
dachte Arbeit darstellt, nufgestellt worden. 
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größeren Anzahl von Personen. Bei Strecken- und auch hei Bezirks¬ 
schulen reichen einfache Verhältnisse aus, da die Teilnehmer meist nur 
an bestimmten Tagen der Woche den Unterrichtsort aufsuchen werden, 
um dann am gleichen Tage wieder zur Dienststelle zurückzukehren. 

Je größer die Zahl der Anwärter, die in der Umgegend des Schulorts 
täglich im Vorort- oder Nahverkehr mit Einzelreisen die Schule besuchen 
können, desto geringer sind die durch Abordnung und Unterbringung der 
Schüler entstehenden Kosten. Dagegen wird sich durch eine Erhöhung 
der Zahl kleiner Schulen der Aufwand für ihre Einrichtung selbst und 
deren Ausstattung mit Schulgerät und sontigen Einrichtungen, wie Unter¬ 
richthilfemittel usw., vergrößern; es wird daher in jedem Fall gründlich 
zu prüfen sein, welche Form der Schule nach den Erfordernissen der Wirt¬ 
schaftlichkeit und unter Berücksichtigung der Verhältnisse der Direktion 
vorzuziehen ist. Bei Streckenschulen genügt das Vorhandensein eines 
zweckmäßigen Unterrichtsraums nebst den erforderlichen Nebenräumen 
für Lehrmittel und Bibliothek. Sind dagegen beim Besuch der Strecken¬ 
schule weite Wege zum Schulort zurückzulegen, dieu infolge der Zugver¬ 
bindung auch außergewöhnlich viel Zeit in Anspruch nehmen und nicht 
im richtigen Verhältnis zu den wenigen am Tage zu erteilenden Unter¬ 
richtsstunden (höchstens 3 bis 4) stehen, so wird man aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit die Zentralschule für mehrere Bezirke 
wählen müssen. Durch sie werden zwar die Verwaltungsarbeit und die 
Kosten gesteigert, dafür aber ein ungestörter Unterrichtsbetrieb ermög¬ 
licht. Ihre Hauptvorteile bestehen darin, daß sie die Beschäftigung haupt¬ 
amtlicher Lehrer sowie eine umfangreiche Ausnutzung vollkommner und 
wertvoller Einrichtungen ermöglichen. Sie können alsdann auch das 
ganze Jahr über ausgenutzt werden, so daß es den einzelnen Dienststellen 
überlassen bleibt, den Zeitpunkt, zu dem der Dienstanfänger am leichte¬ 
sten entbehrlich ist, selbst zu bestimmen, um damit größere Störungen 
des Betriebs zu verhindern. Notwendig ist, daß die Schule an solche Orte 
gelegt wird, in denen die Besucher auch einen umfangreichen Einblick 
in den praktischen Betrieb erhalten, wodurch die Anschauung erleichtert 
und geklärt wird. Bei der Wahl des Orts ist jedoch auch zu berücksich¬ 
tigen, daß die Schüler von angestrengter geistiger Arbeit möglichst nicht 
abgelankt werden, und daß die Räume den Anforderungen an Gesundheit 
und Wohnlichkeit genügen. Die Unterrichtsräume werden sich in ihren 
Abmessungen und Einrichtungen zu richten haben nach dem darin zu 
erteilenden Unterricht. Über die zweckmäßigste Einrichtung der Schul¬ 
räume bestehen Erfahrungen aus dem Bau und Betrieb anderer Schulen, 
die bei der Einrichtung von Eieenbahn-Dienstanfängerschulen zu beach¬ 
ten sind. 
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B. Aufnahme der Dienstanfänger. 

Für <lie Aufnahme in die Dienetanfängerschnlen werden in erster 
Reihe die Bestimmungen gelten, die überhaupt für die Zulassung zur Lauf¬ 
bahn maßgebend sind; ein zur Ausbildung zugelassener Beamter ist daher 
ohne weiteres auch zur Unterrichtsteilnahme in der Dienstanfängerschule 
berechtigt. Die Dienstanfänger sollen nach scharfer .Sichtung vor der 
Einstellung in den Eisertbahndienst und erst nach Ableistung einer Probe¬ 
dienstzeit zur Vervollständigung ihrer Fachausbildung der Dienst¬ 
anfängerschule zugewiesen werden. Genügt der Anfänger den Anforde¬ 
rungen an die Zulassung zur Ausbildung, so ist außerdem noch die Frage 
seiner geistigen Reife und Vorbildung im allgemeinen Wissen zu prüfen. 
Für eine Reihe von Berufen brauchen keine besonders hohen Anforde¬ 
rungen an die Allgemeinbildung gestellt zu werden; hier würde es 
genügen, wenn der Anwärter die für die Zulassung zur Laufbahn ge¬ 
stellten Bedingungen annähernd erfüllt. Diese werden dann recht milde 
gestellt werden müssen, wenn die Zahl der sich meldenden Anwärter nur 
gering ist; die Handhabung wird aber schärfer sein können, wenn eine 
Auslese aus einer größeren Anzahl von Bewerbern notwendig wird. Für 
gewisse Berufe, besonders die technischen, werden Vorkenntnisse gefor¬ 
dert, die der Anwärter nicht miübringt, die er sich auch nicht durch eigne 
Arbeit, selbst bei großem Fleiß, aneignen kann, die vielmehr den Besuch 
bestimmter Schulen, voraussetzt. Es handelt sich hier meist um Vorkennt¬ 
nisse in Fächern, die zum Verständnis der technischen Unterrichtsgebiete 
unbedingt notwendig sind. Hier wird die Dienstanfängerschule den Nach¬ 
weis dieser Kenntnisse, z. B., Sicherheit im mündlichen und schriftliohen 
Gebrauch der deutschen Sprache, gründliche Kenntnisse im Rechnen, 
Naturlehre (Physik, Chemie) sowie auch im Fachzeichnen verlangen 
müssen. Ob dieser Nachweis durch Schulzeugnisse anerkannter Anstal¬ 
ten zu erbringen ist oder durch eine besondere Aufnahmeprüfung, kann 
»lahingestellt bleiben; jedenfalls müssen diese Vorkenntnisse vorhanden 
sein, da sonst ein wirklicher Unterrichtserfolg nicht eintreten kann. Dies 
trifft besonders zu bei der Laufbahn der ma sch inen technischen und der 
Werkstätten-Beamten. Sich diese Kenntnisse anzueignen, bleibt dem ein¬ 
zelnen überlassen; und wer Interesse an seiner Weiterbildung hat, und 
auch Wert auf ein Aufsteigen im Beruf legt, wird nicht vor Opfern an 
Zeit und Geld zurückschrecken, um sein Ziel zu erreichen. Hier können 
die Eisenbahnfachschulen recht gute Dienste leisten; liier liegt für sie 
die natürliche Aufgabe, mitzuarbeiten an der Durchführung des amt¬ 
lichen Unterrichts. 

In den Beratungen aller Unterrichts- und Bildungsausschüsse ist 
stets auf die große Bedeutung des freiwilligen B i 1 - 
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dungswesens als notwendige Ergänzung und Vertie¬ 
fung des amtlichen Unterrichts hingewiesen worden, wobei 
auch gleichzeitig die Gebiete bestimmt worden sind, die grundsätzlich 
hierfür in Betracht kommen. Auch für Arbeiter, die zur Ablösung im 
Beamtendienst herangezogen werden, sind Einrichtungen zur Vermehrung 
ihrer Kenntnisse zu treffen; eine Aufgabe, die ebenfalls die Fachschule 
zu übernehmen hat 

Die Unterrichts- und Bildungsausschüsse haben grundsätzlich jeden 
allgemeinen Unterricht aus dem Lehrplan der Dienstanfängerschule aus- 
gesehaltet; sie sind sogar noch weiter gegangen und haben auch jede Be¬ 
rechtigung der Dienetanfängerschulen, die man wie bei anderen Schulen 
durch Ablegung einer Abschlußprüfung erwerben kann, als unzweck¬ 
mäßig abgelehnt. Ausschlaggebend war wohl hierbei auch der Um¬ 
stand, nicht in die feststehenden dienstlichen Prüfungen, für 
die bestimmte Anforderungen aufgestellt sind, einzugreifen. Bei 
der Festlegung ihrer Unterrichtspläne sind sie zwar aus- 
gegangen von den Anforderungen, die die Laufbahn stellt, 
und denen durch die betreffende Fachprüfung von dem Anwärter genügt 
werden muß, sie haben aber die Unterrichtszeit aus rein wirtschaftlichen 
Gründen nur so hoch bemessen können, daß der Schüler zwar einen Ein¬ 
blick in das erforderliche Wissen erhält, ihm aber die allseitige Durch¬ 
arbeitung der Stoffe und die Vorbereitung für die Prüfung selbst über¬ 
lassen bleibt, denn die Dienstanfängerschule soll keine Vorbereitungs¬ 
anstalt für Prüfungen sein. Diese Aufgabe fällt dem freiwilligen Bil¬ 
dungswesen zu. Schlußprüfungen werden also in der 
Dienstanfängerschule nicht gehalten, Abgangszeug¬ 
nisse werden nicht ausgestellt, so wünschenswert diese 
genannten Maßnahmen als Mittel zur Hebung des Fleißes und des Inter¬ 
esses am Unterricht auch wären. Für gewisse Berufe wird neben dem 
Nachweis der erforderlichen Allgemeinbildung auch die Ablegung einer 
psychotechnischen Prüfung erforderlich sein, um von vornherein eine 
unfruchtbare Arbeit, die mit großen Kosten verbunden wäre, auszu¬ 
schalten. 

4. Unterrichtszeit und Überwachung des Schulbesuchs. 

Der Unterricht wird nach Art der Schule entweder in einem geschlos¬ 
senen Unterrichtskursus oder unterbrochen und verteilt auf einzelne be¬ 
stimmte Tage, bei gleichzeitiger praktischer .Ausbildung, einzurichten 
sein. Ein größerer Teil der Schüler ist infolge jahrelanger Entwöhnung 
von einer anstrengenden geistigen Tätigkeit nicht befähigt, während 
einer größeren Anzahl von Unterrichtsstunden hintereinander mit der 
notwendigen Aufmerksamkeit und geistigen Frische eine rein geistige 
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Arbeit zu leisten; es werden daher, um eine ständige Aufnahmefähigkeit 
der Schüler zu erhalten, im allgemeinen nicht mehr als 4 aufeinander¬ 
folgende Stunden im Unterricht anzusetzen ©ein. Unter Berücksichtigung 
dieses Umstands wird die Schule im Aufbau ihres Plans recht vorsich¬ 
tig zu Werke gehen müssen. Um die Schüler an diese, ihnen ungewohnte, 
rein geistige Arbeit nach und nach zu gewöhnen, sind die Unterricht¬ 
stunden allmählich auszudehnen. Erfordert es die Wirtschaftlichkeit, daß 
mehr Stunden an demselben Tage erteilt werden, um die volle Arbeitszeit 
auszunutzen, ©o ist für eine zweckmäßige Abwechslung des theoretischen 
Unterrichts durch praktische Übungen, Vorführungen, Besichtigungen 
usw. zu sorgen. Bei Ausnutzung des vollen Arbeitstags können dann 
ohne Bedenken bis zu 7 Unterrichtstunden gelegt werden, die allerdings 
durch eine längere Mittagspause zu unterbrechen wären. Eine richtige 
Aufeinanderfolge bringt Abwechslung und erhält die Aufmerksamkeit 
lebendig. Fächer, die den Geist besonders anstrengen, sind dabei mög¬ 
lichst in die frühen Morgenstunden zu legen. 

Im Dienststellenunterricht werden hauptsächlich Lehrlaufzeiten so¬ 
wie Zugpausen und Bereitschaftsdienst auszunutzen sein, bei Baubeamten 
dagegen Zeiten schlechten Wetters. Die Zeitlage jeden Unterrichts be¬ 
stimmt der Dienststellenvorsteher. Bei der Streckenschule ist die Lage 
der Stunden dem Fahrplan anzupassen. Aus Gründen einer Zeitersparnis 
sind wenigstens zwei aufeinanderfolgende Unterriehtstunden festzulegen. 
Der Unterricht der Bezirksschule soll möglichst in die Zeiten schwachen 
Verkehrs gelegt werden, damit die Dienstanfänger zu Zeiten eines star¬ 
ken Verkehrs und umfangreicher Beurlaubungen als Aushelfer voll aus¬ 
genutzt werden können. Diese Tätigkeit bildet einen wesentlichen Be¬ 
standteil ihrer praktischen Einübung und gibt Gelegenheit, sie auch unter 
größerer eigener Verantwortung einen Teil des Dienstes erledigen zu 
lassen. Hierdurch kann ihre Befähigung leicht erkannt weiden. Auch 
die Lehrkräfte selbst sollen in dieser für den Eisenbahnbetrieb so überaus 
schwierigen Zeit dem praktischen Dienst zugeführt werden, um neue Er- 
fahrungen für ihre spätere unterriehtliche Tätigkeit zu sammeln. Als die 
geeignetsten Zeitabschnitte für den Besuch der Zentralschule werden die 
Monate November bis März in Betracht kommen. 

Eine Schulordnung regelt den Schulbesuch und dessen Überwachung. 

5. Leitung und Lehrer. 

Jeglicher Unterrichtserfolg hängt in der Hauptsache von der Per¬ 
sönlichkeit des Lehrers, von seiner Neigung zum Beruf, seinem Wissen 
und Unterrichtsgeschick ab. Der richtigen Auswahl der geeigneten Per¬ 
sonen ist daher die größte Sorgfalt zuzuwenden. 
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Die Durchführung und Leitung dee Dienststellenunterrichts liegt in 
den Händen des Dienststellen Vorstehers, der haupt- oder nebenamtlichen 
Lehrer und der zuständigen Überwachungebeannten; die Aufsicht führt 
der betreffende Amtsvorstand. Die Leitung der größeren Bezirksschulen 
(Zentralschule) kann wegen ihres Umfangs und der hier bestehenden 
hohen Verantwortung nur im Hauptamt durchgeführt werden; die Auf¬ 
sicht übt dann die Direktion aus, in deren Bezirk die Schule liegt. 

Die Leitung der kleineren Bezirke- und der Streckenschulen liegt in 
den Händen des Amtsvorstands, Werkdirektors oder eines von ihnen er¬ 
nannten Stellvertreters, in dessen Bereich die Schule errichtet ist. Wün¬ 
schenswert ist es, daß der Leiter, und sei es auch nur in bescheidenem 
Maß, selbst eine unterrichtliche Tätigkeit ausübt. Er ist verantwort¬ 
lich für die ordnungsmäßige Erledigung aller mit dem Unterriohtsbetrieb 
zusammenhängenden Verwaltungsgeschäfte. Zur Erledigung der schrift¬ 
lichen Arbeiten ist ihm eine geübte Schreibhilfe zur Verfügung zu stellen. 

Zur Erteilung dee Unterrichts sind nur solche Männer heranzuziehen, 
die neben einer guten allgemeinen Bildung die Gebiete, in denen sie unter¬ 
richten sollen, gründlich beherrschen und eine umfangreiche längere prak¬ 
tische Erfahrung, besitzen, um auch jederzeit aus dem Vollen schöpfen 
xind damit anregend unterrichten zu können. Notwendig ist es ferner, daß 
der Lehrer auch während seiner Lehrtätigkeit beständig mit der Praxis 
Fühlung behält. Er soll über ein gewisses Lehrgeschick verfügen, um 
sein Wissen und Können auch anderen leicht und sicher zu übermitteln. 
So weit als möglich wird der Unterricht durch hauptamtliche Lehrkräfte, 
die wohl durchweg aus dem Eisenbahndienst zu entnehmen sind, zu er¬ 
teilen sein. Für bestimmte Vortragsgebiete empfiehlt sich die Verwen¬ 
dung von Wanderlehrern. 

Neben den unterrichtlichen Aufgaben haben die Lehrer auch noch 
erziehliche zu erfüllen. Es wird daher von ihnen verlangt, daß sie in jeder 
Beziehung das Vorbild eines pflichttreuen, gewissenhaften Beamten 
bieten, der sich auch seiner großen Verantwortung bewußt ist. Das Vor¬ 
bild ist nämlich die beste Erziehungsform. Soweit hauptamtliche Lehrer 
für einzelne Dienstzw'eige nicht in Betracht kommen, ist der Unterricht 
nebenamtlich zu erteilen. Für die Auswahl der nebenamtlichen Lehrer 
gelten dieselben Grundsätze wie für die hauptamtlichen. Die Ausbildung 
der haupt- und nebenamtlichen Lehrkräfte wird in besonderen Ausbil¬ 
dungskursen, die nach Art und Umfang der späteren Unterrichtsbedürf¬ 
nisse einzurichten sind, zu erfolgen haben. Neben ausgewählten Vor¬ 
trägen über Methodik und Pädagogik ist den Teilnehmern vornehmlich 
auch Gelegenheit zu unterrichtlich-praktischen Versuchen, besonders aber 
zum Anhören eines mustergültigen Unterrichts, zu bieten. 

41* 
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Recht zweckmäßig erwiesen hat sich bei Einführung der Lehrer in 
ihren Unterricht die Übermittlung einee Merkblatts, in dem die wichtig¬ 
sten für den Unterricht zu beachtenden Regeln der im Dienstairfänger¬ 
unterrieht als zweckmäßig anzuiwendenden Lehrverfahren kurz und über¬ 
sichtlich enthalten sind. Es bietet einen Wegweiser, soll den Lehrer stän¬ 
dig anregen und ihm besonders zur Vervollkommnung seines Lehr¬ 
geschicks behilflich sein. 

6. Unterrichtshilfsmittel. 

Sie dienen einmal dazu, die Unterrichtserfolge sicherzustellen und 
zum anderen, möglichst hohe Ziele zu erreichen; daher ist es notwendig, 
daß jede Dienstanfängerschalle mit einem reichhaltigen Anschauungs¬ 
material ausgestattet wird. Die Sammlungen haben zu enthalten: 

a) Modelle, Material- »und Arbeitspraben, darstellend die Kennzeichen ihrer Güte 
sowie die am häutigsten vorkommeiulcn Fälschungen. Besonders lehrreich 
sind auch fehlerhafte Stücke, an denen die Folgen falscher Behandlung klar 
ersichtlich sind. Weiter kommen in Betracht Werk Zeichnungen, Karten, Wand¬ 
tafeln, Photographien und: sonstige Abbildungen aller Lehrstoffe. Sie alle 
werden zweckmäßig sachlich geordnet in einem besonderen Lehrmittelzimmer 
aufibewahrt. 

Herrichtung und Ausnutzung von Anschauungsmaterial zur Erhöhung der 
Unlerrichtsergabnisse bildet ein besonderes Kapitel für sich. 

Ein wichtiges und auch unentbehrliches Anschauungsmittel ist das Licht¬ 
bild und in neuerer Zeit auch der Lehrfilm. Er hat nicht nur in allgemeinbilden- 
dien Anstalten Eingang gefunden, sondern auch in Berufs- und Fachschulen; hier 
ist ihm sogar eine »besonders wichtige Aufgabe zugewiesen. Eine Einrichtung zu 
seiner Benutzung ist daher in jedem Unterrichtsraum notwendig. Ganz besondere 
Verdienste um die Vervollkommnung des Lichtbilds als Unterrichtsmittel hat sich 
das „Technisch-wissenschaftliche Vortragswesen“ zu Berlin mit seiner Lehrmittel¬ 
zentrale 1 ) erworben. Die hier in Grundsätzen zusammengefaßten Erfahrungen 
und Richtlinien für Herrichtung und Verwendung des Lichtbilds im Unterricht 
sind als vorbildlich zu bezeichnen und daher allen Unterrichtsaustalten, besonders 
auch den Dienstanfängerschulen, zu empfehlen. 

ö) Leitfäden, Merk- und Erfafhrungeblätter. Sie sind zu einem erfolgreichen 
Unterricht neben den Dienstanweisungen und sonstigen im Verkehr und Betrieb 
»gebräuchlichen Vordrucken und Formblättern unentbehrlich. An die Leitfäden 
und Merkblätter sind, wenn sic ihre Aufgabe erfüllen sollen, ganz besondere 
Anforderungen zu stellen. Sie müssen, da sie das wichtigste aus dem Unter¬ 
richt des Lehrers den iSohülern als Unterlage für ihre häuslichen Arbeiten 
und zur Einübung der behandelten Stoffe bieten sollen, übersichtlich und kurz 
gehalten, außerdem aber auch in einer leichtverständlichen. Sprache ab- 
goifaßt sein. 

Da zurzeit für die meisten Unterrichtsgebiete der Dionstaufängersehulen 
geeignete Leitfäden nicht vorhanden sind, so ist ihre Beschaffung dringend not¬ 
wendig. Die Ausschüsse, die sich auch mit dieser Frage beschäftigt haben, sind 

*) Leiter: Prof, von Ilanfstacngel, Berlin NW. 87, Huttenstraße 12/16. Für 
Lichtbilder T. W. Kartei, T. W. L. 1143. 
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zur Überzeugung gekommen, daß es, um hier recht schnell -zum Ergebnis zu ge¬ 
langen, zweckmäßig wäre, wenn durch das Keiohsverkehrsmimstorium selbst ein 
Preisausschreiben für solche Leitfäden, die sich den Bedürfnissen der neuen Schule 
anzupassen hätten, erlassen würde. Der Schüler muß jederzeit, ohne sich erst 
durch eine umfangreiche Literatur durcharbeiten zu müssen, die Möglichkeit 
haben, das von ihm Gehörte nachlesen zu können, sowohl zur Befestigung des 
Wissens, als auch, um in zweifelhaften Fällen, sich klare Auskunft verschaffen zu 
können. Der Leitfaden soll aber nicht nur die augenblicklichen Unterrichts- 
bedürfnisse 'befriedigen und das zur Ablegung der Fachprüfung nachzuweisende 
Wissen in übersichtlicher Form enthalten, sondern er soll auch darüber hinaus 
ein steter Begleiter und Berater für den späteren praktischen Dienst sein. 

Ein Preisausschreiben ist auch aus dem Grunde wünschenswert, weil der 
Verlag von Büchern bei den heutigen außerordentlich hohen Materialpreisen und 
Löhnen ein unsichere Geschäft ist. Die Preise des Ausschreibens müßten aller¬ 
dings so hoch sein, daß sie wirklich einen ausreichenden Ansporn für die besten 
und erfahrensten Männer auf ihren Gebieten geben würden. Ein solcher Leit¬ 
faden wäre verhältnismäßig billig herzustellen; er könnte auch ohne Bedenken 
allen Schülern zur Anschaffung empfohlen werden. Auch ein Verleger würde sich 
in diesem Fall leicht finden. 

c) Büchereien für Lehrer und Schüler. In jeder Schule ist, soweit als möglich, 
auch eine Bücherei mit Lesezimmer einzurichten. Hier finden die strebsamen 
Schüler die für ihre Gebiete in Betracht kommende Literatur, aus der sie An¬ 
regung zur eigenen Weiterbildung schöpfen sollen; denn ohne Selbststudium 
ist ein auch nur annähernd sicherer Erfolg der Dienstanfängerechule nicht 
zu erwarten. Bei den heutigen außerordentlich hohen Preisen für die Fach¬ 
literatur dürfte «es den meisten Schülern Techt schwer fallen, sich die für 
ihr Selbststudium notwendigen Bücher aus eigenen Mitteln zu beschaffen. 
Hier muß die Lehrer- und Schülerbücherei helfend eingreifen. 

<1) Lehr-, Übung»- und Versuchsstände, Besichtigungen von industriellen und 
eisenbahntechnischen Anlagen. Sie kommen als planmäßige Ergänzung des 
Unterrichts sowie zur Bildung und Erhöhung der Anschauung in Betracht. 

Der Bericht des Uba. IV enthält z. B. über die Lehraibfertigung9stellen 
Jiir Ver kehnsbeamte folgende Ausführungen: 

„Der Unterricht ist nach Möglichkeit mit .praktischen Übungen zu 
verbinden. Hierbei hat der Schiller die wichtigsten praktischen Dienst¬ 
geschäfte unter Verwendung der vorgeschriebenen Bücher, Formblätter 
usw. auezarführen. Er soll dadurch ein vollständiges Bald von den Zwecken 
und Zusammenhängen der DienstVorgänge gewinnen und befähigt werden, 
an jeder Stelle des Verkehrs ersprießlich zu arbeiten. Nach Maßgabe der 
örtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse können LehrabfertigungiestÄlen 
eingerichtet werden, in denen das gesamte Geschäitsgebiet einer Abferti¬ 
gungsstelle mit vereinigtem Dienst (Fahrkartenausgabe, Gepäck- «und Ex¬ 
preßgutabfertigung, Güterabfertigung, Stationskaese) ziu bearbeiten ist. 
Für den Verkehrsbeamten in seinem vielseitigen Arbeitsfeld ist eine mög¬ 
lichst enge Verbindung mit der praktischen Diensterlernung und. der 
Schulung im Umgang mit der Verkehrswclt dringend notwendig. Weder 
kann die schulmäßige Ausbildung die Praxis ersetzen, noch die Praxis 
allein das erforderliche Maß von Kenntnissen vermitteln. Einer zweck¬ 
mäßigen Verbindung von Theorie und Praxis dient daher die Lehrabfer- 
tigungsstelle.“ 

Der Ausschuß gibt außerdem in seinem Bericht einen ausführlichen Plan 
für die Einrichtung und Ausstattung derartiger Lehrabfertigungöstellen, die 
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i.tn Rahmen dee Unterrichtsplans auch noch durch Besichtigungen wichtiger 
Diensteinrichtungen, wie Meldestellen, Zugabfertigung, Besichtigung von Fahr¬ 
kartendruckereien U8W. zu ergänzen sind. 

Die Lehr- und übungsstände werden dadurch von besonderer Bedeutung 
und Wichtigkeit, daß eich hier Störungen und Versager, besonders solche, die 
häufig im Betrieb Vorkommen und deren Kenntnis und schnelle Beseitigung 
jedem geläufig sein müssen, absichtlich herbeifuhren .lassen. Ihre Besprechung 
und sachgemäße Behandlung 'bietet eine Belehrung und Vertiefung des Unter¬ 
richts, die selbst im wirklichen Betrieb in dem hohen Maß nicht erreicht werden 
kann. Neben diesen Schuleinrichtungen werden von großer Wichtigkeit für 
einen guten Unterrichlöcrfolg auch die planmäßig vorzunehmenden Besich¬ 
tigungen von industriellen Werken uwl 'bahn technisch an Anlagen sein. Ein 
ungemein schätzbares Anschauungsmittel bieten auch die Verkehrs- und Bau¬ 
museen, wie sie z. B. in Berlin, Nürnberg und in München im Deutschen 
Museum vorhanden sind. Wenn es auch nicht gelingen wird, allen Dienst- 
anfängern während ihrer Ausbildungszeit den Besuch dieser Einriohtungen 
zu ermöglichen, so wird doch ein größerer Teil der Schiller vielleicht später 
Gelegenheit zum Besuch erhalten. Sie hierauf aufmerksam zu machen und 
sie dringend auf die Ausnutzung hinzuweisen, ist eine Aufgabe der Schule. 

7. Schülervertretung. 

Die Schüler stehen in einem reiferen Lebensalter, so daß man bei 
ihnen mehr oder weniger größere Erfahrungen nicht nur im Beruf, son¬ 
dern im sonstigen Leben voraussetzen darf. Um ihr Intersse an ihrer 
eigenen Ausbildung zu wecken und sie auch zur umfangreichen Mitarbeit 
zu gewinnen, um ferner ihr Verantwortungsgefühl zu wecken und zu 
stärken, ist es erwünscht, sie bei der Schularbeit, einschließlich der Ver¬ 
waltung, häufig heranzuziehen. Dies geschieht am zweckmäßigsten in 
der Weise, daß sie selbst aus ihren Reihen einen Vertrauensausschuß 
wählen, der dann das Bindeglied zwischen Lehrer und Schülerschaft 
bildet. Er hat die Wünsche der Schüler den Lehrern und der Schulleitung 
gegenüber vorzutragen. Er ist auch sonst öfters zur Mitarbeit heranzu¬ 
ziehen, besonders bei der Durchführung der Schulordnung. Er führt ge¬ 
wissermaßen die Leitung einer Selbstverwaltung, soweit sde den Schülern 
für^die Durchführung der äußern Ordnung übertragen werden kann. In 
der Überwachung und Befolgung der Schulordnung durch die Schüler 
selbst liegt ein so wichtiges Erziehungsmittel zur Pünktlichkeit und Ge¬ 
wissenhaftigkeit auch im kleinen, daß die Schule hierauf nicht verzichten 
darf. 

8. Grundsätze für die Unterrichtsdurchf ührung. 

a) Lehrstoffe, Unterricht und Erziehung. 

Die von den Ausschüssen aufgestellten Pläne enthalten im allge¬ 
meinen alle die Lehrstoffe, die für jede Schulart und Berufsgruppe not¬ 
wendig zu behandeln sind. Der Umfang der Stoffe und die für jedes Fach 
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zugewiesene Zeit sind hierbei verschieden bemessen; sie hängen ab von 
dem zukünftigen Ebenst, für den der Dienst&nfänger vorbereitet werden 
soll. Die Unterrichtszeit schwankt daher in ihrer Gesamtaufwendung 
zwischen 25 und 200 Unterrichtstunden, d. h. bei einem geschlossenen 
Unterricht einer Zeit von 3 Tagen bis 5 Wochen. Die in der Zusammen¬ 
stellung (Anl. 1) enthaltenen Stundenzahlen sind Vorschläge, die noch 
nicht genehmigt sind. Bei der knapp bemessenen Unterrichtszeit mußten 
auch die Unterrichtsgebiete und die einzelnen Lehrfächer eingeschränkt 
werden. Der Umfang der Lehrstoffe ist bestimmt durch die berufliche 
Tätigkeit, für die der Dienstanfänger ausgebildet werden soll. Die Lehr¬ 
stoffe selbst werden nur zu einem kleinen Teil dem bisherigen Erfah¬ 
rungskreis der Schüler angehören. Von größter Wichtigkeit ist die Be¬ 
schränkung in der Stoffmenge. Sie ist anzupassen der Zeit, die für ein 
gründliches Durchdringen, für Vertiefung durch Erarbeiten und für 
Wiederholungen zur Verfügung steht. Sie hat außerdem Rücksicht zu 
nehmen auf den Bildungsgrad der Schüler sowie auf die besonderen Ver¬ 
hältnisse der einzelnen Dienstzweige und die Möglichkeit, sie anschau¬ 
lich darzustellen. Wenn zum Verständnis des fachlichen Wissens grund¬ 
legende Kenntnisse nötig sind, so dürfen hierfür nicht besondere Lehr¬ 
fächer mit eigenen Unterrichtstunden angesetzt werden, sondern die 
Unterweisung ist in möglichst einfacher, klarer und anschaulicher Weise 
in Verbindung mit dem beruflichen Lehrstoff zu erteilen. Jedem Lehr¬ 
stoff ist in möglichst knapper Form das Ziel, das er erreichen, der Zweck, 
dem er besonders dienen soll, und der Weg seiner Behandlung vorauszu- 
schicken, damit der Lehrer von vornherein weiß, unter welchen Gesichts¬ 
punkten er ihn vorzubereiten, darzubieten und auch zu befestigen hat, 
besonders aber, welche Ergebnisse erzielt werden müssen. Auch die für 
jeden Stoff festgesetzte Zeit zwingt oft schon auf den Weg, der bei der 
Durcharbeitung zu beschreiten ist. Bei knapp bemessener Zeit wird sich 
in der Beschränkung der Meister zeigen, indem er den Kern herausschält 
und das übrige nur soweit behandelt, als es zum Verständnis erforder¬ 
lich ist. 

Jeder Lehrstoff soll außerdem auch vorwiegend erziehlich wirken. 
Infolge der knappen Zeit, während der die Schüler die Schule besuchen, 
wild eine recht umfangreiche erziehliche Einwirkung oft nicht möglich 
sein, weil die Erziehung neben dem Vorbild des Lehrers^ das außer¬ 
ordentlich wichtig ist, in der Hauptsache auf Übung und Eingewöhnung 
beruht. Gleichwohl lassen sich schon durch die Einsicht, daß es not¬ 
wendig ist, gewisse Fähigkeiten zu erwerben, in verhältnismäßig kurzer 
Zeit gute Erfolge erzielen. An Beispielen lassen sich die Wirkungen 
xmd die Folgen einer Nichtbeachtung von Vorschriften, die ineist auf 
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Mangel an Gewissenhaftigkeit, Pünktlichkeit new. beruhen, recht anschau¬ 
lich vor Augen führen. Unsere heutige Zeit hat nicht mehr den festen 
Boden, die Umstände sind nicht dazu angetan, Charaktere heranzubilden, 
darum ist es eine wichtige Aufgabe der Schule, hier an der sittlichen Ent¬ 
wicklung der Berufsanfänger mit allen zu Gebote stehenden Mitteln mit¬ 
zuarbeiten. In der Häufung der beruflichen Stoffe liegt oft eine Gefahr; 
die einseitige Betonung des rein fachlichen Wissens führt nur zu leicht 
zu einem mechanischen Aneignen, während es doch in der Hauptsache 
auf den Geist, den Inhalt ankommt. Dieser Gefahr muß durch Betonung 
der erziehlich-sittlichen Seite entgegengewirkt werden. Es genügt nicht, 
daß der Beamte die Bestimmungen kennt, sondern sie müssen lebendig 
in das Bewußtsein eindringen. Erziehung zum Pflichtgefühl 
und zur Verantwortlichkeit ist eine der wichtigsten Aufgaben 
für alle Schulen, die Beamte heranbilden sollen, besonders aber solche 
für so große Betriebe wie die Reichsbahn, bei denen das Bewußtsein der 
Verantwortlichkeit an erster Stelle stehen muß. Der Gesamtunterricht 
hat also unter Anwendung aller nur denkbaren Erziehungsmittel vor¬ 
nehmlich der Erziehung zu dienen. Zwei Wege sind hierbei gangbar: 
die Gewöhnung und die Belehrung. Die Gewohnheit wurde 
schon in ältesten Zeiten als Erziehungs- und Unterrichtsmittel benutzt, 
und wir werden ihrer auch heute nicht entbehren können. Wir brauchen 
wohl nicht erst nachzuweisen, welch’ große Rolle die Gewohnheiten im 
praktischen wie im geistigen Leben spielen. Heißt es doch schon in einem 
alten Sprichwort: „Jung gewohnt, alt getan“. Wir werden daher auch 
im Unterricht streng darauf zu achten haben, daß die von der Schule auf- 
gestellten Vorschriften auch gewohnheitsmäßig pünktlich befolgt werden. 
Wir werden die Schüler dazu anhalten, selbst solche Bestimmungen, die 
ihnen vielleicht kleinlich erscheinen, streng zu beachten und gewissenhaft 
zu erfüllen. Neben der Gewohnheit ist die Belehrung ein weiteres Mittel 
der Erziehung. Sie findet bei den Anzulernenden nicht immer ungeteilten 
Beifall, besonders bei Erwachsenen, die sich oft nicht gern belehren 
lassen wollen. Desungeachtet muß von diesem Mittel nachhaltig Ge¬ 
brauch gemacht w r erden. Eine ganze Reihe von Schilderungen praktischer 
Vorgänge aus dem Eisenbahnbetrieb kann belehrend für die Erziehung 
wirken. Dieser Weg ist bereits durch das Reichsverkehrsministerium 
mit der Herausgabe der Unterrichtsblätter eingeschlagen worden. Der¬ 
artige Belehrungen können in allen Unterrichtsgebieten herangezogen 
und ausgenutzt werden. So kann z. B. der Unterricht in Werkstoffkunde 
und Werkstoffverarbeitung durch Hinweis auf die richtige Behandlung, 
Aufbewahrung, sparsame Ausnutzung und Schutzmaßnahmen vor Verlust 
unter Heranziehung von Beispielen einen wichtigen erziehlichen Einfluß 
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ausüben. Verstärkt wird er noch, wenn durch rechnerische Behandlung 
die Bedeutung zahlenmäßig nachgewiesen wird. Denn gerade der rich¬ 
tige Unterricht in der Werkstoffkunde und -Verarbeitung ist in erster 
Reihe dazu bestimmt, den Sinn für Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
im Verbrauch zu wecken. Er vermag es besser als bloße Vermahnungen. 
Von besonderer Bedeutung ist ein solcher Unterricht bei den Dienstanfän¬ 
gern der Lokomotivführer, bei denen der Kohlen- und Ölverbrauch eine 
ganz bedeutende Rolle spielt. Selbst bei einem so trockenen Stoff, wie 
dem der Verwaltungskunde, muß das Verständnis für die Notwendigkeit 
des Zusammenarbeitens aller Dienstzweige geweckt werden; denn rich¬ 
tige und geschickte Durchführung der Geschäftsordnung ist für einen 
glatten und geordneten Betrieb unerläßlich. Eine recht geschickte Be¬ 
handlung erfordert besonders der Unterricht in den Dienstvorschriften. 
Hier ist es Aufgabe, den Unterricht möglichst erzieherisch zu gestalten. 
Vor allen Dingen müssen den Schülern die Gründe für die einzelnen Be¬ 
stimmungen an der Hand von Beispielen klar gemacht werden. Um un¬ 
nötige Wiederholungen zu vermeiden, ist bei der Stoffauswahl auf ein 
Ineinandergreifen und Ergänzen der einzelnen Fächer hinzuwirken. Sie 
sind so auszuwählen und zu ordnen, daß der innere Zusammenhang zwi¬ 
schen ihnen so klar wie möglich dargestellt wird. Dabei ist der Umfang 
zu beschränken, damit die Schüler den Stoff gründlich beherrschen und 
sich nicht bloß eine Menge von Kenntnissen verständnislos aneignen. 

Ein Punkt ist noch besonders hervorzuheben, die Belehrung über 
die strafrechtlichen Folgen der Pflichtverletzung. Hierbei genügt es, 
wenn auf die erschreckenden Folgen einer gewissenlosen Pflichtvernach¬ 
lässigung und die hierfür geltenden Strafen hingewiesen wird. Nicht 
aus Furcht vor Strafe, sondern aus innerem Trieb und Pflichtgefühl hat 
der Beamte zu handeln. 

Die erziehliche Einwirkung auf die Dienstanfänger darf nicht nur 
auf die kurze Schulzeit beschränkt bleiben, sondern sie muß während 
der gesamten Ausbildungszeit in dem gleichen Sinn und dem gleichen 
Umfang durohgeführt werden. Besonders bei der praktischen Ausbildung 
im Dienst bieten sich beständig Gelegenheiten, erziehlichen Einfluß aus- 
zuüben. 

Praktische und schulmäßige Ausbildung zusammen, im richtigen 
Verhältnis zueinander und bei gegenseitiger Ergänzung, werden erst die 
erwünschte Wirkung möglichst hoher Ausbildungs- und Erziehungsergeb¬ 
nisse herbei führen. 
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b) Lehrverf ahren und Lehrbericht. 

Das Lehrverfahren hat Rücksicht zu nehmen auf das Lebensalter, 
die Erfahrung und den Anschauungskreis der Schüler, ihre Vorbildung 
und geistige Aufnahmefähigkeit; es richtet sich nach den Lehrstoffen, 
die den einzelnen Berufsgruppen zugewiesen sind. Je nach ihrer Eigenart 
sind neben dem Vortrag auch Besprechungen in freierer Form, die ein 
Zusammenarbeiten zum Ziel haben, oder kleinere zusammenhängende 
Darstellungen des Lehrers, vielleicht auch einzelner Schüler, zu emp¬ 
fehlen. Möglichst oft sind Aufgaben zu stellen, die die Erfahrungen der 
Schüler benutzen und ihre lebendige Mitarbeit erfordern. Eine Wieder¬ 
holung behandelter wichtiger Gegenstände und Vorführung praktischer 
Beispiele durch die Schüler ist anzustreben; daher sind bei der Beschaf¬ 
fung und Herstellung von Lehrmitteln und sonstigem Anschauungsmate¬ 
rial die Schüler, soweit die Zeit es zuläßt, möglichst oft heranzuziehen. 
Bei dem Unterricht ist die Eigenart der Schüler zu beachten, die im 
praktischen Dienst sind, im wirklichen Leben stehen, deren Gedanken¬ 
kreis nicht auf eine abstrakte geistige Tätigkeit eingestellt ist, die daher 
nicht mit wissenschaftlichen Erörterungen, schwierigen Gesetzen und 
theoretischen Belehrungen beschäftigt sein wollen und vielmehr nach 
unmittelbarer praktischer Anwendung streben. Der Unterricht ist daher 
durch unmittelbare Anschauung, durch praktische Vorführungen zu er¬ 
teilen. Nur auf diese Weise wird das Interesse für den Beruf gewonnen 
und das Verständnis für die Vorgänge in praktischer Tätigkeit geweckt. 
Beim Unterricht sind einfache Versuche anzustellen, Probe- und Muster¬ 
stücke, Modelle, Skizzen usw. vorzuführen. Wenn möglich, sind Rechen- 
aufgaben zu stellen. Worte, Zahlen und Anschauung sollen gemeinsam 
zum Verständnis beitragen. An der Hand ausgewählter Rechenbeispiele 
ist besonders die Wirtschaftlichkeit mit dem Ziel größter Sparsamkeit 
klar zu erläutern. Auch bei den mehr oder weniger trockenen Dienst¬ 
vorschriften und Bestimmungen sind Beispiele aus dem wirklichen Leben, 
dem Verkehr, Betrieb, den Werkstätten usw. heranzuziehen. Die Dienst¬ 
vorschriften dürfen nicht nur Worte bleiben, die, nachdem sie vorgelesen 
sind, verklingen, sondern sie sollen als lebendige Begriffe dauerndes 
Eigentum bleiben. 

Die von ihm behandelten Stoffe soll der Lehrer nach vorgeschriebe- 
nem Muster zusammenfassend aufzeichnen. Die Beispiele sind möglichst 
einzeln anzugeben; auch sind besondere Beobachtungen und Erfahrungen 
im Unterricht sorgfältig einzutragen. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Das Dienstschulwesen bei der Deutschen Reichsbahn. 


681 


II. Kotten der Durchführung. 

Daß die Durchführung eines planmäßigen Unterrichts der Dienst¬ 
anfänger nicht unerhebliche Kosten verursachen wird, ist selbstverständ¬ 
lich; hierüber sei folgendes bemerkt: 

1. Grundsätzliches. 

Die Gesetze einer jeden Wirtschaft verlangen, daß die Ausgaben 
im richtigen Verhältnis zu den zu erwartenden Erfolgen stehen, daß un¬ 
produktive Aufwendungen vermieden werden. Diese Frage ist auch bei 
den hier erörterten Vorschlägen zu untersuchen. Die Ausgaben für 
den Unterricht lassen sich bis zu einem gewissen Grad zahlenmäßig 
feststellen, dagegen ist es sehr schnver, Erfolge und Vorteile, die bei 
jedem Unterricht mehr ideeller Natur sind, in Zahlen umzusetzen. 

Die Vorteile des Unterrichts bei den Dienst an¬ 
fängerschulen bestehen in einer sicheren und ver¬ 
ständnisvollen Einführung der Anfänger in ihr Amt 
und damit in einer späteren höheren Leistungsfähig¬ 
keit, alssie ein nicht ausreichend gebildeter Beamter 
besitzt. Steigerung der Leistungsfähigkeit ist aber 
die erste Voraussetzung für eine Einschränkung des 
Personals, für eine Herabsetzung der Gesamtzahl 
der Beamten. Die Vorteile liegen ferner in einer 
größeren Sicherheit des Betriebs, in einer schnel¬ 
leren und besseren Ausnutzung aller Einrichtungen, 
in der richtigen Behandlung und Ausnutzung wert¬ 
voller Anlagen, wodurch eine Verminderung ihrer 
Unterhaltungskosten herbeigeführt wird, in einer 
sparsamen Verwendung und Behandlung von wert¬ 
vollem Material, zuletzt auch in der Bewahrung der 
Verwaltung vor Verlust und Schäden, die bei Betrieb 
und Verkehr, Bahnbau, Unterhaltung und Sicherung 
Vorkommen können. Die Vorteile einer guten und vollkommenen 
Ausbildung sind mittelbare, sie sind aber insofern unmittelbar, als eine 
systematische Ausbildung der Bediensteten dazu beiträgt, daß die ge¬ 
samten Betriebe- und Verwaltungskosten auf geringster Höhe gehalten 
werden können. Diese Vorteile zeigen sich auf allen Gebieten des Eisen¬ 
bahnwesens. Sie sind so allgemein anerkannt, daß auf eine Aufzählung 
verzichtet werden kann. 

Die Kosten des Unterrichts der Dienstanfängerschulen setzen sich 
zusammen: 
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1. aus dem Anlagekapital, Einrichtung der Schule und deren Aus¬ 
stattung, 

2. aus den Unterrichts-Betriebskosten, 

3. aus Zuwendungen an die Unterrichtsteilnehmer bei Abkomman¬ 
dierung an den Schulort. 

Zum Anlagekapital gehören die einmaligen Aufwendungen für Be¬ 
schaffung von Gebäuden und ihre innere Einrichtung; sie erhöhen den 
Gesamtwert des Unternehmens. Als laufende Aufwendungen können nur 
die Zinsen und ein Prozentsatz für Abschreibung in die Rechnung ein¬ 
gestellt werden. 

Bei dem bescheidenen Umfang, den der Unterricht für jede Berufs- 
gruppe einnimmt, würden bei einer vollkommnen Ausnutzung jeder Schule 
für das ganze Reichsbahngebiet insgesamt höchstens 10 Zentralschulen 
in Betracht kommen. Für die Streckenschulen sind besondere Einrich¬ 
tungen nicht erforderlich, da hier die auch sonst als Werkschule und für 
Dienstvorträge vorhandenen Unterrichtsräume mitausgenutzt werden 
können. Die Kosten der Einrichtung lassen sich herabmindern, wenn es 
gelingt, Gebäude, die vielleicht infolge Einschränkung oder Aufhebung 
von Werkstattbetrieben entbehrlich werden, für die Zwecke der Zentral¬ 
schule auszunutzen, wie es z. B. in dem Ausbesserungswerk Brandenburg- 
West (Plaue bei Kirchmöser) möglich gewesen ist, wo nunmehr Zentral¬ 
schulen für Dienstanfänger aller Dienstzweige durch zweckmäßigen Um¬ 
bau unbenutzter Fabrikanlagen (frühere Pulverfabrik) geschaffen werden. 
Die Unterrichtsbetriebskosten bestehen: 

a) aus den laufenden persönlichen Ausgaben für Leitung, Verwaltung 
und Unterrichtserteilung, die als Gehälter an die direkt und in¬ 
direkt beteiligten Personen bezahlt werden, 

b) aus den sächlichen Aufwendungen für Unterhaltung und Ergänzung 
der Unterrichtsräume und ihrer inneren Einrichtung, den Kosten 
für Heizung, Reinigung* Beleuchtung der Räume usw. sowie in den 
Aufwendungen für Beschaffung, Ergänzung und Unterhaltung von 
Lehr-, Lern- sowie sonstiger Unterrichtsmittel. 

Von-großer Bedeutung für die Kosten sind die den Unterrichtsteil¬ 
nehmern zu gewährenden persönlichen Kommandogelder bei ihrer Ent¬ 
sendung zur Zentralschule. Die Dienstanfänger werden während der 
Zeit ihrer Ausbildung meist als überzählige Beamte beschäftigt; die hier¬ 
durch entstehenden Mehrkosten infolge des Ersatzes an der bisherigen 
Stelle liegen fest; mit ihnen ist zu rechnen. Kommt zu dieser praktischen 
Ausbildung noch ein theoretischer Unterricht in einer der gekennzeich¬ 
neten Schulen, so entsteht die Frage, ob die hierfür erforderliche Zeit 
innerhalb der durch die Vorschriften bestimmten praktischen Ausibil- 
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dungszeit liegen soll, oder ob sie darüber hinaus als Zusatz genommen 
werden muH. Liegt sie im Rahmen der praktischen Ausbildungszeit, so 
entstehen keine Mehrkosten; ist dies nicht der Fall, sondern muß eine 
Erhöhung der Ausbildungszeit eintreten, so erhöhen sich die Kosten, denn 
ein Ersatz für die längere Zeit wird notwendig. Nach den schon jetzt 
vorliegenden Urteilen zahlreicher Sachverständiger ist die schulmäßige 
Ergänzung der praktischen Ausbildring ein notwendiger Bestandteil der 
Uesamtausbildung und muß daher auch in diese Zeit einberechnet werden. 
Wenn diese Ansicht richtig ist, so entstehen keine besonderen Kosten 
infolge Dienstentziehung. Bei der hier vorgenommenen Kostenberech¬ 
nung ist in dieeem Sinn verfahren worden. Anders dagegen liegen die 
Verhältnisse bei Erteilung des Unterrichts in einer Zentralschule. Hier 
verläßt der Dienstanfänger seinen Dienstort und damit auch die Ausbil¬ 
dungsstelle, um vorübergehend an einer anderen Stelle seine Ausbildung 
zu ergänzen. In diesem Fall sind ihm Kommandogelder zu gewähren. 
Wieweit hier Ersparnisse möglich sind durch Einrichtung von besonderer 
Wohngelegenheit durch die Verwaltung oder durch vorübergehende Ver¬ 
setzung der Beamten an den Schulort, bedarf besonderer Prüfung. Bei 
der schon seit Jahren bestehenden Zentralschule für Lokomotivführer 
in Karlsruhe ist z. B. der zuletzt genannte Weg stets beschritten worden, 
ohne daß sich hierbei Unzuträglichkeiten gezeigt hätten. Wer ein Inter¬ 
esse an seiner Ausbildung hat, muß sich auch dieses kleine Opfer ge¬ 
fallen lassen. Anders liegen die Verhältnisse bei Beamten mit eignem 
Hausstand, bei denen mit der Verlegung ihres Wohnsitzes eine Verteue¬ 
rung ihres Lebensunterhalts verbunden bleibt. In der Kostenberechnung 
werden also für einen Teil der Dienstanfänger (vielleicht ’/s —*/s, durch¬ 
schnittlich Vi) Kommandogelder einzusetzen sein, in Höhe von etwa % 
des planmäßigen Gehalts. Trotz der erhöhten Kosten ist die Erteilung 
des Unterrichts an einer Zentralschule notwendig; denn die hiermit ver¬ 
bundenen Vorteile sind zu groß, als daß die Erhöhung der Ausbildungs¬ 
kosten dazu nötigen könnte, auf dieses Ausbildungsmittel zu verzichten. 
Die Verbesserungen bestehen darin, daß für viele Dienstzweige ein Unter¬ 
richt überhaupt erst möglich und damit die Ausbildung des Anfängers 
gesichert wird. Die bei Anwendung anderer Mittel eintretenden Störun¬ 
gen und Zeitverluste durch Zurücklegung weiter Wege sind so groß, 
daß sie die Mehrkosten bei weitem überwiegen. Alle diese Umstände zu¬ 
sammen in Zahlen ausgedrückt, ergeben die wirklichen Kosten der Dienst¬ 
anfängerschulen. Ein großer Teil wird sich für die einzelnen Schulen 
nicht ermitteln lassen, besonders die sächlichen Ausgaben, weil sie mit 
dem sonstigen Eisenbahnbetrieb in so enger Verbindung stehen, daß eine 
Trennung meist nicht möglich ist. 
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2. Schülerzahleil, Klasscnbildung and Bedarf an Unterrichtstunden. 

Grundlegend für die laufenden Unterrichtsbetriebskosten sind die 
Zahlen der Schüler und die Zahl von Klassen; erst in zweiter Reihe 
kommt der Umfang des Unterrichts in Betracht, der für jede berufliche 
Gruppe notwendig ist. Nach dem Haushaltsplan der Reichsbahn für 1923 
handelt es sich insgesamt um etwa 370000 Beamte der Besoldungsgruppen 
II—IX, für die durch Ausbildung von Dienstanfängern ein dauernder 
Ersatz für den planmäßigen Abgang zu schaffen ist. Da zurzeit und 
wahrscheinlich auch noch für eine Reihe von Jahren hinaus ein regel¬ 
mäßiger Bedarf an Beamten infolge Überzahl nicht eintreten wird, die 
Laufbahn auch für gewisse Beamtenkategorien gänzlich gesperrt ist, so 
können die hier aufgestellten Pläne nur für die Zukunft von dem Zeit¬ 
punkt ab gelten, an dem wieder normale Verhältnisse eintreten werden. 
Für die vorliegende Berechnung sollen die später und dauernd geltenden 
Zahlen zugrunde gelegt werden. 

Unter Annahme einer zukünftigen höheren Leistungsfähigkeit der 
Beamten dürfte ein Ersatz in Höhe von 5 % (bisher 6 %) als vollkommen 
ausreichend angesehen werden; das ergibt für 370000 Beamte einen Be¬ 
darf von jährlich 18 500 Dienstanfängern. Für sie sind bei einem ge¬ 
schlossenen Unterricht und einer Besetzung bis zu höchstens 30 Teil¬ 
nehmern etwa 620 Klassen erforderlich. Der planmäßige Unterricht 
einer jeden Klasse ist-, wie aus der Anlage 1 (S. 638) ersichtlich, ganz ver¬ 
schieden. Er schwankt zwischen 40 und 230 Geisamtstunden. Von diesen 
Unterrichtsstunden kann ein Teil an der Dienststelle oder in der Streckeu¬ 
schule erteilt werden. Der bei weitem größte Teil wird aber in die 
Bezirksschule (Zentralschule) gelegt werden müssen. Unter Berücksich¬ 
tigung dieses Umstands wird die für jede Gruppe zu erteilende Unter¬ 
lichtsstundenzahl zwischen 30 und 180 Stunden schwanken und im Durch¬ 
schnitt etwa 105—107 Stunden betragen. Eine Berechnung dee Bedarfs 
an Unterrichtsstunden ist in Anlage 2 (S. 640) beigefügt. Hiernach ergibt 
sich ein Gesanitbedarf von 66 380 Stunden, die durch hauptamtliche Lehrer 
zu erteilen sein werden. 

3. Ausgaben für Unterrichtszwecke. 

Eine Kostenberechnung in Geldwerten aufzustellen, ist bei der 
heutigen Entwertung und dem ständigen Schwanken dee Geldwerts un¬ 
möglich. Wir müssen daher einen anderen Wertmesser anlegen. Als 
solcher erscheint am zweckmäßigsten ein Vergleich mit dem Duroh- 
schnittsgehalt der Beamten, für die die Einrichtung durchgeführt werden 
soll. Unter Zugrundelegung einer unterrichtlichen Tätigkeit von jähr¬ 
lich 1000 (wöchentlich 25—26 Stunden und 40 Schulwochen) würden ins- 
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gesamt 66 Lehrpersonen im Hauptamt erforderlich sein. Für Leitung 
und Verwaltung kommt für jede Zentralschule etwa 1% Kraft in Be¬ 
tracht, bei 9—10 Schulen etwa 14 Beamte, so daß hiernach lediglich für 
Unterrichtszwecke insgesamt 80 Personen notwendig sein werden. Für 
sächliche Ausgaben sind nach den bisherigen Erfahrungen anderer 
Schulen etwa die Hälfte der Kosten für persönliche Ausgaben, also für 
40 weitere Beamte einzusetzen, so daß für den Unterrichtsbetrieb als 
Gesamtausgabe ein Betrag in der Höhe des Gehalts von etwa 120 Beamten 
notwendig sein würde. Das ergibt unter Vergleich mit der Gesamtzahl 
der 370 000 Beamten 0,038 %. Die bei weitem höheren Kosten ver¬ 
ursachen allerdings die Kommandogelder. Da besonders in den unteren 
Besoldungsgruppen die Zahl der unverheirateten Dienstanfänger eine 
geringe sein dürfte, so kann man hier etwa K ansetzen, in den höheren 
Besoldungsgruppen wird man mit V* der Teilnehmer rechnen müssen. 
Dies ergibt nach der Anlage 2 rund 250 000 Tage, für die Kommando¬ 
gelder zu zahlen sein werden. Bei der Berechnung der Tage, in denen 
der vorgeschriebene Unterricht bewältigt werden kann und für die Be¬ 
träge zu zahlen sind, ist angenommen, daß in einer Woche durchschnitt¬ 
lich etwa 32 Unterrichtsstunden erteilt werden können; dazu kommen 
2 Tage für Hin- und Rückfahrt. Im Durchschnitt kommen hiernach auf 
jeden Teilnehmer 23 + 2 = 25 zu vergütende Tage. Diese Gesamtzahl 
von 250 000 Tagen umgerechnet in Beamtengehälter ergibt einen Betrag, 
der gleich kommt einer Gesamtzahl von 500 Beamten, wobei angenommen 
wird, daß die Kommandogelder nur V* der Höhe des Gehalts betragen. 
Dies entspricht etwa 0,125 % %) der Gesamtbeamtenzahl. Zusammen¬ 

gefaßt betragen also die Gesamtkosten aller Unterrichtseinrichtungen 
für Dienstanfänger 0,ic3 % ( l /« %) der Beamtengehälter der Besoldungs¬ 
gruppen II—IX. (S. Anlage 2.) 

Die Errechnung der Kosten kann auch noch in anderer, und zwar 
viel einfacherer Weise erfolgen: 

1. Kosten für Unterrichtserteilung. 

Unter der Annahme, daß durch jeden Lehrer wöchentlich 20 Unter¬ 
richtsstunden erteilt werden, die übrige Zeit seiner Dienstpflicht aber 
für Leitung und Verwaltung in Betracht kommt, kann er abzüglich 
seines Urlaubs und der Vorbereitung für jeden neuen Kursus bei ins¬ 
gesamt 42 Wochen = 20 X 42 = 840 Unterrichtsstunden übernehmen. Für 
jeden Kursus kommen durchschnittlich 105 Stunden in Betracht. Jeder 
hauptamtliche Lehrer ist demnach in der Lage, jährlich 8 Kurse oder bei 
einer Besetzung mit mindestens 25 Schülern 200 Schüler zu unterrichten. 
Bei 5 % der Beamten als Summe der Dienstanfänger beträgt demnach der 
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Lehrerbedarf oder die Unterrichtskosten 5 : 200 = */«• %. für sächliche 
Leistungen etwa die Hälfte der persönlichen Ausgaben = 7» %, insge¬ 
samt also V»o + ’/s« = */*« % der Beamten oder 0,o37 % ihrer Besoldung. 


2. K o mm and o ge 1 de r. 


Von den 5 % der Beamten, die für die Dienstanfänger in Betracht 
kommen, wird etwa die Hälfte, vielleicht auch ein geringer Teil mehr 
die Zulage beziehen, das beträgt V* %; da die Kommandogelder etwa nur 
Yx des Gehalts ausmachen, so kommen */* X % = “/• % in Betracht. Die 
Zeit der Vergütung beträgt im Durchschnitt etwa 25 Tage oder Vis der 
Jahresdienstleistung. Die Kosten betragen demnach auch nur Vis von 
«/• = Vs % der Beamten und deren Gehälter oder 0 ,i 2 r> %. Zusammen er¬ 
gibt dies Vs + *>° — “/so oder 0 ,iß 2 %, abgerundet V« % der Beamten und 
deren Gehälter. 

Um ein gerechtes Urteil über die Höhe der Kosten fällen zu können, 
dürfen die hier aufzuwendenden Beträge nicht im einzelnen betrachtet, 
sondern sie müssen mit dem großen Ganzen, dem sie dienen sollen, ver¬ 
glichen werden, und da ergibt sich als überraschendes Ergebnis, daß sie 
wirklich nur einen recht bescheidenen Teil ausmachen. 

Die persönlichen Ausgaben für Beamtengehälter nach dem Haus¬ 
haltsplan für 1023 betragen 244 000 Millionen Mark und nehmen im Ver¬ 
gleich zu den ordentlichen Gesamtausgaben der Betriebsverwaltung in 
Höhe von 1461284 Millionen Mark 16,7 % und im Vergleich zu den 
ordentlichen und außerordentlichen Ausgaben des Haushalts in Höhe von 
1 745 512 Millionen Mark nur 13,a % in Anspruch. 

Die vorher errechneten Aufwendungen für die Ausbildung der 
Dienstanfänger in Höhe von 0,ic2 % der Beamtengehälter verglichen mit 
den Gesamtausgaben ergeben jetzt einen weit geringeren Prozentsatz. 
Sie betragen nur 0,027 % (O.m X 0,167) der ordentlichen und 0,022 % 
( 0 ,io 2 X 0,i:t») der ordentlichen lind außerordentlichen Gesamtausgaben 
der Reichsbahn, 

Dies sind so geringe Beträge für die Heranbildung des Nach¬ 
wuchses der Beamtenschaft, daß sie wirklich als die unterste zulässige 
Grenze bezeichnet werden können. 


Haushaltsplan 1923. 

Für Bcamtcnbesoldung . . . 422000 Mill. 


Ordentliche Gesamtausgaben 

der Betriebsverwaltung . . 1 461 284 
Ordentliche und außerordent¬ 
liche Gesamtausgaben . . 1 745519 


Hiervon be- I 
trägt die I 
Beamten- \ 
besoldung 


16,7 3 der ordentlichen 
Ausgaben. 

13,9 3 der ordentlichen 
u. auQerordentl. 
Ausgaben. 
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Gesamtkosten der Dienstanfängerschulen. 

im Vergleich zur Beamtenzabl.— 0,162%, 

„ „ zu den ordentlichen Gesamtausgaben . . = 0,182 x 0,167 = 0 , 027 %, 

„ , „ „ „ und außerordentlichen 

Gesamtausgaben . . = 0 ,i 62 x 0,199 = 0 , 022 %. 

Die Forderungen der Ausschüsse sind hiernach nicht über das zu¬ 
lässige Maß der berechtigten notwendigen Forderungen herausgegangen; 
sie stehen in einem bescheidenen aber auch gesunden Verhältnis zu den 
Gesamtaufwendungen für Beamtenbesoldung und zuletzt auch zu den Ge¬ 
samtausgaben der Reiclisbahn, der sie zu einem höheren wirtschaftlichen 
Erfolg verhelfen sollen. 

Der Gedanke einer sparsamen Wirtschaft ist an und für sich be¬ 
rechtigt und notwendig, soweit es sich um entbehrliche Einrichtungen 
handelt; er ist aber unzutreffend, wenn es sich um eine notwendige und 
dabei im Verhältnis zum Ganzen recht bescheidene Kapitalanlage han¬ 
delt, die sich recht bald und auch reichlicji verzinst. 

Die große Bedeutung des Bildungswesens wird im Reichsver¬ 
kehrsministerium voll anerkannt. Alle Ausbildungseinrichtungen werden 
daher in weit voraussehaueuder Weise getroffen, damit nicht nur dem 
augenblicklichen Bedürfnis genügt, sondern das gesamte Beamten- und 
Arbeiterheer auch zukünftigen Aufgaben gewachsen ist. In diesem Vor¬ 
ausschauen und Vorbereiten der Zukunft liegt gleichzeitig die Sicherheit 
für unsere zukünftige wirtschaftliche Stärke und besonders auch der für 
die Volkswirtschaft so überaus wuchtigen Verkehrseinrichtung der 
Reichsbahn. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 
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Anlage 1. (Zu S. 634 gehörig.) 

ZuaaiMittellui 4er Dienstanftagerschalee 
nach 4en Verschlügen 4er Unterrichts* nn4 Bil4nngsansschttsse. 
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Fttr Verfcehrsbeamte. 

Unterstufe, für Bahnsteigschaft'ner, Schaff¬ 
ner im Ortsladedienst, Weichenwärter im 

Verkehrsdienst. 

Mittelstufe, für Betriebsassistenten und 

Eisenbahnassistenten. 

Oberstufe, für Eisenbahnobersekretäre so¬ 
wie Zivilsupemumerare im 1. und 2. Aus¬ 
bildungsjahr . 
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Fttr Bau- und Betriebsbeamte. 
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Eisenbahnober6ekretäre. 
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steigschaffner) . 

Rangieraufseher. 

Weichenwärter. 

„ bei gleichzeitiger Ausbil¬ 
dung im Telegraphendienst. 

Schrankenwärter, Bahnwärter. 

bei Mitverwendung im Blockdienst . . 

Für Maschinen- und Werkst&ttenbeamte. 

Maschinenbeamte. 
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Noch: Anlage t, 
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• 
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;i 

i 

Wagenunterhaltung im Betrieb .... 
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Lokomotiven und Triebwageu, für Be¬ 
triebswerke mit elektrisch. Ix>komotiven 

vi ! 

100 

_ j; 

D 

Werkmeister für Schmiede . . . 

VI 

160 

i. 

1 F 

„ „ Dreherei. 

VI 

160 

1 G 

„ Kesselschmiede. 

VI 

160 

— 

i H 

Wagenmeister.. . 

V 

120 

— 


IV 


Für Verwatttingsbeamte. 

A Dienstanfängerschulen. 

1. Für Dienstanfänger der (neuen) Assisten¬ 
tenlaufbahn mit Eingangstelle in Besold. 
Gr. IV oder V, die im Betriebs- oder Ver¬ 
kehrsdienst nicht verwendet werden kön¬ 
nen oder sollen, z. B. Kriegs- oder Eisen¬ 
bahnbeschäftigte und Beamte aus anderen 
Laufbahnen, die aus körperlichen Gründen 
in den inneren Dienst überzugehen haben 

2. Dienstanfänger der (neuen) Assistenten- 
laufbabn mit Eingangsstelle in Bes. Gr. IV 
oder V, die im inneren Dienst bei Aus¬ 
besserungswerken, Ämtern des bau- und 
maschinentechnischen Dienstes, Bahn¬ 
meistereien usw. beschäftigt sind .... 

3. Weibliche Dienstanfänger mit Eingangs¬ 
stelle in Bes. Gr. 

4. Dienstanfänger des Magazindienstes mit 

I Eingangsstelle in. 

B j Verwaltungsschule. 

1. für nichttechnische Beamte. 

2. ., bautechnische Beamte .. 

3. „ maschinentechnische Beamte . . . 

4. „ vermessungstechnisehe Beamte . . . 


LV 

V 


64-84 


IV 

V 

IV 

III 


I 


j 62—76 
50—80 
36 


158 
160 
100 
155 


außerdem 
die Dienst- 
anfänger- 
schule für 
Betrieb oder 
Verkehr 

außerdem die 1 
Dienstantänger- 
schule 

des Verkehrs 


dazu Be¬ 
sichtigungen 


dazu Be¬ 
sichtigungen 
und 

Übungen. 


42* 


Digitized by 


Gck igle 


Original frorn 

UNIVERSETY 0F MICHIGAN 


















640 


Das Dienstschulwesen bei der Deutschen Reichsbahn. 


Anlage 2. (Zu S. 634 gehörig.) 

Nachweis des Bedarfs an Unterrichtsstunden in den DienstanfKngerschmlen. 


Besol¬ 

dungs¬ 

gruppe 

Plan- | 
mäßige 1 
Beamten- ; 
stellen j 

Dienst¬ 

anfänger 

5 % 1 

t 

Klassen¬ 

bedarf 

1 Soll- 
, Stunden- 
1 zahl , 

t 1 

durschn. 
Klassen- j 
Stunden -1 

zahl 1 

1 

Stunden¬ 

zahl 

Tage für 
Kom¬ 
mando¬ 
gelder 

11 i 

10 874 

500 

i 17 

38 

30 j 

510 

7 

m 1 

94 983 

5 000 

170 

25— 70 

40 

6800 

10 

iv ; 

66488 

2800 

1 93 

1 40—152 ! 

9U 

8 370 

20 

v 1 

104066 

5 200 

J 175 

84—152 

120 

21000 

25 

VI 1 

72 326 

3500 

j 115 

] 160-230 

180 

20 700 

35 

VII-IX | 

31262 

1500 

| 50 

j 154—210 

180 

9000 

35 

ZUS. | 

370 OCO 

18500 

! 620 

30-230 

105—107 

66 380 

, 23 

ii 

1, 

10000 Kommandogeldempfänger durchschnittlich je Tag 

+ 2 Reis«.*- 


= 250000 Tage. tÄ * e = - >r> 


Zusammensetzung der Kosten: 


1 . für Unterrichterteilung.. . . = 66 Lehrer 1 ) 

2 . „ Leitung und Verwaltung.= 14 „ -) 

3. „ sächliche Ausgaben .= 40 3 ) 

zusammen . . . . = 120 Lehrer 

4. ., Kommandogelder.= 500 w 4 ) 

insgesamt.= 620 Lehrer. 


*) Auf je 1000 Stunden 1 volle Lehrkraft. 1 durchschnittlich auf jeden Lehrer 
-) Auf je 5 Lehrer l Beamter für Leitung) 20 Std. Unterricht: die übrige Zeit 
und Verwaltung. J für Leitung und Verwaltung. 

:i ) Für sächliche Ausgaben V 2 der rein persönlichen. 

4 ) Kommandogelder = 3 / 4 des Gehalts ^ * — 5<>0. 

Bei 370 000 Beamten 

120 für Unterrichtserteilung = 0,035 % 

510 „ Kommandogeld_ = 0,125 „ 

zusammen 620 als Gesamtkosten = 0,162 0 0 der Beamtengehälter 
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Die japanischen Eisenbahnen 

in den Rechnungsjahren 1919/80 nnd 1980/81 *). 


I. Die Staatseisenbahneo 1919/20. 

Dem amtlichen Eisenbahnbericht der japanischen Staatseisenbahn- 
vcrwaltung für das Rechnungsjahr 1919/20 sind im wesentlichen die nach¬ 
stehenden Mitteilungen entnommen: 

Die Zu'gmeilen, 77,2 Millionen, haben sich um 4,88 Millionen oder 
6,75 %, die Wagenmeilen, 1644,56 Millionen, um 131,74 oder 8,7 % gegen das 
Vorjahr gesteigert. Die Zahl der beförderten Reisenden, 359,5 Millionen, 
und der beförderten Gütertonnen, 59,»o» Millionen, zeigt eine Zunahme 
um 70,16 Millionen oder 24,2 % und 6,tu Millionen oder 12,4 % gegen das 
Vorjahr; der Verkehr in Personenkilometern betrug 7942,6 Millionen, das 
sind 1373,2 Millionen oder 20,« % mehr, in Tonnenkilometern 6293,8 Millio¬ 
nen, das sind 684,95 Millionen oder 12,2% mehr als im Vorjahr. Die Lei¬ 
stungen des Betriebs »ind also in wesentlich geringerem Maß gesteigert 
worden als die Verkehrsziffern, so daß die Züge eine bessere Ausnutzung 
im Personen- wie im Güterverkehr aufweisen. Die Betriebseinnahmen 
beliefen sich auf 

161,55 Millionen Yen aus dem Personenverkehr, 

131,81 „ „ „ „ Güterverkehr, 

7,o» „ „ „ „ Schiffahrtsdienst, insgesamt 

301,05 Millionen Yen gegen 235,17 Millionen Yen im Vorjahr, 
haben sich also um 28 % gesteigert, und zwar um 34,7 % im Personen- und 
20,i % im Güterverkehr. 

Personen- und Güterverkehr. 

Infolge des vom Vorjahr her noch andauernden geschäftlichen Auf¬ 
schwungs war der Verkehr so stark, daß sich alle Maßnahmen zu seiner 
Bewältigung als unzulänglich erwiesen; der Umfang des Personen- und 
Güterverkehrs überstieg die Beförderungsmöglichkeiten. Um dieser un¬ 
gewöhnlichen Lage gerecht zu werden, wurden Fahrpreisermäßigungen 

V) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922 S. 902. 


Digitized by 


Got igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



642 
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zugunsten von Gesellschaftsreisen und andere besondere Erleichterungen, 
um den Reiseverkehr zu beleben, für das Berichtsjahr aufgehoben und 
die Absendung der Güter teilweise eingestellt. Aber auch diese Maß¬ 
nahmen brachten keine merkliche Abhilfe. Auch das Auftreten der 
Cholera und von Taifunen, die im einzelnen den Zugdienst örtlich hemm¬ 
ten, führten keine nachhaltige Erleichterung für die Überlastung des Ver¬ 
kehrs herbei. 

Tarifermäßigungen und -befreiungeil für Reis und andere Lebensmittel. 

Um die Schwierigkeiten in der Lebensführung, verursacht durch die 
starken Preissteigerungen unentbehrlicher Lebensmittel, zu mildern, 
wurde vom 1. Juni bis 31. Juli 1919 der Tarif für Reis in Wagenladungen 
um 30 % ermäßigt. Als gegen Ende des genannten Zeitraums der Reis¬ 
markt plötzlich erneut starke Schwankungen zeigte und neue Maßnahmen 
der Regierung erforderte, wurde vom 24. Juli bis 25. August auf allen 
Staatsbahnlinien (mit Ausnahme der Dampferstrecken) für Reis in Wagen¬ 
ladungen und Stückgutsendungen volle Frachtfreiheit gewährt; die in 
dieser Zeit verfrachtete Reismenge belief sich auf mehr als 324 000 t, und 
das Erträgnis hierfür würde über 800 000 Yen betragen haben. Solange 
der Reis frei befördert wurde, trat für Weizen, Gerste, Salz, getrocknete 
Fische, Gemüse und Kartoffeln eine Tarifermäßigung von 30 % ein. 

Vom 9. Oktober bis 31. Dezember 1919 wurde eine 30proz. Tarif- 
ermäßigung eingeführt auf Lebensmittel, Brennholz, Holzkohle, süße Kar¬ 
toffeln, Salz, Zucker, Tee, Spezerei waren, Gemüse, getrocknete und ge¬ 
salzene Fische, frisches Fleisch u. a., soweit diese Gegenstände auf den 
öffentlichen Märkten der Städte oder 'bei den Verkaufsgilden und ähnlichen 
Vereinigungen eingekauft waren. Um der Wohnungsnot zu steuern, 
wurde die gleiche Tarifermäßigung für Bauholz zugestanden, das für 
Hausbauten und für öffentliche Badehäuser dienen sollte. Vom 22. Okto¬ 
ber bis Ende November wurden Lebensmittel, Brennholz und Holzkohle 
in Wagenladungen und Bauholz für Miethäuser nach den öffentlichen 
Märkten der Städte Tokyo und Osaka frachtfrei befördert. 

Die Verteilung des Personenverkehrs und seiner Erträg¬ 
nisse auf die drei Klassen im Berichtsjahr, verglichen mit den Ergeb¬ 
nissen des Vorjahrs, ergibt sich aus der nachstehenden Übersicht; offen¬ 
bar unter der Wirkung der starken Tariferhöhung in der ersten Klasse ‘) 
hat aus dieser eine beträchtliche Abwanderung in die niederen 
Klassen statt gef unden; bei einer Zunahme der Gesamtzahl der Reisenden 
um 69,8 Millionen gegen das Vorjahr hat die Zahl der Reisenden der ersten 

') Vgl. Archiv für Ei«enbahnwesen 1922 S. 90K. 
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Der Güterverkehr und sein Erträgnis zeigen, verglichen mit 
den Ergebnissen des Vorjahrs, folgende Verteilung: 


ji 

i 

Berichts- 

i 

Vorjahr ! 

! 

il 

U literschied 

1 

jahr 

im ganzen j 

i« °/o 

Güterverkehr in Tons: l ) 





Eilgut. 

89 979 

67 162 | 

+ 32827 

+ 57,5 

Stückgut. 

| 6929018 

4 686749 1 

+ 1292264 

+ 2.8 

Wagenladungen. 

1 5392)633 

48619819 | 

-f- 5300714 

+ 10,9 

im ganzen . . . 

| 69 939625 1 

53818 720 | 

+ 6625805 

+ 12,4 

in Millionen Tonnenmeilen: 

1 1 
| 

i 



Eilgut. 

I 22,21 

16,77 | 

+ 6,44 

■4- 40,8 

Stückgut. 

648,41 ; 

506,96 1 

-f- 137,46 

+ 27,2 

Wagenladungen. 

| 5628,ie { 

5 087,18 j 

■f- 641,00 

+ 10,6 

im ganzen . . 

Einnahme in Yen: 
im ganzen: 

1 6 293,80 

i 

1 i 

! 

6 608,85 J 

| +684,96 

+ 12,2 

Eilgut. 

| 1 624 127 

1 499364 

+ 124 773 

+ 8.3 

Stückgut. 

26939366 

20886 746 

+ 5653611 

i + 27*6 

Wagenladungen. 

! 103618887 

86960152 

+ 16668665 

! + 19,1 

im ganzen . . . ! 

(■ 

136682314 

| 108836251 

1 +21847068 

‘ "f" 20,7 

verschiedene Einnahmen . . . | 

1 126 789 | 

| 

909180 

1 + 217609 

! 

1 “ 

zusammen . . . 1 

131 809 103 

109 744431 

j +22064672 

i 

auf 1 Ton: 1 





Eilgut. 

18,05 

26.23 

j — 8,18 

! 3l,o 

Stückgut. 

4,37 , 

4,40 

i —0,03 

1 — 

Wagenladungen. 

1,91 1 

1,79 

| + 0,12 

i 

! ~~ 

im ganzen . . . 

Heiseweg für 1 Ton in Meilen: 

2,18 

1 

1 

2,04 

1 

i + 0,14 

f 

i 


Eilgut. 

Stückgut. 

1 246.9 

148,7 

I + U 8.2 

. 66.0 

108,5 

92,8 | 

+ 

16,9 

Wagenladungen. 

i 104,4 1 

1 

J 93,7 I 

i + hm j 

11,4 

iin ganzen . . . 

: 105,0 

93,7 

+ 11,8 

11,4 


Der Eilgutverkehr (Express consignment) zeigt nach Tonnenzahl 
und Tonnenmeilen eine besonders starke Zunahme; auch der durch¬ 
schnittliche Reiseweg der Tonne Eilgut hat stark zuigenonranen — um 
66 % —, während die Einnahme auf die Tonne Eilgut infolge von Tarif¬ 
ermäßigungen einen starken Rückgang zeigt: von 26,23 auf 18,05 um 
8,is Yen, das sind 81 %. Der Stückgutverkehr hat in den Tonnenmeilen 

i) i Ton = 1 016 kg. 
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und in seinem Ertragnis um 27,2 und 27,c % zugenommen, der Reiseweg 
der Tonne Stückgut um 15,7 Meilen, das sind 16,o % zugenommen. Auch 
beim Wagenladungsverkehr ist neben der Steigerung der Tonnenzahl um 
IO,», der Tonnenmeilen um 10,« % eine Steigerung des durchschnittlichen 
Reisewegs um 11,4 % und des Erträgnisses um 19 ,i % gegen das Vorjahr 
eingetreten. Der Leerlauf der Güterwagen hat sich von 216,4 Millio¬ 
nen um 15,« auf 232,o«7 Millionen Wagewmeilen gesteigert, dae sind bei 
einer Gesamtmeilenzahl im Güterverkehr von 1108 ,ö« Millionen rd. 21 % 
wie im Vorjahr. Die durchschnittliche Stärke der Güterzüge steigerte 
sich von 28 ,ö auf 29,4 um 0,o Wagen, das sind 3,i« % gegen das Vorjahr. 

Nachstehende Zusammenstellung enthält die Gewichte der wichtig¬ 
sten im Berichtsjahr verfrachteten Güter und die Zahlen des Tierver¬ 
sands im Vergleich mit dem Vorjahr: 




7 

1 

J, 

im Berichts¬ 
jahr [ 

im Vorjahr 

j Unterschied 

Reis.. . . 

. Tons 

j 

1 2841931 | 

2788688 

+ 

53 243 

Weizen. 

• V 


742063 1 

496 461 

+ 

245602 

Holz. 

• W 


] 5 616791 

4 701779 

+ 

915012 

Holzkohle. 

w 


1 193 741 

1 139 734 

+ 

54 007 

Brennholz. 

* V 


631120 

628956 

+ 

102164 

Mineralien. 

n 


| 2219925 | 

1097918 

i + 1122007 

Steine. 

* V 


906758 ' 

811 156 

1 4“ 

95602 

Kies. 

* n 


1 504 375 

1240297 

! + 

264078 

Kohlen. 

• y) 


20180912 

18219788 

+ 1961124 

Petroleum. 

V 


562815 ! 

467 796 

i + 

95019 

Eisen und Stahl. 

n 


719 273 i 

722614 

— 

3 341 

Kupfer. 

* 


139 847 

117 826 

i + 

22021 

Salz. 

• «4 


588 697 

411853 

i + 

176844 

Düngemittel . 

# W 


761 519 

532040 

+ 

229479 

Bobnendünger . 

• V 

i 1014 224 i 

822836 

: + 

191388 

Seetangdünger . 

* n 

332 333 

264029 

+ 

68 304 

Anderer Dünger . 

• *7 


1 770072 

594 109 

+ 

175 963 

Stroherzeugnisse . 

U 

1 

1 486409 

422 416 

* + 

62993 

Mauersteine . 

W 


473439 

481664 

— 

8225 

Zement . 

• n 


j 474892 

370010 

. + 

104 882 

Tierversand in Stück: 



1 




Stiere . 

. . , 


159 782 

125 383 

+ 

34 390 

Pferde. 



171348 

150104 

' + 

21 244 

Der Versand in 

Holz, 

Weizen, Kohlen, 

Mineralien, 

Kies, 

Dünge 


mittfcln und Zement zeigt eine auffallend starke Steigerung, bei Eisen 
und Stahl und Mauersteinen hat eine Abnahme stattgefunden. 


Die durchschnittliche Betriebslänge für den der Staatsbahn unge¬ 
gliederten D a m p f e r d i e n s t betrug wie im Vorjahr 259,3 Seemeilen; 
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zu seiner Bewältigung dienten 54 Dampfer mit einem Gesamttonnen¬ 
gehalt von 27 609,4 Tone, f^s wurden 52 936 (50111 i. V.) Fahrten 
unternommen, die Ausgaben hierfür betrugen 7 733 308 (i. V. 7024 770) 
Yen, d. i. eine Steigerung um 10,l % gegen das Vorjahr. 

Im Dampferdienst wurden befördert 5 485 593 (i. V. 4 479 769) Wei¬ 
sende und 1 819 492 (i. V. 1526 207) Tonnen Güter und dafür verein¬ 
nahmt 3 703 714 (i. V. 2 ,os Millionen) und 3 390 305 (i. V. 2 , 2 « Millio¬ 
nen) Yen. 

Die Zahl der Gäste in den staatlichen Eisenbahnhotels be¬ 
trug 6 762 (i. V. 5 611); im Hotel- und Bahniwirtechaftsbetrieb wurden 
vereinnahmt 266114 Yen, verausgabt 229 758 Yen, so daß ein Überschuß 
von 36 356 Yen verblieb, der den des Vorjahrs um 12075 Yen oder 
49 , 7 % übertrifft. 

Der Fahrzeugpark umfaßte am 31. März 1920: 3120 • (i. V. 
2933) Lokomotiven, 7520 (7118) Personen- und 51067 (48 568) Güter¬ 
wagen, ist also gegen das Vorjahr um 187 Lokomotiven, 402 Personen- 
und 2499 Güterwagen vermehrt worden, das sind 6 , 4 , 5,6 und 5,i%. Von 
den 3120 Lokomotiven waren 19 elektrische. Die Zahl der Lokomotiven 
mit überhitztem Dampf wurde um 198 erhöht, die der Lokomotiven mit 
Naßdampf um 18 gegen das Vorjahr vermindert; die Zahl der elek¬ 
trischen Lokomotiven wurde um 7 vermehrt. Der Güterwagenpark zer¬ 
fällt in 24 525 bedeckte und 20 685 offene sowie 5857-Kohlenwagen. 

Für die Unterhaltung der Fahrzeuge wurden im Berichtsjahr auf¬ 
gewendet 22 ,n Millionen Yen, und zwar 6,4 Millionen Yen mehrmals im 
Vorjahr; von dieser Summe fallen 10,4:1 Millionen Yen auf Lokomo¬ 
tiven, 4,8:t Millionen Yen auf Personen- und 5 ,so Millionen Yen auf 
Güterwagen. 

Die Zahl der Stationen, 1776, hat gegen das Vorjahr um 38, 
die der Signalstationen 103, um 8 , die der Anschlußstationen, 16, um 
eine zugenommeu. Die gesamte Baulänge der am Ende des Berichts¬ 
jahrs im Bau begriffenen Neubaulinien betrug 695 ,.*>2 Meilen, die 
der geplanten, aber noch nicht in Angriff genommenen Linien 
1687,25 Meilen. 

Die gesamte Betriebslänge des Bahnnetzes am 31. März 1920 mit 
6 202,33 Meilen verteilt sich auf sechs (früher 5) selbständige Verwal¬ 
tungsbezirke (Kisenbahndirektionen) wie folgt: 


Bezirk Tokyo. 859.47 Meilen, 

„ Nagoya . 914,65 „ , 

„ Kobe. 1 118 , 1 « , , 

„ Moji (Kvushiu) . 1051,10 r , 

„ Scndai ..1 188,3« „ , 

„ Sapporo (Hokkaido). 1070,5: ,, , 
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Im Berichtsjahr wurden 130,18 (i. V. 73,22) Meilen Neubaulinien dem 
Verkehr übergeben; davon fallen 42,3 Meilen auf den Norden der 
Hauptinsel — Sendai-Bezirk — und 55,44 Meilen auf Hokkaido. Die im 
Bau begriffenen Neubaulinien verteilen sich mit 370 ,i Meilen auf die 
Hauptinsel, mit 125,2 auf Kyushiu, mit 35,l auf Shikoku und mit 165 ,i 
auf Hokkaido. 

Das fortgeschriebene Anlagekapital des gesamten Staats¬ 
bahnnetzes belief sieh am 31. März 1920 auf 1382 9% 185 Yen und ver¬ 
teilt sich wie folgt: 

Besonderes Kapital . 474632588 Yen, 

Kapitalschuld . . 908463 697 „ , 

und zwar öffentliche Anleihen . . 821687022 Yen, 

schwebende Schulden. 73 108 376 „ , 

Schuld aus der Verstaa tlichung . 13 668 200 „ , _ 

im ganzen. 1382996185 Yen, 

gegen .. 1277 605543 „ im Vorjahr. 

Die Zahl der gefahrenen Lokomotivmeilen steigerte sich von rd. 
89 Millionen um 6,8 % auf 95 Millionen Meilen. Der Kohlenverbrauch 
hob sich von 2 877 476 um 195 314 tons, das sind 6,8 % auf 3 072 790 tons 
(einschließlich 23 884 tons Ölfeuerung); der Wert steigerte sich dagegen 
von 42 175 553 um 1 553883 Yen, das sind 36,8 %f&uf 57 714416 Yen. Der 
Kohlenverbrauch auf 100 Lokomotivmeilen belief sich auf 5474 Kin 
(= 0,6 kg) gegen 5386 Kin im Vorjahr; der Wert steigerte sich von 
47,36 auf 60,71 um 13,35 Yen, das sind 28,2 %, während die Kohlenmenge 
nur um 1,6% zugenommen hat. 

In den Eisenbahnwerkstätten, deren Bestand sich gegen 
das Vorjahr nicht wesentlich geändert hat, wurden bearbeitet: 2743 (i.Y. 
2595) Dampflokomotiven, 17 (i. V. 19) elektrische Lokomotiven, 7690 
(7473) Personenwagen, 557 (i. V. 319) elektrische Wagen und 49 889 
(i. V. 48 745) Güterwagen; neu hergestellt: 11 (i. V. 9) Lokomotiven, 
45 (i. V. 34) Personenwagen, 33 (i. V. 93) Güterwagen; 42 neue elek¬ 
trische Wagen wurden mit Motoren ausgerüstet. Die Gesamtleistung 
der Werkstätten betrug 33,55 (i. V. 22,3s) Millionen Yen, was einer 
Steigerung gegen das Vorjahr um 11,22 Millionen Yen, das sind 50%, 
entspricht. 

In den Werken waren am 31. März 1920 beschäftigt 12 742 (i. V. 
13071) Werkleute, 1304 (i. V. 1159) Arbeiter und 311 (i. V. 292) Kulis. 
Die Zahl der Tagewerke belief sich auf 4 625 830 gegen 4 518 706 im 
Vorjahr, die Summe der gezahlten Löhne auf 5 703596 Yen gegen 
4 304658 Yen im Vorjahr; auf Stücklohn fielen 3 380863, im Vor¬ 
jahr 1762111 Yen. Auf einen Beschäftigten kommen für den Tag 1 ,«t 
(i. V. l,i) und 1,322 (i. V. l.«vr) Yen an Lohn. 
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Vier neue Werkstätten sind in Vorbereitung oder im Bau, nämlich 
bei Koriyain« an der nördlichen Stammbahn Uyeno—Aomori, südlich 
Fukushima an dem Schnittpunkt mit der Querhahn Taira—Niigata, 
ferner an der Tokaidostamanbahn eine bei Nagoya und eine bei 
$ii ita östlich Osaka sowie eine bei Take im Bezirk von Sendai. 

An elektrischen Kraitstationen bestanden am 31. März 1920 
15 Hauptwerke, wie im Vorjahr, während die Zahl der Unterstationen 
(Nebenwerke) von 25 auf 27 gestiegen, ist; an Strom lieferten die 
Hauptwerke insgesamt 40122 907 (i. V. 35 775 216) kW-Stunden, die 
Nebenwerke 38 437 656 (i. V. 31494 758) kW-Stunden; die reinen Be¬ 
triebskosten hierfür beliefen sich für die Hauptwerke auf 1675 585 (i. V. 
1 190587) Yen und für die Nebenwerke auf 1 843 292 (i. V. 1148 967) Yen, 
für die Kilowattstunde bei den Hauptwerken auf 0 ,(ui 7 (i. V. 0, 0 . 133 ), bei 
den Neben werken auf 0,<w9 (i. V. 0,oi83) Yen. 

An elektrischen Lampen waren vorhanden 102 482 Glühlampen mit 
3881 kW gegen 91665 mit 3535 kW im Vorjahr; das bedeutet eine Zu¬ 
nahme an Lampen um 10817 oder 11,8 %, an kW um 346 oder 9,8 %. Die 
Zahl der Bogenlampen verminderte sich von 22 auf 11 (mit 35 kW). 
An Motoren für Stromlieferung waren vorhanden 847 mit 12 275 PS, 
das sind 56 oder 71% nfchr an Zahl als im Vorjahr. 

Die elektrische Zugbeleuchtung erfuhr im Berichtsjahr eine Aus¬ 
dehnung von 4076 auf 4399 Personenwagen, die Zahl der elektrischen 
Lampen steigerte sich von 35 538 auf 40 774, der Generatoren von 1211 
auf 1468 und der Zellenbatterien von 29 539 auf 34 230. Die Kosten der 
Zugbeleuchtung steigerten sich von 692 752 Yen im Vorjahr um 483037 
auf 1175 789 Yen, und für die Einheit der Ausrüstung von 221 ,04 um 
118 , 2 » auf 339,38 Yen. 

Elektrische Wagen waren im Betrieb 213 gegen 190 im Vor¬ 
jahr. Die Wagenleistung betrug 10 458605 gegen 7 891643 Meilen im 
Vorjahr, mit einem Stromverbrauch von 24 495 641 (i. V. 17 986 818) kW- 
Stunden; die Lokomotivleistung betrug 172 205,2 gegen 153198 ,.7 Meilen 
im Vorjahr mit einem Stromverbrauch von 3 538 822 (i. V. 3007 655) kW- 
Stlinden. Der Stromverbrauch für 100 elektrische Wagenmeilen belief 
sich auf 253 (i. V. 241) kW-Stunden und kostete 11,84 (i. V. 7 , 45 ) Yen; 
für 100 elektrische Lokomotivmeilen auf 2058 (i. V. 1963) kW-Stunden 
und kostete 183,o (i. V. 147,65) Yen. 

Der Beamtenkörper und der Stab der Bediensteten zeigt 
gegen das Vorjahr folgende Veränderungen: die Zahl der Öberbeamten 
in der obersten Rangklasse (Chokunin) ist von 20 auf 19 verringert, 
in der zweiten Rangklasse von 509 auf 578 um 69 vermehrt; die Zahl 
der mittleren Beamten ist von 7670 auf 9073, darunter 5 Frauen, um 
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1403 Köpfe vermehrt; die Zahl der Vorarbeiter ist von 1420 um 104 auf 
1524, die der unteren Beamten von 39102 um 7729 auf 46 831 Köpfe, 
darunter 2347 Frauen, gesteigert. Die Zahl der übrigen Bediensteten 
zeigt eine Vermehrung von 90314 um 10187 Köpfe auf 100 511, darunter 
7145 Frauen; insgesamt ist die Kopfzahl demnach von 139 035 um 
19 535, das sind 14 %, auf 158 570 gestiegen. 

Das durchschnittliche Monatseinkommen der Bediensteten ist um 
3,«c Yen auf 24,55 Yen, das der unteren Beamten um 3,24 Yen auf 
26,S7 Yen, das der mittleren Beamten um 4,68 auf 52,38 Yen gesteigert, 
dagegen bei den Oberbeamten sogar eine Verminderung von 
165,07 Yen um 0,57 Yen auf 165,40 Yen vorgenommen! 

Der Hilf«verband (Relief Association) der Staatseisenbahnen 
steigerte seine Mitgliederzahl von 125 087 auf 142 712, indem 48071 Mit¬ 
glieder neu auf genommen wurden, während 30 446 ausschieden; die Zu¬ 
nahme um 17 625 beträgt 14 %. Das Verbandsvermögen belief sich am 
31. März 1920 auf 7 328102,4« Yen (i. V. 6294 734,r, 2 ). 

II. Die Privateisenbahnen und Trambahnen 1919/20. 

Im Berichtsjahr wurden 56 Nebenbahnlinien zum Bau genehmigt 
mit einer gesamten Baulänge von 627,44 Meilen und einem Anlagekapital 
von 203,3 Millionen Yen; desgleichen 21 Trambahnen mit 193,8 Meilen 
Gesamtlänge und 36,35 Millionen Yen Kapital. Andererseits verfielen 
die Konzessionen von 9 Nebenbahnen und 16 Trambahnen mit 120,7 und 
64,75 Meilen und einem Anlagekapital von rund 15 Millionen und l,os Mil¬ 
lionen Yen. Für den Betrieb neu eröffnet wurden im Berichtsjahr 
80,45 Meilen Nebenbahnen und 20,03 Meilen Trambahnen. 

Im ganzen standen im Betrieb 140 private Nebenbahnen mit 
2005,8 Meilen Gesamtlänge und einem Anlagekapital von 217 Millionen 
Yen und 141 Trambahnen mit 1288,3 Meilen und 469,4 Millionen Yen An¬ 
lagekapital. Gegen das Vorjahr betrug die Zunahme bei den Neben¬ 
bahnen 4 an Zahl, 63,9 Meilen an Betriebslänge, 28,2 Millionen Yen an 
Kapital; bei den Trambahnen blieb die Zahl unverändert, die Betriebs¬ 
länge verminderte sich um 17,25 Meilen, das Kapital steigerte sich um 
82,5 Millionen Yen. ‘An Linien, die geplant, aber bis zum Ende des 
Berichtsjahrs noch nicht eröffnet waren, bestehen 1817,9 Meilen Neben- 
und 674,9 Meilen Trambahnen. 

Privateisenbahnen für den ausschließlichen Gebrauch des Besitzers 
bestehen 68 (i. V. 77) mit 153 ,«ö (231, 31 ) Meilen Betriebslänge. 

Die Nebenbahnen beförderten im Berichtsjahr 109,ns (i. V. 86,98) 
Millionen Reisende und 12,30 (i. V. 10,47) Millionen Tonnen Güter, und 
vereinnahmten dafür 27,«:t (i. V. 19, 99 ) Millionen Yen; die Steigerungen 
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gegen das Vorjahr betrugen im Verkehr 26,l und 18%, in dem Erträgnis 

38.2 %. 

Die Trambahnen beförderten 1226,5 (i. V. 983 ,i) Millionen Heisende 
und 2,«4 (i. V. 2,-w) Millionen Tonnen Güter, wofür 62,«? (i. V. 49,1«) 
Millionen Yen vereinnahmt wurden; die Steigerungen gegen das Vor¬ 
jahr betrugen hier 24,8, 8,r> und 27,5 %. 

Der Zugverkehr der Nebenbahnen belief sich auf 9,73 (i. V. 9,3«) 
Millionen Zugmeilen, von denen 752 903 Meilen für Personenzüge, 
1 076 764 für Güter- und 7 901 545 für gemischte Züge gefahren wurden. 
Verglichen mit dem Vorjahr steigerte sich die Gesamtzahl um 3,7 %, 
die Zahl der Güterzüge um 12 %, der gemischten Züge um 4,4 %, die Zahl 
der Personenzüge aber verminderte sich um 11%. — Bei den Neben¬ 
bahnen wurden 47,83 (i. V. 43,») Millionen Wagenmeilen für Personen¬ 
wagen, 41,2 (i. V. 36,!>) Millionen für Güterwagen, ian ganzen 88,»4 (i. V. 
80 ,k) Millionen geleistet, was einer Zunahme gegen das Vorjahr um 
8,ii % bei den Personenwagen, 11,7 % bei den Güterwagen und um 

10.2 % bei der Gesamtzahl der Wagen entspricht. — Bei den Trambahnen 
betrug die Gesamtleistung an Wagenmeilen 133 (i. V. 123,i) Millionen, 
und zwar 128,7 (i. V. 118,4) Millionen für Personenwagen und 4,33 (i. V. 
4,7) Millionen für Güterwagen, entsprechend einer Zunahme gegen das 
Vorjahr bei der Gesamtzahl um 8,1 %, bei den Personenwagen um 8,7 % 
und einer Abnahme bei den Güterwagen um 7,a %. — Die Lokomotiv- 
meilen der Nebenbahnen beliefen sich auf 10,8 (i. V. 10,4) Millionen 
mit einer Zunahme gegen das Vorjahr um 4,3 %. 

Der Fahrzeugpark der Nebenbahnen umfaßte 515 (i. V. 486) Loko¬ 
motiven, 1782 (i. V. 1721) Personen- und 6526 (i. V. 5864) Güterwagen, 
so daß eine Zunahme um 29 Lokomotiven, 61 Personen- und 662 Güterwagen, 
das sind 6, 3,r> und 11%, stattgefunden hat. Bei den Trambahnen waren 
vorhanden 244 (i. V. 244) Lokomotiven, 4886 (i. V. 4746) Personen- und 
1837 (i. V. 1755) Güterwagen; bei den Personenwagen hat demnach eine 
Zunahme um 140 (-— 2,» %), bei den Güterwagen um 82 (- 4,7 %) statt¬ 
gefunden. 

Der Stab der Angestellten belief sich bei den Nebenbahnen auf 
16 664 (i. V. 15 502) Köpfe, bei den Trambahnen auf 22 127 (i. V. 20683) 
Köpfe; die Zunahme gegen das Vorjahr beträgt bei den Nebenbahnen 
1102 - 7,i%, bei den Trambahnen 1444 — 7%. 

Die Trambahnen zerfallen in 68 elektrische Bahnen mit 733 Meilen 
Betriebslänge, 28 Dampfbahnen mit 271 Meilen, 4 Gasmotorbahnen mit 
32, it Meilen, 35 Pferdebahnen mit 201 Meilen und 10 Jinriksha-Linien 
mit 50,3 Meilen Betriebslänge, zusammen 1288 Meilen. 

Die 140 im Betrieb stellenden Nebenbahnen zerfallen in 121 Linien 
mit Dampfbetrieb mit 1745 Meilen Betriebslänge, 17 Linien mit elek- 
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trischem Betrieb mit 155,ao Meilen Betriebslänge und 4 Linien mit Dampf- 
ünd elektrischem Betrieb mit 105,4» Meilen Betriebslänge. Die Betriebe¬ 
ergebnisse der ^eben- und Trambahnen im Berichtsjahr sind aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlich. 


Nebenbahnen mit 


In Millionen Yen 

1 

| Dampf¬ 
betrieb 

1 

elektr. 

| Betrieb 

Dampf- u. | 
elektrischem 
Betrieb jj 

zusammen 

Roheinnahmen. 

....;! 20,77 


■MH 

28,67 

Betriebsausgaben .... 

.... 13,51 



18,08 

Betriebsüberschuß .... 

. • • * ! 


■ 

10,59 

Betriebszahl. 

■ ■ % ij 65 



63 


Trambahnen 

’l 

betrieben mit 


In Millionen Yen 

- r— 


■ i 

zusammen 


e’tri- D am pf | Ga« Pferden iJinrikaha! 



zität | 


l i 


Roheinnahmen. 

i i ! i i i 

I 59,24 | 1,756 ! 0,281 1 1,108 0,286 

| 62,67 

Betriebsausgaben . . . 

1 37,22 1,406 0,264 0,905 0,247 | 

1 40,04 

Betriebsüberschuß . . . 

22,0J 0,349 0,017 1 0,203 0,039 ! 

! 22,68 

Betriebszahl .... ", 0 

! 63 80 94 82,3 

86,4 

1 64 


III. Die Staatseuenbahnen 1920/21. 

Der alljährlich erscheinende amtliche Bericht der kaiserlich japani¬ 
schen Staatseisenbahn Verwaltung, der soeben für das mit dem 31. März 1920 
abschließende Rechnungsjahr —1919/20 — veröffentlicht worden ist, bringt 
wie gewöhnlich in besonderer Anlage eine summarische Zusammenstellung 
der Betriebsergebnisse des folgenden Jahrs, also 1920/21. Wir sind da¬ 
durch in den Stand gesetzt, im Anschluß an die letzten eingehenden Mit¬ 
teilungen des Archivs 1 ) die Entwicklung dieser Bahnen für ein weiteres 
Jahr kennenzulemen, in dem sich die wirtschaftlichen Folgen des Ver¬ 
sailler Vertrags auch im fernen Osten* zeigen. Das dürfte um so 
mehr Interesse bieten, als die bisherige Entwicklung der japanischen 
Staatsbahnen seit der Verstaatlichung von 1906 wirtschaftlich und finan¬ 
ziell außerordentlich erfolgreich war, so daß bisher der Schluß gerecht¬ 
fertigt war, das Staatsb&hnsyetem habe sich in Japan als durchaus 
segensreich erwiesen. Gleichwohl sind der allgemeine Niedergang von 
Handel und Wandel im Abendlande und die schweren Erschütterungen, 
denen das Wirtschaftsleben in den meisten Ländern Europas nach dem 
Weltkrieg unterworfen war, selbst an den Eisenbahnen des japanischen 

1 J Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 902 und S. 041 dieses Heftes. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 











652 


Die japanischen Eisenbahnen in 1919/20 und 1920/21. 


Inselreichs nicht spurlos vorübergegangen. Das bisher so glänzende 
Wirtschaftsbild der japanischen Staatsbahnen zeigt für das Jahr 1920/21 
zum ersten Mal eine leichte Trübung, vor allem infolge der ungewöhn¬ 
lichen Steigerung der Arbeitslöhne und fast aller Rohstoffpreise. Unge¬ 
achtet der Ausdehnung des Bahnnetzes gegenüber dem Vorjahr um 4,.-» % 
und bei einer Steigerung des Personenverkehrs in der Zahl der beförderten 
Reisenden um 13,4 % zeigt der Güterverkehr einen Rückgang um 
5,5 % in den beförderten Gütertonnen, um 5,8 % in den gefahrenen 
Tonnenmeilen. Während sich das Anlagekapital um 11,5 % gesteigert 
hat, haben die Anlageikosten für die englische Meile um 6,7 % von rund 
223 000 auf 238 000 Yen 1 ) zugenommen. Während sich die Zahl der Be¬ 
diensteten um 5252, das sind 3,a %, gesteigert hat, ist deren durchschnitt¬ 
liches Monatseinkommen im ganzen von 4 358 167 auf 8 577 081, also um 
über 4,2 Millionen Yen, das sind 96,5 % gestiegen, mithin beinahe ver¬ 
doppelt, und die Steigerung für den Kopf der Bediensteten beträgt 90,o %. 

Die nachstehenden Zusammenstellungen A und B, deren Spalten l 
und 2 der obengenannten amtlichen japanischen Quelle entnommen sind, 
zeigen die Entwicklung in den Jahren 1919/20 und 1920/21. Während der 
Fahrzeugpark die übliche Vermehrung aufweist, sind die Leistungen 
des Betriebs, die Zahl der gesamten Zugmeilen, etwas zurückgegangen: 
von Personenzügen wurden zwar 8,35 % mehr Zugmeilen gefahren, die 
Zugmeilen der Güter- und gemischten Züge erfuhren jedoch eine Ein¬ 
schränkung um 8,55 und 4,75 %. Das Erträgnis des Personenverkehrs 
(einschließlich Gepäck-, Post- und Expreßgutverkehr) hob sich um 
42,:h Millionen Yen, das sind 26,2 %, dagegen zeigt der Güterverkehr 
in seiner Einnahme nur eine Steigerung um rd. 221000 Yen, das sind 
U,i7 %. Während sich die Roheinnahmen des Betriebs von 309,9 auf 
350,7, also um 40,7 Millionen Yen, das sind 13,in %, steigerten, zeigen 
dagegen die Betriebsausgaben eine Zunahme von 202,8 auf 212,l«, also 
um 39,34 Millionen Yen, das sind 19,4 %. Dementsprechend ist die Be¬ 
triebszahl von 65,4 auf 69 .i % gestiegen, und der Betriebsüberschuß zeigt 
nur noch eine Zunahme von 107,l auf 108,3, also um 1,4 Millionen Yen, 
das sind nur 1,33 %! und die Verzinsung des Anlagekapitals durch den 
Betriebsüberschuß ist von 7,7 auf 7,o % zurückgegangdn. Die An¬ 
forderungen de« Kapitalzinsendienstes haben sich dagegen von 43,79 
auf 48 , 48 , also um rd. 4,7 Millionen Yen, das sind 10,7 %, gesteigert, und 
die japanische Quelle gibt für den buchmäßigen Reinüberschuß (Net 
profit) sogar eine Verminderung von 64 , 38 « auf 54,357, also um rd. 10, 03 
Millionen Yen, das sind 15,« %, an. Damit sehen wir also die bisherige 
stetige Aufwärtsbewegung in den Zahlen der Reinüberschüsse zum ersten 
Mal empfindlich gestört und unterbrochen. 

*) 1 Yen - 2,09 Jl. 
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1 

2 

: 3 1 

4 


| 1919/20 

1920/21 

| U nterschied 


II 

im ganzen 

in % 


Zusammenstellung A. 


Bahnlänge in engl. Meilen.II 

davon eingleisig.' 

zweigleisig.I 

drei- oder mehrgleisig . . . J 
Betriebslänge im Jahresdurchschnitt für: . 

Personenverkehr. 

Güterverkehr. 

Zahl der Stationen . 

„ „ Bediensteten . . 

Durchschnittl. Monatseinkommen in Yen 

im ganzen. 

für 1 Bediensteten.. . . . j 

Anlagekapital im ganzen.|> 

auf 1 engl. Meile. !| 

Fahrzeuge: j 

Lokomotiven. 

Gewicht in Tons. 

i 

Personenwagen. 

Sitzplätze im ganzen.j 

Güterwagen.! 

Ladegewicht in Tons 1 ).; 

für 1 Wagen.j| 

Betrieb: I 

gefahrene Zugmeilen (engl.) in Per- | 

sonenzügen.I 

in Güterzügen.• 

in gemischten Zügen. j 

insgesamt. 

Englische Meilen, zurückgeiegt von , 

Lokomotiven.I 

Personenwagen ..I 

Güterwagen.j. 

Befördert in einem Personenzug Wagen j 

* Güterzug . . „ 

* mit einer Lokomotivfahrt „ ll 

Personenverkehr: ! 

beförderte Personen.| 

Personenmeilen im ganzen. 

auf 1 Meile.I 

„ 1 Personenzugmeile.| 

„ 1 Personenwagenmeile. J 

„ 1 lteisenden. j 

1 Ton =: 1 016 kg. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 


6202,31 ' 

6 480,99 ! 

+ 

278,68 

+ 

4,5 

6 369,76 

5 600,23 

+ 

230,47 

+ 

4,3 

809,oo j 

857,20 | 

+ 

43,20 

+ 

6,0 

23,56 1 

23,56 

i 


— 


— 

6 056,io | 

6 237,oi 

+ 

180,91 


_ 

6 133,04 

6 308,io 

+ 

175,06 


— 

1 776 

1 867 

+ 

91 

+ 

6,1 

158 570 i 

163 822 | 

! 

+ 

5 252 

+- 

3,3 

1 

4 358 167 | 

8 577 081 , 

+ 

4 218 914 

+ 

96,5 

27,48 

52,36 1 

+ 

24,88 

+ 

90,6 

1382996186 

1 542 381 275 + 

159 385 089 

+ 

n,5 

222 980 : 

237 985 

i 

+ 

15 0)5 

+ 

6,7 

3 120 

3 306 

+ 

186 

+ 

5,96 

194 655 ; 

209523 

+ 

14 868 

+ 

7,6 

7520 

8066 j 

4" 

546 

+ 

7,3 

334765 | 

370 449 

1 + 

35 684 

+ 

10,6 

51067 

52119 

4- 

1052 

+ 

2,07 

570 192 

596 810 

i + 

•26 618 

+ 

4,7 

11,16 

i 

11,45 

+ 

0,29 

1 + 

| 

2,6 

34 193 351 

37 07-2 164 

+ 

2 878 813 

+ 

8,35 

33 326093 

30 470697 

— 

2 855 396 

— 

8,55 

9 702 614 , 

9 242 731 

-- 

459 883 

— 

4,75 

77 222 058 

76 785 592 , 

- 

1 

436 466 

— 

0,56 

94929 667 | 

93091615 

—- 

l 837 952 

. - 

1,93 

535 996 412 i 

575 740 931 ! 

i + 

39 744619 

; + 

7,36 

1 103 565 915 

1352 521 751 ; 

,+ 

243 955 836 

+ 

22,0 

13,6 

13.7 I 

; + 

0,1 


— 

29,4 

38,9 

+ 

9,5 


— 

21 ,ii 

21,57 1 

+ 

0,46 

i 

— 

357 881 957 

405 819 694 i 


47 937 737 

+ 

13,4 

7 942632 396 

_ ! 

i 

— 

i 

— 

1 311358 

1 332617 1 

i i 

T 

21259 


— 

200.8 

199,7 1 

i 

— 


— 

14,8 

14.6 


— 


— 

22,2 

•20,7 


-- 


— 
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Die japauischen Eisenbahnen in 1919/20 und 1920/21. 




I 

l 2 


3 

1 4 



1919/20 

;i 

| 1920/21 


Unterschied 



1 im ganzen 

in % 

Güterverkehr: 

beförderte Gütertonnen . . . 


69939636 

56 623 871 

j 

3315664 

— 5.6 

Tonnenmeilen im ganzen . . 


6 293 798 261 

1 6 927184233 

— 

366 614 028 

— 5,8 

auf 1 Meile .... ... 

■ • • • 

1026168 

939 611 

| — 

86 657 

— 

, 1 Güterzugmeile. 

. . . . 

167,1 

170,4 

i 

— 

— 

„ 1 Güterwagenmeile . . . 

• • • • 

6,7 

4,1 

! 

— 

; — 

„ 1 Meile eines belad. Güterwagens 

7,9 

5,7 

I 

i 

~ 

— 

^ 1 Gütertonne. 

. . . . 

105,0 

104,7 

1 

— 

— 

Einnahmen in Yen: 
Personenbeförderung im ganzen 

Zusa 

mmenstellung B. 

141 485 324 

180213 309 

+ 

38 7*27 985 

-r 27.4 

auf 1 Meile. 


23 360 

28 894 


— 

— 

„ 1 Personenmeile. 


1 0,0178 

0,0216 


— 

— 

Personen-, Gepftck-, Post- und Expreü- 
gutverkehr im ganzen. 

| 161 646 479 

203 887 083 1 

+ 

42 340 604 

+ 26,2 

auf 1 Meile. 


' 26 672 

32689 , 


— 

— 

* 1 Zugmeile. 

. . . 

I 4,7* 

4,86 


— 

— 

Güterbeförderung im ganzen . . 

. . . | 

j 131809 103 

132030131 | 

+ 

221028 

+ 0,17 

auf 1 Meile. 

. . . j 

1 21491 

20913 J 


— 

— 

„ 1 Tonnenmeile. 

. . . | 

| 0,0207 

0,0223 


— 

— 

„ 1 Zugmeile. 

. . . j 

| 3,96 

3,83 '! 


— 

- 

Roheinahme. 


309931914 

350699 684 

+ 

40 767 670 

■f" 13,1 & 

Betriebsausgabe. 

1 

202 816762 

242 161 686 i 

+ 

39 344 934 

+ 19,4 

Betriebszahl . 

• % 

66,4 

69,1 

+ 

3,7 

- 

Betriebsüberschuß . 


107115 162 

108537 898 ' 

-f- 

1 422 736 

4“ 1,33 

in % des Anlagelagckapitals . 


7,7 

7,o ; 

— 

0,7 

— 

Zinsendienßt . 


43 791266 

48 479 484 ! 

+ 

4 688 218 

4- io,: 

Reinüberschuß . 

. . . 

64386096 

54337590 

— 

10 028 506 

— 15.6 

Roheinnahme . für 1 

Meile i 

60489 

56 542 ! 


— 

— 

Betriebsausgabe . „1 

, 

n 

33 040 

38 352 j 


— 

— 

Betriebsüberschuß . „ 1 

i 

T» 

17 449 

17 190 j 


— 

- 

Roheinnahme . für 1 Zugmeile 

4,01 | 

4,67 ; j 


— | 

— 

Betriebsausgabe .„1 

*» ; 

2,63 

3,16 


— 

-- 

Betriebsüberschuß .... „ l 

1 

i) 

1,39 1 

1,42 | 


— 

— 


Auch das beträchtliche Zurückbleiben der Einnahmen des Güter¬ 
verkehrs hinter denen des Personenverkehrs, das für die japanischen 
Staatsbahnen im allgemeinen bezeichnend ist, hat sich im Jahr 1920/21 
noch verschärft. Der Unterschied, der 1919/20 rund 30 Millionen Yen 
betrug, steigerte sich auf 71,8 Millionen Yen; nur im Jahr 1916/17 hatte 
das Erträgnis des Güterverkehrs das des Personenverkehrs um rund 
5 Millionen Yen übertroffen. Dies dürfte also nur eine vorübergehende 
Erscheinung gewesen sein. Der Güterverkehr der japanischen Eisen¬ 
bahnen leidet bekanntlich stark unter dem Wettbewerb der lebhaft ent¬ 
wickelten Küstenschiffahrt. F. B. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 






























Die Eisenbahnen der Schweiz im Jahr 1920. 1 ) 


I. Allgemeines. 

Im Jahre 1920 erzielten alle Bahngruppen vermehrte Betriebsein¬ 
nahmen. Der Zuwachs erreicht insgesamt 67,4 Millionen Franken oder 
15 % gegenüber 1919. Der Personen- und der Güterverkehr sind an der 
Mehreinnahme gleichmäßig beteiligt. Gleichzeitig erfuhren die Be¬ 
triebsausgaben eine Erhöhung von 79,8 Millionen oder 21 %. Die Steige¬ 
rung ist durch die bedeutenden Mehraufwendungen für das Material, ins¬ 
besondere die Kohlen, und das Personal bedingt Der Betriebsüberschuß 
aller Bahnen nahm infolgedessen um 12,3 Millionen ab. Bei den Bundes¬ 
bahnen allein entstand ein Mindterertrag von 15,l Millionen. Die Finanz¬ 
verwaltung der Bahnuntemehmungen wurde dadurch neuerdings emp¬ 
findlich erschwert. An neun notleidende Unternehmungen von* öffent¬ 
licher Bedeutung und ebenso an zwei Dampfschiff-Gesellschaften mußten 
staatliche Vorschüsse von zusammen 1550 000 Fr. gewährt werden. Die 
für 1919 und 1920 bewilligten Betriebsdarlehen machen etwa 2 700 000 
Franken aus. 

Andere Unternehmungen waren gezwungen, mit den Gläubigern 
Nachlaßverträge abzuschließen. In den beiden genannten Jahren be¬ 
tragen die Verzichte auf Schuld- und Zinsbeträge 3,2 Millionen und 
die Abschiebungen auf dem Aktienkapital über 11 Millionen Franken. 

Die Finanznot der Mehrzahl der Bahnen dauert an. Eine allmäh¬ 
liche Besserung kann erst mit dem Wiederaufleben von Produktion, In¬ 
dustrie und Handel und mit dem Zunehmen des Personenverkehrs er¬ 
wartet weiden. Es trat am 1. August eine nochmalige Erhöhung der 
Tarife um 10 % ein. 

1 ) Vgl. Die Eisenbahnen der Schweiz in d. Jahren 1918 u. 1919, Archiv 1922, 
S. 153 ff. — Die Angaben sind der vom Eidg. Poet- und Eisenbahndepartemcnt 
herausgegebenen schweizerischen Eieonbahnstatistik — Bd. XLVIII, Bern, März 
1922 — entnommen. 
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Die Eisenbahnen der Schweiz im Jahr 1920. 


Die Schwankungen im Warenverkehr mit dem Ausland seit dem 
Jahre 1913 sind aus folgenden Ziffern ersichtlich. Es betrugen: 


die 


1913 

1 ' 

i 1914 

1916 1 

1916 

1917 ] 

1918 1919 

1 

19 20 

Einfuhr . 

. t 

8000 753 

! t 

6 422662! 

1 

5 993 295 

6 069618 

4 366 185 

T 

3 547 972 , 4 245 506 

5690810 

Ausfuhr 

• n 

884463 

787 864 

1179 635 

| 1796 926 

1326 8261 

856 604 1 048 607, 

972 204 

Durchfuhr „ 

1529 335 

12624091 

1 

1068 815 

127 447 

169 334 

243 719 J 668 674 1 

1 1 

1034931 


Die Wareneinfuhr hat gegenüber dem Jahr 1919 ganz bedeutend 
zugenommen, dagegen ist die Ausfuhr merklich niedriger. Vom Durch¬ 
fuhrverkehr fallen 443 748 t auf Kohlen- und 33915 t auf Eisen- 
transporte von Deutschland nach Italien. 

Die Fahr- und Verkehrsleistungen der Vollspur*, Schmalspur- und 
Zahnradbahnen haben in den letzten Jahren betragen: 



1913 

1916 j 

1917 

1918 

1919 

1920 

Zugkilometer . . 

51720 317 

43 659 6121 

36 314 054 j 

27 622 512 

i 

28 805 667 

35460 935 

für 1 Bahnkm. 

10 349 

8 222 

6 7591 

5111 

5 389 

6562 

Personenkm . . | 

2 690 840 280 

12223 962 501 2081209133 

1 1 937 424 669 

2125 893 426 

2407 742 283 

für 1 Bahnkm . | 

} 538 448 

S 418 794 ; 

387 389 

358 517 

393 393 

446 548 

Gütertonnenkm . 

i 1 457 799 343 

1 1661 461593 1 359 707 226 

1 173 139 320 

i 

CO 

1“H 

1 401898813 

für 1 Bahnkm . j 

j 291712 

312 869 

253 091 

! 217 087 

! 256 847 

| 269 326 


Die Einwirkung der außerordentlichen Wirtschaftsverhältnisse auf 
die Betriebsrechnung der Bahnen ist aus folgender Vergleichung zu 
ersehen: 


Betriebseinnahmen 
Beträge in 1000 Fr. 

19 13 ' 

! i 

19 16 

19 17 

19 18 

1 

19 19 

1 

1920 

Bundesbahnen . . . 


i 1 

212 721 

192598 

201 442 

239 289 

341747 j 

394031 

Differenz .... 

% 

1 — 1 

9,8 

4,6 

18,6 

42,9 i 

15,3 

Übrige Normalbahnen . 

18 671 

18 858 

20 544 

24 765 

33 028 ! 

38 771 

Differenz .... 

% 

1 _ 

15,4 

8,9 

20,5 

33,3 i 

17,4 

Schmalspurbahnen . 


22170 

17 589 

20 069 

24 295 

30 834 1 

33 320 

Differenz .... 

% 

i 

22,8 

14,2 

20,9 

26,9 I 

8,1 

Zahnradbahnen . . . 


! 4 346 i 

937 

; 960 j 

1 022 

1602 1 

2391 

Differenz .... 

°/o 

1 | 1 

32,2 

! 2,6 

6,6 

56,9 ! 

49,3 

Straßenbahnen . . . 


i, 18 373 

19 399 

22 858 

26 742 

36 869 

42543 

Differenz ... 

% 

i, — | 

18,7 

■17,8 

17,0 

38,0 

15,4 

Seilbahnen. 


!' 2 866 

1816 

1994 

2 137 

2 846 1 

3 323 

Differenz .... 

% 

1 

22,7 

9,8 

7,2 

33,2 | 

16,8 

zusammen . 

# # 

j 279147 ! 

251 197 

! 267 887 

318 250 

j 446 926 ! 

514 379 

Differenz .... 

% 

1 

11,2 

I 6,6 

i 7 

18,8 

40,5 ] 

16,1 
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Betriebsausgaben ' 
Beträge in 1000 Fr. | 

19 13 

19 16 

19 17 

19 18 

19 19 

1920 

i 

Bundesbahnen. 

142 406 i 

138 763 

168 907 

217715 | 

290 892 

358328 

Differenz .... % 

- I 

10,6 

14,5 

37,0 , 

33,6 

23, s 

Übrige Normalbahnen . 

13 735 ' 

14 319 

16 852 

21879 i 

27 323 

82873 

Differenz .... % 

— 

11,2 

17,7 

29,8 

25,1 

20,8 

Schmalspurbahnen . . . 

14215 i 

13 880 

16 409 

21430 

27 076 

29120 

Differenz . . % 

1 

10,1 

18,2 

30,6 | 

26,2 

7,6 

Zahnradbahnen. 

2 335 

1012 

1 116 

1199 

1568 

2029 

Differenz .... % 

1 

— 0,6 

10,3 

7,4 

30,7 1 

29,4 

Straßenbahnen. 

1 14 987 ' 

15 682 

18 319 | 

24600 ; 

34890 

38 727 

Differenz .... °/ 0 1 

! — 

11,7 

16,8 | 

! 34,8 ! 

41,9 

11,0 

Seilbahnen. 

1581 ! 

1264 

1 394 

1632 

2006 

2 471 

Differenz .... % 

— | 

10,2 

i 10,3 

16,4 j 

23,6 

23,2 

zusammen . . . 

1 

189269 

184 920 

| 212 997 

288466 ! 

383 765 

463548 

Differenz .... °/ 0 

: — j 

10,6 

15,i 

j 35,4 | 

33,0 

20,8 

Betriebs Überschüsse 
Beträge in 1000 Fr. 

Für alle Bahnen .... 

1 

89 888 

66 277 

| 

54 890 

i . 

29804 

i 

63 171 

50831 

Differenz .... % 

— 

13,7 

| -17,2 

j 45,7 

111,9 

— 19,6 


Die Verschlechterung der Finanzlage der schweizerischen Bahn- 
unternehmungem von 1913 bis 1920 kommt in folgenden Rechnungsposten 


zum Ausdruck: 

Vermehrung der zu tilgenden Verwendungen.20,9 Mill. Fr. 

Zunahme der Passivsaldi der Gewinn- und Verlustreohnung 153.2 „ 

Abnahme der Aktivsaldi einzelner Bahnen. 8,2 

Ausfall von Aktiendividenden. 25,2 „ 

Minderertmg dee DotationskapitaLs . . . 1,5 „ „ 

Schuld- und Zinsnachlässe. 3,2 ,, 

Herabsetzung der Nominalwerte der Aktien. 11,3 „ „ 

Verminderung d. getilgten Schuldkapitals der SSB. 98,4 „ 


Gesamter rechnungsmäßiger Verlust 321,9 Mill. Fr. 


Zu dieser Einbuße können noch gezählt werden: die von der allge¬ 
meinen Volkswirtschaft Jahr für Jahr übernommenen Mebrlastenin Form 
von Tariferhöhungen, die für 1920 allein gegen 150 Millionen betragen, 
die allgemeine Entwertung der auf die Bahnuntemehmungen lautenden 
Schuldtitel, die Zinseinbußen von Bund, Kantonen und Gemeinden auf 
Betriebs Vorschüsse an die Bahnen und anderes mehr. 
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Die Eisenbahnen der Schweiz im Jahr 1920. 


II. Statistische Ergebnisse. 

1. Längen. 

i! Bestand 


Ende 1919 Ende 1920 


Bezeichnung der Bahnen 

i ■ 



' 

j 1 

j Baulänge 

Betriebs¬ 

länge 

Baulänge | 

!■ 1 

Betriebs¬ 

länge 

1. Haupt- und Nebenbahnen: 
a) Vollspurbahnen: 

km 

km 

km 

km 


" 

[j i 


a) Schweizerische Bundesbahnen 

j 1 2 755,002 

2 799,692 

jl 2 754,992 

2 799,683 

ß) die übrigen Bahnen. 

827,237 

873,651 

! 827,237 ' 

873,649 

b) Schmalspurbahnen. 

1 1 539,669 

1 562,162 

! 1 539,669 | 

1 562,152 

c) Zahnradbahnen. 

109,472 

1 109,288 

I 109,472 1 

109,288 

2. Drahtseilbahnen. 

!i 49,096 

i 48,624 

! 49,086 I 

48,524 

3. Straßenbahnen. 

4. Vollspurige Bahnstrecken im Betrieb 

! 491,716 

j 492,176 

1 

1 491,769 1 

1 1 

1 

492,325 

ausländischer Unternehmungen . . 

i 46,290 

1 53,682 

1 46,290 1 

53,682 

im ganzen . . . 

5 818,481 

5 939,165 

I 6 818,525 • 

5 939,302 

Davon gehen ab: 

i 


j I 

1 i 


die wegen Mitbenutzung doppelt ge¬ 

j 


1* 1 
: : i 


rechneten Strecken. 


139,868 


139,669 

im Ausland liegend.. 

r 46,782 

' 54,844 

46,782 1 

54,844 

mithin Länge sämtlicher dem öffent¬ 

j ; 


i ! 


lichen Verkehr dienenden Eisen¬ 
bahnen der Schweiz. 

j 5 771,699 

i 

j 5 744,46:1 

Ij ■ 

j 6 771,743 I 

r ! 

5 744,589 


Hiervon waren mit zweigleisigem Oberbau versehen oder elek¬ 
trisch betrieben. —— ■ ■ —- ' 

Betriebslange 


Bezeichnung der Bahnen 

zweigleisig | 

, | 

l 1919 I 1920 

mit elektr. Betrieb 

i 1919 ! 1920 

1. Haupt- und Nebenbahnen: 
a) Vollspurbahnen: 

i;_ km „j 

km 

j km 

! km 

1-' 

j 

i 

r - * " 

a) Schweizerische Bundesbahnen 

! 888,303 

907,769 | 

106,684 

| 215,976 

ß) die übrigen Bahnen. 

26,656 

26,656 ! 

1 266,031 

l 376,047 

b) Schmalspurbahnen. 

|l 1,740 

1,740 

j 1052,318 

1 1067,007 

c) Zahnradbahnen . 

I 1,890 ; 

1,890 

66,854 

66,8.1 

2. Drahtseilbahnen. 

— 

— 

40,144 

40,144 

3. Straßenbahnen. 

| 151,461 ! 

162,196 

! 491,726 

i 491,873 

4. Vollspurige Bahnstrecken im Betrieb 

!i 


1 

1 

ausländischer Unternehmungen . . 

II 25,848 

25,848 

— 

J — 

zusammen . . . 

!! 1095,898 

ll 1 1 

1 116,098 

1 2023,756 

2257,901 

Davon gehen ab: 

die wegen Mitbenutzung doppelt ge¬ 


i 

1 

I 

i 

rechneten Strecken. 

1 — 

— : 

26,204 

{ 26^ot 

die im Ausland liegenden Strecken . . 

1, 5,561 

5,713 1 

38,324 

38,324 

mithin im ganzen . . 

1090,337 

1 110,386 ! 

1 959,228 

2 193,373 
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Die nachstehendem statistisehen Mitteilungen beziehen sich auf die 
Haupt- und Nebenbahnen (Vollspur-, Schmalspur- und Zahnrad¬ 
bahnen). 

2. Anlagekapital. 


Es betrug am Schluß des Jahrs 
da6 eingezahlte Anlagekapital überhaupt . . 

,, verwendete Anlagekapital. 

Dieses setzt sich wie folgt zusammen: 

Baukonto der Bahn. 

Unvollendete Bauobjekte. 

Uberschuß des Rückkaufpreises über die 

Anlagekosten. 

zu tilgende Verwendungen. 

Kosten anderer Bahnsektionen und der 

Nebengeschäfte. 

Kapitalbeteiligung an anderen Unter¬ 
nehmungen . 

Von den Baukosten der im Betrieb 
stehenden eigenen Linien kommen: 

auf Bahnanlagen und feste Einrichtungen 

„ Betriebsmittel. 

r Mobiliar und Gerätschaften . 

* Hilfsbetriebe.. 

„ allgemeine Kosten. 


1 . 

' 2 . 

3. 

4. 

5. 

6 . 


zusammen ..... 
für 1 Bahnkm . . . 

3. Betriebsmittel und deren 


Es waren im Bestand: 

Dampflokomotiven.Stück 

für 1 Bahnkilometer. 

Elektrische Lokomotiven. „ 

für 1 Bahnkilometer. 

Personenwagen 2 ). „ 

mit Achsen. „ 

„ Plätzen. „ 

durchschnittlich für 1 Achse .... Plätze 
Lastwagen (Gepäckwagen, gedeckte 

und offene Güterwagen).Stück 

mit Achsen. 

„ einem Ladegewicht von .... t 
durchschnittlich für 1 Achse .... 


19 19 

19 20 

i 

Fra nc s 

ii 

3 041 388 439 

3146648819 

jj 2 574 415 716 

2716 377 722 

2194 996671 

2262099136 

193 338 624 

267 754056 

113917 366 

113 917 356 

1 49972 511 

50130929 

20631 314 

| 

20816 905 

1659 340 

: 

1 659 340 

1766044128 

1 783 524 304 

364222210 

379621221 

21780013 

22568975 

37 799 342 

38 826 799 

210066 598 

211770 176 

2 378 912 291!) 

2436 211474 

454 739 

465693 

n Leistungen. 


! 19 19 

1920 

St 1400 

1381 

0,36 

0,38 

1 U1 

176 

1 0,09 

0,io 

i 5081 

5 085 

14 723 

14 743 

256 787 

256 304 

17,4 

17,4 

22604 

23017 

46049 

46 867 

290 404,1 

298 205,6 

6,3 

6,4 


l ) Für die Berechnung der Nettobaukosten für die Bilanz gemäß Recbnungs- 
gesete sind hiervon abzuziehen für Subventionen und Verluste bei Eigentume- 
wechsel für das Jahr 1919 = 183 916 620 Fr., für das Jahr 1920 = 184112 338 Fr. 
Es verbleiben demnach 2 194 996 671 und 2 252 099136 Fr. Nettobaukoeten. 

*) Mit Motorwagen. 
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Die Eisenbahnen der Schweiz im Jahr 1920. 


Die Leistungen der eigenen Be- |r 

19 19 


triebsmittel auf eigener und fremder Bahn 

19 2 0 

ergeben nachstehende Zahlen: jf 

1 


Es wurden geleistet: 



Lokomotivkilometer: ' 



a) von Dampflokomotiven.1 

28 399 306 | 

33 429 701 

durchschnittlich für 1 Lokomotive . . i 

24 223 , 

27 632 

b) von elektrischen Lokomotiven., 

1 959 916 i 

2 942 377 

durchschnittlich für 1 Lokomotive . . 

14 626 | 

18 401 

Achskilometer: 1 



a) von Motorpersonenwagen.jj 

24 634 583 

26 374 184 

durchschnittlich für 1 Achse. 

21106 j 

22 427 

b) von Motorgepäckwagen. 1 

1356 954 

1 410972 

durchschnittlich für 1 Achse., 

14135 

14 698 

c) von Personenwagen. 

231234 161 | 

313 956 252 

durchschnittlich für 1 Achse. 

17 005 

23 129 

d) von Güterwagen.j ! 

481 054 831 

425 019 864 

durchschnittlich für 1 Achse.! 

i 

11260 

I 

9 715 

Von eigenen und fremden Bo- 

; 


triebBmitteln wurden auf eigener Bahn 
geleistet: 



a) Lokomotivkilometer von Dampflokomo¬ 



tiven . ! 

26 453183 

32 466 618 

b) Lokomotivkilometer von elektrischen 



Lokomotiven .. 

1 916 172 

3019 251 

c) Personenwagenachskilometer. 

' 260 088 576 

333 343 693 

d) Lastwagenachskilometer. 

482 650 567 ! 

636939847 

e) Postwagenachskilometer. 

32883189 s 

40008 312 

von den Wagen c bis e zusammen . . 

775 622 332 1 

910291852 

Zugkilometer: 

i 


in Personenzügen ohne und mit Güter¬ 

.i 


beförderung . 

| 19 266 546 

25 435 652 

„ Güterzügen mit Personenbeförderung . 

1776 256 

1 639 481 

„ reinen Güterzügen. 

‘ 7 762 865 

' 

8 385832 

im ganzen. 

1 

28 805(567 

35 460935 

Auf 1 Bahnkilometer kamen durchschnittlich: 



Zugkilometer. 

5 389 

6 562 

Achskilometer . 

143 527 

168 448 

und zwar: 



von Personenwagen. 

48129 

,| 

61 6S5 

„ Lastwagen. 

1 89 313 

99 360 

„ Postwagen. 

6085 ! 

7 403 
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Die durchschnittliche Zusammensetzung der 
Züge ergab: 

an Personenwagenachsen.Stück 

„ Lastwagenachsen . * 

,, Postwagenachsen . .. „ 

überhaupt Achsen ... „ 

An Tonnenkilometern (totes Gewicht und 
Nutzgewicht 1 ) sind geleistet: 


überhaupt .tkm 

auf 1 Bahnkilometer. 

„ 1 Zugkilometer. * 

ln Prozenten des Gesamtgewichts kommen: 

auf Nutzgewicht. % 

„ totes Gewicht . „ 


Zahl der täglichen Züge über die ganze Bahn: 

überhaupt. 

davon: 

Personenzüge ohne u. mit Güterbeförderung 
Güterzüge mit Personenbeförderung . . . 
Reine Güterzüge. 

4. Verkehr 


a) Personenverkehr: 

Anzahl der beförderten Reisenden . . . Anz. 
davon in I. Klasse.% 

i !L n • n 

- nIII. * . „ 

„ „ der Einheitsklasse. „ 

Anzahl der geleisteten Personenkm . . Anz. 

durchschnittlich für 1 Bahnkm ... „ 

Jeder Reisende durchfuhr durchschnittl. km 
Mittlere Ausnutzung der Plätze .... % 

b) Güterverkehr: 
Gesamtgewicht aller beförderten Güter 
(einschließlich Gepäck, Tiere und 


Poststücke). t 

davon Güter aller Art. 

Poststücke über 5 kg. „ 

Anzahl der geleisteten Tonnenkilometer: 

überhaupt.tkm 

auf 1 Bahnkilometer. „ 

davon Güter aller Art. t 

Poststücke über 5 kg . . „ 

Jede Tonne Gut durchfuhr durchschn. km 
Mittlere Ausnutzung des Ladegewichts. % 


19 19 

19 20 

! | 9,03 

9,40 

4 16,75 ' 

15,14 

1.14 

1,13 

j 26,92 

25,67 

! 7 246 970 832 

8 669 974 190 

! 1 341 036 

1602512 

! 25 M 

244,2 

i 

i 21,4 

18,3 

78,6 

81,7 

1 14,61 

% ' ' ' * ’ ’l 

17,93 

9,77 

12,86 

:! 0,90 

0,83 

! 3,94 | 

4,24 

1 1919 I 

19 20 

114 351 628 | 

129 048 392 

0,2 

0,3 

i 4,1 | 

4,0 

i 83,8 

84,8 

j, 11,9 

10,9 

2 125 893 426 

2 407 742283 

j 393 393 

445 548 

18,6 

18,7 

47,1 

H 

41,4 

| j 

19 321 768 

1 

22048719 

18 726533 

21500419 

170974 

160520 

1388002584 

1401 396 813 

! 256847 

259326 

■j 1352890678 

1370988 684 

10573 737 

7 803 668 

71,8 

1 63,6 

42,9 

1 37,5 


l ) Dus Nutzgo wicht umfaßt da« Gewicht der Reisenden, des Gepäcks, 
der Tiere, Güter und Poet.st ticke. 
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Die Eisenbahnen der Schweiz im Jahr 1920. 


Von den beförderten Gütern kommen: 


19 19 

19 2 0 

auf Eilgut. 

i 

t | 

183 106 

211 336 

auf Frachtgut: 

a) Stückgut. 

! 

r> 

i 

i 

1 727 281 

1 918 374 

b) Wagenladungen (Allgemeine 
Klassen und Spezialtarife) . . . 


1 12551568 

15 207 699 

auf Ausnahmetarife. 


4264578 

4 163010 

zusammen . . 


1 18 726533 

21500 419 

Im Tierverkehr ergab sich eine Gesamtbe¬ 
förderung von Stück Vieh. 

1 166 025 

898 7,30 

mit einem Gewicht von. 

t | 

201599 

147 262 

5. Finanzielle 

Ergebnisse. 


Betriebseinnahmen: 

I 

19 19 | 

19 20 

aus dem Personenverkehr. 

Fr. 

127 602 733 1 

155 572232 

„ „ Güterverkehr 1 ) . 

1 

264 729635 , 

297 464 713 

Transporteinnahme. 


392332 368 | 

453036945 

aus verschiedenen Quellen. 


14878925 1 

16 476 255 

zusammen Betriebseinnahme 

r 1 

407 211291 1 

468 513 200 

und zwar: 

für 1 Bahnkilometer. 


75 354 

86 697 

„ 1 Zugkilometer. 


14,14 

13,21 

„ 1 Achskilometer ... 

cts. 

52,5 

51,5 

Von den Transporteinnahmen kommen: 
auf Personenverkehr. 

% 

32,5 

34,3 

„ Güterverkehr. 

„ 1 

67.5 

65,7 

In Prozenten der Betriebseinahmen 
kommen auf Transporteinnahmen . 

*T 

96, s i 

96,7 


Die 


Personenverkehr 


Güterverkehr 


ergaben für 

Li. V | | 

li 

’ I 

19 19 | 

19 20 

19 19 

1920 

1 Bahnkilometer . . 

. Fr. 

23 613 

28 788 

l 48 988 

55 045 

1 Achskilometer . . 

. Cts. ! 

49,1 

46,7 

51,4 

51,6 

1 Personenkilometer 

• r 

6,o 

6,5 

— 

— 

1 Tonnenkilometer . 


— 

— 

19,i 

21,3 

Im Personenverkehr 

kamen 

(in Prozenten 

- 

19 19 

19 2<) 


der Gesamteinnahme): 
auf die. 1. Klasse .... 

« «i II» n .... 

.» „ III. * .... 

„ Einheitsklasse . . 


2.5 

16,^ 

76,3 

4,'» 


4.5 

17,0 

74,2 

4,3 


1 ) Mit Gepäck, Vieh und Post. 
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Die Eisenbahnen der Schweiz im Jahr 1920. 


19 19 ;j 19 20 

Es wurden -- ,1 - 



i getötet 

! verletzt 

getötet 

verletzt 

Reisende: 

i: 

! I 



auf 1 000 000 Reisende .... 

0,12 

0,49 

0,06 

0,48 

„ 10000000 Personenkm . . 

0,07 

| 0,26 , 

0,03 

0,25 

Bahnbedienstete: 

i 

I ■ 



auf 100 000 Lokomotivkm . . 

( 0,09 

i 3,12 J 

0,06 

2,80 

„ 1 000 000 Achskm. 

0,04 

1,44 | ( 

| | 

0,03 

1,34 

Dritte Personen: 




auf 100 Bahnkm. 

0,20 

0,93 

0,41 

0,83 


7. Personal. 


Zahl der im gesamten Betriebsdienst be- 
schäftigten Personen im Jahres- 

19 19 

1920 

durchschnitt: - 

. -- __ 

—*—-' -• 

bei der allgemeinen Verwaltung.. 

1 341,o 

1 354,5 

„ ,, Bahnunterhaltung und Bewachung 

„ dem Stationsdienst und der Zugbeglei- ^ 
tung.| 

10 393,5 

10 667,6 

19 682,5 

21 104,6 

„ Fahr- und Werkstätt-eudienst . . . i 

7 490,9 

7 996,7 

„ Hilfsbetrieben. 

6 569,0 

6035,0 

überhaupt ... 

44466,9 

47 168,4 

außerdem noch bei Nebengcschüften . . . 

236,0 

224,0 

insgesamt .... 

44,702,9 

47 382,4 

Auf 1 Bahnkilometer kommen im Betriebs¬ 
dienst beschäftigte Personen. 

8,2 
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Die Eisenbahnen in Norwegen 

in den Jahren 1919/20 und 1920/21*) 1 2 * ). 


I. Längen 8 ). 


Das Eisenbahnnetz Norwegens umfaßte 


j 1919/20 


1920/21 


am Schluß der Berichtsjahre . 

km 

3 286,4 i 

3 286,4 

davon waren: i 

Staatsbahnen 4 ). 

1 

2 820,3 

2 850,3 

Privatbahnen 4 ). 

r 1 

466,1 

436,1 

Von den Staatsbahnen gehörten: 

ausschließlich dem Staat 6 ).. 

1 

2B10,o 

2 764,3 

sogenannten Staatsbahngesellschaften 5 ) 

T7 1 

510,3 

86,o 

Es hatten eine Spurweite: 

von 1,436 m *). 

w 

2 132,7 

2 153,5 

» 1.067 B «). 

„ 

1044,7 . j 

1 023,9 

t > 1 ?ooo ». 

n 

25,9 

25,9 

» 0,750 *. 

V 

83,1 

83,1 

Die mittlere Betriebslänge betrug .... 

r 

3 273,0 

3 299,0 

Von der Bahnlänge kamen: ! 

auf 10000 Einwohner 7 ) . 

T» 

13,74 ; 

12,42 

„ 100 qm Fläche 7 ) . 

t» 

1,02 

1,0*2 


1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 178 ff. für die Jahre 1918/19 u. 1919/20. 

2 ) Die Zahlen beziehen sich auf die Berichtsjahre (1. Juli bis 30. Juni). 

s ) Vgl. Norges officielle Statistik VII. 16 und VII. 4L Norges Jembaner 
Beretning for Aret 1. Juli 1919 — 30. Juni 1920 und 1. Juli 1920 — 30. Juni 1921. 
Utgitt av Hovedstyret for Statsbanene. Kristiania 1921 und 1922. 

4 ) Am 1. Juli 1920 wurde die 30 km lange Strecke Tinnoset—Notodden der 

Rjukanbahn vom Staat angekauft und der Bratsbergbahn zugeteilt. 

b ) Bei den sogenannten Staatsbahngesellschaften ist ein kleinerer Teil des 
Aktienkapitals im Besitz von Gemeinden und Privaten, der größere Teil im Besitz 
des Staats. — Nachdem am 1. Juli 1920 die Sinälensbahn, die Kongsvingerbahn 
und die Jäderbahn durch Enteignung der den Gemeinden und Privaten gehören¬ 
den Aktien (Gesetz vom 7. Juli 1907 und Nachtrag vom 19. Juli 1912) in das aus¬ 
schließliche Eigentum des Staats übergegangen sind, ist der Übergang der älteren 
Staatsbahngesellschaften zu reinen Staatsbahnen abgeschlossen. Heute gibt es in 
Norwegen nur noch eine sogenannte Staatsbahngesellschaft: die Bratsbergbahn, 
eine neue Bahn von 86,o km Länge, an der neben dem Staat die Norwegische 
Transport-Aktiengesellschaft als Aktionär beteiligt ist. 

•) Während des Berichtsjahrs 1920/21 wurde die bisher schmalspurige (1,067 m) 
Strecke Skien—Eidanger—Brevik der Jarlsbergbahn (20,8 km) vollspurig umgebaut. 

’O Einwohnerzahl nach der Zählung vom 1. Dezember 1910 — 2 391782, vom 
1. Dezember 1920 = 2 646 306. Flächeninhalt =: 322909 Quadratkilometer. 
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6(56 Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1919/20 und 1920/21. 
Elektrisch betrieben werden: 

1. die 30 km lange Strecke Tinnoset—Notodden der Bratsbergb&hn 1 ) (Staatsbahn¬ 
strecke mit 1,436 m Spurweite), 

2. die 16 km lange Strecke Rollag — Rjukan (Rjukanbahn,') Privatbahn mit 
1,485 m Spurweite). 

3. die 26 km lange Strecke Thamshavn—Lökken (Thamshavnbahn, Privatbahn 
mit l,ooo m Spurweite). 

2. Anlagekapital. 


Das verwendete Anlagekapital betrug am 


Schluß der Berichtsjahre: 

i 

! 

1919/20 

1920/21 

für die Staatsbahnen (1919/20 = 2820,3 km), 1 

1 



(1920/21 = 2860,3 km): 



überhaupt. 

Kr. 

364 181 489 

423812628 

auf 1 km. 

für die Privatbahnen: 

n | 

130531 

150696 

a) für die Hauptbahn (67,8 km): 




überhaupt.. 

n i 

20240 577 

20 240 677 

auf 1 km. 

b) für die übrigen Privatbahnen, 

n | 

298 534 

296 534 

einschl. der schmalspurigen, 
(1919/20 — 898,3 km), 

(1920/21 = 368,8 „ ): 




überhaupt. 

n . 

27 768 191 

22941090 

für 1 km. 

n 

68706 

62289 

zusammen Staats- und Privatbahnen: 

| 



überhaupt. 

» i 

412180267 

466 994 195 

auf 1 km. 

n 1 

125421 

142099 

Für Erweiterungs- usw. Anlagen sind bis 




zum Ende der Berichtsjahre im ganzen 
aufgewendet. 

n 

108 919 769 

164 597 459 

Das Kilometer Bahnlänge kostete: 




für die vollspurigen Bahnen ( 1,486 m) 

»> 

148 123 

169877 

, , schmalspurigen „ ( 1,067 „) 

V | 

84 987 

91 816 

" •» » » (1,000 , ) 

* 

180 459 

193 835 

- » » tt (0,760 ,) 

n j 

33 913 

27 531 

3. Betriebsmittel und ihre Leistungen. 


Es waren vorhanden am Ende der Berichtsjahre: | 
Lokomotiven für den Dampfbetrieb . Stück I 

626 

1 

557 

„ * * elektr. Betrieb . 


17 

14 

Elektrische Motorwagen. 

Ti 

3 

3 

Personenwagen.Achsen 

3 068 

3 324 

Postwagen . 

n 

166 

186 

Gepäck- und Güterwagen. 

Ti 

24350 

24642 

Personenwagenplätze.Anzahl 1 

45953 

50 775 

Ladefähigkeit der Güterwagen .... 
Die Beschaffungskosten der Betriebs- 

t ! 

! 

123 753' 

127 665 

1 

mittel stellten sich bis zum Ende 
der Berichtsjahre auf. 

Kr. j 

68077 760 

103 364 601 

davon kommen auf die Staatsbahnen . 

19 ! 

55202939 

95 489 690 


■) Vgl. Anmerkung *) auf der vorhergehenden Seite. 
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Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1919/20 und 1920/21. 667 


Die eigenen und fremden Betriebs- 

■ - 

‘ .. 

mittel haben anf den Staatsbahnen and 

der 

1919/20 

1920/21 

n&uptuaim wanrenuuer oüriuui/Bjaiiro güiuiobci: 



an Lokomotivkilometern: 




überhaupt.. 

Anz. 

16 703 755 

14 463 011 

für 1 km. 

ff 

5822 

4 941 

darunter Zugkm (vor Zügen) 1 ) . . 

ff ; 

12 439 583 

10942804 

für 1 km. 

7? 

4 336 

3 741 

an Wagenachskilometern: 

1 



überhaupt . 

1 

71 

372424 760 

331 755 187 

für 1 km. 

ff i 

129 810 

113421 

darunter von Personenwagen . . . 

n 

128600302 

106 150967 

„ „ Post- and Packwagen 


46666 697 

42758853 

„ * Güterwagen. 

ff 1 

197 257 761 

182 845 367 

Die darchschnittl. Achsenzahl der Züge betrug: 



an Personenwagenachsen. 

„ ! 

10,3 

9,7 

* Post- und Packwagenachsen . . . 

ri 

3,7 

3,9 

„ Güterwagenachsen. 

» | 

15.9 

16,7 

überhaupt. 

n 

29,9 

30,8 

Durchschnittsertrag für 1 Zugkm .... 

Kr. 

9,28 

10,84 

Kosten „ 1 „ .... 

I 

ff l 

9,43 

12,62 

4. Verkehr auf den Staatsbahnen und der Hauptbahn. 

a) Personenverkehr. 


Es betrug: 

! 

1 



die Anzahl der Reisenden. 

1 

31 415 402 

27 795 914 

davon kamen auf die I. Klasse . . . 

Anz. 

6247 

2198 


=% 

0,02 

0 ,oi 

, » II. . ... 

Anz. i 

791 420 

362934 


=% 

2,63 

1,30 

„ , ui. , ... 

Anz. 

30617 735 

27 430 782 


=%; 

97,46 

98,69 

die Anzahl der geleisteten Personenkm 

i 

. . . i 

805 059609 

726125 341 

davon kamen auf die I. Klasse . . . 

Anz. 

1769695 

731590 


=%i 

0,22 

0 ,io 

„ , ii. , ... 

Anz. > 

90 868 692 

52912377 


= °/o 

11,28 

7,29 

„ . in. „ . . . 

Anz. 

712421 222 

672481 374 


=% 

88,00 

92,61 

die durchschnittlich von jedem Reisenden 



zurückgelegte Fahrt in der I. Klasse 

km 

283,3 

332,8 

n „ II- „ 

n 

114,8 

145,8 

„ » HI- , 

ff 

23,3 

24,5 

überhaupt. 


25,6 

26,1 

die durchschnittliche Besetzung der Personen- 1 



wagenplätze in der I. Klasse .... 

% 

6,7 

6,2 

» . ii. , .... 

ff 

30,2 

27,0 

. n IH. „ . . . . 

ff 

| 44,6 

47,9 

überhaupt . 

ff 

41,8 

45,0 

Auf Zeitkarten beförderte Personen . . . 

Anz. 

1 11826 640 

10 303 090 

* „ geleistete Personenkm 

ff 

170035 812 

147 337 347 


l ) Ohne Arbeitszüge. 
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668 Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1919/20 und 1920 21. 


b) Güterverkehr. 


Es wurden befördert: 


1919/20 

1920/21 



| 

Eil- und Frachtgut. 

t 

6 729 562 

! 6 647 606 

frachtfreies Gut. 


33 271 

26 834 

lebende Tiere. 

„ 

27 264 

31820 

zusammen. 

ff 

5 790097 

6 706 260 

Es wurden geleistet: 

Eil- und Frachtgut. 

tkm 

i 

472 476 372 

467 382116 

frachtfreies Gut. 

ff 

1648 029 

1362882 

lebende Tiere. 


3 431 333 

4 721 377 

Gepäck- und Poststücke. 


15 672 086 

13 708 197 

zusammen. 

ff 

493 127 820 

487 174 572 

Die durchschnittliche Beförderungslänge 
betrug: 

bei Eil- und Frachtgut. 

i 

km i 

82,5 

70,3 

„ frachtfreiem Gut .. 

ff i 

46,6 

50,h 

„ lebenden Tieren. 

j 

ff 

125,9 

148,4 

für eine Gütertonne überhaupt.... 

1 

82,5 

70,6 

Durchschn. Belastung 1 Güterwagenachse 

t I 

2,4? 

2,59 

„ Ausnutzung derTragfähigkeit 

% , 

1 46,4 

45,9 


5. Finanzielle Ergebnisse. 

Die Einnahme der Staatsbahnen und der | 

Hauptbahn betrug: 
a) im Personenverkehr: 

für Personenbeförderung 1 ).Kr. 47 602 709 

* Gepäck- und Postbeförderung . . „ 4 861 940 

zusammen .. . * 62 364 649 

Es kommen von der Porsonengeldeinnahme 

auf die I. Klasse.Kr. 625 573 

= % U 

„ „ II.Kr. 10 108 452 

-% i' 21,8 

„ * III. n .Kr. 35 790 128 

= % 77,1 

Der Durchschnittsertrag stellte sich *! 

für die Person 

in der I. Klasse.auf Öre 8 413 

„ * II* * » * 1277 

- ff III. . „ 117 

überhaupt. „ „ 151 

für das Personenkilometer 

in der I. Klasse.auf Öre 29,7 

« ff II* ff . r» ff ll,i 

ff ff III« r> . ff ff j 5,0 

überhaupt. „ „ 5,9 


49235 486 

6 330 381 
55 565 867 

279 101 
0,6 

7 070 666 
14,6 

40 954 417 

84,8 


12 698 
1 948 
149 
177 

38,1 

12,4 

6,1 

6,8 


!) Einschließlich der Einnahmen für Extrazüge und Militärtransporte 
(1919/20: 147 758 Kr., 1920/21: 263 971 Kr.). 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 






























Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1919/20 und 1920/21. 669 


b) im Güterverkehr: 

für Eil- und Frachtgut. 

» lebende Tiere. 

zusammen. 

Durchschnittsertrag: 

für 1 tkm Frachtgut. 

, 1 Gütertonnenkm. 

c) sonstige Einnahmen. 

Oesamteinnahme. 

für 1 Zugkm. 

„ 1 Wagenachskm. 

Die Ausgaben haben betragen: 

für die Hauptverwaltung. 

• „ Bezirksverwaltung. 

, Stations- und Telegraphendienst . 

, Zugdienst. 

. Wagenreinigung, -heizung und 

-beleuchtung. 

„ Unterhaltung und Betrieb der 
Lokomotiven .. 

* Unterhaltung und Betrieb der 

Wagen. 

. Unterhaltung und Bewachung der 

Bahn. 

an Abschreibungen zum Emeuerungs- 

fonds.. 

„ Zuschüssen zur Pensionskasse . . 
. sonstigen Ausgaben. 

Gesamtausgabe. 

für 1 Zugkm. 

. 1 Wagenachskm. 

Verhältnis von . 

Einnahme 

Zusammen: 

Einnahmen. . . . 

Ausgaben . 

Fehlbetrag. 

„ auf 1 km Bahn . . . . 

„ in Prozenten des An¬ 
lagekapitals . 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 

Difitized by Google 



1919/20 

1920/21 

Kr. 

59316461 

59656 781 

n 

970478 

1216283 

* i 

60286939 

60873064 

Öre 

11,3 

11,6 

n 

12,6 

12^ 

Kr. 

2104243 

2221883 

91 

| 114 755 831 

118660814 

9 

1 9,23 

10,84 

Öre 

30,8 

35,8 

Kr. 

1540352 

1 801 516 


3224106 

3 763 802 


28702038 

29 340618 

n 1 

e 

4 711641 

4 669565 

n 

3548801 

3530963 

i 

n 

1 

j 46 860 768 

52814515 

i 

n 

j 6 367 703 

7 099 374 

1 

. 1 

19 107 699 

22401797 

1 

• i 

1005000 

7 758 000 


1 163 533 

1 607 331 

f* 

i - 1 128010 

2219619 

i* 

117 349641 

136997099 

n 

I 9,43 

12^2 

Öre 

31,5 

41,3 

% 

j 102,3 

115,5 

Kr. 

| 114 755 831 

118660814 

" | 

117 349641 

186 997 099 

w j 

— 2693810 

— 18 336285 

l 

f» 

— 904 

— 6269 

°/o 

— 0,65 

4,oo 


44 
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1 

1919/20 |i 

1920/21 

Auf 1 Betriebskm kamen 

- — - , - |- 



1 

Kronen 

% 

Kronen 

% 

a) an Einnahme: 


i 

1 



im Personenverkehr. 

18252 

45,7 

18 9:i7 

46,8 

„ Güterverkehr. 

21 013 

52,5 

2)811 

51,8 

an sonstigen Einnahmen. 

| 734 

1,8 

759 

1,9 

überhaupt.i 

39 999 

— 

40 567 

— 

b) an Ausgaben: ; 

1 




überhaupt. 

40 903 

_ 

46» 837 

— 

davon: 





auf Hauptverwaltung. 

| 537 

1,3 

616 

1,8 

* Bezirksverwaltung. 

1 124 

2,7 1 

1 2-13 

2,7 

„ Stations- und Telegraphendienst 

10 004 

24,5 

10 031 

21,4 

, Zugdienst. 

1 642 

1 

4,o , 

1597 

3,4 

„ Wagenreinigung, -heizung und 

1 




-beleuchtung. 

1237 

3,0 

1 207 

2,6 

„ Unterhaltung und Betrieb: 

i 

j 



der Lokomotiven. 

16 334 

39,9 ! 

18 056 

38,5 

„ Wagen. 

| 2216 

5,4 ' 

2 427 

5,s 

. Unterhaltung und Bewachung | 

i 




der Bahn. 

6660 

16,3 

7 669 

16,4 

„ Abschreibungen zum Erneue- 

1 

1 



ningsfonds.1 

j 3o0 

0,9 

2 652 

5,7 

w Zuschüsse zur Pensionskasse . 

406 

1,0 

55'> 

1,2 

w sonstige Ausgaben .I 

393 

I 

■ 1,0 

i i 

1 759 1 

1,6 

Von der beförderten Gesamtgütermenge 

1919/20 

1920/21 

kamen in den Berichtsjahren 

! t 

% i 

t 

% 

auf Erze aller Art.. | 

952040 

16,61 

2 485 948 

37,40 

* Bau- und Brennholz.j 

1229227 

21,45 

1086 316 

16,34 

* Holzmasse. 

409 298 

7,14 | 

269804 

4,06 

* Holzkohlen, Steinkohlen, Koks und 


1 



Briketts. 

226 234 

3,95 | 

199 315 

3,00 

, Steine, Schiefer, Erde, Kalk usw. . 

540 424 

9,43 1 

598 541 

9,00 

„ Metalle aller Art und Erzeugnisse 


1 



daraus.! 

215 728 

3,77 1 

160 828 

2,43 

„ Heu, Stroh und andere Futterstoffe 

174 835 

3,05 i 

163 782 

2,46 

* Getreide und Mehl.| 

215 890 

3,77 

158 786 

2,39 

„ Düngemittel.i 

300 833 

5,25 j 

268 606 

4,04 

„ Papier und Pappe.. 

130711 

2,28 j 

92936 

1,40 

, Milch. 

96401 

1,68 

86644 

1,30 

„ Mauersteine,Dachpfannen,Tonröhr. 

104 216 

1,82 

82863 

1,25 

„ Fische. 1 51 320 1 

0,90 

49 716 

0,75 
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Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1919/20 und 1920/21. 671 


Die wesentlichsten Betriebsergebnisse des 



norwegischen Gesamteisenbahnnetzes | 

1919/20 

1920/21 

(einschließlich der Schmalspurbahnen) für die 
beiden Berichtsjahre sind nachstehend zu- I 

l 

I 1 


sammengestellt: 

1 

I I 


Mittlere Betriebslänge. 

Verwendetes Anlagekapital: 

km | 

! 3 273 

i ■ | 

3 299 

überhaupt. 

Kr. | 

i 412 180 257 ! 

466994195 

für 1 km Bahnlänge. 

n 

j 125421 ! 

142099 

Geleistete Zugkilometer: 




überhaupt. 

Anz. 1 

j 13 188 870 

11676 582 

für 1 km Betriebslänge. 

- 

4 029 

3539 

Beförderte Reisende. 


j 32 175 010 

28433562 

Geleistete Personenkilometer: 




überhaupt . 

| 

824 153 454 : 

741 303 936 

für 1 km Betriebslänge. 

n 

251 804 j 

224 707 

Durchschnittliche Fahrt einer Person 

km 

25,6 | 

27,3 

Beförderte Güter (Eil- und Frachtgut) 
Geleistete Gütertonnenkilometer: 

i 

t 

| 

6102598 i 

7 006080 

überhaupt. 

Anz. 1 

! 498401862 | 

482 812 877 

für 1 km Betriebslänge. 

w ^ 

152 277 

146 351 

Durchschnittliche Fahrt einer Güter- 

1 

! 


tonne... 

km | 

81,7 

63,9 

Gesamteinnahme: 

1 



überhaupt . 

Kr. 

120538519 

124 173 123 

für 1 km. 

n 

36828 

37 640 

und zwar: 


1 


im Personenverkehr. 

^ 1 

16 523 

17 366 

„ Güterverkehr. 

j 

«• 

j 19606 

19 523 

Durchschnittsertrag: 1 [ 

für 1 Personenkilometer. 

Öre ' 

1 6,0 

6,9 

„ 1 Gütertonnenkilometer . . . . 


11,5 

11,1 

Gesamtausgabe: 




überhaupt. 

Kr. ! 

! 124071874 

142935173 

für 1 km. 

» 1 

37 908 

43 327 

Verhältnis von ^ URgabe _ . 

°/o ' 

! 

102,8 

J 115,1 

Einnahme 

Fehlbetrag: 

überhaupt. 

Kr. 1 

— 3 533 354 

— 18 762060 

für 1 km. 


— 1079 

— 6 687 

in Prozenten des Anlagekapitals . % 

Die Anzahl der im Dienst der norwegi¬ 
schen Eisenbahnen beschäftigten Beamten 

— 0,84 

1 

|- 

| — 4,02 

! 

betrug am Schluß der Berichtsjahre: 


1 


bei den Staatsbahnen .. . . 

. . . 

i 8 565 

8 795 

n „ Privatbahnen . 

■ * • 

2228 

2242 

zusammen . 

. . . 

l| 10 793 

if 

11037 

44* 
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672 Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1919/20 und 1920/21. 


Auf den norwegischen Staats- und Privateisenbahnen sind ver¬ 
unglückt: 



1919/20 

1920,21 


| getötet 

verletzt 

getötet ( 

verletzt 

Reisende: 

a) bei Zaganfällen. 

f 

4 

l 

1 


b) beim Auf- und Absteigen .... 

4 

* i 

j •> 

2 

Betriebsbedienstete beim Zag- und Ver- 
schiebedienst. 

i 

i 1 6 

i 17 

1 

21 

Andere Bedienstete im Dienst .... 

1 6 

i i 

— t 

2 

Fremde Personen. 

j 19 

5 

12 

4 

zusammen . . . 

! 

35 

i 

29 

i 

15 

29 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 









Die bulgarischen Eisenbahnen im Rechnungsjahr 1919/20 . l) 

(Nach dem amtlichen Betriebsbericht — Sofia, Staatsdrackerei 1921.'' 

Das bulgarische Eisenbahnnetz umfaßte Ende März 1920 2205,440 km 
Vollspurbahnen und 353,l km während des Kriegs hergestellte Schmal¬ 
spurbahnen. Das Anlagekapital der Vollspurbahnen und ihres Fuhr¬ 
parks betrug Ende März 1920 374 222 910 Fr., auf 1 km Bahnlänge 
169 869 Fr. 

Im Rechnungsjahr 1919/20, das die Zeit vom 1. April 1919 bis Ende 
März 1920 umfaßt, wurden folgende fremde Strecken betrieben: Dede- 
agatsch—Oktchilar, 130 km, vom 1. April 1919 bis 20. August 1919, Svilen- 
grade—Dedeagatech, 187 km, vom 1. April 1919 bis 14. Oktober 1919. 

Ende März 1920 waren auf den Vollspurbahnen 165 Bahnhöfe und 
100 Haltepunkte, zusammen 265 Stationen, auf den Schmalspurbahnen 
64 Stationen vorhanden. 

Nachstehend sind die Betriebsergebnisse der bulgarischen Eisen¬ 
bahnen aus dem Rechnungsjahr 1919/20, verglichen mit 1918, zusammen¬ 
gestellt: 

I. Vollspurbahnen. 

Personalbestand im Jahresdurchschnitt und persönliche Ausgaben. 

Zahl der Bediensteten: 

mit festem Gehalt. 

„ Tagelohn. 

zusammen. 

auf 100 km durchschnittlicher Betriebslänge 

„ 1000000 Wagenachskm. 

Persönliche Ausgaben: 

1. Gehälter. 

2 Löhn s . 

*) Vgl. im Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 1188 den Aufsatz: Die bul¬ 
garischen Eisenbahnen in den Rechnungsjahren 1914—1918. 
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674 Die bulgarischen Eisenbahnen im Rechnungsjahr 1919/20. 


3. sonstige persönliche Ausgaben (Reise¬ 

kosten, Dienstkleidung usw.) .... 

zusammen 1 bis 3. 

auf 1 km durchschnittlicherBetriebslänge 
„ 1000 009 Wagenachskm. 

4. Teuerungszulagen. 

insgesamt 1 bis 4. 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 

„ 1 000000 Wagenachskm. 

„ den Kopf des im Jahresdurchschnitt 
beschäftigten Personals. 



Z ■ b S'i 

1 9 1 8 

1919/20 

2 164 2.') 4 

5 786 475 

27 705 412 

45 162 771 

10680 

19 185 

75 860 

i 267 709 

26 160681 

76 244 306 

53866093 

121 407 077 

20 765 

51575 

146 52< l 

718 384 

2 907 

! 7 351 


Leistungen der Züge. 

1. Leistungen der Personenzüge: ! 

Zugkm. 3 407 921 

Wagenachskm. 118 332 358 

Durchschnittliche Achsenzahl. 34,72 

2. Leistungen der gemischten Züge: 

Zugkm.| | Bei den Per- 

Wagenachskm. [ “?“ en '.. und 

° I Guterzugen 

Durchschnittliche Achsenzahl. J berücksichtigt. 

3. Leistungen der Güterzüge (einschließlich 

Militär- und Arbeitszüge): i 

Zugkm. 

Wagenachskm. 

Durchschnittliche Achsenzahl. 

4. Auf 1 Zugkm kommen im Durchschnitt: 

Wagenachskm. 


5 365 149 
249 282 248 
46,47 

41,w 


Geförderte Züge kommen durchschnittlich 
auf 1 Tag. 


1 000 853 
37 842 655 
37,si 

1 405 536 
48 010 700 
33,95 


1 919 966 
82 810 333 
43,13 


38,99 


Nutzleistung. 

. tkm 

98 

99 

Gesamtleistung. 

• r> 

329 

283 

Auf 1 Nutzkm der Lokomotiven kommen 



im Durchschnitt Wagenachskm . 


28,:.; 1 

34.66 

Gesamtleistung. 

. tkm ! 

226 1 

252 

Auf 1 km durchschnittlicher Betriebsläoge 

j 


kommen Zugkm. 

. . . ■! 

3 5 SO 

1 838 


9,si 


O.i‘4 


Leistungen der Lokomotiven. 


1. Zugkm. 

ii 

8 773 070 1 

4 326 355 

2. Vorspann- und Schiebedienst. . 

. . . km 1 

3 991 325 i 

539 884 

3. zusammen Nutzkm. 


12 764 395 I 

4 866 239 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 

5 210 | 

2 067 

4. Leerfahrtkm. 

. 

492 705 

222650 

5. Verschiebedienst. 

. . Stunden 

4S3 770 

180 050 

6. Bereitschaftsdienst. 

*• 

464 623 i 

175 184 
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7. Lokomotivkm zur Berechnung der Unter¬ 

haltungskosten der Lokomotiven 13 + 
4 + 5x10). 

8. Lokomotivkm zur Berechnung der Kosten 

der Züge (3 + 4 + öx5 + 6x2). . . . 

9. Kohlen verbrauch (zurückgeführt auf beste 

Perniker Kohle).t 

auf 1 Lokomotivkm .kg 

, 1 Wagenachskm. „ 

10. Ölverbrauch. „ 

auf 1 Lokomotivkm .g 

* 1 Wagenachskm. r 


Wagenachskm sind geleistet worden: 

1. von Personenwagen: 

eigenen. 

fremden. 

zusammen . . 

2. von Gepäckwagen: 

eigenen. 

fremden. 

zusammen . . 

3. von Postwagen: 

eigenen. 

fremden. 

zusammen . . 

4. von Güterwagen: 

eigenen. 


fremden. 

zusammen. 

davon: 

beladen. 

leer. 

5. im ganzen von Wagen aller Art .... 

Auf l km durchschnittlicher Betriebslänge 
kommen Wagenachskm: 

von Personenwagen. 

„ Gepäckwagen . 

„ Postwagen. 

r Güterwagen . 

yt allen Wagen. 


19 18 | 

1919/20 

18 094 800 

i 

6 889 389 

16 605 196 

6 339507 

528 420 

272 898 ' 

i 31,822 

43,043 

1,437 

1,618 

1 398 895 

1 008 779 

84,245 

159,113 

j 3,805 

5,981 

agen. 


55 629 193 

40 318 962 

10162182 

2328051 

65 791 375 

42647 013 

21 143 099 

11 617 364 

1 

1 

128 932 

| 21 143 099 

11 746-296 

8 724 278 

5 879 549 

1 

99 525 

8 724 278 

! 

5 979 074 

127 510 337 

54 829 395 

1 144 445517 

53 461 910 

271955 854 

108 291 305 


76 675 049 

• 

31 616 256 

367 614 606 

168 663 688 

; 26 853 

18117 

8 629 

l 4 990 

3 560 

2 540 

111 ( 02 

46 002 

150 044 

71 649 
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Die bulgarischen Eisenbahnen im Rechnungsjahr 1919/20. 


Unfälle beim Eisenbahnbetrieb. 


1. Entgleisungen: 

von Personenzügen. 

„ Güterzügen. 

„ Rangierabteilangen und einzelnen 
Fahrzeugen. 

zusammen (1). 


Ursachen: 

Mängel am Schienenstrang. 

„ an den Weichen. 

n i» i» Fahrzeugen. 

Ungenaue oder falsche Weichenstellung 

Uberfahren der Merkzeichen. 

Überschreitung der gebotenen Fahr¬ 
geschwindigkeit . 

Hindernisse auf der Bahn. 

Andere festgestellte Ursachen .... 

2. Zusammenstöße: 

von Zügen mit anderen Zügen .... 
von Zügen mit Teilen anderer Züge und 

einzelnen Fahrzeugen. 

beim Rangieren. 

zusammen (2). 

Ursachen: 

Falsche Weichenstellung. 

Überschreitung der gebotenen Fahr¬ 
geschwindigkeit . 

Zugtrennungen und unzeitige Ingang¬ 
setzung stehender Fahrzeuge . . . 
Andere Verstöße gegen die Fahrdienst¬ 
vorschriften . 

Mangelhafte Signalisierung oder Nicht¬ 
beachtung der Sigpale 
Sonstige Ursachen. 



1 9 1 

B 


1919/20 

auf freier 
Strecke 

in Stationen 

zusammen 

auf freier 
Strecke 

in Stationen 

zusammen 

5 

7 

12 

6* 

| 

5 

10 

13 

20 

33 

14 

10 

24 

_ 

218 

218 

| - 

161 

161 

18 

246 

263 

19 

176 

195 



42 

3 

20 

23 



11 

2 

7 

9 


. 

21 

3 

5 

8 


. 

80 

— 

66 

66 


. 

26 j 

— 

9 

i> 


_ 

1 

26 

4 

16 

20 

— 

— 


6 

2 

8 


— 

57 

i 

I 

51 

52 

3 

14 

17 

2 

6 

s 

6 

1 18 

24 j 

10 , 

8 

! 18 

1 # 

— 

1 23 

23 

- j 

12 

I 12 

! 

! 9 

i 

55 

64 

12 

26 

i 

38 

i 

— 

16 

I 

, 1 

3 

i 

1 4 

i “ 

1 — 

10 

! 

4 

1 

I 4 

— 

— 

7 

' 4 

2 

f> 

! — I 

— 

1 

, 17 

6 

5 

11 

\ 

— 

l 

1 2 

1 1 

5 

' 6 

— 

— 

12 

.■ — 

7 

7 
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1". ' 

j 19 18 

1919/20 

ä 

© 

U ^ 

a 

<D 

P 

1 

© 
u M 

d 

© 

0 

d 


© 

© kl 

O 

© 

B 

© Z 

© kl 

o 

B 


: k. *» 

2 

§ 

kl 43 

OÖ 

-*>* 

B 


«*- 

ra I 

C fl 

CO 



CO 

3 

Sonstige Betriebsunfälle: | 

Zusammenstöße von Zügen nnd einzelnen 

aß 

ß 

S | 


p 

N 


1 

1 

i 

j 

1- 

1 


Lokomotiven mit Draisinen and ande¬ 
ren Kleinwagen . j 

15 

i 

i 

i 

j 

15 

1 

1 6 

i 

1 1 

i 7 

Überfahren von Menschen, Fuhrwerken 





j 

! 

und Tieren. 

18 


18 ! 

4 


I 4 

Feuer in Personenzügen. j 

I 

1 

! “ l 

i ; 

— 

i 

i 

„ „ Güterzügen. 1 

23 

i 

1 ~ 

30 1 2 


2 

Absturz von Zügen. 

Unzeitige Ingangsetzung stehender Fahr- J 

26 

1 

27 

i 

o 

! 2 

i 

i 

4 

zeuge. j 

! 2 

6 

8 

: i 

6 

7 

Sonstige Ursachen. 

3 ! 

3 

6 

i - 

2 

2 

zusammen (3). 

88 

17 

10o 

15 

11 

26 

insgesamt (1—3) . . . 

115 

317 

432 

! 

46 

213 

259 


1 

19 18 

1919/20 

Zahl der Entgleisungen. 

263 

195 

anf 1000 000 Zugkm. i 

29,98 

45,07 

„ 10000000 Wagenachskm . 

7,15 

11,56 

Zahl der Zusammenstöße. 

64 

38 

auf 1000 000 Zngkm. 

7,29 

8,78 

„ 10000000 Wagenachskm . 

1,74 

2,26 

Gesamtzahl der Zugunfälle. 

327 

233 

auf 1 000 000 Zugkm. 

37,27 

53,85 

* 10000000 Wagenachskm. 

8,89 

13,81 


19 18 ! 

1 1919/20 

| 

1 

Beschädigung von Eisenbahnfahrzeugen: 

bedeutend. 

Loko¬ 

motiven 

Wagen 

i 

Loko- 

Wagen 

motiven 

53 

238 

1 23 ! 86 

unbedeutend. 

116 

269 

| 86 178 

1 

zusammen.i 

169 

507 

• 109 264 
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Die bulgarischen Eisenbahnen im Rechnungsjahr 1919/20. 


Zahl der beim Eisenbahnbetrieb verunglückten Beisenden, Bahn 
bediensteten und anderen Personen. 


Reisende 

bei Entgleisungen. 

' 1 9 

getötet 1 ) 

1 8 

verletzt 

j 1919/20 

i getötet 1 ) verletzt 

3 

2 

i 1 

1 

„ Zusammenstößen. 

1> ! 

43 

— 

4 

„ sonstigen Betriebsunfällen. 

— j 

6 

— 

— 

zusammen unverschuldet . . . 

15 

51 

i i 

5 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Be¬ 
nutzen, Besteigen und Verlassen in Be- 

. 

i 


■ i 


wegung befindlicher Züge. 

12 

18 

5 1 

9 

insgesamt. 

27 

69 

6 1 

! 14 

und zwar: 

Reisende 1. Klasse. 

— 

— 

— i 

1 

2. „ . 

1 — 

1 

— 

1 

ft 3. „ . 

8 

4 

)! 3 

9 

Offiziere. 

I — 

1 


— 

Soldaten. 

1!> 

63 

j 3 | 

3 

Es kommen auf: 

1 


i 

1 

10000000 Personenkm. 

1,16 

2,98 

0,13 

0,31 

1000 000 Achskm der Personenwagen . 

0,41 

1,04 

0,14 

0,32 

Bahnbedienstete: 



ll 

| 

bei Entgleisungen. 

1 i 

2 

i| * 

8 

„ Zusammenstößen. 

11 

17 

i| 

! 3 

„ anderen Betriebsunfällen. 

2 

5 



beim Rangierdienst. 

7 i 

15 

5 

9 

„ Zugdienst. 

4 ! 

1 16 

4 

2 

aus anderen Ursachen. 

5 

8 

4 

2 

zusammen. . 

| 30 | 

G3 

! 14 

24 

und zwar: 





Stationsbeamte. 

— 

1 

1 1 

— 

Rangierer und Weichensteller. 

3 

12 

3 

4 

Lokomotivführer und Heizer. 

6 

13 

i 3 

6 

Zugführer und Schaffner. 

i 2 

o 


1 

Bremser und Wagenwärter. 

10 

22 

1 3 

9 

Bahnmeister und Bahnunterhaltungsarbeiter 

i 3 

8 

1 

1 

Bahn- und Schrankenwärter. 

1 

2 

1 - 

— 

Nachtwächter, Güterbodenarbeiter, Gepäck¬ 

i 




träger . 


— 

j 

— 

Schuppenfeuerleute, Lokomotiv- u. Wagen¬ 

i, 


l 


reiniger . 


— 

1 i 

1 

Sonstige Betriebsarbeiter. 

! ö 

3 

i 2 

2 

Es kommen auf: i !l 

1 000 Bedienstete. 

i 1,62 

3,40 

| 0,84 

1,43 

1 000 000 Zugkni. 

1 3.42 

7,is 

!' 3.23 

5,54 

10 000000 Wagenaehskm. 

! 0,v_> 

1,71 

0,83 

1,42 

l ) Oder innerhalb 24 Stunden gestorben. 
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19 18 

1919/20 

Fremde Personen: 

! getötet l )j 

verletzt | 

getötet l )| 

verletzt 

f 

i 



bei Betriebsunfällen. 

i 8 

7 

1 3 

13 

„ Übertretung der Bahnpolizeigesetze . . 

|. 20 

17 ; 

1 20 ! 

9 

beim Verladen and Entladen der Güter. . 

1: 2 

3 % 

1 1 

1 

bei sonstigen Anlässen. 

;■ . } 

3 

— 

— 

zusammen. 

i 

! 31 

! 30 

24 

23 

Gesamtzahl der beim Eisenbahnbetrieb getöte- 


i 



ten und verletzten Personen. 

1 88 

j 162 

44 

61 

außerdem durch Selbstmord und bei Selbst- 

| 


i 


mordversuchen. 

5 

] 1 

i i 

— 

Personenverkehr. 




Zahl der beförderten Reisenden: 

19 18 

1919/20 

1. Klasse. 

24 696 

20 280 

” % 

U,9l 

0,49 

2. Klasse . 

213 794 

229 764 

= 0 

7,96 

4 

1.25 

3. Klasse . 

2 44Ö112 

5 151 324 

= % 

91,13 

95,26 

zusammen. 

2 683 602 

5 407 368 


Hiervon wurden zum halben gewöhnlichen 
Fahrpreis befördert (Militär, Eisenbahn¬ 
beamte, soweit ihnen nicht freie Fahrt 
bewilligt wurde, Schüler und Kinder von 
4 bis 10 Jahren): 


1. Klasse . 


457 

6 025 

2. „ . 


5 993 

23 220 

3- » . 


44 468 

327 776 

zusammen. 


50 918 

357 021 

= °/o der Gesamtpersonenzahl 

. • 

1,90 

6,60 

Zahl der gefahrenen Personenkm .... 


231 419 099 

443 142 714 

davon kommen auf: 




1. Klasse . 

% 

3,20 

1,68 

2- „ . 


14, 06 

9,20 

3- * . „ 

Im Durchschnitt wurden von einem Reisenden 

82,14 

89,12 

zurückgelegt: 




in 1. Klasse. 

km 

300,is 

283,24 

» 2. „ . 

i 

158,76 

177,44 

* 5« n .... • * • • • 

r 

77,73 

76,67 

überhaupt. 

»» 

86,23 

81,95 


*) Oder innerhalb 21 Stunden gestorben. 
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Die bulgarischen Eisenbahnen im Rechnungsjahr 1919/20. 


Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 

kamen Personenkm. 

Jede Personenwagenachse war durchschnitt¬ 
lich besetzt mit Personen. 

Von 100 Plätzen der Personenwagen waren 

durchschnittlich besetzt. 

Gepäck . t 

tkm 

Im Durchschnitt wurde 1 t Gepäck be¬ 
fördert .km 

Auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge kam Gepäck.t 

tkm 

Jeder Gepäckwagen der Personenzüge 
war durchschnittlich beladen mit 

Gepäck.kg 

Zahl der beförderten Hunde. 

Die Hunde wurden befördert auf zu¬ 
sammen .km 


Güterverkehr. 


Beförderte Gewichtsmengen: 
Eilgut. 


Frachtgut 

Dienstgut 

Militärgut 


zusammen 


. t 
= °/o 
. t 
= % 
. t 
= % 
t 

= % 
• n 

= 3 /o 


insgesamt 


Gefahrene Tonnenkm: 
Eilgut. 


Frachtgut 

Dienstgut 

Militärgut 


= °/o 
= % 


zusammen 


= % 


= % 


- o 


7o l 


insgesamt 


1918 

1919/20 

83 213 

188251 

3,5t 

10,39 

21,78 

64,49 

9 763 

11635 

2 237 900 

2 359 830 

229,69 

204,58 

3,96 

4,90 , 

912 

1 

1002 

l> 

656 

322 

408 

2014 

24 888 

1 

96 672 

P. 

i| 


,1 

i 24 893 

14 900 

0,85 

0,84 

! 1 373 106 

1227 891 

1 46,98 

68,90 

1 1397 999 

3 242 791 

47,78 

69,74 

798617 

493 948 

27,80 

27,7t 

729143 

45 515 

24,99 

2,56 

! 2 925 769 

1782 254 

1 

9 296 560 

3 944 300 

1,18 

1,01 

456928614 

279 163 198 

55,83 

71,98 

466 225 174 

283 107 498 

56,96 

72,24 

| 198829524 

94 098 356 

24,30 

24,01 

j 153 343 992 

14 706 172 

18,74 

3,75 

| 818 398 690 

391914026 
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19 18 

1919/20 

Im Durchschnitt wurde befördert: 




1 t Eilgut. 

km 

373,46 

264,7* 

1 t Frachtgut. 

„ i 

332,77 

227,85 

1 t Eil- oder Frachtgut. 

n J 

333,4* 

227,80 

Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslange 



kamen an Tonnenkilometern: 




Eil- und Frachtgut. 

. . 

179732 

120266 

Dienst- und Militärgut. 

• • 

136763 

46 221 

zusammen .... 

. . 

315 496 

166 487 

Jede Güterwagenachse war durchschnittlich 



beladen mit. 

t 

3,oi 

3,61 

Die Nutzlast betrug vom Ladegewicht der 




Güterwagen. 

% 

43,18 

50,91 

An wichtigeren Güterarten wurden befördert: 



lebende Tiere. 

t 

26115 

24 489 

Kohlen, Koks und Preßkohlen .... 

V 

320480 

192663 

Brennholz. 

Tf 

167 127 

196 254 

Mauersteine, Ziegel- und Tonwaren . . 

» I 

24 439 

44 906 

Zuckerrüben, Rübenschnitzel. 

" I 

41274 

97 437 

Bauholz, Zement u. hydraulischer Kalk 

V 

81 907 

64 645 

Salz, Erdöl. 

V 

57 833 

57 798 

G etreid e (W eizen, Gerste, Hafer, Roggen, 


; 


Mais, Hirse). 

* 

69194 

118600 

Mehl und sonstige Müllereierzeugnisse, 


| 


Stroh, Heu. 

» 

! 17 628 

72 384 

Eisen, Eisenwaren, Maschinen .... 


170 477 

23 274 

Wein, Bier, Alkohol und alkoholische 

» j 

; 


Getränke. 


| 13 723 

14905 

Zucker, Bücher und Papier. 

*> 

22844 

14193 

Gemüse und Früchte .. 


16606 | 

45 916 

Rohtabak. 


32 532 

22550 

Eier. 

* 

856 

434 

Einnahmen. 



Personenverkehr. 

Fr. | 

| 22285064 

79049889 

Gepäckverkehr . 

f) 

3 564906 

5669 584 

zusammen Personen- u. Gepäckverkehr 

r 

i 

25 839970 

84 719 473 


■ % 

33,56 

47,37 

Güterverkehr . 

Fr. 

61 160776 

94117086 

— 

:% 

66,44 

52^3 

zusammen Verkehrseinnahmen .... 

Fr. 

77 000746 

178 836 659 

“% der Gesamteinnahme . 

. • 

99,80 

99,81 

Sonstige Einnahmen . 

Fr. 

166243 

339 936 

Gesamteinnahme . 

V 

77156989 

179 176 495 
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Die bulgarischen Eisenbahnen im Rechnungsjahr 3919/20. 


Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 

19 18 ; 

1919/20 

sind aufgekommen: 


1 





aus dem Personenverkehr. 

Fr. 

8 591 

33 581 

* Gepäckverkehr. 

*» 

1 370 

i 

2 408 

zusammen aus dem Personen- und 


i 


Gepäckverkehr. 

n 

9 901 1 

35 989 

aus dem Güterverkehr. 


19 723 

39 982 

überhaupt. 

•» 

29 744 

76 115 

Es brachte irn Durchschnitt ein: 




1 Person. 

Fr. 

8,30 

14,61 

1 t Gepäck . 

w 

364,12 

493,70 

1 t Eil- oder Frachtgut. 

n 

36,r>0 

75,72 

1 Personenkm ... . 

cts. 

9,63 

17,83 

1 tkm Gepäck. 

n 

158,*5 

240,23 

1 tkm Eil- oder Frachtgut . 

yy 

10,97 

33,24 

1 Personemvagenachskm. 

n 

33,80 

185,34 

1 Güterwagenachskm. 

* 1 

33,02 1 

120,00 

1 Wagenachskm überhaupt. 


20,98 1 

106,23 

1 Lokomotivnutzkm. 

Fr. 

6,04 

1 

36,82 * 

Ausgaben. 



Die ordentlichen Ausgaben betrugen: 


! 


für die allgemeine Verwaltung .... 

Fr. | 

3 710 582 

3 001 628 

„ „ Bahnunterhaltung und Bahnbe- 


1 


wachung. 

- 1 

9 154 586 

17 492 297 

für den Stations- u. Abfertigungsdieust 

„ , 

7 401 828 

12 576 325 

* ., Zugdienst. 

, 

24 934 008 

67 459 176 

zusammen . . . 

*1 

45 2G1 004 | 

100629 426 

dazu außerordentliche Angaben aus 

1 

! 


Anlaß des Krieges. 

» 

26 160 681 j 

76244306 

Mithin Gesamtausgabe. 


71 421 685 

176 773 732 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . 

Tf 

27 533 I 

76 095 

„ 1 Lokomotivnutzkm. 

, ; 

| 5,59 

36,38 

„ 1 Wagenachskm. 

cts. 

19,42 * 

104,81 

„ 100 Fr. der Einnahmen (Betriebszahl) 

n 

92,56 

98,65 

Überschuß. 



Als Uberschuß wurden erzielt: 


1 


im ganzen . 

Fr. 

5 735 304 

2 402 763 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge . 

V 

| 2211 

1020 

„ 1 Lokomotivnutzkm. 

19 

0,45 

0,49 

„ 1 Wagenachskm. 

cts. 

1,56 

1,42 

„ 100 Fr. des Anlagekapitals . . . . 

Fr. 

1,54 

0,64 

Digitized by GOiKijlC 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



























Die bulgarischen Eisenbahnen im Rechnungsjahr 1919/20. 


688 


II. Schmalspurbahnen. 


Auf den Schmalspurbahnen wurden 1919/20 befördert: 

158 711 Personen.auf durchschnittlich 48,55 km. 


118 t Gepäck . . . 
534 „ Eilgut, und l 
59 512 „ Frachtgut / 

31 691 * Dienstgut und 
3 688 „ Militärgut. 


52.89 , , 

65.33 - , 


Gefahren wurden 

7 705 490 Personenkm . . (auf 1 km Betriebslänge 22250), 
6 241 Gepäck-tkm . . ( „ 1 - 18), 

38886 Eilgut-tkm . . 1 

3 884 166 Frachtgut-tkm I , . 

2 195 797 Dienstgut-tkm j 1 ’ h 

311822 Militärgut-tkm ) 

Die Einnahmen betrugen: 


aus dem Personenverkehr ... . 2601 433 Fr., 

„ , Gepäckverkehr. 189 476 . , 

, „ Güterverkehr. 2 425 299 . , 

im ganzen... 5 216 341 . . 

a Durchschnitt: 

auf 1 km Betriebslänge. 15 063 , , 

T 1 Personenkm. 33,74 e(s., 

„ 1 tkm Gepäck. 30,36 Fr., 

1 1 „ Eil- und Frachtgut. . 61,87 cts. 
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Kleine Mitteilungen. 


Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten 
Staaten von Amerika über die Befugnisse des Eisenbahn-Arbeitsamts 
nach der Transportation Act. Über den Streit zwischen der Penn- 
sylvania-Eisenbahn-Gesellechaft und dem Eisenbahn-Arbeitsamt der 
Vereinigten Staaten über die Auslegung des von den Arbeitstreitig¬ 
keiten bei den Eisenbahnen handelnden III. Abschnitts der Trans¬ 
portation Act 1 ) ist hier bis zum Ende des Jahrs 1921, als das Ver¬ 
fahren vor dem Arbeitsamt noch nicht abgeschlossen war, berichtet 
worden*). Danach hat das Amt, tun es kurz zu wiederholen, durch 
Entscheidung Nr. 218 die Wahl der Personalvertretung der Ge¬ 
sellschaft auf Anrufung durch die Gewerkschaft der Werkstätten¬ 
arbeiter für gesetzwidrig und die mit der Personalvertretung verein¬ 
barten Arbeitsverträge für null und nichtig erklärt. Außerdem hat es 
die Neuwahl der Personalvertretung mit der Maßgabe angeordnet, daß 
auch die Gewerkschaften des Personals in die Wahlvorschläge aufzu¬ 
nehmen seien und daß im Fall ihrer Wahl mit ihnen nach § 301 der 
Transportation Act über die dort bezeichneten Arbeitstreitigkeiten 
verhandelt werden müsse. Zugleich hat das Amt die nicht oder nicht 
mehr im Dienst der Gesellschaft stehenden Personen, unter anderem 
also Gewerkfechaftsangestellte, für wählbar bezeichnet, — beides ab¬ 
weichend von dem Wahl verfahren der Gesellschaft, noch dem lediglich 
Einzelpersonen und zwar nur solche, die im Dienst der Gesell¬ 
schaft stehen, als wählbar gelten. Nach einer Flugschrift, die die Ge¬ 
sellschaft im September 1922 über das von ihr eingeführte System der 
Personalvertretung und die damit auf dem Gebiet des Arbeitsvertrags 
und des Schlichtungswesens erzielten Erfolge veröffentlicht hat*), sind 
die weiteren Verhandlungen über den Streitfall vor dem Arbeitsamt 
ohne Erfolg geblieben. Der Absicht des Amts, seine Meinung über 
die Angelegenheit öffentlich kundzugeben und die Gesellschaft dabei 
der Verletzung jener Entscheidung des Amts zu bezichtigen, ist die 
Gesellschaft durch Anrufung de® ordentlichen Gerichts entgegen¬ 
getreten. In der ersten Instanz hat sie einen richterlichen Einhalts¬ 
befehl gegen das beabsichtigte Vorgehen des Arbeitsamts erwirkt, der 
indessen vom Berufungsgericht wieder aufgehoben worden ist. Die 

*) Archiv für Eisenbahnwesen 1920, S. 775. 

*) Die Pennsylvania-Eisenbahn und die Transportation Act 1920. (Archiv 
fiir Eisenbahnwesen 1922, S. 129.) 

3 ) Employe representation on the Pennsylvania Railroad System. 
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Gesellschaft hat dann die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs der 
Vereinigten Staaten angerofen, wobei sie — nach ihrer Angabe in 
der Flugschrift — vornehmlich folgende Einwendungen und Anträge 
vorgebracht hat: 

1. Daß die angefoohtene Verfügung des Arbeitsamts über dessen 
durch die Transportation Act ‘bestimmten Befugnisse hinausgehe; 
daß die Gesellschaft deshalb keine gesetzmäßige Entscheidung 
des Amts verletzt habe und daß dem Amt die Veröffentlichung 
seiner gegenteiligen Ansicht untersagt werden solle; 

2. daß die Vorschriften der Transportation Act, wenn sie etwa das 
Arbeitsamt zuim Erlaß der angefochtenen Verfügung berechtigen 
sollten, verfassungswidrig seien. 

Am 11. Januar 1923 ist vor dem Obersten Gerichtshof über die 
Klage verhandelt worden 1 ); die Gesellschaft hat hierbei unter anderem 
geltend gemacht, daß die Transportation Act das Arbeitsamt weder aus¬ 
drücklich noch dem Sinn nach ermächtige, 

a) den Eisenbahngesellschaften aufzugeben, mit Gewerkschafts¬ 
vertretern als solchen über den Abschluß von Arbeitsverträgen 
zu verhandeln; 

b) den Gesellschaften vorzuschreiben, sich damit einverstanden zu 
erklären, daß eine Gewerkschaft Vertreter ihrer eigenen Wahl 
zu den Verhandlungen über solche Verträge entsende; 

<•) zu entscheiden, daß die Mehrheit einer Gruppe von Arbeitneh¬ 
mern eine Gewerkschaft zu ihrer Vertretung bei derartigen Ver¬ 
handlungen wählen könne und daß die Gesellschaft dem zustim¬ 
men und mit der so gewählten Gewerkschaft verhandeln müsse; 

d) Wahlen von Teilnehmern an den durch § 301 der Transportation 
Act vorgeschriebenen Verhandlungen für ungültig zu erklären; 

e) Arbeitsverträge für ungültig zu erklären, die allen Arbeit¬ 
nehmern, und zwar sowohl den gewerkschaftlich organisierten 
als auch den nicht organisierten, genehm sind. 

Die Gesellschaft hat außerdem den oben unter Ziffer 2 erwähnten 
Eventualeinwand der Verfassungswidrigkeit der in Frage kommenden 
Bestimmungen der Transportation Act erhoben und die Begründung des 
Urteils des Berufungsgerichts in den wesentlichen Punkten als irrig an- 
gefochten. Näheres hierüber enthält unsere Quelle nicht; auch ergibt sich 
aus ihr nicht, wie das Arbeitsamt seinen abweichenden Standpunkt be¬ 
gründet hat. 

Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs ist am 19. Februar ge¬ 
fallen; sie lautet zugunsten des Arbeitsamts*). Sie geht einstimmig da¬ 
hin, daß Entscheidungen des Amts, die das Verfahren für die Wahl von 
Vertretern des Eisenbahnpersonals für die mit der Gesellschaft zu führen¬ 
den Verhandlungen über die Löhne und Arbeitsbedingungen vorschreiben, 
zur Zuständigkeit und zu den Aufgaben des Amts gehören, wennschon 
die Entscheidungen nicht zwingender Natur sind und nicht im Prozeß¬ 
weg durchgesetzt werden können: vielmehr muß sich das Amt damit 
begnügen, die öffentliche Meinung gegenüber widerspenstigen Parteien 
anzurufen, um auf diese so einen moralischen Druck auszuüben. 

Wir geben hier die Urteilsgründe nach dem Railway Age wörtlich 
wieder: 

*) Railway Age Nr. 3 vom 20. Januar 1923, S. 228. 

*) Railway Age Nr 8 vom 2-1. Februar 1923, S. 479. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 45 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



686 


Kleine Mitteilungen. 


„Die Absicht des Kongr ess es, die Pflege harmonischer Beziehungen 
zwischen den Eisenbahn-Gesellschaften und ihrem Personal zu fördern, geht aus 
allen Bestimmungen des Gesetzes“ (der Transportation Act) „klar hervor; und 
die Bedeutung, die der Kongreß den zu diesem Zweck zwischen beiden Teilen 
■zu führenden Verhandlungen beimißt, ist ebenso unverkennbar. Es muß deshalb 
in der Absicht des Kongresses gelegen haben, dlag Verfahren für die Bestimmung 
der Vertreter des Personals, als eines unter den § 307 1 ) fallenden, vom Arbeits¬ 
amt zu würdigenden Streitgegenstandes in die gesetzliche Regelung einzubeziehea 
Das Gesetz muß ohne Zwang (liber&lly) aufgelegt werden, um die offenbare Ab¬ 
sicht des Kongresses, Streitigkeiten zwischen den Eisenbahn-Gesellschaften und 
ihrem Personal zu schlichten, zu verwirklichen; und es würde keinesfalls zur 
Unterstützung dieser Absicht dienen, wenn man von der gesetzmäßigen Nach¬ 
prüfung des Arbeitsamts eine Frage ausschließen wollte, die die Beziehungen 
zwischen den Gesellschaften und ihrem Personal häufig bedenklich beeinflußt 
hat und die oft der Ausgangspunkt von Streitigkeiten zwischen ihnen ge¬ 
wesen ist. 

Das Arbeitsamt ist geschaffen worden, um zu entscheiden, wie die Par¬ 
teien ihre gesetzlichen Rechte ausüben müssen, um sie zur Zusammenarbeit bei 
der Betriebsführung der Eisenbahnen zu befähigen. Es hat die Aufgabe, einen 
einwandfreien Ausgleich zwischen den Parteien zustande zu bringen, und 
zwar ohne Rücksicht auf die gesetzlichen Rechte, die von dien Parteien vor den 
ordentlichen Gerichten geltend gemacht werden könnten. Das Amt hat als 
Schiedsgerichtshof zu entscheiden. Es soll seine Ansicht über die 
moralische Verpflichtung der Parteien kundgeben, sich als Mitglieder der staat¬ 
lichen Gemeinschaft im Wege der Zusammenarbeit zu vereinigen mit dem Ziel, 
die Eisenbahnen im öffentlichen Interesse zu betreiben. 

Die Entscheidungen des Amts unterliegen nur der einen Beschränkung, 
daß sie Grundsätze für Arbeitsbedingungen schaffen sollen, die nach seiner 
Überzeugung gerecht und billig sind. Ras Recht des Amts, den Parteien 
Weisungen darüber zu geben, was sie nach seiner Meinung tun sollen, ist nicht 
durch das verfassungsmäßige oder gesetzliche Recht der Parteien beschränkt, 
diese Weisungen abzulehnen. Das Gesetz nötigt die Parteien nicht, die Ent¬ 
scheidungen des Amts zu befolgen, abgesehen von dem schon erwähnten morali¬ 
schen Zwang, der in der Veröffentlichung seiner Entscheidungen liegt. 

Fß gehört nicht zu den Aufgaben dieses oder eines andern Gerichtshofs, 
über die Einwandfreiheit der Entscheidungen des Arbeitsamts zu urteilen, so¬ 
fern es eich im Rahmen der ihm durch das Gesetz zugewiesenen Rechtsprechung 
hält. Das Gesetz verlangt von den Eisenbahngesellschatften nicht, daß sie die 
Arbeitergewer ksohaften anerkennen oder mit ihnen verhandeln; es verlangt 
von dem Personal nicht, daß es durch Vermittlung seiner Arbeitsgenossen mit 
den Arbeitgebern verhandelt. Aber wir sind der Ansicht, daß das Gesetz das 
Arbeitsamt mit der Befugnis ausgestattet hat, darüber zu entscheiden, wie 
solche Personalvertreter gewählt werden sollten, um ein befriedigendes Zu¬ 
sammenarbeiten der Parteien zu ermöglichen; und es überläßt es den Parteien, 
die Entscheidungen anzunehmen oder zu verwerfen. 

Das Gesetz bestimmt die Förmlichkeiten für die Verhandlungen, für den 
Erlaß der Entscheidungen und deren moralische Bestätigung (sanction). Das 
Arbeitsamt muß sich diesen Bestimmungen des Gesetzes fügen; aber darüber 
hinaus ist es in seiner Beweisführung (reasoningis) und seinen Entschließungen 
nicht, wie ein ordentliches Gericht, auf die Würdigung der gesetzmäßigen 
Rechte der Parteien beschränkt. 

1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920 S. 788/790. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY 0F MICHIGAN 



Kleine Mitteilungen. 


687 


Die R/iohtigkeit der Verfügung des Amte gegenüber den schwebenden 
Streitigkeiten unterliegt nicht unserer Entscheidung, abgesehen von den Vor¬ 
schriften Nr. 5 und 15 der Entscheidung Nr. 119, insoweit als eie die Wahl 
der Personal Vertretung regeln. Sie sind bei der durch die Entscheidung 
Nr. 218 vorgeechriebenen Form der Abstimmung angewandt und beachtet wor¬ 
den. Diese Entscheidungen waren nötig, um die durch den § 901 vorge¬ 
schriebenen Beratungen rechtzeitig einzuleiten und die dabei entstehenden 
Streitigkeiten dem Amt zu unterbreiten. Sie waren also nioht verfrüht Es 
ist nicht unsere Aufgabe, eine Meinung Uber den Wert dieser Grundsätze und 
Entscheidungen zu äußern. Alles, was wir in diesem Fall tun können, ist, dar¬ 
über zu befinden, was wir hiermit tun, daß ihre Herausgabe sich im Rahmen der 
gesetzlichen Wirksamkeit des Amts bewegt und daß sie, da sie nicht zwingen¬ 
der Art sind, kein gesetzliches oder Billigkeitsrecht der klagenden Gesellschaft 
verletzen. Aus diesem Grande sind wir der Ansicht, daß das Bezirksgericht 
desn Arbeitsamt zu Unrecht verboten hat, seine Rechtsprechung hierüber fort¬ 
zusetzen und seine Meinung zu veröffentlichen, sowie daß das Berufungsgericht 
‘das Urteil des Bezirksgerichts zu Recht aufgehoben und die Klage abge- 
wieeen hat.“ 


Durch die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten 
Staaten ist der gordische Knoten, der sich ans den widerstreitenden An¬ 
sichten der Penney Ivan La-Eisenbahn-Gesellschaft einerseits und der 
Gewerkschaft der Werkstättenarbeiter sowie des Eisenbahn-Arbeitsamts 
andrerseits über die dem Eisenbahn-Arbeitsamt nach 8 307 der Transpor¬ 
tation Act zustehenden Befugnisse gebildet hat, keineswegs gelöst Die 
Entscheidung lautet zwar auf Abweisung der Klage der Gesellschaft; sie 
bedeutet aber gleichwohl nur einen halben Erfolg des Amts. Denn sie 
erkennt wohl am, daß dieses berechtigt ist, Grundsätze für die Wahl der 
mach § 301 a. a. 0. wirkenden Personalvertretung bei den Eisenbahnen 
aufzustellen und die Pennsylvania-Eisenbahn-Gesellschaft öffentlich der 
Verletzung dieser Grundsätze und damit einer Entscheidung des Amts 
zu bezichtigen, um so einen moralischen Druck auf die Gesellschaft aus- 
zuüben. Andrerseits stellt die höchstrichterliche Entscheidung aber auch 
fest, daß die Gesellschaft gesetzlich nicht verpflichtet ist, die Gewerk¬ 
schaften als berechtigte Vertretung ihres Personals anzuerkennen oder 
(mit ihnen zu verhandeln; sie stellt ferner ausdrücklich fest, daß das Ge¬ 
setz die Parteien nioht nötigt, die Entscheidungen des Amts zu befolgen. 
Es kommt also alles darauf an, ob die Veröffentlichung der nunmehr durch 
das höchstrichterliche Urteil als einwandfrei anerkannten Entscheidung 
des Arbeitsamts geeignet ist, den Widerstand der Pennsylvania^-Eisen- 
bahn-Gesellschaft zu brechen. Die Umstände sprechen nicht gerade hier¬ 
für; denn die Gesellschaft hat ihr vom Arbeitsamt verworfenes System 
der Pereonalvertretung im besten Einvernehmen mit dem beteiligten Per¬ 
sonal eingeführt und nach ihrer oben erwähnten Darstellung damit bei 
dem' Abschluß der Tarifverträge und der Schlichtung von Arbeitstreitig¬ 
keiten sehr günstige Ergebnisse erzielt. Sie kann hiernach also mit Recht 
darauf hinweisen, daß hierüber zwischen dem Arbeitgeber und den Ar¬ 
beitnehmern selbst kein Streit herrscht, so daß die erste Voraussetzung 
der Transportation Act für ein Eingreifen des Arbeitsamts fehlt. Andrer¬ 
seits ist die Geiwerkschaft der Werkstättenarbeiter, die die Entscheidung 
des Arbeitsamts gegen die Gesellschaft angerufen hatte, durch den im 
Vorjahr verlorenen Generalausstand der Werkstättenarbeiter 1 ) zweifele- 

*) Archiv für Eisenbahnwesen 1923, 8. 66. 
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ohne ao erheblich in ihrem Ansehen und ihrer Schlagkraft geschwächt, 
daß eie ee kaum wagen wird, die höchstrichterliche Entscheidung zum 
Ausgangspunkt eines Kampfes gegen die Gesellschaft zu machen. So 
dürfte denn die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs um so mehr ohne 
praktische Folgen bleiben, als alle Anzeichen darauf hindeuten, daß man 
auf Grund der mit dem III. Abschnitt der Transportation Act gemachten 
Erfahrungen über kurz oder lang daran gehen wird, diesen Teil des 
Gesetzes zu vervollkommnen und die Befugnisse des Arbeitsamts oder 
eines an seine Stelle zu setzenden Schiedsgerichts von andrer Zusammen¬ 
setzung so erschöpfend zu regeln, daß Konflikte, wie der vorliegende, 
vermieden werden können. Rg- 

Nachschrift. Dem uns während der Drucklegung zugegangenen 
Railway Age vom 5. Mai 1923 entnehmen wir, daß am 27. April eine Be¬ 
sprechung zwischen Vertretern) des Eisenbahn-Arbeitsamts und der Ge¬ 
sellschaft über die durch das höchstrichterliche Urteil geschaffene Lage 
stattgefiunden hat. Dabei haben die Vertreter der Gesellschaft erklärt, daß 
sie sich nach iwie vor auf Grund der Transportation Act für berechtigt 
halten, unmittelbar mdt ihrem Personal Tarifverträge abzuschließen, und 
daß sie an diese gebunden seien, solange das Personal selbst nicht anderen 
Sinns werde. Das Eisenbahn-Arbeitsamt kann min nicht umhin, seine 
Entscheidung zu veröffentlichen, während die Gesellschaft — wie bereits 
oben ausgeftthirt, sieh durch diese Veröffentlichung kaum zu einer Änderung 
ihrer Haltung bewegen lassen wird. 


Die Entscheidungen des Eisenbahn-Arbeitsamts der Vereinigten Staaten 
von Amerika und die streitenden Parteien. Gelegentlich des vor¬ 
jährigen Generalausstands der Eisenbahn-Werkstättenarbeiter in den 
Vereinigten Staaten von Amerika 1 ) hat der Vorsitzende der American 
Federation of Labour zur Entschuldigung der eine Lohnherabsetzung 
des Eisenbahn-Arbeiftaamts mißachtenden (Gewerkschaft der Werk- 
stättena.nbeiter darauf hiingewiesen, daß die Eisenbahn-Gesellschaften 
des öfteren schon gegen Entscheidungen des Amts verstoßen hätten, 
und zwar sollten das nach seiner Angabe insgesamt 92 Gesellschaften 
in 104 Fällen getan haben*). 

Mit Rücksicht auf diese und ähnliche Äußerungen hat der Präsi¬ 
dent des Amts unlängst, einen Bericht über die Angelegenheit, veröffent¬ 
licht, dem wir folgende Angaben entnehmen*): 

Vom 15. April 1920, dem Beginn der Tätigkeit des Amtes, bis 
zum 15. Dezember 1922 sind diesem insgesamt 11414 Streitfälle vor¬ 
getragen worden, von denen 10 453 regelrecht, wie bei den ordentlichen 
Gerichten, eingetragen worden sind. Davon hat das Amt 8534 erledigt, 
wobei gleichartige Streitfälle auf verschiedenen Eisenbahnen stets .zu¬ 
sammen behandelt und entschieden worden sind. In den Vereinigten 
Staaten gibt es zurzeit 201 Eisenbahnen der Klasse I und 892 sogenannte 
kurze Strecken (short lines). Auf die Verstöße bei diesen letzteren 
geht der Bericht nicht näher ein; er bemerkt lediglich, daß hier an¬ 
geblich 56 Gesellschaften in Frage kommen, und fügt hinzu, daß es 

*) Archiv für Eisenbahnwesen 1923, S. 65. 

*) Daselbst S. 72. 

*) Nach dem Railway Age vom 13. Januar 1923, S. 187. 
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eich dabei stets nur um eine verhältnismäßig kleine Zahl von in Mit¬ 
leidenschaft gesogenen Bediensteten handele. Bei den Eisenbahnen 
der Klasse I hat das Amt förmlich 61 Fälle feetgestellt, in denen gegen 
seine Entscheidungen verstoßen worden ist In 46 dieser Fälle dreht 
eich der Streit um sogenannte Kontraktarbeit, das heißt um die Arbeits¬ 
bedingungen gewisser Klassen des Personals, deren Arbeit die Gesell¬ 
schaften durch Werkvertrag an selbständige oder angeblich selbständige 
Unternehmer vergeben haben. Diese Fälle können nach der Ansicht 
des Präsidenten des Arbeitsamts kaum als direkte oder unzweifelhafte 
Verstöße gegen die Entscheidungen des Amts gelten, da les noch frag¬ 
lich sei, wie sich die Reohtsbeständigkeit solcher Verträge zu den Ent¬ 
scheidungen des Amts verhalte; augenblicklich unterliege diese Frage 
noch der gerichtlichen Entscheidung. In den übrigen 15 Fällen hat 
sich eine beträchtliche Zahl der beteiligten Gesellschaften den ihnen 
nachteiligen Entscheidungen des Amts unterworfen; wieviele der 
Gesellschaften sich gegen diese Entscheidungen ablehnend verhalten, 
ist dem Amt nicht bekannt. Einbegriffen in dieser Zahl ist der Fall, 
in dem die Pennsylvania - Eisenbahn-Gesellschaft die Ent¬ 
scheidung des ordentlichen Gerichts angerufen hat 1 ). Besonders er¬ 
wähnt ist ferner der Fall der Atlanta, Birmingham und 
Atlantic- Eisenbahn, in dem das ordentliche Gericht bestätigt hat, 
daß diese gegen eine — den Antrag des Zwangsverwalters auf Lohn- 
herabsotzulng abweisende — Entscheidung des Amts verstoßen hat. 
Außerdem ist das Amt zurzeit noch mit der Nachprüfung von 76 Fällen 
beschäftigt, in denen Eisenbahn-Gesellschaften der Klasse I angeblich 
gegen Entscheidungen des Amts verstoßen haben; was indessen von 
den beschuldigten Gesellschaften meistens bestritten ist 

Dean Präsidenten ist nur eiin Fall bekannt geworden, in dem ein 
Arbeitnehmer das ordentliche Gericht angerufen hat, um in den 
jGenuß der ihm vom Amt zugesprochenen Rechte zu gelangen; in 
diesem Fall hat der Oberste Gerichtshof von Mississippi zugunsten 
des Klägers entschieden und die Entscheidung des Amts bestätigt. 

Die Arbeitnehmer haben sich in 2 Fällen der Nichtbeachtung von 
Entscheidungen des Amts schuldig gemacht; das eine Mal in dem ein¬ 
gangs erwähnten Fall des Generalausstands der Werkstättenarbeiter 
und das andere Mal bei dem Ausstand auf der Missouri und 
North Arkansas - Eisenbahn. In jenem Fall glaubt der Bericht¬ 
erstatter daran erinnern zu müssen, „daß die Werkstättenarbeiter die 
Entscheidung des Amts nicht annahmesn und konsequent die Ansicht 
verfochten, daß sie die Entscheidung nicht verletzten, sondern nur von 
ihrem gesetzlichen Recht, sie abzulehnen, Gebrauch machten“, — eine 
Unterscheidung, auf die es hier im wesentlichen kaum ankommen dürfte. 
Im (zweiten Fall Liegt auch nach Ansicht des Berichterstatters eine 
Verletzung einer Entscheidung des Amts vor; die Arbeitnehmer haben 
hier zu ihrer Rechtfertigung geltend gemacht, daß die Gesellschaft 
selbst sich zuvor desselben Verstoßes schuldig gemacht habe. 

Der Bericht kommt zu folgenden Schlußfolgerungen: 1. Die Ent¬ 
scheidungen des Amts sind von beiden Parteien in einem Maß be¬ 
rücksichtig* worden, dtas bemerkenswert ist angesichts der großen 
Zahl der von dem Amt gefällten Entscheidungen und der schwierigen 
und unruhigen 'Zeiten», denen rdas Eisenbahnwesen ausgesetzt ist). 

‘) Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 129, und 1923. S. 
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2. Die Erzwingbark eit der Entscheidungen des Amts oder eines anderen 
Gerichtshofs gleicher Art ist zum Schutz der Rechte de© Personals 
wünschenswerter als zu irgendeinem anderen Zweck. Rg. 


Weiteres über den vorjährigen Aasstand der Efeenbahnwerkstätten- 
arbeiter in den Vereinigten Staaten von Amerika. Dem Bericht Uber 
diesen Ausstand 1 ) seien in Anbetracht der Bedeutung und der Nach¬ 
wirkungen des Vorgangs noch einige Bemerkungen hinzugefiigt. Ob¬ 
wohl der Ausstand die Aufrechterhaltung des Eisenbahnbetriebs im 
großen und ganzen nicht zu verhindern vermochte, bat er doch durch 
seine lange Dauer und den dadurch anormal gesteigerten Reparatur- 
Stand der Lokomotiven, der sich in einer unzulänglichen Bedienung des 
Güterverkehrs in den am stärksten in Mitleidenschaft gezogenen Landesr 
teilen auswirkte, der Landwirtschaft, der Industrie und dem Handel nicht 
unerheblichen Schaden zugefügt. Die EisenbahngeeelLschaften 1 selbst 
haben die Niederringung des Ausstands, wie leicht verständlich, mit 
beträchtlichen finanziellen Opfern erkaufen müssen. Hierher gehören 
außer dem 'Ausfall an Frachteinnahmen die Kosten für die Anlemung 
der an Stelle der Streikenden in erheblicher Zahl eingestellten unge¬ 
übten Erisatzkräfte, JPrämien für das arbeitswillig gebliebene Personal, 
die Ausgaben für erhöhte Bewachung der Bahnanlagen und der Betriebe¬ 
mittel sowie die Wiedergutmachung der an diesen durch Streikende ver¬ 
ursachten Schäden, der Schadenersatz für beschädigte Frachtgüter, 
endlich — nach der Beendigung des Ausstands — erhöhte Aufwendungen 
für Überstunden zur Herabminderung dies Reparaturstands der Betriebs¬ 
mittel, insbesondere der Lokomotiven, auf das übliche Maß. Um welche 
Beträge es sich hierbei insgesamt bandelt, ist nicht festgestellt. Doch 
lassen die folgenden Angaben, die von den Vertretern einiger Gesell¬ 
schaften vor Gericht gelegentlich der Verhandlungen über den gewerk¬ 
schaftlichen Antrag auf Zurückziehung des Streikeinhaltsbefehls ge¬ 
macht worden sind*), erkennen, in welch hohem Maß die Gesellschaften 
durch den Ausstand geschädigt worden sind. Bei der Missouri-Pacific- 
Eisenbahn haben die Streikausgaben 2 000 000 $ betragen, außerdem hat 
die Gesellschaft 15 neue Lokomotiven zum Preis von 3000 000 $ er¬ 
werben müssen, um den Betrieb zur kritischen Zeit aufrechterhalten zu 
können. Bei der Chicago & Alton-Eisenbahn haben die Kosten 1 908 000$ 
ausgemacht; außerdem hat die Gesellschaft 540 000 $ als Prämien an 
das arbeitswillig gebliebene Personal gezahlt. Bei der Wabash-Eiseu- 
bahn sind 179 000 $ für solche Prämien gezahlt worden. Insgesamt haben 
die sieben vom Gericht geladenen Gesellschaften, von denen die übrigen 
in unserer Quelle nicht genannt sind, 14 900 000 $ Streikkosten gehabt. 
Bei den am 2. Mai wieder aufgenommenen Verhandlungen über die Auf¬ 
rechterhaltung des Streikemhaltbefehls (siehe weiter unten) ist fest- 
gestellt worden, daß die Streikkosten der Regierung allein an den Gebüh¬ 
ren der Untersuchungsbeamten (rnvastigators), Anwälte und Gerichtsper¬ 
sonen nicht weniger als $ 1 900 022 ausmachen. Die Streikenden selbst 
haben einen Lohnausfall von etwa 100 000 000 $ erlitten*). Ihre Zahl und 


*) Archiv filr Eisenbahnwesen 1923, S. 65. 

*) Hn.il way Ajre vom 17. Februar 1923. S. 410. 
) Huilway Ajre vom 6. Januar 1923. S. 115. 
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der «dl-m&hliche Zufluß von Ersafczkräften sowie streikmüden Arbeitern 
läßt sich an der Hqnd folgender, der amtlichen Eisenbahnstatistik für das 
Jahr 1922 entnommener Zahlen jetzt besser beurtilen. Danach ist im Juli 
1922 ein Abgang von 255 000 Werkstättenarbeätern ziu verzeichnen 
gewesen, dem im Augiust ein Zugang von 127 000 und im September 
em solcher von 114 000 gagjemiibersteht. Eine Zusammenstellung 
der Zahlen für die einzelnen Eisenbahnen steht nicht zur Ver¬ 
fügung. Wohl am wenigsten 3st die Philadelphia & Reading- 
Eisenbahn von dem Streik berührt worden, bei der im Höchstfall 
300 Arbeiter gestreikt haben; das ist darauf zurückzuführen, daß die 
Werkstättenarbeiter dieser Gesellschaft im wesentlichen bei der an dem 
Streik nicht beteiligten American Federation of Railroad Workers 
organisiert sind 1 ). Auch die Pennsylvania-Eisenbahn war in den Streik 
hineingezogen worden, obwohl sie mit dem Anlaß zum Streik, nämlich 
der durch das Arbeitsamt verfügten Lobnherabeetzung, nichts zu tun 
batte, da bei ihr die Löhne auf Grund einer mit der Personalvertretung 
getroffenen Vereinbarung zur Zufriedenheit des Personale geregelt 
waren, so daß sio von der Entscheidung des Amts nicht berührt wurden. 
Bei ihr richtete sich der Streik, soweit er nicht als Solidaritätsstreik aui- 
znfassen ist, gegen das von der streikführenden Gewerkschaft der Werk¬ 
stättenarbeiter bekämpfte System der Personalvertretung der Gesell¬ 
schaft*). Der Erfolg war hier verhältnismäßig gering; denn es traten we¬ 
niger als 30 % der Belegschaft in den Ausstand, und es gelang der Ge¬ 
sellschaft verhältnismäßig schnell, die Lücken wieder auszufüllen. Nach 
einer Auslassung in „The Annalist“ vom 26. Februar 1923 (The Penn¬ 
sylvania Decision by Benjamin Baker) muß angenommen werden, daß 
der Prozentsatz der Streikenden — abgesehen von der wohl eine Aus¬ 
nahme bildenden Philadelphia & Reading-Eisenbahn — bei der Penn¬ 
sylvania-Eisenbahn weitaus am geringsten gewesen ist. Über die Höhe 
der Streikausgabein der Gewerkschaft der Werkstättenarbeiter 
verlautet nichts; zweifellos sind sie überaus groß gewesen. 
Überhaupt herrscht der Eindruck vor, daß die wirtschaftlichen 
Folgen dieser Arbeitsniederlegung in beiden Lagern die Erkenntnis 
gefestigt haben, daß der Weg der gütlichen Verständigung in allen 
Arbeitsstreitigkeiten im eigensten Interesse nicht ohne zwingende Not 
verlassen werden sollte. 

Eine andere wichtige Folge des Ausstands ist die bereits in dem 
früheren Bericht erwähnte Abkehr von dem unter der staatlichen Ver¬ 
waltung der Eisenbahnen eingeführten System des „nationalen“ 
Tarifvertrags. Die „Railway Age“ vom 6. Januar 1923 berichtet hier¬ 
über, daß bei einer größeren Anzahl von Eisenbahnen nach dem Aus¬ 
stand besondere Gewerkschaften (sogenannte Company unions) ins 
Leben gerufen sind, mit denen über die Festsetzung der neuen Löhne 
und Arbeitsbedingungen verhandelt worden ist. Hierdurch ist der Ein¬ 
fluß der Gewerkschaft der Werkstättenarbeiter auf die Gestaltung der 
Tarifverträge bei disen Eisenbahnen 3 ) tatsächlich ausgesclmltet, und 


l ) Dieselbe vom 27. Januar 1923, S. 287. 

*) Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 129. 

*) Nach dsem Railway Age handelt es sich um folgende Eisenbahnen: 
Alabama & Vicksburg; Atcliison, Topeka & Santa Fe; Atlantic Coast Eine; Central 
of Georgia; Charleston & "Western Carolina; Chicago & Alton; Chicago. Bur¬ 
lington & Quiney: Colorado & Southern: 101 Pa»*» & Southwestern: Florida Ea-U 
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den Gesellschaften ist nunmehr Gelegenheit gegeben, die Tarifverträge 
wieder den örtlichen und sonstigen Bedingungen dpr einzelnen Eisen¬ 
bahnen anzupassen. Bahnbrechend auf diesem Gebiet ist die bereits 
oben erwähnte Pennsylvania-Eisenbahn gewesen. Der Einfluß der vor 
dem Streik auf fast allen Eisenbahnen der Vereinigten Staaten vor¬ 
herrschenden Gewerkschaft der Werkstättenarbeiter beschränkt sich 
nunmehr auf die unten bezeichneten Eisenbahnen 1 ). (Auf der anderen 
Seite braucht der Ausschuß der Direktoren (Conference com- 
mittee of managers) der Vereinigung der Eisenbahnverwal hingen 
(Association of Railway excentives) sich nun nicht mehr mit den 
streitigen Angelegenheiten der Werkstättenarbeiter zu befassen; denn 
darüber wird jetzt nicht mehr auf „nationaler“ Basis verhandelt, und 
vor dem Eisenbahn-Arbeitsamt werden die Interessen der einzelnen Ge¬ 
sellschaften wieder unmittelbar von diesen selbst wahrgenommen. Bei 
dem Lokomotiv- und Zugbegleitpersonal ist diese Entwicklung bereits 
seit dem Beginn des Vorjahrs im Gang; seitdem wird mit den 4 Ge¬ 
werkschaften dieses Personals über die Lohn- und Arbeitsbedingungen 
nur noch auf „regionaler“ Grundlage verhandelt*). 

Der entschiedenen Haltung der Regierung gegen den den zwischen¬ 
staatlichen Verkehr bedrohenden Ausstand ist bereits im vorigen Be¬ 
richt gedacht. Der von ihr erwirkte Einhaltsbefehl gegen die Strei¬ 
kenden ist nach einer vom Richter Wilkerson vom Bezirksgericht in 
Chicago anfangs 1923 getroffenen Entscheidung trotz des Widerspruchs 
der Gewerkschaft der Werkstättenarbeiter einstweilen noch in Kraft 
geblieben. Am 2. Mai sind die Verhandlungen darüber wieder aufgenommen 
worden, ob der Einhaltsbefehl dauernd bestehen blerben soll. Der Richter 
hat sich Vorbehalten, die Frage dann einem besonderen Gerichtshof zur Ent¬ 
scheidung zu überlassen 3 ). Außerdem dürfte der Ausstand der Regierung 
auch Anlaß zur Prüfung der Frage geben, welche gesetzlichen Maß¬ 
nahmen angebracht erscheinen, um die Ausstandsgefahr für den zwischen¬ 
staatlichen Eisenbahnverkehr nach Möglichkeit zu beseitigen. Vor 
allem steht die Frage im Vordergrund der Erörterungen, was geschehen 
kann, um den nach der Transportation Act unverbindlichen Entschei¬ 
dungen des Eisenbahn-Arbeitsamts für die Folge größeren Nachdruck zu 
verleihen. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß das Bezirksgericht in Los An¬ 
geles am 2. Januar 1923 acht Bedienstete der Atchison, Topeka & Santa 


Co&st; Ft. Worth & Denver City; Wichila Valley; Great Northern; Gulf Coast 
Lines; Houston, Belt & Terminal; Gulf, Mobile & Northern; Illinois Central. 
International & Great Northern; Kansas City Southern; Kansas Oklahoma & Gulf; 
Louisville & Nashville; Lehigh Valley; Nasliville, Chat. & St. Louisville: New 
York, N. H. & Hartford 1 ; St. Louis-San Francisco; Southern Pacific. Tennessee 
Central; Trinity & Brazos Valley; Union Pacific; Wabash; Spokane, Portland & 
Seattle; Missouri, Kansas & Texas; Denver & Rio Grande Western. 

l ) Baltimore & Ohio; Buffalo & Susquehenna; Buffalo. Koches ter & Pitts¬ 
burgh; Chesapeake & Ohio; Chicago & North Western; Cincinnati, Indianapolis & 
W.; Chicago, Milwaukee & St. Paul; Chicago, St. Paul, M. & 0.; Cumberland & 
Pennsylvania; Ft. Smith & Western; Minnesota & International; Mobil« & Ohio: 
New York Central; Pittspurgh & Western Virginia: Seabord Air Line: Southern; 
Western Pacific. 

*) Railway Age vom 6. Januar 1923. S. 39. 

3 ) DiesellH* vom 13. Januar 1923, S. 187 und vom 12. Mai 1923 S. 1171. 
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Fe-Eisenbahn, durch deren Dienstverweigerung aus Anlaß des Streiks 
mehrere Personenzüge im Auigust v. J. tagelang in den Wüsten von 
Ostcali fornien und Westarizona zurückgehalten worden waren, zu je 
1^250 $ Geldstrafe verurteilt hat. Der Richter verkündete das Urteil, 
nachdem die Verteidiger erklärt hatten, daß die Geldstrafen von den 
Gewerkschaften der Beteiligten bezahlt werden würden, nämlich der 
Brothenhood of locomotive engineers, der Brotherhood ol Railway 
trainmen, des Order of Railway conductors, der Brotherhood of loco¬ 
motive fireroen and enginemen, der Railway machinists’ union und der 
Switchmen's union of North America. 


Über die Verminderung der Eisenbahnen in den Vereinigten Staaten 
von Amerika werden in Nr. 17 des Railway Age vom 31. März 1923 
bemerkenswerte Mitteilungen gemacht. Während sich das Eisenbahnnetz 
bis 1915 jährlich stets vergrößert hat, ist seitdem eine Verminderung 
eingetreten. Die außer Betrieb gesetzten oder ganz abgebauten Strecken 
sind größer als die neugeibauten. Vom Jahr 1910 bis 1915 war noch 
folgende Vermehrung zu verzeichnen: 

1910 ... 5908 Meilen, 1918 ... 8008 Meilen. 

1911 . . . 4740 „ , 1914 . . . 2511 „ , 

1912 . . . 8 301 „ . 1916 ... 831 „ , 

also zusammen in 6 Jahren: 20 294 Meilen. Vom Jahr 1916 ab ist dagegen 
folgende V erminderung eingetreten: 

1916 . . . 214 Meilen, 1919 . . . 377 Meilen, 

1917 ... 411 „ , 1920 ... 307 „ , 

1918 ... 96 „ , 1921 ... 801 „ , 

zusammen in 6 Jahren 2206 Meilen; besonders groß war die Verminderung 
im Jahr 1921. U. a. mußten folgende Bahnen den Betrieb einstellen oder 
waren nahe daran: die Chicago, Peoria and St. Louis Eisenbahn, 247 
Meilen, die Missouri and North Kansas Eisenbahn, 365 Meilen, die Kansas 
City, Mexico and Orient Eisenbahn, 466 Meilen. Bei vielen anderen, zum Teil 
größeren Unternehmen ist die Auflösung nur eine Frage der Zeit, wenn, 
wie unsere Quelle bemerkt, die Regierung ihre Eisenbahnpolitik nicht 
ändert. 

So wird denn auch dieser Rückschritt in der Entwicklung des Eisen¬ 
bahnnetzes der „den Eisenbahnen feindlichen Politik der Regierung“ zur 
Last gelegt. Seitdem durch das Mann-Elkins-Gesetz die Tarif freilieit der 
Eisenbahnen eingeschränkt und ihnen Tariferhöhungen untersagt, seit ihre 
Finanzen überwacht würden usw., gingen die Einnahmen zurück, und 
viele Eisenbahnen arbeiteten mit Fehlbeträgen. Von der durch das Eisen¬ 
bahntransportgesetz in Aussicht genommenen anderen Abgrenzung und 
Zusammenlegung der Eisenbahnen sei eine Besserung der Verhältnisse 
nicht zu erwarten. 


Konkurse und Zwangs verkaufe amerikanischer Bahnen 1 ). Am 

31. Dezember 1922 befanden sieh, wie die Zeitschrift Railway Age Nr. 1 
vom 6. Januar 1923 berichtet, in den Vereinigten Staaten von Amerika 
63 Eisenbahnen mit im ganzen 16 081 Meilen Länge (gegen 14 502 Meilen 

i) Vgl. Archiv für Kisenbalmwese» 1922, S. 455. 
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am 31. Dezember 1921) im Konkurs. Im Jahr 1922 selbst verfielen 
12 Eisenbahnen mit 4330 Meilen in Konkurs, die beiden wichtigsten da¬ 
von sind die Denver and Rio Grande Western (2604 Meilen) und die 
Chicago and Alton Eisenbahn (1052 Meilen). Das größte im Konkurs 
befindliche Eisenbahnunternehmen waren die Missouri, Kansas und Texas 
Linien mit 3807 Meilen. Seit dem Jahr 1894 ergibt sich folgendes Bild, 
es standen im Konkurse: 


1894 

. . . 40819 

Meilen 

! 1916 . . 

34 804 

Meilen 

1895 

. . . 37 856 

n 

1 1917 . . 

17 376 


1900 

. . . 4178 

n 

1918 . . 

19208 

V 

1906 

... 796 

V 

1919 . . 

16590 

w 

1910 

. . . 6267 

n 

1920 . . 

. 16290 

n 

1913 

. . . 16286 

f* 

1921 . . 

. 14502 

i* 

1914 

. . . 18 608 

w 

1922 . . 

. 16 081 

n 

1915 

. . . 30223 

W 





Zwangsverkäufe fanden statt: 


Jahr 

Zahl der 
Bahnen 

Meilen 

Kapital 
Mill. $ 

Jahr 

Zahl der 
Bahnen 

Meilen 

Kapital 
MÜL $ 

1894 . . . 

42 

5643 

318,9 

1916 . . . 

26 

8355 

703,4 

1896 . . . 

52 

12 831 

761,7 

1917 . . . 

20 

10963 

557,3 

1900 . . 

24 

8 477 

190,3 

1918 . . . 

11 

763 

24,7 

1905 . . . 1 

6 

679 

20,3 

1919 . . 

8 

459 

16^ 

1910 . . . 1 

17 

1100 

93,6 

1920 . . . 

7 

880 

7,6 

1913 . . . 

6 

1169 | 

86,1 

1921 . . 

11 j 

4178 

306,1 

1914 . . . ! 

9 

1470 

83,1 

1922 . . . 

15 

6151 

299,5 

1915 . . . | 

11 

3914 

285,3 

1 


1 



Elektrisierung der österreichischen Bundesbahnen. Nach einer amt¬ 
lichen Mitteilung des Elektrisierungsamts der österreichischen Bundes¬ 
bahnen weist die Elektrisierung der österreichischen Bundesbahnen den 
folgenden Stand auf: , 

Durch das Gesetz vom 23. Juli 1920, St.G.Bl. Nr. 059, betreffend die 
Einführung der elektrischen Zugförderung auf den Staatsbahnen der 
Republik Oesterreich, wurde der Ausbau nachgenannter Strecken — wo¬ 
möglich im Verlauf eines fünfjährigen Zeitraums — als erste Etappe 
in Aussicht genommen. 

1. Westlich von Innsbruck (Arlbergbahn und Vorarlberger Bahn: 

Innsbruck—Bregenz—Reichsgrenze [Lindau] samt Nebenlinien): 

2. Salzkammergutbahn (Stainach-Irdniiig—Attnang-Puchheim); 

3. Tauernbahn (Schwarzach-St. Veit—Spittal-Millstättersee); 

4. Westbahn in der Teilstrecke Salzburg—Wörgl. 

Da die Beschränktheit der geldlichen Mittel, deren Bereitstellung 
bis zur Begebung einer Anleihe nur im Rahmen des Bundesvoran¬ 
schlags, also aus laufenden Einnahmen erfolgen konnte, es zunächst 
ausschloß, auf diesen vier Linien gleich rasch zu bauen, vereinigten 
sich alle Bemühungen für einen schnellen Baufortschritt hauptsächlich 
auf die beiden ersten Linien, und im Zusammenhang damit wurde außer 
dem Bau der Streckenausrüstung und der elektrischen Lokomotiven der 
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Bau der Kraftwerke gefördert. Für die Linie westlich von Inne¬ 
bruck bandelte es sich tun den Ausbau des bestehenden Rutzwerks 
nahe Innsbruck und um den Bau des gleichfalls bahneigenen Kraftwerkes 
am Spullersee bei Danöfen in Vorarlberg, während die günstigen 
Voraussetzungen für die seit Dezennien zur Elektrisierung in Aussicht 
genommene Salzkammergutbahn durch die Tatsache gekennzeichnet ist, 
daß es zur Stromerzeugung für diese Linie lediglich der Ausgestaltung 
der maschinellen und elektrischen Ausrüstung des schon bestehenden, 
den Elektrizitätswerken Stern & Hotferl A.-G. gehörigen Kraftwerks 
in Steeg in Oberösterreioh 'bedurfte. 

Das Jahr 1922 hat nun zunäohst die nahezu vollkommene Fertig¬ 
stellung dtes Ausbaues des Rutzwerks gebracht, wodurch die Mög¬ 
lichkeit geschaffen ist, den Probelauf der ersten elektrischen Gebirgs- 
schnellzugslökomotive auf der Mittenwaldbahn und sodann auch auf der 
Strecke Innsbruck—Tellfs zu unternehmen und auf der letztgenannten Teil¬ 
strecke im ersten Halbjahr 1923 mit dem elektrischen Betrieb zu be¬ 
ginnen. Alsbald wird es möglich sein, den elektrischen Zugverkehr 
bis| Landeck auszudehnen, während ein durchgehender Verkehr von 
Innsbruck bis Bludenz die Vollendung des Spullerseewerks zur Vor¬ 
aussetzung hat 

Der gegenwärtige Baufortschritt am Spullersee ist gekenn¬ 
zeichnet durch den vollendeten Vortrieb des 1900 m Langen Druck¬ 
stollens, dessen Durchschlag nach dreijähriger Arbeit Ende April 1922 
erfolgt ist, ferner durch die vorgerückten Ausbrucharbeiten für die 
Wasserentnahme und das Wasserschloß, die Herstellung, Anlieferung 
und den Montagebeginn der Rohrleitung, deren Verlegung im Jahr 1925 
beendet sein wird, die Emporführung des Krafthausbaues bis zur Dach¬ 
gleiche und durch den weitgediehenen Fabrikationavorgang bei der bei 
den Siemens-Schuckert-Werken bestellten drei 8000-PS-Generatoren und 
der übrigen sehr umfangreichen elektrischen Ausrüstung, sowie der der 
Leobersdorfer Maschinenfabrik in Auftrag gegebenen drei Turbinen. 
Die Absenkung des Spullersees, die zur Durchführung der Arbeiten an 
de« Staumauer und am Hauptzulaufstollen von der Seeseite aus not¬ 
wendig war, ist erfolgreich durchgeführt. Mit der Fundierung der Stau¬ 
mauer an der nördlichen und südlichen Sperre wurde begonnen, und die 
•bauliche Vollendung dieses natürlichen Staubeckens wird anfangs 1924 
erreicht sein. 

Von den vier Unterwerken der Arlbergstrecke: Zirl, R oppen, 
Flirsch und Danöfen ist das in Zirl baulich vollendet, jedoch auch 
die elektrische Ausrüstung für die drei erstgenannten Unterwerke in 
Herstellung. Die Arbeiten an den Übertragungsleitungen sind sowohl 
im Streckenabschnitt Rutzwerk—Zirl als auch für die Arlbergpaßleitung 
schon im Herbst 1921 in Angriff genommen worden und in diesem Bau¬ 
jahr weit vorgeschritten. Die elektrische Streekenausriistung der Arl- 
berglinie ist am Innsbrucker Westbahnhof und in der Strecke Inns¬ 
bruck—Telfs so gut wie vollendet. Auch im Streckenabschnitt Landeck 
—St. Anton stehen bereits die meisten Masten, die Vorbereitungen für 
die Anbringung der Aufhängevorrichtung für den Fahrdraht im Arl- 
bergtunnel und in den anderen längeren Tunnels sind abgeschlossen. 
Technisch besonders schwierig sind auch die Fragen, die sich aus der 
Notwendigkeit der Umlegung der Schwachstromleitungen ergeben. Die 
Herstellungsarbeiten sind schon weit vorgeschritten. Von großer Be¬ 
deutung ist die Errichtung neuer Zugförderungs- und Werkstätten- 
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Anlagen in Innsbruck und Bludenz, sowie die Ausgestaltung der Haupt- 
werkstätte Linz für die Durchführung der großen Instandiha 1 tunge- 
anbeiten an dien elektrischen Lokomotiven. Von s. Zt 47 in Be¬ 
stellung gegebenen Lokomotiven ist die erste Gebirgsschnellzugsloko- 
motive, deren elektrischer Teil durch die Brown-Boveri-Werke und. 
deren mechanischer Teil durch die Floridödorfer Lokomotiv-Fabrik her¬ 
gestellt worden ist, vor kurzem vollendet worden. An ihr tritt die Neu¬ 
heit des Eindrucks, den die elektrische Zugförderung im Eisenbahn¬ 
betrieb Oesterreichs bereiten wird, am sinnfälligsten in die Erscheinung. 
Trotz ihrer Länge von über 20 m hat sie nichts Unförmiges und 
Plumpes an sich. Diese Gebirgsechnellzugslokomotive ist eine von den 
sieben in Ausführung begriffenen Maschinen, die bestimmt sind, dem 
Personen-Schnellzugsverkehr auf der Arlbergstrecke von Landeck bis 
Bludenz zu dienen. 

Wenn nicht unvorhergesehene Hindernisse eintreten, so ist damit 
zu rechnen, daß der elektrische Zugverkehr auf der ganzen Arlberg- 
strecke von Innsbruck bis Bludenz im Jahr 1924 aufgenommen werden 
kann. Noch im Jahr 1923 wird die Salzkammergutlinie elektrisch be¬ 
fahren werden. 

Der Zeitpunkt für die Fertigstellung des elektrischen Betrieb* 
auf. der Tauernbahn läßt sich noch nicht angeben, weil unter dem Zwang 
der Verhältnisse bisher nur der Bau des bahneigenen Kraftwerks an 
der Mallnitz geführt werden konnte und die Streckenausrüstungsarbeiten 
über das vorbereitende Stadium nicht hinausgediehen sind. Ebenso 
blieb der Bau des bahneigenen Kraftwerks im Stubachtal auf vor¬ 
bereitende Maßnahmen und die Herstellung von Hilfsanlagen beschränkt 

Zur Vollendung des Elektrisierungsbaues, wie ihn der Arbeitsplan 
des Gesetzes vorsieht, ist nach dem vorgeschilderten Stand der Dinge 
noch ein Zeitraum von etwa vier Jahren, also bis Ende 1926 erforder¬ 
lich. Unter Zugrundelegung der heutigen Lohnsätze und Materialpreise 
kann der noch erforderliche Geldbedarf auf rund 140 «Millionen Gold¬ 
kronen veranschlagt werden, so daß auf ein Baujahr über 30 Millionen 
Goldkronen kommen. Der Gesamtaufwand, des ersten Bauabschnitts 
der Elektrisierung, also einschließlich der bisherigen Ausgaben, wird 
sich auf rund 150 Millionen Goldkronen stellen. 

Unter den Vorteilen, die der elektrische VolLbahnbetrieb mit sich 
bringt, ist die Ersparung an Kohle — durch die Elektrisierung der vier 
genannten Strecken mit einer Gesamtlänge von 651 km werden jährlich 
etwa 400 000 Tonnen Kohle erspart — zweifellos der für die Staatswirt¬ 
schaft wichtigste. Daneben bedeutet die Befreiung von der Ruß-, Kauch- 
und Kohlenplage, die dadurch bedingte Erhöhung der Annehmlichkeit 
des Reisen« und die Verringerung der Erhaltungskosten des Falirparks 
eine Reihe weiterer Vorzüge. Auch der Wegfall der Kohlenzüge für 
den eigenen Bedarf entlastet den Fahrplan und rückt die obere Grenze 
der Verkehrsleistung hinauf. 


Die Eisenbahnen von Nord-Irland. Die Regierungen von Süd- und 
Nord-Irland wollten ursprünglich ihr Eisenbahnwesen bei der Neurege¬ 
lung der staatlichen Verhältnisse in Irland gemeinschaftlich ordnen; die 
Regierung von Süd-Irland hat sich aber nachträglich entschlossen, selb- 
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ständig vorzugehen. Über das Sachverständigengutachten, das sie ein¬ 
gefordert hat, wird später berichtet werden. Die Regierung von Nord- 
Irland hat daraufhin ebenfalls einen Ausschuß beauftragt, einen Vorschlag 
für die Neuordnung des Eisenbahnwesens zu machen, und dieser Aus¬ 
schuß hat ebenso wie der von Süd-Irland zwei Gutachten erstattet, von 
denen das der Minderheit von den zwei Arbeitervertretern im Ausschuß 
herrührt. 

Das Mehrheitsgutachten sieht die Eisenbahnfrage vom Standpunkt 
des Geschäfts an. Es gibt zu, daß die wirtschaftliche Lage der Eisen¬ 
bahnen wenig günstig ist, sieht aber keinen Grund zu Besorgnis. Daß die 
Eisenbahnen von Nord-Irland nicht besser dastehen, führt das Gutachten 
hauptsächlich auf die unsichere Lage im übrigen Irland zurück. Es be¬ 
schäftigt sich eingehend mit den natürlichen Schätzen des Landes und 
seiner Erzeugung in ihrem Verhältnis zum Verkehrswesen und unter¬ 
sucht genau, was die Eisenbahnen im Hinblick auf die zur Beförderung 
aufgelieferten Gütermengen einbringen könnten. — In bezug auf die Ar¬ 
beiterfrage will das Gutachten den Weg eingeechlagen sehen, der in Eng¬ 
land' mit gutem Erfolg betreten worden ist. Die Eisenbahngesellschaften 
sollen also das Arbeitsverhältnis im Einvernehmen mit den Gewerk¬ 
schaften regeln, und es sollen Vorkehrungen zur Schlichtung von Streitig¬ 
keiten nach englischem Muster getroffen/ werden. Die Frage, ob die eng¬ 
lischen Lohnsätze auch in Irland bezahlt werden sollen, soll zusammen 
mit den Arbeitsbedingungen und der Klasseneinteilung der Arbeiter ge¬ 
regelt werden. Auch die Tarife sollen nach englischem Muster festgesetzt 
werden. Es wird anerkannt, daß die Eisenbahnen z. B. den Viehverkehr 
durch Herabsetzen der Tarife gefördert haben, und daß auch sonst Zu¬ 
geständnisse in bezug auf die Tarife für besondere Verkehrsbeziehungen 
gemacht worden sind. Das Gutachten kommt zu dem Schluß, daß die 
Eisenbahnen als Erwerbsuntemehmen betrieben werden müssen; damit 
dies geschieht, wird empfohlen, den bewährten Privatbetrieb beizubehal¬ 
ten. Die Gesellschaften sollen aber in engere Beziehungen zueinander 
treten und namentlich die gemeinschaftliche Benutzung der Betriebsmittel 
und ihrer sonstigen Anlagen und Einrichtungen erwägen. Staatsbetrieb 
wird vollständig abgelehnt, weil er nicht das leiste, w r as von ihm behauptet 
wird, und weil mit ihm manche Nachteile verbunden seien, die bei Privat¬ 
betrieb vermieden würden. Als Hauptgrund für diese Stellungnahme 
gegen den Staatsbetrieb wird aber angegeben, daß der Staat gar nicht in 
der Lage sei, solche Lasten zu übernehmen, wie sie der Ankauf der Eisen¬ 
bahnen mit sich bringen würde. — In bezug auf den Zusammenschluß der 
Eisenbahngesellschaften zu größeren Netzen führt das Mehrheitsgutachten 
aus, daß die größeren Eisenbahngesellschaften schon bisher die kleineren 
aufgesogen hätten und daß mit Bestimmtheit anzunehmen sei, daß sie 
diese Politik auch in Zukunft verfolgen würden. 

Das Minderheitsgutachten weist auf die Schwierigkeiten einer Stel¬ 
lungnahme hin, solange nicht entschieden ist, was aus den Eisenbahnen 
von Süd-Irland werden wird. Für den Fall der Verstaatlichung der Eisen¬ 
bahnen in Süd-Irland empfiehlt es gemeinschaftliches Vorgehen beider 
Teile von Irland, jedenfalls soll aber Staatsbesitz der Eisenbahnen im 
Grundsatz als die richtige Form für die Eisenbahnen anerkannt werden. 
Das Gericht, das über den Wert der Eisenbahnen bei der Übernahme 
durch den Staat zu entscheiden habe, müsse den Handelswert der Aktien 
vor, während und nach dem Krieg berücksichtigen. Ein Eisenbahnrat 
soll bei Angelegenheiten der Eisenbahnpolitik beratend mitwirken. — 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



698 


Kleine Mitteilungen. 


Dem Minderheiteigutachten wird der Vorwurf gemacht, es habe übersehen, 
daß die Eisenbahnen von Nord-Irland infolge ihrer wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse in der Lage sind, niedrigere Tarife zu gewähren als diejenigen 
von Süd-Irland, und daß es die Bevölkerung von Nord-Irland ablehnen 
wird, durch höhere Tarife die Lasten der Eisenbahnen von Süd-Irland 
mittzutragen. Im übrigen wird gegen die Verstaatlichung im Süden wie 
Lm Norden der in England übliche Grund geltend gemacht, daß die Eisen¬ 
bahnen dann politischen Einflüssen ausgeliefert sein würden, was dazu 
führen müßte, daß eie wirtschaftlich versagen. 

Nord-Irland hat übrigens ein Eisenbahnnetz, teile in Breit-, teils in 
Schmalspur, von fast genau 2000 km Länge, das 10 Gesellschaften gehört. 
Die Netze einiger von diesen Gesellschaften überschreiten die Grenze 
«wischen dem Norden und dem Süden. * 


Die Tätigkeit des Materialprüfungsamts za Berlin-Dahlem im Be¬ 
triebe jahr 1921*). In der Abteilung 1 für Metallprüfung wur¬ 
den 491 Anträge (im Vorjahr 369) erledigt, und zwar 458 Anträge für 
private Auftraggeber und 33 für Behörden. Auf der 3000-t-Maschine wurden 1 
Knickversuohe mit gegliederten Stäben zum Abschluß gebracht. Auf dem Ge¬ 
biet des Eisenbeton« war die Abteilung in der Hauptsache «beschäftigt mit der 
Vorbereitung der für den Deutschen Ausschuß für Eisenbeton aueziufübren- 
den Druckversuche mit Eisenbetonsäulen und der Versuche zur Bestim¬ 
mung des Schwindens von bewehrtem und unhewehrtem Beton. Weitere 
Prüfungen wurden vorgenommen mit einem gebrochenen Preßzylinder 
aus Gußstahl, mit Rundstählen, Kesselblechen, gußeisernen Kolben¬ 
ringen, Profilstäben aus Flußeisen, Hufstabeisen, Stahlkugeln, Kupfer¬ 
blech, Kupfer- und Bronzedrähten. Einen breiten Raum nahmen die Prü¬ 
fungen von verschiedenen Sorten Riemen, Hanfseilen, Förderseilen, 
Ketten, elektrischen Leitungskabeln ein. Flach- und Vierkantfeilen wur¬ 
den auf Schnittfähigkeit, Rohre wurden auf inneren Wasserdruck ge¬ 
prüft. Weitere Arbeiten betrafen Leim- und Gummiprüfungen, Unter¬ 
suchungen von Rostschutzfarben, Lacken. Die Untersuchungen der Iso¬ 
lierstoffe für die Elektrotechnik wurden zum Teil zum Abschluß 
gebracht. 

Die Abteilung 2 für Baumaterialprüfung erledigte 
602 Anträge mit 19 070 Versuchen gegen 568 Anträge mit 18 943 Ver¬ 
suchen im Vorjahr. Von den 19070 Versuchen fielen 14 913 Versuche auf 
Bindemittel, Mörtel, Beton und dergl. und 4157 Versuche auf natürliche 
und künstliche Steine aller Art und Verschiedenes. 

Bruchsteinmaterial, das für Pflaster- und Eisenbahnhauzwecke Ver¬ 
wendung finden sollte, und Schlackenschotter für Gleisbettung wurde nach 
den vom Reichsverkehrsminister genehmigten „Richtlinien“ geprüft. Ver¬ 
schiedene Ziegelstein- und Kalksandsteinsorlen, Zementdachsteine, Lino¬ 
leum wurden untersucht. Den größten Raum nahmen wieder die Prüfun¬ 
gen von Bindemitteln (Zementen, Kalken, Gipsen) sowie von Mörtel- 
und Betonmischungen ein. Die Prüfung von Kalken erfolgte meist nach 


i) Nach dem im 3./4. Heft der Mitteilungen aus dem Materialprüfungsamt, 
Jahrgang 1922, veröffentlichten Bericht. Vgl. auch Archiv für Eisenbahnwesen 
1922, S. 1123. 
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den „Leiteätzen für einheitliche Prüfung von Kialk“, die übrigens sehr 
der Abänderung bedürfen. Ferner wurden Belastungsproben an Mauer* 
werfcakörpem, Decken, Wänden, Gipediele», Ton- und Zeinentrohren 
ausgeführt. Brandproben wurden mit zwei Feuerschutzmitteln, mit 
einem Putzmaterial besonderer Art, und mit Platten für Deckenschalung 
und Stützenummantelung vorgenommen. Versuche mit Beton in See¬ 
wasser wurden fortgesetzt, ebenso Verwitterungsversuche mit Bruch¬ 
steinen. 

In der Abteilung 3 für Papierprüfung wurden 459 (im 
Vorjahr 427) Früfungsanträge erledigt, 111 (101) im Auftrag von Be¬ 
hörden, 348 (326) im Auftrag von Privaten. Besondere Gutachten wurden 
in 6 Fällen abgegeben. Auf Anregung des Amts beim Verein Deutscher 
Papierfabrikanten hat sich aus Vertretern der Papierindustrie ein Bei¬ 
rat für die Abteilung gebildet, der zur Ausführung von Arbeiten aller 
Art anregeni soll und sieh schon in der kurzen Zeit seines Bestehens nützlich 
gemacht hat. 

Die Abteilung 4 für Metallographie erledigte 203 Anträge 
gegen 141 im Vorjahr. Die Untersuchung eines Bronzerades aus dem 
6. Jahrhundert vor Christus ergab, was besonders hervorgehoben werden 
mag, bemerkenswerte Hinweise auf die schon recht entwickelte Gießerei¬ 
technik der damaligen Zeit. Untersuchungen wurden u. a. angestellt über 
gerissene Kettenglieder, das Gehänge einer Gießpfanne, Siederohre, 
Niete, Stahldrahtseile, Kurbelwellen, Achsen, Kurbellagerbolzen, Stahl¬ 
proben, Zahnräder, Kupfer, Kupferrohr, Bleirohr. Zwei Eisenbahn¬ 
schienen, die im Betrieb unter gleichen Verhältnissen sehr verschieden 
stark gerostet waren, hatten verschiedene chemische Zusammensetzung. 

In der Abteilung 5 für allgemeine Chemie wurden 
637 Anträge (gegen 608 im Vorjahr) mit 1234 Untersuchungen (1115 im 
Vorjahr) erledigt, davon fielen 44 Anträge mit 86 Untersuchungen auf 
Behörden und 593 Anträge mit 1148 Untersuchungen auf Private. Unter 
den untersuchten Materialien befanden sich: Teile einer Fahrradkette, 
Magnetnadeln, Widerstandsdrähte, Glühlampendrähte, Eisen- und Man¬ 
ganerze, Phosphorbronze, Kupferteile einer Lokomotivfeuerbüchse, 
Kupferseile für elektrische Kraftübertragung, Aluminiumlegierungen, 
Magnesiumlegierungen, Feinzink- und Feinzinnproben, Bleiweiß, Löt¬ 
metall, Wasserproben, Baustoffe, Sand für die Glasindustrie, Brennstoffe 
(Heizöle, Steinkohlen, Braunkohlen, Torf), Leim, Tannin, Zellulose- 
produkte, Farbanstriche, Tinten, Kautsohukerzeugnisee. Eine im¬ 
prägnierte Holzschwelle, von der es strittig war, ob sie imprägniert sei, 
zeigte, daß Zinksalz als Imprägnierungsmittel verwendet worden war. 

In der Abteilung 6 für Ölprüfung wurden 413 Anträge 
(346 im Vorjahr) mit 583 Proben (489) erledigt. Es wurden untersucht: 
Normalbenzin, Leuchtpetroleum, Tnansformatorenöle, Schmierfette, Öl¬ 
rückstände, Ozokerit und 1 Ceresin, Reisspelz, Ölfarben, Kitte, Terpentinöl, 
Phenolharz. 

In der Abteilung 7 für Textilprüfungen wurden 233 An¬ 
träge (220 im Vorjahr) mit 462 Proben (410) erledigt, davon 48 Anträge 
für Behörden, 185 Anträge für Private. Ehe untersuchten Materialien 
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bestanden aus verschiedenen Stoffen und Garnen, aus Faserstoffen, 
Wollen, Seiden, Kunstseiden, Hutbändern, Isolier- und Transportbändern, 
Riementuchen, Treibriemen, Kamelhaar und J3aumwollriemen, Tauen, 
Stricken, Filzschläuchen, Teppichen, Kleidungsstücken, Packungen, 
Asbeeterzeugniasen, Angelschnüren. Nach ihrer Art waren zu unter¬ 
scheiden mikroskopische mechanische, textilchemische, koloristische und 
technologische Prüfungen. 


Über den Verkehr auf dem Dortmund-Ems-Kanal 1 ) im Jahr 1922 
sind der Zeitschrift Glückauf Nr. 19 vom 12. Mai 1923 folgende Mittei¬ 
lungen entnommen: 

Im Jahr 1922 umfaßte der V erkelir auf dem Dortmund-Ems-Kanal 
2 709 530 t gegenüber 2 410 736 t im Vorjahr, die Steigerung betrug 
298 791 t oder 12,39 %. Der Verkehr im letzten Jahr vor dem Krieg (1913) 
belief sieh dagegen auf 4 268 707 t. 

Von den insgesamt beförderten Gütern gingen 


im Jahr 

zu Berg zu Tal 

in Prozenten 

1913 . . . 

, 52,07 i 

47,93 

1920 . . . 1 

48,15 

51,85 

1921 .. . 

! 50,04 

49,yt> 

1922 . . . j 

48,04 

51,06 

Von den beförderten Gütern waren: 



im Jahr 


kanalab wärts 


Kohle 

Eisen u. Stahl 

1 andere Güter 

zusammen 


Ton 

n e n 


1920 . . . i 

1 767155 

77 247 

113 459 f 

957 861 

1921 . . .! 

! 879 815 

127 3U0 

197 372 I 

1204 487 

1922 . . . | 

841 475 

12947 

529015 

1 383 437 


im Jahr 

1 '. 


kan 

alaufwä 

r t s 


Erz | 

Holz 

| Getreide 

! Sand u. Steine 

Tonnen 

andere Crüter 

1 

| zusammen 

1920 . . . 

545 345 

45057 

22 369 

29029 

247 553 

889 353 

1921 . . . 

834226 

20248 

19£371 

39983 

119 421 

1206 249 

1922 . . . 

845025 

36586 

j 201873 

72 388 

170 221 

l 326093 


') Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1922, 8. 1121. 
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Von der Verkehrs z u n a h m e im Jahr 1922 gegen das Vorjahr von 
im ganzen 298 794 t kamen auf den Verkehr zu Tal 178950 t, auf 
den Verkehr zu Berg 119 844 t. Im Talverkehr sind rund 38000 t 
Kohle und 114000 t Eisen und Stahl weniger, 331 000 t andere Güter da¬ 
gegen mehr befördert worden. Der Bergverkehr zeigt bei allen Gütern 
eine Zunahme. 


An Fahrzeugen haben auf dem Dortmund-Ems-Kanal verkehrt: 


kanalab wäits: 

„ ./ beladen. 

j 1920 J 

192 1 

19 2 2 

2 740 

3 770 

5080 

Frachtschiffe \ | AAr 

1 760 

2 420 

3 050 

Schlepper. 

1500 

1 650 

1680 

Personenschiffe . 

; 1470 

2200 

1800 

kanalaufwärts: 




, / beladen. 

2 800 

3 330 

3 650 

Frachtschiffe \ | AAr 

; 2160 

2 580 

2 450 

Schlepper. . . 

1 1230 

1550 

1500 

Personenschiffe. 

1460 

2 100 

1650 

insgesamt: 




' . „ / beladen . 

5 540 

7100 l 

1 8 730 

Frachtschiffe \ | OAr 

1 3 900 

5 000 

5500 

Schlepper. ... . 

2 730 

3 2Ö0 

3 180 

Personenschiffe. 

2 930 

4300 

; 3 450 


Hiernach haben im Jahr 1922 gegen das Vorjahr im ganzen 2130 Fracht¬ 
schiffe mehr und 850 Personenschiffe weniger verkehrt. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Kanalverwaltung waren 
folgende: 


Einnahmen: 

i 

i 

1 9 2 0 j 

19 2 1 | 

1 9 2 2 

Kanalabgaben. 

. . J6 

1282 611 

2 272 4 47 

14 918 001) 

sonstige Einnahmen. 

w 

1501321 

201 377 

992 985 

zusammen . . 

• • V 

2 783 932 

2473 824 ! 

15 910985 

Ausgaben: [ ■ 

persönliche Ausgaben . 

• „ 

626 449 

1 766 508 

22 222 603 

sächliche Ausgaben. 

• • r 

6 194 185 

12 707 084 1 

111 793 335 

zusammen . . 


6 810634 j 

14 473 592 

133 961 938 


Die F/ni lahmen sind im Jahr 1922 gegen das Vorjahr von 2 17-3 824 . 1f 
auf 15 910 985 <//. die Ausgaben von 11 173 592 < 7 auf 133 901 938 < !( ge¬ 
stiegen. so daß sich ein Feh 1 betrag vo n 118050953 J( ergibt. 


Archiv für Ki-.-nl.u'.inv» .--.-u. | . 
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Die Eisenbahnen in Spanien in den Jahren 1910 und 1911'). 

In der letzten, bisher erschienenen amtlichen Estadistica de las Obras 
Publicas de Espaha, Ferrocarriles y Tranvias, Madrid 1915, für die Ka¬ 
lenderjahre 1910 und 1911 finden sich die naelistehenden Angaben: 

Am 1. Januar 1912 waren für den öffentlichen Verkehr 14 723 km 
Eisenbahnen im Betrieb, davon 11293 km Bahnen mit Kegelspur und 
3430 km Schmalspurbahnen. Außerdem waren 826 km Eisenbahnen für 
nicht öffentlichen Verkehr und 968 km Trambahnen vorhanden. Im 
Bau begriffen waren 728 km und in Bauvorbereitung 788 km neue 
Bahnen. 

Die Betriebsergebnisse der Eisenbahnen (Haupt- und Nebenbahnen) 
für den öffentlichen Verkehr waren folgende: 

| Kalenderjahr 


1910 f 1911 


Betriebslänge.. 

. . km 

14 664 

J4 723 

Anzahl der Betriebsmittel: 



i 

Lokomotiven. . 

. . Anz. 

:2 557 

2 748 

Personenwagen. 

. . 

6 042 

6 053 

Güterwagen. 


50 411 

50 574 

Leistungen der Betriebsmittel: 



I 

Anzahl der Züge. 

. . Anz. 

845 176 

l 906271 

Zugkilometer. 

• • 

68 578 800 

| 66 551 874 

Lokomotivkilometer ....... 

■ « 

1 79 403 386 

85 079181 

Pe r s o n e n wa ge n k i 1 o n»e t e r. 

. . 

206 150 236 

225 352 141 

Güterwagenkilometer. 

• • r 

| 852 484 733 

864 625 867 

V e r k eh r s e r ge b niss e: 




Beförderte Personen. 

. . Anz. 

54 912 802 

' 57 145 167 

Personenkilometer. 

. . „ 

2029101680 

2109 153 351 

Beförderte Gütertonnen. 

♦ • r* 

55 814 918 

60 716783 

Tonnenkilometer. 

• ., 

1 2 821 984 257 

2 943 487 543 

Einnahme aus dem Personenverkehr Pesetas 

97 484 380 

| 101 265 741 

« für eine Person .... 

* 

i 1,76 

1 1,76 

„ „ 1 Personenkilonieter 

• „ 

0,052 

0,043 

ans dem Güterverkehr . 


|. 246 741211 

252 860092 

für 1 Gütertonne . . . 

• i* 

4,42 

4,16 

r 1 Tonnenkilometer . 

• V 

1 0,097 

1 0,086 

Finanzielle Ergebnisse: 

1 

1 

| 

Einnahme. 

Pesetas 

349 515 374 

359 893 124 

„ für 1 km Bahnlänge . . 


24 928 

25 642 

„ „ 1 Zugkilometer . . . 


j 5,77 

6,35 

Ausgabe. 


166 431400 

173 945 973 

„ für 1 km Bahnlänge . . 

rt j 

11173 

12 424 

„ „1 Zugkilometer . . . 

n 

2,45 

2,63 

Betriebsziffer. 

°/o i 

47,68 

47.08 

Anlagekapital. 

Pesetas 

3 558 676 852 

3 594 934 437 

für 1 km Bahnlänge. 


254 191 j 

256 767 

Verzinsung des Anlagekapitals . . 

% ! 

5,17 ! 

5,24 


1 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1913. 8. 1343 ff. 
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Kalenderjahr 


Unfälle beim Eisenbahnbetrieb: 

'1 

19 10 

19 11 

Es wurden getötet: 

Reisende . 

i 

. Anz. ; 

l" 

r> 

i 14 

Bahnbedienstete ........ 

w 1 

60 

| 65 

sonstige Personen. 

1 

• n 

178 

1 181 

im ganzen Personen. 

" 1 

288 

260 

Es wurden verletzt: 

! 



Reisende. 

• if 1 

125 

134 

Bahnbedienstete. 

• » j 

3 241 

3 182 

sonstig*© Personen. 

1 

• n 

202 

255 

im ganzen Personen. 

i 

1 3 568 

3 571 

Von 1000000 Reisenden wurden ! 

getötet .... 

i 

ff i, 

0,11 

0,24 

verletzt .... 

i 

2,27 

2,35 

Auf 1000 000 Personenkm Wurden 
Reisende . . . getötet .... 

1' 

» ii 

0,002 

0,007 

vorletzt .... 

• n 

0,06 

0,06 

Auf 1 000 00<i Zugkm wurden 

i 



Bahnbedienstete getötet .... 

• n ' 

0,87 

0,98 

verletzt .... 

* vt 1 

47,66 

48,21 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Frachtrecht, 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom. 10. Januar 1923, in Sachen des 
Obsthändlers G. in H., Klägers und Revisionsklägers, wider den Reichseisenbahn¬ 
fiskus, vertreten durch die Reichsbahndireklion in E., Beklagten und Revisions- 

beklagten. 

Auslieferung von Gut auf Grund mündlioher Vollmacht. 

Tatbestand. 

Die Firma G. & C. in II., deren Mitinhaber der Kläger war, sandte am 
6. und 7. Oktober 1919 von L. und N. je einen Eisenbahnwagen frisches Ob<t 
an den Kläger nach E. Von den Eilfrachtbriefen ließ sie sich Duplikate aus¬ 
stellen. Nach Ankunft der Wagen auf der Bestimmungsstation wurden die 
Frachtbriefe an den Angestellten J. des Klägers herausgegeben, der die Fracht 
bezahlto und da« Gut in Empfang nahm. J. veräußerte das Gut und zog den 
Kaufpreis ein, führte ihn aber an den Kläger nicht ab. Dieser hat nun geltend 
gemacht, daß J. zum Empfang der Sendungen keine Vollmacht besessen habe, 
und die Eisenbahn daher für den Schaden hafte, der ihm durch die Herausgabe 
des Guts an einen Nichtberechtigten entstanden sei. Der Beklagte hat den 
klägerischen Schadenersatzanspruch bestritten und cingewendet, daß der Kläger 
den J. bevollmächtigt habe, die Frachtbriefe der für ihn ei nt reffenden Güter und 
diese selb-t in Empfang zu nehmen. Er hat daher die Abweisung der Klage be¬ 
antragt. 

Durch Urteil vom 28. September 1920 hat die 1. Kammer für Handelssachen 
des Landgerichts in E. der Klage stattgegeben. Auf die Berufung des Beklagten 
hat dagegen der 9. Zivilsenat dos Oberlandesgerichts in H. durch Urteil vom 
13. Oklober 1921 die Klage abgewiesen. 

Dies Urteil hat der Kläger mit der Revision angefoehten und beantragt, ps 
aufzuheben und die Berufung gegen das 1 a ml csge rieht liehe Urteil zurückzu weisen. v 
Der Beklagte hal beantragt, die Revision zurückzuweisen. 

Aus den E n t s c h e i d u n g s g r ü n d c n. 

Der Revision kann nie h t stattgegeben werde n. 

Die Entscheidung des Berufungsgerichts wird durch die Feststellung ge¬ 
tragen, daß J. befugt war, die in K. für den Kläger eintreffenden Frachtgüter für 
ihn in Empfang zu nehmen. Unter eingehender Würdigung des gesamten Ergeb¬ 
nisses der mündlichen Verhandlung und der Zeugenaussagen ist das Berufungs¬ 
gericht, zu der Überzeugung gelangt, daß der Kläger den J., sowohl 
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durch Erklärung gegenüber diesem selbst als auch durch 
Erklärung gegenüber dem zuständigen Schalter beamten der 
Eiligutabifertigungetelle, allgemein bevollmächtigt hat, 
die für ihn einlaufenden Frachtbriefe einzulösen. In dieser 
Vertretungsbefugnis findet der Vorderrichter zugleich die weitere Ermächtigung, 
die Frachtbriefe der Sendungen, also auch der hier in Rede stehenden beiden 
Obstladungen, in Empfang zu nehmen und die Aushändigung der Güter zu ver¬ 
langen. Diese Ausführungen erscheinen rechtlich bedenkenfrei und rechtfertigen 
die Annahme des Vorderurteils, daß die bei der Auslieferung der Obstsendungen 
beteiligten Beamten des Beklagten das Gut ohne Verschulden an J. herausgeben 
durften und der Kläger diese Aushändigung gegen sich gelten lassen muß. 

Die Revision Tilgt in erster Reihe, daß der Schalterbeamte sich mit der nur 
mündlich erklärten Vollmacht nicht habe begnügen dürfen, da den Beamten durch 
eine Anweisung der Vorgesetzten Dienstbehörde zur Pflicht gemaoht worden sei, 
die Vorlage einer schriftlichen Vollmacht zu verlangen. Mit Recht nimmt aber 
der Vorderrichter an, daß es sich bei jener Anweisung lediglich um eine Vor¬ 
schrift für den inneren Dienstbetrieb handle, die die gesetzliche Wirkung einer 
bloß mündlich erklärten Vollmacht unberührt lasse. Unzutreffend ist die Ansicht 
der Revision, daß infolge des Bestehens der Anweisung der Schalterbeamte nicht 
zuständig gewesen sei, eine bloß mündlich erklärte Vollmachterteilung entgegen- 
zunehmen. Denn aus dem Umstand, daß der Schalterbeamte die Berechtigung 
der zum Empfang von Gütern sich meldenden Personen zu prüfen hat, folgt ohne 
weiteres seine Zuständigkeit zur Entgegennahme von Vollmachten. Begnügt er 
sich statt der vorgeschriebenen schriftlichen Erklärung mit einer bloß mündlich 
erteilten Vollmacht, so wird dadurch seine Zuständigkeit zur Entgegennahme von 
Berechtigungsnachweisen aller Art nicht berührt. Nur in dienstlicher Hinsicht 
macht er sich gegenüber seiner Vorgesetzten Dienstbehörde verantwortlich, wenn 
er eine Anweisung, die zur Vermeidung der Schadenersatz^licht der Bahn er¬ 
gangen ist. unvorsichtigerweiso außer acht läßt. Dies Verhalten hat auf die 
Wirksamkeit der kraft Gesetzes (§ 167 BGB.) formfreien Vollmacht keinen Ein¬ 
fluß. Davon, daß der Schalterbeamte durch die Entgegennahme der mündlichen 
Vollmachterklärung sich der Verletzung einer ihm gegenüber dem Kläger ob¬ 
liegenden Verpflichtung schuldig gemacht hätte, kann keine Rede sein. Ebenso¬ 
wenig kann ein Verschulden des Beamten darin gefunden werden, daß er von 
J. nicht die Vorlegung der Frachtbriefduplikate verlangte. Eine gesetzliche Ver¬ 
pflichtung hierzu bestand für ihn nicht, wie da* Berufungsurteil mit Recht her¬ 
vorhebt. Der Klüger hat aber in den Vorinstanzen selbst nicht behauptet, daß 
er dem Schalterbeamten erklärt habe, J. sei zur Einlösung der Frachtbriefe nur 
dann befugt, wenn er zugleich die Frachtbriefduplikate vorlege 


i 


Reisegepäck. 

Erkenntnis des Reichsgerichtes. I. Zivilsenats, vom 13. Januar 1923 in Sachen 
des Reichseisenhahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndircktion in M„ Beklag¬ 
ten und Revisionsklägers, wider den Bürgermeister K. in H. Kläger und Revisions¬ 
beklagten. 

Begriff des Reisegepäcks. Fenstervorhänge dürfen als Reisegepäck angesehen werden. 

Entschcidungsgriinde. 

Nach § 30 Abs. 1 EVO. kann der Reisende Gegenstände, deren er zur Reise 
bedarf, zur Beförderung als Reisegepäck aufgoben. Oh und unter welchen Be¬ 
dingungen Gegenstände, die nicht zum Reisebedarf zu rechnen sind, als Keise- 
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gepäck angenommen worden, hat nach Abs. 3 der Tarif einheitlich zu bestimmen. 
Nach Abs. 4 dürfen als Reisegepäck nicht .aufgegeben werden die von der Be¬ 
förderung als Frachtgut ausgeschlossenen und die im § 29 aufgeführten gefähr¬ 
lichen oder explosionsgefährlichen Gegenstände, wie geladene Schußwaffen, leicht 
entzündliche, ätzende und übelriechende Sachen. Den durch diese Vorschriften 
umgrenzten Begriff des Reisegepäcks glaubt das Berufungsgericht nicht besonders 
eng auslegen, sondern den Zweck der Reise entsprechend den Anforderungen des 
neuzeitlichen Reiseverkehrs nach Möglichkeit berücksichtigen zu dürfen, und zwar 
ohne Unterschied, ob der Reisende, wie bei Geschäfts- und Erholungsreisen, 
regelmäßig' wueder an den Ausgangsort zurückkehrt, oder’ ob er. wie beim 
Wohnungswechsel, ohne Rückkehrabsicht lediglich die Erreichung des Reise¬ 
ziels bezweckt. Deshalb vertritt der Vorderrichter die Ansicht, daß die Verwen¬ 
dung des Gepäcks nicht in engem zeitlichem Zusammenhang mit der Reise zu 
Stehen oder nur den persönlichen Bedürfnissen des Reisenden zu dienen brauche, 
sondern daß zum Reisegepäck auch Gegenstände zu rechnen seien, deren Ver¬ 
wendung mit dem Zweck der Reise insofern in Zusammenhang stehe, ais vier 
Reisende ihrer aus persönlichen oder wirtschaftlichen Gründen in nicht allzu¬ 
ferner Zeit am Reiseziel bedürfe. Zwar fielen Handelswaren, Kaufmannsgut und 
„Hamstergut“ nach ständiger Rechtsprechung nicht hierunter: im übrigen bleibe 
aber die Entscheidung darüber, was gemäß § 30 Abs. 1 als Reisegepäck anzusehen 
sei, Frage des Einzelfalls. Im vorliegenden Fall habe der Kläger gelegentlich 
seiner Umzugsreiso als Reisegepäck Gegenstände aufgegeben, deren er bald nach 
seiner Ankunft zur Einrichtung der Wohnung bedurft habe. Berücksichtige man, 
daß bei Umzugsreisen regelmäßig einzelne Stücke, die alsbald zur Einrichtung 
der neuen Wohnung benötigt würden, von den Wohnungsinhabern persönlich 
mitgenommen werden müßten, so könnten solche Gegenstände, den Anforderungen 
des Verkehrs; entsprechend, bil literweise zum Reißegepäck gerechnet werden. 

Die Revision bekämpft diese Ausführungen und weist darauf hin, daß die 
Reise des Klägers auch ohne die Mitnahme der Gardinen nicht zwecklos gewesen 
wäre, der Kläger also der Gardinen für die Reise nicht bedurft habe. Ein durch¬ 
schlagender Grund, sie als Reisegepäck zu befördern, habe nicht bestanden; sie 
hätten, wenn sie sofort in Gebrauch genommen werden sollten, als Expreßgut 
befördert werden können. 

Der Angriff der Revision kann nicht für begründet erachtet werden. Der 
Begriff ,.Reisegepäck* ist im Handelsgesetzbuch nicht näher umschrieben. Das 
Allg. Deutsche Handelsgesetzbuch (Art. 425) und das neue Handelsgesetzbuch 
(§§465, 466) wenden ihn für das Eisenbahnfrachtrecht ohne besondere Erläuterung 
an und unterscheiden nur zwischen Reisegepäck, das zur Beförderung auf gegeben 
ist, und solchem, das nicht aufgegeben ist. Hätte die Eisenbahnverkehrsordnung 
nicht den Begriff eingeschränkt und die Aufgabe von Sachen als Reisegepäck 
nur für einen engeren Kreis von Gegenständen zugelassen, so würden, wie es 
auch das Reichsgericht für den Fall de* § 243 Nr. 4 StGB, angenommen hat 
(RGSt. Bd. 43 S. 317), darunter alle Sachen zu verstehen sein, die ein auf einer 
Reise befindlicher Mensch mit sich führt, ohne Rücksicht darauf, ob sie ihm 
selbst oder einem anderen gehören, ob sie während der Reise oder erst am Be¬ 
stimmungsort gebraucht werden sollen und ob «sie seinem persönlichen Be¬ 
dürfnis dienen oder nicht. Für den Eisenbahnfracht verkehr findet sich aber eine 
Einschränkung bereits im Betriebsreglement für die Eisenbahnen Deutschlands 
vom 1. Juli 1874 (RGBl. S. 179), in dessen § 24 der Begriff de* Reisegepäcks dahin 
bestimmt wird: € 

Als Reisegepäck wird in der Regel nur. was der Reisende zu seinem 

und seiner Angehörigen Reisebedürfnis init sieh führt, namentlich Koffer. 

Mantel- und Reisesäcke. Hutschachteln, kleine Kisten und dergleichen, be- 
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fördert; größer© kaufmännisch verpackte Kisten, Tonnen sowie andere 
nicht zu den Reisebedürfnissen zu rechnende Gegenstände können aus¬ 
nahmsweise zugelassen werden. Gegenstände, welche von der Beförderung 
als Frachtgut sowie nach § 22 Abs. 3 von der Mitnahme in die Personen¬ 
wagen ausgeschlossen sind, dürfen auch als Reisegepäck nicht aufgegeben 
werden. 

Diese Begriffsbestimmung ist im wesentlichen in die Verkehrsoidnung für 
die Eisenbahnen Deutschlands vom 15. November 1892 (RGBl. 923) und in die 
Eisenbahnverkehrsordnung vom 26. Oktober 1899 (RGBl. S. 557) übernommen 
worden. In beiden Verkeilrsordnungen lautet der § 30 Abs. 1 und 2: 

Als Reisegepäck kann in der Regel nur das, was der Reisende zu 
seiner Reise bedarf, namentlich Koffer, Mantel- und Reisesäcke, Hut¬ 
schachteln, klein© Kisten und dergleichen aufgegeben werden. 

Doch können auch größere kaufmännisch verpackte Kisten, Tonnen 
sowie Fahrzeuge und andere nicht zum Reisebedarf zu rechnende Gegen¬ 
stände, sofern sie zur Beförderung mit Personenzügen geeignet sind, aus¬ 
nahmsweise als Reisegepäck zugelassen werden . . . 

Der Unterschied gegenüber dem Betriebsreglement besteht danach haupt¬ 
sächlich darin, daß auf die Reisebedürfnisse der Angehörigen des Reisenden 
nicht mehr ausdrücklich Rücksicht genommen und bei den ausnahmsweise zu¬ 
gelassenen Gegenständen auf ihre Geeignetheit zur Beförderung in Personen¬ 
wagen hingewiesen wird. Besonders auffallend aber ist in allen drei Ordnungen, 
daß sie, wenn sie auch zunächst durch die Worte, ,.was der Reisende zu seinem und 
seiner Angehörigen Bedürfnisse mit sich führt“ und „was der Reisende zu seiner 
Reise bedarf“ eine Umschreibung des Begriffs „Reisegepäck“ nach der Beschaffen¬ 
heit der mitgeführton Gegenstände geben, später doch nur Beispiele anführen, in 
denen die äußere Verpackung, nicht der Inhalt der Behältnisse, als ausschlag¬ 
gebend hingestellt wird. Das spricht dafür, daß man eine enge Auslegung dessen, 
was zum „iReieebesdürfnis“ oder „Reisebedarf“ (gehört, nicht beabsichtigt und 
gerade der äußeren Verpackungsart, in der das Gepäck der Eisenbahn vorgelegt 
w.ird, besondere Bedeutung beigemessen hat. Demgemäß hat mau unter der 
Herrschaft jener älteren Ordnungen sowohl im Schrifttum wie auch in der 
Rechtsprechung und in der praktischen Handhabung den Begriff „Reisegepäck“ 
ziemlich weitherzig aufgefaßt. Im Archiv für Eisenbahnwesen Jahrgang 1888 
Seite 488 führt de Jonge aus, daß darunter die Sachgesamtheit zu verstellen sei, 
die sich äußerlich als eine verbundene Einheit darstelle (Koffer, Bündel, Korb) 
und durch ihre Bestimmung, den Reisezwecken des Reisenden zu dienen, irn 
Einzelfall gekennzeichnet werde. Er rechnet daher zum Reisegepäck ebensowohl 
Gebrauchsgegenstände, die der Vergnügungsreisende mit sich führt, wie Waren¬ 
proben, di© der Geschäftsreisende mitnimmt. In einem Urteil vom 13. Februar 
1902 (Goltdammers Archiv Bd. 49 S. 322) hat ein Strafsenat dos Reichsgerichts 
als Reisegepäck Pappschachteln mit Kleidungsstücken angesehen, die der Reichend© 
zur Beförderung aufgegeben hatte, um die Kleider am Bestimmungsort an 
Kunden seines Geschäfts abzuliefern oder zur Anprobe vorzulegen, ln ..Jur. 
Wochenschr.“ 1920, S. 404 bezeugt v. d. Leyen unter Hinweis auf Entscheidungen 
von Strafsenaten des Reichsgerichts vorn 1. Mai 1902 und 3. Juni 1905 (Archiv 
f. Eisenbahnwesen 1902, S. 1135, 1907 S. 552), daß Zydtungspakete, die durch 
expresso Boten aufgegeben worden seien, von der Bahn regelmäßig als Reise¬ 
gepäck befördert worden seien, wie denn auch für die Dienststellen der Bahn 
die Anweisung bestanden habe, bei der Beurteilung der Frage, ob es sich beim 
aufgegebenen Gepäck um Reisebedürfnisse handle, den Reisenden möglichst ©nt- 
gegenztikommen. Alles dies spricht für eine ausdehn ende Auslegung des Begriffs 
„Reisegepäck“. 
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Nun ist nicht zu verkennen, daß die jetzt geltende Eisenbahnverkehrsord- 
nung den Begriff fester bestimmt, als es ihre Vorläuferinnen taten, indem sie 
vorschreibt (§ 30): 

Der Reisende kann Gegenstände, deren er zur Reise bedarf, zur Be¬ 
förderung als Reisegepäck aufgeben. 

Das Reisegepäck muß durch seine Verpackung — in Koffern, Reise¬ 
körben, Reisetaschen, Hutschachteln, handlichen Kisten oder dergleichen — 
als solches kenntlich sein. 

Ob und unter welchen Bedingungen Gegenstände, die nicht zum Reise¬ 
bedarf zu rechnen sind, sowie Tiere in genügend sicheren Behältern und 
Fahrzeuge als Reisegepäck angenommen werden, muß der Tarif einheitlicli 
bestimmen. 

Demgemäß sind durch Ausfiihrungsbestimmungen des Personen- und Ge¬ 
päcktarifs, Teil I, Fahrräder und einzelne andere Fahrzeuge, Ausrüstungsgegen- 
stände von Öanitätskolonnen, Musikinstrumente, Gerätschaften von Schaustellern 
und Markthändlern, Meßwerkzeuge und Handwerkszeug, Warenproben der Ge¬ 
schäftsreisenden, Markt- und Hausiererwaren sowie kleine Tiere und Jagdhunde 
in Käfigen und dgl. als Reisegepäck zugelassen w r orden. In diesem Verzeichnis 
findet sich keine Art von Gegenständen, zu der die in Rede stehenden Fenster¬ 
vorhänge gerechnet werden könnten, und es kommt daher allein darauf an, ob 
sie unter den besonderen Umständen des Falls als Gegenstände betrachtet werden 
können, deren der Kläger zu seiner Reise bedurfte. Das hat das Berufungsgericht 
mit Recht angenommen. Aus dem oben mitgeteilten Entwicklungsgang ergibt sich, 
daß der Begriff Reisegepäck von jeher nicht ängstlich 
auf die persönlichen R e i s e b e d ii r f n i s s e d e s Reisenden 
b e s c h rank t w orden ist, sondern eine Auslegung in aus- 
dehnendem Sinn erfahren hat. Es spricht auch nichts dafür, daß die 
jetzige Eisenbahnverkehrsordmvng trotz ihrer von den Vorgängerinnen etwas ab¬ 
weichenden Fassung eine wesentliche sachliche Änderung beabsichtigt hat. Es ' 
erscheint daher nicht rechtsirr t ii m 1 i c h , w e n n das Be¬ 
ruf ungsgeri c h t als Roisg e p äc k diejenigen Gegenständ e 
zulassen will, deren Verwendung in einem näheren Zu- 
s a m in e n h a n g m i t d e in Z w eck der Reise steht, so daß der 
Reisende ihrer aus persönliche n o d e r w i r t s c h a f t 1 i c h e n 
G r ü n d e n in n i c h t allzu ferner Zeit am Ziel seiner Reise 
bedarf. Da ferner der Vorderrichter in tatsächlicher Hinsicht fest gestellt hat, 
daß der Kläger die Fenstervorhänge auf seine Umzugsreise mitgenommen, hat, 
um sie alsbald nach seinem Eintreffen am neuen Wohnort zur Einrichtung seiner 
neuen Wohnung zu verwenden, so kann hei dieser besonderen Sachlage d i e A n - 
n ah mo, daß die Vorhänge als Reisegepäck aufgegeben 
w erden d u r f t e n , re e h t. lieh n i e h t b e a n s t a u d e t werde n. 
Es kommt deshalb nicht darauf an. ob auch die von der Revision angegriffenen 
weiteren Ausführungen des Berufungsurteils zutreffend sind, in denen der Nach¬ 
weis versucht wird, daß die wirtschaftliche und rechtliche Lage der Eisenbahn 
sich nicht wesentlich anders gestaltet hätte, wenn die Vorhänge nicht als Reise¬ 
gepäck. sondern als Erpreßgut aufgegeben wären. 

Hinsichtlich derjenigen Gegenstände, die sich außer den Vorhängen noch 
in dem Reisekorb befanden — Kleiderschürze, 4K> m Kleiderstoff, Kinderwäsche 
und Decke —. besteht gleichfalls kein Bedenken, sie im Hinblick auf den Zweck 
der Dmzugsreise als Reisegepäck anzusehen. 

Hiernach erweist sich die Revision als unbegründet. 
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Haftpflicht. 

Entscheidung des Reicfegerichts, VI. Zivilsenats, vom 18. Januar 1923 in Sachen 
der Strafeneisenbahngesellschaft in II., Beklagten und Revisionsklägerin, wider 
den Grimwarenhändler G. in 11., Klager und Revisionsbeklagten. 

Verjährung eines auf Grund von § 323 Z. P. 0. geltend gemachten HaftpflichtrentenerMhiings- 

anspmchs. 

Tatbestand. 

Der Klüger ist ajn 23. November 1915 von einem Wagen der Beklagten 
an-gc fahren und verletzt worden. Ende Mai oder Anfang Juni 1916 hat er Klage 
erhoben und in ihr Verschulden des Wagenführers behauptet, der kein Glocken¬ 
zeichen gegeben habe. Verlangt wurde unter anderem auch eine Rente von 
2000 seit dem 24. November 1915. Daß Landgericht Hamburg wies den An¬ 
spruch zu W ab uml erklärte ihn zu % dem Grunde nach für berechtigt. In 
zweiter Instanz wurde durch Urteil vom 9. Februar 1918 der Anspruch dem 
Grunde nach zu 50 % für berechtigt erklärt, im übrigen blieb es bei der Ab¬ 
weisung. Diese Entscheidung hat dias Reichsgericht am 4. Juli 1918 bestätigt. 
Nunmehr erging in erster Instanz am 8. November 1919 ein rechtskräftig ge¬ 
wordenes Teilurteil und am 5. März 1921 ein Endurteil, durch das die Beklagte 
unter Abweisung der* übrigen noch im Streit befindlichen Ansprüche zur Zah¬ 
lung von 5 und einer jährlichen Reute von 800 M seit dem 8. März 1917 
verurteilt wurde. Dieses Erkenntnis wurde durch das angefochlene Teilurteil 
vom 24. März 1922 bezüglich der Entscheidung über die Rente abgeändert. An¬ 
gegriffen ist jetzt der Ausspruch, daß Beklagte für die Zeit vom 10. Januar 1922 
ab eine Rente von jährlich 8000 M zahlen solle, aber nur hinsichtlich des Teil¬ 
betrags von 7200 J( y um den das Berufungsgericht die in erster Instanz zuer- 
kannlo Rente erhöht hat. Demgemäß hat die Beklagte beantragt, 

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils insoweit diesen Anspruch ab¬ 
zuweisen. 

Voll dem Kläger wurde der Antrag gestellt, 

die Revision der Beklagten zuniiekzu.weisen. 

Den. Sachverhalt haben die Prozelxbevollmächtigten auf der Grundlage der 
früheren Urteile vorgetragen. 

E n t s c h e i cl u n g s g r ii n d e. 

Die Revision bekämpft das Brrufungsuiteil nach zwei Richtungen. Zu¬ 
nächst stellt sie das Verhältnis u<\s § 323 ZPO. zu § 8 des Haflpfliehtgesotzes im 
allgemeinen zur Nachprüfung. Die Vorschrift des § 323 ZPO. sei prozessualer 
Natur, sie enthalte eine Eimsdiiänkung uer Einrede der Rechtskraft, greife aber 
nicht in die materiell-rechtlichen Yorjührung-voiSchriften ein. Ein Anspruch auf 
Erhöhung einer zuerkannten Rente müsse nicht nur innerhalb von zwei Jahren 
nach Eintritt der Veränderung geltend gemacht werden, sondern auch innerhalb 
der von dem Unfall an laufenden Frist des § 8. Danach sei der Anspruch 
auf die beanstandeten 7200 Jl verjährt. Das Urteil vom 21. Januar 1922 wurde 
aber auch hinsichtlich der Höhe der Rente angegriffen. Das Berufungsgericht 
stelle als Zeitpunkt fiir eine wesentliche Veränderung der maßgebenden Ver¬ 
hältnisse den 1. Februar 1920 fest. Da nur die Eihöhung des Klageanspruchs am 
10. Januar 1922 rechtshängig geworden sei. so liege der 1. Februar 1920 noch 
innerhalb der vom 10. Januar 1922 zurückgerechnet eil zweijährigen Verjährungs¬ 
frist des Haftpflichtgesetzes. Das Berufungsgericht übersehe aber, daß sich die 
Veränderung iDr Verhältnisse nicht, auf einmal vollzogen habe, vielmehr seien 
>vhon im Juni und November 191* wesentliche Veränderungen des Geldwerts ein- 
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getreten, die einen Eidiöhungsanisprueh aus § 323 ZPO. hüllen rechtfertigen 
können. Es erscheine daher, selbst, wenn man sonst die Auffassung des Be¬ 
rufungsgerichts teile, nicht angängig, dem Klüger die ganze Differenz des Geld¬ 
werts zwischen der Klageerhebung und dem 10. .Januar 1022 zuzusprechen. In 
Betracht kommen könne nur der Unterschied zwischen den Verhältnissen im No¬ 
vember 1918 und am 1. Februar 1920, der Best, nämlich der Unterschied des 
Geldwerts zwischen der Klageerhebung und dem November 1918. >ei jedenfalls 
verjährt. 

Mit; diesen Angriffen kann die Revision nicht durchdringen. Das Be¬ 
rufungsgericht. unterscheidet bei der Prüfung der Yerjähningsfrage mit Recht 
zwischen dem Haftpflichtigosetz und. den Vorschriften des BGB. Von dem Letz¬ 
teren greift § 852 ein, nach dem der Anspruch auf Ersatz dos aus einer unerlaub¬ 
ten Handlung entstandenen Schadens in drei .Jahren von dem Zeitpunkt an ver¬ 
jährt. in dem der Verletzte von dem Schaden und der Person des Ersatzpflich¬ 
tigen Kenntnis erlangt hat. Nimmt man nun auch an. daß der Kläger von der 
nach der Feststellung des Berufungsgerichts nicht vor dem 1. Februar 1920 ein¬ 
getretenen wesentlichen Änderung der Verhältnisse alsbald Kenntnis erhalten 
hat, so war doch die Verjährung des ihm etwa entstandenen Anspruchs auf Er¬ 
höhung der Rente nach § 852 BGB. am 10. Januar 1922 noch nicht abgelaufen. 
Ob die Beklagte einem auf unerlaubte Handlung gegründeten Anspruch andere 
Einwendungen, insbesondere aus § 831 BGB., entgegensetzen kann, steht jetzt 
nicht zur Entscheidung. Forderungen auf Schadensersatz aus dem Haftpfliehi- 
geaetz verjähren dagegen nach § 8 das. in zwei Jahren von dem Unfall an. die 
hiermit gesetzte Verjährungsfrist würde somit am 23. November 1917 abgelaufen 
sein, und die erst am 10. Januar 1922 gerichtlich geltend gemachten Ansprüche 
wären verjährt, wenn der § 8 allein zur Anwendung zu gelangen hätte. Dieser 
von der Revision vertretene Standpunkt kann aber nicht als zutreffend aner¬ 
kannt werden, vielmehr hat das Berufungsgericht mit Recht die Voraussetzungen 
des § 323 ZPO. für gegeben erachtet. Vom Landgericht war der Klageanspruch, 
zu dem auch eine Rente von jährlich 2000 Ji, beginnend mit dem 21. November 
1915, gehörte, dem Grunde nach zu Y\ für berechtigt erklärt worden, das Be¬ 
rufungsgericht aber hat dieses Urteil nur insoweit abgeändert, als es den Khure- 
ansprueh zu 50 % für berechtigt erachtete. Dieses am 9. Februar 191S verkündete 
Urteil ist durch die am 4. Juli 1918 vom Reichsgericht ausgesprochene Zurück¬ 
weisung der Revision rechtskräftig geworden. Hiernach liegt dem Grunde nach 
eine Verurteilung zu künftig fällig werdenden Leistungen vor. die vor dein Ein¬ 
tritt. derjenigen wesentlichen Änderung der Verhältnisse statt ge Funden hat. auf 
die das Berufungsgerieht die Erhöhung des lUmtenanspiuehs stützt. Wie der 
Senat bereits mehrfach ausgesprochen hat, würde es einen nicht gerechtfertigten 
Formalismus enthalten, wollte man in derartigen Fällen die Geltendmachung der 
die Erhöhung der Rente bedingenden Umstände im Verfahren über die Hölm des 
Anspruchs nicht zulassen und den Kläger auf einen neuen, nach Erlaß des End- 
urtoils anzustrennenden Prozeß verweisen, Wameyer, 1913, Nr. 123 am Ende; 
J. W. 1921 S. 1082 Nr. 7 Gegen die Zulässigkeit der am 10. Januar 1922 er¬ 
folgten Klageerweiterung bestehen somit keine Bedenken. Der geltend gemachte 
Anspruch auf Erhöhung der Rente ist aber auch nicht verjährt. Das ITPflG. 
hatte, im § 7 Abs. 2 früher die Bestimmung, daß der Verpflichtete jederzeit- die 
Aufhebung oder Minderung der Rente fordern konnte, wenn eine wesentliche 
Veränderung der für die Ziierkennuiig oder dU Höhe der Rente maßgebend ge¬ 
wesenen Verhältnisse eingdreten war. der Verletzte aber unter der gleichen 
Voraussetzung die Erhöhung oder Mini-enge Währung einer Rente beanspruchen 
durfte, sofern er nur den Anspruch auf Schadensersatz innerhalb der Frist des 
§ S geltend gemacht hatte. Diese Yor-uhrift wurde dahin verstanden, daß das 
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auf Grund dies Haftpflichtgesetzes ergehende Erkenntnis zwar in betreff der 
Haftpflicht selbst rechtskräftig werde, nicht aber hi-nsichtlicli der Höhe der 
Rente, diese könne auf Grund späterer Änderung in den Verhältnissen durch 
anderweites Erkenntnis anders festge&tellt werden. Eger, Eisenbahnrechtliche Ent¬ 
scheidungen, I S. 121 Nr. 60 (V. Ziv.-Senat, Urt. vom 28. Januar 1880); ferner 
RGZ. Bd. 2 S. 3 (V. Ziv.-Senat. Urt. vom 9. Juni 1880). Werde nur das Recht 
aus § 7 Abe. 2 (alte Fassung) geltend gemacht, so sei auch der Einwand der 
Verjährung hinfällig, weil nur eine Entscheidung über Höhe und Dauer der 
schon zugesprochenen Rente verlangt werde, RGZ. Bd. 2 S. 4. Nun ist zwar 
der erwähnte Absatz 2 durch Art 42 EG. zum BGB. gestrichen worden, aber, wie 
aus der Begründung der Novelle von 1898 zur ZPO. hervorgeht, Hahn Materialien, 
VIIIS. 103, weil man die Einzelbestimmung des HPf [Gesetzes mit Rücksicht auf den 
vorgeschlagonen § 293a ZPO., der dem jetzigen § 323 entspricht, für überflüssig 
erachtete. Eine sachliche Änderung des bisherigen Rechtszustands hinsichtlich der 
Tragweito der Verjährunigsvorschrift des § 8 HPflG. war nicht beabsichtigt. 
Was aber -die Frage angcht, wie lange der Verletzte mit der Erhebung einer auf 
£ 323 gestützten Klage oder der sonstigen gerichtlichen Geltendmachung eines 
Abänderungsanspruchs zuwarten kann, so ist; mit Recht der § 8 entsprechend in 
der Weise herangezogen worden, daß der Abänderungsanspruch in zwei Jahren 
v on dem Zeitpunkt an verjährt, in dem die wesentliche Veränderung der ur¬ 
sprünglich maßgebend gewesenen Verhältnisse eingetreten ist, Wariu*yey, 1913, 
Nr. 4 letzter Absatz; RGZ. Bd. 86 S. 182—183: J. W. 1921 S. 1082 Nr. 7 am 
Ende. Ist dies nicht vor dem 1. Februar 1920 geschehen, so war der auf 
§ 323 ZPO. gegründete Anspruch am 10. Januar 1922 nicht, verjährt. 

Auch der zweite von der Revision erhobene Angriff kann nicht als be¬ 
gründet anerkannt werden. Bei der Erhöhungski ago des § 323 ZPO. kommt es 
darauf an, ob eine wesentliche Änderung der erheblichen Verhältnisse nachträg¬ 
lich stattgefunden hat, sie muß im vorliegenden Fall nach dem Schluß der¬ 
jenigen mündlichen Verhandlung erfolgt sein, auf die das Grundurleil vom 9. Fe¬ 
bruar 1918 ergangen ist. Das hat das Berufungsgericht festgestellt. Dabei er¬ 
kennt es an, daß eine ins Gewicht fallende Verteuerung der gesamten Lebens¬ 
verhältnisse bereits im Lauf des letzten Kriegsjahrs eingetreten sei, was seiner¬ 
zeit auch vom Reichsgericht in dem Urteil vom 11. November 1920 angenommen 
wurde, J. W. 1921, S. 1082 Nr. 7, sagt aber weiter, daß sich diese Verteuerung 
als ein dauernder Zustand von einschneidender Bedeutung für die ganze Lebens¬ 
haltung erst im Beginn das Jahrs 1920 geltend gemacht habe. Deswegen sei 
das Berufungsgericht nicht in der Lage, den Eintritt einer wesentlichen Ver¬ 
änderung als vor dem 1. Februar 1920 erfolgt festzust ollen. Hiermit hat das Be¬ 
rufungsgericht eine tatsächliche Feststellung getroffen, die nicht schon dadurch 
widerlegt wird, daß in einem anderen Rechtsstreit eine wesentliche Verände¬ 
rung der erheblichen Verhältnisse bereits für einen früheren Zeitpunkt ange¬ 
nommen wurde. Ob es überhaupt angeht, einem Erhöhungsanspruch aus 
§ 323 ZPO. entgegenzuhalten, einen niedrigeren Anspruch hätte der Ver¬ 
letzte «schon früher geltend madien können, weil bereits eine frühere Änderung 
der Verhältnisse als wesentlich anzusehen sei, dieser niedrigere Anspruch ver¬ 
jähre aber selbständig und daher könne der Verletzte nur noch den Unterschied 
zwischen dem durch die ältere und die spätere Änderung der Verhältnisse her- 
beAgiefiihrten Schaden fordern, wenn der niedrigere An-s.pruch fiir sich betrachtet, 
zur Zieit der gerichtlichen Geltendmachung des ErhÖhungsaiispruWis verjährt sein 
müsse, kann somit dahingestellt bleiben. 

Die von der Beklagten eingelegte Revision war hiernach zunVkzuweison. 
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Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Gesetz vom 27. März 1923 zur Änderung des Gesetzes 
über Notstandsmaßnahmen zur Unterstützung von Rentenempfän¬ 
gern der Invaliden- und Angestelltenversicherung. 

(Reiche-Verkehrsblatt S. 179. Reichegesetzbl. I S. 243.) 

V erordnung des Reichspräsidenten vom 27. April 1923 
über Änderung der Reisekostenverordnung für die Beamten der 
Deutschen Reichsbalm. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 195. Reiclisgesetzbl. I S. 274.) 

Verordnungen der Reichs regier ung: 

Vom 2. Mai 1923, betr. die vormals hessischen und mecklenburg- 
schwerinschen Schulden. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 200. Redchsgeeetzbl. II S. 227.) 

Vom 2. Mai 1923, betr. die vormals hessische Staatsschuld. 

• (Reichs-Verkehrsblatt S. 200. Reichsgcsetzbl. II S. 227.) 

Bekanntmachung des Reichspostministers und 
des Reichsverkehrsministers vom 7. April 1923, 
betr. den Privattelegrammverkehr. 

(Reichs-Verkehreblatt S. 175.) 

Verordnung des Reichsministers der Justiz vom 
23. Februar 1923 über Lohn- und Gehaltspfändung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 199. Reichsgcsetzbl. I S. 153.) 

Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 

Vom 9. März 1923 über Versicherungspflicht in der Krankenver¬ 
sicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 173. Reiclisgesetzbl. I S. 165.) 

Vom 17. März 1923 über Versicherungspflicht in der Angeetellten- 
versicherung. 

(Reiclis-Verkehrsblatt S. 173. Reichsgcsetzbl. I S. 192.) 

Vom 28. März 1923, dritte Verordnung über Erhöhung von Zulagen 
und Geldbeträgen in der Unfallversicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 180. Reiclisgesetzbl. I S. 224.) 

Verordnung des Reichs Verkehrs in inisters vom 
29. April 1923 zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

(Reichs-Verkehrsblatl S. 193. Reiclisgesetzbl. II S. 226.) 

Erlasse des Reichs Verkehrsministers: R.-V.-B1. 

Vom 13. April 1923, betr. Nachweisungen über Besetzung der ® eile 
den Versorgungsanwürtem vorbehialtenen Stellen . . 174 

Vom 20. April 1923, betr. Erledigung von Entschädigunge- 

anträgen aus Frachtverträgen durch Normaldienststellen 181 
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R.-V.-B1. 

Vom 21. April 1923, betr. Bestellung von Eisenbahnfahn- Seite 

•dungsbeamten.181 

Vom 1. Mai 1923, betr. Fahrgeld für Mitfahrt in den Bahnpost¬ 
wagen . , . , .. • 193 

Vom 14. Mai 1923 betr. Führung von Personallisten und An¬ 
wendung einheitlicher Bezeichnungen bei der Personalien¬ 
bearbeitung . 196 

Vorn 16. Mai 1923, betr. Änderung des § 83 der Betriebsräte¬ 
verordnung .198 

Vom 23. Mai 1923, betr. Anschlußgebühren.201 

Vom 26. Mai 1923, betr. Richtlinien für Auskunfterteilung 
im Reiseverkehr.203 


Preußen: Urkunden des Preußischen Staatsministeriums: 

Vom 10. Januar 1923, betr. die von der Kreis Altenaer Eisenbahn- 
Aktiengeöellschaft beschlossene Vermehrung ihres Grundkapitals 
auf 14 700 000 Jt durch Ausgabe weiterer, auf den Inhaber lau¬ 
tender Aktien im Betrag von .12 600 000 cH. 

(Anlage zum Reich6-Verkehrsblatt S. 3.) 

Vom 22. Januar 1923, betr. die von der Neustadt-Gogoliner Eisen¬ 
bahngesellschaft beschlossene Vermehrung ihres Grundkapitals 
durch Ausgabe weiterer 2000 Stück Aktien über je 1000 Jt im 
Betrag von 2 Millionen Jt auf den Gesamtbetrag von 5 Mil¬ 
lionen Jt. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 4.) 

Vom 26. März 1923, betr. die Änderung der Konzessionsurkunde vom 
12. April 1897 für den Bau und Betrieb einer vollspurigen Xeben- 
eisenbahn von Liegnitz über Rawitsch nach Kobylin mit Ab¬ 
zweigung von Görchen nach Gostkowo und Pakoslaw durch die 
Liegnitz-Rawitscher Eisenbahngesellschaft. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 4.) 

Konzessionsurkunde dies Preußischen Staatsministeriums 
vom 27. März 1923, betr. den Bau und Betrieb einer vollspurigen 
Nebeneisenbahn (Gürtelbahn) um das linksrheinische Köln mit 
Hafenbahnanlagen durch die Stadtgemeinde Köln. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblatt S. 5.) 

E r 1 a ß des Reichs verkehrsmi nisterium?, Zweig¬ 
stelle Preußen- Hessen, vom 18. April 1923, betr. Aus¬ 
übung des Aufsichtsrechts über eine vollspurige Nebeneisenbalm 
(Gürtelbahn) um das linksrheinische Köln und Ilufenbahn- 
anlagen. 

(Anlage zum Reichs-Verkehrsblutt S. 9.) 


Digitizeit by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 








714 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


Schweiz. Bundesratsbeschluß vorn 14. November 1922, betreffend 
die Abänderung der Verordnung vom 10. März 1906 1 ) über Bau 
und Betrieb der schweizerischen Nebenbahnen. 

(Eidgenössische Gesetzsammlung Nr. 30 vom 15. November 1922, S. 559.) 

Der Abschnitt III der Verordnung vom 1U. März 1906, betreffend Bau und 
Betrieb der schweizerischen Nebenbahnen, erhalt folgenden Wortlaut: 


III. Unterhalt der Betriebsmittel. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 25. 

1. Das Betriebsmaterial soll fortwährend in einem allen Anforderungen des 
Betriebes entsprechenden Zustand erhalten werden. 

2. Sollen am Betriebsmaterial einer schweizerischen Bahn wesentliche 
Änderungen oder Umbauten vorgenommen werden, so ist dazu, an der Regel unter 
Beilage von Zeichnungen, die Zustimmung der Aufsichtsbehörde rechtzeitig ein¬ 
zuholen. 

3. Neues oder umgebautes Betriebematorial ist. bevor es in Betrieb genom¬ 
men wird, der Aufsichtsbehörde rechtzeitig zur Untersuchung anzumelden. Es 
darf erst auf erteilte Erlaubnis hin verwendet werden. 

4. Fahrzeuge, die auf Hauptbahnen übergehen, sind den Bestimmungen der 
je weilen geltenden Verordnung über den Unterhalt des Rollmaterials der 
schweizerischen Hauptbahnen unterworfen. Für diejenigen Fahrzeuge dagegen, 
welche nicht oder mir ausnahmsweise auf Hauptbahnen übergehen, gelten dde Be¬ 
stimmungen der naclifolgenden Art. 20—23. 

Untersuchung und Instandstellung der Betriebsmittel. 

Art. 20. 

1. An den Fahrzeugen und Betriebsmitteln sollen nicht nur die nötigen 
laufenden Reparaturen sorgfältig ausgeführt werden, sondern sie sind auch 
periodisch gründlich zu untersuchen und inst and zustellen (Revisionen). Die 
Revision muß sich auf alle Teile erstrecken; bewegliche Teile sind zu diesem 
Zwecke a u se i nand e r z u n e hm c n. 

Die. Untersuchung und Instandstellung der Dampfkessel, Dampfheizungs- 
einrichtungen und Druckluftbehälter hat nach den Bestimmungen des Art, 27 zu 
erfolgen. 

2. Bei jedem Anlaß, welcher die Notwendigkeit, einer gründlichen Unter¬ 
suchung und InstaudstcIlling erkennen oder vermuten läßt, wie be.i unruhigem 
Gang, nach Entgleisungen, Zusammenstößen u. dgl.. sind alle betroffenen Teile 
lieraiuszunehmeii und genau zu untersuchen. 

Bei schwerer Beschädigung oder wenn die Untersuchung großen Umfang 
an nimmt, ist das Fahrzeug einer vollständigen Revision zu unterziehen. 

3. Die gemäß Ziff. 1 vorzunehmenden Revisionen heben innerhalb folgender 
Zeit fristen zu erfolgen: 

a ) F ii r Adhäs ionsbah n e n: 

Bei den T r i c b f a li r z e uge n jeder Art sowie bei den Per- 
ronen-. Gepäck- und Bahnpostwagen spätestens nach 3 Jahren. 

Bei den Güterwagen spätestens nach 4 Jahren. 

Bei den Dienst wagen (einschließlich Iloizwagen, Schneeschleudern 
u. dgl.) spätestens nach 5 Jahren. 

1 1 Yorgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1900, S. 851. 
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b) Für Palmen mit ZahnsUuigenstiecken: 

Bei «dem zum Verkehr auf den Zahns tangenstrecken bestimmten, 
mit Trieb- oder Bremszahnrädern ausgerüsteten Rollmaterial jeder Gat¬ 
tung spätestens nach 2 Jahren. 

Beim übrigen Material entsprechend den Bestimmungen 

unter .,a“. 

c) Für Drahtseilbahnen: 

Bei den Wagen spätestens nach 2 Jahren, bei den ortsfesten 
mechanischen und elektrischen Einrichtungen je nach der Bauart gemäß 
'besonderer Verfügung der Aufsichtsbehörde. 

Für die Überwachung der Drahtseile ist die jeweilen gültige 
bundesrätliche Verordnung betreffend die Kabel der Seilbahnen maß¬ 
gebend. 

4. Die Revisionslrist eines Fahrzeuges oder Betniebsmittels «beginnt am 
Tage seiner ersten Einstellung in den Dienst oder am Tage seiner Wiederein¬ 
stellung nach einer Revision .und endet am Tage seiner Entfernung aus dem 
Dienst für die i nie liste Revision. Liegen «besondere Verhältnisse vor oder wird 
das Fahrzeug oder Betriebsmittel während einer 'Revisionsperiode auf längere, 
ununterbrochene Fristen außer Betrieb gesetzt, so kann die Aufsichtsbehörde auf 
begründetes Gesuch der Rahn die Revisionsfrist verlängern. Anderseits ist diese 
zu verkürzen, wenn der Zustand des Objektes es erfordert. 

b. Das vollständige Datum der letzten Revision, bei neuen Fahrzeugen das¬ 
jenige der Inbetriebsetzung, soll an beiden Langseiten der Fahrzeuge gut sichtbar 
angeschrieben sein. 

G. Nach Ablauf jedes Jahres haben die Bahnen der Aufsichtsbehörde nach 
vorgeschriebenein Formular ein Verzeichnis einzureichen, enthaltend: 
für alle Fahrzeuge: das letzte Revisionsdatum aus den Vorjahren und die 
Revision-daten des verflossenen Jahres: 
für die Triebfahrzeuge außerdem: die Fahrleistungen zwischen und nach den 
Revisionen und die Gesamtleistung im verflossenen Jahr. 

Diese Bestimmungen beziehen sieh -nicht auf das Rollmaterial der städtischen 
Straßenbahnen. 

7. Das zum Verkehr auf Zahnstangenstrecken bestimmte Rollmaterial ist 
im Anschluß an die Revisionen einläßlichen Bremsproben zu unterziehen. In den 
Jahren, in denen keine Revision stattzufinden hat, ist eine gründliche Unter¬ 
suchung der Zahnradbremsen mit anschließender Bremsprobe vorzunehnien. 

Die Aufsichtsbehörde ist berechtigt, Koni roll proben zu veranlassen und 
densel ben bei zu wohnen. 

8. Die Wagen und die ortsfesten Einrichtungen der Drahtseilbahnen sind 
irn Anschluß an die Revisionen und in der Regel im Beisein des Delegierten der 
Aufsichtsbehörde einläßlichen Bremsproben zu unterziehen. Ebenso sind solche 
Bi einsproben vorzunehnien in den Jahren, in denen keine Revision stattfindet. 
Vor diesen Proben .müssen die Wage nuntergestelle gereinigt, die Bremsen gründ¬ 
lich na di ge sehen und aLlfällige Mängel beseitigt werden. Die Aufsichtsbehörde 
ist berechtigt. Kontrollproben zu veranlassen und denselben beizuwohnen. 

Untersuchung und Instandstellung der Dampfkessel, Dampfheizungseinrichtungen und Druck¬ 
luftbehälter. 

Art, 27. 

Äußere Revisionen. 

1. Dampfkessel, Dampfheizungseinrichtungen und Druckluftbehälter sind 
anläßlich der nach Art. 2G, Zidf. 1—3, vorzunehmenden Revisionen der betreffenden 
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Fahrzeuge einer äußern Revision zu unterziehen. Dabei sind die Kessel von ihrer 
Verkleidung zu entblößen. Die Untersuchung hat sich auf alle Teile. d. h. auch 
auf die Garnituren und Apparate zu erstrecken; diese sind dazu zu entfernen. 

2. Die Sicherheitsventile der Dampfkessel und das Manometer eines jeden 
Kessels sind durch Vergleichung mit einem Kontrollmanometer alle 3 Monate auf 
ihre Richtigkeit zu prüfen, wobei jene Ventile gründlich zu reinigen und wieder 
zu plombieren sind. 

Innere Revisionen. 

3. Spätestens 9 Jahre nach Inbetriebsetzung eines Lokomoliv- oder Motor¬ 
wagenkessels ist nach Entfernung aller Siederöhren und nach gründlicher Reini¬ 
gung des Kesselinnern eine innere Revision vorzunehmen. Nach spätestens je 
6 Jahren ist diese zu wiederholen, ebenso in jedem Falle, wenn sämtliche Siede- 
röhren entfernt worden sind. 

In gleichen Zeiträumen sind auch -Druckluftbehälter, soweit ihre Bauart 
dies ermöglicht, einer inneren Revision zu untenziehen. 

4. Bei «den Dampfkesseln der Dienstwagen (Ileizwagen, Schneeschleudern 
u. dgl.) haben die inneren Revisionen spätestens nach je 10 Jahren stattzufiuden. 

5. Gebrauchte, aus dem Ausland -bezogene Dampfkessel sind vor ihrer Ver¬ 
wendung einer äußeren und inneren Revision zu unterziehen. 

6. Wo besondere Verhältnisse es als angezeigt erscheinen lassen, können 
auch in der Zwischenzeit innere Revisionen von dej Bahnverwaltung angeordnet 
oder von der Aufsichtsbehörde verlangt werden. 

7. Eine neue Revisionsperiode beginnt am Tag. an dem der Kessel nach der 
letzten Revision wieder in den Dienst genommen worden ist. 

D r u c k i) r o b e n. 

8. Dampfkessel und Drucktluftbehälter sind periodischen Druckproben zu 
unterziehen; eine Druckprobe ist vorzunehmen: 

a) vor der Inbetriebsetzung neuer Kessel oder Behälter, in der Regel beim 
E rhaiu e r de r s e 1 b eil; 

b) nach jeder innern Revision: 

c) anläßlich der gemäß Art. 27, Ziff. 1 , vorzunehmenden äußern 
Revisionen, erstmals bei der zweiten derartigen Revision. 

9. Außerdem ist eine Druckprobe vorzunehmen nach jeder größeren Repa¬ 
ratur oder Umänderung, sowie nach Unfällen, wenn der Kessel oder Behälter da¬ 
bei eine erhebliche Beschädigung erlitten hat oder eine solche vermutet werden 
muß. 

10. Dio Daiiipfheizungseinrichtunigen: sind jeweilen anläßlich der unter 
Art. 20, Ziff. 1—3. genannten Revision der betreffenden Fahrzeuge einer Druck¬ 
probe zu .unterziehen. 

1L Bei den Druckproben sind die von der Verkleidung entblößten Kessel 
oder Behälter durch \Vasserdruck, die D-ainpf hei zungsein rieh tungeil der Wagen 
durch Dampfdruck zu prüfen. Der Probedruck soll 

bei den Dampfkesseln in den Fällen von Ziff. S. lit. a und b, und Ziff. 9 den 
•Betniebsdruck um ö Atmosphären, im Falle von Ziff. s . lit. c. don-elbon um 
2 Atmosphären übersteigen, 

bei den Dampfheizungseinrichtungen 7 Atmosphären und 

•bei den Drucktluftbehältern das lDfache dos Betriebsdruckes betragen. 

12. Der Probedruck soll solange anhalten, als erforderlich ist. um alle Teile 
genau zu untersuchen. Der Druck soll mittel- eimv* Koutrolliuanometei-. in.- von 
Zeit zu Zeit auf seine Richtigkeit untersucht werden muß. konstatiert werden. 
Gleichzeitig ist das Betriebsmanometer des Kessel- zu prüfen. 
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l:>. Zeigen «sich 'bei der Druckprobe erhebliche Mängel, wie bleibende Form- 
veränderungen, starkes Rinnen, Risse u. dgl., so sollen diese Mängel beseitigt 
werden, worauf ein«e neue Druokprobe stattzufinden hat. 

14. Der bei der Untersuchung als zulässig erkannte höchste Betriebsdruck 
in Atmosphären (1 Atmosphäre = 1 kg/cm 2 ) ist bei Dampfkesseln auf -dem hier¬ 
für vorgesehenen Metallschild (Art. 18, Ziff. 4. lit. d) z-u verzeichnen, am Mano¬ 
meter mit rotem Strich zu markieren und im Führer- bzw. -Heizerstand anzu¬ 
schreiben. 

15. Für neue Kessel, welche im Ausland erstellt und daselbst einer amt¬ 
lichen Abnahme mit Druck probe unterworfen wurden, kann die Aufsichtsbehörde 
die im Original vorgelegte Bescheinigung anerkennen oder einen ihrer Beamten 
zur Druckprobe abordnen. 

16. Wo besondere Verhältnisse cs als airgezeigt erscheinen lassen, können 
auch in der Zwischenzeit Druckproben von der Bahnverwaltung angeordnet oder 
von der Aufsichtsbehörde, verlangt werden. 


Anzeige von inneren Kesse Ire Visionen u n d Kesseldruck- 

proben. 

17. Die Bahnverwaltung hat der Aufsichtsbehörde wenigstens 1 Ta,ge zum 
voraus anzuzeigen, wann und wo eine Kesseldruckprobe oder die innere Revision 
eines Kessels stattfinden soll. 

Amtliche Bescheinigung der »inneren Kesselrevisio n e n 
und K e e s e 1 d r u c k p r o b e n. 

18. Alle vorschriftsmäßigen inneren Revisionen und Druckproben der 
Dampfkessel von Privateisenbahnen werden von der Bahn in Gegenwart eines 
Vertreters der Aufsichtsbehörde vorgenommen. 

über diese Untersuchungen und Proben sind Protokolle auf vorgesehmc- 
benen Formularen auezunfertigen, die vom Vertreter der Aufsichtsbehörde und 
demjenigen der Bahn zu unterzeichnen und beiden Teilen in je einem Exemplar 
Auszuhändigen sind. 


Aufzeichnungen Uber den Unterhalt der Betriebemittel. 

Art. 28. 

1. über jede Lokomotive, joden Motorwagen, jeden Heizwagen und jede 
Schneeschleuder sind seitens der Bahnverwaltiumg in besonderen Büchern (Buch 
der Lokomotive, des Motorwagens usw.) Aufzeichnungen zu führen, die enthalten 
sollen: 

a) die Nummer und die Seriebezeichnung des Fahrzeuges; 

b) die Namen der Erbauer sowie die Daten der Inbetriebsetzung des Fahr¬ 
zeuges und seiner Hauptteile (Kessel, Feuerbüehse, Drucklutftbehäller. 
Triebmotoren, Transformatoren, Batterien der Akkumulatorentniebfahr- 
zeuge usw.); 

c) die monatlichen Fahrleistungen; 

d) die Daten der Fahrzeugrevisionen; 

e) die Daten und Ergebnisse der an Dampfkesseln und Druckluftbehältern 
vorgenornmenen Revisionen und Proben; 

f) die am Fahrzeug und dessen Hauptteilen vorgenommenen wichtigen 
Reparaturen und Änderungen, ferner Angaben über Ersatz oder Aus¬ 
wechslung von Radsätzen, Transformatoren, Motoren und Ankern, Akku¬ 
mulatorenbatterien u dgl., alles, wenn nötig, mit erläuternden Skizzen 
und unter Beifügung des Datums; 

Archiv für Eisenbahnwesen. 102.‘t. 47 
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g) Angaben über außerordentliche Vorkommnisse; 

h) Angaben über die Natur des Dienstes. 

2. Über die Revisionen der Sicherheitsventile und der Manometer ist eine 
schriftliche Kontrolle zu führen. 

3. Bei Drahtseilbahnen sind sowohl für die Wagen als auch für da ß 
Stationstriebwerk ähnliche Aufzeichnungen zu führen wie für Triebfahrzeuge. 

4. Zahnrad- und Drahtseilbahnen halben außer den unter Ziffer 1 und 3 
Angeführten Aufzeichnungen noch Bremsbücher zu führen, in welche die Daten 
und Ergebnisse der gemäß Art. 26, Ziff. 7 und 8, vorzunehmenden Bremsproben 
einzutragen sind. 


Belgisch-Congo. Gesetz betreffend die Zustimmung zum Vertrage vom 
31. Dezember 1921 zwischen dem belgischen Staat und der Congo- 
Eisenbahn-Gesel lscha ft. 

Art. 1. Der belgische Staat verzichtet auf Ausübung des Rückkaufrechts 
innerhalb eines Zeitraums von 25 Jahren. Dieser Zeitraum beginnt im Lauf 
von dem (Beginn der Durchführung des Umbaus der Strecke und darf den 1. Ja¬ 
nuar 1952 nicht überdauern. 

Art. 2. Wenn Belgien sein Rückkauf recht ausübt, kann cs die Ver¬ 
günstigung der Art. 9, 10 und 11 des Abkommens vom 9. November 1921 zwischen 
der Gesellschaft und der Verwaltung des belgischen Congos in Anspruch nehmen. 

Das Rückkaufs recht des belgischen Staats ist, soweit der Preis in Frage 
kommt, denselben Bedingungen unterworfen, wie das Rückkauferecht der Kolonie. 


Rußland. Statut der Eisenbahnen der russisch-sozialistisch¬ 
föderativen Seowet-Republik, bestätigt vom Rat der Volkskom¬ 
missare am 12. Juni 1922, in Kraft getreten am 1. August 1922. 

Das erste „allgemeine Statut für die russischen Eisenbahnen nebst Ver¬ 
ordnung über den Edsenbahnrat“, bestätigt am 12. Juni 1885 1 ), war durch di<* 
Revolution außer Kraft getreten. Wie bekannt, kamen die Grundsätze der 
Kommunisten oder der Bolschewiken zur Geltung und brachten Verhältnisse mit 
sich, die durch die maßgebenden Bestimmungen des allgemeinen Statuts nicht 
geregelt werden konnten: die freie Benutzung und was alles damit zusammen¬ 
hängt. Ee mußten also neue Beistimmungen geschaffen und festgelegt werden, 
die diesen neuen Auffassungen Rechnung trugen und sie innerhalb der neu¬ 
gewordenen Verhältnisse in ein festes Gefüge brachten. Alle diese Anforderungen 
des öffentlichen Verkehrs waren in dem Statut vom 24. August 1920 geregelt 
worden, das aber nicht von langer Dauer gewesen «ist, denn die Verhältnisse 
änderten sich rapid, umid ihnen mußten natürlich die Bestimmungen der Statuten 
folgen. Die Neuausgabe des nunmehr zu Recht bestehenden Statuts wird in. 
einer Vorrede folgendermaßen begründet: „Die Notwendigkeit einer Neuausgab* 
eines Gesetzes, das die gegenseitigen Beziehungen zwischen den Eisenbahnen und 
den Personen und Behörden, die deren Dienste in Anspruch nehmen, erklärt sieb 
dadurch, daß seit der Zeit der Ausgabe des allgemeinen Statute vom Jahre 1920 
die Wirtschaftspolitik der russisch-sozialistisch-föderativen Seowet-Republik sich 
sehr erheblich geändert hat, was namentlich darin seinen Ausdruck findet, daß 
nunmehr zugelassen worden sind: die Privatinduetrie und der Privathandel, die* 
Überführung der staatlichen Unternehmungen auf Prinzipien einer autonomen 

’) Vgl. Archiv 1885, S. 643 ff. 
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Bewirtschaftung, die Festsetzung von Geldabrechnungen zwischen den staat- 
Uebw Einrichtungen usw. In be-zug auf den Transport 1 ) war vom Rat dies Volks¬ 
kommissariats am 9. Juli 1921 der Grundsatz der Bezahlung für die Leistungen 
bei der Beförderung auf gestellt, außerdem soll nach einer Verfügung derselben 
Stelle vom 16. Januar 1922 der Grundsatz der wirtschaftlichen Berechnung platz¬ 
greifen.“ 

Alle die neuen Verhältnisse oder, was richtiger und zutreffender die Sach¬ 
lage bezeichnen würde, vielmehr die Rückkehr zu den vorrevolutionären Zu¬ 
ständen forderten eine Anpassung der gesetzlichen Bestimmungen an sie. Das 
ist nun erfolgt durch die Ausgabe des neuesten Statuts der Eisenbahnen, be¬ 
stätigt 12. Juni 1922, in Geltung getreten am 1. August 1922. 

Übrigens — die Neubearbeitung des Statuts von 1885 ist keineswegs erst 
durch die Ereignisse, die die Revolution mit sich brachten, als notwendig erkannt 
worden, vielmehr hatten die vielerlei Ergänzungen und Abänderungen, die die 
Zeit- und Verkehrsverhältnisse notwendig machten, schon im Jahr 1909 den 
Minister der Verkehraanstalten veranlaßt, dem Allgemeinen Sejeed (Konferenz 
der Vertreter der russischen Eisenbahnen) den Auftrag zu einer vollständigen 
Durchsicht und Neubearbeitung des Statuts zu erteilen. Über diesen Vorgang ist 
im Archiv für Eisenbahnwesen von 1916, Heft 1 Seite 163 ff., berichtet worden. 

Zunächst liegt nur der erste Teil vor, der in genauer Anlehnung an das 
erste Statut vom Jahr 1885 die Beförderung von Personen und Gütern auf den 
Eisenbahnen behandelt, in 4 Kapitel zerfällt, und zwar: Kapitel I: Allgemeine 
Bestimmungen. § 1—15; Kapitel II: Beförderung von Personen und deren Ge¬ 
päck. § 16—33; Kapitel III: Beförderung von Gütern. § 34—76; Kapitel IV: 
Verantwortlichkeit der Eisenbahnen. § 77—107. Diesem ersten Teil des Statuts 
ist ein Verzeichnis (Ukasatel) der Verordnungen wirtschaftlichen Charakters au¬ 
gefügt, das die seit dem August 1921 bis zum 1. Juli 1922 bekanntgegebenen Ver¬ 
ordnungen, wie sie im „Bulletin des Volkskommissariats der Verkehrsanstalten“ 
veröffentlicht worden sind, enthält und an die einzelnen Paragraphen des Statuts 
— bestätigt am 12. Juni 1922 — sich anlehnt. Das Verzeichnis umfaßt die Seiten 
52—87. 

Einleitend wird vom Volkskommissar der Verkehrsanstalten bemerkt, daß 
zur Grundlage des neuen Statuts die Prinzipien des Eisenhahnreohts gewählt 
wordeni sind, die im Statut vom Jahr 1885 Ausdruck gefunden* haben und seit 
vielen Jahren auf den russischen Eisenbahnen befolgt worden sind. Mit Rücksicht 
hierauf wird den russischen Eisenbahnern das Verständnis und dlie Anwendung des 
neuen Statuts sehr wesentlich erleichtert. „Doch bei Anwendung des neuen 
Statuts ist es unbedingt erforderlich, im Auge zu behalten, daß dieses Statut 
keineswegs eine Wiederholung dies alten Statuts vom Jahr 1885 ist und daß 
bei Ausarbeitung des neuen Statuts sowohl die Änderungen berücksichtigt sind, 
die das alte Statut während der Zeit seiner Gültigkeit bereits erfahren hatte, als 
auch diejenigen, die durch die Praxis nowendig geworden und bereits in Aus¬ 
sicht genommen waren. Ebenso aber sind auch die Bestimmungen des inter¬ 
nationale,:! Berner Übereinkommens, das als der vollständigste Eisenhahnlkodex 
angesehen werden muß, beachtet worden. Endlich haben auch die großen Ver¬ 
änderungen im politischen und wirtschaftlichen Ausbau des Landes und in der 
Arbeit der Bahnen, wie sie sich während der Zeit des Kriegs und der Revolution 
zugetragen haben, Beachtung gefunden.“ 


’) Die Bezeichnung „Transport“, mit der in allen amtlichen Mitteilungen 
operiert wird, faßt alles zusammen, was an der Beförderung von Menschen und 
Tieren beteiligt iet, also: Eisenbahn, Wasser- und Landwege. 

47* 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



720 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


Das neue Statut -enthält mancherlei sehr wesentliche Abweichungen von den 
Bestimmungen des Statute von 1« V \S5, so in bezug auf die Lagerung der Güter; es 
hat eine völlige Trennung des Lagerungs-Aufbewahrungsverfahreus und der Be¬ 
förderung «der Güter -stnttigeFunden; 

so, über die Verpflichtung des Reisenden-, bei Aufgabe des Gepäcks den 
Wert anzugeben; auch bei Aufgabe der Güter gilt diese Regel, und zwar nament¬ 
lich für die Güter, die vom Obersten Rat besonders bezeichnet werden. 

so über die Verantwortung der Eisenbahn, wobei der beim Versenden an¬ 
gegebene Wert eine wesentliche Rolle spielt. Vergleicht man die hierher ge¬ 
hörenden Bestimmungen de« Statuts von 188") und des gegenwärtig gültigen, so 
springt als wesentlichster Unterschied in die Augen, wie früher die Rechte 
der Eisenbahnen im Vordergrund standen, während sie jetzt durch die der Ver¬ 
sender im wesentlichen abgelöst worden sind; 

so, die Beschränkung des Absenders in bezug auf die Wahl des Beför¬ 
derung« w-ege-s, wonach ihm nur das Recht zustellt, eine Ruten Vorschrift aus der 
Zahl derjenigen wählen zu -dürfen, die vom Obersten Rat fed-gelegt sind. An¬ 
dererseits hat dei Eisenbahriiverwaltung die Pflicht, sofern der Ab eit ler keine 
besondere Bestimmung getroffen hat, das Gut über den kürzesten Weg zu leiten; 

so, daß das Gewicht bei Aufgabe -des Guts bahnamtlich fesigostelli werden 

muß; 

so, über das Verfahren bei Haftiing-anspriiehen gegen die Eisenbahn, wo¬ 
nach der Geschädigte eine gerichtliche Klage erst anstrengen darf, nachdem die 
Eiseilbahnverwalt urig seinen Anspruch ahgelelmt hat oder eine bestimmte Zeit 
nach Erhebung des Entschädigungsanspruchs verstrichen ist usw. 

Im einzelnen ließe sich noch mancherlei an Abweichungen, auch an ganz 
neu und ursprünglich behandelten Stoffen anführen, das würde aber m. E. an 
dieser Stelle viel zu weit führen. Per Hauptsache nach ist in vorstehendem das 
angegeben, was zur Einführung de,s neuen Statuts nicht entbehrt werden kann. 

Ein selbständiges Werk, wenngleich es ganz eng mit dem neuen Statut 
zusammenhängt, ist: Die erste E r g ä n z u n g zum Statut der Eis e n - 
bahnen der russisch-sozial istisch-Tödorative'ii S so w* et-Reimblick. Amtliche 
Ausgabe. Sie enthält die zum Statut gehörigen Regeln und Verfügungen bis zum 
15. November 1922. Diese Ergänzung bringt auf 215 Seiten in übersichtlicher 
Form Ausführung**Vorschriftcn zu den statutenmäßig festgelegten Bestimmungen. 
Um deren Gebrauch zu erleichtern, ist dieser ersten Ergänzung des Statuts noch 
ein-e Ausführliche Inhaltsangabe, Seite I—XI, beigefügt, in der der Paragraph 
des Statuts angegeben ist, auf den sich die Ergänzung bezieht, sowie die Nummer 
und die Seite, auf der die Ergänzung zu finden ist. Auf diese Weise wird es, 
namentlich dem Beamten, ermöglicht, die bis zum 15. November 1922 erlassenen 
Ergänzungen an einer Stelle zuverlässig zu finden. Aus der Bezeichnung „I* 
Ergänzung geht wohl ferner hervor, daß beabsichtigt wird, weitere Ergänzungen 
zu erlassen, was im Interesse der Beamten gewiß zu begrüßen ist. Es darf nie 
vergessen werden, daß dieses Statut, namentlich in seiner gegenwärtigen Form, 
inhaltlich weiter nichts als eine Eisenbahn-Verkehrsordinnig ist. denn selbst 
die einzige Verordnung einer allgemeinen, st«atsrechtliehen Organisation, näm¬ 
lich über die Einsetzung des Eisenbuhnrates und seiner Aufgaben, die dke 
allgemeine Statut von 1885 noch enthielt, ist gegenwärtig in Fortfall gekommen. 

Dr . Mertens . 
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Kühne, A., Dr., Ministerialrat im preußischen Ministerium für Handel 
und Gewerbe. Handbuch für das Berufs- und Fach¬ 
schulwesen. Herausgegeben im Aufträge des Zentral¬ 
instituts für Erziehung und Unterricht in Berlin. Leipzig 1923, 
Quelle & Meyer. 

Es ist warm zu begrüßen, daß endlich ein Werk geschaffen ist, das 
einen erschöpfenden Überblick Uber das gesamte Berufs- und Fachschul¬ 
wesen Deutschlands gibt. Nicht nur die gesetzliche Regelung, die Auf¬ 
gaben und die Verwaltung der Schulen, sondern auch die Fragen der 
Berufswahl, Berufsberatung und Berufserziehung der Jugendlichen wer¬ 
den in dem verdienstvollen Buch eingehend behandelt und fachmännisch 
gewürdigt. Vielseitig sind Zweck und Aufgabe, die der Verfasser seinem 
Werk stellt. Es soll der breiten Öffentlichkeit und vor allem den Ver¬ 
tretern des Erwerbslebens den Aufbau und die Bedeutung des Berufs¬ 
und FachschulWesens zeigen und den jungen Menschen, die eine weiter¬ 
gehende fachliche Ausbildung suchen, den Weg zu den rechten Bildungs¬ 
stätten zeigen, wie überhaupt allen auf diesem Gebiet wirkenden Per¬ 
sonen gute Dienste leisten. 

Das über 700 Seiten starke Werk gliedert sich in vier Hauptteile. 

Teil 1: Die Einführung in die geschichtliche Entwicklung der 
Berufserziehung in Deutschland. 

Teil 2: Die Berufsschulen, ihre Aufgaben, gesetzliche Regelung 
und Verwaltung. 

Teil 3: Die Fachschulen, ihre geschichtliche Entwicklung, ihre 
Aufgaben und Einrichtungen. 

Teil 4: Das freie Bildungswesen. In diesem Teil wird die Bil¬ 
dungsarbeit der Vereine und Verbände erläutert. 

Innerhalb dieser großen Einteilung finden sich Aufsätze führender 
Fachmänner, deren Namen, wie Dr. Kerseliensteiner, Dr. Sprnnger usw., 
für den fachwissenschaftlichen Wert des Buchs bürgen. Besonderer 
Erwähnung verdienen die Abhandlungen über die Ausbildung der Lehrer 
für die einzelnen Fachgruppen. Wer sich zum Fachschullehrer aus¬ 
bilden will, findet hier Aufschluß über alles, was er im Beruf an Arbeit 
zu leisten und an Vorteilen zu erwarten hat. 

Es ist nur zu wünschen, daß das Buch in weitesten Kreisen Eingang 
findet. Am besten und wirksamsten wird es für sich selbst sprechen. 

Ii. 
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Knauss, Dr. Robert, Die deutsche, englische und franzö¬ 
sische Kriegsfinanzierung. Abt. V, Heft 1, der so¬ 
zial wissenschaftlichen Forschungen, herausgegeben von der so¬ 
zialwissenschaftlichen Arbeitsgemeinschaft. 194 S. 8*. Berlin 
und Leipziz 1923. Walter de Gruyter & Co. G. Z. 5.— Jfc 

Die vorliegende Schrift ist ein außerordentlich wertvoller Beitrag 
zur Wirtschaftsgeschichte des Weltkriegs. Ausgehend von einer kur¬ 
zen Darstellung der Volkswirtschaft in Deutschland, England und Frank¬ 
reich schildert der Verfasser die Finanzwirtschaft in den drei Staaten vor 
dem Krieg, die finanziellen Ubergangsmaßnahmen nach Ausbruch des 
Kriegs und die Währungspolitik während des Kriegs in den drei Län¬ 
dern. Damit ist der Leser vorbereitet auf den eigentlichen Hauptzweck 
der Untersuchungen, die Erörterung der Kriegskosten, der Steuerpolitik 
und der Anleihepolitik der drei Länder während des Kriegs. Eine kri¬ 
tische Zusammenfassung der Ergebnisse der Forschungen schließt 
das Buch. Als Anhang (S. 190 bis 194) ist eine Zeittafel beigefügt, in 
der neben den finanziellen auch die allgemein wirtschaftlichen und krie¬ 
gerischen Vorgänge der Jahre 1914 bis 1918 in chronologischer Folge 
zusammengestellt sind 

Der Wert des Buchs besteht zunächst darin, daß es meines Wissens 
zum erstenmal eine sorgfältige, aus den besten, meist amtlichen Quellen 
geschöpfte Zusammenstellung der statistischen Unterlagen zur Beurtei¬ 
lung der Kriegsfinanzpolitik der drei Länder enthält, wobei auch — 
mit allem Vorbehalt — die Verhältnisse der drei Länder in Vergleich 
gestellt werden. Mit einem großen Aufwand von Fleiß und Mühe sind, 
wie das Literaturverzeichnis am Anfang des Buchs und die vielen An¬ 
merkungen unter dem Text ergeben, die nicht nur in den deutschen, son¬ 
dern auch in den französischen und englischen Büchern, Zeitschriften und 
Zeitungen zerstreuten Zahlen zusaramengesucht und übersichtlich nach 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten in Tabellen geordnet Ebenso wer¬ 
den alle während des Kriegs erlassenen Gesetze, Verordnungen usw. 
eingehend berücksichtigt und hierdurch das Verständnis der Zahlen er¬ 
leichtert. Der Verfasser beschränkt sich aber nicht auf eine derartige 
Zusammenstellung, sondern er kritisiert die Maßnahmen der Regierun¬ 
gen und! zieht auch hier Vergleiche zwischen den drei Ländern. Dabei 
schließt die Finanzpolitik des Deutschen Reichs nicht gut ab, schlechter 
im allgemeinen noch die der französischen Republik. Am besten hat wohl 
die großbritannische Regierung gearbeitet, was allerdings nach der An¬ 
sicht des Verfassers wesentlich daran liegt, daß in Großbritannien bessere 
Vorbedingungen für eine gesunde Finanzpolitik auch in Kriegszeiten Vor¬ 
lagen, als in den beiden anderen Ländern. Vor allem ist die engliscne 
Einkommensteuer am besten organisiert, geradezu vorbildlich. Bei 
Einführung der Kriegsteuer in England konnte auf ihr aufgebaut wer¬ 
den. In Frankreich wurde, nach langen Kämpfen, eine Art Einkommen¬ 
steuer erst während des Kriegs eingeführt. In Deutschland bestand 
eine Einkommensteuer nur in den Einzelstaaten. Vorübergehend hatte 
kurz vor Kriegsausbruch das Reich in dem Wehrbeitrag eine gewisse Ein¬ 
kommensteuer eingeführt. Dann aber ist Großbritannien auch gleich 
nach Beginn des Kriegs eifrig bedacht gewesen, die Kriegsausgaben 
auch durch neue Steuern zu decken, und ist auf diesem Wege, abgesehen 
von einer kurzen Unterbrechung während des Finanzministeriums von 
Bonar Law% regelmäßig weiter fortgeschritten. Die Kriegsgewinnsteuer 
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setzt© in England schon im Jahr 1910 mit bedeutenden Einnahmen ein 
und brachte 1918 285 Millionen £, während in Deutschland diese Steuer 
erst 1917 zur vollen Wirkung kam und 1918 nur 2409 Millionen Mark 
ein'brachte. Die Kriegsgewinnsteuer in Frankreich erscheint zuerst im 
Jahr 1917, und ihr Ertrag beläuft sich 1918 auf 350,2 Millionen Francs. 
Selbstverständlich hat auch Großbritannien zur Deckung der Kriegs¬ 
kosten Anleihen aufnehmen müssen. Aber während in Deutschland von 
den Gesamtkriegskosten 6 % durch Steuern und 94 % durch Anleihen auf¬ 
gebracht wurden, und Frankreich „keinen einzigen Centime seiner Kriegs¬ 
kosten mit Steuern bezahlt hat“, hat England 20 % seiner Kriegskosten 
durch Steuern und nur 80 % durch Anleihen aufgebracht. (S. 175/76.) 
Deutschland und Frankreich haben, so bemerkt der Verfasser zutref¬ 
fend S. 181, „durch eine übermäßige Anleihepolitik ihr soziales Gefüge 
schwer erschüttert; hier wie dort traten tiefgehende Um- 
schichtunjgn ein, die in Frankreich durch den Sieg über¬ 
deckt wurden, in Deutschland aber durch die Niederlage 
zum Durchbruch kamen“. In beiden Ländern begründete die 
Regierung die Anleihepolitik damit, daß durch eine zu scharfe 
Anspannung der Steuerschraube di© Stimmung der Bevölkerung 
verschlechtert werde, der man die Rückzahlung der Kriegsanleihen 
durch den besiegten Feind in sichere Aussicht stellte. Noch am 20. August 
1915 hatte der deutsche Reichsschatzsekretär im Reichstag erklärt, „die 
verbündeten Regierungen würden auch fernerhin von der Einbringung 
von Kriegsteuern, solange es angängig sei, absehen. Wir wollen wäh¬ 
rend des Kriegs diie gewaltigen Lasten, die unser Volk trägt, nicht durch 
Steuern erhöhen, solange hierfür keine genügende Notwendigkeit vor¬ 
liegt“. (S. 96) Und am 28. August 1915 bemerkte der Reichsschatzsekretär 
im Reichstag: „Vorläufig bleibt nur ein Weg — die endgültige Regelung 
der Kriegskosten auf den Friedensschluß und die Zeit nach dem Krieg 
aufzuschieben. Wenn Gott uns den Sieg verleiht, dann dürfen wir beim 
Friedenschluß die Kostenfrage nicht vergessen. Das sind wir der Zu¬ 
kunft unseres Volkes schuldig. Das Bleigewicht der Milliarden müssen 
dann die Anstifter des Kriegs durch die Jahrzehnte schleppen“. (S. 98.) 
Wie anders ist es — leider Gottes! — gekommen. 

Die von den drei Ländern ausgegebenen Kriegsanleihen, ihr Zins¬ 
fuß, ihr Ausgabekurs und ihre tatsächliche Verzinsung werden S. 167 
bis 168 zusammengestellt, woraus sich u. a. ergibt, daß die dritte eng¬ 
lische Kriegsanleihe, die im Jahr 1917 ausgegeben worden ist, eine tat¬ 
sächliche Verzinsung von 5,26 % brachte, während bei den um dieselbe 
Zeit ausgegebenien deutschen Kriegsanleihen die tatsächliche Verzinsung 
sich auf nur 5,io % stellte. Ich greife diese Einzelheiten heraus, um dem 
Leser einen Begriff davon zu geben, welche bedeutsamen Fragen in dem 
Buch erörtert werden, und kann nur dringend empfehlen, das Buch von 
Anfang bis zu Ende sorgfältig durchzulesen. 

Der Verfasser, früher Offizier, der erst nach dem Krieg Volks- und 
Staatswissenschaften studiert und an der Berliner Universität promo¬ 
viert hat, versteht es zudem, seinen trockenen und oft spröden Stoff 
geschmackvoll und anregend darzustellen, was bei dem Inhalt eines sol¬ 
chen Buchs besondere Anerkennung verdient. Ich kann das Studium 
besonders auch den Lesern dieser Zeitschrift warm empfehlen, wenn¬ 
gleich Verkehrsfragen nur wenig berührt werden. Diese allge¬ 
mein volkswirtschaftlichen und finanzpolitischen Erörterungen von 
Vorgängen in einer so anormalen Zeit, wie es die Kriegsjahre 1914 bis 
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1918 gewesen sind, sind auch für den Verkehrspolitiker von lebhaftem 
Interesse, zumal sich vielfach ganz von selbst Parallelen mit der Ver¬ 
kehrspolitik jener Zeit ergeben. 

Das Buch ist in der Sammlung sozialwissenschaftlicher Forschun¬ 
gen erschienen, die von der sozialpolitischen Arbeitsgemeinschaft her- 
auflgegeben wird. Mitglieder dieser Gemeinschaft sind u. a. die Pro¬ 
fessoren Diehl in Freiburg i. B., Sering und Herkner in Berlin, Eckert 
in Köln, Eheberg in Erlangen. Die Sammlung ist geboren aus der Not 
der Zeit. Die Herausgeber haben sich die Aufgabe gestellt, die infolge 
des Kriegs zysammengebrochene sozialpolitische Literatur durch Ver¬ 
öffentlichung guter sozialpolitischer Schriften zu neuem Leben zu er¬ 
wecken. Die Sammlung wird von der Notgemeinschaft der deutschen 
Wissenschaft finanziell unterstützt. v. d. L. 


Zillich, Karl, Regierungs- und Baurat. Statik für Bau ge werk¬ 
schulen und Baugewerksmeister. 3. Teil: Grö¬ 
ßere Konstruktionen. 8. neubearbeitete Auflage. Berlin 
1923. Wilh. Ernst & Sohn. Preis Grundzahl: Geheftet 2,io ,JL. 

Das altbekannte und gut eingeführte Werk liegt in seiner 8. Auflage 
vor, ein Beweis dafür, daß es sich großer Beliebtheit erfreut. Den neueren 
Anforderungen der Statik entsprechend hat der Absatz über Eisenbeton 
eine gründliche Neubearbeitung erfahren. Beim Durchblättern des Buchs 
erfreut immer wieder die klare und verständliche Art der Darstellung. 

___ Dr. Baumann. 

Jahrbuch der Technik. Technik und Industrie. Zeitschrift für 
Volkswirtschaft, Technik und Industrie, Gewerbe, Handel und 
Verkehr. Jahrgang IX 1922/23. Franekhs Technischer Ver¬ 
lag Deck & Co., Stuttgart. 

Das bewährte Jahrbuch liegt im 9. Jahrgang vor uns und überrascht 
immer wieder durch die Mannigfaltigkeit seines Inhalts. Wenn auch viel¬ 
fach auf den Laien zugeschnitten, kann doch der Fachmann manch Lehr¬ 
haftes aus dem Werk ziehen. Zur allgemeinen Orientierung dienen 
viele Abhandlungen wie solche über Walter Rathenau, über Segel¬ 
flug und Segelflugzeuge, über die Textilindustrie. Auch dieser 
Auflage kann nur weite Verbreitung gewünscht werden, damit 
vielen Volkskreisen der Blick geschärft wird für Probleme, durch deren 
Verfolgung deutsche Wirtschaft wieder auf einen achtungsgebietenden 
Stand gebracht werden kann. Dr. Baumann. 


Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 

Roll. Enzyklopädie <lcs Eisenbahnwesens. Zehnter (letzter) Band. Übergangs- 
brücken bis Zwischenstation. Berlin n. Wien 1923. 

Sdianz. Finanz-Archiv. 10. Jahrg. I. Bd. .1. G. Cotta*sehe Buehandlung Nacbf.. 
Stuttgart, u. Berlin 1923. 

Selieibneer. Obnbaurat. 1 'er Eisenbahnbetrieb. Berlin 1923. 

Dr. jur. Wanieyor u. Dr. jur. Koppe. Jahrbuch der Ent Scheidungen. B erlin C 2. 
Watson. The eharity Organisation movement in the United States. New York 
1922. 
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Zeitschriften. 


Archiv für Post und Telegraphie. Berlin. 

1928. Nr. 4 bis 6. April bis Juni 1928. 

(4:) Streiflichter aus der Tarifpolitik der Post. — (5:) Die Veränderungen 
im Postgebührcnwe.sen vom Jahr 1900 an bis zur Neuordnung von 1919 
unter besonderer Berücksichtigung der Feldpost, und der Reichsabgaben. 
— (6:) Weiterentwicklung des Postgebührenwescne von 1920 bis jetzt. 

Der Bauingenieur. Berlin. 

4. Jahrgang. Heft 9 bis 10. Vom 15. bis 31. Mai 1923. 

(9 u. 10:) Die Bogen brücke über das Ilell Gate in New York und ihre Zu¬ 
fahrten. — (10:) Entwurf eines Schiffshebewerk«? von 36 m Hub Bau¬ 
art Harkort. — Die Lastenziige zur Berechnung der Eisenbahn brücken 
und der für den Oberlsau nia tobende Ach öd ruck. 

Bautechni k. Berlin. 

1. Jahrgang. Heit 19 bis 27. Vom 4. Mai bis 22. Juni 1923. 

(19:) Das Gleisrücken auf der Kippe und dio Böseliungsgleisriick- 
masehinen. — (21:) Ablauisi/gnal mit Paraboidoppel Hügel. — (22:) Aus- 
besscm von Straßenbahn- und Leitungsmasten. — (23:) Zum Verständnis 
der Blocksperren. — Der Ausbau des Hunte*—Erms-Kanals von Olden¬ 
burg bis Kampe. — Bewährung der Schutzsockel bei eisernen Brüoken- 
sttitzen neben Eisenbahngleisen. — (24:) Die Neu-Ausschreibung der 
Sidney-Briuk'\ — Betrachtungen über Größo und Richtung des Erd¬ 
drucks. — Chemische Einwirkung verschiedener Flüssigkeiten auf Be¬ 
ton. — (26:) Eber »Siche rungsanlagen milteks Schlüsselkasten. — (27:) 
Ober Berechnung und Beobachtung des EicKMibalinoberhaiis. — Die Elek¬ 
trisierung von Hauptbahnstrecken in Schweden. 

Braunkohle. Halle. 

XXI1. Jahrgang. Heft 5 bis 11. Vom 5. Mai bis 16. Juni 1923. 

(5:) Die Behandlung der Braunkohlen im Gütertarif. — (6:) Verschie¬ 
bung der Wettbewerbsverhältnisse zwischen dem mitteldeutschen Braun¬ 
kohlengebiet und dem westfälischen »Steinkohlen- bzw. rheinischen Braun¬ 
kohlengebiet seit 1914. — (11:) Frankreichs Braunkoblenlager. 

Deutsche Bauzeitung. Berlin. 

57. Jahrg. Nr. 41/42 bis 45. Vom 23. Mai bi** 6. Juni 1923. 

(41/42:) Die Rheinschiffahrt von »Straßburg bis zum Bodensee. — (45:) 
Dio Frage der Stadtschnellbahnen für Dresden. 

Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Berlin. 

20. Jahrgang. Nr. 14 bis 22. Vom 3. April bis 29. Mai 1923. 

(14 u, 22:) E‘isenbahnfragr;i. 

Das Eisenbahnwerk. Berlin 

2. Jahrgang. Heft 10. Vom 19. Mai 1923. 

Bestellungen der Bahnbetriebswerke bei den Eisenhahnworken. 

Der Arbeitsprüfer in der Kesselschmiede. — Motonlraisinen. — Gedanken 
zur Neuordnung der Verwaltung der Ei-enbalmhauptwerkstätten (Aus 
dem Werkstälten-ltochmingsweeen). 


Digitized by 


Gck 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



726 


Büchersch&u. 


Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

44 Jahrgang. Heft 19 bis 20. Vom 10. bis 17. Mai 1923. 

(19:) Zur Frage der Abschreibungen und Rückstellungen im Zeichen der 
MarkentWertung. — (20:) Zugbeleuchtung und Autoanwurf. 

Der elektrische Betrieb. München. ^ 

Heft 11. Vom 10. Juni 1923. 

(11:) Vorschläge zu UnfallverhiUunigsvor^ohriften für elektrische Straßen¬ 
bahnen. 

Engineering. London. 

65. Jahrgang. Nr. 2990 bis 2998. Vom 20. April bis 15. Juni 1923. 

(2990:) The Sentinel steam wagon works and Shrewsbury industrial notee. 
— (2991:) Reinforced-oonerete overbridge at Neepsend, Sheffield. — 
(2992:) The fiist transatlantic mail Service. — (2993:) Railway electrifi- 
cation finanoe. — The W-alschaert valvo gear adapted to inside cylinder 
locomotiv-es. — (2994:) The supply of foremen. — (2996:) Indian Rail¬ 
way industries. — (2998:) Railway eleclrification in the United States. 

Giorn&le del Genio Civile. Rom. 

61. Jahrgang. Band 3. Vom 31. März 1923. 

(3:) Deila sistemazione dei ponti metallici sulle lincc ferroviarie dello 
stato, particolarmente in relazione all* esercizio. — La piatta forma 
stradale e Tarmamento nell’ ultimo congresso internazionale dolle 
ferrovie. 

Glasers Annalen. Berlin. 

Band 92. Heft 9 bis 12. Vom 1. Mai bis 15. Juni 1923. 

(9:) Die Neuordnung der Werkstätten. — Dieselmotoren mit Lentzschem 
Flüssigkeitsgetriebe. — Die Lentzsche Ventilsteuerung für Lokomotiven. 
— Der Zusammenhang zwischen Rost ersehe inungen und Baustoff eigen- 
sehaften. — Die österreichischen Dampflokomotiven. — (11:) — Das 
deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. — (12:) Lagennetalle. — Die 
wirtschaftliche Seite des Bildungs- und Unt erricht sw esens bei der Reichs¬ 
bahn. 

Glückauf. Dortmund. 

59. Jahrgang. Heft 19. Vom 12. Mai 1923. 

Verkehr auf dem Dortmund'-Ems-Kanal im Jahr 1922. 

De Ingenieur. Haag. 

38. Jahrgang. Nr. 24. Vom 115. Juni 1923. 

De Berner conventre tot vervoer van goederen op spoorwegen. 

International Railway Journal. Berlin. 

1. Jahrgang. Nr. 3. Vom Mai 1923. 

Notes reganding tramway eonstriution in Gennany. — The electrica! 
Railways of the woild. — Steam colleeting box cs for suporheated steam 
locomotives. 

Journal of the American institute of electrical engiiieers. New York. 

42. Jahrgang. Nr. 5. Mai 1923. 

(5:) Discussion of application and economics of automatic Railway sub- 
stations. — Observation-s on eleetric Railway practise. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Bücherschau 


727 


Di© Lokomotive. Wien. 

20. Jahrgang. Heft 4 bis 6. April bis Juni 1923. 

(4:) 2-C-Heiftdampf-ßchnellzuglokomotive der russischen Staatsbahn. — 
Die russischen Eisenbahnen 1921/22. — Die 2-C-ZwiHingslokomotiiven 
der französischen Eisenbahnen. — Altfranzösische C-Güterzuglokomo- 
tiven. — Russische W’erkslokomotive mit stehendem Kessel. — Elektri¬ 
sierung der japanischen Eisenbahnen und die ersten englischen Liefe¬ 
rungen dafür. — (5:) l-E-Heilkiampf-Güterzuglokomotive.— Die Schäden 
an f lulleisernen Rohrwänden der Lokomotiv- und Lokomobilkessel. — 
Deutsche 1-B-Verbund-Schnellzuglokoraotiven. — Die Eisenbahnen 
Polens. — Altschweizerische 1-C-l-Tenderlokomotive. — Die Lokomo¬ 
tiven der ehemaligen österreichischen Staatsbahnen in den 40er und 
50er Jahren des vergangenen Jahrhunderts. — Dampfturbinen. — Loko¬ 
motive mit Kondensation. — (6.) l-E-Heißdampf-Gebirg»6chnellzugloko- 
motive mit Kleinrohrüberhitzer Patent Schmidt und' Ventileteuerung 
Patent Lontz. — über xlen Mehrverbrauch an Kohle und die Mehrkosten 
für das Anhalten in Stationen gegenüber dem Durchfahren derselben. — 
Altbadische 2-B-SchtielIzugslokomotive. — Die neueren Schnellzugloko¬ 
motiven der M adr kl- Zaragossa- und Alicante-Bahn. — Die württembergi¬ 
schen Dreizylinder-Verbundlokomotiven. 

Organ für di© Fortschritt© des Eisenbahnwesens. Berlin. 

1923. Heft 2. Vom 15. Februar 1923. 

Die Stellwerkeanlage auf dem neuen Haupfcbahuhof Stuttgart. — 
Schwedischer und norwegischer Eisenbahn überbau. 

ltaiiway Age. New York. 

68. Jahrgang. Nr. 15 bis 24. Vom 17. Mäiz bis 19. Mai 1923. 

(15:) RaiLroad men easy picking. — Shall Railway ratee be based on 
prices. — Locomotiv© operating cost». — Peg System expedites freight 
train movement. — Railway officers disouss locomotiv© terminals. — Rail- 
road ongineer battalions for reserv© anmy. — Rail tr&nsportation and car 
distribution. — (16:) The Traffio Unit. Ln Statistical analysis. — The 
coordination of all transportation. — Iladley on the general Railroad 
Situation. — A demonstration of the economy of timbor treatment. —Suc- 
cees of institute of transport in Britain-Engine terminal develop¬ 
ment involves detail. — Wi Hanne tt© geared locomotives. — Nor¬ 
folk ö Western has rccord gross income. — Ripolin Railway Enamel 
System. — Simple devioe locates ©lectric oircuit troubles. — E. S. Whiter 
addresses Western Railway club. — The Railroad’» appeul to the business 
man. — Mechanical locomotive lubricator. — The Signal cngineer in Eng¬ 
land automatic train control. — (17:) The decline of Railroad mileage. 
— Eric builds new type of pier at Weebaiwken. — Railroads ask recon- 
sideration of scrip Coupon book deeision — Train rule examina-tions on 
the Southern Pacific. — Charaeter and effect of federal R. R. regulation. 
— The cost of a train-limit law. — Commission reports on Railroad 
equipmont condition. — Test of the automatic control Company’s devioe. 
— Heavy grain traffic assists C. P. R. 1922 net — Mr. Kruttsohnitt shows 
increase in Railway efficieney. — Car loading 15 to 20 per oent above 
five year average. — The Problem of Railroad' tr&nsportation. — 
Sfcaffond polier bearings for pedestal trucks. — Maine Central re¬ 
ports good equipment condition. — (18:) An interesting develop¬ 

ment in annual reports. — Portland terminal Company increases 
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facilitie-s. — The pressing question of public relatioindiip. — Im¬ 
pact recorder and pilferage detector. — Pennsylvania oontinues im- 
provenient. — Treating tie>s -vvith creosote in two uiinutes. — De 
luxo passenger oarw for Chinese Kailways. — Judge lovett dieapproves 
of holden plan« — Constructive tränsportation program for 1923. — 
(19:) Meeting the transportation crisis. — Saving nioney with motion 
pictures. — An opportunity to reslore wage differentiale. — The public’s 
us<» of Hailway Statist ics. — Railway supp ly Companies should .,Get into 
the ganio”. — Grade change improves helper performance. — C. N. K. 
officers offer the return Grand Trunk b onus es. — Electric loeomotives for 
the Norfolk & Western. — Baltimore & Ohio starts new grain eLevator. — 
Refuies Capper's stateinents. — 30 tons per ear. — 30 miles per day. — 
Thermal stresses in steel cur wheels. — Motion pictures save money for 
the Illinois Central. — Hearing on New York port conditions. — Central 
of Georgia moves record traffic. — Garratt articulated locomotrve-s. — 
Tentative valuations of G. N. and IX II. — (20:) The „uuearned in¬ 
cremen t rf in Raihvay lar.d. — The Boyden six-wheel oo-ordimating truck. 

— J. C. C. calls for infonnation on econoiny and efficiency. — Freight 
statistics for 1922. — L. & N. designs bridge to rosist gulf hairricanes. — 
Denies predicting campaign for lower rat es. — Distribution of Railway 
operating revenues. — The federal automatic train oontrol. — The most 
economieal size of treating plant retort Southern Pacific asks authority 
to ImiKl natron cut-off. — A plan for stabilising coal movement. — Auto¬ 
matic telrphone expeditos communication. — Secretary Hover urges Co¬ 
operation with Railways. — Wabash oiirmal report for 1922 disa-ppointing. 

— The Denver veri-chock system. (21:) A eonstructivo Railroad policy. 
What is essential? — Tho freight rate „embargo“ on fruit and vege- 
ta.bles. -- Early history of the Delaware & Hudson Company. — Pro¬ 
perties of chilled iron ear wheels. — Group insnrance on the Delawaie 
& Hudson. — Two girders requiring nine cars. — Report on collision at 
Alexis. Ohio. — Fuel consumption of o-i 1 burning loeomotives. — Scrip 
Coupon Order enjoined and postponed. — Three roads grant wage in- 
rroases to common labor. — N. C. & St. L. rebuilds terminal in Tennessee. 

— Block Signal müeuge Statement. — Illinois Central Show-8 record gross 

a: d net. — Hearing an Ix 1 high Valley effieioncy and economy. — Another 
plan for a terminal at Chicago. — National industrial traffic league 

meets at Valin*-. — (22:) Moving 67t K) <nrs daily ovor the Alleghenies 
Pennsylvania, slands ground against Labor Board. — Alfred answers 
Couzens* criticisms of Railroads. — Rail production in 1922. — Safely 
officcr- hold animal Convention. — Fuel consumption of oil burning 

loeomotives. pari II. — Futune Corporation aoeounting and disbunse- 
nuun — Chart comparii g wagos and cost of living. — Transportation 
division, of A. R. A. meets in Chicago. — Lalnmr boards got< more wage 
iiniease petitions. — Tho lailroads’ definite pledge to shippers and tho 
public. — Marked fvonomios effecNxl by water servier. — Limited 
faoilities retard Railroads. — Virginian to electrify 13-1 mile-a of line. 

— Santa Fl. narns common dividend- twice — Air brake association 
meets in Denver. — Tho Railroads* internst in Standardization. — 
\ side dircharge traction drive skip hoist. — (23:) Remarkable 
increase in freight busine*s. — Some results of tho sh o p strike. 

— Varying Signal oxpenditnres with traffic. — Rtorage battery 

cars on the Canadian National. — Engineers report on New Fng- 
]u”d con^olidafions — Trcren-so* in wage* of trae.kmen, clerks and 
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olher». — Chamber of commerce discusses trausportation. — Valuation 
ol O.-W. R R. & X. — How one line developod a paseliger biadnes- 
— Check bridge reinforeement with strain gagc. — Wood borers in- 
crease aetivity over large area. Further proceedings of Air Brake Con¬ 
vention. — Crarue man-ufacturers adopt perfornKvnco Standards. — 4Hato 
reductions and strikes cut C. B. & Q. net. — ,,Progressives“ cail 
valuation Conference. — Campaign against rough handling re- 
duces lose. — A method for reducing freight claims. 

(24:) Which does the public want. — An opportunity to strengthen the 
organization. — New decp water terminal put in Operation. — I. C C. 
to Keep posted ou transportation program. — Rnilway development 
offieers meet in St. Louis. — Who will represent the public in valuation 
proeeedings? — Mountain and Mikado types for the Frisco — Great 
Northern Protests valuation. — 1. C. C. explains valuation methods 
to la füllette. — Wage increaseg grauted on sevon more roads. — Pere 
Marquette ha« re cord corporate net in 1922. — Superior locomotive flue 
corer. — Sabotage on the Lehigh Valley during shop strike. — Pur- 
ehasing and störe» offieers meet in Chicago. — Hearings on consolidation 
of Eastern Railroads*. — Hearings on Nickel Plato consolidation. 

Revue g&i^rale des chemins de ter et des traraways. Paris. 

42. Jahrgang:. Nr. 5 bis 6. Vom Mai bis Juni 1923. 

(5il6:) Note sur l’eiectrification des chemins de fer du Midi. — Appli¬ 
cation du moteur ä hydrocarbures a la tractioji sur voies ferrees, — 
Note relative aux derailloments sur les aiguilles. — (b:) Le dispatching 
en voie unique tsur le reseau d’Örleans. 

Stahl.und Eisen. Düsseldorf. 

43. Jahrgang. Nr. 19 bis 24. Vom 10. Mai bis 14. Juni 1923. 

(19:) Das Wiederverwalzen alter Eisenbahnschienen. — (24:) Die Eisen¬ 
industrie Japans. 

Los Transportes. Madrid. 

5. Jahrgang. Nr. 112. Vom 15. Mai 1923. 

La Asoeiaeion de emploados y obreros cie ferrocarriles. — El Metropol * 
tano de Barcelona. 

Bote der Verkehrsanstalteil (Westnik putei ssoobschtschciiija), Ausgabe des 
Volkskommissariats der Verkehrsanstalten. Moskau 1923. 

TI. Jahrgang. Heft Nr. 8 bis 16. 

(8:) Selbstkosten des Eisenbahnbetriebs unter den derzeitigen Ver¬ 
hältnissen. — (8/9:) über die wirtschaftliche Betriebführung der Eisen¬ 
bahnen. — Über die Übertragung der Frachten auf Frachtbriefen. — 
Richtung der Güter .in der Eisenbahnbeförderung auf dem ganzen Netz, 
als auch auf den einzelnen iBahnen (1921 u. 19Ö2). — Die staatliche Inn- 
schiffahrt, ihre Tarife und ihre Rechnungslegung. — (9:) Zur Frage 
der Ausnutzung des Heizmaterials auf den Eisenbahnen. — Perspek¬ 
tivischer Plan für den Neubau von Lokomotiven u. Wagen «in den Jahren 
1923 bis 1932, die Belebung des toten Jlollmaterials und die Remonte des 
Rollmaterials. — Gebrauchen die Eisenbahnen neue Lokomotiven? — 
Rechtsgrundsätze der gegenseitigen Beziehungen der Direktionen und 
Betriebsdirektionen. — (10:) Ober die Finanzierung des Transports. — 
Zur Fra®e des Einflüsse« der Erhöhungen der Tarifkoeffizienten auf 
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den Umfang der Beförderungsnieugen und auf die Preise der Waren. — 
Die Tarifpolitik des Volks-Kommissariats der Verkehrs-Anstalten. — 
Ergebnisse der Nafta-Ausfuhr im Jahr 1922. — Die Kaspi-Tarife und 
Selbstkosten der Beförderung. — (10 u. 11:) Land für die Murman-B&hn. 

— (11:) Zur Frage der Reform des bestehenden Systeme der Personen- 
Tarife. — Das gemischte Plan- und Reihenfolge-System vom Standpunkt 
des Statuts »der Eisenbahnen der Ruas. Sozial.-Föderativen Rate-Republik. 

— (12:) Üiber die Elevatoren. — Die Ei&enbahntarife, ihre Erhöhung und 
Durchsicht. — Die Tarife für schnellverderbliche Güter und deren Einfluß 
aruf die Beförderung. — (13:) Durchsicht der Getreidetarife. — Der 
Bestand der Flußflotte. — Zur Frage der Kolonisierung dee Murman- 
KareMsehen Gebiete. — Der Arbeitslohn beim Transport. — Der Plan 
für die Verwaltung der einzelnen Eisenbahnlinien. — Zur Frage der 
Versorgung des Transports mit Materialien und der Organe, sie durch¬ 
zuführen. — Über die neuen Flußtarife. — Eine Betriebs-Fakultät der 
Verkehrs-Anstalten an der Universität in Kiew. — Bericht im Kollegium 
dee Volks-Kommissariat6 der Verkehrs-Anstalten über die Organisation 
der Unfallstatistik und der Maßnahmen zur Herabdrückung ihrer Zahl. 

— (16:) Zur Frage über die Finanzierung des Transports im Zusam¬ 
menhang mit der Bestätigung dee Budgets für 19 2—1923. — Über 
die Kreditgewährung des Volks-Kommissariats der Verkehrs-Anstalten. 

— Grundsätze einer Reorganisation der Rechnungslegung über die Ma¬ 
terialien auf dem Transport (Eisenbahn). 


V erkehrs t eehnik. Berlin. 

Heft 17 bis 24. Vom 27. April bis 15. Juni 1923. 

(17:) Die Elektrisierung der Berliner Stadtbahn. — Neuregelung des 
Rechtsverhältnisses zwischen der Rheinprovinz als Straßenbesitzer und 
den Straßen- und Kleinbahnen. — Die Gestaltung des Landstraßenunter¬ 
haltungsbetriebs in Deutschland. — öffentlicher Kraftwagenverkehr in 
dor Schweiz. — (18:) Neue Schienenprofile für Straßen- und Überland¬ 
bahnen. — Eisenbahntarife und Presse. — (19: ) Lurgi- und Kalzium- 
Bleimetall für Straßenbahn-Gleitlager. — Vergleich des großstädtischen 
Verkehrs von New York, London, Paris und Berlin. — (20:) Baurat 
Dr.-Ing. e. h. -Theodor L©ebner und die Lokalbahn-Aktiengesellsdhaft in 
München. — Beschleunigungsanzeiger oder Höchststromrelais für Straßen¬ 
bahnen? — Vergleich des großstädtischen Verkehrs von New York, 
London, Paris und Berlin. — (21:) Die Gleiserneuerung der Straßen¬ 
bahnen unter Berücksichtigung der Aufrechterhaltung des Betriebe. — 
Die Hochbahn von Liverpool und ihre Signalanlage. — Benzol-mecha¬ 
nische Eisenbahn-Triebwagen. — (22:) Verbesserungen im Werkstätten¬ 
betrieb. — Die Gleiserneuerung der Straßenbahnen unter Berücksich¬ 
tigung der Aufrechterhaltung des Betriebs. — Ausbildung dee Nach¬ 
wuchses für die Leitung der Straßen- und Kleinbahnen. — (23:) Chaussee- 
Benutzungsgebühren. — Der Straßenbahntarif in heutiger Wirtschafts¬ 
lage. — Quersitze oder Längssitze. — (24:) Untersuchung an einer 
Stellwerkpreßluftanlage. — Neue leichte Motorwagen für die Pariser 
Straßenbahn. — Ergänzung des Einheitstarifs durch einen Kurzwegtarif. 

Verkehrs technische Woche. Berlin. 

17. Jahrgang. Heft 17 bis 24. Vom 30. April bis 11. Juni 1923. 

(17/18:) Wirtschaftlichkeit im Eisenbahnbetriebe. — Die Wirkungsweise 
der Sperrvorrichtungen selbsttätiger Draht zugspann werke. — Zweck und 
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Ziel einer „gewerksehaftspolitäschen“ Kartei bei den Reichebahndirek¬ 
tionen. — Die Drackwiderstönde bei ablaufenden Wagen. — Zur Tarif- und 
Finanzpolitik der Reichsbahn. — Der Lokomotivbeetand der polnischen 
Eisenbahnen. — (19/20:) Erfahrungen bleibenden Werts aus dem Kriegs¬ 
tunnelbau. — Das Härten der Wagenfedern. — Der Ruck beim An¬ 
halten von Eisenbahnzügen. — Das Rosten und eeine Bekämpfung durch 
Ölfarbe und IcetoJ. — (21/22:) Eisenbahn-Fähranstalten. — Vorrichtung 
zur Erhöhung des Laufwideretands an Schienenfahrzeugen; zum Zweck 
der Anpassung an die Erfordernisse des Ramgierbetriebis. — Lokomo¬ 
tiven der Niederländischen Rahnen. — Die Frachtstundung bei der Reiche¬ 
bahn. — Besondere Antriebsformen für Anschlußgleise. — (23/24:) Zur 
Feuerungstedhnik von Lokomotiven. — Vergleichszahlen für Kohlennot 
und Zugbeleuchtung. — Der elektrische Fernzugbetrieb der Deutschen 
Reichsbahn und ihrer Nachbarbahnen. 

Wochenschrift für Deutsche Bahnmeister und Eisenbahn-Ingenieure. Berlin. 

40. Jahrgang. Nr. 22. Vom 3. Juni 1023. 

(22:) Die Wirtschaftlichkeit der Verdübelung von Weichholzechwellen 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

Band 37. Nr. 20— 24. Vom 19. Mai bis 16. Juni 1923. 

(20:) Erweiterung des Hafens von Trelleborg. — (24:) Umbau alter 
Triebwagen bei der Berliner Straßenbahn. 

Zeitschrift des österr. Ingenieur- u. Architekten-Vereines. Wien. 

10. Wasserkraft n ummer, Heft 19/20 bis 23/24. Vom 18. Mai bis 15. Juni 1923. 
(19/20:) Der Stand der Arbeiten für die Elektrisierung der österr. Bundee- 
baihnen zu Beginn des Jahres 1923. — (21/22:) Die Scbleppbahn Temik— 
Wimpassing. — (23/24:) Die Vereinheitlichung des Berliner Verkehrs¬ 
wesens. 

Zeitschrift für Bahn- nnd Bahnkassenarzte. Cassel. 

18. Jahrgang. Nr. 3. Vom Mai 1923. 

Nochmal« über dfeiis Honorar der Bahnärzte. 

Zeitschrift für Binncn-Schiffahrt. Berlin. 

30. Jahrgang 1923. Heft 5. Vom 15. Mai 1923. 

Die neue ELbschiffahrtsakte. — Weiteres über die Waseereisenibahiik 
— Die Notwendigkeit einer Kanal Verbindung nach Rheinland und West¬ 
falen. 

Zeitschrift für Eisenbahn- und Verkehrsrecht. Herl Ln-Grüne wald. 

Band 39. Heft 2. 1923. 

(2:) Der Hund ab Frachtgut. — Haftungsbeschränkung im Eisenbahn¬ 
frachtrecht. — Die österreichische Rechtsprechung über die Währungs- 
frage bei Schadensersatzansprüchen aus zwischenstaatlichen Transporten. 

Zeitschrift für Verkehrswissenschaft. Köln. 

2. Jahrgang. Heft 1. 1923. 

(l:)Dio Geschäftsbedingungen der europäischen Spediteure, inebeeondere 
die Beschränkung ihrer Haftpflicht. — Zur bevorstehenden Erneuerung 
des Reichspostgesetzes. — Leichte und schwere Güterzüge im Eisenbahn¬ 
verkehr. 
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Zeitung des Vereius Deutscher Eiscnbahnvemaltungen. Berlin. 

53. Jahrgang. Nr. 17—24. Vom 26. April bis 7. Juni 1923. 

(17:) Über die Behandlung von Ausbe«*serungsme! Jungen in Lokomotiv- 
Belriebswerken. — über den Zustand des Transport? in Rußland. — 
Das französische Eisenbahnregime im Kulirgebiet. — Die Vereinfachung 
de? Abfer tigungsdien?tes bei den Fahrkartenausgaben. — Die Slaats- 
bahnen in Niederländisch-Indien und ihre Ergebnisse in den Jahren 1919 
und 1920. — (18:) Staats bahnen lind Reichsbahnen. — Nichtreisebedarf 
als Reisegepäck. — Die vier Gruppen der englischen Eisenbahnen. — 
Die Murmanbahn. — Das (Metall spritz verfall reu und das To rk rot-Verfah¬ 
ren im Eisenbahnwesen. — (19:) Die Einschränkung des Personalbedarfs. 
— Richtige Fraehtberechming oder genaue Frachtenkontrolle? — Wirt¬ 
schaftlichkeit im Eisenbahnbetrieb. — Haftet die Eisenbahn, wenau das 
Gut infolge Verschulden? der Post bei der Avisierung an einen Unberech¬ 
tigten aiksgeliofort ist? — (20:) Neueres von der für elektrischen Betrieb um* 
gewandelten Reiehsgren-zenbahn. — Wird die Vorschi eilen heit der Spur¬ 
weiten der Eisenbahnnetze im Osten in Zukunft die Abwicklung des 
Verkehrs ebenso behindern wie vor dem Krieg? — Zur Vereintudiung 
des Abfertigur.igrdienstes bei den Fahrkartenausgaben. — Die japanischen 
Staatscisenbahnen in den Rechnungsjahren 1919/20 und 1929/21. — (21:) 
Der österreichische Teil Voranschlag 1923 für das Verkehrswesen und 
dessen Verhandlung im Finanz- und Budget a inssc hu ß des National rat? 
— Zur Uebonsdauer der Eisenbahnschwellen. — Zur Tarif- und Finanz¬ 
politik der Deutschen Reichsbahn. — Die Eisenbahnen Belgiens. — Die 
Erfindung des Gleisstrom-Kreises. — (22:) Reichsbahn und JagiJausübungs- 
recht. — Das Ergebnis der verschärften Eraehtenpinifung im Rechnungs¬ 
jahr 1922. — Neuorganisation der österreichischen Bundesbahnen. — (23:) 
Währungsfragen in den internationalen Eisenbahngüterverkchren. — Der 
Stand der Arbeiten für die Elektrisierung der österreichischen Bundes¬ 
bahnen zu Beginn des Jahre«? 1923. — Hebung der Wirtschaftlichkeit 
durch Änderung der Zugmeldeleitung. — Das Lochkarten- (Hollerith-) Ver¬ 
fahren im Dienst der Eisonbahnverwaltung. — (21:) Sach-und Eisenbahn* 
Währung?fragen in den internationalen Eisenbahngüterverkehren. — Der 
Gesetzesentwurf über die Neuorganisation der österreichischen Bundes¬ 
bahnen. — über Nachkriegsaufgaben im Verkehrswesen. — Merkbuch für 
. G1 e isu n t e rhal t u ngen. 


Hernnegegeken iin Aufträge dem RelckflYcrkehnuii&iiiteriuinii. 

Verla« ron Jaliue Springer. Berlin W _ Dreck ron H. 8. Vlennenn & Co. Rerifn 8W 19 . Bentketr. 8. 
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Georg von Siemens als Verkehrspolitiker. 

Von 

Dr. A. v. der Leyen. 


In der Eisenbahn-Literatur finden sieh nur selten Darstellungen 
über die Beteiligung unserer Großbanken an der Begründung und der 
Verwaltung der Eisenbahnunternehmungen, besonders solcher von inter¬ 
nationaler Bedeutung. In Deutschland ist die Finanzierung der vor¬ 
maligen großen Privathahnen (Köln—Minden, Rheinische, Bergisch- 
märkische, Magdeburg—Halberstädter usw.) vielfach unter Mitwirkung 
der Banken erfolgt, und diese standen auch mit den Eisenbahnen in finan¬ 
ziellen Geschäftsbeziehungen. Die Unternehmer der Eisenbahnen be¬ 
dienten sioh der Hilfe der Banken bei der Aufbringung des Anlage- 
Kapitals, der Obligationen, aber die Gründung der Bahnen ging nur ganz 
vereinzelt von den Banken aus, und in der Geschichte des Eisenbahn¬ 
wesens ist kaum davon die Rede. Andererseits hat sich die preußische 
Eisenbahnverwaltung bei dem Ankauf der Privatbahnen, besonders in 
der ersten Zeit, der Hilfe der Großbanken bedient. 

Es ist daher nicht nur für den Eisenbahnpolitiker, sondern auch für 
den Wdrtschaftspolibiker von ganz besonderem Wert, daß oinmal die 
geradezu ausschlaggebende Rolle, die eine unserer Großbanken, die 
Deutsche Bank in Berlin, nicht allein bei der Gründung, sondern 
auch bei der weiteren Entwicklung wichtiger Eisenbahnunternehmungen 
gespielt hat, ausführlich in allen Einzelheiten aktenmäßig dargestellt wird. 
Der spiritus rector dieser Tätigkeit war der erste Direktor der Deutschen 
Bank. Die Schilderung seiner Wirksamkeit auf diesem Gebiet findet sich 
in dem Lebensbild, das sein langjähriger Mitarbeiter, Staatsminister Dr. 
Helfferich, vor kurzem veröffentlicht hat 1 ). Einige Mitteilungen hier- 

*) Karl Helfferich: Georg von Siemens. Ein Lebensbild! aus Deutschlands 
großer Zeit. 3 Bände, 336, 289 und 401 S. 8°. Berlin 1921 bis 1923. Julius Springer. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 48 
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aus werden den Lesern des- Archivs willkommen sein und sie zu einem 
gründlichen Studium des bedeutsamen Werks veranlassen. Für mich war 
die Darstellung, soweit sie sich auf die amerikanischen Eisenbahnen, be¬ 
sonders die Northern Pacific Railwuy erstreckt, von ganz besonderem In¬ 
teresse, weil ich mich mit Dr. von Siemens, mit dem mich langjährige 
freundschaftliche Beziehungen verbunden haben, über diese Unternehmen 
oft unterhalten habe. Wir haben die Reise zur Eröffnung der Bahn im Som¬ 
mer und Herbst 1883 gemeinsam gemacht. Ich habe dann später unter Ver¬ 
wertung der während meines Aufenthalts in den Vereinigten Staaten 
gesammelten Erfahrungen zwei eingehende Abhandlungen über die 
Northern Pacific Bahn veröffentlicht 1 ). 

I. 

Georg Siemens ist am 21. Oktober 1839 in Torgau als einziges Kind 
des späteren Justizrats Siemens in Berlin geboren. Er entstammte der 
so berühmt gewordenen Familie Siemens, Werner v. Siemens, dieser 
große bahnbrechende Elektrotechniker, war sein Vetter. Siemens stu¬ 
dierte in Heidelberg' und Berlin, wo er auch seine Militärdienstzeit er¬ 
ledigte, Rechts- und Staatswissenschaft Zur reinen Juristerei hatte er 
wenig Neigung, schon während seiner Studienzeit dachte er daran, einen 
mehr praktischen Beruf zu ergreifen. Als Referendar war er zuerst 
in Jüterbog und Zossen, dann in Aachen, wo er am 21. Dezember 1867 
seine mündliche Prüfung zum Assessor ablegte, der erst im Frühjahr 
1868 die Einreichung der schriftlichen Arbeiten folgte. Die lange Pause 
zwischen der mündlichen und der schriftlichen Prüfung hatte ihren 
Grund darin, daß Siemens mehrere Monate in London weilte, wo er im 
Auftrag seines Vetters Werner Siemens und dessen Brüder bei den 
Verhandlungen über die Gründung der indisch-europäischen Telegraphen¬ 
gesellschaft als juristischer Beirat mitwirkte. In dem folgenden Jahr 
machte er sein erstes geschäftliches und diplomatisches Meisterstück, das 
auch in das Gebiet des Verkehrswesens fällt. Er führte allein und aus¬ 
schließlich auf eigene Verantwortung in der Hauptstadt Persiens, in 
Teheran, wohin er im September 1868 abreiste, als Bevollmächtigter der 
Gebrüder Siemens die ungemein schwierigen Verhandlungen über die 
Konzessionierung der neuen Telegraphenlinie durch die persische Rc- 

*) v. der Leyen, die Noidpacific-Bahn in dem Buch: die nordamerikanischen 
Eisenbahnen, Leipzig 1885. Veit & Comp. S. 61—120. Die Finanzen der Northern 
Pacific-Bahn in dem Buch: Die Finanz- und Verkehrspolitik der nordamerikani- 
schen Eisenbahnen. 2. Aufl. Berlin 1895. Julius Springer, S. 34—58. Die letz¬ 
tere Abhandlung ■wird von Helfferich wiederholt zitiert. 
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gierung. Man muß nachlesen, welche Hindernisse hier zu Überwinden 
waren, wie es Siemens durch geschicktes Lavieren gelang, die ver- 
schiedenen Interessen auazugledchen, bis endlich am 25. Mai 1869 die 
Konzession unterzeichnet wurde. Seine Auftraggeber waren von den 
Ergebnissen der mühevollen Arbeit des jungen Gerichtsassessors in 
hohem Gnade befriedigt. 

Bevor Siemens endgültig die Stellung übernahm, die er ein ganzes 
Menschenleben lang ruhmvoll bekleidet hat, war es ihm vergönnt, den 
deutsch-französischen Krieg im Jahr 1870/71 mitzumachen. Auch an dem 
Krieg von 1866 hatte er teilgenommen. 

Siemens war im März 1870 aus dem Staatsdienst ansgetreten und 
hatte das Amt eines der Direktoren der neugegründeten Deutschen 
Bank in Berlin übernommen und seine Tätigkeit am 1. April 1870 be¬ 
gonnen, die er dann nach Ende des Kriegs erst im März 1871 wieder in 
vollem Umfang auf nehmen konnte. Sehr bald, wurde er der prste leitende 
Direktor des großen Unternehmens, aus dem er Ende 1900 ausgeschieden 
ist Den ersehnten Ruhestand, während dessen er noch eine Reihe 
wichtiger Geschäfte der Bank weiterführen mußte, hat Siemens nicht 
lange genossen. Schon am 23. Oktober 1901 ist er einem tückischen 
Leiden erlegen. 

II. 

In dem Buch Helfferichs wird auf Grund der Akten der Deutschen 
Bank und mit Hilfe zahlreicher Briefe an und von Angehörigen und 
Freunden sowie persönlicher Mitteilungen der Hinterbliebenen darge¬ 
stellt, was Siemens für die Deutsche Bank geleistet, wie er das Unter¬ 
nehmen aus kleinen Anfängen zu einer der ersten, wenn nicht der ersten 
Stellung im deutschen Bankwesen geführt hat. Seiner Anregung ist es 
zu verdanken, daß die Deutsche Bank ihre Geschäfte auf die Förderung 
des Eisenbahnwesens im In- und Ausland ausgedehnt hat, und nur über 
diese Tätigkeit soll hier einiges mitgeteilt werden. 

Als in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre des vorigen Jahr¬ 
hunderts die Deutsche Bank unter Führung von Siemens ihr Programm 
auch auf größere Finanzierungsgeschäfte ausdehnte, war eines der ersten 
dieser Geschäfte die Übernahme einer fiinfprozentigen Prioritätsanleihe 
der Bergisch-märkischen Eisenbahn (1876), dem mehrere ähnliche Ge¬ 
schäfte in Gemeinschaft mit anderen Banken folgten. Diese Geschäfte 
hörten auf mit der im Jahr 1879 beginnenden Verstaatlichung der preu¬ 
ßischen Privatbahnen, die gewaltige Umwälzungen auf dem deutschen 
Geldmarkt zur Folge hatte. Die Deutsche Bank war an den vielen damit 
verbundenen Transaktionen nebst den anderen Banken stark beteiligt. 
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Für eine Beteiligung an den Finanzgeschäften der deutschen Eisenhahnen 
war nach Durchführung des Staatsbahnsystems kein Platz mehr. 

Die ganze Tätigkeit der Deutschen Bank auf dem Gebiet des Eisen¬ 
bahnwesens wandte sich daher dem Ausland zu. Als es ihr gelungen 
war, ihre finanzielle Tätigkeit nach Argentinien auszudehnen, beteiligte 
sie sich 1887 in Gemeinschaft mit Pariser und Londoner Firmen an der 
Finanzierung der Missionen-Eisenbahn, was u. a. die für die 
Bank erfreuliche Folge hatte, daß sie für alle südamerikanischen Ge¬ 
schäfte ebenbürtig mit den bisher fast ausschließlich an diesen Ge¬ 
schäften beteiligten englischen, französischen und deutschen Banken 
(Discontogesellschaft) Zusammenarbeiten konnte. 

Von größerer wirtschaftlicher und politischer Bedeutung war die 
Mitwirkung der Deutschen Bank bei den umfangreichen Finanzgeschäften 
der italienischen Eisenbahnen, die sich nach dem Ankauf der größeren 
Bahnen durch den Staat und nach Bildung der drei großen Pachtgesell- 
schaften, der adriatiechen, der Mittelmeer- und der sizilischen Eisen¬ 
bahnen entwickelten. Das Ergebnis der großen Untersuchung der Jahre 
1879 bis 1881 war das Gesetz vom 25. April 1885, wonach die meisten 
Eisenbahnen vom Staat angekauft und an die vorbezeichneten drei Gesell¬ 
schaften auf 60 Jahre mit der Kündigungsbefugnis nach 20 und 40 Jahren 
vom 1. Juli 1885 an verpachtet wurden. Schon seit 1884 hatte Siemens 
diesen Vorgängen seine besondere Aufmerksamkeit zugewendet. Die 
Durchführung des Eisenbahnprogramms hatte die Beschaffung erheb¬ 
licher Kapitalien zur Voraussetzung. Die drei Gesellschaften hatten zu 
diesem Zweck das Recht erhalten, Obligationen mit Bürgschaft der ita¬ 
lienischen Regierung für Verzinsung und Tilgung auszugeben. Es 
fragte sich, ob der deutsche Markt gewillt sei, diese Papiere aufzu¬ 
nehmen. „Das große Problem der Finanzierung der italienischen Eisen- 
bahnreform,“ so bemerkt Helfferich Band II S. 208, „batte für Georg 
Siemens die stärkste Anziehungskraft Er warf eich mit seiner ganzen 
Energie und Komibinationsgabe auf das Studium und die Bearbeitung 
dieser Angelegenheit.“ Seine Bemühungen scheiterten zunächst an dem 
Widerstand seines Kollegen in der Direktion, des früheren Eisenbahn¬ 
direktionspräsidenten Jonas, der der ganzen Frage sehr skeptisch gegen¬ 
überstand, und der lauen Haltung des Verwaltungsrats. Die Deutsche Bank 
wurde an der Gründung der Mittelmeer-Eisenbahn nicht beteiligt. Erst 
später verständigten sich die an der deutschen Gruppe beteiligten Banken 
über ein gemeinsames Vorgehen. Im Jahr 1889 wurden große Anleihen 
in dreiprozentigen italienischen Eisenbahnobligationen ausgageben. Eine 
solche in Höhe von 366 Millionen Lire wurde unter der Führung Bleich¬ 
röder-Diskontogesellschaft, eine weitere von 211 % Millionen Lire unter 
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der Führung der Deutschen Bank in Deutschland ausgegeben. Die Folge 
war die Beteiligung der Deutschen Bank an einer Reihe anderer italieni¬ 
scher Finanzgeschäfte. 

Ein Jahrzehnt später entfaltete Siemens eine lebhafte Tätigkeit für 
den Bau der ostafrikanischen Eisenbahn von Daressalam 
zunächst bis Morogoro, die später bis zum Tanganjikasee fortgesetzt 
worden ist. Siemens hatte anfangs der deutschen Kolonialpolitik gegen¬ 
über eine sehr zurückhaltende Stellung eingenommen. Erst als es sich 
um Erschließung der Kolonie Deutsch-Ostafrika durch den Bau von 
Eisenbahnen handelte, begann er, auch in Erinnerung an seine in 
Amerika gewonnenen Anschauungen über die Bedeutung des Eisenbahn- 
baua in den der Kultur fern liegenden Gebieten — auf die ich nachher 
zurückkomme —, sich ernstlich mit der Kolonial-Eisenbahnfrage zu be¬ 
schäftigen. Im Jahr 1895 bildete er in Gemeinschaft mit anderen ein 
Komitee, das eine Expedition zum Studium der für den Bahnbau in Be¬ 
tracht kommenden Verhältnisse nach Ostafrika sandte. Die Ergebnisse 
der Untersuchungen wurden der Kolonialverwaltung zur Verfügung ge¬ 
stellt, die aber wenig Neigung zeigte, der Frage näherzutreten und erst 
im Jahr 1899 dem Reichstag eine Vorlage zugehen ließ, in der ein Kredit 
von 100000 <M zur Ergänzung der Vorarbeiten für eine Eisenbahn von 
Daressalam nach Morogoro verlangt wurde. Für diese Vorlage trat 
Siemens im Reichstag am 15. Februar 1900 sehr warm ein. Der wesent¬ 
liche Inhalt seiner Rede wird Band II S. 280 ff. mitgeteilt. Es ist ein 
Genuß, diese Ausführungen zu lesen, in denen die ganze Persönlichkeit 
von Siemens, sein sachlicher Ernst, verbunden mit einer humorvollen Dar¬ 
stellung, zum Ausdruck kommt. Der Kredit wurde vom Reichstag abge¬ 
lehnt. Nun aber stellte die Reichsregierung in den Haushaltsplan für 
1900/01 die erste Rate für den Bau der Bahn ein. Auch diese Vorlage 
fand nicht die Zustimmung des Reichstags, der aber die Reichsregierung 
ersuchte, zu prüfen, ob nicht mit Hilfe des Privatkapitals die Bahn gebaut 
werden könne. Diesem Verlangen entsprach die Regierung, und eie 
setzte sich nunmehr mit Siemens in Verbindung, der den Plan der 
Bildung einer Aktiengesellschaft zum Bau der Bahn entwarf, die das 
Anlagekapital aufzubringen hatte, während das Reich die Verzinsung der 
Anleihe mit 3 % garantieren sollte (über die weiteren Einzelheiten vgl. 
Band II S. 282/83). Im Frühjahr 1901 legte die Reichsregierung dem 
Reichstag einen Gesetzentwurf vor, der die Ermächtigung der zu über¬ 
nehmenden Reichsgarantie forderte. Trotz des Eintretens des Reichs¬ 
kanzlers Grafen Bttlow und des Ko'lonialdrrektors Dr. Stübel und trotz 
wiederholter warmer und dringender Befürwortung von Siemens be¬ 
schränkte sich der Reichstag darauf, die Vorlage der Budgetkommission 
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zu überweisen, in der neue Verschleppungsmanöver einsetzten. Erst 
im Jahr 1904 — also nach Siemens Tode — kam ein Garantiegesetz im 
wesentlichen auf der von Siemens vorgeschlagenen Grundlage zustande. 
Nunmehr wurde unter Führung der Deutschen Bank die Deutsch¬ 
ostafrikanische Eisenbahngesellschaft gegründet, die 
mit dem Bau sofort begann. Die Bahn ist — aller Schwierigkeiten unge¬ 
achtet — über Morogoro weiter gebaut und hat kurz vor Ausbruch des 
Weltkriegs am Tanganjikasee ihren Endpunkt und damit das Ziel er¬ 
reicht, das Siemens von Anfang an vorausgesehen hat. Es kann nicht 
zweifelhaft sein, daß es wesentlich sein Verdienst und sein tatkräftiges 
Eintreten für das Unternehmen gewesen ist, wenn diese Bahn glücklich 
zustande gekommen ist. Ihre große Bedeutung für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Kolonie ist sofort hervorgetreten und dies wurde sogar 
von den Feinden anerkannt, die uns auch diese Kolonie geraubt haben. 

III. 

Den amerikanischen Eisenbahnen ist ein ganzes Kapitel im 2. Band 
{S. 222 bis 272) gewidmet, das durch eine Reihe von Briefen im 3. Band 
(S. 341 ff.) ergänzt wird. Der größte Teil dieser Darstellung beschäftigt 
sich mit der Northern Pacific und den mit ihr verbundenen Eisenbahnen. 
Zweimal war Siemens in den Vereinigten Staaten, das erste Mal Ende 
August bis Mitte Oktober 1883, das zweite Mal im September und Oktober 
1893. Auf der ersten Reise lernte Siemens die Northern Pacific-Eisenbahn 
kennen und knüpfte mit ihr Geschäftsbeziehungen für die Deutsche Bank 
an. Die zweite Reise wurde veranlaßt durch die finanziellen Schwierig¬ 
keiten, in die das Unternehmen geraten war, und es kam in New York 
zu einer scharfen Auseinandersetzung mit dem Mann, den Siemens als 
den Vollender der Bahn 1883 kennen und schätzen gelernt hatte, den 
er im Jahr 1893 für dbn Hauptschuldigen an dem Zusammenbruch des 
Unternehmens hielt. 

Der Zweck der ersten Reise war die Teilnahme an der Fo&tfahrt 
und der Feier, die gelegentlich der Vollendung der ’Öahn an der Stelle 
stattfinden sollte, an der die von Osten und Westen gelegten Schienen 
zusammentrafen. Der Präsident der Bahn, ein Pfälzer, Heinrich 
Hilgard, der als Student nach Amerika ausgewandert war und den 
Namen Henry Villard angenommen hatte, hatte zu diesen Festlich¬ 
keiten eine Reihe von Einladungen nach Deutschland, England und den 
Vereinigten Staaten von Amerika geschickt. Die Einladungen eines 
größeren Teils der Deutschen, besonders der in Berlin Ansässigen, ver¬ 
mittelte auf Wunsch Villards sein Freund Friedrich Kapp. Kapp, der 
mit der Deutschen Bank in geschäftlichen Beziehungen stand und mit 
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Siemens persönlich befreundet war, schlug auch dessen Einladung vor, 
wohl in der Annahme, daß es für die Deutsche Bank von Bedeutung sein 
werde, wenn ihr leitender Direktor persönliche Anschauungen über die 
wirtschaftlichen Zustände in den Vereinigten Staaten sich verschaffte. 
Die übrigen Gäste waren deutsche Gelehrte und Künstler, Vertreter des 
Handels und Bankwesens, Parlamentarier und Journalisten. Villard selbst 
hatte einige Jugendfreunde und Geschäftsfreunde eingeladen. Ich hatte 
eine Einladung erhalten, nicht wegen meiner amtlichen Stellung — ich 
war Vortragender Rat in den Eisenbahnabteilungen des preußischen 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten — sondern rein persönlich als 
Vertreter meines Schwiegervaters Friedrich Kapp, der selbst aus Ge¬ 
sundheitsrücksichten die Reise nicht unternehmen durfte. Während der 
ganzen Reise von Berlin bis zum fernen Westen der Vereinigten Staaten 
war ich mit Siemens zusammen. Die Rückreise machte Siemens über San 
Francisco, ich schloß mich dem größeren Teil der Reisegesellschaft an, 
die auf der Rückreise den Yellowstone Park besuchte. In New York 
traf ich wieder mit Siemens zusammen, und wir haben auch die Rück¬ 
reise auf dem Dampfer Werra miteinander gemacht Daß auf dieser 
Reise die Verhältnisse der uns beiden wie den meisten Reisegenossen 
völlig unbekannten Northern Pacific-Bahn viel besprochen wurde, liegt 
auf der Hand. Ich erinnere mich noch genau, daß auf der Hinreise einer 
der Reisegenossen im Besitz eines Geschäftsberichts der Oregon and 
Transcontinental Gesellschaft (O and T), des auch von Helfferich geschil¬ 
derten eigenartigen Unternehmens, war, das die Gelder für die Fertig¬ 
stellung der Bahn beschafft hatte und nunmehr als eine Art Holding 
Company vor allem die Finanzgebahrung der Northern Pacific und der 
mit ihr verbundenen Bahnen überwachte. Dieser Bericht der einen Ein¬ 
blick gewährte in die von der europäischen vielfach abweichenden Methode 
bei der Gründung und Finanzierung der nordamerikanischen Eisenbahnen, 
wurde von Siemens eingehend studiert und war oft der Gegenstand 
unserer Unterhaltung. Siemens nannte die O and T den Hausschlüssel 
der VilLardschen Unternehmungen und traf damit den Nagel auf den Kopf. 
Es war ihm augenscheinlich von großem Wert vor unserer Ankunft in 
New York einen Einblick in diese Verhältnisse zu gewinnen. 

Auf die Festreise, die S. 223 ff. geschildert wird, gehe ich hier 
nicht ein 1 ). Dagegen möchte ich einige Bemerkungen Über die Northern- 


*) Ich habe die Festreise in meinem oben angezogenen Buch: Die nord- 
amerikanischen Eisenbahnen S. 210 ff. ausführlicher vom Standpunkt des Eieen- 
bahnfachmanna aus geschildert. In der Darstellung von Helfferich sind ein paar 
Ungenauigkeiten. Ein festlicher Empfang der von Deutschland angekommenen 
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Pacific-Bahn einfügen zur Ergänzung und auch z. T. zur Berichtigung 
der Darstellung Helfferiche. Der Freibrief der Bahn stammte aus dem 
Jahr 1864. Sie hatte nicht, wie die ersten Überlandbahnen, die Union 
und die Centralpacific, Geldunterstützung von dem Bund, sondern als 
Beihilfe nur umfangreiche Landschenkungen erhalten. Das Gründungs- 
kapital dieser rund 5000 km langen Bahn betrug 100 Millionen Dollar, 
von denen nur ein Prozent, d. h. also eine Million Dollar eingezahlt 
zu werden brauchten. Ob jemals auch nur ein Cent dieses Aktien¬ 
kapitals eingezahlt ist, möchte ich bezweifeln. Natürlich war es völlig 
ausgeschlossen, damit den Bau einer solchen Bahn zu beginnen. 
Die Interessenten halfen eich also mit der Ausgabe von Bonds und die 
Bahn lief durch verschiedene Hände. Über die Einzelheiten verweise ich 
auf meine nach den Berichten der Bahn und sonstigen guten Quellen be¬ 
arbeitete Darstellung der Geschichte der Bahn. (Nordamerikanische 
Eisenbahnen, S. 61 ff.) Nur soviel sei bemerkt, daß die Bahn bereits 1873 
in Konkurs gefallen war und daß sich die späteren Verwaltungen bei 
dem langsamen Fortbau mit Ausgabe von Bonds und mit Wechselkrediten 
Geld verschafften. Als Villard am 15. September 1881 zum Präsidenten 
gewählt wurde, war der größte Teil der zuletzt ausgegebenen Bonds 
verbraucht, und das Loch in der Mitte der Bahn hatte noch eine Länge 
von 857 Meilen (1380 km), deren Bau Villard mit allem Nachdruck in 
Angriff nahm. Damit war noch keine durchgehende Linie bis zum 
Stillen Ozean vorhanden. In Ainsworth, bis wohin die Northern Pacific 
einstweilen gebaut wurde, schlossen sich die den Columbia-Fluß ent¬ 
lang gehenden Strecken der Oregon Railway and Navigation Company 
an, die bis Portland in Oregon gingen, wo dann wieder eine Strecke der 
Northern Pacific-Bahn bis Tacoma, d. h. an den Stillen Ozean führte. 
Nun war Villard auch Präsident der vorgenannten Oregon-Gesellschaft, 
und es war ihm leicht möglich, Vereinbarungen zwischen den beiden Ge¬ 
sellschaften über einen durchgehenden Betrieb von dem östlichen End¬ 
punkt der Northern Pacific, der Station St. Paul (Miss.) — <jie wiederum 
mit Chicago in Schienenverbindung stand — bis zum Stillen Ozean zu 
treffen. Damit war eine neue Überlandbahn geschaffen, die in der Lage 

Gäste fand in New York überhaupt nicht statt. Eine Reihe festlicher Empfänge 
wurden von den an der Bahn gelegenen kleinen und größeren Orten, meist durch 
die Bewohner veranstaltet. Die Eröffnungsfeier war nicht am 3., sondern am 
8. September, auch hat Präsident Villard nicht einen vergoldeten Nagel (der 
wäre bald gestohlen worden), sondern einen gewöhnlichen eisernen Nagel ein- 
geechttagwn, und zwar den ersten bei Beginn des Baus der Bahn im Jahr 1870 
eingeschlagenen Nagel, der herausgenommen war und nun als Schlußnagel be¬ 
nutzt wurde. Villard hatte den Hammer seinem kleinen, wenige Monate alten 
Söhnchen in die Hand gegeben, den er nun den Spike-Driver scherzhaft nannte. 
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war, mit der einzigen bisher vorhandenen Überlandbahn, der Union and 
Central Pacific, im Personen- und Güterverkehr in Wettbewerb zu 
treten 1 ). Der Herr dieser beiden Bahnen war der allmächtige Eisen¬ 
bahnkönig Jay Gould, eine geradezu gefährliche Persönlichkeit, der vor 
keinem Mittel zurüokschreokte, um seinen Einfluß aufrecht zu erhalten. 
Als Villard mit ihm vorsichtig über eine Verständigung der beiden 
Bahnen Fühlung nehmen wollte, wurde er schnöde abgewiesen Daß 
es einem solchen Mann unerwünscht und unbequem war, einen Neben¬ 
buhler, noch dazu einen Deutschen, zu bekommen, leuchtet ein, und ich 
bin fest überzeugt, daß auf seine heimlichen Machenschaften in erster 
Linie die schon bei unserer Ankunft in New York umlaufenden Ge¬ 
rüchte über finanzielle Schwierigkeiten der Northern Pacific zurückzu¬ 
führen sind. Die Zeitungen brachten allerhand versteckte Angriffe auf 
die schwierige Finanzlage der Northern Pacific, und die Kurse ihrer 
Werte begannen abzubröckeln. Diese Angriffe setzten sich während der 
Festfahrt fort und erfüllten Villard mit so ernster Sorge, daß er unter 
dem Vorgeben einer Unpäßlichkeit infolge Überanstrengung vorzeitig 
nach Haus eilte, um selbst nach dem Rechten zu sehen. 

Bei unserer Rückkehr, Anfang Oktober, ließen sich die mißlichen 
Finanzverhältnisse der Bahn nicht mehr verbergen. Ganz New York 
sprach davon, die Kurse, besonders der Oregon- und Transcontinental- 
Bahn, sanken immer tiefer, von 83 % im Juli (früher hatten sie weit über 
pari gestanden und waren ein sehr beliebtes Anlagep&pier gewesen) 
auf 34% im Oktober. Gerade in diesen Werten entwickelte sich eine 
wilde Spekulation. Auch von unseren Festgenossen konnten sich einige 
nicht enthalten, 0 and T zu den weichenden Kursen zu kaufen. Große 
Freude werden sie daran nicht gehabt haben. Als wir unsere Rückreise 
antraten, hatten sie ihren Tiefstand noch lange nicht erreicht 

Villard gelang ec, das durch Überschreitung der Baukosten der 
Bahn entstandene große Loch durch Aufnahme einer Anleihe von sechs¬ 
prozentigen Second mortgage Bonds in Höhe von 20 Millionen Dollar zu 
stopfen. An dieser Anleihe beteiligte sich auf Empfehlung von Siemens 
die Deutsche Bank, und von da an beginnen die engen finanziellen Be¬ 
ziehungen der Deutschen Bank mit der Northern Pacific Bahn und den 
mit ihr verbundenen Eisenbahnen. Siemens hatte von der Reise die vor¬ 
teilhaftesten Eindrücke sowohl von den Aussichten der amerikanischen 
Wirtschaft als auch von den Entwicklungsmöglichkeiten der Northern 
Pacific und der Persönlichkeit Villards mit nach Hause gebracht. Er 

*) Eine zweite, kurz vor der Northern-Pacifk* vollendete, südliche Überland¬ 
bahn kommt für den Wettbewerb nicht in Betracht. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



742 


Georg von Siemens als Verkehrspolitiker. 


sorgte daher auch dafür, daß die Werte auf den deutschen Börsen einge¬ 
führt wurden, und empfahl sie Freunden und Bekannten als ein sicheres 
Anlagepapier. 

Die weitere Entwicklung der finanziellen Beziehungen der Deut¬ 
schen Bank zu diesen Unternehmungen, die immer von neuem Geld 
nötig hatten, oft recht dringend und immer wieder an die Deutsche Bank 
herantraten, werden von Helfferich ausführlich geschildert. Villard 
hatte nach der Katastrophe von 1883 den größten Teil seines Vermögens 
verloren, legte die Präsidentschaft seiner Unternehmungen nieder und 
lebte einige Jahre in Deutschland. Nach seiner Rückkehr nach New 
York übernahm er auf Wunsch von Siemens die Vertretung der Deutschen 
Bank in Amerika. Es ist nur zu begreiflich, daß sowohl die be¬ 
teiligten amerikanischen Bahnen als auch die Deutsche Bank den leb¬ 
haften Wunsch hatten, diesen Zuständen ein Ende zu machen und die 
Northern Pacific endlich 'au# leine Isichere finanzielle Grundlage zu 
stellen. Zu diesem Zweck wurde im Jahr 1889 ein Finanzplan ausge¬ 
arbeitet über Ausgabe von 160 Millionen fünfprozentiger Consolidated 
mortgage Bonds. Mit dieser Summe sollten alle Schulden der Northern 
Pacific zurückbezahlt und die Mittel zu dem noch erforderlichen Ausbau 
des Netzes bereitgestellt und Reserven für unvorhergesehene Fälle ge¬ 
schaffen weiden. Dieser Plan ist gescheitert, und im Jahr 1893 ist die 
Northern Pacific wiederum in Konkurs gefallen. Siemens ist es aber 
mit gewaltigen Anstrengungen und unter Einstellung seiner ganzen 
persönlichen Tatkraft gelungen, die deutschen Gläubiger vor dauerndem 
Vermögensschaden zu bewahren, sie sind sozusagen mit einem blauen 
Auge davongekommen. 

Die sehr ins Einzelne gehende Darstellung dieser Entwicklung 
möge bei Helfferich (Band II S. 233 bis 245) nachgelesen werden. Sie 
stimmt überein mit meinen Untersuchungen, die ich bis 1895 fortgeführt 
und in meinem oben zitierten Buch über die Finanz- und Verkehrspolitik 
der nordamerikanischen Eisenbahnen S. 44 bis 58 veröffentlicht habe. Der 
Niederbruch der Northern Pacific soll, wie Helfferich nach seinen Quollen 
ausführt, fast allein von Villard unter dessen zweiter Präsident¬ 
schaft verschuldet sein. Er habe, unbelehrt durch seine früheren Er¬ 
fahrungen, zu leichtfertig mit den aus der letzten großen Anleihe bereit¬ 
gestellten Mitteln gewirtschaftet, indem unrentable Zweigbahnen gebaut 
und unvorteilhafte Verträge mit den Anschlußbahnen abgeschlossen 
seien. Die sonstigen Gründe — der Übergang der Vereinigten Staaten 
zur Silberwährung nach dem Sherman-Gesetz, die allgemeine, die Eisen¬ 
bahnen stark beeinflussende Wirtschaftskrisis — kämen nur nebenbei in 
Betracht. Daß, wie damals in der dem Unternehmen feindlichen Presse 
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der Vereinigten Staaten, vielfach behauptet wurde, Villard in seinem eige¬ 
nen Beutel hineingewirtschaftet und durch den Bau und die Verträge sich 
unrechtmäßig Vorteile verschafft habe, glaubte Siemens nicht. Ich halte 
dies nach dem Charakter von Villard für gänzlich ausgeschlossen. Ein 
gegen Villard von Amerikanern angestrengter Prozeß ist zugunsten 
Villards entschieden worden. — Aber auch der Auffassung von Helfferich, 
daß der Zusammenbruch des Unternehmens nur durch Villards unbedachte 
Geldr, Finanz- und Bauwirtschaft verschuldet sei, kann ich nicht bei¬ 
pflichten. Ob Helfferich meine abweichende Auffassung gelesen hat, geht 
aus seiner Darstellung nicht hervor. Meiner Ansicht nach muß man, wenn 
man die letzte Katastrophe der Bahn verstehen will, etwas tiefer gehen 
und sich ihre Entwicklungsgeschichte vergegenwärtigen 1 ). 

Der im Jahr 1864 der Northern Pacific erteilte Freibrief war zu¬ 
nächst nichts als ein Spekulationsobjekt. Denn es wäre, wie oben be¬ 
merkt, lächerlich, den Bau einer Eisenbahn von einer Länge* von etwa 
5000 km mit 1000000 Dollar auch nur beginnen zu wollen. Die jedes¬ 
maligen Besitzer des Freibriefs machten allerhand Schiebungen mit 
dem nominellen Anlagekapital. Soweit sie aber kleine Strecken bauten, 
geschah dies mit Bonds, d. h. zu deutsch Obligationen, ohne feste Unter¬ 
lage. So verfuhr der Schwärmer Jay Cook. Er war 1873 mit seinem 
Latein bald zu Ende. Auch der nüchterne Geschäftsmann Billings gab 
40 Millionen Dollar first mortgage Bonds aus, mit denen er ein gutes Stück 
weiterbaute. Villard unterschied eich vorteilhaft von seinen Vorgängern 
dadurch, daß er wenigstens einen Kostenanschlag für den Bau des feh¬ 
lenden Zwischenglieds anfertigen ließ, der allerdings viel zu niedrig 
war. Unter Villards und seiner Nachfolger Verwaltung lebte die Bahn 
von neuen Bonds (second, third mortgage Bonds) und mit schweben¬ 
den Schulden weiter bis zu dem großen Reorganisationsplan von 1889, 
einer Phantasie, die auf allerhand Voraussetzungen beruhte, die bei eini¬ 
germaßen nüchterner Beurteilung nicht edntreffen konnten. Diese 
ganze Finanzpolitik war Siemens bekannt. Von Berlin aus konnte er 
allerdings ihre verhängnisvollen Folgen nicht so übersehen, wie das in 
New York möglich war. Sein einziger Vertrauensmann in New York war 
Villard, ein an amerikanische Anschauungen gewöhnter Finanzmann, 
aber auch kein Ingenieur. — Es mag sin, daß dieser von den Erbauern der 
Zweigbahnen getäuscht wurde. Auch mußte er als Vertrauensmann der 
Deutschen Bank mit besonders großer Sorgfalt seine Leute überwachen. 
Aber daran, daß dies nicht geschehen, daß er „die Zügel zu sehr am Boden 


1 ) Ich verweise hier auf meine oben angezogene Darstellung, aus der ich 
nur einige wichtige Punkte hervorhebe. 
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schleifen ließ“, ist das Unternehmen nicht zugrunde gegangen. Der wahre 
Grund ihres letzten Zusammenbruchs war, daß sie finanziell auf zu 
schwachen Füßen stand. 

Zu der von 1864 an ununterbrochen fortgesetzten unsoliden Finanz¬ 
wirtschaft kamen grobe Fehler in der allgemeinen Verwaltungspolitik, 
die von Villards Nachfolgern gemacht waren. Es war ein genialer Ge¬ 
danke Villards gewesen, zunächst einmal einen westlichen Ausgangs¬ 
punkt für die Northern Pacific in der Weise zu schaffen, daß er den Ge¬ 
meinschaftsbetrieb mit der Oregon Railway and Navigation Company ver¬ 
einbarte, der natürlich auch für die letztere Gesellschaft von großem 
Vorteil war. Nun hatten Villards Nachfolger den Ehrgeiz, für die 
Northern Pacific einen eigenen Ausgangspunkt im Westen herzustellen, 
indem sie die sehr kostspielige, das Cascaden-Gebirge mit mehreren 
Tunnels durchschneidende Bahn, nach Tacoma bauten. Damit war ein Wett¬ 
bewerb gegen die Oregon Railway und Navigation Company geschaffen, 
den diese sehr übel vermerkte und sie in die Arme der Union Pacific trieb, 
die nunmehr mit Hilfe des Baus einiger Zweighahnen in das Macht¬ 
gebiet der Northern Pacific eindrang und aus einem mehr oder weniger 
gleichgültigen Zuschauer ein ernster Wettbewerber wurde. Weiter be¬ 
kümmerte sich die Verwaltung der Northern Pacific — auch nachdem 
Villard wieder an ihrer Spitze stand — gar nicht um die ihr im Norden 
durch den Bau der Great Northern Bahn drohende Konkurrenz. Sie hat 
niemals, jedenfalls nicht rechtzeitig, auch nur den Versuch gemacht, mit 
dem kühnen Erbauer dieser Bahn, James Hill, sich zu verständigen, und 
das ist ihr sehr schlecht bekommen. Denn sobald diese Bahn fertig war, 
eröffnete eie einen rücksichtslosen Tarifkrieg gegen die Northern 
Pacific, der einen starken Einfluß auf das Herabgehen ihrer Einnahmen 
hatte 1 ). 

Auch diese Tatsachen waren in Europa nicht unbekannt, sie waren 
in den amerikanischen Fachzeitschriften zu lesen. Sie hätten m. E. 
Siemens zu größter Vorsicht bei den Finanzgeschäften mit der Northern 
Pacific bestimmen müssen. Daß dies aber nicht geschehen und daß 
Siemens energisch erst eingegriffen bat, als es zu spät war, den Bankerott 
abzuwenden, macht ihn m. E. mit verantwortlich für den Niedergang der 
Bahn und die Verluste, die viele deutsche Besitzer der Northern Pacific- 
Werte erlitten haben. Er hat dann auch, wie oben bemerkt und wie sein 
Biograph ausführlich schildert, seine ganze Persönlichkeit eingesetzt, 
um diese Verluste auf ein Mindestmaß zurückzuführen. Daß viel später, 
im Frühjahr 1901, infolge einer eigenen Konstellation die Werte der 

*) Näheres darüber in meiner ersterwähnten Abhandlung S. 54 ff. 
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Northern Pacific vorübergehend riesige Kurssteigerungen erfahren 
haben, ist ein Zufall, auf den im Jahr 1893 niemand rechnen konnte 1 ). 

IV. 

Die großartigste Leistung von Siemens auf dem Gebiet der Ver- 
kehrspolitik war die Schöpfung der kleinasiatischen Bahnen, der anatoli- 
schsn und der Bagdadbahn. Hiermit beschäftigt sich sehr ausführlich der 
fünfte Teil seiner Biographie, Band III, S. 1 bis 152. 

Gleichsam einen Auftakt zu den Verhandlungen über die anatolischen 
Eisenbahnen bilden die Beteiligungen der Deutschen Bank an den Eisen¬ 
bahnen in Bulgarien und der europäischen Türkei, die bis in das Jahr 
1882 zurückreichen. Auch bei diesen Geschäften war Siemens die 
führende Kraft. Für Serbien und Rumänien hatte er kein großes Interesse. 
Dagegen unterstützte er den Bau der bulgarischen Eisenbahnen durch 
Übernahme von Eisenbahnanleihen und, was in Verbindung damit be¬ 
sonders wichtig war, er erwarb von dem bekannten Spekulanten Baron 
Hirsch dessen Anteil an den orientalischen Eisenbahnen. Später wurde 
die Bahn von Saloniki nach Monastir durch die Deutsche Bank gebaut. 
Da die Bank in Berlin nicht die genügenden Kräfte zur ordnungsmäßigen 
Kontrolle dieser und der anatolist^ien Bahnen hatte, ihre ganze Organi¬ 
sation auf eine solche Tätigkeit nicht zugeschnitten war, auch außer den 
deutschen noch österreichische und französische Interessen bei den 
Bahnen beteiligten waren, wurde im Jahr 1890 auf Anregung von Siemens 
die Bank für orientalische Eisenbahnen mit dem Sitz in Zürich und einem 
Grundkapital von 50 Millionen Franken gegründet. Diese Bank hatte die 
Aufgabe, die Interessen der beteiligten Banken an den orientalischen 
Bahnen in vollem Umfang wahrzunehmen (vgl. Band III, S. 53 ff.). 

„Die höchste Stufe der Ausbildung,“ so beginnt Helfferich die Dar¬ 
stellung der kleinasiatischen Bahnen, „erreichten die von Georg Siemens 
konzipierten und durchgeführten auswärtigen Finanztransaktionen in den 
klelnasiatischen Eisenbahnunternehmungen. Die rein geschäftlichen Ge¬ 
sichtspunkte . . . fanden sich hier zusammen mit den wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten der Förderung der Handelsbeziehungen, der Eröffnung 
und Entwicklung von Bezugländern für Rohstoffe und Nahrungsmittel, 
sowie von Absatzmärkten für die deutsche Industrie. Dazu kam schließ¬ 
lich der politische Gedanke der Erhaltung und Kräftigung eines unmittel¬ 
bar vor den Toren Europas belegenen und von der europäischen Kultur 
noch kaum berührten Landes . . . und die Schaffung und Festigung 
politischer Freundschaftsbeziehungen zu diesem Lande. Dazu die in 

l ) Vgl. BalthasaT H. Meyer, A hietory of tobe Northern Securities Case 
Madison 1906. 
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Aussicht genommene Erweiterung des Unternehmens zur Bagdadbahn. — 
Georg Siemens als geistiger Urheber und Leiter des Unternehmens 
wurde aus dem Finanzier von Weltrang und Weltruf, der er bisher schon 
gewesen, zum Politiker und Staatsmann.“ 

In Kleinasien waren Mitte der achtziger Jahre des vorigen Jahr¬ 
hunderts nur wenige Eisenbahnen vorhanden, die unter englisch-französi¬ 
schem Einfluß standen. Die Engländer und Franzosen bewarben sich um 
neue Konzessionen, die dem Sultan Abdul Hamid unbequem waren. Der 
Sultan bot daher Deutschland die Konzession an, wobei auf die von dem 
Unternehmer Pressei ausgearbeiteten Vorstudien hingewiesen wurde. 
Siemens trat an den Plan nur sehr zögernd heran. Er scheute vor allem 
auch das finanzielle Risiko der Deutschen Bank, zu deren Aufgaben die 
Gründung und Verwaltung solcher Unternehmungen nicht gehörte. Nach¬ 
dem er sich aber von der hohen wirtschaftlichen Bedeutung des Unter¬ 
nehmens überzeugt und die Regierung der Türkei auch die nötigen Bürg¬ 
schaften für finanzielle Erträge geleistet, nachdem endlich Fürst Bis¬ 
marck selbst erklärt hatte, daß einer deutschen Bewerbung um die Kon¬ 
zession politische Bedenken nicht entgegenständen, trat Siemens der 
Frage näher, und durch eine Irade vom 24. September 1888 wurde der 
Deutschen Bank die Konzession für eine Eisenbahn von Haidar-Pascha 
nach Angora in Axissicht gestellt, und schon am 4. Oktober wurden die 
Konzessionsurkunden unterzeichnet. Damit war der erste Schritt getan. 
Die weitere Entwicklung der anatolischen Bahn und die anschließenden 
Verhandlungen über die Bagdadbahn werden von Helfferich in einer 
außerordentlich spannenden Darstellung geschildert. Es wäre schade, 
daraus einen Auszug zu geben, ich kann nur dringend empfehlen, sie auf¬ 
merksam nachzulesen. Dies gilt besonders von den hochpolitischen Er¬ 
örterungen. Schon bei der anatolischen Bahn, mehr noch aber bei den 
Plänen der Bagdadbahn treten scharfe politische Gegensätze zwischen 
England und Frankreich, beiden Ländern und Rußland, aller an der Bahn 
interessierten Länder mit der Türkei hervor. Die meisten in dem 
letzten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts und auch späterhin vorge¬ 
kommenen politischen Ereignisse haben auch die Verhandlungen über 
die kleinasiatischen Bahnen beeinflußt. Es ist geradezu bewunderswert, 
mit welcher diplomatischen Gewandheit Siemens es verstanden hat, die 
Gegensätze zu überbrücken und alle daraus für seine Unternehmungen 
drohenden Gefahren aus dem Weg zu räumen. 

Ich beschränke mich darauf, die Hauptpunkte bei der Entwicklung 
der Bahnen hervorzuheben. Bei der Finanzierung der anatolischen Bahn, 
die am 4. März 1889 xinter der Firma: „Societö du chemin de fer ottoman 
d’Anatolie — anatolische Eisenbahngesellschaft“ mit dem Sitz in Kon- 
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stantinopel errichtet wurde, wollten sich französische und italienische 
Banken beteiligen. Ihr Interesse wurde aber bald sehr lau, und sie über¬ 
ließen es der Deutschen Bank allein, das Aktienkapital und die Obliga¬ 
tionen aufzubringen. Der Bau erfolgte unter Leitung eines deutschen 
Ingenieurs Otto Kapp. Die Baumaterialien und die Betriebsmittel wurden 
von deutschen Fabriken geliefert. Die erste Strecke der Bahn wurde im 
Jahr 1890, die ganze Bahn bis Angora 1892 eröffnet. Schon 1891 hatte 
der Sultan den Weiterbau von Angora über Siwas nach Bagdad, gewünscht 
und sich bereit erklärt, die Konzession dafür zu erteilen. Siemens hielt 
diesen Weiterbau für verfrüht, zumal noch gar nicht zu übersehen war, 
wie hoch eich die Kosten stellten, und jetzt auch französische und eng¬ 
lische Unternehmer sich um den Bau der Bagdad-Bahn bewarben. Das 
Ergebnis der langwierigen Verhandlungen war, daß 1893 die Deutsche 
Bank die Konzession für eine Bahn von Eskishehir nach Konia und von 
Angora nach Caasaba erhielt. Die erstere Strecke wurde im Jahr 1896 
eröffnet, die letztere ist liegen geblieben, da sich nunmehr wieder neue 
Bestrebungen für den Bau der Bagdadbahn von Konia aus zeigten. Auch 
jetzt hielt sich Siemens vorerst zurück. Auf Drängen des Auswärtigen 
Amts — auch Kaiser Wilhelm hatte diesen deutschen Unternehmungen 
sein lebhaftes Interesse zugewandt — und nachdem die Türkei vorläufige 
Zusicherungen über die Unterstützung der Bahn durch Gewährung von 
Zinsbürgschaften in Aussicht gestellt hatte, erklärte Siemens sich 1898 
bereit, der Frage näherzutreten. Im Jahr 1899 erhielt die Deutsche 
Bank zum großen Kummer der Russen, Franzosen und Engländer die 
Konzession zum Ausbau der Hafenanlagen von Haidar-Pascha. Nun 
gingen die Verhandlungen vorwärts. Im Jahr 1899 wurde eine Studien¬ 
kommission mit der Untersuchung der der Bahn von Konia aus zu geben¬ 
den Richtung beaufragt, die die ganze Strecke bereiste und nach zwei 
Jahren das Ergebnis ihrer Untersuchungen vorlegte. Am 24. Dezember 
1899 wurde der Deutschen Bahn die vorläufige Konzession zum Bau einer 
Eisenbahn von Konia nach Bagdad und weiter nach einem Hafen am persi¬ 
schen Golf erteilt, wobei die Engländer lebhaft gegen Koweit als End¬ 
punkt der Bahn Verwahrung einlegten. Nunmehr aber trat die schwere 
Aufgabe an Siemens heran, sich mit der Türkei und englischen und fran¬ 
zösischen Banken über die Bedingungen der endgültigen Konzession zu 
verständigen. An diesen sehr schwierigen Verhandlungen hat sich 
Siemens auch noch selbst beteiligt. Er hat ihren Abschluß nicht erlebt. 
Noch eine Sache verdient besonders hervorgehoben zu werden. Siemens 
hat von Anbeginn an auf das nachdrücklichste bestritten, daß die Deut¬ 
sche Bank mit den kleinasiatischen Bahnen kolonisatorische Bestrebungen 
verfolge. Das Land, das die Bahn durchziehe, gehöre der Türkei. Er 
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habe niemals daran gedacht, deutsche Siedler nach Klein&sien zu ziehen. 
Die anatolische Bahn sei ein Verkehrsunternehmen, das durch Auf¬ 
schließung der asiatischen Türkei unserer Industrie und unseren 
Technikern Arbeit und Verdienste zu verschaffen und auf diese Weise 
unserem Vaterland zu nützen suche. Man würde eine Krankheit in das 
Unternehmen tragen und Mißtrauen in der Türkei erwecken, wenn man 
mehr verlange 1 ). 

In einem Anhang (S. 132 ff.) schildert Helfferich — was mir be¬ 
sonders verdienstlich scheint — die Entwicklung der Bagdad-Bahn nach 
Siemens Tode. Wir begegnen auch hier wieder äußerst schwierigen 
politischen Verhandlungen, die von der Deutschen Bank durch Siemens 
Nachfolger, Arthur v. Gwinner, geführt wurden. Im Herbst 1904 wurde 
die erste Strecke (200 km) der Bagdadbahn von Konia bis Eregli eröffnet. 
Dann folgte eine längere Pause, und erst im Juni 1908 gelang es der 
Deutschen Bank, Verträge über den Bau von weiteren 840 km unter Dach 
zu bringen. Dann aber folgten neue Verhandlungen über die Beteiligung 
von England an dem Unnternehmen, die Mitte Juli 1914 zum glücklichen 
Ende geführt wurden. Das englische Auswärtige Amt schickte die zur 
Unterzeichnung fertigen Reindrucke auf goldgerändertem Papier nach 
Berlin. Noch ehe die Unterzeichnung erfolgen konnte, brach der Welt¬ 
krieg aus, der „mit so vielen anderen auch dieses Verständigungswerk 
unter Trümmern begrub“. Während des Weltkriegs ist der Bau der 
Bahn mächtig gefördert worden. Sie wurde für Türken, Deutsche und 
Engländer ein wertvolles Kriegswerkzeug. 

„Der Zusammenbruch des November 1918,“ so schließt Helfferich 
diesen besonders bedeutsamen Abschnitt seiner Biographie, „hat uns auch 
hier die Früchte deutschen Geistes und deutscher Arbeit geraubt. Aber 
wer immer in Zukunft die Hand Uber dem großen vorderasiatischen 
Verkehrswege halten mag — das Werk wird stets ein Ruhmestitel deut¬ 
schen Geistes und deutscher Arbeit bleiben. Die Segnungen, die 
von ihm aus strahlen, werden bis zum Ende aller Tage 
verbunden bleiben mit dem Namen seines Begründers 
und Vorkämpfers, mit dem Namen Georg Siemens.“ 

*) Aus einer Rede von Siemens im Deutschen Kolonialverein 1890, Bd. III, 
3. 75—77. 
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Oie Arbeitszeit des Personals der französischen Eisenbahnen. 

Von K. Röhling 


Die Grundlage für die Regelung der Arbeitszeit des Personals der 
französischen Eisenbahnen bildet das ausnahmslos für alle öffentlichen 
und privaten gewerblichen sowie Handelsunternehmungem geltende Ge¬ 
setz über den Achtstundentag vom 23. April 1919’). Nach ihm darf die 
Dauer der wirklichen Arbeitszeit (travail effectif) der unter das Gesetz 
fallenden Arbeiter und Angestellton täglich 8 Stunden und wöchentlich 
48 Stunden nicht übersteigen; statt der Woche kann aber auch ein ande¬ 
rer, durch das Gesetz nicht näher bestimmter Zeitraum für die summa¬ 
rische Begrenzung der Arbeitszeit — unter Wahrung des durch¬ 
schnittlich achtstündigen Arbeitstage — gewählt werden. Die nähe¬ 
ren Bestimmungen hierüber sowie über die Ausführung der übrigen Vor¬ 
schriften des Gesetzes sind von der Regierung nach Anhörung der be¬ 
teiligten Arbeitgeber- und Arbedtnehmervereinigungen für jeden In¬ 
dustrie- und Arbeitszweig gesondert zu erlassen. An diesen Ausffih- 
rungsbest immun gen hat es bis vor kurzem für die Eisenbahnen noch ge¬ 
fehlt. Gleichwohl ist der Achtstundentag bei ihnen teils auf Ersuchen 
der Regierung, teils auf ihre bestimmte Weisung hin schon im Jahr 1919 
durchgeführt worden; allerdings in einer Weise, die von vornherein die 
lebhaftesten Bedenken der Eisenbahnverwaltungen hervorgerufen hat. 
Durch Erlaß vom 24. April 1919, also schon am Tage nach der Veröffent¬ 
lichung des Gesetzes, hat nämlich der Minister der öffentlichen Arbeiten 
einen paritätischen Ausschuß zur Ausarbeitung von Leitsätzen für die 
Bemessung der Arbeitszeit des Eisenbahnpersonals eingesetzt, nach 
denen das Gesetz bei den Eisenbahnen bis zum Erlaß der durch das Ge¬ 
setz vorgeschriebenen Ausführungsbestimmungen vorläufig durchgeführt 
worden sollte. Unter dem Druck der Regierung und dos Personals iiber- 

1 ) Pie Dber-etzung de? fiesotxe*i i-t in diesem lieft unter Gesetzgebung 'ib- 
iT'Mlruekt. 
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stürzte der Ausschuß seine Arbeiten so sehr, daß der Achtstundentag nach 
den von ihm entworfenen Leitsätzen auf den Bahnhöfen und in den 
Werkstätten bereits am 1. Mai 1919 und für das Streckenpersonal nur 
wenig später reichlich schematisch eingeführt werden konnte. Dagegen 
gelang es dem Ausschuß trotz längerer Verhandlungen nicht, sich über 
ähnliche Leitsätze für das Lokomotiv- und Zugbegleitpersonal zu eini¬ 
gen. Deshalb ordnete der Minister auf Grund des Gesetzes vom 15. Juli 
1845 die vorläufige Einführung des Achtstundentags für dieses Personal 
durch zwei Erlasse vom 8. November 1919 an, wobei er im wesentlichen 
den Wünschen des Personals Rechnung getragen hat. Die Regelung 
krankte hier, wie in den anderen Zweigen des Betriebsdienstes, vor allem 
daran, daß es den Eisenbahnverwaltungen nicht gelungen war, den von 
ihnen unter Berufung auf die grundlegende Bestimmung des Gesetzes 
vom 23. April 1919 betonten Unterschied zwischen wirklicher Arbeit und 
bloßer dienstlicher Anwesenheit in den Leitsätzen und den beiden 
Ministerialerlassen zur Geltung zu bringen. 

Die Angaben über die jährlichen Mehraufwendungen, die den fran¬ 
zösischen Staats- und Privatbahnen durch die mehr oder weniger sche¬ 
matische Einführung des Achtstundentags entstanden sind, schwanken 
zwischen 792 und 1100 Millionen Fr. Jene Zahl geht von einer Personal¬ 
vermehrung von 110 800 Köpfen oder 32 % des Personalstands der Vor¬ 
kriegszeit aus 1 ). Die zweite Zahl rechnet mit einer Personalvermehrung 
von rund 100000 Köpfen; sie ist einer Mitteilung des Generalsekretärs 
der Paris—Orldans-Eisen'bahngesellschaft entnommen*). Nach dieser 
Quelle hat die Einführung des Achtstundentags einen Personalzuwachs 
von 25 % im Bahnhofsdienst, von 30 % im Zugbegleitdienst und von 40 % 
iir Lokomotivdienst verursacht, während die Personalleistungen um 30 
bis 40 % gesunken sind. Die Abweichung bei den Kopfzahlen wird dar¬ 
auf zurückzuführen sein, daß im Jahr 1919 zwei Ursachen zu gleicher 
Zeit für die Personalvermehrung bestimmend waren: die Einführung des 
Achtstundentags und die Notwendigkeit, die in das Erwerbsleben zurück¬ 
strömenden Kriegsteilnehmer unverzüglich unterzubringen. So mag es 
nicht immer möglich gewesen sein, die zahlenmäßige Wirkung beider 
Vorgänge scharf auseinanderzuhalten. Der Unterschied bei dem Geld¬ 
aufwand dürfte darauf beruhen, daß der höhere Betrag den neueren 
Stand der Gehälter und Löhne wiedergibt. Jedenfalls war die mißliche 
Finanzlage der französischen Eisenbahnen nach dem Krieg, deren Fehl¬ 
betrag im Jahr 1921 auf nahezu 2 Milliarden Fr. angewachsen war, nicht 

‘) Zeitung des Vereins Deutscher Ei.senbahnverwaltungen vom 19. Oktober 

1922. 

*) Journ.ee Iudm-tiiello vom 14. März 1922. 
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zuletzt auf die insbesondere bei dem stationären Personal überstürzte 
und schematische Einführung des Achtstundentags zurückzuführen. 

Die Revision der vorläufig geltenden Leitsätze und Ministerial¬ 
erlasse war also dringend geboten, ganz abgesehen davon, daß die Re¬ 
gierung mit der Herausgabe der durch das Gesetz vorgeschriebenen Aus- 
führungsbestimmungen nicht wohl länger zögern durfte. Der Staat, 
dessen Anteil an dem Eisenbahnnetz Frankreichs verhältnismäßig ge¬ 
ring ist, war an der Neuregelung um so mehr beteiligt, als das Gesetz 
über die Neuordnung der Hauptbahnen vom 28. Oktober 1921 1 ) die Be¬ 
ziehungen zwischen ihm und den Privatbahnen enger als bisher geknüpft 
und die Staatsbahnen überdies bis zu einem gewissen Grad mit den 
Privatbahnen zu einer wirtschaftlichen Einheit verschmolzen hat. Nach 
längeren Verhandlungen, über die der weiter unten abgedruckte Bericht 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 13. September 1922*) Aus¬ 
kunft gibt, sind die Ausführungsbestimmungen vom Präsidenten der Re¬ 
publik durch Verordnung vom 14. September, aläo nach mehr als drei¬ 
jähriger Gültigkeit des Gesetzes, mit Wirkung vom 15. Oktober 1922 er¬ 
lassen worden*). Sie gelten für das gesamte Eisenbahnpersonal mit Aus¬ 
nahme des Lokomotiv- und Zugbegleitpersonals, für das wegen der 
Eigenart seines Dienstes besondere Ausführungsbestimmungen vorge¬ 
sehen sind (Artikel 23 der Verordnung). Die vorliegenden Bestimmun¬ 
gen gelten zwar grundsätzlich auch für das Personal der großen Aus¬ 
besserungswerkstätten, doch sollen für dieses nach Artikel 22 noch be¬ 
sondere Vorschriften erlassen werden. Das ist inzwischen durch eine 
Verordnung vom 10. Januar 1923 geschehen*). 

Die Verordnung vom 14. September 1922 gilt also vornehmlich für 
das Personal des Bahnhofs-, Verkehrs-, Bahnbewachungs- und Bahn¬ 
unterhaltungsdienstes. Indessen sind bestimmte Klassen von Angestell- 

1 ) Vgl. Die Neuordnung das französischen Eisenbahnwesens. Von R. Knauß 
— Archiv für Eisenbahnwesen 1922, S. 535. 

*) Abgedruokt in diesem Heft unter Gesetzgebung. 

*) Vgl. Nr. 6 der Informatione Sociales dies Internationalen Ar¬ 
beitsamts vom 9. Februar 1923. 

Danach bestimmt Artikel 1 der Verordnung, daß für das Werkstättenperso- 
iuil DienetpQäne auf zustellen sind, die den für die Industriearbeiter vorgeschriebe¬ 
nen Plänen entsprechen. Der Artikel 2 befreit dio Werkstätten von der Beach¬ 
tung aller der Bestimmungen der Verordnung vom 14. September 1922, die mehr 
das eigentliche Betriebspersonal angeh eil und deshalb auf die anders gearteten 
Arbeitsbedingungen des Werkstättenpersonals nicht anwendbar sind; unter ande¬ 
rem ist d'er Artikel 9 dieser Verordnung für d-ie Werkstätten außer Kraft gesetzt, 
der die Sonntagsruhe für das Personal jener Dieostzweige regelt, in denen der 
Betrieb am den Sonn- und Feiertagen nur teilweise oder überhaupt nicht ruht. 
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ten (agents) ausgenommen, deren Arbeitszeit nach der Art ihrer Tätig¬ 
keit eine planmäßige liegelung nicht verträgt (Artikel 1). Die umfang¬ 
reiche Liste dieser Angestellten, zu denen insbesondere die Leiter der 
wichtigeren Dienststellen des Außendienstes gehören, soll vom Minister 
endgültig festgestellt werden. Vorweg sei hier noch bemerkt, daß die 
Verordnung im allgemeinen nur von den Angestellten (agents) spricht, 
die Arbeiter (ouvriers) dagegen nur vereinzelt erwähnt (Artikel 3, 7 
und 8). Nach dem Gesetz vom 23. April 1919, das ohne Unterschied für 
beide Klassen von Arbeitnehmern (ouvriers et employ6s) gilt, kann es 
indessen nicht zweifelhaft sein, daß die Verordnung gleichmäßig auf die 
Arbeiter und Angestellten der Eisenbahnen anzuwenden ist. Dement¬ 
sprechend sind die hierunter gebrauchten Bezeichnungen Personal und 
Bedienstete zu verstehen. 

Bei Begrenzung der Leistungen des Personals wendet die Verord¬ 
nung folgende Grundbegriffe an: 1. Die wirkliche Arbeitszeit 
(la duröe du travail effectif), die begrifflich nicht näher bestimmt ist 
(Artikel 2 ff.); 2. die Dienstzeit (la duree du Service), die nach Ar¬ 
tikel 5 im allgemeinen vom Beginn bis zur Beendigung der wirklichen 
Arbeit läuft, jedoch abzüglich der Gesamtdauer der Pausen (auch der 
Wasch-, Umkleide- und Eßpausen), abzüglich ferner der Zeit für die 
Dienstübergabe und Dienstübernahme sowie im allgemeinen auch ab¬ 
züglich der Zeit für die Wege, die innerhalb des Bahngebiets zur Er¬ 
reichung und zum Verlassen der eigentlichen Arbedtstelle zurückzu¬ 
legen sind; 3. die Dienstschicht (l’amplitude de la joumöe de Ser¬ 
vice), die nach Artikel 8 aus der wirklichen Arbeitszeit oder der Dauer 
der dienstlichen Anwesenheit sowie den Pausen besteht; 4. die eben er¬ 
wähnte dienstliche Anwesenheit (la duröe de presence), über 
deren Bedeutung nach dem Wortlaut der Verordnung Zweifel möglich 
sind. Man begegnet diesem Begriff zuerst im Artikel 4 hinter dem 
Abschnitt d, wo gesagt ist, daß die Dauer der dienstlichen Anwesenheit 
unter Berücksichtigung der Art und der Wichtigkeit des Dienstes inner¬ 
halb der für die Dienstzeit bestimmten Grenzen festzusetzen sei. Hier¬ 
nach würde die dienstliche Anwesenheit auch die wirkliche Arbeitszeit 
umfassen. Da diese aber nach dem für die Begriffsbestimmung maß¬ 
gebenden Artikel 8 nicht einen Teil der dienstlichen Anwesenheit dar¬ 
stellt, sondern neben ihr besteht, so ist die dienstliche Anwesenheit offen¬ 
bar mit der in der Verordnung allerdings nicht ausdrücklich erwähnten 
Dienstbereitschaft gleichbedeutend. Man hat es bei ihr also 
mit dem Teil der Dienstzeit zu tun, w'ährend dessen das Personal ohne 
Arbeitsleistung an die Dienst- oder Arbeitstelle gebunden ist, um ledig¬ 
lich nach Bedarf — in der ltegel also bei besonderen Vorkommnissen — 
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zur Arbeit herangezogen zu werden. Diese Annahme wird durch die 
Fassung des Artikels 4 bestätigt, wonach die Dienstzeit bei unter¬ 
brochener Tätigkeit bis auf 12 und 15 Stunden verlängert werden 
darf ; denn Arbeitsunterbrechungen können — im Rahmen der Dienst¬ 
zeit — im wesentlichen nur durch Dienstbereitschaft entstehen, da die 
eigentlichen Pausen — nämlich die Dienstunterbrechungen, während 
welcher das Personal die Dienst- oder Arbeitstelle verlassen darf, 
nach der klaren Vorschrift des Artikels 5 a nicht zur Dienstzeit zählen. 
Die Richtigkeit der Annahme wird auch durch den schon erwähnten Be¬ 
richt des Ministers der öffentlichen Arbeiten bestätigt, in dem ausge¬ 
sprochen ist, daß auf Grund des Gesetzes vom 23. April 1919 in der Ver¬ 
ordnung klipp und klar zwischen wirklicher Arbeitszeit und bloßer 
dienstlicher Anwesenheit unterschieden werden soll. Hiernach bestehen 
folgende Zusammenhänge: Den Kern der Regelung bildet die wirkliche 
Arbeitszeit; aus ihr und der Dienstbereitschaft setzt «ich die Dienstzeit 
zusammen, die zuzüglich der Pausen die Dienstschicht ergibt. 

Von einer Bestimmung im Artikel 3 Abs. 1 abgesehen, ist die täg¬ 
liche Dauer der wirklichen Arbeitszeit durch die Verordnung 
im Gegensatz zu der bisherigen Regelung nicht mehr beschränkt; auch 
hat man die Woche als Maßstab für die Diensteinteilung fallen lassen. 
Dafür ist lediglich bestimmt, daß die Arbeitszeit in einem Kalenderjahr 
von 365 Tagen 2504 Stunden und in einem Schaltjahr 2512 Stunden nicht 
überschreiten darf (Art. 2). Unter Zugrundelegung von 313 oder 314 Ar¬ 
beitstagen im Jahr entspricht das einer durchschnittlichen Tagesleistung 
von 8 Stunden, womit der achtstündige Arbeitstag zwar nicht im einzelnen, 
wohl aber im Durchschnitt der Jahresleistung gewahrt ist Die er¬ 
wähnte Vorschrift des Artikels 3 Abs. 1 bestimmt, daß die Dienstzeit bei 
ununterbrochener Tätigkeit täglich höchstens 10 Stunden betragen darf. 
Damit ist also auch die wirkliche Arbeitszeit auf 10 Stunden beschränkt 
Für den Fall aber, daß die Tätigkeit — durch Pausen oder Zeiten der 
Dienstbereitschaft — unterbrochen wird, enthält die Verordnung keine 
Beschränkung der Arbeitszeit eines Tages; diese kann also, aller¬ 
dings innerhalb der für die Dienstzeit und die Dienstschicht gesetzten 
Grenzen, auch über 10 Stunden hinaus verlängert werden. Hierbei ver¬ 
dient hervorgehoben zu werden, daß die Ausdehnung der Dienstzeit und 
der Dienstschicht bis zur Höchstgrenze nicht starr von einer bestimmten 
Dauer jener Arbeitsunterbrechungen abhängig gemacht ist, so daß die 
Eisenbahnen dementsprechend auch einen größeren Spielraum für die 
Ausdehnung der Arbeitszeit über 10 Stunden hinaus haben. Die grund¬ 
legende Bestimmung des Artikels 2, die neu und besonders wichtig 
ist, bedeutet die Abkehr von der auf den Tag abgestellten und des- 
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halb für den Eisenbahndienst schlechterdings nicht passenden acht¬ 
stündigen Arbeitszeit und ebenso von der 48stündigen Arbeits¬ 
woche. Indem die Verordnung sich von den für die Diensteinteilung 
zu engen Grenzen des Tages und der Woche freimacht, gibt sie den 
Eisenbahnen im Rahmen der Dienstzeit und der Dienstschicht die Mög¬ 
lichkeit, die Arbeitszeit je nach der Stärke des Verkehrs und dem aus 
anderen Gründen wechselnden Umfang der Arbeit auf das Kalenderjahr 
angemessen zu verteilen. 

Die Vorschriften über die Dienstzeit nehmen in der Verordnung 
den breitesten Raum ein. Daß die Dienstzeit bei ununterbrochener Tätig¬ 
keit 10 Stunden an einem Tage nicht überschreiten darf, ist bereits ge¬ 
sagt. Für die Bahnwärter und die mit der Unterhaltung der Sicherungs¬ 
einrichtungen und der sonstigen technischen Einrichtungen der Strecke 
betrauten Angestellten und Arbeiter, deren Dienstplan wegen der Be¬ 
sonderheit ihrer Tätigkeit veränderlich ist, ist die Dienstzeit nicht für 
den Tag, sondern für den Monat begrenzt derart, daß sie das Zehnfache 
der im Monat geleisteten Dienst- oder Arbeitstage nicht übersteigen darf. 
Bei 25 Dienettagen im Monat würde sie also — unter der Voraussetzung 
ununterbrochener Tätigkeit — höchstens 250 Stunden betragen dürfen. 
(Artikel 3 Abs. 2.) 

Die Dienstzeit des nicht ununterbrochen tätigen Personals der im 
Artikel 4 a aufgezählten Klassen des inneren und äußeren Dienstes darf 
an einem Tag 12 Stunden nicht überschreiten. Die Liste dieses Per¬ 
sonals kann durch den Minister auf Vorschlag der Eisenbahnverwaltun- 
gen, die zuvor den Personalvertretern Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben haben, ergänzt werden. Für einige wenige Klassen von Ange¬ 
stellten mit veränderlichem Dienstplan tritt auch hier an Stelle der täg¬ 
lichen Begrenzung der Dienstdauer die Monatsgrenze derart, daß die 
Dienstzeit das Zwölf fache der im Monat geleisteten Diensttage, beispiels¬ 
weise also in einem Monat mit 25 Diensttagen 300 Stunden, nicht über¬ 
schreiten darf. Für die nicht ununterbrochen tätigen Angestellten in den 
Signal- und Weichenstellwerken darf die tägliche Dienstzeit nach Ar¬ 
tikel 4 b 12 Stunden „nicht übersteigen“, — wohl richtiger gesagt, darf 
sie bis zu dieser Dauer ausgedehnt werden, — wenn in der Stunde durch¬ 
schnittlich weniger als vier Züge zu bedienen sind. Ist z. B. ein 
solcher Posten ununterbrochen bei Tag und Nacht besetzt, so ist die 
zwölfstündige Dienstzeit also nur zulässig, wenn in 24 Stunden höchstens 
95 Züge verkehren. Die Dienstzeit der Schrankenwärter darf bis auf 
15 Stunden ausgedehnt werden, wenn sie während der Zugpausen nicht 
bei der Schranke zu bleiben brauchen, sondern sich im Wärterhaus auf- 
halten dürfen. Daß die Abstufung der Dienstzeit bis zu den hiernach 
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zulässigen Höchstgrenzen von 12 und 15 Stunden nicht von einer be¬ 
stimmten Dauer der Dienstunterbrechungen abhängt, ist bereits gesagt. 
Die Eisenbahnen sind also in der Lage, die Dienstzeit unbehindert von 
jedem Schematismus den Verhältnissen des Einzelfalls anzupassen. Be¬ 
sondere Erwähnung verdienen noch die Pförtner (concierges), die am 
Ort ihrer dienstlichen Tätigkeit wohnen; nach der Schlußbestimmung des 
Artikels 4 sind sie, abgesehen von den ihnen zustehenden Ruhetagen 
(repos), zur dauernden Anwesenheit auf ihrem Posten verpflichtet. 

Bei auswärtiger Beschäftigung, die nicht der Ablösung 
eines anderen Angestellten dient, darf die tägliche Dienstzeit einschließ¬ 
lich des unterschiedlich bewerteten Zeitaufwands für die damit ver¬ 
bundenen dienstlichen Gänge und Fahrten 12 Stunden nicht überschreiten 
(Artikel 5 b, Nr. 1). Und zwar werden die auf der Lokomotive und in den 
Rettungszügen zurückzulegenden Fahrten sowie die Gänge und Fahrten, 
während der der Angestellte ohne Unterbrechung wirkliche Arbeit 
(travail effectif) leistet, voll als Dienstzeit gerechnet; dagegen werden 
die Gänge und Fahrten, bei denen der Angestellte nur mit Unter¬ 
brechungen arbeitet oder als Aufseher oder Kontrolleur tätig ist, je nach 
der Bedeutung der Arbeit zwischen 66% % und 80 % ihrer Dauer als 
Dienstzeit bewertet. Eine nähere Weisung über die Ausführung dieser An¬ 
ordnung, insbesondere darüber, nach welchen Merkmalen die Bedeutung 
der Arbeit zu beurteilen ist, enthält die Verordnung nicht; auch hier tritt 
also die Tendenz hervor, den Eisenbahnen für die Diensteinteilung einen 
angemessenen Spielraum zu gewähren, um eine bis ins einzelne gehende 
Reglementierung und damit die Gefahr der Schematisierung zu ver¬ 
meiden. Die durch die auswärtige Beschäftigung veranlaßten, von dienst¬ 
lichen Verrichtungen gänzlich freien Gänge und Fahrten innerhalb des 
Bahngebiets werden nur mit 33% % des Zeitaufwands zur Dienstzeit ge¬ 
rechnet; ebenso die Wartezeiten, die sich zwischen der Ankunft am Be¬ 
stimmungsort und dem Beginn der dienstlichen Tätigkeit oder nach deren 
Beendigung bis zum Antritt der Rückfahrt oder des Rückwegs ergehen. 
In gleicher Höhe werden auch die Zeiten bewertet, während deren die 
Bahnwärter unterwegs vom Dienste frei sind- Dient die auswärtige 
Beschäftigung der Ablösung eines anderen Angestellten, so setzt sich die 
zulässige Dienstzeit aus der Dienstzeit des Abgelösten und einem Zu¬ 
schlag von 2 l /2 Stunden zusammen, wobei indessen die im Artikel 8 be¬ 
stimmten Höchstgrenzen der Dienstschicht von 15 oder 14 Stunden inne¬ 
gehalten werden müssen- Der pauschale Zuschlag für die zur Erreichung 
des auswärtigen Dienstpostens und zur Rückkehr innerhalb des Bahn¬ 
gebiets auszuführenden Gänge und Fahrten ist, wie der Hinweis auf den 
Artikel 8 zeigt, dazu bestimmt, die Ablöser vor ungebührlicher Vor- 
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längerung der Dienstschicht zu schützen. Eine Anrechnung auf die 
Gesamtleistung des Ablösers, wie sie unter Ziffer 2 und 4 de« Artikels 5 h 
für den Bahnunterhaltungsdienst und die nächtliche Sohrankenbedienung 
vorgesehen ist, findet nicht statt; wenigstens ist das nicht ausdrücklich 
bestimmt. Der Ablöser ist also, abgesehen von der Bestimmung über die 
Höchstdauer der einzelnen Dienstschichten, bei der Bemessung seiner 
Gesamtdienstleistung gegenüber dem Abgelösten im Nachteil, wenn die 
Ablöserschicht der Durchschnittsleistung des Abgelösten entspricht oder 
gar länger als sie ist. Der Begriff der auswärtigen Beschäftigung ist 
übrigens in der Verordnung nicht näher bestimmt; die Tragweite der 
Vorschrift des Artikels 5 b Nr. 1 läßt sich also insbesondere für die Ab¬ 
löser nicht übersehen. 

Den Angestellten des Rahnunterhaltungsdienstes wird nach Ar¬ 
tikel 5 b Nr. 2 für die Begehung und Untersuchung von je 3 km Bahn¬ 
strecke eine Stunde als Dienstzeit gerechnet. Beträgt der Hin- und 
Rückweg, den sie täglich auf der Bahnstrecke zu Fuß machen müssen, 
um die Arbeitsstelle (le ohantier) zu erreichen, zusammen mehr als 5 km, 
so wird jedes weitere Kilometer mit 12 Minuten auf die Dienstzeit ange¬ 
rechnet. Wohnt der Angestellte nicht im Bahngebiet selbst, so wird der 
zu berücksichtigende Weg von der Stelle ab gerechnet, wo er die Bahn¬ 
strecke in der Regel betritt oder die seiner Wohnung ain nächsten liegt. 
Die so ermittelte Dienstzeit wird nur bei der Feststellung des jährlichen 
Gesamtdienetee (Service total annuel), nicht aber auch bei der Prüfung 
berücksichtigt, ob die zulässige tägliche Dienstdauer (Service journalierj 
überschritten ist; es sei denn, daß die Überschreitung mehr als zwei 
Stunden beträgt- Wenn hier von der jährlichen Dienstdauer ge¬ 
sprochen wird, ohne daß diese in der Verordnung normiert ist, so hat man 
es offenbar mit der im Artikel 2 bestimmten jährlichen Dauer der wirk¬ 
lichen Arbeitszeit zu tun; diese verschiedene Bedeutung desselben 
Ausdrucks ist insofern verständlich, als wirkliche Arbeitszeit und Dienst¬ 
zeit sich bis auf die in dieser enthaltene Dienstbereitschaft decken, 
und Dienstbereitschaft bei der Bahnunterhaltung in der Regel nicht vor¬ 
kommt. Immerhin wäre es zur Vermeidung von Unklarheiten vorzu¬ 
ziehen gewesen, zwischen der Gesamtdauer der Dienstzeit, d. h. der 
eigentlichen Dienstzeit einerseits, und den zu dienstlicher Tätigkeit 
bestimmten oder als solche bewerteten Teilen der Dienstzeit andererseits, 
durchweg scharf zu unterscheiden, da nur diese Teile der Dienstzeit die 
wirkliche Arbeitszeit darstellen. 

Haben Angestellte lediglich einen Transport zu begleiten, ohne 
dabei eine eigentliche dienstliche Tätigkeit auszuüben, so wird die 
darauf verwendete Zeit nur mit 50 % zur Dienstzeit gerechnet (Ar- 
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tikel 5 b Nr. 3). Welches Personal hier insbesondere gemeint ist, läßt die 
Verordnung nicht erkennen. 

Besonders bemerkenswert ist die im Artikel 5 b Nr- 4 vorgesehene 
Regelung des nächtlichen Schrankendienstes. Diese Vorschrift gilt für 
den Fall, daß der Dienst am Tag von einer Schrankeinwärterin versehen 
wird. Der Nachtdienst ist dann von einem zur Familie der Wärterin 
gehörigen Angestellten twahrzunehmen, vorausgesetzt daß dieser die 
Schranke zwischen 9 Uhr abends und 5 Uhr morgens nicht mehr als 60mai 
im Monat zu bedienen braucht; das heißt also, wenn während dieser 
Stunden durchschnittlich nicht mehr als zwei Züge in der Nacht ver¬ 
kehren. Die durch die nächtliche Schrankenbedienung entstehenden 
Sonderleistungen des Angestellten werden — ebenso wie im Fall der 
Ziffer 2 a. a. 0. — nur bei seiner Jahresdiemstleistung (servicc 
annuel), nicht aber auch bei der Ermittlung der zulässigen täglichen 
Dienstdauer berücksichtigt. Aus dem Umstand, daß dem Angestellten 
die Schrankenbedienung nur in jenen sechs Nachtstunden übertragen 
wird, muß gefolgert werden, daß sie während der ganzen übrigen Zeit 
der Schrankenwärterin obliegt- Diese hätte dann täglich eine Dienst- 
schicht von 18 Stunden zu leisten, was eine Abweichung von der Bestim¬ 
mung des Artikels 8 bedeuten würde, wonach die Dienstschicht 15 Stunden 
nicht überschreiten darf. 

Die Pausen, von denen der Artikel 7 handelt, sind nicht obli 
gatorisch. Ihre Länge ist, wie bereits erwähnt, aut die Dauer der Dienst¬ 
zeit ohne Einfluß; ebensowenig ist sie für die Bemessung der Dienet- 
scbicht ausschlaggebend, wie der Artikel 8 zeigt. Innerhalb einer Dianst- 
schicht dürfen aber nicht mehr als drei Pausen Vorkommen; die längste 
von ihnen muß mindestens l'A Stunden dauern, während die übrigen 
beiden mindestens einstündig sein müssen. Die Einlegung der dritten 
Pause innerhalb einer Dienstschicht ist übrigens von der Zustimmung 
des Arbeitskontrolldienstee der Angestellten (eervice du contröle du 
travail des agents) abhängig. Wie kürzere Betriebspausen zu bewerten 
sind, ist in der Verordnung nicht ausdrücklich bestimmt. Es kann aber 
nach Artikel 5a keinem Zweifel unterliegen, daß sie allenfalls der bloßen 
Dienstbereitschaft gleichzuachten sind; das heißt, daß sie zwar zur 
Dienstzeit zählen, aber nicht als wirkliche Arbeitszeit bewertet werden 
dürfen. Fraglich erscheint nur, ob und welche Mindestdauer sie hal*ui 
müssen, um als Unterbrechung der Arbeitszeit zu gelten. 

Die Dienstschicht darf für die an der Dienststelle oder in 
einem Umkreis von 1 km in einer Dienstwohnung untergebrachten An¬ 
gestellten 15 Stunden und für die übrigen Angestellten 14 Stunden nicht 
überschreiten (Artikel 8). Die Ausdehnung der Dienstschichten bis /.n 
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diesen Höchstgrenzen ist nicht an besondere Voraussetzungen, insbe¬ 
sondere nicht an das Vorliegen bestimmter Pausen geknüpft. Doch ist 
sie von diesen insofern abhängig, als die Dienstschicht sich aus der 
Dienstzeit und den Pausen zusammensetzt. Wo die Dienstzeit nach den 
Bestimmungen der Artikel' 4 und 5 ohnehin die Dauer von 15 oder 
14 Stunden erreicht, ist also die Möglichkeit der Einlegung von Pausen 
überhaupt nicht mehr gegeben. Der Artikel 8 zählt eine Anzahl von Be¬ 
diensteten auf, deren Dienstschicht ausnahmsweise auf 14 Stunden aus¬ 
gedehnt werden darf, unter anderem die Angestellten der großen Bahn¬ 
höfe sowie der Bahnhöfe 1. bis 4- Klasse; es fehlt aber an einer Be¬ 
stimmung darüber, wann von der Ausnahme Gebrauch gemacht werden 
darf. Andererseits kann die Dienstschicht der Bahnwärter und der im 
inneren Wagendienst beschäftigten Angestellten — um welches Personal 
es sich hier handelt, läßt die Verordnung nicht erkennen — so weit aus¬ 
gedehnt werden, „als es nötig ist, um den Dienst vom Anfang bis zum 
Ende“ (nämlich von einer Person) „zu versehen“. Damit erklären sich 
auch die oben erwähnen 18-stündigon Dienstschichten der Sohranken¬ 
wärterinnen. 

Auffallend knapp sind die Vorschriften über die Ruhetage, deren 
Zahl und Dauer überhaupt nicht bestimmt ist. Der Artikel 9 schreibt nur 
vor, daß der Abstand zwischen zwei Ruhetagen höchstens 14 Tage 
(Diensttage) betragen darf, und ferner, daß die Ruhetage vorzugsweise 
auf die Sonntage und die gesetzlichen Feiertage zu legen sind. Dabei ist 
zwischen ganzen und halben Ruhetagen — ebenfalls von nicht bestimmter 
Dauer — unterschieden; wobei lediglich vorgeschrieben ist, daß die Zahl 
der halben Ruhetage die der ganzen nicht überschreiten darf- Diese auf 
den ersten Blick etwas dürftig erscheinende Behandlung des Kapitels der 
Ruhetage ist aber nichts weniger als ein Mangel der Verordnung. Offen¬ 
bar geht diese von der Erwägung aus, daß sich aus den Bestimmungen 
über die Arbeitszeit, die Dienstzeit und die Dienstschicht ein bestimmtes 
Maß von Ruhe innerhalb des Dienstplans von selbst ergibt, und daß es 
am besten der Praxis überlassen wird, danach die Zahl und Dauer der 
Ruhetage und ihre Verteilung auf die Dienstperiode zu bestimmen- Ein 
Nachteil für das Personal kann hieraus, im Grunde genommen, nicht ent¬ 
stehen; wohl aber wird die Diensteinteilung dadurch von manchen Be¬ 
schränkungen und kleinlichen Berechnungen freigemacht, die sich ander¬ 
wärts für die Eisenbahnen häufig genug als lästige Fesseln erwiesen 
haben, ohne dem Personal zum Nutzen zu gereichen. 

Ähnlich verhält es sich mit den zwischen zwei Dienstschichten 
Hegenden täglichen Ruhezeiten, deren Mindestdauer für den 
Regelfall überhaupt nicht bestimmt ist (vgl. Artikel 11). Ebenso wie 
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bei den Ruhetagen kann hierfür geltend gemacht werden, daß eich aus 
der Beschränkung des gesamten Arbeitsmaßes und der Notwendigkeit 
seiner Verteilung auf die einzelnen Tage der Dienstperiode zwangsläufig 
auch ein gewisses Maß von Ruhe zwischen je zwei Diensttagen ergibt. 
Dementsprechend trifft der Artikel 17 nur für den Ausnahme fall der 
4Störung des Dienstplans durch Unfälle usw. Vorsorge. Er bestimmt 
einerseits, daß der Angestellte bei Dienstverlämgerungen aus solchem 
Anlaß seinen nächsten Dienst pünktlich antreten muß, wenn die ver¬ 
längerte Dienstschicht 15 Stunden nicht übersteigt — eine Bestimmung, 
die bei ohnehin knapp bemessener planmäßiger Ruhezeit wohl zu Unzu- 
träglichkeiten und Härten führen kann; andererseits billigt er dem Per¬ 
sonal nach einer längeren als 15-stündigen Dienst Schicht eine Ruhezeit 
von 9 Stunden zu, was nach besonders langen und anstrengenden Dienst¬ 
leistungen unter Umständen unzureichend sein dürfte. In diesem Zu¬ 
sammenhang sei sogleich der Artikel 18 erwähnt. Er bestimmt, daß den 
während einer Ruhezeit zum Dienst gerufenen Angestellten für die hier¬ 
mit verbundene Störung V» Stunde auf die Arbeitszeit anzurechnen ist, 
und daß ihnen ferner, wenn die nach Abzug dieser V» Stunde verbliebene 
Ruhezeit weniger als 8 Stunden oder wenn die Sonderdienstleistung mehr 
als 15 Stunden beträgt, eine nach den Umständen des Einzel falls zu be- 
messende besondere Ruhe zu gewähren ist. 

Nachtdienst darf nach Artikel 10 planmäßig nicht mehr als 
zehnmal hintereinander vorgesehen werden; die Nachtdienstperioden sind 
also unter Umständen ungewöhnlich lang. Als Nachtdienst gilt überdies 
nur der Dienst, der die gesamte Zeit zwischen 1 und 3 Uhr nachts um¬ 
faßt. Diese enge Begriffsbestimmung wird indessen in der Praxis wohl 
durch den Umstand gemildert, daß der Artikel 10 sich nur auf das Personal 
bezieht, das seinen Dienst in zwei oder drei Schichten im regelmäßigen 
Wechsel verrichtet, so daß die Bestimmung bei vernünftiger Festsetzung 
der Dienstwechselzeiten — z. B- bei zweischichtigem Dienst auf 6 Uhr 
morgens und 6 Uhr abends und bei dreischichtigem Dienst auf 6 Uhr 
morgens, 2 Uhr nachmittags und 10 Uhr abends — die ihr scheinbar an¬ 
haftende Härte verliert- Andererseits gewährt sie aber, gerade wegen der 
Beschränkung auf das im zwei- oder dreischichtigen Dienst tätige Per¬ 
sonal, den übrigen Bediensteten keinen Schutz gegen die mehr als zehn¬ 
malige Wiederholung der weit in die Nachtzeit hineinreichenden Dienst¬ 
schichten, insbesondere solcher, die zwischen 1 Uhr nachts und 3 Uhr 
morgens beginnen oder enden; obwohl namentlich Schichten, die sich 
weit über Mitternacht hinaus erstrecken, ihrem ganzen Wesen nach als 
Nachtdienst anzusprechen sind. Für die Bediensteten auf einfach be 
-etzten Posten können die Nachtdienstperioden also nach Art. 9 bi.-s auf 
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14 Tage verlängert werden. Wenn der Art. 10 weiter bestimmt, daß die 
Gesamtzahl der Nachtdienstschichten bei zweifacher Postenbesetzung die 
Hälfte und bei dreifacher Postenbesetzung ein Drittel der Zahl der in 
den Dienstturnus fallenden Tage nicht überschreiten darf, so ist das — 
unter der Voraussetzung der gleichmäßigen Verteilung des Dienstes, die 
im Eingang des Artikels ausdrücklich angeordnet ist — eine Selbstver¬ 
ständlichkeit, da sich die Zweiteilung oder Drittelung aus dem plan¬ 
mäßigen Ablauf des Dienstes von selbst ergibt- 

Die Artikel 13 bis 18 enthalten Ausnahmebestimmungen. 
Insbesondere sieht der Art. 13 in Anlehnung an das Washingtoner Über¬ 
einkommen vom 29. November 1919 über die Festsetzung der Arbeitszeit 
in gewerblichen Betrieben vor, daß unter anderem in den Werkstätten 
und den elektrischen Anlagen ein Teil der Belegschaft regelmäßig ein 
bis zwei Stunden über die gewöhnliche Arbeitszeit der Werkstätte usw. 
hinaus beschäftigt werden darf: zur Vornahme von vorbereitenden und 
anderen Arbeiten, die nötig sind, um die volle Ausnutzung der achtstün¬ 
digen Arbeitszeit für den Gesamtbetrieb zu ermöglichen; ferner zur Vor¬ 
nahme solcher Reinigungs- und Instandsetzungsarbeiten an maschinellen 
Einrichtungen, die nur außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit ausge¬ 
führt werden können. 

Besonders bedeutsam ist der Art. 14. Nach ihm kann das gesamte 
Personal zur Ausführung dringender Arbeiten aus Anlaß oder zur Ver¬ 
hütung von Unfällen während eines Tages unbeschränkt und an den 
folgenden Tagen zwei Stunden über die regelmäßige Dienstzeit hinaus 
zur Arbeit herangezogen werden. Das Gleiche gilt für die auf Anord¬ 
nung der Regierung zur Sicherung der Landesverteidigung auszuführen¬ 
den Arbeiten; nur daß hier die Grenze für die Arbeitszeit des Personals 
von Fall zu Fall durch den Minister der öffentlichen Arbeiten bestimmt 
wird. 

Am bemerkenswertesten ist jedoch, daß der Art. 14 den Eisen¬ 
bahnen bei außergewöhnlicher Häufung der Arbeit (surcroit extraordinaire 
de travail) das Recht zur Einlegung von 450 Überstunden im Jahr 
oinräumt. Die Eisenbahnen haben dabei nur die durch die Art 3 und 4 für 
die tägliche Dienstdauer gesetzten Grenzen von 10 und 12 Stunden oder 
dem Vielfachen hiervon für den Monat sowie die 15stündige Schichtdauer 
cinzuhalten. Was unter außergewöhnlicher Arbeitshäufung zu verstehen 
sei, ist in der Verordnung nicht bestimmt; die Eisenbahnen sind also in 
der Lage, nach eigenem Ermessen pflichtgemäß hierüber zu befinden. Sie 
haben die Absicht der Einlegung von Überstunden dieser Art nach den 
näheren Bestimmungen des Art. 14 dem Arbeitskontrolldienst der Eisen¬ 
bahnangestellten lediglich mitzuteilen und dem Personal durch Anschlag 
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anzukündigen. In dringenden Fällen, z. B. bei Zugverspätungen, genügt 
die nachträgliche periodische Mitteilung an den Arbeitskontrolldienst. Ein 
Einspruchsrecht ist diesem oder dem Personal durch die Verordnung nicht 
eingeräumt. 

Die Überstunden aus Anlaß von Unfällen usrw. und infolge außer¬ 
gewöhnlicher Arbeitshäufung sind nach dem Ermessen der Eisenbahnver¬ 
waltung entweder durch Freizeit, und zwar spätestens in dem auf die 
ILeistung folgenden Monat, auszugleichen oder zu bezahlen (Art. 15). 
über die Schadloshaltung des Personals für Mehrleistungen zur Sicherung 
der Landesverteidigung besagt die Verordnung nichts; man kann an¬ 
nehmen, daß in diesem Fall lediglich die Bezahlung der Überstunden 
in Frage kommt. 

Zur Nachholung der infolge von Unfällen oder höherer Gewalt ver¬ 
säumten Arbeit kann die zulässige Arbeitszeit nach Art. 16 unter Einhal¬ 
tung einer Schichtdauer von höchstens 15 Stunden — innerhalb von 15 
oder 50 Tagen nach Wiederaufnahme der Arbeit — um täglich zwei Stun¬ 
den oder monatlich das entsprechende Vielfache hiervon überschritten 
werden. Handelt es sich um einen Arbeitsausfall, der durch die Witte¬ 
rungseinflüsse der Jahreszeit hervorgerufen ist, z. B. in der Balinunter- 
haltung, so können von den im Winterhalbjahr (Oktober bis März) ausge¬ 
fallenen Stunden bis zu 180 während der übrigen Monate des Jahres nach¬ 
geholt werden. 

Der Art. 19 schreibt vor, daß und wie dem Personal Gelegenheit zur 
schriftlichen Anbringung seiner Beschwerden (Beschwerdebuch) über die 
Ausführung der Verordnung gegeben werden muß. Der Art. 20 bestimmt, 
daß die Dienstpläne, bei deren Aufstellung das Personal oder seine 
Vertretung nach der Verordnung übrigens nicht mitwirkt, dem Personal 
durch Anschlag bekanntzumachen und daß sie dem Arbeitskontrolldienst 
jederzeit zur Verfügung zu stellen sind; und zwar müssen die Pläne so 
gehalten sein, daß sie den Beamten des Kontrolldienstes die Möglichkeit 
gewähren, sich über den Dienst eines jeden Angestellten zu vergewissern. 

Die Vorzüge der am 15. Oktober 1922 in Kraft getretenen Verord¬ 
nung beruhen vor allem darin, daß sie zwischen der Arbeitszeit und den 
Zeiten der bloßen dienstlichen Anwesenheit des Personals unterscheidet, 
derart, daß die ander Dienststelle geleistete Dienstbereitschaft auch nicht 
anteilig auf die Arbeitszeit angerechnet wird; daß sie ferner den 
Eisenbahnen — innerhalb der zulässigen Dauer der Arbeitszeit, 
der Dienstzeit und der Dienstschichten — einen hinreichenden Spiel¬ 
raum für die zweckmäßige Verteilung des Dienstes auf das regel¬ 
recht zur Bewältigung der Arbeit erforderliche Personal gewährt. Die 
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Möglichkeit hierzu ergibt sich vor allem aus der zugelasseneu Verteilung 
des achtstündigem täglichen Arbeitsmaßes auf das gesamte Kalenderjahr; 
ferner aus der Bestimmung, daß die im Winterhalbjahr, z. B. im Bahn¬ 
unterhaltungsdienst, notgedrungen ausfallenden Arbeitsstunden im 
SommerhaLbjahr bis zu der ausreichend bemessenen Grenze von 
180 Stunden nachgeholt, werden dürfen. Außerdem sind die Eisen¬ 
bahnen bei jeglicher Arbeitshäufung, gleichviel aus welchem Anlaß, ohne 
weitere Förmlichkeiten berechtigt, täglich zwei Überstunden und jährlich 
deren bis zu 450 Stunden anzuordnen. Damit sind sie in der Lage, die 
zu gewissen Zeiten des Jahres regelmäßig auftretenden Verkehrshäufun¬ 
gen sowie die außerdem anfallenden außerordentlichen Arbeiten, zu denen 
wohlbemerkt die darüber hinaus zulässigen Aufräumungsarbeiten bei Un¬ 
fällen sowie ähnliche Arbeiten nicht einmal gehören, möglichst reibungs¬ 
los zu bewältigen. Nicht zuletzt ist die Selbständigkeit der Eisenbahnen 
bei Aufstellung der Dienstpläne als ein Vorzug der Verordnung anzu- 
sprechen; denn jede, an bestimmte Formen gebundene Mitwirkung des 
Personals oder seiner Vertretung bei Aufstellung der Dienstpläne pflegt 
zu zeitraubenden Weiterungen zu führen, ohne dem Personal einen ande¬ 
ren, als den in den maßgebenden Bestimmungen ohnehin liegenden Schutz 
gegen ungebührliche Inanspruchnahme seiner Kräfte zu gewähren. Da¬ 
mit ist aber nicht gesagt, daß das Personal bei Aufstellung der Dienstpläne 
ausgeschaltet wäre; im Gegenteil wird sich eine enge Fühlung zwischen 
ihm und der Verwaltung bei der Diensteinteilung in der Regel von selbst 
ergeben. Über die Durchführung der Verordnung verlautet noch nichts 
Näheres, ebensowenig über den wirtschaftlichen Wirkungsgrad; doch kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß die Verordnung zur finanziellen Ge¬ 
sundung der französischen Eisenbahnen wesentlich beitragen wird Viel¬ 
leicht noch wichtiger aber ist es, daß sie soziale Gerechtigkeit übt, indem 
sie, soweit es die Eigentümlichkeit des Eisenbahndienstes zuläßt, von dem 
Eisenbahnpersonal dasjenige Maß von wirklicher Arbeit fordert, das den 
übrigen Arbeitnehmern, insbesondere denen in fabrikartigen Betrieben, 
im Rahmen des achtstündigen Arbeitstages bereits auf Grund des Ge¬ 
setzes vom 23. April 1919 auferlegt ist. 
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Ministerialrat Kühne. 

Eine Erwiderung. 

Im Heft 3 Seite 373 des Archivs, Jahrgang 1923, hat Ministerial- 
axntmann Haase vom Rechnungshof des Deutschen Reichs in Potsdam in 
dem Aufsatz „Neuordnung der Reichsbahnwerkstätten“ „vom Standpunkte 
der Verwaltung und Finanz“ Stellung genommen zu dem im Ausbesse¬ 
rungswerk Grunewald begonnenen Versuch, die kameralistische Titel¬ 
abrechnung durch eine geschlossene Soll- und Habenrechnung in Hilfs- 
betrieben der Reichsbahnverwaltung zu ersetzen. Es trifft für das von 
ihm behandelte Teilgebiet der umfangreichen Neuordnungsarbeit nicht zu, 
wenn in der Einleitung des Aufsatzes gesagt wird: „In 3 Musterwerk¬ 
stätten ist die Neuordnung seit dem 1. April 1920 erprobt worden, so daß 
eine Betrachtung der bisherigen Ergebnisse und Einrichtungen wenig¬ 
stens' in einigen Abschnitten nach fast dreijährigen Versuchen vielleicht 
am Platze ist“. Diese Darstellung klingt so, als wenn feste Vorschriften 
für alle Gebiete der Neuordnung am 1. April 1920 Vorgelegen hätten und 
die 3 Musterwerkstätten in friedlicher Arbeit, mit allen Mitteln unter¬ 
stützt, Neuordnungeanbeit. hätten leisten können. Der betriebtechnische 
Teil der Neuordnung ist nicht allein von den Musterwerkstätten, sondern 
unter Berücksichtigung der nennenswerten Erfolge auch bereits von 
vielen anderen Hauptwerkstätten in Angriff genommen worden. Von 
einer Umstellung der Abrechnung aber im Sinn der Neuordnung kann 
auch für das Grunewaldwerk bis heute noch nicht gesprochen werden. 

Der wirtschaftlichen Organisation aller privaten und staatlichen 
Betriebe sind durch den Krieg und seine Folgen neue Aufgaben zuge¬ 
fallen. Die Not aller Betriebe fordert Verbesserung und Fortschritt des 
Erzeugungsprozesses mit dem Endzweck einer Verminderung der 
Selbstkosten. Wie es auch von maßgebenden Persönlichkeiten der 
Privatinduotrie bestätigt wird, hat im allgemeinen das Verständnis für 
einen geordneten Aufbau der Selbstkosten nur langsam Boden gefaßt. 
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Die Aufgabe zur Durchführung einer guten Betriebsstatistik und Be¬ 
triebskontrolle ist leichter gestellt, als ausgeführt. In diesem Sinn 
schreib; auch am 3. Juni 1921 die Deutsche Bergwerkszeitung treffend: 

„Man staunt öfter, wie große Firmen, die in maschineller Hinsicht auf der 
Höhe stehen, eine vollkommen rückständige Geschäfts- und Itetrieheoreaansatioii 
haben, und os ge'ht daraus hervor, daß sich die Geschäftsledtungen um die 
Errungenschaften, dio namentlich «in den letzten zehn Jahren auf diesem Gebiet 
verzeichnet sind, gar nicht gekümmert haben. 

Die Geschäfts* und Betriebsorganisation soll eine derartige sein, daß das 
Unternehmen in allen seinen Teilen kontrolliert ist; funktioniert ein Organ nicht 
vorschriftsmäßig, so sollen es -die anderen rechtzeitig merken. Mit anderen Wor¬ 
ten: „Die Organe sollen sich kontrollieren“. Zeigt sich nun bei einer Einrich¬ 
tung das Anormale automatisch, so wird damit die „zwangsläufige Kon¬ 
trolle“ geschaffen. Diese ist eigentlich ein altes Erbe des Kaufmannes. Wir 
finden sie bereits in einer Einrichtung des Mittelalters, der doppelten Buchhal¬ 
tung, vertreten, und doch ist die Anwendung ihres Prinzips erst in letzter Zeit 
und auch nur in wenigen Unternehmen auf anderen Gebieten angewendet worden.“ 

„Neben dieser zahlenmäßigen Kontrolle ist meist die „sachliche Kon¬ 
trolle“ notwendig, die auf einzelnen Gebieten, wie bei der Erinnerung an ab¬ 
gegebene Offerten, ebenso nur allein zur Anwendung gelangen kann wie d«ic 
zahlenmäßige. 

Während die persönlichen und zwangsläufigen Kontrollen mit der bloßen 
Feststellung einer Tatsache ihr Ziel erreichen, ist die dritte KontrolLart, die 
statistische Kontrolle, erst wirksam, wenn die Feststellungen in geeig¬ 
neter Weise dargestellt und richtig verwertet werden. 

Schließlich wird aber die statistische Kontrolle zur zwangsläufigen, wenn 
man nämlich dio Geschäfts- und Betriebsstatistik in ein vollkommenes System 
bringt. Die statistische Kontrolle -ist dann aber eine weitgehende Kontrolle, 
denn sie zeigt uns ; ob eine einzelne oder die Gesamtleistung eines Unternehmens 
den Aufwendungen gemäß nicht so prompt wie die persönliche und zwangsläufige 
Kontrolle wirken. 

Alle drei Kontroillarten sind in einem Betriebe nötig, um diesen vor Un¬ 
regelmäßigkeiten bewahren zu können, nur sollte die Organisation nicht von 
der persönlichen Kontrolle abhängen. Diese muß zur Beschleunigung für 
verschiedene Fälle vorhanden sein, sich aber möglichst, in die zwangsläufige oder 
statistische Kontrolle verwandeln.“ 

Über die Bedeutung und den Zusammenhang von Buchhaltung und 
Selbstkostenermittlung einschließlich Kostenstatistik und auftragsmäßiger 
Gruppierung der Selbstkosten hat auch der vom Reichswirtschafts- 
ministerium mit dem Verein Deutscher Ingenieure gebildete Aus¬ 
schuß f ii r wirtschaftliche Fertigung klare Unterlagen 
gegeben, auf die verwiesen werden darf. 

Der Verfasser des Aufsatzes im Mai-Juni-IIoft hat die Denkschrift 
und Niederschrift und die sonstigen bei seinen Nachprüfungsarbeiten der 
Werkregistratur im Grunewald entnommenen Schriftsätze einer Betrach¬ 
tung unterzogen. Er hat es aber leider unterlassen, auch nur ein ein¬ 
ziges Mal die vom Standpunkt der Verwaltung und Finanz eingenom- 
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mene Stellung mit den für die Neuordnung verantwortlichen Männern zu 
besprechen. 

Der Aufsatz hält sich kritisch an die Denkschrift des früheren 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten vom Dezember 1919, an einen 
Entwurf zu einer Dienstvorschrift für die Neuordnung im Grunewald- 
werk aus dem Jahr 1921 und an die der Heidelberger Niederschrift vom 
Mai 1922 als Anlage 9 beigefügte Darstellung der Selbstkostenermittlung 
in Eisenbahnausbesserungswerken. Die: Dienstvorschrift ist in dem 
Aufsatz als eine geltende Dienstvorschrift bezeichnet, obgleich dem 
Verfasser durch seine Revisionstätigkeit hätte bekannt sein dürfen, daß 
sie seit langem außer Kraft gesetzt ist. In gleicher Weise werden auf 
Seite 382 Formblätter aufgeführt, „die der Selbstkostenermittlung 
dienen“. Es wird damit der Anschein erweckt werden, daß sehr viel 
Papier gebraucht wird. Für den Versuch werden nicht die auf gezählten 
56 Formblätter benutzt, sondern diese Aufzählung umfaßt neben den 
neuen, durch den Versuch notwendig gewordenen 10 Formblättern auch 
die nach der alten Ordnung im Gebrauch befindlichen. Der Verfasser hat 
sich zwar durch das Wörtchen „usw.“ geholfen. Es wäre aber sach¬ 
dienlicher gewesen, nur die tatsächlich notwendigen Formblätter anzu- 
geben. Bei der Anführung der Darstellung der Selbstkostenermittlung, 
Anlage 9 der Heidelberger Niederschrift, ist vom Verfasser übersehen 
worden hervorzuheben, daß sie ausdrücklich nur als „ein Versuch, den un¬ 
gewohnten Stoff einer Betriebsabrechnung planmäßig zusammenzufassen 
und zur Erörterung zu stellen, um auf dem Ergebnis dieser Erörterung 
die kommende Entwicklung der Wirtschaftsführung in den Eisenbahn¬ 
ausbesserungswerken der Reichsbahn aufzubauen“ bezeichnet worden ist 
Der Verfasser behandelt diese 3 Schriften, insbesondere die Denkschrift 
und die Niederschrift so, als wären sie als Arbeitsrichtlinien nebenein¬ 
ander in Geltung. Er glaubt, die von ihm in seiner Weise erkannten 
grundsätzlichen Abweichungen kritisch behandeln zu müssen, wobei er 
an einer Stelle seines Aufsatzes (S. 404 zu a) annimmt, daß die in der 
Denkschrift und auch in der Niederschrift erhobene Forderung nach 
objektiver Selbstkostenermittlung, wie die privatwirtschaftliche Auf¬ 
tragsabrechnung von ihm bezeichnet wird, im Widerspruch zueinander 
stehen, weil diese Forderung einmal negativ und das anderemal positiv 
begründet worden ist. Er knüpft daran bedeutungslose Schlußfolgerungen, 
die zur Klärung der Sache nicht beitragen. 

In dem Ausbesserungswerk Grunewald werden die Unterlagen für 
ein neues Betriebsabrechnungsverfahren vorbereitet. Die Geschäfte des 
Werks werden aber nach wie vor nach der alten kameralistischen Ord¬ 
nung verwaltet. Wenn auch im April 1922 versuchsweise die erste 
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Vermögensbilanz in privatwirtschaftlichem Sinn mit einigen wenigen 
privatwirtschaftlich geschulten Kräften aufgestellt worden ist, so gehen 
diese sich an die erste Bilanz anschließenden Neuordnungsarbeiten nur 
langsam voran. Es ist nicht leicht, die für die Durchführung des Ver¬ 
suchs erforderlichen Kräfte aus den Reihen des Eisenbahnpersonals 
heranzubilden. Dennoch werden nach den bisherigen Erfolgen die ein- 
geleileten Versuchsarbeiten zur Klärung der Frage, welcher Wirtschafts¬ 
form zur genauen Feststellung der Selbstkosten der Hilfsbetriebe der 
Reiohsbahnverwaltung der Vorzug zu geben ist, planmäßig weiter- 
zuführen sein. Die Vorarbeiten sollen in dem Maß gefördert werden, 
daß voraussichtlich vom 1. April 1924 das privatwirtschaftliche Ableh¬ 
nungsverfahren iin Grunewaldwerk allein zur Anwendung kommen kann, 
denn dio bisherigen Versuchsergebnisse lassen erkennen, daß es zur 
Erzielung klarer Ergebnisse nicht möglich ist, in einem Ausbesserungs¬ 
werk beide Abrechnungsverfahren, das rein kameralistische und das 
privatwirtschaftliche, nebeneinander durch zu führen. 

Die Betriebswirtschaft in den Ausbesserungswerken beginnt mit 
der Erfassung der Werte von Betriebsanlagen, Vorräten und Teilfabri¬ 
katen. Hieraus ergibt sich dio Notwendigkeit der Anfangsbilanz. Das 
weitere Erfordernis besteht darin, ein Reohnungsmittel zu schaffen, das 
sowohl die Anfangswerte, als auch die in dem wirtschaftlichen Zeitraum 
neu hinzuVretenden W'erte auf die wirtschaftliche Rechnung überleitet. 
Anfangswertstand und Zugangswerte müssen in einheitlicher Weise zu¬ 
sammengefügt werden. Hierzu sollen die Konten der doppelten Buch¬ 
haltung dienen. Die Kontenbildung muß so erfolgen, daß die Betriebs¬ 
vorgänge in einen festen Abrechnungsrahmen eingespannt werden 
können. In diesem sollen sie ihrer vielgestaltigen Entwicklung ent¬ 
sprechend auf Belege verzeichnet, statistisch und auftragsgemäß ge¬ 
gliedert und derart von Konto zu Konto geführt werden, wie es der 
Gliederung der Werkwirtschaft entspricht. Die im Werk vollbrachten 
Leistungen müssen kontenmäßige Verbuchung erfahren, sei es, daß sie 
in Form angetfertigter Vorratstücke, sei es, daß sie als Leistungen für 
dio Betriebsverwaltung, als Abgangsposten oder Ausgleich zur Ver¬ 
fügung gestellter Geldvorschüsse auf die hierfür in Betracht kommenden 
Konten in Erscheinung treten. Dieser kontenmäßige Nachweis wird bei 
einer derartigen Zu- und Abgangsrechnung die Grundlage für die am 
Schluß des Wirtschaftszeitraums aufzustellende Abschlußbilanz bilden. 

Die Abschlußbilanz wird durch eine Inventur nachzuprüfen und 
erforderlichenfalls zu berichtigen sein. Diese Nachprüfung der Konten- 
fiibrung ist nötig, um festzustellen, inwieweit Kostenstatistik und Be¬ 
triebsabrechnung sowie die mit ihnen betrauten Kräfte und Einrichtungen 
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ihren Obliegenheiten gerecht geworden sind. Mit der kostenwertmäßigen 
Kontenführung sollen aber auch alle in der Kostenstatistik und der Be¬ 
triebsabrechnung auf tauchenden Mengen und Zeitwerte summarisch 
darauf abgestimmt werden, daß Kostenstatistik und Betriebsabrechnung 
im Rahmen der Gesamtaufwendungen liegen. Die Betriebsabrechnung 
umfaßt alle Leistungen des Werks, ob sie sich auf die Ausbesserung^- 
arbeiten, die Anfertigung von Ersatzteilen odeT die Selbstanfertigung 
von Einrichtungen und Werkzeugen beziehen. Da sowohl die Kosten¬ 
statistik als auch die Betriebsabrechnung neben der Kostenwerterfassung 
alle verbrauchten Stoffmengen und den Zeitaufwand, teils als Tagewerke, 
hauptsächlich aber als Einzel Verrichtungen zur Darstellung bringt, so 
wird einer Kritik an den Arbeitsvorgängen des Werks ein geschlossenes 
Gesamtbild geboten, das für Leistungsvergleiche geeignet ist. 

Der Verfasser glaubt, die kameralistische Titelabrechnung (objek¬ 
tive Selbstkostenermittlung) mit einer Betriebsbuchhaltung, also nur mit 
einem Bruchstück der Gesamtbuchhaltung vereinigen zu können. Er 
will jedenfalls die Titelbildung der kameralistischen Form so ausbauen, 
daß sich daraus eine Art Betriebsbuchhaltung ableiten läßt. Es wird 
die Absicht des Verfassers angenommen, das Titelsystem ohne die Über¬ 
nahme der priva (wirtschaftlichen Kontenführung weitestgehend zu 
gliedern, um damit eine „Grundlage für die darauf aufzubauende doppelte 
oder kameralistische Hauptbuchhaltung nebst Erfolgsrechnung“ zu ge¬ 
winnen. Diese „doppelte oder kameralistische Hauptbuchhaltung“ würde 
wohl so aufzufassen sein, als solle versucht werden, für die aus dem 
Arbeitsprozeß des Werks hervorgehenden Stoff- und Wertwandlungen 
Einnahme- und Ausgabetitel zu schaffen. Es würde z. B. ein im Werk 
erzeugter Vorratsgegenstand, der aus einer Vielheit von Ausgaben her- 
vcrgegangen ist, mit seinem Gesamtwert als Einnahmeposten zu buchen 
sein und mit dem gleichen Wert in die Reihe der Ausgaben, z. B. der 
Stoffbeschaffung, einzustellen sein. Der Verfasser bleibt unter dieser An¬ 
nahme den Nachweis schuldig, wie er ohne wertmäßige Auf tragsbe rech - 
nung zu einer Feststellung der aus der Werkwirtschaft hervorgegan¬ 
genen Einnahmen- und Ausgabeposten für entstandene Vorräte kommen 
will, denn er verzichtet ja auf Kostenermittlung im einzelnen (Seite 401). 

Der Verfasser glaubt, daß es genüge, „bei der kameralistischen 
Buchführung“, die „Vermögens- und Ertragsberechnungen als Sonder- 
abschltisse für sich bestehen“ zu lassen (Seite 403). Es wird zwar die 
Aufstellung von Vermögens- und Ertragsberechnungen allenfalls auch 
für zweckmäßig gehalten, aber es wird nicht die Notwendigkeit erkannt 
und anerkannt, die ganze Werkabrechnung, ja wenn man sie selbst nur 
auf Einnahmen und Ausgaben einstellen w r ürde, in so inniger Verbindung 
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mit Bilanzen zu halten, daß dos Fallenlassen des geringsten Bestand¬ 
teils einer Bilanz durch die Buchführung zwangsmäßig angezeigt wird. 
Es scheint so, als ob in dem Aufsatz der Wert und die Verbindung der 
Bilanz mit der Buchhaltung nicht klar erkannt ist. Seite 402 heißt es: 
„Besteht man aus irgendwelchen Gründen darauf, eine Bilanz nebst 
Gewinn- und Verlustrechnung — in der Niederschrift ausdrücklich Wirt- 
schaftsergebnis-Rechnung oder Kostendeckungs-Nachweis genannt — für 
die Eieenbahnausbesserungswterke aufzumachen, so ist dem Wunsch 
ohne eine Umstellung auf kaufmännische äußere Formen auf Grund der 
bestehenden Einrichtungen und ohne große Mehrausgaben leicht zu ent¬ 
sprechen“, und weiter, „ea kann aus der Abgleichung der Kapitalziffer 
der letzten gegenüber der vorhergehenden Bilanz auch der Gewinn oder 
der Verlust festgestellt werden. In diesem Sinn setzt somit eine Bilanz 
eine Buchführung überhaupt nicht voraus“. Dem einfachen Handwerks¬ 
meister genügt es, wenn er alle Jahre einmal Bilanz macht. Die Auf¬ 
stellung einer Bilanz ist von einer bestimmten Buohführungsform durch¬ 
aus nicht abhängig. Eis genügt nach Ansicht des Verfassers, den Gewinn 
oder Verlust durch „Abgleichung der Kapitalziffern“, die ja aus der un¬ 
abhängig von der Buchhaltung zu gewinnenden Bilanz hervorgehen, 
summarisch festzustellen. Die kontrollierende Bedeutung einer Bilanz, 
die in ihrem Aufbau der Gliederung der - Buchhaltung angepaßt sein 
muß, wird vom Verfasser nicht anerkannt. Er begnügt sich mit einem 
Vergleich zwischen Anfang und Ende und sieht nicht die große Be¬ 
deutung, die in der. wechselseitigen Beziehung zwischen kontenmäßig 
fortgeführter Bilanz- und Jahresrechnung und der Schlußbilanz besteht. 

Er bleibt die Erklärung dafür schuldig, wie er sich bei seiner 
Bilanz mit den aufgelaufenen Kostenwerten aus der im Gang befind¬ 
lichen Fabrikations'irbeit auseinandersetzen will. Er lehnt grundsätzlich 
die Einzelauftragsabrechnung ab, die allein für jeden Zeitpunkt den 
aufgclaufenen Kostenwert als wichtigen Bilanzbestandteil nachweisen 
kann. Die Gliederung der Kosten nach Fahrzeuggattungen ist ihm be¬ 
kannt, und er läßt die Gattung für den Einzelauftrag gelten. Hierbei 
aber übersieht er die Schwierigkeit, die aus der „ersten ursprünglichen 
Erfassung der Ausgaben“ hervorgehenden Kostenwerte nach Fahrzeug¬ 
gattungen zu trennen. 

Der Verfasser verzichtet auf die „Geschäfts- oder Hauptbuch¬ 
haltung“, die in der Niederschrift gefordert wird, da er die Notwendig¬ 
keit der Verbindung zwischen Bilanz und Buchhaltung ablehnt. Die 
Geschäfts- oder Hauptbuchhaltung stellt nichts anderes dar, als die Ge- 
samtabrechnung nach dem Kontensystem der doppelten Buchführung, 
welche Betriebsbuchhaltung. Kostenstatistik und auftragsmäßige Selbst- 
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kostenermittlung einschließt, unter rechnungsmäßiger Fortführung der 
Bilanzwerte. 

Die monatliche Bilanzierung der Vermögenswerte, ohne Inventur, 
und damit die monatliche Feststellung des Abrechnungstoffes ist er¬ 
forderlich, um die Betriebsverwaltung nur mit den Kosten zu belasten, 
die laufend erforderlich sind, und nicht mit den Gelderfordernissen, die 
durch Vorratsanfertigung, Neubauten usw. bedingt werden. Die Auf- 
trag-aabrechnvng ist notwendig, weil die Betriebsverwaltung den durch 
die Monatsabgrenzung festgestellten wirklichen Aufwand für Aus- 
besserungsausführungen wissen muß. 

Aber nicht nur die Betriebsverwaltung, auch die gesamte Reichs- 
bahnverwaltung hat ein Interesse daran zu wissen, wie sich ihre vor¬ 
schußweise Geldin&nspruehnahme verteilt auf die tatsächlich geleisteten 
Ausbesserungen, auf Neubauten, Vorratsteile usw. und unfertige Aus¬ 
besserungen. Gewiß läßt sich dies bis zu einem gewissen Grad an Stelle 
von Konten durch Titel bewerkstelligen, aber bei den vielfachen 
Wandlungsvorgängen, denen die einzelnen Wertobjekte unterworfen 
sind, ergibt sich notwendigerweise eine umfangreiche Zu- und Abgangs¬ 
rechnung, die eich nicht mehr mit einer einmaligen titelmäßigen Ver¬ 
buchung durchführen läßt, denn das Auftreten der Geldausgaben ist nur 
selten mit dem Zeitpunkt des Verbrauchs identisch. 

Bei der kameralistischen Titelabrechnung kommt man in die Ver¬ 
legenheit, nicht zu wissen, wie man sich mit den Posten auseiuander- 
setzen soll, die bei ihrem erstmaligen Auftreten ihren späteren Ver¬ 
wendungszweck noch gar nicht erkennen lassen oder, die als Vorrat¬ 
stücke oder Leistungen anderer Art wie Dampf, Strom, Transportarbeit, 
Reinigen usw. aus den Werkbetrieben selbst hervorgehen, und für die 
gleichfalls bei ihrer Entstehung nicht in ganzem Umfang 'bekannt ist, 
an welcher Stelle des Betriebs oder für welchen Zweck sie schließlich 
Verwendung finden. 

Dem Verfasser bleibt es Vorbehalten, mit der kameralistischen Titel- 
abrcchnung, selbst bei weitestgehender Titelgliederung, eine auftrags¬ 
mäßige Abgrenzung der tatsächlichen Aufwendungen — d. h. nicht geld¬ 
licher Ausgabenaufwand, sondern Gesamtaufwand — Bestand = tatsäch¬ 
licher Aufwand — durchzuführen. Dieser Monatabschluß ist mit dem ge¬ 
ringsten Kraftaufwand am besten durch die privabwirt schaf tli che Konten¬ 
buchführung zu erlangen, und es lassen sieh alle die Schwankungen, die 
durch den verzögerten Eingang von Lieferantenrechnungen in eine bloße 
titelmäßige Ausgabenverbuchung hincingeraten können, vermeiden. Ein 
solcher für die Finanzdisposition unentbehrlicher Monatsairschluß hat 
aber noch für die innere Werkwirtschaft Bedeutung, weil er der Werk- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



770 


Die Neuordnung der Reichsbahnwerkstätten. 


leitung ein Bild der wertmäßigen Entwicklung der Betriebswirtschaft zu 
geben vermag. Er ist nötig, um in einem Werk allen seinen Werk¬ 
betrieben gegenüber wirtschaftskritische Kontrollen anstellen zu können. 
Die periodische Kostensammlung und Gliederung bildet aber die Grund¬ 
lage für die auftragsgemäße Endabrechnung (Ausbesserungsaufträge), 
für die Abrechnung der Vorratsherstellung und für die Verrechnung 
der anteiligen Unkosten, deren Bemessung selbst nur durch periodische 
Kostenabgrenzung möglich ist. Während der Teil der Aufwendungen, 
der aus Grundstoffen, angelieferten Teilen und unmittelbaren Fertigungs- 
löhnen besteht, auftragsmäßig unmittelbar festgestellt wird, ist der andere 
Teil der Werkkosten nur durch mittelbare Vorrechnung, z. B. dureh 
prozentuale Zuschläge nach Werkstattbetrieben zu den unmittelbaren 
Fertigungskosten, möglich. Die Bestimmung prozentualer Zuschläge ist 
aber — um bei dieser Art der Verrechnung zu bleiben — nur möglich 
durch periodische Abgrenzung der beiden Kostengruppen. Durch Glie¬ 
derung nach unmittelbaren und mittelbaren Kosten und Verrechnung 
dieser als prozentuale Zuschläge wird erst die Werterfassung ermöglicht. 
Sie ist nötig, weil die Ausbesserungsarbeitein des Werks an den Fahr¬ 
zeugen zu einem Teil mit Hilfe der im eigenen Werk erzeugten Vorräte, 
neuer Ersatzteile, aus Altstoffen gewonnener Teile sowie neuer und 
wiederhergestellter Werkzeuge Zustandekommen. Würde man für diese 
auf die Werterfassung verzichten, so könnte schon aus diesem Grund 
nur eine unzureichende Erfassung der Ausbesserungsarbeiten erreicht 
werden. Die Vorratsanfertigung und insbesondere die Herrichtung und 
Bereithaltung ganzer Fahrzeugteile wird aber mit fortschreitender Ent¬ 
wicklung der betriebstechnischen Neuordnung der Ausbesserungswerk¬ 
stätten immer größeren Umfang annehmen. Die Erfassung des Kosten- 
wert« für diese Vorräte wird wegen ihrer Verrechnung als Ausbesse¬ 
rungskesten im Zeitpunkt ihrer Verwendung erforderlich. Die Steige¬ 
rung dieser Vorratsmengen verpflichtet in finanzieller Beziehung zur 
regelmäßigen Feststellung der durch sie festgelegten Geldbeträge. Diese 
Aufgabe wird dureh eine starre kameralistische Titelabrechnung gar 
nicht gelöst werden können. Es ist nicht möglich, bei einer Ver¬ 
größerung der Ersatzteillager und einem Ausbau des Vorrats- und Aus- 
tr.uschbaues auf eine sorgfältige Feststellung der Geldwerte dieser Be¬ 
stände zu verzichten. Es ist nicht möglich, alle diese wirtschaftlichen 
Einzelbedürfnisse, die innerhalb einer Werkwirtschaft in ununter¬ 
brochener Folge auf treten und mit den obigen Beispielen nur in einem 
Bruchteil angedeutet worden sind, durch rechnerische Einzelermittlung 
zu befriedigen. Derartige Methoden sind aus den Handwerksbetrieben 
oder aus Industriebetrieben, die der sogenannten Meisterwirtschaft ver- 
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fallen sind, zur Genüge bekannt. Die Sicherheit für die Vollständigkeit 
einer Kostengliederung und für die auftragsmäßige Kostenabrechnung 
ist nur gegeben, wenn man die ganze Betriebsabrechnung in eine rest¬ 
lose Kostenstatistik aufgliedert. Es wird nicht mehr möglich sein, über 
diese Tatsache hinwegzugehen. Der Verfasser müßte den Nachweis er¬ 
bringen, daß die von ihm auf Seite 395 aufgestellte Behauptung „dauernde 
eingehende Statistiken erfordern ganz bedeutende Kosten, die im Lauf 
der Zeit, wenn der damit beabsichtigte Erfolg erzielt worden ist, unwirt¬ 
schaftlich sind, da sie keine Beachtung mehr finden“ richtig ist. Und 
wenn man schon „ein bestimmtes Gebiet bis in seinen Ursprung“ er¬ 
schließen will und hierfür „eine bestimmte Zeit eine wissenschaftliche, 
nach modernen Begriffen eingerichtete Statistik“ angewandt hat, so soll 
nach Meinung des Verfassers „auf keinen Fall“ vergessen werden, „sie 
rechtzeitig wieder aufzuheben“. „Denn aus einem einmaligen Bedürfnis“ 
soll man keine „dauernde sehr kostspielige Einrichtung“ machen. Wenn 
der Verfasser ausführt, die Ermöglichung des Vergleichs der Verhältnis¬ 
zahlen der verschiedenen Betriebskosten sei keiu Ergebnis der kauf¬ 
männischen Buchhaltung, wenn er gleichzeitig behauptet, daß solche Ver¬ 
hältniszahlen nur die „objektive Selbstkostenermittlung“, also doch wohl 
die kameralistische Titelabrechnung liefere, und daß die Verhältnis¬ 
wahlen nicht in der Hauptbuchhaltung, sondern in der Betriebstatistik 
ständen, so darf angenommen werden, daß er der geschlossenen Soll- 
und Haben-Abrechnung und der Notwendigkeit der Eingliederung der 
Kostenstatistik in diese Gesamtabrechnung nicht folgen will. Daß die 
Yerhältniazahlen nicht „in der kaufmännischen Hauptbuchhaltung und 
Ertragsberechnung“ stehen, ist allerdings richtig, aber der Beweis dafür, 
daß die Kostenstatistik, aus der die Verhältniszahlen hervorgehen, in 
der Erfassung der von ihr zu verarbeitenden Gesamtwerte richtig ist, 
kann nur von einer Buchhaltung erbracht werden, die sich mit der 
Kostenstatistik abstimmt. Der Kernpunkt der Auseinandersetzung liegt 
in der Kostenstatistik, vom Verfasser als Betriebsstatistik bezeichnet, 
die der Verfasser als nebensächlich behandelt, während sie in der Nieder¬ 
schrift in einer solchen Weise gefordert wird, wie sie nur die Soll- und 
Habcn-Kontenabreclinung, nicht die kameralistische Titelabrechnung, 
liefern kann. Man kann dem Standpunkt des Verfassers doch nicht bei- 
ireton, wenn er einmal die Betriebsstatistik als dauernde Einrichtung 
nicht für erforderlich bezeichnet, zuvor aber behauptet (Seite 395), eine 
Betriebsstatistik, „die zugleich die Grundlage für die Betriebsüber¬ 
wachung und die Selbstkostenermittlung bilden könnte . . .“, „würde 
nicht wesentlich über das hinauszugehen brauchen, was die jetzige objek¬ 
tive Selbstkostenermittlung, die kameralistische Titelabrechnung, leistet, 
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wenn man nur die Zahlen gründlich auswertet*. Er zeigt aber keinen 
Weg, auf dem dieses Ziel erreicht werden kann. Wenn im Aufsatz 
gesagt wird: „Zunächst sei festgestellt, daß, wie schon eine oberfläch¬ 
liche Betrachtung ergibt und auch bereits kurz angedeutet ist, die objek¬ 
tive Selbstkostenermittlung und die Betriebsbuchhaltung wesentlich die 
gleichen Ziele verfolgen und erreichen, so daß sie sich eigentlich nur 
in den Mitteln und Wegen, das Ziel zu gewinnen, und in der äußeren 
Form unterscheiden. Die objektive Selbstkostenermittlung ist die erste 
und ursprüngliche Erfassung der Mengen und Beträge in sachlicher 
Gruppierung. Die Betriebsbuchhaltung stellt die gleichen Mengen und 
Beträge in ähnlicher und oft gleicher Gruppierung aus den Unterlagen 
der subjektiven Selbstkostenermittlung zusammen, meist in der äußeren 
Form der doppelten kaufmännischen Buchführung, was aber durchaus 
nicht zwingend ist“ —, so dürften in dieser Auffassung wohl einige 
Irrtümer liegen. Die Buchhaltung, unterteilt nach Hauptbuchhaltung 
für die Gesamtabrechnung und Betriebsbuchhaltung für Betriebs¬ 
abrechnung, und die Selbstkostenermittlung müssen nach einheitlichen 
Gesichtspunkten durchgeführt werden, damit sie miteinander abgestimmt 
und verglichen werden können. Die Zusammenfassung der Kosten durch 
die Buchhaltung und ihre Verteilung durch die Selbstkostenermittlung 
dürfen also nicht unabhängig voneinander vorgenommen werden, son¬ 
dern müssen sich gegenseitig naohprüfen. Der Verfasser ist offenbar 
der Ansicht, daß sich die vorgesehene Betriebsbuchhaltung nicht wesent¬ 
lich von seiner kameralistischen Titelabrechnung unterscheidet, daß sie 
mit den gleichen Mengen und Beträgen rechnet, die sich aus der „ersten 
und ursprünglichen Erfassung“ seiner objektiven Selbstkostenermittiung, 
der Titelverbuchung der Ausgaben, ergeben. Er glaubt daher, daß die 
Betriebsbuchhaltung nur den anderen Weg einschlage, ihre Mengen und 
Beträge aus den Unterlagen der subjektiven Selbstkostenermittlung 
zusammenzustellen, und daß es somit nur darauf ankommt, die „objek¬ 
tive“ Selhstkostenermittlung, also die Titelabrechnung, auszubauen, „wo 
es nötig ist“, da nach seiner Auffasung die auftragsmäßige (von ihm 
„subjektive“ genannt) Selbstkostenermittlung unzweckmäßig sei. Dann 
sei die letztere und mit ihr die Betriebsbuchhaltung die zweckmäßigste. 
Der Verfasser hält die Ausgestaltung der alten Titelabrechnung nur für 
eine formelle Frage und glaubt, daß sie sich vornehmlich auf die Stoff¬ 
verwaltung und die schärfere Erfassung der Allgemeinkosten zu er¬ 
strecken haben werde. Seine Ausführungen auf Seite 387 und die spä¬ 
teren hierauf bezüglichen Darlegungen lassen erkennen, daß der Ver¬ 
fasser dem Sinn der Niederschrift nicht folgen möchte. Es kommt nicht 
auf den Ausbau der „ersten und ursprünglichen Erfassung“ der Mengen 
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und Beträge an, sondern auf die grundsätzliche Unterscheidung zwischen 
Bestandswert und Zu- und Abgang als Verbrauch, dem Aufwand. 

Die kaufmännische doppelte Buchführung wacht zwangsläufig dar¬ 
über, daß ungedeckte und unverrechnete Beträge festgestellt werden, 
vermeiden kann sie sie als Buchhaltung selbstverständlich nicht. Aber 
3ie schafft bei der Beweglichkeit des Kontensystems die Möglichkeit, die 
einzelnen zusammengefaßten Abrechnungen so abzugrenzen, daß Rück¬ 
stände oder auch Unterschiede, die aus Mangel an zuverlässiger und 
richtiger Geschäftsentwicklung bei der Kostenstatistik oder der Auftrags¬ 
berechnung entstehen, erkannt werden. Bei der titelmüßigen Unter¬ 
bringung der Ausgaben treten solche Beträge ja überhaupt nicht in 
Erscheinung. Es kann an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben, daß die 
bloße titelmäßige Eingruppierung der Ausgaben schon' immer die Nei¬ 
gung und die Gefahr eingeschlossen hat, sich für die Unterbringung 
der Einzelposten weniger an die Titelbezeichnung als an das zu halten, 
was im Interesse einer geheimen Selbständigkeit zweckmäßig ist. Be¬ 
handelt man den Geldaufwand bei der Verbuchung nicht streng nach der 
Bindung an das Objekt des Verbrauchs oder der Leistung, so besteht 
die Gefahr der Begünstigung dieser geheimen Titelpolitik, die mit der 
Tatsechenerfassung einer objektiven Wirtschafts¬ 
führung nichts zu tun hat. 

Der Aufsatz spricht weiter in Verbindung mit der Bilanz von der 
Gewinn- und Verlustrechnung oder Ertragsrechnung, ohne sich mit diesen 
Begriffen klar auseinanderzusetzen. Der Verfasser unterstellt z. B. 
(Seite 893) der Niederschrift die Entgleisung, als spreche sie einmal 
von Wettbewerb, der ja auch in den Eisenbähnwerkstätten möglich wäre, 
und an einer anderen Stelle werde die Forderung gestellt, einen Abrech¬ 
nungsüberschuß in „gewollter“ Höhe erzielen zu wollen. Der Aufsatz 
verschweigt aber, aus welchem Zusammenhang der Satz von der ge¬ 
wollten Höhe herausgenommen iet. Tatsächlich handelt es sich in der 
Niederschrift um die Feststellung, daß durch die Buchhaltung, „wenn 
mehr als eine bloße Deckung der aufgewendeten Selbstkosten, nämlich 
ein Sicherungs- und VeTzinsungsüberschuß, erzielt 
werden soll, ein solcher Überschuß in seiner gewollten Höhe und 
mit seinen Entstehungszusammenhängen zur Ausweisung gebracht 
werden muß". Es sollte hiermit mehr die Möglichkeit betont werden, 
durch die Buchhaltung etwaige Sicherungszuschläge zu den Selbstkosten 
in ihrer „gewollten“, d. h. berechneten Höhe zur Ausweisung zu bringen. 
Es liegt natürlich nicht die Absicht vor, die Preisbildung für die Reichs¬ 
bahnbetriebe nach Wettbewerbsgrundsätzen zu regeln und dann schließlich 
doch nur einen festen Zuschlag in Ansatz zu bringen. Für die Aus- 
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bessorungs werke kann im wesentlichen nur von einem Wirtschafts- oder 
Abrechnungsergebnis in dem Sinn gesprochen werden, daß Kosten¬ 
deckung erzielt werden soll. Ein Überschuß kommt nur dann in Be¬ 
tracht, wenn von den Ausbesserungswerken eine Wirtschaftspolitik ein¬ 
geschlagen werden kann, daß diese über Überschüsse, die sich als Aus¬ 
fluß ihrer rationellen Eigenwirtschaft erzielen lassen, selbständig 
verfügen. 

Eine Kostengliederung der Ausgaben nach Titeln und die Her¬ 
stellung einer Beziehung zwischen Tagewerken, Stoffmengen und Lei¬ 
stungen dürfte wohl für ein Wasserwerk, eine Gasanstalt oder bei 
Dampf- und Stromerzeugungsanlagen als betriebswirtschaftliche Kon¬ 
trolle ausi eichen, nicht aber, wie der Verfasser des Aufsatzes meint, für 
ganze Fahrzeuggattungen. Selbstverständlich wird man auch für ein 
Ausbesserungswerk auf die statistischen Beziehungen zwischen Tage¬ 
werken und Stoffmengcn nicht verzichten, soweit sich diese in Beziehung 
selzen lassen. Wenn der Auftragswert nur in Tagewerken oder Tage- 
werkteileu und Stoffmengen ausgedrückt und dabei auf die Kosten¬ 
ermittlung und naturgemäß auch damit auf die Kostenverrechnung ver¬ 
zichtet werden soll, würde mit einer großen Zahl von Nennern gearbeitet, 
auf den Einheitsnenner, den Geldwert, aber verzichtet. Was 
der Verfasser an Schwierigkeiten für die Geldrechnung infolge ihrer 
gegenwärtigen Wertschwankungen sieht, ist belanglos, weil Mittel ver¬ 
einfachter Ausgleichung der Geldwertschwankungen ausreichend vor 
lianden sind. Mit Bezug auf die Ausführungen über Stoffmengen und 
Tagewerke auf Seite 396 und Seito 402 des Aufsatzes wird man selbst¬ 
verständlich Arbeitsleistung und Stoffverbrauch sehr wesentlich nach 
ihrem Zeitaufwand und ihrer Menge beurteilen, und deshalb wird auch 
eiue rationelle Werkwirtschaft weder auf die Stückliste noch auf die 
Zeitbestimmung verzichten dürfen, aber sie wird dies nicht bei undurch¬ 
sichtigen Pauschalmengen, die keine gegenständliche Vorstellung mehr 
zulassen, tun dürfen. Und sie wird sich der Geldrechnung außerdem 
deshalb bedienen, weil ihr mit Hilfe dieser Geldrechnung innerhalb 
einer Gesamtabrechnung die Sicherheit zur Seite steht, daß Mengen und 
Zeitwerte in kontrollierbarem Zusammenhang mit dem Geldaufwand 
entstanden sind. 

W 7 ie will man zu gesamtwirtschaftlichen Leistungsfaktoren 
kommen, wie sie die Wirtschaftskritik sowohl für das Einzelwerk als 
für den Verglech einer Anzahl Werke braucht, wenn man sich an die 
Begründung des in Rede stehenden Aufsatzes (Seite 401 ff) über den 
Verzicht auf Kostenermittlung halten würde? 

Die Darstellung vom „gordischen Knoten*' auf Seite 399 berück- 
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sichtigt nicht, daß der Schrifttext, dem sein Zitat entstammt, inmitten 
«iner Exerzierarbeit für die buchhalterische Neuordnung als proviso¬ 
rische und ganz persönliche Arbeitsanweisung entstanden ist. Die Auf¬ 
forderung, einen „gordischen Knoten“ durchzuhauen, hatte nur die 
Bedeutung, eine für einfache Rechner schwierige, aber wegen der Ge¬ 
ringfügigkeit der in Frage kommenden Beträge nicht lohnende Aufgabe 
zu vereinfachen. Hätte der Verfasser den erwähnten Schrifttext mit dem 
Urheber, dem AVirt schaftssachverständigen Senkel, besprochen, so 
hätte er Aufklärung darüber erhalten, wie es sich mit dem gordischen 
Knoten verhält. Wenn sich die objektive Selbstkostenermittlung (Titel¬ 
abrechnung) mit den weitverzweigten Wertumstellungen auseinander¬ 
setzen müßte, wie es die privatwirtschaftliche kontenmäßige Buchhaltung 
ermöglicht, so würde sie aus dem Durchhauen der gordischen Knoten 
überhaupt nicht herauskommen. In diesem Zusammenhang kann wohl 
die Behauptung des Verfassers nicht aufrechterhalten werden, daß eine 
ins Einzelne gehende AVirtsohaftskontrolle nur aus der objektiven 
Selbstkostenermittlung und ihren Unterlagen, Lüsten und Kontrollen 
niemals aus der subjektiven Selbstkostenermittlung (Auftragsabrechnung) 
der Hauptbuchhaltung möglich ist, zumal die Hauptbuchhaltung keinen 
Zusammenhang mit den Belegen hat (Seite 392). 

Bei aller Gegnerschaft des A 7 erfassers gegenüber der privatwirt- 
.schaftlichen Abrechnungsweise, die sich sehr oft zu bloßen AVerturteilen 
versteigt, ist anzuerkennen, daß er in seinem Aufsatz den Versuch 
macht, wesentliche Teile der in der Heidelberger Niederschrift beschrie¬ 
benen neuen Abrechnungsweise zu übernehmen, 6ie mit der kamera- 
listischen Abrechnung zu verschmelzen und den Bedürfnissen nach 
größerer Übersicht nach Möglichkeit gerecht zu werden. Der Verfasser 
vermag aber dem Gedanken noch nicht Raum zu geben, daß die Form 
seiner objektiven Abrechnungsweise, wie er die kameralistische Ab¬ 
rechnungsform nennt, eine völlige und zwar so weitgehende Änderung 
erfahren müßte, daß sie kaum noch einen Unterschied von der Soll- und 
Haben-Kontenabrechnung aufweisen würde. Die Soll- und Haben- 
Kontenabrechnung ist ohne weiteres imstande, auch den Anspruch auf 
Darstellung einer kameralistischen Einnahme- und Ausgaberechnung zu 
erfüllen, nicht aber umgekehrt. Der Gosamtverwaltung würde somit 
beides zur A 7 erfügung stehen können: Die Nachweisung der Einnahmen 
und Ausgaben und die Nachweisung ihrer A'erreclinung in Bindung an 
die Arbeit in den Ausbesserungswerken. 

Die privatwirtschaftliche Abrechnungsweise ist eine Stellung¬ 
nahme zum Geldwert der Aufwendungen in ihrer Bindung an das Objekt. 
Diese Stellungnahme erfolgt in so gegenständlicher Abgrenzung, dal> 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



776 


Die Neuordnung der Reichsbahnwerkstätten. 


es möglich wird, alle Leistungen in ihrem Gesamtumfang, und in ihrer 
Zusammensetzung aus Menge und Zeitaufwand mit dem Kostenaufwand 
in Verbindung zu stellen. Die kameralistische Titelabrechnung be¬ 
schränkt sich im wesentlichen auf die Gliederung dieser Einnahmen und 
Ausgaben, ohne eine Stellungnahme zum Gegenstandswert zu ermög¬ 
lichen. Dabei muß beachtet werden, daß für die Wirtschaft eines Aus¬ 
besserungswerke von einer Stellungnahme zum Objekt nicht schon bei 
der ersten und ursprünglichen Erfassung der Mengen und Beträge ge¬ 
sprochen werden kann. Denn in diesen Werken setzen sich die Aus¬ 
besserungsarbeiten aus vielfachen Einzelposten und -Vorgängen zu¬ 
sammen und haben einen Umfang erreicht, daß schon von einer Produk¬ 
tionswirtschaft gesprochen werden kann. 

Es soll an dieser Stelle nicht entschieden werden, ob es zweck¬ 
mäßig ist, die Ausbesserungsarbeiten künftig nach Fahrzeugen abzu¬ 
rechnen, oder ob es bei der aJten Zusammenfassung der Werkausgaben 
nach Fahrzeuggattungen .bleiben soll. Wenn aber der Betriebsverwal¬ 
tung eine Abrechnung über die geleisteten Fahrzeugausbesserungen vor¬ 
gelegt werden könnte, die die Einzelkosten für ein Fahrzeug ausweisen, 
so würde sie zu einer viel weitergehenden kritischen Beurteilung der 
Bestandswerte ihres Fahrzeugparks gelangen können, als dies bisher 
der Fall war. 

Wenn die Deutsche Reichsbahn in einem Betrieb ihres großen 
für die deutsche Volkswirtschaft so außerordentlich wichtigen Unter¬ 
nehmens bemüht ist, die Versuche zur Erfassung der Selbstkosten durch¬ 
zuführen, so muß diese Arbeit als ernste Staatsnotwendigkeit angesehen 
werden, die mit allen Mitteln gefördert und unterstützt werden sollte. 

Der Leiter des Ausbesserungswerks Grüne wald, Oberbaurat 
Liiders, arbeitet unermüdlich an der Lösung dieser schwierigen Auf¬ 
gabe. Ihm zur Seite steht beratend der bekannte Berliner Wirtschafts¬ 
sachverständige R. Senkel mit seinem Assistenten, dem Dipl.-Kauf- 
mann Kahn. Eine Reihe tüchtiger, strebsamer Beamten und Arbeiter 
sowie drei privatwirtschaftlich geschulte Angestellte fördern arbeite- 
freudig diese wichtige Pionierarbeit. Ihre treue Mitarbeit muß ganz 
besonders dankbar anerkannt werden, denn der zur Rede stehende Auf¬ 
satz ist in seiner Art nur zu geeignet, die belebenden Antriebe, Lust 
und Liebe, zu dieser schöpferischen Tätigkeit zu schwächen. Der 
Organisationsausschuß der Deutschen Reichsbahn hat einen besonderen 
Unterausschuß zur Prüfung dieser Fragen eingesetzt, dem in abseh¬ 
barer Zeit die Versuchsergebnisse zur Beratung vorgelegt werden. Es 
will daher bei dem Stand der Versuche im Grunewaldwerk nicht ratsam 
erscheinen, den umfangreichen Aufsatz in allen seinen Angriffen zu 
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widerlegen, umsoweniger, als es an dieser Stelle zu weit führen würde, 
die in Rede stehenden Fragen erschöpfend zu behandeln. Es wird viel¬ 
mehr zweckdienlicher sein, die Öffentlichkeit für eine sachliche Aus¬ 
sprache dieser die gesamte Privatwirtschaft berührenden Fragen nicht in 
einem Entwicklungszustand in Anspruch zu nehmen, in dem weder im 
Schoß der Reichsbahnverwaltung eine Klarstellung gegensätzlicher 
Meinungen herbeigeführt worden ist, noch der Ausfall des Versuchs 
übersehen werden kann. 1 ) 

*) Anmerkung der Redaktion: Der Verfasser des vorstehend besprochenen 
Aufsatzes 'behält sich eine Erwiderung im nächsten Heft des Archivs vor. 
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Fünfzig Jahre Schwarzwaldbahn. 

Ein Beitrag zur Verkehrsgeschichte Südwestdeutschlands. 

Von 

Dr. A. Knntzemiiller. 

Mit zwei Karten. 

„Die Berge sind zwar große Herren, 
aber die Eisenbahnbauer sind halt noch 
grössere“. Rosegger. 

Am 10. November 1923 werden fünfzig Jahre seit Eröffnung der 
Strecke Hausach—Villingen und damit der ganzen Schwarzwaldbahn 
Offenburg — Triberg — Singen vergangen sein. Da dde Eisen¬ 
bahnen als solche wesentlich älter sind, würde ein solches Jubiläum an 
sich nichts Besonderes bedeuten; wenn es sich jedoch, wie im vorlie¬ 
genden Fall, lim eine Gebirgsbahn handelt, deren Vorarbeiten und Bau 
gleich schwierig und teilweise ohne jedes Vorbild waren, die aber selbst 
nach ihrer Vollendung dann Anlaß und Vorbild zu ähnlichen Eisenbahn- 
bauten werden sollte, dann darf die fünfzigste Wiederkehr des Tags 
ihrer Eröffnung gewiß Anlaß zu rückschauender Betrachtung der Ge¬ 
schichte ihres Baus und Betriebs sein. Die folgende Untersuchung 
macht keinen Anspruch auf Vollständigkeit; sie will nur versuchen, 
einzelne wesentliche Merkmale und Geschehnisse aus dem umfangreichen 
Material mitzuteilen, um zu beweisen, daß der 10. November 1873 tat¬ 
sächlich einen Markstein in der Geschichte nicht nur des 
deutschen, sondern auch desgesamteuropäischen Eisenbahn¬ 
baus bedeutet. 

Ich schicke voraus, daß meine Arbeit ohne die ihr allerorts dar¬ 
gebrachte Hilfe von seiten der in Frage kommenden badischen Behörden 
nicht hätte geschrieben werden können. Zu besonderem Dank bin ich der 
Eeichsbahndirektion Karlsruhe verpflichtet, die mir ihr umfangreiches 
handschriftliches und gedrucktes Aktenmaterial zur Verfügung gestellt 
hat, desgleichen dem Archiv beim Badischen Landtag, dem General-Landes¬ 
archiv und der Landesbibliothek, die mir ebenfalls in weitgehendem Maß 
meine Arbeit erleichtert haben. 
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I. Kapitel. 

Au« der Kindheit der Eisenbahnen. 

Die Bestrebungen, den Schwarzwald (höchste Erhebung der Feld¬ 
berg, 1495 m ü. d. M.) mit einem Schienenweg zu überqueren, sind so 
alt wie die Eisenbahnen überhaupt. Nur über die Richtung, in der dies 
zu geschehen habe, wichen die Meinungen von Anfang an stark vonein¬ 
ander ab. Es ist interessant, zu erfahren, daß schon in den dreißiger 
Jahren des 19. Jahrhunderts — also noch vor dem Bau der ersten Eisen¬ 
bahn in Baden — Stimmen laut wurden, die den künftigen Hauptverkehrs¬ 
weg durch Baden nicht dem Rheintal gegen Basel entlang gezogen wissen 
wollten, sondern ihm eine Richtung mehr gegen Südosten, also an den 
Bodensee, zu geben versuchten. Ob hierbei das Rheintal am Ausgang 
des Kinzigtals bei Offenburg oder des Dreisamtals bei Freiburg oder 
noch an einer anderen Stelle verlassen werden sollte, darüber war man 
durchaus im Unklaren. „Die Straße vom Bodensee über den Schwarz¬ 
wald durch das Kinzigtal an den Rhein und rheinabwärts war vor der 
Entstehung der Eisenbahnen unstreitig eine Haupthandelsstraße Süd¬ 
deutschlands“ 1 ). So war es begreiflich, wenn eine Zeitlang tatsächlich 
der Gedanke verfochten werden konnte, nicht dem Talweg des Rhein¬ 
stroms entlang zu bauen, sondern den nächsten Zugang zum Bodensee 
— ob auf dem Weg der heutigen Schwarzwaldbahn oder einem anderen, 
bleibe dahingestellt — zu suchen. Immerhin scheint es mir ausge¬ 
schlossen, daß solche Bestrebungen über das Maß unverbindlicher aka¬ 
demischer oder auch parlamentarischer Erörterungen jemals hinausge¬ 
gangen sein mochten; sie zu verwirklichen war angesichts der für eine 
Eisenbahn zur Verfügung stehenden breiten oberrheinischen Tiefebene 
eigentlich von vornherein unmöglich, und so ist denn auch — man darf 
wohl sagen: glücklicherweise — die erste badische Eisenbahn Mann¬ 
heim—Heidelberg—Karlsruhe in der Richtung gegen Basel und nicht 
gegen den Bodensee fortgesetzt worden. 

Als im Jahr 1838 ein außerordentlicher Landtag zur Beschlußfas¬ 
sung über den Eisenbahnbau in Baden einberufen wurde, schien die 
Linienführung der badischen Hauptbahn „an die Schweizergrenze“ schon 
ziemlich gewiß. Immerhin konnte in der Sitzung der Zweiten Kammer 
vom 12. März 1838 der Abg. Bader sich dahin aussprechen, daß „d i e 
Linie vom Bodensee durch das Kinzigtal über einen Teil 
des Schwarzwaldgebirges nach Offenburg die Hauptlinie 

*) Dr. Karl Müller, Die badischen Eisenbahnen in historisch-statistisch r 
Darstellung, Heidelberg 1904, Seite 102. 
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unseres Landes“ sei, ja, daß sogar „auf solcher Linie der Süden mit 
dem Norden, das Adriatische Meer mit der Nord- und Ostsee auf kürzestem 
Weg verbunden“ werde (!). Ohne sich diese etwas überschwenglichen' 
Ansichten zu eigen zu machen, empfahlen beide Kammern der Regierung 
indes, die unleugbaren Nachteile, die den südöstlichen Landesteilen und 
der Seegegend mit dem Bau einer Eisenbahn gegen Basel erwuchsen, 
durch baldmöglichste Konzession der erbetenen Schwarzwaldbahn an eine 
Privatgesellschaft wiedergutzumachen*). Doch war mit dieser Ver¬ 
tröstung nicht viel anzufangen; denn daß sich zum Bau einer so schwie¬ 
rigen Eisenbahn eine Gesellschaft sobald bereitfinden würde, war nicht 
anzunehmen, und tatsächlich mußten sich die Bewohner jener Gegenden 
auch mit reichlich viel Geduld wappnen, bis ihre Bitte endlich erfüllt 
wurde. 

Diese Bitte ward nun freilich in den folgenden Jahren und Jahr¬ 
zehnten mit einer Ausdauer und nie erschlaffenden Energie von allen 
beteiligten Kreisen ausgesprochen, daß man hätte meinen sollen, die 
Regierung müsse, schon um vor dem jede Session neu einsetzenden Sturm 
von Petitionen Ruhe zu bekommen, auf diese "Wünsche endlich eingehen. 
Wenn es wahr ist, was ein noch lebender englischer Staatsmann einmal 
gesagt hat, daß die beste Reklame die Wiederholung sei, 
dann haben all diese Petenten vom Schwarzwald und Bodensee das Men¬ 
schenmöglichste an Reklame geleistet. Allein dem Landtag 1861/63, der 
über die Frage der Schwarzwaldbahn endgültig entscheiden sollte, gingen 
nicht wenijger als 207 Petitionen (hierüber izu. Man sieht also, der 
Sturm flaute sobald nicht ab; er hielt sich vielmehr über zwanzig Jahre 
auf beachtenswerter Höhe. Leider nur waren die Petenten unter sich 
nichts weniger als einig; gewiß wollten sie alle eine Schwarzwaldbahn, 
aber was darunter zu verstehen, welche Linienführung zu wählen sei, 
darüber gab es fast ebensoviele Meinungen wie Petitionen. 

Vielleicht mutet uns dieser gewaltige Wust von Schreibwerk (er 
umfaßt unzählige Aktenfaszikel von sehenswertem Umfang) in unserer 
heutigen schnellebigen Zeit etwas merkwürdig an; es ist richtig, daß 
unsere Altvordern jedenfalls sehr viel Zeit gehabt haben müssen, um 
solche umfangreicheni Schriftstücke abzufassen, abzuschreiben und 
überallhin zu entsenden. Wenn wir aber einen Blick hineintun, müssen 
wir den Ernst und die Gründlichkeit, mit der sie ihren Standpunkt zu 
vertreten suchen, immerhin bewundern, auch wenn vielleicht die etwas 
naive Art und Weise, wie diese Gründe bisweilen dargestellt wurden, 
ab und zu ein Lächeln aufkommen lassen will. 


*) Verhandlungen der Zweiten Badischen Kammer 1838, S. 492. 
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Hören wir selbst, was hier alles vorgebracht wurde. Im März 1844 
hatte zu V i 11 i n g e n, dem bedeutendsten Ort zwischen Offenburg und 
dem Bodensee, eine Interessenten Versammlung getagt, die 
eine Menge von Petitionen aller Art zur Folge haben sollte. Eine der 
selben, an „großherzogliches hochpreisliches Ministerium des Innern“ 
gerichtete Bittschrift zählte, ohne alle Unterschriften, volle 74 -eng- 
beschriebene Seiten, auf denen sie die Vorteile einer Schwarzwaldbahn 
anpries, und war davon überzeugt, daß „Hochpreisliches Ministerium in 
seiner Weisheit bestimmen weide“ 3 ). Eine andere, an die Zweite Kammer 
gerichtete „geziemende Bitte der Stadt T r i b e r g“ vom 26. Mai 1846 
zweifelte nicht, „daß einer hochansehnlichen Zweiten Kammer, in deren 
Schoß sich eine große Intelligenz vereinigt, bei einer genauen Prüfung 
die Vorteile nicht entgehen werden, welche die Richtung durch 1 das 
Kinzigtal in allgemeiner staats- und volkswirtschaftlicher Beziehung 
darbietet“ 4 ), und eine Petition aus Donaueschingen vom 14. Juli 
1846 sprach geradezu die Befürchtung aus, daß, wenn die erbetene 
Schwarzwaldbahn nicht bald gebaut werde, „das ganze Oberland von 
Offen bürg durch das Kinzigtal bis nach Konstanz unrettbar verloren“ sei, 
und daß „das ganze Land solchen Nachteil mitfühlen müsse* 4 . „Wahrlich, 
diesem herrlichen volk- und gewerbreichen Teil des Landes, diesem 
tätigen Volk, welches mit unsäglichen Anstrengungen seine Blüte er¬ 
schwungen hat, droht Untergang und Verderben! Es wird sich selbst 
und dem Schicksal preisgegeben, denn man sucht es auszuschließen von 
den gegenwärtigen reichen Quellen der Nationalwohlfahrt, d. h. von dem 
Eisenbahnverkehr“ 4 ). Immer wieder tritt uns die Befürchtung entgegen, 
daß die beteiligten Schwarz Waldgegenden „an den Abgrund geführt 
würden“, wenn der allerseits vorgetragenen Bitte um eine Eisenbahn 
nicht willfahren werde. 

Daß man allenthalben von der Notwendigkeit und Bedeutung der 
Schwarzwaldbahn überzeugt war, versteht sich von selbst. Die Bedeu¬ 
tung dieser zu erstrebenden Eisenbahn wurde aber soweit überschätzt, 
daß man in ihr eine konkurrenzlose Weltverkehrstrecke ersten Ranges 
zu sehen glaubte. Gewiß handelte es sich um eine Linie, die später 
im internationalen Durchgangsverkehr eine entscheidende Rolle spielen 
sollte; es war aber zum mindesten übertrieben, zu glauben, daß sie und 
nur sie „für den großen Handelsverkehr von der Nordsee, von Holland 
und Belgien den Rhein herauf nach Italien, Tirol und in die südöstliche 
Schweiz und in umgekehrter Richtung die natürlichste und kürzeste 

:J ) Akten des gr. bad. Ministeriums des Innern, die Fortsetzung der Eisen¬ 
bahn von Offenburg durch das Kinzigtal an den Bodens©© betreffend, 1845, S. 15. 

*) Dieselben Akten, zweiter Teil, 1846 ff. 

Archiv für EiKenbAhnwenen. 19*23. 51 
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Zuglinie“ bilde 5 ). Von einer Eisenbahn, die eine Wasserscheide von 
über 800 Metern zu überqueren hatte, deren Steigungen das für Haupt- 
balunen zulässige Maß voraussichtlich überschritten, und deren Bau¬ 
kosten weit über das bisher übliche Maß gingen, war das zweifellos 
etwas zu optimistisch gedacht, und wir mögen darin eine jener vielen 
nicht böse gemeinten Übertreibungen sehen, an denen die Kind¬ 
heitzeit der Eisenbahnen so reich ist. 

Die erwähnte Ansicht ward übrigens nicht etwa nur gelegentlich 
einmal zum Ausdruck gebracht; sie fand sich vielmehr in zahlreichen 
Petitionen und Berichten über die neue Bahn. „Wo durch einen Bahn¬ 
zug — so heißt es z. B. in der oben angeführten Villinger Petition vom 
März 1844*) — zwei, drei, ja möglicherweise vier (!) 
Meere auf dem kürzesten Weg miteinander verbunden 
werden können, wo man auf gleiche Weise die zwei bedeutendsten Flüsse 
Deutschlands sich ganz nahezubringen vermag, da muß der groß¬ 
artigste Verkehr sich bilden und darum auch die Rente sich täglich 
steigern“. Darüber, daß die neue Eisenbahn sich rentieren müsse, gab es 
demzufolge nur eine Meinung. „Sie kann, wird und muß sich rentieren“ 7 ), 
lesen wir zu wiederholten Malen. 

Wie lagen denn nun die Verhältnisse in Wirklichkeit? Es ist richtig, 
daß die von Offenburg gegen den Schwarzwald ausgehende Kinzigtal¬ 
straße Jahrhunderte hindurch eine sehr belebte Handelstraße war. Um 
1840 wurden wöchentlich mindestens 7 Eil- und 2 Packwagen von Offeu- 
burg über Hornberg—Villingen nach Donaueschingen mit Anschluß nach 
Ulm und Schaffhausen gezählt*), die Gesamtsumme aller Wagen in der 
Woche betrug 72 über den Schwarzwald. Das untere Ende der zu er¬ 
bauenden Balm lag in der Ortenau, das obere im Hegau, beides „frucht¬ 
bare und gut kultivierte Landstrecken, in denen Getreide und Handels¬ 
pflanzen, Obst und Wein im Überfluß erzeugt werden“*). Auf einem 
Teil der Hochebene, der sog. Baar, wurden ebenfalls Getreide und Kar¬ 
toffeln in Menge angebaut, dazu kamen um 1845 „gegen 70 nicht unbedeu¬ 
tende Fabriken und fabrikmäßige Etablissements“, darunter Baumwoll¬ 
spinnereien, Eisenhammer, Kunstmühlen, Papierfabriken usw., vor allem 
dann aber noch die weltbekannte Schwarzwälder Uhrenindustrie und 
Strohflechterei, die damals bereits einen lebhaften Aufschwung zu nehmen 

5 ) Bericht des Abg. Welte, Beilage zuiu Protokoll der 52. öffentlichen 
Sitzung der Zweiten Kammer vom 10. August 1846, S. 347. 

*) Akten wie unter 3 ) S. 40. 

7 ) Ebenso S. 45. 

•) Ebenso S. 32. 

*) Verhandlungen der Sländeversauunlung des Grollherzogtums Boden in 
den Jahren 1861/63, 4. BeilagenlLoft, 1. Hälfte, S. 340 b ff. 
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begann. All diese Verhältnisse sprachen gewiß für eine genügende Be¬ 
nutzung der künftigen Eisenbahn, wenngleich sich über di© Schwierigkeit 
des Gebirgsttbergangs zu jener Zeit niemand noch den Kopf zerbrach 

Sogar strategische Gründe wurden ins Feld geführt. „Wahr¬ 
lich, nicht zuletzt, sondern zuerst“ — lesen wir in Petitionen aus dem 
März 1860 10 ) — „hätte eine Schwarzwaldbahn gebaut werden sollen, wenn 
auch aus keinem anderen Grund, so doch deshalb, weil die bisher ge¬ 
bauten badischen Bahnen beim ersten Angriff von Westen her in die 
Hände des Feindes fallen müssen, während eine mit Ulm und dem Boden¬ 
see verbundene Schwarzwaldbahn allein nachdrücklichen Schutz herbei¬ 
führen könnte in unser von der Natur erschaffenes Bollwerk Badens und 
ganz Süddeutschlands! Von dem Tag an, wo die hohe deutsche Bundes¬ 
versammlung mit Eifer an die Verteidigung Deutschlands denken wird, 
wird sie befehlen, daß eine solche Schwarzwaldbahn gebaut werden muß.“ 
Und eine Bittschrift der Gemeinde Überlingen am Bodensee vom 
Dezember 1845 nannte die Schwarzwaldbahn eine Bahn „von unermeß¬ 
licher Wichtigkeit; das Schicksal Deutschlands kann von ihr abhän- 
gen“. u ) Tatsächlich wurde auch das erste deutsche Parlament, 
die Frankfurter Nationalversammlung, mit Petitionen um den Bau der 
Schwarz waidbahn bestürmt, so unterm 26. August 1848 von der Gemeinde 
Villingen, die diese „nötigste aller deutschen Eisenbahnen zu erstreben 
trachtete“ und mit der Bitte schloß, „hohe deutsche Nationalversammlung 
wolle die Linie von Offenburg bis zum Bodensee in Berücksichtigung 
der hohen und ermeßlichen Gründe, die deren Bau zur Seite stehen, und 
die durch die Interessen des einigen Deutschlands vorzugsweise gebo¬ 
ten ist, unter denjenigen Bahnen obenan stellen, die sogleich ausgeführt 
und nötigenfalls in Verwaltung genommen werden sollen“. 

Daß die unzweifelhaften technischen Schwierigkeiten beim Bau der 
Schwarzwaldbahn kaum einem der Petenten irgendwelche Bedenken ver¬ 
ursachten, wurde schon eben gesagt. Nicht anders stand es um die 
Kosten, Uber deren Umfang das gleiche tiefe Dunkel herrschte. Erst 
das Gesetz vom 21. September 1846**), das erste, das sich mit dem „Bau 
und Betrieb einer Eisenbahn von Offenburg durch das Kinzigtal nach 
Konstanz“ befaßte, brachte hierin einige, aber noch keine endgültige 
Klarheit. Oberbaurat Sauerbeck, der das erste Projekt aufstellte 
(vgl. Kapitel II), berechnete die Gesamtkosten auf 22,2 Millionen fl., wo¬ 
bei zwar ein zweites Gleis angenommen wurde, die Linienführung selbst 

,# ) Akten des Ministeriums des großh. Hauses und der auswärtigen Ange¬ 
legenheiten, Abteilung Eisenbahnbau. 

M ) Akten des Ministeriums des Innern, Abteilung Straften, 1846 ff. 

**) Gr. Bad. Regierungsblatt 1846, S. 247. 

r.i* 
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aber noch wesentliche Verbesserungen und das ganze Projekt demgemäß 
entsprechende Verteuerung erfahren mußte. Doch auch so schienen die 
crrechneten Kosten derart hoch, daß an einen Bau der Bahn sobald wohl 
nicht gedacht werden konnte. Zudem war von vornherein klar, daß 
dieser erste Kostenanschlag kein endgültiger sein mochte. Die Ober¬ 
direktion des Wasser- und Straßenbaues, der die Vorarbeiten für die 
Schwarzwaldibahn oblagen, kam bald darauf zu weit höheren Summen, 
besonders für das schwierigste Stück zwischen Hausach und Sankt Ge¬ 
orgen, und es schien ihr daher „rätlich, den Bau nicht eher zur Ausfüh¬ 
rung zu bringen, als bis durch weitere Voruntersuchungen die unzweifel¬ 
haft vorteilbafteste Linie aufgefunden, sein wird“. 1 *) Es ist der Schluß, 
der auch später immer wiederkehrt, zuletzt im Artikel 6 des Gesetzes 
vom 24. Juli 1862, wo der Bau einer Staatseisenbahn über den Schwarz¬ 
wald davon abhängig gemacht wird, daß „die anzustellenden, umfassen¬ 
den technischen Untersuchungen den Nachweis liefern, daß eine allen 
Erfordernissen des Betriebs entsprechende Zugrichtung gefunden wer¬ 
den kann“. 14 ) 

Über die Linienführung der künftigen Eisenbahn war man sich 
nur zumTeil klar. Daßsie den Weg von Offenburg an das Kinzigtal aufwärts 
bis Hausach einzuschlagen hatte, lag auf der Hand. Hier aber begannen 
bereits die Zweifel, und die Frage, ob sie dem Kinzigtal noch ein Stück 
weiter folgen oder das Seitental der Gutach einschlagen solle, harrte 
einer Antwort. Auf der Hochfläche der Baar angelangt, schien die 
Linienführung einigermaßen gegeben (Donautal); erst weiter südlich, 
beim Übergang vom Donau- zum Bodenseegebiet, gingen die Meinungen 
wiederum ganz wesentlich auseinander. Ob der Endpunkt der Bahn in 
Singen am Hohentwiel oder in Konstanz zu wählen sei, machte nicht viel 
aus; in älteren Berechnungen ward Konstanz hierfür angenommen, wäh¬ 
rend später (und damit endgültig) nur noch Singen als Endpunkt in Be¬ 
tracht kam, da die Schlußstrecke Singen—Konstanz unterdes als letztes 
Glied der badischen Oberrheinbahn Basel—Schaffhausen—Singen—Kon¬ 
stanz längst erbaut worden war. So ist Offenhurg — Singen als 
amtliche Streckenbezeichnung der Schwarz waidbahn 
bis heute geblieben. 

Noch wäre hier schließlich der Erörterungen zu denken, die um die 
Frage, ob Staats- oder Privatbahn, gepflogen wurden. Sie 

13 ) Bericht der Oberdirektion des Wasser- und Straßenbaues vom 10. Okto¬ 
ber 1857 au das Ministerium des großh. Hauses und der auswärtigen Angelegen¬ 
heiten, in den Akten, die Anlegung einer Eisenbahn im Großherzogtum Baden be¬ 
treffend (in der Reiohsbahndircktiou Karlsruhe befindlich). 

M ) Gr. Bad. Regierungsblatt 1862, S. 290. 
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glichen den beispielsweise beim Bau der Odenwaldbahn ,v ) stattgehabten 
Erörterungen fast aufs Haar: Erst wird der Bau durch Private als Selbst¬ 
verständlichkeit angesehen, dann kommen tatsächlich etliche Bewerber 
um die Konzessionen ein, schließlich aber treten sie infolge der offenbar 
gewordenen Schwierigkeiten im Bau, in der politischen Lage und darum 
auch im Geldmarkt wieder zurück, und der Staat übernimmt den Bau 
selbst. So ging es dort und hier. War die Meininger Bank dort der 
Hauptbewerber, so hier zunächst (1845) das Bankhaus S. Haber und 
Söhne in Karlsruhe und später (1859) das Londoner Bankhaus Sir Mor¬ 
ton Peto in Verbindung mit der Firma Fr. Moldenhauer in Wiesbaden. 
Dazwischen (1848) lag ein etwas abenteuerlicher, aber sicherlich gut ge¬ 
meinter Versuch zweier Konstanzer Juristen, des Obergerichtsadvokaten 
Vanotti und des Kammeralpraktikanten Huber, die Schwarzwaldbahn als 
„Volksbahn“, d.h.alsSelbstunternehmen der beteiligten Gegenden, zu bauen, 
wozu, wie sie angaben, schon wesentliche Summen gezeichnet sein sollten. 

Ebenso erfolglos war eine „Verabredung zwischen Seiner Durch¬ 
laucht dem Fürsten Carl Egon von Fürstenberg und dem Herrn Captain 
William Jesse aus Maisonette Ingatestone, Grafschaft Essex in England“ 
vom 3. August 1858, wonach dieser Unternehmer den „Bau und Betrieb 
einer Kinzigtaleisenbahn, zunächst der Strecke Villingen—Singen“ unter 
entsprechenden Bedingungen (Zinsgarantie usw.) in die Hand nehmen 
sollte. Nach monatelangen Verhandlungen auch mit der badischen Regic- 
rung zeigte es sich, daß eine Einigung unmöglich war, und da -der eng¬ 
lische Unternehmer keinen Grund hatte, „to believe that the parties 
represented in these negotiations will feel at all disposed to aceept less 
favourable conditions“ 1 ®), so wurde die Bahn von ihm so wenig gebaut wie 
von den anderen früheren und späteren Bewerbern. 

Die Regierung hatte es an Aufmunterungen zum Bau der Bahn durch 
Private gewiß nicht fehlen lassen, aber ein Erfolg w T ar diesen ihren Be¬ 
strebungen nicht beschieden. Durch das Gesetz vom 21. September 181(5 
war sie ermächtigt worden, den Bau und Betrieb einer künftigen 
Schwarzwaldbahn an einen privaten Unternehmer zu vergeben, denn „in 
Betracht, daß die auf Staatskosten übernommene große Rheintalbahn 
schon einen Aufwand von mehr als 26 Millionen fl. erfordert hat und 
noch nicht ausgebaut ist“, war die Volksvertretung der Meinung, „daß 
der Vorschlag der großherzoglichen Regierung, eine Privatperson oder 
Gesellschaft zum Bau und Betrieb der Kinzigtalbahn zu konzessionieren, 

14 ) Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 1065 ff. 

**) Schreiben iFvs Gapbain Josee an Stiaatsminister von Meysaibuyr vom 
14. Februar 1859, Akten des Ministeriums dos großh. Hauses und der auswärtigen 
A ngelego nhe iten. 
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den Vollzug verdient" 17 ). Aber das Gesetz blieb, wie erwähnt, ohne sicht¬ 
baren Erfolg; die Verhältnisse des Geldmarkts gestalteten sich un¬ 
günstig, und die politisch bewegten Jahre 1848/49 ließen das Projekt fast 
völlig wieder einschlafen, so daß an die Bildung einer Schwarzwald- 
Eisenbalin-Gesellscliaft nicht gedacht werden konnte. Als man dann an 
eine genauere Untersuchung des Geländes ging, wurden „höchst un¬ 
günstige Terrainverhältnisse konstatiert“, und diese Feststellung war 
abermals nichts weniger als geeignet, Private zur Bewerbung um die 
Konzession eines im finanziellen - Erfolg so fragwürdigen Unternehmens 
einzuladen. Wohl suchte die Regierung im Gesetz vom 15. November 
1856 die Bedingungen für etwaige baulustige Gesellschaften durch 
weitere Begünstigungen schmackhafter zu machen; der Mißerfolg war 
und blieb jedoch der gleiche. 

Auch im Fall der Schwarzwaldbahn hatte der Staat also, wie man 
sieht, schließlich keine andere Wahl, als selbst zu bauen. In den poli¬ 
tisch unruhigen fünfziger und sechziger Jahren konnte eine so schwie¬ 
rige Eisenbahn — wenn überhaupt — nur vom badischen Staat selbst 
projektiert und gebaut werden. Das Wagnis, das er, finanziell wie rein 
bau technisch, damit unternahm, gelang. Denn ein genialer Baumeister 
erstand der badischen Eisenbahnverwaltung jener Tage, der den Bau 
schließlich auf eine ganz andere Weise, als ursprünglich beabsichtigt, 
ausführte und damit sich selbst und seinem Wirken das schönste Denk¬ 
mal errichtete. Dieser Mann war der großherzogliche Baudirektor 
Robert G e r w i g. 


II. Kapitel. 

Gerwigs Projekt und seine Vorgänger. 

a) Der Schwarzwaldübergang. 

„Die großherzogliche Regierung gibt die Hoffnung nicht auf“ — so 
lesen wir in ihrer Begründung zum Gesetzentwurf vom 29. April 
1862"*) —, „daß wiederholte technische Untersuchungen ein günstigeres 
Ergebnis über die Ausführbarkeit einer Schienenverbindung zur Verbin¬ 
dung des Kinzigtals mit den Bahnen im Scbwarzwald und im oberen 
Rheintal liefern werden. Sie ist deshalb der Ansicht, daß bei der Wich¬ 
tigkeit des Gegenstands nochmals genaue und umfassende Untersuchun¬ 
gen nach den verschiedenen sich darbietenden Richtungen alsbald vor¬ 
genommen werden sollten“. Zur Vornahme dieser schwierigen Unter¬ 
suchungen standen der badischen Eisenbahnverwaltung eine Anzahl her- 

,7 ) Bericht des Abg. Welte wie unter c ), S. 351. 

’*) Verhandlungen der Ständeversammlung wie unter ®). S. 3391>. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Fünfzig Jahre Schwarz wühl bahn. 


78-7 

vorragender Techniker zur Verfügung; unter ihnen sollte Genvig bald 
die erste Stelle einnehmen. 

Robert Gerwig hatte, 1820 zu Karlsruhe geboren, „als Ingenieur¬ 
praktikant bei der Rezeption von 1841 die erste Stelle erhalten“ und von 
seiten seiner Vorgesetzten „das beste Lob genossen“. In einem, vom 
Staatsrat Nebenius, dem bekannten Vorkämpfer des Staatsbahngedan¬ 
kens m Baden, gezeichneten Bericht des Ministeriums des Innern an den 
Großherzog vom 27. März 1846 heißt es in treffender Vorausahnung: „Es 
ist keinem Zweifel unterworfen, daß Gerwig dereinst ein sehr tüchtiges 
Mitglied des Collegiums (der Oberdirektion des Wasser- und Straßen¬ 
baues) werden wird“ 1 *). Der genannten Behörde unterstand in früheren 
Jahrzehnten auch der Eisenbahnbau, und so bekam Gerwig bald Gelegen¬ 
heit, seine Gaben in den Dienst der heimatlichen Eisenbahnverwaltung 
zu stellen. 

Nachdem Oberbaurat Sauerbeck, wie erwähnt, im Jahr 1846 bereit-' 
ein Projekt üiber die Zugrichtung einer künftigen Schw'arz waidbahn 
ausgearbeitet und noch andere Techniker sich eingehend damit befaßt 
(1856) hatten, erhielt Gerwig im Jahr 1857 den gleichen Auftrag, den 
er in einer umfangreichen Denkschrift vom 8. September 1857 erledigte. 
Auch dieses Projekt ward nicht als bauwürdig befunden, es mußte sich 
noch eine Menge Änderungen gefallen lassen, die Gerwig teils selbst 
ausführte, teils in Anlehnung an andere frühere Projekte vornahm. Erst 
mit seiner Denkschrift vom 23. Dezember 1865 schuf er dann jenes Pro¬ 
jekt. das wirklich nusgeführt wurde und das die zahlreichen Mängel, die 
allen früheren Plänen angehaftet hatten, endlich beseitigte. 

Man sieht, der Pläne und Denkschriften über diesen schwierigen 
Gegenstand waren genug vorhanden, und man könnte nicht behaupten, 
daß die Vorarbeiten lässig oder gar mangelhaft vorgenommen worden 
wären. Es berührt unter diesen Umständen merkwürdig, wenn in einem 
der Ersten Kammer erstatteten Bericht des Generalleutnants Hoff- 
mann vom 20. Juni 1862*®) das „Bedauern“ ausgesprochen wird, „daß 
seit der langen Reihe von Jahren, welche die Kinzigtal—Bodensee-Eisen¬ 
bahn im Gesetz paradiert, bisher ein gründliches Studium dieser 
Bahn noch nicht hat stattfinden können, denn wenn wiiklich die Unzu¬ 
länglichkeit des technischen Personals die Ursache der bisherigen Ver¬ 
zögerung dieses gründlichen Studiums war, wie die großherzogliche Re¬ 
gierung wiederholt und auch noch in dem Eisenbahnbudget angeführt hat, 

'“) Personalakten Gerwigs, im Generallandesarchiv zu Karlsruhe befindlich. 

*“) Beilage Nummer 508 zum Protokoll der Sitzung der Ersten Badischen 
Kammer vom 20. Juni 1862. 
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„paradiert“ hätte und „ein gründliches Studium noch nicht hätte statt¬ 
finden können“. Der militärische Ton klingt — ungewollt oder ge¬ 
wollt— hier etwas allzu deutlich durch. Eine Gebirgsbahn läßt sich 
aber nicht auf Kommando bauen. 

Bevor ich auf das Gerwig'sche Projekt und seine einzelnen Fort¬ 
schritte gegenüber seine Vorgängern eingehe, muß ich noch über die 



Zugrichtungen im großen ganzen kurz berichten. Hier gab es bereits 
genug widerstreitende Interessen. Zwischen dem Rheintal unterhalb 
Basel (also etwa von Karlsruhe bis Freiburg) waren eine Reihe Ver¬ 
bindungen mit dem Bodensee möglich: über Rastatt—Freudenstadt—Rott¬ 
weil (Murg und Neckar), Offenburg—Donaueschingen (Kinzig und 
Donau) und Freiburg—Donaueschingen (Dreisam und Donau). Von ihnen 
kommt für die vorliegende Untersuchung nur die mittlere, das Kinzigtnl 
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durchfahrende Verbindung in Frage; die erstere ist bis heute leider un- 
ausgebaut geblieben und die letztere als sog. Höllentalbahn bekannt ge¬ 
worden. Die Linienführung über Offenburg—Donaueschingen zerfiel nun 
aber ihrerseits noch in einzelne Varianten, von denen als die wichtig¬ 
sten genannt seien: 

1. Offenburg—Haslach i. K.—Furtwangen—Vöhrenbach—Donau- 
eschingen—Singen (Bregtallinie), 

2. Offenburg—Hausach—Schi 1 fach—Schramberg—Villingen—Singen 
(Schiltachlinie), und 

3. Offenburg — Hausach—'Triberg—Sommerau —Villingen—Singen 
(Sommeraulinie). 

Hiervon waren die erste und letzte rein badische Linien, während 
die zweitgenannte teilweise durch württembergisches Gebiet führte. 
Welche Bedeutung diese politischen Zufälligkeiten haben sollten, wird 
sich gleich zeigen. Nach den vorhandenen Akten scheint Gerwig an der 
genaueren Untersuchung der Bregtal- und Schiltachlinie kaum beteiligt 
gewesen zu sein; ihm blieb es Vorbehalten, für die schwierige Sommerau¬ 
linie eine günstige Zugrichtung ausfindig zu machen, nachdem die 
beiden anderen vorgenannten Linien ausgeschieden waren. Ks sei trotz¬ 
dem gestattet, auch sie in aller Kürze hier zu würdigen. 

1, B r e g t a 1 1 i n i e. 

„Behält man bei der Anlage einer Schwarzwaldbuhn zunächst den 
Gedanken im Auge, die Mittelpunkte der Schwarzwälder Industrie mit 
der Eisenbahn zu durchschneiden, so wird auf den ersten Blick kaum 
eine andere Linie im gleichen Maß die Aufmerksamkeit auf sich ziehen 
können, als die, welche von der Kinzigtalbahn etwa bei Haslach den 
Weg ins Bregtal sucht, um über Furtwangen und Vöhrenbach in Donau- 
eschingen zu münden“ *'). Tatsächlich wurde hier einer der wichtigsten 
Mittelpunkte der Schwarzwälder Industrie, die Stadt Furtwangen, 
miteinbezogen, und so wundern wir uns nicht, wenn die Bewohner dieser 
Gegend allein den Landtag 18G3/64 mit gegen 60 Petitionen bestürmten, 
uin die Bahn zu erhalten, die mitten durch das Herz des industriereichen 
Sehwarzwalds führen sollte. 

Von diesen volkswirtschaftlichen Vorzügen abgesehen, bot das 
Projekt jedoch fast nur Nachteile. Zwar war die Länge der Strecke 
keine größere als die der anderen, aber der Übergang vom Kinzig- ins 

51 ) Bericht des Abjr. Häusser ..über die Untersuchungen verschiedener Gc- 
tringsbahnen und die in IvisenbnJirumjroiegcTVlieiten oimpekominenen Petitionen“, Bei¬ 
lage zum Protokoll der f>7. öffentlichen Sitzung der Zweiten Kammer vom 
11. Juni 1804, S. 1.'». 
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Bregtal stellte die Techniker vor eine Aufgabe, der sie sich nicht ge¬ 
wachsen glaubten und deren Lösung — mochte sie wirklich gelingen — 
niemals einen befriedigenden Betrieb zugelassen hätte. Mußte doch 
eine etwa 1050 m hohe Wasserscheide überwunden werden, 
und da Haslach nur 222 m ü. d. M. hoch liegt, so betrug die Steigung 
mehr als 800 m. Vielleicht konnte der höchste Punkt (Rohrhardsberg) 
mit einem Tunnel etwas unterschritten werden; die Länge dieses 
Tunnels ward jedoch auf etwa 4500 m berechnet, und davor scheute man 
umsomehr zurück, als ( die dadurch gewonnenen Vorteile nur gering 
waren. Dazu kam, daß bei der Annahme einer Höchststeigung von 1 : 50, 
wie sie damals als äußerstes Maß für. Durchgangsbahnen vielfach an¬ 
gesehen wurde, große Windungen und weitere Tunnels nötig wurden, so 
daß die Linienführung hier in jeder Hinsicht eine schwierige und (weil 
durch wenig bewohnte Gegenden führend) unwirtschaftliche sein mußte. 
Die Abfahrt östlich gegen Donaueschingen gestaltete sich wesentlich 
günstiger, da hier das Bregtal zur Verfügung stand. So wünschenswert 
die ganze Linie war, so wurde sie doch mit Rücksicht auf die eben ge¬ 
streiften Geländeverhältnisse alsbald aufgegeben und erst viel später 
(1893) die eigentliche Bregtalbahn Furtwangen—Vöhrenbach—Donau¬ 
eschingen als Neben- und Privateisenbahn erbaut. 

2. Schiltachlinie. 

Hin viel ernsterer Nebenbuhler für die später gebaute Sommerau¬ 
linie war die badisch-württembergische Linie über Schiltach—Schram¬ 
berg. Diese Linie bot technische Vorteile, aber dafür nun (mindestens 
vom badischen Standpunkt aus) volkswirtschaftliche und — politische 
Nachteile. Ihr Scheitelpunkt lag mit etwa 760 m Meereshöhe bei Königs¬ 
feld fast 300 m niedriger als bei der Brcgtallmie; ging die Zugrichtung 
noch weiter östlich (über Sulgen—Horgen in Württemberg), so ließ er 
sich abermals vermindern (etwa 710 m ii. d. M.), so daß der Schiltach¬ 
linie von allen Varianten der bei weitem niedrigste Ge- 
b i rgs Übergang zukam. 

Wenn dieser auch für den späteren Betrieb wichtige Vorteil außer 
acht gelassen werden sollte, so mußten ihm schon nicht minder wichtige 
Nachteile in anderer Hinsicht gegenüberstehen. Zunächst legte sich 
neben den beteiligten württembergischen Gegenden der badische Amts¬ 
bezirk Wolfach ebenfalls für die Schiltachlinie ins Zeug; aber die Er¬ 
wägung, daß mit dieser Linie das Hauptindustriegebiet des badischen 
Schwarzwalds völlig um- statt durchfahren werde, daß also „der Vorteil 
derselben nicht unserer Industrie, sondern den nächsten Konkurrenten 
derselben zugute komme“, gab in der Volksvertretung den Ausschlag. 
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zumal dio Induslriegemeinden dos badischen «Schwarzwalds ihre Sache 
„mit Lebhaftigkeit, ja Leidenschaft“ verfochten und sich selbst zu der 
Erklärung verstiegen, der „Eventualität einer Schramberger Linie den 
Verzicht auf eine Schwarzwaldbahn entschieden vorzuziehen“ 2 *). Man 
sieht, die Industrie verstand es auch damals schon, wenn nötig, die 
Kabinet(«frage zu stellen; ob allerdings gerade diese ihre Alles- oder 
Nichts-Politik auf die Entscheidung der badischen Volksvertretung und 
Regierung von wesentlichem Einfluß gewesen ist, darüber läßt -ich 
den Akten nichts entnehmen. 

Glücklicherweise mochte ihr Standpunkt kein allgemeiner sein, we¬ 
nigstens war beispielsweise die Kommission der Zweiten Kammer „über¬ 
zeugt, daß der Schwarzwald, wenn ihm nur die Wahl bleibt, ob er gar 
keine oder die Linie über Schramberg erhalten soll, sich in wohlverstan¬ 
denem Interesse für diese aussprechen wird“ 23 ). Es gab im damaligen 
Baden also auch undere als reine Xützlichkeitspolitiker, und sie waren 
hoffentlich sogar in der Mehrzahl. Schien sich doch sogar 'die Ober¬ 
direktion de.- Wasser- und Straßenbaus notgedrungen mit der Schiltach- 
linie abzufinden, weil sie die Sommeraulinie für unausführbar hielt. ..Die 
Anlage einer Eisenbahn von Villingen ins Kinzigtal durch rein badisches 
Gebiet über die Sommerau“ — hieß es in ihrem Bericht an das Handels¬ 
ministerium vom 28. August 18G1”) — „hat so große Schwierigkeiten, daß 
es sehr zweifelhaft ist, ob auch nach weiteren Studien über diesen Gegen¬ 
stand eine Zuglinie gefunden wird, welche man für bauwürdig hält. Wir 
möchten im Gegenteil für wahrscheinlicher halten, daß die Sommpi a u 
wegen des sehr kostspieligen Betriebs auf gegeben 
werden und daß man dazu kommen wird, sich m i t W ü r 11 e m b e r g 
wegen eines A n s c h 1 u s s e s ii b e r S c h r a m borg z u v e r - 
s t ä n d i g e n.“ 

Es scheint, daß die „politischen Bedenken“ die Schiltachlinie schließ¬ 
lich unmöglich machten, und damit schlage ich wieder das Kapitel auf. 
dem ich auch in der Baugeschichte der Odenwaldbahn einige unliebsame 
Erörterungen entnehmen mußte. Diese politischen Bedenken ent¬ 
stammten jenem einzelstaatlichen Partikularismus, wie er besonders zu 
Zeiten des Deutschen Bundes in voller Blüte stand. Ls versteht sich von 
selbst, daß der Bezirk Wolfach. von dessen Eintreten für die „auslän- 

**) Ebenso S. 2S. 

**) Beruh* (Im- Abs:. Kir.-ner über «ton am 22. Juni 1803 den StArulen ver¬ 
wiegten Gesetzentwurf über die Vervollständigung der Schienenwege des Groli- 
herzogtums, Beilaige zum Protokoll der 108. öffentlichen Sitzung der Zweiten 
Kammer vom 10. Juli 18t >3, S. 13. 

**) Akten des gr. bad. Haiidel-minisleriuins. Eisenl>ahnbau. den Ban einer 
Eisenbahn von Villingen noch Singen betreffend. 18Ö8 ff. 
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-difeche“ Eisenbahnlinie oben die Hede war, gegen diesen Partikularismus 
energisch zu Felde zog, ob aus Überzeugung oder Zweekmäßigkeitsgrün- 
den, wage ich nicht zu entscheiden. Seine Darlegungen beginnen frei¬ 
lich gleich mit der Versicherung, „weit davon entfernt zu sein, unsere 
wirtschaftlichen Spekulationen auf patriotische Einheitsgefühle zu fun- 
dieren“**); das Sprichwort „Qui s'excuse, s'accuse“ mag damals vielleicht 
noch nicht bekanntgewesen sein. Dann fährt die Denkschrift fort: „Eben- 
so wohlfeil als der früher gerügte deutsche Einheitspatriotismus er¬ 
scheint uns aber der badische Patriotismus, welcher für des Landes Wohl 
schwärmt, um für den heimatlichen Kirchturm zu sorgen“. Es waren die 
gleichen Gedankengänge, wie sie ein Artikel der damals auch außerhalb 
Bayerns viel gelesenen „Augsburger Allgemeinen Zeitung“ vom 19. Juli 
1862 angedeutet hatte: „Schramberg gehört zu Württemberg, und insofern 
ist es zweifelhaft, ob diese Vorteile (ein Minderaufwand von nahezu 
2 Millionen fl. und eine wesentliche Ersparnis an den zukünftigen Be¬ 
triebskosten) benützt werden, ob man jetzt schon die Bedeutung der künf¬ 
tigen Linie würdigen oder ob man wie seither fortfahren will, von Städt¬ 
chen zu Städtchen zu bauen, um nach wenigen Jahren von der Entwick¬ 
lung des Verkehrs überholt und gezwungen zu sein, das zuvor für un¬ 
möglich Gehaltene mit doppelten Kosten nachzuholen“. 

Diesen nicht gerade schmeichelhaften Äußerungen standen wesent¬ 
lich anders lautende auf der gegnerischen Seite gegenüber. Die Kosten¬ 
berechnung für die Schiltachlinie wurde allenthalben als zu niedrig an¬ 
gesehen und der Unterschied mit den Kosten der anderen (badischen) 
Linien nicht auf „nahezu 2 Millionen fl.“ wie in obigem Zeitungsaufsatz, 
sondern nur auf höchstens den zehnten Teil hiervon geschätzt. Wahr¬ 
scheinlich stimmte die eine Rechnung so wenig wie die andere; denn die 
Erfahrung hatte wiederholt gelehrt, daß derartige Kostenanschläge bei 
späterer Ausführung stets gründlich überschritten werden mußten. Aber 
davon abgesehen, spielte der Partikularismus bei all diesen Erörterungen 
die Hauptrolle. „Jetzt schon bieten“ — heißt es in einer Petition der Ge¬ 
meinde Sankt Georgen vom 22. März 1864**) — „die württembergischen 
Orte uns in der Uhrenindustrie eine nicht gering anzuschlagende Kon¬ 
kurrenz, was durch den Bau einer Eisenbahn dorten sich vervielfältigen 
würde und wir dann überflügelt und zugrunde gerichtet werden müßten... 
Landesbewohner verdienen doch gewiß dem Ausländer gegenüber eine 

**) Denkschrift zu den Pdt&fiiönen <kr Gemeinden Bergzeid u. a., dio Fort¬ 
setzung der Kinzigtalbahn betreffend, herausgegeben vom Eisenbnhnausschuß in 
Wolfauli, Wolfaeli 1806, S. 24. 

**) Akten wie unter 10 ), 1801/08. 
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Berücksichtigung, und wir geben uns der Hoffnung hin, daß die badische 
Linie jener über wttrttembergisches Gebiet vorgezogen werde“. 

Volksvertretung und Regierung in Baden entschieden sich nach lan¬ 
gem Hin und Her für die Sommeraulinie. Daß sie, wie gelegentlich be¬ 
hauptet wurde, hierzu von Anfang an entschlossen gewesen seien, darf 
nicht gesagt werden. Ein derartiger Standpunkt wäre wohl auch damals 
nicht verstanden worden. Durchaus objektiv schildert ein Kommissions¬ 
bericht des Abg. Kirsner”) die Sachlage, wenn er die Schiltachlinie 
nicht grundsätzlich ablehnt, sondern erklärt, „daß von einer Führung der 
Bahn über Wolfach, Schiltach und Schramberg, auf welcher Linie aller¬ 
dings der übergangspunkt 500 bis 600 Fuß tiefer ist als auf allen anderen 
bis jetzt projektierten Linien, nur dann die Rede sein kann, wenn die 
technischen Gutachten dahin lauten, daß auf rein badischem Gebiet 
schlechterdings keine Zugrichtung gefunden werden könne, welche allen 
Erfordernissen des Betriebs entsprechen“. Dem darf man gewiß auch 
vom heutigen Standpunkt aus im großen Ganzen zustinrmen; solche sach¬ 
lichen Erörterungen klangen wesentlich anders als die vielfach vom 
reinen Interessenstandpunkt diktierten und ausschließlich nach dem 
heimatlichen Kirchturm orientierten Petitionen. 

3. Sommeraulinie. 

Die Aufgabe, die dem badischen Eisenbahnbäu nach Ablehnung aller 
anderen Projekte gestellt w r urde, war äußerst schwierig. „Eine allen Er¬ 
fordernissen des Betriebs entsprechende Zugrichtung“ mußte gefunden 
werden. Diesen Sinn hatte die eben zitierte Äußerung des Kirsner'sehen 
Berichts, und so lautete auch die im Artikel G des Gesetzes vom 24. Juli 
1862 gestellte Vorbedingung. Konnte in der Richtung der Sommerau¬ 
linie eine solche gefunden werden? Die eingehenden Untersuchungen der 
badischen Techniker, nicht nur Gerwigs, zeigten, daß eine der alten 
Handelstraße entsprechende^ durch das Gutach- und Brigachtal führende 
Linie „noch am bauwürdigsten“ sei. Freilich sahen die ersten aufge¬ 
stellten Projekte zunächst recht zweifelhaft und nichts weniger als ein¬ 
ladend aus; aber die Aufgabe war in einem Zug gewiß nicht zu lösen, 
und ein einigermaßen befriedigendes Projekt setzte Vorarbeiten in den 
verschiedensten Richtungen voraus. Wae an ihnen gut war, mochte über¬ 
nommen werden, alles andere ausscheiden. 

Die ersten Projekte einer Sommeraulinie stammten, wie schon kurz 
erwähnt, aus den Jahren 1846 und 1856. Daß sie mit der heutigen 

Bericht des Abg. Kirsner über den Gesetzentwurf über die Vervollstän¬ 
digung der Schienenwege des Großherzogtums, Beilage zum Protokoll der 57. öf¬ 
fentlichen Sitzung der Zweiten Kammer vom 3. Juni 1862, S. 470. 
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Schwarzwaldbahn allzuviel Ähnlichkeit hätten, könnte man nicht behaup¬ 
ten. Die Teilstrecke Hornberg—Sankt Georgen bot bei weitem die mei¬ 
sten Schwierigkeiten, da hier aufderinderLuftlinienurll km 
langen Strecke Homberg — Sommerau ein Höhenunter¬ 
schied von 471 m überwunden werden mußte. Man suchte ihn 
zunächst mit einer Höchststeigung von 1 :33 zu gewinnen, wobei nur zu 
oft Halbmesser von weniger als 300 m und — man höre und staune — 
zwei Kopfstationen (Spitzkehren) nötig wurden. Nur so glaubte man. 
der steilen Hänge Herr werden zu können. Der Entwurf von 1856 er¬ 
mäßigte zwar die Höchststeigung auf 1:40, die Kopfstationen aber blie¬ 
ben, und noch im Jahr 1864, als Gerwig längst versucht hatte, ein Projekt 
ohne Kopfstationen aufzustellen, erklärte die Volksvertretung eine solche 
Linie als der obigen Vorbedingung des Gesetzes vom 24. Juli 1862 ent¬ 
sprechend. „Die Unzuträglichkeit zweier Hopf Stationen verkennen wir 
dabei nicht; allein sie scheinen durch die übrigen Vorteile, die für Bau 
und Betrieb aus einer mäßigeren Steigung, aus einer Minderung von 
Tunnels und Übergängen sich ergeben, hinlänglich aufgewogen (!)“.**) 

Es mutet uns heute merkwürdig an, daß man eine derartige Behin¬ 
derung des Durchgangsverkehrs, wie sie zw r ei kurz aufeinander 
folgende Kopfstationen immer und überall bilden, ohne irgend¬ 
welche Bedenken mit in Kauf nahm. Glaubte man überhaupt nicht an 
einen späteren Durchgangsverkehr oder schätzte man den Zeitverlust 
hierbei so gering ein, daß er auch in einer schnellebigeren Zeit als der 
damaligen nicht ins Gewicht fiel? Von großem Weitblick zeugt eine 
solche Stellungnahme sicherlich nicht, und der badische Staat wie der 
Schwarz wald selbst können der Vorsehung nicht genug dafür dankbar 6cin. 
daß dieses unglückselige, gänzlich verfehlte Bauprojekt niemals ausge¬ 
führt wurde, sondern in den Akten begraben blieb. Wenn man vielleicht 
eine Kopfstation zur Not als berechtigt gelten lassen mochte, so waren 
doch zwei, noch dazu unmittelbar aufeinander folgende Kopfstationen des 
Guten wirklich zu viel, wollte man nicht Umständlichkeit und Gemüt¬ 
lichkeit des Betriebs als oberste liichtschnur ansehen. Unnötig zu sagen, 
daß schon eine einzige Spitzkehre die Wettbewerbsfähigkeit der künfti¬ 
gen Schwarzwaldbahn vollends illusorisch gemacht hätte. 

Man sah also, wie gesagt, in der Anlage von zwei Kopfstationen mit¬ 
ten im Schw arzwald nichts Besonderes. Ja, der Berichterstatter der Zwei¬ 
ten Kammer, Abg. Häußer (der berühmte Geschichtsschreiber), wollte 
Petitionen überhaupt nicht gelten lassen, die „an dem Sommerauprojekt 


,# ) Bericht wie unter *'). S. 21. 
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rügten, dasselbe greife auf die sog. Zickzaekbahnen zurück, die schon 
vor inehr als zwanzig Jahren von Negrelli am Semmering versucht und 
als unzweckmäßig verworfen worden seien; dagegen ist zu erinnern, daß 
es sich in Wirklichkeit nicht um die gedachten Zickzack- oder Spitz- 
hahnen, sondern um zwei Kopfstationen handelt, wie solche auch in der 
Ebene Vorkommen“”). Man scheute sich hierbei nicht, zum Vergleich 
oder vielmehr zur Rechtfertigung Kopfstationen aus der Ebene, Heidel¬ 
berg und Stuttgart, anzuziehen, und durfte sich dann wirklich nicht wun¬ 
dern, wenn von anderer Seite gegen derlei „Vergleiche" energisch pro¬ 
testiert wurde. „Das angezogene Beispiel der Kopfstationen von 
II e i d e 1 b e r g u n d St u I t g a r t, welche anerkannte Kalamitäten sind, 
könnte nicht unglücklicher gewählt sein", lesen wir in einer Denkschrift 
der Gemeinden Hornberg, Triberg, Sankt Georgen und Villiingen vom 
Jahr 1806*"). „Man würde sie schwerlich mehr so machen, wenn sie jetzt 
erst anzulegen wären, und wir wollen nicht dafür einstehen, daß Heidel¬ 
berg trotz der großen Kosten nicht noch abgeändert wird. Es ist aber denn 
doch etwas anderes, ob eine Kopfstation an einem Platz liegt, wo großer 
Verkehr ohnehin längere Aufenthalte veranlaßt, oder ob solche bei einem 
einzelnen Wirtshaus oder an einer unzugänglichen Bergwand, fern von 
menschlichen Wohnungen, angelegt werden will.“ 

Besser waren die Steigungsverhältnisse dieser mit Kopfstationen so 
reich gesegneten Bahn. Die Höchststeigung ging nämlich (nach wieder¬ 
holter Umarbeitung des Projekts) nicht über 1 ; 54 hinaus. In Triberg 
„an der Bergseite, an der sieh die Landstraße hinaufzieht, zunächst unter 
der Kreuzbrüeko“, sollte die erste Kopf Station errichtet ■werden. „Von 
da würde sich die Bahn talabwärts zurückwenden, um, mit 1,85 % (1 : 54) 
steigend, Gremmelsbach zu erreichen, wo gleichfalls eine Kopfstation an¬ 
zulegen w'äro“ 30 ). 

Wesentlich anders sah das Gerwig sche Projekt vom 8. September 
1857 aus. Hier war von keiner Spitzkehre mehr die Rede, doch mußte 
dafür die Höchststeigung wieder auf 1 : 40 heraufgesetzt werden. Die 
Linie, die gleich den bisher besprochenen von der später ausgeführten 
stark abweicht, blieb auf dem linken Gutachufer bis zum sog. „Back¬ 
peter" unterhalb Triberg, von wo sie auf dem rechten Ufer gegen Triberg 
geführt wurde, um alsdann beim weiteren Aufwärtssteigen das Nußbacher¬ 
tal beim Ort Nußbach zu überqueren, „bis sie circa 2000 Fuß oberhalb der 
Nußbacher Kirche auf der Höhe der Landstraße ankommt, wo die Wen- 


**) Denkschrift über die Notwendigkeit der ungesäumten Herstellung einer 
badischen KinzigUil-Bodensec-Ei.senbnhn und Beleuchtung der Einwendungen gegen 
die Soinmeraulinie, Karlsruhe 1 Sf>f>. S. H. 

:l ") Bericht wie unter •’), >S. _’0. 
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düng über das Tal genommen wird, um nach vorheriger Durchbrechung 
des Bergrückens eine vollständige Kreisbewegung um den Kopf dieses 
Berges zu machen“. Abermals folgten noch einige Tunnels und enge 
Krümmungen. 

Hier war also — ein für die damalige Zeit unerhörtes Wagnis — eine 
volle Spirale, wie sie ein Menschenalter später in der Wutachtalbahn 
im südlichen Schwarzwald, auf der Gotthard- und Albulabahn in der 
Schweiz mehrfach zur Ausführung kam, in die Lindenführung eingefügt, 
und man kann sich vorstellen, daß eine solche „spiralförmige, oben sich 
seihst durchschneidende Linie“, wie es in einer Denkschrift der Ober¬ 
direktion des Wasser- und Straßenbaus vom 25. Juni 1860 heißt? 1 ), allent¬ 
halben Aufsehen erregte Die Linienführung war für die damalige Zeit 
zu kühn, und man darf sich nicht wundern, wenn dieses Gerwig’sche 
Projekt stark kritisiert und seine Ausführung für unmöglich gehalten 
wurde, so daß es dem späteren, endgültigen Projekt gar nicht zugrunde 
gelegt werden durfte, sondern Gerwig hierbei auf ein älteres zurück¬ 
greifen mußte. Vom heutigen Standpunkt aus betrachtet, scheint es trotz 
allem infolge seiner stärkeren Steigung und der ungünstigeren Krüm¬ 
mungsverhältnisse (häufige Halbmesser von 180 m) dem späteren, ver¬ 
besserten Gerwdg’schen Projekt gegenüber jedenfalls minderwertig. 

Obwohl hier nun von Gerwig — allerdings noch mit untauglichen 
Mitteln —• wenigstens die Möglichkeit einer Beseitigung der Kopfstatio¬ 
nen vor Augen geführt wurde, dachte weder Regierung noch Landtag 
vorerst ernstlich daran, dem so gewiesenen Weg zu folgen. Man hielt 
auch jetzt noch an der Notwendigkeit mindestens einer Kopfstation fest. 
In einem von der Oberdirektion des Wasser- und Straßenbaus an die 
Direktion der Verkehrsanstalten unterm 25. Februar 1865 erstatteten 
Bericht**) wurde wohl der Beseitigung der Kopfstation Gremmelsbach, 
weil „an einem unbedeutenden Ort gelegen, der für den Eisenbahnver¬ 
kehr nicht in Betracht kommt“, das Wort geredet und „ein verhältnis¬ 
mäßig größerer Bauaufwand schon als gerechtfertigt“ bezeichnet; „was 
die Station Triiberg angeht“ — lesen wir dann aber weiter —, „so hieße 
es vollständig die gründlichen Vorstudien außer acht lassen, wenn man 
hier die Kopfstation in eine Durchfahrstation umwandeln wollte, man 
müßte denn einen sehr großen Mehraufwand — wohl eine Million fl. — 
allein zu diesem Zweck für gerechtfertigt halten und eich vor einem 
5 'bis 6000 Fuß langen Tunnel, größtenteils in einer Kurve von 1000 Fuß 
Radius liegend, nicht scheuen. Wir sind aber der Meinung, daß die 


31 ) Akten de 9 gr. bad. Handelsministeriums, Eisenbahnbau, 1860 ff. 
**) Akten Kmzigtalbalm der RedchsbalmdirektSon. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 52 
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eine Kopfstation Triberg um so weniger von Nachteil ist, als sie einen 
bedeutenden Verkehr haben wird und daher ohnehin alle Züge hier 
halten werden“. 

Es dauerte geraume Zeit, bis sich die Ansicht von der Notwendig¬ 
keit, beide Kopfstationen zu vermeiden, allenthalben durchgerungen 
hatte. Da die von Gerwig zunächst vorgeschlagene Höchststeigung von 
1 : 40 mit Recht nicht angenommen wurde, mußte — dem mehrfach ang^- 
zogenen Artikel 6 des Gesetzes vom 24. Juli 1862 entsprechend — die 
Lösung der Aufgabe auf anderem Wege gesucht werden. Zu diesem 
Zweck griff man auf die älteren Projekte zurück und beauftragte Gerwig, 
unter ihrer Zugrundelegung ein neues Projekt auszuarbeiten. Gerwig 
kam der Aufforderung in seinem „Vortrage“ vom 23. Dezember 1865 nach,, 
und dieser Entwurf sollte nunmehr der letzte und endgültige sein, nach 
dem der Bau schließlich erfolgte. Das Schriftstück mit seinen Anlagen**) 
wird für alle Zeiten ein Ruhmesblatt für seinen Verfasser 
bleiben, der hier, zwar an frühere Vorarbeiten anderer sich anlehneml, 
doch in durchaus selbständiger, gründlicher Umformung sein vielbe¬ 
wundertes Werk schuf. 

Zunächst wurde die nur etwa 3 km oberhalb der Kopfstation Triberg 
gelegene Kopfstation Gremmelsbach beseitigt. Dies ge¬ 
schah mit einem größeren Tunnel (912 m lang) und einer infolge des Ausfah¬ 
rens des Gremmelsbacher Tales erforderlirihen igjeringfügigen Verlängerung 
der Linie. Zugleich erfuhr die Strecke Homberg—Sommerau durch Ein¬ 
fügung zweier bisher nicht vorgesehener Horizontalen (der heutigen 
Stationen Niederwasser und Nußbach) eine weitere Verbesserung; auch 
wurden die Steigungsverhältnisse zwischen Hornberg und Niederwasser 
mit einer Schleife und Durchtunnelung des Eisenberges günstiger ge¬ 
staltet. Hiermit ließ es Gerwig aber nicht bewenden. Nachdem die Direktion 
der Verkehrsanstalten, der das ,so verbesserte Projekt unterm 25. Februar 
1865 vorgelegt wurde, sich damit einverstanden und — l’appetit vient en 
mangeant — daran anknüpfend den „dringenden Wunsch“ ausgesprochen 
hatte, „auch die Kopf Station Triberg beseitigt und möglichst in eine 
gerade Linie gelegt zu sehen“, befaßte sich Gerwig abermals „eingehend 
mit weiteren Detailstudien“, so daß er bereits am 15. Juli sein letztes Gut¬ 
achten abgeben konnte. Damit fiel auch die Kopfstation 
T r i b e r g. „Begünstigt durch die für Arbeiten im Freien vortreffliche 
Witterung“, beendete Gerwig im Lauf des Jahrs 1865 sein Werk. Wie 
schon bei Beseitigung der Kopfstation Gremmelsbach ein längerer Tunnel 

33 ) Akten wie unuir 10 ), Eieenbaihnbau, Schwarzwaldbalm, Faszikel II, 1S61 
bis lSiiS (in dar Reicdisbabndiirokllkm befindlich) . 
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hatte eingeschoben werden müssen, so ward nun auch in Triberg durch 
Einfügung des kleinen und großen Triberger Kehrtunnels (90 und 1 820 m 
lang) die lästige Spitzkehre vermieden. Für Gerwigs weitausschauen- 
den Blick sprechen nicht zum wenigsten die Worte, die er, voller Befriedi¬ 
gung ob des Erreichten, am Schluß seines „Vortrages“ anfügte: „Faßt man 
die ganze Linie Offenburg—Konstanz als große badische Landesbahn, 
auf weicher auch! Schnellzüge gehen] weiden, ins Auge, so erscheint der 
durch die Wegsohaffuing der Kopfstatiönen veranlaßt werdende Mehrauf¬ 
wand unerheblich“. 

Das neue Projekt Gerwigs wurde von der Vorgesetzten Behörde ohne 
Abänderung angenommen und zur Ausführung empfohlen. Jetzt erst 
konnte von einer „allen Erfordernissen des Betriebs entsprechenden 
Zugrichtung“ die Rede -sein, und die große Triberger Doppel- 
sohleife — die erste ihrer Art überhaupt — wurde „hier 
gleich in einer so großartigen und wahrhaft genialen Weise, zweimal 
dicht hintereinander, zur Ausführung gebracht, daß sie berechtigtes 
Aufsehen in der ganzen Eisenbahnwelt erregt und zur 
Nachahmung in verschiedenen Erdteilen Anlaß ge¬ 
geben hat“**). Ihre Steigungs- (1:50) und Krümmungsverhältnisse 
(kleinster Halbmesser 300 m) boten dem Betrieb keine außergewöhnlichen 
Hemmnisse mehr; sie glichen denen ,4er unter ähnlichen Verhältnissen 
erbauten Semmeringbahn“, wie denn diese letztere Bahn überhaupt 
sehr oft zum Vergleich herangezogen wurde. „Was überwindet nicht im 
gegenwärtigen Augenblick Österreich durch Eröffnung einer Bahnlinie 
über den mehr als 4000 Fuß hochliegenden Semmering?“, schrieben die 
Villinger und ähnlich viele andere in ihren Bittschriften, um den Bau 
der Schwarzwaldbahn damit zu rechtfertigen. „Die Sektion Hausaoh— 
Sankt Georgen — hieß es in der Begründung des Gesetzentwurfs vom 
20. Januar 1858**) — bietet in der Tat Schwierigkeiten, welche jenen 
auf dem Semmering jedenfalls nur wenig nachzustehen scheinen“. 

Auch das badische Finanzministerium bediente sich dieses Ver¬ 
gleichs mit der Semmeringbahn, aber eigentlich nicht, um zum Bau auf- 
zumuntern, sondern eher um abzuschrecken; war es doch von dem ganzen 
Unternehmen wenig entzückt, da ihm die zu bringenden Opfer von vorn¬ 
herein zu hoch und die zu überwindenden Schwierigkeiten unübersteig- 
bar schienen. Es war überzeugt, „daß eine Kinzigtalbahn mindestens 

**) L. Troske, Allgemeine Eisenbahnkunde für Studium und Praxis, 1. Teil, 
Anlage und Bau der Eisenbahnen, Leipzig 1907, S. 61. 

**) Begründung des Gesetzentwurfs, die Vervollständigung der Scluenen- 
wege im Großberzogtum betreffend, vom 20. Januar 1858, S. 8. 
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gleich große Schwierigkeiten finden würde, als bei der Semmeringbahn 
haben überwunden werden müssen“, und fügte nach einer Schilderung der 
Betriehschjwiierigkeiten am Semmering etwas vorschnell hinzu: „In 
diesen Verhältnissen werden künftige Fortschritte der Technik schwer¬ 
lich etwas ändern“* 6 ). Selten ist wohl eine so ahnungslos ausgesprochene 
Vorhersage gründlicher Lügen gestraft worden als in diesem Fall. 

Es sei der Vollständigkeit halber noch eines vom Bezirkeförster 
Wetzel in Triberg im März 1862 gefertigten „Entwurfs einer Eisen¬ 
bahnlinie zwischen Hausach und Sankt Georgen mit Anschluß nach 
Elzach“ gedacht. Danach sollte die Bahn bereits in Horn-berg eine Schleife 
machen und mit einem Umweg gegen Norden und Westen über die Stei- 
nenbacher Höfe und Hinterprechtal, wobei zwei längere Tunnels nötig 
wurden, ins Gutachtal oberhalb Niederwasser zurückkehren, um dann 
in einer großen Schleife um Triberg herum über Haldehof—Friedhof— 
Schonacher Straße—Kapellenberg—Retsche nach Nußbach—Sommerau zu 
gelangen. In diesem Fall wäre das Triberger Stadtbild in nächster Nähe 
der berühmten Wasserfälle zweifellos gründlich verunstaltet worden 
und der Bahnhof — viel höher als heute — etwa in der Gegend der Berg¬ 
straße am Kapellenberg, wo bei der steilen Neigung des genannten Ber¬ 
ges zudem kein Platz für ausgedehnte Gleisanlagen gewesen wäre, zu 
stehen gekommen. Das ganze Projekt, dem man wiederholt in den Akten 
begegnet, litt an zu großer Längenausdehnung, sah rund 18 km, also fast 
die Hälfte der Strecke Hausach—Sankt Georgen, als Tunnels vor und hätte 
so, ganz abgesehen von der Benachteiligung Tribergs durch hohe Dämme 
oder Taiübergänge, einen größeren Kostenaufwand als die Gerwigsche 
Linie erfordert. Seine Ausführung scheint denn auch nie ernstlich in 
Frage gekommen zu sein. 

Die Schilderung aller Kämpfe um die Sommeraulinie wäre unvoll¬ 
ständig, wenn nicht auch einer anderen, bisher kaum erwähnten Schwie¬ 
rigkeit gedacht würde, die dem Eisenbahnbauer im Schwarzwald seine 
Arbeit stark verleidete und oft unmöglich machte: die klimatischen, vor¬ 
nehmlich die Schnee Verhältnisse des oberen Schwarz¬ 
walds. Dies zeigte sich bereits bei den Vorarbeiten der vierziger und 
fünfziger Jahre. Mehr als einmal ward über den langsamen Fortgang 
dieser Arbeiten, besonders in der Gegend um Triberg und Sommerau, 
geklagt, und die dort angestellten Geometer hatten Mühe, eich mit „der 
schlechten Witterung und dem durchgehends sehr schwierigen Terrain“ 


*•) Bericht des Ministeriums der Finanzen an das Ministerium des großh. 
Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten vom 9. Januar 1858, bei den Akten 
Eisenbahnhau des letzteren befindlich. 
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zu entschuldigen 37 ). Sogar Gerwig selber wurde damit behelligt, konnte 
aber nur wiederholen, was seine Angestellten hierzu angeführt hatten 38 ). 
Es klang unter diesen Umständen fast etwas herausfordernd, wenn die 
Direktion der Verkehrsanstalten einmal von der „Großartigkeit der 
Hemmnisse“ sprach 38 ), die Veranlassung sein solle, sie nun erst recht zu 
überwinden. 

Auf alle Fälle standen die klimatischen Verhältnisse dem Unter¬ 
nehmen sehr im Weg. In den Gegenden um die Sommerau ist die Witte¬ 
rung eine ziemlich rauhe, der Winter sehr lang und die Kälte u. U. an¬ 
haltend. Wenn im Volksmund die Mär von der kalten Sommerau geht, 
die ihren Namen daher habe, weil ee dort im Winter kalt sei und im 
„Sommer au“ (auch), so steckt manche Wahrheit in diesem oft gehörten 
Scherzwort. Allerdings sind die Sohneeverhältnisse in der Gegend 
häufig übertrieben dargestellt worden, und auch zur Zeit, da man die 
Pläne zur Überschienung der Sommerau fertigte, wurden die grausigsten 
Dinge über diesen Landstrich erzählt. „Der in jedem Winter zu erwar¬ 
tende hohe Schneefall würde den Betrieb während längerer Zeit sehr er¬ 
schweren oder wohl ganz verhindern; es bedürfte nach der Ansicht Orts¬ 
und Sachkundiger der kostspieligsten Vorkehrungen, vielleicht gar einer 
stundenlangen Bedachung der ganzen Bahn, um sie im Winter benützbar 
zu erhalten“ 40 ). Man hielt es für ausgeschlossen, „bei sohneereichen 
Wintern durch die Schluchten und Bergwände des Gutachtales und auf 
die Sommerau hinaufzukomraen“, und sah die Störungen voraus, „welche 
der in den höheren Gegenden vier Monate jedes Jahr anhaltende Winter 
mit seinen großen Schneemassen im Bahnbetrieb verursachen müßte“ 41 ). 

Der vom Abg. B i s s i n g der Zweiten Kammer erstattete Bericht 
(Landtag 1857/58) nannte den geplanten Bahnbau über die Sommerau „ein 
solch außerordentlich kostspieliges und im Betrieb so erschwertes Unter¬ 
nehmen, daß man wahrhaft davor zurückschrecken müsse, und dies umso 
mehr, als überdies der Betrieb einer solchen Bahn in den hohen Lagen 
des Schwarzwalds und namentlich in dieser Gegend der Schneelagerungei» 
wegen in der Regel wohl jeden Winter ins Stocken ge- 

37 ) Bericht des Geometers Häfele an die Oberdirektion des Wasser- und 
Straßenbaues vom 16. November 1856, Akten der letzteren. 

**) Betrieb! vom 3; Juni 1857 ebenda-. 

38 ) Beschluß der Direktion vom 11. September 1859, Akten des Handels¬ 
ministeriums. 

*°) Karlsruher Zeitung vom 8. Mai 1860, wo der Bericht des Abg. Mohl an 
die Erste Kammer abgedruckt ist. 

41 ) Über die verschiedenen Eisenbahnprojekte in Baden, mit besonderer 
Rücksicht auf dessen Staatsbahn und deren Interessen, Flugschrift, gezeichnet 
v. K.. Waldshut 1845, S. 5. 
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raten müßte und hier jede Vorkehrung dagegen nutzlos sein würde, 
wenn die Bahn nicht vollständig gegen diese Übel durch Überbau ge¬ 
sichert werden wolle“**). 

Auch hier blickte Gerwig, der bereits Erfahrungen im Straßenbau 
im hohen Schwarzwald gemacht hatte, weiter als viele andere. Über 
die „sehr gefürchteten Schneelagerungen“ sagt er in seiner Denkschrift 
vom 7. Oktober 1857”), „daß ©ich an der Straße von Gütenbach nach 
Furtwangen, welche über eine größere und winterlichere Höhe (fast 
1000 m ü. d. M.) zieht als die Sommerau, die Vorkehrungen gegen die 
Schneewehungen sehr gut bewiesen haben“, und er war „überzeugt, daß 
die Zukunft darüber zu ©einen Gunsten urteilen werde“. Sie hat es getan. 

Die angeblich unüberwindlichen Schneemassen und die unbewohnten 
Schluchten spielten lange Zeit eine große Rolle in Öffentlichkeit und 
Presse. „Man möge bedenken“ — ließ sich ein ganz Kundiger in der 
Badischen Landeszeitung 44 ) vernehmen —, „da© Dampfroß scheut vor 
unbewohnten wilden Felsen, Labyrinthen und öden, menschenleeren Hoch¬ 
flächen; es schnaubt niemals inmitten toter Schneefelder und kann nicht 
darüberhin auf Schneeschuhen laufen.“ Dem wurde von Schwarzwälder 
Seite sofort entgegengehalten, daß man nicht „unter Löwen- und Bären¬ 
horden sieh herumtummele“, auch „keine wilden, öden, menschen¬ 
leeren Hochflächen“ dort antreffe, sondern „von sehr fleißigen Menschen 
bewohnte Ortschaften, Täler und Tälchen“.- 

Nach jahre-, fast jahrzehntelangen Arbeiten war, wie ich gezeigt 
habe, die schwierige Aufgabe des Eisenbahnbaus über den Schwarzwahl 
endlich gelöst worden, und der Name Gerwigs wird auf- alle 
Zeiten damit verbunden bleiben ; denn wenn die Lösung be¬ 
friedigte, so war sie vor allem sein Werk. Daß bei der Wahl der Zug¬ 
richtung der Partikularismuis eine Rolle gespielt und eine mit besonderen 
Schwierigkeiten behaftete Linie schließlich gewählt wurde, tut dem Werk 
Gerwigs keinerlei Abbruch. Der Techniker bearbeitete, was ihm die 
Vorgesetzte Behörde auftrug; nach politischen Gründen hatte er nicht 
zu fragen. 

Auch äußere Anerkennung ist Gerwig nicht versagt geblieben. Schon 
1872 wurde er auf Grund der genialen Lösung der Linienführung der 
Schwarzwaldbahn unter den denkbar glänzendsten Bedingungen als b au- 
leitender Oberingenieur an die Gotthard bahn berufen, 
und wenn er auch 1875 infolge von Meinungsverschiedenheiten mit dem 

**) Bericht des Abg. Büssing, Verhandlungen der Ständevcrsaminlung 1857 
bis 1858, S. 80, abgedruckt bei Müller a. a. O. S. 104. 

* a ) Aktien wie unter *•), Eieenbaämbaiu, Pars I, 1815/53. 

**) Oberrheinischer Courier. Freiburg i. Breisgau, vom 1. Juli 1863. 
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Verwaltungsrat seine Stellung wieder aufgab, so tragen doch die der 
Schwarzwaldbahn nachgebildeten Schleifen bei WasBen und die Anlage 
der Talbahnen im Tessin ausgesprochen Gerwigsches Gepräge, das jedem 
aufmerksamen Reisenden ins Auge fallen muß. Wiederholt wurde Gerwig 
•von den Schwarzwälder Ämtern Triberg, Hornberg, Wolfach und Haslach 
in den badischen Landtag, 1875 auch in den Reichstag gewählt, wo seine 
Autorität als Techniker namentlich in der Kommission ftir den Bau des 
Reichstagsgebäudes zur Geltung kam. Und wie Ghega auf dem Semme¬ 
ring, Etzel hoch oben auf dem Brenner ihr Denkmal erhalten haben, so 
ist auch Gerwig, dem Erbauer der Schwarzwaldbahn, 
1889 im Triberg, dem Mittelpunkt der ganzen Anlage, ein wohlver¬ 
dientes Denkmal errichtet worden: Zwischen dunklen Schwarzwald¬ 
tannen grüßt — jedem Schnellzugreisenden sichtbar — sein Bildnis von 
einem, im Sommerautunnel gesprengten Granitblock uns entgegen, und ein 
zum Flug anhebender Adler soll gleichsam den kühnen Flug verkörpern, 
den die Eisenbahn hier über Höhen und durch Täler genommen hat, 

b) Der Juraübergang von Donau zum Rhein. 

Mit der Übersehienung der Höhen des Schwarzwalds bei der Som¬ 
merau war die Eisenbahn vom Rhein- ins Donaugebiet übergetreten. Um 
zum Hegau und Bodensee, also wieder ins Rheingebiet zurück, zu ge¬ 
langen, mußte mithin eine weitere Wasserscheide zwischen Donau und 
Rhein überschritten werden. Wenn sie auch an Bedeutung sich mit der 
ersten nicht entfernt messen kann, so mag auch dieser Übergang hier, 
wo von der ganzen Schwarzwald'bahn die Rede ist, kurz gestreift werden. 
Uber das dazwischenliegende Stück, von Sommerau—Sankt Georgen bis 
ins Donautal, war kaum eine Meinungsverschiedenheit möglich; die Li¬ 
nienführung schien hier durch die Flußläufe erst der Brigach bis Donau- 
eschingen, dann der Donau vorgezeichnet. Eine Führung der Eisenbahn 
über Bad Dürrheim, dessen Saline und Solbad unmittelbar an sie ange¬ 
schlossen zu werden wünschten, wurde wohl zeitweise erörtert, dann 
aber wegen des zu nehmenden Umwegs wieder fallen gelassen. Erst im 
Jahr 1904 erhielt Dürrheim mit einer Seitenbahn von Marbach den 
gewünschten Anschhiß an die Schwarzwaldbahn. 

Bei der Weiterführung der Bahn traten aber wiederum Zweifel auf. 
Nachdem sie nämlich ein Stück weiter donauabwärts gelangt war, erhob 
sich die Frage, auf welchem Weg der Übergang von da zum Hegau und 
Oberrheintal genommen, d. h. ob das Donautal bei Geisingen oder erst 
bei Immendingen verlassen werden solle. Hier die Entscheidung her¬ 
beizuführen, lag ebenfalls in Gerwigs Hand. In zwei ausführlichen 
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Vorträgen vom 29. Januar 1862 und 25. Oktober 1863* 5 ), die das Ergeb¬ 
nis seiner eingehenden Untersuchungen darlegten, entschied er sich für 
den Weg über Invmendingen. Beide Wege boten große Schwierigkeiten, 
nicht nur wegen der Höhenunterschiede, sondern vor allem wegen des 
Gesteins. Hatte man es im Schwarzwald hauptsächlich mit Granit zu- 
tun gehabt, dessen Härte einen schwierigen, aber im allgemeinen soliden 
Bau garantierte, so war der bröckelnde und rutschende Jurakalk dem 
Bahnbau viel gefährlicher, und am gefährlichsten in der Gegend der von 
Geisingen gegen Engen abzweigenden Linie. Die in mehrere Zweige 
eich gabelnde Variante Geisingen—Watterdingen—Engen war zudem 
länger und erforderte einen noch größeren Tunnel als die Linie Geißingen 
—Immendingen—Engen, so daß die Wahl trotz aller auch der letzteren 
Linie anhaftenden Mängel schließlich nicht schwer fiel. „Man mag hier 
bauen, wie man will, so wird man immer mit viel Schwierig¬ 
keiten zu tun haben“, heißt es etwas Tesigniert in Gerwigs 
Bericht vom 29. Januar 1862. 

In der Tat bietet das ganze Gebiet des nördlichen Hegaus, um das 
es sich hier handelt, eine Menge geologischer Merkwürdigkeiten. 
Das Gelände befindet sich vielfach in fortgesetzter Be¬ 
wegung, und an der Landstraße Geiaingen—Engen, der die Linien¬ 
führung der Bahn gegebenenfalls zu folgen gehabt hätte, befinden sich 
nicht wenige hierdurch gefährdete Stellen. So erblickt man von ihrer 
höchsten Stelle (800 m ü. d. M.), etwa 5 km von Engen entfernt, gegen 
Ostnordost den Ort Biesendorf, und dahinter den Kirchturm von Emmin¬ 
gen aib Egg. Zwischen beiden Ortschaften liegt ein mäßig hoher Höhen¬ 
rücken, der eich von der Windegg gegen die Station Talmühle hin aenkt. Vor 
etwa zehn Jahren sah man von jenem Punkt aus nur das Satteldach des 
Emminger Kirchtums, heute zeigen sich schon mehrere Dächer der höchst 
gelegenen Häuser Emmingens, und den Kirchturm gewahrt man jetzt bis 
etwa sechs Meter unter dem Satteldach. Von Jahr zu Jahr scheinen eich 
die Häuser Emmingens zu heben. Entweder findet also eine starke Erd¬ 
senkung des Höhenrückens Windegg-Talmühle oder eine ebensolche 
Hebung eines der beiden äußersten Punkte (Landstraße am Neuhöwen 
oder Emmingen) statt. Besonders bemerkenswert ist hierbei die Ge¬ 
schwindigkeit, mit der sich diese Erdbewegung vollzieht: Sie beträgt 
schätzungsweise jährlich gegen 50 Zentimeter, was vom geo¬ 
logischen Standpunkt aus als ganz außerordentlich bezeichnet werden 
muß*). 

* 5 ) Aktien wie unter sl ). 

*) Derartige Erdbewegungen sind in Siidbaden nichts Seltenes. Man er¬ 
innert sich drr Schwierigkeiten, denen der Bau der strategischen Wutachtal- 
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Was hier heute jeder Bewohner der Gegend beobachten kann, das 
blieb auch Gerwig und seinen Ingenieuren nicht verborgen. Aus der 
begründeten Befürchtung, „in die bedenklichsten Partien der großen 
Rutsohflache des Hohenhöwen zu geraten“* 8 ), ward von den Watterdinger 
Varianten abgesehen. Sie „kommen nach Durchbrechung der Wasser¬ 
scheide in ein von vulkanischen Hebungen durchwühltes, mit Tertiär¬ 
schichten (Grobkalk, Nagel fluh, Molusse) bedecktes, sehr quellenreiches 
Gelände.“ Ganz so schlimm war es bei der Linie über Immendingen und 
Hattinger Ziegelhütte nicht, wenn auch hier zwei Tunnels, lange Ein¬ 
schnitte und hohe Dämme errichtet werden mußten. Doch konnte als 
Böchststeigung immerhin ein günstigeres Verhältnis als an der Sommerau 
und den Watterdinger Varianten, 1:60, eingehalten weiden. 

Nachdem unweit Engen dann die Hochfläche des Hegaus erreicht 
war, bot das nachfolgende Sohlußstück gegen das damals noch kleine 
Dorf Singen am Hohentwiel, das sich unterdes zu einer lebhaften 
Mittelstadt mit stark aufstrebender Industrie entwickelt hat, dem Bahn- 
ba/u keinerlei Schwierigkeiten mehr. Die Aufgabe des Bauprojekts der 
ganzen Schwarzwaldbahn Offenburg—Singen war gelöst und die ersehnte 
durchgehende Verbindung zw ischen der Rheinebene Mittelbadens und der 
Gegend am Bodensee in ihren Plänen fertiggestellt. Der Bau konnte 
beginnen. 


III. Kapitel. 

Der Bau der Schwarzwaldbahn. 

Nach der ausführlichen Schilderung der Projekte zum Eisenbahnbau 
über den Schwarzwald ist dieser selbst bald erzählt. Er zerfiel — aus 
geographischen und technischen Gründen — in drei zunächst voneinander 
unabhängige Teilstücke, Offenburg—Hausaeh, Villingen—Singen und — 
das Hauptstück — Hausaeh—Villingen. 

a) Of fenburg-Hausach: Der Bau der 33 km langen Kinzig¬ 
talstrecke begegnete keinen wesentlichen Schwierigkeiten. Nachdem im 
Herbst 1863 die Vorarbeiten begonnen hatten, wurde am 16. Januar 1865 

bahn seinerzeit begegnete. Die Linie wurde 1890 eröffnet, war aber fünfzehn 
Jahre zuvor schon vollständig ausgesteckt und vorbereitet worden. Da jedoch 
die Schiefer- uwl Tonschichlen der dortigen Juraformation sich ständig in 
schwacher Bewegung befinden, so gab die badische Eisenbahnver¬ 
waltung den Kampf mit dem rutschenden Boden schließlich 
auf, bis viel später dann auf Kosten des Reichs das schwierige Werk erstand. 
In der Gegend des 2*',.') m langen Biesenbachviadukts war die Bewegung am 
stärksten, und wie schon seine Anlage besondere schwierig gewesen war, so er¬ 
fordert seine Unterhaltung noch heute die größte Aufmerksamkeit. 

4S ) Vortrag Gerwigs, ebenda, vom 25. Oktober 1863. 
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der Bauvertrag geschlossen; der Bau selbst begann am 1. April 1865. 
Bedeutendere Erdarbeiten waren oberhalb der Station Gengenbach zu 
überwinden, wo die Eisenbahn mehrere Kilometer weit auf dem rechten 
Kinzigd&mm unmittelbar am Fluß dahinzieht. Hier mußte, zwischen 
Gengenbach und Paulissdhanze, für den Fluß ein völlig neues Bett ge¬ 
schaffen werden. Im weiteren Verlauf setzt die Eisenbahn, da die Berg¬ 
abhänge des rechten Kinzigufers unterhalb des Dorfs Steinach nahe 
gegen den Fluß vorepringen, auf einer eisernen Brücke von 60 m Spann¬ 
weite auf das linke Ufer über, wo sie bis Hausach verbleibt. Nennens¬ 
werte Hemmnisse kamen hier keine mehr vor. Der Bau schritt vielmehr 
so schnell voran, daß die ganze Strecke schon nach Jahresfrist, am 
2. Juli 1866, eröffnet werden konnte. „Eröffnungsfeierlichkeiten jeder 
Art unterbleiben“, heißt es in einem Erlaß der Direktion der Verkehrs¬ 
anstalten, und dieser Beschluß war mit Rücksicht auf den Ernst der Zeit 
— am Tag darauf fand bekanntlich die Schlacht bei Königgrätz statt — 
durchaus begreiflich. 

b) Villingen — Singen: Nachdem Singen und der Bodensee 
bereits im Jahr 1863 durch den Ausbau der Oberrheintalbahn Basel— 
Konstanz an das badische Eisenbahnnetz an geschlossen worden waren, 
wurde wenige Monate nach Inbetriebnahme der eben genannten Kinzigtal¬ 
bahn, am 6. September 1866, die 15 km lange Teilstrecke Singen — 
Engen eröffnet. Man fing also an, von Singen aus der Kinzigtalbahn 
entgegenzubauen, ohne zunächst noch über den Ort des Zusammentreffens 
beider gegenüberliegenden Zweige im klaren zu sein. Bis Engen, dem 
kleinen Amtsstädtchen im Hegau, wurde die Bahn am Ostabhang der 
vulkanischen Felskegel des Hohentwiel, Hohenkrähen und Hohenhöwen 
entlanggeführt. 

Schwieriger gestaltete sich der Weiterbau gegen Donaueschingen. Nach¬ 
dem hier auf Grund des Gerwiigschen Gutachtens der Weg über Immen¬ 
dingen gewählt worden war, galt es, die Linie über die Wasserscheide 
von Rhein und Donau hinüberzubringen. Die Vorarbeiten gehen hier bis 
in den Herbst 1860 zurück. Der durch den bröckligen Jurakalk ge¬ 
schlagene Hattinger Tunnel (900 m lang) mußte völlig ausgemauert und 
mit einem vorhergehenden 600 m langen Felseneinschnitt versehen 
werden. Der Bau dieser Teilstrecke war im Frühling 1868 beendet, so 
daß die ganze Strecke Engen — Donaueschingen am 15. Juni 
1868 dem öffentlichen Verkehr übergeben werden konnte. Zweimal 
mußte die junge Donau tibcrbriickt und außerdem ihr Bett zwischen 
Pfohren und Neudingen auf 240 m verlegt werden. Ebenso flott ging der 
Weiterbau bis zur Kreishauptstadt Villingen vonstatten. Technische 
Schwierigkeiten gab es hier auf der Hochfläche der Baar kaum. Am 
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16. August 1869 fuhr die Eisenbahn von Singen her bis Villingen 
und somit bis nahe an den Übergang der Hocheibene zum täler- und 
kluftenreichen Schwarzwald. Di© Eröffnung des noch fehlenden letzten 
Stücks ließ begreiflicherweise am längsten auf sich warten. 

c) Hausach — Villingen: Als die eben beschriebenen Teil¬ 
strecken vollendet und dem Verkehr übergeben wurden, hatte auch auf 
der schwierigen Gebirgstreoke der Eisenbahnbauer sein Werk bereits 
begonnen. Vorarbeiten und Absteckungen reichten bis 1865 zurück. Der 
deutsche Krieg vom Sommer 1866 unterbrach sie auf einige Monate, und 
„die der Inspektion Triberg übertragenen Vorarbeiten“ wurden „im Hin¬ 
blick auf die finanziellen und politischen Verhältnisse bis auf weiteres 
eingestellt“* 7 ). Um so eifriger ging man danach ans Werk. Am 22. Juni 
1867 wurden die Bauarbeiten auf einigen der schwierigsten Stellen im 
Gebirge begonnen und nun drei Jahre lang ununterbrochen fortgesetzt. 
Aber noch einmal sollte der Allzerstörer Krieg in das große Werk hem¬ 
mend einigreifen. Im Sommer 1870, als die Tunnels schon zum Teil weit 
vorangesohritten und die Erdarbeiten fast beendet waren, mußte der Bau 
infolge Ausbruchs des deutsch-französischen Kriegs abermals völlig 
stillgelegt werden. Die deutschen Arbeiter wurden eingezogen und die 
nicht minder zahlreichen italienischen Arbeiter entlassen. Letztere 
reisten „in großen Mengen über Konstanz-Bodensee in ihre Heimat zu¬ 
rück“. Die Folgen der Einstellung jeder Bautätigkeit ließen nicht lange 
auf sich warten: Schon im September wurden Klagen über die Ver¬ 
witterung der begonnenen Tunnelbauten und Bahnwartshäuser laut, und 
es war auch schließlich nicht zu vermeiden, daß Wind und Wetter diese 
Bauten hart mitnahmen. „Wird der Weiterbau nicht bald aufgenommen, 
so sieht man in verschiedenen Tunnels Einstürze mit Sicherheit vor¬ 
aus“, war in den Zeitungen zu lesen. Der tägliche Zinsverlust wurde 
auf 400 fl berechnet**). 

Im Herbst 1870 und Winter 1S70/71 schritten sonach die Arbeiten 
nicht vorwärts; erst im Lauf des Jahrs 1871 wurden sie in vollem Um¬ 
fang wieder aufgenommen und dauerten nun bis zum Herbst 1873. A m 
10. November 1S73 erfolgte die Betriebseröffnung der 
ganzen Schwarzwaldbahn, nachdem die Gütertransporte 
schon am 1. November begonnen hatten. Die frühere Eröffnung des 
Gütardienstes erschien zulässig, weil für den langsameren Gang der 

* 7 ) Erlaß des Handel«mirusrtertl'ums am die Oberdirektitom dtee Wasser- und 
Straßenbaues vom 22. Mai 1866, in den Akten des Ministeriums des großh. Mau-es 
und der auswärtigen Angelegenheiten. 

**) Dr. A. Kuntzemüller, Die badischen Eisenbahnen im denHch-frnnzüsi- 
schen Krieg 1870/71. Mannheim 1914, S. 3T>. 
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Güterzüge auch ein für Personenzüge noch nicht vollkommen gut regu¬ 
liertes Schienengleiße ausreichend ist und weil die Güterzüge zur besse¬ 
ren Einübung des Personals noch benützt werden können 49 ). Gerwig, der 
nicht nuT die Pläne gefertigt, sondern auch die Leitung ihrer Ausführung 
unter sich hatte, war unterdes, wie erwähnt (S. 802), aus dem badischen 
Staatsdienst ausgetreten und in die Schweiz übergesiedelt, so daß er bei 
Vollendung seines Werks nicht anwesend sein konnte. 

Von Hausach an folgt die Linie zunächst der Gutach aufwärts, über¬ 
schreitet sie auf eiserner Brücke oberhalb der gleichnamigen Station und 
beginnt nun mit der Höchststeigung von 1 : 50 sich Hornberg (384 m, 
Kirche 361 m ü. d. M.) zu nähern. Unmittelbar zuvor machte das breite 
Reichenbachtal einen 25 m hohen, in Eisenkonstruktion auf geführten 
Viadukt mit vier Öffnungen von je 30 m Lichfweite nötig. Von Hornberg 
bis Triberg wechselt die Steigung zwischen 1 : 58 und 1 : 50; die Linie 
bleibt bis zum sog. Glasträger auf dem rechten Gutachufer. Hier über¬ 
schreitet sie das Haupttal auf einem 26 m langen Viadukt, um dann im 
Niederwasser-Kehrtunnel sich abermals nordwärts zu wenden und in 
einer großen, etwa 5 km langen Schleife den Eisenberg um- und 
schließlich zu durchfahren. Beim Kurzbergtunnel erreicht sie das 
Gutachtal, nun aber in einer Höhe von 45 m über der Talsohle, wieder. 
Es folgt Station Triberg (616 m, Kirche 686 m ü. d. M.). Nach kurzer 
Horizontale setzt die Steigung von neuem ein, mit 1 : 53, etwas geringer 
als zuvor, und die zweite, etwa 6 kmlango Schleife beginnt, indem 
mit den beiden Triberger Kehrtunnels, zwischen denen das Nußbach¬ 
tal oberhalb der Kreuzbrücke überschritten wird, die Linie wiederum 
nördliche Richtung gewinnt. In mächtigen, von vielen kleinen Tunnels 
durchbrochenen Bögen wird der Seelenwald umfahren, das Gremmels- 
bacher Tälchen ausgefahren und schließlich mit dem Gremmelsbacher 
Tunnel die südliche Richtung ins Nußbacher Tal wieder erreicht Hier 
führt die Linie ungefähr 100 m über dem Triberger Kehrtunnel unter dem 
Kopf des sog. Höhnen hindurch, an dessen Fuß sie kurz zuvor die Stei¬ 
gung begonnen hatte. Dem Blick des Reisenden aus dem Wagenfenster 
zeigt sich der Bahnkörper im gleichen Tal dreimal, 
auf linker Talseite einmal, auf rechter zweimal übereinander, 78 und 
150 m über der Talsohle, so daß die Böschung der oberen Linie nahezu 
dio der unteren Linie erreicht. Station Nußbach (750 m, Kirche 664 m 
ü. d. M.) bildet eine kurze Unterbrechung der anhaltenden Steigungen, 
die die Linie noch bis nach Sommerau mit mehreren Tunnels, darunter 

**) Schreiben des Präsidenten des Handelsministeriums an den Bürger¬ 
meister von Villingen vom 21. Oktober 1873, bei den Akten des Gewerbevereins 
Triberg befindlich. 
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dem größten, hinaufbegleiten. Von; Sommerau an zieht sie in mäßigem 
Gefall von 1:81 dem Brigachtal entlang nach Villingen, wo die Ver¬ 
bindung mit der früher eröffneten VilMngen-Singener Linie stattfindet. 

Die Strecke Haueach—Villingen kostete, obwohl nur 53 km lang, 
nicht weniger als 14 Millionen fl (24 Millionen <M), wovon 11 Millionen fl 
(t9 Millionen <M) allein auf das 29 km lange Teilstück Hornberg—Sankt 
Georgen kamen. Außer sechs großen Brückenbauten wurden noch 
136 kleinere Brücken, Durch- und Überfahrten, Dohlen usw. ausgeführt. 
Zu den mühevollsten Arbeiten gehörten die Tunnels mit ihren teilweise 
sehr langen und hohen Vorednschnitten. Der längste der 38 Tunnels des 
letztgenannten Teilstücks ist der 1697 m lange Sommerautunnel; 
alle zusammen sind 9,5 km lang. Man hatte zuerst gehofft, die Haltbar¬ 
keit des Granits werde es gestatten, die Tunnels zum größten Teil un¬ 
gewölbt zu lassen. Diese Hoffnung erwies sich als trügerisch, da das an 
sich harte Gestein unter dem Einfluß der Atmosphäre wider Erwarten 
schnell sich auf löste. Größte Vorsicht schien somit geboten, und im 
Februar 1873 begab sich eine aus sämtlichen technischen Mitgliedern der 
Generaldirektion bestehende Kommission zur Untersuchung dieser Ver¬ 
hältnisse an Ort und Stelle, „um zu begutachten, in welcher Ausdehnung 
weitere Gewölbeeinbauten ratsam erschienen. Während nach früherer 
Ansicht nur 4034 m mit Gewölbeverkleidung versehen werden sollten, 
beantragte die Kommission einstimmig die Einwölbung weiterer 
4541 m“ 80 ). Wohl verteuerte sich der Bau dadurch nicht unwesentlich, 
aber immerhin nicht in dem Maß, wie dies bei einer späteren Vornahme 
der Ausmauerung der Fall gewesen wäre, ganz abgesehen von den Ge¬ 
fährdungen des Betriebe, die zweifellos eingetreten wären, aber so von 
Anfang an vermieden wurden. 

Der Bau des großen Sommerautunnels wurde mit vier Schächten be¬ 
trieben. Einzelheiten muten uns in der heutigen Zeit der Stahl- und 
Drehbohrmaschinen, wie sie im Simplontunnel Verwendung fanden, etwas 
sonderbar an. Im Sommerautunnel war der Wasserzudrang oft so be¬ 
deutend, daß die mit der Dampfmaschine betriebenen Pumpwerke ihn 
kaum bewältigen konnten. Neben grob- und feinkörnigem Granit (Erz¬ 
gänge wurden nirgends getroffen) stieß man auf stark verwitterten 
Gneis, so daß Ablösungen von der Seite wiederholt vorkamen und am 
17. Juli 1872 ein Einbruch auf 21 m Länge auf einer bereits fertig aus¬ 
gebauten Strecke den ganzen Bau in die größte Gefahr brachte. Daß 
hierbei kein Menschenleben verloren ging, darf als ein besonderer Glücks¬ 
zufall betrachtet werden. 


*°) Müller a. a. 0. Seite 171. 
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In weiser Voraussicht wurde der Bahnkörper der Strecke Hom¬ 
berg—Sankt Georgen sofort für zwei Gleise hergestellt; das 
Ausbruchsmaterial aus den Tunnels reichte zur Anschüttung des zwei¬ 
spurigen Bahnkörpers völlig aus, und daß die Tunnels selbst von vorn¬ 
herein für zwei Gleise hergestellt wurden, nahm man als etwas Selbst¬ 
verständliches an. Auf der Gotthardbahn war dies ein Jahrzehnt später 
bekanntlich nicht der Fall, da man dort den Voranschlag schon ohne 
diesen Ausbau, der heute mit den größten Kosten nachgeholt werden muß, 
wesentlich überschritten hatte. Es mochte vielleicht nicht ganz unberech¬ 
tigt sein, wenn man Gerwig von dem Verwaltungsrat der Gott¬ 
hardbahn ein allzu verschwenderisches Bauen zum Vorwurf machte; denn 
Opulenz gehörte jahrzehntelang gewissermaßen zur 
Tradition des badischen Eisenbahnbaues (man denke an 
die reichhaltige Ausstattung des badischen Eisenbahnnetzes mit Doppel¬ 
gleisen, die großen modernen Bahnhofsbauten u. a. m., Umstände, die 
zur Folge hatten, daß das kilometrische Anlagekapital der badischen 
Staatsbahnen das bei weitem höchste in Deutschland war). „Herr Gerwig 
stammt aus der badischen Staatsingenieurschule“ — so konnte die 
Schweizer „Grenzpost“ 1875 anläßlich seines Rücktritts vom Gotthard- 
bahnuntemehmeai schreiben —, „welche dafür bekannt ist, daß sie sehr 
solid und sehr schön baut, aber um die Kosten sich blutwenig kümmert“. 
Im Fall der Schwarzwaldbahn hat diese Opulenz jedenfalls tausendfältige 
Frucht getragen; die Geschichte ihres fünfzigjährigen Betriebs beweist 
das zur Genüge. 

Nachdem beim Bau selbst nur ein Gleis, und zwar der größeren 
Sicherheit halber auf der Bergsedte, gelegt worden war, fand der Ansbau 
auf Doppelspur, dem gesteigerten Verkehr entsprechend, später statt, 
zunächst auf der eigentlichen Gebirgsstrecke, diann auch auf allen übrigen 
Teilstrecken. Der zweigleisige Betrieb wurde wie folgt er¬ 
öffnet: 

1888 Hausach—Villingen 53 km, 

1890 Hintschingen—Immendingen (Gleis der Wutachtalbahn) 3 km, 

1901 Offenburg (ab km l,io, also ausschließlich des alten Bahn¬ 
hofs Offenburg) —Gengenbach 8 km, 

1904 Immendingen—Engen 15 km, 

1905 Gengenbach-Biberach 9 km, 

1905 Engen—Singen 15 km, 

1909 Offenburg—Blockstation IV 1 km, 

1909 Biberach—Blockstation 20 3 km, 

1910 Blockstation 20—Hausach 12 km, 

1912 Villingen—Marbach 3 km, 
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1913 Geisingen—Hintscbingen 3 km, 

1914 Donaueschingen—Pfohren 4 km, 

1914 Marbach—Klengen 2 km, 

1919 Gutmadingen—Geisingen 3 km, 

1920 Pf ohren—Neudingen 3 km, 

1920 Klengen—Grüningen 3 km, 

1921 Grüningen—Donaueschingen 5 km, 

1921 Neudingen—Gutmadingen 4 km. 

Man beachte die in kleinste Teilstücke zerlegte, streckenweise Bau¬ 
ausführung auf der Linie Villingen—Immendingen, wo zunächst kein 
Doppelgleis vorgesehen war und daher viel größere Schwierigkeiten aus 
dem Weg geräumt werden mußten. Die Unterbrechung des Weiterbaus 
zwischen 1914 und 1919 iet wie ersichtlich eine Folge des Weltkriegs. 
Seit dem 22. Dezember 1921, dem Tag der Vollendung des zweiten 
Gleises auf der letzten Teilstrecke Neudingen—Gutmadingen, w i r d d i e 
ganze Schwarz Waldbahn zweigleisig betrieben. 

Es entbehrt vielleicht nicht des Interesses, noch zu erfahren, daß 
trotz des oben geschilderten Petitionsturms in den fünfziger und 
sechziger Jahren der Bau der Eisenbahn selbst mancherlei Widerstand 
überwinden mußte. Als die notwendigen Enteignungen vorgenom¬ 
men werden sollten, gab es — wie anderenorts bekanntlich auch — viel 
unnötige Reibereien und manche unliebsamen Zwischenfälle. So pro¬ 
zessierte anläßlich der Grunderwerbungen beim Bau der Kinzigtulbalm 
ein Kreisgerichtsrat in Offenburg — also noch dazu ein Beamter des¬ 
selben Staats, der die Eisenbahn baute — um eine „Preisdifferenz von 
beiläufig 15 fl“, und das Ministerium des Innern hatte recht, wenn es in 
einem Bericht an das Handelsministerium vom 10. April 1866 „anheimgab, 
ob nicht bei der Geringfügigkeit des Differenzpunkts eine Behelligung 
der höchsten Staatsbehörde besser umgangen würde“. Vater Staat gab 
nach und zahlte dem Querulanten seine 15 Gulden aus. 

Derartige Erfahrungen ließen sich nicht allein in Offenburg 
machen. Ein Beschluß der Oberdirektion des Wasser- und Straßenbaus 
an das Handelsministerium vom 23. Juni 1863 hatte bereits die Befürch¬ 
tung ausgedrückt, daß ,4i« Verzögerung der Bauarbeiten mit aller Sicher¬ 
heit die Renitenz und die ohnedies schon maßlosen Anforderungen der 
Grundeigentümer nur noch erhöhen und dem Erwerbungsbeamten, der 
alles in ein rasches Vorgehen setzen muß, einen sehr schlimmen Stand 
bereiten wird“. Es scheint also, daß man den Vermessungsbeamten nicht 
gerade mit vollendeter Liebenswürdigkeit begegnete. 

Dieser Widerstand artete bisweilen in Kleinlichkeiten aus. So 
brachte ein „Freiherr von Pfaffenhofen, großherzoglich badischer Kam- 
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nierherr und fürstlich fürsstenbe rigischer Hofintendant“ am 28. Oktober 
1860 „auf Befehl Seiner Durchlaucht des Herrn Fürsten Carl Egon von 
Fürsteniberg“ dem Handelsministerium eine Klage vor, wonach „der Hof- 
gärtner in Donaueschingen bemerkte, daß einige Bäume in zwei Alleen 
des fürstlichen Parkes abgehauen lagen; anfange vermutete er einen 
Frevel irgendeines boshaften Menschen, aber bei mehrseitiger Umfrage 
überzeugte er sich, es sei beim Ausstecken einer projektierten Eisenbahn 
geschehen, und zwar ohne vorläufiges Anmelden, weder direkt bei Seiner 
Durchlaucht dem Fürsten noch bei Seiner Hof- und Garten-Intendanz*. 
Nach weiteren beweglichen Klagen über dieses „eigenmächtige Ver¬ 
fahren“ hieß es zum Schluß: „Seine Durchlaucht zweifeln nicht, daß 
das Hohe Ministerium das Strafwürdige dieses Benehmens einsehen und 
die ihm untergeordneten Beamten anhalten werde, das Eigentum fortan 
zu respektieren, welches erst nach einer vorgenommenen Expropriation 
angetastet werden darf““). 

Diese Beschwerde „Eigentumseingriffe betreffend“ zog mit einer 
Naturnotwendigkeit, als ob es sich um ein unabwendbares, elementares 
Ereignis handelte, ihre Kreise weiter, vom Handelsministerium an die 
Oberdirektion des Wasser- und Straßenbaus, von dieser an die Inspek¬ 
tion Donaueschingen, und von da auf- dem gleichen Weg wieder zurück 
an das Handelsministerium. Was war geschehen? Der Donaueschinger 
Inspektionsvorstand hatte „vor der Wegräumung der fraglichen Hölzer 
sich mündlich mit dem fürstlich fürstenbergischen Ökonomieverwalter 
Beck benommen und von demselben die Erlaubnis hierzu erhalten“. Somit 
war nur ein „schriftliches Benehmen“ unterblieben und der Inspektions¬ 
beamte der — allerdings unmaßgeblichen — Meinung gewesen, daß die 
mündliche Abmachung genüge und ein weiteres Anschwellen der an sich 
schon beleibten Akten so vielleicht vermieden werden könne. Er erhielt 
dafür die vorschriftsmäßige Rüge, und der Handelsminister erließ unterm 
23. November 1860 eigens ein „Präsidialschreiben“ an Herrn von Pfaffen¬ 
hofen, worin er ihm zunächst bestätigte, daß „Seine Hochwohlgeboren 
die Güte hatten, das Handelsministerium in Kenntnis zu setzen, daß die 
großherzogliche Wasser- und Straßenbauinspektion Donaueschingen bei 
der Absteckung der Eisenbahnlinie, ohne zuvor die Erlaubnis der be¬ 
treffenden fürstlichen Behörde einzuholen, dm fürstlichen Park Gehölz 
habe wegräumen lassen“, mit der erteilten Rüge sich „vollkommen ein¬ 
verstanden“ erklärte und „die ergebenste Bitte“ aussprach, „den Aus¬ 
druck seines lebhaftesten Bedauerns über diesen Vorfall zur Kennt¬ 
nis Seiner Durchlaucht des Fürsten gefällig bringen zu wollen“, um 


B1 ) Akten des Handelsministeriums wie unter 31 )- 
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alsdann unter den damals noch üblichen schwülstigen Ergebenheits¬ 
floskeln das drei Seiten lange Schreiben zu beenden. Eine Antwort ist 
darauf glücklicherweise nicht mehr erfolgt. 

IV. Kapitel. 

Betrieb und Verkehr der Schwarzweidbahn. 

Am 10. November 1873 — also vor nunmehr fünfzig Jahren — liefen 
die ersten durchgehenden Züge zwischen Offenburg und Singen (—Kon¬ 
stanz).. Im Kursbuch erschien der Name Schwarzwald¬ 
bahn. Der Fahrplan vom 1. Mai 1873 führte die beiden Strecken Offen¬ 
burg—Hausach und Singen—Villingen noch als zwei unzusammenhängende 
Linien gesondert auf. Von ihnen hatte die Strecke Offenburg—Hausach 
im Sommer 1870 eine dreiwöchentliche völlige Verkehrsunfcerbrechung 
erleiden müssen: Aus militärischen Gründen hatte das badische Kriegs¬ 
ministerium am 22. Juli 1870, demselben Tag, an dem auf seinen Befehl 
die Kehler Rheinbrücke gesprengt worden war, die Unbrauchbarmachung 
der badischen Hauptr und Kinzigtalbahn verfügt. Auf der KinzigtaLbahn 
wurden Gieis und Viadukt unterhalb Biberach abgetragen, wodurch 
ein unmittelbarer Schaden von 700 fl. verursacht wurde. Es dürfte nicht 
allgemein bekannt sein, daß die badische Hauptbahn damals durch eine 
Behörde des eigenen Landes ungefähr an der gleichen Stelle (Renchen- 
Appenweier) entzwei geschnitten wurde, wie durch den französischen Ein¬ 
fall vom 4. Februar 1923. Die Unterbrechung des Verkehrs im Kriegs¬ 
sommer 1870 dauerte bis zum 18. August, wo Haupt- und Kinzigtalbahn 
wieder fahrbar waren. 

Als im Jahr 1873 die Kinzigtalbahn Durchgungsbalin wurde, liefen 
hier 5 Personenzugpaare, zwischen Singen und Villingen 3, zu denen 
noch auf der Teilstrecke Singen—Immendingen ein Schnellzugpaar Siu- 
gen—Stuttgart über Immendingen—Rottweil—Tübingen—Plochingen (die 
württembergisohe Gäubahn über Herrenberg bestand damals noch nicht) 
kam. Mit der Inbetriebnahme der ganzen Schwarzwaldbahn wurde der 
Fahrplan natürlich um gestalt et; merkwürdigerweise verlor die Strecke 
Offenburg—Hausach eine Fahrgelegenheit (statt bisher 5 nur 3 Personen¬ 
züge und ein Schnellzug), während die Verhältnisse auf der Strecke 
Singen—‘Villingen ungefähr gleichblneben. Anschließend an die erwähnten 
Stuttgarter Schnellzüge lief aufwärts ein durchgehender Schnellzug 
Offenbar g—S i n g e n, Offenburg ab 9 30 , Singen an l 40 Uhr, während 
abwärts von Immendingen an nur ein Personenzug an den Stuttgarter 
Schnellzug anschloß. Insgesamt bestanden drei durchgehende Zugverbin¬ 
dungen über den Schwarzwald. Ihre Reisegeschwindigkeit war angesichts 
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des neuartigen Betriebs auf der Gebirgstrecke recht beachtenswert; sie 
betrug bei 15 Zwischenhalten auf der 150 km langen Strecke 36 km/Std. 

Im Lauf der Jahre hob eich der Verkehr zusehends. Die durch die 
Gebirgslage und den mehrmonatigen Schnee befürchteten Betrieb¬ 
stockungen trafen nicht ein. Es scheint während des ganzen fünfzig¬ 
jährigen Betriebs überhaupt nur in zwei besonders schneereichen Win¬ 
tern zu großen Schneeverwehungen gekommen zu sein: 1832/83 
und 1904/05. Am 14. März 1883 hatte es den Tag und die folgende Nacht 
über ununterbrochen geschneit, so daß am 15. früh eine stellenweise drei 
Meter hohe Schneedecke die Bahnstrecke zwischen Nußbach 
und Sommerau völlig unpassierbar machte. Während des 
ganzen 15. war nicht durchzukommen, und die Züge liefen von Offen¬ 
burg her nur bis Station Triberg, von Singen her bis Sommerau und 
zurück. Am Nachmittag des 14. war ein mit Schneeschaufeln beschäftig¬ 
ter Arbeiter nahe bei Nußbach vom Eilzug zur Seite geschleudert und" 
später als Leiche unter dom Schnee auf gefunden worden. Es scheint, daß 
die Strecke am 16. März wieder offen war. Der damalige Schneefall war 
— schon durch seinen späten Zeitpunkt — etwas Außergewöhnliches; 
soweit bekannt, sind weder vor- noch nachher solche Schneeverwehungen 
an der Sommerau festgestellt worden. 

Wesentlich harmloser war die Verkehrstörung durch Schnee im 
Winter 1904/05. Am Morgen des 13. Februar 1905 blieb der Personenzug 
1410 nach 7 Uhr zwischen Nußbach und Sommerau im Schnee stecken 
und konnte erst, nachdem er ausgeschaufelt worden war, mit beträcht¬ 
licher Verspätung weiterfahren. Scheinbar war wohl die Lokomotive 
des Zuges zu schwach gewesen, denn vorausfahrende Güterzüge hatten 
mit ihren schwereren Maschinen das Hindernis aus dem Weg räumen 
können. Die Verkehrsunterbrechung beschränkte sich also, wie man 
sieht, auf wenige Stunden, und dies war der letzte in der Geschichte der 
Schwarzwaldbahn überhaupt vorgekommene Fall. Keine der unheil¬ 
verkündenden Prophezeiungen war eingetroffen, und Gerwig hatte auch 
hierin weiter geschaut als die meisten Techniker seiner Zeit. 

Nach 25 Jahren — 1898 — hatte sich der Fahrplan stark verdichtet, 
auch der Güterverkehr nahm nun mehr als früher seinen Weg über Tri¬ 
berg, während dem Durchgangspersonenverkehr zwei bis drei Schnell¬ 
züge dienten. Einen Höhepunkt in der Geschichte der Schwarzwald¬ 
bahn bedeutete der Sommer 1906, wo fünf Schnellzugpaare — darunter 
internationale Züge mit Kurswagen Amsterdam—'Konstanz, Ostende— 
Konstanz, Frankfurt—Chur usw. — über ihre Gleise liefen. Von ihnen 
hielt der Schnellzug 106 Amsterdam—Konstanz auf der Schwarzwaldbahn 
nur dreimal, in Triberg, Villingen und Donaueschingen, an, wobei er auf 
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der 56 km langen, aufenthaltslos durchfahrenen Strecke Offenburg—Tri- 
berg innerhalb 59 Minuten einen Höhenunterschied von nicht weniger als 
459 m überwand, eine Leistung, die im deutschen Eisenbahnbetrieb wohl 
einzig dasteht Später gab man diese wenig anhaltenden Züge wieder 
auf; iin Sommer 1914, wo sieben Schnellzugipaare über Triberg fuhren, 
hielten sie alle mindestens fünfmal unterwegs an. Mit sieben Schnell¬ 
zügen in jeder Richtung stand die Schwarzwaldbahn im Durchgangs¬ 
verkehr der Gotthardbahn, die im Sommer 1914 zehn Schnellzugpaare 
führte, fast ebenbürtig zur Seite. Reisegeschwindigkeit, Ausstattung der 
Züge mit Kurswagen, Lokomotiv- und Wagenmaterial waren in jeder 
Hinsicht vorzüglich. Da kam der Weltkrieg und warf den Fahrplan 
der Schwarzwaldbahn um mehrere Jahrzehnte wieder zurück. 

Nach den ersten Monaten der Mobilmachung, wo sich der Personen¬ 
verkehr auf wenige Lokalzüge beschränkt hatte, liefen vom 2. November 
1914 an wieder zwei Schnellzüge in jeder Richtung. Nachdem zunächst 
noch ein Eilzugpaar hinzugetreten war, mußte sich mit der fortgesetzten 
Verschlechterung der Wirtschaftslage während des Kriegs der Verkehr 
vom Herbst 1917 an abermals weitgehende Einschränkungen gefallen 
lassen. Erst fiel der Eilzug, dann der eine Schnellzug dem Kohlenmangel 
zum Opfer, so daß im Sommer 1918 nur ein einziger Schnellzug noch 
iibriggeblieben war, der dann sogar den militärischen Zusammenbruch 
und die politische Umwälzung vom Herbst 1918 zu Uberstehen vermochte. 
Erst im Sommer 1921 kam wieder ein zweiter Schnellzug hinzu, dessen 
Wagendurchläufe indes ebenfalls recht minderwertig waren. 

Wie die vorstehenden Ausführungen über Verkehr und Betrieb der 
.Schwarzwaldbahn dargetan haben, sind nennenswerte Unfälle in den 
vergangenen fünfzig Jahren nicht zuverzeichnen gewesen. Diese 
erfreuliche Tatsache darf gewiß mit Genugtuung festgestellt werden. 
Außer den durch einen Eingriff im Krieg 1870/71 und die wenigen Schnee¬ 
verwehungen veranlaßten Verkehrsstörungen ist der Betrieb der Schwarz- 
waldbahn bisher ohne Zwischenfälle verlaufen. Es versteht sich von 
seihet, daß kleinere Unfälle wie Entgleisungen infolge Felssturzes, 
Dammrutschung oder ähnlicher Ursachen gelegentlich vorkamen und Vor¬ 
kommen; welche Eisenbahn linie der ganzen Erde wäre von solch gering¬ 
fügigen Zwischenfällen des täglichen Betriebe verschont? Nur ein 
einzigesmal noch mußte der Verkehr auf volle zwei Tage unterbrochen 
werden, und dies geschah im Weltkrieg infolge eines immerhin erwäh¬ 
nenswerten U n f a I 1 s b e i G u t ;i r h 


’*’) bericht de*. l!iiiKf“riii('i<tri';tiiiU*s tiiiliicli bei lioruWrp vom 12. .luii 102.5 
an «len Verfasser. 
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Am Abend dee 24. Mai 1918, etwa um 9,30Uhr, passierte wie alltäg¬ 
lich um diese Zeit, ein Munitionszug von Ebingen her in der Talrichtung 
die Sohwarzwaldbahn. Der Zug bestand aus 18 Wagen mit 15-cm-Grana- 
ten. Zwischen den Stationen Horniberg und Gutach entzündete eich, wahr¬ 
scheinlich infolge Warmlaufens einer Achse, ein Wagen -in der Mitte des 
Zuges, und der Boden fing an zu brennen. Als das Personal dies ge¬ 
wahrte, ließ es — wie wohl nicht anders möglich •— den Zug auf* offener 
Strecke stehen, rettete sich durch eilige Flucht und tiberließ ihn seinem 
Schicksal. Tatsächlich explodierten auch schon im nächsten Augenblick 
die ersten Granaten. Zum Glück wehte ein ziemlich starker Südostwind, 
so daß der Brand sich nur auf die vordere Hälfte des Zuges ausdehnte. 
Die Granaten explodierten teils einzeln, teils mehrere zusammen, und 
unter ungeheuren Detonationen wurden die einzelnen Wagenteile nach 
allen Himmelsrichtungen im Umkreis bis zu 800 und 1000 m weit ge¬ 
schleudert; sogar ganze Granaten flogen infolge des Luftdrucks über 
benachbarte Wohnhäuser hinweg. Ein nahestehendes, (wie noch vielfach 
im Schwarzwald üblich) mit Stroh gedecktes Leibgedingehaus fing alsbald 
Feuer, und da niemand hinzueilen konnte, brannte es sofort lichterloh und 
entzündete einen etwa 100 Meter entfernten großen Bauernhof. Die Ex¬ 
plosionen der Munition dauerten bis zum anderen Morgen um 344 Uhr; 
elf Wagen wurden völlig zerstört. Die obere Hälfte des Zugs war 
unterdes von einer aus Hornberg kommenden und vorsichtig angekup¬ 
pelten Lokomotive nach aufwärts wegrangiert worden, nachdem die 
größte Gefahr vorübergegangen, ein Übergreifen des Brandes auf diesen 
Zugteil aber immerhin noch zu befürchten war. Der zur Zeit des Unfalls 
auf dem Gleis der Gegenrichtung fällige Personenzug 1438 Hausach— 
Villingen wurde in Erkennung der Gefahr vom Fahrdienstleiter in 
Gutach zurück gehalten und nach Hausach zuriiokgeleitet. Die 
Folgen des Unfalls unterbanden den Gesamtverkehr auf volle zwei 
Tage. Die 300 m lange Unfallstelle selbst ward alsbald gesperrt und 
der Durchgangsverkehr soweit möglich durch Umsteigen aufrecht¬ 
erhalten. Außer den beiden genannten Baulichkeiten wurden noch eine 
Reihe entfernter gelegener Häuser mehr oder weniger beschädigt; ebenso 
schwer hatten die Bäume und Fedfriichte der Nachbarschaft gelitten. 
Daß auch am Bahnkörper, den Telegraphen- und Fernsprechanlagen 
erheblicher Schaden angerichtet wurde, versteht sich von selbst. Wie 
durch ein Wunder kamen keine Menschenleben dabei um. Eine von 
Villingen her beorderte Kompagnie eines Infanterieregiments säuberte 
die furchtbar ausgehende Unfallstelle von Trümmern jeder Art, sammelte 
die umherliegenden Granaten und brachte die schadhaft gewordenen an 
Ort und Stelle zur Explosion. Da im Krieg eine wahrheitsgetreue Be- 
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lichterstattung bekanntlich vielfach verpönt war, so gelangte auch über 
diesen Unfall nur eine von der Militärzensur zugelassene, ziemlich nichts¬ 
sagende Notiz von ganzen fünf Zeilen Umfang in die Presse, und die 
Folge war, wie immer in solchen Fällen, daß sich die unglaublichsten 
Gerüchte an den Unfall anknüpften. Man sprach von zahllosen Toten 
und Verletzten und schenkte der offiziösen Mitteilung, die nicht einmal 
das Wort Munition oder Explosion auszusprechen wagte, sondern nur 
den einem Güterzug zugestoßenen Unfall erwähnte (was der Sache erst 
recht einen geheimnisvollen Anstrich gab), keinen Glauben. Eine sach¬ 
liche, nichts verschweigende Darstellung wäre jedenfalls vernünftiger 
gewesen. Dazu hat sich aber während eines Kriegs noch keine Militär¬ 
behörde der Welt verstanden. 

Ein entscheidender Eingriff in den Fahrplan der Schwarzwaldbahn 
erfolgte dann in neuester Zeit mit der am 4. Februar 1923 stattgehabten 
französischen Besetzung von Offenbürg und Appen¬ 
weier, wodurch nicht nur die badische Rheintalbahn Mannheim—Basel 
mitten entzweigeschnitten, sondern auch die Schwarzwaldbahn ihres Aus*- 
gangspunkts Offenburg beraubt wurde. Die gewaltsame Abschnürung 
mußte um so fühlbarer sein, als Verkehr und Betrieb auf der Schwarzwald¬ 
bahn im Lauf der Nachkriegszeit bereits einen wenn auch bescheidenen, 
so doch erfreulichen Aufschwung (genommen hatten. Dieser allenthalben 
freudig begrüßten Abwärtsbewegung setzte der 4. Februar 1923, ein 
schwarzer Tag in der Geschichte des badischen Verkehrs, einen Riegel 
vor, der bis zum heutigen Tag geblieben ist, so daß der Sommerfahrplan 
1923 der Schwarzwaldbahn Ortenberg — Singen, wie nunmehr die 
Wagenschilder verkünden, nichts weniger als einen des Jubeljahrs wür¬ 
digem Fahrplan bedeutet. Es verkehrt seit jenem Tag nur noch ein ein¬ 
ziges Eilzugpaar Hausach—Singen (—Konstanz), das für den durch¬ 
gehenden Verkehr in der Richtung abwärts völlig unbrauchbar ist, in der 
Richtung aufwärts ebenfalls von den Anschlußstrecken nur kärglich 
bedient wird. An dem im März 1923 eingerichteten Umleitungs¬ 
verkehr Basel—Frankfurt über Höllental—Nagoldtal—Pforzheim kann 
die Schwarz Waldbahn nur in ganz untergeordneter Weise teilnebmem. Von 
der kurzen Teilstrecke Villingen—Donaueschingen abgesehen, über die 
sämtliche Umleitungszüge des Personenverkehrs schlechterdings fahren 
müssen, wird die Schwarzwaldbahn mit ihrem Kernstück Hausach—Vil¬ 
lingen aus betriebstechnischen Gründen nur mit einem einzigen Schnell¬ 
zugpaar Frankfurt—Freiburg in den Durchgangsverkehr, und auch dies 
nur für die Monate Juni bis Mitte Oktober einbezogen 4 *). Man über- 

51 ) Seit dom 31. Juli 1923 läuft noch ein zweites Schncllzuirpaur Frankfurt 
—Freiburg über die Schwarzwaklbahn. 
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treibt also wohl nicht, wenn man sagt, daß die SchwarzWaldbahn im 
fünfzigsten Jahr ihres Bestehens infolge der französischen Besetzung 
des Anfangspunkts Offenburg zu einer Seitenbahn zweiten Grades, deren 
Verkehr durch etliche Pendelzüge notdürftig bedient wird, herabgesetzt 
wurde. Zwischen Ortenberg — 4 km von Offenburg entfernt — und 
Singen laufen heuer (Sommer 1923) nur 4 Personenzugpaare, zwiseheu 
Hausach — 33 km von Offenburg entfernt — und Singen nur ein Eil - 
zugpaar durch, und das zu einer Zeit, wo eingleisige Umgehungstrecken 
alle Mühe halben, des auf sie einstürmenden Verkehrs Herr zu werden, 
und wo die Gotthardbahn, die jüngere Schwester der Schwarzwaldbahn, 
nicht weniger als 5 durch gellende Schnellzüge mit glänzend ausgeetatte- 
ten Wagendurchläufen .in beiden Richtungen fahren läßt Nach Anzahl, 
Reisegeschwindigkeit und Verkehrsdichte der Schnellzüge kommt der 
Sommerfahrplan 1923 etwa dem von 1885 gleich. Wenn die 
hohe Politik den verhängnisvollen Gang des letzten Jahrzehnts noch 
weiter beibehalten will, droht Gerwigs mustergültiges Werk zu verküm¬ 
mern. Soll es wirklich dahin kommen?. 


Mit einem Mißklang sondergleichen schließt, wie ich gezeigt 
habe, das erste Halbjahrhundert der Scliwarzwaldbahn ab. Für eine Ge¬ 
birgsbahn, die sowohl beim achtjährigen Bau als auch im fünfzigjährigen 
Betrieb keine nennenswerten Unfälle zu verzeichnen hatte, über die 
Millionen und Abermillionen Menschen, ohne Schaden zu nehmen, im Lauf 
der Jahrzehnte, ob der Großartigkeit der Anlage und der Mannigfaltigkeit 
der Landschaft staunend, gereist waren, scheint ein Jubiläum in so trüben 
Tagen doppelt tragisch. Und doch wäre nichts falscher, als nun voller 
I nmut und Verzweiflung ins zweite Halbjahrhundert einzutrelen. Wenn 
irgendwo, so gilt auf dem Gebiet des länderverbindenden Verkehrs das 
alte Wort vom Stillstand, der Rückschritt bedeutet. Krieg und Militaris¬ 
mus vermögen gewiß den Verkehr eine Zeitlang gänzlich abzuschneiden, 
ihn einzudämmen, Ahm ungewohnte, künstliche Wege zu weisen; auf 
Jahre und Jahrzehnte ihm aber solche Gewalt anzutun, das vermögen sie 
nicht — wir müßten denn vollends am Fortschritt der Menschheit und an 
einem Jahrhundert, das das zwanzigste eines ununterbrochenen Auf¬ 
stiegs der Kultur sein will, verzweifeln. 

Der Pläne und Vorschläge, Verkehr und Betrieb der 
Schwarzwaldbahn zu verbessern, sind genug vorhanden. Fs scheint 
; — die Freigabe des Verkehrs über Offenburg immer vorausgesetzt — nur 
eine Frage der Zeit, die bestehenden durchgehenden Verbindungen über 
Schwarzwild zu verbessern und neue internationale Züge darüber zu 
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fühi'en. Für den Verkehr Holl and/Rhei n lande —B ode nsee—Ostschweiz 
wird die Schwarzwaklbahn nach wie vor den idealsten und kürzesten Weg 
bilden. Es .gilt also, durchgehende Züge oder mindestens Wagen, wie eie 
früher bereits zeitweise liefen, Amsterdam—Köln—Mannheim—Schwarz¬ 
wald—Chur, Düsseldorf—Mannheim—Schwarzwald—Luzern u. ä., zu füh¬ 
ren, ferner im deutschen Binnenverkehr Verbindungen wie Wiesbaden— 
Frankfurt—Konstanz besonders zu pflegen. Was die Nachkriegszeit in 
dieser Hinsicht bisher gebracht hat, war durchaus unzulänglich. Welche 
Gründe für die auffallende Vernachlässigung der Schwarzwaldbahn aller¬ 
dings maßgebend waren, darüber zu reden, ist hier nicht der Platz. Es 
genüge, festzustellen, daß eine Verbesserung des Schnellzugfahrplans 
von Grund aus erfolgen muß, wie sie nach dem Wegfall der elsaß-lothrin¬ 
gischen Noixteüdlinien für den deutschen Binnenverkehr doppelt gerecht¬ 
fertigt scheint. Man bedenke, wie eine Eisenbahngesellschaft, etwa eine 
englische, die landschaftlichen Schönheiten und technischen Wunderwerke 
einer solchen Gebirgsbahn für den Fremdenverkehr auszunutzen ver¬ 
stände. Reklame ist, besonders wie sie neuerdings "vielfach getrieben 
wird, gewiß nichts Schönes; ein moderner Unternehmer — und ein solcher 
ist die Deutsche Reichsbahn — wird aber ohne sie heutzutage kaum noch 
uu&kommen können, und um wirksam zu sein, braucht sie noch lange 
nicht aufdringlich zu sein. So wird man auch für Sonntags-, Ferien¬ 
sonderzüge u. ä. Sonderfahrten die Schwafzwaldbahn noch mehr als bis¬ 
her nutzbar machen können. Gerade heute, wo es dem Deutschen so gut 
wie unmöglich gemacht ist, weite Auslandreisen zu unternehmen, bietet 
sich eine selten günstige Gelegenheit, sie durch geschickte Fahrplan¬ 
gestaltung dem Mittelpunkt deutschen Verkehrslebens näherzubringen. 

Zu all diesen, dem künftigen Betrieb erwachsenden Aufgaben wird 
•sich aber eine nicht minder wichtige Aufgabe im Bau gesellen: die 
Elektrisierung der Schwarzwaldbahn. Wohl hält es 
schwer, in der gegenwärtigen Zeit derartige weitgehende Pläne zur 
Verwirklichung zu empfehlen; die Zeitumstände dürfen uns jedoch nicht 
abhalten, auch hier in dde Zukunft zu schauen, ja, vielleicht ist dies im 
Verkehrsleben nötiger denn irgendwo sonst. Bekanntlich ist die Gott¬ 
hardbahn seit März 1923 durchgehends elektrisiert. Projekte für 
andere Alpenbahnen liegen längst vor, teils sind sie in der Ausführung 
begriffen (Simplon, Arlberg usw.), teils steht diese bevor. Da darf auch 
die Schwarzwaldbahn nicht vergessen werden, und dies um so weniger, 
als der Schwarzwald einen bislang noch fast ungehobenen 
Reichtum an Wasserkräften sein eigen nennt. 

Naoh einem auf der Tagung des badischen Landeselektrizitäts- und 
Wasserwirtschaftsrats am 9. Juli 1923 gehaltenen Vortrag von Ober- 
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baurat Dr. Meythaler über den Ausbau der Wasserkräfte in der Re¬ 
publik Baden sind von den 875 Millionen Kilowattstunden, die im 
Schwarzwald zur Verfügung stehen, nur 120 Millionen, d. h. 14 % nutzbar 
gemacht, während aus dem Rhein vom Bodensee bis Kembs gar 
4000 Millionen Kilowattstunden erzielt werden können, von denen nur 
800 Millionen oder 20 % bisher Verwertung gefunden haben. Den Nerv 
der Alb-Wutachanlage bildet der als Staubecken mit einer Speicher¬ 
fähigkeit von 100 Millionen Kubikmetern zu benutzende Schluchsee 
(901 m ü. d. M.), dessen zum Rhein ablaufendea Wasser bis Waldshut ein 
Gefäll von 600 m hinter sich hat 54 ). Wie Ritom im Tessin und Amsteg 
in Uri die Gotthardbahn mit Elektrizität versorgen, so wird — 1 in hoffent¬ 
lich nicht allzu langer Zeit — das im Bau begriffene große Schluch¬ 
see w e r k die Bahnen im Schwarzwald speisen. Gerade die tunnel¬ 
reiche Schwarzwaldbahn scheint mehr als eine andere deutsche Haupt¬ 
bahn zur Elektrisierung geeignet, und wenn man die sauberen und 
rauchfreien Gotthardschnellzüge mit den durch Vorspann oder gar Nach¬ 
schub beförderten schweren Schwarzwaldschnellztigen vergleicht, dann 
kann über die Rentabilität, den Nutzen in hygienischer Beziehung und 
die allgemeine Verbesserung des Verkehrs durch den elektrischen Betrieb 
kein Zweifel mehr sein. 

Möge das Schluchseewerk als badisches Ritom, allen äußeren Wirr¬ 
nissen und politischen Widerwärtigkeiten zum Trotz, seinem baldigen 
Ausbau entgegen gehen, auf daß bis zum sechzigsten Jubeljahr der 
Schwarzwaldbahn das Werk Gerwigs — seinen größeren Schwestern in 
der schweizerischen und österreichischen Nachbarrepublik ebenbürtig 
— in neuem Kleid wird erstrahlen können. Ein halbes Jahrhundert hat 
der Dampf seine Schuldigkeit getan. Es gilt, einen stärkeren Helfer 
in den Dienst des Verkehrs zu stellen, die Dampflokomotiven auszu¬ 
rangieren und elektrisch den Schwär zwa Id mit seinen 
Schleifen und Tunnels hinaufzufahren. 

M ) Karlsruher Zeilunig, Badischer Staatsanzciger, vom 9. Juli 1923. 
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Die Betriebsstatistik der deutschen Eisenbahnen 
in Verbindung mit der internationalen Eisenbahnstatistik. 

Von 

Dr. rer. pol. Renner, Solingen 1 ). 


I. Die Euenbahnbetriebsstatistik in Deutschland. 

a) Von 1842 bis 1855. 

Am 7. Dezember 1835 wurde die erste deutsche Eisenbahn 
zwischen Nürnberg und Fürth eröffnet. Ale erste preußische Bahn 
wurde die von Berlin nach Potsdam am 29. Oktober 1838 dem Verkehr 
übergeben. Wenn auch der Bahnbau damals in der Hand' privater Unter¬ 
nehmer stand, so schenkten doch auch die Staaten dem neuen Verkehrs¬ 
mittel ihre besondere Beachtung. Zunächst auf dem Gebiet der Gesetz¬ 
gebung. Bayern griff bereits 1836 durch eine Verordnung in die Ent¬ 
wicklung seiner Eisenbahnen ein. Preußen erließ zwei Jahre später, 
unmittelbar nach Eröffnung der Berlin—Potsdamer Bahn, am 3. Novem¬ 
ber 1838, das erste Eisen'bahngesetz in Deutschland, wodurch es in vor¬ 
bildlicher Weise eine einheitliche Gestaltung seiner Eisenbahnen er¬ 
strebte und ihre rechtliche Stellung innerhalb des Staats fest umgrenzte. 

1. Einzel berichte. 

Zum Bau einer Staatsbahn schritt zuerst Braunschweig im Jahr 
1838; ihm folgte 1840 Baden. Mit dem Bau eigener Bahnen fühlten sich 
die Staaten auch verpflichtet, der Öffentlichkeit Rechenschaft über deren 
Verwaltung abzulegen. 

Zu den Ältesten Betriebeberichten zählt die von der Großherzoglich 
Badischen Oberpostdirektion in Baden 1842 herausgegebene 

Nach Weisung über den Betrieb der Großhe möglich Badischen Eisenbahn, 

I. Sektion, umfassend die Bahnstrecke von Mannheim bis Heidelberg, für die 
Zeit vom Beginnen des Dienstes bis zum Schlüsse des Jahres 1841. 

Die Nachweisung zerfällt in einen berichtenden und einen 
statistisch-tabellarischen Teil. Zu dieser Systematik ist man wohl aus 

*) Die vorstehende Abhandlung entspricht im wesentlichen der historischen 
Einleitung einer von der volkswirtschaftlichen und sozial wissenschaftlichen 
Falcult&t der Universität Köln angenommenen Doktor-Dissertation Uber Die 
.statistische Bewertung der Bet riebsbe richte der deutsehen Eisenbahnen. 
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der Erwägung heraus gekommen, „daß man Nachrichten, für die sich die 
tabellarische Form nicht eignet, deren Kenntnis aber bei der Beurteilung 
der Bahn von wesentlichem Interesse ist, in besonderen statistischen Be¬ 
richten, die den Tabellen angehängt sind (oder ihnen vorausgeschickt 
werden, der Venf.), mitteilt“ 1 ). Die erste Niachweisung beginnt mit eini¬ 
gen allgemeinen Bemerkungen über Länge, Rechnungsjahr, Betriebs- 
abwickiung der in den Anfängen steckenden Bahn und ihren Verkehr und 
bringt dann das Rechnungsergebnis, die Betriebsergebnisse im engeren 
Sinne: Einnahmen, Ausgaben, Überschuß und Verzinsung des Anlage¬ 
kapitals der Bahn. Dann wird über stehende und umlaufende Betriebs¬ 
fonds berichtet. Hieran schließt sich Frequenz und Einnahme aus der¬ 
selben. Unter diesem Titel wird berichtet über die Zahl der Fahrten und 
ihre Schnelligkeit, über die Frequenz, bestehend aus Personen mit Ge¬ 
päck und Hunden, und die Einnahmen daraus. Der nächste Abschnitt 
Transportmaterial unterrichtet 1. über die Lokomotiven, deren Kosten und 
Leistungen in Wegstunden ausgedrückt und ihren Verbrauch an Holz, 
Koks, Wasser und Schmiermaterialien; 2. über die Transportwagen, deren 
Gattung, Ausstattung, Platzzahl, Fahrten und Kosten. Der letzte Ab¬ 
schnitt: Bahn und Gebäude bringt Mitteilungen über Anlage und Zu¬ 
stand der Bahn, sowie über die Unterhaltungskosten für die Bahn nebst 
Zubehör. 5. Nachweisungen, statistische Tabellen mit Erläuterungen, 
liefern das Gerippe für den Bericht und ergänzen seine Angaben. Mit 
der Vergrößerung der Bahn gew'ann besonders der statistisch-tabella¬ 
rische Teil an Umfang. Die Zahl der Tabellen beträgt in der zweiten 
Nachweisung bereits 7, in den folgenden 14! Die neuen Tabellen be¬ 
richten über den Güterverkehr, die Materialienverwendung, den Werk¬ 
stättenbetrieb, Unglücksfälle, sowie Uber die Leistungen des Betriebs 
vom Beginn des Betriebs bis zum Ende des vorliegenden Betriebs¬ 
jahrs. 

Württemberg war im Jahr 1812 zum Bau von Staatsbahnen überge- 
gangen. Dort sah man zunächst von der Veröffentlichung eines eigenen 
Betriebsberichts ab imd begnügte sich vom Betriebsjahr 1851 ab mit der 
Veröffentlichung der Betriebsergebnisse der Staatseisenbahnen in der 
Vereinsstatistik 2 ). 

Auch Bayern trat, zu Anfang der 40er Jahre in die Reihe der Staats¬ 
bahnverwaltungen ein und beteiligte sich vom Betriebsjahr 1850 ab an 
der Vereinsstatistik. Der erste selbständige Betriehsbericht — über 
das Etatsjahr 1850/51 — erschien im Rahmen der Nachweisung über den 
Betrieb der Kgl. Bayrischen Verkehrsanstalten. 

*) Dcutscbo Eisenbahnstatistik für das Betriebsjahr 1854: Einleitung. 

") Uber Inhalt usw. vgl. unten. 
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2. Sammelwerke. 

Andere Wege ging man in Sachsen und Preußen. In Sachsen kam 
man aus der Not des daniederliegendfen Handels zu Beginn der 30er 
Jahre auf den Gedanken, diesem durch eine Hebung des Verkehrswesens 
wieder aufzuhelfen. Zunächst dachte man an Kanalbauten. Dann aber 
lenkte Friedrich List die Öffentlichkeit auf die Bedeutung des neuen 
Verkehrsmittels. Infolgedessen genehmigte der Staat zunächst den Bau 
von Eisenbahnen durch Privatgesellschaften. So kam es, daß bereits 
1839 die Strecke Leipzig—Dresden dem Verkehr übergeben werden 
konnte. Die trefflichen Geschäfte dieser Bahn veranlaßten den Staat, 
die Sächsisch-Bayerische Bahn zu erwerben und vom Jahr 1847 an als 
Staatsbahn zu betreiben. Bei dem allgemeinen Interesse, das man den 
Eisenbahnen entgegenbrachte, entschloß sich der Sächsische Staat, mit 
den Ergebnissen des Betriebs seiner eigenen Eisenbahnen auch die aller 
anderen sächsischen Bahnen in einem statistischen Sammelwerk zu ver¬ 
öffentlichen. Daher gab das sächsische Finanzministerium, dritte Abtei¬ 
lung für öffentliche Arbeiten und Verkehrsmittel, im Jahr 1849 die erste 
Nachweisung der Betriebsergebnisse bei den Staats- und Privatbahnen 
im Königreich Sachsen 1847 bis 1849 heraus. Die Nachweisung berichtet 
in ihren einleitenden Sätzen über ihre Entstehung wie folgt: 

Durch die mächtigen Einwirkungen, welclte die Anlage mini Benutzung von 
Eisenbahnen auf den öffentlichen Verkehr wie auf die finanziellen Verhältnisse 
vieler Staaten geäußert haben, ist das Bedürfnis hervorgerufen worden, die bei dem 
Bau und Betrieb eich ergebenden Zahlenverhu 1 tnisse wenigstens hinsichtlich 
solcher Bahnen, welche unter ähnliclten Verhältnissen bestehen, in gewissen Zeit¬ 
räumen einer aufmerksamen Prüfung und Vergleichung zu unterwerfen. 

Mit Rücksicht hierauf ist es auch für die Verwaltung der Königlich Säch¬ 
sischen Staatseisenbahnen nützlich erschienen, von Zeit zu Zeit die 'Ergebnisse 
bei selchen in Zahlenübersichten zusammenzufassen und mit. den gleichartigen Er¬ 
gebnissen ibei den hi irländischen Privattbahnen zu vergleichen. 

Auch dieser Anfang und Versuch für spätere zusammenfassendere 
Zusammenstellungen besteht aus einem statistischen Bericht mit an¬ 
hängenden statistisch-tabellarischen Übersichten. Der statistische Be¬ 
richt unterrichtete (ohne besondere Hervorhebung einer Systematik) 
über die Längen am Ende des Jahrs 1848, über die im Betrieb befind¬ 
lichen Strecken und über das Anlagekapital, über die Zahl der Lokomo¬ 
tiven, deren Leistungen und Verbrauch an Koks, über den Personen- und 
Güterverkehr. Bei den Kosten werden unterschieden die Betriebs¬ 
kosten, Kosten für die allgemeine und die Bahnverwaltung und für 
die Transport Verwaltung. Aus dieser Nachweisung geht besonders 
deutlich der betriebstatistische Charakter der Eisenbalmstatistrik hervor. 
Der statistische Bericht besteht hauptsächlich aus Zahlen, die die 
Ergebnisse auf Strecken-, Personen-, Gut- und Leistime-Hinlieiten 
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zuriicktführen. Unter den sieben Übersichten verdienen hervorgehoben 
zu werden: eine Übersicht des Personenverkehrs nach Monaten und eine 
nach Stationen, eine Übersicht des Güterverkehrs nach Monaten und eine 
nach Gattungen. 

In Preußen hatten ©ich nach Eröffnung der Berlin-Potsdamer Bahn 
in den verschiedensten Landesteilen private Gesellschaften zum Bau von 
Eisenbahnen gebildet Die Ausführung einiger Projekte hatte vornehm¬ 
lich der Staat durch Übernahme einer größeren Anzahl Aktien oder durch 
Übernahme von Zinsgarantien ermöglicht, weil er ©ich der Bedeutung der 
Eisenbahnen für die Verbindung seiner weit auseinander Liegenden 
Landesteile und ihres wirtschaftlichen Aufschwungs bewußt war. Somit 
traf sich das Interesse des Aktionärs Staat mit dem des Wirtschafts¬ 
und Finanzpolitikers Staat in dem Wunsch, Einblick in die Geschäfts¬ 
führung und Entwicklung der preußischen Eisenbahnen zu gewinnen. 
Dies führte zunächst zur Veröffentlichung einer 

Zusammenstelhin« der Längen, Anlagek osten und Transportmittel der im 
Betrieb befindlichen Eisenbahnen nebst den Ergebnissen des Betriebs im Jahr 1944. 

Diese Zusammenstellung ist eine große Tabelle, die in 49 Spalten 
über 12 in der Vorspalte auf gezählte preußische Privatbahnen berichtet. 
Die Spalten sind in Gruppen zusammengefaßt, die uns über Bahnlängen, 
Anlagekapital, Transportmittel, den Verbrauch an Heizmaterial durch 
die Lokomotiven, über die Leistungen der Transportmittel und die hierbei 
beförderten Personen und Güter, über Einnahmen und Ausgaben, Über¬ 
schuß, Dividende und Reservefonds unterrichten. Mit diesen Zusammen¬ 
stellungen gab sich der Staat bis zum Jahr 1853 zufrieden. Hervorzu¬ 
heben ist, daß unter den 25 Bahnen, deren Ergebnisse in der Zusammen¬ 
stellung über das Betriebsjahr 1850 erscheinen, erstmalig der preußische 
Staat in eigener Sache über den Betrieb der in diesem Jahr übernomme¬ 
nen Niederschlesisch-Märkischen Bahn, sowie über die ersten Teilstrecken 
der Königlich Westfälischen Bahn und Königlich-Saarbrücker Bahn be¬ 
richtet. 

Die erste umfassendere Ausgestaltung erfahren diese Zusammen¬ 
stellungen im Jahr 1855, in dem ersten Band der 

Statistischen Nachrichten von den preußischen Eisenbahnen. Bearbeitet auf 
Anordnung Sr. Exzellenz des Herrn Chefs des Königlichen Ministeriums für Han¬ 
del, Gewerbe und öffentlich© Anbeiton von dem technischen Bureau genannten Mi¬ 
nisteriums. 

Aus dem Vorwort entnehmen wir, daß das technische Eieenhahn- 
biiro schon lange beauftragt gew T esen ist, die erforderlichen Materialien 
zu einer Statistik der preußischen Eisenbahnen zu sammeln und zu ord¬ 
nen; doch waren große Schwierigkeiten zu überwunden, um eine auch 
nur den mäßigsten Anforderungen entsprechende Statistik aufzustellen. 
Es heißt darüber im Vorwort : 

Die Uber di© ©iinKelnen Bahnen vorhandenen Nachrichten sind zum Teil seit¬ 
her sehr unvollständig gewesen, auch die einzelnen Angaben in den Verwaltungs- 
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berichten nacht nach gleichen Grundsätzen ermittelt, was vorzugsweise daher rührt, 
daß bei den verschiedenen Bahnen die Rechnungen der Verwendungen und die 
damit zusammenhängenden Zusammenstellungen beim Bau sowohl wie beim Be¬ 
trieb in abweichender Weise geführt werden, so daß richtige vergleichende An¬ 
gaben nur durch überaus schwierige Arbeiten zu beschaffen waren. Erst in neuerer 
Zeit sind Anordnungen getroffen worden, nach welchen künftig auch in den Ver¬ 
waltungs-Berichten der verschiedenen Privatbahnen die nötigen statistischen No¬ 
tizen vollständiger erwartet werden dürfen. 1 ) 

Da die Eisenbahnen die angeordneten ausführlicheren Angaben 2 ) 
für 1854 noch nicht geliefert batten, schließt der Band I in »einen inten¬ 
siver ausgearbeiteten Teilen mit dem Jahr 1853 ab und bringt die Er¬ 
gebnisse des Jahres 1854 nur in der Form der Zusammenstellungen. 
Dieser Band soll uns hauptsächlich in den Stoff, den die Statistischen 
Nachrichten mit Hilfe der statistischen Methode fortlaufend beobachten 
wollen, einführen. Er besteht aus 12 Abteilungen, die in sich eine oder 
mehrere Tabellen vereinigen und fünf graphischen Darstellungen. Jeder 
Abteilung sind die notwendigen Erörterungen und Erläuterungen hinzu¬ 
gefügt, die zum Verständnis und zur Bezeichnung wichtiger Ergebnisse 
notwendig schienen. Die Zahl der berichtenden Bahnen schwankt 
zwischen 25 und 30. 

Um die Kontinuität deutlich hervorzukehren, sind in der Abteilung I nochmal 
die Zusammenstellungen der letzten 10 Jahre wiederholt. Dabei wurden die 
Lücken aus früherer Zeit «möglichst ausgefüllt und viele Zahlen einer Berichtigung 
unterzogen. 

Abteilung II enthält an und für sich dieselben Angaben wie die Abteilung I. 
Nur sind hier die Angaben für 26 Bahnen in 26 Spezialtabellen* derart zusammen- 
gestellt, daß der Kopf jeweils durch die Jahreszahlen gebildet wird, während die 
Vorspa!to den um 90° gedrehten Kopf der Zusammenstellungen enthält. Die 
Bemerkungen zu jeder Tabelle lielKMi besonders dien Charakter der Bahn- am Tag 
der Eröffnung hervor, bei Privatbahnen die Beteiligung des Staats durch Aktien 
oder Zinsgarantie sowie den Tag des Übergangs des Betriebs oder des ßesitKes 
der Bahn an den preußischen Staat. 

Die Abteilung III besteht aus einer Übersicht der mvellist-ischen lind 
Krümmungsverhältoisso. Interessant ist hier die Angabe der Höhe über dem 
Meeresspiegel für die Anfangs- und Endstation, für den höchsten und niedrigsten 
Punkt der Bahn. * 

In Abteilung IV wird in 4 Tabellen über das Anlagekapital, seine Beschaf¬ 
fung und Verwendung, Verzinsung und' Amortisation vom Tag der Gründüng bis 
Ende 1853 berichtet. Bei der Verwendung werden 15 Rautitel unterschieden. 

Abteilung V zählt die Balmhöfe und Haltestellen nebst deren Entfernung 
voneinander und die auf denselben ausgeführten Baulichkeiten (Werkstätten, 
Schuppen, Rampen usw.) auf. 

Die 4 Tabellen Hier Abteilung VI unterrichten uns über Fabrikat, Zahl und 
Dienstaltcr der Maschinen, ihre KonstruktionsVerhältnisse, Eigensgewicht und Be- 

4 ) Aus dem Zitat ergibt sich, daß den Zucsanunenstellungon bis 1S54 ka^m 
ein statisticher Wert zugesprochen werden kann, und daß erst mit dem Band I der 
Statistischen Nachrichten der Anfang einer regelrechten preußischen Eisenbahn- 
Statistik gemacht ist. 

'-) Aus dem Vorwort des Band I der Statistischen Xaehri Iiten. 
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schafftingskoeten, -ihre Leistungen und durchschnittliche Geschwindigkeit in der 
»Stunde. Das Verständnis der technischen Angehen wird drurch zahlreiche unter 
Bemerkumgeffi beigeftigte Abbildungen' der Maschinentypen wesentlich gefördert. 

In Abteilung VII wird uns eine übersieht des BetriebsnMaterials preußi¬ 
scher Bahnen, der Kosten der Beschaffung und Unterhaltung desselben, sowie 
dessen Leistungen in den Jahren 1851, 1852, 1853 geboten. Für jedes Jahr be¬ 
richtet eine Tabelle über dfie Personenwagen, eine über Gepäck-und’Güterwagen, 
eine über Lokomotiven und Tender. 

In Abteilung VIII werden die B e tri ebe-Ei imahm-eu und -Ausgaben mit geteilt. 
Beim Personenverkehr werden zunächst unterschieden: Einnahmen 1 aus dem LokaJ- 
verkehr und Einnahmen) aus dem Verkehr mit anderen Bahnen; dann werden die 
Einnahmen nach Wagpnklassen milgeteilt. Ais Nobenerträge aus dem Personen¬ 
verkehr werd'en auf gezählt: Gepäck-überfracht, Equipagoni rams]K>rt, Hundetram* 
I>ort und Pferdetransport. Weiterhin sind die Einnahmen au« dem Güterverkehr 
und Viehtransport zusanunengestellt. Dem weiden die Betriebsausgaben gegen- 
übergestellt. Dann wird über Überschuß, Reservefonds, Dividenden dor Aktien, des 
Stammkapitals und die Ext radiviitenden des Staats «berichtet. In den letzten 
»Spalten werden Angaben über die Amortisation des Anlagekapitals durch den Staat 
und: durch die Gesellschaften gemacht. 

Abteilung IX stellt diaun nochmals alle Ergebnisse unter dem Titel »Schiieß- 
liche Resultate zusammen, wobei die Angaben durchweg auf Einheiten bezogen 
sind, so auf die Meile BahnJänge, auf eine Achse, auf eine Personen- und Zentner- 
ineile. 

In Abteilung X berichten vier Tabellen über die auf den preußischen 
Eisenbahnen in den. Jahren 1852 und 1853 vorhandenen Bestände an Fahrzeuge« 
und Achsen, sowie die daselbst vorgekommenen Aehsbruehe. 

Abteilung XI bringt eine spezielle und eine generelle Zujsaiiunenst el lui j g 
der Verwundungen und Tötungen auf den preußischen Eisenbahnen in den Jahren 
1851, 1852 und 1853. In der generellen Zaiiwimnienstellung wird ein internatio¬ 
naler Vergleich mit den Eisenbahnen Großbritannieaio und Irlands angestellt. 

In Abteilung XII werden die in bomg auf die preußischen Eisenbahnen 
erlassenen und in der Gesetz-Sammlung publizierten Statuten, Statut-Nachträge, 
Privilegien usw. aufgezählt, abschließend mit Nr. 25 der Gesetzsammlung de« 
Jahres 1855. 

Die fünf graphischen Darstellungien sollen die Angaben der Abteilung II 
im Schaubild wiedergeben. Blatt I stellt die Güterfroquenz für IMedle BahnJänge. 
Blatt II die Personenfrequenz für Meile BahnJänge, Blatt III die Gesamtem- 
nähme für Meile Bahrilünge, Blatt IV entsprechend die (itsamtausgalben, Blatt V 
den BetrieUsübersc.huß für Meile Bahnliinge dar. Die ßelmubilder, die im. Vor¬ 
wort auch nur als Versuch bezeichnet werden, sind bei der großen Anzahl Linien 
nicht besonders dout lieh ausgefallen. 

Die folgenden Jahrgänge der Statistischen Nachrichten beschränken 
sich auf die Ergebnisse eines Berichtsjahrs. Dabei tritt das Bemühen 
des technischen Eisenbahnbureaus deutlich in die Erscheinung, die Nach¬ 
richten zu erweitern, den Stoff in eine bestimmte Systematik zu kleiden 
und die Zahlen zu wirklich einwandfreien statistischen Daten zu gestal¬ 
ten. Neu aufgenommen werden: Tabellen über den Oberbau: Schienen, 
Bahnschwellen, Telegraphenverbindungen; eine Nachweisung über den 
monatlichen Verkehr der einzelnen Bahnen: ein Abschnitt über len 
Fahrdienst (Fährbetrieb der Bahn und dessen Sförungen); ein Abschnitt 
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Eisenhahnbe&mte und Hilfsarbeiter. Die Systematik nahm, soweit aus 
den mdr vorliegenden Bänden ersichtlich ist, wohl folgenden Aufbau an: 

Unter I werden im Tabellenecbema der ZfusamtnenstelLungen die Ergeb¬ 
nisse des Berichtsjahrs in knapper Form wicdertfogeben und als jeweils letztes 
Glied in den Rahmen der historischen Entwicklung der Bahn eiliger ei ht. 

Abschnitt II liefert die speziellen Nachweise über Anlage, Ausrüstung und 
Betriebe« rgehnisse der preußischen Bahnen. Demgemäß wird berichtet: 1. über 
Anlagekapital; 2. über Betriebsmittel; 3. über Leistungen des Betriebsmaterials 
sowie Kosten der Unterhaltung desselben; 4. über Idie Betriebsergebmdsse. 

Abschnitt III berichtet über Achsbrtiche, IV über Unglücksfälle, V über 
Fahrdienst, VI über Bieenbahnbeamte und Hilfsarbeiter. 

Von der Sorge, wie die Statistischen Nachrichten befriedigend aus- 
gebaut tind mit wirklich statistischen Daten ausgestattet werden könnten, 
erfahren wiir im Vorwort zum Band II, wo der Hoffnung Ausdruck ver¬ 
liehen wird, 

daß nicht allein das allgemeine Interesse für die Eisenbahnstatistik sich erhöhen 
wird, sondern auch, daß bei den Bahnverwaltungen Bereitwilligkeit und Eifer 
wachsen werden, immer vollständigeres und genaueres Material zur Aufstellung 
noch vollkommenerer statistischer 'Übersichten zu liefern. 

Dafür sei aber notwendig, 

die der Anfertigung von zuverlässigen und erschöpfenden Utaensicbten der Be- 
friebeergebnisse so hinderliche Verschiedenheit in der Einteilung der Verwal- 
lunigszwftige und mit ihr die ungleichartige Rechnungführung der einzelnen Eisen¬ 
bahnverwaltungen zu beseitigen und «Dafür bei sämtlichen Bahn unternehmen eine 
den Bedürfnissen entsprechende gleiche Buch- und Rechnungführung ein/.u- 
richten. 

Diesem Ziel sollt© man durch einen Erlaß des preußischen Finanz¬ 
ministers vom 26. August 1846 bedeutend näher kommen, in dem von den 
Privatbaimen die Veröffentlichung jährlicher Berichte über die Ergeb¬ 
nisse des Betriebs ihrer Bahnen verlangt wurde. Dieser Erlaß war 
einer der Gründe, die am 10. November 1846 zehn preußische Eisenbahn- 
verwaltungen in einem Verband zusaanmenführten, der sieh im folgen¬ 
den Jahre zum Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen erweiterte. 
Bei den Beratungen über den Erlaß erschien anscheinend die Statistik als 
die selbstverständliche Methode der Berichterstattung, auf deren einheit¬ 
liche Gestaltung bei allen Bahnen von den Vereinendtgliedern großes 
Gewicht gelegt wurde. Aber auch hier war es schwierig, die Verschie¬ 
denheiten aus dem Wege zu räumen. Zunächst sollte ein Ausschuß einen 
Etatentwurf ausarbeiten, der den Verwaltungen als Grundlage für die 
Forderungen dienen könne, die in dem genannten Erlaß gestellt 
waren. Auf Grund der Arbeiten des Ausschusses beschloß die General¬ 
versammlung 1850, 

daß vom Jahr 1850 an auf Grund der von den einzelnen Verwaltungen zra lie¬ 
fernden Tabellen die geschiiftsführende Direktion eine Eisenbahnstatietik auf- 
steilen. durch den Druck vervielfältigen und den Vercin.sverwaltnn.ffen übersenden 
möge. 
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Ende 1851 ging bereits die 

Deutsche Eieenbahnstatistik für das Betriebsjahr 1850. ZusammeiigeBtel 11 von 
der geeohäftsführenden Direktion des Vereins Deutscher Eisenhahnverw&ltui^ , 
dem Direktorium der BerHunStettiner Eisen bahngeeellschaft 

den Vereinsmitgliedern zu. Dieser erste Jahrgang der Vereinsstatistik 
besteht aus zwei Tabellen, die über 37 deutsche Eisenbahnen berichten. 

Tabelle I bringt in 314 Spalten Mitteilungen über Beamtonpereonal, eine 
«dlgemedne Beschreibung der Bahn, Angaben über die Transportmittel, die Bahti- 
unterhiaitangskosten, ilaterialverbrauch der Lokomotiven, über Personen-, Güter- 
usw. Verkehr, über Einnahmen, Ausgaben und’ Uberschuß sowie über den Stand 
der Pens io ns- und Unters tti tzungskiassen. 

Tabelle II bietet «eine Zusammenstellung der am Schlüsse des Jahrs 1850 
vorhandenen Lokomotiven und Nachweisung von den Leistungen denselben, von 
dem Bronn- und SchmiennateriaLienverbrauch und von den Reparaturkosten 1 ). 
Eine Ergänzungstabelle berichtet über die Fabriken, aus denen die Bahnen ihre 
Maschinen bezogen haben. Bemerkungen zur deutschen Eisenbahnstatistik er¬ 
läutern die Tabellen. 

Am Schluß befinden sich neun Tafeln, mit Zeichnungen über Anlage de> 
Ober- und Unterbaue einiger Vereinsbaihnen. 

Die Kritik und neuen Anregungen der Vereinsmitglieder führten 
zur Aufstellung eines neuen Schemas, nach dem die Vereinsstatistik vom 
Rechnungsjahr 1854 ab bearbeitet wurde. Seitdem unterschied man: 

A. Beschreibung der Bahn und Anlagekapital; 

B. Transportmittel; 

C. Betniebsresultat; 

D. übersieht der langestellten Beamten und beschäftigt gewesenen Arbeiter: 

E. Stand der Beamten-Pension^ und Unlerstülzungsloasson. 

Statistische Nach Weisungen, die den Tabellen angehängt sind, be¬ 
richten über den Stoff, der für eine tabellarische Darstellung ungeeignet 
ist. Der Inhalt der Vereinsstatistik deckt sich seit 1854 im wesentlichen 
mit dem der Statistischen Nachrichten von den preußischen Eisen¬ 
bahnen. Den Vorteil des neuen Schemas sah man darin, 
daß es durch eiine systematische Einteilung des Stoffs, logische Aufeinanderfolge 
der statistischen Data, größere Vollständigkeit neben gedrängter Kürze, eine 
•bessere Übersicht und ein leichteres Verständnis zu gew(Ihren versucht 2 ). 

Es bleibe aber problematisch, 

eine einheitliche Form zu finden, die für alle Bahnen gleichmäßig paßt 2 ). 

Der Zweck der Statistik, ein klares Bild von allen deutschen Bahnen in 
ihrer Gesamtheit sowie von jeder einzelnen Bahn in ihren Details zu geben, mit 
Beschränkung auf das Wissenswerteste möglichste Vollständigkeit zu verbinden 
und 'Materialien zu liefern, die zu Vergleichungen untereinander geeignet seien, 
könne daher nur annähernd erreicht werden*). 

(SchliiU fol^t.) 

*) Titel der Tabelle II. 

2 ) Aus dem Vorwort zur Verein Statistik für das Betriebsjahr 1354. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 



Die Deutsche Reichsbahn im Rechnungsjahr 1921.') 


Der Geschäftsbericht der Deutschen Reichsbahn Uber ihr zweites 
Betriebsjahr — das Rechnungsjahr 1921 — behandelt in einem Allge¬ 
meinen Überblick die finanziellen Ergebnisse, den Betrieb und Verkehr, 
das Bauwesen, die Fahrzeuge und ihre Leistungen und das Personal¬ 
wesen. Außerdem enthält er statistische und besondere Nachrichten. 
Diesen Nachrichten sind die nachstehenden Angaben entnommen. 


I. Umfang des Bahngebiet*. 
A. Bahn- (Eigentums-) Lange. 


Das Bahnnetz der Deutschen Reichsbahn um¬ 
faßte Ende März 1921 unter Berücksichtigung 

Haupt- 

Neben- 

'Schmalspur- 

nachträglicher Längenänderungen, insbe- 

bahnen 

bahnen 

bahnen 

sondere durch Richtigstellung der Bahn- 

km 

km 

km 

längen mehrerer zweigleisig betriebener 
Bahnstrecken, an deren SteUe bisher zwei 
eingleisige Bahnstrecken berechnet wor¬ 
den sind. 




31093,31 

20 904,60 

i 1053,26 

Zugang im Rechnungsjahr 1921: 
a) durch Eröffnung neuer Bahnen und Er¬ 
gänzungsstrecken . 

25,63 

140,19 

9,05 

b) durch Änderung der deutsch-belgischen 
Betriebsgrenze . . .. 

2,96 

6,41 

_ 

c) durch Längenänderungen infolge Ver¬ 
legung von Stationspunkten usw. . . . 

! 25,1t 

4,07 

— 

zusammen . . . 

1 

63,69 

150,60 

9,06 

ergibt. 

31 147,00 

21 055,30 

1062,:« 

Abgang im Rechnungsjahr 1921: 
a) 1. durch Änderung der deutsch-belgi¬ 
schen Betriebsgrenze.; 

1 _ 

28,62 


2. durch Änderung der deutsch-polni¬ 
schen Landesgrenze.i 

1,80 

1 0,32 

_ 

3. durch Änderung der Landesgrenze 1 
gegen das Memelgebiet. 

1 

0,15 

1 

_ 

b) durch Längenänderungen infolge Ver¬ 
legung von Stationspunkten, Außerbe¬ 
triebsetzung von Bahnstrecken usw. . . 

6,33 j 

4,76 

0.69 

zusammen . . 

! 8,28 

33,70 

0,69 


*) V*l. ün Archiv für Eisenbahnwesen 192,1 S. 82 fle. dp» Aufsatz: Dip 
Deutsche Keicliöbahn in ihrem ersten Betriebejahr 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 54 
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Haupt- 

j Neben- 

Schmalspur- 


bahnen 

bahnen 

bahoen 


km 

km 

km 

bleiben. 

31 138,72 

21021,50 

1 1061,61 

Durch Änderung der Betriebsverhältnisse 


1 


(Umwandlung von Neben- in Hauptbahnen 


! 


von Haupt- in Nebenbahnen) kamen in 




Zugang oder Abgang.1 

— 52,24 

1 + 62,94 

— 

sod&ß Ende März 1922 vorhanden waren . . 

31086,48 

I 21073,74 

1061,61 

I 


63 221,88 


Im ganzen sind nunmehr infolge des Versailler 

Haupt- ' 

! Neben- ! 

zusammen 

Vertrags vom 28. Juni 1919 an deutschen 

bahnen | 

bahnen 

Staatseisenbahnen abgetreten (einschließ¬ 

km 

! km 1 

km 

lich der Bahnen in Oberschlesien): 


* • — “ ~ r: - 


an Belgien. 

7,02 ! 

142.03 | 

149,05 

„ die Freie Stadt Danzig. 

60,42 

84,90 ; 

146,89 

„ „ Verwaltung des Memelgebiets . [ 

91,38 | 

46,67 , 

137,05 

ff den polnischen Freistaat.| 

2118,65 1 

2 618,u 1 

4 736,79 

„ die Tschechoslowakei. 

1 

30,67 | 

30,67 

n Frankreich. 

12^6 

I 

12^6 

„ Dänemark.j 

71,63 

178,61 1 

260,14 

insgesamt . . . i 

2 361,86 

3099,99 

6461,78 

außerdem vorübergehend an den Regierungs- ; 




ausschuß des Saargebiets.1 

351,85 

88,11 

439,96 


Die vollspurigen Eisenbahnen hatten 16093,50 km (30,85 %) wage- 
rechte und 36066,72 km (69,15 %) geneigte Strecken. Von den geneigten 
Strecken hatten eine Neigung 

im Verhältnis.bis 1:200 m einschließlich 20039,w km, 

„ „ von 1:200 „ 1:100 „ „ 10812,86 . 

- „ » 1:100 ff 1: 40 , n o 389,07 , 

, , .... über 1: 40 , . . .. 176,90 „ 

Die stärkste Neigung (1:10) \hatte die Bahnstrecke Reutlingen— 
Schelklingen zwischen Honau und Lichtenstein (l,oo km) im Direktions¬ 
bezirk Stuttgart. 

Mit Zahnstange wurden betrieben die Bahnstrecken: 
Direktionsbezirk Erfurt: 

Ilmenau—Schleusingen zwischen Stützerbach und Thomasmühle (6,35 km) 
und zwischen Schleusingen Ost und Schleusingen (0,76 km); 

Suhl—Schleusingen zwischen Suhler Neundorf und Suhler Friedberg 
(1,48 km); 

Direktionsbezirk Frankfurt (Main): Dillenburg—Wallau zwischen Herrn¬ 
berg (Dillkr.) und Hirzenhain (Dillkr) (3,00 km); 

Direktionsbezirk Köln; Linz (Rhein)—Flammersfeld zwischen Linz 
(Rhein) und Kaebach (0,70 km), zwischen Kasbach und Kalenborn 
(4,38 km), zwischen St. Katharinen und Vettetechoß (1.20 km) und 
zwischen Vettelschoß und Elsaff (2,42 km); 

Direktionsbezirk Mainz; Castellaun—Boppard zwischen Buchholz (Huns¬ 
rück) und Boippard (5,54 km); 
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Direktionsbezirk Regensiburg: Erlau h. Passau—Wegsoheid zwischen 
km 5,68 und 9,48 und km 17,20 und 19,66 (6,17 km); 

Direktionsbezirk Stuttgart: 

Reutlingen—Schelklingen zwischen Honau und Lichtenstein (1,99 km), 
Freuden stadt—Klostorreichewbach. zwischen Freudenstadt Hbf. und 
Friedrichstal (Wlirtt.) (5,57 km); 

Direktionebezirk Karlsruhe: Freiburg (Breiegau)—Neustadt (Schwarzw.) 
zwischen Hirschsprung und Hinterzarteu (6,88 km). 

Die Länge der geraden Strecken betrug 36070,40 km (69 ,15 %), die 
der Bahnkrümmrungen 16 089,82 km (30,86 %). Hiervon hatten einen Halb¬ 


messer bis einschließlich 1000 m. 5 448,91 km 

unter 1000 bis einschließlich 600 m . . . 5 431,6» „ 

,, 600 „ g 300 g . ■ • 3 879,17 , 

von weniger als 300 m. 1380,85 „ . 


Zum elektrischen Betrieb mit Stromschiene ist eingerichtet die 
Bahratrecke: 

Direktionsbezirk Berlin: Vorortbahn Berlin Potsdamer Ringbf. — Groß- 
Lichterfelde Ost (9,32 km). 


Zum elektrischen Betrieb mit Oberleitung sind eingerichtet die 
Bahnstrecken: 

Direktionebezirk Altona: Blankenese—Altona Hbf.—Hamburg Hbf.— Ohls¬ 
dorf (26,66 km); 

Direktionebezirk Breslau: 

Königszelt — Nieder Salzbrunu — Dittersbach— Ruhbank— Hirschberg 
(Schlea.) (77,38 km), 

Hirschberg (Schles.)—Lauban (51,96 km), 

Ruhbank—Liebau (16,io km), 

Nieder Salzbrunu—Fellhammer—Halihstadt (34,49 km); 

Direktionebezirk Halle (Saale)/Magdeburg: Magdeburg—Dessau—'Bitterfeld 
—Leipzig—Halle (Saale) und Wahren—Leipzig-Engeladorf (177,41 km); 
Direktionsbezirk München: 

Freilassing—Salzburg (6,69 km), 

Freilassing—Bad Reichenhall—-Berchtesgaden—Schellenberg—Reichsgrenze 
(46,09 km), 

Berchtesgaden—Königeeee (5,08 km), 

Garmisch-Partenkirchen—Mittenwald—Reichsgrenze (22,98 km), 
Garmisch-Partenkirchen—Griesen—Reichsgrenze (14,86 Ion); 
Diicktionsbezirk Dresden: Klingenthal—Untersachsenberg-Georgenthal 

(4,96 km); 

Direktionsbezirk Karlsruhe: 

Basel—Lörrach—.Zell (Wiesental) (28,76 km), 

Schopfbeim—Bückingen (191,76 km). 

Von den Hauptbahnen (31086,48 km) waren 


eingleisig. 9 309,68 km =. 29,95 % 

zweigleisig . 21203,63 „ = 68,20 „ 

dreigleisig . 98,43 „ = 0,30 „ 

viergleisig . 471,81 „ = 1,52 „ 

fünfgleisig . 5,36 ., — 0,02 „ 

sechsgleisig. 2,r>8 „ — O.oi „ 

54 * 
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Von den volhspurigen Nebenbahnen (21073,74 km) waren 

eingleisig. 20526,98 km = 97,40 % 

zweigleisig . 546,76 „ = 2,00 „ 

Die Schmalspurbahnen waren — bis auf 5,22 und 7,m km zweigleisige 
Teilstrecken in den Direktionsbezirken Kattowitz und Dresden — durch¬ 
weg eingleisig. 

Von der Eigentumslänge der Voll- und Schmalspurbahnen kommen 

auf die freie Strecke.km 43 759,03 

auf die iBahnböfe.. „ 9462,80 

l’m Unterbau sind vorhanden: 

a) Bahnkreuzungen auf freier Strecke: 

in Schienenhöhe . 76 

in verschiedener Höhe. 896 

b) Wegübergänge in Schienenhöhe: 

durch Hand- oder Zugschranken gesichert. 32 766 

durch Verschluß oder Drehkreuze gesichert. 4973 

nicht mit Schranken versehen. 40459 

c) Wegüberftihrungen . 6374 

d) Wegunterführungen . 16562 

e) Durchlässe unter dem Bahnkörper. 104 129 

f) Brücken mit einer Licht weite der einzelnen Öffnungen: 

bis 10 m.. 12 790 

von mehr als 10 bis 30 m. 3 952 

von mehr als 30 in. 637 

im ganzen ... 17 579 

g) Viadukte . 626 

mit einer Gesamtlänge von. m 80009 

h) Tunnel .. 691 

davon *. 

eingleisig. in 63 833 

zweigleisig . „ 153 746 

Oberbau : 

a) Länge der durchgehenden Gleise. km 76 705,18 

davon: 

aus Stuhlschienen . „ 23,40 

aus breitfüßigen Schienen 

auf Einzelunterlagen ,.76 192,18 

„ Langsch wellen . 468.90 

unmittelbar auf der Bettung . 20,74 

b) Lango der übrigen Gleise eirvsclil. der Weichenverbin¬ 
bindungen .km 41780.27 

c) Von den durchgehenden Gleisen auf ELnzelunterlagen kamen 
auf Gleise mit Schienen von einem Gewicht des Laufenden 
Meters: 

bis 30 kg. .km 2 684,92 

von mehr alo 30 bis 35 kg . . . .. 23 485,9.7 

„ ,. „ 35 ., 40 ... 4 900,14 

„ „ „ 40 „ 45. „ 33 139,75 

„ „ „ 45 kg.. 11981,44 

mit hölzernen Querschwellen . ? . 47 331,54 

„ eisernen Querschwellen . ., 28 855,07 

„ Steinwürfeln usw. 4.97 
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Auf 1 km Gleis sind verwendet: 

hölzerne Querechwellen .Stück 1476 

eiserne Quersohwellen. „ 1515 

d) An Weichen waren vorhanden: 

Zungenweichen: 

einfache. . . Stück 157 826 

dreiteilige . „ 7 686 

halbe Kreuzungsweichen „ 9 854 

ganae „ . 21 546 

Schlepprweichen . „ 41 

Weichen ohne Gleieunlerbrechung .... .. 111 

im ganzen (auf einfache Weichen berechnet) . . ,, 279 238 

davon: 

auf Bahnhöfen . ,, 275 366 

„ freier Strecke. fl 3 872 


Von der BeichseftseiilMÜuiTerwaltiKng betriebene Schiff* treclen. 




| B etriebßl&nge 

Direktions¬ 

bezirk 




davon 


Bezeichnung der Strecke 

im 

1 ganzen 

km 

für 

Per¬ 

sonen¬ 

verkehr 

km 

für 

Güter¬ 

verkehr 

km 

für Beför¬ 
derung von 
Eiten bahn- 
fahrxeugen 
auf eigenen 
Rädern 

km 

Altona . . 

Tönning—Karolinenkoog .... 

1,00 

1,00 

1,00 

_ 

Mainz. . . 

Bingen (Rhein)—Büdesheim (Rh.) 

2,30 

2,80 

— 

— 

Stettin . . 

Saßnitz—Trtlleborg 1 ). 

109,50 

109,50 

109,50 

109,60 


Stralsund Hafen—Altef&hr. . . . 

2,87 

2^7 

2,87 

2,87 


Swinemünde—Ostswine. 

0,73 

0,73 

0,73 

0,72 


zusammen . . . 

116,39 

116,39 

114,09 

113,09 

Augsburg . 

Bodenseedampfschiffahrt : 
Bregenz—Lindau—Friedrichs- j 
hafen—Meersburg—Konstanz 1 

60,oo 

60,oo 

60,oo 



Lindau—Romanshorn. 

I 23,oo ; 

23,oo 

23,00 

23,00 


zusammen . . . 

83,00 

83,oo | 

83,oo 1 

23,oo 

Würzburg. 

Kettenschleppschiffahrt auf dem 
Main von Aschaffenburg bis 
Bamberg. 

311,oo 


311,oo 


Stuttgart . 

Bodenseedampfschiffahrt: 
Friedrichshafen—Bregenz . . . 

33,oo 

33,oo 

i 

33,oo 

_ 


Friedrichshafen—Konstanz . . 

27,oo 

27,oo 

27,oo 

— 

1 

Friedrichshafen—Romanshorn . 

12,00 

12,oo 

12,oo 

12,oo 

1 

Friedrichshafen—Rorschach . . 

19,00 

19,oo 

19,oo 



Romanshorn—Rorschach . . . 

14,oo 

14,00 

14,00 



zusammen . . . 

105,00 

105,oo 

105,oo 

l2,oo 


*) Die Fähistreake Saßnitz—Trälleborg wird gemeinsam mit de,n schwedi¬ 
schen Staatöbahnen betrieben. 
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Betriebsl&ng 

e 

Direktions¬ 

bezirk 

Bezeichnung der Strecke 

i 

| im 

ganzen 

km 

! 

für 

Per¬ 

sonen¬ 

verkehr 

km 

davon 

für 

Güter¬ 

verkehr 

km 

für Beför¬ 
derung von 
Eisenbahn¬ 
fahrzeugen 
auf eigenen 
Ridern 

km 

Karlsruhe. 

Bodenseedampfschiffahrt : 
Konstanz — Meersburg — Fried¬ 
richshafen — Lindau - Bregenz 

6ü,oo 

60,oo 

60,00 



Konstanz — Meersburg — Über¬ 
lingen . 

27,oo 

27,oo 

27,00 

_ 


Überlingen -Ludwigshafen(See) 

12,oo 

12,oo 

— 

— 


Radolfzell—Reichenau— öhoin- 
gen-Oberstaad. 

2&,oo 

25,oo 

25,00 

— 


zusammen . . . 

124,oo 

124,oo 

112,00 

— 

Schwerin . 

Warnemünde—Gjedser 1 ) .... 

42,00 

42/to 

42,00 

42,00 

Oldenburg 

Harle—Wangerooge ....... 

10,60 

10,60 

10,60 

— ; 


Kleinensiel—Dedesdorf. 

1,80 

1,90 

1,30 

— 


zusammen . . . 

11,80 

11,80 

11,80 

— 


insgesamt . . . 

793,09 

482,09 

778,89 

190,09 


Für frtmii Rtdui«a| vo m ■•ick httritbtM KiNnbahm. 

Für fremde Rechnung wurden von der Reichseisenbahnver- 
waltung Ende Mörz 1922 folgende Bahnen betrieben: 

I. Vollepurige Nebenbahnen: 

1. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kreie-Qlden- 

burger Eisenbahn durch die Eisenbahndirektion in Altona 43,65 km 

2. für (Rechnung einer Aktiengeselle^l^R die Ilmebahn (Ein¬ 
beck—Daasel) durch die Eieenbahndirektion in Cassel . 13,25 „ 

3. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Farge-Vege- 
sacker Eisenbahn durch die Eisenbahndirektion in 


Hannover , ,. 10,44 „ 

4. für Rechnung der Stadt Birkenfeld die Zweigbahn Neu¬ 

brücke (Birkenfeld)—Birkenfeld (Nahe) durch die Eisen¬ 
bahndirektion in Trier. 5,23 „ 

5. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Bahnstrecke 
•Mittweida—Dreiwerden mit der Zweigbahn Mittweida 
Ladest.—Ringethal durch die Eisenbahn-Generaldirektion 

in Dresden . 10,53 

Zusammen 83,10 km 


5 ) Die Fährstrecke Warnemünde—Gjedser wird gemeinsam mit den däni¬ 
schen Staatdbahnen betrieben. 
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II. V o 11 s p u r i g e neben bahnähnliche Kleinbahnen: 


1. für Rechnung der (Kreis-Oldenburger Eisenbahn die Klein¬ 
bahn Lütjenbrode—(Fehmarnsund—(Burg a. Fehmarn—Orth 

durch die Eisenbahndirektion in Altona. 28,22 km 

2. für Rechnung des Kreises Friedeberg (Neumark) die 

Kleinbahn iFriedeberg Ostbf.—'Friedebeig Stadt durch die 
Eisenbahndirektion Osten in Berlin. 6.67 „ 

3. für Rechnung einer Gesellschaft m. b. H. die Kleinbahn 

Friedetoerg Stadt—Alt Libbehne durch die Eisenbahn¬ 
direktion Osten in Berlin. 30,27 „ 

4 für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kleinbahn 
Grifte—Gudenabeng durch die Eisenbahndirektion in 

Cassel . 7,72 

6. für Rechnung des Kreises Schmalkalden die Kleinbahn 
Kleinschmalkalden—Brotterode durch die Eisenbahn- 
direktion in Erfurt. 8,45 „ 

6. für Rechnung des Kreises Kirchhain die Kleinbahn Kircli- 

hain—Landesgrenze bei Schweinsberg durch die Eisen- 
bahndirektion in (Frankfurt (Main). 9,40 „ 

7. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kleinbahn 
Freest b. Leba—iBergensin durch die Eisenbahndirektion 

in Stettin. 6,85 „ 

8. für Rechnung des Kreises Grimmen die Kleinbahn Toitiz- 

iRustow—Loitz durch die Eisenbahndirektion in Stettin . 7.20 ,. 

9. für Rechnung der Gemeinde Edewecht die Kleinbahn Bad 

Zwischenahn—Edewecht durch die Eisenbahndirektion in 
Oldenburg. 6,09 

10. für Rechnung einer Gesellschaft m. b. H. die Kleinbahn 

Bersenbrück—Ankum durch die Eisenbahndirektion in 
Oldenburg. 5,72 

11. für Rechnung der Gemeinde Dinklage die Kleinbahn 

Lohne—Dinklage durch die. Eisenbahndirektion in Olden¬ 
burg .\ . . 7,9.7 „ 

Zusammen . . 125,02 km 


B. Betriebslänge. 

Die Betriebslänge unterscheidet sich von der Bahn- (Eigentums-) 
Länge (Abschnitt A) durch den Abgang der verpachteten eigenen 
Strecken und den Hinzutritt der gepachteten und mitbetriebenen fremden 
Strecken. Die Betriebslänge berechnet sich demnach für den Schluß des 


Berichtsjahrs wie folgt: 

■ Haupt- | 
bahnen j 
km 

Neben- I 
bahnen 
km 

Schmalspur 

bahnen 

km 

Bahn- (Eigentums-) Länge Ende März 1922 . . 
davon ab: 

verpachtete eigene Strecken. 

31 066,48 

| 37,04 

21073,74 

lUi 

1061,61 

27,53 

bleiben. 

dazu: 

gepachtete u. mitbetriebene fremde Strecken 
ergibt eine Betriebslänge von 

1 31 049,44 

' 174,38 

21062,23 

1 1 

91,73 

i 1034,08 

1 

1 2,13 

31223,82 | 

21153,96 

1 036.21 


63 413,»9 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 















836 


Di« Deutsch« Reichsbahn im Rechnungsjahr 1921. 


Hiervon dienen nach ihrer dauernden Bestim- 

Haupt¬ 

bahnen 

Neben¬ 

bahnen 

Schmalspur¬ 

bahnen 

mung: 

a) gemeinschaftlich für Personen- und Güter¬ 
verkehr . 

b) ausschließlich für Personenverkehr . . . 

'! km 

_km 

km 

ii 

; 29 469,83 
366,93 

20691,84 

28,38 

862,07 

0,43 

c) „ „ Güterverkehr. 

i 1 387,08 

434,39 

183,72 

Demnach im ganzen: 

für Personenverkehr (a + b) . 

l : 

29 836,74 

20719,87 

852,49 

n Güterverkehr (a -f c). 

'i 

1 30 866,90 ! 

61 408,80 
21 126,73 ! 

1035,79 


63018,43 


Die Betriebslänge im Jahresdurchschnitt — die durchschnittliche 
Betriebslänge — wird dadurch gefunden, daß die Strecken, bei denen im 
Lauf des Berichtsjahrs eine Änderung eingetreten ist, nicht mit ihrer 
vollen Länge, sondern nur im Verhältnis der Tage, an denen sie im 
Betrieb standen, zur Berechnung kommen. Die durchschnittliche Be¬ 
triebslänge für den Personen- oder den Güterverkehr wird nach der tat¬ 
sächlichen Benutzung der Bahnstrecken für die eine oder die andere 
Art des Verkehrs berechnet. Sie beträgt für das Berichtsjahr: 



Hauptbahnen 

km 

Nebenbahnen 

l km 

Schmalspur¬ 

bahnen 

1 km 

iin ganzen. 

31 209,85 

21 122,6« 

1 024,83 

für Personenverkehr .... 

29 831,34 

53 357,38 
20692,36 

841,61 

„ Güterverkehr. 

| . J '.'. 

30842,98 

51 365.il 

21 094,48 

1024,40 

| 52 961,76 

II. Baukosten und Anlagekapital. 


Es haben betragen: 

1. die Baukosten. 

Vollspurbahnen 

M 

SchmaUpur- 

b&huen 

I zusammen 

M 

29 670840392 

126 404 731 

29 797 246 123 

auf 1 km Bahnlftnge . . . . ! 

2. die gesamten Bauaufwendungen, 
d. s. die Baukosten unter Hinzu¬ 
rechnung der Bauzinsen, Kurs ver- ! 
luste und sonstigen Aufwendun¬ 
gen, dagegen unter Abrechnung 
der Rückeinnahmen, der Kursge¬ 
winne, der Aufwendungen aus 
Betriebseinnahmen und der Bau- 

.568 840 

| 

119069 

559851 

1 

[ 

upd sonstigen Zuschüsse usw. . 

28643850187 | 

126404 731 

28 770264918 

auf 1 km Bahnlänge . . . . 

549151 1 

119069 

540 672 
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3. Hierzu als Unterschied zwischen 


der vom Reich bei der Übernahme 
der Staatseisenbahnen zu zahlen- 

Vollspurbahnen 

Schmalspur¬ 

bahnen 

i zusammen 

den, schätzungsweise zu 39 Mil- 

J6 

c % 


liarden Mark angenommenen Ab¬ 
findung und den Gesamtbauanf- 

| j 



Wendungen zur Zeit des Über¬ 
gangs (1. April 1920). 

17 583000000 

— 

17 583 000 000 

Mithin verwendetes Anlage- | 
kapital.j 

46226860187 

126404 731 

46 353 254918 

auf 1 km Bahnlftnge . . . . j 

886 247 

119069 I 

l 870914 


III. Betriebsverwaltung. 


An Stationen 

bestanden Ende März 

1922: 


i 

! 

i 

a) auf den eige¬ 
nen vollspurigen 
Bahnstrecken 
(mit Einschluß 
der verpachte¬ 
ten und der von 
fremden Eisen¬ 
bahnen mitbe¬ 
triebenen eige¬ 
nen Strecken) 

b) auf 
den ge¬ 
pachte¬ 
ten 

Bahn¬ 

strecken 

c) 

zusammen 
(a + b) 
auf den 
voll¬ 
spurigen 
Bahn¬ 
strecken 

d) auf den von der 
Deutschen Reichs¬ 
bahn für eigene 
Rechnung betriebe- 
1 nen Bahnstrecken 
(unter Ausschluß 
der Werkstätten¬ 
bahnhöfe. dagegen 
mit Einschluß von 
43 mitbenutzten 
fremdenBahnhöfen) 

Bahnhofe 1. Klasse . . ' 

770 

10 

i 

780 

? — 

„ 2. „ 

1537 

4 

1541 

— 


2195 

3 1 

2198 

— 

* 4. n 

4 690 

8 

, 

j 4698 

— 

W erkstätte nbahnhöfe 

29 

i 

29 

— 

zusammen Bahnhöfe. 

9 221 

•25 i' 

9246 

9 255 

Haltepunkte. 

2 336 

7 ; 

2 343 

2 350 

zusammen Stationen 

11557 

32 

11589 | 

11606 


Auf den Stationen der eigenen vollspurigen Bahnstrecken (a) waren 
\orhanden: 

9 660 Empfangsgebäude, 

2 443 besondere bedeckte Warteräume, 

20 719 Bahnsteige, 

4 44ü Bahnet eigüherdachungen, 

354 Wagenschuppeu und 

9468 Güterschuppen. 

Von der unter c nachgewiesenen Gesamtzahl der Stationen (11 589) 
waren für den öffentlichen Güterverkehr ausgerüstet: 

156 mit offenen festen Laderampen nur für Stirn Verladung, 

1946 mit offenen festen Laderampen nur für Seitenverladung, 

5 526 mit offenen festen Laderampen für Stirn- und Seitenverladung. 

2199 mit festen Lastkranen und Ilebegertisten, 

475 mit 'beweglichen Lastkranen und Hebegerüsten, 
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5 474 mit Brückenwagen, 

475 mit Sturz- und Ladevorrichtungen für Kohlen und Erze, 

5 472 mit Lademaßen. 

Besondere Werkstättenbahnhöfe sind angelegt in Brandenburg West, 
Basel, Chemnitz, Dresden-Friedrichstadt, Durlach, Engelsdorf, Eßlingen, 
Frankfurt-Nied, Friedrichshafen, Gleiwitz (2), Hoyerswerda, Kaisers¬ 
lautern, Karlsruhe, Köln-Nippee, Königsberg (Pr.), Leinhausen, Magde¬ 
burg-Salbke, Neuaubing, Nürnberg, Offenburg, Oppeln, Osterode (Qstpr.), 
Schwetzingen, Sebaldsbrück, Stuttgart-Cannstatt, Stuttgart Nord, Tü¬ 


bingen und Zwickau (Sa.). 


Im Durchschnitt kommt eine Station auf 4,61 km 
Bahnstrecke. 

Bahnhöfe 

Haltepunkte 



Von der Gesamtzahl der Stationen zu d) dienten 

ausschließlich: 

dem Personen-, Gepäck- und Expreßgutverkehr 

256 

1753 

„ Güterverkehr. 

248 

99 

Betriebszwecken. 

69 

6 

Von den für den Personenverkehr eingerichteten 



Stationen. 

waren nicht befügt zur Abfertigung von 

8938 

1 

2245 

Gepäck . 

241 

940 

Expreßgut. 

288 

1148 

Leichen. 

544 

1986 

Die Zahl der für den Güterverkehr eingerichteten 



Stationen betrug. 

Nicht befugt waren zur Abfertigung von 

89B0 

591 

Großvieh 



in Einzelsendungen. 

| 583 

872 

„ Wagenladungen. 

552 

840 

Kleinvieh 

j 


in Einzelsendungen. 

| 361 

624 

„ Wagenladungen. 

Eilgut 

i 500 

829 

Stückgut. 

294 

342 

Wagenladungen. 

Frachtgut 

278 

i 

614 

Stückgut . 

297 

261 

Wagenladungen.. 

238 

384 

Fahrzeugen. 

1860 

542 


Von Bahnagenten wurden 566 Bahnhöfe 4. Klasse und 243 Halte¬ 
punkte verwaltet; unbesetzt waren 29 Bahnhöfe 4. Klasse und 792 Halte¬ 
punkte. 

Bahnwirtschaften waren auf 2744 Stationen eingerichtet. 

Auf den Lokomotivstationen sind im ganzen 2051 Lokomotivschup¬ 
pen mit 16 967 Lokomotivständen, 3126 Lösch- und Reinigungsgruben 
außerhalb der Schuppen, 1999 Lokomotivdrehscheiben sowie den nötigen 
Wasseretationen (Wasserkranen), Kohlenschuppen und Kohlenlade- 
büünen vorhanden. 
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Auf den Schmalspurbahnen waren am Ende des Berichtsjahrs 
355 Bahnhöfe und 350 Haltepunkte, zusammen 705 Stationen mit 311 Emp¬ 
fangsgebäuden, 38 besonderen bedeckten Wartehallen, 427 Bahnsteigen, 
10 Wagenschuppen, 269 Güterschuppen und 91 — zusammen 257 Lokomotiv- 
stände enthaltende — Lokomotivschuppen vorhanden. 

Nach den vorstehenden Ausführungen sind auf den Vollspurbahnen 
11605, auf den Schmalspurbahnen 705, im ganzen 12 310 Stationen vor¬ 
handen. Auf die preußischen Provinzen, die bayerischen Regierungs¬ 
bezirke, die übrigen deutschen Länder und fremde Staatsgebiete ver¬ 
teilen sie sich wie folgt: 



Babnlänge 

1 

1 

Zahl 

i 

der 

Statio¬ 
nen im 

ganzen 

i 

! 

Auf eine Station 
kommen 

über¬ 

haupt 

km 

auf 

10) 

pkm 

km 

auf 

10000 

Ein¬ 

woh¬ 

ner 

km 

km 

Bahn¬ 

länge 

(Durch¬ 

schnitt' 

lieber 

Sta- 

tionsab- 
| stand) 

pkm 

Flä¬ 

chen¬ 

inhalt 

Ein¬ 

wohner 

Preußen: 




! 




Provinz Ostpreußen . . . 

2804,96 

7,38 

12,68 

429 

6,54 

89,8 

5196 

Grenzmark Posen - West- 








preußen . 

1067,49 

13,83 

32,87 

165 

6,47 

46,8 

1068 

Provinz Brandenburg mit 

1 



J 

i 

i 



Berlin. 

3 210,73 

8,04 

5,18 

708 

5,26 

56,4 

8827 

„ Pommern. 

2304,79 

7,63 

12^8 

438 

5,28 

68,9 

4065 

, Niederschlesien . . 

2970,21 

11,16 

9,98 

585 

6,08 

45,6 

6109 

„ Oberschlesien .... 

1788,» 

18,87 

13,72 

637 

3,88 

18,1 

2428 

„ Sachsen . 

2887,90 

11,49 

9,23 

549 

6,90 

46,0 

5700 

. Schleswig-Holstein . 

1 119,68 

7,45 

7,66 

| 251 

4,46 

59,9 

5 827 

„ Hannover (einschl. 








Pyrmont. 

3 164,06 

8,20 

10,46 

630 

5,03 

61,3 

4806 

„ Westfalen . 

3086,37 

15,26 

6,87 

596 

5,19 

! 34,0 

7543 

„ Hessen-Nassau . . . 

2226,41 

14,18 

9,79 

373 

6,77 

: 42,1 

6095 

Rheinprovinz (ohne Saar¬ 




1 




gebiet) . 

4 226,08 

17,26 

6,34 

957 

4,41 

25,6 

7 073 

Hohenzollern . 

j 90,62 

7,93 

12^1 

19 

4,77 

60,i 

3 724 

zusammen Preußen (ohne 








Saargebiet). 

i 31 415,43 

10,67 

8,57 

i 6236 

1 

5,04 

47,0 

5 885 

Bayern: 




1 

1 




Reg.-Bez. Oberbayern . . 

1748,44 

10,81 

11,06 

447 

i 3,91 

87,3 

3541 

„ Niederbayern . 

948,34 

8^3 

12,82 

247 

3,81 

43,5 

2996 

„ Oberpfalz . . . 

i 961,31 

10,16 

16,04 

212 

4,63 

45,6 

2885 

„ Oberfranken . . 

! 867,39 

12^9 

13,91 

298 

2,98 

23,5 

2203 

„ Mittelfranken 

i 970,62 

12,80 

10,21 

280 

| 3,47 

27,1 i 

3 389 

r Unterfranken . | 

• 

848,37 

10,10 

11,56 

237 

! 3,58 

35,4 

3097 
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Im 

ganzen 

Zahl ! 
der 

Statio- | 
neu im j 
ganzen j 

Auf eine Station 
kommen 

über¬ 

haupt 

km 

auf 

100 

qkm 

km 

auf 

100001 
Ei.- j 
woh- 

ner 

km 

km 

Bahn¬ 

länge 

(Durch¬ 

schnitt¬ 

licher 

Sta¬ 

tionsab¬ 

stand) 

qkm 

Flä- 

chen- 

inh&lt 

Ein¬ 

wohner 

Reg.-Bez. Schwaben und 








Neuburg .... 

1082,04 

11.00 

12,96 

294 

3,70 

33,6 

2843 

„ Rheinpfalz . . . 

852,31 

16,53 

9,78 ^ 

252 

3,38 

21,8 

3458 

Coburg . 

98, 22 

17,40 

13,22 

30 

3,27 

18,7 

2477 

zusammen Bayern (ohne 



j 





Saarpfalz). 

6 896,»4 

11,04 

11,90 I 

2297 

3.66 

33,1 

3 071 

Sachsen . 

3 204,69 

21,37 

6,87 

951 

3,37 

15,8 

4 904 

Württemberg. 

2 010,oo 

10,30 

7,98 | 

612 

3,28 

31,9 

4116 

Baden . 

1 904,74 

12,64 

8,62 

510 

3,78 

29,5 

4330 

Hessen. 

1 421,32 

18.49 

11,01 

558 

2,55 

13,8 

2314 

Mecklenburg-Schwerin . . . 

j 1235,08 

9,41 

18,78 

279 

4,43 

47,0 

2356 

Mecklenburg-Strelitz .... 

166,07 

5,63 

15,51 , 

28 

5,90 

104,6 

3800 

Oldenburg . 

652,37 

10,15 

12,60 1 

173 

3,77 

37,2 

2993 

Braunschweig . 

439,49 

11,97 

9,14 i 

76 

5,78 

48,3 

6324 

Thüringen: 

I 


1 





Sachsen-Weimar - Eise nach 

436,96 

12,08 

10,06 

99 ! 

4,40 

36,5 

4 377 

Sachsen-Meiningen . . . . 

360,12 

14,59 

13,34 ^ 

96 

3,77 

25,7 

2811 

Sachsen-Altenburg . . . 

1 198,20 

1 14,98 

9,38 , 

55 

3,60 

24,1 

3 842 

Sachsen-Gotha . 1 

211,78 

; 14,97 

11,20 

51 

4,15 

27,7 

3708 

Schwarzburg-Sondersh. . . i 

1 75,86 

| 8,74 

1 8,09 

1 «7 

4,48 

60,7 j 

5 481 

Schwarzburg-Rudolstadt . 

122,48 

! 13,02 

12,84 ' 

29 

4,22 

32,4 

3423 

Reuß . ' 

155,62 

i 13,62 

7,84 

1 48 

3,68 

26,6 

4929 

zusammen Thüringen . . 

1 559,60 

13,26 

10,34 

390 i 

4,00 

30,a 

8 667 

Anhalt . . . 

1 286,77 

12,43 

8,63 i 

49 

5,83 

46,9 

6760 

Waldeck (ohne Pyrmont). . 

| 94,99 

| 9,00 

16,96 ] 

29 

3,28 

36,4 

1931 

Schaumburg-Lippe . . 

j 34,90 

i 10,26 

7,53 ' 

8 

4,36 

42,6 

6795 

Lippe ... . . . 1 

94,69 

1 7,79 

6,14 j 

27 

3,51 

45,0 

6 715 

Freie u. Hansestadt Lübeck . 

i 13,27 

1 4,46 

1,10 

2 

6,63 

148,9 

60284 

r » » Bremen . 

67,97 

22,61 

1.86 1 

8 

9,68 

32,1 

38 906 

» » » Hamburg 

j 44,77 

10,80 

0,43 

28 

2,24 

14,8 

87516 

zusammen Deutschland 

1 

1 

j 

1 

i 



(ohne Saargebiet) . 

53 000,89 

! 11,24 

8,86 

12261 

4,33 

38,3 

4 827 

Niederlande . 

1 4,95 

— 

— 

1 

f 




Polen . .... 

i — 

— 

1 

3 


; 


Schweiz . . . 1 

i 57,42 

— 

1 

12 ; 


i 


Tschechoslowakei. 

98,57 

— 


1 33 


! 


im ganzen . 

53 221,88 

— 


1 12 310 

1 
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Auf 3291 Stationen ist bahnamtliche An- und Abfuhr von Stück¬ 
gütern eingerichtet. Von der Gepäckabfertigung getrennte Aufbewah¬ 
rungstellen für Handgepäck befanden sich auf 202 Stationen. 

Für den Privatidepeschenverkehr waren 5842 Stationen geöffnet. 

An selbständigen Abfertigungstellen — im allge¬ 
meinen sind der Verkauf der Fahrkarten, die Annahme und Ausgabe 
des Reisegepäcks und der Eil- und Frachtgüter aller Art sowie die mit 
dem gesamten Abfertigungsdienst zusammenhängenden Kassengeschäfte 
den mit der Verwaltung der Bahnhöfe und Haltepunkte betrauten Beam¬ 
ten übertragen, die für die ordnungsmäßige Wahrnehmung des gesamten 
vereinigten Dienstes verantwortlich sind — waren vorhanden: 

19 amtliche Reisebüros, 

360 Stationskassesi, 

138 Fahrkartenausgaben, 

4)8 Gepäckabfertigungen. 

87 Eilgutabfertigungen und 
807 Güterabfertigungen. 

Selbständige Abfertigungstellen mit vereinigtem Dienst sind dem 
bei ihnen geschäftlich bedeutenderen Dienstzweig zugezählt. Ist z. B. 
die Fahrkartenausgabe mit der Stationskasse vereinigt, so zählt diese, 
wenn sie nach Geschäftsumfang die bedeutendere Dienststelle ist; ist 
die Gepäckabfertigung mit der Fahrkartenausgabe vereinigt, so ist eine 
selbständige Fahrkartenausgabe nachgewiesen usw. Nicht mitgezählt 
sind Dienststellen fremder Eisenbahnen, die den Dienst für die Reichs¬ 
bahn mitversehen. 

Die Zahl der Bahnmeistereien, denen die Beaufsichtigung, 
Unterhaltung und Ergänzung der Bahnanlagen einschließlich der Ge¬ 
bäude, der Sicherungs-, Telegraphen- und Fernsprechanlagen, die Siche¬ 
rung des Betriebs, die Ausübung der Bahnpolizei und die Verwaltung 
des Grundeigentums obliegt, betrug am 1. April 1922 : 3492. 

Im Durchschnitt kommen auf eine Bahnmeisterei rund 15 km Bahn¬ 
strecke und rund 40 Bahnunterhaltungsarbeiter. 

An Werkstätten besaß die Reichsbahn Ende März 1922: 

101 Hauptwerkstätten {Eisenbahnausbeeeenmgswerke), 

9 Nebenwerkstätten und 
839 Betrieb?Werkstätten. 

Von den Haupt- und Nebenwerkstätten haben 
3 nicht mehr als 300 Arbeiter, 

44 mehr als 300 bis 1000 Arbeiter, 

48 mehr als 1000 bis 2000 Arbeiter. 

12 mehr als 2000 bis 3000 Arbeiter, 

3 mehr als 3000 bis 4000 Arbeiter. 

Im Reichsbahngebiet waren vorhanden und im Berichtsjahr im 
Betrieb: 6 Schwellentränkungsanstalten. 

22 Gasanstalten und 
105 Elektrizitätswerke. 
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IV. Fuhrpark. 

Mit Einschluß der Triebwagen, die sowohl unter den Lokomotiven 
als auch je nach ihrer Einrichtung unter den Personen- und Güter- (Bahn¬ 
dienst-) Wagen aufgeführt sind, waren am Ende des Berichtsjahrs vor- 


hnnden: | 

Lokomotiven: 

überhaupt. 

für 

Vollspur¬ 

bahnen 

für 

Schmalspur- 
bahnen , 

zusammen 

31070 

317 

81 387 i) 

auf 10 km Betriebslftnge.' 

5,98 

3,06 

5*8 

„ 1000000 Wagenachskilometer 
aller Art. 

1,26 

3,87 

1,37 

Personenwagen: 

Stückzahl . 

66736 

870 

67606 

Achsenzahl . 

188921 

2642 

191563 

auf 10 km Betriebslange für den 
Personenverkehr. 

37,87 

30,99 

37,36 

auf 1000 000 Personenwagenacb 8 km 

28,10 

74,12 

28*4 

mit Platzen auf 1 Achse . Stück 

18,67 

18,n 

18*o 

Gepäckwagen: 

Stückzahl . 

20740 

151 

20891 

Achsenzahl. 

48104 

390 

48494 

auf 10 km Betriebslange für den 
Personenverkehr.| 

9,51 

4*7 

9,48 

auf 1000 000 Gepackwagenachskm. j 

36,53 

47,49 

36*8 

mit einem Ladegewicht auf 1 Achse ! 
von.t | 

2,19 

2,28 

2,30 

Güter-, Arbeits- und Bahndienstwagen: 
Stückzahl.| 

668349 

1 

10684 

678968 

Achsenzahl.j 

1359812 

25472 

1885284 

auf 10 km Betriebslange für den 
Güterverkehr. 

261,59 

245*3 

261*8 

auf 1000000 Gepackwagenachskm 

84,84 

528,76 

85,66 

mit einem Ladegewicht auf 1 Achse 
von.t 

7,69 

2,81 j 

7*8 


Unter Berücksichtigung der leihweise abgegebenen eigenen Fahr¬ 
zeuge einerseits und der in den eigenen Fuhrpark aufgenommenen frem¬ 
den Fahrzeuge anderseits standen durchschnittlich zur Verfügung: 


Lokomotiven und Triebwagen. j 

31304 

315* 

81619* 

Wagen: 

a) Personenwagen. 

65587 

851 

66438 

b) Gepäckwagen. 

18 974 

149* 

19128* 

c) Güter-, Arbeite- und Bahndienst¬ 
wagen . 

679974 

10954* 

690928* 

insgesamt Wagen . . . 

764 535 

11966,0 

776490,0 


(Fortsetzung folgt.) 

l ) An Triebwagen waren Ende 1921 für elektrischen Betrieb 362, für Dampf¬ 
betrieb 82 vorhanden. 
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Die Geschichte, Entwicklung und Tätigkeit der Sudbahngesellschaft 

in den Jahren 1920/1921. 

Von 

Josef Popper-Budapest. 

(Mit einer Übersichtskarte.) 


Dia Geschäftsberichte über die Geschichte, Entwicklung und Tätig¬ 
keit der privaten Südbahngesellschaft aus den Jahren 1920 und 1921 
standen noch völlig unter dem tiefgehenden Einfluß der Nachwirkungen 
des ungarischen Friedensvertrags von Trianon und des österreichischen 
Friedensvertrags von St.-Germain, nach deinen das Verkehrsgebiet dieser 
größten mitteleuropäischen privaten Eisenbahngeeellechaft auf das Ge¬ 
biet von vier Staaten, d. h. auf das von Österreich, Ungarn, Jugoslawien 
und Italien verteilt war (vgl. die Übersichten auf S. 843/844). 

Das gesamte Gleisnetz der Südbahngesellschaft, das im Jahr 1920 
ebenso wie im Jahr 1921 eine. Länge von 2830 km hatte, war, wie die 
folgenden statistischen Tabellen zeigen, wie folgt verteilt: 


Land 

Länge der Linien 
km 

davon zweigleisig 
km 

auf österreichischem Gebiet . . 

968 

314 

„ ungarischem „ . . 

662 

13 

„ jngosiavischem „ ■ - 

768 

280 

„ italienischem „ . . 

637 

246 

zusammen . . . 

2880 

803 


Von diesen 2830 km Eisenbahnlinien gehörten der Südbahngesell¬ 
schaft und den im Betrieb der Südbahngesellschaft stehenden Privatbahnen: 


Land 

eigene Linien 
km 

verwaltete Linien 
km 

zusammen 

km 

auf österreichischem Gebiet 

644 

824 

968 

„ ungarischem „ 

662 

— 

662 

jugoslawischem „ 

679 

184 

763 

, italienischem „ 

476 

61 

637 

zusammen . . . 

2261 

669 

2830 
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Das Verhältnis der Hauptlinien mit D- oder Schnellzugverkehr und 
der Nebenlinien mit Personen- oder gemischtem Zugverkehr war 
wie folgt: 


Land 

Schnellzugverkehr 

km 

Personenzugverkehr 

km 

zusammen 

km 

auf österreichischem Gebiet 

644 

324 

968 

„ ungarischem 

» 

603 

69 

662 

* jugoslawischem 

V 

622 

241 

763 

„ italienischem 

1* 

476 

61 

537 

zusammen . . . J 

2145 

685 

2830 

i 


Die Geschäfts- und Betriebseinteilung der privaten Südbahngeeell- 
schaft war folgende: Die Generaldirektion der Gesellschaft befindet sich 
in Wien, der die drei folgenden Betriebsdirektionen unterstellt sind: 


1. die Betriebsdirektion in Wien.mit 968 km, 

2. „ n » Budapest. „ 662 * 

3. „ n « Agram. » 763 „ 


4. in Verwaltung der italienischen Staatsbahnen a 537 „ . 


Die italienischen Linien der Südbahngesellschaft sind der Mailänder 
Königl. Italienischen Eisenbahndirektion unterstellt und werden auf 
eigene Kosten des italienischen Staats betrieben, doch erhält die Stid- 
bahngesellschaft als Entschädigung eine jährliche Annuitätzahlung. 
1. Der Betriebsdirektion Wien sind folgende Linien unterstellt: 


a) Hauptlinien: 

1. Wien—Bruck—Graz—Ehrenhausen. 267 km, 

2. Bruck—Leoben. 17 , 

3. Bleiburg—Klagenfurt—Innichen. ... 224 „ 

4. Kufstein—Insbruck—Brenner.108 „ 

5. Wiener Neustadt—Ägfalva. 28 , 

644 km. 

b) Nebenlinien: 

6. Liesing—Kaltenleutgeben. . . 7 ,, 

661 km. 

c) Verwaltete private Lokalbahnen: 

7. Leoben—Vordernberg. 20 „ 

8. Graz -Köflach. 41 „ 

9. Liebech—Wies. 61 „ 

10. Prednig—Stainz. 11* 

11. Kapfenberg—Hinterberg. 23 „ 

12. Pöltschach—Gonobitz. 15 „ 

13. Leibnitz—Pölfingbrunn. 25 ,. 

14. Völkermarkt—Eisenkappel. 18 * 

15. Mixnitz—St. Erhard. 10 * 

16. Brüneck—Sand. 17 „ 

17. Meidling—Wiener Neustadt . . 61 . 

18. Wiener Neustadt—Grammatneusiedl. 36 * 


zusammen 968 km. 
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2. Der Betriebedirektio® Budapest eind folgende Linien unterstellt: 

a) Hauptlinien: 

1. Budapest—Nagykanizsa—Murakeresztur. 240 km, 

2. Nagykanizsa—Sopron (Ödenburg)—Ägfalva . . . . 170 , 

410 km. 

b) Nebenlinien: 

3. Sz6kesfeh6rvar (Stuhlweißenburg)—Koniorn .... 82 , 

4. Murakeresztur—Bares a. d. Drau. 70 , 

662 km. 

c) Verwaltete private Lokalbahnen. . . — „ 

zusammen 662 km. 

3. Der Betriebsleitung Agram sind folgende Linien unterstellt: 

a) Hauptlinien: 

1. Murakeresztur—Pragerhof. 90 km, 

2. Ehrenhausen—Pragerhof—Marburg—Kadek. 230 , 

3. Marburg—Bleiburg. 76 , 

4. Steinbruck—Agram—Sissek. . . 126 , 

622 km. 

b) Nebenlinien: 

5. Spielfeld—Luttenberg. 57 , 

579 km. 

c) Verwaltete private Lokalbahnen: 

6. Bares—Pakrac. 95 „ 

7. Tresovac—Slatina. 21 „ 

8. Bastyi—Zdenci. 15 „ 

9. Grobeno—Rohits. 29 „ 

10. Laibach—Oberlaibach. 20 „ 

11. Windisch—Windisch Stadt. 4 , 

zusammen 763 km. 

4. Den italienischen Staatsbahnen sind folgende Linien unterstellt: 

a) Hauptlinien: 

1. Radek—Triest. 92 km, 

2. Brenner—Franzensfeste—Ala.194 „ 

3. Inniclien- Franzensfeste. 77 „ 

4. Nabresina—Cormons. 50 , 

5. St. Peter—Fiume. 63 „ 

476 km. 

b) Nebenlinien. — , 

476 km. 

c) Verwaltete private Lokalbahnen: 

6. Bozen—Kaltem—Mendel. 24 » 

7. Bozen—Klobstein. 12 „ 

8. Mori—Arco—Riva am Gardasee. 25 „ 

zusammen 537 km. 

Die Betriebslage der privaten Südbahngesellschaft gleicht den Ge¬ 
schäftsberichten der Jahre 1918 und 1919, doch ist hierbei ein wichtiger 
Unterschied zwischen den im Betrieb der Südbahngesellschaft befind- 
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liehen Netzen zu verzeichnen. Die Erstarkung der Volkswirtschaft im 
Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen ist weiterhin kräftig 
fortgeschritten. Es ist der Slidbahn bisher gelungen, auf diesen Linien 
ohne staatliche Vorschüsse, freilich oft nur mit Mühe und Not, gerade noch 
durchzukommen und wenigstens die notwendigsten Gelderfordernisse aus 
den Kasseneingängen zu decken. 

Wesentlich ungünstiger haben sich die Verhältnisse für das unga¬ 
rische Netz der Südbahn gestaltet, wo zur Aufrechterhaltung des Betriebs 
im Jahr 1920 staatliche Vorschüsse im Betrag von rund 60 Millionen 
ungarische Kronen gezahlt wurden. Die fällige Schuld belief sich Ende 
1920 auf rund 106 Millionen ungarische Kronen und ist seitdem bis Ende 
Mai 1921 auf rund 208 Millionen ungarische Kronen gewachsen. 

Am weitaus schlimmsten erging es im Betrieb den österreichischen 
Linien der Südbahn. Die Kosten des Betriebs sind im Vergleich zu den 
Einnahmen gewaltig gestiegen. Zu seiner Aufrechterhaltung hat die 
österreichische Regierung im Jahr 1920 Vorschüsse in der Höhe von 
rund 434 Millionen österreichischen Kronen gewährt Hierdurch ist die 
fällige Schuld bis Ende 1920 auf rund 518 Millionen österreichische 
Kronen angewachsen. Seitdem hat sie sich bis Ende Mai 1921 infolge 
einer ganz ungeahnten Steigerung des Aufwands für Personal- und 
Materialerfordernisse — bei unveränderten Personentarifen und nur un¬ 
wesentlich erhöhten Gütertarifen — auf den Betrag von 1,6 Milliarden 
österreichischen Kronen erhöht. 

Aus dem Betrieb des italienischen Netzes der Südibalm ergaben sich 
weder Betriebseinnahmen noch Betriebsausgaben, da der Betrieb dieser 
Linien auch weiterhin durch die italienischen Staatsbahnen auf eigene 
Rechnung besorgt worden ist. Anläßlich der im Oktober 1920 mit der 
italienischen Regierung gepflogenen Unterhandlungen hatte die Südbahn 
unter Hinweis auf die Bestimmungen des Friedensvertrags die For¬ 
derung auf Rückgabe der in Italien gelegenen Linien mit allem Nach¬ 
druck erhoben. Demgegenüber haben die Vertreter der italienischen 
Regierung den Standpunkt eingenommen, daß eine Änderung des derzei¬ 
tigen Zustands vor der im Friedensvertrag ausdrücklich vorgesehenen 
Reorganisation der Südbahn den Absichten dieser Bestimmung zuwider¬ 
laufen würde. Sie haben ferner darauf hingewiesen, daß auch praktische 
Erwägungen, begründet in dein allseitigen Interesse, nachteilige Folgen 
für die ungestörte Führung des Betriebs zu vermeiden, gegen die Rück¬ 
gabe der Linien im gegenwärtigen Zeitpunkt sprechen. Die italienische 
Regierung ist auf diesem Standpunkt verblieben. Doch hat sie sich zu 
einer mit der Südbahngesellschaft noch zu vereinbarenden Vergütung 
für die Benutzung der Linien bereit erklärt. Als Anzahlung auf diese 
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Vergütung wurde zunächst ein Betrag von 100 Millionen österreichischen 
Kronen zur Verfügung gestellt. 

Trotz der vorerwähnten staatlichen Vorschüsse, die nur unter großen 
Schwierigkeiten und in unzulänglichem Ausmaß gewährt wurden, be¬ 
fand sich die Kassenwirtschaft der Südbahn für das österreichische und 
ungarische Netz angesichts der von Monat zu Monat stärker anschwellen¬ 
den Fehlbeträge in größter Bedrängnis. So vermochte die Südbahn die 
aus den monatlichen Abrechnungen über den Verkehr mit den fremden 
Bahnen sich ergebenden Schulden sowie .auch Staatssteuern nicht zu 
bezahlen und sie ist überdies in dei; Begleichung einzelner größerer 
Lieferantenrechnungen in Rückstand geraten. Auch harren aus den 
Kreisen des Publikums für abhanden gekommene Güter gegen die Süd¬ 
bahn erhobene Ersatzansprüche zum großen Teil noch der Erledigung. 
Hierbei handelt es sich vielfach um recht verwickelte Fälle, die teilweise 
wohl nur im Rechtsweg ihre Regelung werden finden können. 

Die Ursache der finanziellen Not der Sudhahn, die gegenüber dem 
Jahr 1919 noch empfindlich gestiegen ist, lag in dem Mißverhältnis zwi¬ 
schen den Betriebsausgaben und den Betriebseinnahmen. Während die Be¬ 
triebsausgaben hauptsächlich infolge der allgemeinen Teuerung noch 
weiterhin anwuchsen und namentlich auf dem österreichischen Netz eine 
geradezu unheimliche Steigerung erfuhren, litten die Betriebseinnahmen 
vor allem unter den unzulänglichen Tarifen aber auch unter den Be¬ 
hinderungen, denen der Verkehr in empfindlichster Weise ausgesetzt war. 

Die Südbahn blieb unablässig bemüht, Tariferhöhungen zu er¬ 
wirken, um das Mißverhältnis zwischen Ausgaben und Einnahmen auszn- 
gleichen oder doch wesentlich zu mildern. Es ist auch gelungen, bei 
den Regierungen verschiedene Tariferhöhungen durchzusetzen. Aber 
diese Maßnahmen konnten zumeist erst in einem Zeitpunkt durchgeführt 
werden, in dem der angestrebte Zweck infolge der indes viel weiter 
fortgeschrittenen Betriebsverteuerung nicht mehr zu erreichen war. 

Weiter hatten auch die im Jahr 1920 als ständige Erscheinungen 
zu beklagenden, durch Kohlen-, Lokomotiv- und Wagenmangel, durch die 
Zoll- und Grenzsperren usw. herbei geführten fortwährenden Verkehrs¬ 
behinderungen und Verkehrstockungen zur Folge, daß die Tariferhöhun¬ 
gen nicht die Wirkungen haben konnten, die man bei einer ungestörten 
Verkehrsentwicklung hätte erwarten dürfen. 

Durch die wiederholten, im Lauf der letzten Jahre vorgenommenen 
Tariferhöhungen im Güterverkehr waren gewisse Härten entstanden, 
insbesondere dadurch, daß minderwertige und höherwertige Artikel 
chne Rücksicht auf ihre Belastungsfähigkeit und a,uf die Länge der 
Beförderungsstrecken in gleichem Ausmaß getroffen wurden. 
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Sowohl die Interessen der Volkswirtschaft als auch die der Eisen¬ 
bahnen ließen es wünschenswert und zweckmäßig erscheinen, in dieser 
Richtung eine Ausgleichung herbeizuführen. Demgemäß haben die öster¬ 
reichischen Staatsbahnen mit Gültigkeit vom 15. Oktober 1920 den so¬ 
genannten Reformtarif eingeführt. Hierbei wurde die Absicht verfolgt, 
minder belastungsfähige Güter tarifarisch zu entlasten und dafür trag¬ 
fähigere Artikel in stärkerem Maß durch Hinaufsetzung der Beförde¬ 
rungsgebühren heranzuziehen; Lebensmittel erfuhren eine besondere Be¬ 
günstigung. 

Der Reformgtitertarif der österreichischen Staatebahnen, der im all¬ 
gemeinen einen Einfluß auf das finanzielle Ergebnis des Güterverkehrs 
nicht ausgeübt hat, wurde für die österreichischen Linien der Südbahn 
am 15. Dezember 1920 übernommen. Gleichzeitig wurden für die öster¬ 
reichischen Linien die zu diesem Termin für die Linien der österreichi¬ 
schen Staatsbahnen verfügte 50prozentige Erhöhung der Gütertarife über¬ 
nommen. Ihr finanzielles Ergebnis bedeutete jedoch nur eine 40prozentige 
Einnahmesteigerung, da eine Reihe von Lebensmitteln und Rohstoffen von 
der Erhöhung ausgeschlossen blieb. 

Mit dem 15. Februar 1921 erfolgte bei der Südbahn eine neue Er¬ 
höhung der Gütertarife um 50 %, von der außer den schon durch die 
letzte Tariferhöhung nicht erfaßten Lebensmitteln und Rohstoffen noch 
andere im Eisenbahnverkehr eine wichtige Rolle spielende Lebensmittel 
und Rohstoffe, wie Getreide, Kohle und Holz, ausgenommen wurden. 
Infolgedessen konnte vorweg höchstens eine 25prozentige Steigerung 
der Einnahmen aus dem Güterverkehr erwartet werden. 

Diese Tarifmaßnahmen waren bereits zu der Zeit, als sie beschlossen 
wurden, erkanntermaßen ganz unzulänglich, um auch nur die seit der 
letzten Tariferhöhung eingetretene weitere Verteuerung des Betriebs 
auszugleichen. Seitdem sind aber die Betriebsausgaben noch weiterhin, 
und zwar in überaus empfindlichem Maß gestiegen. Es erfolgte daher eine 
neue Regelung der Beförderungsgebühren, die im Personenverkehr auf 
den österreichischen Bundesbahnen und auf den österreichischen Linien 
der Südbahngesellschaft am 1. Juni 1921 in Kraft getreten ist, während 
die gleichzeitig beschlossene Erhöhung des Gütertarifs auf den genannten 
Bahnen am 1. Juli 1922 in Wirksamkeit getreten ist. Die Erhöhungen im 
Personenverkehr betragen 100 %, die Erhöhungen im Güterverkehr wer¬ 
den durchschnittlich 80 % betragen. Die Erhöhungen im Güterverkehr 
sind auf neuer Grundlage aufgebaut gemäß der Belastungsfähigkeit der 
einzelnen Artikel. Dabei werden die sogenannten lebenswichtigen Güter 
wiederum eine besondere Bevorzugung gegenüber der normalen Tari¬ 
fierung erfahren. 
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Von der ungarischen Regierung hatte die Südbahn die Genehmigung 
zur Erhöhung der seit Juni 1919 unverändert gebliebenen Lokaltarife mit 
Wirksamkeit vom 20. Juli 1920 erwirkt. Zu diesem Zeitpunkt wurden 
sämtliche Beförderungsgebühren für den'Personen-, Gepäck- und Güter¬ 
verkehr um 100 % erhöht. Auch für die Königl. ungarischen Staatsbahnen 
war schon damals eine Erhöhung der Tarife ins Auge gefaßt. Doch stand 
das Ausmaß im Juli 1920 noch nicht fest. Zugleich mit der Genehmigung 
der oben erwänhten Tariferhöhung auf den Linien wurde der Südbahn die 
Ermächtigung erteilt, im Fall der Gütertarif der Königl. ungarischen 
Staatsbahnen um mehr als 100 % erhöht werden sollte, dieser weiteren 
Erhöhung zu folgen. 

Am 22. August 1920 haben die Königl. ungarischen Staatsbahnen ihre 
Personentarife um 200 % und ihre Gütertarife um 300 % erhöht. Zum 
gleichen Zeitpunkt hatte die Südbahn, um dem Ausmaß dieser Tarif¬ 
erhöhungen zu folgen, eine Erhöhung ihrer Personentarife um weitere 
50 % und ihrer Gütertarife gemäß der vorerwähnten Ermächtigung um 
weitere 100 % erwirkt. Damit war die Gleichheit im Ausmaß der Er¬ 
höhung der Tarife mit den Königl. ungarischen Staatsbahnen wieder- 
hergestellt. 

Der auch auf den jugoslawischen Linien der Südbahn empfindlich 
fühlbaren Steigerung der Betriebsausgaben wurde durch eine Erhöhung 
der Personen- und Gepäcktarife um 125 % und des Gütertarifs um 100 %, 
beides mit Gültigkeit vom 15. August 1920, entgegengewirkt. 

Von weiteren Maßnahmen auf tarifarischem Gebiet ist zu erwähnen, 
-daß der frühere Militärtarif in Ungarn mit dem 31. Januar, in Österreich 
mit dem 20. April 1920 aufgehoben worden ist Für das Gebiet des 
Königreichs der Serben, Kroaten und Slowenen ist der Militärtarif am 
15. August 1920 um durchschnittlich 700 % erhöht worden. 

Zur Beurteilung des Ausmaßes der Tarife diene folgender Vergleich: 
Durch die gesamten seit 1914 bis Ende 1920 vorgenommenen Tarifrege¬ 
lungen wurden die zugunsten der Eisenbahn erhobenen Beförderungs¬ 
gebühren im Güterverkehr durchschnittlich in Österreich auf das 34fache, 
in Ungarn auf das 26fache, in lugoslawien auf das 29fache, im Personen¬ 
verkehr durchschnittlich in Österreich auf das lOfache, in Ungarn auf 
das 20fache, in Jugoslawien auf das 17fache ziffernmäßig erhöht Bei 
Berücksichtigung des Kurswerts der österreichischen, ungarischen und 
jugoslawischen Währung Ende 1920 und des Friedenawerts der ehemaligen 
österreich-ungarischen Währung ergibt sich aber, daß die zugunsten der 
F.isenbahn erhobenen Beförderungsgebühren Ende 1920 im Güterverkehr 
auf den österreichischen Linien der Südbahn durchschnittlich 26 %, auf 
ihren ungarischen Linien durchschnittlich 22 %, auf den jugo- 
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slawischen Linien durchschnittlich 88 %, im Personenverkehr auf 
den österreichischen Linien durchschnittlich 8 %, auf den ungarischen 
Linien durchschnittlich 17 %, auf den jugoslawischen Linien durch¬ 
schnittlich 52 % der Friedenstarife betrugen. 

Die Beförderungspreise waren demnach bei Berücksichtigung des 
Disagio der in Betracht kommenden Währungen durchweg wesentlich 
niedriger als vor dem Krieg. Besonders auffallend tritt dies in Öster¬ 
reich und in Ungarn zutage, wo die Währung die empfindlichste Ent¬ 
wertung erfahren hat. 

Demgegenüber wiesen die Preise der meisten für den Eisenbahn¬ 
betrieb wichtigen Materialien eine Erhöhung auf, die das Ausmaß der 
Geldentwertung beträchtlich überragte. So zum Beispiel betrug Ende 
1920, gleichfalls in vollwertigem Geld ausgedrückt, der Durchschnitts¬ 
preis der Tonne Normalkohle 190 %, der Preis für Schmieröl 150 %, für 
Eisenguß 140%, für Lagermetall 160% des Friedenspreises. In dieser 
Steigerung der Preise kommt die Verteuerung zum Ausdruck, die fast 
alle wichtigen Bedarfsartikel auf dem Weltmarkt erfahren haben. 

Die Personalkosten weisen auf allen Netzen der Südbahn, ganz be¬ 
sonders aber in Österreich, wo die Teuerung am empfindlichsten wirkte, 
gegenüber dem Stand zur Zeit der letzten Generalversammlung gewaltige 
Steigerungen auf. Diese sind sowohl auf Erhöhungen der Personal¬ 
bezüge, als auch auf den Mehraufwand für Wohlfahrteinrichtungen 
zurückzuführen. 

Der Betrieb der Südbahn hatte unter argen Verkehrsbehinderungen 
zu leiden. 

Zu den schwersten Hemmnissen dieser Art war der empfindliche 
Kohlenmangel zu zählen, der fast fortwährend Stauungen und wiederholt 
Verkehrseinstellungen zur Folge hatte. Hier ist noch in Betracht zu 
ziehen, daß für den Kohlenbedarf, der in normalen Zeiten fast ganz durch 
Stein- und Braunkohle gedeckt wird, nun zum überwiegenden Teil 
bloß Braunkohle und auch diese nur in unzulänglichen Mengen zur Ver¬ 
fügung stand. Dabei war der Bedarf an Brennstoff, an der Leistungs¬ 
einheit gemessen, gegenüber der Vorkriegszeit wesentlich höher. Denn 
die Verwendung von Braunkohle an Stelle von Steinkohle ist an sich 
unökonomisch. Zudem wurde die Braunkohle vielfach in schlechter Quali¬ 
tät geliefert. Überdies hatte durch Einbauen eiserner Feueribüchsen 
und die Verwendung minderwertiger Kohle der Erhaltungszustand der 
Lokomotiven arg gelitten, so daß auch aus diesem Grund- der Kohlen¬ 
verbrauch ungünstig beeinflußt worden ist. Die durch diese Umstände 
hervorgerufene Steigerung des Kohlenverbrauchs beträgt je nach der 
Lokomotivgattung 45 bis 55 %. Es ist selbstverständlich, daß die Venval- 
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tung der Südbahn alle nach Lage der Dinge nur irgendmögl ichen Spar¬ 
maßnahmen technischer und administrativer Natur getroffen hat, um zu 
einer tunlichst sparsamen Kohlenwirtschaft zu gelangen, und diese Frage 
auch fürderhin mit größter Aufmerksamkeit verfolgen wird. 

Fine weitere Schädigung des Betriebs der Südbahn hat sich dadurch 
ergeben, daß die an den Grenzen der nationalen Staaten entstandenen 
Verkehrsunterbrechungen zum größten Teil noch nicht gehoben werden 
konnten. 

Wenn auch gelungen war, den Verkehr zwischen Österreich und 
Italien, zwischen Jugoslawien und Italien und zwischen Österreich und 
Ungarn zu eröffnen, so blieben doch die unausgesetzten Bemühungen, im 
Verkehr zwischen Österreich und Jugoslawien, der nur über den Über¬ 
gangspunkt Ehrenhausen-Spielfeld offen war, auch die Sperren über die 
Ubergangspunkte Bleiburg und Radkersburg zu beseitigen, infolge der 
politischen Verhältnisse zunächst bis zum Ende des Jahrs 1921 erfolglos. 
Ebenso war der Übergangsverkehr zwischen Ungarn und dem neuen jugo¬ 
slawischen Staate (S. H. S.) Uber beide Übergangspunkte Murskeresztur 
und Bares unterbunden. 

Von diesen Verkehrsperren sind insbesondere die bei Bleiburg und 
Murakeresztur empfindlich fühlbar geworden. Während durch die erst¬ 
genannte Linie der Südbahn der Charakter als große Durchgangstrecke 
zwischen dem agrarischen Osten und dem industriellen Westen beraubt 
war, erschien durch die letztgenannte die natürliche Verbindung Ungarns 
nach Pragerhof und somit nach Triest, Fiume und durch Klagenfnrt nach 
Italien (Grenzstationen Pontebba, Innichen) abgeschnitten. 

Selbstverständlich mußten diese Sperren Ablenkungen des Verkehrs 
auf die Konkurrenzstrecken der ungarischen und österreichischen Staats¬ 
bahnen herbeiführen und die Ausschaltung der Südbahn aus wichtigen 
internationalen Verkehren zur Folge haben. Auch hatten die Sperren 
zwischen Jugoslawien und Ungarn die Wirkung, daß die auf jugoslawi¬ 
schem Gebiet gelegene und von der Betriebsleitung Agram betriebene 
Bares-Pakracer Bahn von dem Südbahnnetz, mit dem sie die einzige Ver¬ 
bindung über Bares an der Drau besitzt, vollkommen getrennt blieb. 
(Vgl. die Karte S. 847.) 

Sehr nachteilig wurde auch der Durchgangspersonenverkehr zwischen 
Österreich und Italien über Jugoslawien auf der Hauptlinie Wien—Triest 
durch die Kosten und Schwierigkeiten bei der Beschaffung der jugoslawi¬ 
schen Paßviea behindert, während im Verkehr über das jugoslawische 
Gebiet auf der Konkurrenzstrecke Wien—'Bruck a. d. Muhr—Leoben— 
Klagenfurt—Tarvis diese Kosten und Schwierigkeiten wegfielen. 

Die Bemühungen der Südbahn-Gesellschaft zur Beseitigung der vox - - 
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geschilderten Verkehrshemmni sse haben bereits in verschiedenen Be¬ 
ziehungen zu Erfolg geführt. Das gilt zunächst von den Verhandlungen, 
die die Südbahn mit der italienischen Regierung eingeleitet hat, um den 
Schaden zu mildern, der aus der Inbetriebnahme der in den neuen Pro¬ 
vinzen Italiens gelegenen Streckenteile durch die italienischen Staats- 
bahnen für die im Eigenbetrieb verbliebenen Linien der Südbahn er¬ 
wachsen ist. 

Durch Vereinbarungen mit den italienischen Staatsbahnen scheint der 
Zusammenhang der Südbahnlinien in Tirol und Kärnten, die durch die 
im italienischen Betrieb befindliche Teilstrecke Inniohen—Frenzensfeste— 
Brenner getrennt sind, im Güterverkehr wenigstens wiederhergeetellt. 
Nach diesem Übereinkommen wurde vom 15. Februar 1921 an im Güter¬ 
verkehr zwischen östlich Innichen einerseits und nördlich Brenner an¬ 
dererseits gelegenen Stationen die Durchgangstrecke Innichen—Franzens¬ 
feste—Brenner tarifarisch wie eine im Eigenbetrieb der Gesellschaft be¬ 
findliche Sudbahnstrecke behandelt, das heißt, die Südbahn rechnet ihre 
Tarife durch und bezieht die Einnahmen aus den Transporten, während 
die italienischen Staatsbahnen, denen die Durchführung der Transporte 
mit ihrem rollenden Material und mit ihrem Personal obliegt, dafür eine 
Entschädigung erhalten. 

Es ist also nunmehr wieder ein ungehinderter Güterdurchlauf mög¬ 
lich. Auch ist infolge der Tarifdurchbereehnung über die Transitstrecke 
die frühere Tarifkraft der Südbahn im Verkehr Ost—West wiederher¬ 
gestellt. Im Besitz des Tarifierungsrechts für ihre Strecken von Sisäk 
durch Agram—Marburg—Klagenfurt—Innichen — Franzensfeste — Bren¬ 
ner—Innsbruck bis Kufstein ist die Südbahn nunmehr in der Lage, in dem 
allen Anschein nach große Entwicklungsmöglichkeiten bietenden Ost- 
Westverkehr einen beträchtlichen Teil über diese lange Durchgangstrecke 
an sich zu ziehen und damit zugleich den daran geknüpften öffentlichen 
Verkehrsinteressen wertvolle Dienste zu leisten. 

Die stete Aufmerksamkeit der Südbahngesellschaft war ferner dar¬ 
auf gerichtet, die durch den Umsturz völlig unterbrochenen Verkehrs¬ 
beziehungen mit den Nachbarstaaten wieder anzuknüpfen und so einen 
direkten Güter- und Personenverkehr zwischen den vier Staaten, d. h. 
Österreich, Ungern, Jugoslawien und Italien, wieder aufzubauen. 

Hier erreichte die Südbahngesellschaft, daß neben den schon im 
Jahr 1919 geregelten Verkehren neue Vereinbarungen über die direkte 
Abfertigung von Gütern getroffen wurden im Verkehr zwischen fol¬ 
genden Staaten: Von der Tschechoslowakei nach Italien und von der 
Tschechoslowakei nach Jugoslawien durch Österreich, von Polen nach 
Italien und von Polen nach Jugoslawien durch Österreich, von Deutsch- 
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land nach Ungarn und von Deutschland nach Jugoslawien durch Öster¬ 
reich, von Deutschland nach Italien und von Deutschland nach Rumänien 
durch Österreich. Ferner wurde der direkte Verkehr zwischen den fol¬ 
genden Nachbarstaaten abgefertigt: Österreich—Ungarn, Österreich— 
Jugoslawien, Österreich—Italien, Österreich—Deutschland, Ungarn- 
Jugoslawien und Italien—Jugoslawien. 

Bei der großen Bedeutung der Entwicklung des adriatischen Ver¬ 
kehrs von den Häfen Triest und Fiume für die Südbahn, richtete sich 
das Augenmerk besonders darauf, baldigst wieder zu direkten verband- 
lichen Tarifen mit den Adriahäfen zu gelangen, um die durch die Tarif¬ 
politik geförderte, vordem so weitgehende Anziehungskraft der Adria¬ 
häfen gegenüber dem Wettbewerb der nordischen Häfen möglichst bald 
und tunlichst im früheren Umfang wiederherzustellen. Es ist besonders 
dann auch dem Entgegenkommen der italienischen Regierung in der Wäh¬ 
rungsfrage gelungen, über die entgegenstehenden großen Schwierigkeiten 
von tarifarischer und valutarischer Natur hinwegzukommen und zunächst 
für den österreichisch-adriatischen und in weiterer Folge für den tschecho¬ 
slowakisch - adriatischen Verkehr direkte Verbandgütertarife einzu¬ 
führen. Diese bildeten die ersten seit dem Umsturz 1918 eingeführten 
direkten Gütertarife. So hofft die Südbahn dadurch auf eine namhafte 
Belebung des Verkehrs, insbesondere auf seiner doppelgleisigen Wien— 
Triester Hauptlinie. 

Für die Neuerstellung der für die Tiroler Linien der Südbahngesell¬ 
schaft sehr wichtigen deutsch-italienischen Gütertarife, ferner eines 
tschechoslowakisch-österreichischen und polnisch-österreichischen Ver¬ 
bandtarifs stehen die Verhandlungen vor dem Abschluß. 

Auch im Personenverkehr sind die Linien der Stidbahngesellschaft 
in einen großen internationalen direkten Personenverkehr wieder ein- 
g;etreten. So wurde seit dem 1. September 1920 ein durchgehender deutsch¬ 
italienischer Personen- und Gepäckverkehr über Kufstein—Brenner- 
Trient, mit dem 15. September 1920 ein durchgehender deutsch-öster¬ 
reichischer Personen- und Gepäckverkehr über Passau—Salzburg—Kuf¬ 
stein eingeführt. Die Einrichtung durchgehender Personen- und Ge¬ 
päckverkehre zwischen den tschechoslowakischen Stationen einerseits 
und jugoslawisch-italienischen Stationen andererseits im Durchgang über 
die Südbahnlinien, ebenso eines österreichisch-italienischen Personen- und 
Gepäckverkehrs ist in Aussicht genommen. Leider konnten diese Pläne 
erst Anfang 1923 in Aussicht genommen werden. 

Als weiterer großer Erfolg der privaten Südbahngesellschaft darf 
verzeichnet werden, daß nunmehr auch die .Wiederaufnahme des ge¬ 
samten Eisenbahnverkehrs sowohl im Nachbarverkehr als auch unter 
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wesentlichen Erleichterungen der Paßvorschriften und Zollbehandlung 
im Durchgangverkehr zwischen den Stationen Österreichs untereinander 
über die jugoslawischen Strecken (Ehrenhausen—Marburg—Unterbrau¬ 
burg) oder zwischen jugoslawischen Stationen untereinander über öster¬ 
reichische Strecken schon im Lauf des Jahrs 1921 erreicht wurde. Durch 
die Aufhebung der Verkehrsperren ergaben sich für die Südbahngesell¬ 
schaft neue, höchst wichtige Verkehrsmöglichkeiten. 

Im Hinblick auf das für die Durchgangstrecke Innichen—Franzens¬ 
feste—Brenner bestehende Mitbenutzungsrecht unterliegt es keinem 
Zweifel, daß durch die — nach Freigabe des Wegs über Bleiburg und 
des weiter unten erwähnten Wegs über Muraszombat — zwischen Ost 
und West voraussichtlich lebhaft einsetzende Güterbewegung auch die 
Mitbenutzungstrecke stärker ausgenutzt und dadurch größere finanzielle 
Vorteile für die Südbahngesllschaft erwachsen werden. 

Angesichts der Bestrebungen der Balkanstaaten, die wirtschaftlichen 
Beziehungen mit dem Westen immer reger zu gestalten und den land¬ 
wirtschaftlichen Produkten nicht nur in den Ententeländern, sondern 
auch in den westlichen neutralen Ländern (Belgien, Holland) sowie 
Deutschland größere Absatzmöglichkeiten zu verschaffen, kann mit Be¬ 
rechtigung eine weitere Belebung des Verkehrs auf der Hauptlinie 
Agram—Marburg—Klagenf urt—F ranzensfeste—Innsbruck—Kufstein er¬ 
hofft werden. 

Nicht minder erfreulich ist die Tatsache, daß der Ministerialrat in 
Belgrad grundsätzlich beschlossen hat, den Übergang aus Ungarn über 
Murakeresztur nach Pragerhof, somit nach Triest, und über Marburg 
nach der westlichen Hauptlinie der Südbahngesellschaft freizugeben, und 
das jugoslawische Verkehrsministerium bereits beauftragt worden ist, im 
Einvernehmen mit der Betriebsdirektion der Südbahn in Agram (Zagreb) 
sowie mit den übrigen Zentralstellen die hierauf bezüglichen Verord¬ 
nungen herauszugeben. So dürfte also die Südbahn erwarten, daß diese 
Verkehrseinschränkungen in der nächsten Zeit fallen werden, doch konnte 
man den Verkehr erst im Spätsommer 1921 wiederherstellen. Damit wird 
auch die natürliche Verbindung Ungarns mit den westeuropäischen 
Staaten über die große Durchgangstrecke von Ungarn durch Prager¬ 
hof—Marburg—Klagenfurt — Franzensfeste — Innsbruck — Kufstein mit 
ihrer vollen Tarifkraft wirksam werden. Es ist dann wohl zu hoffen, 
daß auch die Verkehrsperre bei Bares aufgehoben wird. Damit wäre 
das letzte Hindernis für den freien Verkehr auf dem auf vier Länder aus¬ 
gedehnten Verkehrsnetz der Südbahngesellschaft untereinander beseitigt. 

Die oben geschilderten verheißungsvollen Ansätze der Wiederbele¬ 
bung des internationalen Personen-, Gepäck- und Güterverkehrs können 
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eich allerdings nur dann kraftvoll weiterentwickeln, wenn es der Stid- 
bahngesellschaft gelingt, ihre Betriebseinrichtungen zu verbessern, unter 
deren Rückständigkeit das Transportunternehmen bisher sehr gelitten hat. 

Die Stidbahngesellschaft hatte in ihrem letzten Geschäftsbericht mit¬ 
geteilt, daß während des Kriegs eine große Anzahl von Lokomotiven 
sowie von Personen- und Güterwagen abhanden gekommen war. Die 
Lokomotiven sind bereits wieder instandgesetzt worden und leisten den 
vorgeschriebenen Verkehrsdienst. Von den Wagen, bei denen Ende 1919 
mit einem Verlust von rund 50 % des Buchstands zu rechnen war, sind 
vorläufig noch etwa 30 % des Güterwagenbeetands und 13 % des Per¬ 
sonenwagenbestands als verschollen zu betrachten. Angesichts des an 
sich schon verringerten Fahrparks fiel der anhaltend hohe Reparatur¬ 
stand schwer ins Gewicht bei den Einnahmen. So hatte die Südbahn¬ 
gesellschaft sich die grüßte Mühe gegeben, insbesondere auch die Privat¬ 
industrien in außerordentlichem Maß herangezogen, um den Reparatur¬ 
stand zu vermindern, und sie hofft, ihn in absehbarer Zeit auf die 
normale Höhe zu bringen. Bei diesem Anlaß sei erwähnt, daß es der 
Südbahn gelungen ist, durch neue Vereinbarungen für den internatio¬ 
nalen Wagendienst, um deren Abschluß sich die Vertreter der Gesell¬ 
schaft besonders bemüht haben, die dem wechselseitigen Wagenaustausch 
seit Kriegsbeginn und besonders seit dem Zusammenbruch der ehemaligen 
österreichisch-ungarischen Monarchie entgegenstehenden Hindernisse zu 
beseitigen und somit auch auf diesem Weg die Entwicklung des inter¬ 
nationalen Personen- und Güterverkehrs zu fördern. 

Ernste Sorgen hat der Südbahn-Gesellschaft die Erhaltung der Bahn¬ 
anlagen bereitet. Während des Kriegs mußte auch auf diesem Gebiet 
manches versäumt werden, was seitdem noch nicht nachgeholt werden 
konnte. Die Beschaffung von Oberbaumaterial ist vielfach großen, zeit¬ 
weilig auch unüberwindlichen Schwierigkeiten begegnet. Der Aufwand 
für die Bahnerhaltung hat ein Vielfaches von dem Aufwand im Jahr 
1919 erfordert. Insbesondere hat die Deckung des dringenden Schwellen¬ 
bedarfs unendlich große Beträge verschlungen. Gleichwohl ist der Unter¬ 
bai tungszustand der Bahnanlagen im allgemeinen in den letzten zwei 
Jahren nicht wesentlich besser geworden. 

Im vorstehenden ist von den verschiedenartigen empfindlichen 
Hemmungen gesprochen worden, unter denen der Betrieb bisher zu 
leiden hatte. Trotz dieser Hemmungen hat der Verkehr eine er¬ 
hebliche Zunahme erfahren. Im Jahr 1920 sind die gefahrenen Netto¬ 
tonnenkilometer gegenüber 1919 auf den betriebenen Netzen zusammen 
um rund 12 % gestiegen. Ein Vergleich mit dem Ergebnis des letzten 
Friedensjahrs 1913 zeigt, daß die beförderten Gütermengen bereits 80% 
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der in jenem Rekordjahr bewältigten Frachten erreichten. Gleichzeitig 
ist aber infolge der Neugestaltung auf politischem und wirtschaftlichem 
Gebiet der mittlere Durchlauf der Tonne zunächst stark zuxückgegangen, 
und zwar im Jahr 1920 gegenüber dem letzten Friedensjahr 1913 von 
158 auf 101 km. Dieser Umstand hat die für die Beurteilung der Ver¬ 
kehrsgestaltung entscheidende Rechnung nach Netto-Tonnenkilometern 
natürlich stark beeinflußt. Im Jahr 1920 betrug die Leistung im Güter¬ 
verkehr auf den von der Südbahn betriebenen Netzen in Netto-Tonnen¬ 
kilometern etwa die Hälfte des Verkehrs des letzten Friedensjahrs 1913. 

Im Personenverkehr wurde im Jahr 1920 die Gesamtleistung des 
letzten Friedensjahrs 1913 sogar noch etwas überschritten, aber auch hier 
zeigt sich als Folge der gleichen Ursache wie im Güterverkehr ein be¬ 
trächtlicher Rückgang des von dem einzelnen Reisenden zurückgelegten 
mittleren Wegs. Demnach dürften auch die in den Jahren 1920 und 

1921 tatsächlich gefahrenen Personenkilometer auf etwa die Hälfte der 
im Jahr 1913 gefahrenen zu schätzen sein. 

Bei diesem Vergleich ist der auf die italienischen Linien der Süd¬ 
bahngesellschaft fallende Teil des Personen- und Güterverkehrs im letzten 
Friedensjahr ausgeschieden. 

Von dem Güterverkehr nach Tonnenkilometern der im Eigenbetrieb 
der Südbahn befindlichen Linien kommen im Jahr 1920 nach Staats¬ 
gebieten getrennt etwa 64 % auf die österreichische Betriebsdirektion, 
30 % auf die jugoslawische Betriebsdirektion und nur 6 % auf das durch 
Kohlenmangel und sonstige Verkehrshemmungen besonders arg betroffene 
ungarische Netz. Dagegen ist im Personenverkehr das Verhältnis für 
Ungarn wesentlich günstiger. 

Jedenfalls bietet die Gestaltung, die der Verkehr trotz der empfind¬ 
lichen, seiner Entwicklung entgegenstehenden Hemmnisse genommen hat, 
einen neuen Beweis für die Lebenskraft und für die hohe verkehrspoli- 
tische Bedeutung der nunmehr internationalen Südbahngesellschaft. 

Die Investitionstätigkeit mußte aus Mangel an verfügbaren Geld¬ 
mitteln auch weiterhin auf das unvermeidlich Notwendige beschränkt 
werden. So mußte sich die Südbahn damit bescheiden, zur Ergänzung 
des Fahrparks einige Lokomotiven zu beschaffen, die im Jahr 1920 ge¬ 
liefert wurden. Die weitere Beschaffung von Lokomotiven, die unmög¬ 
lich noch länger hinausgeschoben werden kann, ist für das Geschäftsjahr 

1922 ins Auge gefaßt. Von baulichen Investitionen der Südbahn kann 
erwähnt w r erden die Fortsetzung der Drauuferschutzbauten, eine wesent¬ 
liche Ausgestaltung der zu besonderer Bedeutung gelangten Linie 
Sisdk—Zidanimost, verschiedene Ausgestaltungen der Haupt- und Heiz¬ 
hauswerkstätten zur Förderung der Reparaturen an rollendem Material 
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sowie der Zugförderunganlagen, die Schaffung von Amtsräumen sowie 
von Notwohnungen für das Personal und sonstige unabweisliche Wohl¬ 
fahrteinrichtungen. Für die Förderung des Fremdenverkehrs soll die 
Vergrößerung von verschiedenen Aufnahmegebäuden (Budapest) sowie 
der Bau von Hotels in Budapest, am Plattensee (Balaton), in Großkanisza 
und Ödenburg (Sopron) in Angriff genommen werden. 

Für das Jahr 1922 stehen noch größere Investitionen bevor, die die 
Entwicklung des Verkehrs, insbesondere des neuen zwischenstaatlichen 
Verkehrs erfordert. Auch diese Investitionen w r erden sich nach den Be¬ 
stimmungen des Regime Provisoire im Rahmen der Notwendigkeit zu 
halten haben. 

Der 1921er Geschäftsbericht der Südbahngesellschaft hatte mitgeteilt, 
daß die Bestimmungen des Betriebsvertrags mit der Graz-Köflacher Eisen¬ 
bahn und Bergbau A.-G. unerfüllbar geworden sind. Infolgedessen hatte 
die Südbahn der genannten Gesellschaft unter Hinweis auf das aus dem 
Betrieb sich ergebende Defizit erklärt, an dem erwähnten Betriebsvertrag 
nicht mehr gebunden zu sein. Die Siidbahn hatte den Betrieb bisher auf 
Grund einer seinem Rechtsstandpunkt nicht präjudizierenden Verein¬ 
barung provisorisch weitergeführt und steht mit der genannten Gesell¬ 
schaft wegen endgültiger Reglung der ganzen Frage in Fühlung. 
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Im Jahr 1918 wurde infolge des Weltkriegs der größte Teil der 
Eisenbahnen der Vereinigten Staaten von Amerika von der Bundesregie¬ 
rung zum Betrieb übernommen oder unter besondere Aufsicht gestellt 
(vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 3, 1920, S. 481, 1919, S. 465). 
In den statistischen Jahresberichten des Bundesverkehrsamts für die 
Jahre 1918 und 1919*), denen nachfolgende Angaben wieder entnommen 
sind, wurden daher an verschiedenen Stellen die Mitteilungen getrennt 
für die Eisenbahnen unter Bundesaufsicht, für die von der Bundesregie¬ 
rung selbst betriebenen Bahnen und für die im Privatbetrieb verbliebenen 
Eisenbahnen. In der Einteilung des Eisenbahnnetzes in die drei 
großen Bezirke, den Ostbezirk, den Südbezirk und den West¬ 
bezirk (vgl. die Kartenskizze S. 861) und nach der Höhe der Einnahmen 
in drei Klassen hat sich nichts geändert. Ebenso erstrecken sich die sta¬ 
tistischen Erhebungen in der Hauptsache wiederum nur auf die Eisen¬ 
bahnen der Klasse I (jährliche Einnahme: mehr als eine Million Dollar), 
da die Klasse I über 90 % aller Eisenbahnlinien umfaßt und infolge Er¬ 
höhung der Tarife weiter größer wird. 

Im letzten Bericht (vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 186) 
wurde besonders auf die Verminderung des Eisenbahnnetzes hin¬ 
gewiesen, auf die wir unten (8. 801) zurückkoinmen. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 185. 

*) Interstate Common« Commission. Thirty-second aiul tbirty-third 
report on thc statisties of HaiJways in the United States for the years endcd de- 
eemibor 31 1918 and 1919. Prepared by the fouixvni of stalistiua. Washington. 
Government printiug office. 1921 and 1922. 
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Das Gesamtan lagekapita 1 aller drei Klassen hat sich im Jahr 
1919 um 86 Millionen Dollar vermehrt, die Verzinsung ist von 
4,24 % (1917) auf 3,77 % (1919) gesunken, die Betriebszahl der Eisen¬ 
bahnen der Klasse I dagegen von 70,48 % (1917) auf 85,os % (1919) bei 
den Eisenbahnen im Bundeabetrieb und bei den im Privatbetrieb ver¬ 
bliebenen Eisenbahnen auf 91,33 % gestiegen. Die Betriebsmittel sind 
im Jahr 1919 'gegen 1918 um 1094 Lokomotiven und 37 571 Wagen 
vermehrt worden. Für den elektrischen Betrieb waren 350 elektrische 
Lokomotiven vorhanden. Die Beamtenzahl hat sich im Jahr 1919 gegen 
1918 um 70506 Köpfe vermehrt, der Personenverkehr wuchs um 92,8 Mil¬ 
lionen Personen, der Güterverkehr verminderte sich dagegen um 
262,o Millionen Tonnen. 

Die Durchschnittserträge waren: 


für 

1 Personenmeile 1 Qütertonnenmeile 
Cents Cents 


1917 .... 

! 2,090 

0,715 

1918 .... 

2,414 

0,349 

1919 .... 

2,540 

0,973 


Für die Leser des Archivs dürfte es von Interesse sein, zu erfahren, 
daß am 31. Dezember 1919 auf den Eisenbahnen der Klasse I 
(234 363 Meilen), von denen allerdings nur 31379 Meilen zweigleisig 
waren, noch 213 999 unbewachte Übergänge waren, das ergibt für 
etwa 2 km einen unbewachten Übergang. Die Zahl der unbewachten 
Übergänge hat sich im Jahr 1919 um 399 vermindert. Die 
Eisenbahnen d^r Klasse I dürften nach deutschen Begriffen durch¬ 
weg als Haupteisenbahnen anzusehen sein. Dabei dürfte aber wieder 
zu berücksichtigen sein, daß sie zum Teil durch wenig bevölkerte Ge¬ 
genden führen. Von den 213 999 unbewachten Kreuzungen waren 
3877 Kreuzungen mit anderen Dampfeisenbahnen und 2266 Kreuzungen 
mit elektrischen Städte- oder Straßenbahnen. Nach der deutschen Eisen¬ 
bahn-Bau- und Betriebsordnung wäre eine derartige" unbewachte Kreu¬ 
zung mit einer anderen Eisenbahn in Schienenhöhe (unprotected grade 
Crossing) unzulässig. Eine Statistihk über die vogekonvmenenen Unfälle 
wird seit dem Jahr 1909/10 nicht mehr veröffentlicht, da die Eisen babn- 
unternehmer von der Pflicht, hierüber zu berichten, entbunden worden 
sind (vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1912, S. 1566). 
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St>2 I Mo KiscMibuilnieJi der Vorhin. Staaten von Amerika 1917 bis 1919. 

Übersicht der Hauptbetriebsergebnisse 
der Eisenbahnen der Vereinigten Staaten von Amerika 
in den Jahren 1917 bis 1919« 

Gesamtlänge der Eisenbahnen in den einzelnen Staaten and Territorien. 


Staat 

oder 


Gesamtlänge 
1917 ! 1918 | 1919 


Auf 100 Quadrat- 
meilen 


Auf 10000 
Einwohner 


1917 1918 1919 |i 1917 1918 i 1919 


1 Meilen 

_ 

M 

eile 

f 

n 

Meile 

Alabama. 

i 

5 420,46 

5 412,52 

5 376,62 

10,57 

i 

10,56 

t 

1 

1 

22^6 

22,53 

Arizona. 

2 424,2-2 

2 479,07 

2 497,54 

2,13 

2,18 


91,29 

90,57 ' 

Arkansas. 

5 219,87 

5160,36 

5 091,90 

9,94 

9,83 


29,45 

28,69 

< alifornia. 

8 358,93 

8 268,32 

8 393,oo 

5,37 

0,31 

Ö ß 

27,42 

26^5 

< olorado. 

5 639,68 

5 615,37 

5 582,19 

5,44 

5,42 

® © 

— c& 

56,77 

55,09 

Connecticut. 

• 5*99.25 

999,25 

1 022,24 

20.73 

20.73 

£ £ 
c — ‘ 

7,87 

7,75 

Delaware . 

385.3*2 

335,39 

335,89 

17,06 

17,07 

& s 

15,56 

15,44 







sä ^ 



Florida . 

5 248,71 

5 221.84 

5 221,26 

9,57 

9,52 

N <2 

Ul 

57,01 

00,37 

( reorgia . 

7 464,22 

7 436,14 

7 337,56 

12,71 

12,66 

© O* : 

* c 

25,70 

25,26 

Idaho . 

2 «61,43 

2 884.19 

2947.21 

3,48 

3.46 

cC © 

'O tu 

63.69 

61,94 

Illinois. 

. 12132,92 

12 125,85 

12 122,95 

21,65 

21,64 

•s fl 
11' 

19,41 

19,15 

Indiana. 

7 436,35 

7 410,70 

7 411,92 

20,63 

20,56 

as "O 
£ ä 

26,19 

5&,94 

Iowa. 

9 837,71 

9 807,25 

9 809.09 

17,70 

17,64 

© © • 

| 

44,31 

44,19 

Kansas . 

9 383,36 

9 386,o> 

9 384,81 

11,47 

11.48 

£ p ' 
% © 

50,54 

49,96 





1 

1 

fl Ä 


1 1 

Kentuekv . 

3 858,80 

i 3 871,52 

! 3 902,92 

| 9,60 

! 9,64 

C © 

•Pd 

c : 

16,10 

16,06 

Louisiana . 

5 363.01 

5 276,58 

5 231.06 

11,81 

11,62 : 

2% 
rt T" '1 

: 28,79 

i 

27,91 

Maine . 

2 269,77 

2 268,90 , 

, 2 294,27 

7,59 

7,59 

cC g 

a h 

29,16 

28,97 ; 

Marvland. 

I 425.94 

1 440,15 

1 440,27 

14,34 

14,49 

< © 
fl « 
© .fl 
c © 

10,36 

5,64 

10,39 

1 5,53 1 

i 

Massachusetts. 

2 185.45 

2 126,33 

2 125,87 

26,56 

26,4 5 

© 

Michigan. 

8 925,47 

8 888,16 , 

8 770,07 

15,53 

i 15,46 

* fl 1 
«3 c? : 

28,76 

28,29 | 

Minnesota. 

9 161.97 

9 143,39 

9 097,21 

11,33 

11,31 

.5 ä i 

-C ei i 

-s >-5 < 

39,50 

| 38,88 j 

Mississippi. 

4 447,29 

4 447,97 

4 396,12 

9,59 

! 9,59 

m i 

S fl | 
— 1 

22,44 


Missouri. 

8 230,88 

8 193.13 

8 130.39 

11,98 

11,92 

.- iS i 

23,97 

, 23,73 j 





i 


[i* ,© 


103,02 

Montana. 

4 953.99 

5 036,76 

5 031,76 

3,39 

i ■> .. 

o,4o 


104,15 

Nebraska. 

6 160,69 

6 166,76 , 

6 166,45 

8,03 

8,03 


47,91 . 

47,45 

1 

Nevada . 

, 2 293,44 

2 296,08 

2 176,70 

2,09 I 

2,09 


205,00 j 

198,15 

New Hampshire .... 

, 1 253.40 

1 252,s:. 

1 254.85 

1 3,88 

13.87 


28,17 

28,04 
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Für 1919 sind keine Angaben mehr gemacht, da die Zahlen in den 
letzten Jahren keine erheblichen Aenderungen erfahren haben. 
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Staat 

Gesamtlänge 

■ 

Auf 100 Quadrat¬ 
meilen 1 

Auf 10000 
Einwohner 

oder 

1917 

1918 

1919 

1917 

1918 

1919 

1917 

1918 

1919 

Territorium 






i 



i 

i 


Meilen 

i 

' 

Meile 

n 

Meilen 

New Jersey.! 

2 344,18 

2 352,13 

2 350,82! 

31,20 

31,30 


7,74 

7,61 


1 

New Mexiko. 

2 974,39 

2 978,10 

2 974,45 

2,43 

2,43 

Jj 

69,67 

67,66 

1 ® 

New York. 

8 434,u 

8 389.23 

8 353,21 

17,70 

17,60 


8,03 

7,85 

G '* 

.2 x 

North Carolina. 

5 492,19 

5 470,46 

5 505,27 

11,27 

11,22 

iS 

22,50 

22,12 

G C 
© 0> 

North Dakota. 

5 316,29 

5 313,05 

5 311,05 

7,57 

7,57 

ja *: 
sö *5 
N £ 

69,02 

66,75 

2 £ 

5 «2 
tsa «E 

Ohio. 

9 044,43 

9012,04 

9002,57 

22,20 

22,12 

® £ ! 

17,31 

17,05 

© a> 






-o 

T3 - 

Oklahoma. 

6 502,36 

6 527,74 

6 536*96 

9,37 

9,40 

g 

ci © ( 

28,18 

27,26 

H 

fl« V 






Oregon. 

3232,09 

3 297,81 

3 314,58 

3,38 

3,45 

G 

ä 2 

37,27 

36,93 

c 

-4-T ES 

Pennsylvania. 

11 680.59 

11 656,79 

11658.14 

26,05 

26,00 

© o 1 

2 'O i 

13,44 

13,21 

o o 

1 


! 

£ c 

s s 

Rhode Island. 

205,54 

211,60 

211,60 j 

19,26 

19,83 

o u 

bs>< 

3,27 

3,31 

© X 

South Carolina .... 

3 697,12 

| 3 804,44 

3 827,06 1 

12,12 

12,48 

J: g 

*2 © i 

22,44 

22,85 

•g © 

South Dakota. 

4 278,52 i 

4 277,97 

4 277,46! 

1 

5,57 

5,57 

. Bf | 

59,37 

57,89 

S| 

i 1 

Tennessee.; 

4076,71 

4 082.98 

! 

4 108,25 

9,78 

9,79 

||i 

17,66 

17,56 

G ’jO 

£.3 

Texas. 

15 931,60 

16084,61 

16 112,72 | 

6,07 

6,13 

« T, 

' Ü) © | 

• c 

35,14 

34,88 

S) S 

c 

1 Ttah. 

2 144,69 

2 160.91 

2 174,68 

2,61 

2,63 

. < © , 

I 0 « , 

48,16 

47.50 

< ® 

9 

Vermont. 

1 055,6t 

J 

1 081,17 

1 076,76 ' 

11,57 

11,85 , 

c © t 

28,88 

29,47 

.11 

© 

Virginia. 

4 677,22 1 

i 

4 693,80 

4 748,72 

11,62 

1 1 1,66 

1 2 . ! 
i *o ® 

21,09 

20,97 

G 

© 

Washington. 

5 649,93 | 

5 612.23 

5545,861 

! 

8,45 

8,40 | 

.2 2 , 

| ob as !; 

35,09 

33,56 

s £ 

55 * 

West Virginia. 

4 012,86 

3 994,24 

3 982/>i 

j 16,70 

| 16,63 

1 O ; 

OS G 1 

28,30 

27,66 

S g 

Wisconsin . 

7 667,69 

7 608,66 

7 561,24 S 

j 13,88 l 

13,77 

- o 

-4-» 

1 U N 

30,27 

29,73 

—4 © 

fc. N 

Wyoming . 

1 924,24 | 

1 931,24 

1 930,17 ; 

j 1,97 

1,98 

: £ jjü 

103.70 

101.19 

•’G 

District of Columbia. . 

36,66 

36,42 

36,421 

| 60,93 

i 60,70 j 

, 

0,99 

0,97 



im ganzen . . . | 253 626.13 253 528,87 253 152,n ! 8 , 5 s 1 8,.s3 ) 24.3» ' 24.0* 

Hiervon kommen: ! 

I I.. 

auf den Ostbezirk . . ,j 61 120,98 61 016,«3 1 61 153,88 j 

- , Südbezirk . . i 51 405,65 i 51 428,24 51 162,36 l 

, Westbezirk . ,j 141099,60 I 141084,ooj 140835,98 j 


wie vor .... j 253626,13 253528,87 253152,17 


i 
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864 Die Eisenbahnen <K'i Verein. Stanlen von Aiueiuka 1917 bie 1919. 


Nicht eingeschlossen in vorstehende übersieht, die die Eisenbahnen 
a 11 e r d r e i K 1 a a s e n umfaßt, sind die Eisenbahnen der switching and 
terminal Companies (301 Gesellschaften mit 2018 Meilen), sowie die Eisen¬ 
bahnen von Alaska und Hawaii (31. Dezember 1919: 230 und 241 Meilen). 

Das Bundesverkehrsamt hat außer der obigen Übersicht wiederum 
zwei weitere Übersichten über die von den Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten im ganzen betriebenen Linien veröffentlicht, die für das 
Jahr 1919 mit 263 707,40 und 261 755,07 km abschließen. Da in diesen 
Zahlen die gemeinschaftlich betriebenen Strecken doppelt, außerdem 
Strecken, die in Canada und Mexico betrieben w'erden, mitenthalten sind, 
ist als richtige Länge der am 31. Dezember 1919 vorhandenen Eisen¬ 
bahnen der Vereinigten Staaten nur die in vorstehender Übersiclu an¬ 
gegebene Zahl von 253 152,17 km anzusehen. 

Im Jahr 1917 war gegen das Jahr 1916 eine Verminderung 
des Umfangs des gesamten Eisenbahnnetzes um 420 Meilen einge¬ 
treten, im Jahr 1919 ist gegen das Jahr 1917 eine weitere Vermin¬ 
derung um rund 474 Meilen erfolgt. Die Verminderung erstreckt sich 
auf eine größere Anzahl von Staaten, bei anderen Staaten ist eine ge¬ 
ringe Vergrößerung eingetreten. 

Das Bundesverkehrsamt hat im Jahr 1919 zum erstenmal eine Über¬ 
sicht der bei den Eisenbahnen der Klasse I in den einzelnen Jahren 
neu eingestellten und ausgemusterten Fahrzeuge ver¬ 
öffentlicht, der folgende Zahlen entnommen sind: 


— 

— 


- - 

— 

- - • ' 

~ 


— - 

Jahr 

Lokomotiven 

Personenwagen 

Güterwagen 

i . _ 

Gesellschafts¬ 

wagen 

neu ein¬ 
gestellt 

ausge¬ 

mustert 

neu ein¬ 
gestellt 

ausge¬ 

mustert 

neu ein¬ 
gestellt 

ausge¬ 

mustert 

neu ein¬ 
gestellt 

ausge¬ 

mustert 

i 

1907 1 

3 774 

36 

1989 

41 

192896 

1 541 

11509 

109 

1910 

3 073 

1 452 

3505 

1 914 

134 593 

75 652 

15033 

6818 

1914 

3 245 

1 862 

3 629 

1854 

150813 

96986 

12 354 

8 159 

1915 

1114 

1 507 

2664 

1385 

86012 

90 347 

10228 

11 787 

1910 1 

1 1 475 

2 576 

j 1261 

! 2156 

' 88 254 

109996 

18086 

13 440 

1917 

2148 

l 423 

2 535 

1671 1 

117 210 

62253 

! 9 445 

6627 

1918 

2 803 

977 

1 817 

1 051 ! 

t 5 249 

56 024 ! 

| 

9 310 

5 530 

1919 

f 

2 062 

1 

999 | 

i 

435 

j 670 ' 

76019 

43 274 : 

i 

5 925 

4 190 


Über den Stand der Fahrzeuge in allen drei Klassen der 
Eisenbahnen gibt, die nachstehende Übersicht Auskunft, die auch die 
Zahlen (1er im Betrieb befindlichen Schiffsfahrzeuge enthält: 
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Betriebsmittel. 


Eisenbahnfahrzeuge 


Eisenbahnen 

nach 

Klasse und Bezirk 

l 

! 



Lokomotiven 




Dampflokomotiven 

andere 

Lokomotiven 1 ) 

zusammen 


1917 

1918 

1919 

1917 

1918 

1919 

1917 

1918 

1919 

Klasse 1: 

! 

Ost bezirk. 

28 152 

29266 

29 647 ; 

276 

277 

282 

28 428 

29 543 

29929 

Südbezirk. 

9887 

10 426 

10750 

14 

14 

14 

9 901 

10 440 

10 764 

Westbezirk .... 

23509 

23854 

24 236 ! 

52 

52 

.54 

23561 

23906 

24 290 

i 

zusammen 1 

61 548 

63 546 

64 633 : 

342 

343 

350M 

61890 

63 889 

641)83 

Klasse II: 

Ostbezirk. 

573 

568 

532 

8 

8 

ii ! 

581 

576 

543 

Südbezirk. 

397 

380 

360 

. 

. 

. 

397 

380 

360 

Westbezirk . . . . | 

810 

718 

699 

9 

5 

i° | 

819 

723 

709 

zusammen j 

1 780 

1666 

1591 i 

17 

13 

i 

21 

i 797 

1679 

1 612 

Klasse III: 

Ostbezirk., 

179 

164 

145 


i 


i 

179 

165 

145 

Südbezirk. 

285 

271 

277 

2 

2 

. 

287 

273 

277 

Westbezirk .... 

354 

325 

310 | 

1 

3 

2 

355 

i 

328 

302 

zusammen 

j 818 

761) 

722 

I 3 

6 

2 1 

821 

766 

724 

Klasse I bis III: 

Ostbezirk. 

28 904 

29998 

30324 

i 

284 

286 

293 

29188 

30284 

30 617 

Südbezirk. 

10569 

11077 

11387 1 

16 

16 

14 

10685 

11093 l 

| 

11 401 

Westbezirk .... 

24678 | 

24897 

25 235 

62 

60 

66 

24 735 

24 967 j 

25 301 

zusammen 

64 146 j 

65972 j 

66 946 

1 

362 | 

362 i 

373 i 

64506 

66 334 

67 319 

i 

Switching and termi¬ 
nal Companies: 
Ostbezirk. 

944 

959 

1011 

8 

8 

9 

i 

952 

967 

1 020 

Südbezirk. 

109 

94 | 

99 

. 


, 

109 

94 

99 

Westbezirk .... 

500 

538 | 

536 i 

! i 

3 

8 i 

501 

541 

539 

zusammen j 

!l 

1 553 

1591 

1 646 

1 

9 

1 

11 

12 

1 562 

I 

1 602 

1 658 


] ) Elektrische Lokomotiven (1919: 20h für Personenverkehr, 142 für Güterverkehr). 
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Noch: Betriebsmittel. 


! 

! 

! 

! 

■ 

Eisenbahnfahrzeuge 


Eisenbahnen j 
nach 

i 

Klasse und Bezirk 

! 



Wagen 




Güterwagen 

j 

Personenwagen 


1917 | 

1918 

1919 

i 1917 

1918 

1919 

Klasse I: 

Ostbezirk. 

i 

1 127 220 

| 1 126 032 

1 150 434 

1 

! 26 557 

27 245 

27 131 

Südbezirk. 

402408 

406 574 

| 415 496 

7213 

7 418 

7 442 

Westbezirk .... 

800495 

821 638 

; 823 930 

19207 

| 19 278 

19 192 

zusammen 

: i 

2 330123 

2 354 244 

2 389 860 

i 52 977 

53 941 

53 705 

Klasse 11: 

Ostbezirk. 

j 24 885 

25 760 

1 22 439 

710 

602 

550 

Südbezirk. 

1 8 728 

8 024 

7 196 

499 

476 

1 455 

Westbezirk .... 

18207 

j 15711 

i 14038 

1 ! 

728 

667 

! 653 

1 

zuasmmen 

, 51 770 

49 495 

43 673 j 

1 937 

1 745 

1658 

Klasse UI: 

Ostbezirk. 

1609 | 

1 402 

1 

1111 

251 

199 

| 153 

Südbezirk. 

3 214 

3188 

3046 | 

305 

286 

288 

Westbezirk . . . . 

fl 4 449 

3 644 

3 435 

i 

353 

334 

319 


zusammen 

9 272 

8 234 i 

i 

7 592 ' 

909 * 

819 

760 

Klasse I bis III: 







Ostbezirk. 

j | 1 153 664 

1 153 194 . 

1 173 984 ! 

27 518 

28 046 

27 834 

Südbezirk. 

1 414 350 

417 786 

425 738 [ 

8 017 

8180 j 

8 185 

Westbezirk .... 

823 151 ! 

840993 1 

841 403 1 

1 

20288 1 

20279 | 

20 164 


zusammen 

i 2 391 165 

2 411973 

2 441 125 

55 823 

56505 

56 183 

witehiug and termi- 

! 




' 


nal Companies: 
Ostbezirk. 

i 14 587 

13 606 

12 769 

60 

64 

64 

Südbezirk. 

1006 

240 

239 

18 ' 

| 4 

4 

Westbezirk .... 

1 760 , 

1 641 

2 474 

i 38 

38 

39 

zusammen 

17 353 

15 487 

15 482 

116 

106 | 

107 
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Beamte. 


Eisenbahnen j 


! 9 ! 8 | 

19 19 

nach 

19 17 , 

1 Bundes- 1 Privat- 

l 

zu- 1 

Bundes- 1 Privat- 

zu- 

Klasse und Bezirk jj 

0 

■ 

betrieb I betrieb , 

sammen 

betrieb j betrieb 

sammen 


überhaupt 


Klasse I: 

Ostbezirk . 

796 803 

i 

834688 

2064 

! 836652 

860628 

1 

1 

| 2362 

862990 

Südbezirk . ... \ 

287 495 

309474 

• 

309474 1 

322 491 

. 

| 322 491 

Westbezirk .... 

. ... . . . i 

648678 | 

683968 

7 584 

691 537 J 

717 317 | 

5371 

722 688 

zusammen . ! 

i 

17*2876 | 

1828015 

9648 

. 

1 837663 ! 

i 

1900436 

7 733 

i 1 90S 169 


für 100 Meilen 


Klasse I: 

Ostbezirk. 

1 347 

1423 

439 

| 

1 415 

1 463 

447 

1 454 

Südbezirk 

673 

718 


718 

744 

• 

744 

Westbezirk . . . . , 

498 | 

i 

533 ] 

279 

528 

553 

416 

551 

zusammen . ! 

H 

ii 

746 

795 J 

303 

j 788 j 

819 

425 

816 


Hiernach waren Beamte in Klasse I vorhanden: 1917: 1732 876, 
1918: 1837 663, 1919: 1908 169. Die Beamtenzahl in Klasse I stellt 
annähernd 95 % der Zahl aller drei Klassen dar. Die gezahlte Besoldung 
betrug im ganzen: 1918: 2 606 281245 Dollar, 1919: 2 828 014 440 Dollar. 


Anlagekapital. 


Eisenbahnen 

■ nach Klasse und Bezirk 

Aktien 

[ 

Obligationen 

Dollar 

zusammen 

Klasse I: 





Ostbezirk. 

. 1917 

2 706876824 

3 394 267 056 

6101 143 879 


1918 

2598857 405 

3206 391643 

5805249048 


1919 

2639681397 

3 337 020 043 

5 976 701440 

Südbezirk. 

1917 

1032889892 

1507 665228 

2540555120 


1918 

! 1024735192 

1 507 201886 

2531937 078 


1919 ; 

! 1029890667 

1533 924477 

2563 815044 

Westbezirk. 

. 1917 

3508 042572 

4206061262 

7 714 103 834 


1918 

3 510264066 

4 235 279 756 

7 745 543 822 


1919 

3526176265 

4 180396004 ’ 

l 

7 706 571269 

zusammen . . 

. 1917 

7247 809 288 

9 107 993 545 

16 355 802 833 


1918 i 

7133 856663 

8 948873285 i 

16 082 729 948 


1919 

: 7 195 748 229 

9051339524 

16 247 087 753 
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Noch: Anlagekapital. 


Eisenbahnen 

nach Klasse und Bezirk 

| Aktien 

| Obligationen 

zusammen 

Dollar 

Klasse II: 


■ i 

i 



Ostbezirk. 

1917 

106 762 409 

100128 348 

206890 757 


1918 

106293172 | 

113 299 706 

218 692878 


1919 

99640019 

107 980 722 

207520 741 

Südbezirk. 

1917 

79 371872 ! 

66 458985 

144 830367 


1918 

66 883 127 i 

65 695 166 | 

121 578293 


1919 

47 913 487 

59128 781 j 

107 042268 

Westbezirk. 

1917 

162 841481 

94 332 202 

257173 683 


1916 

126048 381 

82821610 | 

208 864991 


1919 

141024 601 

94938006 | 

235962609 

zusammen . . 

1917 

348 975 262 

259919535 j 

608894 797 


1918 

287 219680 ! 

261816482 

549036162 


1919 

1 288 478 107 

262 047 511 

550 525618 

Klasse III: 


' | 



Ostbezirk . 

1917 

16004315 

9 548 426 

25 552 740 


1918 

1 13560615 

7 184 174 

20744 789 


1919 

jj 12123680 

6 648 274 j 

18 771954 

Südbezirk . 

1917 | 

29239170 j 

18 163 196 

47 392365 


1918 

! 26 485 170 

16 629 750 

42114920 


1919 

j! 22 490 170 

15 310 267 

37 800427 

West bezirk . 

1917 

44025 364 1 

25 943 368 ! 

69968 722 


1918 

34363290 ! 

21 136 447 

56499 737 


1919 

32742432 j 

19019 467 

51 761899 

zusammen . . 

1917 

89268 649 

53 644 978 

142913827 


1918 

74 409076 

43 960871 

118 359 446 


1919 

<57 356 282 

40977 998 

108 334 280 

Eisenbahnen ohne eigenen 

Be- i 




trieb (Nebenunternehmun- 




gen von Klasse 1 bis III): 




Ostbezirk. 

1917 | 

722 076 292 

593 903 874 

1 315 980 166 


1918 | 

754 485 717 

617 042136 

l 371 527 853 


1919 

726 739 668 

574 337 756 

1 301 077 423 

Südbezirk. 

1917 

' 58 314 007 

117 592075 

176 906082 


1918 

58 839 507 

118200 675 

177 040082 


1919 1 

58 989 507 

116070 575 

175 060 082 

West bezirk. 

1917 

537 352 852 i 

628 091 434 

1 165 444 286 


1916 

l 537 905 872 

616 673 640 

1 164 579 512 


1919 

545 812 872 

611385 322 

1 157 198 194 

zusammen . . 

1917 

1 317 743151 

1 339587 383 

2 657 330 534 


1918 

1 351 231 096 

1 351 916361 

2 703 147 447 


1919 

1 331 542 047 ' 

1 301 793 652 

2 633 335 69<* 
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Di« Eisenbahnen der Verein. Staaten von Amerika 1917 bis 1919. 871 


Eisenbahnen 


Aktien 

Obligationen 

zusammen 

nach Klasse und Bezirk 


Dollars 


Alle Eisenbahnen: 





Ostbezirk. 

1917 

3 551 719 840 

4097 847 702 

7 649567 542 


1918 

3 472 196 909 

3 943 917 659 

7 416114 568 


1919 

3 478 084 764 

4 025 986 794 

7 504071 558 

Südbezirk. 

1917 

1 199 814 441 

1 708 869483 

2908683 924 


1918 

1 165 942996 

1 1706 727 377 

2 872 670 373 


1919 

1 159283 731 

| 1724434090 

2883 717 821 

Westbezirk. 

1917 

4 262 262 269 

4 954 428 256 

9 206 690 525 


1918 

4 208 576609 

4 955 911453 

9164488062 


1919 

j 4 245 756 170 

| 4906737801 

9 151 493 971 

zUvSainmen . . 

1917 

9003 796650 

10 761 145 441 

19 764 941991 


1918 

8 846 716514 

10606 556489 

19 453273 003 


1919 

, 8883 124 665 

10656168 685 

19 539 283 350 


Hiernach betrug das Gesamtanlagekapital 1917: rund 19 765 Mil¬ 
lionen, 1918: 19 153 Millionen und 1919: 19 539 Millionen Dollar. 


Personenverkehr. 


Eisenbahnen 

nach 

,! Beförderte Personen 1 
• Millionen (rund) 

Gefahrene Personenmeilen i 
Millionen (rund) j 

Fahrt einer Person 

i Meilen 

Klasse und Bezirk 

j 1917 

1918 

1919 | 

1917 | 

1918 

1919 J 

1917 

1918 , 

1919 

Klasse I: 

Ostbezirk .... 

; i 

| 660,8 

673,7 

731,3; 

18 408,3 

19 516,7 

21 471,1 

' 

j 27,86 

28,97 

! 

29,36 

Südbezirk .... 

1 130,9 

145,5 

149,1 'j 

5 776,7 

7 404,9 

7099,1 

44,11 

50,90 

47,61 

Westbezirk . . . 

!j 274,9 

265,8 j 

297.4 j 

15 291,8 

15 755,0 

17 788,1 

1 55,63 

59,27 

59,81 

im ganzen . . 

jj 1066,6 

1085,0 

• 1 177,8 

39 476,8 

42 676,6 

46358,3 

I 

37,01 

i 

39,33 

39.36 


Für die Klassen II und III sind näher,? Angaben nicht gemacht, son¬ 
dern nur die Gesamtzahl der beförderten Personen und gefahrenen Per¬ 
sonenmeilen angegeben. Danach ist das Gesamtergebnis folgendes: 

ü Beförderte Personen j ; Gefahrene Personenineili*n 

i i 

j' Millionen (rund) Millionen (rund) 

jl 1917 1918 1919 ( 1917 1918 1919 


Klasse I. . 1066.6' 1 os5,o 1177.8 lj 89 476,8 42 676,6 46 358,3 

, II. 35,4 ; 32,1 27,71 547,Ö 475,5 i 429,l 

III. ; 7,9 * 5,8 5,51: 75.4 60,4 50,; 


zusammen . . 1109,9 1122,*.» 1 211,0 ! 40 099,7 ! 43 212,5 46 83*.i 
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Die Eisenbahnen bei Verein. Staaten von Amerika 1917 bis 1919. 


Güterverkehr. 


Eisenbahnen 

nach 

; Beförderte Tonnen 
Millionen (rund) • 

Gefahrene Tonnenmeilen j 
Millionen (rund) 

Fahrt einer Tonne 

Meilen 

Klasse lind Bezirk 1 

1917 1918 

1919 | 

1917 

1918 1919 

1917 

1918 

1919 

Klasse I: 

Ostbezirk .... 

| 

| 1 

1 1 302,1 1 317,9 

1 1 

1 156,7 '! 

187 996,o 

1 

190 942.9 170 117,6 

144.36 

1 

144,88 

147.0? 

Südbezirk . . . 

326,i | 341,3 

306,3 l ! 

68 371,3 

72 101,2 63 999,8 

209,68 

211,96 

208,96 

Westbezirk . . . 

641,8 j 646,6 

580,2 ,| 

138 128,1 

142335,1 i 130175,6 : 

216,21 

220,12 

224,*; 

im ganzen . . 

2 270,o 2 305,8 

2043,2 | 

394 465,t ! 

405 379,3'364 293,0 1 

173,77 

175,81 

178.» 


Für die Klassen II und III sind nähere Angaben ebenfalls nicht ge¬ 
macht, sondern nur die Gesamtzahl der beförderten Tonnen und gefahre¬ 
nen Tonnenmeilen angegeben. Danach ist das Gesamtergebnis folgendes: 


Beförderte Tonnen Gefahrene Tonnenmeilen 

Millionen (rund) Millionen (rund) 


1 

| 1917 1 

1918 

1919 1 

1917 

1918 

1919 

Klasse I. 

2270.0 

2 305,8 

2043,2 

394446,4 

406 379,3 

364293,0 

, ii. 

96.1 : 

92,3 | 

75,6 1 

3 469,8 

3095,9 

2 625.1 

, in . 

21,9 

21,2 

18,o , 

327,9 | 

303,6 

243,2 

zusammen . . 

2 388,o 

2419,3 

2136,8 ! 

398244,1 

408 778,1 

j 367 161,3 


BetriebS'Kinnahmen and Ausgaben. 


Eisenbahnen 

nach 

Klasse und Bezirk 

1917 

Mill.Doll., 

Bundes¬ 

betrieb 

19 18 

Privat¬ 

betrieb 

zu¬ 

sammen 

Bundes¬ 

betrieb 


19 19 

Privat¬ 
betrieb ! 

zu¬ 

sammen 

Millionen Dollar 

Millionen Dollar 



Betriebseinahmen. 






Klasse I: 










Ostbezirk. 

1 785,3 

2 201.7 

4,7 

2 206,4 

2 275,5 


6,3 


2281,8 

Südbezirk. 

606,2 ■! 

784,4 

— 

784,4 

806,0 


— 

1 

806,o 

Westbezirk . . . . | 

1622.6 ] 

1 864,4 

24.5 

1889,3 

2043,1 


13,5 

J 

2056,6 

zusammen . . i 

4014,1 | 

4 850,9 

29,2 

4 880,1 

5 124,6 


19,8 


5 144,4 



Betriebs au s ga b e n. 






Klasse I: 

1 









Ostbezirk .j 

1 338,"i 1 

1 883,0 

5,1 

1 889,0 

2006.0 


6,7 

j 

2014.7 

Südbezirk .! : 

412,4 

009,1 

— 1 

609,1 

701,1 


— 


70l,i 

Westbezirk ....!! 

1 078.4 

1 455,3 

18,6 

1 473,8 

i 

1651,0 


11,4 


1 662,4 

zusammen . . i 

2 8*29,3 1 

3 948,3 

23,7 

3 971.9 

4 360.1 


18,1 

I 

i! 

4 378,2 
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l)io Eisenbahnen der Verein. Staaten von Amerika 1917 bis 1919 


873 


Die Betriebsausgaben betrugen in Prozenten der Betriebseinnalunen 
b>ei Klasse I: 


Eisenbahnen 

der 

Klasse I 

i 

: 19 17 

19 18 

19 19 

Bundes¬ 

betrieb 

Privat¬ 

betrieb 

1 Bundes- 
| betrieb 

Privat¬ 

betrieb 

Ostbezirk. 

94,97 

85,57 

107,4t 

88,25 

106,43 

Südbezirk. 

68 ,w 

i 77 ’ 65 

. 

86,99 

• 

Westbezirk. 

66,46 

! 78,03 

75.94 

80,81 

84,27 

im ganzen . 

70,48 

81,39 

81,06 

86,08 

91,33 


Das Gesamtergebnis aller drei Klassen stellt sich 
wie folgt: 



Betriebseinnahmen 
Millionen Dollar 

Betriebsausgaben 
Millionen Dollar 

i i 

1917 

i 

1918 i 

1919 

1 

1917 

1918 

1919 

Klasse I. 

f 1 

4 014,1 ; 

4 880a 

6144,4 

2829.3 

3971,9 

4 878,2 

. II. 

83,0 

87,0 

87,0 

61,2 

73,2 

80,4 

. HI . 

! 18,3 | 

17,3 

18,6 

, 15,8 

16,3 

18,7 

zusammen , . 

4 115,4 

4964,4 

6260,0 

2906,3 

4061,4 

4 477,3 

Reineinnahme .... 

j 1209,1 : 

923,0 

772,7 





DnrchschnittMrtrfcge. 


Eisenbahnen 

der 


Im Personenverkehr für 


1 Personenmeile 


1 Personenzugmeile 


Cents 



1917 

1918 

1919 

i 

1 1917 

1918 

1919 

Ostbezirk. 

| 1,940 1 

2,281 

2,381 

182,880 

249,231 j 

268,so< 

Südbezirk. 

2,197 

2,546 

2,718 

168,374 

224,887 

228,509 

Westbezirk.| 

2,230 

2,617 

1 2,661 

i 160,996 

198.939 ! 

232,164 

im ganzen . . 

■1 1 

2.090 

I ■ 1 

2.414 

2,540 

169.453 

223,189 i 

246^43 

Eisenbahnen 


Im 

Güterverkehr 

für 


1 Gütertonnenmeile 

1 Güterzugineile 

der 

Klasse I 

; 

* 


Cents 



i! 19 17 , 

1918 

1919 

19 17 

; 1918 

1919 

Ostbezirk . 

0,663 

0,813 

0,914 

472,968 

613.000 

704,479 

Südbezirk . 

0,635 

0,755 

0,873 

1 359,742 

1 433.333 

1 525,727 

Westbezirk. 

0,824 

0.944 

• 1 ,098 

412,447 

504,907 I 

1 570,82'. 

im ganzen . . 

0,715 

0,349 

0.973 

426,963 

533,411 

618,^21 
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Die» FjseabahiHM: <k>r Verein. Staaten von Amerika 1917 bis 1919. 


Für die Klassen TI und III sind D u reh sehn i( Isert rage nicht ange¬ 
geben. 

Seit dem Jahr 1880 Hat sieh da« Eisenbahnnetz der Vereinigten 
Staaten wie folgt entwickelt: 


30. 

Juni 

1880 . . . . 

. 87 724 

Meilen 

Bahnlänge 

30. 

yy 

1890 . . . 

. 163 597 

M 


30. 

yy 

1900 . . . 

. 193 346 

?? 


30. 


1910 . . . 

. 240 439 

M 


30. 

yy 

1913 . . . 

. 249 803 

yy 

yy 

30. 

yy 

1914 . . . 

. 252 231 

yy 

yy 

30. 

** 

1915 . . . 

. 253 789 

yy 

?♦ 

31. 

Dez. 

1916 . . . 

. 254 046 

yy 


31. 


1917 . . . 

. 253 626 

yy 

• y 

31. 

yy 

1918 . . . 

. 253 529 

yy 


31. 

yy 

1919 . . . 

. 253152 

yy 



Am 31. Dezember 1919 hatten die Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten ausschließlich der Unternehmungen, die sich mit den Bahn¬ 
höfen und dem Versclüebedienst auf den Bahnhöfen beschäftigen — 
switcliing and terminal Companies (siehe oben S. 864) — einen Um¬ 
fang von rund 253152 Meilen, von denen 61154 Meilen auf den Ost¬ 
bezirk, 51162 Meilen auf den Südbezirk und 140836 Meilen auf den West¬ 
bezirk kamen. Die Zahl der Eisenbahngesellschaften, von denen das 
Eisenbahnnetz im Geschäftsjahr 1919 betrieben worden ist, betrug 1811, 
davon waren aber nur 845 selbständig. 

Von der Bahnlänge von 231 363 Meilen, über die der Jahresbericht 
fiir 1919 ausführliche Mitteilungen enthält (Klasse I), waren 31 379 Meilen 
zweigleisig, 2920 Meilen dreigleisig, 2268 Meilen vier- und mehrgleisig. 

Von den W agen der Klasse I waren 1919: 
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Diu Eisenbahnen der Verein. Staaten von Amerika 1917 bis 1919. 


Der von der Bundesregierung für die Beförderung der Po»t 
im Jahr 1919 gezahlte Betrag betrug: für die Eisenbaimen im Bundes¬ 
betrieb 57 380591 Dollar — l,r_> % der Einnahmen, und für die Eisen¬ 
bahnen im Privatbetrieb: 102 500 Dollar - 0,52 % der Einnahmen. 


Nachstehende Durchschnitts ertrage in Klasse I ergaben 
sich im ganzen: 



i 

1 19 17 

19 18 | 

19 19 

für 1 Person. 

. « ents 

77,342 

1 1 

! 94.958 ! 

99,*9 

„ l Gütertonne . 

„ 1 Betriebsmeile: 


124,218 

149.211 

173,401 

an Personengeldeinnahme . . . 

. Doll. 

4 415 

r* 345 

5 982 

„ Frachteinnahme. 

• V 

12144 

! 14 753 :f: 

15 15H 


In folgender Übersicht sind zur Veranschaulichung der Eisenbahn¬ 
verhältnisse der Vereinigten Staaten einige wichtigere Zahlen aus den 
Jahren 1917, 1918 und 1919 zusammengestellt, wobei zu berücksichtigen 
ist, daß die Angaben über Betriebslänge sich auf die Eisenbahnen aller 
Klassen, die übrigen Angaben sich nur auf die Eisenbahnen der Klasse I 
beziehen. 


V e r k e h r 

19 17 

19 18 

19 19 

Betriebslänge . 

Meilen 

253 626 

253 529 


253 15-2 

Beförderte Personen . . . 

Anzahl 

1066 638 474 

1084997 896 


1 177 820 464 

Geleistete Personenmeiien 

w 

39 476 858 549 

42676579199 


46 358 303 740 

desgl. auf 1 Meile . . . 

r• 

170088 

183 066 


196 345 

Beförderte Gütertonnen 

n 

2270036063 

2306824 940 


2043 229775 

Geleistete Tonnenmeilen . 

V 

394 465 400 498 

406 379284206 

364293063017 

desgl. auf 1 Meile . . . 

rt 

1 698 826 

1 738 305 


1568061 

Betriebslänge . . . Meilen 

* 



— 

*) 377 

Lokomotiven. 

V 



+ 

1094 

Wagen . 

» 1 

i * i 



37 571 

Beamte . 

1 

i 



70506 

Beförderte Personen . . . 

1 

r 

i 


+ 

92822 558 

Geleistete Personenmeiien 

„ 

1 


+ 

3 661 724 541 

desgl. auf 1 Meile . . . 

T» 



+ 

15279 

Beförderte Gütertonnen . 


. 


— 

262596165 

Geleistete Tonnenmeilen . 




— 

41 086221 189 

desgl. auf 1 Meile . . . 

„ i 

! 



— 

180 224 


Die Betriebsausgaben der Klasse I betrugen in Prozenten der Betriebs¬ 
einnahmen im Jahr 1917: 70,-is %, 1918: 81,30% (Bundesbetrieb), 81.oo % 
(Privatbetrieb), 1919: 85,08% (Bundesbetrieb), 91,33% (Privatbetrieb). 


J ) — oiler -f bedeutet Ab- oder Zunahme gegen 1918. 
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Die biideiübaimen der Verein. Staaten vt*a Amerika 11)17 bis 11)11). 877 


Am 81. Dezember 1919 betrug die Zahl der in Konkurs befindlichen 
Eisenbahnen 65, ihre Länge 16 590 l ) Meilen. Am 31. Dezember 1918 
waren 74 Bahnen mit 19208 1 ) Meilen in Konkurs. 


Das Verhältnis der im Jahr 1919 in Klasse I beför¬ 
derten beladenen Güterwagen zu den leeren ist fol¬ 
gendes: Es sind Güterwagenmeilen gefahren worden von 



beladenen 

leeren 

Güterwagen 

in Güterzügen. 

, gemischten Zügen. 

» Sonderzügen. 

14 176430 767 
! 130604867 

6769761 

6 476 349 889 
66982258 
192204 

zusammen Güterwagenmeilen . . 

14312796375 

6 532624361 


Die von den beladenen Güterwagen zurückgelegte Meilenzahl betrug 
mithin etwa zwei Drittel der gesamten Meilenzahl. 

An Heizungsmaterial für Lokomotiven: Anthrazit, 
Koks, bituminöse Kohle, öl, hartem und weichem Holz, sind von den 
Eisenbahnen der Klasse I, nach einer Tonneneinheit berechnet, verbraucht 
worden im Jahr 1917: 150280647 t, im Jahr 1918: 148 122 435 t, im 
Jahr 1919: 132620 935 t. Für Erneuerung dea Oberbaues wurde 
verausgabt: 




1 1917 

1918 

1919 

für Schienen . . . 

. . . Dollar 

! 68488220 

69 049 285 

80498230 

, Schwellen . . 

w 1 

57 569273 

i 

68 175 776 

93 274 626 

Die von den 

Eisenbahnen 

der Klasse 

I in den 

einzelnen 

Staaten und 

an die 

Bundesregierung 

gezahlten 


Steuern und Abgaben haben im ganzen betragen im Jahr 1918: 
223 595 268 Dollar, im Jahr 1919 : 233716 608 Dollar. Im Durchschnitt 
betrugen sie für die Meile im Jahr 1919: 1033 Dollar. Der davon, an die 
Bundesregierung gezahlte Betrag war 41 742113 Dollar, das sind durch¬ 
schnittlich 186 Dollar für die Meile. 

l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1923. S. 693. 


Atvhiv für KiM*nbattnwr*»>ri. I'J-.M 
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Kleine Mitteilungen. 


Kisenbahnbau in der Mandschurei und Mongolei 1 ). Im Oktober 1913 
übertrug die chinesische Regierung nachstehende fünf Eisenbahnlinien 
in der Mandschurei und Mongolei der Japanischen Regierung: 

1. SzepiDgkai—Taonan.195 engl. Meilen (je 1,609 km) 

2. Kaiyiian—Hailung .120 „ „ 

3. Kirin—Hailung.HO „ 

4. Tschangtechun—Taonan . . . l8o „ „ 

6. Taonan—Jehol. 470 „ „ 

Nur die erstgenannte Linie ist in Angriff genommen worden und 
steht bis Chcngchiatun, 55 Meilen, im Betrieb. Die Baugelder gewährte 
die Yokohama Spccie Bank durch den Vertrag vom Dezember 1915; die 
Vermessungsarbeiten waren 1916 beendet; 1917 begann der Bau der 
Strecke, der Betrieb wurde am 10. Januar 1918 eröffnet. Die Baukosten 
betrugen bisher 7,6 Millionen Yen. 

Von dem Weiterbau dieser Linie in der Richtung auf Taonan wurde 
zunächst abgesehen, vielmehr die Strecke über Chengchiatun hinaus nach 
Paiyintala, 72 Meilen, mit dem von der Südmandschurischen Eisenbahn* 
gesellschaft vorgeschossenen Baukapital verlängert. In Paiyintala er¬ 
reicht die Bahn die konzessionierte Strecke Taonan-Jehol (Nr. 5). Die 
Fortsetzung der Strecke Szepingtai-Chengchiatun bis Paiyintala hat für 
die Japaner ihren Hauptgrund darin, daß sich die japanische Kolonisation 
im Lauf der Zeit in der sehr fruchtbaren Ebene mehr nach "Westen als 
nach Norden vorgeschoben hatte. Dagegen war das japanische Interesse an 
der Strecke Chengchiatun-Taonan mehr politischer Art und, seitdem von 
Rußland keine Gefahr mehr drohte, etwas in den Hintergrund getreten. 
Die Strecke Chengchiatun-Paiyintala wurde am 1. Januar 1922 dem Ver¬ 
kehr übergeben. Der Weiterbau der Hauptlinie Chengchiatun-Taonan, 
14t) Meilen, für die die Südmandschurische Eisenbahngesellschaft sich ver¬ 
pflichtet hatte, das Baukapital bis zur Höhe von 45 Millionen Yen bereit¬ 
zustellen, sollte schon im Jahr 1922 zur Hälfte vollendet werden; infolge 
des Kriegs zwischen Mukden und Ghihli kam aber der Bau ins Stocken, 
so daß bisher nur die Erdarbeiten auf etwa 30 Meilen fertiggestellt wer¬ 
den konnten. Der Weiterbau soll im Jahr 1923 mit besonderem Nachdruck 
betrieben werden. 

Die Linie Szepingkai-Paiyintala ist seit Eröffnung des Abschnitts 
Chengchiatun-Paiyintala (1922) aus dem Zustand der Unwirtschaftlich- 


*) Aus einem Bericht dos Deutschen Konsulats in Mukden. 
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keit herausgetreten; ihre Einnahmen und Ausgaben — in Yen — gestal¬ 
teten sich wie folgt: 


1 

Personen¬ 

verkehr 

i 

I Güter¬ 
verkehr 1 

Gesamt- 
i einnabmen 

Ausgaben 

1918 . . . 

! 181000 

209000 

391 000 

_ 

1919 . . ! 

209000 

450000 

660000 

— 

1920 . . . 

148000 

457 000 

705000 

— 

1921 . . . ' 

214000 

566000 

783000 

783 000 

1922 . . . i 

1 

418000 

1 190000 

| 1615000 

1200000 


Im Jahr 1922 wurde also ein Betriebsüberschuß von 415 000 Yen er¬ 
zielt, nachdem sich mit Eröffnung der Zweiglinie nach Paiyintala die 
Roheinnahmen reichlich verdoppelt hatten. Da die Strecke Cheng- 
chiatun-Taonan ein fruchtbares, in der Entwicklung begriffenes Gebiet 
aufschließt, so ist nach Eröffnung des Betriebs auf dieser Strecke mit 
einer beträchtlichen Steigerung der Roheinnahmen zu rechnen. 

Gegenwärtig wird bereit« von den Japanern eine gewisse Propa¬ 
ganda für die Fortführung der Bahn von Taonan nach Tsitsihar betrie¬ 
ben. Würde die Ausführung dieses Plans tatsächlich den Japanern zu¬ 
fallen, so würden sie damit den alten englisch-amerikanischen Entwurf 
der Bahn Chinchou—Taonan—Tsitsihar—Aigun von einem andern Aus¬ 
gangspunkt aus in die Hand bekommen und die Verbindung der Bahn 
Dairen-Tschangtschun mit einem Punkt der westlichen Strecke der Ost¬ 
chinesischen Eisenbahn erreichen; ein Teil der nordmandschurischen 
Güter könnte dann dem Hafen Dairen auf rein japanischen Eisenbahnen 
zugeführt werden. Hiermit würde der Wettbewerb mit der Südstrecke 
der Ostchinesischen Eisenbahn (Tschangtschun—Harbin) viel an Bedeu¬ 
tung verlieren, wenn nicht gänzlich ausgeechaltet sein. Die Länge der 
Strecke Taonan-Tshitsihar würde 146 Meilen betragen; das Gelände bietet 
keine besonderen Schwierigkeiten. F. B. 


Die Anleihen der chinesischen Eisenbahnen. Fast alle chinesischen 
Eisenbahnen sind mit auswärtigen und inneren Anleihen belastet. Die 
nachstehenden Ausführungen sind einer Mitteilung des chinesischen Re¬ 
gierungsbüros „of economic information“ in Peking vom 7. März 1923 
entnommen. 

1. Großbritannien: Die erste Anleihe war vom Juni 1898 im 
Betrag von 2,3 Millionen £ für die Linie Peking—Mukden. 1921 kam ein 
Betrag von 500 000 £ und 2 Mill. mex. $ für Herstellung des zweiten Gleises 
zwischen Tangshan und Shanhaikwan hinzu. Die zweite Anleihe wurde 
1903 für die Bahn Schanghai—Nanking in Höhe von 2,n Millionen £ und 
nach 10 Jahren eine Ergänzung in Höhe von 150000 £ für Landerwerb 
aufgenommen. 1908 wurde eine Anleihe von l,r> Millionen £ für den Bau der 
Bahn Schanghai—Hangtschau—Ningpo, die unter derselben Verwaltung 
steht, wie die Linie Schanghai—Nanking, ausgegeben. Die Betriebsein¬ 
nahmen der Bahn Peking—Mukden dienten al9 Sicherheit für zwei weitere 
Anleihen: eine 7proz. kurzfristige Anleihe von 2,i Millionen Taels von 1915 
für Rückzahlung von Vorschüssen für die Bahnen Tientsin--Pukau, 
Pukau—Sinyang und Nanking—Hunnan, und eine8proz. Anleihe von 1919 
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für 2 Millionen $ für die Beschaffung von Fahrzeugen der Strecke 
Hupek—Hunan der Hukuang-Eisenbahnen. Eine Anleihe im Betrag von 
800000 £ wurde 1905 für die Bahn Taokau—Tsinghwa und eine weitere 
in Höhe von 1,5 Millionen £ 1907 für die Bahn Canton—Kauluu aufge¬ 
nommen. Der Gesamtbetrag aller britischen Anleihen beläuft sich auf 
76114 000 mex. $. 

2. Belgien: Die erste Anleihe (4%) wurde 1898 in Höhe von 
4,5 Millionen £ für den Bau der Bahn Peking—Hankau aufgenommen; 
sie wurde ergänzt 1905 durch eine Zuaatzanleihe von 12,5 Millionen Fr. zu 
5 %. 1903 wurde eine Anleihe von 41 Millionen Fr. für die Bahn Kaifeng— 
Honan von der belgischen Firma Compagnie Gönörale de Chemins de f er 
et de tramways en Chine übernommen. 1912 wurde eine Anleihe von 

4 Millionen £ für die Bahn Lanchau—Haichau in der Provinz Kansu 
ausgegeben und diese ergänzt im Jahr 1919 durch weitere 20, und im 
folgenden Jahr durch weitere 75 Millionen Fr. Die belgischen Anleihen 
betrugen insgesamt 87 890 000 $. 

3. R u ß 1 a n d : Die erste Anleihe wurde 1902 in Höhe von 40 Millionen 
Franken zu 5 % auf 30 Jahre für den Bau der Eisenbahn Chengting— 
Taiyuan durch die Russisch-Asiatische Bank aufgenommen. Nur noch 
eine einzige andere Linie wurde durch eine russische Bevorschussung 
belastet, nämlich die Bahn Harbin—Blagoweschensk in Höhe von 

5 Millionen Nominal-Rubeln zu 5 % Zinsen. 

4. Japan übernahm die erste chinesische Eisenbahnanleihe im 
Jahr 1907, indem die Südmandschurische Eisenbahngesellschaft für den 
Bau der Linie Hsinmintun—Mukden 320000 Yen als Hälfte der Baukosten 
an die chinesische Regierung vorstreckte. Für die Linie Kirin—Tschangt- 
schun wurde 1915 eine Anleihe im Betrag von 6,5 Millionen Yen aufge¬ 
nommen. 1911 schloß die Yokohama Specie Bank dem chinesischen Ver¬ 
kehrsministerium (Yuchnanpu) 10 Millionen Yen für den Rückkauf einer 
anderen Staatsbahnanleihe vor. Für den Bau der Linie Szepingkai— 
Chengchiatun wurde 1915 eine 5proz. Anleihe von 5 Millionen Yen auf 
40 Jahre und im Jahr 1920 eine kurzfristige Anleihe von 1,« Millionen Yen 
zu 9 % ausgegeben. Die Südmandschurische Eisenbahngesellschaft nahm 
1921 eine kurzfristige Anleihe von 12,5 Millionen Yen zu 9/4 % für den 
Bau der Bahn Özepnigkai—Taonan auf. Drei weitere große Eienbahn- 
anleihen sicherten sich die japanischen Ministerien des Verkehrs und der 
Finanzen im Jahr 1918: für die Eisenbahn Kirin—Huining in Höhe von 
10 Millionen Yen, für die mandschurischen und mongolischen Eisenbahnen 
in Höhe von 20 Millionen Yen und für die Eisenbahnen Teinan—Schunteh 
und Kaomi—Hsuchow in gleicher Höhe. Die japanischen Anleihen be¬ 
laufen sich auf rund 85 037 700 Yen. 

Die Sch an tung-Eisenbahn Tsingtau—Tsinanfu, früher 
Eigentum einer deutschen Gesellschaft, war mit allem Zubehör durch den 
zwischen China und Japan auf der Konferenz von Washington am 
6. Februar 1922 abgeschlossenen Schantung-Vertrag aus japanischem in 
chinesisches Eigentum übergegangen. Dafür hatte China an Japan die 
Summe von 53406141 Goldmark nebst dem Betrag des tatsächlichen 
Aufwands für bleibende Verbesserungen und Bestandsverraehrungen 
während seiner Verwaltungszeit (mit einer angemessenen Berücksich¬ 
tigung der Wertminderung) zu erstatten. Dieser Erstattungsbetrag er¬ 
scheint als eine den obengenannten ähnliche Eisenbahnanleihe, deren 
Höhe inzwischen auf 40 Millionen Yen festgesetzt worden ist Damit 
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würde sich die Geeamthöhe der japanischen Eisenbahnanleihen auf mehr 
als 125 Millionen Yen steigern. 

5. Deutschland hat zwar in Verbindung mit Großbritannien 
und anderen Ländern einige Anleihen an China gewährt, aber nur eine 
einzige für eich allein, und diese war strenggenommen keine Anleihe, 
sondern ein Vorschuß auf die noch nicht ausgegebenen Eisenbahn-Ergän- 
zunge-Schuldverschreibungen (Su pp lernen tary Bonde) der Tientsin— 
Pukau-Bahn von 1910, die von der Hongkong und Schanghai Bank und 
der Deutsch-Asiatischen Bank aufgenommen werden sollten. Dieser 
deutsche Vorschuß wurde 1912 von der letztgenannten Bank in Höhe von 
900424 £ 6 sh 4 d zu 7 % Zinsen geleistet. 

6. Frankreich maehte eine selbständige Anleihe für die Bahn 
Chinchau—Chungcbin, deren Höhe 1914 zunächst auf 600 Millionen Fr. 
festgesetzt wurde. Die tatsächlich erhaltene Kapitalsumme belief sich 
aber nur auf etwas über 32 Millionen Fr. zu 7% Zinsen auf 5 Jahr; 
die Zahlungsdauer wurde später verlängert. 

7. Die Vereinigten Staaten von Amerika unternahmen 
durch die Firma Siems und Carey im Jahr 1916 eine Anleihe für den Bau 
von 1500 Meilen (später eingeschränkt auf 1100 Meilen) Dampfeisen¬ 
bahnen und zwar für folgende fünf Linien: Hengschowfu—Nanning, 
Fengscheng—Ninghs, Ninghs—Lanchowfu, Chungohow—Lu Hwei und 
Hangcho w —W enchow. 

8. Holland machte 1920 mit Belgien zusammen eine kurzfristige 
Anleihe von 50 Millionen Gulden für den Bau der Bahn Lung-Teing-Yu- 
Hai zu 8 % auf 10 Jahre. Die Hälfte des Betrags sollte für den Hafen¬ 
bau in Haichow und eine Teilstrecke der Bahn Hsuchow-Haichow ver¬ 
wendet werden, für die der holländischen Bankfirma gewisse Vor¬ 
rechte eingeräumt waren. 

9. Internationale Anleihen (Joint loans). Die wichtig¬ 
sten von diesen sind die Hukuang-, die Tientsin-Pukau- und die Englisch- 
Französische Industrieanleihe. Die Tientsin-Pukau-Anleihe wurde mit 
5 Millionen £ 1908 und mit weiteren 4,8 Millionen £ 1910 auf 30 Jahre mit 

5 % Zinsen aufgenommen und durch die Likin-Eimkünfte der Provinzen 
Chihli, Scbantung, Kiangsu und Anhwei sichergeetellt. 1918 unternahmen 
England und Frankreich gemeinsam die Industrial Development loan in 
Höhe von 5 Millionen £ für den Rückkauf der Bahn Peking-Hankau. 1911 
wurde durch ein Konsortium, bestehend aus der Deutsch-Asiatischen 
Bank, der Hongkong und Schanghai Banking Corporation, der Bank von 
Indo-China und einer Amerikanischen Bankengruppe eine Anleihe in 
Höhe von 6 Millionen £ für die Hukuang-Eisenbahn zu 5 % auf 40 Jahre 
axifgenommen. 

Eine Konzession für die Bahn Canton-Hankau wurde 1898 der 
amerikanischen China development Company erteilt. 1905 aber ver¬ 
zichteten die Vertragsparteien auf die Konzession gegen Zahlung von 

6 750000 Dollar als Entschädigung für den vollendeten Teil des Bahn¬ 
baus. 1909 wurde eine neue und 1911 eine endgiltige Vereinbarung für 
den Bau des Hupeh-Abschnitts der Eisenbahn Szechuan-Hankau und der 
Strecke Hupeh-Hunan der Bahn Canton-Hankau abgeschlossen; die An¬ 
leihe wurde auf G Millionen £ erhöht, die unter die Banken von England, 
Deutschland, Erankreich und Nordamerika gleichmäßig verteilt werden 
sollten. 1905 nahm die Regierung von Hongkong mit Beziehung auf die¬ 
sen Bahnbau eine inzwischen zurückgezahlte Anleihe von 1.1 Millionen £ 
auf. 
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Belgien und Frankreich übernahmen durch die Societe Beige 
de chemins de fer en Chine und die Societö Frangaise de construction et 
d’exploitation de chemins de fer on Chine 1918 eine gemeinsame An¬ 
leihe von 10 Millionen £ für den Bahnbau Tatung-Chengtu zwischen 
den Provinzen Schansi und Szechuan. 

Innere Anleihen: Diese sind nicht erheblich; die wichtigsten 
sind die Eisenbahnwagenanleihe von 6 Millionen Dollar von 1921 und die 
Eisenbahnbedarfsanleihe (Railway demand bills) von 1922 in Höhe von 
8 Millionen Dollar, beide mit 3 Jahre Laufzeit Daneben hat die Peking- 
Suiyuan-Eisenbahn 1921 vier kurzfristige Anleihen aufgenommen und die 
Bahn Peking-Hankau hat noch eine kurzfristige Anleihe zur Vermehrung 
ihrer Kapitalinvestierung ausstehen. Für den Ankauf von Privateisen¬ 
bahnen hat die Regierung Schulden in Höhe von insgesamt etwa 67 Mil¬ 
lionen Dollar aufgenommen, von denen im Juni 1922 noch rund 23 Mil¬ 
lionen ausstanden. F. B. 


Kosten der Staatsbahn-Unternehmungen in den Britischen Kolonien 
von Westafrika. Auf eine Anfrage im britischen Parlament über die 
verschiedenen vorhandenen Kolonialbahnen in Britisch-Westafrika und 
die Kosten etwaiger Neubaulinien in Staats- oder Privatunternehmung, 
gab der Unterstaatssekretär des Kolonialamts, Ormsby-Gore, aus¬ 
führliche Erklärungen ab, die wir nach einer Mitteilung in der Afric. 
World vom 23. Juni 1923, S. 327, nachstehend folgen lassen. 

Nigerische Staatsbahnen: Gesamter Kapitalaufwand am 
31. März 1922 12 030197 £ oder 10685 £ für die englische Meile 
(= 1,609 km). 

Getrennte Kosten der einzelnen Abschnitte: Lagos-Jebbn, 307 Mei¬ 
len, erbaut von 1902 bis 1910; Kapitalaufwand bis Ende 1910 2 910000 £ 
oder 9478 £ für die Meile; Jebba—Minna, 160 Meilen, erbaut 1910—1912; 
Kapitalaufwand der ganzen Strecke Lagos—Minna, 467 Meilen, bis Ende 
1912 4 300 820 £ oder 9209 £ für die Meile. Baro—Kano, 356 Meilen, er¬ 
baut 1907—1911, Kapitalaufwand Ende 1912 1 390251 £ oder 3905 für die 
Meile. Bauchi-KIeinbahn bis Rahama, 8314 Meilen, erbaut Februar 1911 
bis März 1912, Kapitalaufwand 175 931 £ oder 1977 £ für die Meile. Die 
Spurweite beträgt hier nur 76 cm. Diese Linien wurden 1912 unter ge¬ 
meinsame Verwaltung verschmolzen, und Ende 1913 betrug die Betriebs¬ 
länge im ganzen 924 Meilen und der Kapitalaufwand 6045812 £ oder 
6543 ,£für die Meile. 

Die ostniger ische Bahn, von Port Harcourt ausgehend, 1913 im Bau 
l>egonnen, erreichte mit 151 Meilen 1916 Udi; eine Zweigbahn von vier 
Meilen nach der Kohlengrube wurde 1917 vollendet. Ende 1917 betrug der 
Kapitalaufwand im ganzen 1 988 426 £ oder 12 828 für die Meile. 

Die Bahn von Lagos nach Minna wurde in Abschnitten hergestellt 
durch Ingenieure, die unter Aufsicht und Anleitung von beratenden Inge¬ 
nieuren (Consulting engineers) des Schutzgebiets tätig waren. Bei der 
Strecke Baro—Kano wurde diese Methode aufgegeben und der Bau *m 
Eigenbetrieb des Gouvernements durchgeführt. Auch die Kleinbahn von 
Bauchi und die Ostnigerische Balm wurden unmittelbar vom Gouverne¬ 
ment erbaut. 

G o 1 d k ü s t e und Aschanti: Gesamter Kapitalaufwand am 
31. Dezember 1921 6081 000 £ oder rund 20 000 £ für die Meile. 
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Getrennte Kosten der einzelnen Strecken bei Betriehseröffnungs 

a) Sekondi — Kum&si, 168 Meilen in Kapspur, l,o«7 in, Bau¬ 
beginn August 1898, unterbrochen durch den Aschantikrieg 1900—1901, 
vollendet April 1904. Kosten 10 700 £ für die Meile. Erbaut vom Gou¬ 
vernement unter Mitwirkung von Ingenieur-Beratern. 

b) Tarkwa — Prestea — Broomassie, 26)4 Meilen in Kap¬ 
spur; begonnen Sommer 1908, vollendet Frühjahr 1910. Kosten 6100 £ 
für die Meile. Bauausführung wie bei a. 

c) Accra — Akw a pim , 36 Meilen, erbaut Januar 1909 bis April 
1912. Kosten 353 000j£ oder 9860 £ für die Meile. Bauleitung für das 
Gouvernement unter Aufsicht von Mr. Murphy. 

Sierra Leone: Betriebslänge im ganzen am 31. Dezember 1921 
337 Meilen in der Spur von 2)4' engl. = 0,7« m; Gesamtkosten 1694564 £ 
oder 5020 £ für die Meile. Kosten der einzelnen Strecken bei Betriebe¬ 
eröffnung: Freetown—Baima, 221 Meilen, 1015000 £ oder 4590 £ für die 
Meile. — Bergbahn Freetown—Gipfelstation, 5 */% Meilen, 31 963 £ oder 
5550 £ für die Meile. — Alle Linien wurden im Eigenbetrieb des Gouver¬ 
nements hergestellt. F. B. 


Die Benguella-Eisenbahn im Jahr 1922 *). Der vollendete und dem 
Betrieb übergebene Teil der Benguella-Eisenbahn, d. h. die 519 km lange 
Strecke von Lobitebucht bis Chinguar, erzielte im Jahr 1922 folgende 
Betriebsergebnisse (die Zahlen des Vorjahrs in Klammern): Beförderte 
Reisende 192300 (159 045); Zunahme gegen das Vorjahr 33 255; beförderte 
Güter 158800 (124 275) Tonnen; Zunahme 34 525 Tonnen. Roheinnahme 
6 917 819, Betriebsausgabe 3 508 527, Betriebsüberschuß 3 409 292 Escudos, 
das sind bei einem Durchschnittskurs von 60 Escudos = 1 ^-Sterling, etwa 
56800 £. Der Verkehr soll demnächst bis Silva Porto, 610 km, auf 
genommen werden, woselbst ein großes und ertragreiches Gebiet der 
Benguella-Hochebene erschlossen werden wird. (Nach African World, 
1923, S. 521.) F. B. 


Eisenbahnbau in Peru. Die peruanische Regierung hat eine 
bedeutende Eisenbahnkonzession erteilt. Die amerikanische 
„Huallaga Company“ wird eine Eisenbahn von Yurimaguas am Huallaga 
nach einem Punkt an der peruanischen Küste zwischen den Häfen Paita 
oder Pacasmayo bauen. Die Spurweite soll 1,43 m betragen. Bei einer 
jährlichen Fertigstellung von 70 km rechnet man mit der Vollendung 
in 8 Jahren. Die Gesellschaft übernimmt es außerdem, eine 
Verbindung entweder mittels einer Fahrstraße oder einer Schmal¬ 
spurbahn zwischen dem Huallaga und dem Maranon herzustellen. 
Sie erhält dafür das dauernde Eigentum an allen von ihr 
gebauten Eisenbahnen, und die Regierung verspricht, keine Kon¬ 
kurrenzbahnen oder solche, die den Ertrag der geplanten Linie 
schädigen könnten, zu bewilligen. Die Gesellschaft erhält außerdem 
zum ewigen und unbedingten Eigentum 5 Millionen Hektar an Staats¬ 
ländereien in der sogenannten Montana, d. h. in den Gegenden jenseits 
der Anden. In dieser ganzen Gegend suspendiert die Regierung das 

‘i Verüb Archiv für Eisenbahnwesen 1918. R. 1011 um! 1920. S. 4ö3. 
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Schürfrecht auf Mineralien und Petroleum für Dritte vom Tag der 
Bestätigung dee Vertrage (durch die Kammern bis zum Ablauf von 
zwei Jahren nach der Fertigstellung des ersten Drittels der Bahn. Die 
Gesellschaft hat für 30 Jahre das Monopol der Schürfung und Aus¬ 
beutung der in den zugesprochenen Gebieten befindlichen Petroleum- 
lager ohne Zahlung irgendwelcher Abgabe, aber unter der Bedingung, 
dem Staat 6 % der Bruttoausbeute abzugeben, sei es in Geld oder Er¬ 
zeugnissen, nach Wahl der Regierung. 

Infolge der weitgehenden Bevorrechtung der Gesellschaft stößt der 
Vertrag auf erheblichen Widerstand in der öffentlichen Meinung. Dem¬ 
gegenüber wird von der Regierung geltend gemacht, daß bisher alle 
Versuche, gerade die in Rede stehenden Gegenden Perus wirtschaftlich 
su erschließen, gescheitert seien; nur Aussichten auf große Gewinne 
könnten Konzessionäre, die im Inland überhaupt nicht zu finden seien, 
bewegen, eine so gewagte Aufgabe zu Übernehmen. ß. 


Eisenbahnen in Guatemala. Zwischen der Regierung von Guatemala 
und der amerikanischen Gesellschaft: International Radlways of Central 
America ist ein Vertrag über den Bau einer Eisenbahn von Zacapa nach 
der Grenze von Salvador abgeschlossen worden. Hiernach erhält die Ge¬ 
sellschaft das Recht zum Bau und Betrieb einer Eisenbahn, die an ihre 
Linie Puerto Barrios—Guatemala in der Ortschaft Zacapa anschließt, die 
Stadt Chiquimula berührt und bis zur Grenze der Republik Salvador 
führt, und zwar südlich der Ortschaft Concepcion. Der Bau der neuen 
Linie muß in 4 Jahren beendet sein. 

Alle guatemalaschen Waren, mit Ausnahme dee Kaffees und Pe¬ 
troleums, die mit der neuen Linie befördert werden, sollen für die Dauer 
von 35 Jahren von jedem Ausfuhrzoll und von örtlichen und Gemeinde¬ 
steuern befreit sein. 

Der Vertrag bedeutet eine ganz erhebliche finanzielle Belastung 
der Regierung von Guatemala, die außer einer einmaligen Summe von 
1 475 000 amerikanischen Dollar für jedes Kilometer 7500 amerikanische 
Dollar zu zahlen hat und andererseits aus dem Reingewinn lediglich 
jährlich etwa 15 000 amerikanische Dollar erhält. Wirtschaftliche Vor¬ 
teile bringt die neue Eisenbahnlinie dem Land nur in sehr geringem 
Maß. Lediglich die an der Balm liegenden Bergwerke, die sdcli in der 
Hauptsache im Besitz von Aktionären der International Railways of 
Central America befinden, werden von der Linienführung Gewinn haben. 

Auch in politischer Beziehung bedeutet der Vertrag einen Nachteil 
für Guatemala, da die neue Bahn für die Vereinigten Staaten von er¬ 
heblichem strategischem Interesse ist und ihr Bau deshalb das Ab- 
hängigkeitsverhültnis Guatemalas von den Vereinigten Staaten ver¬ 
größert. Da Guatemala außerdem die finanziellen Lasten, die ihm aus 
dem Vertrag erwachsen, nur auf dem Weg des Kredits abdecken 
kann, und ihm hierfür lediglich der amerikanische Geldmarkt offen 
steht, wird es auch auf finanziellem Gebiet noch mehr in die Abhängig¬ 
keit der Vereinigten Staaten geraten. Daß trotz der für Guatemala 
nicht ungünstigen Bedingungen der Vertrag die Genehmigung des Parla- 
ments gefunden hat, ist auf den starken Druck der amerikanischen Re¬ 
gierung zurückzuführen. 

Während also der Bau der neuen Linie für Guatemala keine be¬ 
sonderen wirtschaftlichen Vorteile bringen wird, ist er für die Republik 
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Salvador von nicht zu unterschätzender Bedeutung, da dieses Land durch 
die neue Linie eine Bahnverbindung nach dem atlantischen Ozean er¬ 
hält. Es ist wahrscheinlich, daß ein Teil der Einfuhr aus Europa und 
von der Ostküste der Vereinigten Staaten, statt auf dem Seewege durch 
den Panamakanal, über die neue Bahn nach Salvador laufen wird. 

Den deutschen Schiffahrtlinien dürfte der Bau der Bahn gleich¬ 
gültig sein, da es keinen Unterschied macht, ob der Kaffee in den salva- 
doreneischen Häfen oder in Puerto Barrios verschifft wird. Die Pacific 
Mail hingegen erwartet, daß die Bahn ihr Geschäft schädigen wird, und 
sie hat deshalb, wenn auch vergeblich, versucht, gegen das Zustande¬ 
kommen des Vertrags zu arbeiten. 

Die neue Eisenbahnlinie hat auch noch insofern Bedeutung, 
als sie ein Glied der geplanten Eisenbahnverbindung von den Ver¬ 
einigten Staaten bis Panama darstellt Zurzeit kann man bereits 
mit der Bahn von den Vereinigten Staaten bis Guatemala reisen. Durch 
die Fertigstellung der neuen Linie und ihren Anschluß in Santa Ana 
an die salvadorensischen Bahnen wird diese Linie bis nach La Union 
an der Fonsecabucht reichen. Von dort aus ist die Verbindung zu den 
nicaraguensischen Bahnen leicht: sie kann entweder durch eine Bahn, 
die um die Fonsecabucht herumläuft, oder durch Fährenverbindung über 
diese hinweg hergestellt werden. Den Anschlußpunkt würde dann vor¬ 
aussichtlich die nicaraguensische Ortschaft Chinandega bilden. B. 
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Rechtsgrundsätze aus den Entscheidungen des Reichsgerichts 1 ). 
Privatrecht. Bürgerliches Recht. 

§ 839 B6B., § 1 des Gesetzes vom 22. Mai 1910, betr. die Haftpflicht des Reichs für 

seine Beamten. (RGB. S. 798). 

Erkenntnis des Reichegerichts vom 31. Januar 1922. 

Entscheidungen Bd. 104, S 28. 

Sohadensersatzansprnoh gegen das Reich wegen Aufieraohtlassang der Rücksichtnahme anf 
den schonungsbedürftigen Zustand eines nach seiner Erkrankung wieder in den Dienet 

getretenen Beamten. 

Voraussetzung der Versetzung eines Beamten in den Ruhestand ist die 
dauernde Dienstunfähigkeit des Beamten überhaupt. Solange ein Beamter in 
bestimmten Zweigien des Dienstes noch verwendungsfähig ist, hat er weder ein 
Recht, seine Pensionierung zu fordern, noch kann er wider seinen Willen pen¬ 
sioniert werden. Daß die Geeignetheit für alle Zweige eines bestimmten Dienstes 
Voraussetzung der Anstellung dos Beamten ist, schließt nicht aus, daß er bei 
späterem Verlust, der Eignung für einzelne dieser Zweige noch im Amt zu 
belassen ist. 

Sodann ist es eine selbstverständlic he Pflieht der Behörde, auf den durch 
eine überstandene Erkrankung geschwächten Gesundheiteztistand des Beamten 
Rücksicht zu nehmen. Meldet der Beamte, ohne' di-ose volle Kraft wiedererlangt 
zu haben, sich wieder zum Dienst, so ist es Sache der Vorgesetzten, eich zu ent- 
eeheidon, ob sie ihn sofort wieder beschäftigen oder seinen Krankheitsurlaub 
verlängern wollen. Völlig unzulässig wäre cs, einem Beamten einen schwereren 
als den bisher von ihm versehenen Dienst zu übertragen. 


1 ) Kntseheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen, Bände 103 bis 105, 
Leipzig. Veit & Co. Vgl. zuletzt Archiv für Eieenbahnweeen 1922 S. 1131 ff. 
Von den in den Bänden 108 bis 106 abgedruckten Entscheidungen sind im Archiv 
für Eisenbahnwesen bereits veröffentlicht die Erkenntnisse: 


vom 




26. Oktober 1921 (Entsch. Bd. 108, S. 82) Im Jahrgang 


6. November 1921 ( 

11. Februar 1922 ( 

19. Mai 1922 ( 

4. MÄrz 1922 ( 

8. April 1922 ( 


. 103, S. 146) , 

„ 104, S. 47) . 

- 104, S. 389) „ 

„ 104, 8. ISO) „ 

„ 104. S. 2*1) . 


1922, S. 208, 
1922, S. 752. 
1922, S. 968, 
1922, S. 1806. 
1922, S. 996. 
1922, S. 973. 
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Frachtrecht. 

§§ 461, Abs. 1, 462 HGB., 54 Abs. 2, 89 Abs. 2 EVO. 

K rkeuntnis des Reichsgerichte vom 24. J a n u a r 1922. 

Entscheidungen Bd. 104, 8. 6. 1 ) 

Gültigkeit der die Haftung der Eisenbahn für den Verlust von Kostbarkeiten auf einen Höchst- 

betrag beschränkenden Tarifbestirmnung. 

Die verschiedenartige Fassung der §§ 461, 462 HGB. lassen keinen get¬ 
rollten Gegensatz erkennen und. gestatten keine Auslegung in dem Sinn, daß 
den Eisenbahnen zwar .bei der Einführung der im § 461 umschriebenen Aus¬ 
nahme tarife das Recht zur Beschränkung auf einen Höchstbetrag verliehen, ein 
gleiches Recht aber in Ansehung der von ihnen beförderten Kostbarkeiten in 
§ 462 nicht zugestanden ist. Die Befugnis zur Festsetzung eines Höchstbetnags 
der Haftung soll hiernach nicht etwa nur der* EVO. selbst Vorbehalten sein, 
sondern § 462 sieht im Gegenteil das Recht vor, diese Festsetzung der Eisenbahn 
zu überlassen. 

Die in der Außfrihrangsbestimmung zu § 89 EVO. getroffene Höchst¬ 
betragsfestsetzung auf 150 cÄ für das Kilo Waren verstößt nicht gegen die 
guten Sitten (§ 138 BGB.). Es erscheint nicht unbedingt erforderlich, daß def 
Versender beim Verlust von Kostbarkeiten eine ausreichende Entschädigung 
bezieht, wenn man berücksichtigt, daß die Eisenbahn für die Beförderung von 
Kostbarkeiten keine besonderen Tarifsätze erhält und daß viele Beförderungs¬ 
güter auch heute noch nicht einen Kilogrammwert von 150 M erreichen. 


Art. 3 lat. Fr. Ob., § 89 Abs. 2, 54 Ate. 2 EVO. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 22. Februar 1922. 
Entscheidungen Bd. 104, S 97. 

Waren, die in normalen Zeiten nicht als Kostbarkeiten galten, können 
in Zeiten stetig steigender Preise frachtrechtlich als solche angesehen werden 


§ 467 HGB., § 54 Ate. 2 EVO. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 9. November 1921 
Entscheidungen Bd. 103, S. 184. 

Keine Befreiung der Eisenbahn von der Haftpflicht für Kostbarkeiten, die nicht als solche zar 
Beförderung angegeben worden sind, wenn sie am Bestimmungsort willkürlich über das Gut 

verfügt hat 

Es ist nicht angängig, die gesetzliche Befreiung von der Haftpflicht, 
obgleich der Empfänger die Ware abgefordert hat, auch auf solche Maßnahmen der 
Eisenbahn auszudebnen, die mit den Gefahren, die der aufgetragene Transport 
mit sich bringt, nicht mehr ira Zusammenhang stehen. 


1 Vgl. auch das Erkenntnis des R. G. vom 24. Januar 1922. Archiv 1922 
S. 757 ft*. 
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Art 34 Jnt Fr. Ofc, 457 H6B, 244 B6B. 

Erkenntnis dos Reichsgerichte vom 28. Oktober 1922. 
Entscheidungen Bd. 105, S. 312. 

Berechnung des Ersatzanspruchs bei Verlust des Guts, wenn der Versendungsort im Ausland liegt. 

Der gemeine Handetewert des verlorenen Gute ißt in der Währung des 
Versendungeorts, Romanshorn in der Schweiz, zu ersetzen. (Art. 34 Int.Fr.Üb., 
§ 457 IIGß.). Wenn der Beklagte in deutscher Währung zahlen will, so kann 
er dies nicht unter Umrechmu^ der Schuld nach dom Kure der Mark am Ver- 
aendumpatag, sondern gemäß § 244 BGB. nur nach dem Umreohnungsfuß zur 
Zeit der Zahlung. 


^ 61, 84 EVO. 

E v k c ii n t n i s des K e ic hßge r io hts v o m 19. Mai 1922 
Entscheidungen Bd. 104, 8. 344. 

Haftung der Eisenbahn im Fall unvollständiger Angabe im Frachtbrief. 

Nach § 61 EVO. ist der Frachtvertrag abgeschlossen, sobald die Abferti- 
guriigistelle das Gut mit dem Frachtbrief zur Beförderung angenommen hat. 
Daß im Fall unvollständiger Angaben im Frachtbrief ein Frachtvertrag nicht 
zustande käme, ist dem Gesetz nicht zu entnehmen. 

§ 62 Aha. 1—4 EVO. 

Erkenntnis des Reichsgerichte v o in 8. N o v e m b e r 1922. 
Entsendungen Bd. 105, S. 343. 

Mangelhafte Verpackung. 

Nach Nachtrag I zum Eieenbahngütertarif mit Gültigkeit vom 15. Mai 
1917 darf die Eisenbahn die Annahme unbedeckt zu befördernder Torfstreu 
nicht ablehnen, kann aber edn dem Anerkenntnis des § 62 Abs. 2 EVO. ähnliches 
Anerkenntnis verlangen. Beide Anerkenntnisse enthalten die Erklärung, daß 
die Verpackung mangelhaft ist. Nur die Wirkungen des Anerkenntnisses sind 
im Abs. 4 andere als im Abs. 3, indem nach Abs. 4 nicht etwa eine Beschränkung 
der Haftung der Eisenbahn (Abe. 3) eintritt, sondern der Absender für den 
Schaden zu haften hat. der aus so bescheinigten Mängeln der Verpackung an 
anderen Gütern oder an dem Eiwuibahnmateria! hervorgerufen wird. Von dieser 
Befugnis hat die Eisenbahn Gebrauch gemacht, indem sie von den V.’echen 
Torfstreufabri'ken in den Frachtbrief den Vermerk aufnehmon ließ: ,,Ohne 
Deeken zu befördern. Übernehmen Haftpflicht“. Bereits in den Worten ..Ohne 
Deeken zu befördern * ist ein Anerkenntnis des Absenders sowohl Un äimn des 
Aha 2 als auch des Abe. 4 zu erblicken. Die Worte Übernahmen Heftpflicht“ 
lassen keine andere Deutung zu, als die, fiir den Schaden haften zu wollen, 
den ohne solche Übernahme ein anderer zu tragen hat. 

S »0 Abt. 6 EVO. 

E r k e ti n t ii i s d o ^ Reichsgerichts vom 21. .T u n i 1922 
Entscheidungen Bd. 105, S. 70. 

Rechtliche Natur des Wagenstandgelds. 

Dan tarifmäßige WagenStandgeld ist verwirkt, wenn das Gut vom Emp¬ 
fänger innerhalb der f«»stgesetzten Entladungsfrist nicht nhgenommen wird, ohne 
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Rücksicht darauf, ob ein Verschulden des F rachtberechtigteo vor liegt oder nicht. 
Denn die genannte Vorschrift ist nicht auf die Verletzung einer Verbindlichkeit 
des Frachtberechtigten abgestellt, setzt keinen Verzug voraus und begründet 
weder Schadensersatz noch Vertragstmfe, sondern kennzeichnet sich als eine 
durch Gesetz und Tarif ein für alle Male geregelte Vergütung für die Dauer der 
Wagenbenutzung, die über den für die Entladung zu gestandenen Zeitraum hin¬ 
ausreicht. 

Nicht der Gewinnentgang bei der Eisenbahn ist der ausschlaggebende Grund 
für die Erhebung des Standgelds, sondern die Tatsache, daß die Wagen länger als 
der Regel nach in Anspruch genommen sind. 


Öffentliches Recht. Beamtenrecht, 

Art. 1, § 1 des Uufallfhraur«egesetMe für Beamte und Personen des Sohtetonetandes vom 

18. Jmd 1901. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 4. November 1921. 

Entscheidungen Bd. 103, S. 144. 

Ursächlicher Zusammenhang zwischen Betriebsunfall und Dlenstunfähigkelt. 

Die Pflicht des Beamten fordert, daß er die Folgen eines Unfalls nach 
Kräften zu überwinden bemüht ist. Er muß, wenn er infolge des Unfalls muht 
mehr in der Lage ist, seine bisherige dienstliche Tätigkeit weiter auszuüben, 
auch eine andere, seinen Fähigkeiten und seiner nunmehrigen Arbeitsfähigkeit 
entsprechende dienstliche Stellung gleichen Ranges übernehmen und an die neue 
Aufgabe mit der Willigkeit und dem Eifer herantreten, die ihm sein Amt zur 
Pflicht macht. Das Unfallfünsorgegeeetz geht hiervon und weiter davon aus, daß 
die von einem Unfall betroffenen Beamten regelmäßig dieser Pflicht gemäß han¬ 
deln. Das Gesetz ist nicht geschaffen, um Beamten, die im Betrieb einen ver¬ 
hältnismäßig geringfügigen Unfall erlitten haben, die Gelegenheit zu geben, die 
Dienstentlassung unter Bewilligung der Unfallrente durchzusetzen. 


Art. 1. § 1 Abs. des Unfallfilrsorgegesetzes für Beamte und Personen des Soldatenstandes 

vom 18. Juni 1921. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 19.. Juni 1922 
Entscheidungen Bd. 105, S. 63. 

Unfall einer Beamtin auf dem Weg zur Dienststelle. 

Der Begriff eines Betriebsunfalls umfaßt alle Unfälle bei Betrieben oder 
Tätigkeiten und schließt die Unfälle aus, die sich bei Vorgängen ereignen, die 
noch nicht dem Betrieb selbst dienen, sondern ihn erst ermöglichen sollen. 
Deshalb fallen unter diesen Begriff Unfälle, die sich auf dem Weg von der 
Wohnung nach der Betriehsstätte ereignen, nur ausnahmsweise und zwar nur 
dann, wenn der Gang nach seiner zweifellosen und unmittelbaren Zweckbestim¬ 
mung im Zusammenhang mit dem Betrieb und in dessen Interesse erfolgt. 
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§ 12 Abs. 2 des Beamtenunfallflirsorgegesetzes vom 18. Juni 1901. 

Erkenntnis des Reichegerichts vom 2. Oktober 1922. 

Der Anspruch eines auf Grund dies Beamteminfallfürsorgegesetzes pensio¬ 
nierten Reichspoetbeamten auf Ersatz seines weitergebenden Schadens gegen die 
Kisenbahnverwaltung als Urheberin des Unfalls ist ausgeschlossen. 


§ 1, Abs. 2 des preuBischen Beamtenpensionsgesetzes vom 27. März 1872. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 8. Dezember 1922. 

Entscheidungen Bd. 105, S. 421. 

Zur Auslegung des Begriffs „aus Veranlassung des Dienstes“ In § 1, Abs. 2 des preuBischen 

Beamtenpensionsgesetzes. 

Aue der Entstehungsgeschichte des Gesetzes vom 27. März 1872 und aus 
dem Wortlaut des Gesertzeg selbst, aus der Gegenüberstellung der Worte „bol 
Ausübung des Dienstes“ und „aus Veranlassung desselben“ ist zu folgern, daß in 
diesem zweiten Fall ein innerer Zusammenhang zwischen der eigentlichen 
dienstlichen Tätigkeit und der Erkrankung, die dio Dienstunfähigkeit des Be¬ 
amten zur Folge hatte, nicht erforderlich ist, und daß auch an den Zusammen¬ 
hang zwischen dem Dienst und dieser Erkrankung keine strengen Anforderungen 
gestellt werden dürfen. Es ist daher als genügend anzusehen, wenn der Beamte 
dienstlich in ein von einer Seuche heinigesuchtes Gebiet entsandt und während 
seines dienstlichen Aufenthalts in diesem von der Seuche erfaßt wird; der dort 
bestehenden erhöhten Ansteckungsgefahr ißt er dann nur aus Veranlassung des 
Dienstes auscesetzt gewesen und zum Opfer gefallen. 


§ 3, Abs. 10 des preuBischen Gesetzes über das Diensteinkommen der unmittelbaren Staats¬ 
beamten vom 17. Dezember 1920 (GSS. 191). 

§ 11, Abs. 2 des Reichsbesoldungsgesetzes vom 30. April 1920 (R6BI. S. 805. 

Erkenntnis des R e i c h s g e r i c h t s vom 16. Dezember 1921. 
Entscheidungen Bd. 103, S. 291. 

Maßgeblich für die Festsetzung des Besoldungsdienstalters ist die Entscheidung der Verwaltungs¬ 
behörde. 

Die Festsetzung des Besoldungsdienstalters unterliegt nach fester Recht¬ 
sprechung der richterlichen Nachprüfung nicht. Dieser Grundsatz ist auch nach 
dem Inkrafttreten der Roichsverfassung vom 11. August 1919 — vgl. Art. 129 
Abs. 1 Satz 4: „Für die vermögensr echt liehen Ansprüche der Beamten steht der 
Rechtsweg offen“ — von der Gesetzgebung sowohl des Reichs als Preußens 
aufrecht erhalten. § 3 Abs. 10 des preußischen Gesetzes über das Dienstein¬ 
kommen der unmittelbaren Staatsbeamten vom 17. Dezember 1920 (GS. 1921, 
S. 135) bestimmt (ebenso wie § 10 Abs. 10 des Gesetzes vom 7. Mai 1920, GS. 
S. 191) in wesentlicher Übereinstimmung mit § 11 Abs. 2 des ReichsbeöoJdungs« 
gesetzeg vom 30. April 1920 (RGBl. S. 805): 

„Die Entscheidung der Verwaltungsbehörden über die Festsetzung 
des Besoldungsdienstaltere ist für die Beurteilung der vor den Gerichten 
geltend gemachten vermögeö9rechtlichen Diensteinkommensanspriictoe maß¬ 
gebend.“ 
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§ 149 des Reiehsbeamtengesetzes. Art. 129 der Reichsverfassung vom 11. August 1919 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 4. April 1922. 

Entscheidungen Bd. KM, S. 251. 

Unzulässigkeit des Rechtswegs für den Anspruch eines Beamten auf Ersatz des ihm durch 
verspätete Verleihung einer Amtsstelle erwachsenden Schadens. 

Einen im Rechtsweg verfolgbaren Anspruch eines Beamten auf den nur 
der Entschließung der Verwaltungsbehörden unterliegenden hoheitsrechtlicben 
Akt der Verleihung einer Beamtenstelle gibt es nicht. Schon § 149 des Reichs¬ 
beamtengesetzes läßt den Rechtsweg für einen solchen Anspruch nach fest¬ 
stehender Rechtsprechung nicht zu (vgl. RGZ. Bd. 49, S. 1). § 149 RBG ist jetzt 
ersetzt durch Art 129 der Reichsverfaseung vom 11. August 1919, der auch auf 
die bereits vor der Verkündung der RV. begründeten vermögensrechtlichen An¬ 
sprüche der Beamten Anwendung findet. Durch die Fortlassung der im § 149 
RBG. enthaltenen Worte „aus ihrem Dienstverhältnis“, in dem Satz des Art. 129 
RV. „für die vormögensrechtliohen Ansprüche der Beamten steht der Rechtsweg 
offen“ hat die Reichsverfassung keineswegs in Abänderung des bisherigen Rechts 
den Rechtsweg für Schadensersat^aneprüche wegen Nichtverleihung oder ver¬ 
späteter Verleihung einer Beamtenstelle eröffnet oder eröffnen wollen (vgl. auch 
JW. 1921, S. 530, RGZ. Bd. 103, S. 430). 1 ) 


Art. 129, Abs. 1 der Reichsverfassung vom 11. August 1919. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 31. Januar 1922. 
Entscheidungien Bd. 103, S. 430. 

Zulässigkeit des Rechtswegs für einen durch ungerechtfertigte Dienstentlassung entstandenen 

Vermögensschaden. 

Wenn es auch einen im Rechtsweg verfolgbaren Anspruch auf Verleihung 
einer Beamtenstelle nicht gibt, ein Satz, der auch durch Art. 129, Abs. 1 der 
Reichsverfassung nicht geändert ist, so können andererseits durch eine unge¬ 
rechtfertigte Entlassung wohlerworbene Rechte des Beamten verletzt und im 
Rechtsweg verfolgbare Schadeneematzaneprüche begründet werden. 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Gesetz vom 16. Mai 1923 über Dienstgeldstrafen. 
(Reichs-Verkehrsblatt S. 238. R.-G.-Bl. L S. 295.) 

Gesetz vom 23. Mai 1923 über Abfindung von Witwen in der 
Unfallversicherung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 245. R.-G.-Bl. I. S. 295.) 

Gesetz vom 8. Juli 1923 zur Änderung des Reichshaftpflicht¬ 
gesetzes. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 257. R.-G.-Bl. I. S. 615.) 

l ) S. die folgende Entscheidung. 
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Verordnungen des Reichs Verkehrs miuislers: 

Vom 8. Mai und 18. Juli 1923 zur Anlage C der Eieenba-hn-Ver¬ 
kehrsordnung. 

(Reiche-Verkehreblatt S. 238 und 287. R.-G.-Bl. II. S. 230 und 306.) 

Vorn 12. Juli 1923 zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

(Reichs-Verkehrsblatt S. 2. r >8. R.-G.-Bl. II. S. 314.) 

Vom 20. Juli 1923 zur Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung. 

(Reichs-Verkehrebla tt S. 277. R.-G.-Bl. II. S. 324.) 

Bekanntmachungen des Reichs Verkehrsministers: 

Vom 12. Juni 1923 über Ausscheiden der Rhene-Diemelthal-Eisen- 
bahn aus der Reichsnufsieht. 

(Reibhe-Verkehrsblatt S. 207.) 

Vom 24. Mai, 26. Juni und 24. Juli 1923, betr. Änderung des Militär¬ 
tarifs für Eisenbahnen. 

(Reiche-Verkehrsblatt S. 239, 216 und 278. R.-G.-Bl. II. 8. 262 «u. 324 ) 

Vom 9. August 1923 zu der dem Internationalen Übereinkommen über 
den Eisenbalmfrachtverkehr beigefügten Liste. 

(Reiche-VerkehrsblaU S. 290.) 

Vom 13. August 1923, betr. Änderungen im Stande der Eisenbahn¬ 
ämter. 

(Reiche-Verkehrsblatt S. 290.) 


Erlasse des Reichs verkehrsmiuisters-. R.-V'.-Bl. 

Vom 18. Juni 1923, betr. Niederschlagung von Schadenersatz- Seite 

forderungen gegen Reichsbahnbedienstete. 208 

Vom 18. Juni 1923, betr. Abmessungen für Straßenbrücken 241 
Vom 20. Juni 1923, betr. Vergütung für die Erteilung von 

Fachunterricht bei der Reichsbahn .211 

Vom 21. Juni und 24. Juli 1923, betr. Anschlußgebühren 242 259 
Vom 26. Juni und 13. August 1923, betr. Gebühren für fremde 

Starkstromleitungen auf Bahngelände. 244 282 

Vom 25. Juni 1923, betr. Reisestelle im Reichsverkehrs¬ 
ministerium .246 

Vom 12. Juli und 4. August 1923, betr. Vergütungssätze für 

Abnahmen zu Lasten Dritter. 247 276 

Vom 12. Juli 1923, betr. Änderungen bei der Statistik der 

G-Üterbewegung auf deutschen Eisenbahnen.248 

Vom 24. Juli 1923 über Vergebung von Leistungen und Lie¬ 
ferungen . . . 258 

Vom 24. Juli u. 20. August 1923, betr. Abnahme für Dritte 259 291 
Vom 24. Juli 1923, betr. neue Laufbahn der Rangierbeamten 261 

Vom 9. August 1923, betr. Dienstanweisung für Beamte im 

Pförtnerdienet.275 

Vom 9. August 1923, betr. Vereinbarung über die Verteilung 
der Kosten für Änderungen an den Telegraphen- und 
Fernsprechanlagen der Reichspost aus Anlaß der Elek¬ 
trisierung von Reichsbahnen.278 
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R.-V.-B1. 


Vom 10. August 1923, betr. Verzeichnis der anerkannten Seit« 

technischen Lehranstalten.. 280 

Vom 21. August 1923, betr. Vorprüfungen für die Zulassung 
zu einer Beamtenlaufbahn.291 


Preußen. Urkunde des Preußischen Staatsministeriums 
vom 12. April 1923, betr. die von der Brandenburgfischem Städte¬ 
bahn-Aktiengesellschaft beschlossene Vermehrung ihre» Grund¬ 
kapitals durch Ausgabe weiterer 77 724 Stück Aktien B über je 
1000 Ji im Betrag von 77724000 M auf den Gesamtbetrag von 
116586 000 M. 

(Anlage zum Re ich s-Verkehrebl at t S. 11.) 

Ausführungsanweisung vom 4. Juli 1923 zur Durchfüh¬ 
rung des preußischen Gesetzes über Änderungen der Dienet- und 
Versorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 

(Anlage zum ‘Reichs-Verkohirsblatt S. 21.) 

Erlasse des Reichsverkehrsminister! ums, Z weig¬ 
stelle Preußen-Hessen : 

Anlage 

Übergangsbestimmungen vom 13. Juni 1923 zu den neuen 
Laufbahnen der Betriebeassistenten und Assistenten für s^ue 
den Bereich der Zweigstelle Preußen-Hessen.12 


Frankreich. Bericht des Ministers der öffentlichen Arbeiten an den 
Präsidenten der Französischen Republik, betr. den achtstün¬ 
digen Arbeitstag des Personals der Eisenbahnen, vom 13. Sep¬ 
tember 1922 nebst Verordnung vom 14. September 1922 1 ). 

Herr Präsident! 

IW Artikel 7 des Kapitels II «des 1. Abschnitts des Buchs II des Gesetz¬ 
buchs über die Arbeit und die soziale Fürsorge, der durch das Gesetz vom 
23. April 1919 geändert ist, bestimmt, djaß für das Handwerk, die Industrie, 
ilen Handel und die sonstigen Erwerbszweige im öffentlichen Verwaltungs¬ 
wege entweder für das ganze Land oder für ein Teilgebiet Ausführung« - 
b ©Stimmungen erlassen werden, die die F risten und Bedingungen für 
«lio Anwendung des Artikels 6 des erwähnten Kapitels des Arbeitezeitgeeetz- 
buche regeln. 

Die dementsprechenden Vorschriften für die E is embalinen stehen 
noch aus. 

Tatsächlich werden die Bestimmungen des Gesetzes vom 23. April 1919, 
durch das die Dauer der täglichen Arbeitszeit der Arbeiter und Angestellten 
auf 8 Stunden beschränkt ist, auf die Bediensteten (agents) der Eisenbahnen 
seit den ersten Monaten nach dem Inkrafttreten des Gesetzes angewandt; das 
geschieht auf Grund von Beschlüssen eines durch einen Erlaß meines Amts¬ 
vorgängers vom 24. April 1919 eingesetzten paritätischen Ausschusses, der 
in der Zeit vom G. Mai bis 2k November 1919 eine Anzahl Entschließungen 


*) Vgl. den Aufsatz S. 749 dieses Heftes. 
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gefaßt lmt, die von den Eisenbahn Verwaltungen angenommen und seitdem in 
Kraft sind. 

Trotz der so zustande gekommenen Regelung ist es unerläßlich, den gesetz¬ 
lichen Bestimmungen zu genügen und Ausführungsbestimmungen zu dem Gesotz 
vom 23. April 1919 zu erlassen. 

Es erschien von Anfang an angemessen, in 'Übereinstimmung mit den Vor¬ 
schriften des Gesetzesi, nach denen die Ausfühningsbestimmungen nach B »- 
schäftigungszweigen gesondert zu erlassen sind, einerseits für das Lokomotiv- 
und Zugbegleitpersonal und anderseits für das übrige Personal eine besondere 
Regelung zu treffen. 

Da die Bestimmungen über die Arbeite- und Ruhezeit des Lokomotiv- 
und Zugbegleitpersonals riin Nacligang zu dem Gesetiz vom 23. April 1919 
durch zwei Ministerialerlasse vom 8. November 1919 geregelt sind, die auf 
Grund des Gesetzes vom 15. Juli 1845 ergangen und an die Stelle der früheren 
Erlasse über die Arbeite- und Ruhezeit dieses Personals getreten sind, so 
mußte der Erlaß von Aiisfüh*inuigsbestiiniiiung.o!i für das übrige Eisenbahn- 
personal die Aufmerksamkeit der Regierung in Anspruch nehmen, zumal die 
Regelung, die für dieees Personal »im Jahr 1919 von dem paritätiisclieri Aus¬ 
schuß ausgearbeitet ist, in der Praxis zu Unstimmigkeiten geführt hat, die die 
öffentliche Meinung erregt haben und die es nötig machen, don Eisenhahn- 
vcrwaltungen die Möglichkeit der Abhilfe zu geben. 

Mein Ministerium hat deshalb den Entwurf einer Verordnung ausgearbeitet. 
Da es mit Rücksicht auf die durch die Anwcnkhing der Entschließungen des 
paritätischen Ausschusses von 1919 hervorgerufenen Unstimmigkeiten nicht 
möglich war, diese Entschließungen der Abfassung des Entwurfs ohne Ein¬ 
schränkung zugrunde zu legen, so war ee erforderlich, die beteiligten Gewerk¬ 
schaften — gemäß den Vorschriften des Artikels 7 des Kapitels II des 1. Ab¬ 
schnitts des Buchs 11 des Gesetzes über die Arbeit und die soziale Für¬ 
sorge, abgeändert durch den Artikel 1 des GesetzCvS vom 23. April 1919 - von 
neuem zur Mitwirkung aufzufordem.* Das Ist durch eine 7A\ diesem Zweck 
im Journal officiel vom 6. Dezember 1921 veröffentlichte Bekanntmachung ge¬ 
schehen. 

Durch diese Mitteilung war den Gewerkschaften eine einmonatige Frist 
für die Anbringung ihrer Einwendungen gesetzt worden. Demnächst ist die 
Frist, du roh eine neue Bekanntmachung im Journal officiel vom 7. Januar 1922 
tim 10 Tage verlängert worden. Im Verlauf der darauf folgenden Beratung 
des bezeichnet eil Entwurfs liabe ich Gegenvorschläge von 0 Arbeitnehincr- 
voreiiügungeii einerseits und von den Ei^nbahnVerwaltungen anderseits erhaben. 

Die Prüfung dieser Gegenvorschläge hat im Einvernehmen mit dem \r- 
bcitsininfeter zu -gewissen Änderungen des Entwurfs geführt. 

Der so geänderte Verordmingsentwurf ist auf Ersuchen des Staat srats 
der Prüfung durch den Oberen Eisenbahn-Beirat (Conseil supdrieur des clicinins 
de fer) unterworfen worden, der in der Sitzung vom 14. Juni die Annahme 
eines neuen Wortlaute .beschlossen hat, der von dem den Gewerkschaften im 
Dezember 1921 mitgeteiltcn Entwurf abweicht. 

Unter diesen Umständen emhien es unerläßlich, die Gewerkschaften von 
neuem zur Äußerung aufzufordern. Zu dem Zweck ist eine Bekanntmachung 
im Journal officiel vom 25. Juni erlassen worden. 

Außerdem ist der Generalkommissar der Republik zur Äußerung auf¬ 
gefordert worden, da die neuen Bestimmungen auch auf den Eisenbahnen von 
Elsaß und Ixithringen in gleicher Weise in Kraft gesetzt werden sollen. 

Nach Eingang der cingoforderteil Äußerungen ist ein endgültiger Ent- 
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wurf der Verordnung gefertigt worden, wobei diesen Äußerungen in dem 
gerechtfertigt erscheinenden Maß Rechnung getragen ist. 

Unter Mitwirkung de3 'Herrn Arbeitsministers habe ich den Entwurf 
dem Staatsrat vorgelegt, der ihn vorbehaltlich einiger Änderungen genehmigt 
hat, die dazu dienen sollen, gewisse Vorschriften deutlicher zu fassen. 

Die wesentliche Absicht, die bei der Abfassung dag Entwurfs obgewaltet 
hat, ist die Hebung der Leistungsfähigkeit der französischen Eisenbahnen in 
dem mit dem Gesetz vom 23. April 1919 nur immer verträglichen Ausmaß. 

Es steht insbesondere mit diesem Gesotz im Einklang, klipp und klar 
zu unterscheiden zwischen der wirklichen Arbeitszeit einerseits und der 
Dauer der bloßen Anwesenheit andererseits. Das batte der paritä¬ 
tische Ausschuß von 1919 nicht getan; dagegen i9t das in einer Anzahl anderer 
Ausführungsbeetimmungen zu dem Gesetz von 23. April 1919 geschehen. Indem 
der Vorordnningsentwurf den festgcetellien Unstimmigkeiten abhelfcn will, ver¬ 
meidet er, daß das Gesetz in seiner Gesamtheit einer Kritik ausgesetzt 
wird, die sich nur gegen die fehlerhafte Auslegung seiner Bestimmungen richtet. 

Das Gesetz bestimmt unter anderem, daß die durchschnittliche acht¬ 
stündige Arbeitszeit auf einen anderen Zeitraum als die Woche abgcstellt 
werden kann. Es ist unerläßlich, daß die großen Eisenbahnen von dieser Be¬ 
fugnis ausgedehnten Gebrauch machen können, um so die Arbeitsbedingungen 
den Erfordernissen eines Verkehre anzupassen, der in den einzelnen Ab¬ 
schnitten des Jahrs sehr vererb ieden ist. Aus diesem Grand bestimmt der 
Verordnungsentwurf, daß die Gesamtdauer der Arbeitszeit auf das Jahr ver¬ 
teilt wird. 

Das Gesetz sieht endlich ganz ausdrücklich dauernde und vorübergehende 
Ausnahmen vor. Domentsprechcnd läßt der Artikel 14 des Verordnunggentwurfs 
außer dringenden Arbeiten, die zur Verhütung eines Unfalls sowie bei Auf¬ 
räumungen aus Anlaß von Unfällen notwendig sind, die Möglichkeit von 
150 Überstunden im Jahr zu. 

Allo diese Bestimmungen des Entwurfs sind von dem Oberen Eiseivbahn- 
Bcirat gebilligt worden; nur eine von ihm vorgeschlagene Bestimmung konnte 
nicht übernommen werden. Der Beirat hatte nämlich als Ubergaiigsbestiminuog 
vorgesehen, daß 300 von den 450 Überstunden in den nächsten 7 Jahren nicht 
\ergütet werden sollten. Hiergegen hat der Herr Arboi luministcr Fol¬ 
gerten eingewendet: 

„Die einzige Frage, die ich untersuchen werde, ist die, ob eine solche 
Bedingung den Voraussetzungen dos Gesetzes vom 23. April 1919 entspricht. 

Sowohl aus dem Wortlaut des Artikels 21 a. a.O. wie aus den Erklärungen 
d<\s Berichterstatter über .den Entwurf iin Oberen Eisenbahn-Beirat ergibt sich, 
daß diese 300 Stunden zur normalen Arbeitszeit gerechnet und nicht bezahlt 
worden sollen. Es handelt sich also nicht um Überstunden im Sinn einer zeit- 
weisen Beschränkung des Gesetzes, wie sie der Staatsrat verlangt. Die bisher 
erlassenen Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetz sehen immer nur vor, 
daß die vorübergehenden Mehrleistungen mich den Grundsätzen zu bezahlen 
sind, die für die Entlohnung der außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit ge¬ 
leisteten Arbeitsstunden gelten; gleichwohl sollen jene Mehrleistungen nicht 
nur nicht wie Überstunden, sondern überhaupt nicht vergütet werden. Das 
heißt also, die regelmäßige Arbeitszeit soll auf die Dauer von 7 Jahren um 
jährlich 300 Stunden verlängert werden. 

Kann man anerkennen, daß diese Befugnis, die regelmäßige Arbeitszeit 
um 300 Stunden zu verlängern, eine Ausnahme .im Sinn des 3. Absatzes des 
Artikels 8 d<»s Huclns 11 des Arbeitsgebietzlniohs darstellt, wonach die amt¬ 
lichen Verordnungen ins>>esondero bestimmen, „die Fristen, innerhalb deren die 
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tatsächlich geltende Arbeitszeit in einem oder mehreren Zeitabschnitten auf 
die im Artikel 3 festgesetzten Grenaon herabgesetzt werden wiLrd“? Tatsächlich 
sind die geltenden Arbeitszeiten geringer als die im vorliegenden (Entwurf 
vorgesehenen. Ist es hiernach möglich, die Meinung aufrecht zu erhalten, daß 
die 7 Jahre, während welcher ein Mehr von 300 regelmäßigen Arbeitsstunden 
eingeführt werden soll, die Frist darstellen, nach deren Ablauf die geltende 
Arbeitszeit auf -die durch den Artikel 6 festgesetzten Grenzen zurLickzuf Uhren ist?“ 

Kurz gesagt, wenn das Gesetz vom Jahr 1919 die Befugnis zur allmäh¬ 
lichen Regelung vorsieht, derart daß man von einer tatsächlich längeren als 
achtstündigen Arbeitszeit allmählich zur gesetzlichen Arbeitszeit kommt, indem 
man während der Übergangszeit eine zwischen beiden Grenzen liegende Arbeits¬ 
zeit fostßetzt, eo kann man doch umgekehrt jene Befugnis nicht für die Eisen¬ 
bahnen in Anspruch nehmen, bei denen die wirkliche Arbeitszeit schon auf 
Grund paritätischer, von den Eisenbahnverwaltmngen anerkannter Abmachungen 
au .3 dem Jahr 1919 emtwedier der gesetzlichen Arbeitszeit entspricht oder 
geringer als sie ißt. 

Durch die beifolgende Verordnung soll also die vom Oberen Eisenbahn- 
Beirat vorgesehene endgültige Regelung, mit Ausnahme der von dem Beirat 
vorgesehenen Übergangsbestimmung, bestätigt werden. 

Der Staatsrat ist dem Entwurf in der vorliegenden Fassung in der 
Sitzung vom 10. August 1922 beigetreten. Auch hat er der Ausdehnung der 
Verordnung auf die Eisenbahnen von Elsaß und Lothringen durch einen weiteren 
Beschluß vom 7. September 1922 zugestimmt. 


Verordnung vom 14. September 1922. 

Der Präsident der Französischen Republik hat auf den Bericht des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten und das Gutachten des Arbeitsministers 
gemäß diern Gesetz vom 23. April 1919, insbesondere dem Artikel 1 , beschlossen: 

Artikel 1 . Das Kapitel II (Dauer der Arbeitszeit) des 1. Abschnitts 
des Buchs II des Gesetzes über die Arbeit und die soziale 
Fürsorge wird, wie folgt, geändert: 

Kapitel II. 

Dauer der Arbeitszeit. 

Artikel 6 . Ir\ den industriellen und den Handelsunternehmungen sowie 
ihren Nebenbetrieben, gleichviel welcher Art sie sind, ob öffentlich 
oder privat, ob in der Hand von Laien oder Religionsgemeinschaften, auch 
wenn sie Unterrichts- oder Wohlfahrtszwecken dienen, darf die wirkliche 
Arbeitszeit der Arbeiter und Angestellten beiderlei Geschlechts und jeden 
Alters 8 Stunden täglich nicht überschreiten, sei es, daß wöchentlich 48 Stun¬ 
den 'innegehalten werden, oder daß eine gleichwertige Begrenzung für einen 
anderen als den wöchentlichen Zeitraum festgesetzt wird. 

Artikel 7. Im Verwaltungswege werden die Frusten und die Be¬ 
dingungen für die Ausführung des vorhergehenden Artikels nach Hand¬ 
werken, Industrien, Handelszweigen oder gewerblichen Arbeitszweigen ge¬ 
sondert, entweder für das gesamte Staatsgebiet oder für Gebietsteile be¬ 
stimmt werden. 

Diese Ausführungsbestimmungen sind entweder von Amtswegen odei 
auf Antrag einer oder mehrerer sich über den gesamten Staatsbereich oder 
einzelne Gebietsteile erstreckender Arbeitgeber- oder Arbeitnehmervereini- 
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gungon zu eriaseeoL In jedem Fall müssen die beteiligten Vereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer gehört werden und ihr Gutachten binnen 
einer Frist von einem Monat abgeben, ln derselben Weise unterliegen die 
Ausführungsbestimmungen der Revision. 

Die LAusflihrungbestimmungen müssen sich auf die etwa bestehenden 
Abmachungen der beteiligten Gesamt- oder Bezirkevereinigungen der Arbeit¬ 
geber oder Arbeitnehmer beziehen. 

Sie unterliegen der Revision, wenn die vorgesehenen Fristen und Be¬ 
dingungen den internationalen Übereinkommen über denselben Gegenstand 
widersprechen. 

Artikel 8. Die im vorhergehenden Artikel vorgesehenen Ausführungsbestim¬ 
mungen müssen insbesondere regeln: 

1 . Die Verteilung der Arbeitszeit auf die 48stiindige Arbeitswoche, so daß 
am Sonnabend Nachmittag oder sonstwie eine gleichwertige Wochenruhe 
eingeschaltet werden kann; 

2 . die Verteilung der Arbeitszeit auf einen anderen als den einwöebigen 
Zeitabschnitt; 

3. die Fristen, innerhalb deren die tatsächlich geltende Arbeitszeit in dem 
in Betracht kommenden Arbeitszweig (Handwerk, Industrie, Handel odei 
Gewerbe) in einem oder mehreren Zeitabschnitten auf die im Artikel 0 
bestimmten Zeitmaß lierabgosotzt wird; 

4. die dauernden Beschränkungen, die zugelassen werden müssen, um 
vorbereitende oder ergänzende Arbeiten auszuführen, die außerhalb der 
Arbeitszeit geleistet werden müssen, die für den Betrieb im allgemeinen 
oder für gewisse Gruppen von Angestellten (agents), die teilweise mit 
Unterbrechungen arbeiten, vorgeechrieben ist; 

• r >. die vorübergehenden »Beschränkungen, dio zugelassen werden müssen, um 
den Unternehmungen dio Bewältigung ihrer Aufgaben bei außergewöhn¬ 
licher Arbeitshäiufung, ferner im Fall von nationalen Notwendigkedten 
oder bei unvermuteten oder drohenden Unfällen zu ermöglichen; 

<>. die Maßnahmen zur Kontrolle der Arbeit*- und Ruhezeiten und der Dauer 
der wirklichen Arbeit sowie das bei Gewährung und Anwendung dci 
gesetzlichen Beschränkungen zu beobachtende Verfahren; 

7. den örtlichen Geltungsbereich der Bestimmungen; 

Gemäß dor Verfügung dos Gonemlkoinmissars der Republik vom 2. Juli 
1919, veröffentlicht auf Grund des Erlasses vom 21. März 1919, betreffend An¬ 
wendung des Gesetzes vom 23. April 1919 auf Elsaß und Lothringen; 

gemäß dem Erlaß vom 30. November 1920, betreffend die Unterstellung Jet 
Eisenbahnen von Elsaß und Lothringen unter den Minister der öffentlichen 
Arbeiten; 

gemäß den im Journal officiel am 6. Dezember 1921 und 2f>. Juni 1922 ver¬ 
öffentlichten Bekanntmachungen; 

gemäß dem Gutachten des Oboren Eisenbahn-Boi raus vom 11. Juni 1922, soweit 
die Oslbahn, Staatsbahn, Südbahn, Nordbahn, Paris—Lyon- und Mittelmecrbalm, 
die Bahn Paris—Orleans und die Gürtelbahn von Paris in Betracht kommen; 

gemäß dem Gutachten des Generalkommwsars der Republik, soweit die Eisen¬ 
bahnen von Elsaß und Lothringen in Betracht kommen; 

in Würdigung der von den beteiligten Vereinigungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gemachten Einwendungen und nach Anhörung des Staatsrats 
ergeht folgende 
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Verordnung: 

Artikel 1. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Verordnung gelten für die 
Netze der Ostbahn, Staatsbahn, Südbahn, Nordbahn, der Paris—Lyon- und 
Mittelmeerbahn, der Bahn Pari«—Orleans und für die Gürtelbahn von Paris 
sowie die Eisenbahnen in Elsaß und Lothringen, und zwar für alle An¬ 
gestellten (agents), mit Ausnahme des Lokomotiv- und des Zugbegleitper¬ 
sonals. 

Außerdem gelten eie nicht für diejenigen Angestellten, für die nach der 
Art ihrer Dienstverrichtungen eine Regelung der Arbeitszeit nicht angängig 
ist, insbesondere also die Vorsteher von Hauptbahnhüfen und die Angestellten 
auf Posten von mindestens gleicher betrieblicher Bedeutung, die Bahn¬ 
meister, Bet'riebsingenieure, Aufseher und Oberaufseher des Baudienstes, die 
Bezirks Vorsteher 2. Klasse und die Angestellten des Streckendienstes auf 
Posten von wenigstens gleicher Bedeutung wie die der Bezirksvorsteher 
2. Klasse, die Oberlokomotivführer des elektrischen Zugdionstes, die An¬ 
gestellten des Magaizin- und des Zugförderungadiensies im mindestens 
gleichen Rang wie die Betriebswerkmeister 3. Klasse usw. Die Liste dieser 
Bediensteten wird endgültig vom Minister der öffentlichen Arbeiten auf¬ 
gestellt werden. 

Kapitel I. 

Dauer des Dienstes, Berechnung und Verteilung. 

Artikel 2. Die [Dauer der wirklichen Arbeit (travail eftectif) daxf 
vom L Januar bis 31. Dezember wälurenid eines gewöhnlichen Kalenderjahrs 
2504 Stunden und während eines Sclwiltjahrs 2512 Stunden nacht über¬ 
schreiten. 

Artikel 3. Die Dauer des Dienstes (service) der Angestellten, die während 
der ganzen Dienstdauer wirkliche Arbeit verrichten, darf die im vorher¬ 
gehenden Artikel bestimmte Gesamtdauer nicht überschreiten; an einem 
Tag darf sie die Höchstgrenze von 10 Stunden nicht übersteigen. 

Für gewisse Klassen von Angestellten, die vermöge ihrer besonderen 
Dienstobliegenheiten einen veränderlichen Dienstplan haben, z. B. die Bahn¬ 
wärter, die mit der Unterhaltung der elektrischen Signal- und Sicherungs¬ 
einrichtungen beschäftigten Angestellten und die Arbeiter für die technische 
Unterhaltung der Strecken, tritt jedoch an die Stelle der täglichen Höchst¬ 
grenze von 10 Stunden eine monatliche Höchstgrenze, die dem Zehnfachen 
der wirklichen Diensttage des Monats entspricht; dabei sind aber die in den 
folgenden Artikeln festgesetzten Höchstgrenzen für die tägliche Dauer de» 
Dienstes einzuhalten. 

Artikel 4. Die Dauer dos Dienstes der Angestellten, die mit Unter¬ 
brechungen arbeiten, darf nicht übersteigen: 

a) 12 Stunden für jeden Diensttag für die Boten, Kanzleidiener, Kranken¬ 
träger, das Personal im Wächter- und Kassendienst, die Angestellten, 
denen hauptsächliche Arbeit von dein Zugdieust auf dien Bahnhöfen ab¬ 
hängt, Pförtner an Stellen, wo das Publikum nur mit Unterbrechungen 
verkehrt, für Telegraphen- und Telephonbedienstete, für Bedienstete der 
Bahnhöfe 5. und 6. Klasse und der Haltestellen, Elektrotechniker der 
Schaltwerke, Wasserkranwärter, Wagenwärter und Schmierer an we¬ 
niger belasteten Stellen, Nachtwächter, Wärter von Generatoren uni 
Drehbrücken. 

Ergänzungen dieser Liste können von dem Minister der öffentlichen 
Arbeiten auf Vorschlag der Eisenbahnverwaltungen nach Anhörung der 
bei diesen bestellten Personalvertretungen angeordnet werden. 
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h) 12 Stunden für jeden Diensttag für die Angestellten der Signal- und 
Weichenstellwerke, bei denen während der täglichen Resetzungödaoner die 
durchschnittliche Zahl der Zugfahrten in der Stunde, nach dem Monats¬ 
ergebnis, weniger als 4 beträgt. Wenn diese Angestellten außerdem die 
Schranken eines Wcgübergangis bedienen, so zählt jede vollständige 
Schrankenbedienung als eine halbe Zugfahrt, wenn die Schranken in der 
Normaktellung geschlossen sind; sie bleibt unberücksichtigt, wenn die 
Schranken in der Normalstellung geöffnet sind. 

Eine vollständige Schrankenbedienung umfaßt, wenn die Schranken 
in der Normalstellung geschlossen sind, die Öffnung und demnächst die 
Schließung; wenn die Schranken in der Normalstellung geöffnet sind, 
die Schließung und dcmnächt die Öffnung. 

< ) Eine monatliche Stundenzahl, die dem Zwölffachen der wirklichen Dienet- 
tage des Monats entspricht, für d-ie Angestellten, die vermöge ihrer be¬ 
sonderen Dienstobliegenheiten einen veränderlichen Dienstplan haben, 
z. B. das Personal im inneren Wagendienst, die Kesselwärter und die 
1 weiter des Reservedienstes (chefs de reserve). 
d) 15 Stunden für jeden Diensttag für die Schrankenwärter, die ihre 
Schranke oder «ihr Schilderhaus verlassen und' sich im Wärterhaus a/uf- 
halten dürfen, sowie für dtie an der Dienststeile wohneoden. Angestellten, 
die während wenigstens 6 Stunden aueschHeßlich Schrankenddenst ver¬ 
gehen. 

In den hier angegebenen Grenzen bestimmen die nach Artikel 20 auf¬ 
zustellenden Dienstpläne die Dauer der dienstlichen Anwesenheit des Per¬ 
sonals, wobei Art und Wichtigkeit des zu leistenden Dienstes zu berück¬ 
sichtigen sind. 

Es wird anerkannt, daß diese Anwesenheitsdauer der Höchstdauer der 
wirklichen Arbeitszeit gleichzuachten «ist, die durch Artikel 6 des Kapitels II 
des 1. Abschnitts des Buchs II des Gesetzes über die Arbeit und die soziale 
Fürsorge bestimmt ist. 

Die an ihrer Dienetstätte wohnenden Pförtner müssen dauernd anwesend 
-ein, abgesehen von der ihnen nach den Personalsatzungen zu gewährenden 
Ruhe. 

i kel 5. Die Dienstdauer (dur6e de service) wird nach folgenden Regeln be- 
rcohnet: 

a) Allgemeine Bestimmungen. 

Als Dienstdauer wird die Dauer des dem Angestellten zugewiesenen 
Dienstes vom wirklichen Dienstbeginn auf der Arbeitsstätte bis zum 
wirklichen Schluß an der Arbeitsstätte gerechnet. 

In die Dienstdauer wird nicht eingerechnet: die Gesamtdauer der 
Pausen (coupunee); diie für das Einnehmern des zweiten Frühstücks 
bestimmte Pau^e; die zum Entkleiden, Waschen und Wiederanziehon 
nötige Zeit; die Dauer der zur Erreichung der eigentlichen Arbeitsstätte 
und der zur Rückkehr nötigen Wege; die Zeit, die zur Dienstübergab.* 
zwischen sich ablösenden Angestellten nötig ist. 

b) Besondere Bestimmungen. 

1 . Angestellte mit auswärtiger Beschäftigung. 

Gänzlich zur Dienstdauer werden gerechnet: 
die Fahrten, die auf der Lokomotive oder in den Rettungswagen 
zurückzulegen sind, sowie die dienstlichen Gänge und Fahrten, während 
welcher der Angestellte ununterbrochen wirkliche Arbeit verrichtet 
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Je nach der Wichtigkeit der Arbeit werden zwischen % und 
66 % % zur Dienstdauer gerechnet: 

Die dienstlichen Gänge und Fahrten, während welcher der Ar- 
gestellte mit Unterbrechungen zu arbeiten hat oder mit einer über¬ 
wachenden oder kontrollierenden Tätigkeit in den Zügen auf der 
Strecke oder in den Bahnhöfen beauftragt ist. 

Mit 33% % ihrer Dauer werden gerechnet: 

die lediglich durch die auswärtige Bosclväft'igunrfr venirsoohtaa 
Wege und Fahrten innerhalb des Bahngebiets; ferner die Warte¬ 
zeiten sowohl von der Ankunft des Angestellten am Bestimmungsort 
bis zum Dienstboginn als auch vom Dienstschluß bis zum Abgang des 
Angestellten nach einer anderen Stelle (dabei rechnen aber nicht zu 
den Wartezeiten die allgemein für die Mahlzeiten vorgesehenen 
Pausen biß zur Dauer von 2 Stunden für eine Mahlzeit); endlich die 
Zeiten, während welcher die Bahnwärter während der Streckcu- 
begehung vom Dienst befreit sind. 

Die so errechnete tägliche Dienstdauer eines auswärts beschäf¬ 
tigten Angestellten darf 12 Stunden nicht übersteigen, wenn er keinen 
Ablöserdienst versieht; w T enn er aber ablöst, so nicht die Dienstdauer 
des «ihgelösten Angestellten, verlängert um 2 i4 Stunden, vomuHgesct/t 
-daß die gesamte Dienstdauer die im Artikel 8 festgesetzten Grenzen 
nicht überschreitet. 

2 . Angestellte des B a h n u n t e r h a 11 u n g s d i e n s t e >. 

Zur Dienstdauor werden gerechnet nach dem Verhältnis von 
einer Stunde für 3 km: die zur Streckenuntersuchung nötige Zeit, wenn 
die Untersuchung dem Angestellten vorgeschrieben ist (die hierauf 
entfallende Zeit wird nötigenfalls um die auf außergewöhnliche Ar¬ 
beiten zu verwendende Zeit verlängert, die bei der Stroekenbegehung 
anfallen); 

ferner nach dem Verhältnis von 12 Minuten für 1 km: die Dauer 
der Wege über o km, die täglich zur Arbeitstrlie und zurück auf 
der Bahnstrecke zu Fuß gemacht werden, wobei die 5 km sieh auf dio 
Gesamtlänge des 'Hin- und (Rückwegs beziehen, und zwar werden die 
Entfernungen längs der Bahnstrecke von der Arbeitsstelle bis zur 
Wohnung gerechnet, wenn der Angestellte im »Bahngebiet wohnt, sonst 
bis zu der Stelle, wo dieses gewöhnlich betreten wird, oder al>er bis 
zu dem deT Wohnung dos Angestellten iüiebst gelegenen Punkt der 
Bahnstrecke. 

Die hiernach in den vorerwähnten beiden Fällen berechneten 
Dienstzeiten werden bei der Berechnung der gesamten jährlichen 
Dienstdauer des Angestellten berücksichtigt, aber nicht auch bei der 
täglichen Höchetdiienstdauer, vorausgesetzt daß diese dadurch nicht 
um mehr als 2 Stunden verlängert wird. 

3. Angestellte, die ausschließlich zur Begleitung 
eines Transports bestimmt sind. 

Die Zeit, die tatsächlich auf die Begleitung eines Transports 
entfällt, wird mit der Hälfte ihrer Dauer gerechnet, wenn der An¬ 
gestellte lediglich mit dieser Begleitung beauftragt ist. 

4. Nachtdienst an W e g e ii b e r g ä n g e n. 

Wenn eine Schrankenwärterin den Tagesdienst versieht, kann 
der zu ihrer Familie gehörige Angestellte, wenn er mit ihr zusammen- 
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wohnt, verpflichtet werden, den Nachtdienst an der Schranke zu ver¬ 
sehen, vorausgesetzt, daß er monatlich nicht mehr als 60mal zwischen 
9 Uhr abends und 5 Uhr morgens zu diesem Dienst gerufen wird. Jede 
von ihm innerhalb dieser Zeit vollzogene Schrankonbedienung wird 
als eine Sonderdicnstlei«tung von 20 Minuten -bewertet. Die Bedienung 
der Schranken eines entfernten Wcgeübergangis wird besonders be¬ 
rechnet. 

Die sich aus den vorstehenden «Bestimmungen ergebenden Mehr¬ 
leistungen werden bei der Berechnung der jährlichen Dienstdauer des 
Angestellten berücksichtigt, sie zählen aber nicht bei der Berechnung 
der Höchstdauer de« täglichen Dienstes. 

5 . Angestellte, d io Ablöserdienst leisten. 

Die Dauer des Dienstes an der Ablösestelle richtet sich nach den 
für den abgelösten Angestellten geltenden Bestimmungen. 

Die Angestellten, die an Wogeübergangen ablüsen, können zu 
jederzeitigem Dienst (ä tout moment) verpflichtet werden, wenn sie 
über ein (Bett verfügen; tim andern Fall ist die Dauer de« Dienstes auf 
12 Stunden innerhalb 21 Stunden beschränkt. 

6 . Wenn ausnahmsweise die zum zweiten Frühstück, zum Ausziehen. 
Waschen und Anzielien nötige Zeit in der täglichen Dauer des dem 
Angestellten zugewMosenen Dienstes an «ich einbegriffen ist, so wird 
die hierauf entfallend© Zeit von der Dienstdauer abgezogen; indessen 
durf der Abzug eine halbe Stunde täglich nicht überschreiten. 

Artikel 0. Überschreitungen der in den Artikeln 3 und 4 festgesetzten 
täglichen oder monatlichen Dienst dauergrenzen, di© sich aus der Anwendung 
der Ziffern 1 und 3 des Abschnitts b de« Artikels 5 ergeben können, 
müssen entweder durch Freizeit ausgeglichen oder bezahlt werden. Im Fall 
des Zoitausgleiclns muß dieser spätestens in dem Monat stattiindiGJi, der 
auf den Monat der Dienstüberschreitung folgt. 

Di© Anwendung der Ziffer 5 des Abschnitts b des Artikels 5 darf nur 
in dem Fall zum Zeitamsglofch oder zur Bezahlung der Mehrleistungen führen, 
daß der Dienst des vertretenen Angestellten gemäß den Ziffern 1 oder 3 
de« Abschnitts b dem Zeitausgleieh oder der Überstundenbezahlung unter¬ 
liegt. 

Artikel 7. Wenn der Dienst eiiH's Tags zwei oder drei Unterbrechungen zum 
Ausruhen, Pausen genannt, enthält, so muß die längste Pause eine 
Mindestdauer von VA Stunden und die andere oder die» beiden anderen eine 
Mindestdauer von je 1 Stunde haben. 

Wenn der Dienst eines Tags nur eine Pause enthält, darf diene 
nicht unter 1 A Stunden betragen; sic kann jedoch für die im 2. Absatz des 
Artikels 3 und die im Abschnitt c de« Artikel« 4 lR^zeioIuieten Angestellten 
sowie für die Angestellten der Bahminterhultung auf 1 Stunde herab¬ 
gesetzt werden. 

Im Laufe desselben Tags daif die Zahl der Pausen IwVlwtens drei 
betragen; die dritte Pause ist übrigen« von der ausdrücklichen Ermächtigung 
des Arbeitskontrolldienste« der Eisenbahnangentellten abhängig. 

Indessen darf der Arbeitskontrolldienst die dritte Pause nicht zu- 
lassen fiir die Angestellten der Haupthahnhöfe 1. und 2. Klasse, der Bahn¬ 
höfe 1. Klasse, der Büros in den Städten, der Werkstätten, der Lokomotiv¬ 
schuppen, des Unterhaltungsdienstes, der Magazine und Kraftwerke sowie die 
Angestellten der Bahnunterhaltung, der Sicherungs- und Signaleinrirhtungcn. 
ferner nicht für die Arbeiter des technischen Streckendienstes. 
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Artikel 8. Die Schichtdauer eines Ta g s i*etzt sich .je nach den 
Umständen aus der DaueT der wirklichen Arbeit oder der dienstlichen An¬ 
wesenheit sowie den Pausen zusammen. 

Diese gesamte Schichtdauer darf für die Angestellten, die an der Dienst¬ 
stelle oder im Umkreis von 1 km unentgeltlich eine Dienstwohnung haben, 
15 Stunden und für die übrigen Bediensteten 14 Stunden nicht überschreiten. 

Ausnahmsweise ist die tägliche Schichtdauer für alle hierunter auf¬ 
geführten Angestellten auf 14 Stunden beschränkt; nämlich für die An¬ 
gestellten der Hnuptba 1 rnhöfe 1. und 2. Kinase, der Bahnliöfe 1., 2., 8. und 
4. Klasse, der Büros in den Städten, der Werkstätten, der Lokomotivschuppen, 
der Unterhaltungswerkstätten, der Magazine und Kraftwerke sowie der 
1 kihnuntorlbaltung, der Sichern ngis- ur.<l Signoleinrichtungen, ferner für dir 
Arbeiter des technischen Streckendienstes. 

Für die Bahnwärter und die Angestellten des inneren Wagendienstes 
kann die tägliche Schichtdauer soweit überschritten werden, als cs nötig 
ist, um den Dienst vom Anfang bis zum Ende zu versehen. 

Artikel 9. Die Zahl der Diensttage zwischen zwei periodischen Ruhe- 
lagen darf 14 nicht überschreiten. 

Für die Angestellten der Dienstzweige, in denen an dcu Sonn- und 
gesetzlichen Feiertagen der Dienst teilweise ruht, *üiid die Ruhetage vor¬ 
zugsweise auf diese Tage zu legen, lind zwar mit ganzen, oder halben 
Tagonr, doch darf die Zahl der halben Tage die der ganzen Tage nicht, 
überschreiten. 

Artikel 10. Wird der »Dienst, in zwei oder drei Schichten von mehreren An¬ 
gestellten in regelmäßigem Wechsel versehen, so darf der Dienstplan nicht 
mehr als 10 aufeinanderfolgende N n c h t> s <* h i c h t e n enthalten. 

Als Nachtschicht gilt ein Dienst, der die gesamte Zeit zwischen 1 und 
d Uhr nachts umfaßt. 

Die Gesamtzahl der Nachtschichten eines Angestellten darf, gleichviel 
wie lang die Dienstwechsclperiode ist, die Hälfte oder den dritten Teil d'»r 
Zahl der Tage der Dienstwechselperiode nicht überschreiten, je nachdem es 
sich um einen zwei- oder dreischichtigen Wechseldienst handelt. 

Artikel 11. Die Angestellten können nach Belieben über ihre U u h e z e i t 
verfügen. 

Trotzdem ist es zulässig, daß ge- wissen Anglist eilte und besonders die 
Leiter der llilfszugmaunschaften und die Bahnhofsvorsteher außerhalb der 
Arbeitszeiten, die in den durch diese Verordnung vorgeschriebenen Dienst¬ 
plänen vorgesehen sind, entsprechend ihren Dienstobliegenheiten während der 
Ruhezeit zum Dienst gerufen werden, um einem dringenden Bedürfnis zu 
genügen. 

Durch dio Dienstvorschriften können in dieser Hinsicht alle Anord¬ 
nungen getroffen werden, die nötig sind, uni die Angestellten im Bedarfsfall 
während der Ruhe zum Dienst heranzuziehen. 

Artikel 12. Auf den Vorschlag der Verwaltung eines Bahunctzes, deul eine 
Beratung zwischen ihr und geeigneten Vertretern des beteiligten Personals 
voranzugehen bat, kann der Minister der öffentlichen Arbeiten in bestimmten 
Werkhöfen, Werkstätten oder Bezirken und fiir gewisse Klassen von An¬ 
gestellten der Spezialdienstzweige, andere als die im gegenwärtigen Kapitel 
vorgesehenen Regelungen zulassen; jedoch darf die gesamte wirkliche Ar¬ 
beitszeit im Jahr 2504 Stunden (2512 Stunden im Schaltjahr) nicht über¬ 
steigen. 
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Kapitel II. 

Ausnahmen. 

A 1 t i k e 1 18. Die Dienstdaucr der in den Werkstätten, Lokomotivschuppen, 
Werkhöfen, Magazinen und Kraftwerken beschäftigten Angestellten kann 
für die hierunter bezeichneten Arbeiten über die im Kapitel I vorgeschrie¬ 
benen Grenzen hinaus verlängert werden, wie folgt: 

1 . Arbeiten der Angestellten, die bei Kraft-, iBeleuchtungs- und Heizanlagen 
sowie Hebevorrichtungen beschäftigt sind: VA Stunden über die für die 
Werkstätte im allgemeinen bestimmte Grenze hinaus und 2 Stunden am 
Tag nach Sonn- und' Feiertagen. 

2 . Die Arbeit der Angestellten, die fortlaufend oder ausnahmsweise wäh¬ 
rend der Unterbrechung des Betriebs mit der Instandsetzung oder 
Reinigung der Maschinen und anderer Auerüstungsgegcnstände be¬ 
schäftigt werden, die wegen des Zusammenhangs der Arbeitsvorgänge 
während der allgeaneinen Arbeitzeit der Werkstätte nicht für sich allein 
außer Betrieb gesetzt werden können: 1 Stunde über die für die Werk¬ 
stätte im allgemeinen/ bestimmte Grenze hinaus, mit der Befugnis, diese 
Angestellten an den Tagen normaler Arbeitsrubo der Werkstätte uhd am 
vorhergehenden Tag 12 Stunden arbeiten zu lassen; 

3. die Arbeit eines Werkmeisters, Werkführers, Unterwerkführers oder 
eines SpezialangesteJlten, deren Gegenwart unerläßlich ist, tun die Uber 

1 eitiung der Arbeit zweier sich oiblösenden Arbeitssehicbten zu regeln. 
1 Stunde über die für die Werkstätte im allgemeinen bestimmte Grenze 
hinaus; 

i die Arbeit der Werkmeister, Werkfübrer und Unterwerkführer zur Vor¬ 
bereitung der in der Werkstätte auszuführenden Arbeiten: 2 Stunden 
über die fiir die Werkstätte im allgemeinen bestimmte Grenze hinaus; 
f> die Arbeit dies Personals der Werkmeister, Werkführer und Unterwerk- 
führer und der besonders mit dem Studium, den Versuchen und der Er¬ 
probung neuer Typen und der Abnahme der Ausrüstungagegenstände be¬ 
faßten Angestellten: 2 Stunden über die für die Werkstätte im allge¬ 
meinen bestimmte Grenze hinaus. 

A i ti k o. I 14. Die Dienstdauer kann vorübergehend über die durch die Bestim¬ 
mungen dieser Verordnung festgesetzten Grenzen hinaus unter folgenden 
Umständen und Bedingungen verlängert werden: 

1 . bei dringenden Arbeiten, deren sofortige Ausführung erforderlich ist. 
um drohende Unfälle zu verhüten, Rettungsmaßnahmen zu treffen oder 
Unfallschäden an den Betriebsmitteln, den Betriefeseinrichtungen oder 
den baulichen Anlagen zu beseitigen: an einem Tag. nach dem Er¬ 
messen des dienst leitenden Beamten, ohne Beschränkung und an den fol¬ 
genden Tagen: 2 Stunden über die regelmäßige Dionstdiauer hinaus; 

2 . bei Arbeiten, die zur Sicherung der nationalen Verteidigung auf An¬ 
ordnung der Regierung vorzunehmen sind: innerhalb der von Fall zu 
Fall von dem Minister der öffentlichen Arbeiten festzusetzenden Grenzen : 

3. bei außergewöhnlicher Häufung der Arbeit: 430 Stunden im Jahr. 

Die Diensldauer darf auf Grund der im vorstehenden Absatz (3) vor¬ 
gesehenen Ausnahmen die in den Artikeln 3 und 4 bestimmten 1 Höchstgrenzen 
täglich uin nicht mehr afe 2 Stunden und monatlich um nicht mehr aD 
zweimal so vied Stunden liberschireiten, als der Monat Diensttage hat. Die 
Schichtdauer darf lö Stunden Tiicht überschreiten. 

Die Eisenbahnverwaltung, die von der vorstehenden Ermächtigung Ge¬ 
brauch machen will, ist verpflichtet, dios dem ArbeitekontrolfcLienst der 
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Eisenbahna ngostel 11Cn vorher mitzutedlen unter Angabe der Art und der 
Ursache der Ausnahme, der Zahl »der Angestellten, deren Arbeitsdlauer ver¬ 
längert werden sol'L, der planmäßig für sie vorgesehenen Arbeits- und Ruhe¬ 
zeiten sowie der Dauer des Ausnahmezustands nach Tagen undi Stunden. 

Diese Mitteilung ist nui* für die tÜberschreitungen erforderlich, die sich 
nicht aus den nach Artikel 20 vo r gcsclir i ebenen Dienstplänen ergeben. 

Außerdem muß «durch Anschlag in der Werkstatt« an einer dem be¬ 
teiligten Personal zugänglichen Stelle augezeigt werden, an welchen Tagen 
und in welchem Umfang die Überschreitungen eintreten sollen, die Gegen¬ 
stand dier besonderen Mitteilung an den AibeiUkontrolldienst sind. 

Bei unvorhergesehenen Vorfällen, z. B. bei Zugverspätungen durch 
Unfall, wird die vorherige Mitteilung durch eine periodische Nach Weisung 
ersetzt, die dem Arbeit&kontro 1 Idionst der Eieenbahnangestellten nach den 
Bestimmungen eines noch herauszugebenden Ministerialerlasses zu über¬ 
senden ist 

Artikel 15. Die auf Grund der Absätze 1 u.i:d 3 des Artikels 14 eintretenden 
Di«erBttibor8ch re i tun gen sind entweder durch Freizeit au «zu gl ei eben oder zu 
bezahlen. 

Im Fall dies Zedtausgleichs muß dieser spätestens in dem Maria! statt¬ 
finden, der auf die Diemsttiberschroitung folgt. 

Artikel 16. Wenn der Betrieb einer Dienststelle, Werkstätte oder eine» Werk¬ 
hofs durch Unfall oder höhere Gewalt unterbrochen war, können die im 
Kapitel I angegebenen täglichen oder monatlichen Höchstgrenzen des 
Dienstes zum Ausgleich dos dadurch entstandenen Zeitverlustes^ wio folgt, 
überschritten wenden: gegenüber der täglichen Dienstdauer um 2 Stunden, 
gegenüber der monatlichen DieiLstdauer um zweimal soviel Stunden, als der 
Monat Dienöttago hat. Die Schiebtdauer darf 15 Stunden nicht UIjot- 
sch reiten. 

Der Ausgleich muß binnen 15 Tagen, von der Wicxterauf nähme der 
Arbeit an gerechnet, vollzogen werden, wenn die Unlorbrecliuiig' nicht länger 
als einen Tag gedauert hat; bei mehr als eintägiger Unterbrechung wird die 
Außgdeichßfrist auf 50 Tage verlängert. 

Wenn die Unterbrechung durch die Wibterungsverlüiltnisse der Jahre— 
zeit verursacht ist, kann der Ausgleich der während des Winterhalbjahrs 
(Oktober bis März) auisge Tal lenen Di ernstst unden im Sommer halb jahr (April 
bis September) vollzogen werden, indessen ohne daß die Zahl der Stunden, 
die außerhalb der iim 2. Absatz des gegenwärtigen Artikels festgesetzten 
Fristen naebgeholt werden, ISO im Jahr ühersehreiten darf. 

Artikel 17. Wenn die sich aus der unvorhergesehenen Dionstver 1 äugen i ug 
ergebende Schichtdauer 15 Stunden nicht überschreitet, muß der Angestellte 
seinen nächsten Dienst zur planmäßig angesetzten Zeit wieder aufnehmen. 

Wenn »<l*io Schichtdauer über 15 Stunden hinausgeht, muß ihr eine 
wenigstens Ostündige ununterbrochene Ruhezeit folgen, nach der der An¬ 
gestellte pünktlich »einen im Dienstplan vorgesehenen Dienst wieder auf¬ 
nimmt. Von dieser Vorschrift darf nur bei unbedingter Notwendigkeit und 
nur wenn der Dienst nicht auf andere Weise geregelt werden kann, abge- 
wichen werden. 

Artikel 18. Muß eine unvorher geselle ne Dienstleistung von einem Ange¬ 
stellten gefordert w erd cm, dessen Ruhezeit bereit» begonnen hat, so ist ihm 
für die Störung eine halbe Stunde über die gewöhnliche Bewertung hinaus 
als Arbeitszeit zu rechnen. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


905 


Geht der zu übernehmenden Ddenstschieht hiernach nicht eine min¬ 
destens 8stündige Ruhe voraus oder umfaßt diese Dionetachioht mehr als 
15 Stunden, so ist nach ihr eine ergänzende Ruhe au gewähren, deren Dauer 
mach der Unzulänglichkeit der vorausgegangenen Ruhe und nach dler Dauer 
und den Umständetn des Sonderdienstes au bestiimtmen ist. 

Kapitel III. 

Aufsicht. 

Artikel' 19. Bei jeder Dienststelle tet ein besomderes Verzeichnis zur Be¬ 
nutzung durch die Angestellter* in einem ständig für jeden von ihnen zu¬ 
gänglichen Raum auszulegen, damit sie Gelegenheit haben, die Abweichun¬ 
gen vom den Bestimmungen dieser Verordnung einzutragen, die sich bei 
ihrer dienstlichen Tätigkeit ergeben haben, ebenso alle Bemerkungen und 
Beschwerden, die für sie aus der Anwendung der Verordnung entstanden 
sind. 

Unter der Rechts wohl tat dieser Bestimmung dürfen sie in keinem Fall 
und unter keinem Vorwand die Verlängerung ihres Dienstes oder die Ver¬ 
kürzung ihrer Ruhe zum Anlaß nehmen, um ihren Posten zu verlassen oder 
den ihnen aufgetragenen Dienet zu verweigern. 

Artikel 20. Die Dienstpläne müssen auf jedem Dienstpo^len an einer dem 
beteiligten Personal zugänglichen Stefllo, in die Augen fallend', ange¬ 
schlagen werden. 

Diese Dienstpläne und die im Artikel 19 vorgesehenen besonderen 
Verzeichnisse sind ständig zur Verfügung der Beamten des Arbeitekowtroll- 
ddenstes der Eiß enbahnangestel 1 ten au halte®!; sie müssen ihnen jederzeit 
die Möglichkeit gewähren, sich über die DieMstloistungen eines jeden Au¬ 
ges tollten zu vergewissern. 

Kapitel IV. 

Übergangs- und verschiedene Bestimmungen. 

Artikel 21. Die Bestimmungen dieser Verordnung treten einen Monat nach 
der Veröffentlichung im Journal officdel in (Kraft. 

Artikel 22. Diese Verordnung gilt für das Personal der großen Werkstätten, 
die von den Verwaltungen der Bahnen von allgemeiner Bedeutung in eigener 
Regie betrieben worden, nach näherer Bestimmung einer Verordnung, die 
auf den Bericht des Ministers der öffentlichen Arbeiten und des Arbeits- 
ministers noch ergehen wird. 

Artikel 23. Eine andere Verordnung wird ferner die Bedingungen für die 
Anwendung des Gesetzes vom 23. April 1919 bei dem Lokomotiv- und Zug¬ 
begleitpersonal regeln. 

Artikel 24. Der Minister der öffentlichen Arbeiten wird mit dler Ausführung 
der gegenwärtigen Verordnung beauftragt, die im Journal officiel der franzö¬ 
sischen Republik und in der Gesetzsammlung zu veröffentlichen ist. 

Rambouillet, den 14. September 1922. 

gez. Millerand. 
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Besprechungen. 

Die deutschen Eisenbahnen 1910—1920. Horau sgege ben vom Reichs- 
Verkehrsministerium. Mit 49 Abbildungen im Text und einer 
Kartenbeilage. 409 S. 4“. Berlin 1923. Julius Springer. 
Preis (Grundzahl) 10 Mk. 

Das frühere preußische Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
hatte für die Jahrzehnte 1890 bis 1900 und 1900 bis 1910 wertvolle Be¬ 
richte über die Verwaltung der preußischen Staatsbahnen herausgegeben. 
Nunmehr liegt gewissermaßen als Fortsetzung eine eingehende Darstel¬ 
lung der Verwaltung der deutschen Eisenbahnen von 1910 bis 1920 vor, 
die vom Reichsverkehrsministorium herausgegeben ist. Die neue Dar¬ 
stellung erstreckt sich auf die gesamten deutschen Eisenbahnen, auf 
die Staatsbahnen, Privatbahnen und Kleinbahnen. 

Der Bericht wurde bereits im Jahr 1918 und zwar zunächst als 
Rechenschaftsbericht über die Tätigkeit der deutschen Staatsbahnen i m 
Krieg begonnen. Der preußische Staatsmrinister von Breitenbach 
leitete damals als Chef der größten Staatsbahnverwaltung Deutschlands 
die Abfassung eines gemeinschaftlichen Berichts über das gesamte 
Eisenbahnwesen der Kriegszeit ein und fand die Zustimmung aller 
beteiligten Länderregierungen und Privatverwaltungen. Infolge des 
inzwischen eingetretenen Übergangs der deutschen Staatsbahnen auf 
das Reich ist dann der Bericht auf das Jahrzehnt von 1910 bis 1920 aus¬ 
gedehnt worden. 

Aus den einzelnen Teilen der Darstellung sind die verschieden¬ 
artigen politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse erkennbar, unter 
denen sich die Verwaltung der deutschen Eisenbahnen während de-; 
zehnjährigen Abschnitts vollzog. Wir erkennen die Aufwärtsbewegung 
in allen Zweigen des Verkehrs vom Beginn der Berichtsperiode b i s 
zum Beginn des Weltkriegs, wir beobachten die gänzlich ver¬ 
änderten Aufgaben, die alle Verkehrsanstalten während des 
Kriegs zu erfüllen hatten, wir erkennen schrittweise die fortschreitende 
Herabwirtschaftung des technischen Apparats und wir ersehen den Zu¬ 
sammenbruch des Eisenbahnwesens nach dem unglücklichen 
Ausgang des Weltkriegs und während der Ereignisse, die 
außen- und innenpolitisch ihm folgten. Das düstere Bild, das diesen 
letzteren Abschnitt kennzeichnet, wird durch den freundlichen Ausblick 
gemildert, den der Bericht nach der Richtung einer Wiedergesun- 
d u n g des deutschen Eisenbahnwesens erkennen lä ßt. 
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Demjenigen, der die hervorragende Bedeutung des preußischen 
Eisenbahnnetzes im deutschen Gesamtnetz in der täglichen Arbeit zu 
beobachten Gelegenheit hatte, muß zunächst auflallen, daß die Darstel¬ 
lungen der anderen deutschen Staatsbaimen in einer verhältnismäßig breit 
ausgelegten Weise dargestellt sind. Es wird dies aber durch die Tat¬ 
sache erklärlich, daß gewisse Teile des Berichts, insbesondere soweit 
sie statistischer Natur sind, nur in einer alle Einzelnetze berücksichti¬ 
genden Art und Weise zur Darstellung gelangen konnten. Wer aber 
beispielsweise den Abschnitt über die Tarife der deutschen Eisen¬ 
bahnen genau liest, wird aus ihm deutlich ersehen, daß auch ohne Ver¬ 
einheitlichung der deutschen Eisenbahnen die kluge und über das eigene 
Netz hinausschauende preußische Tarifpolitik der Tarifgebahrung der 
gesamten deutschen Staatsbafinen den Stempel aufgedrückt und einheit¬ 
liche Tarifmaßnahmen auch gegen das Widerstreben einzelner kleiner 
bahnen während der einzelnen Jahre des Berichtszeitraums. Die 
Kreise, die heute hin und wieder von mangelnder Selbständigkeit ein¬ 
zelner Reichsbahnteile in Tarifsachen sprechen und schreiben, sollten 
«ich an diese Zeiten erinnern. 

Der umfangreiche Stoff wird in 10 Abschnitten dargestellt. 
Diese sind: Bahngebiet und Bahnbaal, Organisation und Verwaltung, 
Personalwesen, Verkehr und Betrieb, Tarifweeen, Beschaffung«wesen, 
maschinentechnisdhes «Gebiet, Finanzwesen, Privateisenbahnen, ,Klein¬ 
bahnen. Eine gut ausgeführte Übersichtskarte über das deutsche Eisen¬ 
bahnnetz ist bei gefügt. 

Der Abschnitt Bahngebiet und Bahnbau enthält ausführ- 
liclie Zahlenangaben über die Leistungen der einzelnen Landeseisen¬ 
bahnen während der einzelnen Jahre des Berichtszeitraums. Die 
Streckenverluste auf Grund der harten Bestimmungen des Versailler 
Vertrags deuten auf den Abstieg hin, den die deutschen Staatsbahnen 
von ihrer einst so stolzen Höhe infolge des Verlustes des Kriegs machen 
mußten. Die Neubautätigkeit wird in ihrer starken Entwicklung von 
1910 bis 1914 dargestellt Dann folgt die Anpassung a.n die kriegerischen 
Maßnahmen und die Einschränkung infolge des Mangels an Material. — 
ln der Bahnunterhaltung zeigt sich der Rückgang der Leistungen und 
die Preisgabe der früheren Grundsätze während des Kriegs in zahl¬ 
reichen Ziffern und bildlichen Darstellungen. 

Der Abschnitt über Organisation und Verwaltung ent¬ 
hält -keine Besonderheiten. Er zeigt den weiteren Ausbau der verschie¬ 
denen Organisationen der deutschen Ländereisenbahnen, modifiziert 
durch einzelne Anforderungen des Kriegs, namentlich auf betrieblichem 
Gebiet. 

Die Personalfragen nehmen einen breiten Raum des Berichts 
ein. Zahlreiche Abbildungen erläutern auch hier die Einwirkungen 
des Kriegs und der Nachkriegszeit. Für alle Verwaltungen bezeichnend 
ist die Steigerung der Kopfziffern des Personals seit dem Kriegsende. 
Wertvoll sind die Ermittlungen, die von den einzelnen Verwaltungen, 
namentlich der preußisch-hessischen, über die Wirkung der Einführung 
des Achtstundentags, der stärkeren Beurlaubungen, des Eindringens un¬ 
sozialer Elemente in die Verwaltung usw. angestellt worden sind. Die 
starke politische Woge, die seit dem Kriegsende auch die Eisenbahn¬ 
verwaltungen erfaßt hat, zeigt sich in der Darstellung über die Arbeits¬ 
einstellung und Eisenbahnerstreiks. Es ist bezeichnend, daß Wirtschaft- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fra-m 

UNIVERSETY 0F MICHIGAN 



906 


BUcherscliau. 


liehe Streiks fast die Ausnahme bilden. Das \Voh 1 fahrtweaen und eine 
Darstellung der Versicherungsverhältnii-se beschließt den Abschnitt. 

Die Verkehrs- und Betriebsfragen sind eingehend be¬ 
handelt. Während des ersten bis zum Kriegsbeginn währenden Zeit¬ 
raums ist eine Verkehrsteigerung zu erkennen. Im Personenverkehr 
steigt die Reisegeschwindigkeit, insbesondere der D-Züge; die interna¬ 
tionalen Verkehrsleistungen wachsen von Jahr zu Jahr. Der Weltkrieg 
verändert das Bild von Grund auf. Zunächst sind beim Aufmarsch der 
Heere Zugleistungen von gewaltigem Ausmaß zu bewältigen, die aber 
dank der vorzüglichen Vorbereitung der militärischen und zivilen Stellen 
fast spielend überwunden werden. Allmählich setzt der öffentliche Ver¬ 
kehr wieder ein, auch die Verbindung nach “dem Ausland und nach den 
von den deutschen Heeren besetzten Gebieten kann wieder auigenommen 
uud auf einen ansehnlichen Umfang gebracht werden. Mit dem im Jahr 
1916 herausgegebenen Hindenburgprogramm beginnt aber das Nachlassen 
des Verkehrsapparats. Den kriegswirtschaftlichen Erfordernissen konnte 
der schon damals geschwächte personelle und technische Apparat der 
deutschen Eisenbahnen nicht entsprechen. Wie Helfferich in seinem 
Buch „Der Weltkrieg“ Band 2 S. 261/62 ausführt, war der damalige 
preußische Eisenhahnminister von Breitenbach ebenso wie der HandeD- 
minister zu der Feststellung dieses Programms nicht herangezogen wor¬ 
den. „Beide Minister äußerten“, sagt Helfferich, „ebenso wie ich, die 
ernstesten Zweifel an der Durchführung des Hindenburgprogramms und 
wiesen auf die verhängnisvolle Folge einer solchen Überspannung hin". 
Die Darstellung des Zehnjahresberichts über die Verkehrs- und Be¬ 
triebsleistungen der deutschen Bahnen während der letzten Jahre des 
Weltkriegs liefern den besten Beweis für die Richtigkeit der Besorg¬ 
nisse, die der damalige Chef der preußischen Eisenbahnverwaltung im 
Kreis der verantwortlichen Staatsmänner ausgesprochen hat. Trotz der 
Gegenmaßnahmen der Eisenbahnen, vor allem durch eine Art Zwangs¬ 
wirtschaft in der Wagengestellung und durch die Abdrängung des Eisen¬ 
bahnverkehrs auf den Wasserweg, konnten die erforderlichen vollen Wir¬ 
kungen für die gesamten kriegswirtschaftlichen und operativen Ver¬ 
kehrsleistungen nicht erzielt werden. Warum vom Waffenstillstand an 
die Betriebsleistungen in starkem Maß weiter sinken mußten, wird an 
Hand zahlreicher Beispiele und Ziffern gezeigt. Es kann nicht genug 
darauf hingewiesen werden, wie sehr an diesem Versagen des Verkehrs¬ 
apparats die Waffenstillstands- und Friedensbedingungen mit ihren auf 
dem Verkehrsgebiet vielfach unsinnigen Forderungen und katastropha¬ 
len Wirkungen die Schuld tragen. 

Eingehende statistische Angaben über die Güterbewegung auf den 
deutschen Eisenbahnen, über den Verkehr in Kohlen, Erzen, Kartoffeln 
und Getreide und über die Verkehrsleistungen im einzelnen bilden nicht 
nur für den Verkehr, sondern für die Verschiebung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse und für die Verringerung der Produktion und der land¬ 
wirtschaftlichen Erzeugung in den einzelnen Jahren wertvolle Anhalts¬ 
punkte. Die Darstellung der Unfälle auf den deutschen Eisenbahnen 
und der seit dem Kriegsende besonders nötig gewordenen Bekämpfung 
der Eisenbahndiebstähle beschließen den Abschnitt. 

Die Darstellung des Tari f w e s e n s kann man als den wertvollsten 
Teil des Buchs bezeichnen. Sie ist nicht nur durchaus einheitlich und 
gibt in knappen Zügen ein klares Bild über die Preispolitik der deut¬ 
schen busenbahnen während der getrennten, durch ganz verschiedene 
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Momente beeinflußten Perioden, sondern bildet auch zugleich die voll¬ 
ständigste Zusammenfassung des gesamten schwierigen Stoffs. Nach¬ 
einander werden hier behandelt die vielen Abänderungen der Eisenbahn¬ 
verkehrsordnung, die Entwicklung und Ausgestaltung der Verkehrs¬ 
steuern, die Personen-, Gepäck- und Gütertarife in ihrer Gesamtentwick¬ 
lung und in allen Einzelheiten. Auch die internationalen Tarife finden 
eine ausgiebige Darstellung, sowohl in der Gesamtentwicklung als auch 
in der Einzeldarstellung nach den verschiedenen Ländern. Die plötzliche 
Unterbrechung der tariflichen Beziehungen, wie ihre langsame Wieder¬ 
herstellung sind fesselnd behandelt. Überhaupt kann die Darstellung 
der Eisenbahntarife in dem vorliegenden Werk für die wissenschaftliche 
Behandlung von Tarif fragen als Muster bezeichnet werden. 

Das Beschaffungswesen beginnt mit einer Darstellung der 
Grundsätze, die von den Verwaltungen für ihre Beschaffungstätigkeit 
vor dem Krieg festgelegt worden waren. Die weitere Darstellung zeigt, 
wie die Kriegserfordemisse diese Grundsätze durchlöcherten und wie 
die Eisenbahnverwaltungen, obgleich sie eines der wichtigsten Kriegs¬ 
instrumente waren, vielfach einen ergebnislosen Kampf um die Aner¬ 
kennung ihrer Kriegswichtigkeit kämpfen mußten. Denn anders ist es 
nicht zu erklären, daß beispielsweise aus den Fahrzeugen die Spar¬ 
metalle herausgenommen, d. h. die Betriebsmittel für die Kriegszwecke 
leistungs u n fähiger gemacht werden mußten, um damit der eigentlichen 
Kriegsindustrie zu heißen. Eine Solche Tatsache izeigt eben immer 
wieder von neuem, daß Deutschlands wirtschaftliche Kräfte für einen 
Weltkrieg von diesem Ausmaß nicht ausreichen konnten. — Von den 
einzelnen Stoffen werden Kohle und öl besonders ausführlich dargestellt 
Verbrauchsmengen und Preise der für die Eisenbahn notwendigsten 
Stoffe sind im Anhang in einer Tabelle zusammengefaßt. 

Die Darstellung der maschinentechnischen Fragen zeichnet 
sich durch zahlreiche bildliche Darstellungen aus. Daß dabei der wesent¬ 
lichste Teil des Berichts auf die Fahrzeuge fällt, ist natürlich. Wertvolle 
Aufschlüsse werden hier über die Fahrzeugbestände, über Beschaffungs¬ 
kosten und über Leistungen gegeben. Die Frage der elektrischen Zug¬ 
förderung ist in knapper Form dargestellt. ÜbeT die Neuordnung des 
Werkstättenweeens konnte wohl im Rahmen der Gesamtdarstellung nicht 
ausführlicher berichtet werden, was zu bedauern ist. 

Über das Finanzwesen handelt ein zwar kurzer, aber alle 
wesentlichen Fragen in ihrem Kern berührender Abschnitt. Die Zahlen 
über das Finanzwesen sind in verschiedenen Anlagen enthalten. 

Der Entwicklung der Privatbahnen und Kleinbahnen sind 
zwei Abschnitte gewidmet. Viele Zahlen und Tabellen ergänzen den 
Text. Von großem Wert ist die eingehende Darstellung der Verluste, 
die auch auf dem Gebiet der Privat- und Kleinbahnen das Deutsche Reich 
durch den Vertrag von Versailles erlitten hat. 

Nur mit Wehmut kann man im Anhang die Darstellung der durch 
den Krieg verlorengegangenen Reichseisenbahnen in Elsaß- 
Lothringen lesen. Hier zeigt sich jedem, der sehen will, welche 
Pionierarbeit in Elsaß-Lothringen Deutschland geleistet hat, und was 
deutsche Arbeit und Tatkraft zu schaffen vermögen. 

Die Deutsche Reichsbahn hat sich durch die Herausgabe dieses 
Zehnjahresberichts ein großes Verdienst erworben. Sie hat recht daran 
getan, wenn sie sich auch durch die Schwierigkeiten der augenblicklichen 
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politischen, wirtschaftlichen r.nd finanziellen Lage nicht davon abhalten 
ließ, der breiten Öffentlichkeit und dem Ausland zu zeigen, was das 
deutsche Eisenbahnwesen in den letzten 10 Jahren geleistet hat, und daß 
es heute seinen Tiefstand überwunden hat und sich in einer erfreulichen 
Entwicklung des Aufstiegs befindet. xy. 


Enzyklopädie des Eisenbahnwesens, herausgegeben von Dr. Freiherrn 
von Roll, früherem »Sektionschef im k. k. österreichischen Eisen¬ 
bahnministerium in Verbindung mit zahlreichen Eisenbahnfach- 
miinnern. Zweite vollständig neubearbeitete Auflage. Achter, 
neunter und zehnter Band: Personentunnel bis Zwi¬ 
schenstation, mit zahlreichen Textabbildungen, Tafeln und 
Eisenbahnkarten, Berlin-Wien, 1917, 1921 und 1923. Urban und 
Sch wa rzenberg. 

Mit uer Herausgabe des zehnten und letzten Bandes der zweiten Auf¬ 
lage der Enzyklopaedie des Eisenbahnwesens ist ein Werk abgeschlossen, 
dessen fachwissenschaftliche Bedeutung trotz der ihm durch die Ungunst 
der Zeitverhältnisse anhaftenden Mängel gar nicht hoch genug veran¬ 
schlagt werden kann. Es ist der Geist deutscher Hochschulbildung, der 
uns aus den Zeilen der Enzyklopaedie entgegenweht, jener Geist ruhiger 
und schlichter Arbeitsfreudigkeit, der selbstlos auch da, wo kein klin¬ 
gender I.ohn in Aussicht steht, nach immer größerer Vervollkommnung 
der wissenschaftlichen Durchbildung und beruflichen Tüchtigkeit strebt, 
jener Geist, der auch auf dem Gebiet der Eisenbahnfachwissenschaften 
deutschem Wesen zu hohem Ansehen verholfen hat und der in der Praxis 
des modernen Verkehrslebens die Ursache davon gewesen ist, daß heut¬ 
zutage nahezu alle gemeinsamen Betriebs- und Verkehrseinrichtungen 
der europäischen Bahnen auf den Einrichtungen fussen, die ehemalige 
Schüler deutscher Hochschulen im Verein Deutscher Eisenbahnverwal¬ 
tungen geschaffen haben. Es ist kein Zufall, daß der Herausgeber der 
Enzyklopaedie während langer arbeitsreicher Jahre eine leitende Stel¬ 
lung in diesem Verein bekleidet hat, und daß er den weitaus über¬ 
wiegenden Teil seiner Mitarbeiter unter den deutschen Hochschullehrern 
diesseits und jenseits der Reichsgrenzen und in den Kreisen der Eisen- 
bahnfaehleuto gefunden hat. die an den Arbeiten des Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen in hervorragendem Maß beteiligt gewesen sind. 
Dem Herausgeber ist es nicht vergönnt gewesen, den Abschluß seines 
Werks zu erleben: als der zehnte Band nahezu druckreif war, ist die 
Feder seiner müden Hand entglitten, und die warmempfundenen Gedenk¬ 
worte. die die ersten Seiten dieses Bandes zieren, sind allen Mitarbeitern 
des Verstorbenen aus dem Herzen gesprochen. 

Der erste Band der neuen Auflage ist. im Jahr 1911 erschienen, und 
in kurzen Abständen sind ihm fünf weitere Bände gefolgt. Auch die 
Vorarbeiten zum siebenten Band fallen größtenteils noch in die Zeit vor 
dem Weltkrieg. Welche Schwierigkeiten zu überwinden waren, um die 
drei letzten Bände herauszubringen, welche Zähigkeit und Opferfreudig¬ 
keit hierzu nötig war, sowohl auf Seiten des Herausgebers und seiner 


') Vergl. Besprechung des siebenten Bandes. Archiv für Eisenbahnwesen 
1916, S. 613. 
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Mitarbeiter als auch auf Seiten des Verlegers, dies alles bedarf keiner 
ausführlichen Schilderung für den Kreis der Fachgenossen, denen die 
Enzyklopaedie in erster Linie zu dienen bestimmt ist und die wohl alle 
in ihrem Beruf mehr oder minder daran mitgearbeitet haben, die ver¬ 
wirrten Fäden des mitteleuropäischen Verkehrslebens wieder leidlich 
in Ordnung zu bringen. Dieser Kreis von Fachgenossen wird auch 
Verständnis für die Mängel haben, die bei dem durch den Krieg in seiner 
Fertigstellung aufgehaltenen und in bewegter Zeit endlich abgeschlos¬ 
senen Werk nicht zu vermeiden gewesen sind. Die ersten vor dem 
Weltkrieg entstandenen Bände enthalten naturgemäß zahlreiche — 
namentlich beschreibende und verkehrspolitische — Aufsätze, die heut¬ 
zutage nach Form und Inhalt anders verfaßt werden würden, als es da¬ 
mals notwendig oder zweckmäßig erschien, und die manches vermissen 
lassen, was der jetzige Leser in einer Enzyklopaedie des Eisenbahn¬ 
wesens zu suchen geneigt sein wird. Auch muß es sich bei Benutzung 
der einzelnen Bände des Werks störend bemerkbar machen, daß — ent¬ 
sprechend den jeweiligen Zeitpunkten ihres Erscheinens — die sta¬ 
tistischen Angaben verschieden weit fortgeführt sind. Unter diesen 
Umständen liegt der Gedanke nahe, die Herausgabe eines Ergänzungs¬ 
bandes zur Beseitigung der vorhandenen Mängel und Lücken zu emp¬ 
fehlen. Das Erscheinen eines solchen Ergänzungsbandes wäre gewiß 
zu begrüßen; aber man darf es doch wohl als nicht ganz zweifellos 
bezeichnen, daß der Erfolg eines solchen Bandes den hierfür erforder¬ 
lichen Arbeitsaufwand lohnen würde, zumal in der heutigen Zeit, in der 
sich die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse der europäischen 
Staaten — der alten sowohl als auch der neuen — noch vielfach in der 
Schwebe befinden. Was ist denn überhaupt der Zweck einer Enzyklo¬ 
paedie des Eisenbahnwesens? Sie soll dem Eisenbahnfachmann, der sich 
über Zweige des Eisenbahnwesens unterrichten will, mit denen er in 
seinem täglichen Berufsleben wenig oder nichts zu tun hat, die Mög¬ 
lichkeit geben, sich in großen Zügen schnell die gewünschten Kennt¬ 
nisse zu verschaffen. Sie soll ferner dem Studierenden und solchen 
Berufskreisen, die mit dem Eisenbahnwesen in Berührung stehen (z. B. 
dem Richter, dem Verwaltungsbeamten, dem Kaufmann, anderen tech¬ 
nischen Berufen usw.), die Gelegenheit verschaffen, einen Einblick in 
alle Spalten des Eisenbahnwesens zu gewinnen, von denen etwas zu 
wissen ihnen erwünscht ist. Keineswegs aber soll die Enzyklopaedie 
das Studium von Fachwerken ersetzen, und deshalb dürfte es auch für 
den Zweck der darin enthaltenen Aufsätze in der Mehrzahl der Fälle 
nicht von ausschlaggebender Bedeutung sein, daß überall ein genaues 
Bild des neuesten tatsächlichen Zustands oder des neuesten wissen¬ 
schaftlichen Stands gegeben wird. Es genügt meistens, daß der Leser 
in dem Aufsatz die nötigen Unterlagen und die nötigen Anregungen 
findet, um sich erforderlichenfalls anders genau unterrichten zu können. 
Deshalb bin ich auch der Meinung, daß das treffliche Werk Rölls seinen 
Zweck erfüllen wird, selbst wenn kein Ergänzungsband mehr erscheint, 
sondern es späteren, politisch und wirtschaftlich ruhigeren Zeiten über¬ 
lassen bleibt, in rascher Folge der Bände eine dritte Neuauflage zu ver¬ 
anstalten. 

Der achte Band wird auf den ersten 150 Seiten noch von dem 
Buchstaben P beherrscht; fast ein Drittel dieser Seiten wird durch die 
treffliche Abhandlung Bibers über die „Personenwagen“ in Anspruch ge¬ 
nommen. Ob es richtig war, unter dem Stichwort „Personenwagen“ fast 
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alles zu vereinigen, was über solche Wagen zu sagen ist, möchte ich nicht 
abschließend entscheiden. Sicher würden aber viele Benutzerder Enzyklo- 
paedie es als angenehmer empfinden, wenn sie sich über manche Wagen¬ 
gattungen (Abteilwagen, Durchgangswagen, Salonwagen, Schlafwagen, 
Speisewagen) — ähnlich, wie dies unter dem Stichwort „Postwagen“ 
geschehen ist “ unter Einzelslichwörtern unterrichten könnten, anstatt 
an verschiedenen Stellen der großen Abhandlung das für sie Wissens¬ 
werte zusammenzusuchen. Sehr hübsch und mit großem Geschick und 
Verständnis zusammengestellt sind die dieser Abhandlung beigegebenen 
zahlreichen Abbildungen. Interessant ist ferner Kemmanns flott ge¬ 
schriebene Abhandlung über „Philadelphias Schnellbahnen“, die sich in¬ 
folge der großen Flächenausdehnung und den eigenartigen Bauweise 
dieser Stadt in einer immer vielgestaltigeren Entwicklung befinden. Aus 
der bewährten Feder v. d. Leyens stammen die beiden Abhandlungen 
über „Postbeförderung“ und die „Preußischen Eisenbahnen“, von denen 
die letztere dadurch historisch besonders wertvoll ist, daß eie die Ver¬ 
hältnisse, wie sie unmittelbar vor dem Weltkrieg bestanden, in abgerun¬ 
deter Form darstellt. Ein bleibendes Verdienst hat sich schließlich 
Voelcker durch die Abhandlung über „Prämien“ erworben, indem er 
übersichtlich und leicht verständlich die verschiedenen Erscheinungs¬ 
formen dieser Art der Entlohnung und ihre große Bedeutung innerhalb 
des Eisenbahnwesens darlegt. In dem Aufsatze über „George M. Pullman“ 
hätte ich gern neben den interessanten Mitteilungen über die nach ihm 
genannte Gesellschaft einige mehr persönliche Angaben über das Leben 
dieses bedeutenden Mannes gefunden. 

Der Buchstabe R enthält neben zahlreichen technischen Abhand¬ 
lungen einen Aufsatz von Schapper über das für jede geordnete Eisen¬ 
bahnverwaltung überaus wichtige „Rechnungswesen“, sowie eine sorg¬ 
fältige und umfassende Arbeit des Wiener Hochschullehrers von Eiseis¬ 
berg über das „Rettungswesen“. Unter den historischen und beschrei¬ 
benden Abhandlungen seien besonders erwähnt Meinhardts Aufsatz über 
die „rumänischen“ und Mertens Aufsatz über die „russischen Eisen¬ 
bahnen“, für die beide dasselbe gilt, was vorstehend von der Abhand¬ 
lung über die preußischen Eisenbahnen gesagt ist. 

Der nun folgende Buchstabe S füllt die zweite Hälfte des achten 
und mehr als die erste Hälfte des neunten Bands. Unter den zahl¬ 
reichen dort enthaltenen technischen Aufsätzen seien besonders er¬ 
wähnt: die, wie immer, trefflichen Arbeiten Dolezaleks über „Seilbahnen“ 
und „Schwebebahnen“, ein Aufsatz Jahns über „Steuerungen“ sowie 
eine Abhandlung Bierbaumers über „Schnee- und Lawinenschutz¬ 
anlagen“, die beide langjährige praktische Erfahrungen verraten, und 
schließlich zwei große, mit zahlreichen Abbildungen ausgestattete 
Arbeiten über „Signalwesen“ und „Stellwerke“, die von dem kürzlich 
in den wohlverdienten Ruhestand tibergetretenen, langjährigen preu¬ 
ßischen Fachreferenten Hoogen verfaßt sind. Außerdem sei noch auf 
eine größere Anzahl kleinerer Aufsätze hingewiesen, die sich um die 
Stichworte „Spur“, „Schiene“ — das meiste hierüber steht schon unter 
„Oberbau“ — und „Schmiervorrichtungen“ nebst den damit verbundenen 
Wortzusammensetzungen gruppieren. Ein Schulbeispiel dafür, wie 
schwer es mitunter ist, wichtige fachwissenschaftliche Fragen in einer 
Enzyklopaedie an einer leicht auffindbaren Stelle zu behandeln, ist der 
inhaltlich mustergültige Aufsatz von Sanzin über „Störende Lokomotiv- 
bewegungen“. Meines Erachtens hätten in größerem Umfang, als dies 
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geschehen ist, an anderer Stelle der Enzyklopaedie, z. B. unter den 
fehlenden Stichworten „Wogen“, „Stampfen“ und „Zucken“ der Loko¬ 
motive, Hinweise auf diese Abhandlung angebracht werden sollen. Sehr 
zahlreich sind unter S die Aufsätze beschreibenden Inhalts; gut und 
mit einer trefflichen Karte ausgestattet ist die von einem nicht genann¬ 
ten Verfasser herrührende Abhandlung über die „Schwedischen Eisen¬ 
bahnen“. Fleißige und den Zweck einer Enzyklopaedie richtig erfassende 
Arbeiten sind auch die Abhandlungen von Fimhaber über die „spani¬ 
schen“, von Dietler und Weissenbach über die „schweizerischen“ und 
von Kittel über die „sächsischen Eisenbahnen“. 

Der Buchstabe T beginnt mit einem für eine Enzyklopaedie des 
Eisenbahnwesens wohl etwas zu langen Aufsatze Haußmanns über 
„Tachymetrie“. Die interessante Abhandlung des leider verstorbenen 
Professors Launhardt über „Tarifbildung“ ist meines Erachtens etwas 
zu einseitig auf mathematische Formeln eingestellt. Sehr gut gefallen 
hat mir der Aufsatz von Fink über den „Telegraph!“; er ist -in seinem 
ersten Teil „Telegraphenanlagen“ so knapp als möglich gefaßt und in 
seinem zweiten Teil „Telegraphendienst“ klar und anschaulich ge¬ 
schrieben. Außerordentlich wichtige Abhandlungen sind der Aufsatz 
von Igel über das „Tränkungsverfahren“ und die großen Aufsätze über 
„Tunnelbau“ und „Tunnellüftung“ von Dolezalek, beides Arbeiten aus 
berufenster Feder, die den technischen Benutzern der Enzyklopaedie in 
hohem Maß willkommen sein werden. 

Mit dem Buchstaben U beginnt, abgesehen von einigen kleinen Ar¬ 
tikeln, die schon im neunten Band enthalten sind, der zehnte und 
letzte Band. Er ist in jeder Beziehung vorzüglich redigiert, und es ist 
schwer, aus der Fülle seiner Abhandlungen alles das hervorzuheben, 
was der Erwähnung wert ist. Zunächst eine kleine kritische Bemer¬ 
kung. Der Aufsatz über die „ungarischen Eisenbahnen“ hätte meines 
Erachtens lebendiger geschrieben und mit etwas weniger statistischem 
Material ausgestattet werden können, ohne daß seine Brauchbarkeit 
Schaden erlitten hätte. Sonst aber wüßte ich nichts, was der Kritiker 
an wichtigen Ausstellungen Vorbringen sollte. Von bisher noch nicht 
genannten Verfassern stammen die trefflichen Abhandlungen Heinriche 
über „Verkehrsstockungen“, Bunneisters über den „Verein Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen“, Bodes über „Unfälle“ und „Unfallverhütung“ 
und vor allem Spiros über „Werkstätten“ und „Werkstättendienst“. 
Wohlgelungen und in hohem Maß belehrend sind die zahlreichen Ab¬ 
bildungen, die dieser letzteren Abhandlung beigegeben sind; sie legen 
zugleich auch gewissermaßen ein abschließendes Zeugnis dafür ab, was 
der Verlag für das Zustandekommen des Werks geleistet hat. Der 
„Wagendienst“ und was mit ihm zusammenhängt, hat in Fabiunke einen 
gewandten und durch langjährige Tätigkeit erfahrenen Schilderer ge¬ 
wonnen. Auch den bekannteren Mitarbeitern der Enzyklopaedie gebührt 
ein großes Teil des Verdienstes an dem Zustandekommen des letzten 
Bandes, so v. d. Leyen durch seine Aufsätze über die Bahnen der „Ver¬ 
einigten Staaten von Amerika“, insbesondere die „Überlandbahnen“ und 
durch seine Lebensbeschreibungen bekannter Fachmänner (Ulrich, die 
beiden Vanderbilt, Adolf Wagner), ferner Cauer und Breusing durch 
ihre Abhandlungen über „Verschiebebahnhöfe“ und „Verschiebedienst“, 
Voelcker durch seine schwierige Fragen mit großer Sachkunde und 
Objektivität behandelnde Arbeit über „Verwaltung“, und schließlich Do¬ 
lezalek durch seine Arbeiten über „Weichen“ und „Zahnbahnen“. Als 
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berufene Sachkenner lernen wir ferner noch Morhart in seinen Arbeiten 
über „Verkehrsleitung“ und „Verschleppung“ sowie ganz gegen Schluß 
des Werks Steinbiß in seiner gründlichen Schilderung der „Zugvor¬ 
richtungen“ kennen. 

Möge das nunmehr vollendete Werk bei der Schar seiner Leser 
den Nutzen stiften und die Anerkennung finden, auf die es im Hinblick 
auf die auf gewendete Arbeit und die Sachkenntnis seiner Verfasser 
einen wohlbegründeten Anspruch hat! R .... <1. 


Baumann, Adalbert, Dr.-Ing., Kegierungsbaurat bei der Reichsbahndirek- 
tion Karlsruhe: Der Einfluß der Zug stärke auf 
Leistungsfähigkeit und Arbeitsaufwand der 
Verschiebebahnliofe. Ein Beitrag zur Frage wirt¬ 
schaftlicher Betriebsführung. Sonderabdruck aus dem Organ für 
die Fortschritte des Eisenbahnwesens, Jahrgang 1922, Heft 17 
bis 19. Mit 1 Tafel und 28 Abb. im Text. Berlin und Wiesbaden. 
C. W. Kreidels Verlag. Gz. 0,75. 

Neuerdings hat sich ein erfreuliches Bestreben der Eisenbahninge¬ 
nieure bemerkbar gemacht, die verwickelten Betriebsvorgänge auf den 
Verschiebebahnhöfen zu durchforschen. Mancherlei für den Bau und die 
Wirtschaftlichkeit des Betriebs wichtige Erkenntnisse sind dabei gewon¬ 
nen worden. Viele Einzelfragen bedürfen aber noch weiterer Erklärung. 
Zu diesen Fragen gehört auch der Einfluß der baulichen Anordnung und 
der Zugstärke auf die Leistungsfähigkeit der Einzelanlagen der Bahn¬ 
höfe, mit der die Gesamtleistung der Bahnhöfe in engstem Zusammen¬ 
hang steht. Einen Beitrag zur Lösung dieser Frage bildet die vor¬ 
liegende Abhandlung, die auszugsweise die vom Verfasser der Tech¬ 
nischen Hochschule Karlsruhe eingereichte Doktor-Ingenieoir-Arbeit 
wiedergibt. 

Der Arbeitsvorgang an den der Auflösung der Züge dienenden 
Hauptablaufanlagen der Verschiebebahnhöfe ist verhältnismäßig einfach. 
Für die Berechnung der Leistungsfähigkeit dieser Anlagen gibt es leicht 
anwendbare zeichnerische Verfahren. Im Gegensatz hierzu sind die Vor¬ 
gänge bei der Zugbildung mit dem Ordnen der Züge, die sich an den 
Obergängen zwischen Richtungs-, Ordnungs- und Ausfahrgruppen abspie¬ 
len und sich aus einer Reihe von Einzclhandlungen zusamraensetzen, er¬ 
heblich umständlicher. Die Leistungsfähigkeit dieser Übergangstellen 
kann in der Hauptsache nur durch Beobachtungen ermittelt werden. Zur 
Feststellung des Zeitbedarfs bei der Behandlung der Züge hat der Ver¬ 
fasser sehr eingehende Beobachtungen auf zwei großen Verschiebebahn- 
hüfen, dem Flachbahnhof Mannheim und dem Gefüllbahnhof Chemnitz- 
Hilbersdorf angestellt. Die Beobachtungsergebnisse sind von ihm in 
Zugzeitlinien, die die Abhängigkeit zwischen Zugstärke und Zeitaufwand 
veranschaulichen, ausgewertet worden. Jo nachdem, ob es sich um einen 
Verschiebevorgang mit freiem Ablauf oder mit Lokomotive handelt, ist 
die Zugzeitlinie eine Parabel oder eine Gerade. Der veränderliche 
Parameter (p) der Parabel wird von der Art des Verschiebevorgangs 
bestimmt. Die Zugzeitgeraden müssen auf der Zeitachse die Zeit (b) 
ubschneiden, die zur Bewegung eines Zugsr von der Wagenstärke 0. 
d. i. zur Leerfahrt der Lokomotive gebraucht wird. Diese Zeit hängt 
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im -wesentlichen von der Länge des Wegs ab, den die Lokomotive wäh¬ 
rend des Verschiebevorgangs zurücklegen muß. Aus der genauen Ver¬ 
folgung aller auf den Bahnhöfen vorkommenden Verschiebebewegungen 
werden die für die entsprechenden Zugzeitlinien in Betracht kommenden 
„Wertziffern“ p und b hergeleitet und übersichtlich zusammengestellt. 
Durch Zusammensetzung der Zugzeitlinien der einzelnen Teilvorgänge 
läßt sich die Zeit ermitteln, die die vollständige Behandlung eines Zugs 
erfordert. Sehr bemerkenswert ist eine Zusammenstellung der Leistung 
der sogenannten Brennpunkte der Bahnhöfe, d. i. der betrieb¬ 
lich besonders belasteten Übergangstellen zwischen den einzelnen Gleis¬ 
gruppen. Aus dieser übersieht ergibt sich die an sich nicht überraschende 
Tatsache, daß die Gefüllbahnhöfe mit ihren einfacheren Arbeitsvorgängen 
bei der Zugbildung und der Nachordnung der Züge leistungsfähiger als 
die Flachbahnhöfe sind, während bei der Auflösung der Züge beide Bahn¬ 
hofsarten als gleichwertig zu erachten sind. Mit diesem Ergebnis ist 
jedoch nicht die Frage entschieden, ob Gefällbahnhöfe allgemein den 
Vorzug vor Flachbahnhöfen verdienen. Eine solche Schlußfolgerung 
wird vom Verfasser auch nicht gezogen. Sie würde um deswillen schon 
gewagt sein, weil die erwähnten Vorteile der Gefällbahnhöfe bei der 
Bildung der auf den großen Verschiebebahnhöfen überwiegenden Fern¬ 
and Durchgangszügen nur zum Teil ausgenutzt werden können. Ein 
näheres Eingehen auf die Vor- und Nachteile beider Bahnhofsarten würde 
hier zu weit führen. Aber immerhin sollte das Untersuchungsergebnis 
ein Anlaß sein, auch bei Flachbahnhöfen mehr als bisher in Erwägung zu 
ziehen, die zum Ordnen der Nachgüterzüge dienenden Stationsgruppen im 
durchgehenden Gefäll anzulegen, wie dies u. a. schon in mehr oder weni¬ 
ger vollkommener Weise auf den Bahnhöfen Oberkotzau, Kaiserslautern, 
Aschaffenburg und neuerdings in München-Ost geschehen ist. Am Schluß 
der Abhandlung wird gezeigt, wie mit Hilfe der Zugzeitlinien der Auf¬ 
wand an beweglichen Verschieberolten und an Lokomotiven ermittelt 
werden kann. Sehr mit Recht hebt der Verfasser hervor, daß dieser Auf¬ 
wand für die Höhe der Betriebskosten allein nicht ausschlaggebend sein 
kann, weil die Ausgaben für die örtlich gebundenen Bediensteten eines 
Verschiebebahnhofs meist überwiegen. Das für die Gefällbahnhöfe eben¬ 
falls günstige Ergebnis dieser Ermittlungen ist deshalb auch nur mit Vor¬ 
sicht zu verwerten. Ihm muß entgegengehalten werden, daß der Gesamt¬ 
aufwand an persönlichen Ausgaben bei Gefällbahnhöfen nach amtlichen 
Feststellungen mindestens etwa doppelt so groß ist als bei Flachbahn¬ 
höfen. Diesem Mehraufwand steht bei Gefällbahnhöfen mit unmittel¬ 
barem Ablauf aus den Einfahrgleisen natürlich ein wesentlich geringerer 
Verbrauch an Verschiebelokomotiven gegenüber, der einen ungefähren 
Betriebskostenausgleich bei beiden Bahnhofsformen herbeiführen dürfte. 

Ob den auf Grund von Beobachtungen auf zwei einzelnen Bahnhöfen 
gefundenen Zugzeitlinien und Wertziffem allgemeine Gültigkeit bei¬ 
gemessen werden darf, erscheint nicht ganz zweifelsfrei. Dem Ver¬ 
fasser gebührt aber jedenfalls das Verdienst, ein Verfahren gezeigt zu 
haben, das bei der Klärung verwickelter Einzelbetriebsvorgänge wert¬ 
volle Dienste leistet. Die Veröffentlichung kommt auch insofern zu ge¬ 
legener Zeit, als sich die Betriebsbeamten anläßlich der bevorstehenden 
allgemeinen Einführung des Kunze-Knorr-Betriebs über die Leistungs¬ 
fähigkeit der Verschiebebahnhöfe und ihrer einzelnen Teile erneut sorg¬ 
same Rechenschaft ablegen müssen, wenn sie sich vor schwerwiegenden 
Überraschungen schützen wollen. Möge die Abhandlung noch viele Faeli- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



916 


Büchendora. 


leute zur Mitarbeit an den Bestrebungen zur Hebung der Wirtschaftlich¬ 
keit im Eisenbahnbetrieb anregen. Lamp. 


Festschrift des österreichischen Ingenieur- und Architekten-Vereins. 

Aus Anlaß der Feier seines 75jährigen Bestehens herausgegeben. 

Wien, im Mai 1923. 

Von dem österreichischen Ingenieur- und Architekten-Verein ist 
aus Anlaß seines 75jährigen Bestehens eine Festschrift herausgegeben 
worden, die in vorbildlicher Ausstattung die österreichische Ingenieur¬ 
kunst behandelt. Von besonderem Interesse ist der Artikel über den 
Eisenbahnbau in Österreich in den Jahrein 1898—1923. Auch der Aufsatz 
über den elektrischen Vollbahnbetrieb in Österreich und die Abhandlung 
über die Entwicklung des österreichischen Lokomotivbaus in den letzten 
25 Jahren erwecken das Interesse jedes Eisenbahnfachmanns. Brücken¬ 
bau, Städtebau, Bergbau und Automobilverkehr werden in weiteren Auf¬ 
sätzen behandelt und lassen Leben und Schaffenskraft in den österreichi¬ 
schen Landen erkennen. Dr. B. 


Kleinlogel, A., Prof. Dr.-Ing., Privatdozent an der Technischen Hoch¬ 
schule Darmstadt: Rahmenformeln. Gebrauchsfertige For¬ 
meln für einhüftige, zweistielige, dreieckförmige und ge¬ 
schlossene Rahmen aus Eisen- oder Eisenbetonkonstruktion nebst 
Anhang mit Sonderfällen teilweise und ganz eingespannter so¬ 
wie durchlaufender Träger. Vierte, neubearbeitete und stark 
erweiterte Auflage. 1 ) 579 Rahmenfälle mit 1008 Abb. 319 S. 
Berlin 1923. Wilhelm Ernst & Sohn. 

Daß die dritte Auflage der „Rahmenformeln“ bereits innerhalb zwei 
Jahren wieder vergriffen war, ist der beste Beweis dafür, daß das Buch 
einem dringenden Bedürfnis entspricht. Es ist daher sehr zu begrüßen, 
daß nunmehr bereits die vierte Auflage vorliegt, und in ihr die Rahmen¬ 
formeln nicht nur neu bearbeitet, sondern sogar stark vermehrt wurden. 
Insbesondere ist in den Abschnitten über einhüftige Zweigelenkrahmen mit 
einseitig gebrochenem Querriegel, über zweistielige Zweigelenkrahmen 
mit doppelt gebrochenem Querriegel mdt und ohne Kragarmen, über zwei¬ 
stielige eingespannte Rahmen mit satteldachförmigem Querriegel mit und 
ohne Kragarmen, über geschlossene Dreieckrahmen mit statisch bestimm¬ 
ter Lagerung und über geschlossene Rechteckrahmen mit Flächenlage¬ 
rung eine große Anzahl neuer Rahmenformen hinzugekommen. Da¬ 
durch ist die Zahl der möglichen Fälle beinahe voll erschöpft und die 
Benutzbarkeit des Werks -wesentlich erhöht. Sehr wertvoll sind die am 
Schluß eines jeden Kapitels besonders aufgeführten Formeln für den 
Einfluß des Wärmewechsels, bei dessen Berücksichtigung in der Be¬ 
rechnung eine höhere Beanspruchung des Baustoffs zu ge lassen ist. Auch 
der Anhang hat durch die Aufnahme der durchlaufenden Träger eine 
wesentliche Bereicherung erfahren. 


’) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1921, S. 1243. 
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Allen Bearbeitern von Rahmenbauten wird daher die neue Auflage 
des Werks noch mehr als die bisherig«! Auflagen eine wertvolle Hilfe 
bei der Entwurfsaufstellung und Berechnung sein. Hü. 


Dörr, H., Dr.-Ing., Prof, am Staatstechnikum in Karlsruhe: D i e Stand¬ 
sicherheit der Masten und Wände im Erdreich. 
41 Abb. Berlin 1922. W. Ernst & Sohn. 

Da die im Schrifttum) über die Standsicherheit von Masten und 
Wänden bisher bekanntgewordenen Versuche und Berechnungsweisen 
den Verfasser nicht befriedigten, hat er in vorliegendem Werk eine Lö¬ 
sung dieser Aufgabe mit‘einfachen Mitteln versucht. Mit Recht ist da¬ 
bei sein Streben, nicht etwa mathematisch genaue Ergebnisse zu erzielen, 
sonden: mit Rücksicht auf die als Berechnungsgrundlage zu wählenden 
Näherungs- und Grenzwerte Lösungen zu suchen, die für die praktische 
Verwendung so einfach wie möglich sind. In den ersten acht Abschnitten 
werden zunächst theoretisch folgende Fälle behandelt: Der einfache ge¬ 
rade Stab iim Boden unter der Wirkung eines wage rechten Spitzenzugs, 
Nute mit oben verbreitetem Fuß, Beanspruchung des Fundaments auf 
Verdrehung, der Stab mit fester Stützung in der Erdoberfläche, der 
Stab mit festem Stützpunkt über der Erdoberfläche, die Stützwand unter 
einseitigem Druck, lange Pfähle im Erdreich, die durch wagerechten Zug 
belastet sind und Fundamente, die auf senkrecht nach oben wirkenden 
Zug beansprucht sind. Diesen Darlegungen folgt im neunten Abschnitt 
eine Beschreibung seiner eigenen Versuche und eine Gegenüberstellung 
der praktischen mit den theoretischen Ergebnissen. Hier wird der rich¬ 
tige Beweis erbracht, daß, solange keine bleibenden Verdrückungen des 
Bodens eintreten, die theoretischen Schlüsse durch die praktischen Ver¬ 
suche bestätigt werden. » Hü. 


Börner. Statische Tabellen, 8. Auflage, Berlin 1923, Wilhelm 
Ernst & Sohn. Preis gebunden: Grundzahl 4,8. 

Vor uns liegt die 8. Auflage der beim wissenschaftlichen Arbeiten 
wie beim praktischen Gebrauch bewährten Tabellen. Leider findet die 
Benutzung des Werks für das Gebiet der Reiohebahn deswegen eine 
Einschränkung, weil die neu herausgegebenen Vorschriften des Reichs¬ 
verkehrsministers über die Berechnung eiserner Eisenbahnbrücken noch 
nicht berücksichtigt worden sind, wenn auch ein Teil der neuen Vor¬ 
schriften in dem Werk zur Veröffentlichung gebracht worden ist. 

Im übrigen ist immer wieder die klare Anordnung und faßliche 
Darstellung besonders der Ergebnisse der Festigkeitslehre zu loben. 
Der Verlag hat es verstanden, das Werk in friedensmäßiger Ausstattung 
herauszubringen. Dr. Baumann. 
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Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

and aus verwandten Gebieten. 


Andersen. Der Primtgüterwagen auf den deutseihen Eisenbahnen. Jena 1923. 

Blum, Baamann, Hasse. Der Eise©ibahinwagenbau. Sonderausgabe der Verkehrs- 
technischen Woche. Berlin. 

Handbuch der Ingenieur-Wissenschaften. Leipzig 1923. 

3. Hannoverscher Hochschultag, 12. und 13. Januar, der hannoverschen Hochschul¬ 
gemeinschaft. Hamnovcr, Mai 1923. 

Knoblauch, Raisch, Hausen. Tabellen und Diagramme für Wasserdampf, bereclh- 
net aus der spezifischen Wärme. MiiLnchem und Berlin. 

Kröhnke-Seifert. Absteckung von Bögen. Leipzig 1923. 

österreichisches Jahrhuch 1922. Nach amtlichen Quellen. 4. Folge. Wien 1923. 

Schachert. 1873-4923. 

Schnitze, Ernst, Professor. Organisatoren und Wirtscbaftsf(ihrer. Leipzig 1923. 

Warneyer. Jahrbuch der Entscheidungen. 21. Jahrgang. Berlin 1923. 

,Weg?ele. Die Linienführung der Eisenbahnen. Leipzig 1923. 


Zeitschriften. 

Annales des pont et chaussees. Paris. 

98. Jahrgang. März/April 1923. 

Le pont Candelier, pont rail eil beton arme sur la Sambro. — Le Rhone 
et son utilisatioik. 

Der Bauingenieur. Dresden. 

4. Jahrgang. Heft 14. Vom 31. Juli 1923. 

(14:) Stoßwirkungen ‘bei eisernen Eisentbahmbrückon. — Grenzen der 
Ausnutzung der Verfestigung dos Flu Beiseins in Eisenbauwerken. 

Di© Bautechnik. Berlin. 

1. Jahrgang. Heft 28—38. Vom 29. Juni bis 7. September 1923. 

(28:) Zweck und Bedeutung des elektrischen Stellwerks in betrieblicher 
und wirtschaftlicher Hinsicht. — Festigkeitsversucho mit geschweißten 
Schienenstößen. — (30:) Elektrisch betriebene Schranken* — (31:) Der 
Geschäftsbericht der Doutst heu Reichsbahn über das Rechnungsjahr 1921. 
— Zweigleisige Eisenbahn brücke über die X ynga rasch lucht. — (34:) Der 
Lastkraftwagen im Wettl>ewerb mit der Eisenbahn. — (35—36:) Das 
Ingenieur bau werk in seiner Umgebung. — (3^:) Vorschlag für ein ein- 
heit liebes Brückenlager. — Versink bare Bau werke. 

Beton und Eisen. Berlin. 

22. Jahrgang. Heft 15/ Vom 5. August 1923. 

(15:) Durchlässe in Eisenbeton für Eisenbahnen. 
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Kote der Verkehrsanstalten. (Weetnik putei ssoobschtstemija.) Ausgabe des Volks¬ 
kommissariats der Verkehrsa/nstalten. Moskau 1923. 

2. Jahrgang. Heft 17—24. 

(17:) Zur Frage, der Reform des •zurzeit bestehenden. Systems der Per- 
sonentarife. — Über Eisemturife. — Der Kampf mit dom Fehlen von 
Gütern und Gepäckstücken. — SeIbstgewInnung von mineralischem Heiz¬ 
material durch den Transport. — (18:) Zur Frage über den Ausgleich 
der Abrechnungen über die Beförderung für die Ressorts. — (18 u. 19:) 

* Die Entwicklung «der Beförderung von setoeü verderblichen Gütern und 
Maßnal lmen zu deren Erhöhung. — Kurzer Überblick über den Verkehr 
auf d)en Wasserwegen während d«er Navigationsperiode 1922. — Versuche 
einer Normierung der Arbeitskräfte auf dem Flufiverkehr. — Zur Frage 
des Betriebs auf den Bahnen der dritten Kategorie. — (19:) Die Be¬ 
deutung des Budgets des Volkskommissariats dier Verkehns-AnstaJten im 
allgemeinen Reichsbudget. Eine heranreifende Frage (das Verfügungs¬ 
recht über die Überschüsse). — (20:) Die Rolle und 1 Bedeutung des 
Transports im Güterverkehr und die Wiederherstellung der Volkswirt¬ 
schaft der rußsisch-^zialiötiseb-föderativeai Sowjet-Republik. —- Zum 
Budget des Transports für 1923—1924. — (20 u. 21:) Zur Frage der 
Wiederherstellung der Flußflotte. — (20:) Eine Revision der Eisenbahn- 
diirektionen durch eine besondere Kommission des Ssowet Trudy i Obo- 
rony (Arbeit und Verteidigung). — (21:) Selbstkosten des Betriebs der 
Nord-Wost-Bahnen. — Das Bedürfnis des Transportg an Heizmaterial und 
die Nafta im EmbaHGebiet. — Zur Frage der Eisenbahntarife. — (22:) 
Die wirtschaftlichen Grenzen der Preissteigerung für Donez-Kohle und 
eine Untersuchung der Rückwirkungen dieser Preissteigerung. — Zur 
Frage über die Einteilung des Eisenbahnnetzes in 3 Kategorien. — Der 
Ortsverkehr des Wolgabassi ns und seine wirtschaftliche Bedeutung. — 
(23 \u 21:) Über den Einfluß der Eisenbahntarife und der Wasserfrachten 
auf die Volkswirtschaft. — (24:) Die Finanz Wirtschaft des Transports 
und das Finanz-Kont roll-Komitee. — Die Ergebnisse der Anwendung der 
neuen Methoden der Verrechnung der Eisenbahn-Beförderungsmengen. 
— Aus Anlaß der Anwendung der neuen Tarife für den Was serverkehr. 
— Reorganisation des Volks-Kommissariats der Verkehrs-Anstalten. 

Braunkohle. Halle. 

12. Jahrgang. Heft 12—20. Vom 23. Juni bis 18. August 1823. 

(12:) Bahn- und Wasserfrächten. (14:) Die Werkswohnung im gelten¬ 
den Recht. — Verschiebung der Wottbewerhsverhältnasse zwischen dem 
Mitteldeutschen Braunkohlengebiet und dem Westfälischen Steinkohlen- 
bzw. Rheinischen Braunkohlengcbiet seit 1911. — Die Braunkohlenvo:*- 
räte Deutschlands. — (18:) Betrachtungen über die zukünftige Ent¬ 
wicklung der Absatzverhältniss© für dio Braunkohle. — (19:) Mn.sscn- 
förderung in Abraumbetrieben. — (20:) Über die Herstellung und Ver¬ 
wendung von Trock rubra unkohle.. 

Deutsch© Bauzeitung. Berlin. 

57. Jahrgang. Nr. 57. Vom 18. Juli 1923. 

(57:) Die Eisenbahnen 1 lallen.«. 

Deutsch© Wirtschaftszeitung. Brrlin. 

20. Jahrgang. Nr. 29. Vom 17. Juli 1923. 

(29:) Wien als Transit platz und Freihafen. 
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Dm Eisenbahnwerk. Beriin. 

Jahrgang 1923. Heft 12 — 16. Vom 23. Juni bis 16. August 1923. 

(12:) Dag deutsch« Eisenbahnwesen der Gegenwart. — .Uber Auftrags 
nummern bei Eisenbahn Ausbeeserang^^ — Kugellager statt Gleit¬ 

lager für schnellaufende Maschinen». —■ Neuzeitliche Entltiftung van Loko¬ 
motivschuppen. — (13:) Arbeitsverfahren für das Ausmeeseu der Rah- 
men. — Feetiegen und Berichtigen der Achsanitten, sowie übertragen der 
Achslager. — Stangen- und Zapfemnaße bei der Lohomoti vausbeeserung. 
— Psychologie bei Zeitstudien in der Dreherei. — Normen im Edsehbahn- 
wagenbau. — Betriebs- und Werkstättendienst. — Kleinste Werkstätten 
mit größtem Betrieb. — (15:) Betrachtungen über Zeitlohn und Ge¬ 
dingearbeit. — Registratur und Kanzleieinrichtung in Eisen bahnausbee- 
eerungswerken. — Dos Eincsdeben und Lösen von Stehbolzen ibei Loko- 
motivikessseln. — (16:) Wirtschaftliche Ausnutzung von Werkzeug¬ 

maschinen. — Der Austauschbau von Verbandtegüterwagen. — Meßlehre 
zum Herstellen und Prüfen <fer Koibenschiebertiberdeckungien an Ileiß- 
dampflokomotiven. 

Eisenbahn und Industrie. Wien. 

30. Jahrgang. Heft 7—8. Juli/August 1923. 

(7 TL 8:) Die erste elektrische Gobirgs-Schnel1 zugsJokomotive der öster¬ 
reichischen Bundesbahnem 

Eisenbahn- und verkehrsreohtliche Entscheidungen and Abhandlungen. Berlin. 

39. Band. Heft 3. 1923. 

(3:) Ablieferung von Eieerahahngütern an Nichtberechtigte. 

Der elektrische Betrieb. München. 

20. Jahrgang. Heft 12 — 15. Vom 24 Juni 1923. 

(12:) Vorschläge zu Uufallverhütningsvor Schriften für elektrische 
Straßenbahnen'. — (13 u. 14:) Das Doppeluetz deg New Yorker Schnell¬ 
verkehrs. — (16:) Einmann-Straßenbahnwageii. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

41. Jahrgang. Heft 25 — 34. Vom 24. Juni hie 26. August 1923. 

(25:) Die erste elektrische Gebirgs-Schnellzugs-Lokomotive der öster¬ 
reichischen Bundesbahnen. — (32:) Elektrische Erstfahrt auf der Teil¬ 
strecke Innsbruck—Telfs der Arlberghahn. — (34:) Der gegenwärtige 
Stand der elektrischen Zugförderung. 

Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

44. Jahrgang. Nr. 28—33. Vom 12. Juli bis 16. August 1923. 

(28:) Zw;illingsmo t or oder Einzelmotor für Vol lbahnlokomo tiven, ins¬ 
besondere Einphasenlakomotivein mit Einzelaohsenantrieb. — (33:) Er¬ 
gebnisse im Verschubdienst mit Akkumulatorlokomotive auf den . öster¬ 
reichischen Bundesbahnen. 

Engineering. London. 

Band 65. Nr. 2996—3006. Vom 1. Juni bie 24. August 1923. 

(2996:) The government s new workmen’s compensation bill. —> British in- 
dustry and tho Ruhr. — (2999: ) The uso of steam at extremely high pres- 
sures. —* Intensive locomotive Operation. — (3001:) 4-8-2 type locomotive 
for tfoo Denver and Rio Grande Western Railrood. — (3004:) Tramway 
traffic control. — The inland tnamsport of refrigerated produce. — Railway 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Bücherschau. 


921 


pragress in Palestino. — (3005:) Main lLne Railway ekctnificataon. — The 
port of Laudon. —* (3008:) The P-enineular and Oriental liner „Mongolin “. 
— Fourdrcylinder 4-6-0 type locomotive; Great Western Railway. 

Giomale des genio civile. Rom. 

61. Jahrgang. Band 6. Vom 30. Juli 1923. 

(6:) Deila sistemaziome dei ponti metallioi sulle linee ferroviarie dello 
ötato, parti(x>larmente in relazione aJTeXferci«zio. 

Glasers Annalen. Berlin. 

47. Jahrgang. Band 98. Heft 1—3. Vom 1. Juli bis 1. August 1923. 

(1:) Die Tätigkeit des Eä€^oabahi> Zentralamt s und des Lokoraotivver- 
sudhsamts auf dem Gebiet der Versuche mit Dampflokomotiven seit 
1914. — Die ersten Kühlwagen der Deutschen Reichsbahn und ihre Be¬ 
deutung für dlie Lebensmittel Versorgung Deutschlands. — Der Aus¬ 
tauschbau bei Eisenbahnwagen. —• Schmutswasserbeeeitigung auf Eieen- 
bahnanlagen ohne KanahsationsajischluB. — Elektrischer Vorortverkehr 
in Paris. — (3:) Eisenbahnfahrzeuge aus Eisenbeton. — Die zentrale 
Rauchabführung in der Schmiede der Hauptwerkstätte Göttingen. — 
Laufschiene und Randauflager für unterteilte Drehscheiben und für 
Schi ebebühnen. 

Globus. Prag, 

Jahrgang 4. Nr. 25—34. Vom 21. Juni bis 23. August 1923 

(25:) Die Wirkung von Zwischenerledigung im Reklamationsverfahren 
auf die Hemmung der Verjährung. — (29:) Das Zollverfahren im Möbel- 
wagenverkehr. — (30:) Zur Frage der Transportsteuer. — (31—32:) 
über die Anwendbarkeit des § 57 EjBJt. —4 Haftung der Bahn bei Auf¬ 
gabe einer Sammlung in unverletzten Fässern. — (34:) Grundpreise und 
Indexziffern in den deutschen Eisenbahntarifen. 

Ingenieur-Zeitschrift. TeplitzrSchönau. 

3. Jahrgang. Heft 17—18. Vom 16. bis 30i August 1923. 

(17:) Wilhelm Schmidt und Hugo Lenk, die Vollender der Dampflokomo¬ 
tive. — (18:) Das Elektrisch weiden der Bahnen in Schweden. — Eisen- 
bahnfemgeßpräcbe. 

De Ingenieur. Haag. 

38. Jahrgang. Nr. 26—32. Vom 30. Juni bis 11. August 1923. 

(26:) Openbare werken in China, in hot bijzonder de Lunghai haven en 
spoorweg. — (31:) De nieuiwe regeting van het toozieht op de spoor- 
wegeu. — (32:) Bet Suez-kanaal in 1922. 

International Railway Journal. Haag. 

1923. Nr. 4—6. Juni biß August 1923. 

(4:) Ourrent consumption of eleotrioally driven trains. — (und 5:) The 
electrical Railways of tho world. — (5:) The importanoe of the German 
State Railway as a factor in the reparation Problem. — Gauge« of light 
Railways. — (6:) Feed-water heaters for locoraotives. 

Die Lokomotive. Wien. 

20. Jahrgang. Heft 7—8. Juli/August 1923. 

(7:) Die österreichischen Umfbaulokomotiven. — Esslinger Engerthloko- 
motiv-en — Ein Beitrag zur österreichdschon Lokoraotivgeechiclite. — 
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Erfahrungen mit Ilolzfeueniiug auf norwegischen Lokomotiven. — Der 
Lokomotiv- und Waggonbau im Arbeitsplan des Vereins Deutscher 
Eisenbahn'Verwaltungen. — (8:) 2C1 I lei Iklampf-Person enzug-T ender- 

lokomotive, Reihe 629 der Oe. B. B. — 2 C 1 Hedßdampf-Zwillings-Per- 
sonenzug-Tenderlokomotive, Reihe 354 der t sc Jiecho-slowakischen St, B. 
— Übersicht aller Engertlilokomotivon. — Gedanken über die Ausbil¬ 
dung schwerer Schnellzuglokomotiven. — 1 D Heißdiunpf-Güterzugloko- 
motiven der rumänischen Staats bahnen, 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 

78. Jahrgang. Heft 4—5. Vom 15. April bis 15. Mai 1923. 

(4:) Verkehrssteigerung und Wirt sc.dxaftlich.keit bei Verkehrsunterneh- 
mungen. — Neuzeitliche Bearbeitung von Radsätzen. — übergangsbogen 
in Eisenbahngleisen. — Antrieb für elektrische Lokomotiven mittels 
KuppeLstangen. —* Lademaßo mit selbsttätiger Auslösevorrichtung. — 
Fra/nzösische Kongobahn. — Die Welt Vorräte an Kohlen und Eisenerz. 
—• Abtscho Klappbrücke der Wabash-Bahn über den roten Fluß zu Do- 
. troit. — Anlagen zum Bekohlen und Verladen von Asche der London- 
und Nordwest-Bahn in Crewc. — »Schwellentränke der New York-New- 
luavoib- aiixl Hart Ford-Bahn in Cedur Hill. — Verbesserungen im Lokomo- 
tivbau. — Neues aus dem Lokomotivbau im Jahr 1922. — Selbsttätige 
Schmierung für Eisenbahnfahrzeuge. — Verbesserte Blasrohr Wirkung. — 
Elektrischer Heizkessel für Eisenbalin i züg-e. —2 B-Hoißdampf-Zwillings- 
Schnellzuglokoniotive der Sao Paulo Bahn Brasilien. — A-E. ITcißtlampf- 
Güterzug-Tenderlokomotive der Gewerkschaft Altenhurg TI in Gileiwitz. 
(5:) Dais elektr. Schweißen bei der Werkstat teniinspektiou Ingolstadt. — 
Über die Ühcrlastungsfähigkeit der Dampflokomotiven. — Elektrische 
Spille für Verschiebe- und W<*rkst ;i t tend ienst. — Geschieht liehe Lokomo- 
t iven der Grcat-West ern-Eisoiibahn. — Licht raumuingrenzung für 
elektrische Bahnen. 

Praktische Psychologie. Leipzig. 

4. Jahrgang. 9. Heft. Vom 28. Juni 1923. 

(9:) Über Unfallversicherung und Psycho toelinik. 

Railway Age. New York. 

68. Jahrgang. Nr. 28—30. Vom 16. bis 30. Juni 1923. 

(28:) The mcchanical div.ision convention. — A unique Convention. — 
Car and locomotive oixlres. — Get moro out of the designer. — Is a 
central tie inspoction buneau feasible. — Mcchanical division annual 
meeting in Chicago. — New designs of freight cars for the Santa Fe. — 
Employee representatives elected on Pennsylvania. — Organized eo-opera- 
tion on the Kail road s. — Mechanical parta of clectric locomotives. — 
Repair shop has all facilities under one roof. — Tr ans verse foroes in 
siele framos. — Locomotive tests on the M. N. C. & St. L. — Roducing 
the corrosioiL in steel cars. — Strengt he ming the morale of Supervisor y 
forces. —- Tender booster inoreases tonnage 31 percent. — High mpacity 
ore cars for tho Great Northern. — IIow ono Road has recovered from 
shop strike. — What a small shop mean-s >at engino terminal. — Impro- 
ved equipment, condition assists Operation. — Milk car for tlie Boston 
& Maine. — Locomotives for the Virgin ion. — Great Northern train 
control committeo reports. — A weakness of Railroad organiaation. — 
Broad stroet train sIhmI destroyed. — Heavy passengcr movement of 
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sliriners to Washington. — I. C. C. acoounting and 1 Statistical requirc- 
ments. — Colorado Southern an exception in Colorado. — M. of W. wage 
incroase hearing beging. —- Record car loadang accomipanied. — Agitation 
agaiiitftRailroadsajia.&sault onall.busiiuess. — Zapon Vestibüle curtains.— 
(29:) Two important valuation devisdons. — An important assoeiatiön and 
it? opportunities. — New Mailet shop Las interesting features. — Board 
condemns labor poliey of P. R. R. — Railway aocounting officers meet at 
Ricbmond. — Safety rulcs for higliway Crossing?. — New York oentral 
earnings justify 7 per cent. — Progress mado on A. R. A. 
traiüsportation program. — Suprenio court again discusses vahrn- 
tion mcthods. — Superintendents diseuss many operating Problems. 
— New eoaling Station inixes fuel automatically. — (30:) Pre¬ 

sident Hardiug on Railroad eomsolidations. — Rapid progreös 
heilig made on castleton out-off. — More Ro-adts grant wage incrcases. — 
President Harding urges consolidiation. — St. Louis Roads co-ordinate 
Rail and inotor Service. — Authority for Yirginian extension to new 
iu-ines denied. — Eric ix 1 places <ste>el contact wire with bronze. — Union 
Pacific* holds safety rally at Green river, Wyo. — Roads present data 
supporting puHmann surcharge. — Traffic studies show need of balanced 
budgetis. — Quick restoration of wire servico at broad Street Station. — 
Vauclain dlscusses transportation Situation. — Train control Installation?. 
— The super int endents at Kansas city. 

Revue generale des chemins de fer et des tramways. Paris. 

42. Jahrgang. Nr. 1. Joili 1923. 

Note 3\it rölectrification des cheinLna de fer du Midi. — Locomotive 
„Pacific“ k surchauffe de ila compagiuie d'Orleams. — Statist ique des 
cheanins de fer dos Etats-Unis pour les exercises de 1911 et 1921. 

Nr. 2. August 1923. 

Note sur relcctrifh ation des chiemins de fer du Midi. — Le plan 
dameriageinont des eh ein ins de fer dans les colonies francaises. — Le? 
r£sultats de l’exploitat ion des cinq grandes compagnies des chemins de 
fer en 1922. 

Los Transportes. Madrid. 

5. Jahrgang. Nr. 114—118. Vom 15. Juni bis 15. August 1923. 

(114:) Transformation beneficiosa. — Locomotoras de gran potencia, tipo 
Nostodont. — (115:) Alistamiemto de ferroviarios para el Rhur. — (116:) 
Ferrocarriles francoses. — Prörroga de la subida de tarifas. — Las 
divisdonee de ferrocarriles. — El nuovo metodo de transporte. — Mejieo 
electrifica un ferrocarril de gran pendieaito. — (117:) Peticiones de rebaja 
de Las tarifas ferrocarriles. — (118:) El nmevo r6gimen de ferrocarriles 
implantado en Inglaterra. — El consejo frances de ferrocxiTiles, trabaja. 
— Los ferrocarriles des estado argentino y los de toda la Amöriea latina. 
— El ferrocarril Panainerioano. — De elcctrificacion ferroviaria. 

Verkehrs technik. Berlin. 

40. Jahrgang. Heft 26 —35. Vom 29. Juni bis 31. August 1923. 

(26:) Erhob liehe Betriebskosten-Ersparnie bei Dampflokomotiven. — 
Untersuchung an einer Stell werk preßluftanlage. — Vom Bostoner Straßen- 
und Hochbahn verkehr. — (27:) Kohlenpreiae und Eisenbahntarife. — Der 
Lastkraftwageiiiverkc.hr an der neuen KraftfahrzeugverordTiung. — Die 
neue Ringsehmierung für Laufachsen von Bahnwagen. — Eisenbahn- 
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bau in Südafrika. — (28:) Wirtschaftlichkeit im Eisenbahnbetrieb. — 
Die Straßenbahnen und Omnibusse in Paris. — 50 Jahre Ealberstadt- 
Blankenburger Eisanibahngeeedlschaft. — (29:) Verbesserungen alter 

Strabeubahiiiah^aclialt>er. — Freibleibende Tarife -bei Eisenbahnen im 
Personenverkehr. — Feldbahnen alg Zuibringer zur Eisenbahn. — (30:) 
Erfahrungen mit dem Einmann wagen. —* Betriebsausigaben der Stnaßen- 
und Vorortbahnen im Ausland vor und nach dem Krieg. — Kartei¬ 
anlage für Fachliteratur. (31:) Ausbau des Werkstatt-Förderwesenß. — 
Wertbeständige Eisenbahntarife. — Linienführung und Umstedgetarife 
im Straßenbahnverkehr. — (32:) Die Elektrisierung des dninenstädtisoben 
Güterverkehrs, eine Aufgabe für unsere Straßenbahnen. — (33:) Grund¬ 
sätze für die Überhöhung der äußeren Schiene in Krümmungen. — Vor¬ 
schläge zur Verbesserung des Werket ättenbetriebe. — Abbau amemkani- 
scher Eisenbahnen. — (35:) Kohlenpreiee und Eisenbahntarifie. —- Grund¬ 
sätze für die Überhöhung der äußeren Schiene dn Krümmungen. — Groß- 
kürbel wagen für Massengut — Wie beeinflußt die Zahl der 'beförderten 
Personen den Fahrpreis einer Straßenbahn. 

Verkehrs technische Woche. Berlin. 

Jahrgang 17. Heft 25/26 — 33/34. Vom 25. Juni bis 20. August 1923. 

(25/26:) Die Krisis der Weltkohileniwiirtachaft. — Chinesische Eisen¬ 
bahnen. — Der Streik der Edseuhahuarbediter und Kohlenbengleute in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika. — Der elektrische Fernzugbetrieb 
der Deutschen Reichsbahn und ihrer Nachbaxibahnen. — (27/28 u. 29:) Die 
Oberweißbacher Bergbahn. — (27/28:) Luftpost — Abbau dies Eisenbahn¬ 
netzes in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. — Motorbetrieb auf 
den dänischen Eigenbahnen. — Die Fehmamlinio und der Hafen Rodby auf 
Laaland — Zulassung und Entziehung des Priva tauschlusse9. — Be¬ 
sondere Anitriebsformen für Anschlußgleise. — Mitbenutzung von Privat- 
anBchlüssem durch Dritte. — (29/30:) Brückemumbauten zur Einführung 
elektrischer Zugförderung auf Vollbahnen. — Die Entwicklung des deut¬ 
schen Seekabelwesens. — (31/32:) Ist die Erhöhung der Geschwindigkeit 
im Güterzugbetrieb wirtschaftlich? — Umschlagserleichterungen an 
Wasserstraßen. — Wirtschaftliche Zugbeleuchtung. — (33/34:) Kraft¬ 
quellen und Verkehr als bestiim/miendie Faktoren für deutsche Wirtschafts¬ 
gebiete. — Die panamerikanische Eisenbahn. — Beanspruchung der Zug¬ 
vorrichtung in sehr scharfen Eisenbahnkurven. — Der Ruck beim An¬ 
halten von Eisembahnzügen. 

Die Wasserwirtschaft. Mlinabem 

16. Jahrgang. Nr. 15. Vom 1. August 1923. 

(15:) Elektrische Enstfabrt auf den österreichischen Bundesbahnen. 

Weltwirtschaftliches Archiv. Kiel. 

19. Band, Heft 3. Juli 1923. 

Die Wettbewerbslage der deutschen Welthäfen. 

Wirtschaft und Statistik. Berlin. 

3. Jahrgang. Nr. 12. Vom 2. Juni 1923. 

Die Eisenbahnen wichtiger Länder vor und nach dem Krieg. 

Wirtschaftliche Nachrichten aus dem Ruhrbezirk. Essen. 

4. Jahrgang. Nr. 10. Vom 1. Juli 1923. 

Die Garantien der deutschen Wirtschaft. — Das Ideal eines Geldes von 
unveränderlichem Wert. 
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Wochenschrift für deutsche Bahnmeister und Eisenbahn-Ingenieure. 

40. Jahrgang. Nr. 29—32. Vom 22. Juli bdg 12. August 1923. 

(29:) Der Zweck und die Ursache der verschiedenartigen Anwendung 
der elektrischen und mechanischen Sperren. — Die Reiofoseisenbahn als 
Grundbesitzer. — Ist die Gedingearbeit in der Bahnunterhaltung wirk¬ 
lich wirtschaftlich? — (32:) Wie hoch sind die künftigen Ahechreilbun- 
gen der Reichsbahn Verwaltung als kaufmännisches Unternehmen zu be¬ 
messen? — Hilfsmittel ibei der Gheisunterhaltung. 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Architekten-Vereins. Wien. 

75. Jahrgang. Heft 25 bis 84. Vom 29. Jund bis 31. August 1923. 

Der drahtlos-telegraphische und' -telefonische Verkehr zwischen Erde 
und Flugzeug. — (31—32:) Eröffnung des elektrischen Teilbetriebs 
auf der Aribergbahn. — (33—34:) Die Lösung der Eisenbahnlagerfrage 
durch das SKF sphärische Rollenlager. — Untersuchungn über Lager¬ 
metalle für den Eisenbahnbetrieb. 

Zeitschrift für Bahn- und Bahnkassenärzte. 

18. Jahrgang. Nr. 4. Juli 1923. 

Über die zukünftige Stellung der Bahnärzte und über die Tuberkulose¬ 
fürsorge. 

Zeitschrift für Bauwesen. Berlin. 

73. Jahrgang. Heft 1—3. 1923. 

Der viiergleisige Ausbau der Eise nihabnst recke Minden—Ilanun. 

Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahntransport Bern. 

31. Jahrgang. Juni 1923. 

Konferenz für die Revision des I. Ü. vom 14. Oktober 1880 und der 
Anlage 1, sowie für die Ausarbeitung eines I. Ü. über die Beförderung 
von Personen- und Reisegepäck. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisefibahnverwal tragen. Berlin. 

63. Jahrgang. Nr. 25 bis 36. Vom 21. Jund bis 6. September 1923. 

(25:) Zusammenarbeit zwischen Eisenbahn und Kraftwagen. — Neu¬ 
organisation der österreichischen Bundesbahnen. — Über Xachkriegs- 
aufgaben im Verkehrswesen. — (2ö:) Die finanzielle und wirtschaft¬ 
liche Lage der ungarischen Staatababnen. — Die Petersburg—Ttybinskcr 
Eisenbahn. — Die Elektrisierung der schwedischen Eisenbahnen vom 
Tarifstandpunkt. — (27:) Ist die Erhebung der Verkehrsteuer bei 
Straßen- und Kleinbahnen noch berechtigt? — Die finanzielle und wirt¬ 
schaftliche Lage der ungarischen Staatsbahnen. — Der ständige Aus¬ 
schuß des Vereins Deutscher EisenbahnVerwaltungen für Angelegen¬ 
heiten der gegenseitigen Wagenbenutzning. — Verkehr mit dem besetz¬ 
ten Gebiet. — Gültigkeit der Fahi^heinhefte des Mitteleuropäischen 
Reisebüros. — Schweizerische Sohlelppschi f fah rt s-Genos9eaisoha.ft. — 
Elektrisierung der französischen Eisenbahnen. — Italienische Staats- 
bahnfiiwinzen. — (28:) l>rahtloso Telefonie im Verkehr mit fahrenden 
Zügen. — Ein neues Frachtstundungsverfahren. — (u. 29:) Behandlung 
der K ostibarkeiten im Eisenbahnverkehr. — (28:) Der österreichische 
Teil voran schlag 1923 für das Verkehrswesen in der Vollversammlung 
Nationalrats. — Neuordnung der Bundesbahnen. — (29:) Das deutsche 
Eisenbahnwesen der Gegenwart. — Haftet eine Haupt- oder Neboneisen- 
balm für Verlust den Guts auch aus dom vom Absender mit einer an* 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1 0^3. 60 
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schließenden Kleinbahn geschlossenen Frachtvertrag? — Vorschläge für 
die neue Wiirtschaftsbucbuog in den Eisen bahnausbesae^ungewerken. — 
Die Reform der Dienet- und Ruhezeiten bei den österreichischen Bundes¬ 
bahnen. — (30:) Dritte Revisionskonferenz des Internationalen Überein¬ 
kommens »über den ELsenbahnifraclitverkehr. — Haftung der Eisenbahn für 
Vertust des Guts infolge unrichtiger Zustellung des Benachrieht igungs- 
Schreibens durch die Post, — Die Verstärkung der Brücken über die Tri* 
sanuer Schlucht. — (81:) Die subjektiven und objektiven Selbstkosten 
sowie die praktischen K&lkulationsgrundlageii in der Reichsbahn-Tarif- 
polifcik. —• Beschlüsse der Ständigen Tarifkommission. — Vorschläge über 
dio Behandlung des Lehrstoffes Stenographin bei der Eisenbahn Verwaltung 
zwecks späterer nutzbringender Verwendung im Dienst. — Elektrisch© 
Erstfahrt auf der Teilstrecke Innsbruck—Telfs der Arlberglinie. — Der 
Entwurf eine« Anleihegiejsetjzes zur Bereitstellung von Mitteln für Klein¬ 
bahnen. — (32:) Die Dezentralisation der Ta ri fangelegen heilen im Aus¬ 
land. —« Bildung eines W.irischaftskörpers. — österreichische Bundes¬ 
bahnen. — Fahrpreisermäßigungen. — (33:) Sicherungsanlagen im Eisen¬ 
bahnbetrieb. — Anwendung von Tarifäudcrungen auf Sendungen während 
des Tramsi>orts -bei Umkartierung (Umbehandlung). — Der Erfolg des 
neuen AschaffembuTger Hafens. — Dfie W.i rtsch aftBaruse i chten der 
russischen Eisenbahnen. — (34:) Der Schaden der Ruhrbesetzung 

für die Deutsche Reichsbahn. — Die Eisembahnfnachton von den polnischem 
Holzversandstationen nach Königsberg und Danzig nach dem Stand vom 
1. August 1923. —* Maschinenarbeit in der Gleisunterhaltung. — Di© Glie¬ 
derung einer englischen Eiv-enibahmgcselLsihaft. — (35:) Zur Hebung der 
Verkehrsleistungen auf den Bahnhöfen der Berliner Stadt- und Ringbahn* 
— Vom Geist der Ausbildung. — Die «elektrischen Zeitdienstanlagen in 
dem Reichsbahn-Di rektionsbezirk Berlin. — (36:) Dio deutschen Eisen¬ 
bahnen 1910—1920. — Ist ein Beamtenabbau bei der Rei©l«bahn möglich. 
— Das Geldentwertungsproblem im EisenbahnfrachtrechL 

Zentralblatt der Bauverwaltung. Berlin. 

43. Jahrgang. Nr. 64 bis 60/70. Vom 8. bis 23. August 1923. 

(63/64:) Ruhender und rollender Raddruck auf Straßenbahnschicnen. — 
(65/66:) Die Zugl&rge elektrischer Stadtschnellbahnen». — (69/70:) 

Der Westhofen von Berlin. 
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Die Gesetzgebung Italiens auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens 

seit 1915. 

Von 

Oberregiorungsrat Dr. Sanier in Berlin. 


Das Archiv fiir Eisenbahnwesen hat .seit dem Jahr 1881 fort¬ 
laufend Übersichten über den Stand der Gesetzgebung Italiens auf dem 
Gebiet des Eisenbahnwesens veröffentlicht. Die Gesetze und Verord¬ 
nungen, die seit dem Eintritt Italiens in die Reihen unserer Kriegs¬ 
gegner erschienen sind, wurden jedoch nicht mehr bearbeitet. Die letzte 
Zusammenstellung über die Gesetzgebung Italiens für die Zeit von 
1912 bis Anfang 1915 findet sich im Jahrgang 1919 Seite 316 ff. und 
5ÜÖ ff. Die regen Handels- und Verkehrsbeziehungen, die sich zwischen 
Deutschland und Italien schon bald nach Kriegsende wieder angebahnt 
haben, lassen es wünschenswert erscheinen, die Gesetzgebung dieses 
Landes auch künftig wieder zu verfolgen. Zunächst soll aber die für den 
Zeitraum von 1915 bis Mitte 1923 entstandene Lücke durch eine ziisam- 
menfassende Darstellung ausgefiilll werden. 

A. Allgemeines. 

Von besonderem Einfluß auf die Gesetzgebung dieses Zeitabschnitts 
waren der Eintritt Italiens in den Weltkrieg, der Übergang von der 
Kriegs- zur Friedenswirtschaft, die Annexion österreichischer Gebiete 
infolge des für Italien günstigen Kriegsausgangs und die Übernahme der 
Regierung durch die Faseisten. 

1. Die Kriegszeit. 

Die Krieg.sverhültnisse führten auch in Italien zu zahlreichen außer¬ 
ordentlichen Maßnahmen, die die Eisenbahn unmittelbar oder mittelbar 
berührten. 

Es seien erwähnt: Der Übergang des Eisenbahnschutzes auf die 
militärischen Behörden, Verwendung von Schiffen der Staatseisenbahnen 

Archiv für Eisenbahnwesen. 19*23. Gl 
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als Kriegsschiffe, Recht der militärischen Behörden zur Beschlagnahme 
von Fahrzeugen der Eisenbahnen und von Privatwagen, Beschränkungen 
im Güterverkehr und Einschränkungen des Reiseverkehrs. 

Einen besonders großen Raum nehmen die allgemeinen kriegswirt¬ 
schaftlichen Bestimmungen ein: Ausfuhr- und Einfuhrverbote, Verbot des 
Handels mit den Angehörigen feindlicher Staaten, Beschlagnahme ihres 
Eigentums, Zwangsbewirtschaftung für wichtige Stoffe (Metalle, Kohle. 
Öl, Papier, Holz usw.), Einführung von Höchstpreisen, Einschränkungen 
im Verbrauch von elektrischer Kraft, von Licht und bestimmten Lebens¬ 
mitteln, Regelung der Kapitalausfuhr, Bewilligung von Zahlungsfristen, 
Einführung der Sommerzeit im Jahr 1916 (beibehalten auch in den 
Jahren 1917—1920) usw. 

Für das Personal der Staatseisenbahnen waren von Wichtigkeit 
die Bestimmungen über die Unabkömmlichkeit des Eisenbalinpersonals, 
über die Fürsorge für das zu den Waffen einberufene Personal und für 
Kriegsbeschädigte, über Sparmaßnahmen (Anstellungs- und Beförde¬ 
rungssperre, Verminderung des Personals), über Kriegszulagen und frei¬ 
willigen Hilfsdienst. 

Im Jahr 1916 wurde ein eigenes Ministerium für die See- und Eisen¬ 
bahntransporte geschaffen, das im Jahr 1920 auf gehoben worden ist. 

2. Die Übergangszeit. 

Nach Kriegsende wurden die für die Kriegsverhältnisse erlassenen 
Bestimmungen zum größeren Teil allmählich wieder aufgehoben. Aber 
die Nachwirkungen des Kriegs, insbesondere wirtschaftliche Nöte und 
die Verschlechterung der Währung, auch die Umstellung der öffent¬ 
lichen Meinung auf verschiedenen politischen und sozialen Gebieten 
führten doch zur Beibehaltung und sogar Erweiterung einer großen Zahl 
dieser Maßnahmen. Neue Bestimmungen wurden für die besonderen 
Übergangsverhältnisso erforderlich. 

Bereits während des Kriegs waren eine Kommission zur Prüfung 
der Maßnahmen für die Überführung vom Kriegs- in den Friedenszustand 
und für die Übergangswirtschaft, sowie ein Komitee für die Versorgung 
mit den lebenswichtigsten Rohstoffen und Halbfabrikaten während der 
Übergangszeit eingesetzt worden. 

Sofort nach Kriegsende wurde ein Komitee für ein einheitliches Vor¬ 
gehen der Staatsverwaltungen während der Übergangszeit geschaffen. 
Dieses w r ar u. a. befugt, Verträge über Kriegslieferungen aufzuheben 
oder abzuändern, Kriegsmaterial zu verwerten und allgemeine Bestim¬ 
mungen über die Preisfestsetzung zu erlassen. Die Veräußerung von 
Kriegsmaterial usw. wurdo später der Generaldirektion der Staatseisen- 
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bahnen übertragen, ebenso der Empfang und Verkauf von Gegenständen, 
die von den ehemals feindlichen Staaten auf Reparationsreehnung gelie¬ 
fert werden. 

Von allgemeinen wirtschaftlichen Maßnahmen seien erwähnt: Aus¬ 
dehnung der Zwangswirtschaft auf eine große Anzahl von Nahrungs¬ 
mitteln und sonstigen lebenswichtigen Gegenständen; Erweiterung der 
Staatsmonopole; die Rationierung von Brot, Teigwaren, Reis, Mais und 
Zucker; Mieterschutz und Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel. 

Weitere Bestimmungen, die unter den Wirkungen des Kriegs und 
der Übergangszeit geschaffen wurden und noch gegenwärtig in Kraft 
sind, werden unter B näher behandelt. 

3. Die Annexion österreichischer Gebiete. 

Hierdurch wurden Bestimmungen über die Einführung der italieni¬ 
schen "Währung, Inkrafttreten italienischer Gesetze, Regelung der Ver¬ 
waltung usw. notwendig. 

Der Betrieb der in diesem Gebiet gelegenen vormaligen öster¬ 
reichischen Staatsibahnen und vorübergehend auch der Privatbahnen 
wurde von den italienischen Staatseisenbahnen übernommen und anfäng¬ 
lich durch Delegationen in Triest und Trient geleitet. Erst im Jahr 
1923 wurde eine neue Bezirksdirektion in Triest errichtet. Die Eisen¬ 
bahnen in Südtirol („Venezia Tridentina“) wurden der Bezirksdirektion 
in Venedig zugeteilt, für den Betriebs- und Verkehrsdienst sowie für den 
Material- und Zugförderungsdienst wurden aber besondere Abteilungen 
in Trient eingerichtet. 

4. Die fascistischc Regierung. 

Im Herbst 1922 übernahm die fasoistische Partei unter Führung 
Mussolinis die Regierung und ließ sich alsbald diktatorische Befugnisse 
erteilen. Durch Gesetz vom 3. Dezember 1922 wurde sie ermächtigt, zur 
Neuordnung des Finanzwesens und der öffentlichen Verwaltung bis 
zum 31. Dezember 1923 Verfügungen mit Gesetzeskraft zu erlassen. 

Zu den Hauptgrundsätzen der neuen Gewalthaber gehört: Ausschal¬ 
tung der Kollektivverantwortlichkeit, Wiederherstellung der Einzel¬ 
verantwortlichkeit und der uneingeschränkten Autorität der Vorgesetz¬ 
ten, Ordnung des Staatshaushalts. In Anwendung dieser Grundsätze 
wurden bei den Staatseisenbahnen vor allem die meisten kollegialen und 
beratenden Stellen ausgeschaltet. So wurde der Verwaltungsrat der 
Staatseisenbahnen aufgelöst und dessen Aufgaben dem faschistischen Ab¬ 
geordneten Tone als außerordentlichem Kommissar übertragen, die all¬ 
gemeinen und örtlichen Beiräte ebenso die parlamentarische Eisenbahn¬ 
er 
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überwachungskommi&sion aufgehoben, die Wahl von Personal Vertretern 
abgeschafft. 

Zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des Betriebs der ötaats- 
eisenbahnen "wunde sofort eine Neuorganisation der Dienststellen und ein 
Abbau des Personals in Angriff genommen, das nur zum geringen Teil 
infolge der Vergrößerung des italienischen Eisenbalmnetzes, in der 
Hauptsache aber infolge der Einführung des achtstündigen Arbeitstags 
und neuer Dienstdauervorschriften von 155 000 Köpfen im Jahr 1914 auf 
241 000 im Jahr 1921 gestiegen war und anfangs 1923 noch gegen 
226 000 betrug. Im Lauf des Jahrs 1923 soll eine Verringerung auf 
190000 Köpfe durchgeführt werden. 

Aus dem temperamentvollen Telegramm, durch das Torre dem Per¬ 
sonal seinen Amtsantritt bekanntgab, seien folgende Sätze herausge¬ 
griffen : 

..Denjenigen, die ununterbrochen die Nation sabotiert und sich noch 
nicht in die Neuordnung der Dinge gefügt haben, rate ich, sieh eine andere 
unabhängigere Beschäftigung zu suchen, da es nicht erträglich ist, dal» vom 
Staat beschäftigte Beamte sich gegen die Gemeinschaft und gegen das Leben 
des Staats versündigen. Auch für die Eisenbahn hat eine neue Acra be¬ 
gonnen. Man muß zu der äußersten Disziplin oben und unten zuriiek- 
keliren, man muß die Hierarchie der geistigen Werte wiederherstellen, man 
muß mit allen Mitteln den verhängnisvollen Haushalt des Unternehmens ge¬ 
sunden Nicht mit warmen Tüchern kann man einen vom Krebs be¬ 
fallenen Organismus heilen, man muß vielmehr mutig mit dem Messer tief 
in dio Wunde schneiden und die infizierten Gewebe entfernen.'* 

B. Einzelnes. 

Im einzelnen sind folgende Gesetze und Verordnungen hervorzu¬ 
heben, die seit Anfang 1913 erlassen worden sind und nicht nur vorüber¬ 
gehend wirksam waren. Die Verweisungen beziehen sich auf da3 
Bollettino ufficiale delle ferrovie dello State 1 ). 

I. Gesetze und Verordnungen von allgemein sozialer 
und wirtschaftlicher Bedeutung. 

1. Arbeitsvermittlung: St. Verordnung vom 17. Nov. 1918 

Nr. 1911 (B 1919 I 19). Artikel 16 gewährt unter bestimmten Voraus¬ 
setzungen Fahrpreisermäßigungen für Personen, die auf. Grund einer 
Bescheinigung von öffentlichen Arbeitsvermittlungsstellen die Eisenbahn 
benutzen. , 

2. Arbeitslosenversieiherung : K. Verordnung vom 
19. Oktober 1919 Nr. 2211 (B 1920 I 443). 

1 ) Abkürzungen: B 1919 1 19 — Bollettino nfficiate delle ferrovie 
dello Stato Jahrgang 1919, Teil I, Seite 19. St. Verordnung — Statthalter-Ver¬ 
ordnung. K. Verordnung =- Königliche Verordnung. 
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3. Produktive Arbeitslosenfürsorge: Gesetz vom 
20. August 1921 Nr. 1177 (B 1921 I 345), betr. Maßnahmen gegen die Ar¬ 
beitslosigkeit. Für Notstandsarbeiten, insbesondere öffentliche und ge¬ 
meinnützige Bauten, landwirtschaftliche Meliorationen, Bewässerungs¬ 
anlagen, Wiederaufforstungen, werden 500 Millionen Lire bewilligt. 

4. Beschäftigung von Kriegsbeschädigten: Gesetz 
vom 21. August 1921 Nr. 1312 (B 1921 I 429), betr. die Verpflichtung zur 
Beschäftigung von Kriegsbeschädigten in den öffentlichen Verwaltungen 
und Privatbetrieben. 

5. A u s wa nd e r e r s cli u t z : K. Verordnung vom 13. November 
1919 Nr. 2205 (B 1919 I 717). 

6. Gemeinnützige Bauten: K. Verordnung vom 30. No¬ 
vember 1919 Nr. 2318 (B 1920 I 8). Sie bringt in 61 Artikeln eine Zu¬ 
sammenfassung der bestehenden Bestimmungen über den Bau von Volks¬ 
und Sparhäusern (case popolari ed economiche). Die K. Verordnung 
vom 8. November 1921 Nr. 1636 (B 1921 I 479) enthält nähere Bestim¬ 
mungen über die Zuweisung von Staatszuschüssen und die angemessene 
Kostenfestsetzung bei solchen Bauten. Der Ministerialerlaß vom 31. De¬ 
zember 1921 (B 1922 I 24) regelt im besonderen die Stuatszuschiisse für 
die Eisenbahnbaugenossensehaften. 

7. Allgemeines Bauwesen: St. Verordnung vom 6. Februar 
1919 Nr. 107 (B 1919 I 78), betr. Normen für die Ausführung der öffent¬ 
lichen Arbeiten des Staats. Sie enthält u. a. Bestimmungen über Ver¬ 
gebung der Bauten und über Enteignung. Sie wurde geändert durch 
die K. Verordnungen vom 12. Februar 1922 Nr. 214 (B 1922 I 98) und 
vom 8. Februar 1923 Nr. 422 (B 1923 I 119). 

8 . W a s s e i r ec h t. : K. Verordnung vom 9. Oktober 1919 Nr. 2161 
(B 1919 I 639), betr. Bestimmungen über den Gebrauch von öffentlichen 
Gewässern, die Gerichtsbarkeit und das Verfahren in Wasserrechts¬ 
streitigkeiten. 

9. Bewirtschaftung von Kohle und anderen Brenn¬ 
stoffen : Während des Kriegs wurde zunächst ein Generalkommissa- 
riat für die Steinkohle, nach dem Krieg eine Generaldirektion für Brenn¬ 
stoffe und ein Zentralkomitee für die Versorgung mit Brennstoffen und 
ihre Zuweisung eingerichtet. Diese Stellen hatten weitgehende Zu¬ 
ständigkeiten über den Erwerb, den An- und Verkauf, die Ein- und Aus¬ 
fuhr, die Belieferung, den Verbrauch und die Ausnutzung von Kohlen. 
Die Staatsverwaltungen wurden verpflichtet, neue Wärmeanlagen so aus¬ 
zuführen und die bestehenden so abzuändern, daß einheimische Brenn¬ 
stoffe verwandt werden können. Durch die K. Verordnung vom 9. De¬ 
zember 1920 \'r 1817 (B 1920 I 711) wurde der Generaldirektion der 
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Staatseisenbahnen die Bewirtschaftung der Steinkohle zum größten Teil 
übertragen. Das Recht zur Beschlagnahme von Kohlen ging an das 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten, die Bewilligung zur Kin- und 
Ausfuhr axif Rechnung von Privaten an das Finanzministerium über. 

II. Die eigentliche Eisenbahn-Gesetzgebung. 

1. Umfang des Staatselsenbahngebiets. 

Die Staatsbahnverwaltung wurde zum Rückkauf einer Anzahl von 
Privateisenbahnen ermächtigt. Hervorzuheben ist der durch das Gesetz 
vom 7. August 1919 Nr. 1443 (B 1919 I 409) genehmigte Erwerb der 
Bahnen der K. Saudischen Eisenbabngesellsehaft. Hiernach übernahmen 
die Staatseisenbahnen vom 1. Januar 1920 ab den Betrieb der normal- 
spurigen Eisenbahnen Sardiniens (421 km). Der Betrieb wird durch eine 
Delegation in Cagliari geleitet (B 1919 II 444). In besonderen Verord¬ 
nungen ist die Personalübernahme und die Angleichung der Tarife an 
die Festlandstarife geregelt. 

Die Übernahme der vormaligen österreichischen Bahnen in dem 
annektierten Gebiet ist bereits unter A 3 (S. 929) erörtert. 

Der Bau und Betrieb der Eisenbahnen in Tripolitanien und in der 
Cyrenaica ist durch die K. Verordnung vom 11. Juni 1922 Nr. 1194 (B 
1922 I 251) den Gouverneuren dieser Kolonien unterstellt, die Aufsicht 
dem Kolonialministerium übertragen worden. 

2. Verwaltungsordnung. 

a) Verwaltungsrat und Beiräte. 

Wie bereits unter A4 (S. 929) erwähnt, ist unter der Regierung 
Mussolinis der Verwaltungsrat der Staatseisenbahnen durch K. Verord¬ 
nung vom 31. Dezember 1922 Nr. 1681 (B 1923 I 9) aufgelöst worden. Die 

außerordentlich -weitgehenden Befugnisse dieses bisherigen Hauptorgans 

/ 

der autonomen Staatseisenbahnverwaltung und eine Reihe anderer wich¬ 
tiger Aufgaben wurden einem außerordentlichen Kommissar übertragen, 
der die Eisenbahnverwaltung auch bei dem Ministerium der öffentlichen 
Arbeiten vertritt 

Ferner wurden aufgehoben der allgemeine Verkehrsbeirat und die 
Verkehrsausschüsse bei den Bezirksdirektionen durch K. Verordnung 
vom 28. Dezember 1922 Nr. 1745 (B 1923 I 19), die parlamentarische 
Eisenbahnüberwachungskommission durch K. Verordnung vom 4. Fe¬ 
bruar 1923 Nr. 536 (B 1923 I 137). 

b) Ministerium der öffentlichen Arbeiten. 

Durch Verordnung vom 31. Dezember 1922 Nr. 1809 (B 1923 I 32) 
wurde die Organisation des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten ge- 
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ändert. U. a. 'wurde an Stelle des in diesem Ministerium eingerichteten 
Aufsichtsamts (Ufficio speziale) ein Generalinspektorat für die Eisen¬ 
bahnen, Straßenbahnen und Automobile mit .3 Abteilungen (Bau, Kon¬ 
zession, Betriebsüberwachung) geschaffen. Bei dem Ministerium, be¬ 
steht ein Oberster Rat (Consiglio superiore) für die öffentlichen Ar¬ 
beiten, der sich aus 4 Abteilungen zusammensetzt; für die Angelegen¬ 
heiten der Eisenbahnen, Straßenbahnen und Automobile ist die Abtei¬ 
lung IV zuständig. 

c) Die Genera ldirektion der Staatseisenbahnen. 

Durch die K. Verordnung vom 18. Dezember 1919 Nr. 2492 (B 1920 
I 93) wurden die Betriebs- und die Verkehrsabteilung zusammengelegt, 
die Zuständigkeit zum Abschluß von Verträgen über Bau und Instand 
Setzung von Fahrzeugen von der Beschaffungsabteilung auf die Zug¬ 
förderungs- und Wagenabteilung übertragen. Auf Grund der K. Ver¬ 
ordnung vom 29. Oktober 1920 Nr. 1583 (B 1920 I 627) sind ferner die 
Abteilungen „Sekretariat“ und „Personalien“ zu einer Abteilung für Per¬ 
sonal und allgemeine Angelegenheiten vereinigt worden. Eine neue Ge¬ 
schäftsordnung für den Rechtsdienst (Servizio Legale oder Avvocatura 
ferrovie Stato) ist in B 1920 II 611 abgedruckt. 

Eine umfassende Organisationsänderung brachten die Ent¬ 
schließungen des außerordentlichen Kommissars vom 5. Juni 1923 (B 
1923 I 263—278) und vom 27. Juni 1923 (B 1923 I 314—320). Hierdurch 
wurden verschiedene Stellen innerhalb der Generaldirektion aufgehoben 
oder vereinigt und Zuständigkeiten anders verteilt. Einzelne Dienst¬ 
zweige wurden vorläufig noch unberührt gelassen. 

Für die neu geregelten Dienstzweigo bestehen folgende Zentralabtei- 
lungen (Servic&i oentrali) und ihnen unterstellte Zentralbüros (Uffici cen- 
tralü). Die zahlreichen, bei den Zentralbüros eingerichteten Sektionen sind 
nicht aufgefiihrt*). 

I. Die Z e n t r a 1 b e t r i e b s - und V e r k e h r s a b t e i 1 u n g (Movi¬ 
mento e Traffieo) hat folgende Zentralbüros: 

1. Sekretariat, Buchführung. Personal, allgemeine Angelegen¬ 
heiten, 

2. Betriebsbtiro. 

3. Wogenbüro. 

4. Verkehrsbüro. 

5. Tarif- und Kontiollbiiro. 

ferner die militärische Transportstelle und die nachstehenden abgezweig¬ 
ten Büros: 

Kontrolle für Personen- und Gepäck verkehr in Florenz, 

J ) Frühere Organisation der Gcneraldirektion siebe Archiv für Eisen¬ 
bahnwesen Jahrgang 1913. Seile 1442 ff. 
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Kontrolle für den Wechsel-Güterverkehr in Florenz, 

Kontrolle für den Binnen- und internationalen Güterverkehr 
in Turin. 

Das technische Büro dieser Abteilung sowie die abgesonderten 
Ämter der Wagenbeauftragten in Mailand, Bologna und Neapel wur¬ 
den aufgehoben. 

II. Die Zentralmaterial- und Zugförde rungsabteilung 
(Materiale e Trazione) mit folgenden Zentralbüros: 

1. Personal und Buchführung, 

2. Zugförderung, 

3. Werk-stätten, 

4. Material. 

III. Die Z e n t r a 1 b a u a :b t e i 1 u n g (L a v p r i e Cost ruziou i). 

In dieser Abteilung sind die früheren Abteilungen für Bau und 
für Neubau und d;us Elektrisierungsamt vereinigt. Sie hat folgende 
Zentralbüros: 

1. Sekretariat, Personal und Buchführung, 

, 2. Verträge, Rechtsstreitigkeiten und Enteignung, 

3. Oberbau-material, Buhnbowacliung und Wasserbau, 

1. Neubau und Abänderung von Strecken, 

"). Oberbau und Hochbau, 

b. Eisenkonstruktionen, 

7. Elektrisierung von Strecken, 

8. Stationspläne, Stellwerk- uml Blockanlagen. Telegraph und 
Telephon, Zug- und Statioiusbeleuchtung. 

IV. Die Z e n t r a 1 a b t e i 1 u n g für Personal- und a 1 1 g e in eine 
A n g e 1 e g e n h e i t e n. 

1. Sekretariat und allgemeine Verwaltungsnngelrgenheitcn, 

2. Betrieb, Bau und Material. 

3. Allgemeine Pereonalangelegenheiten, 

4. B eso n de r e P e r so na 1 a 11 g e 1 e ge i i h e i t e n. 

Dieser Abteilung werden auch die bisherige Sanitätsabteilung, 
als Sanitätszentralbüro, die Versuchsanstalt und das statistische Zentral¬ 
büro unterstellt. Die auswärtigen Laboratorien werden aufgelöst, eine 
Anzahl von Spezwillaboratorien den Zentralbüros der Bauabteilung 
unterstellt. 

V. Die Zentral b (- s c h a f f u n g s a ib t e i 1 u n g (A p p r o v v i g i o- 

nament o). 

1. Personal, Buchführung, allgemeine Angelegenheiten, 

2. Brenn-. Schmier- und Verbrauchsstoffe, Drucksachen, 

3. Fahrzeuge, Maschinen, Metall- und Holzstoffe. 

Das Magazin-Rechnungsbüro in Turin wird aufgelöst. Die Falir- 
zeugbc-chaffung wird wieder dieser Abteilung übertragen. 

VI. Die Z e n t r a 1 r e c h n ungsabteilung (R a g i o n e r i a). 

1. Personal, allgemeine Angelegenheiten, Abrechnung, 

2. Eigentumsverwaltung, Ausgaben, Haushalt und Kasse. 

Der Abteilung sind die Sektion Einnahmebuchführung und die 
Pensionsstelle, beide in Florenz, unterstellt. Die am Sitz verschie¬ 
dener Bezirksdirektionen eingerichteten Rechnnngsbüros werden auf¬ 
gehoben, der Rechnung.— und Kassendienst neu geregelt. 
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d) Bezirksdirektionen. 

Durch die K. Verordnung vom 8. Februar 1923 Nr. 598 (B 23 
I 159) und die Entschließung des außerordentlichen Kommissars vom 
27. Juni 1923 Nr. 1277 (B 1923 I 320) wurde die Zuständigkeit der Vor¬ 
stände der Bezirksdirektionen und der Betriebsausschüsse (Comitati 
d’esercizio), die sich aus dem Vorstand der Bezirksdirektion und be¬ 
stimmten Abteilungsvorständen zusammensetzen, neu geregelt. 

Durch weitere Entschließungen des außerordentlichen Kommissars 
vorn 27. Juni 1923 (B 1923 I 294, 317 und 329) wurde die Organisation 
der Bezirksdirektionen und der äußeren Dienststellen geändert 1 ). 

Die bisherigen Betrieb?- und Verkehrsabt ei langen und die Material- 
und Zugförderungsubteilungen bleiben unter dem Nainen „Sezioni Movimento 
e Traffico“ und „Sezioni Materiale e Trazione“ den einschlägigen Zentral- 
abteihingen der Generaldirektion auch weiterhin unterstellt. 

Bei jeder Bezirksdirektion werden ein oder mehrere Bauabteilungen 
(Sezioni Lavori) eingerichtet? die unmittelbar der Zentralbauabteilung der 
Generaldirektion unterstehen uni aus je drei Büros zusammengesetzt sind?). 
Jeder Bauabtei lung untersteht eine Anzahl Bahnmeistereien (Riparti), deren 
Sitz in der Kegel an dem der Bauabteilung ist. Bei je einer Bauabteilung 
jeder Bezirksdirektion wird ein Liegenschaftsbüro (Ufficio patrimoniale) 
gebildet, feiner ein Spezialbüro, zu dessen Aufgaben die Ausführung, Unter¬ 
haltung und Überwachung der Sicherung?-. Telegraphen-, Telephon-, Gas- 
und elekt.ri.v hon Auhagen gehören. U»mitteilbar der Zentralbauabtcilung der 
G-eaera-klirektion bleiben die Büros für Neubauten, Elektrisierung und 
W;\sserkraft an 1 agen untersteilt. 

Der Zentralbeschaffungsabteilung sind 7 Beschaffung stellen (Riparti 
approvvigionamento) unterstellt, die sich größtenteils am Sitz von Bezirks¬ 
direktionen befinden. 

3. Finanzen und Wirtschaftlichkeit. 

Wie die Eisenbahnen der meisten Länder weisen auch die italieni¬ 
schen in den Jahren nach dem Krieg große Fehlbeträge auf. Für das 
Rechnungsjahr 1922/23 wurde durch die K. Verordnung vom 14. Juni 
1923 Nr. 1345 (B 1923 I 343) ein Zuschuß des Schatzministeriums an die 
Staatseisenbahnen im Betrag von 960 Millionen Lire zum Ausgleich 
ihres Haushalts bewilligt. 

Neben der Erhöhung der Einnahmen durch die Tariferhöhungen 
(s. Ziffer 6 S. 939) wurden zahlreiche Sparmaßnahmen getroffen. 

Bereits durch die K. Verordnung vom 27. November 1919 Nr. 2460 
(B 1920 I 55) war die Regierung ermächtigt worden, Maßnahmen zur 

1 ) Frühere Organisation siehe Archiv für Eisenbahnwesen Jahrgang 1913 
Seite 143* ff. 

-) Bei der Bezirksdirektion Genua und bei der Delegation Cagliari sind 
je 1 Bauahteilung. bei -1 Bezirksdirekt innen jr 3. bei den übrigen je 2 Bau- 
ablOlungen »•inireriihtet. 
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Änderung der Verwalt ungsordnung der Staatseisenbahnen, zur Verein¬ 
fachung des Dienstbetriebs und Verringerung der Verwaltungs- und 
Betriebskosten zu treffen und im Zusammenhang damit Beamte in den 
Ruhestand zu versetzen oder zur Verfügung zu stellen. Personal darf 
im allgemeinen nur noch auf Beschluß des Ministerrats aufgenommen 
werden. Das Gesetz vom 13. August 1921 Nr. 1080 (B 1921 I 324) ent¬ 
hält eingehendere Bestimmungen über Dezentralisation, Abschaffung 
aller nicht unbedingt notwendigen Stellen, Anpassung des Personalstands 
an die Neuordnung, Fürsorgemaßnahmen zugunsten der Kriegsteil¬ 
nehmer, Erleichterung der Pensionierung. Nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes hat sich auch die Staatseisenbahnverwaltung zu richten. 

Zur Verringerung der Kosten des Bahnbewachungsdienstes wurde 
die Staatseisenbahnverwaltung durch die K. Verordnung vom 7. No¬ 
vember 1920 Nr. 1608 (B 1920 I 631) ermächtigt, unter bestimmten Vor¬ 
aussetzungen Bahnübergänge unbewacht zu lassen und die Strecken¬ 
begehung einzuschränken. 

4. Personal. 

Die allgemeinen Bestimmungen über die Dienstverhältnisse 
der Beamten wurden durch die Verordnung vom 13. August 1917 Nr. 1393 
(B 1917 I 450) und die hiernach genehmigten neuen Reglements für die 
verschiedenen Personalgruppen wesentlich geändert. Durch die K. Ver¬ 
ordnung vom 23. Oktober 1919 Nr. 1971 (B 1919 I 581) wurden die Dienst¬ 
verhältnisse des Personals der Zentralverwaltungsbehörden in 76 Ar¬ 
tikeln eingehend geregelt. Sie finden auch auf die Staatseisenbahn Ver¬ 
waltung Anwendung. Erwähnt sei die Einrichtung eines Mitbeteiligungsc 
fonds (fondo di cointeressenza). Er wird gebildet aus Ersparnissen, die 
aus dem Freibleiben und der Einziehung von Stellen erzielt werden. 
Nach Schluß des Rechnungsjahrs wird er an das Personal verteilt unter 
Ausschluß der Beamten, deren Leistungen ungenügend w T aren. Für den 
Mitbeteiligungsfonds der Staatseisenbahnen sind nähere Vorschriften in 
der St. Verordnung vom 11. Juni 1919 Nr. 1023 Artikel 3 (B 1919 I 239) 
und in der K. Verordnung vom 16. November 1919 Nr. 2120 (B 1919 I 626) 
enthalten. Hiernach wird ein Zehntel des Fonds vorweg an Beamte ver¬ 
teilt, die sich durch Fleiß und Tüchtigkeit besonders ausgezeichnet 
haben. 

Die Personalbezüge wnirden im Lauf und nach Beendigung 
des Kriegs infolge der fortschreitenden Geldentwertung und Teuerung 
wiederholt erhöht. Eine neue Besoldungsordnung für das Per¬ 
sonal der Staatseisenbahnen wurde durch das Gesetz vom 7. April 1921 
Nr. 368 (B 1921 I 95) mit Wirkung vom 1. März 1920 geschaffen. 
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Übergangsbestimmungen: K. Verordnung vom 26. Januar 1922 
Nt. 212 (B 1922 I 105). 

Nebenbezüge: Die Bezüge der Beamten, deren Dienstsitz im 
Ausland liegt, sind durch die K. Verordnung vom 22. Januar 1922 Nr. 91 
(B 1922 I 66), die Fahrgelder usw. des Zugversonals durch die K. Ver¬ 
ordnung vom 11. Juni 1922 Nr. 987/988 (B 1922 I 219 und 226) geregelt. 
Durch die K. Verordnung vom 14. Januar 1923 Nr. 141 (B 1923 I 55) 
wurde für die höheren Dienstgrade eine Zulage bewilligt, die sich nach 
der Wichtigkeit und Verantwortlichkeit der Tätigkeit des Beamten 
richtet und vom außerordentlichen Kommissar im Fall ungenügender 
Leistungen entzogen oder verkürzt werden kann. 

Der bereits erwähnte Personalabbau ist nach den Bestim¬ 
mungen der Verordnung vom 28. Januar 1923 Nr. 143 und 153 (B 1923 
I 61 und 66) durchzuführen. Hiernach sollen vor allem die Bediensteten 
entlassen werden, die nach ihren Fähigkeiten oder Leistungen oder in¬ 
folge Krankheit dienstunbrauchbar sind oder die Altersgrenze erreicht 
haben, darüber hinaus aber noch weitere Angestellte, wenn die neuen 
Stellenbesetzungspläne sonst überschritten würden. Alle Anstellungen 
von Beamten seit dem Tag des Eintritts Italiens in den Krieg sollen 
nachgeprüft und unter bestimmten Voraussetzungen und mit ver¬ 
schiedenen Ausnahmen (namentlich zugunsten von Kriegsteilnehmern, 
Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen von Gefallenen) rückgängig ge¬ 
macht werden. Soweit das entlassene Personal nicht Anspruch auf 
Ruhegehalt hat, erhält es Übergangsgebtihrnisse. 

Neue PensionierungsVorschriften enthält das Gesetz 
vom 7. April 1921 Nr. 369 (B 1921 I 123). 

Krankheit und Urlaub. Zur Herabsetzung des außerordent¬ 
lich hohen Krankenstands wurden durch die K. Verordnung vom 8. Fe¬ 
bruar 1923 Nr. 319 (B 1923 I 90) verschärfte Bestimmungen für den Ge- 
haltabezug während der Krankheitsdauer erlassen. Ferner hat die 
Eisenbahn Verwaltung nach dieser Verordnung das Recht, die Urlaubszeit 
zu bestimmen, den Urlaub zu teilen und vorbehaltlich späterer Weiter¬ 
gewährung zu unterbrechen. 

Amnestie. Für Disziplinarstrafen und bestimmte gerichtliche 
Strafen, die seit Kriegsbeginn verhängt worden waren, wurde durch die 
K. Verordnungen vom 2. September 1919 Nr. 1504 und 1501 (B 1919 I 415 
und 438) Amnestie bewilligt. 

Dienetdauer. Durch die St. Verordnung vom 8. Juni 1919 
Nr. 912 (B 1919 I 289) wurde auch in Italien für das Eisenbahnpersonal 
der achtstündige Arbeitstag eingeführt. Nähere Bestimmungen über die 
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Dienstdauer des Zugpersonals gibt der Ministerialerlaß vom 23. Februar 
1921 (B 1921 I 40). 

Dienst w oh nungs Vorschriften: B 1921 II 279. Zu¬ 
schüsse für Eisenbahnbaugenossenschalten, s. I Ziffer 6 S. 931. 

Das Gesetz über die F ü r s o r ge an s ta 11 (Opera di providenza) 
für das Personal der Staatseisenbahnen wurde durch die St. Verordnung 
vom 1. August 1918 Nr. 1197 (B 1918 I 395) und durch das Gesetz vom 
7. April 1921 Nr. 370 (B 1921 I 133) geändert. Neue Geschäftsordnung: 
B 1921 II 433. 

Die Unfallversicher u n g der Siaatsarbeiter wurde durch die 
K. Verordnung vom 8. März 1923 Nr. 633 (B 1923 I 223) geregelt. 

Personal Vertretung. Die Eisenbahnbediepsteten, die auf 
Grund von Gesetzen oder Verfügungen als Personalvertreter in Be¬ 
rat ungs- oder Verwaltungskörpern mitvvirken müssen, werden nicht mehr 
gewählt, sondern nach der K. Verordnung vom 11. Januar 1923 Nr. 33 
(B 1923 I 29) vom Ministerium der öffentlichen Arbeiten ernannt. 

Freifahrt s. Ziffer 6 S. 939. 

5. Verkehr. 

Zahlreiche Beschränkungen des Güter- und Personenverkehrs 
wurden während des Kriegs zur Sicherung der militärischen Transporte 
und zur Verringerung des Kohlenverbrauchs eingeführt und zum Teil 
in der Übergangszeit noch beibehalten oder sogar erweitert, z. B. Strafen 
für vorschriftswidrige Wagenbestellung und Wagenbenutzung, Erhöhung 
der Wagenstand- und Lagergelder, Verlängerung der Lieferzeit um 
3 Tage für je angefangene 250 km bei Eilgut und 125 km bei Frachtgut, 
Ermächtigung zur Beförderung von Gütern in offenen Wagen ohne Be¬ 
deckung, Verkürzung der Entladefrist und zwangsweise Entladung, Be¬ 
fugnis der Eisenbahn zur Benutzung des Seewegs, Verbot der Umbe¬ 
handlung und der Änderung der Bestimmungsstation, Ermächtigung zur 
Zurückweisung von Gütern bei einem Beförderungsweg von weniger als 
2o km; vgl. insbesondere die K. Verordnung vom 4. März 1920 Nr. 280 
(B 1920 I 237). Die Bestimmungen dieser Verordnung wurden mit Wir¬ 
kung vom 1. November 1921 aufgehoben, nur die Verlängerung der 
Lieferfrist wurde beibehalten, durch die Verordnung vom 25. April 1922 
Nr. 711 (B 1922 I 1S7) aber für die Zeit vom 1. November 1922 bis 31. De¬ 
zember 1923 auf 2 Tage verkürzt. 

Die Zunahme der Eisenbahndiebstähle führte auch in Italien zu 
Abwehrmaßnuhmen, die in der Dienstvorschrift für den Sicherheits¬ 
dienst auf den Eisenbahnen (B 1920 I 171) in 132 Artikeln zusammen - 
gefaßt sind. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Gesetzgebung Italien» a. <1. Gebiet d. Eisenbahnwesens seit 1915. 939 

Zur Förderung des Verkehrs mit der Tschechoslowakei über den 
Hafen von Triest wurden in der Konferenz von Triest am 21. Dezember 
1922 verschiedene Vereinbarungen abgeschlossen (B 1923 I 229). 

Erwähnt seien hier auch die Handelsverträge Italiens mit Jugo- 
slavien, abgeschlossen in Rapollo am 12. November 1920 (B 1920 I 705), 
Und mit Österreich, abgeschlossen in Rom am 28. April 1923 (B 1923 
I 350). 

Im Personenverkehr ist Italien dem Internationalen Verband für 
zusammenstellbare Fahrscheine beigetreten, dem außerdem insbesondere 
schweizerische, französische, belgische, niederländische und englische 
Eisenbahnen angehören. Dienstvorschrift: B 1922 II 129. 

6. Tarife. 

Die Erhöhung der Ausgaben, insbesondere die Verteuerung der 
Kohle und anderer Betriebsmaterialien veranlaßte die Regierung, bereits 
durch St. Verordnung vom 20. Februar 1916 Nr. 222 (B 1916 I 150) die 
Eisenbahnen zur Erhöhung ihrer Personen- und Gütertarife zu ermäch¬ 
tigen. Gleichzeitig wurde es im Interesse des Publikums und der Wirt¬ 
schaftlichkeit des Betriebs als notwendig erachtet, die Frachtbereihnung 
zu vereinfachen, nicht mehr angewandte Tarife abzuschaffen, die Güter¬ 
tarife zu vereinheitlichen. In und nach dem Krieg wurden die Güter¬ 
und Personentarife wiederholt weiter erhöht, zuletzt durch die K. Ver¬ 
ordnung vom 29. Oktober 1920 Nr. 1523 (B 1920 1 619). Hiernach sind 
-die Gütertarife im allgemeinen um 300 %, für bestimmte lebenswichtige 
Güter um 200 %, die Personentarife für die 3. Kl. um 160 %, für die 
2. Kl. um 200 % und für die 1. Kl. um 220 % (Zeitkarten um 180—230 %) 
gestiegen. 

Zahlreiche Ausnahmetarife im Güterverkehr und Ermäßigungen im 
Personenverkehr wurden während des Kriegs aufgehoben, nach Kriegs¬ 
ende aber größtenteils wieder oder neu eingefiihrt. Ein seit, dem Jahr 
1920 erhobener Zuschlag für Sonntagsreisen wurde 1921 wieder abge¬ 
schafft. 

Neue Fahrpreisermäßigungen wurden insbesondere für Kriegs¬ 
beschädigte und zum Besuch von Kriegergräbern bewilligt. Die Kosten 
der Beförderung von Leichen der Gefallenen werden nach der K. Ver¬ 
ordnung vom 19. Januar 1922 Nr. 30 (B 1922 I 36) vom Staat über¬ 
nommen. Die freie Fahrt, die einen außerordentlich großen Umfang 
angenommen hatte, und die Berechtigung zur Benutzung reservierter 
Abteile und Salonwagen wurden eingeschränkt und neu geregelt durch 
dio Verordnung vom 22. März 1923 Nr. 730 (B 1923 I 177). 
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In formeller Beziehung wurden zur Anpassung der Gütertarife 
und Beförderungs-Vorschriften an die Berner Konvention und zur Ver¬ 
einfachung neue Bestimmungen durch die K. Verordnung vom 12. No¬ 
vember 1921 Xr. 1585 (B 1921 I 470) mit Wirkung vom 1. Januar 1922 
aufgestellt. 

7. Elektrischer Betrieb. 

Die Schwierigkeiten und Kosten der Beschaffung von Steinkohle 
veranlaßten die Begierung, scharfe Maßnahmen zur Einschränkung ihres 
Verbrauchs zu treffen und die Verwendung elektrischer Kraft allgemein 
und im besonderen beim Eisenbahnbetrieb zu fördern. 

a) A 11 g e m e i n. 

Wie bereits unter I Ziffer 9 S. 931 erwähnt, sind für Dampfkraft¬ 
anlagen einheimische Brennstoffe zu verwenden. Durch die St. Verord¬ 
nung vom 25. Januar 1916 Xr. 57 (B 1916 I 69) wurden der Bau und Be¬ 
trieb von Wasserkraftanlagen und die Verbindung von elektrischen 
Kraftwerken untereinander erleichtert. 

Durch die K. Verordnung vom 1. Dezember 1921 Nr. 1653 (B 1921 
J 486) wurden Maßnahmen für den Fall des Mangels oder der Knappheit 
an elektrischer Kraft getroffen. Die Präfekten wurden ermächtigt, 
nötigenfalls auf dem Wege der Beschlagnahme zu veranlassen, daß die 
Dampfkraftanlagen auf den höchsten Leistungsgrad gebracht werden und 
die gewonnene elektrische Kraft unter Berücksichtigung der allgemeinen 
Interessen verwertet wird. Nach der K. Verordnung vom 1. Februar 
1922 Nr. 61 (B 1922 I 70) kann der Lieferer von elektrischer Kraft er¬ 
mächtigt werden, für die hiernach entstehenden außerordentlichen Auf¬ 
wendungen oder für die Beschaffung von elektrischer Kraft aus dem 
Ausland die Abnehmer zu entsprechenden Beiträgen ä fonds perdu 
heranzuziehen. Die Verweigerung der Stromlieferung kann bestraft 
werden. 

b) Beim Eisenbahnbetrieb. 

Durch die K. Verordnung vom 25. August 1919 Nr. 1582 (B 1919 
I 432) wurde angeordnet, daß Maßnahmen getroffen werden zur Ein¬ 
führung des elektrischen Betriebs 

1. auf mindestens 6000 km der im Betrieb oder Bau befindlichen 
Strecken der Staatseisenbahnen, 

2. auf den Privateisenbahnen und Straßenbahnen — soweit er¬ 
forderlich nach Änderung der Konzessionsbedingungen —, wenn 
die nötige elektrische Kraft auf wirtschaftliche Weise bezogen 
werden kann. 
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Zur Ausführung der nötigen Elektrisierungsarbeiten bei den 
Staatseisenbahnen wurden gleichzeitig 800 Millionen Lire ausgeworfen, 
die sich auf 8 Rechnungsjahre verteilen. 

Unter Aufhebung der übrigen Bestimmungen dieser Verordnung 
wurde durch die K. Verordnung vom 2. Mai 1920 Nr. 597 (B 1920 I 297) 
angeordnet, daß für neue Staatsbahnen und für neue Baukonzessionen 
regelmäßig elektrischer Betrieb vorzusehen ist, sofern die elektrische 
Kraft durch Wa sserkraft oder Verwendung einheimischer Brennstoffe 
gewonnen werden kann. Der erforderliche Strom soll in erster Linie von 
Privat kraft werken bezogen werden, denen nötigenfalls zum Bau und 
zur Abänderung von Anlagen Subventionen zu gewähren sind. Ein¬ 
gehende Bestimmungen sind über die Festsetzung der Strompreise ge¬ 
troffen. Streitigkeiten aus dem Lieferungsvertrag sollen durch Schieds¬ 
gericht erledigt werden. 
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Von Karl Götter, Berlin. 


Es ist eine bekannte Tatsache, daß der Mensch nie anslernt, und 
wer nicht weiterstrebt, der schreitet rückwärts; denn Stillstand ist Rück¬ 
gang. Diese alte Erfahrung tritt nirgends so deutlich hervor wie irn 
Eisenbalmbetrieb. Das Eisenbahnwesen muß immer auf der Höhe seiner 
Leistungsfähigkeit stehen, soll nicht der Volkskörper, dem es dient, ge¬ 
schädigt werden. Unzertrennlich verbunden mit ihm ist der Beamten¬ 
stand. Ein Stillstand in seiner Ausbildung würde nicht nur dem ein¬ 
zelnen, sondern in weit höherem Maß der Allgemeinheit schaden. 

Der Besuch der Dienstanfängerschule und auch die abgelegte Fach¬ 
prüfung beweisen noch nicht, daß der Beamte nunmehr für seine Arbeit 
ausreichend vorgebildet ist. Es fehlt ihm noch die Einübung, die Samm¬ 
lung von Erfahrungen; sie können ihm aber nur der Beruf mit seinen 
sich täglich wiederholenden und doch auch wieder, plötzlich auftretenden 
Abweichungen und Zufälligkeiten bieten. Ein regelmäßiger, täglich sich 
wiederholender Verlauf des Dienstes ist auch geeignet, neben der Samm¬ 
lung beruflicher Erfahrungen und der Sicherheit in der Berufsausübung 
eine gewisse Gleichgültigkeit, selbst für wichtige und pünktlich zu beob¬ 
achtende Erscheinungen, hervorzurufen; denn dauernd gleichmäßige 
Arbeit stumpft ab gegen das Empfinden für feine Veränderungen, ja 
selbst gegen Gefahren für Gesundheit und Leben. Das zeigt sich bei 
allen Arbeiten, seien es körperliche oder geistige: auch im Berufsleben 
des Eisenbahners tritt dies häufig ein. Der Beamte soll aber nicht zur 
Maschine werden; in dem ständigen Einerlei seines Berufs muß er auch 
öfters eine Anregung erhalten: er muß immer von neuem auf die Wich¬ 
tigkeit und Verantwortlichkeit der ihm übertragenen Stellung hinge¬ 
wiesen und ihm die richtige Auslegung der für ihn geltenden Bestim¬ 
mungen ins Gedächtnis zurückgerufen werden. Auch im Eisenbahn¬ 
betrieb worden Störungen, anfangs geringer, später größerer Art, als 
Folge einer nicht ausreichenden Aufklärung über Dienstverhältnisse 

*) Vgl.: Das Dienstschuhvesen b<‘i der Deutschen Reichsbahn. Von Götter. 
Archiv Tür Eisenbahnwesen 1023. S tili. 
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ein treten; sie sind die warnenden Zeichen von der Dringlichkeit eines 
fortgesetzten Unterrichte. Dieser ständige Zusammenhang von Ur¬ 
sache und Wirkung macht auch die Einrichtung von Dienstvorträgen 
und Dienstbesprechungen notwendig. Die Erfolge werden um so größer 
sein, je mehr allen Beamten die Bedeutung gründlicher und viel¬ 
seitiger Dienstbesprechungen bewußt wird. Dieses Empfinden wird nur 
dann dauernd bestehen bleiben, wenn sich auch der Amtevorstand und 
die Fachdezernenten der Direktion um den Unterrichtebetrieb kümmern, 
wenn sie seine Durchführung beobachten und dafür sorgen, daß er durch 
strenge Befolgung der geltenden Bestimmungen zu dem Ziel führt, das 
er erreichen soll; anderenfalls sind die hierfür auf gewendeten Mittel 
vergeudete Werte. 

I. Grundlegende Bestimmungen. 

1. Aufgabe, Zweck und Ziel. 

Die Dienstvorträge sollen die Kenntnisse der bestehenden Vor¬ 
schriften befestigen, ihre Anwendung erläutern und die Beamten recht¬ 
zeitig -mit allen neuem Vorschriften bekannt machen. Sie dienen also vor¬ 
nehmlich der Fortbildung der Beamten, um sie ständig auf der erforder¬ 
lichen Höhe ihrer Leistungsfähigkeit zu erhalten. Neben dem eigent¬ 
lichen beruflichen Wissen sind ihnen die Zusammenhänge des Eisen¬ 
bahnwesens mit den volkswirtschaftlichen und finanziellen Fragen in 
anschaulicher Weise klar zum Bewußtsein zu bringen. Auch nach der 
beruflich-ethischen Seite hin sollen die Vorträge bis zu einem gewissen 
Grad auf die Hörer erziehlich einwirken, indem sie ihr Verständnis 
für den Dienst und die damit verbundenen Pflichten wecken, vertiefen 
und stärken, vor allen Dingen aber das selbständige Handeln unter 
eigener Verantwortung fördern. 

Mit der Ausbildung der Beamten in der Dienstanfängerschule ist 
ihre Vorbildung für ihren Beruf noch nicht vollendet. Sie sind zwar 
eingeführt in das Können und Wissen ihres Amts, sie haben für ihre 
Tätigkeit eine sichere Unterlage erhalten; aber für eine Vielseitigkeit 
und Sicherheit in der Berufsausübung, wie sie der praktische Betrieb 
dauernd fordert, reicht die Ausbildung nicht aus. Es müssen die Erfah¬ 
rungen hinzuikommen, und die sollen ihnen durch die Dienstvorträge von 
Männern, die jahrelang im wirklichen praktischen Berufsleben des Eisen- 
bahndienstes gestanden haben, übermittelt werden. 

2. Teilnehmerkreis. 

Die Diemstvorträge sind ein notwendiger Bestandteil des Dienstes, 
und es haben daher alle der betreffenden Dienststelle zugehörenden plan¬ 
mäßigen Beamten, auch die in der Ausbildung befindlichen Dienst- 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1928. $2 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UMIVERSITY OF MICHIGAN 



944 


Das Dienstvortragsweeen bei der Deutschen Reichsbahn. 


anfänger, sowie die ale Ablöser außerplanmäßig beschäftigten Aushilfe¬ 
beamten daran dienstpflichtig teilzunehmen. Von der Festsetzung einer 
Altersgrenze, wie es z. B. in einigen Direktionsbezirken bis dahin üblich 
war, indem die über 45 JahTe alten Beamten von den Dienstvorträgen 
befreit wurden, sie dagegen nur zur Teilnahme an den Dienstbesprechun¬ 
gen verpflichtet waren, soll auf Vorschlag der Ausschüsse Abstand ge¬ 
nommen werden. Die Pflicht zur Teilnahme besteht dem¬ 
nach für alle Beamten ohne Rücksicht auf ihr Lebens¬ 
alter. Um hierbei jedoch Härten zu vermeiden, soll es z. B. nach den 
Vorschlägen des Unterrichtsausschusses (Uba) III dem Amtsvorstand 
gestattet sein, Beamte auf Antrag zu befreien. Dies wird besonders bei 
solchen älteren Beamten zu treffen, die in Sondergebieten tätig sind. Sie 
können ohne Bedenken von den Vorträgen befreit werden, die über ihr 
Sondergebiet handeln. 

Im allgemeinen sollen zu jedem Vortrag nicht mehr als 30 Teil¬ 
nehmer herangezogen werden, wobei jedoch auch hier Ausnahmen dann 
eintreten können, wenn vorübergehend eine geringe Überschreitung 
dieser Höchstzahl notwendig ist; denn eine unerhebliche Vermehrung 
dieser sonst gültigen oberen Grenze soll nicht etwa gleich eine Wieder¬ 
holung des Vortrags veranlassen. Wenn aus Gründen der Wirtschaft¬ 
lichkeit eine Höchstzahl der Teilnehmer festgesetzt ist, so muß aus den 
gleichen Gründen vermieden werden, daß die Teilnehmerzahl dauernd 
eine zu kleine ist. Dies trifft zu bei zahlreichen Bahnhöfen IV. Klasse, 
die oft nur mit 1 oder 2 Beamten besetzt sind. Außerdem besteht diese 
Gefahr auch bei einzelnen Beamtengruppen, die an einem Ort nur in 
ganz geringer Anzahl vorhanden sind und die auch nicht zu gleicher 
Zeit dem Dienst entzogen werden können, z. B. bei Maschinisten und 
anderen Beamten der Sonderbetriebe. In diesem Fall wird es notwendig 
sein, die gleichen Beamten eines ganzen Direktionsbezirks, vielleicht 
auch noch darüber hinaus, gelegentlich in längeren Zeitabschnitten zu 
Vorträgen zusammenzufassen, um lebensfähige Vortragsgruppen zu 
erhalten. 

8. Gliederung. 

Da die Dienstvorträge sich nur auf die Vorgänge des eigentlichen 
Dienstes und die hierfür bestehenden Bestimmungen sowie die sonstigen 
Zusammenhänge erstrecken, so werden eie für jeden Dienstzweig beson¬ 
ders einzurichten sein. Es werden also, um den Verlust an Dienstzeit 
auf das geringste Maß zu beschränken, stets nur die Beamten gleicher 
dienstlicher Tätigkeit an den gleichen Vorträgen, die ihren eigenen 
Dienst betreffen, teilzunehmen haben. Eine Vereinigung verschiedener 
Dienetzweige wird nur dort vorzunehmen sein, wo der Beamte gleich- 
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zeitig in verschiedenen Dienstzweigen tätig ist, wie z. B. auf Bahnhöfen 
III. und IV. Klasse, wo der Beamte neben dem Betrieb auch den Ver¬ 
kehr zu versehen hat. 

Da für jeden Beamten aus Gründen einer Zeitersparnis nur das 
seinen eigenen Dienst betreffende Wiesen zu übermitteln ist und vom 
übrigen nur soviel, als zum Verständnis seiner Tätigkeit notwendig ist 
und soweit es in diese hineingreift, so sollen innerhalb der vorgesehenen 
Vortragsgruppen besondere Vortragsabteilungen gebildet werden. Ihre 
Zahl wird um so größer sein, je enger die Vortragsgebiete auf die beruf¬ 
liche Tätigkeit begrenzt werden. Um hier nun öftere und unnötige 
Wiederholungen zu vermeiden, sind zu den Dienstvorträgen alle die 
Gruppen heranzuziehen, die an dem Gegenstand des Vortrags beteiligt 
sind. Nach den von den Unterrichts- und Bildungsausschüssen (Uba.) 
aufgestellten Plänen kommen etwa folgende Vortragsabteilungen in 
Betracht: 


I. Für den Verkehr (nach Uba IV): 

1. Beamte der Personenabfertigung, 

2. Beamte der Gepäckabfertigung, 

3. Beamte der Güterabfertigung, 

4. Beamte der Stationskasse. 


II. Für Bahnbau und Betrieb (nach Uba. III): 


1. Bahnbewachimgs- und Bahnunterhaltungebeamte: 

a) Schrankenwärter, 

b) Bahnwärter, Oberbahnwärter, 

c) Bottenführer. 

2. Zugbegleitbeamte: 

a) Eisenbahnschaffner (Zugdienst), Oberschaffner, Packmeister, 

b) Zugführer, Eisenbahnsekretäre (Fahrmeister). 

3. Bahnhofs- (Stations-) und Abfertigungeibeamte: 

a) Weichenwärter, Oberweichenwärter, Stellwerksmeister, 

b) Rangierer, Rangieraufseher, Rangiermeister, 

c) Aushelfer, Stationsschaffner, Stationsaspiranten, Zivilsuper- 
numerare, Betriebsassistenten, Assistenten, Sekretäre, Ober¬ 
sekretäre. 

4. Ladebamte: 

Zugabfertiger, Eisenbahnschaffner (Ladedienst), Lademeister, 
Eisenbahnsekretäre (Oberlademeister). 


- III. Für Betriebsmaschinen- und Werkstättendienst 
(nach Uba. II und Uba. V für Lokomotivführer). 

1. Beamte des Werkstätten-, Büro- und Aufsichtsdienstes bei den 
Hauptwerkstätten (H. W.), 
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2. Beamte des Büro- und Aufsichtsdienstes bei den Betriebs¬ 
werken (B. W.), 

3. Beamte des Betriebsmaschinendienstes (Heizer und Lokomotiv- 
, fiihrer), 

4. Maechinentechnische Beamte der Nebenbetriebe (Heizer, Maschi¬ 
nisten), 

5. Wagenaufsichtspersonal (Wagenaufseher, Wagenmeister). 

IV. Für Verwaltung (nach Uiba. I): 

1. Beamte für den allgemeinen Bürodienst, 

2. Beamte des Magazindienstes. 

4. Ort der Vorträge und Vortragsräume. 

Um den Verlust an Dienstzeit auf das geringste Maß zu beschrän¬ 
ken, ist es erwünscht, daß die Vorträge möglichst an der Dienststelle 
selbst abgehalten werden. Dies wird ohne Zweifel an allen Bahnhöfen 
I. Kl. möglich sein, weil hier ausreichend Beamte der gleichen Vortrags¬ 
gruppe vorhanden sind. Die Bahnhöfe II. Klasse und vielleicht auch ein¬ 
zelne III. Klasse werden dagegen nur dann als Vortragsorte in Betracht 
kommen, wenn sie günstig liegen und tüchtige Lehrkräfte am Ort seihst 
vorhanden sind. Für alle übrigen Dienststellen, die nicht selbst Vor¬ 
tragsort sind, kann der Unterricht nur durch Zusammenziehung der 
gleichen Gruppen benachbarter Orte durchgeführt werden. Dies kann 
geschehen entweder im Nebenamt durch geeignete Vortragende benach¬ 
barter Bahnhöfe oder durch ständige Wanderlehrer. Ähnlich wie im 
Bahnbau-, Unterhalbungs- und Sicherungsdienst, im Verkehrs- und Be- 
itriebsdienst, liegen auch die Verhältnisse bei den Beamten des Werk¬ 
stättendienstes.. Auch hier werden oft die Zahlen für eine genügende 
Besetzung nicht ausreichen, um eigene Vortragsgruppen rechtfertigen 
zu können. Bei der Wahl der Vortragsorte wird in erster Reihe aus¬ 
schlaggebend sein der Umstand, daß die Zugverbindungen so günstig 
sind, daß ohne zu großen Zeitverlust eine Zusammenziehung benach¬ 
barter Dienststellen möglich ist, und zweitens, daß geeignete Räume 
vorhanden sind. Liegen die Zug Verbindungen ungünstig, so daß lange 
Wartezeiten zwischen der Zugfolge eintreten, oder sind weite Wege zu 
Fuß zurückzulegen, so daß der Zeitverlust für jeden einzelnen nicht in 
einem annehmbaren Verhältnis zu der meist recht geringen Zeit des 
Dienstvortrags (1— 1 % Std.) steht, so wird es viel vorteilhafter sein, 
wenn der Vortragende als Wanderlehrer allein den Weg zurücklegt, als 
wenn eine größere Zahl von Beamten viel Zeit, die natürlich dem Dienst 
verloren geht, aufzuwenden gezwungen ist. Um hierbei die Zeit des 
Wanderlehrers auch gut zu verwenden, besonders aber lange Warte- 
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Zeiten in der Zugfolge günstig auszunutzen, empfiehlt es sich, ihm ein 
Dienstfahrrad zur Verfügung zu stellen, so daß er damit die meist ge¬ 
ringen Entfernungen zwischen mehreren Bahnhöfen der gleichen Strecke 
zurücklegen und so nacheinander während einer längeren Zugpause 
die Dienststellen aufsuchen und seine Vorträge halten kann. 

Zur Abhaltung der Dienstvorträge ist ein zweckmäßig eingerichteter 
Unterrichtsraum erforderlich. Hier bestehen bei dem heute überall vor¬ 
handenen Kaummangel große Schwierigkeiten, die nicht immer leicht zu 
beseitigen sein werden. Bei zahlreichen Dienststellen hat man bereits 
in früheren Jahren vorgeeorgt und wirklich gut gelegene und ebenso 
ausgeetattete Vortragsräume geschaffen. An anderen Stellen ist man 
gezwungen, hierfür Speise- und Aufenthaltsräume der Arbeiter oder des 
Fahrpersonals zu benutzen. Daß dies nur ein Notbehelf sein kann, ist 
selbstverständlich, denn diese Räume entsprechen in keiner Weise den 
Anforderungen, die an einen brauchbaren Vortragsraum gestellt werden 
müssen. Die Wirkung eines Vortrags oder einer dienstlichen Be¬ 
sprechung hängt zum Teil auch von der Umgebung des Hörers ab. Er 
darf nicht abgelenkt werden, sei es durch störende Geräusche oder durch 
eine ungemütliche Umgebung oder noch weniger durch unbequeme Sitz¬ 
gelegenheit usw., wie es bei solchen Notbehelfen häufig geschieht. Eine 
freundliche Einrichtung hebt die Stimmung des Hörers und trägt viel 
zur Erhöhung des Unterrichtsergebnisses bei. Jeder Vortragsraum ist 
möglichst auch mit einer Einrichtung für Lichtbildvorführungen zu 
versehen. Wandtafeln und Vorrichtungen zur Anbringung von An¬ 
schauungsmaterial sind gleichfalls notwendig. 

In neuerer Zeit hat man mit Erfolg an Stelle eines ständigen Unter¬ 
richtsraumes, der sich sonst nicht beschaffen ließ, einen besonders her¬ 
gerichteten Unterrichts wagen verwendet. Er eignet sich in der 
Hauptsache für die Abhaltung von Sondervorträgen. Er enthält einen 
geräumigen Vortragsraum mit einer ausreichenden Anzahl von Sitzen 
und führt auch gleichzeitig alles für einen erfolgreichen Unterricht not¬ 
wendige Anschauungsmaterial mit sich. Sind diese Sammlungen so reich¬ 
haltig, daß sie den Unterrichterauim selbst zu stark einschränken wür¬ 
den, so werden sie in einem besonderen Beiwagen untergebracht. Diese 
Einrichtung der Unterric-htswagen (umgebaute Schlafwagen oder Wagen 
IV. Klasse) hat sich durchaus bewährt. 

Es würfe unverständlich, wollte man im gleichen Ort für die ein¬ 
zelnen Dienstzweige, die vielleicht verschiedenen Ämtern untenstellt 
sind, stets besondere Räume beschaffen. Auch hier muß der Grundsatz 
einer möglichst vollkommenen Ausnutzung aller Anlagen zur Durch¬ 
führung gelangen. 
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5. Vortragszeiten, Umfang und Zahl der Standen, Diensteinteilung. 

Die Dienstvorträge sind innerhalb der Dienetstunden zu halten. Dies 
wird auf kleinen Dienststellen im allgemeinen möglich sein; schwieriger 
auf größeren Stellen, auf denen das Personal infolge starker dienstlicher 
Beanspruchung dem Dienst nicht ohne merkliche Störung entzogen 
werden kann. Hier wird man gezwungen sein, die Vorträge in die Zeiten 
des Schichtwechsels zu legen, so daß der Vortrag vor der Ablösung ge¬ 
halten wird. Ihn an den Schluß des Dienstes zu legen, ist unzweckmäßig, 
da infolge zu starker Ermüdung des Beamten eine geistige Arbeit nicht 
den erwünschten Erfolg hat. Die Zeit, die durch den früheren Dienst¬ 
antritt vom Beamten aufgewendet wird, wird ihm auf die monatlich 
festliegenden 208 Arbeitstunden anzurechnen eein. Wie dies bei den 
einzelnen Dienststellen am zweckmäßigsten geschieht, muß den Ämtern 
überlassen bleiben, die ja am 'besten die Lage beurteilen können. 

Nach einem Vorschlag des Uha. V können z. B. die Lokomotiv- 
bediensteten zum Vortrag und zur Besprechung herangezogen werden: 

a) im Zusammenhang mit kurzen Dienstschichten nach oder vor 
diesen, wenn die gesamte Schicht einschließlich der kurzen Zwi¬ 
schenpausen 12 Stunden nicht übersteigt; 

b) innerhalb längerer Ruhezeiten, wenn die verbleibenden Ruhe¬ 
stunden vor und nach dem Vortrag oder der Besprechung 8 Stun¬ 
den vorher und 6 Stunden nachher nicht überschreiten; 

c) während des Bereitschaftsdienstes in besonderen Fällen; 

d) ausnahmsweise auch an Ruhetagen, soweit deren Zahl über die 
durch die Dienstdauervorschriften festgelegte Zahl der Ruhetage 
hinausgeht, eine Verkürzung der Ruhetage darf nicht eintreten; 

e) zuletzt auch ausnahmsweise während der Dienstschicht. Eine 
Ablösung zur Teilnahme mit etwaigen Kosten soll nur ausnahms¬ 
weise erfolgen. 

Die Vortragszeiten werden aber auch noch von anderen Umständen, 
die der Dienst mit sich bringt, beeinflußt sein. So werden z. B. die 
Zeiten starken Verkehrs oder die Zeiten des allgemeinen Urlaubs nicht 
in dem Maß zu planmäßigen Vorträgen herangezogen werden können, 
wie die Zeiten eines ruhigen Dienstverlaufs. Auch die Gegend mit 
ihren eigenartigen Erwerbszweigen beeinflußt den Verkehr außerordent¬ 
lich, z. B. Landwirtschaft mit Zeiten der Rübenernte und des Kartoffel¬ 
versands, Industrie und Bergbau mit ihren festliegenden Hochbetriebs¬ 
zeiten. Sie bestimmen den Umfang der Arbeit und damit auch die Zeit 
der stärksten Inanspruchnahme der Eisenbahn. In Zeiten derartig star¬ 
ken Verkehrs wird man die Vortragstunden herabsetzen oder vorüber- 
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gehend auch gänzlich Ausfallen lassen, um dann wieder Zeiten schwä¬ 
cheren Verkehrs stärker haranzuzieben und die ausgefallenen Stunden 
naohzuholen, so daß der vorgesehene VortragspL&n gleichwohl in jedem 
Jahr in dem vorgeschriebenen Umfang erledigt wird. Die Entschei¬ 
dung hierüber muß aber den Amtsvorständen über lassen bleiben. Auch 
auf den Bahnhöfen III. und IV. Klasse werden die Verhältnisse vielfach 
zu einer starken Einschränkung zwingen. Andererseits liegen aber hier 
die Umstände wieder derartig, daß für diese Beamten abgelegener Orte, 
denen sonst gar keine oder nur selten eine Anregung geboten wird, zur 
Förderung des Interesses sowie zur Belebung der Dienstfreudigkeit und 
des Diensteifers eine Beeinflussung durch einen geschickten Wander¬ 
lehrer dringend notwendig erscheint. Auch hier wird die Entscheidung 
dem Amtsvorstand, der die besonderen Verhältnisse genau kennt, über¬ 
lassen bleiben. Überhaupt ist es dringend erwünscht, die Amtsvorstände 
für die Ausbildungseinrichtungen ihres Personals zu interessieren und 
ihnen hierbei eine größere Selbständigkeit zu überlassen, ihnen aber auch 
die Verantwortung hierfür zu übertragen. 

Die Dienstvorträge sind bei jedem Beamten in seine Diensteinteilung 
hineinzuarbeiten; hierbei werden sich Überschreitungen an Dienstzeit 
der einen Stelle an der anderen wieder ausgleichen lassen. Maßgebend 
hierfür sind die Dienstdauervorschriften und die Bestimmungen des 
Beichslolmtarifs (R.L.T.). 

Der Umfang der Dienstvorträge wird bei allen Beamtengruppen 
nicht stets der gleiche sein, sondern sich nach der Bedeutung und Schwie¬ 
rigkeit der dienstlichen Tätigkeit richten müssen. Die von den Ubas 
vorgeschlagenen Bestimmungen für die Vortragsgruppen enthalten daher 
meist nur Angaben über ein Mindestmaß von Vorträgen, das innezuhalten 
ist. Im allgemeinen haben die Ausschüsse den Grundsatz vertreten, daß 
für jede Gruppe alle S Wochen ein Vortrag anzusetzen ist; das ergibt im 
Jahr ein Vortragsoll von 15 bis 16 Stunden. Dieses Maß kann aber der 
für die Durchführung verantwortliche Amtsvorstand bei einzelnen Be¬ 
amtengruppen bei Bedarf herabsetzen, erforderlichenfalls auch erhöhen. 
Fesseln sollen durch die Bestimmungen nicht angelegt werden; das ört¬ 
liche Bedürfnis soll vielmehr ausschlaggebend sein. So werden z. B. 
für die Beamten des reinen Verwaltungsdienstes die Vorträge nur von 
Fall zu Fall, mindestens aber alle 2 Jahre einmal notwendig sein, häu¬ 
figer vielleicht für die des Magazindienstes. 

In Gegenden des Übergangverkehrs nach anderen Ländern (Grenz¬ 
bahnhöfen) wird es notwendig sein, die Eisenbahnbeamten mit 
den Beamten anderer Behörden, besonders denen der 
Zollverwaltung, gemeinsam zu bestimmten Vorträ.- 
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gen zu vereinigen. Dies hat den Vorteil, daß die Beamten, wenn 
sie die Bestimmungen und die geschäftsmäßige Durchführung auch der 
anderen Behörden genau kennen und hierüber auch dem auskunftsuchen¬ 
den Publikum jederzeit Rat geben können, sich ihre Arbeit gegenseitig 
erleichtern. Solche Vorträge können dann in größeren Zwischenräumen 
abwechselnd von der Eisenbahn- oder Zollverwaltung abgebalten wer¬ 
den. Im Grenzverkehr der Reichshahndirektion Osten sind diese ge¬ 
meinsamen Dienstvorträge von beiden hierbei beteiligten Behörden als 
notwendig bezeichnet worden; sie werden daher auch seit einiger Zeit 
mit Erfolg durchgeftihrt. 

In den Bahnhöfen II. bis IV. Klasse wird es sich nicht umgehen 
lassen, zu gewissen gleichen Vorträgen die Beamten der verschiedenen 
Dienstzweige, Verkehr, Betrieb, Bahnbau usw., zusammenzuziehen. Die.- 
darf jedoch aus Gründen der Wirtschaftlichkeit nur soweit erfolgen, als 
die gleichen Gebiete für alle diese Beamten in Betracht kommen, um ein 
gemeinsames Zusammenarbeiten zu ermöglichen. Bei der Aufstellung 
des Stundenplans ist hierauf Rücksicht zu nehmen, und sowohl die Ge¬ 
biete als auch die Zeit ihrer gemeinsamen Vorträge sind vorher genau 
zu bestimmen und rechtzeitig bekanntzugeben. Neben diesen gemein¬ 
samen Vorträgen erhalten die Beamten noch durch Beamte ihres eigenen 
Dienstzweigs Sondervorträge, die ebenfalls, wenn auch in größeren 
Zwischenräumen, vorher festzulegen sind. Dies trifft besonders bei den 
Beamten zu, die in kleinen Bahnhöfen im Verkehr und Betrieb gleich¬ 
zeitig tätig sind, und außerdem noch, wenn der Vortragende selbst, z. B. 
als Betriebsbeamter, nicht mit allen Gebieten des Verkehrs so vertraut 
ist, daß er mit gutem Erfolg wirken kann. Hier muß durch Einführung 
von Sondervorträgen für die Gebiete, die der Vortragende nicht zu seinen 
ureigensten zählt, Ersatz geschaffen werden. Dies kann geschehen durch 
besondere Wanderlehrer oder vielleicht auch durch den Verkehrskontrol¬ 
leur, der während seiner Dienstreisen die notwendige Zeit hierfür fin¬ 
den dürfte. Derartige Sondervorträge werden auch bei den bauteebni- 
echen und Werkstättenbeamten notwendig sein. Um besonders diese 
Vorträge, die nur selten, meist bei Bekanntgabe von Neuerungen, statt¬ 
finden, recht wirkungsvoll zu gestalten, empfiehlt es sich, dem Lehrer 
den Unterrichtswagen zur Verfügung zu stellen. Eine gründliche Aus¬ 
bildung dieser Wanderlehrer über die von ihnen vorzutragenden Neue¬ 
rungen ist stets rechtzeitig vorher vorzunehmen. 

6. Dienstbesprechungen. 

Neben den Dienstvorträgen, die regelmäßig und zwar vorher be¬ 
stimmte Gebiete planmäßig zu behandeln haben, sind an allen Dienst- 
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stellen durch den Dienststellenvorsteher oder seinen Stellvertreter be¬ 
sondere Dienstbesprechungen abzuhalten. Ihre Anzahl richtet sich nach; 
den örtlichen Verhältnissen; sie werden vom Dienststel len Vorsteher oder 
vom Amtsvorstand nach Bedarf angesetzt. Die Unterrichts- und Bil¬ 
dungsausschüssen waren der Ansicht, daß im Jahr mindestens 4 solcher 
Besprechungen notwendig seien. Sie sollen sich im wesentlichen auf 
die rein örtlichen Verhältnisse beschränken und dazu dienen, die hier 
bestehenden Schwierigkeiten zu üJberwinden und möglichst schnell zu 
beseitigen, um stets einen glatten und geordneten Verlauf des Betriebs 
und aller sonstigen Dienstgeschäfte zu sichern. Die Besprechungen 
werden sich daher eng an bekannte Vorgänge, an Unregelmäßigkeiten, 
die sich öfters wiederholen, anschließen. Außerdem sollen auch wich¬ 
tige, neuere Bestimmungen bekanntgegeben und örtliche Unfälle, Fahr» 
plan- und Tarifänderungen sowie Fehler in der Dienstausführung und 
sonstige Änderungen auf den Bahnhöfen besprochen werden. Solche 
Dienstbesprechungen werden besonders auch bei Beamten der inneren 
Verwaltung (Kassen, Magazinen usw.) wesentlich zur Beschleunigung 
der Arbeit beitragen. » 


7. Aufsicht, Leitung und Lehrer. 

Der Unterrichtserfolg hängt in erster Reihe von der Persönlichkeit 
des Lehrers ab, dem Geist und der Art, wie er seine Aufgabe auffaßt und 
durchführt. Je mehr Freude er selbst an seiner Arbeit hat, desto mehr 
wird er auch seine Hörer zur eifrigen Mitarbeit hinreißen. Besonders 
der Unterricht an Erwachsene verlangt ein feinfühliges Auftreten und 
großes Verständnis für die Eigenart der Zuhörer; der Vortragende zeige 
sich ihnen als freundschaftlicher Berater und Führer auf den schwie¬ 
rigen Wegen ihres Dienstes. Der Beamte muß das Gefühl mit nach 
Hause nehmen, daß der Vortragende ihm seine Arbeit erleichtern und 
auch zu einer gewissen Befriedigring verhelfen wolle. Diese schwie¬ 
rige Aufgabe werden nur Lehrer erfüllen können, die von ihrem Beruf 
beseelt sind und gründliche Erfahrungen besitzen, um jederzeit aus dem 
Vollen schöpfen zu können. Der Unterrichtsvortrag setzt außerdem 
Lehrer voraus, die in der Form ihres Vortrags Meister sind und es 
verstehen, die im Hörer schlummernden Kräfte der Selbstbetätigung, 
also den Trieb zur Mitarbeit am eigenen Ich zu wecken und jederzeit 
lebendig zu erhalten. Auch muß es ein guter Lehrer verstehen, die 
verschiedenen Anschauungen zusammenzubringen und alle seine Zm 
hörer zu gemeinschaftlicher Arbeit zu veranlassen, die schüchternen zur 
freien Aussprache in der dem Vortrag sich anschließenden Besprechung 
zu bewegen, um damit ihr Selbstgefühl und ihre Sicherheit im Auf- 
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treten zu stärken. Überhaupt soll die Arbeit der Lehrer neben der be¬ 
lehrenden durch Vortrag, gleichzeitig — soweit es nur möglich ist — 
auch eine erziehliche sein. Ein beruflich und sittlich für seinen Dienst 
erzogener Beamter wird seine Pflicht stets gewissenhaft und treu er¬ 
füllen. 

Als Lehrer für die Dienetvorträge kommen in erster Reihe die 
Dienststellanvorsteher in Betracht; sie sind, besonders an Stellen mit 
starkem Verkehr, meist so stark in Anspruch genommen, daß sie einen 
planmäßigen Unterricht nicht übernehmen können und daher durch an¬ 
dere Beamte ersetzt werden müssen. Nicht jeder ist für eine Lehr¬ 
tätigkeit geeignet. Der Auswahl und Heranbildung der Lehrkräfte muß 
daher von den Vorständen der zuständigen Ämter große Sorgfalt zuge¬ 
wendet werden. 

Wichtig ist noch die Frage, in welcher Weise der Unterricht ver¬ 
sorgt werden soll, ob durch nebenamtliche Tätigkeit oder durch beson¬ 
dere Lehrer im Hauptamt. Die nebenamtliche Tätigkeit hat den Nach¬ 
teil, daß hierbei zahlreiche Beamte erforderlich sind; der einzelne sich 
auch infolge der meist geringen von ihm zu erteilenden Vortrag¬ 
stunden nicht 90 eingehend mit Unterrichtsfragen beschäftigen kann, 
wie eine Lehrkraft, die überwiegend eine unterrichtliche Tätigkeit aus¬ 
übt. Ein häufiger Wechsel, öftere Abhaltungen und sonstige Störungen 
sind weitere Begleiterscheinungen der nebenamtlichen Unterrichtsertei- 
lvng. Wesentlich günstiger liegen die Verhältnisse bei hauptamtlichen 
Lehrkräften, denn hier fallen alle die vorher genannten Übelstände fort. 
Es ist daher empfehlenswert, soweit es die Verhältnisse gestatten, haupt¬ 
amtliche Lehrkräfte heranzuziehen. Ihre Tätigkeit rechnet nur dann 
als hauptamtlich, wenn sie mehr als die Hälfte der Gesamtarbeitszeit be¬ 
ansprucht. 

Die Tätigkeit der hauptamtlichen Lehrkräfte kann in zweifacher 
Weise ausgeübt werden: 

a) am Dienstort als ständige Ortslehrer und 

b) als Wanderlehrer durch Bereisen der einzelnen Bahnhöfe einer 
bestimmten Strecke. 

Die Art der Lehrtätigkeit ist natürlich abhängig von der Anzahl 
der Beamten. Auf den Bahnhöfen I. Klasse ist die Zahl so groß, daß 
lebensfähige Vortragsgruppen sich leicht bilden lassen und daß damit 
auch eine hauptamtliche Tätigkeit lohnend wird. Ein solcher haupt¬ 
amtlicher Ortslehrer braucht nicht ganz seinem sonstigen praktischen 
Dienst entzogen zu werden, sondern es ist sogar erwünscht, daß er 
neben der unterrichtlichen Arbeit auch noch im Betrieb selbst bleibt, 
um immer wieder neue Erfahrungen zu sammeln. Er kennt am besten 
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die örtlichen Bedürfnisse, ihre Schwächen und die Fehler, die durch die 
Vorträge beseitigt werden sollen. Er behält außerdem auch ständig 
Fühlung mit den Beamten, di« er belehrt und unterrichtet; er wird 
dabei auch die Wirkung seiner Vorträge schnell und sicher beurteilen 
können. Auf jedem Vortragsbahnhof ist daher zweckmäßig ein eigener 
ständiger Lehrer mit den Vorträgen zu beauftragen; er hat gleichzeitig 
alle sonstigen mit der Durchführung der Dienstvorträge verbundenen 
Verwaltungsgeschäfte, besonders die Überwachung einer regelmäßigen 
Teilnahme der Beamten zu bearbeiten. Um die Zahl der Lehrkräfte 
nicht zu hoch zu halten, ist es wünschenswert, daß der hauptamtliche 
Lehrer mit der größeren Hälfte seiner- Arbeitstätigkeit dem Unterricht 
zur Verfügung gestellt wird. Sofern die örtlichen Vorträge hierfür 
nicht ausreichen, empfiehlt es sich, ihn gleichzeitig als Wanderlehrer 
für eine Reihe bestimmter Bahnhöfe II. bis IV. Klasse zu bestellen. 
Wanderlehrer werden besonders dort notwendig sein, wo geeignete Orts¬ 
lehrer nicht zur Verfügung stehen, wo ferner die Beamten weite Wege 
mit großen Zeitverlusten zurücklegen müßten. 

In regelmäßigen Perioden sind mit den Lehrern Besprechun¬ 
gen abzuhalten, in denen Fragen der Unterrichtserteilung, Be¬ 
schaffung der Lehrmittel und sonstige die Unterrichtsergebnisse för¬ 
dernden Einrichtungen eingehend beraten werden. Hierbei ist ihnen 
auch Gelegenheit zur Anhörung von Musterverträgen zu bieten. 

Die Aufsicht über die Dienstvorträge liegt in den Händen des 
Amtarvorstands. Er hat in erster Reihe dafür zu sorgen, daß die Vor¬ 
träge in dauernder engster Verbindung mit der Praxis stehen. Sie 
müssen auch selbst, soweit es ihnen ihre Zeit gestattet, den Vorträgen 
beiwohnen und durch Eingreifen in die Besprechung ihr Interesse zum 
Ausdruck bringen. Von großer Bedeutung für die Gesamtwirkung ist 
die Auswahl des Stoffs der Vorträge. Es ist notwendig, daß vor¬ 
her für ganz bestimmte Zeitabschnitte die Stoffe genau bestimmt und 
dem Lehrer zur Behandlung vorgeschrieben werden. Über die Vor¬ 
träge ist ein Bericht zu erstatten, aus dem die ordnungsmäßige Behand¬ 
lung der Vortragsgebiete klar zu ersehen ist. Abweichungen sind nur 
im Einverständnis mit dem Amtsvorstand zulässig. 

Um die Verbindung von Theorie und Praxis zu verbessern, 
empfiehlt es sich, neben den ständigen Lehrern auch die 
Aufsichtsbeamten gelegentlich ihrer Dienstreisen 
zu Unterrichtszwecken zu verwenden. Sie können von 
Zeit zu Zeit Vorträge an die Lehrer halten, um sie anzuregen und ihnen 
auch Winke für den Unterricht zu geben. Die aufsichtfiihrenden Be¬ 
amten müßten angewiesen werden, alle ihre Beobachtungen und Erfah- 
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rangen, die sich als Lehrstoffe für die Dienstvorträge eignen, dem Amte- 
Vorstand zu übermitteln. 

Besonders die aus den Revisionen häufig vortretenden und schnell 
zu beseitigenden Ersoheinungen sind wichtige Vortragstoffe. 

Da die Vorträge einen Teil des Dienstes bilden, sind die Teil¬ 
nehmer auch zum regelmäßigen Besuch verpflichtet; der Vortrag ist da¬ 
her zu überwachen. Ein unregelmäßiger Besuch, ein unbegründetes 
Fehlen sind als Dienstversäumnis zu behandeln. Verspätungen beim 
Unterrichtsbeeuch stören den Vortrag. Bei wiederholten Verspätungen 
ist es Aufgabe der aufsichtsführenden Stelle, diesen hemmenden Übel- 
stand recht bald zu beseitigen. 

Die Ausbildung der neu eintretenden Lehrer erfolgt in besonderen 
Vortragskursen, in denen ihnen neben Unterricht über Vortragsfonn, 
Hilfsmittel, ihre Anforderung, Herrichtung und Verwendung, auch Ge¬ 
legenheit zu praktischen Übungen geboten wird. Das Anhören von 
Mustervorträgen ist gleichfalls ein gutes Mittel der Bildung. Über die 
Art und Weise ihres Vortrags erhalten die Lehrer ein besonderes Merk¬ 
blatt, dessen Anregungen sie, soweit sie nicht in der Lage sind, eigene 
Wege zu gehen, zu befolgen haben. 

8. Vortragstoffe und Stoffauswahl. 

Für die in den Vorträgen zu behandelnden Gebiete sind von ein¬ 
zelnen Unterrichts- und Bildungsausschüssen besondere Pläne aufge- 
stellt worden. Hiernach sollen sich die Vorträge erstrecken auf die Er¬ 
läuterung der erlassenen Bestimmungen und technischen Neuerungen, 
wobei besonders auf die häufig vorkommenden Fehler einzugehen sein 
wird. Hinweise auf die Folgen bei Vernachlässigung und Nichtbeach¬ 
tung von Vorschriften sind dringend notwendig. Hervorzuheben sind 
außerdem solche Beispiele, die geeignet sind, zur Sparsamkeit zu er¬ 
ziehen, z. B. beim Verbrauch der Brennstoffe und Schmiermittel durch 
die Ix»komotivführer. Bei der großen Bedeutung, die in der sparsamen 
Verwendung besonders dieser Rohmaterialien für die Volkswirtschaft 
liegt, hat das Reichsverkehrsministerium (Wärmewirtschaftsstelle) in 
Gemeinschaft mit dem Reichskohlenrat besondere Vortragskurse für das 
Lokomotivpersonal eingerichtet. 

Bei den Vortragstoffen sind zu unterscheiden: 

a) solche, die als unbedingt notwendig in regelmäßigen Zeit¬ 
abschnitten wiederkehren müssen, 

b) solche, die in Dringlichkeitsfällen außerplanmäßig einzusehalten 
sind lind 

c) solche, die weniger wichtig, die aber des inneren Zusammen- 
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hangs wegen in längeren Zeitabschnitten zu behandeln sein 
werden. Sie sollen bei ausreichender Zeit zur Ausfüllung 
etwaiger Lücken herangezogen werden. Als Anhalt für eine 
Auswahl dient, sofern ein besonderer Lehrstoffplan nicht vorge¬ 
schrieben ist, der der Dienstanfängerschule. 

9. Unterrichtshilfsmittel. 

Nach dem Grundsatz, daß Anschauung die Voraussetzung aller 
Erkenntnis und Vorstellung ist, ist es notwendig, auch alles das, was 
ins Bewußtsein und damit zum Verständnis der Hörer gelangen soll, 
durch die Anschauung zu übermitteln. Je mehr Sinne hierbei mitwirken, 
desto klarer wird die Vorstellung und desto fester haftet sie auch im 
Bewußtsein. Wir bedienen uns daher im Vortrag nicht nur der Sprache, 
sondern auch der bildlichen Darstellung; die Sprache dient eigentlich 
nur zur Unterstützung des Auges. Eine gleichzeitige Zuführung von 
Vorstellungen durch Ohr und Auge ist daher die beste Darstellungsform. 

Als Anschauungsmaterial kommen in Betracht das Modell, die 
Werkstattzeichnung, Abbildungen aus Büchern und Zeitschriften, Pläne, 
graphische Darstellungen und andere Tabellen, Photographien sowie das 
Lichtbild. Das Modell als selbständiger Anschauungsgegenstand wird 
nur selten als Massenlehrmittel Verwendung finden, da seine Her¬ 
stellung recht kostspielig ist und auch die Unterbringung Schwierig¬ 
keiten bereitet. Nur in Museen und Sonderausstellungen ist das natür¬ 
liche Modell am Platz. Ganz entbehren wird man es im Vortrag aller¬ 
dings nicht, namentlich, wenn es von Firmen für Lehrzwecke eigens 
angefertigt und für Unterweisungen zur Verfügung gestellt wird, wie 
z. B. die Modelle der Kunze-Knorr-Bremse, die jetzt schon in aus¬ 
giebiger Weise in den Dienstvorträgen an die Lokomotivführer Verwen¬ 
dung finden. Derartiges Anschauungsmaterial wird aber leider nur 
ausnahmsweise zugänglich sein; denn in der Hauptsache werden wir, 
wenn die Wirklichkeit notwendig ist, die Anschauung im praktischen 
Betrieb selbst durch örtliche Besichtigung von Eisenbahneinriohtungen 
suchen. Ein Ersatz waren bis jetzt neben der Tafelskizze des Lehrers 
die fertige Zeichnung, die Lehrbildtafel (Wandkarte). Sie müssen, sollen 
eie vor einem größeren Zuhörerkreis anschaulich wirken, meist beson¬ 
ders angefertigt werden. Abgesehen von den oft recht bedeutenden Her¬ 
stellungskosten entstehen besonders hohe Aufwendungen für die Auf¬ 
bewahrung. Karten, Lehrbildtafeln und Zeichnungen müssen schonend 
behandelt werden. 
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Das Lichtbild ale Unterrichts Hilfsmittel im Vortrag. 

Es ist leicht und billig zu beschaffen, seine Aufbewahrung bereitet 
keine Schwierigkeiten, ist auch nur mit ganz geringen Kosten verbunden; 
es ist leicht beweglich und daher auch überall hin ohne Gefahr der Be¬ 
schädigung bequem zu versenden. Außerdem wirkt das Lichtbild unge¬ 
mein belebend, es erhöht die Aufmerksamkeit und hält die Zuschauer in 
dauernder Spannung. Das Lichtbild hat sich im Lauf der Zeit immer 
mehr im Unterricht eingebürgert; es ist sogar für einzelne Unterrichts¬ 
gebiete zu einem unentbehrlichen Lehrmittel geworden. 

Bei der Ausnutzung von Anschauungsmaterial kann auch des Guten 
zu viel geschehen; diese Gefahr besteht besonders beim Lichtbild. Es ist 
daher der Grundsatz zu beachten, daß alles das, was ohne Anschau¬ 
ung klar verständlich ist, nicht mehr eines besonderen Anschauungs¬ 
mittels bedarf. 

Damit das Lichtbild zu einem brauchbaren Lehrmittel werde, muß 
es ganz bestimmte Anforderungen erfüllen, die im allgemeinen die glei¬ 
chen sind, die auch sonst an jedes Anschauungmaterial gestellt werden. 
Die Auswahl muß so getroffen werden, daß es mit der zu besprechenden 
Sache in engstem inneren Zusammenhang steht. Um recht anschau¬ 
lich zu wirken, muß es besonders zugerichtet werden. Hierbei besteht 
die Hauptforderung darin, daß alles das, was zunächst veranschaulicht 
werden soll, auch wirklich in klarer und einfacher Weise im Bild er¬ 
scheint. Alles, was die Aufmerksamkeit aber ablenken und die Vor¬ 
stellung erschweren könnte, ist fortzulassen, bei vorhandenen Abbil¬ 
dungen abzudecken. Besonders wertvolle Einzelheiten sind aus dem 
sonstigen Zusammenhang augenfällig herauszuheben, am beeten durch 
farbige Kennzeichnung. Die dargestellten Sachen müssen in der Bild¬ 
wirkung so groß sein, daß sie auch einem größeren Zuschauerkreis 
deutlich sichtbar werden. Lichtbilder, in dieser Weise zubereitet, können 
oft schneller und klarer die Vorstellung vermitteln als der natürliche 
Gegenstand, bei dem vielfach die Teile, auf die es eigentlich ankommt, 
nicht genügend erkennbar, verdeckt oder infolge schwieriger Konstruktion 
nur schwer verständlich sind. Alle diese Hindernisse können durch eine 
besondere Zeichnung beseitigt und dann im Lichtbild vorgeführt werden. 
Besonders bei Vorträgen rein technischer Art hat sich das Lichtbild 
als unentbehrlich erwiesen, da es nicht möglich ist, technische Betriebe 
für eine größere Zahl von Besuchern so zugänglich zu machen, daß eine 
gründliche Besichtigung damit verbunden werden kann. Solche Besuche 
bringen große Störungen mit sich und nehmen auch viel Zeit in Anspruch; 
deshalb muß man sich auf Vorträge mit Lichtbildern beschränken. Auch 
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bei Vorträgen mit nichttechnischem Inhalt, bei der Beeprechung von 
Dienstvorschriften kann das Lichtbild recht gute Dienste leisten, nament¬ 
lich dann, wenn zur Begründung statistische Angaben und graphische 
Darstellungen erforderlich sind, die damit dem Beschauer recht ein¬ 
drucksvoll vorgeführt werden können. 

Ob in Zukunft neben dem Stehbild auch das Laufbild (Film) bei 
den Dienstvorträgen in umfangreicher Weise Verwendung finden wird, 
bedarf noch der Prüfung. Versuche haben auch hier zu recht guten Er¬ 
gebnissen geführt.. Erschwert wird eine ausgiebige Benutzung durch die 
hohen Herstellungskosten der Lehrfilme. Besondere gute Dienste leistet 
der Film bei Vorträgen für die Beamten und Facharbeiter der Werk¬ 
stätten, wenn es sich darum handelt, Arbeitsverfahren oder die Be¬ 
dienung von Maschinen vor einem größeren Zuhörerkreis anschaulich 
darzustellen. Hierfür sind z. B. schon im Eisenbahnwerk Grunewald 
eine größere Anzahl von Filmen unter sachkundiger Leitung angefertigt 
worden. Da sich auch die Filmindustrie dieser Aufgabe mit großem 
Interesse zuwendet, so ist zu erwarten, daß hier Ergebnisse eintretan 
werden, die auch den Dienstvorträgen zugute kommen. 

Selbst für Vorträge über die Organisation der Werkstätten und den 
Lauf ihrer Verwaltung sind Lichtbilder angefertigt worden, die allen im 
Werk beschäftigten Personen einen klaren und übersichtlichen Einblick 
in den gesamten vielseitigen Betrieb ermöglichen. So ließen sich z. B. 
auch die Bestimmungen über die Zugbildung durch Lichtbilder in der 
Weise veranschaulichen, daß den Teilnehmern richtige und falsche Zu¬ 
sammensetzungen von Güterzügen vor Augen geführt werden, die sie zu 
beobachten und unter Anwendung der Vorschriften zu beurteilen hätten, 
oh und an welchen Stellen Verstöße vorgekommen sind. Wenn also das 
Lichtbild sich jetzt schon bei den angestellten Versuchen als ein recht 
wertvolles, neuzeitliches Lehrmittel erwiesen .hat, so muß es auch im 
Eisenbahnunterrichtswesen einen entsprechenden Platz erhalten. 

Es ist nicht erforderlich, daß in jedem Vortragsraum ein eigener 
Apparat aufgestellt wird. Eine Sammlung der notwendigsten Abbildungen 
ist leicht zu beschaffen, da sie aus Leitfäden, Lehrbüchern und Zeit¬ 
schriften entnommen werden können. Sie wird mit der Zeit recht viel¬ 
seitig werden, so daß auch stets die neuesten Fortschritte auf dem Ge¬ 
biet des Eisenbahnverkehrs, Betriebs usw. dargeboten werden können. 
Notwendig ist es, daß die Vortragenden dieser Einrichtung ihr besonderes 
Interesse entgegenbringen und an dem Ausbau der Sammlung eifrig mit- 
arbeiten. 

• Die Gesamtkosten einer Einführung des Lichtbilds in den Dienst¬ 
vortrag sind geringer, als die Kosten, die bei der sonst üblichen Art der 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 



958 


Das Dienet Vortragsweisen bei der Deutschen Reichsbahn. 


Beschaffung und Verwendung von Anschauungsmaterial erforderlich 
sind. Hinzu kommen die unterrichtliohen Vorteile, die darin bestehen, daß 
wir in der Ausnutzung eines guten Anschauungsmaterials unbehindert 
sind; denn es kann zu jeder Zeit jede Neuerung sofort für den Unterricht 
verwertet werden. Diese Vorteile wirtschaftlicher und unterrichtlioher 
Art zwingen uns, dem Gedanken einer vollkommenen Ausnutzung des 
Lichtbilds im Unterricht näherzutreten und zunächst schon mit Ver¬ 
suchen an geeigneten Stellen, besonders dort, wo Wanderlehrer vorhanden 
sind und die Unterrichtsräume Vorführungen gestatten, zu beginnen. Das 
Ziel des Unterrichts, des Dienstvortrags, muh sein, mit den gering¬ 
sten Mitteln an Zeit und Geld auf dem einfachsten 
Wege zu möglichst hohen Unterrichtsergebnissen zü 
gelangen. 

Das Merkblatt und die Fachzeitschrift im Dienst 
der B e a m t e n a u s b i 1 d u n g. 

Es ist nicht ausreichend, dah der Beamte nur während der recht 
kurzen Zeit des Dienstvortrags belehrt wird und Anregungen für seinen 
Beruf und dessen Ausübung erhält; er muß sich auch noch darüber hinaus, 
daheim, in aller Kühe und stiller Beschaulichkeit mit dienstlichen Fragen 
beschäftigen. Hierfür Anregungen zu geben, eignet sich am besten das 
Fachblatt, das mit dem Ausbau der Beamtenorganisationen gleichfalls 
weite Verbreitung gefunden hat und das sich auch mit Erziehungs- und 
Bildungsfragen beschäftigt. Leider geschieht das nicht in dem Umfang 
und der Gründlichkeit, wie es wünschenswert wäre, denn Standes- und 
Wirtschaftsfragen beherrschen meist den Inhalt und drängen daher die 
andere, ebenso wichtige Seite zurück. Um hier Abhilfe zu schaffen, sind 
> für die meisten Berufe, technische wie nichttechnische, Fachkalender er¬ 
schienen, die das für jeden Beruf Wissenswerte, gewissermaßen das täg¬ 
liche berufliche Brot, übersichtlich zusammengestellt enthalten. Sie sind 
ein unentbehrliches Nachschlagebuch für die meisten Berufe geworden, 
sind daher als Lehrmittel für das Dienstvortragswesen, besonders der 
technischen Berufe zu verwerten. 

Von den für das Eisenbahnwesen in Betracht kommenden Blättern 
hat sich zunächst die Zeitungdes Vereins Deutscher Eisen¬ 
bahn Verwaltungen mit Bildungsfragen beschäftigt. Ihrem Cha¬ 
rakter nach kann eie es natürlich nur so weit, als es sich um Aufklärung 
und Anregung für die in der Verwaltung stehenden Beamten handelt; ihr 
sind also ganz bestimmte Grenzen gezogen. Ins einzelne zu gehen und rein 
schulteohnische Fragen zu behandeln, ist nicht ihre Aufgabe; dies muß 
sie anderen, besonderen Blättern überlassen. An einem solchen, das rein 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Da« Dienetvortragsweeen bei der Deuteeben Reichsbahn. 


959 


eisenbahnunterrichtliche Aufgaben behandelt, wie etwa das Organ des- 
Deutschen Ausschusses für technisches Unterrichtswesen, das als Son¬ 
derblatt der im Verlag des Vereins Deutscher Ingenieure erscheinenden 
Zeitschrift „Der Betrieb“ alle Bildungsfragen der Metallindustrie be¬ 
handelt, fehlt es aber. Hier besteht also eine Lücke, die im Interesse 
des gesamten Eisenbahnunterrichtswesens noch auszufüllen ist. Auch 
hier geht die Industrie wieder vorbildlich voran; dies beweisen die zahl¬ 
reichen Werkblätter der Großbetriebe, die nicht nur für 
ihre Werkangehörigen allein geschaffen sind, sondern auch darüber 
hinaus die große Öffentlichkeit für ihre Bestrebungen zu interessieren 
suchen. 

Seit Beginn 1922 erscheint die Wochenschrift „Das Eisenbahn- 
Werk“ 1 ) unter der Schriftleitung von Dr. Martens, die für alle in den 
Eisenbahn Werkstätten beschäftigten Lehrlinge, Gehilfen, Meister und Ver¬ 
waltungsbeamten bestimmt ist. Sie können hier ihre Ansichten und Erfah¬ 
rungen austauschen und so dem Werk dienen. Der Erfolg beweist die Not¬ 
wendigkeit dieser Bildungseinrichtung. Der einzelne Teilnehmer am Werk 
ist. nicht nur Maschine, die ganz bestimmte Arbeiten zu verrichten hat, 
sondern ein Wesen mit Verstand und Gefühl, das beobachtet und 
empfindet, und weil es mitten im Betrieb steht, am besten weiß, was 
nottut. Das Blatt steht demnach vollständig im Dienst der Werkstatt, 
der Ausbildung und Erziehung aller hier beschäftigten Personen. Erst 
durch ein solches Blatt, das gewissermaßen das Familienblatt der Werk¬ 
statt sein soll, wird der Zusammenhang aller hier tätigen Kräfte herbei¬ 
geführt und auch für die Zukunft erhalten. Es ist aber nicht nur ein 
Bindeglied, das durch Gedankenaustausch die Erfahrungen des einzelnen 
der Allgemeinheit übermittelt, sondern es übernimmt auch die dauernde 
Weiterbildung seiner Leser, indem es jedem das bietet, worüber er gern 
belehrt sein möchte. Es will ferner zu einem Selbststudium anregen und 
auch ein Wegweiser für dessen zweckmäßige Durchführung sein. Ein 
solches Hausblatt wird auch ausgleichend wirken auf die Gegensätze 
und Unterschiede der Stellung. Jeder lernt die Arbeit des anderen 
schätzen. Das Gemeinschaftsgefühl der Zusammengehörigkeit und der 
Notwendigkeit eines Zusammenarbeitens aller, wenn das Werk gedeihen 
soll, wird gestärkt. Aber auch Fragen gleicher Sorgen, gleicher Not, 
die gemeinsam erörtert werden, führen oft schneller und fester zusam¬ 
men, als frohe Veranstaltungen oder alltägliche Unterhaltungen. 

In ähnlicher Weise, wie es hier durch das Eisenbahnwerk für den 
einen Zweig der Reichsbahn, die Eisenbahnwerkstätten, geschieht, müßte 

*) Verla« von H. Apitz, Berlin W 57, Maneteinstr. 12. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. • 63 
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für die übrigen Zweige des Dienstes gesorgt werden. Einige Zeit¬ 
schriften der Fachgewerkschaften haben dieses Ziel schon 
verfolgt, und Abhandlungen aus den Erfahrungen des Dienstes heraus 
geben hiervon Zeugnis. Hierzu gehört z. B. das Fachorgan der Reichs- 
gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer „Voraus“ mit seiner Bei¬ 
lage „Die Lokomotivtechnik“ sowie das Fachorgan der 
Bahnmeister. Gelegentliche Berichte, wie sie von anderen Blättern 
gebracht werden, reichen aber nicht aus, um einen wirklich guten Er¬ 
folg zu erzielen. Standes- und Gehaltsfragen herrschen außerdem vor 
und drängen die rein beruflich-erzieherischen und beruflich-bildenden 
Aufgaben stark zurück. Wenn es gelänge, die rein wirtschaftlichen und 
Standesangelegenheiten von den erziehlichen und unterrichtlichen zu 
trennen, so wären die Fachblätter die geeigneten Organe, um die Bil¬ 
dungsaufgaben für ihre Mitglieder über den Rahmen der Dienstvorträge 
hinaus zu übernehmen. Daß die Fachblätter die Bildungsbestrebungen 
ihrer Mitglieder unterstützen, ist selbstverständlich, daß sie aber diese 
so wichtige Aufgabe meist nicht ausreichend behandeln, ist bedauerlich. 
Dies ist wohl darauf zurückzuführen, daß ihnen die entsprechenden Ab¬ 
handlungen nicht in ausreichendem Maß zur Verfügung stehen. Nicht 
alle Mitglieder besitzen die Fähigkeit, durch Wort und Schrift anregend 
und bildend zu wirken. Hier ist es Aufgabe der Bildungsdezernenten 
und der im Eisenbahnunterricht stehenden Lehrkräfte, zu helfen und die 
Fachblätter mit den notwendigen Stoffen zu versehen. Ein Stück Idealis¬ 
mus muß man auch für die Allgemeinheit übrig haben, wenn die geistige 
Arbeit auch nicht immer entsprechend vergütet wird. 

Ein neuer Weg der Unterrichtserleichterung ist seit einiger Zeit 
durch das Unterrichts- und Bildungsreferat im Reichsverkehrs¬ 
ministerium beschritten worden. Auf seine Veranlassung hin werden 
lediglich für Unterrichtszwecke Sonderblätter herausgegeben. Sie 
führen den Namen „Merkblätter für Unterweisung der Be¬ 
diensteten im Betriebs-, Verkehrs- und Bahnunter¬ 
haltungsdienst der Reichsbahn (Zweigstelle Preußen- 
Hessen)“. Ihre Bearbeitung erfolgt unter Mitwirkung aller Reichsbahn¬ 
direktionen durch die Direktion Magdeburg. Sie haben die Aufgabe, ge¬ 
eignete Unfälle und wichtige Vorkommnisse aus Betrieb, Verkehr und 
Bahnunterhaltung in regelmäßiger Folge (monatlich einmal) zu ver¬ 
öffentlichen. 

Iin Geleitwort heißt es unter anderem, daß neben dem „allgemein Wissens¬ 
werten Erfahrungen aus dem praktischen Dienst, Hinweise und Lehren aus Un¬ 
fällen ,u.a. gegeben werden, um 60 ®ur Abstellung von Fehlern und zur Herab¬ 
minderung der Zahl der Unfälle beizutragen.“ 
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„An Hand wichtiger Vorkommnisse sollen die (Bediensteten erfahren, wie 
nötig Kenntnisse, Praxis nnd unbedingte Pflichterfüllung im Eisenbahndienst sind. 

Das neue Merkblatt soll zum Nachdenken anregen, das Verständnis der Vor¬ 
schriften fördern. Es soll jeden Bediensteten erkennen lassen, wie auch die schein¬ 
bar geringste Tätigkeit für ein gutes, sicheres Arbeiten des ganzen großen 
Apparats nötig ist. Jeder soll erkennen^ daß er stets verantwortlich ist; er darf 
sich z. B. nicht damit beruhigen, daß, wenn er einen kleinen Fehler macht, der 
sonst zur Mitwirkung Berufene ihn schon wieder gut machen wird. Die Beachtung 
der salbst nebensächlich erscheinenden Bestimmungen soll jedem zur Gewohnheit 
werden, und jedem soll klar sein oder werden, daß die Vorschriften zu seiner 
eigenen Sicherheit geschaffen sind, und ihre ‘Beachtung die Allgemeinheit, die Ver¬ 
waltung, seine Mitarbeiter und ihn selbst vor Schaden bewahrt.“ 


Mit diesem Merkblatt ist der erste und zurzeit wichtigste Schritt zu 
einem planmäßigen inneren Ausbau der Dienstvortrftge unternommen 
worden. Die Lehrer erhalten wichtige Unterlagen, um ihren Unterricht 
fruchtbringend zu gestalten, besonders auch durch Besprechung der am 
häufigsten vorkommenden Fehler. Die Zahl der Beispiele, die hier ge¬ 
sammelt werden, wird im Lauf der Zeit so reichhaltig sein, daß die Ge¬ 
fahr einer Einseitigkeit nicht mehr besteht. Das schließt natürlich nicht 
aus, daß im Unterricht auch besondere im Bezirk selbst vorgekommene 
Fälle zur Besprechung gelangen. Solche Beispiele werden besonders auf¬ 
klärend wirken. Aufgabe aller Direktionen ist es, charakteristische Bei¬ 
spiele der Sammelstelle mitzuteilen, damit aus einer reichhaltigen Ge¬ 
samtzahl die treffendsten und füT den Unterricht geeignetsten ausgewählt 
werden können. Das Merkblatt wird in der Hauptsache dort anzuwenden 
sein, wo der Vortragende selbst in Verlegenheit einwandfreier Beispiele 
ist, wo ihm auch die Zeit fehlt, sie sich seihst zusammenzustellen; sie 
werden ihm also seine Arbeit bedeutend erleichtern und dienen ihm als 
Unterrichtshilfsmittel, die seinen Vortrag beleben. Es ist ein erfreu¬ 
licher Anfang zu einem eigenen Unterrichtsblatt, zu dem es sich im 
Lauf der Zeit auf Grund längerer Erfahrungen entwickeln kann. 

Hieran schließt sich die Frage, ob ein Bedürfnis zu einem eigenen 
Unterrichtsblatt im Eisenbahnbildungswesen vorliegt, 
oder ob es nicht zweckmäßiger wäre, die bestehenden Fachblätter auch 
für Unterrichtszwecke mehr als bisher nutzbar zu machen. Dieser 
letztere Weg wird schwer gangbar sein; es kommt aber ganz auf die 
Stellung an, die die fachlichen Organisationen zu dieser Frage ein¬ 
nehmen. Nachdem sie in ihrer Gesamtheit Träger umfangreicher frei¬ 
williger Ausbildungseinrichtungen (Eisenbahnfachschulen) geworden 
sind, dürfte anzunehmen sein, daß hier eine Verständigung möglich wäre. 
Nach dem jetzigen Charakter aller Fachblätter ist nicht zu erwarten, 
daß in ihnen ein so wichtiger Zweig, wie die Unterrichtseinrichtung, 
vollwertig vertreten werden könnte; denn in ihnen würden alle Untor- 
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richte- und Erziehungefragen, wie schon vorher hervorgehoben, stets in 
zweiter Reihe kommen, gewissermaßen als Nebensache behandelt und 
dementsprechend auch bewertet werden. Das entspricht nicht dem 
Zweck der Einrichtung. Wenn das Bedürfnis allseitig anerkannt ist, so 
würde ein eigenes selbständiges Blatt zu begrüßen sein; dies auch schon 
aus dem Grund, um einen dauernden Zusammenhang der Lehrenden und 
Lernenden herbeizuführen, der auch außerhalb der eigentlichen Dienst¬ 
vortragstunden aufrecht erhalten werden soll. Der Inhalt darf auch 
nicht fachlich so einseitig gehalten sein, daß er nur für eine ganz be¬ 
stimmte Gruppe Wert hat; er soll für alle lehrreich sein. 
Dies fördert den inneren Zusammenhang und erleichtert das Ineinander¬ 
greifen der Arbeit und stützt das gegenseitige Vertrauen. Nun wird 
man entgegnen, daß es bei der heutigen wirtschaftlichen Lage bedenk¬ 
lich sei, neue Blätter ins Leben zu rufen, wo bereits hunderte anderer 
Tageszeitungen und Zeitschriften eingegangen sind. Es ist dies auch 
wieder eine Frage der Wirtschaftlichkeit, ob es sich lohnt, hierfür die 
hohen Aufwendungen zu machen. Diese Frage muß bejaht werden; denn 
mit der Übertragung eines großen Teils des Inhalts 
der Dienst vertrage in die Werkblätter tritt eine 
wesentliche E ntlastung und Vereinfachung der 
Dienstvorträge ein. Hier bietet sich ein Weg der billigeren 
Durchführung in der Aus- und Weiterbildung der Beamten, wie ihn auch 
die Industrie bereits beschritten hat. Wenn durch ein solches Blatt 
jährlich auch nur ein Vortrag mit seinem Ausfall an Dienstzeit erspart 
werden kann, so liegt darin schon eine Verbilligung des Dienstvor¬ 
tragswesens, die wirtschaftlich recht beachtenswert ist (Siehe auch 
Kostenberechnung.) Bei der Durchführung des Plans handelt es sich 
um eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit des gesamten Beamtenheeres 
im Dienst des Eisenbahnverkehrs und damit indirekt um eine Förderung 
der Volkswirtschaft. Es muß an dieser Stelle auch wieder auf die In¬ 
dustrie hingewiesen werden, die im Deutschen Ausschuß für technisches 
Schulwesen ihre Zentralstelle geschaffen hat, um von hier aus belebend 
auf den Unterricht zu wirken und ihn in sichere, bewährte Bahnen zu 
führen. 

10. Vortragsform. 

Wie schon der Name sagt, handelt es sich nicht um einen schul¬ 
mäßigen Unterricht, sondern um Belehrungen in Form von Vorträgen und 
Besprechungen, die der Eigenart und dem Lebensalter der Zuhörer anzu¬ 
passen sind. Für einen dauernden Erfolg ist es dringend notwendig, daß 
sich die Dienstvorträge auf einer gewissen geistigen 
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Höhe halten; sie dürfen nicht, wie es leider häufig noch geschieht, 
zu allgemeinen Redensarten hinabsinken oder sich in Form des Ablesens 
von Bestimmungen und Vorschriften vollziehen, ohne daß hierbei auf 
ihre Bedeutung und Begründung näher eingegangen wird. Maßgebend 
für einen guten Vortrag sind neben dem Inhalt auch die Form der Ver¬ 
arbeitung sowie die Hilfsmittel der Veranschaulichung. Bei Männern, die 
im wirklichen Leben, im regelmäßigen praktischen Dienst stehen, deren 
ganzer Gedankenkreis beruflich eingestellt ist, werden die Vorträge eigene 
Formen annehmen müssen. Der Lehrer darf hierbei auch nicht den Weg 
beschreiten, den sonst ein wissenschaftlicher Vortrag mit rein theoreti¬ 
schen Erörterungen geht, sondern er wird, um das dauernde Interesse der 
Zuhörer wach zu halten, einen Ausdruck anzunehmen haben, der der 
Praxis möglichst nahekommt, indem er immer wieder auf die Diensttätig¬ 
keit zurückgreift Der Vortragstoff muß daher in Form von ange¬ 
wandten, dem Beruf entnommenen Beispielen dargeboten und eingehend 
unter gleichzeitiger Berücksichtigung der verschiedenen Ansichten der 
Teilnehmer besprochen werden. Der Ausgang der Besprechung ist stets 
ein kurzer einleitender, freier Vortrag des Lehrers unter Zugrunde¬ 
legung eines ganz bestimmten Vorfalls, der zu selbsttätiger Durcharbei¬ 
tung und Weiterentwicklung des dargebotenen Stoffs führen und die 
Grundlage für die anschließende Besprechung geben soll. Die hierauf 
zutreffende Bestimmung ist dann abzuleiten; sie ist gewissermaßen das 
Endergebnis der Betrachtung. Ein solcher Weg führt direkt und am 
sichersten zum Verständnis; denn nur an wirklichen Beispielen können 
die Bestimmungen zum lebendigen Bewußtsein gebracht werden. Ihre 
richtige Anwendung beruht auf einer mustergültigen Selbstzucht der 
Hörer nach freiem Willen. Nur durch Einführung in den Geist der Be¬ 
stimmungen und Bekanntgabe der Gründe, wie sie in dem herangezogenen 
Beispiel hervortreten, werden die Zuhörer die Dienstvorschriften beherr¬ 
schen und damit zu denkenden und unter eigener Verantwortung handeln¬ 
den Beamten heran gezogen. Die toten Vorschriften erhalten Leben, und 
bei ihrem Nachlesen werden die Zuhörer nicht nur Worte vernehmen, 
sondern im Geist die Folgen einer nicht richtigen oder vernachlässigten 
Durchführung vor Augen sehen. Dabei ist, wie früher ausgeführt, die 
lebendige Anschauung außerdem das beste Mittel, um die Langeweile, die 
Interesselosigkeit der Zuhörer zu bekämpfen. Ein weiteres Mittel zur 
Hebung der inneren Anteilnahme am Unterricht ist die Aussprache, die 
in jeder Unterrichtstunde stattfinden und an der sich jeder, auch 
der sonst scheue und schüchterne Hörer, beteiligen soll. Ein der¬ 
artiger lebendiger Meinungsaustausch, in dem die verschiedenen An¬ 
sichten zutage treten, ist ungemein geeignet, zu einer gründlichen Be- 
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herrsohung des Stoffs beizutragen. Dem Geschick des Lehrers bleibt 
es allerdings Vorbehalten, dafür au sorgen, daß solche Aussprachen nicht 
ins Uferlose abschweifen; er wird am Schluß die zutage getretenen An¬ 
sichten in geschickter Weise und übersichtlich zusammenfassen und mit 
einer gerechten, aber wohlwollenden Kritik nicht zurückhalten. Eine not¬ 
wendige Einrichtung ist auch der Frageikasten, dessen sich die Teil¬ 
nehmer bedienen sollen. Leicht zu beantwortende Fragen wird der Lehrer 
sofort besprechen können, schwierige dagegen meist erst bei dem nächsten 
planmäßigen Vortrag. 


11. Kosten der Durchführung. 


Die Kosten der Dienstvorträge werden trotz der geringen Zahl von 
Vortragstunden, die auf jeden Teilnehmer im Lauf eines Jahre kommen 
(etwa 15—16), nicht unbedeutend. 

Bei der Kostenberechnung (ß. 967) ist mit hauptamtlichen Lehr¬ 
kräften sowohl als ständige Orts- als auch als Wanderlehrer gerechnet; 
es ist daher auch ihre volle Dienstzeit der Berechnung zugrunde gelegt 


Die Kosten setzen sich zusammen: 

a) Aus Beträgen für die eigentliche Unterrichts¬ 
erteilung, die durch die Heranziehung von Beamten als 
hauptamtliche Lehrer entstehen. Unter der Annahme, daß ein 
Wanderlehrer täglich an drei bis vier auf der gleichen Strecke 
liegenden Orten seinen Unterricht erteilen kann, der ständige 
Lehrer an größeren Dienststellen sogar fünf bis sechs Vorträge 
mit kleinen Pausen ohne Überanstrengung zu halten in der Lage 
sein dürfte, kommen wöchentlich im Durchschnitt auf jeden Leh¬ 
rer 24—30 Vortragsstunden. Da ferner jeder Teilnehmer nur alle 
drei Wochen einmal zum Vortrag erscheint, so ist jeder Lehrer 
in der Lage, in 72—90 Gruppen Unterricht zu erteilen. Unter 
Berücksichtigung der zahlreichen kleineren Dienststellen mit 
wenig Beamten wird man durchschnittlich mit einer Besetzung 
von 12—15, an größeren Dienststellen vielleicht bis 30 und 
mehr Teilnehmern rechnen können. Hiernach würde also jeder 
hauptamtliche Lehrer insgesamt etwa 1056 Beamte (80 X 13 bis 14) 
planmäßig mit Unterricht versorgen; <L h. für je 1056 Beamte ist 
stets eine hauptamtliche Lehrkraft notwendig. Der Bedarf an 
Lehrkräften beträgt Vios« der Gesamtbeamtenzahl, für die Vor¬ 


träge einzurichten sind, das macht 


300000 

1056 


= 284 oder 0,09 %. 


b) DieKosten für Zeitausfall durch Unterricht sind höher. 
Auf jeden Beamten kommen im Durchschnitt jährlich neben den 
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16 eigentlichen Vortragstunden noch etwa 10 Stunden an Zeit¬ 
verlust durch Wege zum Vortragsort, insgesamt also etwa 
26 Stunden. Diese bilden 1 / M der Gesamtjahresdienstzeit von 
2496 Arbeitsstunden (8X26X12), d. h. für je 96 Beamte, die an 
Vorträgen teilzunehmen haben, ist stets ein Beamter als Ersatz 
für Ausfall an Dienstzeit erforderlich. Die Kosten für Zeitausfall 

( 300000 \ 

——— = 3120J =1,04%. Die Gesamtkosten 

für die Dienstvorträge betragen also 7io&« + 1 /#« oder 11 /iom + 1 i##« 
= 1 */io5« oder 1 /ss (0,oo +1,04 oder 280 + 3120 = 3400) = 1,14 % der 
Gesamtbeaantenschaft, für die ein Unterricht erforderlich ist. 

Nach dem Haushaltsplan für 1923 sind insgesamt für die Betriebs¬ 
verwaltung 405 164 planmäßige Stellen vorhanden; von den Inhabern 
dieser Stellen haben etwa rund 300 000, das sind 74 % an den Dienstvor¬ 
trägen teilzunehmen. Es wird also auch nur V«« (1,14 %) oder 74 % der 
Beamtenschaft oder deren Gehalt als Kosten für die Unterrichtserteilung 
aufzuwenden sein; das ergibt (74 X 0,oii4) = 0,84 % statt der vorher ge¬ 
nannten 1,14 % der Gesamtbeamten der Betriebsverwaltung. Es ist aber 
nicht ausreichend, die Gesamtkosten für die Unterrichtserteilung nur mit 
der Gesamtzahl der Beamten und deren Einkommen zu vergleichen, son¬ 
dern sie müssen außerdem mit den Gesamtausgaben, die im Haushalts¬ 
plan der Reichsbahn vorgesehen sind, in Beziehung gebracht werden; 
denn von der mehr oder weniger guten Ausbildung der Beamten hängt 
die Entscheidung über die zweckmäßige Verwendung der Beträge ab. 

Nach dem Haushaltsplan für 1923 nehmen die rein persönlichen 
Ausgaben der Beamtenbesoldung mit ihren 244 000 Millionen <M nur 
16*/*% der ordentlichen Gesamtausgaben (1461 Milliarden) und 13,05% der 
ordentlichen und außerordentlichen Ausgaben (1746 Milliarden) ein. 
Unter Anwendung dieser Prozentsätze werden also auch die laufenden 
Kosten für die Dienstvorträge zu berechnen sein. Sie betragen hier¬ 
nach also nur 0,14% der ordentlichen und 0,m% der ordentlichen und 
außerordentlichen Ausgaben der Reichsbahn. Wenn man diese Sätze ver¬ 
gleicht mit den Beträgen, die sonst im Geschäffcsleben für Versicherung 
gegen Feuer, Einbruch, Unfall usw. auf gewendet werden, so finden wir, 
daß die hier errechneten Sätze äußerst gering sind. Betragen doch 
z. B. schon die Überweisungsgebuhren für Geldsendungen durch Zahl¬ 
karte 0,3 % des Betrags; es bleiben also die Ausbildungskosten der Be¬ 
amten der Reichsbahn weit unter diesen Sätzen, ja sie erreichen damit 
noch nicht einmal die Höhe der Ausgaben einer sogenannten Portokasse. 
Sie sind tatsächlich so niedrig, daß sio ohne Bedenken, selbst bei streng¬ 
ster Durchführung einer äußersten Sparsamkeit, aufgewendet werden 
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können. Bei ihrer Errechnung hat sich außerdem auch noch das über¬ 
raschende Bild gezeigt, daß die Kosten sich zurzeit auf einer fallenden 
Linie bewegen. Unter Anwendung der gleichen Grundsätze auf den / 
Haushaltsplan 1922 und Berechnung der Unterrichtskosten für Dienst¬ 
vorträge im gleichen Umfang, wie es bisher durchgeführt ist, ergibt sich, 
daß der Gesamtbedarf von 0,25 % im Jahr 1922 auf 0,m % im Jahr 
1923 zurückgegangen ist, also um mehr als die Hälfte. Während also 
die Gesamtausgaben gewaltig gestiegen sind, sind die Kosten für die 
Ausbildung ganz bedeutend gesunken. Dies ist zurückzuführen einmal 
auf die Verminderung des Gesamtpersonals, in der Hauptsache aber 
darauf, daß die persönlichen Ausgaben für die Beamtenbesoldung nicht 
in dem gleichen Maß gestiegen sind, wie die sächlichen Ausgaben. Daß 
eine Sparsamkeit, wenn sie wirksam sein soll, sich aber nicht allein auf 
die sächlichen Ausgaben, die nach dem Haushaltsplan 5 /#der gesamten Aus¬ 
gaben betragen, sondern auch auf die persönlichen, wenn sie auch nur x /« 
der Gesamtausgaben ausmachen, zu erstrecken hat, ist selbstverständlich. 
Aus diesem Grund muß die Frage geprüft werden, ob und an welcher 
Stelle sich auch in Zukunft größere Ersparnisse erzielen lassen; denn 
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit „mit dem geringsten Be¬ 
darf an Beamten die möglichst höchste Arbeits¬ 
leistung zu erreichen“ muß auch im Dienstvortragswesen An¬ 
wendung finden. Daß eine weitere Senkung der Kosten möglich ist, er¬ 
scheint mir ziemlich sicher. Sie wird sich in der Weise vollziehen, daß 
die Dienstvorträge, die immer noch mit reichlichem Verlust an Zeit ver¬ 
bunden sind, im Lauf der nächsten Jahre eine Umwandlung erfahren. 
Vorläufig ist es allerdings noch notwendig, daß sie in dem von den 
Ausschüssen festgelegten Umfang durchgeführt werden; später aber 
werden sie sich vereinfachen lassen, besonders wenn die Wirkung der 
neuen Dienstanfängerschulen einsetzen wird. Durch sie kommt in Zu¬ 
kunft ein bedeutend besser ausgebildetes Beamtenmaterial in den Dienst 
Die Vorträge brauchen dann nicht mehr so oft gehalten zu werden. Ihre 
Zahl kann geringer sein; ja, es ist nicht ausgeschlossen, daß die Beamten 
im Jahr vielleicht nur zwei- bis dreimal zu besonderen Vorträgen zu¬ 
sammengezogen zu werden brauchen. Dies wird möglich sein, wenn 
die Reichsbahnverwaltung die freiwillige eigene Arbeit 
der Beamten zur Weiterbildung mehr als bisher in 
Anspruch nimmt und die Wege hierfür durch Heraus¬ 
gabe eigener Mitteilungen (Fachblätter) ausbaut. 

Die Dienstvorträge bilden den Abschluß der amtlichen Maßnahmen 
einer Weiterbildung der Beamtenschaft zur Erhaltung und Förderung 
ihrer Leistungsfähigkeit. Wie neben den Dienstanfängerschulen die 
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„ Nach dem Haushaltsplan der Reichsbahn für lf'23. 
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l ) Nur Beamte der Bes. Gruppen II—VII. — 2) Tägl. 4—5 Std., die andere Dienstzeit für Wege u. Vorbereitung. — *) Höchst- 
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Unterrichteeinrichtungen mit freiwilligem Besuch (Fachschule) als not¬ 
wendige Ergänzung und zur Erhöhung der Wirkung des dienstlichen 
Unterrichts zu betrachten sind, so ist auch für die in ihrer dienstlichen 
Laufbahn zum Abschluß gekommenen Beamten eine weitere, über ihre 
dienstliche Belehrung hinausgehende Anregung wünschenswert. Hier 
können, wie oben ausgeführt, die Fachblätter eine recht dankenswerte 
Aufgabe erfüllen. Die Bildungsfrage des Beamtenstands ist eine Ge- 
eundungsfrage der Reichsbahn. Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, 
ist es voll gerechtfertigt, wenn der Staat der Ausbildung und Erziehung 
des Beamten- und Faoharbeiterstands nicht nur sein Interesse zuwendet, 
sondern hierfür auch bedeutende Mittel aufwendet. Erst dann, wenn 
jeder einzelne das Bewußtsein hat, daß er als wichtiges Glied in diesem 
Unternehmen sein Bestes einsetzen und seine volle Pflicht erfüllen muß, 
um es dauernd gesund und lebensfähig zu erhalten, werden wir ein 
Beamtenheer besitzen, mit dem der Staat seinen Betrieb nicht nur sicher 
und mit Erfolg durchführen kann, sondern mit dem er auch jeden An¬ 
griff auf sein Leben, wie es jetzt im Westen von Feindesseite in so 
gewaltiger Weise unternommen wird, mit Erfolg abzuwehren in der 
Lage ist. Die Frage der Erziehung und Bildung der Be¬ 
amten ist daher im weitesten Sinn auch eine Lebens¬ 
frage des Staats und der Volkswirtschaft. 
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Die Betriebsstatistik der deutschen Eisenbahnen 
in Verbindung mit der internationalen Eisenbahnstatistik. 

Von 

Dr. rer. pol. Renner, Solingen. 

(Schluß.) i) 


b) Von 1856 bis 1982. 

Die Zeit von 1855 bis 1870 steht im Zeichen einer Vermehrung der 
bestehenden Staatsbahnen. Allein das preußische Staatshahnnetz wuchs 
infolge Gebietserweiterungen von 1695 km auf 3322 km Bahnlänge. 
Große Ströme, wie Rhein und Weichsel, wurden überbrückt, und die 
deutschen Bahnen drangen bis an die äußersten Landesgrenzen vor. Mit 
dem Jahr 1871, der Begründung des Deutschen Reichs, beginnt ein 
neuer Abschnitt nicht nur der politischen, sondern auch der wirtschaft¬ 
lichen Geschichte Deutschlands und damit auch seines Eisenbahnwesens. 
Die Neuorientierung im Eisenbahnwesen zeigte sich auch auf dem Ge¬ 
biet der Eisenbahnstatistik. 

Die Eisenhahnbetriebsberichte waren mit dem Wachsen der Bahn¬ 
länge umfangreicher geworden. Infolgedessen verschwinden zunächst 
die staatlichen Sammelwerke, und die Staaten beschränken sich auf die 
Berichterstattung über ihre eigenen Bahnen. Auch erfahren die Berichte 
fast alle andere Benennungen, ändern ihre Systematik, hier und da auch 
die Erhebungsgrundlagen. Gleichzeitig gewinnt die private Vereins- 
statistiik als einziges Sammelwerk erhöhte Bedeutung, tritt aber nach 
Einrichtung de 9 neuen behördlichen Sammelwerks, der Reichsstatistik, 
etwas zurück. Aber von einer Verbesserung der Statistik durch um¬ 
fassendere und vollkommenere Erhebungen, bessere Ausbeute des Mate¬ 
rials und von besonderen Fortschritten in der statistischen Darstellungs- 
weise ist wenig zu merken. 

1. Die Neuorientierung der e i n z e 1 s ta a 11 i c h e n 
Betriebsberichte. 

In Baden wird 1876 die „Nachweisung“ mit dem zweiten Teil des 
durch das großherzogliche Handelsministerium herausgegebenen Jahres¬ 
berichts über dessen Geschäftskreis verschmolzen zu dem 
Jahresbericht über die Eisenbahnen, und die Dampfschiffahrt im Großherzofrtuin 

Baden. 

*) Yergl. Archiv für Eisenbahnwesen S. 821. 
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Er besteht „aus dem beschreibenden Teil, den statistischen Tabellen 
und den graphischen Darstellungen“. In der Abteilung „Eisenbahnen“ 
wird I. Bahnbau und II. Bahnbetrieb unterschieden. Gegenüber den 
ersten Jahrgängen der Nachweisungen hat eich der Betriebsbericht stark 
verändert. Von den 34 Tabellen zählen jetzt 29 zur Abteilung Eisen¬ 
bahnen; die Sohaubilder betreffen sämtlich diese Abteilung. Neun von 
ihnen sind graphische Fahrpläne, 2 berichten in der Form des Fläohen- 
diagramms über den Personen- und Güterverkehr. 

Württemberg entschloß sich um diese Zeit gleichfalls zu selbständi¬ 
ger Berichterstattung über seine Staatsbahnen. Nach dem Vorbild seiner 
Nachbarstaaten gab es für das Rechnungsjahr 1879/1880 den ersten 
Verw&ltungieber icht der Königlich Württembergischen Verkehreanstalten, 
heraus. Hier werden aber Eisenbahnen, Dampfschiffahrt und Post z. T. 
gemeinsam behandelt, wodurch der betriebstatistische Charakter der 
Eisenbahnstatistik verloren geht. So wird unter Abschnitt A über 
Organisation der Zentralverwaltung und gemeinsame Einrichtungen der 
Verkehrsanstalten berichtet. Die Systematik sei aber wegen ihrer 
starken Abweichungen von dem bei den übrigen Berichten üblichen Auf¬ 
bau hervorgehoben; 11 Unterabschnitte berichten über „Organisation des 
Eisenbahnbau- und Betriebsdienstes und der Bodensee dampf schi f f ahrt, 
über „die Bahn“, den „Personalbestand“, „Stand der Transportmittel und 
Werkstättendienst“, „Leistungen der Transportmittel“, „Unfälle beim 
Eisenbahnbetrieb“, „Verkehr“, „Anlagekapital“, „Rechnungeergebnieee“, 
„Reinertrag“ und „Bodenseedampfschiffahrt“. Abschnitt C ist den 
Posten und Telegraphen gewidmet; letzterer greift wiederum stark in 
den Eisenbahnbetrieb ein. 2 gute Tafeln bringen eine Anzahl Dar¬ 
stellungen über den „auf den einzelnen Strecken von Station zu Station 
nach beiden Richtungen gegangenen Personen- und Güterverkehr“. In 
diesem ersten Verwaltungsbericht finden wir keine Trennung zwischen 
beschreibendem Teil und statistischen Tabellen. Aber schon im 
zweiten Jahrgang finden wir die Tabellen in einem Anhang unter dem 
Titel ,»Statistik des Personen-, Güter- und Kassenverkehrs auf den ein¬ 
zelnen Eisenbahnstationen“. Diese Trennung wird in den späteren Be¬ 
richten beibehalten. 

Im Jahr 1867 eröffnete Oldenburg die erste Teilstrecke seiner Staate¬ 
bahnen. Der iin Jahr 1870 erschienene erste 

Jahresbericht über die Betriebsverwaltung der OLdenburgischen Eisenbahnen für 

das Jahr 1867 

ist in zwei Abschnitte: „Bau und Ausrüstung der Balm“ und „Betrieb“ 
eingeteilt, die durch 13 tabellarische Anlagen sowie durch eine Karte des 
Bahnnetzes und der Anschlußbahnen erläutert werden. In späteren Be- 
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richten finden wir noch einen Anhang über den „Betrieb der unter Staate¬ 
verwaltung stehenden Kleinbahnen“; ab und zu begegnen wir auch einigen 
Schaubildern, von denen eine „Zusammenstellung der Gleislängen 
auf den Bahnhöfen und den Strecken“ schließlich zu einer ständigen Ein¬ 
richtung geworden ist Inhalt und Systematik bieten keine Besonder¬ 
heiten. 

Im Anschluß hieran sei der Bericht der Mecklenburgischen Staats¬ 
bahnen erwähnt. Mecklenburg trat am 1. März 1890 durch die Übernahme 
der Friedrich-Franz-Eisenbahn und einiger anderer in die Reihe der 
Staatshahnverwaltungen ein. 1891 wurde der 

Bericht über die Verwaltung der Großherzogi ich Mecklenburgischen Friedrich- 
Frantz-Eisenib&hn für das Betriebs]ähr 1890/1891 

herausgegeben. 

Sachsen hat schon früher eine Nachweisung auf die Staatsbahnen 
und die unter Staatsverwaltung stehenden Privatbahnen beschränkt. 
1869 trat an die Stelle der Niachweisung ein tunfangreicher 

Statistischer Bericht über den Betrieb der unter Königlich Sächsischer 
Staatsbahnverwaltung etehentden Staats- und Privat-Bah-nen (mit Nachrichten über 
Eisenbahn-Neubau und Vorarbeiten für neue Eisenbahnanlagen). 

Wir finden hier eine andere Systematik als in den oben beschrie¬ 
benen ersten Nachweißungen. Nunmehr rankt sich der Bericht um die mit 
Bemerkungen versehenen Tabellen. Dadurch bietet jeder Abschnitt ein 
in sich geschlossenes Ganzes, was gegenüber dem sonstigen Verfahren ein 
leichteres Erkennen der Tatsachen und ihrer Zusammenhänge ermöglicht 
Der Bericht zerfällt meist in sieben Abschnitte, die, von kleinen Ab¬ 
weichungen abgesehen, folgende Überschriften tragen: 

I. Entstehung, Lage, Umfang; Bau- und Anlagewert. II. Eisenbahn-Neubau 
und Bahnunterhaltung. III. Transportmittel. IV. Personen-, Gepäck- und Güter¬ 
frequenz usw. V. Finanzielle Ergebnisse. VI. Außergewöhnliche Ereignisse beim 
Eisenbahnbetrieb. VII. Gehalts-, Lohn- und Dienstverhältnisse sowie Wohlfahrts¬ 
einrichtungen. Hinter den knappen Überschriften verbirgt sich meist ein um¬ 
fangreicher, weitgehend systematisierter statistischer Stoff. Alljährlich werden 
einzelne Gebiete einer besonders eingehenden Untersuchung unterworfen; solche 
Untersuchungen kehren alle 3 bis 5 Jahre wieder. In vielen Berichten begegnen 
wir auch Sohaübildern und einer Karte des Eisenbahnnetzes. 

Die starke Ausdehnung des preußischen Eisenbahnnetzes hatte 
dahin geführt, daß die Statistischen Nachrichten von den preußischen 
Eisenbahnen über einen großen Teil des deutschen Bahnnetzes unter¬ 
richteten. Als daher 1880 die Reichsstatistik die Berichterstattung über 
alle deutschen Bahnen übernahm, stellten die Statistischen Nachrichten 
ihr Erscheinen ein. Preußen beschränkte sich vom Betriebsjahr 1880/81 
ab auf die Veröffentlichung der Betriebsergebnisse seiner Staats¬ 
bahnen unter dem Titel: 
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Bericht über die Ergebnisse des Betriebes der für Rechnung des Staates ver¬ 
walteten Eisenbahnen im Jahre ... 

Der Bericht zerfällt in zwed Hauptabschnitte: in den eigentlichen „Bericht*, 
der in drei Unterabschnitten über Umfang des Bahngebiets, Anlagekapital und 
Betrieb unter richtet, und in die „Anlagen zum Betriebsbericht*, bestehend aus 
einer Anzahl tabellarischer Anlagen und) einigen wenigen „besonderen Anlagen*; 
letztere behandeln z. B. 1880/81 Besoldungsfragen, die finanziellen Ergebnisse der 
Übernahme einiger Privatbahnen, die Ordnung der Gütertarife auf den Staats¬ 
bahnen und diie gegenseitige Wagenbenufzung auf den preußischen Staatsbahnen. 
Der Unterabschnitt III des Berichts gibt unter Ziffer 1 Auskunft über die 
Betriobslänge; unter 2 über die Organisation der Betriebsverwaltung; unter 3 
über den Betriebsdienst; unter 4 über die Retriebsergebnissa Dabei findet 
man den Bericht über Stand der Betriebsmittel und Leistungen der Betriebsmittel, 
sowie den Werkstättenbetrieb unter dem Titel Ausgaben. 

Vom Betriebsjahr 1897/98, mit dessen Beginn die zwischen Preußen 
und Hessen durch den Staatsvertrag vom 26. Juni 1896 vereinbarte Eisen¬ 
bahn-Betriebs- und Finanzgemeinschaft wirksam wurde, erschien der 
preußische Betriehsberioht unter dem Titel: 

Bericht t*h«r die Ergebnisse des Betriebes der vereinigten preußischen und 
hessischen Staatseisenbahnen. 

An diesem Namen änderte auch nichts die Aufnahme der badischen 
Main-Neckar-Eisenbahn am 1. Oktober 1902 in die Betraebsgemeinschaft. 
Seit 1897/98 wird der Bericht unter folgenden systematischen Gesichts¬ 
punkten erstattet: 

I. Organisation, II. Umfang de*? Bahngebietes, III. Anlagekapital, 
IV. Betriebsverwaltung, V. Betriebsdienst, VI. Betriebemdttel (ednechl. 
Betriebsleistungen; der Verf.), VII. Ergebnisse des Betriebes (einschL Verkehrs¬ 
leistungen; der Verf.), VIII. Wohlfahrtseinrichtungen für die Beamten und Ar¬ 
beiter, IX. Bezirks-Eisenbahnräte und Land esc isenbahn rat, X. Verschiedene Ge¬ 
biete. 15 zumeist statistische Anlagen sind dem Bericht augefügt; darunter sind 
auch Auszüge aus der Gtiterbe wegungsstati s t i k, soweit diese für die preußischen 
Bahnen besondere Bedeutung hat. 1 ) 

O Außerdem wurden von den preußisch-hessischen Staatsbahnen noch wei¬ 
tere Ermittlungen betrieboetotietischen Charakters angestellt, die aber nur teil¬ 
weise den Weg in diie Öffentlichkeit fanden. Zu letzteren gehören die Geschäft¬ 
lichen Nachrichten von den preußischen und hessischen Staatseisenbahncn, ferner 
die Verkehrstatistik der Direktionsbezirke und die von einzelnen Direktionen 
herausgegebenen Übersichten über besondere Verkehre, wie die von der 
Eisonbahndiroktion Köln aufgestellten 3 Spezia 1 -übersichten über den Versand 
an Steinkohlen, Steinkohlenbriketts und Koks: 1. aus dem Ruhrbezirk, 2. aus dem 
Aachener Bezirk, 3. aus dem Saarbezirk. Sie werden später eingehender 
behandelt. Auch die Statistischen Mitteilungen des Königlich Preußischen Mi¬ 
nisteriums für öffentliche Arbeiten — allerdings nur als Manuskript für den Dienst¬ 
gebrauch gedruckt — ergänzen in mancher Hinsicht den Betrieb^bericht. Alle 
diese statistischen Ermittlungen einschließlich jener, die den Weg nicht in die 
Öffentlichkeit gefunden haben und auch nicht gedruckt worden sind, möchte ich al* 
Betriehsberioht i. w. S. dem Betriebsberichl i. e. S., d. h. jenen statistischen Daten, 
die im Betriebsbericht veröffentlicht wurden, gegenüberstellen. Nur dieser bildet 
den eigentlichen (iogenstand der vorliegenden Untersuchung. 
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2. Die Reich«Statistik. 

Die Anregung zur Aufstellung einer Statistik der deutschen Eisen¬ 
bahnen ging vom Deutschen Reichstag aus. Er erteilte am 10. Juni 1873 
anläßlich der Beratungen über den Etat der Reichsbahnen einem Antrag 
Dr. Hammacher und Genossen seine Zustimmung, der lautete: 

Der Reichstag wolle beschließen, den Herrn Reichskanzler zu der Anordnung 
K'j fzu fordern. 

2. daß alljährlich die Veröffentlichung auf gleichförmigen) Grundlagen be¬ 
ruhender statistischer Zusammenstellungen über sämtliche im Deutschen 
Reich gelegenen Eisenbahnen erfolge. 

Mit der Ausführung dieser Resolution wurde das Reichseisenbahn¬ 
amt beauftragt. Man sollte annehmen, daß durch die Sammelwerke 
Preußens und des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen bereits für 
die Gleichförmigkeit der Erhebungsgrundlagen für die Reichsstatistik 
der Weg wohl vorbereitet gewesen sei. Statt dessen mußte aber das 
Reichseisenbahnamt feststellen, daß 

bezüglich der bei der Statistik zu 'benutzenden Aufzeichnungen der Form 
wie den Grundsätzen nach 'bei den einzelnen Verwaltungen eine große 
Verschiedenheit herrschte. 

Deshalb sah es seine nächste Aufgabe darin, für die Buchung 
der Einnahmen und der Ausgaben für den Bau und den Betrieb 
der Eisenbahnen, aus der der größte Teil der in der Eisenbahn¬ 
statistik darzustellenden Ziffern entnommen werden muß, tunlichste Ein¬ 
heitlichkeit herzustellen 1 ). „Nicht nur bezüglich des Hauptplans der 
Einteilung, sondern auch hinsichtlich der einzelnen Titel und Positionen 
herrschte die weitgehendste Verschiedenheit 1 ). Dazu bestanden hin¬ 
sichtlich der Art und Weise der Rechnungsführung (Brutto- und Netto¬ 
rechnung) und bezüglich des Verhältnisses der Rechnungsjahre zu ein¬ 
ander bei den verschiedenen Bahnen die verschiedensten Grundsätze und 
Vorschriften“ 1 ). Endlich wird auch noch auf die Bildung von Er¬ 
neuerungs- und Reservefonds bei einzelnen Bahnen hingewiesen und als 
sehr wesentliche Verschiedenartigkeit dabei der Umstand bezeichnet, daß 
ein Teil der Betriebsausgaben lediglich aus diesen durch Betriebeüber¬ 
schüsse gebildeten Fonds entnommen wird, ohne sie durch die Betriebs¬ 
rechnung zu führen, während die Bahnen, die solche Fonds nicht 
besitzen, die gleichen Ausgaben direkt aus dem Betrieb bestreiten 1 ). 
Alle diese Hindernisse für die Gewinnung „zuverlässiger und vergleich¬ 
barer Daten“ sollten durch die Einführung eines gemeinsamen Buchungs¬ 
formulars mit gleichen Titeln und Positionen, sowie gemeinsamer 
Buchungsgrundsätze“ 1 ) beseitigt werden. Zunächst legte das Reichs- 

1 ) Ver«l. Vorwort Rand I der Reiehastatistik 1880/81. 
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eisenbahnamt sämtlichen deutschen Eisenbahnen einen Entwurf vor mit 
der Bitte, sich darüber zu äußern. Die Verwaltungen erklärten sich zwar 
bereit, ihre Buchungen einem einzuführenden gemeinsamen Formular an¬ 
zupassen, kamen aber gleichzeitig mit den verschiedenartigsten Ab¬ 
änderungsvorschlägen zu dem vorgelegten Entwurf. Gemeinsam mit dem 
preußischen Handelsministerium arbeitete das Reichseisenbahnamt einen 
neuen Entwurf eines gemeinsamen Buchungsformulars aus, der aber nur 
dendeutschenStaatsbahnverwaltungen „zur Prüfung und 
Äußerung“ zuging. Im Jahr 1877 lief nun ein Gegenentwurf der 
deutschen Privatbahnen beim Reichseisenbahnamt ein. Dieser wurde 
zwar abgelehnt; aber das Reichseisenbahnamt sah sich veranlaßt, 
zu den weiteren Beratungen auch Vertreter des damals bestehen¬ 
den Vereins der deutschen Privatbahnen hinzuzuziehen, um durch 
freiwillige Vereinbarung unter allen Beteiligten eine 
Basis für die Reichsstatistik zu schaffen. Diese Beratungen führten im 
April 1878 zur Feststellung des Entwurfs eines Normalformulars für 
die Buchung und Statistik der Einnahmen und Ausgaben der deut¬ 
schen Eisenbahnverwaltungen. Daraus ging Ende Februar 1879 das Nor¬ 
malbuchungsformular für die Eisenbahnen Deutschlands hervor, das am 
1. Januar und 1. April 1880 bei allen deutschen Eisenbahnen zur Einfüh¬ 
rung kam. So war wenigstens für alle finanziellen Verhältnisse 
die gleichförmige Grundlage geschaffen, die für jede Eieenbahn- 
statistik, wenn sie zuverlässige und vergleichbare Daten liefern soll, 
unentbehrlich ist 1 ). Nun galt es, die Tabellenformulare zur Aufnahme 
der statistischen Daten zu schaffen. Aus langen Beratungen des Reichs- 
eisenbahnamts mit dem preußischen Ministerium der öffentlichen Ar- 
heilen gingen im Mai 1880 die Tabellenformulare hervor, die unter Be¬ 
rücksichtigung der Statistik des Vereins Deutscher Eiseribahnverwal- 
tungen, sowie der internationalen Statistik im allgemeinen den gleichen 
Stoff umfassen, wie er bisher in den „Statistischen Nachrichten der 
preußischen Eisenbahnen“ zur Darstellung gelangt ist. Für die Aus¬ 
füllung der Tabellen wurden den Bahnen ausführliche Instruktionen er¬ 
teilt, die auf möglichste Einheitlichkeit in der Ausfüllung der Formulare 
hinwirken sollten*). Die Tabellen sind derart entworfen, daß sie zu- 

‘) Vgl. Vorwort Band I der Reichsstatistik 1880/81. 

*) Ähnliche „Instruktionen“ begegnen uns auch später bei der Vereinstati¬ 
stik. Ihre Aufgabe ist, die Merkmalsbegriffe, die der Erhebung zu Grunde liegen 
und in den Tabellenköpfen erscheinen, eindeutig zu bestimmen; dasselbe gilt für 
etwa vorkommende Berechnungen bei dem Inbeziehungsetzen mehrerer Spalten. 
Die Anmerkungen und Bemerkungen zu den Tabellen stellen meist einen Nieder¬ 
schlag der Instruktionen dar. 
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gleich für die Einreichung des Materiale der einzelnen Bahnen 
und für die Veröffentlichung dienen konnten. Nur über 
dae Betriebe- oder Rechnungsjahr konnte keine Ein¬ 
heitlichkeit erreicht werden. Die Ergebnisse wurden bereits 
im Betriebsjahr 1880/81 nach den Beschlüssen aller Beteiligten erfaßt 
und im Jahr 1882 als Band 1 der Statistik der im Betrieb 
befindlichen Eisenbahnen Deutschlands für das Be¬ 
triebsjahr 1880/81 vom Reichseisenbahnamt veröffentlicht. Über 
den Aufbau der Tabellen und der Systematik ihrer Reihenfolge ist fol¬ 
gendes zu merken: 

In den Köpfen der Tabellen ist überall angegeben, aus welchen Titeln und 
Positionen des Buchungsfonmulais das in den einzelnen Spalten zur Erscheinung 
kommende Material entnommen ist, ferner wie die einzelnen Daten der Tabellen 
unter sich meammenhängen und welches Verfahren bei den bezüglichen Rech¬ 
nungen beobachtet ist. In der Vorspalte sind die Bahnen getrennt nach Staate- 
und Privatbahnen aufgezählt Jeder Tabelle sind erläuternde und ergänzende 
Bemerkungen (beigegeben. Die 35 Tabellen sind in 3 Abteilungen zusammen- 
gefaßt 

Erste Abteilung: Mitteilungen über die dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Eisenbahnen mit normaler Spurweite. 

Zweite Abteilung: Mitteilungen über die dem öffentlichen Verkehr dienenden 
schmalspurigen Eisenbahnen. 

Dritte Abteilung: Mitteilungen über die nicht dem öffentlichen Verkehr dienen¬ 
den Anschlußbahnen. 

Die erste Abteilung ist in 8 Abschnitte mit insgesamt 32 Tabellen eingeteilt 
Abschnitt I bringt ein Verzeichnis der Eisenbahnen mit normaler Spurweite, 
sowie eine Zusammenstellung der nonualspurigen Eisenbahnen untergeordneter 
Bedeutung mit Angabe ihrer charakteristischen Merkmale. 

Die 2 Tabellen des Abschnitt II unterrichten über die Ausdehnung der 
Eisenbahnen nach Staaten und Verwaltungsbezirken. 

Abschnitt III, Bauliche Anlagen, berichtet über Unterbau, Oberbau, Nei- 
guings- und Krtimmungsverhältniöse, Bahnhöfe usw., Telegraphen-Einrichtungeu« 
über Unterhaltung und Erneuerung des Oberbaues, sowie über die Kosten des Ma¬ 
terials und des Arbeitelohnes für die Unterhaltung und Erneuerung der Bahn¬ 
anlagen. 

Der Abschnitt IV gibt Aufschluß über (Bestand und Beschaffungskosten der 
Betriebsmittel, sowie über Aufwendungen für die Leistungen und für die Unter¬ 
haltung der Betriebsmittel. 

Im Abschnitt V gelangt der Personen- und Güterverkehr zur Darstellung. 

Abschnitt VI, Finanzen, gibt einen Überblick Über Baukosten, Anlagekapital, 
Betriebs-Einnahmen und -Ausgaben, Uberschuß und Fonds. 

Im Abschnitt VII wird über Anzahl, Gehaltsverhältnisse und Hilfskassen für 
Beamte und Arbeiter berichtet. 

Der letzte Abschnitt VIII zählt die Unfälle beim Eisenbahnbetrieb und die 
damit verbundenen Zahlungen auf. 

Die zweite Abteilung enthält, allerdings auf 2 Tabellen beschränkt, nur die 
charakteristischen Merkmale der schmalspurigen Eisenbahnen. 

In der dritten Abteilung, zugleich letzten Tabelle, werden die Anschluß¬ 
bahnen aufgezählt. 

Von drei Anhängen enthalten I das Normalbuchungsforvimlar für die Eisen¬ 
bahnen Deutschlands; 

Archiv für KIsenbAhnwesen. 1923. 64 
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Anhang II eine Übersicht der Betriebseröflmmgen der Eisenbahnen Deutsch* 
lands seit dem Jahr 1885; 

Anhang III 6 graphische Darstellungen; davon geben 4 Übersichtskarten 
die Entwicklung «der Eisenbahnen Deutschlands wieder vom Anfang bis 1880; ein« 
5. Übersichtskarte gibt den Stand des deutschen Eisenbahnnetzes am Ende des Be¬ 
richtsjahrs 1880/81 wieder. Tafel 6 berichtet in der Form eines Stabdiagramms 
über die Ausstattung der deutschen Staatsgebiete mit Eisenbahnen, im Verhältnis 
zur Grundfläche und zur Einwohnerzahl. Aus beiden Verhältniszahlen wird die 
Eisenbahn - Ausstattung- Z iffer ermittelt. 

Im Jahr 1898 kam ein neues Buchungsformular zur Ein¬ 
führung. Gleichzeitig wurde durch Streichung einiger Tabellen deren 
Zahl auf 32 vermindert. Außerdem wurden die meisten Tabellenformu¬ 
lare und das Verfahren für deren Ausfüllung vereinfacht. Infolge 
dieser Änderungen sind manche Ergebnisse vom Jahr¬ 
gang 1898 ab mit den Ergebnissen in den bisher erschie¬ 
nenen Jahrgängen nicht mehr unmittelbar vergleich¬ 
bar. Es betrifft dies vornehmlich.die meisten der Ergebnisse, 

denen die Betriebsausgaben als Grundlage dienen 1 ). An der systemati¬ 
schen Reihenfolge der Tabellen hat sich nichts geändert. 2 Anhänge 
berichten über Radreifenbrüche, Achs- und Schienenbrüche. Anhang III 
wiederholt die Übersicht der Betriebseröffnungen usw. Im Anhang IV 
ist das neue Normalbuehungsformular für die Eisenbahnen Deutschlands 
abgedruckt. Anhang V berichtet auf einer Übersichtskarte über die 
Eigentumslängen am Ende des Rechnungsjahrs 1898. 

3. Die Vereinsstatistik. 

Schon bald nach Beginn der Verhandlungen über di© Reichs¬ 
statistik wurde es dem Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen klar, 
daß seine Mitglieder in die Zwangslage versetzt würden, besondere Er¬ 
hebungen für die Vereins- und für die Reichsstatistik vorzunehmen. 
Das hätte bei allen Verwaltungen einen bedeutenden Mehraufwand an 
Arbeit, Zeit und Geld erfordert, wozu sich die Vereinsmitglieder, vor 
allem die Staatsbahnen, schwerlich entschlossen hätten. Deshalb legte 
der Verein 1878 seiner Statistik einen neuen Erhebungsplan zugrunde, 
der möglich steEinheitlichkeitmitderReichsstatistik 
erstrebte. Er wich von dem bisherigen ganz besonders in der Ermittlung 
der finanziellen Verhältnisse ab; auch die Abschnitte über das Anlage¬ 
kapital, über Bestand und Leistungen der Betriebsmittel hatten nicht un¬ 
wesentliche Veränderungen erfahren. Dadurch wurde innerhalb des Ver¬ 
eins eine genauere Vergleichsbasis, besonders hinsichtlich 
der finanziellen Resultate erzielt; allerdings auf Kosten der 

*) Vgl. Vorbemerkungen zum Band XIX der Reichsstatistik, Rechnungsjahr 

1898. 
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Kontinuität! Denn die Vergleichbarkeit mit den vorhergehenden 
Jahrgängen war so erschwert, daß „praktisch verwertbare Resultate“ 1 ) 
nicht herau9kojnmen konnten. An der Systematik hat diese Umänderung 
wenig geändert. Am Anfang finden wir einen schon vorher dorthin 
gesetzten Abschnitt: „Verwaltungsorgane, Richtung, Länge und Betriebs¬ 
eröffnung der Eisenbahnen“, am Schluß eine neue „Nachweisung der 
für Privatzweoke betriebenen Eisenbahnen 1 ). Jedem Abschnitt ist ein 
Auszug aus der Instruktion für die Aufstellung der statistischen Mate¬ 
rialien dieses Abschnitts vorausgesdiickt. Außerdem sind jedem Abschnitt 
allgemeine Bemerkungen und Erläuterungen angehängt, die in der Ein¬ 
leitung als statistische Berichte bezeichnet werden, „welche diejenigen 
Verhältnisse und Punrichtungen der Bahnen mitteilen, welche sich in 
tabellarischer P^orm nicht darstellen lassen“*). Mit dem Jahrgang XXIX 
nahm die Vereinsstatistik auch den zutreffenden Namen: 

Statistische Nachrichten von den Eisenbahnen des Vereins Deutscher Ki.-en- 
bahn Verwaltungen 

an. 1884 erfolgte eine weitere Annäherung an die Reichsstatistik, indem 
die noch bestehenden Verschiedenheiten in der Berechnung der Bahn¬ 
längen durch die Übernahme der Bestimmungen aus der Reichestatistik 
in die Vereinsstatistik ausgemerzt wurden. Zugleich beschloß man, < 
Vereinsstatistik nochmehralsbisher mit den betreffenden Landes¬ 
statistiken und insbesondere mit der Reichsstatistik in Übereinstimmung 
zu bringen. Dem sollte von 1885 an ein Frageheft zur Erhebung 
der statistischen Nachrichten nebst zugehöriger An¬ 
weisung dienen. Die Anweisungen sollten dafür sorgen, daß die Er¬ 
hebungen und Berechnungen für die Antworten auf die Fragen des Frage¬ 
heftes gleichmäßig durchgeführt würden, um aus den Antworten wirklich 
vergleichbare Zahlen in die Tabellen eintragen zu können. Das Streben 
nach Übereinstimmung mit der Reichsstatistik veranlaßte den Verein 1898; 
den Veränderungen in der Reichsstatistik zu folgen, insbesondere also das 
Frageheft mit seinen Anweisungen dem neuen Erhebungsplan anzupassen. 
Dadurch wurde wiederum die Kontinuität mit den vorhergehenden Jahr¬ 
gängen in mancher Beziehung gestört. Besonders einschneidende Ver¬ 
änderungen wurden 1910 an der Vereinsstatistik vorgenommen. Die 
Tabellenformulare wurden bedeutend vereinfacht und ihre Zahl ver¬ 
ringert. Das Frageheft verschwand; statt seiner wurden jetzt, wie in der 
Reichsstatistik, die Tabellenfornntlare auch zur Erhebung der statisti¬ 
schen Daten benutzt. An der systematischen Reihenfolge des Stoffs 

D Vergl. Einleitung zum XXIX. Jahrgang der Vereinsstatistik über das 
Etatejahr 1878. 

*) Einleitung ®um XXIX. Band der Vereinsstatistik. 

r.E 
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wunde nichts geändert. Die Folgen dieeer Veränderungen, daß 'wiederum 
die neuen Zahlen zu Vergleichen mit den früheren Jahrgängen nicht be¬ 
nutzt werden konnten, machten sich sehr unangenehm bemerkbar. Des¬ 
halb beschloß die Generalversammlung 1912, wenigstens eine „Übersicht 
über die wichtigsten Betriebsergebnisse der Vereinsbahnen in den Jahren 
1904 bis 1913“ auf zustellen, in der die seit 1910 für die Aufstellung dieser 
Statistik gültigen Grundsätze angewendet werden sollten. Diese Über¬ 
sicht ist im Jahrgang 1913 der Vereinsstatistik erschienen. Im Krieg 
ist die Vereinastatistik nicht erschienen. „Die Frage, ob das Werk in 
Zukunft überhaupt wieder und gegebenenfalls in welcher Gestalt es er¬ 
scheinen wird, unterliegt noch der Beratung durch den zuständigen 
Fachausschuß“ 1 ). 

II. Die Bemühungen um eine internationale Euenbahnstatistik. 

Die Einführung der Eisenbahnen hat unmittelbar zu internationalen 
Beziehungen zwischen den Eisenbahnländem Anlaß gegeben. Die ersten 
Maschinen bezog man in Deutschland z. B. aus England, später auch aus 
Amerika. Auch suchte man in den Anfängen ausländisches Personal zn 
gewinnen. Endlich hielt man Umschau, wie sich der Eisenbahnbetrieb in 
anderen Ländern gestaltete, suchte international zu ver¬ 
gleichen. Und da die Eisenbahnen sich in weitem Umfang in ihren 
Betriebsberichten der Statistik bedienten, kann es nicht wunderlich er¬ 
scheinen, daß die internationalen statistischen Kon¬ 
gresse bald nach ihrer Entstehung sieh mit der Eisenhahnstatistik 
befaßten, um für sie eine international einheitliche Ver¬ 
gleichsbasis zu schaffen. Schon auf dem 2. Kongreß, 1855 in Paris, 
stand die internationale Eisenbahnstatistik zur Erörterung. Auch die 
folgenden Kongresse ließen die Frage nicht aus dem Auge. 1872 wurden 
sogar eingehende Referate über einzelne Gebiete der Eisenbahnstatietik 
erstattet, aber zu einem Beschluß kam man nicht. 1876 kam es daun zur 
Bildung der fachmännischen Kommission für die internationale Eisen¬ 
bahnstatistik mit dem Sitz in Wien, an deren Spitze Dr. Ritter von 
Braohelli trat; als Vizepräsident standen ihm der italienische 
Statistiker Luigi B o d i o und der russische Staatsrat von Perl zur 
Seite*). Die Kommission hielt bereits im folgenden Jahr eine Tagung 

*) Angabe der geaahäftafähreaden Verwaltung des V. D. E. V. vom 26. Mörz 

1921. 

*) von BracheLli war Vorstand des Statist Departements im Handelsin in iete- 
rium in Wien, Bodio, Generaldirektor der Statistik des Königreichs Italien in 
Rom, Perl, geeohäftefilhrender Direktor des Vereins russischer Eisenbahnen für 
den internationalen Verkehr in St. Petersburg. Alle 3 haben erich bis su ihrem 
Tode für die internationale Eisenbahn»tatiatik eingesetzt 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 



Verbinchmg mit der internationalen Eisenbahnstatistik. 


979 


in Rom aib, di© mit dem Beschluß endete, daß das Präsidium die auf- 
geetellten Tabellen an alle Eisenbahnverwaltungen senden möge mit der 
Bitte, „die Kolonnen für das Jahr 1876 und, wenn möglich, auch für das 
Jahr 1877 auszufüllen“ und bis 1. Juni 1878 an das Präsidium einzu- 
eenden 1 ). Auf Grund dieser Angaben erschien 1880 eine Probe¬ 
arbeit: Statistik der europäischen Eisenbahnen, um das Urteil der In¬ 
teressenten herauszufordern, ob „die von der Kommission beschlossenen 
Formularien sich als praktisch und zweckentsprechend herausstellten, 
und welche Änderungen notwendig seien“ 1 ). Der Kongreß im Haag im 
Jahr 1881 genehmigte dann die vorgelegten 9 Tabellen, auf denen die 
Kommission alles vereinigt zu haben glaubte, was die Mehrzahl der Eisen¬ 
bahnverwaltungen liefern könne, ohne neben ihrer nationalen Statistik 
besondere Arbeiten leisten zu müssen. Auch wurde der Beschluß gefaßt, 
„daß auf Grund derselben eine vergleichende internationale Eisenbahn¬ 
statistik alljährlich zusammengestellt und veröffentlicht werde“*). Da 
inzwischen der Fortbestand der Kongresse gefährdet war, schien auch 
die internationale Eisenbahnstatistik in Frage gestellt zu sein. Die Kom¬ 
mission aber „beschloß einstimmig, sich als selbständige Institution 
zu konstituieren“, und beauftragte das Präsidium, sämtlichen Staaten 
hierüber Mitteilung zu machen und um ihre Unterstützung zu bitten. Viele 
Staaten leisteten der Aufforderung Folge; für Deutschland gestattete 
der Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen die Benutzung seiner 
Statistik, die sich in ihren Grundzügen den internationalen Anforderun¬ 
gen bereits angepaßt hatte. So erschien im Juli 1885 die 

Statistik der europäischen Eisenbahnen für das Jahr 1882 nebst deren 
Hauptergebnissen im Jahr 1883. Herauegegeben vom Präsidium der fachmän¬ 
nischen Kommission für die internationale Eisenbahnstatistik. 

Diese Publikation der fachmännischen Kommission stellt bis heute den 
einzigen Versuch dar, eine internationale Eieenbahn- 
Statistik aufzustellen. Sie enthält 11 Tabellen. Diesen voraus- 
geschickt werden ein Vorwort, das über die Entstehung der Statistik 
berichtet, allgemeine Bemerkungen, die auf Abweichungen 
in den 9 ersten Tabellen von dem genehmigten Entwurf hinweisen, sowie 
ein Verzeichnis der Mitglieder der fachmännischen 
Kommission. In den Tabellen sind die Merkmale in deutscher und 
französischer Sprache angegeben, die Geldbeträge in Franken. In der 
Vorspalte stehen die Eisenbahnen, länderweise zusammengefaßt. Inner¬ 
halb jeden Landes sind Untergruppen nach den Merkmalen: Staatseigen- 


’) Siehe Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport 1891. Heft 11 
J ) Vgl. Vorwort, zur .^Statistik der europäischen Eisenbahnen. 
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tum, »Staatsbetrieb, Privateigentum, Privatbetrieb und deren Kombina¬ 
tionen gebildet Die Tabellen zerfallen in 1 Haupt- und 2 Nebengruppem 

Die Hauptgruppe I enthält in 9 Tabellen die Statistik der europäischen 
Eisenbahnen im Jahr 1882. Die Spalten sind durchnummeriert und betragen 
insgesamt 261. Inhaltlich entspricht diese Statistik der der ersten und dritten 
Abteilung der Reichsstatistik aus dem Jahr 1880/81. 

Tabelle I: Darstellung der Längen-, der Oberbau-, Niveau- und Riehtungs- 
verhältnisse der im Jahr 1882 im Betrieb gestandenen Eisenbahnen. 

Tabelle II: Anlagekapital, staatliche und sonstige Begünstigungen der im 
Jahr 1882 im Betrieb gestandenen Eisenbahnen. 

Tabelle III: Stand mul Leistungen der Fahrbetriebsmittel der im Jahr 
1882 im Betrieb gestandenen Eisenbahnen. 

Tabelle IV: Verkehr auf den im Jahr 1882 im Betrieb gestandenen 
Eisenbahnen. 

Tabelle V: Finanzielle Ergebnisse der im Jahr 1882 im Betrieb gestandenen 
Eisenbahnen. 

Tabelle VI: Personalbestand der mit Ende 1882 im Betrieb gestandenen 
Eisenbahnen. 

Tabelle VII: Nachweisung der Pensions-, Kranken-, Unterstützungen und 
Sterbekassen bei den mit Ende 1882 im Betrieb gestandenen Eisenbahnen. 

Tabelle VIII: Unfälle auf den im Jahre 1882 im Betrieb gestandenen Eisen¬ 
bahnen. 

Tabelle IX: Nachweisung der im Jahre 1882 für Privatzwecke betriebenen 
Eisenbahnen. 

Gruppe II bringt, in einer Tabelle die Hauptergebnisse der europäischen 
Eisenbahnstatistik im Jahr 1883, soweit sie von den Eisenbahnverwaltungen ge¬ 
liefert worden sind. 

Die Gruppe III berichtet über die Länge der Eisenbahnen in den euro¬ 
päischen Staaten mit Schluß des Jahre® 1883 und Verhältnis derselben zum Flä¬ 
cheninhalt und zur Bevölkerung. 

Bemerkt sei noch, daß sich Bemerkungen jeweils am Schluß der Tabellen 
befinden. 

In dieser Statistik werden 342 europäische Eisenbahnen 
mit insgesamt 128 775 km Bahnlänge berücksichtigt, deren Datum aus 
direkt erhobenem und offiziell geprüftem Material hervorgegangen 
sind 1 ). Auch klagt da® Vorwort über die großen Verschiedenheiten, 
sowohl in der Form als auch in den Grundsätzen in den statistischen 
Erhebungen der verschiedenen Staaten, so daß „sogar wiederholt be¬ 
sondere Erhebungen für die Zwecke der internationalen Statistik" 
durchgeführt werden mußten. 

Unmittelbar nach Erscheinen der internationalen Eisenbahnstatistik 
tagte in Brüssel der erste internationale Eisen.bahnkon- 
greß-). Er behandelte als Thema XII die Feststellung einer einheit- 
liehen Eisenbahnstatistik. Der Referent zollto der Arbeit der Kom- 

D Vgl. Vorwort zur internationalen Statistik ISSo. 

J ) Dieser Kongreß war von der belgischen Regierung anläßlich des aO- 
jährigen Jubiläums der belgischen Eisenbahnen berufen worden und im August 
18ST> in Brüssel zusaiiLineii-gctretcii. 
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mission grotte Anerkennung, klagte aber über das späte Erscheinen und 
die Unvollständigkeit des Werks hinsichtlich der technischen 
Fragen des Eisenbahnwesens. Man beschloß deshalb die Errichtung eines 
internationalen Büros für die technische Eisenbahn¬ 
statistik mit dem Sitz in Brüssel. Die hier herausgebrachten Ergeb¬ 
nisse sollten in der internationalen Statistik in Wien „in einer mehr 
zweckentsprechenden und eingehenderen Weise zum Ausdruck kommen“ 1 ). 
Zur Beratung hierüber trat 1888 auf- Veranlassung des Präsidiums der 
fachmännischen Kommission eine Spezialkoxnmission zusammen. Sie 
beschloß, die internationale Statistik nur alle 5 Jahre erscheinen zu lassen, 
weil diese Methode für eine praktische und wissenschaftliche Ver¬ 
gleichung der Betriebsresultate genüge. Die nächste Ausgabe sollte das 
Jahr 1886 erfassen. Die Veröffentlichung unterblieb aber. Als 1892 
Hofrat Brachelli starb, setzten die beiden Vizepräsidenten sein Werk 
fort; sie beschlossen, die Mitglieder der Kommission für 1893 nach Bern 
zusammenzuberufen, um ein neues Präsidium zu wählen und die inter¬ 
nationale Eisenbahnstatistik sicherzustellen. An dieser Tagung sollte 
auch das Zentralamt für den internationalen Eisenbahntransport teil¬ 
nehmen 3 ). Die Tagung der Kommission kam aber nicht zustande; 
die Kommission lösteeich auf. Bodio und von Perl traten nunmehr 
1895 an das Zentralamt heran, die Angelegenheit der internationalen 
Eieenbahnstatistik auf die Tagesordnung seiner nächsten Konferenz zu 
setzen*), um die Errichtung einer Abteilung für die internationale Eisen¬ 
bahnstatistik beim Zentralamt zu erreichen. Die am Internationalen Über¬ 
einkommen beteiligten Staaten nahmen die Anregung an; es sollte eine 
Konferenz stattfinden, deren Hauptaufgabe es sei, zu beschließen, ob dem 
Zentralamt die Bearbeitung und Herausgabe der internationalen Statistik 
zu übertragen sei*). Gleichzeitig hatte das Zentralamt einen Entwurf 
für die internationale Eisenbahnstatistik ausgearbeitet, der sich im we¬ 
sentlichen auf Abänderungsvorschläge in der Reihenfolge der Merkmale 
in der Statistik von 1882 beschränkte Neu ist Tabelle I: Übersicht 
der in dieser Statistik behandelten Eisenbahnen; sie nähert sich in etwas 

') Vgl. Zetftsi hrift f. d. i. Eisenbahntransport 1894, lieft 11. 

3 ) Das Zentralamt für den internationalen Eisenbahntransport ist Ln Ver¬ 
bindung mit der Berner Konvention 1890 entstanden und am 1. Januar 1893 er¬ 
öffnet worden. Es wird im folgenden auch kurz mit J. Ü. (— internationales 
Übereinkommen über den Eisenbahntransport) zitiert. 

3 ) Mitteilungen des Zentralamtes an die beteiligten Staaten nahmen ihren 
Weg Liber den schweizerischen Bmudosrat. 

*) Aus dem Memorial betr. die Herausgabe einer internationalen Eisenbahn¬ 
statistik durch das Zentralamt in Bern vom Dezember 1895. Dieses Memorial 
nebst Entwurf hat mir das Zentxalamt bereitwilligst aus den Akten zur Ver¬ 
fügung gestellt. 
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der Gruppe III der Statistik von 1882. Neu ist auch der Anhang : 
Verzeichnis der in den vorstehendem Tabellen nicht behandelten Eisen¬ 
bahnen. Die Konferenz kam aber nicht zustande! 

Auch der Beschluß des internationalen Eisedbahnkongresaes von 
1900, das Zentralamt «mit der Bearbeitung der internationalen Statistik zu 
beauftragen und diesen Vorschlag durch den schweizerischen Bundesrat 
den Vertragstaaten mitteilen zu lassen, hatte zunächst keinen 
Erfolg. Auch Verhandlungen, die auf Betreiben von Perls 
von 1902 bis 1905 zwischen den Vertragstaaten stattfanden, führten zu 
keinemErgebnis. Deshalb unterbreitete Perl 1905 der II. Revisions¬ 
konferenz für das J. Ü. in Bern den Antrag, das Zentralamt mit der Aus¬ 
arbeitung und Veröffentlichung der internationalen Eisenbahnstatistik zu 
beauftragen. Das Zentralamt, dessen Glieder sich gern mit der Statistik 
befaßt hätten, legte von stich aus wiederum einen Entwurf vor. Das 
Fehlen einer Denkschrift und einer Begründung zu dem Entwurf gaben 
der Konferenz — anscheinend willkommenen — Anlaß, die Behand¬ 
lung des Antrags auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. 

Das Zentralamt verfolgte die Idee aber weiter und erstrebte eine 
neue Konferenz. Diesmal, 1903, ließ es den Entwurf eines Übereinkom¬ 
mens, betr. die Erstellung einer internationalen Eisenbahnstatistik, mit 
einem Bericht und Tabellenwerk den Vertragstaaten zu¬ 
gehen. Auch diesmal ohne Erfolg! Das Zentralamt verfolgte den 
Plan nicht weiter. 

Noch einmal wurde die.internationaleBereitwilligkeit, eine gemeinsame 
Eisenbahnstatistik aufzustellen, feierlich proklamiert. Auf dem inter¬ 
nationalen Eisenbahnkongreß 1910 in Bern wurden 4 Referate über 
Eisenbahnstatistik gehalten! 

Und dann faßte man den (Beschluß, „alle Bemühungen für die Ver¬ 
einheitlichung der Eisenbahnstatistik zu erneuern, wenigstens in bezug 
auf die Hauptelemente des Eisenbahnbetriebs, im Maß der Möglichkeit 
und in Berücksichtigung der Bedürfnisse eines jeden Landes 1 ). Worte — 
ohne Taten! 

Eine anerkennenswerte internationale Zusammenstellung gab 1912 
das Bureau of Railway Economics in Amerika heraus. Dies ist eine ver¬ 
gleichende Statistik der Eisenbahnen der Vereinigten Staaten und der 
fremden Länder 1912 in Nr. 83 der 21. Serie seiner Veröffentlichungen. 
Hier werden insgesamt 606 000 Eisembahnmeilen erfaßt, ungefähr K des 
damaligen Welteisenbahnnetzes. Die Veröffentlichung ist aber wohl 
mehr als formale, weniger materielle Statistik anzusprechen; denn 

*) Vfrl. den im Bulletin des internationalen Kisenbahnkon^reß- 

verbände» 1910. 
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die Statistik ist entstanden, indem „das für die Statistik der Eisenbahnen 
der Vereinigten Staaten angenommene Schema“ für jedes Land benutzt 
worden ist. So ist nur eine „formelle Einheitlichkei t“) er¬ 
zielt worden. Kein Wunder, daß das Zentralamt bei einer Würdigung 
dieser vergleichenden Statistik zu dem Schluß kommt, „daß die erhal¬ 
tenen Zahlen, und besonders die Durchschnittszahlen, nicht in der 
Eigenschaft einer absoluten, sondern nur in der einer sehr an¬ 
nähernden und relativen Vergleichung in Betracht gezogen wer¬ 
den dürfen.“ 

Die letzte Anregung zur Aufstellung einer internationalen Eisen¬ 
bahnstatistik ging 1917 vom internationalen statistischen Institut im Haag 
aus; auch sie hatte keinen Erfolg! 

Solange die Eisenbahnen von den Staaten als Einnahmequelle an¬ 
gesehen werden konnten und die Steuerlast der Bürger erleichterten, ja 
sogar von privaten Gesellschaften als Mittel zum Gelderwerb benutzt 
wurden, kümmerte sich die Öffentlichkeit wenig um das geschäftliche 
Gebahren der Eisenbahnen und! um ihre Betriebsberichte. Man frag kaum 
nach der Erfüllung ihrer volkswirtschaftlichen Aufgaben und nach der 
Wirtschaftlichkeit ihres Betriebs. Indes, schon vor dem Krieg wurde 
das Interesse lebendiger, angeregt durch das Steigen der Be¬ 
trieb szalfl, das die Eisenbahnen auf dem Wege zeigte, ihre Stellung 
als gewinnbringendes Unternehmen zu verlieren. Nun hat in Deutschland 
der Zusammenbrach diese Einnahmequelle völlig versiegen lassen. 
Gleichzeitig wurde aber das Reich verpflichtet, die dem allgemeinen Ver¬ 
kehr dienenden Eisenbahnen in sein Eigentum zu übernehmen und als 
einheitliche Verkehrsanstalt zu verwalten. Dies führte zum Staats- 
Vertrag über den Eigentumsübergang der Staatseisenbahnen auf das 
Reich, der durch Gesetz vom 4. Ma i 1920 mit rückwirkender Kraft vom 
1. April 1920 verkündet wurde. Dadurch wurde das Riesen¬ 
unternehmender Rei ch se is enbahn en mit mehr als 50000 km 
Bahnlänge und all den zugehörigen Hilfsanstalten geschaffen. Damit 
verschwanden auch die Betriebsberichte der Eisemb&hnverwaltungen 
der Länder. An ihre Stelle ist der Geschäf tsbericht der deut¬ 
schen Reichsbahn getreten*). 

l ) Nach Zeitschrift f. d. i. E. Tr. 1913, Heft 3. 

a ) Siehe hierüber meine Abhandlung in „Der Verkehr“, Zeitschrift de« 
Instituts ftir Verkehrswis?ensclraft an der Universität Köln, 2. Jahrg. Nr. 2, 
v. 13. X. 1922. 
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Die belgischen Staatsbahnen sind bei 29 450 qkm Fläche des Lan¬ 
des 4415 km lang. Sie haben für Handel und Verkehr des Landes viel 
geleistet, aber auch manchen Anlaß zu Klagen gegeben (s. Zeitung des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen Nr. 69 v. 13. Sept. 1919: Die 
belgischen Staatsbahnen). Eine Veröffentlichung des Institut Solvay: 
L’autonomie des chemins de fer de l’6tat forderte daher schon im Jahr 
1919, daß die belgischen Staatsbahnen zu einem selbständigen Wirtschaft»- 
unternehmen gemacht würden. Der Bericht des Haushaltsauschusses des 
belgischen Senats über den Voranschlag für das Jahr 1922 wies auf die 
schweren Fehlbeträge hin, die der Betrieb der Staataeisenbahnen zur 
Folge hatte, und sprach die Ansicht aus, daß die Verhältnisse immer 
mehr zu einer „Industrialisierung“ der Staatsbahnen drängten, worunter 
augenscheinlich eine Führung des Betriebs nach kaufmännischen Ge¬ 
sichtspunkten verstanden werden soll. Die üble Lage der Staatsfinanzen 
im allgemeinen macht es heute umso dringender, den Staatshaushalt 
von den Zuschüssen, die für die Eisenbahnen geleistet werden müssen, 
zu entlasten, und so sind denn zwei Pläne zur Neuregelung des bel¬ 
gischen Eisenbahnwesens erwogen worden, nämlich die Verpachtung 
der Staatsbahnen an eine Privatgesellschaft wie im benachbarten Hol¬ 
land, oder die Schaffung eines selbständigen Wirtschaftskörpers zum 
Betrieb der Staatsbahnen nach Art einer Aktiengesellschaft. Der erste 
Vorschlag wird sowohl von der Allgemeinheit, wie auch von den Sach¬ 
verständigen abgelehnt, der zweite wird jedoch weiter verfolgt 

In Belgien ist schon 1834 gesetzlich bestimmt worden, daß die Ein¬ 
nahmen der Eisenbahnen genügen sollen, um nicht nur die Betriebs-, 
Unterhaltungs- und Verwaltungskosten zu decken, sondern auch die Ver¬ 
zinsung und Tilgung des Anlagekapitals zu ermöglichen. Ein weiteres 
Gesetz von 1846 forderte eine Regelung des Eisenbahn-Rechnungswesens 
im Sinn der eben genannten Bestimmung, doch sind die Gesetzentwürfe, 
dio daraufhin den Abgeordneten wiederholt vorgelcgt worden sind, nie 
angenommen worden. Bei der Beratung des Staatshaushalts ist jedoch 
die Frage, wie die Eisenbahnen bewirtschaftet werden sollen, wieder¬ 
holt, vor dem Krieg zuletzt im Jahr 1912, angeschnitten worden. Nach 
einer Unterbrechung durch den Krieg wurde die Angelegenheit im Jahr 
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1918 wieder aufgegriffen und ein Ausschuß eingesetzt, der die Auto¬ 
nomie der Eisenbahnen erörtern sollte. Das Ergebnis seiner Arbeiten 
ist ein Gesetzentwurf mit Begründung, der heute von besonderer Bedeu¬ 
tung ist, weil auch in anderen Ländern Schritte getan oder vorbereitet 
werden, die das gleiche Ziel wie jener im Auge haben. Die Heraue- 
lösung der Eisenbahnen aus dem Staatshaushalt und ihre Umwandlung 
in einen selbständigen Wirtschaftskörper bedeutet eine Besohneidung der 
Rechte der Volksvertretung; die Annahme eines darauf hinzielenden 
Gesetzes erfordert also von den Abgeordneten eine gewisse Selbstver¬ 
leugnung, und es bestehen daher Zweifel, ob der Gesetzentwurf ange¬ 
nommen werden wird, wenn auch andrerseits die Verhältnisse seine 
Annahme zu einer dringenden Notwendigkeit machen. 

Die Autonomie beruht auf zwei Grundgedanken: die Eisenbahnen 
sollen wirtschaftlich selbständig und sie sollen in ihrer Verwaltung un¬ 
abhängig sein. Ihr Rechnungswesen soll also nach Gesichtspunkten 
geordnet werden, wie sie in einem kaufmännischen Betrieb maßgebend 
sind; ihre Verwaltung soll einem VerwaltuDgsrat und einer Ausfiihrungs- 
behörde übertragen werden; überdies eoll die Verwaltung dezentrali¬ 
siert werden. Das Parlament soll keinen unmittelbaren Einfluß mehr 
auf die Eisenbahnen haben, sondern nur die Rechte ausüben, die ihm 
die Verfassung ganz allgemein bei allen Angelegenheiten des Staats 
zuweist Der Minister wird dann zu einer Art Staatskomaniesar, der die 
Verbindung zwischen Verwaltungsrat und Parlament herstellt, ohne in 
Betrieb und Verwaltung der Eisenbahnen einzugreifen. Das zu er¬ 
strebende Ziel ist da3 Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben. 

Der Gesetzentwurf will eine besondere juristische Persönlichkeit 
die „Regie“ der Eisenbahnen schaffen, eine Bezeichnung, die zurzeit für 
uns keinen guten Klang hat. Der Betrieb der Eisenbahnen — Betrieb 
im weitesten Sinn verstanden — wird dieser Regie übertragen. An 
ihrer Spitze steht der Verwaltungsrat und unter ihm ein Generaldirektor. 
Der Verwaltungsrat hat weitgehende Vollmachten, untersteht aber dem 
Minister, insofern die Anwendung von Gesetzen, Verordnungen usw. in 
Frage kommt. Bei wichtigen Angelegenheiten ist die Zustimmung des 
Ministers herbeizuführen, wodurch die Verbindung mit dem Parlament 
hergestellt wird. Dem Minister steht auch ein Einspruchsrecht zu. wenn 
öffentliche Interessen geschädigt werden. 

Die Regio kann kurzfristige Darlehen bis zum Betrage von 10 Mil¬ 
lionen Franken aufuehmen; hierzu bedarf sie der Genehmigung des 
Finanz- und des Eisenbahnininisters. Bei höheren Beträgen ist ein 
Gesetz nötig. Über die gesetzlich festgelegten Betrüge dürfen die Aus¬ 
gaben der Eisenhahnverwaltung nicht hinausgehen, es sei denn, daß 
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Vorräte zu besonders günstigen Preisen eingekauft werden können. Der 
Staat kann von der Eisenbahnverwaltung den Bau neuer Strecken und die 
Erweiterung bestehender Anlagen, sowie die Herabsetzung der Tarife 
verlangen, hat aber dabei die Verpflichtung, die Eisenbahn Verwaltung 
für die dadurch entstehenden Lasten zu entschädigen. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden vom König ernannt 
und auch von ihm verabschiedet. 

Der R6gie wird das gesamte Eigentum der Eisenbahnen mit allen 
Rechten und Pflichten übertragen. Der Staat ist an den Lasten nur noch 
insofern beteiligt, als er die Haftung gegenüber den Inhabern von Eisen¬ 
bahnwerten übernimmt. Für deren Verzinsung und Tilgung ist die 
Eisenbahnverwaltung Schuldnerin des Staats. 

Um der Eisenbahnverwaltung eine Grundlage für ihre Wirtschaft 
zu geben, soll der tatsächliche Wert der Eisenbahnanlagen ermittelt 
werden. Es werden zwei Rechnungen auf gemacht werden: eine für dae 
Anlagekapital und eine laufende (Betriebs-) Rechnung. In der ersteren 
werden die langfristigen Anleihen geführt, die innerhalb 60 Jahre zu 
tilgen sind, die letztere umfaßt die Einnahmen und Ausgaben des 
Betriebs. 

Der Verwaltungsrat hat einen Voranschlag aufzustellen und ihn 
dem Minister vorzulegen, der ihn an das Parlament weiter leitet. Ist 
dieser genehmigt, so hat die Eisenbahnverwaltung innerhalb der so ge¬ 
zogenen Grenzen volle Freiheit in bezug auf ihre Gebarungen, nur muß 
durch ihre Maßnahmen der größtmögliche Vorteil für die Allgemeinheit 
und eine Deckung der Ausgaben erreicht werden. Überschüsse sollen 
einer Rücklage zugeführt werden, bis diese eine Höhe von 100 Millionen 
Franken erreicht hat; wegen der Deckung von Fehlbeträgen, soweit sie 
nicht aus dieser Rücklage gedeckt werden können, hat der Verwaltungs- 
rat Vorschläge zu machen. Das Parlament kann der Eisenbahnverwal¬ 
tung aufgeben, zur Deckung von Fehlbeträgen eine Anleihe aufzuneh¬ 
men, die in einer festgesetzten Anzahl von Jahren zu tilgen ist, die 
Eisenbahnverwaltung miuß dann für diesen Zeitraum ihren Wirtschafts¬ 
plan so aufstellen, daß genügende Mittel zur Tilgung der Anleihe frei 
werden. Die Buchführung der Eisenbahnen soll nach kaufmännischen 
Grundsätzen eingerichtet werden, es soll also mit doppelter Buchführung 
gearbeitet werden. 

Bei der Aufnahme, die der vorstehend auszugsweise wieder gegebene 
Entwurf in der Öffentlichkeit gefunden hat, überwiegen die Stimmen 
derer, denen er nicht weit genug geht. Sie behaupten, daß die Selbstän¬ 
digkeit in der Verwaltung nur scheinbar und daß die Herbeiführung der 
wirtschaftlichen Selbständigkeit unmöglich sei. Letzteres gilt nach 
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Ansicht gewisser Kreise namentlich, von der Rücklage; es sei der Re¬ 
gierung noch nie gelungen, eine solche zu schaffen, und wenn Über¬ 
schüsse vorlägen, die der Rücklage zugeführt werden sollen, würden 
sich sofort Forderungen geltend machen, die eine andere Verwendung 
verlangen, also etwa zum Ausbau der Anlagen usw., oder es würde er¬ 
wartet werden, daß die Überschüsse durch Abbau der Tarife zum Ver¬ 
schwinden gebracht würden. Andrerseits wird die Regierung zu dem 
Mut beglückwünscht, den sie dadurch gezeigt hat, daß eie auf den Plan 
einer selbständigen Eisenbahnverwaltung eingehen will; ihr eigener 
Mut scheint ihr aber wieder leid geworden zu sein, denn die Beratung 
des Gesetzentwurfs ist wieder bis zu einem geeigneteren Zeitpunkt ver¬ 
schoben worden. 

Mittlerweile ist versucht worden, ohne so einschneidende Änderung 
der gesetzlichen Lage eine Gesundung der staatlichen Wirtschaft her¬ 
beizuführen. Auif Grund eines Kammerbeschlusses werden die Aus¬ 
gaben und Einnahmen der werbenden Staatsbetriebe, also Post, Eisen¬ 
bahn, Fernsprecher und Telegraph, Häfen und Schiffahrt in einer An¬ 
hangrechnung zum Staatshaushalt geführt; daß man alle diese Betriebe 
zusammengefaßt hat, hat seinen Grund in den Schwierigkeiten, klare 
Beziehungen zwischen ihnen zu schaffen; bei gewissen Einnahmen und 
Ausgaben läßt es sich kaum ermitteln, ob sie dem einen oder dem anderen 
Betrieb anzulasten oder gulzubringen sind. 

Ferner ist bei den Eisenbahnen eine neue Art der Rechnungslegung 
eingeführt worden. Ein Beamter der Paris-Lyon-Mittelmeer-Eisenbahn 
wurde beauftragt, die Buchungsverfahren der verschiedenen Privateisen¬ 
bahnen zu erörtern und auf Grund seiner Untersuchung Vorschläge für 
die Neuregelung des Rechnungswesens der belgischen Staatsbahnen zu 
machen. Daraufhin werden die Einnahmen und Ausgaben in fünf Ab¬ 
schnitten untergebracht: 1. Allgemeine Verwaltung, 2. bauliche Anlagen, 
3. Betriebsmittel und Zugkraft, 4. Betrieb und Verkehr, 5. Überwachung 
der Eisenbahnen. Bei jeder dieser Abteilungen wird eine Rechnung über 
das Anlagekapital, Beschaffungen, Betriebskosten und Einnahmen ge¬ 
führt, und jede Abteilung lastet der anderen die Leistungen an, die sie 
für jene ausführt. Bei einer Hauptrechnungsstelle laufen die Rech¬ 
nungen der Abteilungen zusammen; sie sind so gegliedert, daß eine Be¬ 
urteilung möglich ist, wie die einzelnen Zweige des Eisenbahndienstes 
wirtschaftlich dastehen. Sie werden monatlich aufgestellt, so daß ee 
möglich ist, alsbald einzugreifen, wenn ein Dienstzweig ungünstige Er¬ 
gebnisse auf weist. Das neue Rechnungsverfahren soll den Übergang zu 
der zukünftigen selbständigen Verwaltung der belgischen Staatsbahnen 
bilden. 
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Die Neuordnung der Reichsbahnwerkstätten. 

(Antwort auf eine Erwiderung.) 

Von 

Ministerialauitinann Hans Haaae, Potsdam. 

Dio unter der gleichen Ül>erschrift erschienene Erwiderung im 
Heft 5 des Archivs, Jahrgang 1923. erkennt an, daß der gleichnamige 
Aufsatz im lieft 3 eine „Betrachtung“ der Neuordnung der Reicbsbahn- 
werkstätten vom »Standpunkt der Verwaltung und der Finanz darstellt. 
Jener Aufsatz ist, wie in seinem Schlußwort noch einmal betont wird, 
ein „Beitrag zur Klärung einer Frage“ von hoher wirtschaftlicher Be¬ 
deutung, in der Absicht, geschrieben, „dem Wohl der Reichsbahn und 
des Vaterlands“ zu dienen. Er stützt sich auf eigene Erfahrungen und 
wissenschaftliche »Studien des Verfassers, und eine Veranlassung, ihn 
„mit den für die Neuordnung verantwortlichen Männern“ zu besprechen, 
lag nicht vor, zumal eine solche Besprechung für derartige Arbeiten 
kaum allgemein üblich sein dürfte. 

Auch zur Besprechung der „inmitten einer Exerzierarbeit“ ent¬ 
standenen „ganz persönlichen“ Arbeitsanweisung über den gordischen 
Knoten mit dem Wirtschaftssachverständigen bestand keinerlei Anlaß, 
da dio Anweisung durchaus klar und deutlich ist. Zu den in Anführungs¬ 
strichen stehenden Worten darf, um Mißverständnissen vorzubeugen, aus 
dem Auftrag des Präsidenten des Rechnungshofs des Deutschen Reichs 
zur Prüfung des Ausbesserungswerks in Grunewald, der diesem Werk, 
der Reichsbahndirektion in Berlin und nachrichtlich dem Reichsverkehrs¬ 
ministerium zugegangen ist, mitgeteilt werden, daß der Priifungsbeamte 
sich über das auf Grund der Heidelberger Niederschrift in Grunewald 
eingeführte Arbeite- und Rechnungsverfahren durch Einsichtnahme der 
Akten, Besichtigungen usw. eingehend zu unterrichten hatte, und daß 
ihm zu diesem Zweck von allen Erlassen, Verordnungen, Verfügungen, 
Anordnungen, Vordrucken, Entwürfen usw. auf seinen Wunsch je zwei 
Abdrucke oder Abschriften auszuhändigen waren. Unter den von dem 
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Prüfungeibeamten auf Grund dieses Auftrags gewünschten Abschriften 
befindet sich jene Anweisung über den gordischen Knoten, die daher auf 
durchaus legalem Wege in seine Hände gekommen ist. 

Gleichfalls unter den von dem Prüfungsbeamten gewünschten Verord¬ 
nungen usw. befand sich die vom Werkdirektor verfaßte Dienstvorschrift, 
die die Durchführung der Neuordnung in der Werkstatt bezweckte. Daß 
für die gewiß nicht zu unterschätzende Aufgabe, das Rechnungswesen 
eines ganzen Werkbetriebs umzustellen, eine „Dienstvorschrift“ in 
dieser oder jener Form gegeben werden mußte, ist doch selbstverständ¬ 
lich, dabei kann von einer Auffassung, als hätte ee sich um eine dauernde 
Anweisung gehandelt, gar nicht die Rede sein, zumal in der Einleitung 
im Heft 3 steht: „Die Neuordnung ist daher vom finanzwirtschaftlichen 
Standpunkt aus ein Versuch, das Selbstkostenproblean in den Ei9en- 
bahnWerkstätten zu lösen.“ überdies darf ein Werkdirektor eine solche 
allgemeine Dienstvorschrift als dauernde Anweisung nicht herausgeben, 
da der Verkehrsminister sich die Herausgabe allgemeiner Dienstvor¬ 
schriften Vorbehalten hat. Dasselbe gilt für die Heidelberger Nieder¬ 
schrift, bei der der Verfasser übersehen haben soll, daß es sich um 
einen „Versuch“ handelt, den ungewohnten Stoff einer Betriebsabrech¬ 
nung planmäßig zusammenzufassen und zur Erörterung zu stellen. Nun¬ 
wohl, eine solche „Erörterung“ hat der Verfasser im Heft 3 ge¬ 
liefert. Dabei können und müssen Widersprüche zwischen der Denk¬ 
schrift, die ja noch als Grundlage der Neuordnung gilt (vgl. Reichs¬ 
verkehrsblatt 1923 S. 295), und der Niederschrift zur Sprache gebracht 
werden. Die beiden Sätze der Denkschrift, in denen der Ver¬ 
fasser einen Widerspruch gegen die Niederschrift gefunden 
hat, lauten (S. 20): „1. In den Privatbetrieben steht den Abrechnungen 
über den Arbeitsaufwand die Feststellung des Gewinns und Verlustes 
gegenüber. 2. Da der Elsenbahnwerkstatt diese Prüfung nicht möglich 
ist, muß sie die drei Hauptposten der Selbstkosten — Löhne, Werk¬ 
stoffe und Unkosten — in möglichst scharfer Weise er¬ 
mitteln und durch buchmäßige Kontrollen, Gegenkontrollen und 
Statistiken nachprüfen.“ Hier soll nach der Erwiderung die in der Nie¬ 
derschrift positiv begründete „Forderung nach objektiver (?) Selbst¬ 
kostenermittlung, w r ie die privatwirtschaftliche Auftragsabrechnung von 
ihm bezeichnet wird, negativ begründet“ worden sein. Zunächst muß 
es natürlich „subjektiver“, nicht „objektiver“ heißen. Wenn nach dieser 
Berichtigung aber die Erwiderung recht hätte, dann müßte es im 2. Satz 
statt der auch im Original gesperrt gedruckten Worte heißen: „muß sie 
die Selbstkosten wie in Privatbetrieben ermitteln“. Denn dadurch, daß 
der Ausdruck gewählt wurde: „muß sie die Selbstkosten in* mög- 
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liehst scharfer Weise ermitteln“, und daß er noch unter¬ 
strichen wurde, soll doch auf etwas anderes als im 1. Satz, auf einen 
Gegensatz zu den Abrechnungen in Privatbetrieben hin gewiesen werden, 
und das kann nur die in Staatsbetrieben übliche, objektive Methode sein. 

In den folgenden Absätzen kommt die Erwiderung auf die Er¬ 
fassung der Werte von Betriebsanlagen, Vorräten und Teilfabrikaten zu 
sprechen, auf die Inventur zur Nachprüfung der Abschlußbilanz und auf 
die Gewinnung eines Gesamtbildes, das für Leistungsvergleiche geeignet 
ist, ohne mit einem Wort auf die Kritik im Heft 3 einzugehen, die 
diese Werte usw. als subjektive, dem Standpunkt des Unternehmers an¬ 
gepaßte Größen unwiderleglich nachweist, so daß sie eine rein sachliche, 
ungefärbte Wirtschaftsabrechnung nicht zulassen. Wenn die Erwide¬ 
rung im folgenden Absatz die doppelte oder kameralistische Hauptbuch¬ 
haltung so auffaßt, als sollte versucht werden, „für die aus dem Arbeits¬ 
prozeß des Werks hervorgehenden Stoff- und Wertwandlungen Ein¬ 
nahme- und Ausgabetitel zu schaffen“, so muß man sich doch fragen, ob 
dar ganze Sinn des Aufsatzes in Heft 3 überhaupt klar erfaßt worden 
ist, und besonders auch, db die Einzelbestimmungen der Finanzordnung, 
Teil IV, Werkstättenordnung, dem Verfasser der Erwiderung gegen¬ 
wärtig gegewesen sind, obgleich sie in jenem Aufsatz (S. 375 und 379) 
in Kürze dargestellt worden sind. Denn jeder, dem die Werkstätten¬ 
ordnung geläufig ist, wird zugeben, daß man in diese Ordnung nur die 
Bestimmung aufzunehmen braucht: „Jede Ausbesserung erhält eine Auf¬ 
tragsnummer gemäß Anlage 1 dieser Ordnung“, und die ganze Frage 
der Einzelauftragsabrechnung wäre gelöst ohne die viel kompliziertere 
und daher mit bedeutenden Personalmehrkosten verbundene doppelte kauf¬ 
männische Buchführung. Und daß sich auf Grund der kameralistischen 
Buchhaltung eine bilanzmäßige Vermögensaufstellung, Wirtschafts¬ 
ergebnisrechnung oder Kostendeckungsnachweis — um etwas anderes 
kann es sich bei dem konkurrenzlosen Eisenbahnausbesserungswerk 
nicht handeln — machen läßt, ist so oft praktisch dargetan worden, daß 
darüber kein Streit bestehen kann. Zum Überfluß bestätigt es die Treu- 
hand-A.-G. „Revision“ in Berlin, indem sie im Abschnitt III ihres Pro¬ 
spekts schreibt: „Im Verlauf dieser Prüfungen ziehen wir, sofern an 
dem kameralistischen System festgehalten ist, aus dem nach unseren An¬ 
leitungen gegliederten Buchungsstoff Bilanzen und Ertragsberech¬ 
nungen.“ 

Wenn die Erwiderung von dem Verfasser noch eine be¬ 
sondere Erklärung wünscht, wie er sich bei seiner Bilanz mit den auf¬ 
gelaufenen Kostenwerten aus der im Gang befindlichen Fabrikations¬ 
arbeit aiseinandersetzen will, so sei darauf hingewiesen, daß die käme- 
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ralistische Buchhaltung ihre Konten (Bücher) nach dem Jahresschluß 
noch gut einen Monat offen hält, um die Kostenwerte in dieser Zeit 
„nach ihrer wirtschaftlichen Zugehörigkeit“ zu buchen. Wird das aber 
nicht für ausreichend gehalten, so steht einer „Inventur“ am Stichtage 
nichts im Wege. Eine „Inventur“ hat mit der doppelten kaufmännischen 
Buchführung nichts zu tun; denn sie ist ja auch für jede Eröffnungs¬ 
bilanz, also vor dem Beginn der eigentlichen Buchhaltung, erforderlich; 
andererseits ist aber die Schlußbilanz von der außerhalb der Buchhaltung 
liegenden „Inventur“ abhängig. 

Wenn ferner die Schwierigkeit übersehen worden sein soll, die aus 
der „ersten ursprünglichen Erfassung der Ausgaben“ hervorgehenden 
Kostenwerte nach Fahrzeuggattungen zu trennen, so hat die Werkstätten- 
Ordnung bereits diese Schwierigkeit gelöst Nach ihr werden die Ge¬ 
samtwerkstattskosten von ihrem Ursprung an nach „Buchungsnummem“ 
getrennt aufgezeichnet, und diese Buchungsnummem enthalten die ver¬ 
schiedenen Fahrzeuggruppen. Ob man diese Buchungsnummern ver¬ 
mehren und damit eine weitere Zergliederung der Gattungen uaw. vor¬ 
nehmen soll, ist lediglich eine Tatfrage, über die bereits Verhandlungen 
schweben. Bei richtiger Organisation und aufmerksamer Beobachtung 
des Betriebs ist es unmöglich, daß eine Lücke entsteht. 

Das ist die Verbindung zwischen der Buchhaltung und der Bilanz, 
wie sie hier in Frage kommt, und zugleich ihr Wert, den der Ver¬ 
fasser wohl erkannt hat. Für die doppelte kaufmännische Buch¬ 
führung könnte der Wert der Bilanz anders sein, wie er aber tatsäch¬ 
lich ist, lehrt Professor Dr. Schär (vgl. unten seine Ausführungen über 
die Tätigkeit der Bilanzkünstler). 

Wenn an anderen Stellen der Erwiderung von kameralistischer 
Titelabrechnung, von unzureichender Erfassung der Ausbesserungs¬ 
arbeiten, von der objektiven Abrechnungsweise, „wie er die kameralisti- 
sehe Abrechnungsform nennt“, usw. gesprochen wird, so dürften dabei die 
Bestimmungen der Finanzordnung nicht genügend beachtet worden sein, 
so daß der Verfasser der Erwiderung an dem Aufsatz in Heft 3 vorbeiredet. 
Das tritt noch einmal wenig angenehm in folgenden Sätzen der Erwide¬ 
rung zutage: „Es kann an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben, daß die 
bloße titelmäßige Eingruppierung der Ausgaben schon immer die Neigung 
und die Gefahr eingeschlossen hat, sich für die Unterbringung der 
Einzelposten weniger an die Titelbezeichnung als an das zu halten, was 
im Interesse einer geheimen Selbständigkeit zweckmäßig ist. Behandelt 
man den Geldaufwand bei der Verbuchung nicht streng nach der Bindung 
an das Objekt des Verbrauchs oder der Leistung, so besteht die Gefahr 
der Begünstigung dieser geheimen Titclpolitik, die mit der Tatsachen- 
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erfa.ssung einer objektiven Wirtschaftsführung nichts zu tun hat.“ Das 
wäre aber nicht der Geist eines kameralistisch geschulten Finanzbeamten, 
der hieraus spricht. Im Gegenteil, es wäre der Geist eines Mannes, der 
genau die Mittel und Wege kennt, aus der doppelten kaufmännischen 
Buchhaltung jede Bilanz so zu frisieren (um kein schärferes Wort zu 
gebrauchen), wie man sie gerade wünscht. Es wird zugegeben, 
daß bei der kameralistisehen Buchführung zuweilen Einzelposten 
a b s i c li 11 i c li unter falsche Titel untergebracht werden, es bleiben 
aber Ausnahmen, die immer ein mehr oder weniger gewissenloser 
Geist vollbringt, da er bewußt gegen klare Anordnungen der Finanz- 
ordnung verstößt, und die bei der Rechnungsprüfung feststellbar 
sind und stets beanstandet werden. Bei einer Bilanzfrisierung spricht 
man jedoch nicht von einem gewissenlosen Geist, sondern — vielleicht 
sogar mit einem gewissen Jx)b — von dem „kaufmännischen“ Geist. 
Die Anwendung dieses kaufmännischen Geistes auf die karnera- 
listische Titelabrecliming ist und bleibt für de« Beamten stets eine be¬ 
wußte Fälschung. Diesen Geist („Neigung“) einem großen Teil von 
Beamten („schon immer“) zu unterstellen, ist eine Herausforderung, die 
eine scharfe Zurückweisung verdient. 

Um aber nicht dem Vorwurf anheimzufallen, es geschehe dem 
„kaufmännischen“ Geist, wie er sich in der Bilanzaufstellung betätigt, 
unrecht, und um für die wiederholto Behauptung, die Bilanz stelle die 
subjektive, dem Standpunkt des Unternehmers angepaßte Wirt¬ 
schaftlichkeit dar, einen Autoritätsbeweis zu liefern, darf ein Gutachten 
von Dr. Schär, Professor und Direktor des handelswissenschaftlichen 
Seminars an der Handelshochschule Berlin, aus seinem Buch: „Buch¬ 
haltung und Bilanz“, Berlin 1914, S. 202/3, hier eingefügt werden: 

„Wenn man die richtige Grundlage der jährlichen Abechlußrechnungea 
kennen lernen will, so ist das gesamte Material der Veröffentlichungen fast 
ausnahmslos unzureichend. Man muß zu diesem Zweck die Vorarbeiten kennen, 
die der Zurechtmachung der zu veröffentlichenden Bilanz vorausgehen. 
Diese geradezu erstaunliche Summe von Arbeiten, die sich dem Außenstehen¬ 
den entzieht — oben weil sie für jede Unternehmung Geschäftsgeheimnis 
sind —, machen es dem Fachmann, geschweige denn dem Laien, so schwer, 
einen richtigen Einblick in den Geschäftsbetrieb und die ganze Bilanzkunst zu 
erhalten. Von der Umsatzbilanz, der einen Grundlage der Schlußbdlane, erfährt 
man in seltenen Fällen nur einige ganz spärliche Angaben im erläuternden 
Geschäftsbericht zur Bilanz. Die Inventurwerte dagegen werden in Summ er¬ 
zählen derartig zusammengezogen, daß man sieh in der Regel kein Urteil über 
ihre Zusammensetzung und über den Wertansatz bilden kann; über die stillen 
Reserven können in vielen Fällen selbst die Direktoren keine genauen An¬ 
gaben machen. Häufig kommt es vor. daß erst auf Grund der Bilanz; wie sie 
der Buchhalter auf Grund der Buchhaltung aufgestellt hat, der oder die 
Bilanzk 1tnotier ihre Arbeit, beginnen. Sie ziehen nach Gutdünken 
Posten oder Konten zusammen oder zerlegen sie. kompensieren Gewinnposten 
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mit Vor hist Posten. sogar Aktiven mit Passiven; die Bilanzwerte werden, 
insoweit sie eine solche Manipulation zu lassen, gestreckt oder gekürzt; Nou- 
ansuhafrungen auf die Betrkvhskostenrechnung gebucht oder umgekehrt; 
Posten, die auf Betriebskosten gehören, iu Aktivwerte verwandelt; Abschrei¬ 
bungen werden vergrößert oder verkleinert; Inventurwerb* werden in stille 
Reserven umgerwandelt oder umgekehrt, solch« von früheren Jahren wieder in 
die Bilanz aufgenommen, je nachdem die Absicht vor waltet,, das Schlußergebnis 
der Bilanz und 1 damit, die .Dividende zu verkleinern oder zu vergrößern. Der¬ 
artige Mittel, die Bilanz unizugestalten, stehen nicht selten im Rahmen der 
Kompetenz der Verwaltungsorgane, die eine bestimmte Bilanzpolitik haben.“ 

Soweit Professor Dr. Schär, der ehemalige Bankdirektor. 

Auch über die hiermit eng zusammenhängende wichtige Frage der 
Beurteilung einer Bilanz für .staatliche Betriebe und ihrer Brauchbar¬ 
keit für wirtschaftliche Vergleiche geht die Erwiderung hinweg oder 
glatibt, sie mit jenem Vorstoß gegen die Zuverlässigkeit der Beamten 
bei der Titelabrechnung abtun zu können. 

Was den Überschuß in seiner „gewollten“ Höhe betrifft, so ist in 
dem Aufsatz in Heft 3 wörtlich derselbe Satz angeführt, den der Ver¬ 
fasser der Erwiderung wiederholt, nur ist kein Wort unterstrichen 
worden, was auch im Original nicht geschehen ist. Es ist also durchaus 
richtig zitiert worden. Der Zusammenhang, nämlich daß durch die 
Buchhaltung „. . . ein Sicherungs- und Verzinsungsitbersehuß . . . 
zur Ausweisung gebracht werden muß“, war unmöglich zu verheim¬ 
lichen, da er ja aus dem Satz selbst hervorgeht („zur Ausweisung ge¬ 
bracht werden muß“). Oder kann man einen Überschuß auch anders als 
durch die „Buchhaltung“ aus weisen? Die Erwiderung gibt auch etwas 
kleinlaut zu, es sollte „mehr“ die Möglichkeit betont werden, durch die 
Buchhaltung etwaige Sicherungszuschläge zu den Selbstkosten in ihrer 
gewollten, d. h. „berechneten“ Höhe zur Ausweisung zu bringen, und 
,,yEiö Überschuß kommt nur dann in Betracht, wenn von den Ausbesse¬ 
rungswerken eine Wirtschaftspolitik eingeschlagen werden kann, daß 
diese über Überschüsse, die sich als Ausfluß ihrer rationellen Eigen¬ 
wirtschaft erzielen lassen, selbständig verfügen.“ Da sich eine rationelle 
Eigenwirtschaft aber nur unter dem Druck einer wirksamen Konkurrenz 
nachweisen läßt, diese jedoch nicht für die Reichshahnwerkstätten ein- 
geftlhrt werden kann und soll, so dürfte die obige Erklärung von dem 
Überschuß in seiner „gewollten“ Höhe in der Luft hängen. 

Von der „Konkurrenz“ und ihrer ausschlaggebenden Bedeutung in 
der ganzen zur Erörterung stehenden Frage liest man in der Erwiderung 
auch kein Wort. Überhaupt sind die Gegenstände, die in dem Aufsatz 
in Heft 3 den weitaus größten Platz einnehmen, und auf deren vor¬ 
herige Klärung bei der Einrichtung der doppelten Buchführung in 
Reichsbahn Werkstätten unbedingt Wert gelegt werden sollte, in der Er- 
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wkierung entweder gar nicht oder nur nebensächlich iin Zusammenhang 
mit ganz selbstverständlichen Eiinrichtungen dieser Buchführung be¬ 
handelt worden, als z. B.: a) die Konkurrenz, b) die Darstellung der 
subjektiven Wirtschaftlichkeit durch die Bilanz und die daraus folgende 
Unmöglichkeit, die Bilanzen von Privatwerken mit denen von Staats¬ 
betrieben zu vergleichen (s. obiges Gutachten von Schär), c) die Wert¬ 
losigkeit der Bilanzen für den Vergleich der Wirtschaftlichkeit der 
Werkstätten untereinander infolge der außerordentlichen Versohieden- 
artigkeit der Anlagen, Maschinen, Kräfte usw., d) die Feststellung der 
Inventurwerte, e) die Indexziffernstatistik und das dabei mitwirkende 
„Gefühl“. 

Zu der letzten Frage sagt die Erwiderung nur: „Was der Ver¬ 
fasser an Schwierigkeiten für die Geldrechnung infolge ihrer gegen¬ 
wärtigen Wertschwankungen sieht, ist belanglos, weil Mittel verein¬ 
fachter Ausgleichung der Geldwertschwankungen ausreichend vorhanden 
sind.“ Mit der bloßen Behauptung, daß Mittel vereinfachter Ausgleichung 
der Geldwertschwankungen ausreichend vorhanden sind, ist in der 
Erwiderung nichts gesagt, zumal das ja gar nicht bestritten worden ist. 
Im Gegenteil, sie sind überreichlich vorhanden. Die Frage ist jedoch, 
ob sie brauchbar und einwandfrei sind, vor allem für die besonders 
gearteten Zwecke in einem konkurrenzlosen Eisenbahnausbesserungs¬ 
werk. Die Mittel hätten also auf gezählt und erläutert werden müssen, 
wenn die Ausführungen im Heft 3 zu den bisher angewendeten Mitteln 
entkräftet oder widerlegt werden sollten. Für diese Mittel, die nach 
dem kurzen Satze der Erwiderung höchst einfach und unwiderleglich 
sicher zu »ein scheinen, hätten gewiß auch weitere Kreise ein lebhaftes 
Interesse gezeigt, z. B. der Finanzminister, die Gemeinden, Syndikate, 
Ein- und Verkaufsvereinigungen, alle großen Firmen der Industrie und 
des Handels usw. Jede dieser Stellen hat eine andere Indexziffer, Wert¬ 
ziffer, Schlüsselzahl, (Hier wie sie sonst genannt werden mag, eingeführt, 
und zwar auch für die Bewertung der Vermögensbestandteile für die 
Bilanz. Nirgends ist eine Einheitlichkeit oder ein System in der Be¬ 
handlung dieser schwierigen Frage. Dio gewiegtesten Wrtschafts- 
politiker stehen ratlos vor diesem Problem, und hier wird gleichsam mit 
einer vornehmen Handbewegung erklärt, daß Mittel vereinfachter Aus¬ 
gleichung der Geldwertschwankungen ausreichend vorhanden sind. 
Wenden die Privatwerke, mit deren Bilanzen man später die Bilanz des 
Eisenbahnausbesserungswerkes vergleichen möchte, die gleichen Mittel 
der vereinfachten Ausgleichung der Geldwertschwankungen an? Zwei¬ 
fellos nicht! Aber wie kommt man dann zu vergleichsfähigen Bilanzen? 
Man beachte auch, daß mit diesen Mitteln Geldbeträge ausgedrückt wer- 
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den sollen, die nach mehreren Jahren, wenn ein Fahrzeug wieder einmal 
zur Ausbesserung in die Werkstatt zurückkommt, die Möglichkeit zu 
bieten vermögen, Betrachtungen und Vergleiche über die Wirtschaftlich¬ 
keit einer früheren Ausbesserung anzustellen (vgl. S. 385 der Aus¬ 
führungen in Heft 3). Daß der Einheitsnenner „Geldwert“ dafür durchaus 
ungeeignet ist, ist dort eingehend naohgewieeen worden und unwider¬ 
legt geblieben. Dr. Schär hält die Geldwerte nicht einmal als Schlüssel 
zur Verteilung der anteiligen Kosten für geeignet. Er schreibt a. a. O. 
S. 276: 

"Als Schlüssel zur Verteilung der anteiligen Kosten können dienen: 

a) Die Mengen der verwendeten Rohstoffe. Der Wert der verarbeiteten 
Rohstoffe ist wegen der Preisschwankungen, die mit den anteiligen Produk¬ 
tionskosten in keinem Zusammenhang stehen, in der Regel nicht als Träger 
oder Verteiler geeignet. 

b) Die Menge des Fertigfabrikats. 

c) Die Arbeitszeit der Arbeiter nach Stunden oder Tagen. Die produk¬ 
tiven Löhne sind nicht geeignet als Träger der indirekten Kosten, da diese 
mit dem Steigen oder Fallen der Löhne in keinem ursächlichen Zusammen¬ 
hang stehen. 

d) Die Arbeitszeit der Maschinen. 

e) Der von dem betreffenden Zweig in Anspruch genommene Raunt: Lager¬ 
haus, Magazin. 

f) Kopfzahl der Personen usw.“ 

Wird hier schon der Einheitsnenner Geldwert als Verteilungs¬ 
schlüssel für anteilige Kosten in normalen Zeiten (Vorkriegszeit) und 
innerhalb ein und desselben Geschäftsjahrs für ungeeignet bezeichnet, 
wieviel weniger ist er brauchbar in den Zeiten täglicher und ungeheurer 
Schwankungen und fitr wirtschaftliche Vergleiche in späteren Jahren. 

Hierin ist zugleich die Antwort gegeben auf die Frage der Er¬ 
widerung, wie man zu gesamtwirtschaftlichen Leistungsfaktoren kommen 
will, wenn man sich an die Begründung (S. 401 ff.) des Verzichts auf 
Kostenvermittlung halten würde. 

Auch die Ausführungen über die Statistik im Heft 3 finden hier 
ihre Begründung und Bestätigung gegenüber den in der Erwiderung 
daran geknüpften Fragen. Die objektive Selbstkostenermittlung — nur 
diese wird in der Werkstatt nach Maßgabe der Werkstätten-Ordnung ge¬ 
leistet, und sie ist. nicht identisch mit der kameral ist i sehen Titel¬ 
abrechnung, wie der Verfasser der Erwiderung in Außerachtlassung maß¬ 
gebender Vorschriften wiederholt unterstellt, da die konieralistische 
Titelabrechnung in der Hauptkasse und im Rechnungsbüro der Reichs¬ 
bahndirektion nach Maßgabe der Haushaltsvorsehriften und der Finanz- 
Ordnung durchgeführt werden — die objektive Selbstkostenermittlung 
ist nach dem Vorschlag in Heft 3 auszubauen, und zwar so, dfiß aus ihr 
und mit ihr die Ziffern und ihre Beziehungen gegeben sind oder er- 
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rechnet werden können, um eine Statistik aufzubauen, die sachliche und 
zuverlässige Vergleiche gestattet. Darüber hinaus kann man für einen 
bestimmten Fall oder für eine längere oder kürzere Zeit in einer fest 
umgrenzten Absicht ganz eingehende, besondere Statistiken anordnen, 
und für diese Statistiken bleibt die Binsenwahrheit bestehen, daß sie. 
wenn der bestimmte Erfolg erreicht ist, unwirtschaftlich sind, da sie 
keine Beachtung mehr finden, und daß man daher nicht vergessen soll, 
sie rechtzeitig wieder aufzuheben. Oder was könnte es z. B. für einen 
wirtschaftlichen Erfolg haben, wenn man die aus irgendeinem Grunde 
einmal erwünschte Feststellung, wieviel Kubikmeter Holz für die 
Wiederherstellung eines jeden ausgebesserten gedeckten Güterwagens 
im Lauf eines Jahrs gebraucht worden sind, zu einer dauernden 
Statistik werden ließe 1 ? Es kommt allein darauf an, den Zweck der 
Übung nicht aus dem Auge zu verlieren, und zwar nicht nur für die 
Statistik, sondern auch für die Selbstkostenermittlung. Für ein Eisen- 
bahnausliesserungswerk ist nicht die grundsätzliche Unterscheidung 
zwischen Bestandswert und Zu- und Abgang als Verbrauch, dem 
Aufwand, maßgebend, weil dies Werk kein Erwerbsunternehmen ist. 
sondern lediglich die Schaffung einer hinreichenden und dabei möglichst 
einfachen und billigen übersieht über die wirtschaftliche Fertigung. 
Der Zweck der Selbstkostenermittlung liegt .daher im vorliegenden Fall 
in der Schaffung von Unterlagen nicht für eine Bilanz nebst Gewinn- 
und Verlustrechnung, da Gewinn oder Verlust im kaufmännischen Sinn 
in einem EiscnhahnaiisWserungswerk nicht entstehen können, sondern 
für eine Rechnung über das objektive, ungeschminkte Wirtschafts¬ 
ergebnis. Vergegenwärtigt, man sich diesen Zweck unausgesetzt bei allen 
Betrachtungen, so wird jeder, der beide Verfahren hinreichend beur¬ 
teilen kann, zugeben, daß für ein Eisenbahnausbesserungswerk die bis¬ 
herige objektive Selbstkostenermittlung, die ja ständig ausgebaut worden 
ist und noch weiter ausgebaut werden kann, den Zweck einfacher und 
bedeutend billiger erreicht als die subjektive (auftragsgemäße) Selbst¬ 
kostenermittlung, die Koxtenstatistik und die Betriebs- und Hauptbueh- 
haltung. Gibt doch die „Denkschrift” (S. 22) selbst zu, daß allein durch 
die auftragsgemäße Selbstkostenermittlung mul durch die Kosten- 
statistik die Verwaltungskosten vermehrt werden, wobei man an die 
doppelte kaufmännische Buchführung noch nicht gedacht hat, da die 
Denkschrift ausdrücklich hervorhebt: „Die neue Buchhaltung kann auf 
der vorhandenen, durch die Werkstütten-Ordnung festgesetzten aufgebaut 
werden." 

Die Frage, oh man iu reinen Staatsbetrieben die doppelte kauf¬ 
männische Buchhaltung einführen soll, ist schon so oft und so gründlich 
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geprüft und verneint worden, sowohl vom Freund als auch vom 
Gegner, daß man glauben sollte, es wäre wirklich Zeit- und Geldver¬ 
geudung, sie jetzt noch einmal zu behandeln. Bereits im Jahr 1909 hat 
der damalige Staatssekretär des Reichskolonialamts Dr. Dernburg 
durch die Treuhand-Gesellschaft die Angelegenheit, für seine Ver¬ 
waltung prüfen lassen. Über das Ergebnis schreibt er an den Minister 
für Handel und Gewerbe (24. Januar 1910, B. I 209/10,2903): 

„Die Treuhand-GeselLsohait ist, nachdem sie durch einen ihrer Proku¬ 
risten die in Betracht kommenden Verhältnisse nicht nur bei der Kolonial- 
Hauptkasse, sondern auch durch Erhebungen an Ort und Stelle in den Schutz¬ 
gebiet on selbst einer eingehenden Prüfung unterzogen hat, zu der Überzeugung 
gelangt, daß sich die Einführung kaufmännischer Buchführung im engeren 
Sinn im allgemeinen für die diesseitige Verwaltung nicht empfiehlt. Bei 
dieser Sachlage habe ich von weiteren Schritten nach dieser Richtung hin ale 
gosehen, zumal 'bei der mir unterstehendon Verwaltung bereits seit geraumer 
Zeit der Grundsatz besteht, werbende Anlagen, für die eine Buchführung 
nach kaufmännischem Muster in erster Linie Bedürfnis wäre, tunlichst in 
geeignete Privathände überzuleiton . . ." 

Diese Stellungnahme verdient gewiß um so mehr Beachtung, als die 
Treuhand-Gesellschaft ein kaufmännisch eingestelltes, geleitetes und 
besetztes Revisionsunternehmen ist, und auch der damalige Staatssekretär 
Dernburg Kaufmann war. Auch der darin ausgesprochene Grundsatz, 
daß für werbende Anlagen eine Buchführung nach kaufmännischem 
Muster in erster Linie ein Bedürfnis wäre, ist wohl zu unterstreichen. 
Er entspricht vollkommen unserer Auffassung. 

Der Minister für Handel und Gewerbe hat im Jahr 1910 einer An¬ 
regung der Preußischen Ober-Rechnungskannner, in der Berg-, Hütten- 
und Salinen-Verwaltung die kaufmännische Buchhaltung einzuführeai, 
nicht stattgegeben, nachdem die Mehrzahl der Oberbergäinter und Berg- 
werksdirektionen sich gegen die Neuerung ausgesprochen hatte. Diese 
Stellungnahme ist gleichfalls in doppelter Hinsicht lehrreich. Denn 
einmal handelt es sich wieder um eine Stelle, die enge Fühlung mit dem 
Kaufmann hat, so daß eine volle Würdigung kaufmännischer Ein¬ 
richtungen von selbst gegeben ist, und andererseits kommen bei der Berg-, 
Hütten- und Salinen-Verwaltung „werbende Anlagen" in Frage, für die 
also prima vista eine kaufmännische Buchhaltung vielleicht am Platz 
wä re. 

In demselben Jahr hat der damalige Minister der öffentlichen 
Arbeiten eine besondere Kommission u. a. mit der Prüfung dieser Frage 
für den Bereich der Preußischen Eisenbahn-Verwaltung beauftragt. Auch 
diese Kommission, die verschiedene große Unternehmungen besucht hat. 
kam zu dem einhelligen Beschluß, die Einführung der kaufmännischen 
Buchhaltung für die Eisenbahn-Verwaltung nicht zu empfehlen, obgleich 
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os sich abermals um eitle „werbende Anlage“ handelt (Zeitung des Ver¬ 
eins Deutscher Eisenbahn-Verwaltungen 1911, S. 950). 

Im Jahr 1913 hat auch das Bayerische Finanzministerium ein¬ 
gehend untersuchen lassen, ob es nicht zweckmäßig und wirtschaftlich 
sei, in den von ihm verwalteten Betrieben, bei denen es sich wiederum 
zum großen Teil um „werbende Anlagen“ handelte, die Buchhaltung nach 
kaufmännischer Art einzurichten. In einer umfangreichen, der Öffent¬ 
lichkeit gedruckt übergebenen „Denkschrift über die kaufmännische 
doppelte Buchführung in den staatlichen Betrieben“, bearbeitet im 
Bayerischen Finanzministerium 1913/14, ist dar ablehnende Standpunkt 
nach allen Seiten hin erörtert und begründet worden. 

Gegen alle diese Gutachten kann man aber zuletzt einwenden, es 
seien immer nur Erhebungen und akademische Erörterungen gewesen, 
einen praktischen Versuch habe man aber nirgends gemacht. Jedoch auch 
dieser Versuch liegt vor. Er wurde von 1910 bis 1914 in der vormals 
Kaiserlichen Werft in Wilhelmshaven gemacht und ist aufgegeben wor¬ 
den, weil „den Vorteilen der kaufmännischen Buchführung Mängel gegen¬ 
überstehen, die zum Teil nicht völlig, zum Teil nur mit einer Mehrarbeit 
beseitigt werden könnten, die durchaus nicht in richtigem Verhältnis 
zu den Vorteilen ständen“. Als Nachteile werden besonders hervor¬ 
gehoben : 

„1. Während bei der kameralistisohen Buchführung einschließlich der 11er- 
stcllung der Kassenrechnung die einzelnen Buchungen, insoweit nicht 
summarischer Übertrag gestattet ist, höchstens dreimal und, wenn Um¬ 
buchung nötig, fünfmal vorgetragen werden, sind bei der kaufmännischen 
Buchführung die einzelnen Zahlen mindestens neunmal, teilweise noch 
öfter — bis zu siebzehnmal — einzutragen. 

2. Trotz dieser erheblichen Mehrarbeit, die die kaufmännische Buchführung 
mit sich bringt, bietet sie keine genügende Grundlage für die gesetzliche, 
vorgeschriebene Kontrolle darüber, ob der Etat, die Gesetze und die vielen 
Verwaltungsvorschriften innegeluilten wurden, und ob wirtschaftlich 
verfahren wurde.“ (Drucksache Nr. 344 des Reichstags, 13. Legislatur¬ 
periode, I. Session 11)12/14 — Budget-Kommission.) 

Der Iliuishaltsaussehuß dos Reichstags sowohl als auch das 
Plenum haben sich auf den Standpunkt der Drucksache gestellt und der 
Aufgabe des Versuchs in Wilhelmshaven zugestimmt Der von dem 
Berichterstatter des Ausschusses vorgetragene und anerkannte Grund¬ 
satz lautet, daß das Hauptziel aller Anregungen sei, mehr kaufmänni¬ 
schen Geist auf den Werften einzuführen, und daß dies auch ohne die 
doppelte Buchführung erreicht werden könne. Denn es sei vollständig 
verfehlt, aus der Einführung einer neuen — kaufmännischen — Buch¬ 
führung etwa den Schluß ableiten zu wollen, daß durch diese Rechnungs- 
metliode der kaufmännische Geist geweckt werden könnte. Der kauf- 
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männische Geist und die kaufmännische Leitung eines Geschäfts und 
eines Betriebs stecke nicht in den Büchern (Reichstag, 13. Legislatur¬ 
periode, I. Session 1912/14, Kommission für den Reichshaushaltsetat, 
134. Sitzung, vgl. auch 92. Sitzung des Reichstags vom 26. März 1917, 
S. 2723). 

Eis ist nicht die Absicht, störend in die Versuche zur Erfassung 
der Selbstkosten einzugreifen, es sollte aber nachgewiesen werden, daß 
zur Erfassung der Selbstkosten in den Reichsbahn Werkstätten die Form 
der doppelten Buchführung weder geeignet, noch wirtschaftlich ist 
Diesen Nachweis hat die Erwiderung nicht zu er¬ 
schüttern vermocht. 

Andererseits darf aus diesen Darlegungen nicht der Schluß ge¬ 
zogen werden, als sei die oberste Prüfungsbehörde oder der Verfasser 
dieser Zeilen grundsätzlicher Gegner der kaufmännischen Buchführung. 
Das Gegenteil trifft zu. Die Ober-Rechnungskammer*hat, wie oben er¬ 
wähnt, schon 1910 bei dem Minister für Handel und Gewerbe für die 
Berg-, Hütten- und Salinen-Verwaltung, da sie werbende Anlagen sind, 
die Einrichtung der kaufmännischen Buchführung angeregt, und der 
Rechnungshof des Deutschen Reichs hat erst im September 1923 dem 
Reichsverkehrsminister einen Reisebericht des Verfassers dieser Zeilen 
übersandt, in dem für die Bodenseedampfschiffahrt aus dem gleichen 
Grunde die doppelte kaufmännische Buchführung empfohlen wird. 
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(Fortsetzung 1 )) 


V. Betriebsleistungen. 


Auf de n, eigenen Betriebsatrecken 

wurde 

u von 

eigenen und fremden Lokomotiven und Trieb 

wagen 

geleistet: 

il 




1. Nutzkilometer: 

a) Zugkiloineter: 

; Vollspur- 
! bahnen 

km 

ll 

Schmal- 

spur- 

bahnen 

km 

Vollspur- i 

bahnen 

km i 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

km 

Dampflokomotiven. 

: 490 918179 

3 931 763 

500 



Dampftriebwagon. 

Elektrische 

132 221 

\'- 

| 



1 

Lokomotiven. 

Triebwagen mit Stromzu- 

■i 1 488 147 

i. 

0 289 i 



führung durch Ober¬ 
leitung . 

2 10*2007 

25 383 1 



Triebwagen mit Stromzu- 





führung durch Strom¬ 

1 

r 



schiene . 

, 461 736 

i 



Sammlertriebwagen. . . . 

5 013 087 

i 



Benzolelektrische Triebwagen 

ft 60 306 

— , 



zusammen a). 

500 235 743 

il 

i i 

3 966 937 

500235 743 

3 966937 

b) Vorspann- und Schiebedienst: 

I 1 

,i 

' 1, 

1 I 1 

| tf 



Dampflokomotiven. 

i 10 011)488 

| 20 892 | 



Dampftriebwagen. 

i 

1 ~ 



zusammen. 

|i 10019 488 

20 892 j|; 



auf 100 Zugkilometer . 

j| 2,oo 

0,53 | 




■) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen S. 829. 
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Elektrische 

Lokomotiven. 

Triebwagen mit Stromzu¬ 
führung durch Ober¬ 
leitung . 

Triebwagen mit Stromzu¬ 
führung durch Strom¬ 
schiene . .. 

Sammlertriebwagen.... 
BenzolelektrischeTriebwagen 

zusammen. 

auf 100 Zugkilometer . 

zusammen b). 

c) im ganzen. 

davon 

von eigenen Lokomotiven u. 

Triebwagen. 

von fremden Lokomotiven u. 
Triebwagen. 

d) auf 1 km durchschnittlicher 

Betriebslänge. 


2. Lcerfahrtkilometer. 

auf 100 Nutzkilometer . 

3. Verschiebedienst: 

a) im eigentlich. Bahnhofsdienst 

b) bei der Bedienung von Privat¬ 
anschlüssen . . 

c) beim Verfahren von Oberbau¬ 
stoffen U8W.. . . 

zusammen. 

4. Lokomotivkilometer zur Berech¬ 

nung der Kosten für Unter¬ 
haltung und Erneuerung des 
Oberbaus: 

a) im ganzen (lfde. Nr. 1 c-j-2+3) 

b) auf 1 km durchschnittlicher 

Betriebslänge. 
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1 1 

Vollspur- j 

Schmal- 

Vollspur- 

Schmal- 

bahnen j 

! ; 

spur- 

bahncu 

bahnen 

spur- 

bahneu 

ii_ km i 

km 

_km 

km 


40 760 

— 



1 

4 533 611 

i 

j 




1 348 969 




; 93806 




|” 6017135 

— 



1,20 

— 



16 036 623 

20892 

16 036 623 

20892 

! _ 


516 272366 

3 987 829 

i 


520260195 

— 

— 

514 676 968 

3 987 829 

— 

— 

1595 408 


! 

— 

9865 

3 891 

: 

! 

9 760 

— 

— 

48 140 971 

70 360 

— 

-- 

9.32 

1,76 

! 30934 876 

170 464 



751 457 

i 

37 391 



570984 

1 194 



1 32257 317 

209 049 

322 573 170 

2090 490 

x 10 = 



! 

_ 

886 986 507 

6148679 



893 135 186 

- 


16 949 

6 000 


16 739 
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6. Dienst beim Vorheizen der Per- 

j — • 

! Vollspur¬ 
bahnen 

Schmal- || 
spur- !| 
bahnen 

Vollspur- j 
bahnen | 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

sonenzüge, beim Reinigen der 
Viehwagen und beim Wasser- | 

Stunden { 

Stunden | 

km 1 

km 

j 




pumpen. 

j 2035 699 

14 097 

1 



; x io - 

20 356 990 j 

140 970 

6. Bereitschaftsdienst. 

5 147 610 

14 594 

i 



i 

1 = 

10295220 1 

29188 

auf 100 Nutzkilometer . 


— 

1,99 

0,73 




1,96 

Die im eigenen Betrieb befindli 

chen Lokomo- 

tiven und Triebwagen haben auf eigenen und 

f rem - 

den Betriebs strecken sowie auf eigenen Neubau- 

strecken geleistet: 




- 

1. Nutzkilometer: ^ 

km 

km | 

km 

km 

Dampflokomotiven. 

600 923 698 

3 961 446 1 



Dampftriebwagen. ! 

132 221 1 

1 500 | 



Elektrische Lokomotiven . . . . 1 
Elektrische Triebwagen 

1523 410 

6 289 | 

I 



mit Stromzuführung durch 

Oberleitung. 

mit Stronizufiihrung durch 

6 695 678 

i 

j 

25 383 i 



Stromschiene. 

i 1 810 705 

— 



Elektrische Sammiertriebwagen 

5 114 63*2 

! 



Benzolelektrische Triebwagen . 

1 60 306 

— 



zusammen. 

516265 650 

3 993 618 ' 

516266650 i 

3 993 618 




520259268 

(lurchschnittl. auf 1 Fahrzeug 

— 

— 

16 492 i 

12668 

1 

i 

i 


16454 

i 

i 

i, 

Vollspur¬ 

bahnen 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 

Vollspur¬ 

bahnen 

Schmal¬ 

spur¬ 

bahnen 


Stunden 

Stunden ' 

km 

km 

2. Lecrfahrtkilnmeter. 

— 

— 

48 180 478 

i 

71 702 

3. Verschiebedienst. i 

32 439 465 

209 436 




: -10 = 

324 394 650 

2094 360 

4. Dienst beim Vorheizen der Per- j 

I 

1 



sonenzüge, beim Reinigen der 
Viehwagen und beim Wasser¬ 
pumpen . 

2038 074 

| 14 097 




- 10 = 

20 380 740 

140 970 
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5. Bereitschaftsdienst. 

6. Ruhe bei unterhaltenem Feuer 


i 

Schmal¬ 


Schmal¬ 

Vollspur¬ 

bahnen 

spur¬ 

bahnen 

Vollspur- | 
bahnen | 

| 

spur¬ 

bahnen 

Stunden 

Stunden 

km | 

km 

5150568 

16222 

1 



x2 — 

28 542494 ! 102825 

I' 

x2 = 

7. Lokomotivkilometer: 

a) znr Berechnung der Unterhaltungskosten der Fahr¬ 
zeuge : 

Dampflokomotiven. 

Dampftriebwagen. 

Elektrische Lokomotiven. 

„ Triebwagen mit Stromzufüh- 

rung durch Oberleitung. 

Elektrische Triebwagen mit Stromzufüh¬ 
rung durch Stromschiene. 

Elektrische Sammlertriebwagen. 

Benzolelektrische Triebwagen. 


zusammen 


durchschnittlich auf 1 Fahrzeug. . . 

b) zur Berechnung der Kosten der Züge: 
Dampfbetrieb: 

Dampflokomotiven. 

Dampftriebwagen. 

zusammen. 

Elektrischer Betrieb: 

Elektrische Lokomotiven. 

„ Triebwagen mit Stromzufüh¬ 
rung durch Oberleitung. 

Elektrische Triebwagen mit Stromzufüh¬ 
rung durch Stromschiene. 

Elektrische Sammlertriebwagen. 

Benzolelektrische Triebwagen. 

zusammen. 

Dampf- und elektrischer Betrieb zusammen 


CO 

3 


u 

55 


s 

§ 

3) 

a 


CD 

+ 

iC 

+ 

•*1 

C I l„ 
O-f-'OI 

geol 

cS + 

J + 


% 

T3 


10 301 136 
57 084988 


893 206605 
164231 
1956229 

6716 363 

1810705 
5316 162 
62233 


32 444 


205 650 


6257 768 
960 
15 725 

26177 


| 909221518 

6300650 

915 522168 

29045 

| 19 970 

28954 

1 ! 

1 

788 332001 

5 383047 

160867 

740 

788482868 

I 6 383 787 

1 841 991 

11115 

6 707 008 

J 26177 

i 

1 810 705 

— 

5 315152 

! — 

62233 

— 

15 737 089 

1 37 292 

804 219 947 

5 421 079 


«09 641 026 
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ln den einzelnen Zuggattungen wurden auf den eigenen Be¬ 
triebsstrecken von den Lokomotiven, Triebwagen und Wagen geleistet: 


auf Vollspurbahnen auf Schmalspurbahnen 


in 1 

‘ Lokomotiv- 

Wagen- 

Zug- 

1 Lokomot.- 

Wagen- 

Zug- 

Zug- 

achs- 

stärke 

Zug- 

| achs- 

stärke 

1 

kilometer 

kilometer 

Ach-t u 

j kilometer 

kilometer 

j Achsen 

Schnellzügen. 

38 433970 

1423501853 

37,04 

— 

— 

— 

Eilzügen . 

6 868 730 

209410391 

30,49 

— 

— 

— 

Personenzügen. 1 

229 534 055 

6 271 311 133 

27,32 

2521 368 

50257 342 

19,93 

Militärzügen. ' 

1015962 

69553437 

68,4« 

j - 

— 


Eilgiiterzügen . 

19124074 

635 461 109 

33,23 

— 


Güterzügen . 

201 643050 

16 891405 358 

78,81 

l 434 956 

43 557 444 

30,35 

Arbeits- und sonstigen Zügen . 

3 615902 

93 055 664 

25,74 

10613 

147 086 

13,86 

sämtlichen Zügen . J 500235743 
auf 1 km durchschnittlicher | 

24593 698945 

49,16 

3 966 937 

i 

1 

93 961 872 

23,69 

Betriebslänge .i 9 559 

in Hundertteilen der Gesamt- 

469 951 

49,16 

! 

3 871 

91 686 

1 

23,69 

leistung . 

Auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge kommen ge- ; 
forderte Züge : 

99,21 

| 99,62 


0,79 

i 

! 

! U.:w 

1 

1 

im Jahresdurchschnitt . . . ! 
davon: 

9 559 

469 951 

49,16 | 

3 871 

! 2460 

91 686 

' 

28,69 

für Personenverkehr . . 

5 252 

151 039 | 

28,76 

74,05 


49 040 

19,93 

„ Güterverkehr 

4 307 

318912 

! 1 411 j 

42 646 i 

30,22 

durchschnittlich auf 1 Tag . j 
davon: ! 

28,19 

1 288 

i 

— ! 

1 10,61 ' 

| 1 

251 J 

— 

für Personenverkehr . . 

14,39 

414 1 

1 

1 6.74 : 

134 

— 

* Güterverkehr 

i 

11,80 

874 ' 

i 

# i 

3,87 

117 

1 

— 


Die Zahl der im Berichtsjahr auf den Vollspurbahnen vorgekomme¬ 
nen Unfälle hat betragen: 

auf j auf 

freier Bahn Bahnhöfen 


a) Entgleisungen. 131 348 

b) Zusammenstöße. 48 j 469 

179 1 807 

davon kommen auf: 986 

100 km durchschnittlicher Betriebslänge . . 1,88 

1 000000 Zugkilometer. 1,97 

1000 000 Wagenachskilometer aller Art . . 0,04 
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\ -: 

auf 

auf 

1 

freier Bahn 

Bahnhöfen 

c) sonstige Unfälle 1 ). ' 

602 

2014 

d) Unfälle im ganzen. 

781 

2821 

Davon kommen auf: i 

8602 

100 km durchschnittl. Betriebslänge . . . 


6,88 

1000000 Zagkm. 

i 

7,80 

1000000 Wagenachskm aller Art. 


0,15 

Es wurden. 

getötet | 

verletzt 

a) Reisende: 

' * ■ i 


unverschuldet: 



a) bei Zugunfällen. 1 

13 

637 

ß) „ sonstigen Betriebsunfällen. 

5 

154 


infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Benutzen, 
Besteigen und Verlassen in Bewegung befind- ! 


lieber ^Zügo. 

160 

301 

zusammen a).1 

178 

1092 

auf 1000000 Zugkm der zur Personenbeförde- 'j 
rung dienenden Züge. 

0,64 

3,96 

auf 1 000000 Personenkm. 

0,004 

0,032 

b) Babnbeamte und Bahnarbeiter im Dienst beim 
eigentlichen Betrieb: 

bei Zugunfällen. 

27 

260 

durch unvorsichtiges Verhalten beim Besteigen 
und Verlassen inBewegung befindlicher Fahr¬ 
zeuge oder während des Aufenthalts in diesen 1 

65 

195 

beim Rangieren. 

199 

523 

durch unzeitigen Aufenthalt auf den Gleisen, 
namentlich beim Überschreiten der Gleise . 

202 

136 

durch sonstige unvorsichtige Handhabung des 
Dienstes usw^. 

39 

148 

zusammen b). 

532 

! 1262 

auf 1000000 Zugkm. 

1,06 

1 2,53 

„ 1000000 Wagenachskm aller Art.|| 

0,02 

0,06 

c) Post-, Steuer-, Telegraphen-, Polizei- und son¬ 
stige im Dienst befindliche Beamte: 
unverschuldet. ( 

l 

31 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Besteigen • 
oder Verlassen in Bewegung befindlicher 
Fahrzeuge oder beim Betreten der Bahn . ! 

10 

17 

zusammen e). 

11 

48 


*) Hierher gehören Überfahren von Fuhrwerken usw M Feuer im Zug, 
Platzen von Lokomotivkessoln und andere Ereignisse, befi denen Menschen getötet 
oder verletzt worden sind. 
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d) fremde Personen: 

getötet 


vorletzt 

durch falsche Handhabung der Wegiibcr- 

1 

1 


— - 

gangsschranken usw. 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim 

16 


42 

Betreten der Bahn. 

243 


237 

zusammen d). 

2-VJ 


•279 

im ganzen a) bis d) . . 

1 980 


2081 



3 661 l ) 


auf lOOOOOd Zugkrn. 


7.32 


„ 1000 000 Wagenachskm aller Art . . 

■ 

0,13 



VI. Ergebnisse des Betriebs. 

Die Rechnung der Gesamtverwaltung über den ordentlichen Haus¬ 


halt schliefet ab 

bei einer Ausgabe von.52023889256 Jl 

und einer Einnahme von. 15131 985 220 Jl 

mit einem Fehlbeträge von. 6 891 90-1036 Jl 

Der Abschluß der Betriebsverwaltung ergibt 

bei einer Ausgabe von. 48 971115 717.// 

und einer Einnahme vrn .... . . 4 5123 595 921 Jl 

einen Fehlbetrag von. 3 847 519 796.// 

Es betragen: 


die Betriebsausgaben. 

„ Betriebseinnahmen . . . . | 

. Betriebsausgaben also mehr I 



Auf ] 

Auf 100 M 

1 km 

der 

durch¬ 

gesamten 

schnitt¬ 

Betriebs¬ 

licher 

einnahme 

Bctriebs- 


1 länge 

M 

■ J6 j 


• i 

108,53 

917 795 1 

100,oo 

845 687 ' 

8,53 

72108 | 


Auf 

1000 Nutzkm 
eigener und 
fremder 

Auf 

1000 Wagen¬ 
achs¬ 

Lokomotiven 

kilometer 

und 

Triebwagen 
auf eigener 

Bahn 

aller Art 
auf eigener 

Bahn 


cW 

94128 

1 984 

86 7:13 

1 828 

7 395 

j 156 


Gegen 1920 ist der Fehlbetrag bei der Gosamtverwaltung um 

8 731 512 881 Jl oder 55,oo %, bei der Betriebsverwaltung um 

9 235149 700 Jl oder 70,50 % zurückgegangen. Gegen 1920 hat sich 
der Betriehsfehlbetrug auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge um 
174 006 Jl oder 70.7« %, auf 100 Jl der gesamten Betriebseinnahme um 
64,27 Jl oder SS, 28 % ermäßigt. 


‘) Hierin sind die Tötungen und Verletzungen nicht enthalten, die auf 
Selbstmord oder Selbstmordversuche zurückzuführen sind: 424 Tötungen und 
38 Verletzungen. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1913. G0 
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Von den Einnahmen der Betriebsverwaltung sind aufgekommen: 


1. Aus dem Personen- und Gepäckver- 

verkehr.. 

2 Aus dem Güterverkehr. 

Im ganzen Verkehrseinnahmen 
(Titel 1 und 2). 


3. Für Überlassung von Bahnanlagen und 

für Leistungen zugunsten Dritter . 

und zwar fiir: 

Verpachtung von Bahnstrek- JC 

ken, Mitbenutzung von 
Bahnstrecken und Bahn¬ 
höfen durch fremde Ver¬ 
walt u n ge n, Wah r n eh in u n g 
des Dienstes in fremden 
oder gemeinschaftlichen 
Verkehren, Verwaltung von 
Eisenhahm erbänden und 
Abrechnungsstellen . . IST 300 5.V2 
Arbeiten der Werkstätten für 

fremde Verwaltungen . . 171 400 2S1 

Leistungen für die Post: u. a. 
liergäbe von Wage nabte i- 
lungen zum Postdienst, Be¬ 
förderung von Kisenbahn- 
postwagen, Stellung von 
Beiwagen, Unterstellen, 

Reinigen, Beleuchten usw. 
der Fiseuhahnpostwagen . 20 577 020 

Leistungen für die Neubau¬ 
verwaltung . 187 2S4 SSO 

4. Für Überlassung von Fahnfcugen . . 

und zwar: 

Miete und Leihgeld für Lo- J6 

komotiven. 10 72 1 240 

Miete und Leihgeld tür Wagen 170 20s 700 

5. Erträge aus Veräußerungen. 

G. Verschiedene Kinnahmen einschließ¬ 
lich der Einnahmen aus Reichs- 
nebenfonds zu Wohlfahrtszwecken 


darunter: 

für Beförderung von Privat- J6 

depesclien. 2 040 304 

für wirtschaftliche Nutzung 


derGebäude u. Grundstücke 121 775 HS3 
Im ganzen sonstige Einnahmen 
(Titel 3 bis G). 

Summe der Betriebseinnahmen 


ii’ ~. 

li 

Auf 100 oft 

Auf l km 

Is 

il Im ganzen 

5 

1 ■ | 

der ; 
, Ver- 
kehrs- 1 
ein- i 
nähme 

der ge¬ 
samten 
Be¬ 
triebs¬ 
ein- 1 
nähme 

durch¬ 

schnitt¬ 

licher 

Betriebs¬ 

länge 

J6 

<t( 1 

M 

J( _ 

|i 

11 7 589 600 445 

1 17,84 

i 16,92 

147 758 

34 964 426 329 

82,16 

77,49 

660 182 

,| 42 554 026 774 

100,oo 

94,31 

797 529 

i 

Auf 10 kM 

1 der sun- 
; sti^eu 
i Ki n- 
! nähme 

1 


; 574 578 3S3 

22,36 

1,27 

10 769 


198 992 955 ( 7,74 0 ,44 3 729 


1 194 374 033 4G,48 2,65 22 38,> 

601623 826 | 23,42 1,33 li 11275 


'■ | |i 

2 569 569147 ( 100,00 ; 5,69 | 48158 
45 123595921 > — j 100,oo 1 815687 
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Auf 100 M 


Auf l km 


a) Persönliche Ausgaben, 
und zwar: 

1. Besoldungen. 

2. Teuorungs- und 'Kinderzuschläge, 

'Wirtschaftsbeihilfen. 

Summe (Titel 1 und 2). 

3. Andere persönliche Ausgaben .... 

4. Bezüge der außerplanmäßige Beam¬ 

ten und der Angestellten, Löhne 
der Hilfskräfte im Boamtendienst 

und der Betriebsarbeiter. 

und zwar: 

Bezüge der außerplanmäßi¬ 
gen Beamten. 1 170 409 430 

Bezüge der Angestellten . 37 9:59 081 

Löhne der Hilfskräfte im 

Beamtendienst.2 103 350 054 

Löhne der Betriebsarbeiter a 383 115 982 

5. Teuerungszuschläge und Wirtschafts¬ 

boihilfen an außerplanmäßige Be¬ 
amte . 

6. Reise-, Abordnungs- u. Umzugskosten 

7. Andere Nebenbezüge. 

und zwar: 

Fahr-, Stunden- und Nacht¬ 
gelder des Fahrpersonals 
und Aufwandsentschädi¬ 
gung für Nachtdienst . . 
Stoflfersparnisgelder .... 

Vergütungen und Beloh¬ 
nungen an Beamte und 
Arbeiter für Erteilung 
von Unterricht, für Er¬ 
mittlung u. Anzeige von 
Dieben, von Urhebern be¬ 
triebgefährdender Bahn- 
fre\el sowie für Ent¬ 
deckung von Rad-, Aclis- 
imd Schienenbrüchen . . 

Belohnungen an Beamte, 

Angestellte und Arbeiter 
für hervorragende Leis¬ 
tungen während des Be¬ 
nin te ust re iks . . 
Dienstkleidungszuschüsse 
einschließlich Kosten der 

Dienstkleidung. 

Verl ust ent Schädigung für 
Kasse n führer. 

8/10. Unterstützungen. 

11. Sonstige persönliche Ausgaben 


J6 


501 070 219 
3 784 948 


1 

, Im ganzen 

! 

, 

der 

persön¬ 

lichen 

Aus¬ 

gaben 

_ I 

der ge¬ 
samten 

»*■ 1 
tnebs- ! 
ausgabe| 

durch¬ 

schnitt¬ 

licher 

Betriebs¬ 

länge 

_ <lf 


M 

M 

' 0 969 598 072 ■ 




l 1 

, 2 959 882 672 


l 


' 91)29 460 744 

■1 

48,93 

20,98 

186 091 

180 4% 437 : 

|! 

0,»9 

0,*’" 

1 

3 383 

6 994 881 200 

1 

1 

j 34.47 

14.38 1 

131095 

: j 

i 

518 799667 

; 2,16 
0,49 

1 

1,06 

9 723 

j 100244 400 

© 

To 

o 

1 879 

626 399 861 

3,09 

1 9 

1 1,28 

11 739 


12 30S 500 


10 460 293 


95 631 78 4 


2 544 117 


75 877 000 
1 378 417 158 


0,37 

0,70 


0,15 

2,b2 


1 422 


9-so 25 834 

66 * 
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und zwar: 

Kosten für den bahnärztlichen 
Dienst sowie für sonstige 
ärztliche Untersuchung u. 
Behandlung von Beamten 
und Arbeitern einschl. der 
Heilmittel und der Unter¬ 
weisung von Bediensteten 
i in 1 1 e 11 u n gs w e s e• n, B e k am i > - 
fung der Tuberkulose . . 
Ruhegehalt usw. an Beamte 
und deren Hinterbliebene 
Zuschüsse zu Krankenkassen 
Zuschüsse zu den Kuhego¬ 
haltskassen der Arbeiter 
und nach dein Yersiche- 
rungsgesetz für Angestellte 
Gesetzliche Kosten der Un¬ 
fallversicherung . 

Kenten flirVerwandte der auf¬ 
steigenden Linie und für 
elternlose Enkel sowie Hei- 
lungskosten und Sterbegeld 
nach den Un fall fürsorge- 

gesetzen . 

Besondere Verwalt uugskos- 
ten nach derVorsicheruugs- 

ordnung . 

Beiträge zu Einrichtungen der 
Kranken- und Kleinkiuder- 
fürsorge an kleinen Orten 
mit zahlreichen Eisenbahn- 
bediensteten, zur Unter¬ 
stützung von Vereinen, die 
durch die Krankenpflege rn 
d e n Fa m i 1 i e n d e r E i s e n b ah n- 
bediensteten, durch Forde¬ 
rung des Schulunterrichts 
usw. besonders in Anspruch 
genommen werden, usw. . 
Beihilfen zur Herstellung 
und Unterstützung von Ge¬ 
nesungsheimen, die von 
Beamten- und Arbeiterver¬ 
einen der Reichseisenbah- 
nen errichtet werden . . 
Beihilfen zur Förderung der 
Viehzucht sowie des Klein¬ 
garten- und Laudbaues der 
Eisenbahnbeamten und Ar¬ 
beiter . 

Kosten des Unterrichts zur 
fachlichen Aus- und Fort¬ 
bildung der Beamten und 
Arbeiter einschl. der Heran¬ 
bildung von Lehrkräften aus 
der Beumten- und Arbeiter¬ 
schaft . 

Persönliche und sächliche 
Kosten der Beamten- und 
Arbeitervertrotungen: 

Beamtenausschüsse . . . 

Arbeiterbetriebsräte . . 


M 

Im ganzen 

,\< 

I 

31132 210 

Dia sia mm 

116 929 855 

201 019 012 

% 

37 S44 705 

i 

1 185 490 i 

50 3 Dü 


459 SO5 

238 100 

456 776 

828 497 

466 822 
13 954 993 


Auf 100 Ji Auf 1 km 


der 

persön¬ 

lichen 

Aus¬ 

gaben 

der ce- 
samten 
«e- 

! triehs- 
, ausgabe 

durch- 
schnitt- 
lic her 
Betriebs¬ 
länge 

e U 

j: _ 


0,13 

i 0 ,oö 

58:4 

4,50 

| 1,87 

17 12 r 

0,58 

0,24 

2 191 

1 ,.9 

i 

0,53 

4 892 

0.19 

0.« 8 

7i 9 


0,oi 

O.oi 11 

22 

O.oo 

'l 

0,110 ' 

1 


1, 


0,oo | 0,oo J 0 
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12. Teuerungszuschläge an Beamte im 
Ruhestand und Hinterbliebene von 
Beamten. 

Im ganzen persönliche Ausgaben 


(Titel 1 bis 12). 

auf 100 J6 der Gesamtein- // 

nähme. 44,98 

auf 1000 Nutzkm eigener 
und fremder Lokomotiven 
und Triebwagen auf eige¬ 
ner Bahn. 39 009 

auf 100'» Wagenachskm aller 

Art auf eigener Bahn . . 822 


b) Sächliche 

und vermischte Ausgaben, 
und zwar: 

13. Unterhaltung und Ergänzung der Aus- 
stattungsgegenstände sowie Be¬ 
schaffung der Betriebstoffe . . . . 


und zwar: J6 

Unterhaltung und Ergänzung 

d. Ausstellungsgegenstände 393 638 820 
Drucksachen, Schreib- und 

Zeichenwaren. 155 903 791 


Kohlen, Koks und Preßkohlen 6 073 212 221 
sonstige Betriebsstoffe (KUb- 

bl. Petroleum usw.) . . . 007 633 172 

Bezug von Wasser, Gas und 
elektrischem Strom aus 

fremden Werken. 403 967 624 j 

zusammen wie vor . .8 296 357 610 
auf 1000 Lokomotivkm der I 

eigenen Lokomotiven und j| 

Triebwagen auf eigenerund 

fremder Bahn. 10 217 I 

auf iooo Wagenachskm aller I 

Art auf eigener Bahn . . . 336 


Auf 100 <M> Auf i km 





durch- 

Irn ganzen 

der 

persön- 
1 liehen 
Aus- 

der ge- j 
samten 
Be- , 
triebs- 

1 schnitt- 
licher 
Betriebs¬ 


| gaben 

ausgabe 

länge 

M i 

M 


_ cU 

490 049 201 

2,41 

1,00 

9184 

20294 645 668 

100,oo 

41,44 

380 353 

i 

i 


<[er siieh- j 
liehen i 




und 




1 persön- 
| liehen 
Aus¬ 
gaben 



8 296 357 640 

! 

28,93 1 

1 

16,94 

155 487 

1 1 

• 

1 




14. Unterhaltung, Erneuerung und Ergäu- ; j 1 § 

zung der baulichen Anlagen . . || 4 664 804 591 16,27 9,63 j 87 426 

und zwar: J6 !i 

a Gew ähnliche Unterhaltung 2 838 930 678 | 

bj Gleisumbau und Bettungs- 

erneuerung je fiir sich im j 

Zusammenhänge. 1 411 023 909 

c) Außergewöhnliche Unter- | 

haltung.-J55 590 140 ’i 

d) Kleinere Ergänzungen . . 72 112 021 

e) Kosten erheblicher Ergän¬ 
zungen . so 540 0 13 ; 

zusammen wie vor . . 4 004 804 594 j l l 
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auf 1000 Lokomotivkm eige- t ff 

ner und fremder Lokomo¬ 
tiven und Triebwagen auf 
eigener Bahn, ausschließ¬ 
lich des Bereitschafts- und n 
sonstigen Stationsdienstes 5 223 

auf 1000 Wage nach skm aller 

Art auf eigener Bahn . . 189 

15. Unterhaltung, Erneuerung und Ergän¬ 
zung der Fahrzeuge und der ma¬ 
schinellen Anlagen. 

und zwar: 

1. Gewöhnliche Unterhaltung: 1 1 

a) Löhne der Werkstiitten- 
arbeiter (nach Abzug der 
Lohne für Unterhaltung 


der Geräte und baulichen , \( 

Anlagen ).3 741 830 175 

(auf 1000 Lokomo* 


tivkm.1087 (ff, 

auf 1000 Wagen- 
achskm aller Art lr»l < M) 

b) Beschaffung der Werk¬ 
stoffe auf Vorrat (nach 
Abzug der Kosten für die 
zur Unterhaltung der Ge¬ 
räte und baulichen Anla¬ 
gen verwendeten Stoffe) . 2 822 504 955 
(auf lOOO Lokomo- 

tivkm . 3083 tff, 

auf 1000 Wagen- 
achskm aller Art 11 I <ff) 

c) sonstige Kosten (im we¬ 

sentlichen Kosten für Lie¬ 
ferungen und Leistungen 
der I nternehmer u. Hand¬ 
werker) .3 SSt 530 005 

(auf 1000 Lokomu- 

tivkm.4 2 13 eff, 

auf 1000 Wagen- 

achskm aller Art 157 tffj_ 

zusammen (a bis o) 10 41S s7S 015 




M Von den Kosten der gewöhnlichen Unterhaltung wurden ausgegeben: 

a für Lokomotiven und Tender nebst Zubehör . 5 498 00G 520 M 

(auf 1000 Lokomotivkilometer eigener Lokomotiven auf 

eigener und fremder Balm. 11005 dOi 

„ Personenwagen nebst Zubehör. 1 020 725 533 „ 

(auf 1000 Achskilometer eigener Personenwagen auf 

eigener und fremder Bahn. 151 eff), 

„ Gepäck-, Güter-, Arbeits- und Bahndienstwagen nebst Zu¬ 
behör, einschließlich Wagemleeken. 3502 HB 403 r 

(auf lOo.i Achskilometer eigener Güterwagen auf eigener 

und fremder Hahn. 191 eff), 

„ mechanische und maschinelle Anlagen und Einrichtungen, 

Dampfboote Führen, Sebalden, Prahme nebst Zubehör 303 724 710 „ 

zusammen . 10 324 005 175 <U 

(davon für Ausbesserung von Fahrzeugen in Privatwerk¬ 
stätten . 3 531 513 194-ff), 

während 

die Arbeiten der Werkstätten für die Neubauverwaltung, die 

Postvcrwaitun *, fremde Eisenbahnen usw. eine Ausgabe von 124 272 840 „ 
verursachten. 
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2. Außergewöhulichel7 nterhal- 

tu ng und Ergänzungen . 319 703 929 

3. Beschaffung ganzer Fahr¬ 

zeuge: 

Lokomotiven. 1 804 376 9 10 

Personenwagen. 398 135 2."!.") 

Gepäckwagen. 89 391 199 

Güterwagen. 1 210 298 22 4 

zusammen (1 r») . . 14 330 843 502 

auf 1000 Lokomotivkin der 
eigenen Lokomotiven und 
Triebwagen auf eigener 
und fremder Bahn .... 15 653 

auf 1000 Wagenaohskm der 
eigenen Wagen auf eigener 
und fremder Bahn . . . 57s 


IG. Benutzung* fremder Bahnanlagen und 
Dienstleistungen fremder Beamten 
17. Benutzung fremder Fahrzeuge 


18. Verschiedene Ausgaben . 
und zwar: 

Steuern und öffentliche Ab¬ 
gaben . 

Entschädigungen auf Grund 
der Haftpflichtgesetze . . 
(auf l km durchschnittl. 
Betriebslänge 525 *46, auf 
1000 Zugkm 55,54 dt, auf 
10 000 Wageuachskm aller 
Art 11,34 K, auf lOOOAchs- 
km der Personenwagen 
4,U d6) 

Ersatzleistungen für verlo¬ 
rene, verdorbene und be¬ 
schädigte Sendungen usw. 
(auf 10000 Achskru der be¬ 
pack- und Güterwagen 
273,99« U-, auf 10 000 fracht- 
ptlicht.Tonnenkm so ,»13 , i(<) 
s o n s t i ge E 11 1 sc h ii <1 i gu n ge n, 

insbesondere für Wald- 

und Feldhriinde. 

für Benutzung fremder 
Grundstücke, Miete für 
Dienstgebäude usw. . . . 
Post-, Telegramm- und 
Fernsprechgebühren sowie 

Frachtkosten. 

Bekanntmachungs-, Gericlits- 
usw. Kosten, Stempel-, 
Feuer- und andere Versiche¬ 
rungsbeiträge, Kosten des 
Geldverkehrs mit Banken, 
Kursunterschiede undKurs- 

verl uste. 

Kosten haus wirtschafte Art, 
wie für Reinigung d. Dienst¬ 
räume, Anfahrten usw. . . 
Stellung von Zugtieren zum 
\ ersehiehedienst. 

sonstige u unvorhergesehene 
Ausgaben . 


<46 

37 059 389 


2S 003 231 


179 119 45i*. 


o»> 

5 4)6 215 

2 1 184632 


466 723 7OS 


19 630 502 
1 757 705 
134 083 184 


1 111 ganzen 


Auf 100 oU 

dersäch- 

l" liehen d « r ge¬ 

sund ver- samten 
mischten 

■| Aus- triebs- 

gaben »uigabe 

M i dt 


’ Auf 1 km 
1 durch- 
' schnitt- 
licher 
I Betriehs- 
lünge 

' ,.46 


Gl 895573 0 ,jj 
101001 053 , 0.36 
1 218 507G27 1 4.26 


0,13 i 1 160 

0,2i | 1949 

2,49 . 22 838 
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Im ganzen sächliche und vermischte 
Ausgaben (Titel 13 bis 18). 


auf 100 <M> der Gesamtein- M 

nähme. 63,55 

auf 1000 Nutzkm eigener und 
fremder Lokomotiven und 
Triebwagen a. eigener Bahn r>5 11 9 
auf 1000 Wagenachskm aller 

Art auf eigener Bahn . . 1 102 


Im ganzen 


M 


'i Auf 100 J6 


i liehen i der S*- 
und ver- s *“ ten 1 
j mischten A 

Aus- tnebs- 
| gaben | Ausgabe , 

j6 1 M *i 


Auf l km 
durch¬ 
schnitt¬ 
licher 
Betriebs¬ 
länge 


28 67G 470 049 100,oo ' 58,56 537 442 



i | 

Auf 100 Ji der ge- I 

samten Betriebs- | 
einnahme | 
(Betriebszahl) ll 


Summe der gesamten Betriebsausgabe 


48971 115717 


108,53 917 7115 


VII. Verkehr. 

A. Personen- und Gepäckverkehr. 


Die Einnahmen aus dem Personen- und Gepäckverkehr haben 


bei ragen: 

1 

-- - - - 

-- ~ 

überhaupt 

% 

1 . Beförderung von Personen ausschließlich Militär auf | 
Militärfahrscheine und auf Militärfahrkarten . . . | 

< iC 

l 

-- 

7 177 347 428 

94.57 

2 . Beförderung von Militär auf Militärfahrscheine u. Mili¬ 
tärfahrkarten einschl. fremder Besatzungstruppen 

G 6 230 099 

I 

1 0.S7 

zusammen Personenbeförderung , 

1 7 243 577 527 

1 95,44 

auf 1000 Achskilometer der Personenwagen . . . 

! 10 725 

! 

3 . Beförderung von Gepäck. 1 

| 

2G5 822 14G 

1 

3.50 

4 . Beförderung von Hunden auf Hundekarten und 
Gepäckscheine. ( 

i 9 016 552 

1 

1 

I 0,12 

zusammen Beförderung von Gepäck und Hunden 

j 274 808 G98 


auf 1000 Achskilometer der Gepäckwagen (ohne 
Mannschaftswagen der Güterzüge). 1 

j 

1 2817 

! 

5. Sonderzüge fiir Einzelbesteller.. 

1* 6 916 739 

1 0 ,es 

0 . Nebenerträge. 

65 207 481 

I 0.26 

i 

im ganzen . 

| 7 589 GOO 445 

100 , oc> 

auf MO M der Verkehrseinnahme. 

17,84 

— 

„ 100 JC der gesamten Betriebseinnahmo . . . 

IG,82 


„ 1 km durchschnittlicher Betriebslänge für den 

1 

1 

Personenverkehr . 

i 147 75S 

1 

i 

„ 1000 Zugkm der dem Personenverkehr dienen¬ 
den Züge. 

1 

27 264 

1 

„ lOOOOAcbskm der Personen- und Gepäckwagen 
(ohne Mannschaftswagen der Güterzüge). . 

9812 
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Von der Gesamteinnahme eind auf gekommen 

1. im Reichsbahnbinnenverkehr ... 7 124 101 773 M = 93,8: v. H. 

2. im Wechselverkehr mit fremden 

Bahnen. 437 886 667 „ = 6,77 „ 

3. im Dnrchgangsverkehr . 27 613 005 „ = 0,36 „ 

zusammen. . . . 7 589 600 445 Jt =100, oo v. H. 
und zwar im Monat: 

April. 413822 515 r = 6,45 „ 

Mai. 519 373068 „ ~ 6,85 „ 

Juni.. 622963671 „ = 6,89 „ 

Juli. 65222.' 176 * = 8,59 * 

August. 710 064 510 „ = 9,85 „ 

September. 632115476 „ = 8,38 „ 


Oktober . 
November 
Dezember 
Januar 
Februar . 


622321912 
578809 909 
643 061 183 
697 455 631 
680 696 167 


März. . 1016 694 334 , 

zusammen. 7 589 600 445 M 

im Monatsdurchschnitt 632466 704 „ 
im Tagesdurchschnitt . 20 793 426 „ 


= 5,45 „ 

— 6,85 „ 

= 6,89 „ 

= 8,59 * 

— 9,35 „ 

= 8,38 „ 

— 8,20 „ 

- 7,63 „ 

= 8,48 „ 

= 7,87 „ 

- 8,96 n 

- 13,40 » 

=100,oo v. H. 


In den einzelnen Zeitabschnitten, in denen verschieden hoch be¬ 
messene Tarife bestanden haben, sind an Einnahmen aufgekommen: 


auf 

10 000 Achs¬ 
kilometer der 
Personen- 
und Gepäck¬ 
wagen 


April—Mai. 

Juni—November. 

Dezember —Januar. . . . 
Februar—März. 




auf j 


auf l km 

1000 Zugkm ' 


durch- 

der dem j 

überhaupt 

schnitt lieber 

Personen- : 


Betriebs- 

verkehr 1 


länge 

dienenden 



Züge 

4 U> 

cU _ 

M 

933 19.5 583 

18 168 

22 565 

3 718 497 652 

72 393 

25 117 

1 2*0516719 

24 151 1 

1 2G 369 

1 697 300 491 

33 016 I 

41 488 


7 915 

8 927 

9 61G 
15 424 


Zur Erzielunir einer Einnahme von 10U000 Jt waren erforderlich: 


Zugkilometer , » , , . 

V , I Achskilometer 

der dem i . 

der Personen- 
Fersonenver- | j 

kehr dienenden r . .. , 

Zü B e I Gepäckwagen 


April—Mai .... 
Juni—November . 
Dezember—Januar 
Februar—März . 


12b 344 
112017 
103 995 
64 835 
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Von 10000 Reisenden wurden befördert: 



1 

! April—Mai j 

Juni— j 

November 

Dezember 
— Januar 

Februar • 
März 

in der 

1. Wagenklasse . . 

| 

5 

il 

| 1061 

i 

8 i 

7 

7 

r* r> 

*•> 

—• n • • 

C61 

767 

704 

« V 

o 

4 495 

1 j 

3 559 

3 583 

| 3 477 

n n 

4- 

4 339 j 

5 772 

5 643 

5 812 


Hiernach ist der Verkehr im Juni—November gegen April—Mai 
in der 2. Wagenklasse um 43,ns %, in der 3. Wagenklasse um 20,82 % 
zurückgegangen. Besonders stark war die Abwanderung im Monats¬ 
kartenverkehr der Berliner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen. Auf diesen 
Bahnen kamen von 10 000 Monatskarteninhabern 


| . , Juli— l Dezember : Februar— 

. pri um j j —Januar Marz 

auf die 2. Wagenklasse . 4 750 2 454 3 0J5 3 010 

„ „ 3. * . 5 250 ' 7 546 6 005 | 6 990 

Die Zahl der beförderten Personen und der Personenkilometer so¬ 
wie das Erträgnis der einzelnen Wagenklassen sind nach folgenden 
Grundsätzen ermittelt worden: 

1. Die Zahl der beförderten Personen entspricht im allgemeinen der Zahl 
der verkauften Fahrkarten. Es sind jedoch gerechnet worden 

eine Person fiir jeden auf den Reichseisenbahnen gültigen Strecken¬ 
abschnitt der zusammengestellten Fahrscheinhefte und für jeden 
Unternehmerfahrsehein, 

zwei Personen für jede zur Hin- und Rückfahrt einer Person gültige 
Fahrkarte (Doppel-, Rückfahr-, Sonntags- oder Feriensonderzug- 
karte), 

die Zahl der einzelnen Fahrten (je besonders) bei hand¬ 
schriftlich ausgefertig<eu Fahrkarten, bei Fahrten auf Beförde¬ 
rn ngssehein oder auf Bündelfahrkarten. 

Bei den Zeit- («Monats-, Wochen- usw.) Karten sind für jeden Tag 
ihrer Gültigkeit gerechnet worden: 

eine Person, wenn die Karte nur zur Fahrt in einer Richtung 
.berechtigte, 

z w e i Personen, wenn die Karte zur Hin- und Rückfahrt gilt. 

Als Gültigkeitsdauer sind angenommen bei Monatskarten 30 Tage 
und bei Wochenkarten 7 Tage. 

Bei Fahrten auf gewöhnlichen Fahrkarten sowie bei Schulfahrten 
und Fahrten zur Förderung der Jugendpflege gelten 2 Kinder vom voll¬ 
endeten vierten bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr und zwei 
jüngere Kinder, für die ein Platz beansprucht wird, als eine Person; 
•die in den Schlußsummen sich ergebenden Hälften sind auf ganze, Per¬ 
sonen au fge rundet. 
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Die zum halben Preis ausgegebenen Fahrkarten für alleinreisende 
Begleiter von Kindern der Ferienkolonien, zugunsten der öffentlichen 
Krankenpflege und der iMagdalenenstifte, für mittellose Kranke und 
andere hilfebedürftige Personen, für Kriegsteilnehmer, für Kriegs¬ 
beschädigte sowie für Unterstützte des Deutschen Museums von Meister¬ 
werken der Naturwissenschaft und Technik in München sind in gleicher 
Weise wie Kinderfahrkarten nachgewiesen. 

2. Die Zahl der Personenkilometer ist aus der Fahrgeldeinnahme errechnet 
worden, indem diese entweder (bei den Fahrkarten für alle Züge und 
für Eil- und Schnellzüge) durch die stichweise ermittelte kilometrische 
3liirclisclmittseiniiahine oder den Tarifsatz für ein Pcrsonenkilometer 
geteilt wurde. 

3. Als Fahrkarten für alle Züge (S. 1017 lfde. Nr. 1) sind auch die 
in Verbindung mit Sohnellzugzuschlagkarten benutzten Fahrkarten für 
Eil- und Persunenzüigc nachgewiesen worden. Die auf solche Karten in 
Schnellzügen gefahrenen Personenkilometer und die Einnahme dafür 
sind na<h der auf Fahrkarten für alle Züge zurückgelegten durchschnitt¬ 
lichen Pefördcrungsstreike berechnet worden. 

Die für die 1. und 2. Klasse gültigen Sehnellzugzuschlagkarteii 
wu:d>':i nach Verhältnis der ausgegebenen FalirkarUMi für alle Züge auf 
diese beiden I\ lassen verteilt. 

4. Hei den Fahrkarten für alle Züge ist auch der Anteil der Reichsbahn 
an den Zuschlagkarten für Luxuszüge, bei den Fahrkarten für Eil- und 
lVrsonrnziige auch die Falirgeldoinnahme für Viehbegleiter und Ge¬ 
lange neu befördern ng berücksichtigt worden. 

5. Fiir die zum Übergang in eine höhere Wagenklasse ausgegebenen fertig- 
gc 1 ruckten tMjerg.i-::gskarten ist die Personenzalil je zur Hälfte bei der 
niedeicii und bei der •höheren Wagen klasse nachgewiesen worden, und 
zwar getrennt für Schnellzüge (Fnlirkarten für alle> Züge) und für EL1- 
und Persunenziige nac.h der Zahl der für diese Züge ausgegebenen Fahr¬ 
karten. In gleicher Weise ist auch die Fahrgeldeinnahme für Übergange- 
karten auf Schnellzüge einerseits uni auf Eil- und Personenzüge ander¬ 
seits verteilt worden. Die Teilung dieser Fahrgeldeinnahme durch den 
Untcrschiodsbetrng zwischen der kilometrischen Durehechnittseinnahme 
der -höheren und der niederen Wagenklasse ergibt die Zahl der in der 
höheren Wagonklasse zuriiekgelegtcn Personenkilometcr "und deren Yer- 
viclfälligurg mit der kilometrischen Durehsehnittseinnahme der niederen 
Wagenklasse den Rot rag, der von dem Erträgnis dieser Klasse abgesetzt 
und dem ldrträgnis der höheren Wagenklasso neben der für die Über¬ 
gangskarton erhobenen Fahrgeldeiiinalime zugesetzt worden ist. 

il»ei den handscliriftlidi ansgefertigten Übergangsfahrkarten ist 
die Zahl der Reisenden und die Fahrgeldeinnahme auf die verschiedenen 
Wagenklassen nach dem sich bei dmi fertiggedruckten Übergangskarten 
ergebenden Verhältnis verteilt und im übrigen in gleicher Weise wie 
bei diesen Karten verfahren .worden. 

6. Der Verteilung der Einnahmen für Nachlösekarten auf die vier Wagen- 
klas-< n lögt das Verhältnis der sonstigen Fahrgeldehmalune zugrunde. 
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II. Einzeldarstellung. 

1. Verkehr auf Fahrkarten für alle Züge einschl. der 
in Verbindung mit Schnellzugzuschlagkarten be¬ 
nutzten Fahrkarten für Eil- und Personenzüge und 

der Übergangskarte n. 



1. Klasse 

2. Klasse 

3. Klasse | 

1.-3. Klasse 

Personenzahl. 

! 1 187 318 

11 688 089 

1 31260040 

44 135 447 

% 

2 ,f>9 

26.18 

70,83 

100, oo 

Einnahme (ohne Verkehrs- 

i 




abgabc, aber einschl. des 





Auteils an den Zuschlägen 





fiir Benutzung von Ex- 

i 

1 



preßziigen). J6 

147 333 *232 

696 131 535 

| 1 169 188 759 

2 012 653 526 

% 

7,3*2 

34,59 

58,09 

109,00 

fiir 1 Person. M 

124,09 

59,56 

3 i ,4Ü 

45,go 

„ 1 Personenkilometer ,vy 

71), 65 

4 1,69 

24,61 

30,47 

Zahl der Personenkilometer 

185 206 110 

1 669 782 533 

4 751 243 311 ; 

6 606231954 

% 

1 2,80 

25,28 

71,92 

ICO,oo 

Durchschnittliche Beforde- 

i 


. 


rungsstrecke .... km 

1 155,99 

N2,sf> 

! 151.99 

149,68 

An den Gesamtergebnissen 





jeder Klasse und am ge¬ 





samten Personenverkehr 

1 




sind die Fahrkarten fiir 

1 

l 




alle Zügo beteiligt 



1 


nach der Personenzahl °,'o 

71,10 

6.99 

1 3,60 

1,90 

„ „ Einnahme . % 

62,94 

55,73 

! 40,33 

27,78 

„ „ Zahl der Perso¬ 





nenkilometer . . % 

62,20 

38,49 

; 25,41 

13,43 


Neben dein Fahrpreis in Eil- und Personenzügen wurden Schnell- 
zugzuschlüge einschl. Verkehrsabgabe erhoben: 



i 

April—Mai 

Juni — 
November 

Dezember 
—Januar 

Februar— 
März 


\( 

M 

U 

H 

in der 1. und 2. Wagenklasse 


, 



bis 75 km. 

6 

8 

K) | 

15 

über 75 „ 150 „ . 

12 

16 

20 1 

30 

„ 150 km ... . 

in der 3. Wagenklasse 

18 

24 

30 

45 

1 

bis 75 km. 

3 

4 

ß 

8 

über 75 w 150 r . 

1 (; 

8 

10 

15 

„ 150 km. 

9 

12 

15 

i 23 


• Für die Beförderung in den in den Fahrplänen mit „L“ bezeich- 
ncten Expreßzügen wurden außerdem erhoben: 
in der 1. Wagenklasso.", O.si ()>-- l.iä 
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2. Verkehr auf Fahrkarten für Eil - und Personenzüge 
(mit Ausnahme der in Verbindung mit Schnellzug¬ 
zuschlagkarten zur Fahrt in Schnellzügen aus¬ 
gegebenen Fahrkarten) einschl. der Übergangs¬ 
karten, der als Schülerrückfahrkarten ausgegebe¬ 
nen einfachen Fahrkarten 4. Klasse sowie der Karten 
für Viehbegleiter und Gefangene. 



1 Klasse 

2 Klasse 

3. Klasse 

4. Klasse 

1.—4. Klasse 

1. Personunzahl. 

14' i B( >2 

15 814 408 

ir.17C.9 552 

613 000 519 

791 391 -AI 

0 

. u 


2,oo 

20,44 

77,54 

100.Ä» 

2. Einnahme (ohne Ver- 

kehrsabgabe). ... <H 

10 203 (»17 

273 165 -284 

1 154 811 088 

■2 388 118691 

3 820 298 iw) 

% 1 

0,27 

7,14 

30,18 

02,41 

100,w 

für 1 Person . . . . JC 

(«Ms 

17,27 

7,14 

3,89 

4,83 

„ 1 Personenkm . . •'/’ 

0! ,06 

32,38 

20.19 

14,22 

10.37 

3. Zahl der Peröonenkm . . . 

IG 540 454 

843 54‘i 930 

5 719 808 892 

16 796 900 413 

23 370 >05 »’»>!< 


0,07 I 

3,01 

24,47 

I 7 1,86 

100,09 

4. Durchschnitt!. Bcförde- 1 

rungsstreeke . . - km 

112,69 ' 

53,34 

O - 

‘27,37 

29.54 

5 An dun Gesamtergebnissen 





! 

jeder Klasse und am ge- | 






samten Personenverkehr 
sind die Fahrkarten für Eil- 
u. Personenzüge beteiligt: 
nach der Personenzahl 

l 

1 





mit. 0 o 

8,79 | 

8,04 

i iü«* 

48,5L | 

34.:? 

nach der Einnahme mit % 
nach der Zahl der Per- 

4,3ö 

i 

| 

2 Us 

! 39,83 

1 

1 

83,44 

52.S3 

sonenkm mit. 0 0 

5,56 

19.U 

. 30,59 

61,96 

47.5J 


An Fahrpreisen für 1 km in Eil- und Personenzügen einschl. Ver¬ 
kehrsabgabe wurden erhoben: 







Juni— 

Dezember 

Februar 





April—Mai 

November ) 

— Januar 

—Marz 





•*>■ 

w i 

w 


bei 

der 1. 

Wagenklasse . . 


54,00 

,58,50 l 

70,05 

133 <;9 


2. 

33 ... 


2 *».94 

32.50 

42,25 

73,94 


- 3. 

M * * # 


14,43 

19,50 ! 

25,35 

44,37 


v F 

33 ... 


1 O.oo 

13,00 

16,90 

29,58 


Dio 

Verkehrsabgabe 

beträgt: 




bei 

der 1. 

Wagonklasse . . . 



.... 13,793 

v. 11. dos Fahrpreises, 


O 

33 “ ■ 

. ... 



.... 12,281 

33 33 

•3 » 


„ 3. 

33 ... 



.... 10,714 

33 T* 

„ • 


» 4. 

33 ... 



. . . . 9,091 

rt v 

«4 
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In vorstehenden Zahlen sind auch die Ergebnisse der Bodensee- 
Darupfschif fahrt enthalten, und zwar sind nachgewiesen unter der 
2. Wagenklaase die Zahlen für die 1. Schiffsklasse, unter der 3. Wagen¬ 
klasse die Zahlen für die 2. Schiffsklasse. 


Im besonderen ergibt sich für die Bodensee-Dampfschiffahrt das 
folgende Bild: 


I. Sclnffsklasse 


Zusammen . . 


beförderte 
i Personen 

I 

Personenkilometer 

Einnal 

überhaupt 

i in e 

auf auf 

1 |! 1 Per- 

Person jsonenkra 

JC ,1 4 

Zahl 

V. H. 

_ , , auf eine 

i Zahl v. H. I p erson | 

M 

v. H. 

_! 

33(5 692 

728 861 

31,69 

68,41 

9 560304 
| 20 078 275 

32,26 28,39 1 

67,74 ! 27,55 | 

3 928 454 

5202 759 

1 

43,02 ! 

56,98 

r~ 

; 11,67 ! 41,09 

7,14 :j 25,91 

i 

i 1 

8,57 ’l 30,81 

: | 

| 1065 553 i 100,oo 

29 638579 

i ! 

100,oo i 27,81 

9 131 213 

j 

100,oo ] 

I 1 


3. Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr 
auf gewöhnliche Fahrkarten. 



2. Klasse 

3. Klasse ] 

i 

2. u. 3. Klasse 

1. Personenzahl. 

35363902 

142405734 

177 769636 

= % 

2. Einnahme (ohne Verkehrs- 

19,89 

80,u 

100, oo 

abgabe). M 

50 138 906 

146 826 049 . 

196964955 

= % 

25,46 

74,54 

100,oo 

für 1 Person. M 

1,49 

1,03 

l,n 

„ 1 Personenkilometer . . S'f 

18,86 

12,38 

13,67 

3. Zahl der Personenkilometer . . 

266936377 

1 185 736478 

1461672855 

= °/o 

4. Durchschnittliche Beförde- 

18,32 

81,68 

100,oo 

rung88trecke ..... km 

5. An den Gesamtergebnissen 
jeder Klasse und am ge¬ 
samten Personenverkehr 
sind die gewöhnlichen 
Berliner Stadt-, Ring- und 
Vorortkarten beteiligt: 

7,52 

8,33 

j 

8,17 

j 

nach der Personenzahl . mit % 

19,32 

16,39 

7,67 

w „ Einnahme . . „ % 

* w Zahl der Per¬ 

Ij 4,02 

5,06 

2,79 

sonenkilometer . . «. % i 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1023. 

| 6,1» 

6,34 

2,96 

67 
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An Fahrpreisen einschl. Verkehrsabgabe wurden erhoben: 


April —Juni 

bei der 
2. | 3. 

Wagenklasse 


Juli- 

November 


Dezember— I Februar- 


Januar 


bei der 
2. ! 3. 


bei der 
2. | 3. 


Wagenklasse , Wagenklasse 


1 

M 

! M 

1 

: m di 

J6 

M , 


im Stadt- u. Ringbahnverkehr . 
im Vorortverkehr 

O 

O 

1 

0,50 

1,00 0,70 ! 

1,50 

1,00 

| 3,oo 

i 


März 

bei der 
2. 3. 

Wagenkla-sse 

_jM 

2,oo 


bis 30. Juni: 

bis 6 km.| 0,20 

über 6 bis 7,5 km. 

über 7,5 bis 10 km. 

über 10 bis 25 km für je 

weitere 3 km. 

über 25 km für jedes wei¬ 
tere km. ! | 0,057 

Mindestfahrpreis. 1 

vom 1. Juli ab: j 

bis 10 km. 

über 10 bis 25 km für je 

3 km mehr. 

über 25 km für jedes km 
mehr. 


das an- 
drrth alb- 
fache der 
Satze der 
3.V atjen- 
kla se 


0,70 


! 0,15 
+ i 0,15 


o 

+ 1 

Ci 


0,05 

0,037 

0,50 


+ ' 

cc 

o 

+.1 

Si: 


1,00 

0,15 


0,70 


1,50 


1,00 


3,00 


*-\00 


0,10 


I 


( 0,15 ! 0,10 || 0,105 0.13*' 

I + 30% + 30% + 75% + 75<' 


/ 0,15 


O.io 


0,195 0.1»' 


0,15 ' 0,10 \ + 30 % + 30 % + 75 «/„•+ 75' 
Von den beförderten Personen benutzten Fahrkarten: 

2. Wngenklasse | y. Wagenkla.ssc 
. 12 001 230 


für die Stadt- und Ringbahn. 

für den Vorortverkehr: 

1. Zone (bis 10 km). 

2. „ (über 10 km bis 25 km) 

3. „ (über 25 km). 


17 270 285 
5 895 531 
136 856 


42 357 527 

76 466 001 
22661 031 
921 175 


zusammen 


35 363 902 


142 405 734 


4. II a m b u rg - A 1 t o n a e r Stadt- und Vorortverkehr 
auf ge w r> h n 1 i e h e F alirkar ton, 




2. Klasse ! 

3. Klasse 

j 2.U.3. Klasse 

1. Personenzahl. 

. 

: | 7 480 310 

38 751 624 

i 46 237 031 


°/o 

, 10,19 

83,81 

! 100,00 

2. Einnahme (ohne Verkehrsabg 

abe) M 

j 9 765 500 

35 341 969 

45 107 469 


% 

21,60 

78,35 

100,00 

für 1 Person. 

. . ,4( 

1.3' 

0,91 

0,98 

„ 1 Personenkilometer. 


13,62 

9.65 

1 10.30 

3. Zahl der Personenkilometer 


71007 218 

366 049 919 

j 437 747 137 


% 

i! 10.es 

83,62 

lOO.oo 
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4. Durchschnittl. Beförderungstrecke km 

5. An den Gesamtergebnissen jeder 

Klasse und am gesamten Personen- ! 
verkehr sind die gewöhnlichen Ham- 
burg-Altonaer Stadt- und Vorort¬ 
karten beteiligt: 

nach der Personenzahl . . . mit % 
v * Einnahme . 

„ „ Zahl der Personen- | 

kilometer. 1 


l Klasse 

3. Klasse 

2. u. 3. Klasse 

9,58 

9,45 

9,47 


4,09 

4,40 

1,99 

0,78 

1 , 2-2 

0,62 

1,65 

l , 9 rt j 

0,89 


Im einzelnen wurden Personen befördert: 


, in der 
,| 2. Waffenklasie 


in der 

3. Wa^enklasse 


im Stadtverkehr . . 


! l. - - 

I 

. 1 

3913 991 

20102335 

„ Stadt- und Vorortverkehr 

.... 1 

2 442143 i 

11071909 

ff Vorortverkehr 



1 130 176 | 

7 577 380 

An Fahrpreisen einschl. Verkehrsabga.be wurden erhoben: 

im Stadtverkehr als Ein¬ 
heitspreis 

April—Juni 

M 

Juli- 

November 

4 M 

Dezember— 
Januar 

cH 

Februar — 
März 

Jb 

bei der 2. Wagenklasse 

0,70 

1 ,00 

1,50 j 

3,00 

W n 3. * I 

0,50 

0.70 

i 1,00 

2,oo 

im Vorortverkehr für l km 





bei der 2. Wagenklasse 

1 0,11115 

0,12 

0,io 

0,2b 

- , 3. 

0,07215 

0,08 

0.11 

0,1925 


mindestens der Einheitspreis des Stadtverkehrs 


f>. Fahrten zu wissenschaftlichen und belehrenden 
Zwecken, Schulfahrten (auch in Sonderziigen), Falir- 
t e n z ur Förderung der Jugendpflege, Fahrten nach 
und von Ferienkolonien auf B e f ö r d e r ungssrhcin 

z u in h a Iben F a li r p r e i s. 




‘j. Klasse 

F e r n v 

3. Klasse 

e r k o h r 

4. Klasse 

•J. 4. Klasse 

Jierliner Stadt- 
Ring- und 
Vorortverkehr 
3. Klasse 

Zahl der Fahrten. 


7 745 

3 142868 

4 696 953 

7 847 566 

l 426 298 

Einnahme (ohne Verkehrsab- 

% 

0,io 

40,05 

59,85 

löO.oo 

100,oo 

gäbe). 

,\( 

30 41« 

11 199 204 

14 26 330 

25 465 952 

1 054 277 


°/o 

0,12 

43.98 

55, 4 .H) 

100, oo 

100,00 

für 1 Fahrt. 

jt 

3.93 

3,50 

3,o:: 

3,25 

0,7 4 

für 1 Personenkiloineter . . 

»r , 

15,33 

7.82 

6.17 

G,bö 

67* 

3.« » 
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Fernverkehr 


2. Klasse 


'! Berliner 
s Stadt-, Rin«- 
!- I undVorort- 

8. Klasse | 4. Klasse ! 2. -4. Klasse , 

! I 18. Klass* 


3. Zahl der Personenkilometer. . . 

% j 

Durchschnittl. Beförderungs- 

Strecke .km 

An den Gesamtergebnissen I 

jeder Klasse und am ge- I 

samten Personenverkehr 
sind die Fahrten zu Wis¬ 
senschaft!. Zwecken usw. 
beteiligt, nach der Zahl 

der Fahrten mit. 

nach der Einnahme mit . . 
nach der Zahl der Personen¬ 
kilometer mit. 


197 724 

1 

; 143 166 786 

230913 418 

374 277 928 ij 

35 167 529 

O,05 

1 38,25 

61,70 

100,oo 

i 

100,oo 

25,53 

45,55 

49,16 

47,69 '! 

24,66 


% ! 

0,00 i 

0,36 

0,37 

I 

0,34 

0,16 (0,06) 

% : 

0,oo i 

0,30 

0,50 

| 0,35 , 

1 | 

0,04 (0,03) 

% 

i 

O.ii 

; 

0,77 

1 

0,89 

1 

| 0,76 1 

0,19 (0,07) 

1 




Hamburg- 

Altonaer 

-i 

Gesamt verkehi 




Stadt- und 

r - 






Vorort¬ 

verkehr 

i 2. Klasse 

3. Klasse 

4. Klasse 

2. 4- Klasse 



8. Klasse 

1 




1. Zahl der Fahrten. 

.. 1 

323 691 

7 745 

4 892 857 

4 696 953 ' 

! 9 597 555 


% 

100,oo 

0,08 

50,98 

48,94 1 

100,00 

2. Einnahme (ohne Vcrkehrsab- 







gäbe) . 

Ai 

258341 

30 418 

12 511 802 

14 236 330 ' 

26 778 550 


% 

100, oo 

0,11 

1 

! 3,93 

46,72 

53,17 

100,oo 

für 1 Fahrt. 

Ai 

0,80 

2,56 

3,03 

2,79 

für 1 Personenkilometer. . 


5,80 

15,38 

6,86 

6,17 

6,47 

3. Zahl der Personenkilometer. 


4 450 361 

197 724 

182 784 666 

230913 418 

413 895808 


°/o 

100,oo 1 

0,05 

44,16 

55,79 1 

1 

100,oo 

1 

Durchschnittl. Beförderungs¬ 



I 1 


strecke . 

km 

13,75 1 

25,53 

37,36 

49,16 1 

1 43,is 

An den Gesamtergebnissen 

l 


j 



I 

jeder Klasse und am ge¬ 
samten Personenverkehr 
sind die Fahrten zu Wis¬ 
senschaft. Zwecken usw. 
beteiligt, nach der Zahl 



! 

i 

1 

! i 

1 1 
, 

! 

1 

| 

1 

f 

1 

der Fahrten mit. 

% | 

0,04 (O,0L) 

0,00 

0,66 

0,37 j 

0,41 

nach der Einnahme mit . . 

nach der Zahl der Personen¬ 

% 1 

0,01 (0,Ol) 

0,00 

0,44 

0,50 

0,36 

kilometer mit.. 

%! 

0,03 (0,01) 

0,01 

0,98 

0,88 

0,84 
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6. Fahrten zur vorübergehenden Unterbringung 
hilfsbedürftiger Stadtkinder auf dem Lande. 

(in der 3. Klasse der Eil- und Personenzüge zum 4. Teil des Fahrpreises 

4. Klasse). 


1. Zahl der beförderten Personen . . . j 359 194 

2. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) <M> j 2 404 073 

für 1 Person. „ j G,ü9 

„ 1 Personenkilometer. Pf 3,05 

3. Zahl der Personenkilometer.76 8-16 860 

4. Durchschnittliche Beförderungs- ! 

strecke .. . km J 219,51 


0,0-4 


0,02 

0,08 

«M O 

C 00 30 

« 0 s 

Z £ J5 

0,03 


0 - ut 

0 J 


042 

x T « 

% tt \ 

0,16 



i 


0 " 

1 


p * 

O. rG 
fl 0 

« i? 
ec ® 
O > 
U P 
o 
® a 
rÄ ° 

'O oo 
u 


7. Fahrten in Gesell sc haftssonderzti gen (ein sch 1. der 
V e r vv o 11 u n g s s o n d e r z ii £ e in i t. gleichen Fahrpreisen) 
und Triebwagensondert n h r t e n. 


1. Klasse ; 2. Klasse 3. Klasse | 


I. Personenzahl. 


% 

2. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) J6 

ü /o 

für 1 Person. Jt 

„ 1 Personenkilometer .... Pf 
8. Zahl der Personenkilometer. 


% 

4 . Durschnittliche Beförderungs¬ 
strecke .km 

6. An den Gesamtergebnissen jeder 

Klasse und an gesamten Personen¬ 
verkehr sind die Fahrten in Gesell- 
schaftssonderzügen beteiligt: 
nach der Personenzahl . . . mit % 

„ „ Einnahme.* * 

r „ Zahl der Personen¬ 

kilometer . . . 


An Fahrpreisen für 1 km 
einschließl. Verkehrsab- 
gAbe wurden erhoben: 
bei der 1. Wagenklasse Pf 
2, 

» * 3. 

Mindestzahl der zu lösen¬ 
den Fahrkarten: 

bei der 1. Wngenklasse 
o 

* n ** 

. - 3. 

Mindestbetrag für einen 
Sonderzug .... ,l( 


3 0C9 

l,o& 

1 IG 324 
1,86 
37,90 
33,62 
345939 
0,93 

112,74 


17 939 
G,13 
1 499 240 
23,92 
83,57 
35,23 
4 256069 

11,40 

237,25 


271719 
92,82 
4 652407 

74.22 
17,12 

14.22 

32723 003 
87,67 

'120,43 


1.-3. 

Klasse 

292 727 
10t),00 
6267 971 
100,00 
21,4t 
16;79 

37 325061 
100,00 

127,61 


0,19 

0,04 


0,01 

0,12 


0.08 

0,16 


0,01 

0,09 
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1 0,11 | 

0,10 ] 

0,17 0,os 

if- i 

, April—Mai 

Juni— 
November 

Dezember 
| Januar 

— i Februar— 
i März 


39,0 

51,9 

90,0 

\ W* ! 

22,0 

29,o 

; ^ 5i,o 

10,5 | 

13,0 

l7,o 

30,0 

70 

1 3<1 

130 

130 

150 

230 

230 

230 

230 

390 

390 

390 

600 

2 400 

3 120 5 460 
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8. Sonntagsrückfahrkarten (mit 33‘/3% Ermäßigung). 


1. Personenzahl 


% 

2. Einnahme (ohne Verkchrsabgabe) M 

% 


für 1 Person. vH 

„ 1 Personenkilometer . ... .ff 

3. Zahl der Personenkilometer. 

% 

4. Durchschnittliche Beförderungs¬ 

strecke .km 


5. An den Gesamtergebnissen jeder 
Klasse und am gesamten Personen¬ 
verkehr sind die Sonntagsrück¬ 
fahrkarten beteiligt: 
nach der Personenzahl . . mit % 
t» „ Einnahme .... „ * 

„ „ Zahl der Personen- 

kilometer. 


8. Klasse 1 4. Klasse 3. u. 4. Klasse 


1572 181 ! 

j 6 970846 

8543 027 

18,40 

| 81,60 

100, oo 

5 721 159 

19987661 

25 708 720 

22,25 

77,75 

100,00 

3,64 

2,87 

1 3,01 

14.90 

10,97 

11,65 

38 390 730 

182205 742 

220 596 472 

17,40 

82,60 

100,oo 

24,42 

26,m 

25,82 

0,18 

0,55 

0,37 

0,20 

0,70 

0,35 

0,21 

0,70 ! 

0,45 


9. F e r i e n s o nder zugkarten (mit 33 ^ % Ermäßigung). 




1 

2. Klasse 

3. Klasse 

2. u. 3. Klasse 

1 Personenzahl. 



7 829 

128 151 

135 980 


% 


5,76 

94,24 

100,oo 

2. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) M 


(>54 935 

4 885 219 

5 540154 


% 


1 1,82 

88,16 

100,00 

für 1 Person. 

. . M 

1 

83,65 j 

38,12 

40,74 

„ 1 Personenkilometer . . 

■ - *>' 

1 

21,06 ' 

13,12 

13,73 

3. Zahl der Personenkilometer . 



3 109 42G 

37 242 806 

40 352232 


% 


7,7. ; 

92,29 

100,oo 

4. Durchschnittliche Beförderungs- 


1 



strecke. 

. . km 

I 

397,17 

290,62 

296,?& 

5. An den Gesamtergebnissen 

jeder 





Klasse und am gesamten Personen- 


i 



verkehr sind die Feriensonderzug- 





karten beteiligt: 


! 




nach der Personenzahl . . . 

mit % 

1 

0,00 

0,oi 

0,oi 

„ „ Einnahme .... 

r> v 

1 

0,05 

0,17 

0,08 

„ „ Zahl der Personen- 






kilometer. 

n i 


0,07 

0,20 

i 0,08 

10. 

Monatskarten. 




a) Fernverkehr. 




2. Klasse 

8. Klasse 

4. Klasse 


2. —4. Klasse 

1. Zahl der verkauften Karton. , 

218120 

2100253 

j 4 561 466 

I 6 879 839 

2. Zahl der Fahrten (60 Fahrten 





1 

auf 1 Karte gerechnet) . . 

13 087 200 

120 015 180 

273 687960 

| 412790 340 

% i 

3,17 


30,53 

66,30 

100,00 
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2. 

Klasse 3 

Klasse 

4 

. Klasse 

| 2.-4. Klasse 

Ä « l /f |f 1 1 ' i .._ . 

. 





o. biDUäuiiiü (ouiic v öi Renrs- ,t 

i 




. ■ 

abgabe). M 17 477 777 1 i 

12 695 872 

152 477 833 

262651482 

% 

6,66 

35,29 


58,05 

100,00 

für 1 Fahrt. M 

1,34 

0,74 


0,66 

0.64 

„ 1 Personenkilometer S'f. 

10,24 

6,38 


4,31 

5,0» 

4. Zahl der Personenkilometer ,170 727 780 '1 45 4 033 820 

3 538 150500 

6162912 100 

%. 

3,31 

28,16 


68,53 

100 ,oo 

5. Durchschnittliche Beförde- 






rungsstrecke .... km 

13,05 

1 1,54 


12,93 

12,51 

6. An den Gesamtergebnissen 






jeder Klasse und am ge- 

j 





samten Personenverkehr 

| 





sind die Monatskarten des 

j 





Fernverkehrs beteiligt: 






mich der Zahl der Fahrten 






mit % 

7,15 

14,50 


21,64 

17,80 

„ * Einnahme „ „ , 

1,40 

3,20 


5,33 

3,63 

„ „ Zahl der |j 

t 





Personenkilometer« „ | 

3.94 

7,78 


13,68 

10,50 

An Fahrpreisen für 1 km 

Hin- und 

Rückfahrt 

einschl. 

Verkehrs- 

abgabe wurden erhoben: April- 

- | Juni— 

September 

Dezembei 

■ — Februar 

j Mai 

| August 

—November 

Januar 

— März 

bei der 1 . Wagenklasse 6,22 

j 

— 


— 

i 

. - 2- „ „ 1 3,96 

[ 6,50 

5,20 


6,80 

11,90 

-3. * 1 2,58 

1 3,90 

3,20 


4,20 

7,4« 

jj r» 4. «s 

2,60 

2,10 


2,80 

4,90 

bei einem Mindestfahrpreis 




1 


von 






bei der 1 . Wagenklasse <M> Jj 29,40 

■ — ! 

— 


— 

— 

r -2 * n 18.60 

i 46,00 

32,00 


42,00 

74,00 

- „ 8 . .. .- 12.00 

28,00 ; 

19,oo 


25,oo 

44,oo 

* 4. .. — 

19,00 

13,oo 


I7,oo 

30, oo 


Vom 1. Juni 1921 ab sind die Monatskarten 1. Klasse aufgehoben, 
dagegen Monatskarten 4. Klasse neu eingeführt. 

b) Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. 


I 


’! 

2. Klasse | 

3. Klasst* 

| 2. U. 3. K1&386 

! 

1. Zahl der verkauften Monatskarten . . 

2. Zahl der Fahrten (60 Fahrten auf 

1 142339 

2 393 339 

3 535 678 

1 Karte gerechnet). . | 

68 540 340 

143 600 340 

212140680 

%! 

32.31 

67,09 

100,oo 

3. Hinnahme (ohne Yerkehrsabgabe) M 

37 168 036 

58 978 873 

96 146 909 

% = 

38,66 

61,34 

100,oo 

für l Fahrt. ,M || 

0,54 

0,41 

0,45 

„ l Personenkiiometer . ?f j| 

5,19 

3,51 

4,01 
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jl 

2. Klasse 

j 3. Klasse 

2. u. 3. Klasse 

4. Zahl der Perßonenkiloineter. 

716 356 715 

! 1680173 597 

2 396 530 312 

°/o 

29,89 

| 70,11 

100,oo 

5. Durchschnittliche Befördcrungs- !' 


[ 


strecke.km 

10,48 

11,70 

1 1,30 

6. An den Gesamtergebnissen jeder 


1 


Klasse und am gesamten Personen- 




verkehr sind die Monatskarten des 




Berliner Stadt-, Ring- und Vor¬ 


1 

j 


ortverkehrs beteiligt: i 


1 


nach der Zahl der Fahrten . mit % 1 

37,u 

16.5 a 

! 9,15 

» „ Einnahme .... „ „ 

2.98 

1 2,03 

1,33 

w „ Zahl der Personen- 




kilometcr. „ „ 1 

l«.ii 

11,70 

4,37 

Im einzelnen wurden Personen 

befördert: 




im 

Stadt- und j 

im 


Ringbahaverkehr Vorortverkehr 


in der 2. Wagenklasse 
, . 3. 


45 438 600 
88 218 900 


23 101 740 
55 381 440 


An Fahrpreisen für Hin- und Rückfahrt einschl. Verkehrsabgabe 


wurden erhoben: 

April- 

-Juni 


Dezember— 1 
Januar 

Februar- 

März 


bei 

der 

bei 

der 

bei 

der 

bei der 

bei der 


2. 

3. 

2. 

3. 

2. 

3. 

2. 

3. 

2. 1 3 


Wagenklasse 

j Wagenklasse 

Wageuklasse 

Wagen k lasse 

Wagenklas* 





<u 

1 

u 



! ,y 

im Stadt- u. Ringbahn verkehr 
im Vorortverkehr 

19,60 

13,70 

40,oo 

25,00 

32,00 

20,oo 

1 40,00 

%■ 

25,oo 

76,00 1 50.« 

bis 30. Juni: 

bis 6 km. 

19,50 

13,70 

i 




1 

I 



über 6 bis 8 km. 

21,50 

14,10 

i 






| 

„ 8 r 10 „ . 

25,80 

16,80 



1 


1 


1 

10 « 15 . 

35,40 

23,10 



| 


! 


1 

- 15 .. 20 * . 

1 42,50 

27,go 





j 


1 

.. 20 „ 25. 

vom 1. Juil ab: 

j 47,7») 

| 

31,io 



f 


1 


i 

bis 10 kin für je 1 km . . . 


— 

3,oo 

2,52 

j 2,88 

2,016 

3,60 

2,52 1! t>,30 4.4 

über 10 bis 25 km für jede 

1 



i 1 


1 2.88 




weiteren 3 km mehr . . 

. -- 

, — 

5,40 

3,r.o 1 

' 4,3‘J ' 


^ 5,40 

3,60 

9,45 3 M 

über 25 km für je 1 km mehr 

— 

— 

3,90 

2,GO 

3,12 

2.08 

3,90 J 

2,60 

6,«5, 4,v. 

Mindestfahrprois. 


— 

40,00 

25,00 

32,00 

20,oo 

40,00 

25,00 

75, oo 50 '* 
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c) Hamburg-Altonaer Stadt- und Vorortverkehr. 



2. Klasse 

8. Klasse 1 

l 

2.-8. Klasse 

1. Zahl der verkauften Monatskarten . 

2. Zahl der Fahrten (60 Fahrten auf ' 

237 817 

474 517 

712334 

1 Karte gerechnet). 

14 269020 

28471020 | 

42740040 

°» 

33,99 

66,61 

I00,oo 

3. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) JO 

9909502 

12 463 273 

22 372 775 

% , 

44,29 

55,71 

! loo,oo 

für 1 Fahrt. JO 

0,69 

0,44 

0,52 

„ 1 Personenkilometer .... //)’ 

7,97 

6,u 

6,10 

4. Zahl der Personenkilometer. 

124 269 349 

242 680 496 

! 306949845 

% 

5. Durchschnittliche Beförderungs- 

33,87 

66,13 

100,oo 

Strecke .km 

8,71 

8,52 

j 8,59 


6 An den Gesamtergebnissen jeder 
Klasse uud # am gesamten Personen¬ 
verkehr sind die Monatskarten 
des Hamburg-Altonaer Stadt- und 
Vorortverkehrs beteiligt: 


nach der Zahl der Fahrten . mit % 7,79 | 3,28 1,84 

* „ Einnahme.* „ 0,79 j 0,43 0,3i 

„ „ Zahl der Personen- j 


kilometer. r 

r 2,86 

1 1,30 

! 0,75 

Im einzelnen wurden Personen beförder 

t: 



im 

Stadtverkehr 

im Stadt- und j 
| Vorortverkehr | 

im 

Vorortverkehr 

in der 2 Wagenklasse. 

8360 400 

4 459 020 

1 449600 

v * 3- „ . i 

17083 620 | 

7 433160. 

3 954 240 


im 

im 
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d) Gesamtverkehr. 

i i 

2. Klasse j 3. Klasse 4. Klasse j 2. -4. K'asse 

1. Zahl der verkauften Monats- =~=-^—--=— —• 

karten. 1 598 276 j 4 968 109 j 4 661 466 11 127 851 

2. Zjihl der Fahrten (60 Fahrten j 

auf 1 Karte gerechnet) . . 95 89G 5C0 298 086 540 j 273 687 960 667 671 060 

% 14,36 j 44,65 ' 40,99 i 100,00 

3. Einnahme (ohne Verkehrs- I 

abgabe). M 64555315 j 164 138018 152477 833 381 171 166 

% 16,94 1 43,06 40,oo 100,oo 

für 1 Fahrt ...... M j 0,67 j 0,55 0,56 < 0,57 

„ 1 Personenkilometcr -ff j, 6,38 4,86 4,31 j 4.si 

4. Zahl der Personenkilometcr i 011 353 844 3 376 887 913 3 538 150500,7 926 392 257 

*'/o , 12,76 42,60 1 44,64 100,1X1 

5. Durchschnittliche Beförde- i 

rungsstrecke.km 10,55 11,33 12.93 11.87 

6. An den Gesamtergebnissen || 

jeder Klasse und am ge- I 

samten Personenverkehr ! 

sind die Monatskarten be- l 

tciligt: I 

nach der Zahl der Fahrten I 

mit % 52,36 34,31 21,64 ; 28,7u 

„ „ Einnahme „ „ i 5,n 5,66 5,33 | 5 , 2 ? 

, Zahl der !j 1 ; 

Personenkilometer _ , 1 23 ,31 18,oe 1 13,6« 16,12 

11. F alirten nach Ferien Halbkolonien (zum halben Preis 

der Monatskarten). 

Fernverkehr j 1 Berliner St*dt-, 

| 1 Ring- und Vor 

I ... ortverkehr 

1 3 . Klasse l. Klasse 4. Klasse | a.Kiasse 

1. Zahl der verkauften Karten . . . 779 990 1 769 1 183 

2. Zahl der Fahrten (60 Fahrten auf 

1 Karte gerechnet). 46 740 59 400 106 140 70 980 

u /o 44,04 55,96 100,oo 100,oo 

3. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) ft 133*21 32595 45916 13639 

% 24,01 70,99 100,00 100,00 

für 1 Fahrt . M 0,29 ! 0,55 0,43 1! 0,20 

„ 1 Personenkilonieter . ' 2,58 ! 1,79 1,96 [; 


4. Zahl der Personenkilometer . 

517 114 

1 1 823 080 

2 340 194 , 

755 724 

°/o 

22,10 

77,90 

100 ,00 

100 ,00 

5. Durchschnittliche Beförderungs¬ 
strecke .km 

11,06 

l 

1 

! 30,69 

1 

22,04 

10,65 


6. An den Gesamtergebnissen jeder I 

Klasse und am gesamten Per- I f 

sonenverkehr sind die Fahrten I 

nach Ferienhalbkolonien be- ( 

teiligt: j 

nach der Zahl der Fahrten mit % j 0,oi 0,oo 0,oi 0,oi (0,oi) 

„ „ Einnahme lj O .00 ! 0,oo 0,oo 0,oo (0,oo) 

r „ Zahl der Personen- 1 ! | 

Kilometer.« „ 0,oo 0,01 i 0 ,oo !; 0,01 (0,oo) 
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12. Schülermonatskarten. 

a) Fernverkehr. 



m 2. Klasse 

8. Klasse 

| 4. Klasse | 

2. 4. Klasse 

l. Zahl der verkauften Karten 

47 137 

847 419 

! 520 102 

1 414 638 

2. „ , Fahrten. 

2 828 172 

50 642104 

: 31081080 . 

84 561 356 

ü /o 

3. Einnahme (ohne Verkehrsab- 

3,3t 

59,90 

I 36,76 

1 1 

ICO,oo 

gäbe). M 

1210595 

20 807 425 

| 11436 214 

33 453234 

%• 

3,62 

62,20 

; 34,18 ' 

100, oo 

für 1 Fahrt. dt 

0,43 

0,41 

0,37 

0,40 

„ 1 Personenkilometer -Tf 

4,7t 

3,29 

| 2,63 

8,07 

4. Zahl der Personenkilometer 

25 616104 1 

631502992 

1 434 299 380 

1091 318 476 

0 /0 

5. Durchschnittliche Beförde- ( 

2,34 

57,87 

39,79 

100,00 

rungsstrecke .... km | 
6. An den Gesamtergebnissen 
jeder Klasse und am ge¬ 
samten Personenverkehr | 
sind die Schülermonats¬ 
karten des Fernverkehrs 
beteiligt: 

nach der Zahl der Fahrten 

9,02 

12,47 

1 

13,97 

i 

1 

12,91 

mit % , 

i 1.54 

5,83 

2,46 

3,65 

Einnahme „ „ 

Zahl der 

O.io 

| 

0,72 1 

i 

0,40 

0,46 

Personenkilometer r « 

0,59 

i>,3S 

1,68 

2,22 


An Fahrpreisen für 1 km Hin- und Rückfahrt wurden erhoben: 


April— | Juni— I September—| Dezember Februar— 



Mai i 

August 

November j 

Januar 

| Mürz 

bei der 2. Wagenklasse . Ji 

1,74 

3,30 

2,60 

3,40 

6 ,(x> 

r * 3 . r « 

1,18 

2,oo 

1,60 

2,10 

, 8 ’ 70 

» r « n 

bei einem Mindestfahrpreis 1 
von | : 

| 

1,30 

1 

1 

1,10 

§ 

1,40 

i 2,jo 

bei der 2. Wagenklasse 16 

8,40 

23,w 

1 6,00 

21,00 

37,oo 

„ 3. . „ 

5,40 

14,oo ! 

9,50 

13,oo 

2*2,oo 

. - 4 

--- 

9,50 

6,50 

8,50 

1 5,00 

I>io um 20% ermäßigt 
ab aufgehoben. 

cn Geschwisterkarten sind 

vom 1. 

Juni 1921 


b) Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. 



ll 2 . Klasse \ 

3 . Klasse 

2 . u. 3. Klasse 

\. Zahl der verkauften Karten. 

2 * „ Fahrten (60 Fahrten auf 1 Karte 

1 167057 1 

i, 

;| 

162 373 

329 430 

gerechnet) .. 

| 10 023 420 

9 742 380 

19 765 800 

°/o 

1 50,71 

49,29 

100, oo 
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1 

2. Klasse | 

3. Klasse 

2. u. 8. Klasse 

3. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) . . <M> 

2 859 018 

2 049 515 

4 408 533 

% 

! 53,51 

46,49 

100,00 

für 1 Fahrt. J6 

0,24 

0,21 

0,22 

, 1 Personenkilometer. Sf 

1 2,54 

2,22 

1 2,38 

4. Zahl der Personenkilometer. 

92858 897 

92 458205 

185 317 102 

% 

50,u 

49,89 

1 100,oo 

5. Durchschnitt]. Beförderungsstrecke . km 

1 9,20 

9,49 

1 9,38 

6. An den Gesamtergebnissen jeder Klasse | 

1 



und am gesamten Personenverkehr 

! 


| 

sind die Sehülermonatskarten des 

Jt 


1 

Berliner Stadt-, Ring- und Vorortver- ! 



I 

kehrs beteiligt: 




nach der Zahl der Fahrten . . mit % j 

5,48 

1,12 

0,$5 

„ r Einnahme.„ 

0,19 

0.07 

| 0,06 

„ Zahl der Persnnenkm 

2.14 

0,49 

0,38 

Im einzelnen wurden Personen befördert: 




im Stadt- und 1 

ilTl 


Ringbahn 

L 

iverkehr! Vorortverkehr 

in der 2. Wagenklasse. 

. ' 7 478 610 i 

2 544 780 

» w 3. „ . 

. ;! 4 771 380 

l! 

4 971 000 

An Fahrpreisen wurden erhoben: 


• 




|i April— 

1 Juli— 

! September 

Dezember— 

Februar 


I 1 Juni 

; August 

1 November 

| Januar j 

März 

im Stadt- und Ringbahnver¬ 
kehr 


’ __ 

. _ 

___ _] 


j ._ 

| 

j 

i 

| 


bei der 2. Wagenklasse <U 

. 7,50 

j 20 

16 

20 

38 

r n 3. yf » 

iin Vorortverkehr 

! 5,00 

! 

; io 

1 >3 

25 


bei der 2. Wagenklasse „ ! I der ÄU f v °R e Mark abgerundete halbe Monatskarten* 

I preis (ohne Verkehrsabgabe), mindestens der vor- 
r ” * * ” ” |J stehende Fahrpreis des Stadt- u. Ringbahnverkehrs. 


c) Hamburg-Altonaer Stadt- und Vorortverkehr. 



1 

! 

2. Klasse 

i 

3. Klasse 

2. u. 3. Klasse 

1. Zahl der verkauften Karten . . . 


37 250 

71 792 

109 042 

2. „ „ Fahrten (GO Fahrten auf 

1 Karte 



1 

gerechnet). 


2 235 000 

4 307 520 

6 542 520 


% 

34,ig 

65,84 

loo.oo 

3. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) 

. . ,u 

757 101 

950 213 

1 721314 


u/ 

n) 

43,93 

56,07 

]00,oo 

für l Fahrt. 

. . M 

0,34 

0,22 

0,26 

„ 1 Personenkilometer . . . . 

• • ;r f ! 

1 3,96 

1 2,75 

3,18 

4. Zahl der Personenkibuneter . . . 

. . . . i 

19 110741 

35 088 724 

1 54 199465 


% , 

35,26 

64,74 

100,oo 
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2. Klasse 

| 3. Klasse 

2. u. 3. Klasse 

Durchschnittl. Beförderungsstrecke . km 

8,55 

8,15 

8,28 

An den Gesamtergebnissen jeder Klasse 
und am gesamten Personenverkehr 
sind die Schülermonatskarten des | 
Hamburg-Altonaer Stadt- und Vorort- ! 
Verkehrs beteiligt: 

nach der Zahl der Fahrten . . .mit % 

1,2J 

! 0,50 

1 

0,28 

* „ Einnahme... „ ! 

! 0,06 

0,03 

, 0,02 

* „ Zahl der Personenkm . „ 

0,44 

| 0,19 

0,11 


lm einzelnen wurden Personen befördert: 

I im ( im Stadt- und im 

l Stadtverkehr Vorortverkehr Vorortverkehr 


in der 2. Wagenklasse. ! 1823 300 | 669 460 262 240 

, . 3. „ .j! 2 030 840 j 1325620 951060 

An Fahrpreisen wurden erhoben: 


• 

| April— 

Juli— September 

Dezember— 

Februar 

im Stadtverkehr 

j Juni 

, August November 

1 Januar 

März 





bei der 2. Wagenklasso M 

12 

20 16 

21 

38 

n n d. » T» 

8 

13 j 10 

13 

i 

26 


im Vorortverkehr der auf | i 

volle Mark abgerundete 1 

halbe Monatskartenpreis | 

ohne Verkehrsabgabe, | 

mindestens 

bei der 2. Wagenklasse Jt 10 20 16 21 38 

. • 3. . „ 7 | 13 10 13 25 

d) Gesamtvarkehr auf Schttlermonatskarten. 

! 2. Klasse 3. Klasse 4. Klasse j 2. -4. Klasse 

1. Zahl der verkauften Karten 251444 1 081584 520102 1 853 130 

2. * „ Fahrten.15 086 592 64 692 004 31 081080 110859 676 

% '! 13,61 58,35 28,04 1OO.00 

3. Einnahme (ohne Verkeil rsab- 

gabe). ctt 4 326 713 1 23 823 154 11435 214 39 585 081 

o/o I 10,93 60,18 28,89 100 , 00 

für 1 Fahrt. -M '! 0,» 0,37 0,37 0,36 

„ I Personenkm ... ,ff ;! 8,t6 8,13 2^3 2,97 

4. Zahl der Personenkin . . . . ;| 137 486 742 759 049 921 434 299 380 1 330 835 043 

% || 10,38 j 67,04 32,63 100 ,oo 
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2 . Klasse 


3 . Klasse 


4 . Klasse 2 . 4 Klasse 


5. Durchschnitt! Beförderungs- 

Strecke .km 

6. An den Gesamtergebnissen 

jeder Klasse und am gesam¬ 
ten Personenverkehr sind 
die Schülermonatskarten 
beteiligt: 

nach der Zahl der Fahrten 

mit % 

r „ Einnahme . „ 

„ - Zahl der Per- 

Mmenkilometer . . „ 


a) Fernverkehr. 

1. Zahl der verkauften Karten 4. Klasse . . 2*2721 436 — v 

:| i» o? r 

2. „ „ Fahrten (14 Fahrten auf jede , 'S * £ 

Karte gerechnet).! 318 100 104 25.i:. t* 13.72 =J 

3. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) . . Jf j 109 969089 : 6,99 § 4 2 , 7 « g-£ 

für 1 Fahrt. „ 0,«s — | $ — f | 

„ 1 Personenkilometer. ff 4,75 — ~ ~ — “ * 

f r - - 

4. Zahl der Personenkilometer. 4 213 845 6^8 16,30 ^ * 8,57 ~ * 

! ( 

5. Durchschnitt 1. Beförderungsstrecke km 11 13,25 - I c = — 


8,24 : 

7.45 

2,46 

4,;s 

0,35 

0,82 

0,40 

0,54 

3,7 | 

1 

4,06 

1,68 

2,71 

c henk ; 

1 r t e n. 




An Fahrpreisen für 1 km * 
Hin- 11 . Rückfahrt einschl. j * 

T i/JV 

Verkehrsabgabe wurden 

erhoben. 0,4ü 

Mindestfahrpreis.. 2 ,00 


Juni — September Dezember— Februar 
August November 1 Januar Mürz 

je |_ _ 'U _! _i ,if 

0,90 0,55 I 0,70 | 1,30 

6,50 3,30 I 4,30 | 7,50 


b) Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. 

1. Zahl der verkauften Karten 3. Klasse . . ;| 7 366 891 ! — 

2. „ Fahrten (14 Fahrten auf jede 

Karte gerechnet).| 103 136 414 11,8; 

'1 I 

3. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe; . . cU 44 409 499 

für 1 Fahrt. „ 0,43 — 

„ 1 Personenkilometer. L /)‘ , 6,00 - 

4 Zahl der Personenkilometer. 1 729 198527 3 ,<h 

5 Durchschnittl. Beförderungsstrecke . km 7 ,07 — 


• • { 

103 136 414 

11,87 

»7.3 

4,45 

cU 

44 409 499 

1.53 

l » i 

0,6 i 

r> 

0,13 

— 

?; t- 

5 -S 

— 

■>r . 

1 

6,09 


£ ?. ' 

— 


729 198 527 

3,90 

w X 

°’E 

7,07 

km 

7,07 

— 

O" i 

J 


Im einzelnen wurden Personen in der 3. Wagen¬ 
klasse befördert. 


im Stadt- und 1 im 

Bin «bah 11 verkehr Vorortverkehr 


48 932 674 


54 203 80 > 
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An Fahrpreisen einschi. Verkehrsabgabe wurden erhoben: 


iin Stadt- und Ringbahnver- 
kehr. M 

im Vorortverkehr. 


April— 

Juli— 

September 1 Dezember— 

Februar 

Juni 

August 

November 

1 Januar 

März 

3,20 

8,50 

5,00 

! 6,50 

13,oo 

V»o 

V. 

1 '4 

! v« 

V 


I' des Monatspreises, mindestens der vorstehende Fahr- 
ji preis des Stadt- und Ringbahnverkehrs. 


c) Hamburg-Altonaer Stadt- und Vorortverkehr. 


1. Zahl der verkauften Karten .... 

... 

1 027 360 

1,66\ 


0,62 

2. „ „ Fahrten (14 Fahrten auf 

jede 





Karte gerechnet)*. 


14 383 040 

0,24 

2TX 

0,09 

3. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) . 

. c 46 

6 852 162 

— 

§ » 

CO 

— 

für 1 Person . .. 

• n 

0,48 

— 

s5 5 

— 

„ 1 Personenkilometer. 

. .ff 

I 5,06 

— 

91 91 

— 

4. Zahl der Personenkilometer .... 

. 

135 514 429 

0,72 

** s 

0,28 

5. Durchschnittl. Beförderungsstrecke 

. km 

1 9,42 

— 


1 — ' 


c £ 
B J£ 

OS u 

91 O 

<X> > 

ti et 

* ® 
OB r- 

* © 
^ oo 

‘.ot 

® ft. 


im im Stadt- und ! im 

Stadtverkehr Vorortverkehr i Vorortverkehr 


Im einzelnen wurden Personen in 
der 3. Klasse befördert . 


7 408 408 


3 907 316 


3 067 316 


An Fahrpreisen einschi. Verkehrsabgabe wurden erhoben: 



1 April- 
Juni 

[ Juli- 
August 

| September - 
1 November 

Dezember— 

Januar 

Februar 

März 

im Stadtverkehr. 

6,oo 

( 7/ 3^ 

8,60 cH 
*/* 

5,00 M 

V 4 

6,60 <A(f 

l u 

13,00 oi6 

l U 


im Vorortverkehr. 


de« Monatskartenpreises, mindestens 
4,70 M 8,60 M | 6,oo \ 6,60 M j 13,oo M 


I 


d) Gesamtverkehr auf Wochenkarten. 




jf 

’j 3. Klasse 

4. Klasse 

3. u. 4. Klasse 

1. Zahl der verkauften Karten . . . 


8 394 251 

22 721 436 

Hl 115 687 

2. „ * Fahrten (14 Fahrten auf 

jede 

' 



Karte gerechnet). 


117519514 

318 li.O 104 

( 435 619 6i 8 


°0 

26,98 

73.02 

100, oo 

3. Einnahme (ohne Verkehrsabgabe) 

. JC 

51 261661 

! 199 969 089 

251 233 750 


% 

2 ),41 

! 79.59 

i 100,oo 

für 1 Fahrt. 


0,44 

0,G3 

; 0,58 

„ 1 Personenkilometer .... 

• ' r ! 

5,23 

| 4,75 

4,95 

4 Zahl der Personenkilometer. . . . 


864 712 956 

4 213 845 608 

5 078 558 564 


ü ,0 

17,03 

' 82,07 

| 100, oo 

5. Durchschnittl. Befördernngsstreckc 

. km 

7.36 

1 3,25 

11,66 
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6. Au dem Gesamtergebnis jeder Klasse 


und am gesamten Personenverkehr 
sind die Wochenkarten beteiligt: 

3. Klasse ( 

4. Klasse 

; 3. u. 4. Klasse 

nach der Zahl der Fahrten . . mit % 

13,53 

25,15 

IS,79 

« „ Einnahme.„ „ ■ 

1,77 

6,99 

3,46 

„ „ Zahl der Personenkm „ 

16,49 

16,30 

29.74 


11. A r b e i 1 e r r ii c k f a h r k a r ( e n 
(zum Preis einer einfachen Fahrkarte für Hin- und Rückfahrt). 



Fernverkehr 

Berliner S;ndt-, 
Ring- um! Vor- 

Gesamt- 


4. Klasse 

j ortverkehr I 

8. Klasse 1 

verkehr 

1. Zahl der verkauften Karten 

. . . . 8 352919 

16 065 

8 368 984 

2. „ „ Fahrten (auf jede 

Karte 

; 


2 Fahrten). ... 

. . . . 16 705 838 

; 32130 

16 737 968 


% 99,8t 

1 0,19 

100,oo 


3. Einnahme (ohne Verkehrsahgabe). . cK | 73103 452 i 22 732 73126184 

% 99,97 0.03 100,00 

für 1 Fahrt.4,38 0,71 4,:» 

. 1 Personenkilotneler. ty’ 15 ,90 44,oi 15,90 

4. Zahl der Personenkiloineter. 459 736 985 51 657 459 788 642 

"/<) 99,99 0,ot 100,09 

5. Durchschnitt!. Beförderungsstrecke km 27.52 ' 1,bo 27.52 

6. Die Arbeiterrückfahrkarten sind beteiligt: 

am Gesarntverkehr jeder Klasse 


nach der Zahl der Fahrten . . . mit % 

1 ,32 | 

0,oo 


„ , Einnahme . „ 

2,55 

0,0« 


„ „ Zahl der Personen¬ 
kilometer . * „ 

1,78 

0,oo 

1 

am gesamten Personenverkehr 
nach der Zahl der Fahrten . . . mit °/„ j 

0,72 

0,oo 

0,;a 

* . Einnahme. , „ | 

1,01 ! 

0,oo 

1 1,01 

- „ Zahl der Persouen- 

kilometer. „ „ 

i 

0,93 

O.oo 

i 

! 0,93 


15. Zusammengestellte Fahrscheinhefte. 

Zusammengestellte Fahrscheinhefte sind im Berichtsjahr nur von 
dem Mitteleuropäischen Reisebüro (MER.) und dessen Zweiganstaltcn 
ausgegeben worden. Den Fahrscheinen liegen die Fahrpreise für zu¬ 
schlagfreie Züge zugrunde. Für zuschlagpflichtige Schnellzüge gelten 
die Scheine nur in Verbindung mit Schnellzugzuschlagscheinen, deren 
Preise denen der Sehneilzugzuschlagkarten des gewöhnlichen Ver¬ 
kehrs entsprechen. Expreßzüge (L-Züge) können nur mit Fahrscheinen, 
die zu diesen Zügen gelten, und gegen Entrichtung der besonderen tarif¬ 
mäßigen Preiszuschläge benutzt werden. 
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1. Klasse 2. Klasse 3. Klasse 1. 3. Klasse 
| ■ 1 1 

1. Zahl der ausgegebenen Fahr- | I 

scheine (Personen).I 332 730 1 147 072 j 804 282 2 284 084 

ü /o | 14,57 60,22 35,21 100 ,00 

2. Einnahme (ohne Verkehrsab- , 

gäbe). J6 69269538 121851 154 61277 250 252 397 942 

% j 27,44 48,28 24,28 100,00 

für 1 Person. J6 l| 208,19 106,23 76,19 110,50 

* 1 Personenkilometer. Sf j| 72,41 41,51 23,40 38,76 

3. Zahl der Personenkilometer . 95666 476 293537 142 261908801 651112 419 

% I 14,69 45,08 40,23 100,60 

4. Durchschnittl. Beförderungs¬ 

strecke .km , 287,52 | 255,90 325,64 285,07 

5. Am Gesamtverkehr jeder ! j 

Klasse und am gesamten ji 
Personenverkehr sind die ■ 

zusammengestellten Fahr- | 

scheinhefte beteiligt: 
nach der Zahl der ausgege“ 
benen Fahrscheine (Per¬ 
sonen) .mit % || 19,92 0,63 (),09 0,10 

nach der Einnahme . „ „ 1 29.59 | 9,76 2,u 3,48 

„ „ Zahl der Per- !• I 

sonenkilometer 32,13 6,77 1,40 1,32 


16 . Schlafwagen verkehr. 

Auf den Bahnstrecken der Deutschen Reichsbahn verkehren neben 
eigenen Schlafwagen auch solche der Mitteleuropäischen Schlaf- und 
Speisewagen-Gesellschaft (Mitropa) und der Internationalen Schlaf¬ 
wagen-Gesellschaft in Brüssel. 

In den eigenen Schlafwagen wurden befördert: 


9 '! Einnahme 



Zahl der 

1 

im 




Durchschnii 


( Reisenden 

im ganzen 

auf einen 




Reisenden 



J6 

,16 

Klasse. 

. . 76065 

| 7 602 429 

98,63 

. 

348 049 

, 17 902478 

51,44 

- . 

8 194 

jj 456 734 

55, s 2 

zusammen ... 

432 308 

25 861 641 

59.82 


Arrliiv für Eisenbahnwesen. 1923. 
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17. Militärbeförderung. 





Offiziere j 

i 

Mannschaften | 

zusammen 

1. 

Zahl der beförderten Personen 


553 455 

6 133 767 

6 687 222 



% 

1 8,28 

91,73 

100,oo 

2. 

Einnahme. 


6 937 431 ; 

59 292 603 

66 230 099 



% 1 

10,47 

89,53 

100, oo 


für 1 Person . 

c 16 | 

12,53 

1 9,67 

9,90 


für 1 Personenkilometer . . . 

•*> ' ' 

i 18,62 

5,69 

6,13 

3. 

Personenkilometer . 


37 261409 

1042341118 

1 079 602 527 


* 

% , 

3,45 

96,55 

100, oo 

4. 

Durchschnittliche Beförderungs- 

I 

| 

1 



Strecke . 

km 

67,33 

169,93 

161,44 

ö. 

An den Gesamtergebnissen der 2. und 


1 



3. Wagenklasse und am gesam- 


1 



ten Personenverkehr ist 

die , 





Milit&rbeförderung beteiligt 


1 

1 



nach der Zahl der beförderten 


1 




Personen mit. 

% : 

0,30 

1 0,71 

0.29 


nach der Einnahme mit . . . 

% , 

0,56 i 

2,05 

0.91 


nach der Zahl der Personen- 

1 



1 


kiiometer mit. 

°0| 

, 0,86 

5,57 

2,19 


UI. Trennung der Ergebnisse des bürgerlichen Personenverkehrs nach 
Berliner und Hamburg-Altonaer Stadt- und Vorortverkehr einerseits and 
übrigem (Fern«) Verkehr anderseits. 

In den bisherigen Ausführungen sind die Ergebnisse des Berliner 
und Hamburg-Altonaer Stadt- und Vorortverkehrs und des übrigen Ver¬ 
kehrs zusamroengefaßt. Werden sie getrennt, so gestalten sie sich fol¬ 
gendermaßen : 

1. Fernverkehr. 


1. Zahl der beförderten 

| 

1. Klasse - 

2. Klasse 

3. Klasse i 

4. Klasse 

* i 

1. 4. Klasse 

Personen . . . . 


1 669 979 

44 598 454 

376 012 011 

1 264 962 700 

1 687 243 144 


% , 

0,10 

2,64 

22.29 j 

1 

74,97 

100,00 

2. Einnahme (ohne Ver¬ 
kehrsabgabe) . . 

M 

234 099 579 

1 131 518 242 

2 530 503 915 

2 861 827 807 

6 758 009 543 


% 

3,48 

16,74 

f 37,44 ! 

42,34 

100,oo 

für 1 Person . . . . 

di- i 

140,18 

25,37 

l 6,73 | 

2,26 | 

4,01 

für 1 Personenkm . 

*)' ‘ 

78,62 

o /, j8 

! 19,26 | 

11,07 

15,97 

3 Personenkilometer - 


297 708 029 

3 010 073 703 

, 13 149 445 115 ; 

25 857 875 126 

42 315 761 978 


0' 1 

\o 

0,7» 

7,12 

31,07 1 

61,n | 

100,oo 

4. Purchschnittl. Beför¬ 
derungsstrecke ] 

km 

1 

67.:,i 

1 

34,95 , 

20,4 4 

25.08 
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5. An den Gesamtergeb- 






nissen jeder Klasse j 

1. Klasse 

| 2. Klasse 

3. Klasse 

4. Klasse 

1.-4. Klasse 

und am gesamten li 
Personenverkehr ist 
der Fernverkehr be¬ 
teiligt: 

nach der Zahl der 
beförderten Per¬ 
sonen mit .... % 

100,00 

24,44 | 

43,59 

i 

I 

100 , oo 

i 

72,77 

nach der Einnahme 
mit.% 

100 ,oo 

1 

91,13 

89,11 

100 ,oo 

93,30 

nach der Zahl der | 

Personenkm mit. % ! t 

100 ,oo 

70,oo 

74.47 

; i 

i 100 ,oo 

86,02 


Die einzelnen Fahrkartengattungen sind am Fernverkehr wie folgt 
beteiligt: 


1 

2 

3 

4 

l 

6 

7 

8 

Ü 

6 

1 Einnahme (ohne 
Verkehrsabgabe) 
i im ganzen 

i 

Personen 
! (Fahrten) 

1 im ganzen 

Perso nen- 
kilometer 
im ganzen 



M 

% 


% 


o/o 

1 

i 

die Fahrkarten für alle Züge . . 

2012653526 

29,78 

44136 447 ! 

2,61 

6606231954 

15,61 

2 

die Fahrkarten für Eil- und J 
Personenzüge. 1 

3 826298 680 

56.0*2 

791 391 341 

46,90 

1 

23 376 865 689 

55,24 

3 

die Fahrten zu wissenschaftl. 
und belehrenden Zwecken, 
Schulfahrten (auch in Son¬ 
derzügen), Fahrten zur För¬ 
derung der Jugendpflege, 
Fahrten nach und von 
Ferienkolonien. 

25 465 952 

0,38 

i 

7 847 566 

0,46 ' 

1 

1 

374 277 928 

0,88 

4 

die Fahrten zur Unterbringung 
hilfsbedürftiger Stadtkinder 
auf dem Lande. 

2 404 073 

0,04 

359 194 

1 

i 

0,02 

78 846 860 

0,19 

5 

die Fahrten in Gescllschafts- 
sonderzügen (einschl. der 
Verwaltungssoiulerzüge mit 
gleichen Fahrpreisen) und ; 
Triebwagen-Sonderfahrten . ! 

6 267 971 

i 

0,oo 

292 727 

i 

0,02 

i 

37 325 061 

0,09 

6 

die Sonntagsrückfahrkarten . 

25 708 720 

0,38 

8 543 027 

0,5 t 1 

220 596 472! 

0,52 

7 

die Feriensonderzugkarten . . 

5 640 154 

0,08 

135 OSO 

0,01 

40 352 232 

0,09 

8 

die Monatskarten. 

262 651 482 

3,80 : 

412 790 340 ; 

24,47 

5 162 912100 l 

12,20 

9 

die Fahrten nach Ferienhalb- 
kolonien. 1 

45 916 

0,oo 

106140 

O.oi ■ 

2 340 194 ! 

0,01 


I 


68 ' 
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1 

1 2 

3 

1 4 

5 

1 6 1 

1 7 

8 

u 

V- 


Einnahme (ohne 

V erkehrsabgabe) 
im ganzen 

Personen 
(Fahrten) , 

im ganzen 

I 

Personen- 
k ilometer 
im ganzen 




% 


°h 


°/o 

10 

l 

die Schülermonatskarteii . . . 

i 

38 463234 

0,60 

84551356 

1 

5,oi 

1091318476 

1 

11 

die Wochenkarten. 

199969089 

2,96 

318100104 

18,85 

4 213 845 608 

' 9* 

12 

die Arbeiterrückfahrkarten . . 

73 103 452 

1,08 

( 16 705 838 

0,99 

459 736 985 1 

1.09 

13 

die zusammengestellten Fahr- | 
scheinhefte. ! 

! 

262397 942 

3,73 i 

! 2284084 

0,14 

1 651 112 419 

\M 

14 

der Schlafwagenverkehr . . . ; 

25861641 

0,38 1 

— 

— 

— 

— 

15 

die Nachlöse- usw. Karton . . 

6187 711 

0,09 

— 

— | 

! 

— 


zusammen . 

6 758009643 

100, oo 

1687243144 

1 1 

,100,00 ,42 315761978' 

lOO.oo 


In Hundertteilen des Gesamt¬ 
verkehrs . j 

, — 

| 94,16 

i 


72,98 

— 

87,fc 

i 


Im Durchschnitt kommen auf 1000 Zugkilometer 164 792 und auf 
10 000 Personenwagen-Achskilometer 69 249 Personen. 


2. Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. 



2 Klasse 

_ 

3. Klasse 

2. u. 3. Klasse 

1 

l. Zahl der beförderten Personen . 

113 927 662 

400 414 336 

514 341 998 

% 

22,15 

77,85 

109,00 

2. Einnahme (ohne Vcrkehrsab- 1 




gäbe.< it 

89 6G5 960 

263 354 864 

343 02 > 824 

% 

26,14 

73,86 

100,oo 

für 1 Person. Jt 

0,79 

0,63 

0,67 

n 1 Personenkilometer 

8,34 

6,80 

7.15 

3 Personenkilometer. 

1 075 151 989 

3 723 541 717 

4 <98693 706 

% 

22,40 

77,60 

100,oo 

4. Durchschnittliche Beförderung»- 




strecke.km 

9,44 

9,29 

9,33 

6. An dem Gesamtergebnis jeder | 




Klasse und am gesamten 
Personenverkehr ist der Ber¬ 
liner Stadt-, Ring- uud Vor¬ 
ortverkehr beteiligt: 

t 

| 

! 

! 

1 

nach der Zahl der beförderten 


i 1 


Personen.mit % 

62,4.1 

46,41 

22,18 

nach der Einnahme . . * „ 

7,2*2 

8,92 

4,74 

„ „ Zahl der Per¬ 
sonenkilometer ... „ „ 1 

1 25,oo 

; 21,09 

9,75 
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Die einzelnen Fahrkartengattungen sind am Berliner Stadt-, Bing- 
und Vorortverkehr wie folgt beteiligt: 


1 

" 

2 

3 

4 ' 

6 

6 ! 

7 

8 




Einnahme (ohne | 

- - - 

Personen 

Personen- 

h 

4 



Verkehrsabgabe) 
im ganzen 

i 

(Fahrten) 
im ganzen 

! kilometer 

im ganzen 

i 



1 

i 

% | 

°/o 

; 

”o 

n 

i 

die einfachen Stadt-, Ring- und 









Vorort-Fahrkarten. 

196964955 

57,42 J 

177 769636 

34,56 

1 451 672 855 

30,25 

2 

1 

n 

Fahrten zu wissenschaft¬ 
lichen und belehrenden 
Zwecken, Schulfahrten (auch 
in Sonderzügen), Fahrten ' 
zur Förderung der Jugend¬ 
pflege, Fahrten nach und 


1 

1 


1 





von Ferienkolonien. 

1 054 257 

0,31 . 

1426298 

0,28 , 

35 167 529 

0,73 

3 

r* 

Monatskarten. 

96 146909 

28,03 

212140680 

41,26 j 

2 396 530 312 

49.94 

4 

ff 

Fahrten nach Ferienhalb¬ 
kolonien . 

13 939 

0,oo 

70980 

1 

i 

0 f oi | 

755 724 

1 0,03 

5 

n 

Schülermonatskarten .... 

| 4408633 

1,29 

19 765 800 

3,85 

185 317 102 

3.86 

6 ' 

ff 

Wochenkarten. 

44 409 499 

12,95 

! 103136474 

20,05 

729 198527 

15,20 

7 

V 

Arbeiterrückfahrkarten . . 

22 732 

0,oo 

32 130 

0,oo 

51657 

O,00 



zusammen . . . 

343 020824 

1 

100,00 ' 

514 341 998 

lOO.oo 

4 798 693 706 

100,00 


In 

i 

Hundertteilen des Gesamt¬ 
verkehrs .! 


4,78 1 

1 — 

22,25 


9,97 


I 


Im Durchschnitt kommen auf 1000 Zugkilometer 260454 und auf 
10 000 Personenwagen-Achskilometer 81753 Personen. 


3. Hamburg - Altonaer Stadt- und 

Vorortverkehr. 


2. Klasse 

i 

3. Klasse 

_i 

2. u. 3. Klasse 

1. Zahl der beförderten Personen . . 

23 990 330 

1 

86 236 895 ' 

110227 225 

0/ ° i 

21,76 1 

78,24 

100,oo 

2. Einnahme (ohne V T erkehrsabgabe) M 

20 432 103 

55 884 958 ( 

76 317 061 

°/o 

26,77 

73,23 

100,oo 

für 1 Person. J6 \ 

0,85 | 

0,65 | 

0,69 

„ 1 Personenkilometer ... ff 

9,50 

7,13 

7 M 

3. Personenkilometer.! 

215 077 308 

783 783 919 

998861227 

% 

21 ,53 

78,47 

100,00 

4 . Durchschnittliche Beförderungs- 

i 

1 



Strecke .km 

8,% 

9.09 

9,06 
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Die Deutsche Reichsbahn im Rechnungsjahr 1921. 


5. An den Gesamtergebnissen jeder ,|“ — r 

Klasse und am gesamten Perso- 2 . Klasse 3 . Klasse 2. u. 3 . Klasse 

nenverkehr ist der Hamburg- j ■ — 

Altonaer Stadt- und Vorortver- :! 1 

kehr beteiligt: 


nach der Zahl der beförderten |i 


Personen. 

. . mit u / 0 13,14 

10,00 

4,76 

nach der Einnahme . . 

. . r ^ 1,65 

i 

1,05 

„ „ Zahl d. Personenkm „ „ | 5,oo 

*,44 ^ 

2,04 

Die einzelnen Fahrkartengattungen sind 
Stadt- und Vorortverkehr wie folgt beteiligt: 

am Hamburg-Altonaer 


1 

u 

Z* 

6 

2 

3 4 1 

E i 11 n ahm c (ohne 
Verkehrsabgabe) j 1 
im ganzen 1 

1 

•« "0 

5 6 

Personen 
(Fahrten) 
im ganzen 

% 

7 S 

I Personen- 
k i 1 0 m e t e r 
! im ganzen 

1 

■ 

die einfachen Stadt- und Vorort- 
Fahrkarten . 

45 107 4(V.I 

4 

59,10 

46 237 934 

41,05 

437 747 137 4 >.s. 

2 

| 

1 

„ Fahrten zu wissenschaftlichen 
und belehrenden Zwecken, 
Schulfahrten (auch in Sonder¬ 
zügen), Fahrten zur Förderung 
der Jugendpflege, Fahrten 
nach und von Ferienkolonien 

258 3-41 

: i 

0,34 

323 691 

< ),?o 

1 

1 

4 450 351 | IU5 

3 

„ Monatskarten. 

22 37 2 77;5 

29.32 

42 740 040 

38,77 

, 366 949 845 l 36.:* 

4 

„ Schülermonatskarten ... 

1 723 314 

2,26 

6 542 520 

5,oi 

54 199 465 5.4.: 

5 

„ Wochenkarten. 

6 855 162 

Ö.3S 

14 383 040 

13,05 

135 514 429 13 * 

1 

' 

zusammen .... 

76 317 061 j 

100 ,00 

110 227 225 

100,00 

998 801 -227 1' 


In Hundortteiien des Gesamtver¬ 
kehrs . 

1 

1 

1 , 0 « 


4,7; 

— ±- 1 


Im Durchschnitt kommen auf 1000 Zugkilometer 315 3G0 und auf 
10000 Personenwagen-Achskilometer 161662 Personen. 

(Sehlull folgt.) 
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Die Eisenbahnen Gro8britanniens 1921. 


(Nach den returne of the Capital, traffic and Avorknng ■expenditnrc etc. of tho 
Kaihvay?) Companies of the United Kingdom for tho year 1921 — London, pubLished 
by His Majesty’s stationery offico, 1922.) 


Das Bahnnetz Großbritanniens bestand am 31. Dezember 1921 aus 


20145,42 Meilen 1 ) regelspurigen (4 Fuß 8 l A Zoll = 1,435 m), 673,22 Meilen 
schmalspurigen, 2895,5c Meilen breitspurigen und 9 ,20 Meilen einschienigei, 
zusammen 23 723,40 Meilen Bahnstrecken. Zwei- oder mehrgleisig waren 
13 416,02 Meilen. In England und Wales lagen 16 401,02 Meilen, in Schott¬ 
land 3880,24 Meilen und in Irland 3411,74 Meilen. Die Länge der durch¬ 
gehenden Gleise betrug 40 917, 11 , die der Nebengleise 15 247,35, die sämt¬ 
licher Gleise 56 164,40 Meilen. 


An Anlagekapital waren am 31. Dezember 1921 im ganzen 
1213 400 000 £ 2 ) verwendet gegen 1 208 200 000 £ am 31. Dezember 1920. 
Das verwendete Anlagekapital verteilte sich, wie folgt: 



I 1) 1 ! 0 

1 ü :2 l 


£ 

£ 

Eisenbahnen . . . 

1 059 100000 

1 003 000 000 

auf 1 Bahnmeile. 

44 663 

44 808 

Landluhrwerk (Pferde, Omnibusse) . 

1 WO 000 

1200000 

Dampfschiffe, Schiffswerften. 

8 300 000 

9 200000 

Kanäle. 

8 000 000 

8 600 00m 

Dockanlagen, Häfen, Landungsplätze. 

58 100 000 

53 300 000 

Gasthäuser. 

8 600 <00 

8C00000 

Elektrische Kraftwerke. 

6 300 000 

6 600000 

Grundeigentum außerhalb der Eisenbahnanlagen 

43 100000 

43 000000 

Nebenbetriebe .. 

100 000 

100000 

Beteiligung an Bergwerken, gewerblichen Unter¬ 
nehmungen . 

i 

•2 000<)00 

2 0Ü0 000 

Außerordentliche Anlagen. 

1 904) 000 

1900000 

Sonstige Ausgaben (hauptsächlich für Eisenbahnen) 

Iß 100 000 

1 15900000 

Summe wie vor. 

1208 200 000 

1 213400000 


l ) 1 Statute mile = 1609,3 m. 

J ) 1 Pfand Sterling — 20,43 Goldmark. 
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Die Eisenbahnen Großbritanniens 1921. 


I. Fuhrpark. 


Überhaupt j! Darunter für Regelspur 


A. Bestand am 31. Dezember 


1. Lokomotiven. 

Dampflokomotiven. 

1920 

1921 

1920 

1921 

25 204 

25 309 

i 

25 075 

25 180 

Elektrische Lokomotiven . . . 

84 

84 

84 

84 

zusammen . . . 

25 288 

25 393 

t 25159 

25 264 

außerdem angeliehen .... 

465 

64 

465 

64 

2. Personenwagen 

(einschl. Schlaf-u. Speisewagen). 
Für Dampfbetrieb: 





Triebwagen. 

134 

126 

134 

126 

Personenwagen. 

51085 

50 941 

60 652 

50 506 

Für elektrischen Betrieb: 



' 


Triebwagen. 

1 350 

1 422 

1 348 

1 420 

Personenwagen. 

1 748 

1 909 

1 748 

1 909 

zusammen . . . 

54 317 

53 398 

53 882 

53 961 

außerdem Salonwagen (Pull- 



1 


man Cars). 

_ 

123 

— 

128 

Zahl der Sitzplätze: 

in den Trieb- und Personen¬ 
wagen : 

für Dampfbetrieb: 


; 

1 

1 


1. Klasse. 

! 316 259 | 

321 361 

i 314 296 1 

319 330 

2. „ . 

101 702 

103 509 101018 

102 825 

3. „ . 

2134 470 ! 

2155 321 1 

2121221 

2142112 

zusammen . . . 

| 2 552 431 

2 580 191 

2 536 535 

2 5G4 267 

fiir elektrischen Betrieb: 


| 



1. Klasse. 

j 23 506 

25 225 

23 491 

25 213 

2. . .1 


— 

— 

— 

S. , . 

! 140681 f 

150063 1 

140 633 

150015 

zusammen . . . 

164 187 

175 288 

164 127 

175 228 

im ganzen . . . 

2716618 

2 755 479 

2700662 

2 739495 

Post-, Gepäck- usw. Wagen . 

22 118 1 

! 

22104 | 

22 046 1 

22039 

3. Güterwagen. 


1 



Bedeckte Güterwagen. 

0 üe n e Güterwagen. 

96 765 j 
402 702 

96 945 ' 

3J9 336 



Wagen für Erz- und Kohlen¬ 


1 

| 



beförderung . 

186 336 | 

186 741 : 

1 

' 


zusammen ... 

ll 

685 803 

683022 | 

682426 i 

679 654 
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.. — 

Überhaupt 

darunter für Regelspur 

darunter mit einerTragfähig- 

1 920 

192 1 

1920 

1921 

keit von 









weniger als 8 Tonnen 1 ) . 

27065 

25841 

23 762 

22558 

8 bis ansschl. 10 Tonnen 

219 456 

203541 

219379 

203 464 

10 , , 12 „ 

320 070 

319 574 

320067 

319 571 

12 Tonnen. 

mehr als 12 bis ausschließl. 

72 701 

83 575 i 

72 700 

83 574 

20 Tonnen. 

28898 

30706 

28894 

30702 

20 Tonnen und darüber . 

17623 

19 785 

17 623 

19 785 

Spezialwagen. 

65 304 

66219 

64946 

66 884 

Brems- (Mannschafts-) Wagen . 

14 335 

14203 | 

14 319 

14 164 

zusammen . . . 

765442 

763444 | 

761690 

759 722 

außerdem Leihwagen . . . 

24107 

6 278 

24 107 

6 278 

4. Bahndiemtwagen. 





Wagen zur Beförderung von 

| 


1 


Lokomotivkohlen. 

28011 

29 668 



Arbeitswagen. 

13 765 

13 495 



Sonstige Bahndienstwagen . . 

9145 

9162 



zusammen . . . 

50921 

52 325 | 

50 846 

52 245 


Für Regelspur in 

1 England, Wales und 

1 Für Breitspur in 

1 Trlnn^ 


Schottland 

1 *** 

1 




im 


im 


im ganzen 

Durchschnitt 

im ganzen 

Durchschnitt 

Tragfähigkeit der am 31. De- i 

__ 

je Wagen 


je Wagen 

zember 1921 vorhandenen 

Ton 

n e n 

Tonnen 

Wagen: 

---=-= 

- 

■ - - 

—- 

bedeckte Güterwagen . . . 

815 008 

9,39 

77 155 

8,09 

offene Güterwagen. 

Wagen für Erz- und Kohlen¬ 

3 773 693 

9,67 

71 388 

1 

9,21 

beförderung . 

2166 331 

11,71 

1 117 

7,65 

Spezialwagen.. 

* 665 446 

10,67 

24 676 

6,99 

darunter: 





Wagen für besonders schwere 

i 




Ladungen. 

1 88 573 

11,49 

137 

12,4 5 

Viehwagen. 

158 170 

8,41 

19 794 

6,68 

Schienen- und Langholz-Wagen 

417 124 

11,77 

4 486 

8,51 

zusammen Güterwagen 

7 420 478 

10,24 

174 336 

8,32 

Bahndienstwagen. 

539808 

11,77 

14 593 

10,01 

darunter: 





Wagen zur Beförderung von 

1 




Lokomotivkohlen. 

370 924 

12,83 

7 117 

9,45 

Arbeitswagen. 

127 392 

9,96 

6 779 

10,51 


I 


*) 1 Tonne — 1016,0 kg. 
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B. Beschaffung ganzer 

ii Überhaupt 

darunter für Regelspur 

Fahrzeuge. 

1 19 2 0 

19 2 1 

19 20 

1 9 2 1 

(Vermehrung und Erneuerung.) 


- — 



Lokomotiven. 

14-(- 431 

15+ 633 

14+ 431 

15+ 633 

Triebwagen. 

63+ 33 

164+ 22 

63+ 33 

164+ 22 

Personenwagen. 

63+ 696 

5+ 899 

63+ 696 

5+ 899 

Post-, Gepäck- usw. Wagen . 

3+ 408 

7+ 336 

3+ 408 

7 + 336 

Güter- und Bahndienstwagen . 

2329+26678 

444+23953 

•2329+26665 

444+23945 

Teilweise umgebaut wurden 





Güter- und Bahndienstwagen 

1 2G3 

2 364 

1 251 

2 356 

(\ Ausbesserungsstand. 





1. Ilauptausbesserungen. 





Lokomotiven. 

10 306 

9416 

10 255 

9 382 

Triebwagen. 

3 G43 

3 931 

3 643 

3 931 

Personenwagen. 

17 435 

15 137 

17 345 

15 035 

Post- Gepäck- usw. Wagen . 

G 553 

5 424 

G 53G 

5 406 

Güter- und Bahndienstwagen 

1G5 887 

148 079 

1G5 579 

147 7,<8 

2. Leichtere Ausbesserungen. 





Lokomotiven. 

10 193 

8 463 

10 021 

8 224 

Triebwagen. 

7 s53 

6 709 

7 853 

6 7u7 

Personenwagen. 

59 822 

50 309 

59 449 

50 Ui »8 

Post-, Gepäck- usw. Wagen . 

32 1.Y2 

28 078 

32 OG 

28 003 

Güter- und Bahndienstwagen 

1 376 417 

1 162 448 

1 375 232 

1 161 195 

8. Am Hl. Dezember standen in 





Ausbesserung oder waren 





ausbesserungsbedürt'tig: 





Lokomotiven. 

4 G27 

4 18t 

4 598 

4 151 

Triebwagen. 

HhS 

31 <0 

318 

860 

Personenwagen. 

5 072 

4 470 

5 02G 

4 427 

Post-, Gepäck- usw. Wagen . 

2 271 

1 949 

2 255 

1 934 

Güter- und Bahndienstwagen 

HO 927 

32 (»46 

HO 721 

31 754 

II. 

Sonstiger 

Besitz. 






19 2 0 

19 2 1 

Dampfer von 


i 



mehr als 250 Netto-Register-Tonnen . . . . 


98 

100 

Netto-Register-Tonnen . . . . 



00 628 

64 140 

250 und weniger Register-Tonnen. 


99 

98 

Netto-Register-Tonnen . . . . 



10715 

10 715 

Kanäle, Länge. 


Meilen 

944 

944 

Doekanlagen, Häfen und Werften 

, Kailünge Fuß 

477513 

477 170 

Gasthäuser. 



114 

112 

Grundeigentum . 

. . . Morgen 1 ) 

38 014 

38 007 

Häuser. 



59 353 

59 578 

Landfuhrwerk: Droschken, Omnibusse usw. . 


321 

281 

Lastwagen . . . 



35 004 

35 570 

Pferde. 



22 849 

19651 


4 ) 1 Morgen (acre) 0,404 071 Hektar. 
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m. Leistungen der Lokomotiven und Triebwagen. 


Überhaupt darunter für Kegelspur 


1 

Zugleistungen (einschließlich 
der Leerzüge): 
von Personenzügen .... 

. Güterzügen . 

1920 

192 1 

| 19 2 0 

192 1 

Meilen 

227 392 453 213 519 344 

150677 977 | 114 733 879 

Meilen 

225 729190 211823 695 

150044 407.1 114188560 

zusammen . . . 

378 070 430 

328253 223 

375 773 697 

326012255 

auf 1 Bahnmeile. 

15 941 

13 837 

18663 

16 183 

Verschiebedienst (1 Stunde 





rr 5 Meilen): 



' 


Personenverkehr. 

17 660 747 

16 374 763 

17 571 918 

16 307 896 

Güterverkehr. 

119 771889 

89 92G415 

119 584 159 

89 769 040 

zusammen . . . 

137 432 636 

106 301 178 

137 156 057 

106 076 930 

Sonstige Leistungen .... 

60 073 175 

49 778 198 

60 027 829 

49 729000 

im ganzen . . . 

575 57G 239 

484 332 599 

572 957 483 

481 SIS 191 

davon : 





Dampflokomotiven .... 1 

541 501 8l)8 

1 

451078 577 



elektrische Lokomotiven und 





Triebwagen.j 

33 058 193 

31 528 895 



Dampf-, Petroleum- und an¬ 

I 

j 

i 


dere Triebwagen .... 

1010 238 | 

1 125 127 ! 

1 



An Dienststunden haben 

die Lokomotiven und 

Triebwagen 

auf den regelspurigen Bahnstrecken 

geleistet: 

1920 

1 9 2 1 

als Zuglokomotiven: 



- 

von Personenzügen. 


17 307 915 

15 930 487 

„ Güterzügen . . 


19 153 761 

! 12 822196 

zusammen 


36 461 676 


im Verschiebedienst: 


l 

| 28 7 52 683 

für Personenverkehr. 


3 499 678 

3 258 090 

* Güterverkehr. 


23 904 072 

17 978 186 

zusammen 


27 403 750 

21 230 870 

im sonstigen Dienst. 


7 015 534 

1 --- 

6 471359 

im ganzen . 


71510 960 

56 462 91* 

Im Durchschnitt sind in einer Stunde 


Meilen 

Meilen 

zurückgelegt von Personenzügen . . . 


13,04 

1 3,30 

„ „ Güterzügen. 

.... 

7,83 

8,oi 

von den Lokomotiven und Triebwagen 

geleistet: 



im Personenzugdienst. 


10,14 

10, >7 

„ Güterzugdionst. 


3,>> 

3,40 

Die regelspurigen Dampflokomotiven haben 1921 

im Durchschnitt verbraucht: 

auf l Lokomotivmeile .... 

. . . 54,40 

Pfund 1 ) Kohlen, 


* 100 Lokomotivmeilen. 7 , 5 ? Pinten 2 ) Schmieröl. 

l ) 1 Pfund = 0,4536 kg. — 2 ) 1 Pinte — 0,56793 Liter. 
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Die Eisenbahnen Großbritannieiks 1921. 


An regelspurigen Dampflokomotiven standen im Jahresdurch¬ 
schnitt zur Verfügung. 

davon waren an jedem Werktag durchschnittlich betriebsfähig . 

in % der verfügbaren Lokomotiven. 

Durchschnittszahl der in Dienst gestellten Lokomotiven . 

in % der verfügbaren Lokomotiven. 

* „ * betriebsfähigen „ . 

Hücbstzabl der an einem Tag in Dienst gestellten Lokomotiven . 
Im Durchschnitt sind Zugförderungs-Dienststunden geleistet: 

von den im Jahresdurchschnitt verfügbaren Lokomotiven: 

werktags. 

von den in Dienst gestellten Lokomotiven: 

werktags. 

sonntags. 

Durchschnittlich wurden im Zugförderungsdienst Lokomotivmeilen 
geleistet: 

von den im Jahresdurchschnitt verfügbaren Lokomotiven: 

werktags. 

von den in Dienst gestellten Lokomotiven: 

werktags. 

sonntags.. 


192 1 


25382 

18854 

74,» 

14922 

58,79 

79,15 

17588 


6,69 

11,37 

IM 


55,25 

93,97 

76,54 


IV. Leistungen der regelspurigen Güter- und Bahndienstwagen. 


Die regelspurigen Güter- und Bahndienst¬ 
wagen haben zurückgelegt : 

beladen.Meilen 

— % der Gesamtleistung. 

leer.Meilen 

zusammen . . 

Auf einen Zug kommen im Durchschnitt: 

beladene Wagen. 

leere „ . 

Wagen überhaupt. 

1 in Durchschnitt war jeder Wagen belastet initTonnon 
und zwar: 

in Großbritannien. 

„ Irland. . 

V. Personenverkehr. 

1 . Heisende wurden befördert: 
auf gewöhnliche Fahrkarten: 

1. Klasse. 

2- n . 

»■ » . 

zusammen. 

auf Arbeiterkarten (unter Berechnung der Einzel¬ 
reisen) .. 


! 


p 1920 | 

192 1 

' 3 660 308 188 

2 713 606013 

70,74 . 

69,60 

1514024915 ! 

1 165 189868 

1 5 174 333 103 j 

3 898 795 881 

! 24,40 ! 

23,77 

10,09 j 

10,3s 

34,49 

34,15 

5,:u 

5,oo 

5,41 

5,07 

i, 8,80 

2,94 


: 37 675085 

25 287 584 

11 7488276 

5985610 

1 1096585156 

911 147 813 

J 1141 748 517 ] 

942 421007 

1 462 743 131 

309 635 379 
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auf Zeitkarten (unter Zurückführung auf Jahres- 
karten): 

1. Klasse. 

2 . 

H- „ . 

zusammen. 

Hiervon beförderten die Londoner Untergrund¬ 
bahnen und die Metropolitan Distrikt Eisenbahn 
Reisende: 

aut gewöhnliche Fahrkarten: 

1. Klasse. 

3. * . 

zusammen. 

auf Arbeiterkarten. 

, Zeitkarten: 

1. Klasse. 

3- „ . 

zusammen. 

Im ganzen betrug die Zahl der Fahrten, wenn 
auf jede Zeitkarte 600 gerechnet werden: 

1. Klasse. 

o 


zusammen. 

d. s. gegen 1913 mehr.rund 

= % 

2. Die Durchschnittseinnahme für eine Fahrt hat 

betragen: 

auf gewöhnliche Fahrkarten: 

1. Klasse. 

2 . 

3- * . 

im Durchschnitt aller 3 Klassen. 

auf Arbeiterkarten. 

auf Zeitkarten: 

1. Klasse. 

o 

“• y* .... .. 

3. „ . 

t 

im Durchschnitt aller 3 Klassen. 

3. Von der Gesamteinnahme aus der Personen¬ 

beförderung sind aufgekommen: 
aus der 1. Klasse. o/ 0 

** " . n 

* - 3.. 


Digitized by 
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1920 1 92 1 

174821 144803 


1 111198 

101452 

746432 

699428 

1032451 

946683 

2335124 

1662871 

I 254580491 

218025535 

1 256915615 

214 588 406 

' 66 434 018 

45712228 

8 637 

3 234 

77 589 

78 014 

81226 

81 248 

1 

i 

142 567 685 

112169 384 

74 207076 

66856810 

2007187 487 

1640439992 

2223962248 

1819466186 

— 

232 000 000 

— ] 

14,6 

! s. d. 

1 

s. d. 

4 6,03 

5 4,45 

2 6,io 

3 2,95 

1 2,99 

1 5,03 

1 4,37 

1 6,44 

0 2,20 

0 3,r» 

1 £ s. d. 

£ s. (1. 

1 22 0 7 

26 8 0 

10 0 7 j 

12 11 5 

8 9 3 

10 3 6 

10 18 4 

1 1 

12 18 4 

i 13, Ui 

1 1 ,9:’ 

1 2,20 

2,53 

! 84,0* 

85,54 
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4. 


6 


An den vorhandenen Sitzplätzen war beteiligt: 

die 1. Klasse.mit % 

»2. .... . « * 

» «h * . ....... r ,, 

Von 100 Fahrten wurden zurückgelegt: 

in 1. Klasse. 

» 2 . * . 

* 3. „ ... 

Die Personenmeilen sind nicht für das ganze Jahr 

ermittelt worden; schätzungsweise betragen 
sie für die regelspurigen Eisenbahnen (mit 
Ausnahme der Großen Ostbahn): 
in l. Klasse . 

* 2 . „ . 

v « 1 * „ . 

zusammen. 


ij 


i 


1 920 1 92 1 


12,51 

12,58 

H,74 

3,70 

83,75 

83,60 

6,41 

6,16 

3,34 

3,*>i> 

90,25 

90,io 


594 551 642 
95 607 178 
! 12555386 4 84 

13 245 545 304 


Die nachstehende Übersicht ergibt für die genannten Bahnen die 
auf 1 Personenmeile erzielte Durchschnittseinnahme und die durch¬ 


schnittliche Beförderungsstrecke für Juli 1920 im Vergleich mit Juli 1921 
und für die 12 Monate vom September 1920 bis August 1921. 



Durchschnittseinnahme für 1 

Durchschnittliche Befördcrungs- 

i 


Personenmeile 



strecke 



bei 

vollem 

Fahr¬ 

preis 

■ bei er- 
jinüßigtein 

Fahrpreis 

i __ 

auf Ar¬ 
beiter- 
Karten 

über¬ 

haupt 

bei 

vollem 

Fahr¬ 

preis 

bei er¬ 
mäßigtem 
Fahrpreis 

auf Ar¬ 
beiter- 

Karten 

über¬ 

haupt 

1 

... 

• (] 




Meilen 

. . 





Juli 




1. Klasse . 1920 

2.36 

! 1.53 

— 

2.33 

27,97 

25,39 

— 

27,85 

1921 i 

2,so 

j 1,79 


2,75 ' 

31,12 

51,08 

— 

31,74 

2. „ .1920 1 

1.8t 

0,45 


1,79 

27,44 

11,01 

— 

26,06 

1921 

2,19 

0,68 


2,13 

39,20 

14,57 

— 

36,ss 

3. „ . 1920 

1 ,29 

0,52 

0,3(1 

1 

l,n i 

15,86 

20,29 

6,06 

13.30 

1921 i 

1 ,5*2 

| 0,73 

0,54. 

1,28 j 

15,40 

30,72 

6,24 

14,50 

1.-3. * . 1920 1 

1,35 

0,55 , 

0,30 

1,17 

16,28 

20,35 , 

6,06 

1 13.67 

1921 

1 

1,59 

0.74 

0.31 

1 ,35 

15,94 

30,81 

6,24 

14,91 




September 1920/August 1921 



1. Klasse . . . 

2,S l 

1 ,86 i 

— 

2,76 i 

25,10 

24,93 

— 

25,09 

<■) 

^ ... 

2,24 

0,56 

— 

2,16 

25,79 

10,37 


24,14 

3. n 

1,50 

0,71 

0.5 t 

1,26 

11,17 

23.88 

6,16 

10,44 

1.-3. . . . . 1 

1.58 

0,73 

0,M 

1,33 

11,60 

23,81 

6.16 

10.77 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 














lJio Eisenbahnen Großbritanniens 1921. 


1053 


VI. Güterverkehr. 


! 

Zahl der beförderten Tonnen (ohne Dienstgut) im 

1920 

19 2 1 

ganzen: 

— --- ~ 

. 

Güter aller Art. 

72 613 046 

53 513 993 

Kohlen, Koks und Preßkohlen. 

182640401 

129 200 736 

Andere Mineralien. 

68 717 670 

39414584 

1 

zusammen.i 

323 971 117 

222129313 

Lebende Tiere.Stück | 

21294066 

20048295 


Güterverkehr der regelspu- 
rlgen Eisenbahnen ein- 

i 

1920 



19 2 1 


schließlich Dienstgut: 
Güter aller Art einschließl. 

|! Tonnen 

Tonnenmeilen 

% ; 

1 Tonnen 

j Tonnenmeilen 

i % 



j ; 


i 

1 

lebende Tiere. 

jl 77124265 

j 6921595 385 

35,401 

57 880 419 

5 089 764 952 

87,62 

Kohlen,Koks u. Preßkohlen 

l! 191 741 510 

9 089 765 761 

46,4» 

137 024 409 

6526787802 

48,12 

Andere Mineralien .... 

1 69838679 

3 542054 875 

18,11 

40712753 

1947 730622 

14,36 

zusammen. 

, 338 704 454 

19553 416021 

100,oo j 

L 

1235 617 581 

19 20 

13 564283 376! 

19 2 1 

! 100,oo 


Durchschnittliche Beförderungsstrecke: 


Meilen Meilen 


Güter aller Art einschl. lebende Tiere . . . . 

Kohlen, Koks und Preßkohlen. 

Andere Mineralien. 

überhaupt . 


89.7 
47,4 

50.7 

57.7 


87,9 

47,ö- 

47,8 

57,« 


Beim Vergleich der englischen und der deutschen Statistik ist bei 
den Tonnenzahlen zu beachten, daß Gewichtsmengen, an deren Beförde¬ 
rung mehrere Bahnen beteiligt sind, in der englischen Statistik nur ein¬ 
mal gezählt werden, während die deutsche Statistik sie von jeder an der 
Beförderung beteiligten Bahn zählen läßt. 

Außer Kohlen, Koks und Preßkohlen wurden in größeren Mengen 
befördert: 



1 

9 2 

0 

1 

92 

1 




T o n 

n e n 


Eisen und Stahl. 

; i6 

551 

000 

7 

912 

727 

Pliastersteine, Steinschlag. 

■ 1 . 7 

397 

50) 

7 

728 

095 

Getreide.. 

5 

652 

700 ; 

o 

114 

700 

Holz. 

7 

916 

700 

4 

997 

079 

Mauersteine, gewöhnliche und Schainottsteine . . 

5 

704 

500 

4 

522 

731 

Eisenstein und Eisenerz. 

. 15 

594 

700 

4 

497 

667 

Dünger . 

. ' 4 

074 

600 

a 

211 

971 
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1 9 2 0 1 9 2 1 

Tonnen 


Mehl, Kleie und andere Müllereierzeugnisse . . 


j 2 776 800 

2613826 

Sand und Kies . 


! 3 038 300 

2 258 778 

Kalksteine . 


| 5 577 800 

2207 246 

Kartoffeln . . 


2 200000 

2110 763 

Roheisen. 


4 808 000 

1996799 

öle und andere brennbare Flüßigkeiten .... 


1330 600 

1 694 264 

Ölkuchen und andere Futtermittel . 

i 

j 1 603 000 

1 517 70t) 

Zement. 


1432000 1 

1 354912 

Bier (Ale und Porter). 


1 368 100 

1 174 511 

Kreosot, Teer und Pech . 


1937 600 

1 160 988 

Ton . 


1 797 000 

999 449 

Alkali . 


1176 900 

632123 

Nach der Statistik der National Federation of iron and 

steel manu- 

facturers wurden erzeugt: ! 

Roheisen . 


8 034 700 

2 616 300 

Flußstahl und Gußstahl . 

> 

( 9 067 300 

3 703 400 

Der Rückgang des Kohlenverkehrs 

entspricht der 

geringeren 

Kohlenförderung. 


1 


Gefördert wurden . 


229 532000 

163 250 000 

1921 gegen 1920 also weniger . 

• • 1 

| 

66 282 000 

oder . 

Verfrachtet wurden durch die Küstenschiftahrt 

u /o : 

! 

18 734 000 

28 9 

11 414 000 

Ausgeführt wurden . 

. . i 

24 932000 j 

24 661 000 

Verbrauch der überseeischen und der Küstendampfer 

15 543000 

12 160 ('-00 

In London wurden eingeführt: 




mit der Eisenbahn . 


10 104 600 i 

7 372 20J 

zur See. 


7 833 200 

5 688 300 

auf dem Kanal. 

• - i 

29 700 

23 500 

zusammen .... 

• • 1 

1 17 967 500 

13 084 000 


auf l Tonne I auf l Tonncnineilc 
An Durchschnittsoinnahmc will- j m Durchschnitt aller im Durchschnitt der 
den im Güterverkehr er- Bahnen Bahnen mit Regelspur 


zielt: 

1 9 

2 0 

' 1 9 2 1 | 

19 2 0 

1 9 2 

für Güter aller Art (ohne die 
Kosten der An- und Ab- 

s. 

d. 

s. d. 

<>• 

d. 

fuhr). 

20 

3,17 

24 6,2*2 

2. TOS 1 ) 

3 ■ 505 

für Kohlen, Koks und Preß¬ 
kohlen . 

1 3 

11,16 

5 0,oo 

1.011 

l . 275 

für andere Mineralien . 

! 5 

5,04 

6 9,i,i 

1 .22S 

1.714 

überhaupt . 

7 

10,72 

10 0,2(5 

1 - r. 73 1 > 

2.120 


! ) Einschließlich lebende Tiere. 
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Bei den Bahnen mit Regelspur betrug: 
die Durchschnittszahl der Tonnenmeilen: 
auf 1 Dienststunde der Lokomotiven 

im Zugdienst. 

im Verschiebedienst. 

überhaupt. 

die im Durchschnitt auf 1 Bahnmeile täglich beför¬ 
derte Tonnenzahl. 

die durchschnittliche Beförderungsstrecke: 
für Güter aller Art einschließl. lebende 

Tiere.Meilen 

für Kohlen, Koks und Preßkohlen . . „ 

für andere Mineralien. 

überhaupt. 

VII. Elektrischer Betrieb (vorstehend schon mitberücksichtigt). 
Länge der elektr. betriebenen Bahnstrecken Meilen 1 377,;5 | 378.79 

davon: 

mit ausschließlich elektrischem Betrieb . „ j 119.47 120 ,12 

mit teilweis elektrischem Betrieb .... „ j 258,28 ! 258,67 

Stromverbrauch: ! B. T. Einheiten 


für Zugförderung . 

. ! 

: 356927 689 

327 822 926 

für andere damit zusammenhängende Zwecke . 

34063900 

36369712 

zusammen . . . . 


1 390991589 

364192 638 

Leistungen der Züge: 


1 


Personenzüge. 

. Zugmeilen 

32 358048 

30 970914 

Güterzüge. 

’ • n 

136 548 

! 69 584 

zusammen . . . . 

1 • V 

32494 596 

31 040 498 

Personen- und Gäterwagen-Meilen: 

1 



Personenzüge. 


149933403 

141993 756 


Güterzüge.| 6 311 086 j 2 845 543 

VIII. Stärke der Züge. 

1921 kamen im Durchschnitt Wagen: auf 1 Personenzug beim Loko- 
motivbetrieb 5,20, beim Triebwagenbetrieb 4,cc, auf 1 Güterzug (beim 
Lokomotivbetrieb) 47,19. 


IX. Zahl der Bediensteten 1921. 



Überhaupt | 

! darunter jugendliche 

1 unter IS Jahren 


1 im ganzen 

% i 

im ganzen 

% 

Männliche. 

Weibliche. 

708 465 

27 405 

! 

96,3 

3,7 

i . 

43 332 
! 1200 

97,3 

2,7 

zusammen .... 
in 0 o der Gesamtzahl . . . 

735 870 

100,00 

| 44 532 

100,oo 

6,i 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1923 . 09 


1920 

19 2 1 

863,10 

894,74 

818,03 

754,52 

419,98 

409,33 

2.703 

1,923 


89.73 ; 

87,94 

47.U 

47,n:j 

50,7’ 

47,84 

57.73 , 

O i »07 
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X. Verkehr auf den bahneigenen Kanälen. 



i 

l 

1920 

192 1 

Kohlen, Koks und Preßkohlen. 

t 

i 1 181 159 

733426 

Baustoffe (ohne Holz). 

n 

188186 

156025 

Dünger . . 

» 

83503 

67 617 

Holz. 


23110 

18141 

Maschinen. 

n 

1 746 

1799 

Rohstoffe. 


102579 

72379 

Gewerbliche Erzeugnisse. 

T* 

195 474 

129006 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse und Futtermittel 

« 

222279 

254 155 

Flüssigkeiten, ganze Ladungen. 


72382 

I 

49663 

Sonstiges. 

r> 1 

67 745 

60 387 

zusammen .... 

Gesamtverkehr der übrigen (nicht bahneigenen) 

” ! 

2 138 163 

1542 498 

Kanäle. ......... 

„ !! 

| 14 329647 

10 350 368 


XI. Finanzielle Ergebnisse. 

A. Betriebseinnahmen. 


Personenverkehr: 
Gewöhnliche Fahrkarten: 

19 20 

! v. 

H. 

| 19 2 1 

v. II. 

. 


“ 


_ . 

1 . Klasse . £ 

8 433 372 

f >10,84 

1 

6 791 112 

| 9,38 

2 . n ., 

9:18 117 

1,21 

1 

971 495 

1,34 

V .» 

68 390 445 

87,So 


64 660 100 

89,28 

zusammen.„ 

77 761 934 

100 ,oo 

j 83.31 

' 72 422 707 

o 

8 

00 

u. 

Zeitkarten: 


i 




1 . Klasse.* 

3 854 070 

34,0a 

1 

i 3 822 589 

31,30 

2 . .. 

1 115 400 

9,so 

| 

1 275 372 

! 10,44 

3- r> . r> 

6 359 838 

| 56,13 


1 7116 330 

58,26 

zusammen.„ 

11 329 308 

1100,00 

12,14 ; 

12214 291 

llOO.oo 13,73 

Arhciterkarten.., 

4 245 577 

1 — 

: 4,05 :j 

! 4 316 204 

i — 4.85 

Gesamteinnahme aus der 

! 

! 

i ; 



Personenbeförderung . „ 
auf 100 £ des Gesamt¬ 

93 336 819 

! - 

100 ,oo 

■ 88 953 202 

— HX),oo 

ertragnisses der Per¬ 
sonenzüge .„ 




80,53 


auf 1 Bahnmeile. 

3 936 



3 750 


„ 1000 Zugmeilen der 

Personenzüge. n 

1 410 



417 


Postbeförderung ...... 

Gepäcküberfracht, Post¬ 

1 788 304 

1 

1 


2 548 444 


pakete, Eil-und Expreß- 
gut .. 

1 

16 991 6-28 



18 964 631 


Gesamterträgnis der Per¬ 

f" 


i 



sonenzüge .„ 

112 116 751 


1 

110 466 277 


auf 100 £ der Verkehrs¬ 






einnahmen ., 

46..'" 



49,12 


auf 1 Bahnmeile.. 

4 728 


i 

4 656 


auf 1000 Zugmeilen der 

1 

I 


1 



Personenzüge. v 

493 

i 


517 

1 
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1920 

v. H. 

' 192 1 

V. H. 

2. Güterverkehr. 

j 



" —=■- — --- 

-= 

Güter aller Art. 

£ 

73 084 705 

55,97 

65 606 354 

57,33 

Lebende Tiere . 


3 030901 

2,32 1 

3106988 

2,72 

Kohlen, Koks und Preßkohlen . . 

i 

| 35876090 

27,47 | 

32 333 557 

28,26 

Andere Mineralien . 

n | 

n 

18 588 726 

14,24 i 

13 374930 

11,69 

Gesamterträgnis der Güterzüge 

V 

130579481 

100, oo j 

114 421829 

100,oo 

auf 100 £ der Verkehrseinnahmen . 

V 

63,80 

1 

50,88 


„ 1 Bahnmeile. 

n 

! 5 507 

1 

4823 i 


„ 1000 Zugmeilen der Güterzüge 

„ ! 

867 


' 997 


V^rkehrseinnahmen im ganzen . 

I 

rt 

242696232 


224 888 106 


auf 1 Bahnmeile. 

, 1 

10235 


9 479 


„ 1000 Zugmeilen. 

n i 

642 

I 

! 685 


3. Verschiedene Einnahmen. 

T» 

2595830 


2444 900 


Gesamteinnahme aus dem Eisen¬ 






bahnbetrieb .. 

T. 

245 292 062 


227 333 006 


auf 1 Bahnmeile. ... 


10 344 


9 583 

| 


, 1000 Zugmeilen. 

n 

i 649 


i 693 



B. Ausgaben. 

1 . Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlagen: 


Persönliche und sächliche Ausgaben der oberen 
Verwaltungsstellen (Bahnbauinspektionen, 

l 1920 

192 1 



Bauämter). 

£ 

1 509 420 

1 449118 

Unterbau, Brücken, Durchlässe, Tunnel, Stütz- 




und Futtermauern usw. 

„ i 

5041244 

5 379 967 

Oberbau: Erneuerung. 

r> 

5 586 645 

7 302931 

Unterhaltung. 


13 559 914 

15 534 497 

Telegraphen- und Signaleinriehtungcn .... 

* 

4 067 056 

4 027 771 

Stationen und Gebäude. 


6076 341 

5 242 105 

zusammen .... 

_ 

34 840 620 

38 936389 

Rücklage in den Erneuerungsfonds. 

„ 1 

787 892 

287 955 

insgesamt .... 

fj 

35 628 512 

39224 344 

Unterhaltung lind Erneuerung der Fahrzeuge: 
a) Lokomotiven: 

Besoldungen, Bürobedürfnisse usw. der 




Werkstättenverwaltung. 

n 

596014 

579614 

Umbau und Erneuerung ganzer Fahrzeuge . 

r> 1 

1 843 943 

2 236 356 

Ausbesserung u. Erneuerung einzelner Teile 

V 

14 981794 

15 808 504 

Beschaffung neuer Lokomotiven. 

9 1 

1 319 579 

3186 477 

Unterhaltung der Werkstätten und ihrer Ein¬ 

| 



richtungen . 

9 ' 

3 302 715 

3 198 094 

zusammen .... 

» 

22 044 045 

25 009 045 

elektrische Kraft, abzügl. der Rückeinnahme 

V 

— 260 717 

+ 576 882 

ergibt. 

- i' 

! 21 783 328 

25 584 927 

Rücklage in den Erneuerungsfonds (+) oder 
Zuschuß dieses Fonds (—). 

h 

9 

+ 349 946 

i 

! — 265 568 

insgesamt . . . . 

V 1 

22 133 274 

1 25 319 369 


r>9* 
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b) Personenwagen: j| 19 2 0 19 2 1 

Besoldungen, Bürobedürfnisse usw. der Werk- — - -- 

Stättenverwaltung. £ \ 272 876 270 030 

Umbau und Erneuerung ganzer Fahrzeuge. „ 1517 098 1704 284 

Ausbesserung u. Erneuerung einzelner Teile * 6 398160 | 6163601 

Beschaffung neuer Fahrzeuge.. 518 398 j 1625670 

Unterhaltung der Werkstätten und ihrer Ein- j 

richtungen.. 1 050 613 i 1 128 809 

zusammen .... 9757145 I 10892394 

Rücklage in den Erneuerungsfonds. . 549 240 _ 197 233 

insgesamt ..... 10 306 385 | 11 089 627 

c) Güterwagen: 

Besoldungen, Bürobedürfnisse usw. der Werk- i 

Stättenverwaltung.. 251224 232096 

Umbau und Erneuerung ganzer Fahrzeuge . 3 855 236 | 3 584 713 

Ausbesserung u. Erneuerung einzelner Teile . 7 345 073 6 603 377 

Beschaffung neuer Fahrzeuge. 2933 618 * 4 191588 

Unterhaltung der Werkstätten und ihrer Ein- , 

richtungen. - j 1 167 459 _ 1 159 290 

zusammen. 15 572 810 ^ 15 771064 

davon ab: I 

Zuschuß aus dem Erneuerungsfonds . . . . * _ 608067 l _ 913 312 

bleiben.„ 14 964 743 i 14 857 752 

dazu für Benutzung fremder Fahrzeuge usw. „ 1 004 435 | _ 817 681 

zusammen . . . . „ 15 969 178 1 15 675 433 

zusammen 2 (a + b + c ) • * 48408837 | 52084 419 

3. Zugförderung: i 

Besoldungen, Bürobedürfnisse usw. der 
oberen Verwaltungsstellen (Maschinen- 

lnspektionen, Maschinenämter).* \ 1 115 806 | 1055 468 

Dampfbetrieb: • 1 


Feuerung.. I 26 412959 24107 338 

Wasser. * j 1079722 1056665 

Schmieröl.* I 983 336 j 803 821 

Sonstige Ausgaben.* j 2046 691 1959 214 

zusammen . . . . „ 56297 559 ! 51020577 

Elektrischer Betrieb: | J 

Löhne derLokomotiv-u.Triebwagenführer . 942 836 j 851910 

Elektrischer Strom ...... . I 1931228 1 2074247 

Schmieröl.» j 18 304 j 14 293 

Sonstige Ausgaben.. . 89 155 _ 93 035 

zusammen ..... . 2 981525 3 033 485 

Sonstige Betriebsarten.* |_ 2078 _ 1825 

zusammen ..... 60396968 i 55 111355 

davon ab: Rückeinnahmo für aushilfsweise ! 

gestellte Zugkraft und für Leistungen I 

auf fremder Bahn.. j_ 344 888 | _ 434 421 

bleiben.„ i 60052080 54 676 934 

i 
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Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zugbegleitungs- 

dienst: 

1 

l 

1920 

192 1 

Persönliche Ausgaben der oberen Verwaltungs- 

i 

| 


stellen (Betriebsinspektionen, Betriebsämter ; 1 

usw.). 

£ 

4 418 970 

4 062 316 

Besoldungen und Löhne: 

Bahnhofsvorsteher, Assistenten usw. 

1 

15 849 586 

14 671 560 

Telegraphisten, Bahnwärter ....... 

V 

8 210150 

7 627 463 

Bahnsteigschaffner, Bahnpolizcibeamte, 




Pförtner usw. 


! 22 165 512 

19 048 842 

Schaffner, Boten, Wächter. 

r 

6 187 462 

6 363 797 

zusammen . . . . 

V | 

56 831 680 

50 773 978 

Feuerung, Licht, Wasser usw. 

- 

3 092183 

2942998 

Dienstkleidung. 


1509769 

1304 666 

Drucksachen, Schreibwaren, Fahrkarten . . . 

* 

! 1802846 

1 801 767 

Mitbenutzung von Bahnhöfen usw. 

V 

27 840 

74 842 

Reinigen, Erleuchten und Schmieren der Fahr- 




zeuge. 


3 767 739 

3 386918 

Verschiebedienst (Löhne u. sonstige Ausgaben) 

n 

5 485 610 

4 932 760 

Wagendecken. 

n 

1960002 

1229998 

Mechanische und maschinelle Einrichtungen, 




Aufzüge, Krane usw. 


1813188 

1 740748 

Kohlen- usw. Kippkarren. 

r> 

167 763 

90456 

Abrechnungsstellen. 


607 118 

1 734 094 

Sonstige verschiedene Ausgaben. 


1 509531 

i 521613 

zusammen . . . 


77 :>/5 219 

69534 838 

Allgemeine Verwaltung: 

Von den Aktionären festgesetzte Besoldung der 




Direktoren. 


2*16 601 

202 422 

Sonstige Vergütungen und Auslagen der Di¬ 


1 


rektoren .. 


8 432 

7 636 

Direktionsbüros, Kassen- und Rechnungsfüh¬ 
rung, Rechnungsprüfung: 

persönliche Ausgaben. 

- 

3 043 836 

1 2 850 718 

sächliche Ausgaben. 

- 

420224 

391058 

Steuern ... .. . 


67 288 

65 812 

Feuerversicherung. 

r> 

226 948 

247 954 

Ausgaben für Wohlfahrtszwecke, Ruhegehälter 

usw. 

•n 

2192 513 

2 280 779 

Belohnungen und Unterstützungen. 

* 

1 23 599 

26815 

Sonstige verschiedene Ausgaben. 

v 1 

231 856 

313 038 

zusammen . . 

» i 

6 421 297 

6 386 232 

davon ab: Beiträge anderer Verwaltungszweige 

I 

n 

101281 ! 

110261 

bleiben. 

r> ! 

6 320016 

6 276 971 
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dazu: 

i — 

1920 

19 2 1 

Gemeinde-Steuern und Abgaben .. . 

£ ii 

9 025 570 

11 136136 

Kirchen-Steuern und -Lasten. 

W 1 

52273 

49018 

Staatssteuern . 

„ 

22206 

184 387 

Krankenversicherung. 

„ , 

583 238 | 

690 492 

Invalidenversicherung. 

„ 

102389 

472 455 

Gerichtskosten usw. 

*7 

316 435 i 

329 450 

Haftpflichtentsehädigungen: I 

für Reisende. . 

„ 

126 340 

142 155 

* Beamte und Arbeiter. 


459 491 | 

465 103 

Ersatzleistungen für verlorene, verdorbene und 
beschädigte Sendungen, für Wald- und Feld- 

brande usw. 

yy 

2 125 242 i 

l 455 547 

zusammen . . . . 

V 

19 733 200 

21 200 714 


Betriebsausgabe im ganzen 


241 397 848 236 721 249 


Durchschnitt liehe Betriebs¬ 
ausgabe : 

1. Unterhaltung und Erneuerung 

der Bahnanlagen . . . . 

2. Unterhaltung und Erneuerung 

der Fahrzeuge: 

a) Lokomotiven. 

b) Personenwagen. 

c) Güterwagen. 

3. Zugförderung. 

4. Bahnhofs-, Abfertigungs- und 

Zugbegleitungsdienst . . 

5. Allgemeine Verwaltung . . . . 

überhaupt ... 

1. Unterhaltung und Erneuerung 

der Bahnanlagen . . . . 

2. Unterhaltung und Erneuerung 

der Fahrzeuge: 

a) Lokomotiven. 

b) Personenwaagen. 

c) Güterwagen. 

3. Zugförderung. 

4. Bahnhofs-, Abfertigungs- und 

Zugbegleitungsdienst . . 

5. Allgemeine Verwaltung . . . . 

überhaupt. 


Digitized by 
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Auf 100 £ 
der 

Betriebs¬ 

ein¬ 

nahmen 

Auf 100 £ 
der 

gesamten ! 
Betriebs¬ 
ausgaben 

Auf i 

Jlahn- 

meile 

Auf 

1000 

Zug- 

meilen 

Auf 
j 1000 
Lokoiuo- 

: tivineilen 

£ 

£ 

£ 

£ 

£ 



1 9 -2 0 



14.32 

1 4 7«) 

1 503 

94 

62 

9,02 

9,17 

933 j 

59 

38 

4, -JO 

4,27 

435 

! 27 

18 

6.31 

6,02 

673 

' 42 

28 

24,48 

24.87 

2 532 

| 159 

104 

31,03 

3-2. u 

3 272 

j 205 

135 

8,03 

8.17 | 

832 

5-2 

34 

98,41 

100.no i 

10 180 

638 

419 



19 2 1 



17,23 1 2 3 4 5 

1 

16,37 

1 653 

! 119 

81 

i 

11,14 

10,70 

1 067 

77 

| 

52 

4.8s 

4.08 

467 

34 

23 

6.90 

6.62 

661 

48 

32 

24,03 : 

23,10 

2 305 

167 

113 

i 

1 

30.39 

• 

29.37 

2 931 

i 

212 

1 

j 144 

9.32 

8.:hj 

894 

65 

44 

104,n 

100.no ! 

9 978 

722 

489 
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i' 

Lohn 


Stoffkosten 

Verteilung der Kosten der Unterhaltung 
und Erneuerung auf Lohn und 

j überhaupt 

v. H. 

| überhaupt 

I v.H. 

Stoffkosten: 


i 

1920 


a) Unterhaltung 





.- 

Oberbau. 

einschließl. 

| 10 767 166 

1 80,72 1 

2572143 

j 19,28 

Lokomotiven. 

> Erneuerung: 

8077 060 

53,91 

6904 734 

1 46,09 

Personenwagen . . . 

einzelner 

3 726612 

58.24 

2 671648 

! 41.76 

Güterwagen. 

Teile 

3 431979 

46,72 

3 913094 

53,28 

b) Erneuerung 


1 




Oberbau. 


1 213 494 

1 22,09 , 

! 4280663 

79,91 

Lokomotiven. 

. 

550 391 

29,8j 

1 293 652 

70,io 

Personenwagen . . . 

.i 

363 399 

23,90 

1 153 699 

76.oo 

Güterwagen. 

. 

533 055 : 

13.8.4 

3 322 181 

86.i: 




192 1 


a) Unterhaltung 


1 

- 



Oberbau ...... 

einschließl. 

10513 987 i 

69,17 

4 685 521 

30,.*! 

Lokomotiven. 

Erneuerung 

7 397 060 1 

46,79 

8 411 444 

53,21 

Personenwagen . . . 

einzelner 

3 318 694 

o3,8-i 

2 844 907 

46.10 

Güterwagen ...... 

Teile 

3 021037 

45,70 

3 582 340 

54.20 

b) Erneuerung 






Oberbau. 


1 082 G70 

15.14 

6 069 618 

84,so 

Lokomotiven. 


639 297 

28,69 

1 597 059 

71,41 

Personenwagen .... 


386 305 

22,97 , 

1 317 979 ; 

77.:*.3 

Güterwagen. 


306 249 

8.64 

3 278 464 

l 91. Ki 


C. Abschluß. 


Es betragen: 

die Einnahmen des Eisenbahnbetriebs. £ 

„ Ausgaben r r .. 

Mithin: 

Fehlbetrag.„ 

Uberschuß. . . . „ 

auf 100 £ der Betriebseinnahmen.„ 

„ 1 Bahnmeile.„ 

„ 1000 Zugmeilen.„ 

„ 1000 Lokomotivmeilen.„ 

„ 100 £ des Anlagekapitals.„ 

Dem Erträgnis der Eisenbahnen treten hinzu: 

aus dem Omnibus- usw. Verkehr. r 

„ « Frachtfuhrverkehr. „ 

„ „ Dampfschiffbetrieb.„ 

„ „ Kanalbetrieb.„ 

* Werft- und Hafenanlagen ...... r 


19 2 0 1 9 2 1 


245292 062 
241 397 848 


+ 3 894 214 
+ l,w 
+ 164 

+ 11 

+ 7 

+ 3, «iS 

35 016 

— 32 403 

— 276 014 

— 466 246 

— 983 328 


227 333 006 
^6 721 249 


— 9388 243 

; — 4,m 

— 395 

— 29 

— 19 


— 15 501 

+ 6 502 

— 729 559 

— 332 558 

— 334 114 
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aus dem Betrieb von Gasthäusern« Er¬ 
frischungsräumen, Speisewagen usw. . £ 

* sonstigen Nebenbetrieben.„ 

an Staatszuschüssen.„ 

so daß sich für den Eisenbahnbetrieb und seine 
Xebenbetriebc eine Reineinnahme ergab von „ 
dazu: 

Zinszuschüsse für einzelne Bahnstrecken, 
Einnahmen aus Land- und Gebäudebesitz, 
aus Bergwerken und sonstigen gewerb¬ 
lichen Unternehmungen, aus Rücklage¬ 
fonds usw., Übertrag aus dem Vorjahr, 
zusammen. „ 

mithin verfügbarer Jahresertrag.„ 


;! 1920 

ii + 639715 

— 11745 

l i +46 019086 


192 1 


+ 465890 

— 6962 

+53211280 


48 748 263 42876 735 


5 820 559 11016 791 

| 54 668 822 53 893 626 


An Zinsen und Gewinnanteilen wurden 
gezahlt: 

auf Anleihen. 

„ schwebende Schulden. 

., Rentenschulden. 

Vorzugsstammaktien: 

mit Zinsbürgschaft. 

ohne * . 

,, Stammaktien. 

„ das gesamte Anlagekapital im 
Durchschnitt. 


f 1920 | 

192 1 

i! vom H 

ij des 

' Nenn- 
( betrags j 

undert 1 

des ein- 
gezahlten 
Betrags 

vom Hundert 
| des 1 des ein- 

1 Nenn- gezahlten 

betrags | Betrags 

4,31 i 

4,31 | 

4,47 

4,46 

1 3,41 

3,90 1 

3,41 

3,91 

1, 4,38 

f 

4,63 ' 

4,38 

4,63 

| 3,m 

4,68 

3,91 

1 4.68 

3, 

4,14 

3.60 

| 4,07 

3,05 

4.89 1 

3,89 

4.8.1 

1 3,73 

1 

4.39 

3,‘o 

! 4,35 
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Die Eisenbahnen in Britisch-Indien 1921/22 *>. 

(Nach dem Verwaltungsbericht: Band 1, Calcutta 1922; Band 2, Simla 1923.) 


Das Bahnnetz Britisoh-Indiens umfaßte am 31. März 1922 insgesamt 

37265.67 Meilen Bahnstrecken: 18318,56 Meilen hatten eine Spurweite von 

1.67 m, 15 270,93 Meilen eine Spurweite von 1 m, 3049,77 Meilen eine Spur¬ 
weite von 0,76 m und 626,4i Meilen eine Spurweite von 0,eo m. Von den 
breitspurigen Bahnen waren 2827,75 Meilen zweigleisig, 30,88 Meilen 
drei-, 62,57 Meilen vier-, 2,24 Meilen fünf- und 0,85 Meilen secbsgleisig. 
Von den Meterspurbahnen waren 139,49 Meilen doppelgleisig. Die Schmal¬ 
spurbahnen waren durchweg eingleisig. 

Zum Bau genehmigt oder schon im Bau waren Ende März 1922 
1823,58 Meilen eingleisige und 315,eo Meilen mehrgleisige Bahnstrecken. 

Au Anlagekapital waren am Schluß de9 Berichtsjahre insgesamt 
6 560 624 000 Rupien, auf 1 Bahnmeile im Durchschnitt aller Bahnen 
176 050 Rupien verwendet (1 Rupie = 1,36 ok). Von dem gesamten An¬ 
lagekapital kamen 1417 056000 Rupien (21,60%) auf Fahrzeuge. 

Gleislänge. 


1 

Durchgehende . 

Gleise j 

Nebengleise 

zusammen 



Meilen 


Breitspurbahnen. 

Meterspurbahnen. 

Schmalspurbahnen. 

21412,16 ' 

15 410,42 

3 676,18 

5 926,98 

2 693,05 
380,91 

27 338,u 

18103,47 
4057,12 

zusammen . . . . . 

40498,76 

8 999,97 

49 498,73 

Fahrzeugbestand. 



'i 

Lokomotiven 

Personenwagen 
und in 

Personeiizügen 
'laufende Wagen 

1 

Güterwagen 

Breitspurbahnen. 

Meterspurbahnen. 

Schmalspurbahnen. 

6 436 

2 865 

531 

13 712 

9 559 

1969 

146 371 
56833 
6625 

zusammen .... 

9 832 

25 240 

209829 


*) Vgl. Archiv ftir Eisenbahnwesen 1914 S. 5-19, 1923 S. 444. 
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Im Durchschnitt auf 10 Bahnmeileu: 

Breitspurbahnen. 

Meterspurbahnen. 

Schmalspurbahnen. 

überhaupt . . . . 


Lokomotiven 


Personenwagen i 
und in 

PeraonenzUgen I 
laufende Wagen I 


3,51 7,49 

1,88 I 0,26 

1,44 1 5,36 


2,64 


2,77 


Güterwagen 


79,90 

37,29 

18,02 


56,31 


Als Personenwagen sind mitgezählt worden: 809 Gepäckwagen, 
88 Gefangenenwagen, 32 Post- und 561 Post- und Gepäckwagen, 2677 zum 
Teil mit Personen- oder Postabteilen eingerichtete Bremswagen, 980 Stal¬ 
lungswagen für Pferde und 545 Plattformwagen zur Beförderung von 
Kutsch- und anderen Wagen. 

Unter den Güterwagen befanden sich 130 910 bedeckte (davon 
30566 für Militärgut), 4555 Viehwagen, 37114 offene mit hohen Seiten¬ 
wänden (davon 4107 für Militärgut), 14 980 offene mit niedrigen Seiten¬ 
wänden (davon 4951 für Militärgut), 4292 Holz- und Schienenwagen, 
1116 Kesselwagen und 483 Kranwagen. 


Leistungen der Züge. 


1 

1 

1917/18 

1918 19 

1919,20 

1920/21 

1 1921,22 

1 

1 


1000 

Z u g m € 

i i 1 e n 


Personenzüge. 

44 407 

44117 

j 52092 

58 016 

j 

60 617 

Güterzüge. 1 

72 528 

74 283 

70 061 

67 010 

63 180 

Gemischte Züge. 

1 34 618 

34 240 , 

34 169 

32254 

30 402 

Züge aller Art.! 

157 036 

158 588 

162161 

| i 

161 802 

1 160 155 

| 

Im Durchschnitt kamen auf 1 Bahn¬ 

' 





meile . 1 

! l 

Z u 

g m e i 1 

e n 


Personenzüge. 

1 222 

1 205 

1 418 

; 1567 

1 627 

Güterzüge.' 

! 1 996 

2029 ■ 

1 907 ! 

1810 

1 695 

Gemischte Züge. 

, 953 i 

935 ' 

930 | 

871 , 

816 

überhaupt . . . 

i 4 322 

i 

4 331 1 

4414 

4 370 

4 298 


Personenverkehr. 


1 . 


1919/20 1920/21 1921/22 

Zahl der beförderten Keisenden: - - - - - - 


1. Klasse. 

1 108 200 

1 148 500 

1084 900 

^ * . i 

6 439 100 

7 128 500 

6 491 600 

Zwischenkla^se . 

10 200600 

11 749600 

10 653 800 

3. Klasse. 

460 305 800 

490 280400 

! 490 733 700 

auf Fahrkarten mit Preisermäßi- ' 
gung. 

41973 700 1 

48 939 100 

l 

i 

52365100 

i; 

zusammen . . . . i 

520 027 400 

559246100 

661 829 100 
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i 1919.20 

1920/21 

1921/22 

2. Gefahrene Personenmeilen . . . 

20614612000 

20 985 008 000 

19 794 595 000 

auf 1 Bahnmeile. 

561 171 

566 718 

531 175 

auf 1 Zugmeile der Personen- 




und gemischten Züge .... 

1 239 

232 

217 

3. Durchschnittliche Beförderungs- 

! 



strecke eines Reisenden: 




1. Klasse.Meilen 

1 139,16 

130,55 

120,98 

2. , 

1 85,63 

77,81 

74,03 

Zwischenklasse. „ 

75,85 

71,66 

72,08 

3. Klasse. * 

40,73 

38,73 

36,58 

auf ermäßigte Fahrkarten 

9,18 

9,16 

8,89 

überhaupt. 

39,64 

37,52 

35,26 

4. Einnahme (1000 Rupien): 




1. Klasse. 

1*2 880 

13 048 

13 847 

2- „ 

21 794 

22649 

22 963 

Zwischenklasse. 

16 908 

19119 

17 780 

3. Klasse. 

276 891 

289125 

284 183 

ermäßigte Fahrkarten. 

3096 

3 724 

4 158 


zusammen . 

. . . 

331629 

347 665 

342931 

Gepäck, Eilgut usw. . . . 

. . . 

69 064 

60 858 

60 431 

zusammen . 


390693 

408 523 

403 362 

auf 1 Bahnmeile .... 

Kup. 

10 635 

11 033 

10824 

auf 1 Zugmeile der Per- 





sonen-und gemischten 





Züge. 

» 

4,53 

4.53 

4.43 

5. Durchschnittsertrag: 





a) auf einen Beisenden: 





1. Klasse. 

Rup. 

11,62 

11,36 

12,76 

2. * . 


3,38 

3,18 

3,54 

Zwischenklasse .... 

V 

1 ,66 

1,63 

1,67 

3. Klasse. 

„ 

0,60 

0,59 

0,58 

auf ermäßigte Fahrkarten 

„ 

0,07 

0,08 

0,08 

überhaupt . 

n ' 

0,64 

0,62 

0,61 

b) auf eine Personenmeile: 





1. Klasse. 

Pie i) 

16,01 

16.72 

20,25 

2. „ . 

„ 

7.59 

7,84 

9,18 

Zwischenklasse. 


4,21 

4,36 

4.45 

3 . Klasse. 

w 

2.84 

2,92 

3.04 

auf ermäßigte Fahrkarten 

*1 

1,51 | 

1,60 

1,71 

überhaupt. 

t » ' 

3,09 

B.is : 

3.33 

Dio Steigerung des 

Personenverkehrs 

in den letzten 50 Jahren 


zeigt nachstehende Übersieht der Zahl der beförderten Weisenden: 


1872 . 20 847000, | 1902 . 196 048 000, 

1882 . 58876000, I 1912 . 417 229000, 

1892 . 127 420000, | 1921/22 . 561 329 000. 

4 ) 1 Rupie = IG Annas zu 12 Pie; 1 Pie mithin = 0,0052 Rupie. 
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1066 Dk) Eisenbahn««!! dn Briti9ch-Indien 1901/22. 

Güterverkehr. 


1. Beförderte Gewichtsmengen (1000 | 
Tonnen; lTonne = 1016,3 kg): | 

Frachtgut aller Art. 

Militärgut.. 

Kohlen, Koks und Preßkohlen . 

Dienstgut. 

Lebende Tiere 1 ). 

1919/20 

1920/21 

1921/22 

4 576,7 

156,3 

2 138,8 

1 862,3 

28,9 

4 614,7 

106,5 

2184,5 

1 822,9 

25,6 

4 650,i 

74,8 

1 876,5 
2001,0 

22,4 

zusammen . . . . 

8 763,0 

8 754,2 

8 624,8 

2. Gefahrene Tonnenmeilen . . . . 

20 401656000 

’ 19 920 888000 

17 736009 000 

auf 1 Bahnmeile. 

auf 1 Zugmeile der Güter- und 

555 374 


637 981 

475 934 

gemischten Züge.‘ 

3. Durchschnittliche Beförderungs- 

1% 


200 

190 

strecke einer Tonne . Meilen 

4. Einnahme (1000 Rupien): 

232,33 

227,56 

' 

205,57 

Frachtgut aller Art. 

344 221 


353 025 

379 173 

Militärgut.I 

13464 


9 653 

7006 

Kohlen, Koks und Preßkohlen . 

78949 


82050 

72 876 

Dienstgut.. 

27 409 


26 451 

27 821 

Lebende Tiere. 

Sonstigo Güter, Nebengebühren j 

5 184 


5 155 

5 287 

UMV. 

1 938 


3 620 

8 069 

zusammen . . 

471 160 


479 954 

495 232 

auf 1 Baknmeile.Kup. 

auf 1 Zugmeile der Güter¬ 

12 826 


12 962 

13 289 

und gemischten Züge . „ 

3. Durchschnittsertrag: 

4.53 


4,84 

5,29 

einer Tonne. ., 

5,38 


5.18 

5,74 

einer Tonnenmeile. . . Pie j 

4,43 


4,62 

5,36 

Pio beförderte Gewichtsmenge und die 

Einnahme betrug bei den 

einzelnen Warengattungen: 






1920/21 



1921/22 


• 

Millionen inloMillion 

Millionen in lOMillion. 


Tonnen Rupien 

Tonnen Rupien 

Kohlen, Koks und Preßkohlen . . 

i 

21,86 

8,21 

18,73 

1 

7,30 

Eisenbahn-Oberbaustoffe . ... 

18,22 

2,64 

! 20,oi 

j o 78 

Weizen nnd Weizenmehl. 

3,24 

2,80 

2,35 

' 1,83 ' 

Reis. 

4,63 1 

3,n 

4,85 

3,37 

Andere Getreidearten. 

4,90 

3,68 

5,13 

I 4,21 

Steine. 

3.05 

0,72 

2,79 

0,69 

Metalle. 

3,30 1 

2,27 

2,82 

2,10 

x ) Als Durchschnittsgewicht wind gerechnet: für ein Pferd, einen Ponny oder 

ein Rindvieh 0.25 t. für einSehof, eine Ziege usw. 0,025 t, für einen Elefanten. 2.50 t. 
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1920/21 

1921/22 . 

Millionen 

Tonnen 

in 10 Million. 
Rupien 

Millionen 

Tonnen 

in 10 Million. 
Rupien 


Salz. 

2.24 

1 .47 

1 2,30 

1,61 

Holz.. . 

2.25 

1.03 

2,38 

1.12 

Zucker. 

1,76 

1.52 

2,18 

2,52 

Oel und Oelsaat. 

2.89 

2,52 

3,05 

3,10 

Baumwolle und Garn . 

1,96 

4.04 

2,16 

4,81 

Kalk, Kreide usw. 

1,25 

0.38 

1,43 

0,40 

Jute, Jutesacke. 

3,72 

1.57 

1,32 

1,29 

Futtermittel. 

1,21 

0,86 

1 .23 

0,80 

Andere Waren und Erzeugnisse . 

13.06 

11.15 

13,47 

11 ,59 

zusammen . . . 

87.54 

47,97 

86,25 

49,52 


In den letzten 50 Jahren wurden Gütermengen befördert: 

1872 . 3 535000 Tonnen, 1902 . 45 537 000 Tonnen, 

1882. 14833000 - , ! 1912 . 78475000 „ , 

’892 . 26 335 000 „ , , 1921/22 . 86248000 „ . 


Finanzielle Ergebnisse (in 1000 Rupien). 



j 1919/20 

1920/21 

1921/22 

i 

A. Einnahmen. 

1. Personenverkehr. 

1« 1 

im ganzen 

% 

1 

;im ganzen 

% 

im ganzen 

1 % 

i 

390693 1 

45,28 

408523 

1 45,98 

403 362 

44,89 

2. Güterverkehr.i 

472160 

54,72 

: 479 954 

; 54,02 

495 232 

55,11 

3. Zusammen Verkehrseinnahmen 

862 853 

96,7 t 

888 477 - 

96,59 

I 898 594 

96,74 

auf 1 Zugmeile. 

! 0,00533 , 

— 

0,00549 ^ 


| 0,00561 

-— 

4. Depeschengebühren . 

1801 ! 

0,20 

1664 

0,18 

| 1488 

0,16 

5. Dampfscbiffbetrieb. 

2 749 

0,31 

| 2502 

0,27 

1 2993 

0,32 

6. Verschied, sonstige Einnahmen 

24 129 

2.71 ! 

1 27233 

2,96 

1 25792 

2,78 

zusammen . . . 

891532 

100,oo ' 

919 876 

100,00 

! 928 867 

100.no 

auf 1 Bahnmeile. 

24,269 

| 

24,843 

— 

24,925 

— 

auf 1 Zugmeile. 

0,00550 


0,00569 

— 

0,00580 

' — 

B. Ausgaben. 

1. Unterhaltung der Bahn und der 
baulichen Anlagen 1 ) .... 

93 855 

i 

10,53 

1 

119 488 

12,99 

143 328 

| 15.43 

2. Unterhaltung und Erneuerung 
der Lokomotiven, Kosten 
der Zugkraft. 

117268 

i 

i 

i 

19,88 i 

208 768 | 

! 

22,70 

254 203 

27.37 

3. Unterhaltung und Erneuerung j 
derPersonen- u.Güterwagen i 

65016 

7,29 

i 73 055 

7,94 

93 956 

10,11 


‘) Der Tonnenpreis betrug: für Schienen 1913 14 100, 1921/22 153 Rupien; 
für Kleineisen 130 und 185 Rupien. 
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1919/20 j 

\~ 1920/21 j 

1921/22 


I 

im ganzeu 

! % i 

im ganzen 

! % ' 

• il 

im ganzen 

: % 

4. Betriebs- und Verkehrsdienst . 

85071 

9,54 1 

106 105 

i 1 

1 11.58 ! 

112366 

12,io 

5. Allgemeine Verwaltung .... 

|l 37 837 

4,25 

46 978 

5,11 j 

51612 

6,56 

6. Dampfschiff betrieb. 

| 3022 

0,84 j ! 

3 137 

0,34 

3 427 

0,87 

7. Verschied, sonstige Ausgaben 
einschließl. der Rücklagen 
in den Sparfonds der Be¬ 
diensteten . 

1 

, 

| 43 091 

1 

4,83 

; j 

t 

44 177 | 

il 

4,80 

48152 

5,18 

zusammen einschließlich der 

1 

,1 

i 

'1 
■ 1 




Ausgaben einzelner kleiner | 
Bahnen, die unter den lfd. | 
Nummern 1 — 7 nicht nach- ■' 


gewiesen sind . 

506 566 

& 

00 

tv 

602904 

65,54 1 

707 995 76.22 

auf 1 Bahnmeile .... 

13,789 

— 1 

16,274 

1 

18,998 i — 

auf l Zugmeiie. 

0,00313 

— . 

0,00373 

— 

0,00442 — 

C. Ueberschuß . . . . 

384 967 

43,18 

316 972 

34,46 

220872 23,:s 

auf 1 Bahnmeile . 

10.480 

— 1 

8.556 

_ 1 

5,927 — 

auf 1 Zugmeile . 1 

0,00237 


0,00196 

— 

0,00138 — 

in % des Anlagekapitels . . . 

6,80 

— 

5,06 

! 1 

3,41 — 


Zahl der Beamten und Arbeiter. 

: 1919/20 1920/21 1921/22 


Europäer.•. 

Anglo-Inder. 

Inder. 

6 943 

10 866 

695 269 i 

7 281 

11 940 

729 789 ! 

6 858 

11831 

735 789 

i 

Zusammen. 

i 

713 078 , 

749010 

754 478 

auf 1 Bahnmeile. 

19,41 

1 

20.23 

20,25 

An Gehältern und Löhnen wurden 

1 



gezahlt.Kup. 

— 

266 802862 , 

289 020 439 

auf den Kopf.. 

— 

356 

383 

auf 1 Bahnmeile. „ i 

— 

7 205 

7 756 


Die für die Beamten und Arbeiter eingerichtete Sparkasse hatte 
am 31. März 1922 einen Bestand von 206 752 512 Rupien. Hiervon waren 
von freiwilligen Mitgliedern, deren Zahl am 31. März 1922 13 580 betrug, 
831 709, von Pflichtmitgliedern (1S2 729 am 31. März 1922) 71458162 und 
von den Eisenbahnen 65 307 341 Rupien eingezahlt. 
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1920/21 1921/22 


Zusammenstöße zwischen Zügen, Zugteilen und ein¬ 
zelnen Lokomotiven. 

Entgleisungen von Zügen, Zugteilen und einzelnen 
Lokomotiven. 

Andere Ereignisse, bei denen Menschen getötet oder 
•verletzt zu werden pflegen: 

Ueberfahren der Merkzeichen. 

Einfahrt in Stationen mit zu großer Geschwin¬ 
digkeit . . 

Ueberfahren von Tieren und sonstigen Hinder¬ 
nissen .. 

Ueberfahren von Schranken von Bahn- und 
Wegübergängen in Schienenhöhe. 

Platzen vcn Lokomotivkesseln.. . 

Ueborschwemmung des Bahnkörpers. 

Erdrutsch in Einschnitten und Dämmen . . . 
Feuer in Zügen . 

Feuer auf Bahnhöfen, Schäden an Brücken, 
Viadukten usw. 

Sonstige Ereignisse. 

zusammen. 

auf 10 Bahnmeilen .... 


319 

323 

1 

3 549 

4 309 

i 

i 

157 

i 92 

79 

45 

7 468 

7 798 

42 

25 

4 

1 

83 

139 

49 

47 

534 

488 

138 

126 

835 

710 

13 257 

14 103 

3,13 

3.73 


Zahl der bei den Betriebsunfällen verunglückten Personen. 


1920/21 1921/22 



getötet 

verletzt | 

getötet 

verletzt 

Reisende. 

auf 1 Million Reisende .... 

auf 1 Million Personenmeilen. 

Bahnbedienstete. 

Fremde. 

143 

0.256 

0,007 1 
37 1 

29 

i 

275 

0,492 

0,013 

188 

37 

1 181 

0,323 

0,009 

1 28 

1 18 

228 

0,406 

0,012 

134 

32 

zusammen . . . 

209 1 

1 

500 

- 

227 

394 
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Die Eisenbahnen dn Britisch-Indien 1921/22. 

Sonstige Schaden. 


Schäden an der Maschinerie der Lokomotiven, 

Brüche und Sprünge usw. . . 

Platzen von Siederohren der Lokomotiven . . . . 

Radreifenbrüche. 

Radbrüche. 

Achsbrüche. 

Schäden an den Bremsvorrichtungen der Wagen . 
Schäden an den Zugvorrichtungen und Kupplun¬ 
gen der Wagen.. . . 

Schäden an Brücken, Viadukten, Durchlässen usw. 
Schienenbrüche. 

zusammen. 

Gesamtzahl der Betriebsunfälle und Schäden . . . 


1 j 

1920/21 

. i 

1921/22 

2024 

1 780 

401 

373 

21 

7 

12 1 

15 

184 

102 

37 . ! 

‘ 23 

i 

3 098 

2 575 

j 4 | 

o 

391 ' 

379 

| 6172 

5 256 

19 429 

19 359 
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Kleine Mitteilungen. 


Über die Förderung des Baues von Kleinbahnen durch die Pro¬ 
vinzial-Kommunal-) Verbände. Seit der letzten Veröffentlichung im 
Archiv für Eisenbahnwesen, 1923, S. 169, 170, sind von nachstehenden 
Provinziallandtagen Beschlüsse von allgemeiner Bedeutung gefaßt 
worden: 

1. Provinz Ostpreußen. 

(Beschluß des Provinziallandtags vom 16. März 1923.) 

Die durch die früheren Landtagsbeschltisse, zuletzt vom 12. März 
1919 (Zeitschrift für Kleinbahnen, 1919, S. 431), betreffend die Förderung 
des Baues von Kleinbahnen, dem Provinzialausschuß bis zur Höhe von 
jährlich 570000 <M zur Verfügung gestellte Summe wird für das Rech¬ 
nungsjahr 1923 und die folgenden Jahre um weitere 80000 <M, erhöht. 

(Beschluß des Provinziallandtags vom 17. März 1923.) 

Die Festsetzungen, betreffend die Unterstützung von Kleinbahnunter¬ 
nehmungen in der Provinz Ostpreußen (Beschlüsse des Provinzialland¬ 
tags vom 24. Februar 1897, 7. März 1906 und 25. Februar 1907 — Zeit¬ 
schrift für Kleinbahnen, 1897, S. 325, 1906, S. 337 und 1907, S. 650 —) sind 
durch den Provinziallandtagsbeschluß vom 17. März 1923 im Absatz 3, 
b und c, geändert und lauten jetzt wie folgt: 

Die Unterstützung von Kleinbahnunternehmungen kann geschehen 
durch Übernahme von Vorarbeiten, 

durch Einräumung unentgeltlicher Benutzung der Provinzial- 
chausseen und 

durch Gewährung von Barmitteln 
unter den weiter festgesetzten Bedingungen: 

1. Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, die Vorarbeiten für de<n 
Bau von Kleinbahnen in dean Umfang, wie solche nach § 5 des Klein- 
bahngesetzee und der dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen mit 
dem Antrag auf Genehmigung der Kleinbahnanlage vorgelegt werden 
müssen, und unter Berücksichtigung der in den Bedingungen für die Be¬ 
nutzung der Provinzialchausseen hinsichtlich der einzureichenden Zeich¬ 
nungen usw. getroffenen Festsetzungen auf Kosten des Provinzial¬ 
verbandes mit der Maßgabe ausführen zu lassen, daß die Antragsteller 
verpflichtet sind, die Hälfte der durch die Ausführung der Vorarbeiten 
entstehenden Kosten zu erstatten. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1923. 70 
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Die für Vorärbeiten verausgabten Beträge werden in -den Bau¬ 
anschlag aufgenommen und kommen im Fall der Bauausführung zur 
Rückerstattung. 

Die Vorarbeiten bleiben so lange Eigentum der Provinzialverwal¬ 
tung, bis .das Unternehmen zur Durchführung gebracht ist. 

Wird eine zur Prämiierung vorgelegte Kleinbahn innerhalb fünf 
Jahre nicht ausgebaut, so hat der Antragsteller gegen Rückgabe der 
Vorarbeiten die von der Provinz verauslagten Vorarbeitskosten zurück¬ 
zuzahlen. 

2. Voraussetzung für die unentgeltliche Benutzung der Provinzial¬ 
chausseen und die Gewährung von Barmitteln ist 

a) die Ausbauwürdigkeit der Linie im öffentlichen Verkehrs- 
interesse; 

b) die Beteiligung des Kreisverbands, in welchem der Bau zur 
Ausführung gelangt, oder dem Kreis angehöriger Korporationen 
mit Leistungen, deren Wert mindestens der von dem Provinzial¬ 
verband gewährten Beihilfe entspricht. 

Für die Vervolletändigung bestehender Kleinbahn¬ 
unternehmungen kann von der Beteiligung der an dem Unternehmen 
'beteiligten Kreisverbände oder dem Kreise angehöriger Korpo¬ 
rationen als Voraussetzung für die weitere Beteiligung des Pro¬ 
vinzialverbandes teilweise oder ganz abgesehen werden, sofern ein 
mindestens der Provinzialbeihilfe entsprechender Betrag anderweitig, 
jedoch ausschließlich staatlicher Beihilfen aufgebracht wird. 

c) Die Wahrung eines dem öffentlichen Interesse entsprechenden 
Einflusses der Provinzialverwaltung auf den Bau, den Betrieb 
und die sonstigen die Rentabilität des Unternehmens bedingenden 
Einrichtungen; 

d) die Zulassung der unentgeltlichen Benutzung der öffentlichen 
Wege des Kreises und der Gemeinden innerhalb der technisch 
zulässigen Grenzen; 

e) die Einräumung des ausschließlichen Vorrechte auf den Erwerb 
der Bahn seitens des Unternehmers oder der beteiligten Kreise 
und Gemeinden an die Provinz, unbeschadet des gesetzlichen 
Vorkaufsrechts des Staats. 

3. Die Gewährung von Barmitteln geschieht entweder durch die 
Bewilligung fortlaufender Zuschüsse oder durch die Gewährung von 
Anlagekapital, übernähme von Aktien usw. 

a) Die hier erforderlichen Mittel werden wie die übr*en Pro¬ 
vinzialabgaben aufgebracht, soweit sie nicht aus dem Dotations¬ 
gesetz gedeckt werden (§ 41 des Kleinbahngesetzes). 

b) Innerhalb der zur Verfügung stehenden Mittel kann der Pro¬ 
vinzialausschuß mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 ab jährliche 
Zuschüsse zur Verzinsung und Tilgung eines Teils des Anlage¬ 
kapitals in den Grenzen von % bis höchstens V* desselben auf 
den Provinzialverband mit der Maßgabe übernehmen, daß die 
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Zuschüsse bis zur Tilgung des Anlagekapitals, aber nicht über 
die Dauer von 43 Jahren hinaus, zur Zahlung gelangen. 

c) Die Beteiligung mit Kapital, Aktien usw. darf vcan 1. Oktober 
1922 ab ebenfalls nur Vk bis höchstens V* des Anlagekapitals 
betragen. Insoweit eine derartige Beteiligung stattfindet, ver¬ 
ringert sich die Befugnis, jährliche Zuschüsse zur Verzinsung 
und Tilgung (vgl. Ziffer 3 b) zu bewilligen. Die erforderlichen 
Mittel sind durch Anleihen aufzubringen, die in längstens 
43 Jahren getilgt 6ein müssen. 

d) In das der Berechnung zugrunde zu legende Anlagekapital darf 
eine Einrechnung von Grunderwerbskosten und Nutzungs¬ 
entschädigungen nur stattfinden, sofern sich auch der Staat an 
diesen Kosten beteiligt. 

e) Von dem Anlagekapital sind etwaige vcm Staat & fonds perdu 
gewährte Beihilfen stete in Abzug zu bringen. 

f) Unternehmern von Kleinbahnen, welche nicht mehr als die Pro¬ 
vinz leisten, sollen besondere Vergünstigungen bei Verteilung 
des Reingewinns nicht zugesichert wenden. 

g) Zur Unterstützung von Kleinbahnunternehmungen innerhalb 
eines Kreises darf der Provinzialausschuß in der Regel ins¬ 
gesamt an jährlichen Zuschüssen nicht mehr als 15000 <M, oder 
an Kapitalzahlungen nicht mehr als 333 333 «4? bewilligen. Et¬ 
waige Überschreitungen dieser Zuschüsse an einzelne Kreise 
bedürfen der Genehmigung des Provinziallandtags. 

Handelt es sich um Provinzialbeihilfen zur Vervoll¬ 
ständigung bestehender Kleinbahnunternehmungen, so ist die 
Genehmigung des Provinziallandtags nur dann einzuholen, wenn die 
Gesamtsumme der Provinzialbeteiligung größer ist als des Vielfache 
von 333333 M und der Zahl der beteiligten Kreise. 

Die Anrechnung der für Vervollständigungen be¬ 
stehender Kleinbahnunternehmungen gewährten Provinzialbeihilfe 
auf die an dem Unternehmen beteiligten Kreisverbände hat durch 
den Provinzialausschuß, entsprechend dem für die einzelnen Kreise 
anzunehmenden Intresse, zu erfolgen. 

4. Die „Bedingungen für die Benutzung der Provinzialchausseen 
der Provinz Ostpreußen zur Anlage von Kleinbahnen“ sind mit der Fest¬ 
setzung maßgebend, daß der Provinzialausschuß ermächtigt ist, in be¬ 
sonderen Fällen von den dort getroffenen Festsetzungen ausnahmsweise 
abzuweichen. 

11. Provinz Brandenburg. 

(Beschluß des Provinziallandtags vom 20. Februar 1923.) 

Zur weiteren Verstärkung des Eisenbahnfond« (vgl. Archiv für 
Eisenbahnwesen, 1923, S. 170) wird eine Anleihe bis zu 50 Millionen 
M bewilligt und der Brandenburgische Provinzialausschuß ermächtigt, 
diese nach Bedarf unter möglichst günstigen Bedingungen aufzunehmen 
und dio Einzelheiten ihrer Ausführung — erforderlichenfalls auch im 
Wege der Ausgabe von Inhaberpapieren — zu bestimmen. 

70* 
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III. Provinz Pommern. 

(Beschluß des Provinziallandtags vom 31. Mai 1923.) 

1. Der Beschluß des 47. Provinziallandtags vom 13. März 1919 (Zeit¬ 
schrift für Kleinbahnen, 1919, S. 431) wird dahin abgeänidert, daß die 
Höchstgrenz für die Beteiligung des Provinzialverbands an den Pom- 
mer9chen Kleinbahnen von 16000 M auf 150000 <M, für 1 km festgesetzt 
wird. 

Die Beschränkung der Beteiligung auf Neubaustrecken kommt in 
Fortfall. 

II. 1. Zur Beschaffung der Mittel zur Förderung des Kleinbaihn- 
wesens ist eine weitere Anleihe von 230 Millionen <M aufzunehmen. 

2. Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, den Zeitpunkt und die 
Bedingungen für die Aufnahme der Anleihe festzusetzen. 

IV. Provinz Sachsen. 

(Beschluß des 36. Provinziallandtags von 1923.) 

Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, zur Förderung des Klein¬ 
bahnwesens in der Provinz Sachsen einen weiteren Kapitalbetrag von 
insgesamt 500 Millionen durch Aufnahme einer Anleihe zu be¬ 
schaffen und zu verwenden. Die dem Provinzialaueschuß zu {diesem 
Zweck zur Verfügung gestellte Summe erreicht damit die Höhe von 
543 Millionen <M. 

V. Provinz Westfalen. 

(Beschluß des Provinziallandtags vom 5. Dezember 1922.) 

Zur unmittelbaren Beteiligug des Provinzialverbands an hei¬ 
mischen Kleinbahnen sowie zur Bewilligung von Darlehen an notleidende 
nebenbahnähnliche Kleinbahnen innerhalb der Provinz wird der be¬ 
willigte Kredit von 5 Millionen (vgl. Zeitschrift für Kleinbahnen, 
1905, S. 473) auf 15 Millionen erhöht 

VI. Rheinprovinz. 

(Beschluß des Provinziallandtags vom 13. Juli 1922.) 

Der bisherige Kredit zur Förderung von Kleinbahnunternehmungen 
(vgl. Zeitschrift für Kleinbahnen, 1914, S. 436) wird von 55 Millionen auf 
95 Milionen cK erhöht. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung 

Rechtsprechung. 


Öffentliches Recht Schadenersatz. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, III. Zivilsenats, vom 26. Juni 1923, in Sachen des 
Lokomotivführers F. in K., Klägers nnd Revisionsklägers, wider das Deutsche 
Reich, vertreten durch die Eisenbahn-Direktion in H., Beklagten und Revisions¬ 
beklagten. 

Der Beamte, dem ein staatseigener Winterscbutzmantel zur Benutzung überlassen Ist, ist 
schadenersatzpflichtig, wenn er gegen die Bedingungen verstüüt, unter denen der Mantel ihm 
anvertraut und von ihm widerspruchslos angenommen ist 

T atbeetani 

Den Lokomotivführern wird seit jeher von der Eisenbahnverwaltung in 
jedem Herbst für den Winterdienst ein Mantel zur Verfügung gestellt, der Eigen¬ 
tum des Beklagten ist und! bleibt Da nach Kriegeende häufig Dicnstkleidungs- 
stüoke aus den den Beamten zur Benutzung überlassenen Dien stach ranken' ent¬ 
wendet wurden, erließ die Eisenbahndirektion in iH. am 27. September 1919 eine 
allgemeine Verfügung, in der sie unter Hinweis auf die Diebstahlsgefahr anord¬ 
nete, „daß die Schränke in den Aufenthaltsgebäuden nur von den Mn Ort 
tätigen Bediensteten währen d ihres Dienstes vorübergeh end 1 zur Auf¬ 
bewahrung von Sachen zu benutzen seien,“ und in der sie insbesondere den Zug¬ 
bediensteten untersagte, „während der Fahrt ihre Mäntel im verschlossenen 
Schrank zu lassen“. Durch die Verfügung vom 15. November 1919 wurde den 
Beamten bekanntgemacht, daß die Mäntel fortan auf die Dauer von 6 Jahren 
ausgegeben würden, daß während dieser Zeit die laufende Unterhaltung den In¬ 
habern obliege, daß sie die Mäntel nur iim Dienst und auf den Wegen von und 
zum Dienst tragen dürften und daß sie für Verlust und Beschädigungen aufzu¬ 
kommen hätten. 

Als der Kläger am 26. Januar 1920 früh bei seinem Dienstantritt auf dem 
Bahnhof in K. den ihm zugewiesenen Schrank öffnete, fehlte sein Dienst- 
mantel, dem er darin verwahrt hatte. Er war gestohlen worden. Am 1. Juli 1920 
kürzte die Eisenbahnverwaltung die Dienstbezüge des Klägers um 46 M als 
Ersatz für den abhanden gekommenen Mantel. Der Kläger hält diesen Abzug für 
unberechtigt und hat deshalb, nachdem sein Gesuch um Nachzahlung von der 
Eieenbahndirektion in H. und vom Reichsverkehrsministeriuin abschlägig be- 
schieden war, klagend die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 46 Ji 
nebst Zinsen verlangt. Das Landgericht und das Oberlandesgericht wiesen die 
Klage alb. Mit der Revision erstrebt der Kläger die Beachtung seines Berufungs- 
d. h. des Klageantrags. Der Beklagte hat Zurückweisung des Rechtsmittels 
begehrt. 
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Entscheidungsgründe. 

Die Revision vertritt die Ansicht, daß der Staat die Verwahrimg»- und 
Obhutpflicht hinsichtlich der Dienstmän/tel nicht auf die Beamten ab wälzen dürfe 
und daß sein/ Verlangeni, sie sollten die Mäntel nach jedesmaliger Beendigung des 
Dienste® in ihre Wohnung schaffen, gegen die gesetzlichen Vorschriften über den 
Achtstundendienst verstoße. Das letztere trifft unbedenklich nicht zu, denn von 
ihnen wird eine Beschäftigung wie das Mitbringen von Dienstbekleidungstücken 
zum Dienst und ihre Mitnahme vom Dienst überhaupt nicht getroffen. Der 
Beamte soll nichts weiter tun, als was er mit seinem eigenen Mantel tun müßte, 
wenn ihm der Staat diie Anschaffung eines solchen durch Gehalte Zuschläge oder 
durch Gewährung von Kleidergeldern ermöglichen würde. 

Was abeT die Frage anlangt, oh der Staat mit der Übertragung der Obhut¬ 
pflicht auf die Beamten diesen etwas ansinne, was ihnen gerechter- und billiger¬ 
weise nicht zugemutet werden könne, so ist davon auszugehen, daß das durch die 
Überlassung des Mantels zwischen dem Staat und dem Beamten begründete — 
Leiheähnlichö — Verhältnis, gleichviel ob man die Überlassung als eine Leistung 
im Rahmen der dem Staat dem Beamten gegenüber obliegenden Unterhaltpflicht 
oder als eine freiwillige oder durch dio Verhältnisse gebotene Lieferung eines zur 
ordnungsmäßigen Erfüllung d>e3 Dienstes erforderlichen ,,Geräte“ auffaßt, ledig¬ 
lich dem öffentlichen Recht angehört und den Beamten verpflichtet, die Bedin¬ 
gungen eintzuhalten, unter denen der Mantel ihm anvertraut und von ihm 
widerspruchslos angenommen ist. Hielt der Kläger die Anordnungen 
des Beklagten hinsichtlich der Behandlung des Mantels für unberechtigt und den 
Staat für verpflichtet, ihm mit dem Mantel auch einen sicheren Dienst raum 
zu seiner Aufbewahrung zu stellen, so mußte er das und seine Absicht, den im 
Tatbestand! wiedergegebeaien Verfügungen zuwider den Mantel während seiner 
dienstfreien Zeit in dem ihm zur Verfügung stehenden Bahnhofsschrank zu ver¬ 
wahren, der Eisenbahndirektion miHellen «und sie so in den Stand setzen, selbst 
die erforderlichen Obhutmaßnahmen zu treffen oder dasjenige zu tun, was sie 
sonst nach Lage des Falls für geboten erachtete. Er durfte sie aber nicht in 
dem Glauben lassen, er nehme den Mantel bis zu seiner endgültigen Rückgabe 
dauernd in seine Obhut und werde weisungsgemäß für seine Sicherheit sorgen. 
Dadurch, daß er sich schweigend über die Dienstvorschriften hinwegsetzte und 
den Mantel in einem der Bahnhofschränke verschloß, obschon ihm durch die 
Verfügung der Eisenbahndirektion vom 27. September 1919 die Diebstahlsgefahr, 
welcher der Mantel in ihm ausgesetzt wurde, amtlich bekanntgegeben und vor 
Augen geführt war, machte er von dem Mantel einen anderen als den bestimmungs¬ 
mäßigen Gebrauch und verstieß gegen die ihm zur Bedingung gemachte und von 
ihm widerspruchslos übernommene Obhutpflicht. Dieser Verstoß macht ihn eben¬ 
so schadenersatzpflichtig, wie er es beispielsweise bei der vertragswidrigen Be¬ 
nutzung einer naeji Maßgabe der §§ bOitf ff. BGB. entliehenen Sache sein würde 
(§§ 008, 276 a. a. 0.). Auch der Umstand, daß er nach seiner Behauptung außer 
dem Mantel noch Filzschuhe und Bettwäsche ständig zwischen seiner Behausung 
und seiner Dienststelle hätte hin und her tragen sollen, berechtigte ihn nacht, 
die Bedingungen, unter denen der Mantel ihm überlassen •und von ihm angenom¬ 
men war, außer acht zu lassen oder einseitig zu ändern. 

Die Revision war daher, wie geschehen, zurückzuweisen 
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Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Verordnung des Reichsministers der 
Justiz vom 13. August 1923 über Lohn- und Gehaltspfändung. 

(Reichs-Vcrkehrsblatt S. 339. Reick&gesetzbl. I S. 763.) 

Verordnungen des Reichsverkehra mi n i sters : 

Vom 29. August 1923 zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

(Reichs-Verkehrsblatt 3. 293. Reichsgesetzbl. II 3. 351.) 

Vom 16. September 1923 zur Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
vom 4. November 1904 und zur Eisenbahn-Signalordnung vom 
24. Juni 1907. 

(Reichs-Verkehrsblatt 3. 353. Reichsgesetzbl. II S. 372.) 

Bekanntmachungendes Reiche verkehr smi ni sters: 

Vom 17. und 31. August, 12. und 15. September 1923, betr. Änderung 
deß Militärtarifs für Eisenbahnen. 

(Reioli6-Verkehr»blatt S. 293, 294, 347 und 348. Reichsgesetzbl. II 
S. 349, 353, 370 und 371.) 

Vom 12. September 1923, betr. Verlegung der Reichsbahndirektion 
Osten. 

(Reiohs-Verkehrablatt S. 293.) 

R -V -Bl 

Erlasse des Reichsverk e h rsm i n is te r 6 : *s e [,’ e 


Vom 8. September 1923, betr. Eisenbahnausbesserungswerke 295 
Vom 9. und 22. September 1923, betr. Abnahme für Dritte 296 

350 

Vom 10. September 1923, betr. Ausführungsanweisung zu 

den Anstellungsgrundsätzen .296 

Vom 16. September 1923, betr. Eisenbahn-Bau- und Betriebs¬ 
ordnung, Signalbuch und Fahrdienstvorschriften . . . 357 
Vom 2. Oktober 1923, betr. Gebühren für fremde Starkstrom¬ 
leitungen auf Bahngelände.360 

Vom 2. Oktober 1923, betr. Neuausgabe des Reichelohntarif¬ 
vertrages .360 

Vom 23. September 1923, betr. Anschlußgebühren .... 349 
Vom 28. September 1923, betr. Aufhebung von Anordnungen 
aus Anlaß des Abbruchs des Abwehrkampfes an Rhein 

und Ruhr .351 

Vom 19. Oktober 1923, betr.'Leitfaden: Was haben wir bei 
unserer Ernährung im Haushalt zu beachten? .... 377 
Vom 23. Oktober 1923, betr. Zugverspätungen.378 


Preußen. Konzessionsurkunde vom 17. März 1923, betr. den Er¬ 
werb und Betrieb der Eisenbahn von Paulinenaue nach Neu¬ 
ruppin durch die Ruppiner Eisenbahn-Aktiengesellschaft und die 
Erhöhung des Grundkapitals dieser Gesellschaft auf 20 Millionen 
Deutscher Reichswährung durch Ausgabe weiterer Aktien 
im Betrag von 11930 000 JC 

(Anlage zum Reh-hs-Yerkehrsblatt S. 33.) 
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Österreich. Bundesgesetz vom 19. Juli 1923, B.-G.-Bl. Nr. 407, 
über die Bildung eines Wirtschaftskörpers „österreichische 
Bundesbahnen“ (Bundesbahngesetz). 

i 1. Zur Führung des Betriebes der Bundesbahnen wird unter der Firma 
„österreichische Bundesbahnen“ ein eigener Wirtschaftskörper gebildet. Diese 
Unternehmung hat ihren Sitz in Wien. Sie ist juristische Person und als Kauf¬ 
mann beim Handelsgericht in Wien zu protokollieren. 

§ 2. (1.) Die Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ hat das ge¬ 

samte Vermögen der Bundesbahnen mit allen damit verbundenen Rechten und 
Pflichten treuhändiig zu verwalten. (2.) Die Unternehmung „österreichische 
Bundesbahnen“ setzt die Betriebsfühnmg und alle «damit verbundenen Rechtsver¬ 
hältnisse der bisherigen Bundeäbahnverwaltung fort. Sie übernimmt daher euch 
die Führung des Betriebes der vom Bunde für eigene und fremde Rechnung be¬ 
triebenen Eisenbahnen, einschließlich der österreichischen Trajektanstalt und 
Dampfschiffahrt auf dem Bodensee sowie sonstiger Nebenbetriebe. (3.) Die 
Gebarung der „österreichischem Bundesbahnen“ ist bei Wahrung und Sicherung 
der allgemeinen Interessen nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen. Alle 
von den Bundesbahnen dm Interesse der Bundesverwaltung und im Interesse von 
Bumdesbetrielben gewährten Begünstigungen und übernommenen Leistungen sind 
besonders in Rechnung zu stellen. (4.) Insolange und insoweit die Ausgaben in 
den Einnahmen ihre Deckung nicht finden, wird der Abgang vom Bunde gedeckt. 
Der unter dieser Voraussetzung den Bundesbahnen zu leistende Bundeszuschuß 
ist im jeweiligen Bundesfinanzgesetz verfassungsgemäß sicherzustellen und der 
Unternehmung nach einem von ihr aufzustellenden und dem Bundeeministeriura 
für Finanzern vorzulegenden Jahresprogramm im monatlichen Teilbeträgen zu 
überweisen. 

§ 3. Die „österreichischen Bundesbahnen“ erhalten vom Bund ein Grund¬ 
kapital in der Höhe von 200 (zweihundert) Milliarden Kronen. 

S 4. (1.) Dio Bundesbahnangestellten der bisherigen österreichischen 

Bundesbahnen sind unter Weitergeltung der den Abbau regelnden Vorschriften 
(Bundesgesetz vorn 24. Juli 1922, B. G. Bl. Nr. 499, Verordnung vom 14. Februar 
1923, B. G. Bl. Nr. 91) in den Dienst der Unternehmung „österreichische Bundes¬ 
bahnen“ zu übernehmen. Die Bundesregierung wird ermächtigt, den auf die 
österreichischen Bundesbahnen entfallenden Teil der in der Verordnung vom 
14. Februar 1923, B. G. Bl. Nr. 91, festgesetzten Gesamtzahl der abzuibauenden 
Angestellten nach Anhörung des Vorstandes der Unternehmung zu «bestimmen, 
(2.) Die derzeit bestehenden Vorschriften über das Dienstverhältnis der Bundes- 
bahnanjgeetellten einschließlich der Bestimmungen über die Personalvertretung 
und über die Pensionen bleiben solange in Geltungi, bis sie durch Vereinbarung 
zwischen der Unternehmung und dem Zentralaussohuß des Personals der „öster¬ 
reichischen Bundesbahnen“ abgeändert werden. Eine den Bedürfnissen der kauf¬ 
männischen Betriebsführung anzupassende Neuregelung dieser Vorschriften ist 
bis spätestens 31. Dezember 1924 zu vereinbaren. (3.) Das Dienstverhältnis der 
im Eisenbahn-, Schiffahrts- und Luftfahrdienste des Bundesministeriums für 
Handel und Verkehr derzeit (böschäfügten Bundeeamgestelltem, die dn diesem Mini¬ 
sterium weiterverwendet worden, bleibt unverändert. Dagegen sind die Bundes¬ 
angestellten, die von den „österreichischen Bundesbahnen“ übernommen werden, 
in das Dienstverhältnis der Bundesbahnangestellten über Zufuhren. Bundeeange- 
stellte, dio einer solchen Überführung nicht zustimmen, sind nach den Vor¬ 
schriften über den Angestelltenabbau zu behandeln. (4.) Die Unternehmung 
„österreichische Bundesbahnen“ übernimmt die Ruhe- und Hmterbliebenenversor- 
gung aller in ihren Dienst übernommenen aktiven Bundesbahnbedieneteten. Sie 
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leistet ferner einen angemessenen, durch Vereinbarung zwischen dem Bund und 
der Unternehmung festzusetzenden Beitrag au den Lasten der Ruhe- und Hinter- 
bliebeneirvereorgung für die von der Unternehmung nicht übernommenen Bundee- 
bahnbediensteten und für die im Zeitpunkte der Übernahme der Betriebsführung 
durch die Unternehmung bereits im Ruhestande befindlichen Staatsbahn- und 
Bundesbahnbedi enß toten. 

§ 5. Die Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ hat nachstehende 
Organe: 1. der Vorstand (§§ 6 bis 9); 2. döe Verw&ltungskommiseion (SS 10 
bis 13). 

§ 6. (1.) Die „österreichischen Bundesbahnen“ werden durch einen Vor¬ 

stand geleitet. Dieser vertritt die Unternehmung gerichtlich wne außergerichtlich. 
Die Bestimmungen der Artikel 228 bis 231 des Handelsgesetzbuches finden auf 
den Vorstand sinngemäß Anwendung. (2.) Die Mitglieder des Vorstandes haften 
der Unternehmung für jeden Schaden, der aus der Vernachlässigung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes entsteht. Die Ansprüche der Unternehmung aus 
dieser Haftung sind durch die Verwaltungskommission geltend zu machen. 

§ 7. (1.) In bürgerlichen Rechtssachen und vor den Gerichtshöfen des 

öffentlichen Rechtes können sich die „österreichischen Bundesbahnen“ auch durch 
die Finanzprokuratur vertreten lassen; die Bestimmungen der für die Finanzpro¬ 
kuratur geltenden Dienstesinstruktionen finden sinngemäße Anwendung. Inso¬ 
weit die Finanzprokuratur hiernach Verwaltungsbehörden mit ihrer Vertretung 
zu betrauen hat, gilt dies auch hinsichtlich der „österreichischem Bundesbahnen* 4 
mit der Maßgabe, daß sie hierüber mit der Unternehmung das Einvernehmen zu 
pflegen hat. (2.) Der allgemeine Gerichtsstand der „österreichischen Bundes¬ 
bahnen“ bestimmt sich ohne Rücksicht auf die Vertretung nach ihrem Sitze (8 75, 
Absatz 1, Jurisdiktionsnorm). (3.) Als Niederlassung im Sinne dee 8 87* 
Absatz 2, Jurisdiktionsnorm, sind nur die Direktionen anzusehen. 

8 8. (1.) Der Vorsitzende und die übrigen Mitglieder des Vorstandes, die 

österreichische Bundesbürger sein müssen, werden vorn Präsidenten der Vcr- 
waltungskommission namens der Unternehmung durch Dienstvertrag bestellt. 
Diese Dienstverträge bedürfen der Bestätigung der Bundesregierung. (2.) Die 
Mitglieder des Vorstandes müssen die Funktion eines Vorstandsmitgliedes als 
Beruf ausüben. Jede gleichzeitige andere Erweribstätigkeit bedarf der Genehmi¬ 
gung des Bundesmin'isters für Handel und Verkehr. (3.) Mitglieder des National¬ 
rates, des Bundesrates oder eines Landtages, der Bundesregierung oder einer 
Landesregierung können nicht gleichzeitig Mitglieder dee Vorstandes sein. 

8 9. Die Mitglieder dee Vorstandes können vom Präsidenten der Verwal* 
tungskommissrion mit Zustimmung der Bundesregierung abberufen werden. Die 
Abberufung muß erfolgen, wenn es die Bundesregierung verlangt. Durch die Ab¬ 
berufung werden d)io Entschädigungsansprüche aus bestehenden Verträgen nicht 
berührt. 

8 10. (1.) Die Überwachung der Geschäftsführung der „österreichischen 

Bundesbahnen“ bei gleichzeitiger Wahrung allgemeiner Interessen liegt einer 
Verwaltungskomnuission ob. Ihre Mitglieder, die österreichische Bundesbürger 
sein müssen, werden von der Bundesregierung jeweils für eine dreijährige Amts¬ 
dauer bestellt. Von ihnen scheidet jährlich ein Drittel aus. In den ersten zwei 
Jahren werden die Ausecheidenden durch das Los bestimmt. Ihre Wieder- 
berufuiug ist zulässig. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus. so ist für den Rest 
der Funktionsdauer ein neues Mitglied zu ernennen. (2.) Die Verwaltungs- 
kotnmission besteht aus vierzehn Mitgliedern. Elf Stellen sind mit Fachleuten 
des Verkehrswesens, der Volkswirtschaft und selbständigen oder in leitender 
Stellung (befindlichen Persönlichkeiten des praktischen Wirtschaftslebens zu be¬ 
setzen. Drei Mitglieder werden auf Grund eines Vorschlages des Zentralaus- 
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Schusses de 9 Personals der „Österreichischen Bundesbahnen“ berufen. Der Zen- 
tralaueschuß hat bei der Erstattung seines Vonschlages so vorzugehen, daß wenig¬ 
stens eine Stelle jener Organisation zufällt, die bei den Personalvertretungswahlen 
die zweitgrößte Anzahl von Mandaten erhalten hat. Eine Ablehnung eines vom 
Zentralauascbuß Vorgeschlagenen ist nur dann zulässig, wenn der Betreffende 
nach der Personalvertretungsvorschrift die Wählbarkeit in die Personalvertretung 
nicht besitzt. Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates oder eines Landtages, 
der Bundesregierung oder einer Landesregierung können nicht gleichzeitig Mit¬ 
glieder der Verwaltungskommiaeion sein. (3.) Die Mitglieder der Verwaltungs¬ 
kommission erhalten keine ständigen Bezüge, haben jedoch Anspruch auf Ersatz 
ihrer Reieeauslagen. 

§ 11. (1.) Die Bundesregierung beruft eines der Mitglieder der Verwal- 

tungskoanmission zum Amte des Präsidenten. (2.) Zwei Vizepräsidenten werden 
von der Verwaltungskommission aus ihrer Mitte »gewählt. (3.) Die Geschäfts¬ 
ordnung wird von der Verwaltungskommission beschlossen. 

§ 12. (1.) Der Beschlußfassung der Verwaltungskommrieeion unterliegen: 

a) die Prüfung und Genehmigung des Rechnungsabschlusses und die Erteilung 
der Entlastung des Vorstandes; b) dio Geltendmachung der Ersatzansprüche, die 
der Unternehmung gegen die Mitglieder des Vorstandes erwachsen (§6, Ab¬ 
satz 2); c) die Prüfung von Kreditverträgen, soweit sie der Zustimmung des 
Bundesministers für Finanzen bedürfen; d) Änderungen der Tarifbestimmungen, 
soweit sie an die Genehmigung der Bundesregierung gebunden sind. (2.) Die 
Vcrwaltungekommiission hat das Recht, vom Vorstand Auskünfte zu verlangen. 
(3.) Sie kann den Bundesministern für Handel und Verkehr und für Finanzen 
über ihre Wahrnehmungen Bericht erstatten. (4) Die Verwaltungskommission 
kann beschließen, ihrem Präsidenten den Widerruf der Bestellung eines Vor¬ 
standsmitgliedes zu empfehlen. 

§ 13. Die Bundesminister für Handel und Verkehr, für Finanzen und für 
Land- und Forstwirtschaft können zu den Verhandlungen der Verwaltungskom¬ 
mission fallweise oder ständig Vertreter mit beratender Stimme entsenden. Diese 
Vertreter haben das Recht, von der Verwaltungskommission die Behandlung be¬ 
stimmter Gegenstände zu «begehren. Sie können vom Vorstand jederzeit Aus¬ 
künfte verlangen. 

S 14. (1.) Die Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ hat die ira 

Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden besonderen und allge¬ 
meinen Tarife für die österreichischen Bundesbahnen und der vom Bunde für 
eigene Rechnung betriebenen Privatbahnen zu übernehmen. (2.) Grundlegende 
Änderungen der allgemeinen Tarifbostimmungen, Änderungen der Tarifgrund¬ 
lagen für die Beförderung von Personen, Reisegepäck und Expreßgut, Änderun¬ 
gen der Tarifgrundlagen für die allgemeinen Gütertarifklassen und für jene 
Artikel, für die allgemeine Tarifklassen nicht vorgesehen sind, endlich Ände¬ 
rungen der volkswirtschaftlich bedeutsamen Ausnahmetarife sind an die vor¬ 
herige Genehmigung der Bundesregierung gebunden. (3.) In diesen Fällen hat 
der Vonstand einen begründeten Antrag an den Bundesminister für Handel und 
Verkehr zu stellen, und dieser holt eine gutachtliche Äußerung der Verwaltungs- 
kommiission zu dem Anträge ein. (4.) Die Entscheidung über den Antrag ist 
dem Vorstand vom Bundetsminister für Handel und Verkehr innerhalb 14 Tage 
vom Tago der Einbringung des Antrages kundzutun. (5.) Findet der Bundes- 
minister für Handel und Verkehr den Antrag des Vorstandes nur in einzelnen 
Belangen für abänderungsbedürftig, so hat er vor der Entscheidung die Stellung¬ 
nahme des Vorstandes hierzu einzuholen. (6.) Hält die Bundesregierung eine 
Abänderung der für die österreichischen Bundesbahnen bestehenden Tarife für 
erforderlich, so hat der Buniesminitstcr für Handel und Verkehr den Vorstand 
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aufzufordern, innerhalb oiner zu be^linuneralon angemessenen Frist einen Antrag 
im Sinne des Absatzes 2 zu stellen. (7.) Der Vorstand iet verpflichtet, Änderungen 
der für die österreiclidechen Bundesbahnen bestehenden Tarife, die sich infolge 
Zwischenstaat lieber Verträge (Übereinkommen) als notwendig erweisen, zeitgereoht 
in Vollzug zu setzen. (8.) Aut die Tarifmaßnahmen der vom Bunde -für Rechnung 
der Eigentümer betriebenen Privatbahnen finden die vorstehenden Bestimmungen 
keine Anwendung; um die Genehmigung dieser Tarifmaßnahmeai hat der Vor¬ 
stand — und zwar, soweit dies du den Betriehsvertrügen vorgesehen ist, dm Ein¬ 
vernehmen mit den betreffenden Privatbahnverwaltungen — bei der Aufsichts¬ 
behörde «oinzueohreiten. 

§ 15. (1.) Zur Aufnahme von Krediten mit einer Laufzeit von mehr als 

einem Jahr bedürfen die „österreichischen Bundesbahnen“ der Zustimmung der 
Bundesminister für Handel und Verkehr und für Finanzern Zur Aufnahme von 
inländischen Anleihern im Werte von über 1 Million Goldkronen und von aus¬ 
ländischen Anleihen im Werte von über 500000 Goldkronen ist die Zustimmung 
der Bundesregierung erforderlich. (2.) Im Rahmen dee jährlichen Bundesfinanz¬ 
gesetzes wird bestimmt, inwieweit der Bundesminister für Finanzen ermächtigt 
ifit, auf Antrag der „österreichischen Bundesbahnen“ die bücherliche Sicherstel¬ 
lung von Krediten, die dieeer Unternehmung gewährt werden, auf das im Eisen- 
bahnbuche verzeichnete unbewegliche Eigentum des Bundes einzuräumen. 

§ 16. (1.) Die Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ unterliegt 

dem staatlichen Hoheits- und Aufsichterecht über die Eisenbahnen. Insbesondere 
abliegt dem Bundeeministerium für Handel und Verkehr auch weiterhin die Über¬ 
wachung der Einhaltung der gesetzlich und aufsichtsbehördlich angeordneten 
Maßnahmen zum Schutze der Bediensteten und zur Wahrung der Sicherheit dee 
Verkehrs. Hinsichtlwih des Bauzustandes und Betriebes der österreichischen 
Bundesbahnen hat zwar eine ständige Kontrolle durch die Hoheitsverwaltung 
nicht stattzufinden; der Bundesminister für Handel und Verkehr kann sich jedoch 
von der Einhaltung der bezüglichen Vorschriften fallweise durch seine Organe 
vergewissern, bei Wahrnehmung von Vorsohriftswidrigkeiten die zu deren Ab¬ 
stellung erforderlichen Maßnahmen verfügen und insbesondere auch die Ab¬ 
berufung der schuldtrngenden Mitglieder dos Vorstandes im Sinne des § 9 ver¬ 
langen. (2.) Die Vorschriften, durch die eine besondere Bewilligung der Bundes¬ 
verwaltung für bauliche Herstellungen und Entwürfe welcher Art immer sowie 
für Betriebsmittel vorgesehen ist, gelten auch für die Unternehmung „öster¬ 
reichische Bundesbahnen“. In allen diesen Beziehungen hat jedoch durch das 
Bundesministerium für Handel und Verkehr eine fachtechnrische Überprüfung der 
(bezüglichen Entwürfe sowie eine facht echnische Prüfung vor der Erteilung der 
Bemitzungsbewilligung nicht zu erfolgen, wenn die Entwürfe von durch den 
Bundesminister für Handel und Verkehr hierzu autorisierten Faoliorganen der 
Unternehmung unter Berufung auf diese Autorisation gutgeheißen sind, und 
wenn vor der Erteilung der Benutzungsbowilligung die den einschlägigen gesetz¬ 
lichen Bestimmungen und sonstigen Vorschriften entsprechende Ausführung der 
Entwürfe von solchem Organen bestätigt wird. (3.) Die näheren Vorschriften 
über die Autorisation der technischen Fachorgame werden durch Verordnung er¬ 
lassen. (4.) Die nach den Absätzen 2 und 3 autorisierten Fachorgane sind über¬ 
dies auch berufen, bezüglich der nicht im Betriebe der Unternehmung „öster¬ 
reichische Bundesbahnen“ stehenden Eisenbahnen auf Verlangen der Eisenbahn¬ 
behörden technische Begutachtungen mit der im Absatz 2 bezeichnten Wirkung 
vorzunehmen. 

§ 17. Eine Einflußnahme der Bundesverwaltung auf die Unternehmung 
„österreichische Bundesbahnen“ und deren Betrieb findet nur nach Maßgabe der 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen statt. 
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§ 18. (1.) Der Vorstand ist verpflichtet, den Bundesmimstern für Handel 

und Verkehr und für Finanzen allmonatlich einen Gefoarungsausweis vorzulegen. 
In diesen Geharungsau© weisen ist auch der Stand an schwebenden Schulden, ge¬ 
trennt nach Waren- und Geldschulden, aufzunehmen. Weiter hat er Ln der ersten 
Hälfte des Kalenderjahres eine Bilanz und eine Ertragsrechmmg für da & abge- 
lamfene Geschäftsjahr aufzustellen, die er sowohl der Verwaltungskommission 
wie den genanmten Bundesministern vorzulegen hat. (20 Die Verwaltungskom- 
mission hat die Bilanz und die Ertragsrechnung sogleich in Verhandlung zu 
ziehen. Der hierüber gefaßte Beschluß ist den Bundesministern für Handel und 
Verkehr und für Finanzen zu übermitteln. (3.) Ein angemessener Teil des 
allfälligen Reingewinnes ist zur Bildung einer Rücklage zu verwenden. Diese 
Rücklage dient zur Deckung außerordentlicher Ausgaben sowie von Fehlbeträgen 
dor Ertragsrechnung. Der Rest des Reingewinnes fällt dem Bundesechatze zu. 

8 19. Die Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ genießt hinsicht¬ 
lich der direkten Steuern, Gebühren und sonstigen Abgaben dieselben Begünsti¬ 
gungen, die dem bisherigen Bundeöbahnbetriebe derzeit oingeräumt sind. 

8 20. (1.) Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung der Unter¬ 

nehmung „österreichische Bundesbahnen“ weiden in einem Statute 1 ) festgesetzt, 
das durch die Bundesregierung mit Verordnung erlassen oder albgeändert wird. 
Dieses Statut ist amtlich zu verlautbaren 1 und 'beim Handelsgerichte in Wien ein¬ 
zureichen. (2.) Wegen der Übergabe der Betriebsführung der Bundesbahnen an 
die Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ wird im Verordmungswege 
Näheres bestimmt.*) 

8 21. Durch die Bestimmungen dieses Gesetzes bleiben die Verpflichtungen, 
die sich aus den Genfer Protokollen (B. G. Bl. Nr. 842 aus 1922) ergeben, insbe¬ 
sondere auch alle Rechte des Völkerburdmteet des Generalkommiesars und des 
Kontrollkomitee© unberührt. 

§ 22. (1.) Die Anordnung über eine Liquidation der Unternehmung 

„österreichische Bundesbahnen“ trifft die Bundesregierung. (2.) Im Falle der 
Liquidation gehen die Aktiven und Passiven der „österreichischen Bundesbahnen“ 
auf den Bund über. 

8 23. Mit der Durchführung dieses Gesetze© ist die Bundesregierung 
betraut. 


Verordnung der Bundesministerien für Handel 
und Verkehr und für Finanzen vom 28. Sep¬ 
tem b e r 1923, betreffend die Übergabe der Be¬ 
triebführung an die Unternehmung „öster¬ 
reichische Bundesbahnen“ (Bundesbahnüber¬ 
gab «Verordnung). (Enthalten in dem am 29. September 
1923 ausgegebenen 101. Stück des Bundesgesetzblatts unter 
Nr. 530.) 

Auf Grund des § 20, Absatz 2, des Bundesgeeetzes vom 19. Juli 1923, 
B.G. Bl. Nr. 407, über die Bildung eines Wirtechaftskörpers „österreichische 
Bundesbahnen“ (Bundesbahngesetz) 3 ) wird'verordnet: 

§ 1. Die Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ übernimmt am 
1. Oktober 1923 von dem bils dahin zur obersten Leitung des Bundesbahnbetrieb3 
uust&ndigen Bimdetsanarmsterium für Handel und Verkehr die Führung des Be- 

a ) Vengl. Seite 1085. 

‘) Siehe nac hstehende Verordnung vom 28. September 1923. 

3 ) Yergl. Archiv für Eisenbahnwesen S. 1078, 1082. 
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triebe auf all-en Dinien der österreichischen Bundesbahnen und der vom Bunde 
für eigene oder fremde Rechnung betriebenen Eisenbahnen einschließlich der 
teterreichischen Trajektamstalt und Dampfsohif fahrt auf dem ßodeneee und 
sonstiger Nebenbe triebe. 

§ 2. (l) Aus diesem Anlässe übengibt das Bunde&mmLstenum für Handel 
und Verkehr am gleichen Tage der Unternehmung „österreichische Bundes» 
bahnen“ das gesamte der Verwaltung und dem Betriebe der im § 1 genannten 
Bundes« und Primtbahnen samt ihren Nebenbetrieben gewidmete Vermögen des 
Bundes in treuhändiige Verwaltung. 

(2) Die Vermögensübergabe erfolgt auf Grund einer nach den derzeit 
im Bundesbahnbetniebe geltenden Bestimmungen für die Führung der doppelten 
Buchhaltung aufgestellten Vermögensrechnung («Schlußbilanz). 

( 3 ) Auf Grund der durch die Schbußbilanz gelieferten Unterlagen hat das 
Unternehmen sobald als möglich, spätestens aber innerhalb 6 Monate nach der 
Betmebsübernahme eine Eröffnungsbilanz aufzust eilen 

( 4 ) Das Bundesministerium für Handel und Verkehr und die Unternehmung 
„österreichische Bundesbahnen“ regeln im gegenseitigen Einvernehmen durch 
innerdlienetliehe Verfügungen alle Einzelheiten der Verfassung der Sehlußbilanz 
so wie die Grundsätze und Vorarbeiten für Aufstellung der Eröffnungsbilanz. 

§ 3. (l) Die treuhändiige Verwaltung umfaßt: alle im Betriebe befind¬ 

lichen Bahnanlagen der österreichischen Bundesbahnen, das gesamte zugehörige, 
im Biseubahnbuche und im allgemeinen Grundbuche dem Ärar (Bundes»bahnver- 
waltung) zu geschriebene unbewegliche Gut, alle darauf befindlichen Bauwerke 
mit ihrem gesamten beweglichen und unbeweglichen Zubehör, den Fuhrpark, die 
gesamte Ausrüstung und Einrichtung, die Vorräte aller Art, die bisherigen 
Forderungen der Bundesbahnen und ihre sämtlichen Schulden einschließlich der 
Anlagesohulden. 

(2) Die Bahnanlagen der bisher von der Bundfeebahnverwoltung auf eigene 
oder fremde Rechnung betriebenen Privat bahnen nebst den von ihnen zur Be- 
trdebfübrung eingebrachten V orm öge imbest ändert übernimmt die Unternehmung 
nach Maßgabe der bezüglichen Verträge. 

(a) Auf das der Unternehmung übergebene unbewegliche Bundeseigentum 
finden die Vorschriften über die Veräußerung und Belastung unbeweglichen 
Bundjeeedgentiums Anwendung. 

§ 4. (l) Das gemäß § 3 des Bundesbahngesetzes der Unternehmung ge¬ 
widmete Grundkapital wird ihr derartig überwiesen, daß sie von den am Tage 
«der Betriebsübemohme m den Kassen der Bundesbahnen oder ihrer Nebenhetriebe 
•befindlichen Barbeständen einen Betrag »bis zu 200 Milliarden Kronen in fhr 
Eigentum übernehmen kann. Sollten diese Barbestände den Betrag von 
200 Milliarden Kronen nicht erreichen, kann die Unternehmung „österreichische 
Bundesbahnen“ von den ihr in treuhändige Verwaltung übergebenen beweglichen 
Sachen Bestände in einem Werte, durch den jener des Barbetrages bis zur Höbe 
von 200 Milliarden Kronen W«ert ergänzt wird, «in ihr Eigentum übernehmen. 

( 2 ) Hierüber hat die Unternehmung innerhalb eines Monats nach Betrietos- 
übemahme den Bundieisministerien für Handel und Verkehr und für Finanoan 
eine Nachweisung zu übermitteln. 

§ 5. (l) Der in der Zeit vom Tage der Betriebeübernahme durch die Unter¬ 
nehmung .bis 31. Dezember 1923 von ihr benötigte Bundeezuschuß wird aus den 
bei Kapitel 29, Titel 1, § 1, des Bundesfinanzgesetzee für 1923 für dio Bedeckung 
des Betriebsabgangs der Bundesbahnen sicberg es tollten Mitteln in monatlichen 
Teilbeträgen flüssig gemacht werden. 

( 2 ) Zur Fortführung «der Elektrisierung und sonstigen Investitionen 
werden der Unternehmung ..österreichische Bundesbahnen“ außerdem nach Maß- 
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gäbe der Boufortechritt©, beziehungsweise des Investitionsbedarfs angemessene 
Teilbeträge der im Bundesf inanzgesetzo 11123 bei Kapitol 29, Titel 1, § 2, Unter¬ 
abteilung 1 und 2, vorgesehenen Kredite für wert vermehrende Aufwendungen 
zur Verfügung gestellt. 

§ 6. Den Zinsen- und Ti Igungsdi einst der amortisablen Staatseisenbahn- 
schulden sowie des Kreditanstaltsonlehens der ehemaligen Kaiserin Elisabeth- 
Bahn besorgt hinsichtlich des auf die Republik Österreich entfallenden Anteils 
auch weiterhin gegen eine noch festzustellende Vergütung das Bundesmindsteiium 
für Finanzen auf Rechnung der Unternehmung. 

§ 7. (l) Die Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ hat Anspruch 
auf einen verhältnismäßigen Anteil an dem Vermögen der Altersversorgungs¬ 
fonds der ehemaligen k. k. österreichischen Staatsbahnen, soweit es nach dem 
Sfcoatevertrage von Soint-Geamaiin der Republik Österreich zufällt. 

(2) Das Aufteilungsverhältnie zwischen dem Bunde und der Unternehmung 
ist gelegentlich der gemäß § 4, Absatz 4, des Bunriesbahngeeetaes zu treffenden 
Vereinbarung über die Tragung der Lasten der Ruhe- und! Hinterbli ebenen - 
verso rgung festzu setzen. 

( 3 ) Bis zur tatsächlichen Aufteilung des Fondsvermögens zwischen Bund 
und Unternehmung besorgt diese unentgeltlich die Verwaltung, die Kassen¬ 
geschäfte und die Rechnungsführung der Fonds. 

§ 8. (i) Die Untemehmung „österreichische Bundesbahnen“ besorgt bis 
auf weiteres im Rahmen der vom Bunde erlassenen PensioneVorschriften und 
sonstigen einschlägigen Weisungen alle aus der konkreten Pensionebehandlung 
sich ergebenden Verwaltungsausgaben sowie die Liquidierung und Anweisung 
der Ruhe- und Vorsorgungsgenüsee für die im Zeitpunkte der Übernahme der 
Betriebführung bereits im Ruhestände befindliche« Staatsbahiw und Bundesbahnr 
bedieneteten und für die von ihr nicht übernommenen Bundesbahnbediensteten 
nach deren Versetzung in den Ruhestand. 

(2) Die Unternehmung hebt die Krankenversieherungsheiträge, welche von 
den im vorhergehenden Absätze bezeichneten Ruhe- und Versorgungagenuß- 
empfängem selbst zu tragen sind, im Abzugswege ein und übernimmt zu ihren 
Lasten einen angemessenen Teil der für diese Empfänger vom Bunde zu ent¬ 
richtenden DieiLstgeberbeiträge. Die Höhe dieses Anteils ist in sinngemäßer 
Anwendung der im § 4, Absatz 4, des lhindesbahngesetzos enthaltenen Bestimmung 
und gleichzeitig mit der nach dieser Gesetzesstelle zu treffenden Vereinbarung 
fest zu setzen. 

( 3 ) Allo Einzelheiten, namentlich hinsichtlich des Zahlungsvorganges, 
werden von den Bundcsiniiiisterien für Handel und Vorkehr und für Finanzen 
einvtrnehmlieh mit der Unternehmung durch besondere Verfügung geregelt 
werden. 

( 4 ) Zur Deckung der Kosten, die der Unternehmung aus der nach den vor¬ 
stehenden Bestimmungen zu verrichtenden Verwaltungaarbed t erwachsen, wird 
gelegentlich der nach Absatz 2 zu treffenden Vereinbarung ©in© besondere Ver¬ 
gütung festgesetzt werden. 

§ 9. Mit dem Tage der Betriebsübernahm© gehen all© der Bundesbahn- 
Verwaltung als Dienstjgober nach den derzeit geltenden Dienst- und Personal- 
Vorschriften zust oh enden Recht© und obliegenden Verpflichtungen gegenüber dem 
in dio Dienste der Unternehmung „österreichische Bundesbahnen“ übernommenen 
Personal an die Unternehmung über. Von diesem Zeitpunkt© untersteht somit 
das Personal ausschließlich der Dienst- und Disziplinargewalt der Unternehmung. 

§ 10. Di© Geechüfto der Unternehmung 'werden nach den bisher für di© 
Ausübung des LHieiustes maßgebenden Vorschriften besorgt., solange die Unter¬ 
nehmung diese Vorschriften keiner Änderung unterzieht. 
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Statut für die „österreichischen Bundesbahnen“. 
Auf Grund des § 20 des Bundeegesetzes vom 19. Juli 1923» 
BGBl. Nr. 407, über die Bildung eines Wirtschef tskörpers „öster- 
reichische Bundesbahnen“ 1 ) wurde nachstehendes Statut der 
„österreichischen Bundesbahnen“ erlassen. 

§ 1. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Die „österreichischen Bundesbahnen“ werden vom Vorstande geleitet. 

2. Die Überwachung der Geschäftsführung der „österreichischen Bundes¬ 
bahnen“ bei gleichzeitiger Wahrung allgemeiner Interessen obliegt der Ver- 
waltungskommission. 

3. Zur Besorgung der Geschäfte der Unternehmung „österreichische 
Bundesbahnen“ bedient sich der Vorstand einer Generaldirektion mit dem Sitze 
in Wien. 

§ 2. Firmazeichnung, 

1. Die Firma „österreichische Bundesbahnen“ wind derart gezeichnet, daß 
dem in irgendeiner Weiöe geschriebenen oder gedruckten Wortlaut der Firma 
die Unterschrift des Vorsitzenden des Vorstandes (Generaldirektor) allein oder 
zweier Vorstandsmitglieder oder eines Vorstandsmitgliedes und 1 eines Prokuri¬ 
sten oder zweier Prokuristen; beigesetzt wird. 

2. Die Prokuristen haben bei Zeichnung der Firma ihrem Namen den 
Zusatz „per procuram“ oder „p. p “ bedzusetzen. 

§ 3. Der Vorstand. 

1. Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzenden und vier Vorstandsmit¬ 
gliedern, von denen eines den Vorsitzenden ständig vertritt. 

2. Der Vorsitzende führt den Titel „Generaldirektor“, die übrigen Vor¬ 
standsmitglieder den Titel „Direktor“ mit einem den von ihnen vertretenen 
Dienstzweig andeutenden Zusatz. 

3. Der Generaldirektor und die Vorstandsmitglieder sind für alle auf den 
Eisenbahnbetrieb bezughalbenden Handlungen und Unterlassungen verantwortlich. 

4. Der Beschlußfassung des Vorstandes ist Vorbehalten: a) die Erteilung 
und Entziehung der Prokura oder der Handlungsvollmacht an Beamte des 
Unternehmens; der Inhalt der Handlungsvollmacht kann auch im Wege der 
Dienstvorschriften geregelt werden; b) die Erlassung der Geschäftsordnungen 
für den Vorstand dos Unternehmens, die Generaldirektion und die Bundesbahn- 
direktionen; c) die Errichtung, Silzverlegung und Auflassung von Bundesbahn- 
dircktionen; solche Beschlüsse unterliegen der Genehmigung der Bundesregie¬ 
rung: d) Änderungen in der Einteilung der Direktionsbezirke und der inneren 
Gliederung der Bundesbahmlixektionen; e) die Aufstellung der Dienstordnung 
für die Angestellten des Unternehmens sowie der allgemeinen Personal Vorschrif¬ 
ten und der wichtigeren Gebührenvorschriften; f) die Ernennung der Beamten 
der Unternehmung. Der Vonstand ist jedoch berechtigt, das Recht der Ernen¬ 
nung gewisser Kategorien von Beamten an einep der Abteilungsvorstände der 
Generaldirektion oder an die Vorstände der Bundesbahndirektioncii zu über¬ 
tragen; g) die Feststellung des jährlichen Wirtschaft planes; h) die Feststellung 
der Jahresbilanz und der Ertragsrechnung; i) die Aufnahme von Krediten; j) die 
Beschlußfassung Über alle Tarifangelegenheiten, welche gemäß § 14 des Bundes- 
geeetzos vom 19. Juli 1923, BGBl. Nr. 407. der Genehmigung der Bundesregierung 
unterliegen. 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen S. 1078. 
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5. Der Vorstand hat besondere Vorkehrungen dafür zu treffen, daß der 
im Finanzgesotze als Bundeszuschuß jeweils vorgesehene Betrag nicht über¬ 
schritten wird. Die Überschreitung der Ansätze de© jährlich aufzustelienden 
Wirtschaftsplanes oder nicht vorhergesehene Ausgaben, für deren Bedeckung 
nicht bereits Vorsorge getroffen ist, aind nur mit Zustimmung de© mit der 
Leitung de© finanziellen Dienstes betrauten Vorstandsmitgliedes zulässig. 

§ 1 Wirkungskreis der Generaldirektion. 

Der Generaldirektion obliegt: a) die oberste einheitliche Verwaltung und 
Beaufsichtigung de© Betriebes der „österreichischen Bundesbahnen“, ihrer Hilfs¬ 
anstalten und Nebenbetriebe; b) die unmittelbare Besorgung des Tarifdienstes, 
de© Verkehrseinnahmedienstes, des Werkstättendienstes, der Dienistgüterbesehaf- 
fung, die Einführung der elektrischen Zugförderung und» die Flüssigmachung 
der Ruhe- und Verso rgungsgeniisse für den ganzen Bund'esbahnbereich und die 
Hauptbuchfübrung der Unternehmung. 

§ 5. Gliederung der Generaldirektion. 

Die Generaldirektion umfaßt mehrere Abteilungen; ihre Zahl und Gliede¬ 
rung werden in der Geschäftsordnung der Generaldirektion festgesetzt- 

§6. Der Generaldirektor. 

An der Spitze der Generaldirektion ©teht der Generaldirektor. Er sorgt 
für die ordnungsmäßige Handhabung des Dienste© dürch die berufenen Organe 
und hat diese zur pflichtgemäßen Erfüllung ihrer dienstlichen OblicgonheiicD 
anzuhalten. 

§ 7. Bundeshahndirekt io non. 

In unmittelbarer Unterordnung unter der Generaldirektion sind zur 
Leitung des örtlichen Betriebsdienste© auf den von der Unternehmung ..öster¬ 
reichische Bundesbahnen“ betriebenen Eisenbahnen und Schiffahrtslinien die 
Bundesbahndirektionen berufen. 

§ 8. Aufgaben der Bundesbahndirekt ionen- 

1. Den Bundesbahndirektdonen obliegt unter der obersten Leitung der 
Generaldirektion und auf Grund der von denselben ergehenden Weisungen die 
örtliche Verwaltung der zu ihrem Bezirke gehörigen Bahnstrecken (Schiffahrts- 
lini6n). 

2. Die Bundesbahndirektionen eind für die Sicherheit, Regelmäßigkeit 
und Ordnung des Betriebes im Rahmen ihres örtlichen und sachlichen Wirkungs¬ 
kreises im Sinne der Eisenbahnbetriebsordnung vom 16. November 1851 verant¬ 
wortlich. 

3. Die innere Gliederung der Bundesbahnidirektionen wird durch den Vor¬ 
stand der „österreichischen Bundesbahnen* bestimmt. 

§9. Leitung der B u nd e s b a h n d i r e k t i o n e n. 

1. Jede Bundesbahndirektion wird von einem Dienstvorstande geleitet, 
welcher den Titel „Bundesbahndirektor“ führt. Dieser i©t für die gesamte Ge¬ 
schäftsführung, insbesondere für die Sicherheit, Ordnung, Regelmäßigkeit und 
Wirtschaftlichkeit de© Betriebe© innerhalb seines Direktionebezirke© verant¬ 
wortlich. 

2. Dem Bundesbahndirektor wird entweder ein administrativ oder ein 
techmech vorgebildeter Stellvertreter beigegelben, je nachdem der Bundesbahn- 
direktor aus dem technischen oder administrativen Dienste hervorgegangen ist. 
Der Stellvertreter führt den Titel „Bundesbahndirektor-Stellvertreter“. 

3. Der Stellvertreter ist verpflichtet, den Bundeebahndirektor bei Be¬ 
wältigung seiner Aufgaben zu unterstützen und ihm mit seinem fachlichen) Rate 
zur Seite zu stehen. 
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4. Sämtliche Organe der Bundesbahndirektionen haben den Dienst inner¬ 
halb der bestehenden \Urschriften nach den vom Bundesbahndirektor erteilten 
Weisungen zu führen und sind ihm für ihre Dienstleistung verantwortlich. 

-5. Zur Regelung der inneren Dienstführung bei den Bundesbahndirektionen 
worden vom Vorstände der Unternehmung eine einheitliche Geschäftsordnung 
rrowie Vorschriften über den Kassen-, Rechnung«»- und Buchungsdienst erlassen. 

§ 10. Wirkungskreis des Bundesbahndirektore. 

1. Dem Bundesbahndirektor obliegt persönlich die Ausführung der An¬ 
ordnungen der Generaldirektion zu veranlassen und zu überwachen, die ihm 
unterstehenden Organe zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten anzuhalten und für 
ihr gedeihliches Zusammenwirken sowie für die Beobachtung größter Wirt¬ 
schaftlichkeit im Betriebe zu sorgen. 

2. Er hat das Geschäftsergebnis des Bezirkes sorgsam zu beobachten und 
auf dessen Verbesserung sowie der Betriebsführung überhaupt durch geeignete 
Maßnahmen innerhalb seines Wirkungskreises und durch Antragstellung bei der 
Generaldirektion hiuzuwirken- Er hat ferner den kommerziellen Bedürfnissen 
des Bezirkes besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden und sich hiernach er¬ 
gebende Anträge an die Generaldirektion unter eingehender Darstellung der 
besonderen Verhältnisse zu stellen. 

3. Bei Gefahr im Verzüge ist der Bundesbahndirektor berechtigt und ver¬ 
pflichtet, auch in Angelegenheiten, welche seinen Wirkungskreis überschreiten, 
die erforderlichen Verfügungen zu treffen. Behufs nachträglicher Genehmigung 
derselben hat er sofort der Generaldirektion Bericht zu erstatten. 

§ 11. Ausführende Dienststellen. 

Den örtlichen Betriebsdienst besorgen die ausführeiwlen Dienststellen, 
ihren Wirkungskreis bestimmt die Generaldirektion. 

§12. Schlußbestimmungen. 

Das mit Kundmachung des Handelsministers und des Eiscnbahnministers 
vom 19. Januar 1896 erlassene Organisationen tut*) für die staatliche Eisenbahn¬ 
verwaltung in den ixn Rciclierate vertretenen Königreichen und Ländern samt 
allen bisher erschienenen auf dasselbe bozughabenden Ergänzungen und Ab¬ 
änderungen sowie alle sonstigen ontgegenstehenden Bestimmungen treten außer 
Km ft. 


Schweiz. Bunde.sratsboschluß vom 18. August 1923 über die 
Verlängerung der Arbeitszeit bei den sohweizerischen Bundes¬ 
bahnen. 

(Veröffentlicht in der Eidgenössischen Gesetzsammlung Nr. 21 vom 
22. August 1923 S. 263.) 

Der schweizerische Bundesrat, gestützt auf Art. 16 des Bundcsgesctzes vom 
6. März 1920 betreffend die Arbeitszeit beim Betriebe der Eisenbahnen und 
anderer Verkehrsan.st alten (A. Z. G.)-), nach Einsicht eines Protokollauszuges über 
die tSiltZung des Verwaltungsrate.s der 8. B. B. vom 21. Juni 1923, einer Eingabe 
der Generaldirektion der 8. B. B. vom 30. Juli 1923, einer Vernehmlassung der in 
Art. 18 A.Z.G. vorgesehenen begutachtenden Kommission, beschließt: 
lassurig der in Art, 18 A.Z.G. vorgesehenen begutachtenden KominißKion, be¬ 
schließ: : 

l ) Vcrgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1896 8.359, 992. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1920 S. 476. 

Archiv für Ki-cnhahnweseri. 71 
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Art. 1. Die in Art 3, Abs. 1 und 2, A. Z. G. vorgesehenen durchschnitt¬ 
lichen täglichen Anbeitrseeiten von 8 bzw. 9 Stunden dürfen bie auf durchschnittlich 
8 Yi bzw. 9/4 Stunden ausgedehnt werden, und zwar für einmal: 

a) für das Personal des Bahnunterhaltung»- und Bahnbewachungedäenstes 
jeweilen vom 1. April bis 31. Oktober; 

b) für das Personal des Zugbegleitningsdi'fmstes; 

<•) für das Personal zur Ausrüstung und Reinigung des Fahnnatorials. 

Art. 2. Die durchschnittliche tägliche Präsenzpflicht (Dienstschicht) von 
13 bzw. 13/4 Stunden (A. Z. G. Art 5, Abs. I) bleibt unverändert. 

A r t. 3. Diiese Ausnahmebewilligung wird erteilt für die laufende und für 
die kommende Fahrplanporiode, es sei denn, daß veränderte Verhältnisse deren 
frühere Aufhebung erlauben. 

Art 4. Die Ausdehnung der Arbeitszeitverlängerung auf andere als die in 
Art. 1 bezeichnet eu Pensonalkategorien oder deren zeitliche Verlängerung übc'r 
den 1. Juni 1925 .hinauf hat das Bestehen der Bedingungen für eine weitere An¬ 
wendung des Art. 16 A. Z.G. zur Voraussetzung. 

Art 5. Von den Erklärungen, welche die Generaldirektion der S. B. B. in 
ihrer Eingabe vom 30. Juli 1923 und laut Protokoll der Kommission des Art. 18 
A. Z.G. mit Bezugnahme auf die Durchführung dieser Maßnahme abgegeben hat. 
wird Kenntnis genommen. 

Art. 6. Das eidgenössische Eisonibahndcparteinent wird mit dem Vollzug 
dieses Beschlusses beauftragt. 


Niederlande. Königl. Beschluß vorn 10. Juli 1923 betr. Änderung des 
Allgemeinen Reglements für den Eisenbahndienst. 1 ) 

Art. 49 (Verwendung von ausländischen Lokomotiven und Tendern) lautet 
in Abs. 1 und 2 jetzt: 

1. Lokomotiven und Tender, die fremden Eisenbahnverwaltungen gehören 
unt für den Dienst auf einer Strecke bestimmt sind, die teils auf nieder¬ 
ländischem und teils auf fremdem Gebiet liegt, dürfen auf Grund einer 
besonderen Genehmigung des Aufsichtsrats auch auf der niederlän¬ 
dischen St recke gebraucht werden, ohne daß sie den Bestimmungen dieses 
Reglements hinsichtlich der Untersuchung und Prüfung der Lokomotiven 
entsprechen, sofern sie, was die allgemeine Einrichtung und die llaupt- 
Abmessungen anlangt, ohne Gefahr für die Sicherheit des Betriebs zu- 
gclassen werden können. 

2. Der Aufsichtsrat kann fordern, 

a) daß der Nachweis geliefert wird durch die Betriebsleitung, daß diese 
Lokomotiven und Tender den Bestimmungen des Nachbarlandes ent¬ 
sprechen, 

b) daß ihm die Angaben nach Art. 41 Abs. 5 dieses Reglements und alle 
sonstigen Angaben, die er betr. dieser Lokomotiven und Tender für 
nötig hält, geliefert werden. 

Art. 58 (Anschriften an und in den Betriebsmitteln) lautet unter b) jetzt: 
auf allen Personen wagen: die Klasse und der Buchstabe jeden AbteiLs und 
in jedem Abteil: die Klasse und die Zahl der Sitzplätze; 

Eine entsprechende Änderung hat das Reglement für die Nebenbahnen 
vom 3. Juni 1915 erfahren. 

*) Vgl. Archiv für Eisen bahn wesen 1914 S. 237. 
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Eisenbahn - Oberbau, Sonderausgabe der Verkehrstechnischen Woche. 
Herausgegeben von Prof. Dr.-Ing. Blum, Regierungsbaurat Dr.- 
Iag., Dr. rer. pol. Baumann, Privatdozent Dr.-Ing. Hasse. 
Berlin 1923. Guido Hackebeil, Berlin S14. 

Der Gedanke, mit der Bearbeitung einzelner Gegenstände der 
Eisenbahntechnik in Sonderheften aus der Feder berufener Fach¬ 
männer ein Bild des neuesten Standes des Fachgebiets zu geben, kann 
nur begrüßt werden. 

In dem Heft Oberbau wird ein Stoff behandelt, der durch die 
in Aussicht genommene Annahme einheitlicher Oberbauformen für die 
Deutsche Reichsbahn besonders auch in wirtschaftlicher Beziehung von 
Bedeutung ist. Diesen Gesichtspunkt hebt einleitend Ministerialrat 
Kurth hervor und betont die Wichtigkeit der Einrichtung einer Muster¬ 
werkstätte für die Aufbesserung alter Oberbau- und Weichenteile und 
für die versuchsweise Ausführung neuer Weichenanordnungen. 

Für eine wirtschaftliche und reibungslose Stoffversorgung schlägt 
er die Einrichtung von Versorgungsgebieten und die Herausgabe von 
Richtlinien für die Gleisunterhaltung vor und gibt Anregungen für die 
Ausbildung, Beaufsichtigung und Beschäftigungsweise der Unterhal¬ 
tungsmannschaften und für eine sachverständige selbständige Leitung. 

Regierungsbaurat Stierl behandelt die oberbautechnischen Auf¬ 
gaben der Gegenwart. Es gilt, veraltete Oberbauformen durch tragfähi¬ 
gere und bessere zu ersetzen, die zahlreichen Formen zu vereinheitlichen 
und zu beschränken. Hierdurch wird es möglich, schwerere Guterwagen 
und Lokomotiven bis zu 20 und 25 t Achsdruck zu verwenden. Der 
neue vom deutschen Oberbauausschuß entworfene Reichsbahnoberbau soll 
verschiedenen Streckengattungen mit verschiedener Belastung angepaßt 
werden. Die neuen, gegenüber den preußischen Regelschienen schwerer 
gehaltenen Schienenformen richten sich in Dreigliederung nach dem 
Achsdruck unter Anwendung von Flachlaschen mit vier Laschen¬ 
schrauben. 

Die neuen, kürzer gehaltenen eisernen Schwellen haben einen, den 
bewährten badischen eisernen Schwellen ähnlichen Querschnitt mit ge¬ 
neigten Schienenauflageflächen 'erhalten, so daß die (Haken)-Unter- 
lagsplatten wegfallen. Der breitgehaltene Schienenfuß wird durch Klemm¬ 
platten mit Spurplättchen auf beiden Seiten gehalten. Am Stoß sollen 
die preußischen Breitschwellen Verwendung finden. Nebenher soll ein 
Versuch mit dem oldenburgischen Querrippenoberbau gehen. 

Der in Angriff genommene Entwurf für den neuen Reichsbahn- 
Holzschwellenoberbau sieht die erwünschte Trennung der Schienen- wie 
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der Unterlagsplattenbefestigung vor. Sämtliche Schwellen sollen gleich 
gelocht werden. 

In einem weiteren Aufsatz sucht Regierungsbaurat J a e h n einen 
wirtschaftlich günstigeren Querschnitt der Kopfschiene zu begründen 
unter Beachtung der durch ihre Standfestigkeit und Nutzungszahl sich 
auszeichnenden Rillenschienenform. Jaehn kommt zu einem kelch- 
förmigen Schienenquerschnitt mit nach unten zunehmender Stegstärke, 
breitem Fuß und unteren flacheren Laschenanlageflächen und Winkel* 
statt Flachlaschen. 

Jaehn setzt auseinander, daß es möglich sein werde, ohne Er¬ 
höhung des Schienengewichts der Zunahme des Raddrucks Rechnung zu 
tragen, wenn man nur die Größe und die Stellungen der Radlasten nach 
ihrem' Einfluß auf die Schiene ausreichend bewertet. Dies erscheint 
uns als ein wichtiger Fingerzeig fiir eine wirtschaftliche Ausgestaltung 
und Ausnutzung des Oberbaus. 

Inwieweit Jaehns Vorschläge für die Herstellung von Verbund¬ 
schwellen, die mit dem Schweißverfahren zu bilden sind, in der An¬ 
wendung Bedeutung gewinnen werden, steht dahin. Uns erscheinen die 
vorgeschlagenen Einzelteile nicht einfach genug, ohne daß wir den Ge¬ 
danken ganz abweisen wollen. 

Der bekannte Oberbaufachimann Bräun ing gibt Richtlinien für 
richtige Beobachtungen am Eisenbahn-Oberbau. Auch er betont die 
Wichtigkeit von Versuchsanstalten und von Beobaohtungstrecken, die 
dem dauernden regelmäßigen, aber auch einem verschiedenartigen Be¬ 
trieb ausgesetzt sein sollen. 

Weiterhin wird ein Vortrag wiedergegeben, den Reg.- und Baurat 
Füchsel im Verein für Eisenbahnkunde in Berlin im Januar 1922 ge¬ 
halten hat über Gefügeuntersuchungen an Baustoffen mit ihrer Aus¬ 
wertung für Beschaffung und Unterhaltung des Eisenbahnoberbaus. 
Dem Text sind zahlreiche Abbildungen von Vergrößerungen von Schlif¬ 
fen beigegeben, die auch zur Feststellung von Schadenursachen, Bauart- 
und Bearbeitungsfeldern dienen können. 

Ferner werden die von Melaun vorgeschlagene Verbundstahlschiene 
und die Ursachen der Riffelbildung erörtert, welch letztere auf Schwin¬ 
gungen der Schiene und namentlich auf Wellenbewegungen infolge von 
Stoff Verschiebungen zuriickgefiihrt wird. Die Wichtigkeit der Entschei¬ 
dung Uber die Zweckmäßigkeit der Verwendung verschleißfesten Bau¬ 
stoffs an Stelle der Verbundstahlschienen wird von Sarre betont. 

Eine weitere Abhandlung des Oberreg.-Baurat« Ertz behandelt die 
Wirtschaftlichkeit der Verdübelung von Weichholzschwellen und weist 
auf die oldenburgischen Kinschlagdübel und die Verwendung von Halb¬ 
holzschwellen hin. 

Den Schluß des Hefts bilden Mitteilungen Uber Oberbau in schar¬ 
fen Krümmungen, über die Vögel’sche verürzende Kreuzungsweiche, 
über den Oberbau bei Steilbahnen und die Berechnung des Rillenschienen¬ 
obe rbaus. 

So darf man mit Recht sagen, daß das reichhaltige Sammelwerk ein 
zutreffendes Bild von den heutigen Bestrebungen zur Hebung der Wirt¬ 
schaftlichkeit und Sicherheit des Oberbaus in Deutschland gibt und für 
den entwerfenden und den verbauenden Bau- und Betriebstechniker ein 
wertvolles Hilfsmittel bildet. 

D a r m «ladt. TF egele. 
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G. H. A. Kröhnke’s Taschenbuch zum Abstecken von Bögen auf 
Eisenbahn- und Weglinien. 16. Auflage. Bearbeitet 
von R. Seifert, Regierung®- und Baurat. 16 °. 119 Seiten. 
15 Abb. Leipzig und Berlin 1923. B. G. Teubner. Kartonniert 2 
An der einleitenden Erläuterung und der allgemeinen Anordnung 
der Zahlentafeln des bekannten Taschenbuchs zum Abstecken von Bögen 
(früher Kurven), dessen 15. Auflage (1911) im Archiv 1912, S. 529, be¬ 
sprochen worden war, ist bei der jetzt vorliegenden 16. Auflage nichts 
geändert worden. An der Beschaffenheit des verwendeten Papiers kanti 
man im Vergleich gegen die vorige Ausgabe erkennen, wie wir auch auf 
dem Gebiet der Buchherstellung unter den Wirkungen des Versailler 
Vertrags heruntergekommen sind. 

In den Zahlentafeln ist zur Abteilung der Zehntel, Hundertel usw. 
von den Einern, abweichend vom Text der Einleitung, nicht das 
Komma, sondern der Punkt angewendet; dies entspricht nicht den bei 
uns bestehenden amtlichen Vorschriften und sollte heute, schon aus Kück^ 
sichten der Erziehung, um so mehr vermieden werden, als die neue Zeit 
ohnehin zu Willkür und Gesetzlosigkeit neigt. 

Das bewährte Taschenbuch kann in seiner neuen Auflage zum Ge¬ 
brauch bestens empfohlen werden. b\ R. 


Manes, A., Grundzüge des Versicherungswesens (Pri¬ 
vat ve rsi c her u n g). 4. Aufl. — B. G. Teubner, Leipzig 

und Berlin. 1923. *' ' 

Eine Schrift, die in 4. Auflage (14.—18. Tausend) erscheinen kanh^ 
hat schon die Vermutung der Brauchbarkeit für sich. Die Vermutung 
wird duroh den Inhalt voll bestätigt. Es ist fast erstaunlich, wieviel 
von dem verwickelten Stoff auf 117 Seiten gebracht wird. Wenn'es 
sich däbei teilweise nur um kurze Andeutungen handeln kann, so wird 
doch überall lebhafte Anregung zu weiterem Nachdenken und Nach¬ 
forschen gegeben. Jedenfalls wird dem ersichtlichen Ziel der Gefhöftc 
Verständlichkeit in reichlichem Maß und in klarer Fassung Rechiitrrig 
getragen. Schon deshalb ist der kleinen Schrift weite Verbreitung“tiU 
wünschen. KienttiV' A 

'li - ft 


Schultze, Dr. Ernst, Professor. Organisatoren und W i j-1. 

Schaftsführer. Leipzig 1923. F. A. Brockhaus. . h 

In unserem Zeitalter handelt es sich mehr wie je darum, Kräfte 
zusammenzufassen und auszunutzen. Dem Deutschen obliegt die Auf/ 
gäbe, den Verlust an Substanz durch Geisteskräfte zu ersetzen. Be¬ 
sonders in Deutschland ist der Organisationsgedanke auf jedem 
Gebiet geläufig geworden. Die Frage, welche Persönlichkeiten ge¬ 
eignet sind, zu organisieren, und worin das Wesen einer Organisation 
besteht, steht mit gutem Recht im Vordergrund. 
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Der Verfasser behandelt in seinem Büchlein 3 Fragen: 

1. Worin besteht das Wesen und die sozialökonomische Funktion 
des Organisators? 

2. Worin besteht das Wesen und die sozialökonomische Funktion 
des Wirtschaftsführers? 

3. Was kann unsere akademische Jugend tun, um die richtung¬ 
gebenden Fähigkeiten beider in sich heranzubilden? 

Bei der Behandlung der ersten Frage geht Schultze auf Begriff und 
Wesen der Organisation ein und gibt dabei interessante Definitionen. 
Er betrachtet als Organisation „die Steigerung der Wirkungskraft 
menschlicher Anstrengungen durch planmäßiges Zusammenordnen von 
Menschen und Einrichtungen“. Im Unterschied! davon definiert er 
Technik mit „Steigerung der Wirkungskraft menschlicher Anstren¬ 
gungen durch dingliche Arbeitsmittel“. Während die Technik bei der 
Arbeitsleistung stehen bleibt, bedeutet Organisation zugleich auch 
Arbeitsvereinigung. Der Verfasser bezeichnet Organisation 
ebenso wie Technik als eine „blindgeborene Kraft“ und betrachtet sie 
lediglich als Methode. Der Organisator muß mit den Fähigkeiten 
von Geburt an ausgestattet sein, die ihn instandsetzen, positiv zu wirken. 
Er muß eine Persönlichkeit sein, die durch die Art des Handelns und 
Auftretens die Menschen in ihren Bann zwingt. 

Von dem Wirtschaftsftihrer verlangt Schultze zu diesen Fähigkeiten 
des Organisators hinzu die Begabung, ein Wirtschaftsdenker zu 
sein. Seine Persönlichkeit muß in der Lage sein, die Wirkungskraft 
der volkswirtschaftlichen Vorgänge durch planmäßiges Zusammenordnen 
von Menschen und Einrichtungen zum besten der Allgemeinheit steigern 
zu können. Im Gegensatz zum Organisator, der für den Erfolg eines 
Unternehmens wirkt, das mit anderen im Wettbewerb steht, nimmt der 
Wirtschaftsführer grundsätzlich die Interessen der Allgemeinheit wahr 
und muß von der Absicht beseelt sein, die Volkswirtschaft vor dem 
Strudel des inneren Wettbewerbs zu retten. 

Die dritte zur Behandlung gestellte Frage, die sich mit den Auf¬ 
gaben der akademischen Jugend befaßt, gliedert der Verfasser nach 
geistiger und sittlicher Richtung. Heranbildung eines instinktiven Ge¬ 
fühls dafür, was wirtschaftlich möglich und erreichbar ist, muß für 
künftige Organisatoren und Wirtschaftsführer verlangt werden. Keines¬ 
wegs darf von ihm vernachlässigt werden, Ideale zu pflegen und das 
ethische Erbgut des deutschen Volks zu w T ahren. 

Die von hohem sittlichen Bewußtsein und vaterländischem Sinn 
getragenen Ausführungen können aufs w r ärmste zum Studium empfohlen 
werden. Gerade der Gedanke muß sich durchsetzen, daß eine Durch¬ 
bildung in den Wirtschaftswissenschaften für Führer unserer deutschen 
Wirtschaft verlangt werden muß. Die Art der Aneignung wird Sache 
ihrer selbst bleiben. 

®r. Dr. Baumann. 
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Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und au* verwandten Gebieten. 

Bauer, W., und Stärker, H., Drpl.-Ing. Berechnung und Konstruktion van Dampf¬ 
lokomotiven mit einem Anhang über elektrische Lokomotiven. Zweite Auf¬ 
lage. Berlin 1923. 

Roag, George L. The Railways of Spain. London 1903. 

Bas Fernkabel. Mitteilungen über Kabelanlagen für den Naeliriehtenverkehr im 
ln- und Ausland. Heft. 4. Berlin 1923. 

Hinnenthal, H. Die Eisenbahnwagen und Bremsen. Mit Anhang: Die Eisen¬ 
bahnfahrzeuge. im Betrieb. Zweite Auflage. Sammlung Göschen. Berlin 
und Leipzig 1923. 

Lustige Lokomotivbilder. Hannover-Linden 1923. 

Nansen, Fritjof. Rußland und der Friede. Leipzig 1923. 

Schwarte, M. Der große Krieg 1914/18. Zweiter und zehnter Band. Leipzig 1923. 


Zeitschriften. 

Archiv für Post- und Telegraphie. Berlin. 

Jahrgang 1923. Nr. 9. September 1923. 

Fürstbischof lieh Münsterisehe Personenposten. 

Her Bauingenieur. Berlin. 

4. Jahrgang. Heft 17 bis 19/20. Vom 15. September bis 15. Oktober 1923. 
(17:) Über die last verte Monde Wirkung von Brüekonbelägen. — Zur Be¬ 
rechnung durchlaufender Balken. — (18:) Elektrische Erstfahrt auf 
Österreich Ischen Buiide&buhneiL — (19/20:) Die Sch iffshebewerke der 
M. A. N. 

Die Bautechnik. Berlin. 

1. Jahrgang. Heft 39 bis 45. Vom 4. September bis 19. Oktober 1923. 

(39;) Wasserstraßen, Wasserkräfte urwl Industrieanlagen. — Die Vor- 
trieb9gasohwindiigkeit Lm Stollen- und Tunnelbau. — Neuzeitliche Bau- 
maischhien (Baulokoanotiven uid Raupenschlepper). — (40/41:) Der 
Widerstand von Einbauten in Flüssen und anderen offenen Gerinnen auf 
das strömende Wasser. — (43:) Vorschläge für ein einheitliches 

Brückenlager. — (42:) Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart — 
(43: ) Reichweite und Ergiebigkeit einer Grundwassersenkung in Ab¬ 
hängigkeit von der Betriebsdauer. — (44*) Ein neuartiger Gelenk- 

staiigeiiantrieb für die Bewegung von Klappbrücken. — (45:) Über Eisen¬ 
betonquerschwellen und ihre Bewährung. 

Beton und Eisen. Berlin. 

22. Jahiwang. Heft 19. Vom 5. Oktaler 192.3. 

Betonrohre für Tnnendruck. 

Braunkohle. Halle. 

22. Jahrgang. Heft 28. Vom 20. September 1923. 

Die Ermittlung der Arbeitsintensität durch Zeitstudien sowie die Anwen¬ 
dung der Höchetpensumidce auf die Lahnform in Abraum- und Gruben- 
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betriebon. — DorMiolaiisle^r-Glei^riicrkjm^hiTi^n. — Die neu-eu Eisen- 

11 «fc buhirtarife für Kohlen. 

Deutscher Außenhandel. Berlin. 

'* f:,, 23. Jahrgang, Nr. 17/18. Vom 20. September 1928. 

Zur Gttitea'tiarifpoliti'k. 

Deutsche Wirtschafts-Zeitung. 

$0. Jahrgang. Nr. 37/88 bis 39/40. Vom 18. September bie 2. Oktober 1923. 
(37/38 und 39/40:) Zur Frago dor Goldmarkrechnimg. — (37/38:) Um 
die Währungsreform. — Auf dem Wege aum Frank ieruirigszwang int 

. / < Frachtverk ehr. 

Diuglers polytechnisches Journal. Berlin. 

338. Band. Heft 17/18. Vom 15. September 1923. 

Die ersten Kühlwagen der Deutschen Reichöbahn und ihre Bedeutung für 

/ ; * die Lebensniit te 1 versorgn ng Deutschlands. 

Das Eisenbahnwerk« Berlin. 

2. Jahrgang 1923. Heft 17 bis 19. Vom 8. September bis 6. Oktober 1923. 
(17:) Das Gedinge verfahren in den Reichsbahn werk Stätten. — Licht- 
bogen schweißung im Eisenbahnwesen. — (18:) Die Behandlung des Be¬ 
triebsbuchs der Lokomotive beim Einbau eines Ersatzkessels. — Die all¬ 
gemeine technische Abteilung in den Eteenbahjiwerken. — Ausrichten der 
Kreuzkopfgkuthahn und des Blasiohrs an Lokomotiven. —- Über Schmier¬ 
mittel. — (19:) Das Umsetzen neuer Gedanken in die Wirklichkeit. — 
Wirtschaftsergcbnivsreohnuiig in den Ausbesserungswerken der Deutschen 
Reichsbahn. — Der Organisator-Sinn und Zweck der Zeitstudien. — 
Die Stenographie bei der Geschäftserlwligiung in den Eisenbahnwerken. 

Del* elektrische Betrieb. (Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen.) München. 

21. Jahrgang. Heft 17 bis 18. Vom 10. bis 24 September 1923. 

(17:) Zur Frage der Abschreibungen und Rückstellungen ira Zeichen der 
Markentwertung. — (18:) Ist Gleichstrom zur Lichtbogenschweißung un¬ 
entbehrlich?. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

4X. Jahrgang. Heft 38 bis 41. Vom 23. September bis 14 Oktober 1923. 
(38:) Das Freileitungs-GruiKlraoiKjgrmniu. — Einige Versuche über 
Wirbelströrao und deren Verhütung in Kernen von Transformatoren und 
ähnlichen Apparaten. — (10:) Zur Haltbarkeit der miit Teeröl impräg¬ 
nierten Holzmaste. — (11:) Das Verhalten der Freileitungen bei zusätz¬ 
licher Eishelastung. 

Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

44. Jahrgang. Heft 38 bis 40. Vom 20. September bis 4. Oktober 1923. 

(38:) Das europäische Fernkabclnetz. — (39:) Betriel>serfahrungen mit 
selbsttätigen Umformer w erken. — Zur Definition de^ Begriffs Unsym¬ 
metrie eines Drehstmin syst ein*. — (10:) Eisenbahnzngteiephonie. 

Engineering. London. 

116. Band. Nr. 3012 bis 3015. Vom 21. September bis 12. Oktober 1923. 

!;r< i (3012:) Air filters for motor tnnioiis. —- Rood I ran spart. — The future 
. irf Iransport by rail. — (3013:) The Majox central buffer coupler. -- 
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■ ••! n< r(äKH4e^fLathmötive'oonper’ «thfys. ^ (5015:) Tho ftevc4oiinielit of electri- 
city rapply. 

(ila^n Annalen. Berlin. 

47. Jahrgang. Nr. 1110, Vom 16. September 1923. 

Elektrische Zugförderung. — Vom englischen Güterverkehr. 

Globus. Prag. 

4. Jahrgang. Nr. 36 biä 40. Vom 6. September bis 4. Oktober 1923. 

(36:) Index fahrpreise im deutschen ELseinbahntarif. — (38 und 39:) Die 
Haftung des Transportunteniehaners im Zollverfahren. — (38:) Bevor¬ 
stehende Tarifmaßnahtnen in der tschechoslowakischen Republik. — (40:) 
EVachtiberedhnung im internationalen Verkehr. 

Glückauf. Essen. 

59. Jahrgang. Nr. 38. Vom 22. September 1923. 

Feueruiiigsuntersuchxmgeii unter besonderer Berücksichtigung minder¬ 
wertiger Steinkohle. 

l)c Ingenieur. Haag. 

38. Jahrgang. Nr. 38 bis 40. Vom 22. September bis 6. October 1923. 

(38:) Proefondervindelijk onderzoek der epoorwegbruggen. — (40:) De 
toepaesing van kogel- en rollenlagere bij bet rollend mafrerieel der spoor- 
wegen en inedodeelingen over de rcsultaten in verschilfende landen 
bereikt. ♦ 

Journal of the American Institute of Electrical Engineers. New York. 

42. Band. Nr. 9. September 1923. 

I10-Kv tran&miesion line for Oak Grove development of Portlaml Hailway» 
Light and Power Comjwtiiy. — Light in g New York subway aud elevated 
cars. 

Die Lokomotive. Wien. 

20. Jahrgang. Heft 9. Septem her 1923. 

Zu Georg Stephensons 75. Todestag, 12. August 1848. — Die neuen 

Schnellzuglokomotiven der Madrid—Zaragossa- und Alicante-Bahn. — 
B-Pertonenzuglokbmotive der O k» en bu r gisch en * SkwUabab n. — Lokomotrv- 
bezeiehnung nach R. v. Holm holt/, nebst geschichtlichen Beiträgen. — Dos 
Statut der Bomdesbahnen. 

Maschinenbau. Berlin. 

2. Jahrgang. Nr. 23/24. Vom 15. Sf ptember 1923. 

Neuzei 11 iche Koh len ver ladeanlagen. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 

78. Jahrgang. Heft 6. Vom 15. Juni 1923. 

Das Griffinrad in technologischer Beziehung. — Leistungsmaßstab für 
Lok omotivausbesserungs werke. — Sch reihspurlehre Bauart Pollak- 
Chwrvat. 

Railway Age. New York, Chicago. 

68. Jahrgang. 1. Hälfte, Nr. 26. Vom 2. Jiuui 1923. 

The Conference on valuation. — How labor leaders seek „lower Railway' 
nates“. — Great Northern buikk new dock at Superior. — Samuel Rea 
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oxplains «fand to labor b6amL — Hearings on I. C. C. doq^lidation plan. 
— Hearing on adequacy of cars *Lud loeomotives. — Liungsirom turbine 
locomotivo for the Argentine Railwayß. — Hearing on Nickel Plate cou- 
solidlation. — Associated traffic elube of America meet at Indianapolis. — 
Kadicals hold vatuation Conference in Chicago. 

68, Jahrgang. 2. Hälfte. Nr. 1 bis 14. Vom 7. Juli bis 6. Oktober 1923. 

(1:) Operating trains agairust current reduces delay. — Annual meeting 
of the A. S. T. M. at Atlantic city. — A new assignment of dutios in I. C. C. 
organization. — Report of the New England Railroad committec. — M. of 
W. wage dispute remandod to Roads. — Why do not College men enter 
Railroading. — „Progressives“ want estimates on cos-t of Roads. — The 
Rail roads and the coal industry. — A plea for separate setticment for 
rebuilt cars. — President Roa says Board misrepresents. — Northwestern 
1922 traffic still below normal. — Soine points in refined discipline. — 
Commission prohibits assigned car practice. — I. C. C. opiiniion in N. K. P. 
consolidation case. — (2:) Car pooling and car officiency. — Piece work 
and time work wage«. — Public utility leaders on public relations work. 
— Separate settlement for rebuilt cans. — Lax grading now charactcrizes 
tie inspection. — Practice growing of paying old-age pensions. — A 
Briton makes caustic oomments about American Roacte. — Unit System 
of repairing freight cars. Trainmen meet to discuss wage increases. — 
Canadian national improves Position in 1922. — Prospeets for K. C. M. 
& 0. beooming brightcr. — (3:) New England Railroad rei>ort. — Redue- 
tion in lotss and damage to freight. — Utilizing idle multiple inain tracks. 

— Big Four tesls I. C. C. traiu oontrol device, — Th ree major wage 
disputes before labor boank — Civil engineers discuss transportation 
Problems. — Injunction against strike violencc made permanent. — 
Trolley construction for heavy electric traction. — I. C. C. statistics and 
operating officiency. — Accident investigations — january, february and 
marcli. — Soos five xnonths’ earnings promise well. — Bad Order cars 
down to 8,4 per oont. — D. T. & I. to eLectrify. — Permanent head boaxds 
between aections of pullman sleepers. — Mo. P. reduces freight Claims. — 
Moro recollcctions of a socretary. — (1:) Steain locomotivos in Grand 
Central terminal. — Coloniial dining cars for Baltimore & Ohio. — Obser- 
vationa of a transcontinental problom. — C. A. & Q. instails new light 
Signals. — Pulverizeil coal for locomotives in Japan. — Michigan Central 
onriis $ 12 818 271 nfter charges. — Big Four 1922 net best with single 
excepUon. — Raiiwuy Union spends money with abandon. — Railroade 
approach 15 per cent unserviceable locomotive goal. — Electric looo- 
motives for the Baltimore & Ohio. — The economicnl loading of irains. — 
U. Y. C. proposal to aequire P. & R. and C. of U. I. — (5:) Use of train- 
ordor signals at intcrlocking. — The transportation ratio must, be reduoed. 

— Freight car loading again breaks rocord. —* Labor board split over 
Orient wage dccisiou. — Canadian national mountain type loootnotive. — 
Thdermining the amount of wheel invpact on rail. — Chicago & Estern 
Illinois impro-ving rapidly. — A study of transrverse füssures in steel 
rails. — More water softenors on tho Illinois Central. — Headlight for 
track inspection. — (6:) Record-making traffic and operating efficiency. — 
The A. C. & Y. builds skle bay caboosos. — A transverse fissure in an 
old rail. — Anotlier car loading record. — Systematic tie distribution 
iin-sures long life. — Physical statisties and economical Operation. — T. H. 
IVarom made receiver for D. & R. G. W. — Imj>oralism, intrigue and the 
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Chinese Eastera. — What is wtong with the Northwestern ’Ratds. — A 
nvetaJ steam hoaise connection for passenger care. — (7:) Shitf early to 
minimize car shortage. — Concerning employee representation. — Southern 
Pacific litigation». — Increasing the capacity of a line. — Norfolk & 
Western installs lights in 15 yards. — Shippere urged to send freight 
early. — General Electric gete new order from Paulis ta Ry. — Do peak 
tnaffic montfcs pay for themselves? Illinois Central cut-off line approved. 

— Virginia asks rehearing on propoeed extension. — The development 
of the contiranls turntable. — President Coolidge seos no neod for special 
session of congress. — Government drops S. P.-C. P. litigation. — Do 
record car loadings mean record tonnage? — Harding funeral train given 
unprecedented care. — The Newhaven’s views on point committee report. 

— Use of oharts in Railroad eafety activitiea — The business man’s 
interest in Railway net. — (8:) Progress on Railroad transportation- 
program. — Employee representation. — The value of a knowledge of 
casts. — A big constniction program. — Suburban car featured by low 
unit w-eight. — Uniformed policemen stationed at grade crossings. — 
Employees’ participation in management. — Santa Fe is building 212 miles 
of second track. — The value of a single minute—eixty seconds. — Reduk¬ 
tion of export wheat rates refused. — Piece work on the Pennsylvania 
vsystem. — New cars for the A. C. L. — The trouble witli the Minneapolis 
& St. Louis. — Northern Pacific not reporting good earnings. — Economic 
aspect of the fiuel oil Situation. — New P. R. R. oombination car. — (9:) 
The need of uniform crossing-stop lawa. — Coal mining and Railroad 
la-bor conditions — a contrast —< Teste on dlifferent shaped arch bar sidfe 
frames. — Battery repair methods on the C. B. & Q. — The coal Situation. 

— I. C. C. to prescribe depreciation charges. — Rock Island uses long 
girders in new bridge. — Examiners report againet electr.ic Railway 
scheme. — Conference board issues report on Railroads. — The institute 
of transport’s eductional program. — Moffat tunnel project nears reali- 
zation. — Tool foremen’s Convention. — Report on Sprague automatic 
train control. — Big Four teste train control in passenger Service. — 
(10:) What it costs to earn a dollar. — The relation of signaling to 
Operation and traffic. — Public sentiment and the Railroads. — Train 
Operation improved by grade Reparation. — Tool foremen conclude meeting. 
I. C. C. statistics and operating cfficiency. — Recent developments of tlio 
motor coach. — Denver and Rio Grande Western needs many improve- 
inents. — Transport factors in the soft coal bueiness. — First quarter of 
1923 sliows increase in Claims. — New car loading record. — General 
foremon's convention in Ghigaco. — Hearing on sleeping car ratee and 
öurcharge. — Friction drive for turntajble tractors. — New York Central 
shopmen agree to piecework. — Equipment painting sectioix — (11:) The 
increase in the Railroad pay-rolte. — Railroadi cluhs facc large opportuni- 
tiee. — Handling more traffic with existing facilities. — Equipment con¬ 
dition« improve. — How the capacily of a line can be increased. — Gaunt- 
let signals replace six flagmen. — The prospects for electrification. — 
1. 0. C. hearing on Pullman surcharge. — Enginemen and Rwitchmen 
to ask return to peak wages. — Conclusion of general foremoiks (Kon¬ 
vention. — Burlington develops large freight Station. — Accident investi- 
gations—april, may aud juni. — Traweling engineers hold annual Conven¬ 
tion. — A ibeft-prooved electric lamp. — I. C. C. is^ues first final valuation 
reports. — Regional advisory board meets in Detroit. — Transportation in¬ 
stitute studies legislation. — Western legislative Situation shows improve- 
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A ,*«h»fiitin*4* (18 r)Theirabezt rahnathm) x^^6rie. ** Th8 Situation of the 
<>r '!■•-» Western Roads. — Electrical maintenance eombined. — Divergent opinion 
in New England. — Coal commission reports on transportation. — Ticket 
agents hold Convention at Portland, Oro. — Waco, Ter, oelebratee opening 
of Katy shops. — Union Pacific safety rally promotes good will. — Closing 
»essions of tnaveling engineers’ meeting. — Rail oonditions brought to 
attention of President. — A love feast with shippers. — Missouri Pacific 
hoapital dedicated at St. Louis. — Roadmastere hold annual Convention in 
Chicago. — Progress on transport program. — Essentials of division 
accounting. — Telegraph men oonivene at Colorado springe. —- Concreto 
train places 25 signal foundations a day. — (13:) New England grouping 
faivored. —* Horw Railways may compete. — Misunderstanding about 
omployee representatioix — Adopt tho Standard box car. — Yaluation 
Os a basis of rate-makiing. — Moving inore traffic with the e&me facili- 
ties. — Freight rate question discussed by Cabinet. -^ Illinois Central 
buiW gravel washing plant. — He Profits most wbo serves best — 
N. Y. C. plan« now Niagara river Crossing. — Government regulation 
recommended for coal. — I. 0. C. makes favorable report on miiler train 
rontrol dev im — Hearing on Carolina Cünchfield and Ohio lease. — 
(iasoline motorized coach for the Chigaco and North Western. — Servioe- 
progress special arouses w.ide interest. — Now England favors regional 
Hailway grouping. — Contract locomotivo repairs in ordnanee plant. — 
Aimual aoeident bullet u\& for 1922. — (14:) Permanence of public 

relations work. — Simple economies for workers. — The oente of the 
Railroad businoss. — Burlington blühte now locomotive shops. — Educa- 
ting workers in fundamental economies. — Pullmann caf6 parlor car. — 
Baltimore and Ohio common divldend restored. — (14:) Report on 

rollision at Fowler, Colorado. — Ways to move inore traffic over a line. 
— Hearing on Clinehfield lease. — Public benefit from more Railroad 
freedom. — A smaller amount of timber treated in 1922. — Baldwin 
locomotive officer answers grange questions. —* Gasoline eiectric loco- 
mofcive. — Flood causes disaatrous wreck on the Burlington. — Railways 
of India adopt. revised istatistics. — Railway consolidation hearings *t 
Boston. — A compact cinder handling plant. 

Revue generale des chemins de fer et des Tramways. Paris. 

42. Jahrgang. Nr. 3. 4. September 1923. 

\jes chemins de fer en Pologne. — Note sur les lokomotives ten-wheel com¬ 
pound, quatre cylindres ä surehauffe, type 8 bis, dos chemins de 
fer de TEtat beige. — Constatations effectuees au oours d’un voyage 
d’etudes relatif ä lexploitation des chemins de fer ä Taide des auto- 
motr.ices Diesel. 

Nr. 4. October 1923. 

Note sur los Profite du teiltest. — Notice hteiorique sur la d£cou verte des 
lois du frottement de glissemenl — Note sur Jo oakrut graphique des 
ressorts en >h£lice. 

Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 

Band 82. Nr. 9 bis 15. Vom 1. September bis 13. Oktober 1923. 

(9:) Versuche zur Bestimmung des Seitendnuck« von feuchtem Zement¬ 
beton. — Elektrische Fußbodenheizung. — (10:) Führung und Lauf des 
Lokomotivrades im Gleise. — Die schweizerischen Eisenbahnen im Jahre 
1922. — (13 u. 14:) Entwürfe zum Bahnhofvorplate und Aufn&hmegebäude 
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der Statiou Zürich-Enge. — (15:) Die schweizerischen Eisenbahnen im 
Jahr 1922. 

Loa Transportes. Madrid. 

5. Jahrgang. Nr. 119 bis 121. Vom 30. August bis 30. September 1923. 

(119:) El r£gimen de los v&gonee particul&ree. — La solnciön inglesa <ss 
comontada favoraiblemente por la prensa profesional. — Casas para 
obreres. — Como fomentan la riqueza rural las compaüias ferroviarias 
de Francria. — El ferrocarrii Panamericano. — Electriticacion de los 
ferrocarriles bülgaros. — Electrificacion de ferrocarriles en Suecia. — 
Ferrocarriles brasilefios. — La subestaeiön aörea de Sihlbrugg, de los 
ferrocarriles suizos. — El frenado de trenes de mercancias. — Ferrocar¬ 
riles argentinos. — (120:) Para ei encargado de Hacienda. — La tarifa 
29—129. Situation insostenible que debe terminar. — Es urgente. — 
La traciön ferroviaria for locomotoras electro Diesel. — Huelga de 
ferroviarios en Hungria. — (121:) El regimen de los ferrocarriles 
espafioles comentado por un inglös. — Cömo han logrado nivelarse 
los ferrocarriles suizos? — Los ferroviarios ingleses piden la naciona- 
lizaciön de loe ferrocarriles. — EloctrificacicVn de los ferrocarrii^ 
juponescs. — Ferrocarriles polacos. 

\ erkehrsteclmik. Berlin. 

Jahrgang 1923. Heft 36 bis 42. Vom 7. bis 19. Oktober 1923. 

(36:) Ein moderner Straßenbahnwagen. — Grundsätze für die Über¬ 
höhung der äußeren Schiene in Krümmungen. — Normalisierung im 
Lokomotivbau und Typisierung der Kleinbahnlokomotiven. — Die 
moderne Betriebsvorkalkulation. — Die wirtschaftliche Lage der fran¬ 
zösischen Eisenbahnen im ersten Halbjahr 1923. — (37:) Außerordent¬ 
liche Hauptversammlung des Vereins deutscher Straßenbahnen, Klein¬ 
bahnen und Privaleisenbahnen. — Das Wesen und die Vorteile der 
elastischen Schienenunterstützung. — (38.) Vorrichtung zum selb¬ 

ständigen Auf füllen der Windkessel von Wasserkranen mit Druckluft. 
— Zur Frage der Kugel- und. Rollenlager im Straßenbahnbetrieb. — 
Die deutschen Privat eisenbahnen und Kleinbahnen 1910 bis 1920. — 
(39;) Die Sandtransportbahn der Stadt Arnheim. — Ersparnisse im 
Fahrdienst. — Chausseebenutzungsgobühren. — (10:) Eine neue Diesel¬ 
lokomotive. — Verfahren zur Eignungsprüfung von Lagerschmiermitteln. 
— (41:) Hebevorrichtungen für Eisenbahnwagen und ihre Wirtschaft¬ 
lichkeit. — Sind Kontrollapparate in Straßenbahnbetrieben zur Er¬ 
zielung besserer Führerloistungen notwendig? — Gemischtwirtschaftliche 
Gesellschaften in Rußland. — (42:) Neuzeitliche Gleiserhaltung bei 
Straßenbahnen. .— Hebevorrichtungen l'iir Eisenbahnwagen und ihre 
Wirtschaftlichkeit. — 

Verkehrstechnische Woche. Berlin. 

17. Jahrgang. Heft 37/38 bis 41/42. Vom 17. September bis 15. Oktober 1923. 
(37/38:) Dio Organisation des Geologendienstes bei den Eisenbahnver¬ 
waltungen. — Kraftquellen und Verkehr als bestimmende Faktoren für 
deutsche \\ irtschaftsgebicte. — Die technische Wissenschaft als 
schaffende Volks- und Weltwisscnsehaft. — (39/10:) Zur Theorie des 
Trassierens. — Unterricht und Wirtschaftlichkeit bei der Deutschen 
Reichsbahn. — Doppelkrano im Hamburger Hafen. — (11/12:) Der 

Sclb-tkiinx‘r im Baubetrieb. — Das Eisenbahiisclhstkostenproblem im 
Spiegel der Literatur. 
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Zeitschrift für Bauwesen. Berlin. 

73. Jahrgang. Heft 4 bis 6. 1923. 

Über Längenprofile von »Seilbahnen. !|j0 j» | 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Architekten-Vereines. ''tMieti. 

75. Jahrgang. Heft 36/37 bis 38/39. Vom 14. bis 28. September 1923.* 

(36/37:) Die Donau als Schiffahrtsweg seit Beendigung des Krieges. — 
Die Schiffahrtsstraßen und Hafenanlagen Berlins. — (38/39?) Holz- 
stöckelpflastcr auf Brücken. !l 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. , 

Band 67. Nr. 86 bis 39/40. Vom 1. bis 29. September 1923. i 

(35:) Lokomotivradsatz. — Drehbank. — (37:) Zeichnerisches Verfahren 
zum Vergleich zweier Bremsenbauarten. — (39/40:) Bemerkenswerte 
Brucherscheinungen. — Ermittlung der Fahrzeiten auf mechanischem 
Wege. 


Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

68. Jahrgang. Nr. 35 bis 42. Vom 30. August bis 18. Oktober 1923. 

(35:) Zur Hebung der Verkehrsleistungen auf den Bahnhöfen der Berliner 
Stadt- und Ringbahn. — Vom Geiste der Ausbildung. — Die elektrischen 
Zeitdienstanlagen in dem Reiehsbahndirektionsbezirk Berlin. - (tWf 
Die deutschen Eisenbahnen von 1910 bis 1920. — Ist ein Beamtbhahbau 
bei H&er Reichsbahn möglich? — Da*} Geldentwortungsproblem im Eiseu- 
bahnfrachtrecht. — (37:) Freizügige Benutzung der Güterwagen im 

Verein Deutscher Kisentaa Imverwaltungen. — Der passive Widerstand 
an Rhein omd Ruhr. — (38:) Der wertbeständige Gütertarif. — Die 
Kraft Wagengüterbeförderung kn Berliner Ortsverkehr. — Das Verhältnis 
zwischen Verkohrsbiviimten und Publikum als eine Aufgabe der staats¬ 
bürgerlichen Erziehung. — Neueres von der für elektrischen Betrieb 
umgewandelten Roichsgrenzobalm in Schweden». — (39:) § 25 des preußi- 
ELsenbnhngesetiZCis. eine Beeinträchtigung des Reich.sibahnfiskuis und eine 
»soziale Unbill. — Schal ter-Fahrka r t endruck er. — Selbsttätige Zeit¬ 

einteilung elektrischer Bahmihren. — Die Gotthandbahn im elektrischen 
Betrieb. — (40:) Röll, Enzyklopädie des Eisen bah nwosens* 9. und 

10. Band. — (11:) Ständige Ausschüsse des Vereins Deutscher 

Eisenbahnverwa ltungen. — Nachrichten von den schweizerisch eh Eisen¬ 
bahnen. — (40 bis 42:) Der neue Hauptbahnhof Stuttgart uni seine» 

Lehren. — (42:) Beratungen des Technischen Ausschusses deö ; Vereins 
Deutscher Eisenhahnverwaltungen. 

ZentralbUtt der Bauverwaltung. Berlin. 

48. Jahrgang. Nr. 79 bis 81/82. Vom 3. bis 10. Oktober 1923. 

(79:) Ein neues Verfahren zur Bemessung von Eisenbetontragwer^»»!^ 
- (81/82:) Gasbeton, ein neuer Baustoff. *' fl# 

r 1 



* 


He raus ge gaben im Aufträge de« Reicbarerkehraminlnterium». 

Verlag von Juliu« Springer, Berlin W. — Druck von II. S. Hermann A Cu., Berlin SW 19, Beuthotr. 8. 
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